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Vorwort 


lj™|gie  nachstehende  Arbeit  bezweckt,  in  einer  dem  Westen  zugängigen 
llzi^  Sprache  ein  Bild  von  der  Anwendung  des  Seetcriegsrechts  in  dem 
W^Sk  japanisch-russischen  Krieg  von  Seiten  Japans  in  leicht  fiber- 
sichtlicher Form  zu  bieten. 

Die  Arbeit  macht  keinen  Anspruch  auf  Ori.<>a;alitat.  Dt-r  anfängliche 
Pinn,  die  japanischen  Piisen^erichtsentscheidungen  in  fortlaufendem  Text 
zu  besprechen,  mußte  dem  Wunsche,  keine  Kritik,  sondern  cnie  objektive 
Darstellung  zu  geben,  geopfert  werden.  Auch  glaubte  der  Verfasser, 
nachdem  er  Überblick  über  das  gesamte  Material  gewonnen  hatte,  den 
Hauptzweck  schneller  Übersichtlichkeit  des  umfangreichen  Stoffes  nicht 
besser  erreichen  zu  können,  als  indem  er  anstelle  seines  eigenen  Textes 
die  ffir  diesen  Krieg  japanischerseits  erschienenen  prisenrechtlichen  Be- 
stimmungen setzte  und  diese  mit  erschöpfenden  Verweisungen  auf  das 
Kntscheidungsmaterial  versah-  Dies  um  so  mehr,  als  die  Entscheidungen 
sich  mit  \tenigen  Ausnahmen  an  diese  Bestimmungen  halten.  Wo  Ab- 
\(eichungen  vorgekommen  sind,  wird  dies  aus  den  Verweisi^ngen  der 
Fußnoten  leicht  ersichtlich. 

Wie  die  Verordnungen  und  Instruktionen  ist  auch  das  sich  daran 
anschließende  vollständige  £ntscheidungsmaterial  mit  Fußnoten  versehen, 
welche  vorzugsweise  ihrerseits  auf  die  genannten  prisenrechtlichen  Be- 
stimmungen Bezug  nehmen. 

So  ist  die  Arbeit  im  wesentlichen  nur  eine  Übersetzungsarbeit, 
als  velche  sie  aber  bei  der  Authentizität  ihrer  Grundlagen  eine  um  so 
sicherere  Quelle  für  ^ür^chuni,^  Kritik  und  Nachbikiur,^  abgeben  kann. 

De?-  Verfasser  hat  wertvolle  Beiträge  für  che  nachstehende  Arbeit 
erhalten  von  der  Kaiserlich  Deutschen  Botschaft  in  Tokio  und  dem 
Kaiserlich  Deutschen  Generalkonsulat  in  Yokohama. 


Digitized  by  Google 


—  IV  — 


Außerdem  ist  ihm  von  japanischer  Seite  unentbehrliche  Hilfe  zuteil 

gevt'orden.  V'orzugsvceise  hat  er  zu  danken 

Seiner  Excellenz  Herrn  Baron  Dr.  Qoto  Shimpei, 
Herrn  Staatsanwalt  Koyama  Matsukichi, 
Herrn  Rechtsanwalt  Dr.  Nagashima  Washitaro, 
Herrn  Rechtsanwalt  Dr.  Jshtbashi  Tomolcichi, 
sowie  seinen  ständigen  Mitarbeitern,  den  Herren  Kamada  Toshl- 
kuni,  Watanabe  Junnoske  und  Fujikawa  Jiro. 

Twatutia,  f  ormosa,  Januar  1907. 

Dr.  Mechlenbui:^. 
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Anordnung. 


Die  Arbeit  zerfällt  in  sechs  Abschnitte  (1 — VI).  Die  Abschnitte  I— V 
enthalten  die  jaf)anischen  Prisenrechtsbestimmungen,  der  Abschnitt  VI 
die  Prisengerichtsentscheidungen. 

Zur  Erreichung  leichter  Übersichtlichkeit  ist  jeder  Seite  am  Rande 
oben  die  Nummer  des  betreffenden  Abschnitts  in  römischer  Ziffer  auf- 
gedruckt. 

Die  Prisengerichtsentscheidungen  sind  chronologisch  nach  dem  Zeit- 
punkt der  Aufbringung  der  Prisen  angeordnet.  Die  Entscheidung  eines 
Prisengerichts  und  die  dazu  gehörige  Entscheidung  des  Oberprisen- 
gerichts sind  jevceils  unter  derselben  Nummer  zusammengefaßt.  Die 
Entscheidungen  sind  entsprechend  der  Übersicht  am  Anfang  des  .Ab- 
schnitts VI  mit  arabischen  Zahlen  und  Buchstaben  numeriert,  «eiche 
gleichfalls  am  Rande  der  Seiten  aufgedruckt  sind. 

Sämtliche  Ver>xeisungen  in  den  Fußnoten  beziehen  sich  auf  die 
genannten  Randnummern. 
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Abschnitt  L 

Kaiserliche  Verordnung  Nr.  20  vom 
9.  Februar  1904 

betreffend  die  Befreiung  russischer  Handelsschiffe  von  der 

Beschlagnahme. 

§  1.-)  Die  belrii  Inkrafttreten  dieser  Verordnung  in  einem 
japanischen  Hafen  befindlichen  russischen  Handelsschiffe'')  können  bis 
zum  16.  f-ebruar  »)  in  diesem  Hafen  ihre  Ladung  löschen  oder  ein- 
nehmen und  von  Japan  abreisen.^) 

§  2.  Die  rus>isel]en  Handelsschiffe,  vcelrhe  Japan  gemäß  dem 
vorsichinden  Paras^raphen  verlassen  haben,  werden,  wenn  sie  ausweis- 
lich von  Sehiff^papteren,  die  von  einer  japanischen  Behörde  becflaubigt 
sind,  voj  dem  im  vorstehenden  P;ira<,^raphen  bezeichneten  lermin  ihre 
Ladung  gelöscht  oder  eingenüiiuiien  iiaben  und  von  dem  japanischen 
Hafen  abgereist  sind,  und  wenn  es  offenbar  ist,  dafi  sie  auf  der  Reise 
von  jenem  Hafen  nach  dem  nächsten  Hafen  der  Heimat  oder  einer 
Pachtung  oder  ihrem  Bestimmungshafen  begriffen  sind,  nicht  auf» 
gebracht.  Ausgenommen  sind  jedoch  solche  Fälle,  wo  schon  einmal 
ein  Hafen  der  Heimat  oder  einer  Pachtung  angelaufen  worden  ist. 

§  3.  *)  Die  russischen  Handelsschiffe, welche  vor  dem  9.  Februar 
1904  von  einem  ausländischen  Hafen  nach  einem  japanischen  Hafen") 
abgereist  sind,  können  in  den  japanischen  Hafen  einlaufen,  dort  sogleich 
ihre  Ladung  löschen^)  und  Japan  verlassen. 

')  Zweck  der  Verordnung  ist  Schutz  des  japanischen  ii^ndels:  VI  2b;  Gi  7;  8;  9. 
^  Dieser  Panigra^  itt  angezogen  in  VI  Sb*  1.  Ic;  6:  9;  10«:  12;  18;  15. 
^  Nicht  gültig  fOr  Fischereifahrzeuge:  VI  6;  7;  8;  9;  10a. 
*)  Fristvcrlnngcning  nicht  gewährt:  VI  18. 

Reiscunfahigkeit  schützt  nicht:  VI  15. 
*)  Dt^er  Paragraph  ist  angezogen  in  VI  la,  b;  3a;  4b;  öa,  7;  8. 

Keine  Analogie  zullsstg:  VI  la.  b;  4b;  6a;  7;  8. 
*)  Nidit  anwendbar  auf  ScIiiHe  ohne  Ladung:  VI  da. 

M«r»tr»sd-M«ehl«nbarK,  u^s  iapaoiMh»  PrUoarMht.  Baad  I.      (I)  1 
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Abschnitt  H 


Imtmlrtloii  <l«8  MarliMinfiifaliBrlains. 


Auf  die  russischen  Handelsschiffe,  welche  Japan  gemäß  dem  \  orig^en 
Absatz  verlassen  haben,  finden  die  Vorschriften  des  vorstehenden 
Paragraphen  entsprechende  Anwendung. 

§  4.  Auf  eilt  riisisischen  Handelsschiffe,  welctie  (iüter,  deren  Aus- 
fuhr verboten  ist,  Kriegskonterbandepersonen,  Kriegskonterbandegüter 
oder  Kriegskonterbandedokumente  an  Bord  fuhren,  findet  diese  Ver- 
ordnung keine  Anwendung. 

Zusa  tz  bestimm  ung. 
Diese  Verordnung  tritt  vom  Tage  der  Veröffentlichung*)  in  Kraft. 

^)  Diese  Vorordnung  wurde  mittels  Extrablatts  des  Staatsanzeigers  vom  9.  Februar 
1904  vcrüffenUicht. 

Keine  rOckwiikende  Knft:  VI  Ib;  3b;  Sa;  4b. 


Abschnitt  II. 

Instruktion  des  Marineministeriums  Nr.  1.^^ 

Krie^rskonterbande  während  des  japanisch-russischen  Krieges  wird, 

wie  folgt,  bestimmt: 

1.  Folgende  Güter  gelten  als  Kriegskonterbandc,  vcenn  sie  feind- 
liches Gebiet  zu  passieren  oder  dorthin  oder  an  die  feindliche  Armee  oder 
Marine  zu  gelangen  bestimmt  sind : 

Waffen,*)  Munition,  Fxplosivstotte  und  deren  Materialien 3)  (ein- 
schließlich Blei,  Salpeter,  Schwefel  iis\x-.)  sowie  .Wasehinen  für  deren 
Verarbeitung,  Zement,  *)  Uniformen  unci  AusrüsUini;ssTe'i,'cn>t;inde  für* 
Armee-  und  Marineangehörige,  P.inzerplatten,  Materia!  für  Bau  und 
Ausrüstung  von  Kriegsscliiffea  und  sonstigen  Schiffen  •'•)  und  alle  anderen, 
nicht  unter  die  obigen  fallenden  Gegenstände,  welche  nur  zum  Kriegs- 
gebrauch dienen  können. 

2.  <)  Folgende  Güter  gelten  nur  dann  als  Kriegsiconterbande,  wenn 
sie  fQr  die  feindliche  Armee  oder  Marine  bestimmt  sind  oder  nach  einem 
Platz  in  Feindesland  gehen,  nach  dessen  Verhältnissen .  angenommen 
werden  muB,  daß  sie  zum  Gebrauch  der  feindlichen  Armee  oder  Marine 
dienen  wurden: 

*)  Vgl.  hierzu  ^§  13,  U  und  16  der  Sccpriscnordnung  (V). 

«)  VI  30b,  c;  36.  —  •)  VI  18c;  37a.  —  «)  VI  87a. 

")  VI  18b;  19h:  30a,  b,  c»  d;  36;  37a;  4Ba,  b;  55a.  b. 

^  Abgeändert  durch  litstniktlon  desMaiineministeriutiis  Nr.l  v.  9. Februar  1905(111). 
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Abschntft  II  u.  III 


Nahrungsmittel,')  Getränke,*)  Pferde,  Pferdegeschirr,«)  Pferdc- 
futter.i«)  Wagen,  Steinlcohlen. i^)  BauholZj^*)  Geld,«)  Geld-  und  Silber- 
bairen.  Materialien  zum  Telegraphen-,  Telephon-     und  Eisenbahnbau.  **) 

3.  Die  unter  den  beiden  obigen  Ziffern  aufgeführten  Güter  gelten 
nicht  als  Konterbande,  wenn  es  als  erwiesen  anzusehen  ist,  daß  sie 
ihrer  Menge  und  Art  nach  speziell  zum  Gebrauch  des  betreffenden 
Schi/fei  dienen  sollen. 

Dieses  wird  als  Instruktion  erlassen. 

Am  10.  l  ebruar  1904. 

Der  Marinemlnlster 

Baron  Yamamoto  Oombe. 

')  VI  18b;  l?ib,  h;  i.s.r  MOa,  b.  c,  d;  '.W;  :57a;  48a,  b;  50a,  b;  55a.  b;  57. 
•)  VI  18b,  c;  19h;  .iOa,  b,  c,  d.  -  »)  VI  .lob.  c.  —      VI  3.3b.  c;  34a,  b. 
")  VI  26a.  b;  27  a.  b;  29a,  b;  31a,  b;  li-Ja,  b,  ;J5a.  b;  36;  38;  39a,  b;  40a,  b; 
41; 43;  48a  b;  44a,  b;  45;  46;  49a,  b.  -  ")  VI  18c. 

VI  18c  d.  e,  f ;  19c,  d.  e,  f,  g,  h.  -  >*)  VI SOb;  37 a, b.  —  »)  VI  18c:  80a,  bb  d. 


Abschnitt  III. 

Instruktion  des  Marineministeriums  Nr.  1/^ 

Die  Instruktion  des  Marinemmisteriums  Nr.  1  vom  Februar  1904*) 
«ird.  wie  folgt,  abgeändert. 

Am  9.  Februar  1905. 

Der  Marineminister 

Baron  Yamamoto  Qombe. 

In  Ziffer  2  wird  hinter  „Getränke":  „Kleidung  und  deren 
Materialien"  hinzugefügt  und  statt  „Steinkohlen"  wird  „Steinkohlen 
und  sonstige  Brennmaterialien"  gesetzt. 

')  Vgl.  §  14  der  Scepriscnordnutig  (V). 
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PriMBgerichtsordaimf :  OrgmiaaliOB  und  Amtsrachto. 


Abschnitt  IV. 

Prisengerichtsordnung. 

Erster  Abschnitt. 

Organisation  und  Amtsrechte  der  Prisengerichte  und  des 

Oberprisengerichts. 

§1  In  Frisenangeleefenheiten  entscheiden^)  in  erster  Inslani:  die 
Priseni^'i  1  ii  hte,  in  zw  eiter  lii-^tanz  das  Oberprisenjjericht. 

§  2.  Die  Frisenj^cricliic  setzen  sich  zusammen  auü  einem  Prisen- 
gerichtspräsidenten  und  acht  Prisengerichtsräten. 

Zu  Präsidenten  sind  Richter  mit  Chokuninrang ')  zu  ernennen. 

Zu  Räten  sind  Personen  aus  den  nachfolgend  angegebenen  Ständen 
zu  ernennen: 

1.  Richter, 

2.  Marineoffiziere, 

3.  Marinemtnisterialräte  und  -Auditeure, 

4.  JMinisterialräte  der  L^^islatur, 

5.  Ministerialräte  und  Selcretärc  des  Aus«'ärti«jen  Amtes,  Diplo- 
maten und  Konsuln. 

§  3.  Das  Oberprisengericht  setzt  sich  zusammen  aus  einem  Ober- 
priscngerichtspräsidenten  und  acht  Oberprisengerichtsräten. 

Der  Präsident  wird  aus  den  Mitgliedern  des  geheimen  Staatsrats 
ernannt. 

7.U  Räten  vcerdeii  ernannt:  ein  Mitglied  L;vluiiTien  Staatsrats, 
zwei  Marineoffi/icre,  drei  Richter  des  Ka»;iti()n>lu)ts,  der  Chef  der 
Legislatur,  der  Direktor  der  politischen  AbtciliniL:  iin  Aus>xärtigen  Amt. 

§  4.  Drr  Präsident  eines  Prisenge^i^ht^  b/w.  des  Uberpri.-.cn- 
gericlits  hat  die  Oesamtleitung  der  Cieschäfte  des  Prisengerichts  bzvc. 
Oberprisengerichts  und  den  Vorsitz  bei  den  V^erhandlungen.  Wenn  der 
Präsident  verhindert  ist,  so  Irann  er  einen  Rat  des  betreffenden  Prisen- 
gerichts zum  Vorsitzenden  ernennen. 

')  In  ursprünglicher  Form  veröffentlicht  durch  die  Kaiserliche  Verordnung  Nr.  M!» 
vom  2«).  August  löUT;  abgeändert  durch  die  Kaiserliche  Verordnung  Nr.  55  vom 
1.  Marz  1904. 

*)  Die  Entscheidung  kann  sich  nur  auf  Einziehung  oder  Freigabe  erstredcen, 
nicht  auf  Schadenscisate  <VI  Ib;  2c.  1.  k;  5d:  2:>),  Arrestanlegung  (ViSd),  Darlchns- 
anaprüche  (VI  .'ih).  VorzngsrechJc  aus  einem  Hilfslohn  (VI  '2.\c). 

^)  d.  s.  die  Präsidenten  des  Kassationshofs  und  der  Oberlandcsgerichte  sowie 
die  Senatspräsidenten  des  Kassationthoft. 
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§  5  Jedem  Prisengericht  sind  drei  Staatsanwälte  und  dem  Ober- 
prisengericht zwei  Staatsanwälte  zugeteilt. 

Dieselben  sind  aus  den  Marineauditcuren,  Staatsanwälten  und 
höheren  Verwaltungsbeamten  zu  ernennen. 

Dem  Oberpriseiigericht  ist  ein  Sekretär  zugeteilti  der  aus  den 
höheren  Verwaltungsbearaten  zu  ernennen  ist. 

§  6,  Der  Präsident,  die  Räte  und  Staatsanwälte  der  Prisengerichte 
und  des  Oberprisengerichts  sowie  der  Seicretär  des  Oberprisengerichts 
Verden  auf  Vorschlag  des  Premierministers  vom  Kaiser  ernannt 

§  7.  Bei  jedem  Prisengericht  und  dem  Oberprisengericht  werden 
Ocrichtsschreiber  angestellt. 

Die  Präsidenten  berufen  die  Gerichtsschreiber  aus  den  Unter- 
beamten. 

§  8.  Zur  Vornahme  der  Verhandlungen  des  Prisengerichts  bedarf 

der  Anwesenheit  von  mindesten?,  6  Mitgliedern,  einschließlich  des 
Präsidenten,  worunter  2  aus  dem  Richterstand  sein  müssen.  Zur  Vor- 
nahme der  Verhandlungen  des  ()berpriscn<,^erichts  bedarf  es  der  y\n- 
vesenheit  von  mindestens  8  Mitgliedern,  einschließlich  des  Präsidenten. 

§  9.  Eröffnung  und  Schließung  der  Prisen gerichte  und  des  Ober- 
prisengerichts werden  durch  besondere  Kaiserliche  Verordnung*)  be- 
stimmt. 

Das  Oberprisengericht  wird  in  Tokio  errichtet.  Der  Amtssitz  der 
Prisengerichte  wird  durch  Kaiserliche  Verordnung")  bestimmt. 

Zweiter  Abschnitt 
Das  Prisenuntersuchungsverfahren. 

§  10.  Die  Kriegsschiffs*Kommandanten  haben  die  beschlagnahmten 
Schiffe  in  den  Hafen,  in  welchem  sich  ein  Prisengericht  befindet,  zu- 
führen oder  einen  Offizier  ihres  Schiffes  als  Vertreter  an  Bord  des 
beschlagnahmten  Schiffes  zu  schicken  mit  dem  Befehl,  das  Schiff  in 
den  betreffenden  Hafen  zu  führen.  Bei  der  Ankunft  ist  dasselbe  mit 
einer  Aussageschrift  dem  Prisengericht  auszuliefern.  Falls  das  Schiff 
aus  irgendeinem  Grunde  nicht  ausgeliefert  werden  kann,  ist  nur  die 
Aussageschrift  vorzulegen. 

Die  Aussageschrift  muß  die  Gründe  der  Beschlagnahme  sowie 
alle  Tatumstnnde,  welche  das  Vorgehen  rec  httertigen  sollen,  enthalten. 
Alle  Bücher  und  Dokumente,  die  von  dem  Kapitän  oder  der  Besatzung 

<)  Kataeriiche  Vctwdmmgen  Nr.  56  vom  1.  Min  1904  und  Nr.  84  vom  29.  Mflrz  1906. 

Die  Kaiserliche  Verordnung  Nr.  '27  vom  10.  Februar  litot  bestimmte  Sasebo 
Ib  Sitz  des  Prisengerichts.  Die  Kaiserliche  Verordnung  Xr.  .')♦;  vom  1.  AÜIi  1904 
ttg^  zu  Sasebo  noch  Yokosuka  als  Sitz  eines  Prisengerichts  hinzu. 
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des  beschlagnahmten  Schiffes  empfangen  worden  sind  oder  sich  an 
Bord  des  Schiffes  gefunden  haben,  sind  beizufügren. 

§  11.  Sobald  der  Präsident  des  Prise ngcrichts  die  Aussageschrift 
des  §  10  erhalten  hat,  hat  er  ffir  den  Fall  einen  Prisengerichtsrat  aus 
den  zuständigen  Prisengerichtsräten  zu  ernennen  und  denselben  mit 
dem  Fall  zu  beauftragen. 

Oer  beauftragte  Rat  hat  in  Gegenwart  des  Kommandanten  oder 
stellveriretenden  Offiziers  und  des  Kapitäns  des  beschlagnahmten 
Dampfers  die  vorgelegten  Schriftstücice  zu  öffnen  und  ein  Verzeichnis 
derselben  anzuft  rtisj^en. 

Nach  Beendigung  dieses  Verfahrens  hat  der  beauftragte  Rat  unter 
Zuziehung  des  Kapitäns  des  beschlagnahmten  Schiffes  das  Schiff  und 
die  an  Bord  befindlichen  Güter  zu  besichtigen  und  über  dieselben  ein 
genaues  Verzeichnis  nuf zustellen. 

§  12.  Der  beriuftrat^te  Rat  hat  den  Kapitän  und  die  Besatzung 
des  beschlagnahmten  Schiffes  und,  falls  er  es  für  nötig  erachtet,  die 
Besatzung  des  Schittes,  welches  die  Beschlagualime  ausgeführt  hat,  sowie 
die  Passagiere  des  beschlagnahmten  Schiffes  zu  vernehmen  und  über 
die  Vernehmung  vom  Oerichtsschreiber  ein  Protokoll  aufnehmen  zu 
lassen. 

Wenn  er  es  für  nötig  erachtet,  kann  der  beauftragte  Rat  zur 
Begutachtung  der  Angelegenheit  einen  Sachverständigen  ernennen  und 
dessen  Gutachten  einfordern. 

§  13.  Wenn  der  beauftragte  Rat  die  Untersuchung  des  Tatbestands 
beendigt  hat,  welche  er  ffir  die  Entscheidung  darüber  ffir  nötig  hält, 
ob  die  ganze  Prise  oder  ein  Teil  derselben  zu  nehmen  oder  frei- 
zulassen ist,  hat  er  eine  Untersuchungsschrift  anzufertigen  und  die- 
selbe zusammen  mit  der  Aussageschrift  des  §  10  und  den  dazu  ge- 
hörigen Dokumenten  dem  Staatsanwalt  des  Prisengerichts  zu  ubersenden. 

§  14.  Der  Staatsanwalt  hat  ffir  die  Entscheidung  über  den  Fall 
seinerseits  einen  Schriftsatz  anzufertigen  und  denselben  mit  den  ihm 
übersandten  Akten  dem  Prisengericht  einzureichen, 

Falls  er  es  zur  Aufstellung  seines  Schriftsatzes  für  nötig  hält, 
kann  er  den  beauftragten  Richter  unter  Angabe  der  fraglichen  iat- 
umstande  um  eine  veeitere  l 'ntersuchung  ersuchen. 

§  15.  Wenn  der  Staatsanwalt  in  seinem  Schriftsatz  die  Ansicht 
vertritt,  daß  die  in  Besehlag  genottimeiien  Sachen  sofort  freizugeben 
seien  und  das  Rriseiigericht  dies  gleichfalls  anerkennt,  so  hat  das  Prisen- 
gericht sofort  ein  Urteil  auf  Freigabe  zu  erlassen  und  dasselbe  sofort 
dem  Staatsanwalt  zu  übersenden. 

§  lö.  Wenn  der  Staatsanwalt  in  i,einein  S  liriftsatz  geltend  macht, 
daß  eine  Entscheidung  auf  Kinziehung  abzugeben  sei,  oder  wenn  das 
Prisengericht  sich  der  Ansicht  des  Staatsanwalts,  daß  die  Prise  sofort 
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freizulassen  sei,  nicht  anschließt,  hat  das  Prisengericht  das  Bekannt- 
mach iingsverlahren  vorzunehmen. 

In  der  Bekanntmachung  des  vorigen  Absatzes,  \x'elche  im  Staats- 
an^iger  und  in  zwei  in  Japan  erscheinenden  fremdsprachigen  Zeitungen 
zu  veröffentlichen  ist,  sind  die  Interessenten  ^)  darüber  zu  unterrichten, 
daB  sie  innerhalb  einer  Frist  von  30  1  agen, ')  vom  Tage  nach  der  Be- 
kanntmachung an  gerechnet,  schriftlich  reklamieren  können. 

Wenn  nach  Ablauf  der  im  vorigen  Absatz  bezeichneten  Frist 
Reklamationen  nicht  eingegangen  sind,  so  hat  das  Prisengericht  sofort 
zur  W^rhandlung  zu  sehreiten.  Wenn  der  Staatsanwalt  es  beantragt, 
hat  eine  weitere  Verhandlung  nicht  stattzufinden,  und  das  Urteil  ist 
sofort  zu  erlassen.  Üie  Urteilsschrift  ist  sofort  dem  Staatsanwalt  zu 
übersenden. 

§  17.  In  der  Reklamationsschrift»)  müssen  die  Hauptreklamations- 
punkte aufgezeichnet  sein,  und  die  Beweisschriften  oder  Beweisgegen- 
stände müssen  derselben  beigefügt  werden. 

Reklamanten  können  sich  nur  durch  japanische  Rechtsanwälte») 

vertreten  t")  lassen. 

Falls  der  Reklamant  oder  dessen  Vertreter  in  dem  Amtssitz  des 
Prisengerichts  keinen  Wohnsitz  hat,  hat  er  an  dem  genannten  Orte 
einen  vorübergehenden  Wohnsitz  zu  bestimmen  und  denselben  dem 
Prisen gericht  anzumelden,  um  die  Zustellung  von  Schriftstücken  zu 
ermöglichen. 

Falls  diese  Anmeldung  nicht  erfolgt  ist,  sind  die  Schriftstücke 
mit  der  Post  zu  befördern.  In  diesem  halle  werden  die  in  dieser  Ver- 
ordnung festgelegten  Fristen  vom  Tage  der  Aufgabe  auf  die  Post  an 
gerechnet. 

§  18.  Wenn  in  der  vorgeschriebenen  Frist  Reklamationen  ein- 
gegangen sind,  so  ist  ein  Termin  anzusetzen  und  in  demselben  die 
mündliche  Verhandlung  zu  eröffnen.  Der  Staatsanwalt  und  die 
Reklamanten  müssen  zur  Auslage  zugelassen  werden.  Hei  unbefugter 
Abwesenheit  eines  Reklamanten  ist  die  Verhandlung  glcichwuiii  zu  er- 
öflnen.  *') 

*v  Der  Begriff  Interessenten  ist  nicht  beschrankt  auf  Eigentümer  (VI  2d;  5k; 
i^b>.  doch  sind  Konsuln  als  solche  nicht  zur  Interessenwahrnahme  ihrer  Staatsangehddgen 
Iwfugt  (VI  2g;  5b). 

^}  VI  24;  10b;  18b. 

■)  Tetegnphlsche  Reklanuftion  unzuUssig:  VI  lOb, 

^)  VI  2  h.  In  der  zweiten  Instanz  Ist  die  Beniftingsschrift  von  einem  japanischen 
Rechtsanwalt  zu  zeichnen:  § 

Vertretungsvoilmacht  ist  in  schriftlicher  Form  zu  den  Akten  zu  bringen: 
VI  21;  5g. 

««)  VI  2h,  I:  5b.  d. 
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Nach  Beendigung  der  mündlichen  Verhandlung  ist  das  Urteil  zu 
erlassen  und  auf  der  Stelle  oder  an  einem  besonders  festzusetzenden 
Termin  zu  veröffentlichen.  Bei  Veröffentlichung  des  Urteils  ist  die 
Anwesenheit  des  Reklamanten  nicht  erforderlich. 

§  19.  Wenn  das  Prisengericht  vor  Erlaß  des  Urteils  eine  neue 
Beweiserhebung  für  nötig  hält»  so  kann  es  den  beauftragten  Rat  um  ~ 
dieselbe  ersuchen. 

Bis  zum  Erlaß  des  Urteils  können  von  dem  Staatsanwalt  und 

Reklamanten  neue  Beweise  und  Tatsachen  vorgebracht  werden. 

Wenn  im  J  alle  der  beiden  vorstehenden  Absätze  das  Prisengericht 
es  für  nötig  hält,  kann  aufs  neue  in  die  mündliche  Verhandlung  ein- 
getreten werden. 

§  20  Über  weitere,  das  Verhandlungsverfahren  betreffende  Punkte^ 
die  in  den  vorstehenden  Paragraphen  nicht  erwähnt  sind,  trifft  das 
Prisengericht  Bestimmung. 

§  21.  Der  Staatsanwalt  und  die  Reklamanten  können  £re<(en  das 
Urteii  des  Prisengerichts  bei  dem  Oberprisengericht  Berufung  einlegen, 

§  22.  Die  Berufungsfrist  beträgt  30  Tage,  vom  Tage  der  Ver- 
öffentlichung des  Urteils  oder  der  Zustellung  der  Urteilsschrift  ab  ge- 
rechnet. 

§  23,  Die  Herufungsschrift  ist  bei  dejn  Prisengericht  einzureichen. 
In  der  Berutungsschrift  sind  die  Hauptberufungspunkte  genau  an- 
zugeben. 

Die  Berufungsschrift  muB  von  einem  japanischen  Rechtsanwalt 
unterzeichnet  sein. 

Das  Prisengericht  hat  die  Berufung  zu  verwerfen,  wenn  dieselbe 
von  den  gesetzlichen  Formvorschriften  abweicht  oder  die  Frist  abgelaufen 
ist.  Im  Falle  des  Abweichens  von  den  gesetzlichen  Formvorschriften 
kann  das  Prisengericht,  falls  es  sich  um  das  Datum,  die  Adresse  oder 
andere  unwichtige  Punide  handelt,  den  Reklamanten  zur  Richtigstellunge 
auffordern. 

§  24.  Das  Prisengericht  hat,  ausgenommen  im  Fall  der  Verwerfung 
der  Berufung  nach  Maßgabe  des  vorstehenden  Paragraphen,  dem 
Reklamanten  eine  Abschrift  der  Berufungsschrift  des  Staatsanwalts  zu* 
zustellen  und  dem  Staatsanwalt  die  Berufungsschrift  des  Reklamanten 
vorzulegen.  Innerhalb  von  10  Tagen  ist  eine  Erwiderungsschrift  ein- 
zureichen. 

Die  im  vorigen  Absatz  cnxähnte  fcrvciderungsschrift  des  Re- 
klamanten muß  von  einem  japanischen  Rechtsanwalt  unterzeichnet  sein. 

Falls  das  Prisengericht  es  für  nötig  erachtet,  kann  es  die  Fristen 
der  §§  16,  22  und  24  verlängern. 


»»}  VI  2i;  6g. 
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§  25.  Nach  Ablauf  der  Frist  für  die  Erwiderung  hat  das  Prisen- 
gericht die  Berufungsakten  dem  Oberprisengericht  zu  übersenden. 

Falls  das  Oberprisengericht  eine  weitere  l.'ntersiuhun<,r  des  Tat- 
bestandes oder  der  Be\xeismittel  für  nötig  hält,  hat  es  die  Akten  dem 
Prisengericht  zurückzusenden  und  eine  neue  Untersuchung  anzuordnen. 

Das  Prisengericht  hat  den  Fall  von  dem  beauftragten  Rat  unter- 
suchen zu  lassen  und  dessen  Aufzeichnungen  dem  Staatsanwalt  und 
dem  Reklamanten  vorzulegen,  bevor  diese  dem  Oberprisengericht  ein- 
geschiclct  werden. 

§  26.  Das  Oberprisengericht  hat  auf  Grund  der  Akten  zu  ur- 
teilen und  eine  Urteilsschrift  dem  Staatsanwalt  des  Prisengerichts. erster 
Instanz  und  dem  Reklamanten  zu  ubersenden. 

Wenn  dte  Urteile  des  Prisengerichts  und  Oberprisengerichts  er- 
lassen sind,  sind  die  Hauptpunkte  im  Staatsanzeiger  zu  veröffentlichen, 

Die  Gerichtssprache  in  den  Prisengerichten  und  im  Oberprisen* 
gericht  ist  die  japanische.  >*) 

Falls  jemand  der  japanischen  Sprache  nicht  mächtig  ist,  so  kann 
ein  japanisch  verstehender  Dolmetscher  gebraucht  werden. 

§  27.  Bestimmungen  betreffend  das  Verfahren  vor  dem  Über- 
prisengericht sind  v(ni  diesem  selbst  zu  erlassen. 

§  26.  Die  zur  tinziehung  verurteilten  Gegenstände  werden  vom 
Staat  vereinnahmt. 

§  29.  Das  Prisengericht  hat  die  beschlagnahmten  Schiffe  und 
Güter  bis  zur  Fällung  des  Urteils  den  Marinebehördeii  zu  übergeben. 

Die  Marinebehörde,  welche  der  Aiarineminister  bestinuiU,  hat  die 
Schiffe  und  Güter  in  Verwahrung  zu  nehmen. 

§  30.  Die  Ausführung  des  Urteils  wird  dem  Staatsanwalt  des  Prisen- 
gerichts übertragen. 

Zur  Ausführung  des  Urteils  kann  der  Staatsanwalt  des  Prisengerichts 
die  Unterstützung  der  JMarine-  und  Polizeibehörden  in  Anspruch  nehmen. 

§  31.  Im  Falle,  daß  ein  Schiff  nach  der  besonderen  Lage  des 
Falles  nicht  mitgeführt  werden  kann,  kommen  die  Bestimmungen  dieser 
Verordnung,  soweit  ausführbar,  zur  Anwendung. 

§  32.  Diese  Verordnung  tritt  vom  Tage  des  Erlasses^)  an  in  Kraft. 

Die  Texte  der  Übersetzungen  des  Teils  Vi  sind  alie  dem  Staatsanzeiger  ent- 

DomnKii. 

VI  33a. 
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Abschnitt  V. 

Seeprisenordnung. 

Folgendes  vcird  als  Seeprisenordniinq;  festgesetzt. 
Die  Verordnung  tritt  am  15.  März  1904  in  Kraft. 

Am  7.  März  1904. 

Das  Orofie  Hauptquartier. 

Kapitel  1. 

Allgemeine  Bestimmungen. 

§  1.  Die  Kaiserlichen  Kriegsschiffe  können  in  Kriegszeiten  0  in 
Oemäßheit  der  Bestimmungen  dieser  Verordnung  Schiffe  visitieren, 

durciisuchen  und  beschlagnahmen. 

§  2.  Die  Visitierung,  die  Durchsuchung  und  die  Beschlagnahme 
dürfen  nicht  stattfinden  in  neutralen^)  Hoheitsgevcässern  *)  und  in  Ge- 
wässern, welche  durch  Vertrai^  ausdrücklich  als  außerhalb  des  Kriegs- 
gcbiets  belegen  be/eichnet  sind.^) 

§  3.  Die  Landes/uirehörigkeit«)  von  Personen  wird  ohne  Rück- 
sicht auf  ihre  Natiüualität  nach  dem  Lande  bestimmt,  in  welchem  die- 
selben zurzeit  ihren  Wohnsitz  haben. 

§  4.  Als  Wohnsitz  einer  Person  gilt  der  Ort,  an  vtelchem  sie  ihre 
ständige^)  Niederlassung  hat.  Doch  soll  bei  Kaufleuten  der  Ortj  an 
weichem  sie  ihr  Hauptgeschäft  betreiben,  und  bei  Icaufmännlschen 
Konsuln  der  Ort,  an  welchem  sie  ihr  kaufmännisches  Geschäft  betreiben, 
ak  Wohnsitz  gelten. 

§  5.  Gebiet,  welches  vorübergehend  vom  Feinde  besetzt  ist,  gilt 

'  i  Beginn  der  Kriegszeit;  Kriegserklärung:  VI  la,  b;  2b,  c.  m,  n,  o;  3a,  b; 
•tb;  öa;  7.  ^ 

>)  Das  Recht  der  prtsA^chtlichen  Aburteilung  dauert  dagegen  auch  nodi  nach 
WIederhentellung  des  Frieden?  fort:  VI  55a.  b;  5i>. 

^;  Neutralltat  Koreas  verneint:  VI  la;  2b,  c,  i,  k.  m,  n;  3a:  4b;  7;  8. 

*)  n  Meilen  Grenze:  VI  Ma;  7;  H. 

^)  Sind  Wertteil  als  Seegebiet  zu  betrachten?:  VI  IG. 

*)  Wörtlich:  Landeschardiler.    VI  la,  b;  2a,  b,  c.  f,  i.  k,  1,  m,  n.  o;  4a:  5a, 

C.  d,  e.  f,  h.  i,  k. 

')  Vorabergehender  Aufenthalt  begründet  keine  feindlictie  Landeszugehörig- 

keit:  VI  oa. 
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mit  Bc/ug  auf  die  Landeszugehörigkeit  von  Personen,  Schiffen  und 
üütt'rn  als  Feindesland.*) 

§  6.  Folgende  Schiffe  werden  als  feindliche  angesehen: 

1.  Schiffe,  welche  im  Dienst  des  feindlichen  Staats  stehen,^)  auch 
wenn  der  Dienst  ein  vom  Feinde  erzwungener  ist. 

2.  S(  hiffe,  welche  unter  feindlicher  Flagge  oder  mit  einer  be- 
sonderen trlaubnis  des  feindlichen  Staats  i*»)  fahren. 

3.  Schiffe,  welche  ganz  oder  teilweise '0  dem  feindlichen  Staat 
oder  einer  feindlichen  Person  gehören.  Ausgenommen  hiervon  sind 
die  Schiffe,  welche  ein  Kaiserlich  japanisches  Schiffszertifikat  besitzen 
oder  mit  einer  besonderen  trlaubnis  des  japanischen  Staats  fahren. 

A.  Schifte,  deren  Eigentum  vor  dem  Kriegsausbruch,  aber  in  Vor- 
aussicht desselben,  oder  während  des  Krieges  vom  feindlichen  Staat 
oder  vnn  einer  feindlichen  Person  auf  eine  in  Japan  oder  in  einem 
neutralen  Staat  ihren  Wohnsitz  habende  Person  übertragen  worden  ist. 
uenn  nicht  der  Nachweis  erbracht  wird,  daß  die  Figentumsübertragung 
in  gutem  (ilauben  und  vollständig  geschehen  ist. 

Wenn  die  Figentumsübertragung  während  der  Seereise  sfatt- 
j^cfunden  hai,  eine  tatsächliche  Übergabe  des  Schiffes  aber  noch  nicht 
erfolgt  ist,  so  gilt  die  Eigentumsübertragung  nicht  als  in  gutem  Glauben 
und  vollständig  geschehen. 

§  7.  Als  japanische  Schiffe  werden,  soweit  sie  nicht  nach  den  Be- 
stimmungen  des  vorigen  Paragraphen  zu  beurteilen  sind,  die  folgenden 
Schiffe  angesehen: 

1.  Schiffe,  welche  ein  japanisches  Schiffszertifikat  besitzen,  sowie 
Schiffe,  welche  mit  besonderer  Erlaubnis  der  Kaiserlich  Japanischen 
Regierung  fahren. 

2.  Schiffe,  welche  solchen  Personen  gehören,  die  im  Japanischen 
Reiche  ihren  Wohnsitz  haben. 

1.  Schiffe,  deren  Eigentum  vor  dem  Kriegsausbruch,  aber  in  Vor- 
aussiclil  des.selben,  oder  während  des  Krieges  v  on  einer  Person,  welche 
in)  Japanischen  Reich  ihren  Wohnsitz  hat,  auf  eine  Perso^i,  welche  in 
einem  neutralen  Staat  ihren  Wohnsitz  hat,  übertragen  worden  ist,  wenn 
nicht  der  Nachweis  erbracht  werden  kann,  daß  die  Eigentumsübertragung 
in  gutem  Glauben  und  vollständig  geschehen  ist. 

Wenn  die  Eigentumsübertragung  während  der  Seereise  statt- 
^'efunden  hat,  eine  tatsächliche  Übergabe  des  Schiffs  aber  noch  nicht 
erfolgt  ist»  so  gilt  die  EigentumsQbertragung  nicht  als  in  gutem  Glauben 
und  vollständig  geschehen. 

"  VI  18b.  c,  d,  e,  f;  lüa,  b.  c.  d,  c,  f,  g.  h  —     V!  r>(j;  58. 

'^')  VI  Ö6.  —  >■)  5a.  —      Besitzvcrhültaissc  sind  belanglos:  Vi  15. 

11 


Digltized  by  Google 


Abicbnitt  V 


StapriMBordiano:  Krtaoikonttfliaiide 


§  8.")  Die  Landeszugehörigkeit  eines  Gutes»»)  richtet  sich  nach 
der  Landeszugehörigkeit  des  Eigentümers. 

§  Q.  Die  folgenden  Güter  werden,  ungeachtet  der  Bestimmungen 
des  vorigen  Paragraphen,  für  feindliches  Out  angcselien: 

1.  Güter,  vcelche  vor  dem  Kriegsausbruch,  aber  in  Voraussicht 
desselben,  oder  während  des  Krieges  von  einem  in  Japan  oder  in  eineni 
neutralen  Staat  seinen  Wohnsitz  habenden  Eigentümer  oder  \un  einer 
in  seinem  Auftrag  handelnden  Person  an  den  feindlichen  Staat,  an 
eine  feindUche  Person  oder  an  eine  in  deren  Auftrag  handelnde  Person 
verschifft  worden  sind. 

2.  Güter,  deren  Eigentum  vom  feindlichen  Staat  oder  von  einer 
feindlichen  Person  vor  dem  Kriegsausbruch,  aber  in  Voraussicht  des- 
selben, oder  während  des  Krieges  an  eine  in  Japan  oder  in  einem 
neutralen  Staat  ihren  Wohnsitz  habende  Person  übertragen  worden  ist, 
wenn  nicht  der  Nachweis  erbracht  wird,  dafi  die  Etgentumsübertragung 
in  gutem  Glauben  und  vollständig  geschehen  ist 

Wenn  die  Eigentumsubertragung  während  der  Reise  des  Schiffes, 
auf  welchem  die  Güter  verladen  sind,  stattgefunden  hat,  eine  tatsächliche 
Obergabe  aber  noch  nicht  erfolgt  ist,  so  gilt  die  Eigentumsubertragung 
nicht  als  in  gutem  Glauben  und  vollständig  geschehen. 

§  10.  Soweit  Gesetze  und  Verordnungen,  Verträge  und  diese 
Prisenordnung  keine  Bestimmungen  enthalten,  greifen  die  völkerrecht- 
lichen Grundsätze  Platz. 


Kapitel  iL 

Personen»  Dokumente  und  Güter,  welche  als  Kriegs- 
konterbande gelten. 

§  11.  Als  Kriegskonterbandepersonen  gelten  feindliche  Soldaten 
und  andere  Personen,  welche  befördert  werden,  um  beim  Feinde  Kriegs^ 
dienst  zu  leisten,  i*) 

§  12.  Als  Kriegskonterbandedokumente  gelten  alle  Arten  von  amt- 


'*)  VI  ib;  2a.  b,  c,  f.  i,  k,  I,  m,  n,  o;  5a.  €,  d,  e»  t  h,  1,  k. 

'*)  wörtlich:  „der  Landescharaktcr  eines  Guts",  d.  h.  die  Frage,  ob  ein  Gut 
feindlichen  oder  neutralen  Ch  irakfcr  Iiat,  entscheidet  sicli  nacli  dein  entsprechenden 
Charakter  des  Eigentümers,  dessen  Zugehörigkeit  zu  einem  Lande  sich  wiederum  nach 
seinem  Wohnsitz  bestimmt  (§§  3  und  4). 

1*)  Es  wird  piasumiert,  daB  das  Eigortam  mit  der  Verschiffung  auf  den  Emp- 
fänger übergeht;  Gegenbeweb  Hegt  dem  Reklamanten  ob:  VI  2b,  c,  f,  i,  k,  1.  m,  n.  o; 
6c,  d,  e,  f.  h,  i,  k. 

»*)  Gegebene  Parole  ändert  nicht  die  Kombattanicneigenschaft:  VI  23a. 
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liehen  Schriftstücken,  welche  zwixhen  den  Beaniten  der  feindlichen 
Regierung  in  he/iiir  auf  dienstliche  Angcleijenheiten  ausgetauscht  w  erden. 

Die  /wischen  der  feindlichen  Rci^iernny  und  ihren  in  eineni  ncu- 
traleii  Lande  resitlierenden  diplomatischen  und  künsularisciicn  Ver- 
tretern »')  sov  ie  die  zw  ischen  der  feindhchcn  Regierung  und  der  Re- 
gierung eines  neutralen  Staats  ausgetauschten  Schriftstücke  bilden  hiervon 
eine  Ausnahme. 

§  13.")  Folgende  Güter  gelten  als  Kriegskonterbande,  wenn  sie 
nach  feindlichem  Gebiet  oder  an  die  feindliche  Armee  oder  Marine  zu 
^langen  bestimmt  sind:  ^ 

V/affen,  Munition,  Explosivstoffe  und  deren  Materialien  (ein^ 
schließlich  Blei,  Salpeter,  Schwefel  usw.)  sowie  Maschinen  für  deren 
Verarbeitung,  Zement,  Uniformen  und  Ausrfistungsgegenstände  für 
Armee-  und  Marlneangehörige,  Panzerplatten,  Material  für  Bau  und 
Allsrüstung  von  Kriegsschiffen  und  sonstigen  Sc  hiffen  und  alle  anderen, 
nicht  unter  die  obigen  fallenden  Gegenstände,  welche  nur  zum  Kriegs- 
gebrauch dienen  können. 

§  14.'")  F'olgende  Güter  gelten  nur  dann  als  Kriegskonlerbande, 
Venn  sie  für  die  feindliche  Armee  oder  Marine  bestimmt  sind  oder 
nach  einem  Platz  im  Peindesland  gehen,  nach  dessen  Verhältnissen 
angenommen  \x erden  muß,  daß  sie  zum  Gebrauch  der  feindlichen  Armee 
oder  .Marine  dienen  w  ürden  : 

-\'ahruni,^<mitte!,  Getränke,  (Kleidinir^sstiicke  und  deren  Ma- 
terialien),-'^') Pferde,  Pferdegeschirr,  Flerdefutter,  \\'a,L(en,  Steinkohle  (und 
andere  Brennmaterialien),-")  Hol/,  Geld,  Gold-  und  Silberbarren  sowie 
Materialien  zum  reie^raphen-.  Telephon-  und  Pisenbalinbau. 

§  n.  In  der  Keu^el -')  soll  der  Bestimm ungsort  eines  Schiffes  als 
der  BcäUmniungsort  .seiner  Ladung  gelten. 

§  16.  Wenn  ein  Schiff,  dessen  Bestinimung.sort  nicht  in  feind- 
lichein Gebiet  liegt,  unterxxegs  einen  Zvcischenhnfen  nnläult,  Mccicher 
in  feindlielieni  (iebiet  liegt,  oder  vxenn  an/unehnjcn  ist,  daß  das  Schiff 
untervcegs  ein  Kriegsschiff  oder  ein  .son.stiges  Schiff  des  1  eindes  treffen 
^ill,  so  gilt  sein  Bestimmungsort  als  feindliches  Gebiet. 

§  17.  Wenn  angenommen  werden  muß,  daß  ein  Schiff,  dessen  Be- 
stimmungsort nicht  feindliches  Gebiet  ist,  seine  Ladung  nach  feind- 
lichem Gebiet  befördert,  so  gilt,  gleichgültig,  ob  es  einmal  in  jenen 

>^  Desgl.  Dokumente  usw.,  dte  eine  neutrale  Regierung  an  ihre  Vertreter  im 
Feindesland  sdildtt:  VI  2c;  5a, 

u.  ")  Vgl.  hierzu  die  Stücke  II  und  III  und  deren  Anmerkungen. 

Die  eingcktammerten  Steilen  sind  erst  auf  Gnind  der  Instruktion  des  Marine* 
mioisteriums  Nr.  1  vom  <j.  Februar  1905  hinzugetreten.   Vgl.  Stück  III. 

Nicht  untwdingt?  Vgl.  Erttrtenmgen  des  Slaalsanwails  in  dem  Berafungi- 
nrteU  VI  lac 
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Bestimm uni(S()rt  einlaufen  und  seine  l.adiinef  landen  sollte  oder  nicht, 
die  Reise  als  eine  tinheitiiche  und  der  Bestimm ungsorl  des  Schiffs  als 
von  Anfanp^  an  in  l  eindesgebiet  belegen. 

§  18.  Wenn  in  bezug  auf  Güter,  welche  unter  die  Bestimmungen 
der  Paragraphen  13  und  14  fallen,  nach  deren  Menge  und  Natur  deutlich 
hervorgeht,  daß  dieselben  lediglich  zum  eigenen  Oebrauch  des  frag- 
lichen Schiffes  bestimmt  sind,  so  werden  dieselben  nicht  als  Kriegs- 
konterbande betrachtet. 

§  10.  Wenn  Verdacht  \orhanden  ist,  daß  sich  imter  der  I,adung: 
eines  Schiffes  Krieg-^konterbande  befindet,  so  soll  der  Kommandant 
des  Kriegsschiffs  das  Manifest,  die  Ausklarierungspapiere  uiui  die 
sonstigen  Schiffspapiere  prüfen  sowie  den  Schiffskapitän  und  die  Be- 
satzung vernehmen,  um  sich  Ober  den  Bestimmungsort  des  Schiffes 
sichere  Kunde  zu  verschaffen. 


Kapitel  Iii. 

Die  Schiffspapiere* 

§  20.  Im  allgemeinen  gelten  die  im  nachstehenden  aufgeführten 

Dokumente  als  Schiffspapiere: 

1.  Das  Schiffszertifilcat. 

Das  Schiffszertifikat  ist  eine  von  dem  Registerbeamten  des  Heimats- 
hafens des  Schiffes  ausgestellte  Urkunde,  welche  enthalten  muß: 

den  Namen  des  Schiffes, 
den  Tonnengehalt, 

den  Vor-  und  Zunamen  des  Kapitäns, 

die  genauen  Angaben  über  die  Art  und  Weise  des  Erwerbs 

des  Schiffes,  Vor-  und  Zunamen  des  eingetragenen 

Eigentümers,  seine  Nationalität  usw. 

2.  Der  Reisepaß. 

Der  Reisepaß  ist  ein  von  der  Regierung  des  Landes,  welchem 
das  Schiff  angehört,  auf  Antrag  visitiertes  Dokument,  in  \xelchem  unter 
Angabe  der  Besatzung,  der  Passagiere,  der  üüter  und  Handelsvtarcn 
die  (ienehmigung  zur  freien  und  ungehinderten  Reise  nachgesucht  wird. 
Kr  enthält  in  der  Regel  den  Vor-  und  Zunamen  sovtie  den  Wohnsitz 
des  Kapitäns,  ferner  den  Namen,  die  Bauart  und  den  Bestimmungsort 
des  Schiffes. 

3.  Der  Scebrief, 

Der  Seebrief  ist  ein  \un  den  Behörden  des  Ausrüstungshafens 
des  Schiffs  ausgestelltes  Dokument,  in  welchem  das  Hecht  erteilt 

14 


Digitized  by  Google 


SMprinBordamio:  Schlfhptpltt«.  AbsdmM  V 

vird"*)  unter  Führung  der  Magge  und  mit  einem  Reisepaß  seines 
Staates  zu  fahren.  In  der  Regel  enthält  er  Angaben  über  Art  und 
Menge  der  Ladung  sowie  über  deren  tigcntümer  und  Bestimmungsort. 

4.  Der  Chartervertrag. 

Der  Chartervertrag  ist  ein  zwischen  dem  Eigentümer  oder  K^itän 
eines  Schiffes  und  dem  Charterer  abgeschlossener  Vertrag  über  die 
Vermietung  des  Schiffes  im  ganzen  oder  zu  einem  Teil.  Derselbe  ent> 
hält  in  der  Regel  Angaben  Ober  Vor-  und  Zunamen  des  Kapitäns,  Über 
den  Namen  des  Schiffes,  über  seine  Bauart,  über  den  Hafen,  woselbst 
das  Schiff  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  verankert  liegt,  über  Vor- 
und  Zunamen  sowie  den  Wohnsitz  des  Charterers,  Ober  die  Art  der 
Ladung,  den  Ladehafen  und  den  Löschhafen  sowie  über  die  Fracht 

5.  Das  Schiffejoumal. 

Das  Schiffsjournal  ist  das  Tagebuch,  welches  der  Kapitän  nach 
den  gesetzUchen  Bestimmungen  des  Heimatlandes  des  Schiffes  führt. 

6.  Das  Privat-Schiffsjournal. 

Das  Privat-Schiffsjournal  ist  das  Tagebuch,  welches  der  Schiffs- 
kapitän  zur  Informierung  für  den  Reeder  führt. 

7.  Der  Schiffsbauvertrag. 

Der  Schiffsbauvertrag  muß  sich  in  allen  solchen  hallen  auf  dem 
Schiff  vorfinden,  wo  nach  Krbauung  des  Schiffes  ein  Wech>el  in  der 
Person  des  higentümers  nicht  stattgefunden  hat,  und  ist  das  Doku- 
ment, aus  uelcheiTi  sich  beim  Nichtvorhandensein  eines  Reisepasses, 
einer  Erlaubnis  /ur  Ausübung  der  Seefahrt  oder  eines  Schiffs/.ertilikats 
die  Nationalitat  des  Schilfes  ergibt. 

8.  Ein  Verkaufsvertrag. 

Verkaufsvertrag  nennt  man  das  Dokument,  durch  welches  der 
Obergang  des  Eigentums  an  einem  Schiff  auf  einen  Käufer  bescheinigt 
wird. 

9.  Die  Konnossemente. 

Die  Konnossemente  sind  Abschriften  der  Urkunden,  welche  in 
der  Regel  für  alle  geladenen  Güter  ausgestellt  werden,  und  die  an 
Bord  befindlichen  sind  Abschriften  der  zur  Zeit  der  Verschiffung  von 
dem  Kapitän  dem  Verlader  ausgehändigten  Bescheinigungen.  Sie  ent- 
halten gewöhnhch  Vor-  und  Zunamen  des  Verladers,  Tag  und  Ort 
der  Verladung,  den  Namen  sowie  den  Bestimmungsort  des  Schiffes, 
Art,  Menge  sowie  Bestimmungsort  der  Ladung  und  den  Betrag  der 
Fracht. 

10.  Die  Deklarationen. 

Die  Deklarationen,  welche  unter  allen  Umständen  die  Güter  be- 
st*) Es  ist  nicht  gesagt,  wem  das  Recht  erteilt  wird.  Doch  UBt  die  grammatische 
Komlniktjon  annehmen,  dafl  das  Recht  dem  Schiff  erteilt  verde,  wahrend  tatsflchllch 
der  Seebiief  dem  Kapitin  das  Recht  zur  Fahrt  mit  dem  betreffenden  Schiff  erteilt. 
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gleiten,  enthalten  eine  genaue  Beschrtibunq^  jedes  einzelnen  Stücks,  den 
Wert,  die  Fracht,  die  Angaben  über  den  Zoll  und  die  son>«t  darauf 
lastenden  Abgaben,  den  Vor-  und  Zunamen  sowie  Wohnort  des  Ver- 
laders und  des  Ladungsetnpfängcrs. 

11.  iJas  Ladungsverzeichnis. 

Da^  Ladungiverzeichnis  ist  ein  üukuineiit,  welches  Vor-  und  Zu- 
namen des  Verladers  und  des  Ladungsemptaiigers  sowie  für  jedes  Stück 
die  Marken  und  Nummern  und  die  Menge  der  darin  enthaltenen  ein- 
zelnen Güter,  desgleichen  eine  mit  dem  Konnossement  übereinstimmende 
Frachtberechnung  enthält,  und  von  dem  Schiffsagenten,  der  die  Aus- 
klarierung  des  Schiffs  bei  den  Zollbehörden  besorgt,  und  dem  Kapitän 
unterzeichnet  ist. 

12.  Der  Ausklarierungsschein. 

Der  Ausklarierungsschein  ist  das  Dokument,  welches  dem  Schiff 
%'on  den  Zollbehörden  des  zuletzt  verlassenen  Hafens  zum  Ausweis 
darüber  gegeben  vtird,  daß  es  seinen  Zoll  bezahlt  hat.  Hs  enthält 
außerdeu]  die  Angabe  der  Ladung  und  des  Bestimmungshafens. 

13.  Die  Musterrolle. 

Die  Musterrolle  enthält  Vor-  und  Zunamen,  Alter,  Dienststellung, 
Wohnsitz  und  Geburtsort  jeder  einzelnen  zur  Schiffsbesatzung  gehörigen 
Person. 

14.  Die  Hencr\ ertrage. 

Die  Heuer\ ertrage,  welche  \uu  cien  ein/c-lnen  zu  der  Bcsal/uiig 
gehörigen  Personen  uiitcrzciehnet  suid,  enlhallen  genaue  Angaben  über 
die  Ausdehnung  der  Seereise  sow  ie  über  die  Zeitdauer  der  Aushcucrung, 
auf  \5 eiche  sich  der  Vertrag  bezieht. 

15.  Die  Gesundheitspässe. 

Die  Gesundheitspässe  sind  Dokumente,  in  welchen  beurkundet 
wird,  daß  in  dem  Ausfahrtshafen  des  Schiffes  keine  ansteckende  Krank- 
heit geherrscht  hat,  und  daß  zur  Zeit  der  Ausfahrt  an  Bord  des  Schiffes 
keine  Fälle  ansteckender  Krankheiten  vorgekommen  sind. 

Kapitel  IV. 
Blockade. 

§  21.  Line  Blockade  gilt  als  cttckti\,  wenn  die  feindlichen  Häfen 
oder  Küsten  mit  einer  tatsächlichen  Maclit  gesperrt  sind,  welche  aus- 
reicht, um  für  das  ha"n-  und  Ausfahren  b/w .  die  Annäherung  von 
Schiffen  an  dieselben  eine  offenbare  üelahr  darzustellen.  2»)  Doch  ver- 

Entscheidungen  über  Blodcadebnich:  VI  80;  22a,  b;  24a.  b;  2y>^ 
»•)VI20;25.  "  • 
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ilcrt  d;t-  Blockade  nicht  schon  dadurch  ihre  Wirksamkeit,  daß  die  Tiotte 
oder  u"a>  KricgÄsehifl  we^en  schlechten  NX'etter^  oder,  um  den  Zweck 
der  Blockade  zu  erreichen,  sich  vorübergehend  von  dem  Blockade- 
Gebiet  entfernt. 

§  22.  Wenn  eine  Blockade  besteht,  muß  der  Küniinandant  des 
Geschwaders  oder  Kriegsschiffs  nach  dem  hornnilar  Nr.  1  unter  Aus- 
füllung des  Blockadegebiets  und  des  I  ags,  von  vcelchem  an  die  Blockade 
durchgeführt  wd,  eine  Blockadeerkiärung  erlassen. 

§  23.  Wenn  eine  Blockade,  nachdem  sie  ihre  Wirksamkeit  ver- 
kiren  hatte,  aufs  neue  wieder  durchgeführt  wird,  oder  wenn  eine  Ver- 
änderung im  Blockadegebiet  eintritt,  so  ist  eine  neue  Blockadeerkiärung 
ia  Qemä8heit  des  vorigen  Paragraphen  zu  erlassen. 

§  24.  Sofort  nach  Erlaß  der  Blockadeerkiärung  durch  den  Kom- 
mandanten eines  Geschwaders  oder  Kriegsschiffes  hat  derselbe  nach 
den  folgenden  Nummern  zu  verfahren: 

1.  Er  hat  dem  Marineminister  von  dem  ErlaB  der  Blockadeerkiärung 
Meldung  zu  machen. 

2.  Er  hat  den  im  Ausland,  soweit  es  dem  Blockadegebiet  be- 
nachbart ist,  residierenden  Kaiserlich  Japanischen  Gesandten  die 
Blockadeerkiärung  mit  dem  Ersuchen  mitzuteilen,  die  betreffenden 
fremden  Regierungen  und  die  sämtlichen  bei  denselben  beglaubigten 
diplomatischen  und  konsularischen  Vertreter  von  dem  Bestehen  der 
Blockade  zu  benachrichtigen. 

3.  Er  hat  den  Konsuln  der  Mächte,  welche  in  neutralen  Plätzen 
in  der  Nähe  des  Blockadegelnets  ihren  Amtssitz  haben,  die  Bekannt- 
machung zuzusenden  und  auch  sonst  alle  notw  endigen  Schritte  zu  tun, 
am  die  Tatsache  der  Blockade  allgemein  bekannt  werden  zu  lassen. 

4.  Er  hat  nach  Möglichkeit  den  in  Betracht  kommenden  Behörden 

innerhalb  des  Blockadegebiets  sovtie  den  Konsuln  der  neutralen  Staaten 
daselbst  unter  Heifiung  der  Parlamentarflagge  die  Blockadeerkiärung 

mitzuteilen. 

§  25.  Wenn  es  erwiesen  ist,  daß  ein  Kapitän,  sei  es  durch  direkten 
tmpfang  einer  Warnung  seitens  eines  Kaiserlichen  Kriegsschiffs  oder 
durch  öffentliche  oder  private  Nachricht  oder  auf  ir^^cnd  eine  andere 
Weise  von  dem  Bestehen  der  Blockade  Kenntnis  gehabt  hat.  so  wird 
dit  Blockade  als  dem  Kapitän  tatsächlich  mitgeteilt  erachtet. 

§  2i).  In  folgenden  Fällen  wird  die  Blockade  als  dem  Kapitän  ver- 
mutlich mitgeteilt  erachtet: 

\.  Wenn  anzunehmen  ist,  daß  der  Kapitän  Mitteilung  von  der 
Blockade  erhalten  hat,  weil  den  maßgebenden  Behörden  des  Staats, 
dem  sein  Schiff  angehört,  die  Anzeige  über  das  Bestehen  der  Blockade 
übcrsandt  worden  und  seitdem  genügende  Zeit  verstrichen  ist,  um  diese 
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Behörden  in  die  Lage  zu  setzen,  ihren  Staat^^angehörig-en  hiervon  Kenntnis 
zu  geben,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dies  tatsächlich  geschehen  ist 
oder  nicht. 

2.  Wenn  anzunehmen  ist,  daß  der  Kapitän  jMitieihjng  von  der 
Blockade  erhaUcn  hat,  weil  die  latsache  allgemein  öffentlich  bekannt 
gegeben  ist. 

§  27.  Folgende  Schilfe  gelten  als  aus  der  Blockade  ausgebrochen  : 

L  Schiffe,  welche  aus  dem  blockierten  Gebiet  entweichen  oder 
zu  entweichen  suchen.«) 

2.  Schiffe,  welche  von  einem  aus  dem  Blockadegebiet  aus* 
gebrochenen  Schiffe  außerhalb  des  Blocicadegebiets  Ladung  Qbemehmen 
oder  uberzunehmen  versuchen. 

§  28.  In  folgenden  Fällen  greifen  für  Schiffe  die  Bestimmungen 
des  vorigen  Paragraphen  nicht  Platz: 

1.  Wenn  ein  Schiff  auf  Grund  einer  von  der  Kaiserlichen  Re- 
gierungoder von  dem  Kommandierenden  des  blockierenden  Geschwaders 
oder  Kriegsschiffes  ausgestellten  besonderen  Erlaubnis  aus  dem  Blockade- 
gebiet ausfährt. 

2.  Wenn  ein  Schiff  ohne  Kenntnis  von  der  Blockade  in  das 
Blockadegebiet  eingelaufen  ist  und  sich  ohne  Ladung  wieder  daraus 
entfernt. 

3.  Wenn  sich  ein  Schiff  zur  Zeit  der  Verhängung  der  Blockade 
im  Biockadegcbiet  befand  und  sich  ohne  Ladung  daraus  entfernt. 

4.  Wenn  ein  Schiff  mit  einer  innerhalb  des  Blockadegebiets  vor 
der  Verhängung  der  Blockade  eingenommenen  Ladung  das  Blockade- 
gebiet verläßt. 

§  29.  Folgende  Schiffe  gelten,  wenn  sie  von  der  Blockade  Mit- 
teilung erhalten  haben,**)  als  in  die  Blockade  eingebrochen: 

I.  Schiffe,  welche  die  Blockadelinie  fiberschreiten  und  in  das 
Blockadegebiet  eindringen  oder  einzudringen  suchen.  ^ 

^  2.  Schiffe,  welche  sich  in  der  Nähe  des  Blockadegebiets  befinden 
und  von  denen  offenbar  anzunehmen  ist,  daS  sie  nach  dem  Blockade- 
gebiet fahren,  welches  auch  immer  der  aus  ihren  Schiffspapieren  sich 
ergebende  Bestimmungsort  sein  möge. 

3.  Schiffe,  welche  ihre  Ladung  außerhalb  des  Blockadegebiets  auf 
ein  anderes  Schiff  umladen  und  auf  diesem  die  Blockadetinie  passieren 
und  in  das  Blockadegebiet  gelangen  lassen  oder  gelangen  zu  lassen 
versuchen. 

4.  Schiffe,  welche  mit  Bestimmung  nach  einem  blockierten  liafen 
reisen. 

§  30.  In  den  folgenden  hallen  greifen  für  Schiffe  die  Bestimmungen 
des  vorigen  Paragraphen  nicht  Platz: 

«)  VI  20;  26.  —  *)  Vgl.  §§  25.  26.  —     VI  20;  22a,  b;  24a,  b;  25. 
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1.  Wenn  ein  Schiff  eine  von  der  Japanischen  Regierung  (nicr 
von,  Koriimandantf n  des  blo( kii iLiidcn  Geschwaders  oder  Kriegsschiffs 
jusgolclitc  besondere  Erlaubnis  hat. 

2.  Wenn  darin,  daß  der  Kapitän  cinis  Schifies,  welches  aus  tjroßer 
Entferniini>  gekDinmcn  ist,  den  blocliierlcn  Hafen  zum  Bestimmungs- 
hafen t^t-inacht  hat.  indem  er  es  darauf  ankonunen  ließ,  ob  ö'w  I51ockade 
uuii^thobt-n  sein  würde,  und  mit  der  Absicht,  andcniialls  den  Be- 
stiiur.iungshafen  zu  andern,  ein  Grund  zu  erblicken  i^^,  aus  welchem 
das  Schiff  freizulassen  ist. 

3.  Wenn  es  klar  ist,  daß  ein  Kapitän  seine  Absicht,  den  blockierten 
Hafen  als  Bestimmungsort  zu  nehmen,  autgegeben  hat. 

4.  Wenn  ein  Schiff  wegen  schlechten  Wetters,  jMangels  an  Lebens- 
miitehi  oder  sonstiger  unvermeidlicher  Umstände  in  einen  Hafen  ein- 
zulaufen genötigt  ist,  und  weil  ein  anderer  Hafen,  in  den  es  einlaufen 
könnte,  nicht  vorhanden  ist,  in  das  Blockadegebiet  einfährt. 

§  31.  Wenn  die  Blockade  aufgehoben  wird,--)  so  hat  der  Kom- 
mandant des  Geschwaders  oder  des  Kriegsschiffs  dies  sofort  dem  Marine- 
minister  zu  melden  und  auch  sonst  alle  erforderlichen  l^a&TQgcln  zu 
ergreifen,  damit  die  Aufhebung  der  Blockade  allgemein  bekannt  wird. 


Kapitel  V. 

Grifiile  ffir  Visitierang,  Durchsuchung  und  Aufbringung. 

§  32.  Die  Visitierung  und  die  Untersuchung  kann  gegen  jedes 
Privatschiff  ohne  Unterschied  der  Nationalität  zur  Ausübung  gebracht 
werden,  wenn  angenommen  Vierden  mufti  daß  Verdachtsgrönde  vor- 
liegen, die  seine  Aufbringung  nötig  machen. 

§  33.  In  dem  Falle,  daß  ein  neutrales  Schiff  von  einem  Kriegs- 
schiff des  Staates,  dem  es  angehört,  geleitet  wird,  darf  die  Visitierung 
und  Durchsuchung  nicht  ausgeübt  werden,  wenn  der  Kommandant 
des  geleitenden  Kriegsschiffs  darüber,  daß  sich  an  Bord  des  fraglichen 
Schiffes  weder  Kriegskonterbandepersonen,  noch  Kriegskonterbande- 
dokumente, noch  Kriegskonterbandegüter  befinden,  sowie,  daß  die 
Schiffspapiere  in  Ordnung  sind,  eine  schriftliche,  von  ihm  unterzeichnete 
Erklärung  abgibt,  in  welcher  auch  die  Nationalität,  der  Ausgangs-  und 
Bestimmungshafen  des  Schiffes  klar  bezeichnet  sind.  Die  vorstehende 
Be-^tirTlm^^g  soll  indessen,  wenn  schwerwiegende  Verdachtsgründe  vor- 
liegen, kerne  Anwendung  finden. 

**)  AvOidNiiig  der  Blockade  nach  Aufbringm^  und  vor  Abgat»  der  prlsen- 
gerictatlichea  Enlsdieklung  ist  kein  Gnind  für  Freigabe:  VI  85. 
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§  34.  Findet  die  Visitierung  oder  die  ^Durchsuchung  einem  neu- 
tralen Postschiff  p^eq^enüber  statt,  so  darf,  >x'enn  von  einem  auf  dem 
Schiff  mitfjhrrnden  Postbeaniten  des  betreffenden  Staats  die  schrift- 
hche,  eidliche  Versicherung  abgegeben  wird,  daß  sich  in  den  Post- 
säcken keine  Kriegskonterbandedokumcntc  befinden,  die  Durchsuchung 
mit  Bezug  auf  diese  Säcke  nicht  aussreübt  werden,  es  sei  denn,  daß 
schuersx  legende  Verdachtsgründe  vorliegen. 

§  35.  Sämtliche  feindliche  Schiffe  unterliegen  der  Aufbringung. 
Doch  sind  die  im  folgenden  bezeichneten  Schiffe  von  der  Aufbringung 
aus?iinehmen,  wenn  es  klar  ist,  daß  sie  ausschließlich-'")  zu  den  Ar- 
beiten oder  Aufgaben  verwendet  werden,  zu  denen  sie  bestimmt  sind: 

1 .  Küstenfischereifahrzeuge, 

2.  Schiffe,  welche  zu    issenschaftlichen,  zu  philanthropischen  oder 

zu  Missionszwecken  '*-)  fahren. 

3.  Schiffe  im  Dienste  von  i.eiuhttürmen. 

4.  Schiffe  zum   Austausch  von  KrieLisj^^efani^^eneii. 

§  M).  Japanische  Schiffe,  welche  im  Handelsverkehr  mit  dem 
feindlichen  Staat  oder  mit  feindlichen  Personen  oder  mit  der  Ab>ieht 
solchen  Handelsverkehr^  fahren,  unterlieiren  ebenfalls  der  AufbringunL,% 
jedoch  sind  Schiffe,  welche  von  dem  Aushrueh  des  Kiie.ijes  noch  keine 
Kenntnis  haben  oder  welche  sich  im  Besitz  einer  besonderen  Erlaubnis 
der  Japanischen  Regierun.i,r  befinden,  ausgenommen. 

§  37.  Die  im  folgenden  aufgezählten  Schiffe  unterliegen  der  Auf- 
bringung ohne  Rücksic  ht  auf  ihre  I.nnde>zugehörigkeit :  •■) 

1.  Schilfe,  welche  Kriegskonterbandepersonen,''*)  Kriegskonter- 
bandedokumente oder  Kriegskonterbandtgüter  3^)  an  Bord  haben. 

2.  Schiffe,  welche  nicht  ordnunL^'smaßig  mit  Schiffspapieren  ver- 
sehen siiid  oder  dieselben  absichtlieh  vernichtet  oder  verborgen  haben 
oder  gefälschte  Schiffspapiere  vorweisen.  ^*) 

3.  Schiffe,  welche  eine  Blockade  gebrochen  haben.  ^') 

4.  Schiffe,  von  welchen  ihrer  Ausrüstung  nach  anzunehmen 
ist,  daß  sie  ausgerüstet  worden  sind,  um  für  den  feindlichen  Kriegs- 
dienst bcrcilgcstellt  zu  werden. 

5.  Schiffe,  von  denen  anzunehmen  ist,  daß  sie  im  Interesse  des 

*")  Nicht  feindlichen:  VI  4b. 

^)  VI  la;  2b:  .Ja;  4b;  r>a:      7:  H;  9;  10a;  13;  U:  15;  16;  50;  &4t;  M;  58. 
^  Fait  des  Lazarettschiffs  .Orel':  VI  54  a,  b. 
>')  Nicht  HochseefiKhcfelbhrMuge;  VI  G;  7;  8. 

Analog  tiiMl  mch  Gflter,  welche  Miasioiieit  gehören,  nicht  efaizuzlehen:  VI  6  a. 

Nicht  Natlon«litat ;  vgl.  §§  n,  G  und  7.      ")  VI  23  a. 

^)  V[  11;  isa;  10a;  21;  '2r>a.  i»7a;  :?0a;  ,'Ua;  32a;  mb,  ;Ua;  ä6a;  36;  87a; 
88;  3Ua;  4oa;  41;  42;  43a:  44a;  4ä;  4G;  4na;  49a;  5ia;  55a;  37. 
VI  21.  —      VI  20;  22a;  24a;  25. 
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Feindes  Kundschafterdienste  leisten  •^**)  oder  Nachrichten  übermitteln  oder 
sonst  offenbar  tätig  sind,  um  den  h'cind  zu  unterstützen. 

ft.  Schiffe,  welche  sich  der  Visitierung  oder  der  Durchsuchung 
w  iderst  t/t  n 

7.  Schiffe,  welche  im  Geleit  feindlicher  Kriegsschiffe  fahren. 

§  '3S.  Von  der  AuthrinL;iing  ist  ah/iischen,  >xenn  ein  Schiff,  welches 
Kriegskonterhandepersonen,  Kriegskonterbandedokumente  oder  Kriegs- 
konterbandegüter an  Bord  hat,  von  dem  Ausbruch  des  Kriegs  noch 
keine  Kenntnis  hat. 

Dagegen  kann  der  Umstand,  daß  der  Kapitän  die  Kriegskonter- 
bandeeigenschaft der  an  Bord  bcfiiidiichc-n  Personen  oder  Dokuinente 
oder  üüter  nicht  kannte,  oder  daß  er  /ur  Anhordnahme  derselben 
durch  Drohungen  des  Feindes  gezwungen  worden  ist,  nicht  als  Grund 
angenommen  werden,  von  der  AufbrinL^tini^  ah/ii>ohcn. 

§  '3Q.  In  den  nachstehend  aufirt-tiilirtni  l  alk-n  können  Schiffe 
ohne  Rücksicht  auf  ihre  l.andeszugehörigkeit-'^)  aufgebracht  werden: 

1.  Wenn  ein  Schiff  Schiffspapiere,  mit  denen  es  unbedingt  ver- 
schen  sein  müßte,  nicht  vorweist  oder  wenn  die  Schiffspapiere  nicht 
in  Ordnung  sind.  *") 

2.  Wenn  die  Schiffspapiere  vtidersprechende  Angaben  enthalten,*") 
oder  wenn  die  Auskunft  des  Kapitäns  mit  dem  Inhalt  der  Schiffspapiere 
nicht  im  Finklang  steht. 

3.  Wenn,  ohne  daß  die  Fälle  der  beiden  vorigen  Nummern  vor- 
iiegen,  auf  Grund  des  Frgebnisses  der  Visitierung  oder  der  Durch- 
suchung dringender  Verdacht  besteht,  daß  das  Schiff  nach  den  Be- 
>limmungen  der  §§  35—17  aufzubringen  ist. 

Kapitel  VI. 

Behandlung  der  aufgebrachten  Schiffe,  ihrer  Ladung  und 

ihrer  Besatzung. 

§  40.   Feindliche  Schiffe")  werden  eingezogen.*'')  *•') 
Die  unter  der  Ladung  der  im  vorigen  Absatz  bezeichneten  Schiffe 
befindlichen")  feindlichen  Güter'*')  werden  eingezogen.*-)   Wenn  aber 

'^1  VI  r^);       -  -  n  VI  11. 

'  )  \'l  17,  Jtia;  liT.i.  i^Ma;  :>ii;i;  :!la;  :!:^a,  :;:ia.  :>4>i;  :i:ia.  :>i;,  :;7a,  ;>;»a; 
tl;  42;  4:{a:  -Ma;  4.");  U):  4Ma;  4i>a:  r>la:  '»'ta, 

*')  VI  la;  2b;        Ib;  Tia;  it;  7:  H;  «»;  ifia;  1.1;  14:  !.'>;  1»?;  5<);  54a;  .')(•>;  TiH. 

*^  ITngenchtet  Unkenntnis  vom  Kriegszustand:  VI  In.  h;  •2h,  i.  k;  .'{a;  Ib; 
-'ic,  f,  h;  »;;  7,  h. 

**)  Das  Recht  der  Einziehung  ist  ein  absolutes:  VI  2d;  :tb;  5a.  k. 

**)  Gleichgültig,  ob  vor  dem  Kriege  verschifft:  VI  2c,  I.  m,  n;  .'»d.  e,  f.  h. 

**)  VI  Ib;  2b,  c.  t,  l,  k.  I.  m.  n,  o;  4b;  im,  c,  d,  e.  f,  h,  i,  k;  «J;  7;  8;  10a; 
Ii;  Mb;  .VJ;  r>8. 
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ein  solches  Schiff  Kriegsausrustung  trägt,  so  wird  die  gesamte  Ladung 

eingezogen. 

§  41.  Japanische  Schitte.  welche  im  Handelsverkehr  mit  dem 
feindlichen  Stnat  (kIci  mit  teindliclien  Personen  oder  mit  der  Absicht 
solchen  llandelbvcrkehrs  fahren,  werden  eingezogen. 

Die  unter  der  Ladiinpf  solcher  Schiffe  befindüchcn,  dem  Schiffs- 
eigenlüuicr  ^chöns^nn  und  die  feindlichen  (jütir  werden  einL^e/oLjeii. 

§  42.  Kriei4sk()nterbandepersoncn  werden  /u  Kriegsgefangenen  ge- 
macht,*") KrieghkuiUeibandedokumente  werden  eingezogen. 

Schiffe,  welche  Kriegskonterbandepersoneh  oder  -Dokumente  an 
Bord  haben,  sowie  die  den  EigentQmem  **)  der  Schiffe  gehörigen  Güter 
werden  eingezogen.  Wird  indessen  der  klare  Beweis  erbracht,  daß  der 
Kapitän  ohne  sein  Verschulden  die  Sachlage  nicht  kannte,  so  findet  diese 
Bestimmung  keine  Anwendung. 

§  43.  Kriegskonterbandegüter  '*)  und  die  dem  Eigentümer  derselben 
gehörigen  Güter*®)  werden  eingezogen.")  *-) 

Ist  der  Ligenlünier  eines  Schiffes  zugleich  Eigentümer  von  Kriegs- 
konterbandegütern,  welche  auf  dem  Schiff  verladen  sind,  so  wird  das 
Schiff  eingezogen. 

§  44.  Schiffe,  welche  unter  Anwendung  betrügerischer  Mittel  Kriegs- 
konterbandegüter an  Bord  haben,  sowie  die  dem  Eigentümer  solcher 
Schiffe  gehörit^en  üüter  werden  eingezogen.  ''') 

§  45.  Schiffe,  welche  eine  Blockade  brechen,  und  deren  Ladung 
werden  eingezogen.  "''')  Wenn  indessen  ein  Ladungseigentümer  den  Be- 
weis erbringt,  daß  er  von  der  Sache  nichts  gewußt  hat,  so  ist  seine 
Ladung  freizugeben. 

§  46.  Schiffe,  von  welchen  anzunehmen  ii.t,  daß  sie  ausgerüstet 
sind,  um  für  den  Kriegi.gebrauch  des  heindes  bereitgestellt  zu  werden, 
sowie  die  dem  Eigentümer  eines  solchen  Schiffes  gehörigen  Güter  werden 
eingezogen. 

«8)  VI  22a.  —      VI  2Ha.  —  *■)  Analoge  Ausdehnung  auf  den  Charterer:  Vl2;^b. 
VI  iHb,  c,  d.  c,  f;  l!»b,  c.  d.  e.  f.  g.  h;  2<ib;  27b;  2Hb;  2J»b;  :JOb.  c; 
81b;  32b;  Mc,  Mh;  aüb;  'M.  37a;  :J8;  3Ub;  4ub;  41;  42;  43b;  Ub,  45;  46;  4Hb; 
44b:  45:  46:  48b:  4»h;  uh;  Mb:  &7.  -     VI  18b.  c:  swa:  S7a:  »b. 

»)  Qleidigttltig.  ob  die  dem  Eigentümer  der  Gitter  gcMrlce  KonteriMnde  ab- 
•olute  oder  relative  K»>nterbande  ist:  VI  iwc. 

Auch  wenn  nicht  nacli  demselben  Orte  verschifft  wie  die  Konterbande;  Vi  l^c, 
")  VI  3»;  40a;  41;  42;  44a. 

VI  86a:  97a:  99a:  90a:  31a:  32a:  dSb:  a4a:  3&«:  36:  d7a:  3B:  3;ia:  41: 
42;  4da;  44a;  45;  4«>;  4Hi;  4!»a:  51a:  66a. 

**)  Es  (joniitn  indes  schon  zur  Einziehung  des  Schiffes,  daß  dasselbe  einen 
Konterbandetransport  „bezweckt*  oder  .unternointnc-n*  liat:  Vi  2^a;  40a;  57.  Dies 
ist  auch  in  allen  Obcrpriscngerichtsentsclieldungcn  bezUglidi  Konteibandetransports 
^alle  unter  Anmerkung  54)  ausfi^spio^en,  wenn  auch  dort  die  Elnzlehnng  noch 
anderweitig  begründet  ist.  —  •«)  VI  20:  22a:  24a:  25. 
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§  47.  Schiffe,  von  denen  anzunehmen  ist,  dafi  sie  im  Interesse 
des  Feindes  Kundschafterdienste  geleistet*^)  oder  Nachrichten  übermittelt 
haben  oder  sonst  offenbar  tätig  gewesen  sind,  um  den  Feind  zu  unter- 
stützen^), sowie  die  dem  Eigentümer  eines  solchen  Schiffes  gehörige 
Ladung  werden  eingezogen. 

§  48.  Schiffe,  welche  sich  der  Visitierung  oder  der  Durchsuchung 
vidersetzt  haben,  sowie  die  dem  Eigentümer  eines  solchen  Schiffes  ge- 
hörige Ladun^^  werden  eingezogen. 

§  49.  Schiffe,  >xelche  im  Geleit  feindlicher  Kriegsschiffe  fahren, 
sowie  die  dem  Eigentümer  eines  solchen  Schiffes  gehörige  Ladung 
Verden  eingezogen. 

§  50.  Der  Kapitän  und  die  Besatzung  eines  feindlichen  Schiffes 
können  zu  Kriegsgefangenen  gemacht  werden.  Nicht  zulassig  ist  dies 
von  Passagieren  sowie  bezüglich  des  Kapitäns  und  der  Mannschaft 
eines  nichtfeindlichen  Schiffes.  Indessen  können  Personen  fe^tgchalten 
«erden,  von  denen  anzunehmen  ist,  daß  sie  als  Zeugen  gebraucht  \xerden. 

Kapitel  VII. 
Verfahren  bei  der  Aufbringung. 

§  51.  Der  Kriegsschiffskommandant  soll  bei  der  Visitierung  oder 
der  Durchsuchung  nicht  mehr,  als  nötig  ist,  das  Sc  hiff  ans  seinem  ur- 
sprünrrhchcn  Kurs  bringen  und  überhaupt  bemüht  sein,  dem  Schiff  so 
venig  Störung  wie  möglich  zu  verursachen. 

§  52.  Der  Kriegsschilfskommandant  braucht  bei  der  Verfolgung 
eines  Schifies  die  japanische  Kriegsflagge  nicht  zu  zeigen,  darf  auch 
eine  falsche  Magge  führen.  Er  muß  aber,  kurz  bevor  er  dem  Schiff 
den  Befehl  erteilt,  anzuhalten,  unbedingt  die  Kaiserlich  Japanische  Kriegs- 
schiffsflagge heißen. 

§  53.  Unter  keinen  Umständen  darf  der  Kriegsschiffskonimandant 
von  dem  zu  visitierenden  oder  zu  durchsuchenden  Schiff  verlangen, 
daß  es  ein  Boot,  Leute  von  der  Besatzung  oder  seine  Schiffspapiere 
usw.  an  Bord  des  Kriegsschiffes  senden  solle. 

§  54.  Der  Kriegsschiffskommandant  hat  zunächst  dem  in  Betracht 
kommenden  Schiff  durch  Flaggensignale  oder  durch  Signale  mit  der 
Dampfpfeife  bekannt  zu  geben,  daß  er  es  zu  visitieren  oder  zu  durch- 
suchen beabsichtigt.  Zur  Nachtzeit  ist  über  der  Kriegsschiffsflagge  eine 
weiBe  Laterne  zu  heißen,  welche  an  Stelle  der  Flaggensignale  tritt. 

Wenn  wegen  schlechten  Wetters  die  Absicht  der  Visitierung  in  der 
im  vorigen  Absatz  angegel>enen  Weise  nicht  kundgegeben  werden  kann, 

»0  VI  äO;  iKl.  -  ^)  VI  54a,  b. 
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oder  wenn  das  Schiff  den  Sig^nalen  nicht  entspricht,  sind  hintereinander 
z^ei  blinde  Schüsse  abzugeben,  und,  xcenn  dann  noch  nötigf  ist  ein 
scharfer  Schuß  \orn  am  Schiff  vorbei  zu  feutrn. 

Wenn  trot/  der  Bcobachtunir  der  Bestimmungi  n  des  vorii^cn  Ab- 
satzes das  Schiff  dem  Brich i,  an/uhallen.  ni'  ht  FoIil^c  IciNtel,  ist  zunächst 
ein  scharfer  Schuß  in  die  lakclacfe  abzugeben  und  nur  zuletzt  dart 
auf  den  S(  liiff^korpcr  gc>chi)>^cn  werden. 

§  55.  Wenn  das  Schiff  anhält,  hat  der  Kommandant  einen  Üffi- 
ziei.  dem  er  je  naeli  Bedarf  zur  l 'nterstüt/uni;  noch  andere  Offiziere 
beigeben  kann,  zur  Visitierung  in  einem  Buol  an  Bord  des  Schiffes  zu 
schicken. 

Die  Bootsmannschaft  darf  keine  Waffen  tragen,  doch  bestehen 
gegen  die  Mitnahme  der  Waffen  im  Boot  keine  Bedenken. 

Wenn  der  Offizier  dies  beim  Anbordgehen  für  erforderlich  hälU 
kann  er  bis  zu  zwei  Mann  von  der  Bootsmannschaft  mitnehmen. 

§  56.  Wenn  der  visitierende  Offizier  Verdachtsmomente  erblickt, 
soll  er  in  höflicher  Form  Einsteht  in  die  Schiffspapiere  fordern.  Wenn 
aber  der  Kapitän  die  Vorzeigung  der  Papiere  verweigert,  so  kann  der 
Offizier  sie  zwangsweise  fordern. 

§  57.  Wenn  der  visitierende  Offizier  nach  Prüfung  der  Schiffs- 
papiere zu  der  Ansicht  kommt,  daß  zu  einer  Aufbringung  des  Schiffs 
kein  Anlaß  vorliegt,  so  hat  er  dasselbe  nach  Einholung  der  Befehle  des 
Kriegsschiffskornmandanten  sofort  freizugeben. 

§  58.  Wenn  der  visitierende  Offizier  nach  Prüfung  der  Schiffs- 
papiere zu  der  .\nsicht  kommt,  daß  noch  Verdachtsmomente  vorliegen, 
so  hat  er  zur  Durchsuchung  des  Schiffes  zu  schreiten. 

Wenn  der  visitierende  Offizier  dies  für  erforderHcli  hält,  kann  er 
im  Falle  des  vorigen  Absatzes  die  Büüt>inann>chaft  zu  seiner  Unter- 
stützung an  Bord  kommen  lassen  oder  auch  vom  Kriegsschiff  Unter- 
stützung erbitten. 

§  59.  Die  Durchsuch iinq;  hat  in  (jegenwarl  des  Schiffskapiläns 
oder  seines  V  ertreters  stattzufinden. 

§  60.  Ver^chlu^^ene  Räume  oder  Behältnisse  soll  der  Kapitän 
txkr  dessen  Vertreter  zu  öffnen  veranhißt  werden.  Wenn  .sie  sich 
\xeigern.  können  die  den  Ums.länücn  des  Falls  entsprechenden  Maß- 
regeln ergriffen  «erden. 

§  61.  Kommt  der  visitierende  Offizier  im  Laufe  der  Durchsuchung 
zu  der  Ansicht,  dafi  zu  einer  Aufbringung  des  Schiffes  kein  AnlaB  vor- 
liegt, so  hat  er  die  Untersuchung  zu  unterbrechen  und  das  Schiff 
nach  Einholung  der  Befehle  des  Kriegsschiffskommandanten  sofort  frei* 
zugeben. 

§  62.  Ehe  der  visitierende  Offizier  das  Schiff  verläßt,  hat  er  den 
Kapitän  desselben  zu  befragen,  ob  derselbe  Einwendungen  gegen  das 

24 


Digitized  by  Google 


SMpriiiMnhno:  AvfMnggBf. 


Abachidtt  V 


bei  der  Visitierung  und  der  Durchsuchung  beobachtete  Verfahren  zu 
erheben  habe.  Ist  dies  der  Fall,  so  hat  er  denselben  zu  veranlassen, 
ihm  eiiK  ichriltliche  Aufzeichnung  übur  diese  hinwendungcn  zu  über- 

§  63.  Der  visitierende  Offizier  hat  in  das  Schiffsjournal  einen  Ver- 
merk einzutragen,  in  welchem  er  genaue  Angaben  über  Zeit  und  Ort 
der  Visitierung  oder  Durchsuchung,  über  den  Namen  des  visitierenden 
Kriegsschiffes,  über  die  Dienststellung  sowie  über  den  Vor-  und  Zu- 
namen seines  Kommandanten  zu  machen,  und  welchen  er  unter  Angabe 
seiner  eigenen  Dienststellung  mit  Vor-  und  Zunamen  zu  unter- 
zeichnen hat 

§  64.   Handelt  es  sich  um  SchiffCi  welchen  die  Bekanntmachung 

über  eitu  Blockade  nicht  zugegangen  vcar,  oder  um  solche,  welche  in 
Gemäßheit  des  §  30  Ziffer  2  oder  in  Gemäßheit  tier  Bestimmungen  der 
§§  36  oder  38  vcegen  Unkenntnis  vom  Ausbruch  des  Krieges  der  Auf- 
bringung nicht  unterliegen,  so  hat  der  visitierende  Offizier  in  ihr  Schiffs- 
journal oder  in  diejeni,<j;eii  Schiffspapiere,  •welche  über  die  Staats- 
angehörigkeit des  Schiffes  Auskunft  geben,  nach  Formular  2  oder  3 
eine  \\  arnun,c^  ein/utrapfen  und  dem  Schiff  zu  befehlen,  umzukehren, 
bezicliungb'Äcise  andere  geei.t,niete  Maßregeln  zu  ergreifen,  wie  zum  Hei- 
spiele, das  Schiff  einen  anderen  Kurs  nehmen  zu  lassen"*)  oder 
dergleichen. 

§  65.  Wenn  dem  Kuiumandanten  des  Kriegssciiiffs  nach  der  Visi- 
tierung und  der  Durchsuchung  noch  Verdachtsmomente  vorzuliegen 
scheinen,  so  muß  er  zunächst  durch  den  visitierenden  Offizier  ein  Verhör 
des  Kapitäns  vornehmen  lassen ;  erscheint  nach  diesem  Verhör  die  Auf- 
bringung noch  geboten,  so  ist  das  Schiff  aufzubringen. 

§  66.  Bei  der  Entscheidung  der  Frage,  ob  ein  Schiff  aufzubringen 
ist  oder  nicht,  sollen  die  Art  des  Schiffes,  seine  Ausrüstung,  seine  Ladung, 
seine  Schiffspapiere,  sowie  der  Kapitän,  die  Mannschaft  und  deren  Aus- 
sagen berücksichtigt  werden.  «•) 

§  67.  Wenn  der  Kommandant  des  Kriegsschiffes  beschlossen  hat, 
daß  das  Schiff  aufzubringen  sei,  so  hat  er  dem  Kapitän  die  Gründe  der 
Aufbringung  bekannt  zu  geben  und  einen  Offizier  und  die  erforderlichen 
Unteroffiziere  und  Mannschaften  an  Bord  zu  senden  und  von  dem 
Schiffe  Besitz  zu  ergreifen.  Wenn  aber  infolge  schlechten  Wetters  oder 
aus  sonstigen  Gründen  die  hnt^endung  des  Offiziers,  der  IJnterot'fi/iere 
und  der  .Wannschaften  untunlich  ist,  so  hat  der  Kriegsschiff.skommandant 
das  Schiff  die  Magge  herunterholen  zu  lassen  und  Befehl  zu  erteilen, 

VI  11. 

^)  Hieraus  ist  nicht  zu  schließen,  daß  das  Prisengericht  bei  der  Beweisaufnahme 
m  diese  ms  der  Prise  stammenden  Bcueismoincntc  gebunden  ist:  VI  25;  26b;  27b, 
■Anders  jedoch  der  Staatsanwalt  VI  21»  b,  Anmerkung  4. 
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wohin  es  sich  begeben  soll.  Leistet  der  Kapitän  diesem  Befehl  nicht 
Folge,  so  kann  der  Kriegsschiffskommaiuiant  die  nach  den  Umständen 
des  Falls  erfcH'dertichen  Maßregeln  ergreifen. 

§  68.  Wenn  der  Kriegsschiffskommandant  ein  Postschiff  aufgebracht 
hat,  so  hat  er  die  Postsacke,  soweit  dieselben  unverfänglich  erscheinen, 
in  versiegeltem  Zustand  von  Bord  herauszugeben  und  dafür  Sorge  zu 
tragen,  daß  dieselben  mit  der  nächsten  Gelegenheit  schnell  an  ihren 
Bestimmungsort  gelangen. 

§  69.  Der  Kriegsschiffskommandant  hat  die  Passagiere  des  auf- 
gebrachten Schiffes,  soweit  dieselben  nicht  als  Kriegskonterbandepersonen 
zu  betrachten  oder  so\xeit  sie  nicht,  weil  ihr  Zeugnis  erheblich  erscheint, 
festzuhalten  sind,  in  einem  möglichst  geeigneten  Hafen  an  Land  gehen 
zu  lassen. 

§  70.  Der  Kriegsschiffskommandant,  der  ein  Schiff  aufgebracht  hat, 
muß,  \xenn  sich  später  herausstellt,  daß  die  Aufbringung  nicht  gerecht- 
fertigt war,  das  Sehiff  unverzüglich  treiireben. 

§  71.  Der  KrieL,^sschiffskomniandant  hat  in  das  bei  diesem  Kiie^^s- 
scliiff  ijefiihrte  Sehiffsjournal  sämtliche  wiehtii^en  latsachen  in  bezug 
auf  die  Visitierung,  die  Durchsuchung  und  die  Aufbringung  eines  Schiffes 
einzutragen. 

§  72.  Der  Kriegssehittskommandant  hat  über  die  Visitierung,  die 
Durchsuchung  und  die  Aufbringung  einen  eingehenden  Bericht  ab- 
zufassen und  denselben  zusammen  mit  seinem  eigenen  Gutachten  über 
den  Fall  unverzüglich  dem  Marineminister  einzureichen. 

§  73.  Der  Kriegsschiffskommandant  kann,  falls  er  ein  vom  Feind 
aufgebrachtes  japanisches  oder  neutrales  Schiff  diesem  wieder 
abgenommen  hat,  vorausgesetzt,  dafi  dasselbe  noch  nicht  in  einen  feind- 
lichen Hafen  gebracht  oder  vom  Feind  für  Kriegszwecke  gebraucht 
worden  ist,  freilassen. 


Kapitel  VIII. 
Das  Verfehrcn  nach  der  Aufbringnng. 

§  74.  Der  Kriegsschiffskommandant  hat.  sobald  er  von  einem 
Schiff  Besitz  ergriffen  hat.  die  auf  das  Schiff  und  die  Ladung  bezüg- 
lichen Papiere  sowie  sämtliche  sonstigen  an  Bord  befindlichen  Papiere 
mit  Beschlag  zu  belegen  und  sofort  der  Reihe  nach  zu  ordnen,  zu 
numerieren  und  zu  kuvertiert-n  und  das  Kuvert  mit  seinem  und 
des  Kapitäns  Siegel  oder  Unterschrift  zu  versehen  und  über  den  Vor- 
gang ein  nach  Formular  Nr.  4  abgefaßtes  Protokoll  beizufügen. 

Es  ist  üblich,  daB  dies  Protokoll  von  derjenigen  Person  abgefaßt 

26 


SBepriitMinImiiiQ:  AnAringuafi. 


Abschnitt  V 


«iru.  ucklie  die  beschlagnahmten  Papiere  in  Empfang  genommen  oder 
ausfindig  gemacht  hat. 

§  75.  Wenn  zerstörte  und  weggevtorleae  oder  versteckte  Papiere 
aufgelesen  oder  ausfindig  gemacht  worden  sind,  so  hat  der  Kricgs- 
schiffskommandant,  wie  im  vorigen  Paragraphen  angegeben,  zu  ver- 
fahren. Indessen  ist  tn  diesem  Falle  das  Protokoll  nach  Formular  5  ab- 
zufassen. 

§  76.  Der  Kriegsschiffskommandant  hat  nach  Formular  Nr.  6  eine 
Aufstellung  der  auf  dem  Schiff  vorgefundenen  Gelder,  Wertpapiere  und 
sonstigen  Wertgegenstände  in  2  Exemplaren  anzufertigen,  deren  eines 
er  dem  Kapitän  auszuhändigen  hat. 

§  77,  Der  Kriegsschiffskommandant  hat  womöglich  die  Luken 
des  aufgebrachten  Schiffs  zu  schließen  und  zu  versiegeln  und  dafür 
Sorge  zu  tragen,  daß  sich  niemand  etNxas  von  der  Ladung,  vom  Schiffs- 
gerät  oder  von  irgendwelchen  im  Schiff  befindlichen  Sachen  aneignen 
Kann. 

§  78.  Der  Kommandant  und  die  Offiziere  des  Kriegsschiffs  haben 
^amtlich  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  der  Kapitän  und  die  Besatzung  des 
auigthi  achti-n  S'-hiffs  sovtie  die  als  Kriecp^gifangene  zu  betrachtenden 
Ptr>oiien  gut  brhandelt,  und  daß  sie  bezügUch  ihres  Privateigentums 
geschützt  u erden. 

Den  als  Kriegbgefan(;t-iien  zu  betrachtenden  Peisonen  ge-^enüber 
können,  u  enn  dies  erforderlich  erscheint.  Zw  aiiirsmaBregein  zur  "An- 
M,nuunL;  komnii-n.  Den  übriu^cti  auf  dem  Schiff  befindlichen  Personen 
gegenüber  aber  dürfen  Zw  aiigsmaßregeln  nur  aus  ganz  besonderen 
Gründen  zur  Anwendung  gebracht  werden. 

§  79.  Der  Kriegsschiffskommandant  hat  zur  Navigierung  des  auf- 
gebrachten  Schiffes  einen  Prtsenoffizier  zu  ernennen,  dem  die  er- 
forderlichen Unteroffiziere  und  Mannschaften  beizugeben  sind.  Diese 
hat  er  an  Bord  zu  schicken,  um  unverzüglich  das  Schiff  mit  seiner 
Ladung  nach  dem  nächsten  japanischen  Hafen,  in  welchem  ein  Prisen- 
gericht seinen  Sitz  hat,  oder  einem  in  dessen  Nähe  belegenen  anderen 
japanischen  Hafen  uberzufuhren. 

§  80.  Der  Kriegsschiffskommandant  kann  den  Kapitän  und  die 
Mannschaft  des  aufgebrachten  Schiffs  ersuchen,  den  Prisenoffizier  nach 
dessen  Weisungen  in  der  Navigiening  des  Schiffes  zu  unterstützen.  Wenn 
diesem  Ersuchen  nicht  entsprochen  wird,  darf  er  keinen  Zwang  aus- 
öben. 

§  81.  Der  Kriegsschiffskommandant  hat  den  Kapitän  und  die 
.Mannschaft  des  aufgebrachten  Schiffes,  die  gesamte  Ladung  und  das 
Protokoll  mit  den  beschlagnahmten  Schiffspapieren  auf  dem  beschlag- 
nahmten Schiff  unter  möglichster  Erhaltuntr  des  zur  Zeit  der  Auf- 
bringung vorhanden  gewesenen  Zustands  zu  befördern. 
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Der  Krie_L,^sschiffskoinniaiuiant  hat,  Vicnn  dies  erlordeilich  er>clicint, 
solche  iintLT  seinem  Befehle  stehende  Personen,  welche  imstande  sind, 
die  Tatuiiistände  der  Aufhrinsrune^  7U  bezeugen,  an  Bord  des  auf- 
gebrachten Schiffes  iniUaiiiLii  zu  lassen. 

§  82.  Wenn  es  unzweckmäßig  erscheint,  den  Kapitän  und  die  ge- 
samte Mannschaft  mit  dem  Schiff  zu  befördern,  so  hat  der  Kriegsscbiffs- 
kommandant  zum  mindesten  die  drei  oder  vier  wichtigsten  Personen 
auszusuchen  und  als  Zeugen  mitzusenden,  von  denen  zwei  Kapitän, 
Zahlmeister,  Offiziere  oder  Bootsmann  sein  müssen. 

Die  umgeschiffte  Schiffsmannschaft  soll  ebenfalls  unverzüglich  nach 
demjenigen  Hafen  befördert  werden,  nach  welchem  das  betreffende 
Schiff  fährt. 

§  83.  Im  Falle  des  vorigen  Paragraphen  hat  der  Kriegsschiffs- 
kommandant durch  den  Frisenoffizier  nach  Formular  Nr.  7  ein  I^iotokol] 
über  die  Umschiff ung  der  Mannschaft  und  üt>er  die  üründe  der  Um- 

schiffung  abfassen  zu  lassen. 

§  84.  Befinden  sich  an  Bord  des  Schiffes  leiclit  verderbliche  Ciüter, 
oder  bestehen  sonst  Bedenken  cfegeii  die  Betörderun^^  \ on  üütcrn, 
so  hat  der  Kriegsschiffs  komm  an  da  nt  die  neeiiTiietsteii  unter  seinen  Offi- 
zieren als  Ijntersuchuni^skommission  aiis/uwählcn  und  von  ihnen  ein 
UntersueluinL;>protok(>ll  vorlej^en  zu  lassen. 

Die  Hauptpunkte  der  Untersuchung  sind  in  das  Schiffsjournal 
einzutragen. 

§  85.  Wenn  die  Unterbuehnngskümmission  berichtet,  daß  sich 
unter  der  ]_adung  Güter  befinden,  gegen  deren  Beförderung  Bedenken 
bestehen,  so  hat  der  Kriegsschiffskommandant  dieselben  am  Orte  der 
Aufbringung  oder  im  nächsten  japanischen  Hafen  oder  auch  mit  Ge- 
nehmigung der  maßgebenden  neutralen  Behörden  in  neutralem  Gebiet 
zum  Verkauf  zu  bringen.  Bestehen  aber  gegen  den  Verkauf  Bedenken, 
so  kann  der  Knegsschiffskommandant  diejenigen  Maßregeln  ergreifen, 
welche  ihm  geeignet  erscheinen. 

§  86.  Wenn  möglich,  hat  der  Kriegsschiffskommandant  vor  dem 
Verkauf  der  Ladung  einen  Sachverständigen  zu  ernennen  und  denselben 
die  ganze  Ladung  oder  den  zu  verkaufenden  Teil  derselben  schriftlich 
abschätzen  zu  lassen. 

Der  Verkauf  soll  in  Gegenwart  des  Prisen  offiziers  und,  wenn  an- 
gängig, in  Gegenwart  eines  Kaiserlichen  Konsuls  oder  sonstigen  in  der 
Nähe  des  Verkaufsorts  befindlichen  Kaiserlichen  Beamten  stattfindet 
und,  wenn  möglich,  ein  öffentlicher  sein. 

§  87.  Der  Kriegsschiffskommandant  hat  den  Prisenoffizier  zu  ver- 
anlassen, über  das  ganze  Verkanfsverfahren  nach  Formular  Nr.  8  ein 
Protokoll  autzunehmen  und  dasselbe  zusammen  mit  ciem  l 'ntersurhungs- 
protokoil  der  Unlersuchungskommission,  der  schrittlichen  Abschätzung 
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des  Sicln  erständigfen,  der  Verkaufsabreihnung  und  den  sonstigen  Ur- 
kunden mit  denj  autgebrachten  Schitf  zu  befördern. 

§  88.  Bestehen  Bedenken  gegen  die  Oberführung  des  aufgebrachten 
Schiffes,  so  hat  der  Kriegsschiffskommandant  die  geeignetsten  unter 
seinen  Offizieren  auszuwählen  und  zur  Untersuchungskommission  zu 
ernennen  und  von  derselben  ein  Untersuchungsprotokoll  vorlegen  zu 
lassen. 

Die  Hauptpunkte  der  Untersuchung  sind  ins  Schiffsjournal  ein- 
zutragen. 

§  89.  Wenn  die  Untersuchungskommission  berichtet,  daß  Bedenken 

gegen  die  Überführung  des  aufgebrachten  Schiffes  bestehen,  so  hat 
der  Kriegsschiffskommandant  dasselbe  nach  dem  nächsten  japanischen 
Haft-n  oder  mit  üenehmigunt^  der  maßgebenden  neutralen  Behörden 

nach  dem  nächsten  neutralen  Hafen  zu  senden. 

^^  tKl.  Im  I  alle  des  vorigen  Paragraphen  hat  der  Kriegsschiffs- 
kotnmaiidant  durch  einen  Frisenoffizier  über  die  0 herführung  des  auf- 
gibraehten  Schifft-s  nach  dem  nächsten  japanischen  bezieh un.irs^xei^e 
neutralen  Hafen  ein  ausführliches  Protokoll  nach  Formular  Nr.  4  aul- 
nehnici".  zu  lassen  und  dies  zusammen  mit  dem  Untersuchungsprotokoil 
der  Untersuchungskommission  durch  den  genannten  Offizier  mit  den 
Zeugen,  den  Schiffspapieren  und  den  sonstigen  für  die  priscngerichtiiche 
Untersuchung  erforderlichen  Urkunden  dem  nächsten  japanischen  Prisen- 
gericht zu  übersenden. 

§  Ol.  In  den  folgenden  Fällen  kann  der  Kriegsschiffskommandant, 
venn  es  nicht  zu  vermeiden  ist,  das  aufgebrachte  Schiff  vernichten  oder 
die  sonst  nach  Lage  des  Falls  geeigneten  Maßregeln  ergreifen.  Doch 
soll  er,  ehe  er  zur  Vernichtung  oder  den  sonst  nach  Lage  des  Falls 
geeigneten  Mafiregeln  schreitet,  die  Besatzung  des  aufget>rachten  Schiffes 
umschiffen  und,-  soweit  tunlich,  die  Ladung  umladen,  auch  die  Schiffs- 
papiere und  die  sonstigen  für  die  prisengerichtliche  Untersuchung  er- 
forderlichen Gegenstande  in  Sicherheit  bringen: 

1 .  Wenn  das  Schiff  nicht  in  gutem  Zustande  ist  und  wegen  schwerer 
See  nicht  navigiert  werden  kann. 

2.  Wenn  zu  befürchten  ist,  daß  das  Schiff  vom  Feinde  wieder- 
genommen werden  könne. 

1.  Wenn  das  Schiff  nicht  navigiert  >x'erden  kann,  ohne  daß  die 
/ur  Sicherheit  des  Kriegsschiffs  notwendige  Mannschaft  entbehrt  werden 
müßte. 

§  Q2.  Im  halle  des  vorigen  Paragraphen  hat  der  Kriegsschiffs- 
konimandant  den  Prisenoffizier  zu  veranlassen,  ein  Protokoll  darüber 
auf/unehnien,  warum  die  Navigierung  untunlich  war  und  welche  Maß- 
regeln er  im  einzelnen  getroffen  hat,  und  hat  den  genannten  Offizier 
mit  der  umgeschifften  Mannschaft  und  Ladung  sowie  mit  den  Schiffs- 
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papieren  und  sämtlichen  für  die  prisengerichttiche  Entsclieidung  not- 
wendigen  Urkunden  und  Gegenständen  an  das  nächste  japanische  Prisen- 
gericht zu  senden. 

§  93.  Der  Prisenoffizier  hat,  wenn  er  selbst  auf  dem  zu  über- 
führenden Schiff  fährt,  nach  Formular  Nr.  10  ein  Verzeichnis  über  den 
Proviant,  das  Inventar  und  die  Ladung  aufzunehmen,  soweit  sie  in 
dem  gegenwärtigen  Zustand  der  Verladung  untersucht  werden  können. 
Er  l(ann  bei  der  Aufnahme  dieses  Verzeichnisses  den  Kapitän  um  seine 
Unterstützung  ersuchen  und  hat  ihm  eine  von  ihm  selbst  unterzeichnete 
Al)schrift  zu  überj^eben. 

§  94.  Der  Prisenoltizier  hat  ein  Journal  zu  führen  und  vcährend 
der  Reise  die  das  Schiff,  die  Ladung  und  die  Mannschaft  betreffenden 
Ereignisse  in  dasselbe  einzutragen, 

§  Q5.  Wenn  der  Prisenufti/ier  während  der  Reise  noch  weitere 
Papiert  empfängt  oder  zerstörte  und  weggeworfene  oder  verstcciitc  Pa- 
piere ausfindig  macht  oder  aufliest,  so  hat  er  dieselben  sofort  zu  ordnen 
und  zu  numerieren  und  sie  einem  nach  Formular  Nr.  11  auf- 
genommenen Protokoll  beizufügen. 

§  96.  Es  ist  Pflicht  des  Prisenoffiziers,  mit  äußerster  Sorgfalt  darauf 
t>edacht  zu  sein,  daß  dem  Schiff  und  der  Ladung  während  der  Ober- 
ffihrung  kein  Schade  zustößt. 

§  97.  Nur  in  Fällen  dringender  Notwendigkeit  darf  der  Prisen- 
offizier die  Mannschaft  oder  die  Ladung  landen  oder  umschiffen.  In 
diesem  Falle  hat  er  über  die  Landung  oder  die  Umschiffung  der  .Mann- 
schaft und  der  Ladung  sowie  über  die  Veranlassung  hierzu  ein  Proto- 
koll nach  Formular  Nr.  12  aufzunehmen. 

Die  gelandete  oder  umgeschiffte  Mannschaft  und  Ladung  muß 
auf  geeignete  Weise  unverzüglich  nach  dem  Sitz  eines  japanischen  Prisen- 
gerichts befördert  Mierden. 

§  OS.  Sofort  nach  der  Ankunft  an  dem  Reiseziel  hat  der  !^vi-.en- 
offizier  das  auf^'cbrachte  Schiff  dem  Frisengerichtshof  zu  übergeben 
und  die  Einleitung  des  prisengerichtlichen  Verfahrens  zu  beantragen. 
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Formular  Nr.  \,  (fi  22.) 

Blockade  bekanntmach  ung. 

Ich  erkläre  hiermit  im  Auftrage  der  Kaiserlichen  Regierung,  datS 

am  (Datum)   

(Ort)  

von  (Ort)  in  Breite  Länge 

bis  (Ort)     ,,   in    Fircite    Länge 

von  Kaiserlicherl  Kriegsschiffen  in  ausreichender  Stärke  blockiert  wurdLii 
ist,  daß  diese  Blockade  aufrechterhalten  >x  ird  und  daß  gegen  alle  Schiffe, 
welche  dieselbe  zu  brechen  versuchen,  alle  Zwangsmaßrcgeln,  welche 
das  Völkerrecht  und  die  Verträge  zwischen  Japan  und  den  neutralen 
Mächten  gestatten,  angewandt  werden  werden. 

(Datum)  ^ 

an  Bord  S.  M.  S.  (Name)  

(Name)  

Oberstkommandtercnder  (Kommandierender)  des 
 Geschwaders. 


Formular  Nr.  2.    (§  64.) 


Blockadewarnung. 

Ich  habe  heute  im  Auftrage  des  Kommandanten 

(Name)   S.M.S.  (Name)  

das  Dampf-  (Segel-)  Schiff  (Name)  

visitiert  und  dasselbe  gewarnt,  daß  (Ort)  

von  (Ort)   in  Breite  Länge 

bis  (Ort)  in    Breite  Länge 

sich  unter  Blockade  befindet. 

(Datum)   

  Breite   ,   Länge 

(Rang,  Name,  Siegel)  

S.  M.  S.  (Name)    
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Formular  Nr.  3.    (S;  64.) 


Warnung  Ober  den  Kriegsausbruch. 

Ich  habe  heute  im  Auftrage  des  Kommandanten  (Name)  

  S.  M.  S.  (Name)  

das  Dampf-  (Segel-)  Schiff  (Name)   

visitiert  und  dasselbe  gewarnt,  daß  zwischen  Japan  und  

Krieg  ausgebrochen  ist. 

(Datum)   

  Breite   Länge 

(Rang,  Name,  Siegel)  

S.  M.  S.  (Name)  


Formular  Nr.  4.  74) 

Protokoll  Qber  die  zur  Zeit  der  Aufbringung 

empfangenen  Schiffspapiere. 

Name  des  Schiffes  

Name  des  Kapitäns  

1.  Ich  bin  am  (Datum)    bei  der  .Auf- 
bringung des  oben  bezeichneten  Schiffes  durch  S.  M.  S.  (Name)  

 gegenwärtig  gewesen. 

2.  Ich  habe  alle  bei  der  Aufbringung  des  oben  bezeichneten  Schiffes 
an  Bord  vorhandenen,  unter  Nummer    bis    an- 
liegenden Papiere  damals  empfangen. 

3.  An  dem  Zustand  der  oben  bezeichneten  Papiere  zur  Zeit  des 
Empfnni^^  ist.  abgesehen  von  ihrer  Numerierung,  keine  Veränderung 
vorgenomnuii  worden. 

Die  vorstehenden  Tatsachen  werden  hiermit  bescheinigt. 

(Datum)   

(Rang,  Name,  Siegel)  

;  S.  M.  S.  (Name)  
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Formular  Nr.  5.  (§  75.) 

Protokoll  über  die  zur  Zelt  der  Aufbringung 

weggeworfen  (zerrissen  oder  versteckt)  gewesenen 

Schiffspapiere.  \ 

Name  des  Schiffes  

Name  des  Kapitäns  

1.  kh  hin  am  (Datum)      bei  der  Auf- 
bringung des  oben  bezeichneten   Schiffes  durcii   S.  M.  S.  (Name) 

 gegenwärtig  gewesen. 

2.  Ich  habe  (Ort)   

gesehen,  wie  aus  einer  Bürdöffiuiiis^  des  oben  bezeichneten  Schiffe> 
einige  .\hn Ilten  (oder  sonsti^e^e  Anc^aben)  vor  der  Aufbrini^un^  (Zaiii) 

  Bündel  Papiere  ins  Wasser  geworfen  wurden.    Ich  habe 

sofort  ein  Boot  ausgesetzt,  (Zahl)    von  den  Bündeln  waren 

schon  untergegangen,  (Zahl)      von  ihnen  lieB  ich  sübtr  von 

der  Bootsmannschaft  aufnehmen.  (Bei  Zerreißen  oder  Verstecken  ist 
der  jeweilige  Tatbestand  anzugeben.) 

3.  Die  unter  Nummer    bis    beiliegenden 

Papiere  sind  alle,  die  derzeit  aufgelesen  worden  sind.  An  dem  damaligen 
Zustand  derselben  ist,  abgesehen  von  ihrer  Numerierung,  keine  Ver- 
änderung vorgenommen  worden. 

Die  obigen  Tatsachen  werden  hiermit  bescheinigt. 

(Datum)    

(Rang,  Name,  Siegel)  

S.M.S.  (Name)  


Formular  Nr.  6.   g  76.) 

Aufstellung  fiber  die  zur  Zeit  der  Aufbringung  an 
Bord  des  Schiffes  g^c^cnwSrtig  gewesenen  Gelder, 
Wertsachen  und  sonstigen  wichtigen  Gegenstände. 

Name  des  Schiffes  

Name  des  Kapitäns   

(Aufstellung  der  Gegenstände)  
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(Hier  ist  jevt  eils  zu  bemerken,  ob  die  Gelder,  die  Wertsaciien  und  die 
sonstigen  wichtigen  Gegenstände  freiwillig  fibergeben  worden  sind  oder 
ob  und  wo  dieselben  versteckt  und  gefunden  worden  sind.) 

DaS  das  Obenstehende  eine  wahre  Aufistellung  der  an  Bord  des 

von  mir  am  (Datum)  aufgebrachten  Schiffes  vorhanden 

gewesenen  samtlichen  Gelder,  Wertsachen  und  sonstigen  wichtigen 
Gegenstände  ist,  bescheinige  ich  hiermit 

Anm.  Eine  Abschrift  dieser  Aufstellung  wurde,  mit  Unterschrift 

versehen,  am  (Datum)  dem  Kapitän  des  (Name)  

 übergeben,  und  

(Hat  der  Kapitän  Beschwerde  erhot)en,  so  ist  dieselbe  hier  kurz  zu  er- 
wähnen.) 

Patum)   

(Rang,  Name,  Siegel)  

S.  M.S.  (Name)  

N.  B    Es  ist  iiTUTi:il51ich,  eine  Abschrift  der 
Aufstellung  dem  Kapitän  zu  übergeben. 


Formular  Nr.  7.    (§  83.) 

Protokoll  über  die  Umschiffung  der  Mannschaft 
des  aufgebrachten  Schiffes  durch  den 

Kriegsschiffs-Kommandanten. 

Name  des  Schiffes   „  ^  

Name  des  Kapitäns  

1.  Der  Kommandant  S.  M.  S.  (Name)  

(Rang.  Name)  hat  am  (Datum)  

auf  Breite  und  Länge  das  oben 

bezeichnete  Schiff  aufgebracht 

2.  Der  genannte  Kommandant  (Rang,  Name)   

 ließ  am  (Datum)  ,  ehe 

er  das  aufgebrachte  Schiff  nach  einem  Hafen  schickte,  wo  sich  ein 
Prisengericht  befindet,  (Zahl)    von  der  Besatzung  des  ge- 

nannten Schiffes  sich  umschiffen. 

3.  Der  Grund  dieser  Umschiffung  ist  


(Datum)  

Der  Prisenoffizier 

(Rang,  Name,  Siegel)  

S.M.S.  (Name)  
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Formular  Nn  8.  (§  87.) 

Protokoll  über  den  Verkauf  der  Ladung. 

N  unc  des  Schiffes  

Xame  des  Kapitäns   

1.  Der  Kommandant  $.M.S.  (Name)   

(Rang  und  Name)  hat  am  (Datum)  

auf  Breite  und  Länge  das 

oben  bezeichnete  Schiff  aufgebracht. 

2.  Der  genannte  Kommandant  hat  am  (Datum)   

den  Befehl  erteilt,  die  Ladung  des  aufgebrachten  Sc  hities  7U  untersuchen. 

3.  Das  Untersuchungsprotokoll  der  Untersuch ungskommission  liegt 
als  Anlage  A  an. 

4.  Auf  dieses  Protokoll  hin  hat  der  Kommandant  mir  den  Befehl 

erteilt,  das  genannte  Sc  hiff  sofort  nach  dem  Hafen  von  .,. 

zu  navigieren  und  dort  die  Ladung  öffentlich  zu  verkaufen, 

5.  Die  Ladung  habe  ich  am  (Datum)   nach  dem  ge- 
nannten Hafen  befördert  und  durch  die  geeignetsten  Sachverständigen 

(Name)  X   und  (Name)  Y  abschätzen 

lassen. 

6.  Ehe  X  und  Y  zur  Schätzung  schritten,  haben  sie  geschworen, 
daß  sie  ihre  Schätzung  unparteiisch  und  gewissenhaft  abgeben  würden. 
Die  Eidesschrift  liegt  als  Anlage  B  an. 

7.  Die  Abschätzungsbescheinigung  des  X  und  Y  liegt  als  An- 
läge  C  an. 

8.  Am  (Datum)    habe  ich  den  Befehl  erteilt,  die 

Ladung  in  (Ort)    öffentlich  zu  verkaufen.   Die  Anzeige 

über  den  öffentlichen  Verkauf  in  (Ort)    liegt  als  An- 

lage D  an. 

9.  Der  bekanntgemnchte  öffentliche  Verkauf  ^iirde  nm  (Datum) 
  ausgeführt.    Verkauf  und  Übergabe  der  Ladung  ge- 
schahen in  meinem  Beisein  (oder  dem  eines  Kaiserlichen  Konsuls  oder 
ciiits  in  der  Nähe  des  Verkaufsortes  befindlichen  Kaiserlichen  Beamten) 
und  vor  meinen  Augen. 

10.  Eine  mir  von  (Name)    übergebene  .Aufstellung 

über  die  an  ihn  verkaufte  Ladung  liegt  als  Anlage  F,  an. 

11.  Die  in  der  anliegenden  Aufstellung  angegebene  Summe  im 

Beirage  von  Yen  habe  ich  am  (Datum)  

dem  (Name)  übergeben. 

Die  vorstehenden  Tatsachen  bescheinige  ich  hiermit. 

(Datum)  

Der  Prtsenoffizler 

(Rang,  Name,  Siegel)  

S.M.S.(Name)  '  
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Formular  Nr.  9.  (fi  90.) 

Protokoll  über  die  Überführung 
des  aufgebrachten  Schiffes  nach  einem  neutralen 
(nächst  gelegenen  japanischen)  Hafen. 

Name  des  Schiffes  

Name  des  Kapitäns   

1.  Der  Kommandant  S.  M.S.  (Name)   

(Rang  und  Name)  hat  am  (Datum) 

auf    Breite  und    l^nge  das  oben  be- 

zeichnete Schiff  autijjebracht. 

2.  Der  genannte  Kommandant  hat  am  (Datum)   

den  Befciil  erteilt,  das  aufijebrachte  Schiff  /u  untersuc  hen. 

3.  Das  Untcrsuchungsprotokoil  der  Uiitersuchungskommission  liegt 
als  Anlage  A  an. 

4.  Aul  dieses  I^rotokoU  hin  hat  der  Küniinandant  mir  den  Befehl 

erteilt,  das  aufgebrachte  Schiff  nach  dem  Hafen  (Name)  

zu  navigieren. 

5.  Zur  Ausführung  dieses  Befehls  bin  ich  am  (Datum)  

In  dem  Hafen  (Name)  angekommen  und  habe  das 

aufgebrachte  Schiff  dem  (Name)  ^  

fibergeben. 

Die  vorstehenden  Tatsachen  bescheinige  ich  hiermit 

(Datum)  

(Rang,  Name,  Siegel)  

S.M.S.  (Name)  


Formular  Nr.  10.   (§  93.) 

Verzeichnis  des  Proviants,  des  Inventars  und 
der  Ladung  des  aufgebrachten  Schiffes. 

Name  des  Schiffes  

Name  des  Kapitäns  

(Verzeichnis)   

Ich  bescheinige  hiermit,  daB  ich  am  (Datum)  
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den  B(.f(.'hl  bckornnien  habe,  eins  sftiiannte  Schiff  behufs  priseiigtricht- 

lichcr  Untersuchung  nach  dem  ilafeii  (Name)  .   

zu  navigieren,  und  daß  das  oben  angegebene  Verzeichnfe  den  Pk'oviant, 
das  Inventar  und  die  Ladung  enthält,  soweit  ich  sie  in  dem  damaligen 
Zustand  der  Verladung  untersuchen  Iconnte. 

Anmerlcung.  Eine  Abschrift  dieses  Verzeichnisses  wurde,  mit 

Unterschrift  versehen,  am  (Datum)    dem  Kapitän  des 

(Marne)  Gberget^en,  und  

 (Hat  der  Kapitän  Beschwerde  erhoben,  so  j«t  dieselbe 

hier  kurz  zu  erwähnen.) 

(Datum)    

Der  Prisenoffizier 

(Rang,  Name,  Siegel)  

S.  M.  S.  (Name)   ................. 

N'.  B.  Fs  ist  unerläßlich,  eine  Abschrift 
dieses  Verzeichnisses  dem  Kapitän  zu  über- 
geben. 


Formular  Nr.  II.  (fi  95.) 

Protokoll  über  die  ^'ährend  der  Navigierung 
empfangenen  (>xegge\xürfenen,  zerstörten  oder 
versteckten)  Schiffspapiere. 

Name  des  Schiffes  

Name  des  Kapitäns  

1.  Ich  habe  am  patum)  den  Befehl  erhalten,  das 

genannte  Schiff  behufs  prisengerichtlicher  Untersuchung  nach  dem  Hafen 
(Name)  zu  navigieren. 

2.  Auf  dieser  Reise  habe  ich  am  (Datum)  von 

dem  genannten  Kapitän  die  unter  Nr.  1  bis  anliegenden 

Papiere  erhalten.  (Gegebenenfalls  sind  die  Umstände  genau  anzugeben. 
Das  gilt  auch  für  Fälle,  wo  die  Papiere  weggeworfen,  zerstört  oder  ver- 
steckt gewesen  sind.) 

3.  Die  genannten  Papiere  sind  alle,  welche  ich  empfangen  habe, 
und  an  ihrem  damaligen  Zustand  ist,  abgesehen  von  ihrer  Numerierung, 
Jteine  Veränderung  vorgenommen  w  orden. 

Die  vorstehenden  Tatsachen  werden  hiermit  bescheinigt 

(Datum)    

Der  Prisenoffizier 

(Rang.  Name,  Siegel)  

S.  M,  S,  (Name)  
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Formular  Nr.  12,  (j  97.) 

Protokoll  über  die  Landung  (Umschiff ung) 
der  Besatzung  oder  der  Ladung  des  aufgebrachten 

Schiffes. 

Name  des  Schiffes  

Name  des  Kapitäns  „  

1.  Ich  habe  am  (Datum)  den  Befehl  erhalten,  das 
genannte  Schiff  behufs  prisengerichtlicher  Untersuchung  nach  dem  Hafen 
(Name)                             zu  navigieren. 

2.  Auf  dieser  Reise  habe  ich  am  (Datum) 

jTclandct  (um^cschifft) :  (^eJandcte  bzw.  umgeschiffte  Gegenstände  oder 
Personen  und  der  betreffende  Ort)   


3.  Die  Gründe  der  Landung  (Umschitfung)  derselben  waren 
folgende :   _  


Die  vorstehenden  Tatsachen  t>escheinige  ich  hiermit. 

(Datum)  

Der  Prisenoffisner 

(Rang,  Name,  Siegel)  

S.M.S.  (Name)  


Zum  Vergleich  werden  die  englischen  Obersetzungen  der  Formu- 
lare No.  1, 2,  3,  6  und  10  beigefügt. 

Der  Marineadjutant  des  Grofien 
Hauptquartiers. 

Form  Nr«  1  (referred  to  in  Art.  22). 


Declaration  of  Blockade. 

I  hereby  declare  that  on  the   day  of   last 

the   ,  from   ,  in  latitude   , 

longitudc   ,  to   in  latitude   , 

longitude     ,  vccrc  placed  in  a  State  of  Blockade  by  a 

competent  force  of  His  Imperial  Majesty's  Ships  and  are  now  in  such 
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State  of  Blockade;  and  that  all  measures  authorized  by  the  Law  of 
Nations  and  the  respective  Treaties  between  the  Empire  of  Japan  and 
the  different  Neutral  Powers  will  be  enforced  on  behalf  of  this  Imperial 
Japanese  Majesty's  •Government  agalnst  all  Vessels  whtcb  may  attempt 
to  vtolate  the  Blockade. 

Oiven  on  board  His  Imperial  Japanese  Majcsty's 

Ship  at   ,  this   day  of    19  

Signed:  Commander  in  Chief  (Admiral  in 
Command)  of  Squadron. 


Form  Nr«  2  (referred  to  in  Art.  64). 
Warning  of  Blockade. 

I  have  visited  the   vessei,  the      this  day 

by  the  order  of  Captain    of  His  Imperial  Japanese 

Majesty's  Ship   ,  and  warned  that   ,  , 

from  :  ,  in  latitude   '.  ,  longitude   .'  , 

to  ,  in  latitude   ,  longitude  , 

b  under  Blockade. 

Datcd  this   day  of   19   

Signed:   

His  Imperial  Japanese  Majesty's  Ship   


Form  Nn  3  (referred  to  in  Art  64). 
Warning  of  Hostiiities. 

I  have  visited  the    vessei,  the   this 

day  by  the  order  of  Captain   of  His  Imperial  Japanese 

Majesty's  Ship  ,  and  warned  that  the  State  of  War  has 

existed  and  exists  between  the  Empire  of  Japan  and  the  Empire 

of  

Dated  this  day  of  19  « 

Signed:  

His  Imperial  Japanese  Majesty's  Ship  
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Form  Nn  6  (referredto  in  Art.  76). 


Certificate  as  to  Money  and  Valuables  found 

on  board  the  Prize. 

The    Master. 

1  the  undersigned  ,  Holding  the  rank  nf   

   in  Iiis  Imperial  Japanr^c  Majesty's  Navy,  and  coinmanding 

His  Imperial  Japanese  Majesty's  Ship    do  hereby  certify 

that  the  followin^  is  a  correct  account  of  all  Moneys  and  Valuables 

found  on  board  the  above-named  vessel   ,  detained  by 

me,  as  lawfui  Prize  of  War,  on  the    day  of  

19  

(Here  State  the  several  articles,  distinguishing  whether  they  were 
voluntarily  given  up,  or  were  found  concealed,  ahd  where)  


SIgned:   

Commandm£[  His  imperial  Japanese  Majesty's  Shtp. 


Note.  —  I  do  hereby  dedare  that  on  the  day  of  

19  I  dcllvered  a  copy,  signed  by  myself,  of  the  above  Certificate 

to  the  Master  of  the  ,  and  that  (here  state 
whether  or  not  the  Master  made  any  objection,  and  if  he  did,  what  the 
nature  of  the  objection  was)   

Signed  this  day  of  19  


Commanding  His  Imp.  Jap.  Majesty's  Ship 
(A  copy  of  this  Certificate  must  in 
all  cases  be  delivered  to  the  Master.) 


Form  Nr.  10  (n:frrri  c  t--:  In  Art. 

Inventory  of  the  Stores,  Furniture  and  Cargo 

of  the  Prize. 

The  „  Master, 

I,   ,  holding  the  rank  of   in  His 

imperial  Japanese  Majesty's  Navy,  and  the  Prize-Officer  in  charge  of 
the  above-named  Vessel,  do  hereby  certify  that  the  fotlowing  is  a  correct 
Inventoiy  of  the  Stores,  Furniture,  and  Cargo  of  the  said  Vessel,  so 
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far  as  iht  said  can  bc  ascci  taincd  withüut  disturbing  thc  Stovc  age:  


Signed  this  day  of  10. 


Note. I  do  hereby  declare  that  on  the          day  of  

19  ,  I  delivered  a  copy,  signed  by  myself,  of  the  above  Inventory 

to  the  Master  of  the   ,  and  that  (here 

slate  whether  or  not  the  Master  made  any  objection,  and  if  he  did,  wbat 

the  nature  of  the  objection  was)  

Signed  this  day  of  19  

(A  copy  of  this  Inventory  must 
ix  delivered  to  the  Master). 
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Übersicht  Uber  die  Prisengerichtsentscheidungen 
nach  der  Anordnung  des  Abschnittes  VI. 

1.  „Ekaterinoslav"  (russisch). 

a)  Einziehung  des  feindlicheii  Schiffs  und  feindlicher  Ladung. 

b)  Einziehung  feindlicher  Ladung. 

2.  „M  u  k  d  e  n"  (russisch). 

a)  Freigabe  nichtfeindhcher  Ladiinjr. 

b)  Einziehung  des  feindlichen  Schiffs  und  feindlicher  Ladung.  Frei- 
gabe nichtfeindlicher  Ladung. 

c)  Einziehung  feindlicher  I.adiinq^. 

d)  Abweisung  der  Reklamation  auf  Freigabe  von  10000  Rubeln 
und  des  Antrags  auf  Arrestanlegung  zugunsten  des  Kckla- 
nianten. 

e)  Freitjabe  amtlicher  Schriftstücke  der  französischen  Handels- 
agentur in  Wladivüostük. 

f)  Einziehung  feindlicher'  Ladung. 

g)  Abweisung  der  Reklamation  eines  Konsuls,  weil  dieser  ab  solcher 
nicht  zur  Vertretung  befugt. 

h)  Abweisung  der  Reklamation,  weil  Vertreter  kein  japanischer 
Rechtsanwalt 

1)  Einziehung  feindlicher  Ladung.  Abweisung  der  Reklamation 

auf  Ersatz  der  Frachtkosten, 
k)  wie  bei  i. 

1)  Einziehung  feindlicher  Ladung. 

m)  wie  bei  1. 
n)  wie  bei  1. 
o)  wie  bei  I. 

3.  „Rossia"  (russisch). 

a)  Einziehung  des  feindlichen  Schiffs. 

b)  Abweisung  der  Reklamation  auf  Freigabe  des  Schiff-^  v^egen  Be- 
stehens eines  neutralen  Vorzugsrechts  an  demselben,  b/w.  Zu- 
erkennung  eines  solchen  an  der  Prise,  bzw.  Befriedigung  des 
zugrunde  liegenden  Anspruchs  durch  den  japanischen  Staat. 
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4.  „Ar  g  u  n"  {ru«;sisch). 

a)  Freigabe  nichtfeindlicher  Ladung. 

b)  Einziehung  des  feindlichen  Schiffs  und  zugehörigen  Geldes. 

5.  „S\  a  n  c  h  u  r  i  a"  (russisch). 

a)  Finzic-hiing  des  feindlichen  Schiffs  und  feindlicher  Ladung.  Frei- 
gabe von  Güter a  einer  Missionsgesellschaft  und  anderer,  nicht- 
feindlicher  Ladung. 

b)  Abweisung  der  Reklamation  eines  Konsuls,  weil  dieser  als  solcher 
nicht  zur  Vertretung  befugt. 

c)  Einziehung  feindlicher  Ladung. 

d)  Einziehung  feindlicher  Ladung.  Abweisung  der  Reklamation 
wegen  Ersatzes  der  Frachtkosten. 

e)  Einziehung  feindlicher  Ladung. 

f)  wie  bei  e. 

g)  Abweisung  der  Reklamation  wegen  nicht  formgerechter  Prozeß- 
vollmacht.  ' 

h)  Linziehung  feindiiehei  Ladung. 

i)  wie  bei  h. 
k)  wie  bei  h. 

6.  „Alexander"  (russisch). 

Einziehung  des  feindlichen  Walfischfängers  und  seiner  Ladung. 

7.  „Michael"  (russisch). 

Wie  bei  6. 

8.  „Nikolai"  (russisch). 

Einziehung  des  feindlichen  Walfischföngers  und  zugehörigen 
Geldes. 

9.  „Kotik"  (russisch). 

Wegnahme  des  feindlichen  Fischerei-  und  Kontrollschiffs. 

10.  „Lesnik"  (russisch). 

a)  Einziehung  des  feindlichen  Hochseefischereifahrzeugs  und  seiner 
Ladung. 

b)  Abweisung  der  Reklamation,  weil  nicht  form-  und  fristgemäß. 

11.  „Hermes"  (norwegisch). 

Freigabe  des  Schiffs  und  seiner  Kohlenladung,  weil  in  Un- 
kenntnis vom  Kriegszustand  befindlich. 

12.  „Nadesch  da"  (russisch). 

Einziehung  des  feindlichen  Schiffs. 

13.  „B  o  b  r  i  k"  (russisch). 

Einziehung  des  feindlichen  Hochseefischereischiffs. 

14.  „J  u  1  i  a  d  e"  (russisch). 

Einziehung  des  feindlichen  Daniptboots. 
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15.  „Manchuria"  (nissisch). 

Einziehung  des  in  Reparatur  begriffenen  feindlichen  Schiffs 
und  zugehörigen  Proviants. 

16.  „Thalia"  (russisch). 

Einziehung  des  feindlichen  Datnpfboots. 

17.  „Aggi"  (norwegisch). 

Freigabe  des  Schiffs  und  der  nichtfeindiichen  Kohlenladung. 

18.  „Hsiping"  (englisch). 

a)  Freigabe  von  Schiff  und  Nichtkonterbandegutern. 

b)  Einziehung  von  gemischter  Konterbandeladung  und  von  Gütern, 
die  Konterbandeeigentfimern  gehören.  Abweisung  eines  Teils 
der  Reklamation,  weil  nicht  fristgemäß. 

c)  Einziehung  von  gemischter  Konterbandeladung  und  von  Oütenip 
welche  Konterbandeeigentümern  gehören.  Freigabe  von  Nicht' 
konterbandegütern. 

d)  Einziehung  einer  Konterbandeladung  von  Geld. 

e)  ^'ie  bei  d. 

f)  wie  bei  d. 

19.  „Peiping"  (chinesisch). 

a)  Freigabe  von  Schiff-  und  Nichtkonterbandegütern. 

b)  Einziehung  einer  Konterbandeladung  von  Lebensmitteln. 

c)  Einziehung  einer  Konterbandeladung  von  Geld. 

d)  wie  bei  c. 

e)  wie  bei  c. 

f)  wie  bei  c. 

g)  wie  bei  c. 

h)  Einziehung  von  gemischten  Konterbandegütern  und  von  üuicrn, 
welche  Konterbandeeigentümern  gehören. 

20.  „George'  (f ran  zösisch). 

Einziehung  des  Schiffes  wegen  Biockadebruchs. 

21.  „Si-Shan"  (englisch). 

Freigabe  des  Schiffs  und  seiner  Ladung  von  Vieh. 

22.  „Euping"  (deutsch). 

a)  Einziehung  von  Schiff  und  Ladung  wegen  Biockadebruchs. 

b)  Einziehung  von  67000  Rubeln. 

23.  „Nigretia"  (engUsch). 

a)  Einziehung  des  Schiffs  wegen  Transports  von  Konterbande- 
personen. 

b)  Einziehung  der  Ladung  wegen  Kollusion  des  Ladungseigen- 
tümers bei  dem  Transport  der  Konterbandepersonen. 

c)  Abweisung  der  Reklamation  auf  Festsetzung  eines '  Vorzugs- 
rechts an  dem  Schiff  wegen  Anspruchs  auf  Hilfslohn. 
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24.  „Veteran"  (deutsch). 

a)  hinzichiinc:  des  Schiffs  wi-aen  Blockadebruch^. 

b)  Einziehung  cicr  I.aduii^  wegen  Blockadebruchs. 

25.  „Kin^  Arthur"  (englisch). 

hin/ii-hung  des  Schiffs  wegen  HIorkadebrurhs.  Abweisung  der 
Rekiainalion  wegen  t:ri.utzcs  von  Schaden  und  Kosten. 

26.  „Roselev"  (engh>ch). 

a)  hin/iehung  des  Schiffs  wegen  Transport«;  einer  Konlcrbande- 
ladung  von  Kohle  unter  Anwendung  betrügerischer  Mittel. 

b)  hinziehung  der  Konterbandeladung  von  Kohle. 

27.  „L  c  t  h  i  n  g  t  o  n"  (englisch). 

a)  w  ie  bei  2öa. 

b)  wie  bei  26  b. 

28.  c  o  t  s  in  a  n"  (enghsch). 

a)  Linziehung  des  Schiffs  wegen  Transports  einer  Konterbandc- 
ladung  von  Kohle. 

b)  wie  bei  26  b. 

2^.  „\V  1 1  h  e  1  ni  i  n  a"  (holländisch). 

a)  Einziehung  des  Schiffs  wegen  Transports  einer  dem  Schiffs- 
eigentfimer  gehörigen  Konterbandeladung  von  Kohle  unter  An- 
wendung betrügerischer  Mittel. 

b)  Abweisung  der  Reklamation  wegen  mangelnden  rechtlichen 
Interesses.  Einzlebung  der  Konterbandeladung  von  Kohle. 

3D.  „Bawtry"  (englisch). 

a)  Einziehung  des  Schiffs  wegen  Transports  gemischter  Konter- 
bandeladung unter  Anwendung  betrugerbcher  Mittel. 

b)  Einziehung  von  Konterbandeladung  und  von  Gatem,  welche 
dem  Eigentümer  der  Konterbande  gehören. 

c)  wie  bei  b. 

d)  wie  bei  b. 

e)  Freigabe  von  Nichtkonterbandegütern. 

31.  „Oakley"  (englisch). 

a)  wie  bei  26  a. 

b)  wie  bei  26  b. 

32.  »Burma"  (österreichisch-ungarisch). 

a)  wie  bei  26  a. 
•  b)  u  ie  bei  26  b. 
JS.  „S\.  S.  Dollar"  (englisch), 

a)  Abweisung  der  Reklamation,  weil  nicht  japanisch  abgefaßt. 

b)  Wegnahme  des  Schiffs  wegen  Transports  einer  Konterbande- 
ladung  von  Pferdefutter  unter  Anwendung  betrügerischer  Mittel. 

L)  Wegnahme  der  Konterbandeladung  von  Plerdefutter. 
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34.  „W  y  e  f  i  e  1  d"  (englisch). 

a)  wie  33  b. 

b)  wie  33  c 

35.  „Slam"  (österreichisch-ungarisch). 

a)  wie  26  a. 

b)  wie  26  b. 

36.  „Eastry''  (englisch). 

Freigabe  des  Schiffs  und  seiner  Kohlenladung. 

37.  »,Paros"  (deutsch). 

a)  Einziehung  des  Schiffs  wegen  Konterbandetransports  unter  An* 
Beendung  betrügerischer  Mittel  sowie  der  gemischten  Konter- 
bandeladung. 

b)  Freigabe  von  Nichtkonterbandegütern. 

38.  „Apollo"  (englisch). 

Einziehiinij  des  Schiffs  \veq;cn  Transports  einer  dem  Schiffs- 
eigentümergehörigen Konterbandeladuii^  unter  Anw  endun.E^  be- 
trügerischer Mittel  sowie  der  Konterbandeladung  von  Kohle. 

39.  „S  y  1 V  i  a  n  a"  (englisch), 

a)  wie  bei  26  a. 

b)  wie  bei  26  b. 

40.  „P  o  w  d  e  r  h  a  ni"  (englisch). 

a)  wie  bei  28  a. 

b)  wie  bei  26  b. 

41.  „Severus"  (deutsch). 

wie  bei  38. 

42.  o  m  u  1  u  s"  (deutsch). 

wie  bei  38. 

43.  „Easby  Abbey"  (englisch). 

a)  wie  bei  26  a. 

b)  wie  bei  26  b. 

44.  „Vegga"  (englisch). 

a)  wie  bei  26  a. 

b)  wie  bei  26  b. 

45.  „Venns"  (englisch). 

wie  bei  38. 

46.  „Aphrodite"  (englisch). 

wie  bei  38. 

47.  „S  a  X  o  n  P  r  i  n  c  e"  (englisch).  , 

f  reigabe  von  Schiff  und  Ladung. 

48.  „1  acoma"  (amerikanisch). 

a)  Einziehung  des  Schiffs  wegen  Konterbandetransports  unter  An- 
wendung betrügerischer  Mittel.  . 

b)  Einziehung  der  Konterbandeladung  von  Salzfleisch  pp. 
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49.  „Harber ton"  (englisch). 

a)  wie  26  a. 

b)  wie  26b. 

50.  Industrie"  (deutsch). 

Enziehung  des  Schiffs  wegen  Spionage. 

51.  „Henry  Bolckow"  (norwegisch). 

a)  Einziehung  des  Schiffs  wegen  Konterbandetransports  unter  An- 
wendung betrügerischer  Mittel. 

b)  Einziehung  der  Konterbandeladung  von  Mehl. 

52.  „L  i  n  c  I  u  d  e  n"  (englisch). 

Freigabe  von  Schiff  und  Ladung. 

53.  „Q  u a  n  g  N  a  m"  (französisch). 

Abweisung  der  Reklamation  \xegen  mangelnden  rechtlichen 
Interesses.  Einziehung  des  Schiffs  wegen  Spionage. 

54.  „Orel"  (russisch). 

sl)  Einzitluing  des  Lazarettschiffs  wegen  Teilnahme  an  den  Kriegs- 
operationen. 

b)  Mn/icluni^  des  dem  L.azarettschiff  zugehörigen  Geldes. 

55.  „I.  y  d  i  a"  (deutsch). 

a)  u  ic  3Üa. 

b)  wie  30  b. 

56.  „Australia"  (amerikanisch). 

Einziehung  des  Schiffs  und  der  Ladung  wegen  feindlichen 
Charakters. 

57.  „Antiope"  (englisch). 

Prisengericht:  Freigabe  des  Schiffs.*  Wegnahme  der  Konter- 
bandeladung von  Salz. 

Oberprisengericht:  Einziehung  des  Schiffs  wegen  Transport  der 
Kontert>andeladung  von  Salz. 
5S.  ,^ontara"  (amerikanisch). 

wie  bei  56. 
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Reklamant:  ^^'^  Cjoellschaft  der  russischen  treiw  illigt-ii  l  lotte 
in  St.  PetersbiuLj,  Rußland,  vertieten  durch  den  Vorsitzenden  Ver- 
waltungsrat P  i  e  r  r  e  I-  a  u  r  i  c  f. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Masushima  Rokuichiro, 

Regierunt^sbezirk  Kanagawa,  Yokohama  Yamashitacho  Nr.  14. 

In  der  Pr.isensachc,  bctrcJfend  dt  n  russischen  Dampfer  „Ekaterinos- 
lav"  und  seine  Ladung,  wird,  wie  folgt,  cnbchiedcn. 

Urteilsformel: 
Der  Dampfer  „Lkatcrinoslav"  und  die  auf  ihm  verladenen  22  üc- 
wehre,  5.  Pistolen,  3  Kisten  Munition,  1600  Rubel,  31  Kolli  Möbel. 
4  Kolli  Betten,  1  Kollo  Musikinstrumente,  1  Kollo  Fabrikartikei,  4  Kolli 
Pelzwaren,  Schmiedegeräte  und  2  andere  Warensorten,  1  Schrank, 
2  Kolli  Seidengewebe,  156  Kolli  kupferne  Patronenhülsen  und  eine 
andere  Warensorte  und  1  Kollo  Kleider  werden  eingezogen. 

Tatbestand  und  Orflnde: 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „Ekatennoslav"  steht  im 
Eigentum  der  russischen  O&sellschaft  der  freiwilligen  Flotte,  sein  Heimats- 
hafen ist  Odessa  in  Rußland,  und  er  fQhrt  die  russische  Handelsflagge. 
Am  4.  Februar  1904  lud  er  die  in  der  Urteilsformel  verzeichneten  Güter 
und  fuhr  von  Wladiwostok  in  Rufiland  nach  Odessa  im  gleichen  Lande 
ab.  Am  6.  d.  M.,  nach' 9  Uhr  vormittags,  wurde  er  3  Seemeilen  nördlich 
von  Fusan  in  Korea  auf  35<>  T  n.  Br.  und  129«  13*  ö.  L:  von  dem 
Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Saiyen"  beschlagnahmt. 

Diese  Tatsachen  sind  nicht  nur  von  dem  Vertreter  der  Reklamation 
anerkannt,  sondern  werden  auch  bewiesen  durch  die  Aussageschrift 
und  das  Oüterverzeichnis  des  Vertreters  des  Kommandanten  der 
„Saiyen",  Kapitänleutnants  Yoshimura  Shinsei,  die  Frachtbriefe 
für  die  Güter,  das  Tagebuch,  die  Vernchniunt^sprotokolle  des  Kapitäns 
G  e  ü  r  g e  S  e  1  e  t  z  k  y  ,  des  ersten  Oftixicrs  W  I  a  d  i  m  i  r  K  i  c  i  ni  o  f  f  und 
des  zweiten  Offiziers  Peter  R  ü  b  a  k  o  f  f  vom  Uampftr  ,.Kkaterinoslav". 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation 
sind  folgende: 

1 .  Da  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  weder  Gefechtsrüstung 
trage,  noch  zum  Kriegskonterbandetransport  gedient,  noch  solche  an 
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Bord  gehabt  habe,  so  könne  es  nach  der  von  dem  VölkerrechtskongreB 
in  Turin  vom  Jahre  1882  beschlossenen  Seeprisenordnung,  Artikel  23 
Ziffer  3,  nicht  beschlagnahmt  werden. 

2.  Der  Dampfer  sei  in  einer  Entfernung  von  drei. Seemeilen  von  der 
Kfiste  Koreas,  vielches  von  Japan  als  unabhängiger  Staat  angesehen 
rerde,  d.  h.  innerhalb  der  in  neuerer  Zeit  als  Hoheitsgewässer  an- 
gesehenen 6  Seemeilen  beschlagnahmt  worden.  Dieser  Ort  könne  dem- 
nach nur  als  im  Hoheitsge\x  ässer  eines  neutralen  Staates  belegen  an- 
gesehen Mcerden,  und  daher  müsse  entsprechend  dem  von  dem  Vöiker- 
^echt^kongreß  in  Paris  im  Jahre  1895  beschlossenen  Abänderungsent- 
^iirf  und  Artikel  8  und  9  der  oben  ervtähnten  Sii  prisinordnimg  die 
Bocijidgnahmc  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schittes  lur  unrecht- 
mäßig erklärt  \^irden. 

3.  Schill  sei  auf  drr  Hn>c  von  Wladivcostok  nach  Colombo 
bcijritfcn  gewesen  und  habe  von  der  Kriegseröffnung  erst  bei  der  Be- 
schlagnahme Kenntnis  erhalten.  Daher  könne  es  nach  Artikel  6  der 
oben  erwähnten  Prisenordnung  nicht  niit  Beschlag  belegt  weitlcii.  Da 
ferner  der  Krieg  lediglich  eine  Beziehung  zwischen  den  beteiligten 
Staaten  hervorrufe,  so  habe  er  vor  der  Bekanntmachung  der  Kriegs- 
«tdffiiung  keinen  direkten  EinfluB  auf  die  einzelnen  Untertanen.  Daher 
sei  Reklamant  der  Ansicht,  dafi  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff 
und  seine  Ladung,  welche  am  6.  Februar,  wo  die  Kriegseröffnung  noch 
nicht  bekannt  gewesen  sei,  beschlagnahmt  worden  seien,  freigegeben 
Verden  müßten. 

Da  die  Kaiserliche  Verordnung  Nr.  20  vom  Jahre  1Q04  aus  dem 
Gedanken  hervorgegangen  sei,  Schiffe,  welche  von  der  Kriegseröffnung 
teine  Kenntnis  hätten,  nicht  mit  Beschlag  zu  belegen,  so  sei  es  billig, 
daB  auch  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff,  welches  in  Unkenntnis 
de"-  Kricgseröffnung  von  Feindesland  nach  dem  neutralen  Hafen  Colombo 
zu  fahren  vorgehabt  habe,  nicht  beschlagnahmt  werde. 

4.  Die  modernen  Gelehrten  stünden  auf  dem  Standpunkt,  daß, 
%'k  auf  dem  Lande  das  Privatvermögen  unverletzlich  sei,  so  auc  h  das 
Pri\ atcigentum  zur  See  nicht  beschlagnahmt  werden  dürfe.  Da  auch 
der  Völkerrechtskongreß  in  Turin  im  Jahre  1882  dies  beschlossen  und 
der  Friedenskonferenz  im  Haag  im  Jahre  1887  unterbreitet  habe,  so  sei 
diese  Ansicht  zu  einem  bereits  privat  und  öffentlich  anerkannten  Orund- 
satz  geworden. 

Da  das  Völkerrecht,  abgesehen  von  den  vertragsmäßigen  oder 
sor.>tigcn  Bestimmungen  der  bedeutenden  souveränen  Staaten  der  Erde, 
aus  den  Prinzipien  entstehe,  w  eiche  Fachgelehrte  des  Völkerrechts  oder 
Staatsregierungen  bei  vorkommenden  Fällen  ausgesprochen  hätten,  so 
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müsse  es  sich  mit  dem  Fortschritt  der  Welt  und  der  Änderung  der  Zeit- 
verhältnisse täglich  fortentwickeln.  Daher  müßten  die  Staaten  den  Drang 
der  Welt  und  die  fortgeschrittenste  Meinung  der  Wissenschaft  in  Rück- 
sicht nehmen  und  die  entwickeltsten  Grundsätze  zur  Anw  endung  bringen. 

Aus  Artikel  32  der  genannten  Secpriscnordnunrr  aehe  es  klar  her- 
vor, da6  Gegenstände,  wie  die  22  Gewehre,  5  Pistolen  und  3  Kisten 
Munition,  welche,  wie  auch  auf  anderen  Schiffen,  zur  Verteidigung 
an  Bord  gehalten  würden,  keinenfalls  als  Konterbande  angesehen  werden 
könnten. 

Aus  diesen  Gründen  werde  die  hreigabe  des  Schiffes  und  seiner 
gesamten  Ladung  beantragt. 

Die  Hauptpiinktt.'  der  Ansicht  ciis  Staatsanwalts  sind  folgende: 

Das  zur  Vtrliaudlung  stehende  Schiff  sei  ein  feindliches  und  sei 
nach  Kintritt  des  Krieges  beschlagnahmt  worden.  Da  ferner  Korea 
kein  neutrales  Land  sei,  so  sei  die  Beschlagnahme  gerechtfertigt,  und 
es  müsse  auf  Einziehung  erkannt  werden. 

Was  die  Ladung  angehe,  so  seien  die  Möbel  und  die  alten  Kleider 
als  persönliche  Gebrauchsgegenstände  freizugeben.  Alle  anderen  Güter 
müßten  zur  Einziehung  verurteilt  werden. 

In  dem  vorliegenden  Fall  ist  zu  untersuchen : 

1.  ob  die  von  dem  Kongreß  für  Völkerrechtswissenschaft  in  Turin 
im  Jahre  1882  beschlossene  Seeprisenordnung  und  der  von  dem  Völker- 
rechtskongreB  in  Paris  im  Jahre  1895  beschlossene  Abänderungsentwarf 
auf  diesen  fall  Anwendung  finden  oder  nicht; 

2.  ob  die  hier  verhandelte  Beschlagnahme  rechtmäßig  ist  oder 
nicht; 

3.  ob  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  und  seine  ganze  Ladun^r 
einzuziehen  ist  oder  nicht 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht : 

1.  Wenn  auch,  wie  der  Reklamant  behauptet  hat,  das  Völkerrecht, 
abgesehen  von  den  vertragsmäßigen  oder  sonstigen  Bestimmungen  der 
Staaten,  aus  den  Prinzipien  hervorcjche,  veelchc  Fachgelehrte  des  Völker- 
rechts oder  Staatsregierungen  bei  v(m gekommenen  Fälkri  ausgesprochen 
haben,  so  kann  man  doch  nicht  behaupten,  daß  die  Erklärung  einer 
einzelnen  Regierung  oder  ( JL-Iehrtenbeschlüsse  ohne  weiteres  zu  einer 
Bestimmung  oder  Gewöhn hcit  de^  gegenwärtigen  Völkerrechts  werden. 
Da  nun  die  von  dem  Reklamanten  angezogene,  von  dem  Völkerret  his- 
kongreß  in  Turin  im  Jahre  1882  beschlossene  Seeprisenordnung,  der 
der  I  ricdenskonferenz  im  Haag  im  Jahre  1887  unterbreitete  Entwurf 
und  der  von  dem  Völkerrechtskongreß  in  Paris  Im  Jahre  1895  be- 
schlossene Abänderungsentwurf  nur  Vorschläge  der  Gelehrten  zum  Aus- 
druck bringen,  und  ferner  die  Regierungen  der  Mächte  lediglich  erklärt 
haben,  diese  Frage  ihrer  Untersuchung  unterwerfen  zu  wollen,  so  können 
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>ic  auf  den  vorliegenden  Fall  keine  Anw cii du  1114  linden.    Daher  kann 
den  Behauptungen  des  Reklamanten  in  diesem  Tunkt  nicht  beigepflichtet  ^ 
vtrden. 

2.  Um  den  zweiten  Punkt  klarzustellen,  muß  zunächst  genau  unter- 
sucht werden,  ob  die  Beschlagnahme  nach  dem  Eintritt  des  Kriegs- 
zustandes erfolgt  ist  oder  nicht. 

Aus  den  Tatsachen,  daß  Rußland  während  der  Verhandlungen  mit 
Japan  über  die  mandschurisch-koreanische  Frage  auf  der  einen  Seite 
seine  Antwort  grundlos  hinzögerte,  während  es  auf  der  anderen  seine 
Armee  in  der  Mandschurei  und  in  Korea  aufmarschieren  ließ  und  seine 
Kriegsflotte  nach  Port  Arthur  zusammenzog,  geht  deutlich  hervor,  daß 
f>  seinerseits  bereits  entschlossen  war,  den  Kampf  gegen  Japan  zu  er- 
öffnen. Japan  übersandte  daraufhin  am  5.  Februar  1904  an  Rußland 
eine  Mitteilung  über  den  Abbruch  der  diplomatischen  Beziehungen 
und  machte  ^gleichzeitig  seine  Kriegsmacht  mobil,  so  daß  die  japani-^che 
Motte  am  ().  hebrunr  IQOj.  7  Uhr  morgens,  von  Snscbo  /um  Angriff 
de^  ni'i<ii'>ehen  ( jesrhw  aders  aufbrach.  Wenn  man  >\ch  die  dam;ilige 
allgemeine  Situation  und  die  Bewegungen  der  beiderseitigen  Kriegs- 
flotten vergegenwärtigt,  so  muß  man  sagen,  daß  die  Feindseligkeiten 
?chon  vor  der  zur  Verhandlung  stehenden  HeschlaLjnahme  ihren  öffent- 
lichen Anfang  genommen  hatten.  Damit  ist  es  erv,  iesen,  daß  der  Kriei^s- 
zubtand  zur  Zeit  der  hier  verhandelten  Beschlagnahme  bereits  em- 
Sctreten  war. 

Der  Reklamant  behauptet,  die  Bekanntmachung  der  Kricgseröff- 
Dung  sei  für  die  Staatsangehörigen  unentbehrlich,  daher  sei  eine  Be- 
schlagnahme vor  Bekanntmachung  der  Kriegseröffnung  unrechtmäßig. 
Da  es  aber  gegenwärtig  allgemein  völkerrechtlich  anerkannt  ist,  daß  es 
zur  Kriegseröffnung  nicht  unbedingt  einer  Bekanntmachung  bedarf,  so 
ist  diese  Behauptung  des  Reklamanten  unbegründet. 

Was  femer  den  Ort  der  Aufbringung  angeht,  so  macht  der 
Rekbmant  geltend,  daß  ein  Ort  in  3  Seemeilen  Entfernung  von  der 
Küste  Hoheitsgewässer  sei,  aber  da  Korea  tatsächlich  kein  neutraler  Staat 
ist.  so  kann  damit  die  Unrechtmäßigkeit  der  Beschlagnahme  nicht  be- 
grjjndet  werden. 

Da  es  des  weiteren  allgemein  völkerrechtlich  anerkannt  wird,  daß 
em  feindliches  Schiff,  gleichgültig  ob  es  von  der  Kricgscröffnung  Kennt- 
nis hatte  oder  nicht,  beschlagnahmt  werden  kann,'-)  so  kann,  selbst 
angenommen,  das  Schiff  habe  keine  Kenntnis  von  der  Krieg>cr()ffnung 
gehabt,  aus  diesem  Grunde  die  Beschlagnahme  nicht  für  rechtswidrig 
erachtet  u  erden. 

r)ie  Kaiserliche  Verordnung  Nr.  2i\  vom  Jahre  1Q04  ist  eineOnaden- 
vcrordaung,  v;elciie  russische  liandelsschitte,  die  in  japanischen  Halen 
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lag^en  oder  vor  dem  0.  Februar  von  einem  ausländischen  Hafen  nach 
«ineti;  i',pani>chen  Hafen  abi^cfahren  waren,  von  der  Beschlagnahme 
au«;niinnit.  Sie  ist  datier  ihrem  Sinne  nach  auf  das  zur  Verhandlung 
stehende  Schiff,  welches  auf  der  Reise  nach  Odessa  war,  wenn  es  auch 
in  Colombo  anlaufen  wollte,  nicht  auszudehnen,  und  die  Vergün^tii^uni; 
kann  diesem  nicht  zuteil  werden.  Die  zur  Verhandlung  stehende  Bt- 
schlagnahme  ist  demnach  zu  Recht  geschehen. 

3.  Da,  wie  oben  dargetan,  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  ein 
feindliches  ist,  und  die  ihm  gehörigen  22  Gewehre,  5  Pistolen  und 
3  Kisten  Munition  zum  Schutz  des  Schiffes,  die  1600  Rubel  zur  Löhnung 
der  Mannschaft  bestimmt  waren,  so  sind  sie  alle  als  feindliches  Out  an- 
zusehen und  mit  dem  Schiff  zusammen  als  Prise  einzuziehen.') 

Was  ferner  die  in  der  Urteilsformel  aufgeführten  Ladungsguter  an- 
geht, so  waren  sie  alle  von  Wladiwostok  nach  Odessa  abgesandt  und 
müssen  alle  als  feindliches  Out  betrachtet')  und  ebenfalls  als  Prise  ein- 
gezogen werden.') 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  20.  Mai  1904  im  Prisengericht  zu  öasebo  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  Mizukami  Chojiro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant t  Die  Gesellschaft  der  russischen  freiwilligen  Flotte  in 
St.  Petersburg,  Rußland,  vertreten  durch  den  Vorsitzenden  Verwaltungsrat 
Pierre  Faurief.  • 

ProzeBvertreter:  Rechtsanwalt  Masushima  Rokuichiro, 
Regierungsbezirk  Kanagawa,  Yokohama  Vamashitacho  Nr.  14. 

Am  26.  Mai  1904  hat  das  Prisengericht  in  Sasebo  in  der  Prisen- 
sache, betreffend  den  im  Figentum  der  russischen  frei>x  iiiigen  Motte 
stehenden  Dampfer  „Ekaterinoslav",  welcher  :m\  (\  Februar  1904  in  der 
Nähe  von  Fusan  in  Korea  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  ,,Saiyen" 
aufgebracht  worden  ist,  ein  Urteil  erlassen,  in  welchem  auf  Einziehung 
des  genannten  Dampfers  so\xie  der  auf  ihm  verladenen  22  Ocxtehre, 
5  Pistolen,  ^  Kisten  Munition.  IhOO  Rubel,  31  Kolli  .Möbel.  4  Kolli 
Kleid uni];sstücke  und  Betten.  1  Kollo  Fabrikartikel,  4  Kolh  Pelzwerk 
Schniicdegeräte  und  2  andere  Warensorten,  1  Schrank,  2  Kolh  Seiden- 
gewebe. 15()  Kolli  kupferne  Patronenhülsen  und  anderes  und  1  Kiste 
Kleidungsstücke  entschieden  worden  ist. 

*>  V  f  4a  -  <)  91  8,  8  und  4. 

52 


Digitized  by  Google 


PriMilMrfcIrtMiitaclMUhniQeii:  nEiaiteriiMMlav*' 


Abschnitt  VI^* 


Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Reklamant,  der  Vorsitzende  Verwaltungs- 
rat Pierre  Faurief  der  Oesellschaft  der  russischen  freiwilligen  Flotte, 
durcii  den  Rechtsanwalt  Masushima  Rokuichiro  als  Prozefi- 
Vertreter  die  Berufung  eingelegt,  welche  im  Ober-Prisengericht  im  Bei-  * 
sein  der  Staatsanwälte  Ts utsuki  Keiroku  und  Dr.  jur.  Ishiwatari 
Biiiichi  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation 
Masushima  Rokuichiro  und  deren  Grunde  sind  folgende: 

I.  Da  eine  Erklärung  der  Regierung  eines  Staats  und  ein  Beschluß 
der  Gelehrten  eine  Bestimmung  oder  einen  Gebrauch  des  gegenwärtig 
geltenden  Völkerrechts  darstelle,  so  mfisse  die  von  dem  internationalen 
Völkerrechtskongreß  in  Turin  im  Jahre  1882  beschlossene  Seeprisen- 
Ordnung,  der  der  Friedenskonferenz  im  Jahre  1887  vorgelegte  Entwurf 
ynd  der  Abänderungsentwurf  des  Völkerrechtskongresses  in  Paris  im 
Jahre  1885  als  Norm  des  geltenden  Völkerrechts  betrachtet  werden. 
Denn  das  Völkerrecht  sei  kein  Gesetz,  es  fehle  an  einem  Oesetzgeber 
Tie  für  die  OesetJÄ  eines  Staats,  Die  Normierung  und  Verbesserung 
geschehe  in  Erklärungen  der  Regierungen  der  Mächte  und  Beschlüssen 
der  Gelehrten.  Das,  was  eine  Regierung  vorkommendenfalls  erkläre, 
»erde  damit  /um  Völkerrecht.  Derartijj^e  1  rklaruni^en  müßten  nit  dem 
Fortschritte  der  Welt  und  der  Änderung  der  /eit\ erhältnisse  ihrerseits 
fortschreitend,  verschieden  austallen  und  dürften  nicht  für  einen  Staat 
unveränderlich  bestimmt  bleiben.  Ais  RichLsehnur  für  das  Völkerrecht 
müsse  eine  den  Umständen  des  Ealls  entsprechende,  billij^fe  und  un- 
partdisrhe  Behandlung  gelten,  und  bei  der  Anwendung  der  Be- 
>timmungen  des  internationalen  Kriegsrechts  müßten  die  Staaten  der  all- 
gtmeinen  Forderung  der  Weit  nachgeben  und  unter  Anwendung  der 
fortgeiurhrittcnstcn  Theorien  das  Prinzip  unparteiischer  Oerechtig- 
keit  gegen  die  ganze  Welt  zugrunde  legen.  Ein  Prisengericht  sei 
verschieden  von  einem  gewöhnlichen  Gerichtshof.  Es  gebe  für  das- 
selbe keine  Bestimmungen,  an  die  es  gebunden  sei.  Wenn  man  sich 
uberlege,  was  die  Grundlage  bilde,  auf  der  man  zu  dem  Völkerrecht 
gelangt  sei,  und  was,  darüber  hinausgehend,  als  Richtschnur  für  die 
Entscheidungen  dienen  mfisse,  so  müsse  man  zu  dem  Resultat  kommen, 
<iaB  bei  der  Entscheidung  nach  den  jeweiligen  Umständen  des  Falls 
zu  verfahren  sei.  Reklamant  sei  der  Ansicht,  daß  es  sein  selbstverständ- 
liches Recht  sei,  zu  verlangen,  daß  bei  einer  Reklamation,  welche  er  im 
jihre  1904,  am  Beginn  des  20.  Jahrhunde  rts,  erhebe,  der  Untersuchung 
Jie  höchsten  Prinzipien  zugrunde  gelegt  würden,  zu  denen  die  völker- 
rechtliche Forschung  gelangt  sei.  Die  Ansicht  des  Reklamanten  gehe 
dahin,  daß  nicht  auf  dem  Standpunkt  der  Völkerrechtslehrcn  des  Westens 
Malt  gemacht  werden  müsse,  sondern  tlaß  man  noch  nt-uere  Ansichten 
zugrunde  legen  müsse,  nach*denen  gemäß  der  oben  genannten  Kicht- 
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sciinur  selbst  feindliche  Schitfe  und  feindliches  Out,  wenn  dieses  keine 
Konterbande  sei  und  keine  verbotene  Handlung  oder  Absicht  vorliege, 
auch  ein  direktes  Kriegsbedürfnis  oder  ein  Hindernis  fQr  die  Kriegs^ 
ffihrung  nicht  vorhanden  sei,  nicht    eggenommen  werden  könnten. 

Nach  modemer  völkerrechtlicher  Auffassung  geschehe  die  Beschlag- 
nahme als  Kontrolle  im  Interesse  der  Krtegsführung  und  die  Visitierung 
und  Untersuchung  dürfe  über  die  Erreichung  dieses  Zieles  hinaus  nicht 
ausgeübt  werden  und  nicht  den  Charakter  eines  Racheaktes  annehmen. 
Selbst  feindliche  Schiffe  und. feindliches  Gut  dürften  daher,  abgesehen 
von  gew  issen  Fällen,  nicht  weggenommen  werden.  Reklamant  sei  der 
Ansicht,  daß  eine  Anschauung  wie  die.  man  müsse  dm  Feind  durch 
Vernichtung  seiner  Schiffahrt  und  seines  Handels  zur  Übergabe  /w  ingen, 
in  unser  Jahrhundert,  welches  die  Organe  des  Verkehrs  und  der 
Ökonomie  so  entwickelt  habe,  nicht  übernommen  werden  dürfe.  Dem- 
nach müßten  feindliche  Schiffe,  wenn  man  \crb()tcne  Haiidlun!:;-en  nicht 
annehmen  könne,  da  der  Zweck  der  Kontrolle  erreicht  sei,  sofort  frei- 
gegeben werden. 

Das  zur  Verhandlunq'  stehende  Schiff  habe  keine  Konterbande  be- 
fördert, auch  sonst  keine  verbotenen  liandlunL,fen  begangen.  Daß  es  in 
Zukunft  derartiges  vorhabe,  sei  nicht  erwiesen.  I's  sei  ein  Schiff,  welches 
in  friedlichen  Handelsgeschäften  verwandt  worden  sei  und  bei  dem 
irgendwelche  Absicht,  den  Kampf  dnekt  /n  unterstützen,  nicht  vor- 
liege. Daher  sei  seine  Freisprecliuni^  >elb>t\ eiständlich.  Dies  um  so 
mehr,  da  niemand  bezweifeln  könne,  daß  Japan,  welches  den  Krieg  mit 
Rußland  geraden  Sinnes  begonnen,  ihn  auch  geraden  Sinnes  zu  Ende 
führen  wolle,  und  es  der  wahren  Absicht  der  Kaiserlichen  Regierung 
entsprechen  müsse,  wenn  man  feindlichen  Schiffen  und  feindlichen 
Gütern,  soweit  bei  dem  Eigentumer  keine  schädigende  Absicht  oder 
Handlung  vorliege,  nach  dem  Grundsatz  unparteiischer  Gerechtigkeit 
für  die  ganze  Welt  dasselbe  weitherzige  Verfahren  angedeihen  lasse  wie 
neutralen  Schiffen  und  Gütern.  Auch  biete  sich  in  dem  jetzigen  Kriege 
die  beste  Gelegenheit,  das  Völkerrecht,  welches  sich  in  den  letzten  zehn 
Jahren  herausgebildet  habe,  anzuwenden  und  nötigenfalls  neue  Beispiele 
zu  schaffen. 

Dafür,  daß  die  Reklamation  begründet  sei,  spreche  auch  die  Tat- 
sache, daß  die  Anschauungen  des  Völkerrechts  sich  nach  und  nach  in 
der  >X^Mse  entwickelt  hätten,  daß  die  Beschränkungen  für  Beschlagnahme 
und  Wegnahme  \()n  Schiffen  so  vermehrt  worden  seien,  daß  es  nun 
so  viele  Ausnahniebotimmungen  gebe,  daß  man  geradezu  geneigt  sei, 
die  Ausnahme  zur  Kegel  /u  machen. 

Wenn  man  nach  dem  suche,  was  für  den  vorliegenden  Fall  als 
völkerrechtliche  Richtschnur  /u  nehmen  sei,  so  müsse  man  sagen,  daß 
es  nichts  besseres  gebe,  aU  die  oben  erwähnte,  von  dem  inlernalionalen 
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VöIkcrrechtskonii;^rt.ß  in  Turin  beschlossene  Seepristnordnuntj;  und  daß 
eint-  hntscheiduiiij;  auf  Grund  der  Artikel  4,  5,  6,  S  -lU,  2i  und  32 
derselben  das  Richtige  treffen  würde.  Diese  Besiiininungen  seien  der 
Niederschlag  der  internationalen  öffentlichen  Meinung,  und  Japan  dürfe 
nicht  zögern,  (.ürM-lbeii  aiizunchinen. 

2.  Nach  modernen  völkerrechtlichen  Begriffen  könne,  wenn  auch 
jthon  der  Kanipt  begonnen  habe,  solange  noch  keine  lU-kanntmachung 
über  die  KriegserottnuiiL:  vorliege,  das  Eigentum  \(tii  Privatpersonen, 
die  von  dem  Kriege  keine  Kenntnis  hätten,  wenn  iie  auch  feindliche 
Staatsangehörige  seien,  nicht  zur  Prise  gemacht  werden.  Wenn  man 
sage,  es  bedQrfe  zur  Kriegseröffnung  keiner  Bekanntmachung,  so  gelte 
das  nur  fär  die  IcriegfQhrenden  Staaten,  treffe  aber  für  die  privaten 
Untertanen  nicht  zu.  Denn  der  Krieg  schaffe  ein  Verhältnis  zwischen 
den  Staaten  ab  solchen.  Die  den  Staat  zusammensetzenden  Untertanen 
hätten  als  einzelne  Individuen  zu  dem  Krieg  keine  Beziehung.  Daher 
müsse  der  Friede  für  ihre  Person  und  ihr  Eigentum,  ungeachtet  der 
Kriegseröffnung,  gewahrt  werden. 

Da  ferner  Korea  ein  neutrales  Land  sei,  so  sei  die  zur  Verhandlung 
stehende  Beschlagnahme  von  vornherein  unrechtmäßig. '  Nach  dem 
Völkerrecht  sei  für  die  Entscheidung  Ober  die  Rechtmäßigkeit  oder 
Unrechtmaßigkeit  einer  Beschlagnahme  der  Punkt  ins  Auge  zu  fassen, 
ob  Handlungen  oder  Absichten,  welche  die  kriegsrechtlichen  Be- 
Stimmungen  verletzten,  vorlägen  oder  nicht.  Wenn  man  ferner  dem 
Sinnt  der  Kaiserlichen  Verordnung  Nr.  20  vom  Jahre  1904, 5)  welche 
den  Schutz  derer,  die  von  der  Kriegseröffnung  keine  Kenntnis  hätten, 
bestimme,  so  sei  es  offenbar,  daß  diese  auch  dem  zur  Verhandlung  ' 
stehenden  Schiff  zugute  kommen  müsse.  Deshalb  mache  Reklamant 
auch  diese  \  erordnung  für  den  in  dem  vorliegenden  hall  einzunehmenden 
Standpunkt  geltend. 

3.  Das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  und  seine  Ladung  stünden 
freilic  h  \n  feindlichem  Eigentum.  Aber  die  Beschlagnahme  sei  am  ö.  Fe- 
bruar 1Ö1I4  erfolgt,  und  die  Feindseligkeiten  zwischen  Japan  und  Ruß- 
bnd  hätten  erst  am  8.  Februar,  nämlich  mit  dem  Seegefecht  vor  dem 
Hafen  von  Chenuilpo,  begonnen.  Das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff 
Sri  am  4.  Februar  2*^  p.  m.  von  Wladiwostok  abgefahren  und  bis 
zu  meiner  Autbnngung  an  keinem  Orte  angelaulen.  Daher  habe  es  von 
<icai  AbbriK'}!  der  friedhcheu  Beziehungen  /wischen  Japan  und  Ruß- 
land keine  Kenntnis,  gehabt.  Fs  sei  ferner  ein  1  landelbschitf,  welches 
zum  Seehandel  gedient  habe.  Es  lägen  keine  Spuren  dafür  vor,  daß 
CS  QefechtsrQstung  geführt  oder  zum  Konterbandetransport  gedient  habe. 
Da  es  ein  friedliches  Handelsschiff  sei,  so  könne  es  nach  den  Regeln 
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des  in  der  Neuzeit  entwickelten  Völkerrechts  allenfalls  beschlagnahmt, 
keinenfalis  aber  ein^ezoLjen  werden. 

In-  besonderen  müßten,  \xie  in  der  Rekianiationsschrift  und  deren 
Ergänzung  dargetan,  die  der  Frau  Kondratowitsch  gehörigen 
3  Kolli  Möbeir  weil  sie  friedliches  Out  und  keine  Konterbande  seien,  frei- 
gegeben werden. 

Aus  diesen  Gründen  sei  das  Urteil  erster  Instanz,  welclies  das  zur 
Verhandlung  stehende  Schiff  und  seine  Ladung  für  gute  Prise  erldäre 
und  ihre  Einziehung  verfüge,  rechtswidrig.  Es  werde  daher  Verwerfung 
dieser  Entscheidung  und  Freigat)e  des  Schiffs  und  seiner  Ladung  be- 
antragt. 

Die  Erwiderung  des  Staatsanwalts  beim  Prisengericht  zu  Sasebo,. 

Vaniamoto  Tatsurokuro,  ist,  wie  folgt: 

Die  Berufungsbegründung  sei  freilich  sehr  lang,  enthalte  aber  recht 
wenig  Behauptungen,  die  mit  der  vorliegenden  Sache  direkt  in  Beziehun^^ 
stünden.   Ihr  Kern  sei  der,  daß  der  Reklamant  wünsche: 

daß  die  Beschlüsse  des  Völkerrechtskonere'^ses  in  Turin  im 
Jahre  1882,  welche  das  entwirkplt«itc  und  unübertroffene 
Völkerrecht  darstellten,  angewandt  und  noc  h  darüber  hinaus 
neue  Beispiele  geschaffen  würden.   Das  Urteil  erster  Instanz 
habe  dies  nicht  getan  und      rechtsw  idrii^. 
Das  Völkerrecht  werde  indes  gebildet  durch  die  von  den  Staaten 
allgemein  anerkannten  und  in  ihrem  Verkehr  untereinander  von  ihnen 
selbst    betoii^ten    üewülmheiten    und    Rechtshestiinniungen.  Bestim- 
mungen, wie  die  von  dem  Rekkunanten  angezogenen,  seien  lediglich 
.  Beschlüsse  von  Gelehrten,  welche  nicht  die  allgemeine  Anerkennung 
der  Staaten  genössen  und  daher  nicht  ohne  weiteres  angenommen  werden 
konnten. 

Was  nun  die  anderen  Berufungsgründe  angehe,  so  sei  die  Ansicht 
des  mit  dem  Schriftsatz  für  die  mündliche  Verhandlung  beauftragten 
Staatsanwalts  bereits  klar  ausgesprochen  und,  da  neue  Gründe  nicht 
geltend  gemacht  seien,  so  sei  eine  Erwiderung  fiberflüssig. 

Das  Urteil  erster  Instanz  sei  demnach  rechtmäßig  und  gebe  keiner- 
lei Grund  zu  Aussetzungen.  Es  werde  daher  Verwerfung  der  Be- 
rufung beantragt. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet : 
1.  Was  die  \on  dem  Reklamanten  angezogenen,  von  dem  inter- 
nationalen Völkerrechtskongreß  in  Turin  beschlossene  Seeprisenordnung 
angeht,  so  ist  ihr  Inkrafttreten  lediglich  von  einer  Körperschaft  be- 
deutender Gelehrter  gewünscht  >x  orden  und  die  Staaten  haben  sie  ihrer 
Prüfung  unter\xerfen  wollen.  Sie  hat  aber  keine  völkerrechtlich  bindende 
Kraft.  Es  vtäre  daher  ein  Fehlgriff,  wenn  man  heute  auf  ihrer  Grund- 
lage Fragen  des  Seeprisenwesens  entscheiden  wolle. 
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Wenn  man  auch  nicht  behaupten  kann,  daß  bei  einem  Prisengericht 
die  Leistung  in  dem  Punkte,  daß  es  bei  der  Erledigung  seiner  Fälle 
d.K  I  nnde<;creset7  und  das  Völkerrecht  /u  befolrrcn  hat,  von  der  Be- 
hiiidluriLj  der  Cieschäfte  in  einem  i^evc öhnlicheri  üeriehtshof  nicht  ver- 
>ciiieden  i^t.  so  be-^teht  doch  /xxischen  den  beiden  in  dem  Punkte,  daß 
sie  die  Geset/e  befois^en   und  nach   den   gesetzlichen  Anordnungen 
irbritrn  müssen,  kein  l 'ntersrhied.    hine  Argumentation,  wie  die  des 
Reklamanten,  welche  nach  Willkür  einen  humanitären  Lehrsatz  wie  „Un- 
parteiische üerechtigkeit  für  die  ganze  Welt"  zitiert  und  danach  die 
Aufgaben  für  eine  Zeit  wie  die  jetzige  bemessen  will,  berücksichtigt  nicht, 
daA  der  Krieg  bei  dem  heutigen  Staatenverkehr  eine  unvermeidliche 
Tatsache  ist;  und  man  kann  dem  natürlich  nicht  beistimmen,  wenn  der 
Reidamant  versucht,  zu  leugnen,  daß  nach  dem  geltenden  Völkerrecht 
das  Recht,  Seeprisen  zu  machen,  eine  der  Befugnisse  ist,  welche  den 
Staaten  im  Kriegszustände  zustehen.  Daher  ist  der  Grundsatz  des  gel' 
tenden  Völkerrechts,  daß  während  eines  Krieges  feindliche  Schiffe  und 
auf  ihnen  verladene  QQter  zur  Prise  gemacht  werden  können,  ohne  daß 
man  die  Absichten  oder  Handlungen  der  Reeder  oder  der  Besatzung 
ZK  hrriK  ksichtigen  braucht,  durchaus  billig  und  das  Urteil  erster  Instanz, 
welches  diesen  Grundsatz  angewandt  hat,  zutreffend. 

2.  Korea  hat  für  den  Krieg  zwischen  Rußland  und  Japan  von 
Anfang  an  zu  der  Landung  der  japanischen  Truppen  in  seinem  Gebiet 
und  dem  Passieren  derselben  seine  Zustimmung  gegeben.  Auch  hat 
sich  der  Krieg  anfangs  innerhalb  des  lioheitsgebiet>  \on  Korea  ab- 
ge>pirlt.  Daher  kann  Korea  nicht  als  neutral  im  gewöhnlichen  Sinne 
des  Worts  erachtet  werden.  Wenn  der  Reklamant  daher  aus  dem  Orte 
der  Beschlagnahme  die  Wirkimgslosigkeit  derselben  ableiten  will,  so  ist 
schon  die  Grundlage  seiner  Behauptung  irrig. 

Die  Kaiserliche  Verordnung  Nr.  20  schafft  mit  Bezug  auf  die 
Beschlagnahme  feindlicher  Schiffe  eine  besondere  Vergünstigung,  die 
indes  nur  solchen  feindlichen  Schiffen  zugute  kommt,  bei  denen  be- 
sondere Umstände  zutreffen.  Eine  Anwendung  derselben  unter  Er-^ 
veiterung  des  in  ihr  bestimmten  Umfange  ist  daher  nich^  möglich. 
Da  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  auf  seiner  Reise  von 
Wladiwostok  in  Rußland  nach  Odessa  gleichfalls  in  Rußland  auf  der 
See  bei  Korea  beschlagnahmt  worden  ist,  so  ist  das  ein  Fall,  der  an 
der  Vergfinstigung  der  Kaiserlichen  Verordnung  keinen  Anteil  nimmt. 

Da  es  femer  völkerrechtlich  allgemein  anerkannt  ist,  daß  feindliche 
Schiffe,  auch  wenn  sie  von  der  Kriegseröffnung  keine  Kenntnis  haben,  . 
zu  Prisen  gemacht  werden  können,  so  steht  die  latsache,  daß  das  zur 
Verhandlung  stehende  Schiff  von  dem  Bestehen  des  Kriegszustands 
zwischen  Japan  und  Rußland  nichts  gewußt  hat,  der  Beschlagnahme 
nicht  entgegen. 
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Des  weiteren  ist  es  volkeircchtiich  allgemein  anerkannt,  daß  der 
Grundsatz  der  Unverlctzlichkcit  des  Privatvermögens  für  Secpriscn  keine 
Anwendnng  findet.  Punkt  2  der  Berufung  ist  daher  in  allen  Teilen 
unbegründet 

3.  Der  Zeitpunkt  des  Beginns  des  Kriegszustands  ist  nicht  unbedingt 
der  Augenblick,  wo  die  beiden  streitenden  Mächte  das  erste  Kanonen- 
feuer wechseln.  Wenn  auch  nur  durch  weniger  drastische  Ausführung 
der  Kriegsabsicht  oder  durch  Abgabe  einer  Kriegserklärung  oder  einer 
derselben  gleichstehenden  Mitteilung  der  Wille  zu  kämpfen  offenbart 
worden  ist»  so  ist  mit  dem  Zeitpunkt  der  Kriegszustand  als  eingetreten 
zu  erachten. 

Da  nun  während  der  japanisch-russischen  Verhandlungen  be- 
treffend die  Unabhängigkeit  und  territoriale  Int^ität  Chinas  und  Koreas 
Rußland  durch  sein  unangemessenes  Verhalten,  welches  die  Hoffnung 
auf  Erhaltung  des  Friedens  unmöglich  machte,  und  durc  h  fort>xährende 
Kriegsrüstungen  seine  Absicht,  uns  mit  Waffen^^cw  alt  /u  iintervcerfen, 
klar  bevc'ies^  so  saiidlt'  unsere  Re_<Timin,<:^  am  t.  Februar  i')0  4  eine  in- 
struktifHi  hi.vüsj;iich  Abbruchs  der  diploinatisrhcn  Beziehungen  an  unseren 
Gesandten  in  Rußland,  und  gleich/L-itiLi;  traf  unser  Kriegsgeschwader 
seine  Vorbereitungen  und  fuhr  am  folgenden  läge,  dem  6.  Februar,  mit 
der  Bestimmung,  den  Kampf  aufzunehmen,  von  dem  Kriegshafen  Sasebo 
ab  und  nahm  auf  der  Fahrt,  also  während  der  Kriegszeit,  das,  wie  bekannt, 
für  den  Kriegsgebrauch  der  feindlichen  Regierung  zur  Verfügung  zu 
stellende,  hier  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  in  Beschlag.  Dies  war 
eben  nichts  anderes  als  eine  solche  Ausführung  der  Kriegsabsicht,  und 
man  rouB  sagen,  daß  der  japanisch>russische  Krieg  mit  diesem  Zeitpunkt 
seinen  Anfang  genommen  hat.  Der  6.  Februar  vorigen  Jahres,  d.  h. 
der  Tag,  an  welchem  das  Kaiserliche  Kriegsschiff  „Saiyen"  das  zur  Ver- 
handlung stehende  Schiff  aufbrachte,  liegt  daher  bereits  in  der  Kriegs* 
zeit  Unfraglich  war  daher  die  Beschlagnahme  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Schiffes  gerechtfertigt  und,  da.  w  ic  bereits  oben  dargetan,  das 
Schiff  und  die  auf  ihm  befindliche  feindliche  Ladung  der  Wegnahme 
unterliegen,  so  hat  das  Urteil  erster  Instanz,  welches  ihre  Einziehung 
verfügt,  vollkommen  richtig  entschieden. 

Es  wird  daher,  w  ie  folgt,  cnt.schieden : 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  30.  Mai  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 
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Reklamant:  Die  I  iliale  der  deutschen  olit-ncn  HandcbL:t'^ellsrhaft 
Kunst  6:  Aibtrs  in  Nagasaki,  vertreten  durch  den  Prokurisfen 
Au^'ust  Oese,  Nagasaki,  Oura  8. 

In  der  Prisensache  betreffend  LadungsstOcke  des  russischen 
Damptcrs  „tkatcrinoslav"  wird,  >xie  folgt,  entschieden: 

Urteilsformel: 

Die  auf  dem  Dampfer  ..Ekateririoslav"  vctbdencn  Güter,  nänihch 
1  Kiste  Musikinstrumente,  1  Kollo  Fabrikartikcl,  4  Kolli  Blasebälge  und 
anderes  und  1  Kollo  Kästen  werden  eingezogen. 

Die  Reklamation  betreffend  die  Fracht  für  die  Oöter  und  Reise- 
kosten wird  abgewiesen. 

Tatbestand  und  GrQnde: 

Die  in  der  tJrteilsformel  verzeichneten  Guter  sind  auf  dem 
ru>>ischen  Dampfer  ,,Ekaterinoslav"  verladen  und  von  der  Filiale  der 
dtiitsrhcn  offenen  Mandelsgesellschaft  Kunst  &  Albers  in  Wladi- 
wostok an  die  Filiale  derselben  Firma  in  Odessa  versandt  vcordcn.  Auf 
der  Reise  dahin  >x  urden  sie  am  6.  Februar  1004,  nach  9  Uhr  vormittags, 
3  Seemeilen  nördlich  von  dem  koreanischen  Hafen  Fusan,  von  dem 
Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Saiyen"  zusammen  mit  dem  genannten  Schiff 
beschlagnahmt. 

Diese  Tatsachen  w  urdcn  be«  iesen  durch  die  schriftliche  Aussai^e  des 
Vertreters  des  Konnnandanten  der  „Saiyen",  Kapitanleutnants  Voshi- 
n.  ura  S  hinsei,  das  Schiffszertifikat  der  „Ekaterinoslav",  die  1  racht- 
briffe  und  die  Vernehmungsprotokolle  des  Kapitäns  George  Se- 
iet zky,  des  ersten  Offiziers  Wladimir  Kisimofl  und  des  zweiten 
Offiziers  Peter  Rübakoff  des  genannten  Dampfers. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Reklamanten  sind  fol- 
gende: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  stünden  im  Eigentum  der 
von  dem  Reklamanten  vertretenen  offenen  Handelsgesellschaft  Kunst 
Albers,  und  sie  seien,  da  die  genannte  Firma  eine  neutrale  deutsche 
Fimia  sei.  neutrales  Out.  Neutrales  Gut  auf  feindlichem  Schiff  könne, 

ahr't  schen  von  Kriegskonterbande,  nicht  eingezogen  «erden.  Es  werde 
daher  Freigabe  der  gesamten  zur  Verhandlung  stehenden  Guter,  welche 
keine  Konterbande  sei,  beantragt. 

Ferner  werde  Erstattung  der  Fracht  für  die  zur  Verhandlung 
stehenden  Güter  ini  Betrage  von  M  Rubel  37  Kopeken  und  der  aus 
AnlaP,  des  Erscheinens  des  RckhuTianten  vor  dem  Prisengericht  ver- 
auslagten Reisekosten  von  50  Yen  beantragt. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 
Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  seien,  wenn  sie  auch  im 
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Eigentum  einer  neutralen  Person  stunden,  offenbar  feindlich,  weil  sie 
voll  dem  feindlichen  Wladiwostok  nach  dem  feindlichen  Odessa  ver- 
schifft worden  seien. 

Feindliches  Gut  auf  feindlichem  Schiff  unterliege  aber,  gleich- 
gültig ob  es  Konterbande  sei  oder  nicht,  der  Einziehung. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Nach  dem  geltenden  Völkerrecht  kann  feindliches  Out  auf  feind- 
lichem Schiff,  gleichviel  ob  Konterbande  oder  nicht,  zu  Kriegszeiten 

ein<T;czogen  >xerden.  Ob  Güter  feindlich  sind  oder  nicht,  bestimmt  sich 
nicht  nach  der  Nationalität  des  Eigentümers,  sondern  narh  inem  Wohn- 
sitz und  bei  Kaufleuten  nach  dem  Ort,  an  welchem  sie  ihre  Handels- 
niederlassung haben.  ^) 

Die  Eigentümer  der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter,  die  Firma 
Kunst  R:  Albers,  ist  freilich  eine  deutsche  Firma,  sie  betreibt 
indes  in  Wladiwostok  und  Odessa  mit  cigi^enen  Filialen  Handelsfreschäfte. 
Da  die  zur  Verhandlung  stehenden  Ciüter  von  der  1  ihale  der  genannten 
Firma  in  Wladiwostok  an  die  Filiale  derselben  Firma  in  Odessa  ver- 
schifft wurden,  so  ist  es  erwiesen,  daß  sie  feindliche  Güter  sind. 

Als  sulclie  müssen  die  zur  Verhaiuilunc,'  stehenden  Ciüter,  weil 
sie  auf  dem  feindlii  hen  Dampfer  „Fkaterinoslav "  verladen  und  nach  dem 
Eintreten  des  Kriegszuslands  z\xischen  Japan  und  Rußland  beschlag- 
nahmt worden  sind,  wenn  sie  auch  keine  Konterbande  sind,  eingezogen 
werden.  *) 

Was  den  Antrag  betreffend  die  Fracht-  und  Reisekosten  angeht, 
so  liegt  die  Entscheidung  hierfitwr  nicht  im  Bereich  des  Prisengerichts, 
und  die  Reklamation  über  diesen  Punkt  mufi  abgewiesen  werden. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  26.  Mai  1904  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  Vamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Die  1  ilialc  der  offenen  li.inclelsgcscllschaft  Kunst 
di  Albers  in  Nagasaki,  Oura  Nr.  8,  vertreten  durch  den  Prokuristen 
A.  Oese. 

Prozefivertreter :  Rechtsanwalt  IshibashiTomokichi,  Na- 
gasaki, Togiyamachi  Nr.  41. 

Am  26.  Mai  1904  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
sache betreffend  Ladungsstücke  des  am  6.  Februar  1904  bei  Fusan 

•)  V  §§  8,  3  u.  4.  -  *)  V  §  42,  2. 
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iii  Korea  von  dem  Kaiserlichen  Kriei^'sschiff  ,,Saiven"  beschlagnahmten, 
der  riis!;isrhen  Gesellschaft  der  freiwilligen  I  lütlc  geiuHitrcn  Dampfers 
,.Lkaltrinu.sla\ "  ein  Urteil  gefällt,  in  welchem  auf  hin/ichung  der  auf 
diesen;  Dampfer  verladenen  folgenden  Oüter:  I  Kollo  Musikinstrumente, 
I  Kollo  Fabrikartikel,  4  Kolli  Blasebälge  und  sonstige  Schitiiedegerate, 
1  Kollo  Kästen,  erkannt  und  die  Reklamation  fQr  die  Fracht  dieser 
Güter  abgewiesen  worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Rekiamant,  der  Prokurist  A.  Oese  der 
Filiale  der  offenen  Handelsgesellschaft  Kunst  &  Albers,  durch  den 
J^echtsanwalt  Ishibashi  Tomokicht  als  Prozefivertreter  die  Be* 
nifiing  eingelegt,  welche  im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Kei- 
roku  und  Jshiwatari  Bin  ich i  im  Oberprisengericht  geprüft 
«■Ofden  ist. 

Die  Haupt  her  ufungspunkte  des  Vertreters  der  Reklamation  Ishi- 
bashi l  omokichi  und  deren  Begründung  sind  folgende: 

1.  Die  Beschlagnahme  der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  sei 
rr't  :'ir  Aufbringung  des  Dampfers  „Kkaterinoslav"  zusammen  am  6.  Fe- 
bruar l'Mi4.  w  Uhr  vürniittat^s,  also  während  noch  Frieden  zvcisrhen 
Japan  und  Rußland  bestand,  erfolgt.  I^ie  Annahme  der  Ijitscheidung 
erster  Instanz,  daß  die  Beziehungen  zwischen  Japan  und  Ivußland  am 
5.  hebrunr  abt^ebrochen  seien  und  der  Kriegszustand  bereits  an  diesem 
Tage  eins^utreten  sei,  beruhe  auf  einer  hntstellung  der  ihr  zugrunde 
liegenden  l  aisachen.  Außerdcni  sei  es  eine  unzureichende  Begründung, 
uwiui  man  einfaeli  den  5.  Februar  nenne,  ohne  ch'e  Stunde  genau  an- 
zugeben. Nach  dem  von  dem  Minister  der  Auswärligen  Angelegen- 
heiten, Komura,  veröffentlichten  Protokoll  über  die  diplomatischen 
Verhandlungen  sei  das  Telegramm,  welches  die  Instruktion  für  den  in 
St.  Petersburg  akkreditierten  O^andten  Kurino  bezüglich  des  Ab- 
bruchs der  diplomatischen  Beziehungen  mit  der  russischen  Regierung 
enthalten  hat>e,  am  5.  Februar,  nachmittags;  2  Uhr,  abgesandt  worden. 
Diese  Mitteilung  sei  der  russischen  Regierung  von  dem  genannten  Ge- 
sandten am  6.  Februar,  4  Uhr  nachmittags,  abgegeben  worden.  Daher 
habe  am  5.  Februar  noch  kein  Kriegszustand  bestanden.  Dieses  Tele- 
gramm des  Ministers  der  Auswärtigen  Angelegenheiten  stelle  nur  die 
interne  Mitteilung  des  Willens  der  Japanischen  Regierung  dar,  sei  aber 
noch  keine  Verlautbarung  derselben  nach  außen.  Krst  am  6.  Februar, 
4  Ihr  nachmittags,  sei  diese  Absicht,  die  diplomatischen  Beziehungen 
abzubrechen,  von  dem  japanischen  Gesandten  der  russischen  Regierung 
gegenüber  zum  .Ausdruck  gebracht  \xorden.  Daß  am  5.  hebruar  noch 
kein  Krieg  bestanden  habe,  gehe  aucli  aus  der  Tatsache  hervor,  daß  die 
Zollbehörde  in  Nagasaki  an  diesem  Fage  für  den  Dampfer  Mukden*) 
uod  dessen  Ladung  die  Ausklarierungspapiere  ausgestellt  habe. 

^  mMoIuIcii*'  ist  dn  ftintscher  Dunpier  geweien.  (VL  2b.) 
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2.  Der  Ort,  an  welchem  der  in  Frage  stehende  Dampfer  und  seine 
Ladung  aufgebracht  worden  seien,  liege  3  Seemeilen  nörlich  von  Fusan 
in  Korea.  Korea  habe  aber  vor  Abbruch  der  diplomatischen  Beziehungen 
zwischen  Japan  und  Rußland  sich  ffir  neutral  erklärt  und  habe  bis  zum 
Abschluß  der  Allianz  mit  Japan  am  27.  Februar  1904  diese  Stellung 
gewahrt.  Es  bedQrfe  daher  nicht  vieler  Worte,  um  darzutun,  daß  die 
zur  Verhandlung  stehende  Beschlagnahme,  weil  der  Ort,  an  dem  sie 
vollzogen  worden  sei,  nach  dem  Völkerrecht  in  dem  Hoheitsgebiet  eines 
neutralen  Staates  liege,  rechtswidrig  sei. 

3.  Wenn  man  zber  annehme,  Korea  sei  nicht  neutral,  so  hätten 
in  seinen  Hoheitsgewässem,  in  derselben  Weise  wie  in  den  japanischcHr 
die  zur  Verhandlung  stehenden  Guter  den  Schutz  der  §§  3.  und  1  der 
Kaiserlichen  Verordnung  Nr.  20  vom  Jahre  1904*)  erhalten  und  der 
Beschlagnahme  entgehen  mfissen. 

4.  Da  der  Absender  der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  von  dem 
Eintritt  des  Kriegszustands  zwischen  Japan  und  Rußland  keine  Kenntnis, 
gehabt  habe,  so  stehe  es  außer  Zvceifel,  daß  er  keine  böse  Absicht, 
Japan  zu  schädigen  und  dem  Feind  zu  nützen,  gehabt  habe.  Daher 
müßten  die  zur  Verhandlung  stehenden  ClüttT  in  dem  von  den  Ar- 
tikeln 6,  23  und  30  der  von  dem  internationalen  Völkerrechtskongreß 
im  Jahre  1882  besclilossenen  und  den  Regierungen  der  .Mächte  unter- 
breiteten Seeprisenordnunt;  \  oriresclirifbcnen  Sinne  belumdclt  .xcrden. 
Denn  das  Völkerrecht  besit/c  ktine  besondere  gesetzliche  I  ormiinerung, 
sondern  entnehme  seine  Grundsätze  den  Ansichten  einer  Anzahl  cier 
Gelehrten  und  den  von  einer  Anzahl  der  Staaten  anerkannten  Kechts- 
regeln. 

5.  Da  der  Krieg  ein  Verhältnis  z\xischen  Staaten  bet^ründe,  zu  dem 
die  Individuen  in  keiner  direkten  Beziehung  stünden,  so  müsse  in  der- 
selben Weise  wie  auf  dem  Lande  der  Grundsatz  der  Unverlet/lichkeit 
des  Privatvermögens  auch  für  die  See  zur  Ausführung  kommen  und 
es  müsse  anerkannt  werden,  daß  Privatvermögen,  w  enn  es  auch  im  i-igen- 
tum  feindlicher  Staatsangehöriger  ^tehe,  nicht  zum  Objekt  einer  Weg- 
nahme gemacht  werden  dürfe.  Reklamant  hoffe  daher,  daß  Japan  mit 
den  bisher  als  Gewohnheit  befolgten  schlechten  Präzedenzen,  feindliches 
Gut  zur  See  wegzunehmen,  im  Interesse  der  Humanität  und  des  Friedens 
aufräumen  werde  und  den  Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  des  Privat- 
vermögens zur  Ausführung  bringen  werde. 

6.  Absender  und  Empfänger  der  zur  Verhandlung  stehenden  Ofiter 
hätten  freilich  ihren  Wohnsitz  in  feindlichem  Gebiet,  seien  aber  von  neu- 
traler Nationalität.  Daher  seien  die  Güter  Eigentum  Neutraler  und 
konnten  nicht  eingezogen  werden. 
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7.  Der  durch  unrechtmäßiges  Vorgehen  des  Staats  von  dem 
Rekbmanten  tatsächlich  erlittene  Schaden  müsse  von  dem  betreffenden 
Staat  billigerweise  ersetzt  werden,  und  das  Prisengericht  sei  zur  Ent> 
Scheidung  zuständig,  da  ein  Antrag  auf  Ersatz  des  Schadens  aus  einer 
Beschlagnahme  unter  den  Begriff  „Prisenangeiegenheiten"  des  §  1  der 
Prisengerichtsordnung ^)  falle. 

Aus  diesen  Gründen  werde  beantragt,  dafl  unter  Verwerfung  des 
Urteils  erster  Instanz  eine  Entscheidung  gefällt  werde,  auf  Grund  deren 
die  in  dem  Tenor  des  erstinstanzlichen  Urteils  aufgeführten  GQter  frei- 
geeehen  w  firden  und  dem  Staate  der  Ersatz  der  Frachtkosten  von  64 

Rubel  37  Kopeken  auferlegt  werde. 

Die  Erwiderung  des  Staatsanwalts  beim  Prisengericht  in  Sasebo, 
Yamamoto  7  atsurolcuro,  ist  folgende: 

1.  Der  Reklamant  sage  in  seinem  ersten  Berufungspunkte: 

Da  der  Dampfer  „Ekaterinoslav"  von  dem  Kaiserlichen 
Kriegsschiff  „Saiyen"  am  6.  Februar  1904,  9  ühr  vormittags, 
beschlagnahmt  worden  sei,  so  sei  diese  Beschlagnahmr,  weil 
vor  Eintreten  des  Kriegszustands  zwischen  Japan  und  Kuß- 
land, f^eschchcn.  r>ie  Annahme  des  Urteils  erster  Instanz, 
daß  der  Kriegs/ustand  mit  Abst-ndung  der  Mitteilung  be- 
treffend den  Abbruch  der  Beziehungen  am  5.  Februar  ein- 
getreten sei,  sei  eine  Entstellung  der  latsarhen. 

n.irnuf  sei  zu  erwidern,  daß  Rußland  während  der  diplomatischen 
Veiliandlungen  Ober  die  koreanisch-mandschurische  f  rage  auf  der  einen 
Seilt  absichthch  .-^eine  Antvxort  hingezögert,  auf  der  anderen  zu  Land 
und  zu  Wasser  sich  zum  Kriege  gerüstet  und,  als  diese  Rüstungen 
vollendet  gewesen,  seine  Truppen  zu  Wasser  und  zu  Lande  vorgeschoben 
habe,  um  Japan  zu  erdrücken.  Daraus,  daß  das  Port  Arthur-üesclmader 
äcb  schon  gefechtsklar  vor  dem  Hafen  gesammelt  habe,  sei  es  klar  gc- 
Vörden,  daB  Rußland  sich  zum  Kampfe  entschlossen  habe.  So  habe 
Japan  schliefilkh  die  Beziehungen  abgebrochen,  seinen  Gesandten  aus 
Rußland  zurückgezogen  und  am  selben  Tage  dem  Geschwader  Befehl 
gq^eben,  die  feindliche  Flotte  aufzusuchen  und  anzugreifen.  Daraufhin 
fei  unsere  vereinigte  Kriegsflotte  am  6.  Februar,  7  Uhr  vormittags,  von 
Siasebci  aufgebrochen.  Dies  sei  die  Antwort  auf  die  russische  Heraus^ 
iorderung  gewesen.  Da  die  beiden  Geschwader  derartig  in  Oefechts- 
Bereitschaft  einander  gegenüber  gestanden,  so  hätten,  wenn  sie  auch 
oicfat  miteinander  in  Berührung  gekommen  wären  und  noch  kein 
Kanonenfeuer  ausgetauscht  hatten,  die  Feindseligkeiten  damit  bereits 
begonnen  und  der  Kriegszustand  seinen  Anfang  genommen.  Daß  daher 
das  Geschwader  auf  seiner  Fahrt  ein  feindliches  Schiff  beschlagnahmt 
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habe,  sei  eine  durchaus  rechtmäßige  Ausübung  seiner  kriegsrechtlichen 
Befugnisse  gewesen. 

2.  Der  Reklamant  behaupte, 

daß  der  Ort  der  Beschlagnahme  3  Seemeilen  nördlich  von 
Fusan  in  Korea,  also  in  neutralem  Hoheitsgewässer,  liege, 
und  daß  die  Beschlagnahme  ungerechtfertigt  sei. 
Aber  nach  dem  jetzt  geltenden  Völkerrecht  liege  ein  Ort  in  3  Seemeilen 
Entfernung  vom  Lande  in  der  offenen  See,  nicht  im  Qebietsgewässer. 
Aber  selbst  angenommen,  er  liege  im  Gebietsgewässer  und  Korea  sei  ein 
neutraler  Staat,  so  stehe  doch  das  Recht  der  Beschwerde  gegen  Ver* 
letzung  der  Neutralität  ausschließlich  dem  betreffenden  Staat  zu  und 
könne  keinenfalls  als  Grund  für  die  Freilassung  eines  feindlichen  Schiffes 
oder  seiner  Ladung  geltend  gemacht  werden. 

3.  Die  erste  Hälfte  des  dritten  Punktes  der  Berufung  sei  durch  das 
ui  der  vorigen  Ziffer  Gesagte  bereits  erledigt.  Des  weiteren  mache  der 
Reklamant  Anspruch  auf  die  Vergünstigung  der  Kaiserlichen  Verordnung 
Nr.  20.  Da  aber  diese  Verordnung  am  9.  Februar  veröffentlicht  und 

von  diesem  Tage  an  in  Kraft  zu  treten  bestimmt  gewesen  sei,  so  sei  nach 
allgemeinen  Rechtsanschauungen  offenbar,  daß  sie  auf  einen  in  der 
Vergangenheit  liegenden  hall  keine  Anwendung  finden  könne. 

4.  Der  Reklamant  bringe  vor, 

der  Absender  der  zur  Verhandlung  stehenden  üütcr  habe 
weder  zur  Zeit  der  Verschiffung  dersell>en  in  Wladiwostok 
noch  auch  danach  bis  zur  Beschlagnahme  von  dem  tintreten 
des  Kriegszustands  Kenntnis  c^chabt,  daher  seien  die  Güter 
nach  der  von  dem  VoikerrechtskongreÖ  in  Turin  be- 
schlossenen Secprisenordnunq  freizugeben. 

Das  Völkerrecht  heiße  indes  die  VCegnahnie  feindlicher  Schifte  und  Güter 
gut  ohne  Rücksicht  auf  Kenntnis  oder  I  nkenntnis  von  dem  Kriegs- 
zustand. Die  Beschlüsse  des  Gelehrten kongresscs  in  Turin  könnten 
nicht  als  Vöikerrei  ht  anerkannt  werden  und  fänden  daher  auf  den  vor- 
liegenden Fall  keine  Anwendung. 

5.  Der  Reklamant  sage, 

es  entspreche  nur  unparieiischer  Gerechtigkeit,  daß  das  Privat- 
vermögen  wie  auf  dem  Lande  so  auch  zur  See  als  unverletzlich 
angesehen  werde  und  er  erwarte  daher  die  Vcru  irkliehung 
dieses  Grundsatzes. 

Da  jedoch  das  Völkerrecht  ctebildet  werde  durch  die  von  den  zivilisierten 
Mächten  allgemein  anerkunnien  und  in  ihrem  Verkehr  uiitircinander 
von  ihnen  selbst  befolgten  Rechtsbestimmungen,  so  sei  es  unmöglich, 
daß  Japan  allein  den  genannten  Grundsatz,  wenn  er  auch  der  Billig- 
keit entsprechen  möge,  annehme. 
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6.  Der  Reklamant  führe  an, 

daß  das  Urteil  erster  Instanz  die  LaridcN/ui^^ehürit^kcit  der 
W  aicii  unter  Vcrvtcrfung  des  Nationalitatsprinzips  nach  dem 
Domizilprinzip  bestimmt  habe.    Aus  dem  Domizilprinzip 
würde  indes  die  seltsame  Ansicht  zu  folgern  sein,  daß  ein 
Japaner,  welcher  in  Rußland  lebe,  als  Feind  anzusehen  sei. 
Dies  vertrage  sich  nicht  mit  dem  nationalen  Gedanken  des 
japanischen  Staats. 
Da  aber  Gut,  welches  im  Feindesland  sei,  gleichgültig  in  wessen  Eigen- 
tum, als  Vermögensquelle  des  feindlichen  Staats  dem  feindlichen  Krieger 
zugute  komme,  so  sei  es  nicht  schwer  einzuseheui  daß  der  Charakter 
solchen  Guts  feindlich  sei.  Daher  sei  das  Domizilprinzip  als  das  den 
Verhältnissen  am  besten  entsprechende  von  Japan  angenommen,  und 
die  auf  Grund  desselben  gegebene  Entscheidung  sei  richtig. 

7.  Der  Reklamant  sei  der  Ansicht,  daß  der  Reklamationspunkt 
betreffend  den  Schadensersatz  unter  den  Ausdruck  „Prisenangelegcn- 
heücn"  des  §  1  der  Prisenordnung  falle,  und  die  Abweisung  desselben 
ungerechtfertigt  sei.  Es  gehe  indes  aus  der  Prisenordnung  deutlich 
hervor,  daß  das  Prisengericht  sich  mit  der  Untersurhnnij  über  die 
Rechtmäßigkeit  oder  ('nrcchtmäßigkeit  von  Prisen  und  mit  der  Knt- 
icheidung  über  Wegnahme  oder  hreigabe  /u  beschäftigen  und  in  einer 
rein  7ivilrechtlichen  Frage,  \x  ie  der  eines  Schadensersatzes,  nicht  zu 
N'indcn  habe.  Daß  Prisenangelegerihciten  An^p^üche,  wie  die  auf 
xhadetisersatz.  umfassen  sollten,  müsse  als  eine  willkürliche  Behauptung 
aoge«  ie>en  \\  erden. 

Aus  diesen  üründen  sei  die  Berufung  ungerechtfertigt  und  müsse 
abgewiesen  werden. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
Der  Zeitpunkt  des  Beginns  des  Kriegszustands  ist  nicht  unbedingt 
der  Augenblick,  wo  die  beiden  streitenden  Mächte  das  erste  Kanonen- 
feaer  wechseln.  Wenn  auch  nur  durch  weniger  drastische  Ausführung 
der  Kriegsabsicht  oder  durch  Abgabe  einer  Kriegserklärung  oder  einer 
derselben  gleichstehenden  JMitteilung  der  Wille  zu  kämpfen  offenbart 
vwden  ist,  so  ist  mit  diesem  Zettpunkt  der  Kriegszustand  ab  eingetreten 
zu  erachten. 

Da  nun  während  der  japanisch-russischen  Verhandlungen  betreffend 
die  Unabhängigkeit  und  territoriale  Integrität  Chinas  und  Koreas  Ruß- 
land durch  sein  unangemessenes  Verhalten,  welches  die  Hoffnung  auf 
Erhaltung  des  hriedens  unmöglich  iTi.irhte,  und  durch  fortvcährende 
Kriegsrüstungen  seine  Absicht,  un^  mit  Waffengewalt  zu  unterwerfen, 
klar  be\xics,  so  sandte  unsere  Regierung  am  5.  Februar  des  Jahres 
eine  Instruktion  bezüglich  Abbruchs  der  diplomatischen  Be- 
übungen an  unseren  Gesandten  in  Rußland,  und  gleichzeitig  traf  unser 
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Kriegsgeschwader  seine  Vorbereitungen  und  fuhr  am  folgenden  Tage, 

dem  ().  Februar,  mit  der  Bestimmung,  den  Kampf  aufzunehmen,  von 
dem  Kriegshafen  Sasebo  ab  und  nahm  auf  der  Fahrt,  also  Tcährend 
der  Kriegszeit,  das,  wie  bekannt,  für  den  Kriegsgebrau'ch  der  feindlichen 
Regierung  bereit  zu  stellende  hier  in  Frage  stehende  Schiff  in  Beschlag. 
Dies  war  eben  nicht<i  anderes  als  eine  solche  Ausführung  der  Krieg«;- 
absicht,  und  man  muß  sagen,  daß  der  japanisch-russische  Krieg  mit 
diesem  Zeitpunkt  seinen  Anfang  genommen  hat. 

Daher  ist  Punkt  1  der  Berufung,  welcher  behauptet,  daß  die  zur 
Verhandlung  stehenden  (iüter  vor  der  Kriegseroffnung  beschlagnahmt 
seien  und  daher  die  Beschlagnahnie  rechtswidrig  sei,  unbegründet. 

Korea  hat  für  den  Krieg  zw  ischen  Japan  und  Rußland  von  .Anfang 
an  zu  der  Landung  der  japanischen  Truppen  in  seinem  ücijict  und  dem 
Passieren  derselben  seine  Zustimmung  gegeben.  Auch  hat  sich  der 
Krieg  anfangs  innerhalb  des  Hoheitsgebiets  von  Korea  abgespielt.  Daher 
kann  Korea  nicht  ab  neutral  im  gewöhnlichen  Sinne  des  Worts  erachtet 
werden.  Wenn  der  Reklamant  demnach  aus  dem  Orte  der  Beschlag» 
nähme  die  Wirkungslosigkeit  derselben  ableiten  will,  so  ist  schon  die 
Grundlage  seiner  Behauptung  irrig»  und  damit  fällt  dieser  Berufungs- 
punkt hin. 

Die  Kaiserliche  Verordnung  Nr.  20  vom  Jahre  1904  schafft  mit 
Bezug  auf  die  ^Beschlagnahme  feindlicher  Schiffe  eine  besondere  Ver- 
günstigung, welche  russischen  Schiffen,  die  zur  Zeit  ihres  Inkrafttretens 
in  japanischen  Häfen  lagen  oder  vor  dem  9.  Februar  von  einem  aus- 
ländischen Hafen  nach  einem  japanischen  Hafen  abgefahren  waren, 
zugute  kommen  sollte.  Daher  kann  ein  Eigentümer  von  Ladung  auf 
dem  Dampfer  „Fkaterinoslav",  welcher  von  Wladiwostok  nach  Odessa 
fuhr,  diese  Verordnung  nicht  geltend  machen  und  die  Güter  Können 
der  Beschlagnahme  nicht  cntgelicn. 

Die  internationalen  (iebräuche  erblicken  ckirin,  daß  die  Kriegs- 
eröffnung unbekannt  war  und  daß  die  .Absicht,  den  kriegführenden 
Staaten  zu  schaden  oder  zu  nützen,  nicht  vorkig,  keinen  (jrund,  weshalb 
Güter  mit  feindlichem  Charakter  der  Wegnahme  entgehen  sollten. 

Des  weiteren  ist  es  völkerrechtlich  anerkannt,  daß  der  Grundsatz 
der  L'nverletzlichkeit  des  Privatvermögens  für  die  See  nicht,  wie  im 
Landkrieg,  zu  beobachten  ist. 

Was  femer  die  von  dem  Reklamanten  angezogenen  Beschlüsse 
eines  internationalen  Völkerrechtskongresses  angeht,  so  ist  ihre  Durch- 
ffihrung  lediglich  der  Wunsch  einer  Körperschaft  bedeutender  Gelehrter^ 
welcher  noch  der  völkerrechtlichen  Forschung  unterzogen  wird,  und 
sie  haben  nicht  die .  Geltung  von  Vorschriften,  die  der  vorliegenden 
•Entscheidung  zugrunde  gelegt  werden.  müSten« 

Auch  ist  es  von  der  völkerrechtlichen  Praxis  anei;kannt,  daß  die 
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Landes7uijehöriLjkeit  \on  Ciütcrn  nach  dem  Domizilprinzip  entschieden 
«erden  kann,  und  das  Oberprisengericht  ist  der  Ansicht,  daß  dies  der 
Bühgiceit  entspricht. 

Daher  rnü>sen  die  Funkte  3-  6  der  Berufung  abgewiesen  werden. 

D\f  Befufc^nisse  eines  Prisengerichts  stehen  über  die  in  der  Prisen- 
OFLinuni;  bestttntnte  Untersuchung  und  Lntbcheidung  über  die  Frage 
der  RechtniäUii^ikcit  von  Prisen  nicht  hinaus.  Angfelei^anheiten,  wie  mög- 
litherueise  aus  Beschhignahnien  entstehende  Schadensersat/an>priifhe, 
liegen  dagegen  außerhalb  seiner  Kompetenz.  Daher  ist  die  Ablehnung 
des  sich  hierauf  beziehenden  Reklamationspunktes  seitens  des  Gerichts 
erster  Instanz  zutreffend  und  auch  dieser  Berufungspunkt  unbegründet. 

Es  wird  daher,  wie  fulgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  30.  Mai  1905  im  Oi>erprisengericht. 

(Unterschriften.) 


In  Sachen  des  am  6.  Februar  1904,  2  Uhr  45  Minuten  nachmittags, 
im  Hafen  von  Fusan  von  dem  Kaiserlich  Japanischen  Kriegsschiff 
„Heiyen"  beschlagnahmten  russischen  Handelsschiffs  „Mukden"  und 
seiner  I.adung  wird  bezüghch  der  in  dem  besonders  beigefü<Tten  Ver- 
ze:  hnis  aufgeführten  (jütcr  nach  Einsicht  des  Schriftsatzes  des  Staats- 
anwalts, vt  ie  folgt,  entschieden. 

Bezüglich  der  in  dem  beigefügten  Verzeichnis  aufgeführten,  von 
der  Firma  Holme,  Ringer  ^  Co.  verschifften  und  für  O  r  i  n  e  f  f  be- 
stimmten (iüter,  näiTilich  einer  Kiste  Betti^esteile  und  einer  Kiste  Bett- 
m.itratzen,  \xelehe  in  Nagasaki  auf  der  ...Mukdtii"  mit  Bestimmung  nach 
Vonsang  in  Korea  verladen  waren;  sowie  bezüglich  der  von  der  Firma 
Mactavish  8c  Lehmann  verschifften,  für  Wakefield  bestimmten 
einen  Kiste  Arzneiwaren,  welche  in  Shanghai  auf  dem  genannten  Dampfer 
mit  Bestimmung  nach  Wonsang  verladen  war,  muß  nach  den  Angaben 
des  Ladungsverzeichnisses  und  nach  der  Natur  der  Waren  angenommen 
Verden,  daB  dteseltien  dem  in  Korea  ansässigen  G  r  i  n  e  f  f  beziehungs- 
«Yise  W  a  Ic  e  f  i  e  1  d  gehören. 

Bezüglich  femer  des  von  Matsumoto  an  Matsumoto  ver- 
schifften Geldschranks  sowie  bezüglich  der  von  .M  o  r  i  y  a  an  N  i  s  h  i  j  i  m  a 
lYTSchifften  Güter,  nämlich  eines  Kollo  Schirme  und  acht  anderer  Waren- 
sorten, weiche  in  Nagasaki  mit  Bestimmung  nach  Wonsang  in  Korea 
verladen  waren,  muß  angenommen  werden,  daß  sie  im  Eigentum  von 
japanischen  Staatsangehörigen  stehen,  die  in  Korea  ansässig  sind. 
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Daher  werden  alle  diese  Güter,  unbeschadet  der  Rechtmäßigkeit 
ihrer  Beschlagnahme,  ueil  keine  besonderen  Gründe  für  ihre  Einziehung 
vorliegen,  sofort  freigegeben.») 

Oegeben  am  24.  Februar  1904. 

(Unterschriften.) 


üüterverzeichnis. 


Name  der  Güter 

Zahl 

Absender 

Emp  f  ängc  r 

Eiseme  Bettstellen  .  . 

1  Kiste 

Holme,  Ringer  &  Co. 

Grineff 

Bettmatratzen  dazu  .  . 

1  Kiste 

do. 

do. 

Eiserner  Geldschrank  . 

1  Stock 

Matsumoto 

Matsumoto 

Schirme  

1  Kollo 

Moriya 

Nishifima 

Nnhrungsmlttel     .    ,  . 

1  Kiste 

do. 

do. 

Bücher  

1  Kiste 

do. 

do. 

Schinken  

1  Kiste 

do. 

do. 

Äpfel  

2  Kisten 

do. 

do. 

Bambus  

69  Bund 

do. 

do. 

Bauholz  ...... 

2  Kisten 

do. 

do. 

Porzellan  

1  Kiste 

do. 

do. 

Wachskerzen  .... 

1  Kiste 

do. 

do. 

Arzneiwaren  .... 

1  Kiste 

Mactavisb  &  Lehmann 

Wakefield 

Reklamant:  l^ie   ostchinesische   Fi^cnhahnf^^e^^ell'^rhaft   in  St. 
Petersburg,  vertreten  durch  den  Vizepräsidtntrn  Wenzel. 

ProzeBvcrtreter:  Rechtsanwalt  Nagashima  Washitaro, 

Tokio,  Kyobabhiku,  Kagacho  Nr.  10. 

In  der  Prisciisac  hr  betreffend  den  russischen  Dampfer  ,,Mukckn" 
und  die  dul  demselben  vers-chillte  Ladung  \x  ird,  wie  folgt,  entschieden  : 

Urteilsf  ormel: 

Der  Dampfer  „Mukden"  und  die  in  dem  beigefügten  Ladungs- 
verzeichnis unter  Nr.  I  bis  45«  47  bis  52  und  34  bis  56  aufgeführten 
Güter  werden  eingezogen,  die  unter  Nr.  46  und  53  aufgeführten  Güter 
werden  freigegeben. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „Mukden"  ist  tigentum 
der  russisch-ostt  hiiu  >i>c  hen  Kisenbahngesellschaft,  sein  Heimatshafen  ist 
der  russische  Pachthafen  Dalny  in  China,  er  führt  die  russische  l'lagge 

*)  V  §g  ä,  3  uiid  4. 
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und  dient  zum  Transport  von  Passagieren,  QQtern  und  Postsachen 
rrischen  Shanghai  in  China,  Fusan  in  Korea,  Nagasaki  in  Japan  und 
Wladiwostok  in  Rußland.  Am  5.  Februar  verliefl  der  Dampfer  den 
Hafen  von  Nagasaki  mit  Bestimmung  nach  Wladiwostok  und  wurde 
am  6.  desselben  Monats  während  seines  Aufenthalts  im  Hafen  von 
Fusan  um  2"  nachmittags  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Heiyen" 
beschlagnahmt.  Unter  der  Ladung,  welche  ohne  Ausnahme  für 
Empfänger  in  Wladiwostok  bestimmt  war,  befinden  sich  eine  Kiste 
fflr amtlichen  üebrauch  bestimmte  Registerpapiere  und  ein  Kollo  Flaggen, 
welche  dem  in  Wladiwostok  ansässigen  französischen  Handelsagenten 
gehören. 

Diese  Tatsachen  hat  nicht  nur  der  Reklamant  anerkannt,  sondern 
sie  gehen  auch  hervor  aus  dem  Protokoll  des  Stellvertreters  des  Kom- 
mandanten des  Kriegsschiffes  „Heiyen",  Kapitänleutnants  Yoshiniura 
Shinsei,  aus  den  Vernehmungsprotokollen  des  ersten  Offiziers  der 
...Mukden",  Serge  W  i  s  z  n  i  o  w  s  k  i ,  und  des  zueilen  Offiziers,  A  I  e  x- 
andcr  1  v^- n  n  o  w  i  t  s  r  h  Kanajett,  aus  dem  Sehiffsjournai,  dem 
LjdiniLrsvcr/eichnis,  dvn  Aiisklatierungspapicren  do  /.ollaints  »n  Naga- 
saki, dein  l\rmit  der  Nagasaki  Quarantäne-Station,  aus  den  Protokollen 
der  mündlichen  Verhandlungen  in  Sachen  der  Reklamationen  Nr.  6  \md 
Nr.  12*)  betreffend  die  Bex  hbgnahme  des  Dampiers  „Alukden"  untl  tien 
Aussaj^tn  des  französischen  >tellverlretendcn  Vizekonsuls  in  Nagasaki 
0.  Qoudareau. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation 
sind  folgende: 

1.  Japan  und  Rußland  hcicn  in  den  Kriegszustand  eingetreten  mit 
der  Seeschlacht  bei  Port  Arthur  am  8.  Februar  1904  und  nicht  mit  der 
Mitteilung  Japans  an  Rußland  über  den  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen. Daher  habe  die  zur  Verhandlung  stehende  Beschlagnahme 
zu  einer  Zeit  stattgefunden,  die  vor  dem  Eintreten  der  beiden  Mächte 
in  den  Kriegszustand  liege,  und  das  Schiff  müsse  daher  freigelassen 
Tcrden. 

2.  Selbst  angenommen,  die  beiden  Mächte  seien  zur  Zeit  der  Mit- 
teilung Ober  den  Abbruch  der  diplomatischen  Beziehungen  in  den  Kriegs- 
zustand eingetreten,  so  müsse  doch,  da  diese  Mitteilung  durch  den  Ge- 
sandten K  u  r  i  n  o  am  6.  Februar,  4  Uhr  nachmittags,  stattgefunden  habe, 
die  Beschlagnahme  aber  am  selben  Tage  um  2^  p,  m.  vorgenommen 
worden  sei,  also  in  eine  vor  Eintreten  des  Kriegszustandes  liegende  Zeit 
falle,  das  Schiff  freigegeben  werden. 

3.  Nach  der  Pariser  Seerechtserklärung  vom  Jahre  185f)  könnten 
üuter,  welche  Neutralen  gehörten,  nicht  beschlagnahmt  werden.  Daher 

')  Vi  2  c  und  g. 
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seien  die  in  der  Bekanntmachung  des  Staatsan/cigers  als  der  Ostasiatischen 
Gesellschaft  gehörig  verzeichütten  Güter,  weil  sie  der  in  Wladiwostok 
ansässigen  Firma  Marcerou,  Schreter&Co.  gehörten,  freizulassen. 

4.  Wenn  das  Schiff  freigelassen  werde,  so  müsse  auch  die  Ladung 
freigegeben  werden. 

5.  Da  die  Beschlagnahme  in  den  koreanischen  Hoheitsgewässern 

stattgefunden  habe,  so  sei  die  Frage,  ob  Korea  als  neutral  anzusehen 
sei  oder  nicht,  klarzustellen.  Da  ferner  die  Angehörigen  kriegsführender 
Staaten  von  dem  Kriegszustand  erst  durch  die  Bekannt  r  i  bung  der 
Kriegserklärung  erführen,  so  sei  das  zur  Verhandlung  stehende,  vor  der 
Veröffentlichung  des  Kaiserlichen  Frlasses  bezüglich  der  Kriegserklärung 
beschlaL;nahnite  Schilt  freizulassen.  Ferner  sei  es  freizugeben,  weil  der 
Sinn  der  Kaiserlichen  Verordnung  Nr.  20  vom  Jahre  1Q04-)  auf  Schiffe, 
welche,  wie  das  vorliegende,  vor  Fröffnuni,^  des  Kriei^es  Japan  verlassen 
hätten  und  auf  der  Reise  begriffen  gewesen  seien,  zutreffe. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des,  Staatsanwalts  sind  folgende: 
Die  eine  für  den  französischen  Handelsagenten  bestimmte  Kiste  mit 
Registerpapieren   (anitlieheu  Schriftstücken)  sox^ie  ein    Kollo   I  lagi^eii 
seien  freizugehen;  das  Schiff  dagegen  und  die  übrige  Ladung  sei,  weil 
sämtliche  Anführungen  des  Rckiaiuanten  grundlos  seien,  einzuziehen. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Rußland  hat  \x  ährend  der  diplomatischen  Verhandlungen  mit  Japan 
über  die  mandschurische  und  koreanische  Frage  seine  Antwort  beständig 
verzögert  und  in  l:ntsendung  seiner  Truppen  in  die  Mandschurei  und 
nach  Korea  hinein  scnx  ie  in  der  Konzentration  seines  Geschwaders  nach 
Port  Arthur  lebhafte  knegeriselie  I  atigkcit  entw  ickelt  und  seinen  Fnt- 
schluß,  den  Kampf  mit  Japan  aulzunehmen,  deutlich  gezeigt.  Daraufhin 
hat  Japan  am  5.  Februar  1904  seine  Erklärung  an  Rußland  über  den  Ab- 
bruch der  diplomatischen  Beziehungen  abgesandt  und  sich  zugleich 
in  Kriegsbereitschaft  gesetzt.  Am  folgenden  Tage,  dem  6.  Februar  1904, 
7  Uhr  morgens,  brach  die  japanische  Flotte  zum  Angriff  des  russischen 
Geschwaders  von  Sasebo  auf.  Wenn  man  sich  die  Bewegungen  der 
beiderseitigen  Geschwader  und  die  allgemeine  Situation  zu  der  Zeit  ver> 
gegenwärtigt,  so  muß  man  sagen,  dafi  die  Fdndseliglceiten  bereits  vor 
der  zur  Verhandlung  stehenden  Beschlagnahme  ihren  öffentlichen  An- 
fang genommen  hatten.  Es  ist  daher  Idar,  daß  zur  Zeit  der  Beschlag- 
nahme der  Kriegszustand  t)ereits  eingetreten  war,  und  die  Frage,  ob 
die  K^iegseridärung  veröffentlicht  war  oder  nicht,  ist  belanglos. 

Die  Kaiserliche  Verordnung  Nr.  20  vom  Jahre  1004«)  begründet 
eine  ausnahmsweise  Vergünstigung  der  Befreiung  von  der  Beschlagnahme 
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lediglich  für  nissfeche  Handelsschiffe,  welche  sich  in  japanischen  Häfen 
befunden  haben  oder  vor  dem  9,  Februar  von  einem  ausländischen 
Hafen  nach  einem  japanischen  Hafen  aufgebrochen  sind.  Auf  Schiffe 
jedoch,  welche,  wie  das  vorliegende,  vor  dem  genannten  Tage  von 
einem  japanischen  Hafen  nach  einem  feindlichen  Hafen  aufgebrochen 
sind,  kann  die  Vergünstigung  dieser  Kaiserlichen  Verordnung  nicht  aus- 
dehnt werden. 

Da  femer  offenbar  Korea  tatsächlich  kein  neutrales  Land  ist,  so 
bnn  gegen  die  Berechtigung  zur  Ausübung  einer  Beschlagnahme  in 
seinen  Hoheitsgeuässern  nichts  eingewendet  werden. 

Da  deshalb  die  Beschlagnahme  des  zur  Verhandlung  stehenden 
i)chiffes  zu  Recht  geschehen  ist,  so  ist  dasselbe  einzuziehen.*) 

Was  die  Schiffsladung  angeht,  so  ist  die  eine  Kiste  Registerp  ipiere 
{amtliche  Schriftstücke)  und  ein  Kollo  Maggen,  vteil  für  den  in  amt- 
licher Figenschaft  in  Wladiwostok  ansässigen  französischen  Handels- 
agenten bestimmt,  freizugeben.  Die  übrigen  Güter  sind  jedoch,  als 
lemdiKlie  Güter  auf  feindlichem  Schiff,  sämtlich  einzuziehen.*) 

Der  Vertreter  des  Reklamanten  hat  bezüglich  der  im  Staatsan/eiger 
al>  der  Ostasiatischen  Gesellschaft  gehörig  verzeichneten  Güter  geltend 
^macht,  daß  dieselben  der  in  Wladiwostok  ansässigen  französischen 
Firma  Marcerou,  Schreter  &  Co.  gehörten,  folglich  als  Eigentum 
eines  Neutralen  und  nicht  als  feindliche  Güter  zu  behandeln  seien. 
Aber  der  Charakter  von  Gütern  als  feindlicher  bestimmt  sich  nicht  nach 
der  Nationalität,  sondern  nach  dem  Wohnsitz  des  Eigentümers  und, 
da  der  Eigentümer  der  Güter  freilich  französische  Staatsangehörigkeit 
besitzt,  indes  in  Wladiwostok,  d.  h.  im  Gebiete  des  Feindes  ansässig 
ist  und  dort  Handel  treibt,  so  sind  die  Guter  feindlich  und  können  der 
Einziehung  nicht  entgehen. 

Es  wird  daher  wie  in  der  ürteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  20.  Mai  HK)4  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Beisein 
dt»  Staatsanwalts  M  i  z  u  k  a  ni  i  C  h  o  j  i  r  o. 

(Unterschriften.) 


Ladungsverzeichnis  des  Dampfers  HMukden**. 


Hl 

Güter 

Stück 

Absender 

Empfänger 

1 

10000  Rubel  .... 

1  Kiste 

Russ.-Cbine8.  Bank, 

Ru8s.-Chin.  Bank, 

Nagasaki 

Wladiwostok 

2 

MusHdostromente  .  . 

1  Kiste 

Ahiens  &  Co. 

3 

Sdireibmaschioen  .  . 

10  Kisten 

Kunst  &  Albefs 

Kunst  ft  Albers 

♦)  V  g  40,  1.  -  »)  V  §  40,  2.  -  «)  V      8.  3  und  4. 
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GDter 

Stück 

Absender 

Emofänfirer 

4 

• 

WalfischAl 

5  Faß 

Graf  Kavserline' 

Feffer 

5 

Parfümerien 

3  Kisten 

Ahrens  &  Co. 

6 

2  Kisten 

7 

1  Kiste 

9t 

8 

Senfsflinefi 

2  Kisten 

9$ 

vJCWUImC        *       *       »       «  • 

1  Kiste 

n 

10 

Bücher  .  . 

1  Kiste 

t9 

1 1 

I  1 

150  Kolli 

n 

• 

12 

A  nf  pl^inpn 

75  Kisten 

>i 

13 

lOOOSack 

Mölme,  Ringer  &  Co. 

Choorin  &  Co. 

14 

VJladKCialw  «      •      •      •  . 

I  Kiste 

Boeddinshaus  _ 

15 

n          •     •     •     •  » 

59  Kisten 

W 

16 

100  „ 

Chu  Yen  Chenir. 

Yuang  Gee  Tse 

17 

•              .       ♦       •       ,  . 

50  « 

Yen?  KluniF 

Lieh  Ta  Hang 

18 

ff               •       •       •       •  • 

50  .. 

fr 

19 

PhfinAorrnnh  pnnntpn 

16  Kolli 

Holme.  Rinfifei&Co. 

20 

Cietiocknetes  Obst 

50  Kisten 

Ii 

21 

7^                                   n           *  * 

10  Kolli 

22 

VJvllUCAllClC  rlldUlllCIl 

200  Kisten 

9» 

* 

23 

99 

9t 

24 

DfYMr^ti 

1  Kollo 

Boeddinffhaus 

Kahler.  Aootheke 

25 

1  Kiste 

Ahrens  &  Co. 

26 

Noti/hiif  hpr 

1  Kollo 

'27 

t  ü  h  1  CTPrSS  tp 
-iialll^CJalC       •     •     •  • 

1  Kollo 

Clarkson  &  Co. 

Clarkson  &  Co. 

2ö 

Musikinstnimente   .  . 

5  Kisten 

Mess.  Maritimes, 

Schreter  h  Co.^ 

Shanff^hai 

Wladiwostok 

29 

P  rf  fi  in  p  r  i  p  n 

AClllUIIIWIlVll         •         •         •  • 

3  „ 

W 

30 

vJUUCloClIlC  ivlUUwl    .  • 

5  « 

91 

l> 

31 

T'p  1  oTFä  nfi  Affi  an  no  r  stA 

1  Kiste 

Gfcat  Northem 

Teleffraoh  Co.. 

Shflnc4taf 

WlfldiwofitDk 

32 

PhonoflmnhpnfAtiTMi 

2  Kisten 

Giyumann  &  Co* 

Yumpozan 

33 

Zinkblech  .    ,    .   .  . 

22  Stück 

P.  0.  «S:  Co. 

34 

li-tpiUUCIl  •     •     •     •  . 

1  Kiste 

Siemssen  &  Co. 

Kunst  &  Albeis 

35 

iNdgei  ...... 

1768  Faß 

Shewan  Tomes&Co 

»» 

36 

wagen  

45  Kisten 

»» 

37 

2  Kolli 

Siemssen  &  Co.. 

Kunst  &  Albeis. 

wjimiicijcii 

Wladiwostok 

wo 

1  Kollo 

M 

l> 

39 

Eisenwaren  .... 

17  Kisten 

»1 

ft 

40 

1»  .... 

6  .. 

M 

1« 

41 

3(X)Stück 

*i 

»» 

42 

Bücher  

1  Kiste 

n 

M 

43 

Maschinenteile    .   .  . 

1  Stüclc 

* 

» 
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uuier 

C  *  II « 1# 

atuCK 

A  %^  a  A      .#1  A  V 

ADSenflcr 

• 

cnipianger 

44 

Muster  u.  Verzeichnisse 

1  Kiste 

Siemssen  &  Co. 

Ktinst  &  Albers 

40 
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Reklamant:  Die   ostchinesische   Fisenbahngesellschatt   in  St. 
Petersburg,  Rußland,  vertreten  durch  den  Vizepräsidenten  Wenzel. 

ProzeBvertreter:  Rechtsanwalt  Nagashima  Wasbitaro, 
Tokio,  Kyobashiku  Kagacho  Nr,  10. 

Am  26.  Mai  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisensache 
betreffend  den  am  6.  Februar  1904  im  Hafen  von  Fusan  von  dem 
Kaiserlichen  Kriegsschiff  Heiyen"  aufgebrnrhten  russischen  Dampfer 
...Mukden"  und  dessen  Laduni:^  auf  Fin/ichunc^  des  Dampfers  und  die 
m  dem,  dem  Urteil  bi'i^a'fütrten,  l  aduntj^sv  c  r/eichnis  unter  Nr.  1  bis  45, 
47  bis  52,  =)4  bis  56  autgetührttn  und  auf  Freigabe  der  unter  Nr.  4ü 
und  53  aufL^ctiihrten  Güter  entschieden. 

üegen  dii  scs  Urteil  hat  der  Rechtsanvt  alt  Nagashima  W  a  s  h  i  - 
taro  Pro/eßvtrtrctcr  der  o>tchinesischen  Fisenbahng-eseilschaft,  ver- 
treten durch  den  Vi/epräsidenten  Wenzel,  die  Bfrufimt^  eingelegt. 
Dk>cib(.  ist  von  dem  Oberprisengericht  im  Bei.sciu  der  Staatsanwälte 
i  >  u  t  -  u  k  i  K  e  i  r  o  k  u  und  I  s  h  i  \x  a  t  a  r  i  B  i  n  i  c  h  i  geprüft  >ä, ordcn. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation 
Nagashima  Washitaro  sind  folgende:  Es  werde  Aufhebung  des 
Urteils  erster  Instanz,  soweit  auf  Einziehung  erkannt  sei,  und  Freilassung^ 
des  Dampfers  und  dessen  Ladung  beantragt,  und  zwar  aus  folgenden 
Gründen: 
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1.  Da  die  Beschlagnahme  des  zur  Vo'handlung stehenden  Dampfers 
im  Hafen  von  Fusan  am  6.  Februar  1904,  2^  nachmittags,  stattgefunden 
habe,  der  Kriegszustand  zwischen  Japan  und  Rußland  aber  erst  am 
8.  Februar  desselben  Jahres,  nämlich  mit  der  Seeschlacht  bei  Port  Arthttr, 
eingetreten  sei,  so  sei  die  Beschlagnahme,  weil  früher  geschehen,  un- 
gerechtfertigt. 

2.  Selbst  wenn  man  aber  das  Eintreten  des  Kriegszustands  auf 
den  Zeitpunkt  der  Mitteilung  von  dem  Abbruch  der  diplomatischen 
Beziehungen  verlege,  so  sei  doch,  da  der  Gesandte  Kurino  diese 
Mitteilung  dem  russischen  Minister  der  Auswärtigen  Angelegenheiten 
am  6.  Februar,  nachmittags  4  Uhr,  gemacht  habe,  die  Beschlagnahme 
vor  Fintrt  tcn  des  Kriegszustandes  ausgeübt  worden,  und  deshalb  müsse 
die  Freilassung  erfolgen. 

3.  Die  unter  der  Ladung  helindlichen,  in  der  Hekanntnuichung 
des  Staatsanzeigers  als  der  ostasiatischen  Gesellschaft  gehörig  verzeich- 
neten Güter  seien  von  der  Firma  Marcerou,  Schreter  &  Co.  auf 
einem  der  französischen  ostasiatischen  Gesellschaft  gehörigen  Dampfer 
für  Wladi\x'ostok  verschifft  und  auf  die  ,,.Mukden"  umgeladen  wurden. 
Da  diese  Güter  am  Bestimmungsorte  gegen  Aushändigung  der  Kon- 
nossemente zu  überantworten  gewesen  wären,  so  seien  sie,  solange 
sie  noch  nicht  im  Bestimmungshafen  angekommen  seien,  noch  Eigentum 
des  Absenders.  Es  sei  auch  besonders  zu  bemerken,  daß  die  Guter 
von  dem  Absender  auf  einem  französischen  Postdampfer  verschifft  und 
daß  sie  nur  zufallig  auf  ein  feindliches  Handelsschiff  umgeladen  worden 
seien. 

4.  Ebenso  seien  die  unter  Nr.  31  atifgefflhrten  Güter  Eigentum 
der  dänischen  „Great  Northern  Telegraph  Company",  sie  seien  gegen 
Aushändigung  des  Konnossements  auszuliefern  und  stündoi,  solange 
sie  noch  nicht  im  Bestimmungshafen  angekommen  seien,  noch  im 
Eigentum  des  Absenders. 

5.  Im  Falle  der  Freilassung  des  Schiffes  müßten  auch  die  auf  dem- 
selben verschifften  Güter  freigelassen  werden. 

6.  Da  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  im  Hafen  von  Fusan 
aufgebracht  worden  sei,  so  .sei  es  bei  Abgabe  eines  prisengerichtlichen 
Erkenntmsses  von  Wichtigkeit,  zu  entscheiden,  ob  Korea  ein  neutraler 
oder  für  die  Kriegszeit  mit  Japan  verbündeter  Staat  sei.  Bedauerlicher- 
weise habe  aber  das  Urteil  des  Prisetigerichts  von  Sasebo  die  völker- 
rechtliche Stellung  Koreas  nicht  klargelegt. 

7.  Die  russischen  Staatsangehörigen  hätten,  solange  die  Kriegs- 
erklärung nicht  veröffentlicht  sei,  keine  Gelegenheit  gehabt,  von  der- 
selben Kenntnis  zu  erlangen.  Daher  sei  die  Beschlagnahme  des  hier 
verhandelten  Dampfers,  welche  vor  der  Veröffentlichung  dieser  Kriegs- 
erklärung stattgefunden  habe,  ungerechtfertigt 
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S,  Da  der  Dampfer  am  5.  I-cbruar  1Q04  von  Naj^asaki  niifj^jt-brorliLii 
und  am  Ii  df'i^elben  M()^at^,  2^  '  iiachmittat^s,  wahrend  seint-s  AutViithaits 
in  Fu^an  bcsthlai^nahnit  worden  sei,  so  müsse  er,  \x'enn  man  tien  wahren 
Sinn  der  Kaiserhchcn  Verordnung  Nr.  20  vom  Jahre  1MÜ4  auf  ihn  an- 
wende, freii^ei^ebeii  werden. 

9.  Die  m  dem,  dem  Urteil  des  Prisengerichts  zu  Sasebo  beigefügten 
Ladungsverzeichnis  unter  Nr.  28  bis  30  und  46  bis  51  aufgeführten  Oöter 
seien  Eigentum  von  Bürgern  der  neutralen  französischen  Republik,  die 
unter  Nr.  28  bis  30  verzeichneten  Outer  seien  auf  einem  Dampfer  der 
Messageries  Maritimes,  die  Oüter  unter  Nr.  46  bis  5!  auf  einem  Dampfer 
der  französischen  ostasiatischen  Gesellschaft  verschifft  worden  und  erst 
in  Shanghai  auf  die  „Mukden"  umgeladen.  Wenn  diese  Umladung  auf 
einen  russischen  Dampfer  nicht  stattgefunden  hätte,  würden  die  Güter 
dem  Unfall  der  Beschlagnahme  entgangen  sein.  Das  Sasebo-Prisengericht 
habe  diesen  Punkt  gar  nicht  in  Erwägung  gezogen,  und  der  Reklamant 
könnt  sich  damit  nicht    ir  erstanden  erklären. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanwalts  des  Sasebo- 
Prisengerichts,  Yamamoto  Tatsurokuro,  sind  folgende: 

Der  Kriegszu.stand  zwischen  Japan  und  Rußland  sei  mit  der  Zeit 
eingetreten,  wo  die  beiden  Kriegsflotten  Vorbereitungen  zum  Kampf 
getroffen  hätten,  und  man  könne  aus  der  Tatsache,  daI5  sie  kein  Feuer 
ausgetauscht  hatten,  nicht  die  Behauptung  ableiten,  daß  sie  nicht  schon 
öffentlich  feindlieh  einander  gegen  übergetreten  wären.  Das  russische 
Oc^c  iiv.  ader  habe  in  der  Absicht,  unser  Oe.schwader  anzugreifen,  seine 
\"  'fhcreitungen  getroffen  und  sei  am  4.  oder  5.  Februar  aus  dem 
fiiffti  \on  Port  Arthur  ausgelaufen.  Unser  üesclivwider  seinerseits 
sei,  um  einen  üegenangrilf  zu  machen,  am  6.  Februar,  morgens  7  Uhr, 
von  dem  Kriegshafen  Sasebo  aufgebrochen.  Damit  sei  zwischen  den 
beiden  Ländern  der  Kriegszustand  begründet  gewesen. 

Es  sei  ein  allgemeiner  völkerrechtlicher  Grundsatz,  daß  mit  der 
Übergabe  der  Güter  an  einen  Seeverfrachter  die  Gefahr  des  Seetransports 
und  das  Eigentum  an  den  Gütern  auf  den  Empfänger  übergingen. 

Dadurch,  daß  die  Güter  auf  der  Reise  auf  einen  anderen  Dampfer 
umgeiadcn  worden  seien,  habe  sich  in  der  Vermutung  bezüglich  des 
BsRitumsrecfits  nichts  gieändert. 

In  der  Tatsache,  daß  die  Güter  am  Bestimmungsort  gegen  Aus- 
lieferung der  Konnossemente  zu  übergeben  seien,  könne  man  keineswegs 
einen  besonderen  Vertrag  erblicken,  welcher  den  Übergang  des  Ficren- 
tumsrechts  aufschiebe,  denn  diese  Tatsache  sei  ganz  allgemeine  kauf- 
männische Übung. 

Fs  sei  gerechtfertigt,  daß  die  Oüter,  vselche  nach  Feindesland 
bestimmt  und  auf  feindlichem  Schiff  verladen  worden  seien,  als  feind- 
licbe  betrachtet  worden  wären. 
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Es  sei  zweifellos  richtig»  daß  im  Falle,  daß  das  zur  Verhandlung 
stehende  Schiff  freigegeben  würde,  auch  die  auf  demselben  verschifften 
Güter  freizugeben  seien,  aber  da  die  Aufbringung  von  feindlichen  Schiffen 
und  Gütern  eine  rechtmäßige  Betätigung  des  Rechte  der  Kriegführung 
sei,  so  könnten  sie  auch  in  diesem  Falle  der  Beschlagnahme  nicht  ent* 
gehen. 

Was  die  Behauptung,  Korfa  sei  zurzeit  kein  neutrales  Land, 
angehe,  so  gründe  sich  dieselbe  auf  der  mands(  hm  isch-koreanischen 
Frage.  Das  bekanntlich  den  Kern  dieser  Frage  bildende  Bestreben,  die 
Intct^rität  der  Mandschurei  und  Koreas  aufrechtzuerhalten,  habe  zur 
otfenbir  notwendigen  Folge,  daß  Korea  ebenso  wie  die  Mandschurei 
tatsächlich  den  Kriegsschauplatz  darstelle. 

Ferner  sei  Unkenntnis  feindlicher  Schiffe  oder  Oüter  von  dem 
Bestehen  des  Kriegszustands  kein  (iiund,  weshalb  dieselben  der  Auf- 
bringung nicht  unterworfen  sein  sollten. 

Der  alleinige  Zweck  der  Kaiserlichen  Verordnung  Nr.  20  sei  der, 
den  heiniischen  Handelsverkf iir  \ov  Schädigung  zu  schützen.  Des- 
halb gLAxähiv  sie  als  eine  AusnahiiR'  von  ticm  sonst  zu  Kriegszeiten 
bistchc-iuicii  Recht  der  Beschlagnah  ine  feindlicher  Kriegsschittc  die  Ver- 
günstigung, daß  für  eine  gewisse  Frist  die  Prisenmaßnahmen  suspendiert 
sein  sollten.  Demnach  sei  es  unzulässig,  diese  Verordnung  auf  Fälle, 
die  sich  nicht  mit  ihrem  genauen  Wortlaut  deckten,  anwenden  zu  wollen. 
Da  der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  zur  Zeit  des  Erlasses  det 
Kaiserlichen  Verordnung  sich  weder  in  einem  japanischen  Hafen  be- 
funden habe,  noch  auf  der  Fahrt  nach  einem  solchen  begriffen  gewesen, 
sondern  bereits  vor  Veröffentlichung  derselben  beschlagnahmt  worden 
sei,  so  könne  er  selbstverständlich  die  Vergünstigung  der  Kaiserlichen 
Verordnung  nicht  in  Anspruch  nehmen. 

Daher  sei  der  Staatsanwalt  der  Ansicht,  daß  das  Urteil  erster 
Instanz  voll  begründet  und  die  Berufung  zu  verwerfen  sei. 

Die  vorliegende  Fntscheidung  >x  ird,  wie  folgt,  begründet : 

Der  Berufungsreklamant  behauptet  in  seinem  ersten  l'unkle,  daß 
die  Beschlagnahme  vor  Fintreten  des  Kriegszustands,  nämht  h  vor  der 
am  S.  lehruai  1<J<)4  stattgehabten  Seeschlacht  bei  Port  Arthur  vor- 
genornint  ii  und  deshalb  ungerechtfertigt  sei.  Fr  behauptet  ferner  im 
Punkte  2,  daß  die  Heschhignahine  auch  vor  der  Mitteilung  vom  Abbruch 
der  diploiiiatiM-hfii  Beziehungen  seitens  (le>  (ievandteii  Kurin  o  an 
den  rus^sischen  Minister  des  Äußern  geschehen  hei  und  daß  deshalb  das 
Schiff  gutes  Anrecht  auf  1  reilassung  habe.  Aber  e>  ist  unbestriitbar, 
daß  die  l.rülfnung  eines  Kl'iegc^  nicht  von  dem  ersten  I  cucrn  der 
Kanonen  der  kriegsführenden  Mächte  abhängig  ist,  und  es  ist  ebenso 
unbestreitbar,  daß  eine  Kriegserklärung  oder  die  Übermittelung  einer 
solchen  an  den  andern  Teil  hierbei  nicht  entscheidend  ist,  dafi  viel- 
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mehr  selbstredend  die  Verwirklichung  der  Kampfesabüicht  oder  jede 
sonstige  Manifestation  derselben  den  Kriegszustand  ins  Leben  ruit.  Da 
nun  während  der  japanisch-russischen  Verhandlungen  Rußland  durch 
sein  unangemessenes  Verhalten,  welches  die  Hoffnung  auf  Erhaltung 
des  Friedens  unindglich  machte,  und  durch  fortwährende  Kriegsrüstungen 
seine  Absicht,  uns  mit  Waffengewalt  zu  unterwerfen,  klar  bewies,  so 
sandte  unsere  Regierung  am  5.  Februar  des  Jahres  1Q04  eine  Instruktion 
bezüglich  Abbruchs  der  diplomatischen  Beziehungen  an  unseren  Qe- 
sandten  in  Rußland,  und  gleichzeitig  traf  unser  Kriegsgeschwader  seine 
Vorbereitungen  und  fuhr  am  folgenden  Tage,  am  6.  Februar,  mit  der 
Bestimmung,  den  Kampf  zu  eröffnen,  von  Sasebo  ab  und  nahm  auf  der 
Fahrt,  da  es  eben  schon  Kriegszeit  war,  das  der  russischen  freiwilligen 
Flotte  angehörige,  für  den  Kriegsgebrauch  der  russischen  Regierung 
bestimmte  Onmpfschiff  „Ekaterinoslav"  in  Beschlag.  Dies  war  eine 
deutliche  Austührunc^  der  Kampfesabsicht,  und  die  erst  später  erfolgte 
Beschlagnahme  des  hier  in  hraj^e  kommenden  Dampfers  kann  daher 
nicht  als  ungerechttertigt  he/eichnet  werden;  dies  um  so  >xenii^er,  als 
>ie  auch  nach  der  am  6,  Februar  um  2  Uhr  nachmittags  erfüllten 
Mitteilung  unscier  Regierung  an  den  bei  unserem  Hofe  akkreditierten 
russischen  (je>andten  betreffend  den  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen .siallgctunden  hat.  Punkt  1  und  2  der  Berufung  sind  uaiier 
grundlos. 

Der  Berufungsreklamant  behauptet  in  Punkt  3  und  4  da*  Be- 
rufungsschrift, daß  die  in  der  Bekanntmachung  des  Staatsanzeigers  als 
der  ostasiattschen  Oesellschaft  gehörig  und  ferner  die  unter  Nr  31  ver- 
zeichneten Guter  im  Eigentum  der  Absender  ständen  und  daher  frei- 
zugeben seien.  Es  ist  jedoch  eine  nach  Ansicht  des  Oberprisengerichts 
den  Verhältnissen  gerechtwerdende  völkerrechtliche  Gewohnheit,  daß 
Güter,  welche  von  Personen,  die  außerhalb  des  Feindesgebtets  ihren 
Wohnsitz  haben,  an  einen  Empfänger  im  Feindesgebiet  zur  Kriegs- 
zeil auf  feindlichem  Schiffe  versandt  werden,  den  Charakter  feindlicher 
Güter  tragen  und  demgemäß  der  Einziehung  unterliegen.  Von  dieser 
Regel  kann  nicht  nach  der  Art  der  Umstände,  unter  welchen  die  Ver- 
ladung auf  das  feindliche  Schiff  jTeschehen  ist,  ^)  eine  Ab^x  eichung  ge- 
trotten \rerden.    Daher  sind  Punkt  3  und  4  der  Berufung  unbegründet. 

Solans^^e  die  Notwendigkeit,  das  Schiff  freizulassen,  nicht  nach« 
geu  lesen  wird,  ist  Punkt  5  als  Orund  für  die  Freilassung  der  Güter 
itraftlos. 

Der  Reklamant  erklärt  es  in  Punkt  6  seiner  Berufungsgründe  für 
b^uaut  i  iK  Ii,  daß  das  erslin.>tanzliche  Urteil  die  völkerrechtliche  Stellung 
Koreas  nicht  klargestellt  habe,  aber  da  Korea  als  neutral  im  gewöhnlichen 

•)  d.  h  3!5o  in  diesem  Falle:  ob  sie  ^uvor  auf  einem  neiitialeii  Schitf  verladen 
flod  spiter  auf       feindliche  Sctiiff  umgeladen  worden  sind. 
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Sinnt  des  Worts  nicht  betrachtet  wnckn  kann,  so  kann  aus  der  I'at- 
sache,  daß  die  Beschlagnahme  in  seinen  Hoheitsgevtässern  stattgefunden 
hat.  ein  Vorvurf  gegen  dieselbe  nicht  erhoben  werden.  Daher  kann 
auch  die  Behauptung,  daß  das  Urteil  des  Sasebo-Prisengerichts,  welches 
die  tatsächlich  nicht  bestehende  Neutralität  Koreas  dartutj  unvollständig 
sei,  weil  es  sich  des  weiteren  über  die  Stellung  Koreas  in  keine  Er- 
örterung eingelassen  habe,  nicht  aufrechterhalten  werden. 

Punkt  7  der  Berufung  sagt,  daß  die  Beschlagnahme  ungerecht* 
fertigt  sei,  weil  sie  vor  Veröffentlichung  der  Kriegserklärung  stattgefunden 
habe.  Es  ist  aber  völkerrechtlich  anerkannt,  daß,  wenn  Staaten  einmal 
in  den  Kriegszustand  eingetreten  sind,  jeder  derselben,  gleichviel  ob 

die  Angehörigen  des  feindlichen  Staats  von  dieser  Tatsache  Kenntnis 
haben  oder  nicht,  sein  Beschlagnahmerecht  ausüben  kann.  Daher 
ist  die  Behauptung  des  Reitiamanten  grundlos. 

Der  Berufungsreklamant  sagt  im  Punkt  8  seiner  Gründe,  daß  nach 
der  Kaiserlichen  Verordnung  Nr.  20  vom  Jahre  1904  das  zur  Ver- 
hnndlung  stehende  Schiff  freigelassen  vccrden  müsse.  Aber  einmal  findet 
die  Kaiserliche  Verordnung  auf  das  Schiff  keine  Anwendung,  vxeil  das- 
selbe am  5,  Februar  1904  Nagasaki  verlassen  hat  und  bei  seinem  Auf- 
enthalt in  Fusan  aufgebracht  worden  ist-  Sodann  aber  beschränkt  sich 
die  Vergünstigung  der  Befreiung  von  der  Beschlagnahme  der  genannten 
Kaiserlichen  Verordnung  auf  friedlichem  Zvxccke  dienende  Privatschiffe, 
kann  dagegen  auf  Schiffe,  die  als  Eigentum  der  feindlichen  Regierung 
anzusehen  sind,  keine  Anwendung  finden.  Die  ostchinesische  Eisen- 
bahngesellschaft hatte  zwar  im  Anfang  das  Aussehen  einer  privaten 
Gesellschaft,  aber  in  der  von  dem  russischen  Verkehrsministerium  ver- 
öffentlichten Schiffsstatistik  für  Russisch-Ostasien  werden  alle  der  ost* 
chinesischen  Eisenbahngesellschaft  gehörigen  Schiffe  unter  die  im  Eigen- 
tum der  Regierung  stehenden  Fahrzeuge  gerechnet.  Ferner  hat  die 
russische  Regierung  den  Ersatz  der  bei  den  nordchinesischen  Wirren 
im  Jahre  1900  von  der  ostchinesischen  Eisenbahngesellschaft  erlittenen 
Schäden  als  vom  russischen  Staat  erlittener  Schäden  reklamiert.  Man 
muß  also  annehmen,  daß  die  russische  Regierung  selbst  die  ostchinesische 
Fiscnbahngescllschaft  in  \VirT<lichkeit  als  ein  Regierungsunternehmen  be- 
trachtet. Auch  wenn  man  den  Zvceck  dieser  Gesellschaft  inid  ihre 
Beamtenorganisation  anficht.  ?.o  kann  man  nicht  zu  dem  Schluß  koninu  n. 
daß  sie  ein  Privatunternehmen  sei.  Das  zur  Verhandlung  stehende 
Schilf  ist  demnach  als  im  Figentum  der  russischen  Regierung  stehend 
anzuerkennen,  und  die  Kaiserliche  Verordnung  Nr.  20  findet  selbst- 
redend keine  Anwendung. 

Auch  Funkt  9  der  Berufungsgründe  muß  für  unbegründet  erklärt 
werden,  da,  wie  bereits  im  Punkt  3  dargetan,  die  Umstände,  welche 
die  Verschiff iing  von  Gütern  mit  feindlichem  Charakter  auf  feindlichen 
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Schiffen  begleiten  mögen,  nicht  den  geringsten  Einfluß  auf  das  Beschlag- 
nahmcrecht  der  kriegführenden  Macht  haben  können, 
b  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Im  Oberprisengericht  am  3.  Juli  19U5. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Der  im  Rej^ierunq'sbezlrk  Nagasaki,  Naf]^asaki, 
Deshima  Nr.  4,  wohnhafte  deutsche  Kaufmann  C.  £.  Boedding- 
haus. 

Bezüglich  der  auf  dem  russischen  Dampfer  „Mukden"  verschifften 
Güter  wird,  wie  folgt,  entschieden : 

Urteilsformel: 

Die  aut  dem  Dampfer  „Mukden"  verschifften  (jüter,  nämlich 
ein  Korb  Kuhlymphe  und  00  Kisten  ülasgeräte,  «erden  cingevtogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlurifj;  steherideii  (jütei.  üarnlich  Kwlii>inpiic  und 
Glasgeräte,  welche  auf  dem  Dampfer  „Alukden"  verschittt  waren,  wurden 
auf  der  Reise  nach  Wladiwostok  am  6.  Februar  1904  im  Hafen  von 
Fusan  zusammen  mit  der  „Mukden"  von  dem  Kaiserlich  Japanischen 
Kriegsschiff  ,,Heiyen"  mit  Beschlag  belegt.         '  . 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Vertreters  des  Kommandanten  der  „Heiyen'',  Kapitänleutnant  Yoshi- 
muraShinset,  und  dessen  Bescheinigung  fiber  den  Ladungsbestand, 
die  Vemehmungsprotokolte  des  1.  Offiziers  Serge  Wiszniowski 
und  des  2.  Offiziers  Alexander  Iwanowitsch  Kanajeff,  das 
Tagebuch,  das  Ladungsverzeichnis  und  die  Konnossemente  der 
jyiukden"  sowie  die  Air>  ;iL:en  des  Prozeßvertreters. 

Die  Haupipunkte  der  Verteidigung  des  Reklamanten  sind  folgende: 

Die  Aufbringung  der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  sei  nicht 
nur  aus  dem  Grunde  unrechtmäßig,  daß  sie  in  den  Hoheitsgevcäss«  >  n 
Lines  neutralen  Staats  geschehen  sei,  sondern  die  Güter  müßten  auch, 
leil  die  Ahsendttnj,'  vor  der  Krie^^^seröffnung  zwischen  Japan  und  Ruß- 
bnd stattijetuncicn  habe  und  weil  das  Eigentumsrecht  dem  Reklamanten 
zustehe,  frei|^a-L;eben  werden. 

Auch  müßten  ciic  \on  dem  Keklamanten  j^ezahlten  Seeversichcrungs- 
prämien,  die  1  raehlspesen  und  die  Kosten  für  die  /um  Erscheinen  vor 
cem  Pri>cngeiichl  unternommene  Reise  ihm  ersetzt  \xcrdcn. 
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Die  Ansicht  des  Staatsanwalts  geht  in  den  Hauptpunkten  dahin, 
daß  die  Güter,  weil  die  Beschlagnahme  zu  Recht  erfolgt  sei,  nicht  frei* 
zugel)en  seien,  und  dafi  ferner  die  Entscheidung  über  die  Vergütung 
der  Seeversicherungsprämien,  der  Fracht  und  der  Reiselcosten  nicht  zur 
Kompetenz  des  Prisengerichts  gehörten. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Es  ist  völkerrechtlich  anerkannt,  daß  das  Eigentumsrecht  an  Gutem, 
welche  fflr  einen  im  Feindestand  ansässigen  Empfänger  verschifft  und 

abq:esandt  \x  erden,  i)  mangels  gegenteiligen  Be>xeises  von  dem  Moment 
der  Verschiffung  an  sofort  auf  den  F.mpfänger  im  Feindesland  übergeht, 
und  daß  die  Güter  damit  durchaus  feindlichen  Charakter  ervxcrben.  Es 
steht  somit  außer  Frage,  daß  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter 
feindliche  sind. 

Der  Reklamant  behauptet,  daß  die  Beschlagnahme,  weil  in  einem 
neutralen  Hafen  ertol^rt,  zu  Unrecht  cfe*^rhehen  sei,  aber  es  ist  klar, 
daß  Korea  tatsäc  hlich  zur  Zeit  nirht  ein  neutrale^  Land  ist. 

Da  die  üüler  als  feindliche  Güter  anzusehen  sind,  die  auf  feind- 
lichen! Sehitf  verladen  worden  sind,  so  erübrigt  es  .sicli,  danach  /u 
fragen,  ob  ihre  Abscndung  w  ährend  de>  Krieges  erfolgt  sei  oder  nicht. 

Daher  sind  dieselben  ein/u/ieheii. -) 

Was  ferner  den  \on  dem  Reklamanten  behaupteten  Anspruch  auf 
Erstattung  von  Versicherungs-,  Fracht-  und  Reisegeldern  angeht,  so 
gehört  die  Entscheidung  hierüber  nicht  in  den  Bereich  des  Prisen- 
gerichts. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  20.  Mii  itn  Frisengericht  zu  Sasebo  im  Beisein  des 
Staatsanvi  alt  M  i  z  u  k  a  ni  i  C  h  o  j  i  r  o. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Der  chinoische  Staatsan.s^ehörii>;e  Yuen  T  s  u 
Chong,  viohnhatl  im  Regierungsbezirk  liioge,  Kobe,  Shimuyainate- 
dori  Ichome  Nr.  99. 

ProzeBvertreter:  Rechtsanwalt  Moriya  Konoske,  Tokio, 
Kyobashiku,  .Sayegicho  Nr.  5, 

Rechtsanwalt  Shimizu  Ichitaro,  Tokio,  Kyobashiku,  Hiyo- 
shicho  Nr.  2, 

Rechtsanwalt  Imamura  Rikisaburo,  Tokio,  Kandaku,  Ima- 
gawakoji  Nichome  Nr.  14. 

')  V.  §$  «,  3  und  4.  —     V.  $  40.  2. 
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In  Sachen  von  I  adungsstücken  des  russischen  Dampfer  „Mukden" 
Miirü,  ttic  folgt,  entschieden: 

Urteilsformel: 
Dk  Reklamation  wird  abgewiesen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  Hauptpunkte  des  Prozeßvertreters  Moriya  Konoske  sind 
folgende: 

Die  russisch-chinesische  Bank,  Aktiengesellschaft,  habe  behauptet, 
gegen  den  Reklamanten  Ansprüche  zu  haben,  die  während  dessen  Be* 
schäftigung  bei  derselben  als  Kompradore  entstanden  seien,  und  habe 
jm  26.  Juni  1903  eine  Klage  auf  Ruckleistung  von  173971,10  Yen  und 
am  25.  Juli  desselben  Jahres  eine  solche  auf  Rückleistung'von  70000  und 
47  555,54  Yen  bei  dem  Landgericht  in  Tokio  angestrengt.  Der  Reklamant 
habe  dagegen  am  10.  Juli  dessell>en  Jahres  Widerklage  auf  535307  Yen 
Schadensersatz  erhoben.  Dieser  Prozeß  sei  noch  anhängig.  Als  der 
Reklamant  erfahren  habe,  daß  die  Aktiengesellschaft  russisch-chinesische 
Bank  ihre  Filiale  zu  schließen  und  sich  nach  der  Heimat  /nrückzuziehen 
im  Begriff  stände,  habe  er  zur  Sicherung  der  Vollstreckung  einen  Arrest 
auf  &A<^  bewegliche  körperliche  Vermögen  der  russisch-chinesischen  B  ink 
beaiilragl,  und  uri  12.  hebruar  1904  habe  das  Landgericht  zu  lokio 
einen  Arrestbelehl  für  35')  3'i5/K)  Yen  des  bevt  egHrhen  körperlichen 
\Vrni6L;en>  der  russisch-chinesischen  Bank  erlassen,  bei  dessen  Aus- 
iuhrung  jedoch  nur  TöOO  Yen  arretiert  worden  seien,  so  daß  ein  I  ehl- 
bctrag  von  351  735,90  Yen  nachbleibe. 

Unter  der  Ladung  des  am  7.  Februar  1904  von  dem  japanischen 
Kriegsschiff  „Tatsuta''  beschlagnahmten  russischen  Dampfers  „Mukden'' 
befänden  sich  10000  Rubel,  welche  der  russisch-chinesischen  Bank  ge- 
harten.  Wenn  diese  10000  Rubel  eingezogen  würden,  könne  der  Re- 
klamant den  erwähnten  Arrest  nicht  verwirklichen.   Er  hoffe  tiaher 

1.  daß  die  genannten  10000  Rubel,  weil  sie  Eigentum  der  Russisch- 
chinesischen  Bank  seien,  freigegeben  wurden; 

2.  daß  gleichzeitig  mit  der  Freigabe  auf  die  10000  Rubel  ein 
Arrest  zur  Sicherung  der  Vollstreckung  des  Anspruchs  des  Reklamanten 
gelegt  würde; 

3.  daß,  wenn  dem  Antrag  des  Punktes  nicht  stattgegeben  werde, 
die  genannten  10  ()()()  Rubel  aber  aus  einem  anderen  Grunde  freigegeben 
Türden,  zur  Sicherung  der  Vollstreckung  der  horderung  des  Reklamanten 

der  Arrest  auf  dieselben  gelegt  \x  ürde. 

Zum  Beweise  seiner  vorstehenden  Behauptungen  hat  der  Reklamant 
den  Arrestbefehl  sovtie  Abschriften  der  Akten  über  das  Arrestverfahren 
^egen  das  bewegliche  körperliche  Vermögen  der  russisch-chinesischen 

llartirftnd*M*ehl»iibarKt  Dm  i»p«ataeli*  PrlMarMht.  Band  I.     ^  öl 
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Bank  und  das  weitere  noch  zu  erledigende  Verfahren  in  dieser  Sache 
vorgelegt. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 
Nach  dem  Vorbringen  des  Prozeßvertreters  könne  dem  Reklamanten 
ein  direktes  Interesse  an  den  zur  Verhandlung  stehenden  10000  Rubeln 
nicht  zuerkannt  werden.  Daher  könne  er  auch  die  Reklamation  nicht 
anstellen.  Angenommen  aber,  er  könne  sie  anstellen,  so  läge  doch  ein 
Crund  für  die  Freigabe  der  10000  Rubel  nicht  vor.  Auch  sei  er  der 
Ansicht,  da6  das  Prisengericht  nicht  in  der  Lage  sei,  auf  Prisen  Arreste 
zu  legen,  so  daß  auch  damit  der  Antrag  auf  Anlegung  des  Arrests  hin- 
fällig sei. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht:  . 

Der  §  16  der  japanischen  Prisengerichtsordnung ^  bestimmt,  daß- 
Interessenten,  >xelche  Reklamationen  erheben  wollen,  innerhalb  einer 

von  dem  auf  die  Bekanntmachung  folgenden  Tage  an  zu  rechnenden 
Frist  von  30  Tagen  eine  Reklamationsschrift  einzureichen  haben  und 
daß  nach  Ablauf  dieser  Frist  eingehende  Reklamationen  .•ib7uvc'e!<;en 
s'md.  Da  nun  das  unter/eielinete  üerirht  die  Bekanntmachung  be- 
treffend eventuelle  Reklatnationeii  mit  Bezug  auf  die  zur  Verhandlung 
stehenden  lÜüOÜ  Rubel  am  1.  März  1904  im  Staatsanzeiger  veröffentlicht 
hat,  so  ist  es  klar,  daß  nach  30  Tagen  vom  folgenden  Tage  an  gerechnet 
Reklamationen  nicht  mehr  erhoben  werden  konnten. 

Das  Gericht  hat  von  der  Reklamationsschrift  vom  18,  März  1904 
Kenntnis  genommen.    Darin  wird  gesagt,  daß 

unter  der  Ladung  des  russischen  Dampfers  ,,Mukden"  sich 
10  000  Rubel  befänden,  welche  der  russisch-chinesischen 
Bank  gehörten.  Wenn  diese  10000  Rubel  eingezogen  würden,, 
könne  der  Reklamant  den  erwähnten  vorläufigen  Arrest  nicht 
verwirklichen.  Dadurch  würden  seine  Interessen  verletzt. 
Der  Passus,  in  welchem  das  Petitum  gestellt  wird,  lautet  folgender- 
maßen : 

„Auf  Grund  des  von  dem  Landgericht  in  Tokio  unter  der 
Aktennummer  P  36/1904  erlassenen  Arrestbefehls  gegen  das 
t>ewegliche  körperliche  Vermögen  der  russisch-chinesischen 
Bank  wird  der  Arrest  auf  die  auf  dem  russbchen  Dampfer 
„Mukden"  verschifften,  der  russisch-chinesischen  Bank  ge- 
hörigen 10  000  Rubel  beantragt". 
t:s  ist  daher  gänzlich  außer  Zvieifei,  daß  die  zur  Verhandlung^ 
stehende  Reklamation  sich  nur  auf  Anlegung  des  Arreste  be/ieht. 

Bei  dem  am  20.  April  1904  stattgehabten  Termin  zur  mündlichen 

Verhandlung  hat  alsdann  der  Prozeßvertreter  einen   neuen  Antrag,. 

  _  f 

»)  IV. 

82 


Digitized  by  Google 


PrimgerlchtwiitwIitldimgaD:  NMukiltn". 


Abschnitt  VIi« 


nämlich  auf  iTcigabe  der  10000  Rubel  g^estellt.  Er  hat  dann  auch 
ein  vom  selben  lai^e  datiertes  Schriftstück  eingereicht,  in  welchem  er 
seinen  Antrag  dargelegt  hat.  Da  nun  die  Anlegung  eines  Arrestes  zur 
Sicherung  der  Zwangsvollstreckung  dient  und  von  der  Freigabe,  welche 
den  Hauptpunkt  für  das  Prisengericht  bildet,  ihrer  Natur  nach  grund- 
verschieden ist,  so  ist  es  unzulässig,  einen  Antrag  auf  Arrest  nachträglich 
durch  einen  Antrag  auf  Freigabe  zu  ergänzen.  Mangels  irgendwelchen 
Zusaminenhangs  kann  daher  der  Antrag  auf  Freigabe,  weil  nach  Ab- 
lauf der  gesetzlich  vorgeschriebenen  Frist  gestellt,  nicht  mehr  an- 
genommen werden. 

Auch  kann  aus  dem  Gründe,  daß  die  Prisengerichtsordnung  Qber 
dir  Zulässigkeit,  für  Interessenten  Arreste  anzulegen,  Bestimmungen 
nicht  enthält,  dem  Arrestantrag  nicht  stattgegeben  werden. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urtetlsformel  entschieden. 

Verkündet  am  26.  Mai  1904  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  Mizukami  Chojiro. 

(Unterschriften.) 


Rckiftinatit:  Der  stellvertretende  Vizekonsul  der  französischen 
Republik  in  Nagasaki,  O.  Ooudareau. 

In  Sachen  der  Beschlagnahme  eines  Stficks  der  Ladung  des 
russischen  Dampfers  „Mukden"  wird,  wie  folgt,  entschieden. 

Urteilsformel: 
Die  auf  dem  Dampfer  „Mukden''  verschiffte  kleine  Kiste  mit  amt- 
lichen Schriftstücken  wird  freigegeben. 

Tatbestand  und  Gründe:' 
Die  in  dem  französischen  Hafen  Marseille  auf  dem  der  ostasiatischen 
Gesellschaft  gehörigen  Dampfer  „Oambodje"  verladene,  in  Shang- 
liai  auf  den  der  russisch-ostchinesischen  F.isenbahngesellschaft  gehörigen 
^>inpfer  „Mukden"  umgeladene,  zur  Verhandlung  stehende  kleine  Kiste 
(Marke  L.  P.  I.),  bestimmt  für  den  in  Wladiwostok,  Rußlaiul.  ansässigen 
französischen  Handelsagenten  ist  am  6.  Februar  100  t  im  H  ifen  von 
fusan  zusammen  mit  dem  erwähnten  Dampfer  Mukden"  von  tkm 
Kaiserlich  japanischen  Knei^'=;sehiff  ,,Mriyen"  mit  Hesehhj:^  belegt  uorden. 

Diese  Tatsachen  werden  bc\\ir>cii  durch  die  Aiissnge  des  Re- 
klamanten, die  von  ihm  vorgelegten  Schriftstücke,  die  schriftliche  Aus- 
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sage  dci>  Stellvertreters  des  Künmiaiidanlcn  des  „Heiyen",  Kapitän- 
leutnants  Yoshimura  Shinsei,  die  Vernehmungsprotokolle  des 
1.  Offiziers  Serge  Wiszniowski  und  des  2.  Offiziers  Aleieander 
IvanowitschKanajef,  das  Ladungs\  erzeichnis,  die  Konnossemente 
und  das  Tagebuch  des  genannten  Dampfers. 

Der  Reldamant  macht  geltend,  daß  die  zur  Verhandlung  stehenden 
Schriftstuctce  freizugeben  seien,  weil  sie  amtliche  Schriftstucke  seien. 

Die  Ansicht  des  Staatsanwalts  geht  in  der  Hauptsache  dahin,  daß ' 
die  zur  Verhandlung  stehenden  Gegenstände,  welche  im  Eigentum  des 
französischen  Handelsagenten  in  Wladiwostok  stünden,  in  Anbetracht 
der  Natur  derselben  dem  Antrag  des  Reklamanten  entsprechend  frei« 
zugeben  seien. 

Das  Gericht  ist  der  Ansicht,  daß,  \x  ie  das  Völkerrecht  bestimmt, 
daß  Schrittstürkc.  welche  ein  luiitraler  Staat  an  einen  seiner,  im  Gebiet 
der  kriegfühtciuien  l^ulcieii  an>ässii^in,  Beamten  schickt,  respektiert 
werden  müssen,  die  zur  Vei  liaruilun^  stehenden  C gegenstände,  nämlich 
eine  Kiste  amtliche  Sehrittstüelvc,  frei/u,i;ebeii  siiui. 

Iis  wird  daher  w  ie  in  der  Urteilstdi  inel  entschieden. 

Verkündet  am  20.  Mai  1904  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  Mizukami  Chojiro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Der  chinesische  Staatsangehörige  Jak  V  u  k 
Changi)  und  Yam  Shiu  Heng,  wohnhaft  in  Nagasaki,  Hiro- 
baba  Nr  6. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Shida  Soichi,  Regierungs- 
bezirk Nagasaki,  Kreis  Nishisonoki,  Dorf  Okushi. 

In  Sachen  der  Beschlagnahme  von  Ladungsstücken  des  Dampfers 
„Mukdcn  '  wird,  wie  folgt,  entschieden. 

Urteilsformel: 
Die  auf  dem  Dampfer  „Mukden"  verschifften  100  Kisten  Apfel- 
sinen werden  eingezugen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden,  auf  dem  russischen  Dampfer 
„Makden"  verschifften  100  Kisten  Apfelsinen  wurden  am  6.  Februar 

')  Die  Reklamationen  der  beiden  Chinesen  sind  in  allem  gleich,  und  die  Urteile 
wörtlich  übereinstimmend. 
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1904  im  Hafen  von  Fusan,  Korea,  zusammen  mit  dem  Dampfer  „Mukden" 
von  dem  KaKerlich  japanischen  Kriegsschiff  „Heiyen"  beschlagnahmt 

Diese  Tatsachen  sind  nicht  nur  von  dem  Prozeßvertreter  anerkannt, 
sondern  werden  auch  bewiesen  durch  die  schriftliche  Au^ge  des  Stell« 
Vertreters  des  Kommandanten  der  „Heiyen",  Kapitänleutnants  Yoshi- 
muraShinsei,  das  Vemehmungsprotokoll  des  1 .  Offiziers  Serge 
\X'iszniowski  und  des  2.  Offiziers  Alexanderl  vi  ano  witsch 
Kanajef  sowie  das  Ladungsverzeichnis  des  genannten  Dampfers. 

Die  Hauptpunkte  de  s  Prozeßvertreters  sind  folgende : 

Da  am  5.  Februar  1904  zwischen  Japan  und  Rußland  der  Kriegs- 
zustand eingetreten  sei,  so  könnten  feindliche  (lüter  natürlich  beschlaij- 
nahml  werden.  Da  aber  die  zur  V'eihandlung  stehenden  Ciüttr  auf 
Grun'>!  eines  gc^x•öhnIichen,  vorher  abgeschlossenen  kaufmännischen 
Kontrakte^  nn  den  in  Wladiwostok  in  Rußland  ansässigen  Chinesen 
Vuen  l  ak  Chi  und  Lee  Chim  Hang  abgesandt  gewesen  seien, 
so  »>cien  sie  weder  feindUche  üüter,  noch  seien  >ie  Kriegsmaterial  oder 
Lebensmittel  für  Truppen.  Da  ferner  die  Güter  vor  l  intritt  des  Kriegs- 
zustands auf  der  „Mukden"  verschifft  seien,  hO  liege  kein  ürund  für 
ihre  Beschlagnahme  vor  und  er  beantrage  ihre  sofortige  Freigabe. 

Der  Staatsanwalt  erklärt  die  Gründe  des  Prozeßvertreters  für  völlig 
haltlos  und  beantragt  die  Einziehung  der  Güter. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Nach  den  Bestimmungen  und  der  Praxis  des  Völkerrechts  können 
feindliche  Güter  auf  feindlichem  Schiff,  gleichgültig,  ob  sie  Konterbande 
sind  oder  nicht,  oder  ob  sie  vor  der  Kriegseröffnung  verschifft  sind 
oder  nicht,  beschlagnahmt  werden.  Der  Charakter  der  Güter  als  feind- 
lieber  bestimmt  sich  nach  dem  Wohnsitz  des  Eigentümers*)  und  das 
E^entumsrecht  steht  mangels  Gegenbeweises  dem  Empfänger  zu. 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  sind  auf  der  „Mukden", 
einem  feindlichen  Schiff,  verladen  worden  mit  Bestimmung  für  einen 
feit  langer  Zeit  in  Wladiwostok  in  Handelsgeschäften  ansässigen  Emp- 
fänger, und  der  Reklamant  hat  nicht  bev^-iesen,  daß  das  Figcntumsrecht 
in  den  Gütern  ihm  selbst  zusteht.  Sie  sind  daher  als  .feindliche  Güter 
lu  erkennen  und  einzuziehen.'*) 

Es  wird  folglich  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  26.  Mai  1904  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  MizukamiChojiro. 

(Unterschriften.) 

^  V.  §§  8.  3  und  4,  —  «)  V.  §  40. 
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Reklamant:  Der  stellvertretende  Vizekonsul  der  französischen  - 
l^epublik  in  Nagasaki,  G.  Goudareau. 

In  Sachen  der  Beschlagnahme  von  Ladungsstücken  des  russischen 
Dampfers  „Mukden"  wird  wie  folgt  entschieden. 

U  r  t  e  i  1  s  f  o  r  m  e  I : 
Dil  Reklamation  wird  abgewiesen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  CKiter,  nämlich  tinc  Ki>tc  mit 
Kieiderparfüm  und  zehn  vceitere  Stücke,  sind  in  Shans^hai  in  C^hina  von 
den  französischen  Dainpftrti  „Krnest  Simons"  und  ..(^anibodje"  auf 
den  der  russisch  -  ostchinesischcn  hist-nbahngesellschaft  ijchörig^en 
Dampfer  „Mukden"  umgeladen  unci  nacli  Wladiwostok  abgesandi 
worden.  Sie  wurden  am  6.  Februar  1904  im  Hafen  von  Fusan,  Korea, 
von  dem  Kaiserlich  japanischen  Kriegsschiff  ,,Hciyen"  zusammen  mit 
dem  genannten  Dampfer  beschlagnahmt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  schriftliche  Aussage 
des  Stellvertreters  des  Kommandanten  der  „Helyen",  Kapitänleutnants 
Voshimura  Shinsei,  die  Vernehmungsprotokolle  des  1.  Offiziers 
Serge  Wiszniowski  und  des  2.  Offiziers  Alexander  Iwano- 
witsch  Kanajef,  das  Ladungsverzeichnis,  die  Konnossemente  und 
das  Schiffsjournal  des  genannten  Dampfers. 

Der  Reklamant  macht  geltend : 

Die  Verschiffer  der  zur  Verhandlung  stehenden  QQter  seien  die 
französische  Postdampfergesellschaft  und  die  ostasiatische  Oesellschaft, 
und  er  habe  die  Pflicht,  die  Interessen  französisc  her  Burger  zu  schützen. 
Da  seit  Ausbruch  des  Krieges  die  Verkehrsverbindungen  gestört  ^eien, 
so  sei  es  für  den  Empfänger  nicht  möglich,  die  Reklamation  zu  erheben. 
Daher  reiche  er  in  seiner  amtlichen  Eigenschaft  als  stcl!\ L-rtretcnder 
Vizekonsul  die  Reklamation  ein  und  beantrage  die  Freigabe  der  Güter, 
weil  sie  keine  Kricpskontcrbande  seien. 

Der  Staatsanwalt  brini^t  daij^ec^en  im  viescntiichcn  fol^cndc^  vor: 

Fs  sei  nicht  angängig,  Konsularbeamten  lediglich  aus  dem  Grunde, 
daß  ihiKMi  die  Pflicht  der  lntirt.ssen\T/ahrnahme  für  ihre  Landes- 
angehön^i-n  üblic^u-,  als  Inteitsscnten  im  Sinne  der  Prisengerirhtsord- 
nuiig')  an/iierkennen.  Daher  entspreche  die  zur  Verhandlung  stellende 
Reklamation  nicht  den  i^a-setzlichcii  Vorschriften. 

Im  übngai  seien  die  in  Frage  stehenden  Güter  feindliche  Güter 
und  als  solche  ein/u/iehen.  Nur  das  eine  Kollo,  welches  französische 
Lande^flag^en  lür  den  französischen  Handelsagenten  in  Wladiwostok 
enthalte,  sei  zurückzugeben. 

*)  IV,  §  16. 
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Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Einem  Konsulatsbeamten  liegt  die  von  dem  Reklamanten  behauptete 
Pflicht  zur  Wahrnähme  der  Interessen  seiner  Landesangehdrigen  in 
seinem  Amtsbezirk  allerdings  ob,  aber  deshalb  kann  er  sich  noch  nicht 
ohne  weiteres  als  Interessenten  im  Sinne  des  §  16  der  Prisengerichts- 
ordnung erklären.  Zudem  sind  auch  weder  Absender  noch  Empfänger 
der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  Landesangehörige  des  Rekla- 
manten, die  seinem  Amtsbezirk  unterstehen.  Daher  kann  die  vorliegende 
Reklamation  nicht  aJs  gesetzmäßig  erachtet  werden. 

Da  schon  die  Reklamation  an  und  für  sich  nicht  den  gesetzlichen 
Bestimmungen  entspricht,  so  ist  dieselbe  abzuweisen,  ohne  daß  über 
die  sonstigen  Anführungen  des  Reklamanten  Entscheidung  getroffen 
wird. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

VerkQndet  am  26.  Mai  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Beisein  des 
Staatsanwalts  Mizukami  Ch oj iro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  The  Hast  Asiatic  Company  in  Shanghai,  vertreten 

durch  die  Prokuristen  A.  Petersen  und  Iwan  Andersen. 

Bevollmächtigter:  Der  englische  Staatsangehörige  Predcric 
Kinger,  Regierungsbezirk  Nagasaki,  Nagasaki,  üuramachi  Nr.  7. 

In  Sachen  der  Beschlagnahme  von  Ladungsstücken  des  »"ussischen 
Dampfers  „Mukden"  wird,  wie  folgt,  entschieden. 

U  r  t  c  i  l  s  f  ü  r  m  e  1 : 
Die  zur  Verhandlung  stehende  Reklamation  wird  abgewiesen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter,  nämlich  Papier  für  Ge- 
schäftsbücher und  fünf  weitere  Warenarten,  welche  auf  dem  Dampfer 
der  russisch -ostchinesischen  Eisenbahngesellschaft  „Mukden"  verladen 
tmd  für  Wladiwostok  bestimmt  waren,  wurden  am  6.  Februar  1904 
im  Hafen  von  husan  von  dem  Kaiserlich  japanischen  Kriegsschiff 
»Heiyen"  zusammen  mit  dem  genannten  Dampfer  beschlagnahmt. 

Diese  Tntsachen  Axerden  bewiesen  durch  die  schriftliche  Aussage 
des  StelKcMfcters  des  Kommandanten  des  „Heiven",  Kapitanleutnants 
Yoshimura  S  hin  sei,  die  Vernehmungsprotokolle  des  1.  Offiziers 
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SerfTc  >XMszniowski  und  des  2.  Offiziers  Alexander  Iwano- 
witsch  Kanajef,  das  Ladungsverzeichnis,  die  Konnossemente  und 

das  Schiffsjournal  des  genannten  Dampfers. 

Der  Bevollmächtigte  des  Reklamanten  hat  im  wesentlichen  geltend 
gemacht,  daß  die  Güter,  w  eil  vor  Ausbruch  des  Krieges  verschifft  und 
im  Eigentum  einer  neutralen  Handelsfirma  stehend,  freizugeben  seien. 

Reklamant  ist  trotz  erhaltener  Ladung  zum  Termin  zur  mündlichen 
Verhandlung  nicht  erschienen. 

Der  Staatsanwah  saql  im  wesentlichen,  daß  der  V^erireter  des  Re- 
klamanten die  /ur  h'rhebunt,^  der  Reklamation  (^eset/hch  vorj^t-schriebenen 
Erfordernisse  nicht  erfülle.  Die  Güter  seien  als  feindliche  einzuziehen. 
Nur  das  unter  denselben  befindliche  Papier  für  Geschäftsbücher  müsse, 
weil  für  den  amtlichen  Gebrauch  der  in  Wladiwostok  ansässigen  fran- 
zösischen Handelsagentur  bestimmt,  freigegeben  werden. 

Das  (jericht  ist  der  foljjenden  Ansicht: 

Der  Bevollmächtigte  des  Reklamanten  hat  freilich  eine  schriftliche 
Vollmacht  der  in  Shanghai  ansässigen  Prokuristen  der  Fast  Asiatic  Com- 
pany und  hat  mit  Bezug  auf  die  zur  Verhandlung  stehende  Reklamation 
eine  Reklamationsschrift  eingereicht.  Aber  nach  §  1 7,  Abs.  2  der  Prisen- 
gerichtsordnung ^)  beschränkt  sich  die  Vertretungsbefugnis  von  Rekla- 
manten auf  japanische  Rechtsanwälte.  Die  zur  Verhandlung  stehende 
Reklamation  ist  daher  nicht  dem  Gesetze  gemäß  erfolgt. 

Da  so  die  Reklamation  schon  an  und  für  sich  nicht  dem  Gesetze 
entspricht,  so  ist  sie  abzuweisen,  ohne  daß  über  die  sonstigen  An- 
führungen des  Bevollmächtigten  der  Reklamantin  Entscheidung  getroffen 
wird. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  26,  Mai  1Q04  im  Prisengericht  in  Sasebo  »m  Beisein 
des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

/  (Unterschriften.) 


Reklamant:  Die  Filiale  der  Firma  Kunst  dcAlbers,  Nagasa- 
kiken, Nagasaki  Oura  8,  vertreten  durch  den  deutschen  Reichsangebörigen 
A.  Gcse. 

In  der  Prisensache  betreffend  die  an  Bord  des  russischen  Dampfers 
„Mukden''  befindlichen  Güter  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

U  r  t  e  i  i  s  f  ü  r  m  e  1 : 
Die  an  Bord  des  Dampfers  ,,Mtikden"  verschifften  10  Kisten  Schreib- 
maschinen werden  eingezogen.  Die  Reklamation  wegen  der  Fracht  der 
genannten  Güter  wird  abgewiesen. 
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Tatbestand  ynd  Qrfinde: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  10  Kisten  Schreibmaschinen  sind 
am  5.  Februar  1904  von  der  in  Nagasaki  befindlichen  Filiale  der  deut- 
schen Firma  Kunst  &  Albers  auf  dem  der  russisch-ostasiatischen 
Eisenbahngesellschaft  gehörigen  Dampfer  „Mukden"  für  die  Firma  Kunst 
&  Albers  in  Wladiwostok  verschifft  und  am  6.  Februar  1904  von  dem 
Kaiserlichen  Kriegsschiff  ,,Heiyen"  im  Hafen  von  Fusan  in  Korea  zu- 
sammen mit  dem  genannten  Dampfer  beschlagnahmt  worden. 

Diese  Tatsachen  hat  nicht  nur  der  Reklamant  anerkannt,  sondern 
sk  gehen  auch  hervor  aus  dem  Protokoll  des  Stellverh-eters  des  Kom- 
mandanten des  Kriegsschiffs  „Heiyen",  Kapitänleutnants  Yoshimura 
Shinsei,  aus  den  Vernehmungsprotokollen  des  1.  Offiziers  Serge 
WiszniowskI  und  des  2.  Offiziers  Alexander  Iwanowitsch 
Ka  na  Jeff  vom  Dampfer  „Mukden",  aus  dem  Ladeverzeichnis,  den 
frachtscheinen  und  dem  Logbuch  des  genannten  Dampfers. 

Die  Hauptpunkte  der  Reklamation  sind  folgende: 

L  Verschiffen  und  Empfänger  der  zur  Verhandlung  stehenden 
lü  Kisten  Schreibmaschinen  seien  Angehörige  eines  neutralen  Staats. 
Daher  seien  die  Güter,  welc|^e  keine  Kriegskonterbande  seien,  neutrale 
Güter. 

2.  Die  Güter  hätten  am  5.  Februar  1904  den  Hafen  von  Nagasaki 
verlassen  und  seien  am  6.  Februar,  also  noch  vor  Veröffentlichung 

der  japnnischen  Kriegserklärunj^.  heschlagnahim  w  orden. 

1.  Da  die  Güter  in  neutralem  Gebiet,  nämlich  dem  koreanischen 
Haien  Lusan,  heschla.L,niahmt  >3C'orden  seien,  so  müßten  sie  naeh  Artikel  3 
der  Parist-r  St-erechtsdeklaration  vom  Jahre  1856  freigegeben  werden. 

Außcrdtni  beanspruche  der  Reklamant  Ersatz  der  Frachtkosten  im 
iietragt  von  42  Yen. 

Dei  Staatsanwalt  erklärt  in  der  Hauptsache  die  ReklanulionÄgründe 
aiic  für  haltlos  und  beantragt  Lin/iehung  der  Schreibmaschinen. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Die  Frage,  ob  Güter  feindliche  sind,  bestimmt  sich  nicht  nach  der 
Nationalität  des  Eigentümers,  sondern  nach  dessen  Wohnsitz. ') 

F*i  ist  ein  allgemeiner  Rt-chtsj^ruiidsat/,  dali  maugt  ls  gegenteiligen 
Bfifiscs  da>  Higentuni  von  Gütern  vom  läge  der  Verschiffung  an  auf 
dtn  tnipfänger  übergeht.  Der  Reklamant  hat  diesen  Geo;enbeweis  be- 
züglich seines  Eigentumsrechts  an  den  Gütern  nicht  erbracht,  Jaiier 
sind  dieselben  als  im  higentum  des  Empfängers  in  Wladiwostok  stehend 
and  somit  als  feindliche  Güter  anzusehen. 

Es  entspricht  den  modernen  völkerrechtlichen  Anschauungen,  daß 
Ofiier  auf  feindlichem  Schiffe,  wenn  sie  erwiesenermaßen  feindliche 

>>  V.  §§  S.  3  und  4. 
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GQter  sind,  gleichgültig,  ob  sie  Kriegsiconterbande  sind  oder  nicht,  zu 
Kriegszeiten  beschlagnahmt  werden  können.  Der  Reklamant  erklärt  die 
Beschlagnahme  für  unrechtmäßig,  weil  .sie  vor  Veröffentlichung  der 

Kriegserklärung  und  in  neutralem  Gebiete  geschehen  sei.  Es  ist  jedoch 
unzweifelhaft  das  Hecht  eines  kriegsführenden  Staates,  zu  Kriegszeiten 
Prisen  aufzubringen,  ungeachtet  ob  eine  Kriegserklärung  veröffentlicht 
worden  ist  oder  nicht.')  Am  6.  Februar  sind  aber  Japan  und  Rußland 

in  das  Verhältnis  von  kriegführenden  Mächten  zu  einander  getreten. 
Ferner  kann  Korea  tatsächlich  nicht  als  ein  neutraler  Staat  betrachtet 
werden.  Die  hier  verhandelte  Beschlagnahme  ist  deniL,remäß  zu  Recht 
ausgeführt,  und  die  beschlagnahmten  10  Kisten  Schreibmaschinen  sind 
einzuziehen.  ^) 

Was  die  von  dem  Reklamanten  vorgebrachte  hrachtreklamntion 
angeht,  so  ist  dieser  Kekkiinationspunkt  abzu>x  eisen.  da  die  Entscheidung 
hierüber  nicht  zur  Kompetenz  des  Prisengerichtshofes  gehört. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteiisformel  entschieden. 

Verkündet  am  26.  .Mai  1904  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Betsein 
des  Staatsanwalts  Mtzukami  Chojiro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  A.  Gese,  Vertreter  der  Filiale  der  Firma  Kunst 
&  Albers,  Regierungsbezirk  Nagasaki,  Nagasaki,  Dura  8. 

Prozeßvertreter:  Rechtsan>x alt  IshibashiTomokichi,  Re- 
gierungsbezirk Nagasaki,  Nagasaki,  Togiyamachi  41. 

Am  26  Mai  1904  hat  das  Prisengericht  in  Sasebo  in  der  Prisensache 
betreffend  die  auf  dem  russischen  Dampfer  „Mukden"  verladene  und  mit 
demselben  am  ö.  Februar  1904  in  dem  koreanischen  Hafen  Fusan  von 
dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Heiyen"  aufgebrachte  Ladung  Jnfür  ent- 
schieden, daß  die  auf  dem  Dampfer  ,,.Mukden"  verschifften  10  Kisten 
Schreibmasrhinen  einzuziehen  seien.  Die  Reklamation  we^en  der  Fracht 
dci  L^enannlen  (jüter  \x  urde  abL^ewiesen.  Ck'.Ljen  diese  Entscheid  im  i:^  hat 
der  Keklaniant,  der  V'ertrtter  der  Filiale  der  hirma  Kunst  8:  Albers, 
A.  Oese,  durch  den  Rechtsanvealt  I  s  h  i  b  a  s  h  i  T  o  m  o  k  i  c  h  i  als  Pro- 
/cßvertreter  die  Berufung  eingelegt.  Diese  ist  vom  Oberprisengericht 
im  Beisein  der  Staatsanwälte  des  Oberprisenj^nriehts  Tsutsuki  Kei- 
r  o  k  u  und  Dr.  jur.  I  s  h  i  w  a  t  a  r  i  B  i  n  i  c  h  i  geprüft  \t orden. 

Die  Hauptberufungspunkte  des  Vertreters  der  Kcklaination  sind 
folgende  : 

0  V.      1  und  35.  -  *)  V.  §  40. 
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Es  ut-rdf  Aufheburij^  des  Urteils  erster  Instanz,  Freilassung  der  er- 
u ahnten  bLScIilaLiriahtnton  (it'gca.ständc  und  Ersatz  der  Frachtkosten 
von  42  Yen  (.lurch  den  japanischen  Staat  beantragt,  und  zvcar  aus  fol- 
gcnücn  Gründen : 

1.  Die  Beschlagnahme  der  zur  Verhandlunt;  stehenden  Güter  durch 
das  K^Nerliche  Krieq^schitf  ,,Heiven"  ti;ihc  am  ().  Februar  1004,  2'*^  Mi- 
ntiter  nachmittags,  zusammen  mit  der  Besch laLjnahinc  des  Dampfers 
„Mukden"  stattgefunden.  Nach  dem  vom  Mini>ter  der  Aus\x-ärtigen 
AngtlL:i:;fnhi'iten  K  o  m  u  r  a  veröffentlichten  Protokoll  über  die  diplo- 
matistiien  Verhandlungen  habe  der  Ciesnndte  Kurin  o  das  Ullinntum 
erst  um  4  Uhr  nachmittag^  des  ö.  Februar  der  rui>sischen  Regierung 
zugestellt  Daher  habe  die  Beschlagnahme  vor  dem  Entstehen  des 
Kriegszustandes  stattgefunden  und  sei  deshalb  nicht  zu  rechtfertigen. 
Da8  vor  dem  6.,  nämlich  am  5.  Februar,  noch  Icein  Kriegszustand  be- 
standen habe,  gehe  klar  hervor  aus  der  Tatsache,  daß  das  Zollamt 
in  Nag^ki,  eine  Kaiserlich  Japanische  Behörde,  für  den  Dampfer 
»J^ukden"  und  seine  Ladung  die  Ausklarierungspapiere  und  die  I^de- 
erlaubnis  gewährt  habe. 

2.  Der  Zeit  in  Fusan  2^'  p.  m.  am  0.  Februar  entspreche  ni  der 
russischen  Hauptstadt  die  Zeit  um  7  a.  m.  des  6.  Februar.  Das  Urteil 
erster  Instanz  hätte  nur  von  der  Annahme  ausgehend,  daB  der  Abbruch 
der  diplomatischen  Beziehungen  vor  7  a.  m.  des  6.  Februar  stattgefunden 
hatte,  zur  Verurteilung  der  hier  verhandelten  Güter  kommen  können; 
jetzt  ai)er,  wo  es  klar  sei,  dafi  man  dies  nicht  mehr  annehmen  könne, 
sei  die  Entscheidung  erster  Instanz  hinfällig. 

3.  Der  Ort  der  Beschlagnahme  des  fraglichen  Dampfers  sei  Fusan 
in  Korea.  Korea  sei  mindestens  bis  zum  Abschluß  der  Allianz  mit  Japan 
am  27.  Februar  1904  ein  neutraler  Staat  gewesen.  Das  Urteil  erster  In- 
sianz  stelle  aber  geradeweg  die  Behauptung  auf,  Korea  könne  de  facto 
Dkrht  als  neutraler  Staat  betrachtet  werden.  Weshalb  es  nicht  als  solcher 
betrachtet  werden  könne,  und  ob  es,  wenn  es  nicht  als  neutral  gelte, 
ils  Feindesland  anzusehen  sei  oder  ob  es,  mit  Rücksicht  auf  den  Kriegs- 
zustand als  Japans  Verbündeter  gelte,  der  mit  ihm  Hand  in  Hand  zu 
gehen  habe,  alles  das  habe  das  Urteil  erster  Instanz  nicht  klargestellt, 
andern,  ohne  irgendwelche  Beweise  zugrunde  zu  legen,  willkürliche 
Behauptungen  aufgestellt.  Deshalb  müsse  das  Urteil  aufgehoben  und 
auf  Freilassung  der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  erkannt  werden. 

4.  Wenn  man  Korea  im  Sinne  der  ersten  Entscheidung  als  nicht 
neutral,  vielmehr  für  die  Dauer  des  Krieges  als  eine  Erweiterung  Japans 
ansähe,  so  müsse  man,  da  dann  Fusan  als  eine  Hafenbucht  Japans  gelte, 
den  zur  Verhandlung  stehenden  Gütern  wie  auch  hauptsächlich  dem 
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Schiff  selbst  den  Schutz  der  Kaiserlichen  Verordnung  Nr.  20  vom  Jahre 
1004*)  angedeihen  lassen. 

5.  Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  seien  am  5.  Februar 
1904  in  Nagasaki  verladen  worden,  und  der  Reklamant  habe  weder  damals 
noch  auch  zur  Zeit  der  Aufbringung  derselben  irgendwelche  Kenntnis 
von  dem  Kriege  gehabt,  so  daß  ihm  der  Vorwurf,  er  hal)e  den  Feind 
unterstützen  und  Japan  schädigen  wollen,  nicht  gemacht  werden  könne. 
Daher  könnten  die  Outer  nach  den  Anschauungen  der  von  der  Gesell- 
schaft für  internationale  Rechtswissenschaft  im  Jahre  1882  den  Mächten 
unterbreiteten  Scepriscn Ordnung  nicht  beschlagnahmt  werden.  Freilich 
habe  Japan  nicht  ausdrücklich  erklärt,  daß  es  diese  anerkenne,  aber, 
da  das  Völkerrecht  keine  besondere  gesetzliche  Formulierung  besitze, 
sondern  seine  Orundsät/e  nus  den  Ansichten  einer  Anzahl  der  Gc- 

»  lehrten  und  den  von  einer  Anzahl  der  Staaten  anerkannten  Rechts- 
regeln entnehtne,  müsse  Bestimmungen,  wie  den  hier  angezogenen, 
alle  Beaehtung  gezollt  werden. 

6.  Da  der  Krieg  zwischen  Staaten  als  solchen  ein  Verhältnis  be- 
gründe, zu  dem  die  Individuen  in  keiner  direkten  Beziehnng  stünden, 
so  eri^ehe  sich  der  natürliche  Cirundsatz,  daß  das  Privatvermö.L;en  zu 
Wasser  w  ie  /u  l^ande  unverletzbar  sei,  und  es  müsse  als  richtii;  anerk  iimt 
Vi  erden,  daß  dasselbe,  sow  eit  es  sich  nicht  um  Kriegskonlerbande  handele, 
selbst  wenn  es  im  higentum  eines  feindlichen  Staatsangehörigen  >tehe, 
nicht  zum  Objekt  einer  Beschlagnahme  gemacht  werden  dürfe.  Reklamant 
hoffe  daher,  dafi  Japan  sich  nicht  nach  dem  schiechten  Vorgange  und 
den  eigenmächtig  aufgestellten  Grundsätzen  von  Mächten  richten  werde, 
weiche  um  Vorteils  willen  die  Rechtslogik  verdrehten  und  verwirrten, 
sondern  daß  es  zu  einer  Zeit,  wo  es  gegen  den  Feind  der  Humanität 
und  des  Weltfriedens  kämpfe,  neben  seiner  nationalen' Machtentwicklung 
auch  die  Förderung  von  Recht  und  Vernunft  im  Auge  behalten  werde. 
Daher  müsse  es  jetzt  seine  Größe  beweisen,  indem  es  auch  für  das 
Privatvermögen  zur  See  den  Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  zur  Aus- 
führung bringe. 

7.  Transportgüter  gingen  erst  mit  dem  Augenblick,  vco  sie  im  Be- 
stimmungsort angekommen  und  ausgehändigt  worden  seien,  in  das  Eigen- 
tum des  Empfängers  über,  und  der  Verschiffer  verliere  keineswegs  mit 
dem  Moment  der  Verschiffung  sein  Eigentumsrecht  an  den  Gütern. 

Er  habe  vielmehr  selbstredend  bis  zur  Ankunft  der  Güter  im  Be- 
stimm uni,r>ort  und  Ahliefenmq'  an  den  Fmpfänger  die  Rechte  und  Vcr- 
antworthchkeit  des  Eigentümers.  Zum  Beispiel  habe  er  im  1  alle  Ver- 
lustes der  Güter  dem  Schiffsherrn  gegenüber  Recht  auf  Schaderi>er>at/ ; 
und  ebenso  legten  der  8.  Abschnitt  des  3.  Buches  und  der  3.  Abschnitt 
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des  1  buthch  unseres,  i landt- U^asct/buches  dem  Ladungsemptäii^cr 
dU-  Verpflichtung  zur  Leistung  der  hracht-  und  sonstigen  Kosten  erst 
dann  auf,  vienn  er  die  Güter  aus*^chändigt  erhalten  habe.  Es  iäije  kein 
Orund  vor,  allein  für  das  Völkerrecht  andere  Rechtsnormen  anzmichnR'n. 

sei  daher  außer  Zweifel,  daß  die  hier  verhandelten  üüter,  >xelche 
dem  tniptanger  nicht  ausgehändigt  vcorden  seien,  Eigentum  des  in 
Nagasaki  ansässigen  deutschen  Reklamanten  seien.  Wolle  man  das 
Xationalitätsprinzip  anwenden»  so  sei  der  Verschiffer  Angehöriger  eines 
neutraten  Staats;  lege  man  das  Domiziiprinzip  zugrunde,  so  sei  er  als 
Japaner  zu  behandeln.  Von  welchem  Punicte  man  den  Fall  auch  an- 
sehe, Icönne  man  die  Güter  nicht  als  feindliche  betrachten  und  für 
konfisziert  erklären. 

b.  Es  sei  billig,  daß  der  Staat  für  den  an  Frachtkosten  von  dem 
Reklamanten  durch  unrechtmäßiges  Vorgehen  des  Staats  tatsächlich  er- 
littenen Schaden  aufkomme,  da  man  annehmen  müsse,  daß  der  Aus- 
druck „Prisensache"  des  §  1  der  Priscnordnung alles,  was  zu  der 
hier  verhandelten  Sache  Beziehung  habe,  in  seinen  Sinn  einschließe. 

Die  Hauptpunkte  des  Schriftsatzes  des  Staatsanwalts  beim  Sasebo- 
Prisengericht,  Hayashi  hijuro,  besagen: 

Was  man  völkerrechtlich  als  Krie<;^zcit  bezeichne,  nehme  '.einen 
.\nfant^  mit  öttentlichen,  aus  der  Absicht,  den  Kampf  /u  be.ijiunen, 
hervurgegan^enen  teindselit^en  Handlnni^en.  Schon  ehe  Japan  und  Ruß- 
land über  die  mandschurische  und  koreani-schc  Frage  diplomatische 
Verhandlungen  eröffnet  gehabt  hätten,  habe  Rußland  einerseits  absichtlich 
seine  Antwort  immer  hinausgeschoben,  auf  der  andern  Seite  durch 
umfangreiche  Kriegsvorbereitungen  Japan  gegenüber  seinen  Entschluß, 
zu  kämpfen,  deutlich  gezeigt.  Daraufhin  habe  Japan  am  S.  Februar 
1904  seine  an  Rußland  gerichtete  Mitteilung  über  den  Abbruch  der 
diplomatischen  Beziehungen  abgesandt,  und  sein  Geschwader  sei  am 
t,  Februar,  um  7  Uhr  morgens,  vom  Kriegshafen  Sasebo  aufgeln-ochen, 
am  die  russische  Flotte  zu  bekämpfen.  Diese  Handlung  stelle  sich  als 
eine  mit  der  Absicht,  den  Kampf  zu  beginnen,  vorgenommene  Hand- 
lung dar. 

Da  es  feststehe,  daß  die  Beschlagnahme  des  Dampfers  „Mukden" 
nach  diesem  Zeitpunirt  stattgefunden  habe,  so  sei  daher  die  Knt.scheidi!n<f 
m  dem  Urteil  erster  Instanz,  daß  es.  wenn  man  den  Stand  der  diplo- 
mattsrhen  Beziehungen  /vxischen  Japan  und  Rußland  und  die  Be- 
ici:uni;en  der  beiden  Cjeschvxader  in  Betracht  ziehe,  klar  sei,  daß  der 
Krieg>/ustand  bereits  vorher  bestanden  habe,  zu  Recht  getroffen  worden. 

hür  die  BchauptiinLf,  daß  Korea  kein  neutraler  Staat  sei,  bedürfe 
es  angesichts  dessen,  daß  es  selber  sich  zu  schützen  nicht  im.siande  ^ei, 
und  Venn  man  das  Ziel  dieses  Krieges  sich  vor  Augen  halte,  eines  Be- 
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weises  nicht,  da  alles  dies  aus  der  allgemein  bekannten  Lage  der  Dinge 
von  selbst  klar  hervorgehe.  Zur  Entscheidung  darüber,  ob  die  Beschlag- 
nahme zu  rechtfertigen  sei  oder  nicht,  genfige  es,  da  das  Beschlagnahme- 
recht  nach  dem  Völkerrecht  in  neutralen  Häfen  oder  neutralen  lioheits- 
gevässern  nicht  vorgenommen  werden  dfirfe,  vollkommen,  festzustellen, 
ob  Korea  neutral  sei  oder  nicht,  und  eine  Entscheidung  darüber,  ob 
es  als  feindliches  oder  als  verbündetes  Land  anzusehen  sei,  wäre  voll- 
kommen überflüssig.  Daher  könne  in  der  Tatsache,  daß  das  Urteil 
erster  Instanz  lediglich  behauptet  habt*,  Korea  sei  kein  neutrales  Land, 
nichts  Ungerechtes  erkannt  werden.  Ebenso  erübrige  es  sich,  die  be- 
langlose Behauptung  des  Reklamanten,  das  Urteil  erster  Instanz  ver- 
trete die  Ansicht,  Korea  sei  eine  Mlonp^e  Japans,  zu  beantvtorten. 

Ferner  könnten  die  von  der  Oesellschaft  für  internationale  Rechts- 
wissenschaft im  Jahre  1882  gefaßten  Beschlüsse,  welche  lediglich  die 
Privatnnsichten  von  Gelehrten  repräsentierten,  für  die  Gegenwart  noch 
nicht  als  völkerrechtliche  Norm  anerkannt  werden. 

Daß  man  auf  feindlichem  Schiff  befindliche  feindliche  Oüter,  wenn 
sie  auch  Privatvermögen  seien,  einziehen  könne,  sei  ein  tundamentaler 
Orundsatz  des  gegenwärtii^en  Völkerrechte  und  finde  sich  gleichermaßen 
in  der  Pariser  Erklärunf^  von  IS^d  w  ie  in  der  japanischen  Prisenordnun^ 
ausgesprochen.  Es  sei  selbstredend,  tiaß  man  diesen  Grundsatz  auf 
den  vorliegenden  Eall  zur  Anwendung  bringe. 

Die  Frage,  ob  (iüter  feintthch  seien  oder  ni'^ht,  entscheide  sich 
nach  dem  Wohnsitz  des  I" igentüniers,  und  üüler,  welche  an  einen  im 
Feindesland  ansässicren  hmplantrcr  abgesandt  seien,  gälten,  mangels 
ausdrücklichen  GegcJibe weises,  von  dem  Zeitpunkt  der  Absendung  an 
als  in  das  Eigentum  des  ümpfaiii^eib  übergegangen.  Da  nun  der  Emp- 
fänger der  hier  verhandelten  Oflter  in  dem  zum  Feindesland  gehörigen 
Wladiwostok  ansässig  sei,  und  der  Reklamant  keinen  Beweis  beigebracht 
habe,  daß  die  Oüter  zur  Zeit  der  Aufbringung  noch  im  Eigentum 
des  Absenders  standen,  so  sei  die  Ansicht  des  erstinstanzlichen  Urteils» 
daß  die  Oüter  feindliche  Oüter  seien,  rechtmäßig. 

Da  nach  der  Prisengerichtsordnung  die  Entscheidung  über  die 
Schadensersatzforderung  nicht  zur  Kompetenz  der  Prisengerichte  gehöre, 
so  habe  das  erstinstanzliche  Urteil  dieselbe  mit  Recht  abgewiesen. 

Die  Berufung  müsse  daher,  weil  alle  vorgebrachten  Gründe  un- 
haltbar seien,  abgewiesen  werden. 

Die  vorliegende  Entscheidung  wird,  wie  folgt,  begründet: 
Der  Reklamant  erklärt  die  Beschlagnahme  der  hier  verhandelten 
Güter  zusammen  mit  dem  Dampfschiff  „Mukden'*  für  ungerechtfertigt, 
weil  sie  am  6.  Februar  2*^  p.  m.,  das  heißt  vor  Entstehung  des  Kriegs- 
zustandes, stattgefunden  habe.   Die  Eröffnung  des  Krieges  fällt  aber 
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nicht  unbedingt  mit  dem  ersten  Austausch  von  Kanonenfeuer  unter 
den  beiden  Streitmächten  zusammen,  auch  ist  sie  nicht  unbedingt  von 
der  Ahsjabe  einer  Kriegserklärung  oder  einer  dieser  irleichstchcn den 
Mitteilung  abhängig.  Wenn  auch  nur  eine  weniger  drastische  Aus- 
tührune  der  Kriegsabsicht  oder  andere  Manitestation  des  Willens  zu 
kämpfen,  voriicgt,  so  ist  damit  der  Kriegszustand  eingetreten. 

Dl  nun  vx'ährend  der  Japanisch -russischen  Verhandlungen  Ruß- 
land durch  sein  unangemessenes  Verhalten,  welches  die  Hoffnung  auf 
Frh:iftung  des  Friedens  unmöglich  machte,  und  durch  fortwährende 
Kfit^srüätungen  seine  Absicht,  uns  mit  Waffengevi  alt  zu  unterwerfen, 
klar  bewies,  so  sandte  unsere  Regierung  am      Februar  des  Jahres  1904 
eine  Instruktion  be/üglich  Abbruchs  der  diplomatischen  Beziehungen 
all  unsern  Gesandten  in  Rußland,  und  gleichzeitig  traf  un^er  Kriegs- 
^eschwader  seine  Vorbereitungen  und  fuhr  am  folgenden  Tage,  dem 
6.  Februar,  mit  der  Bestimmung,  den  Kampf  aufzunehmen,  von  dem 
Krieg$hafen  von  Sasebo  ab  und  nahm  auf  der  Fahrt,  also  während  der 
Kriegszeit,  das  der  russischen  freiwilligen  Flotte  angehdrige,  für  den 
Kriegsgebrauch  der  russischen  Regierung  bereitzustellende  Dampfschiff 
„Ekaterinoslav"  in  Beschlag.   Dies  war  eben  nichts  anderes  als  eine 
Ausführung  der  Kriegsabsichti  und  die  erst  später  erfolgte  Beschlag- 
nahme des  hier  in  Frage  kommenden  Dampfers  kann  daher  nicht  als 
imgcrechtfertigt  bezeichnet  werden;  dies  um  so  vceniger,  als  sie  auch 
jiach  der  am  6.  Februar  um  2  Uhr  nachmittags  erfolgten  Mitteilung 
unserer  Regierung  an  den  bei  unserem  Hofe  akkreditierten  russischen 
Gesandten  betreffend  den  Abbruch  der  dip!omati«;chen  Beziehungen 
stattgefunden  hat.    Punkt  1  und  2  der  Berufung  sind  daher  grundlos. 

Punkt  3  der  Berufung  behauptet,  daß  zum  mindesten  bis  zum 
.'7  Februar  1Q()4,  das  heißt  bis  zum  Abschluß  des  japanisch-koreanischen 
bündnisäc^,  Korea  neutral  gewesen  und  daß  dies  ein  Grund  für  die 
Freilassung  der  in  Frage  stehenden  Prise  sei.  Aber  da  Korea  \on 
Anfang  an  für  diesen  Krieg  sein  Kinverstandnis  gegeben  Iiat,  daß  die 
japaniäciien  Truppen  in  Korea  landen  und  durch  dasselbe  passieren 
dürften,  auch  der  Krieg  sich  von  Anfang  an  in  seinem  Gebiete  ab- 
gespielt hat,  so  kann  es  nicht  als  neutral  im  gewöhnlichen  Sinjie  des 
Worts  bezeichnet  werden.  Auch  läßt  sich  dagegen,  daß  das  Sasebo- 
fVisengericht  neben  seiner  Behau ptunp^,  Korea  sei  nicht  neutral,  keine 
vetteren  Erörterungen  Ober  die  Natur  der  Stellung  Koreas  getroffen 
habe,  nichts  einwenden.  Daher  ist  auch  Punkt  3  der  Berufung  grundlos. 

I>ci  aiib  der  latsache,  daß  Korea  nicht  neutral  ist,  durchaus  iiieht 
gefolgert  werden  kann,  daß  Fusan  ein  japanischer  Hafen  ist,  so  fällt 
auch  Punkt  4  der  Berufung  hin. 

Aul  den  Punkt  5  der  Berufung  ist  zu  erwidern,  daß  der  Reklamant 
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dort  lediglich  eine  wissenschaftliche  Ansicht  anführt,  welcher  jedoch 
bis  jetzt  noch  nicht  der  Charakter  einer  völkerrechtlichen  Form  bei* 
gckgt  werden  kann. 

Der  Punkt  6  der  Berufung  ist  lediglich  ein  persönlicher  Wunsch 
des  Reklamanten.  Das  Völkerrecht  erkennt  dagegen  tatsachlich  an«  daß 
Güter,  wenn  sie  auch  Privateigentum  sind,  deshalb  nicht  minder  ein 
Objekt  der  Beschlagnahme  zur  See  sind.  Daher  sind  auch  Punkt  5 
und  6  der  Berufung  als  unhaltbar  zurückzuweisen. 

Im  Punkt  7  seiner  Berufung  sagt  der  Reklamant,  die  Güter  stünden 
im  Eigentum  des  Verschiffers  und  könnten  daher  nicht  als  feindliche 
Güter  eingezogen  werden.  Es  ist  aber  völkerrechtliche  Bestimmung, 
daß  Guter,  welche  von  einer  außerhalb  Feindesgebiet  ansässigen  Person 
auf  feindlichem  Schiffe  an  einen  im  Feindesgebiet  wohnhaften  r.inpfänger 
abgesandt  werden,  als  feindlit  lie  gelten  und  eingezogen  werden  können. 
Das  Oberprisengericht  ist  der  Ansicht,  daß  diese  Bestimmung  Jen  Ver- 
hältnissen durchaus  gerecht  wird,  und  verwirft  deshalb  Punkt  7  der 
Berufung. 

Auch  der  Ansicht  des  Punktes  8  der  Beriifungsgründe,  daß  das 
Urteil  erster  Instanz  die  Schadencrsatzfottlcrimi;  für  Fracht  zu  Unrecht 
abgewiesen  hnhe,  kann  nicht  heii^'eptlichtet  werden,  da  nach  den  Be- 
stimmungen unserer  Priserij^^eric  hisordniing  die  Prülung  von  Schaden- 
ersatzforderungen nicht  zur  Anitsbefugnis  der  Prisengerichte  gehört. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  verworfen. 

Am  3.  Juli  mü5  im  Oberprisengcrieht. 

(Unterschriften.) 


Reklamants  k.  Oese,  Vertreter  der  Filiale  der  Rrma  H.  Ah- 
rens de  Co.,  Regierungsbezirk  Nagasaki,  Nagasaki,  Oura  8. 

In  der  Prisensache  betreffend  die  Ladung  des  russischen  Dampfers 
,,Mukden''  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsf  ormel: 

Die  an  Bord  des  Dampfers  „Mukden"  verschifften  Güter,  nämlich : 
1  Kiste  Bücher,  3  Kisten  Parfüm,  1  Kiste  Olasgeräte, 
2  Kisten  Glasröhren,  2  Kisten  Senfsamen,  1  Kiste  Gewürze 
und  Chemikalien,  150  Kolli  Zitronen,  75  Kisten  Apfelsinen, 
]  Kiste  Musikinstrumente,  1  Kollo  Notizbücher  und  1  Kiste 
Instrumente 
werden  eingezogen. 
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Die  Reklamation  wegen  der  I  rächt-,  Um  lade-  und  Reisekosten  wird 
abgewiesen. 

r  a  t  b  e  s  t  a  n  d  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  Bücher  und  die  unter  den  indricii 
10  Punkten  aufgeführten  Güter  sind  am  5.  Februar  19U4  von  dem 
Rcklanianton  in  Nagasaki  auf  dem  russischen  DaniptiT  „Mukden"  mit 
Be^ll;nI^ung  nach  Wladiwostok  in  Rußland  verschifft  und  am  6.  Februar 
desselben  Jahres  nachmittags  im  liaten  von  1  usan  von  dem  japanischen 
Kriegsschiff  „Heiyen"  zusammen  mit  dem  genannten  Dampfer  beschlag- 
nahmt worden.  Diese  Tatsachen  gehen  klar  her\'or  aus  dem  Protokoll 
des  Stellvertreters  des  Kommandanten  des  Kriegsschiffs  „Heiyen", 
Kapilänieutnants  Yoshimura  Shinsei,  aus  den  Vernehmungs- 
schriften des  1.  Offiziers  Serge  Wiszniowski  und  des  2.  Offiziers 
Alexander  Iwan o witsch  Kanajeff  des  Dampfers  ,,Mukden", 
aus  dem  Ladungsverzeichnis,  den  Frachtscheinen  und  dem  Logbuch 
des  genannten  Dampfers. 

Die  Hauptreklamationspunkte  sind  folgende: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  Qfiter  seien  vor  der  Veröffent- 
lichung der  Kriegserklärung  verschifft  und  vor  der  Eröffnung  der  Feind- 
seligkeiten in  einem  neutralen  koreanischen  Hafen  aufgebracht  worden. 
Da  sie  ferner  keine  Kriegskonterbande  seien  und  die  Empfänger  neutrale 
Staatsangehörige,  nämlich  Deutsche  und  Italiener  seien,  so  konnten  sie 
nach  Artikel  3  der  Pariser  Deklaration  vom  Jahre  1856  nicht  beschlag- 
nahmt «erden,  und  der  Reklamant  beantrage  deshalb  ihre  Freilassung. 
Ferner  beantragte  er  den  Frsat/  der  Fracht-  und  Umladespescn  sowie 
dt?;  ihm  durrh  dir  :^i!f  Ladung  des  Prisengerichts  dorthin  zwecks 
Kekiamation  unternomniene  Reise  erwachsenen  Kosten. 

Der  Staatsanwalt  bezeichnet  in  der  Hauptsache  die  Gründe  des 
Kekhmianten  alle  für  haltlos  und  erklärt  die  (iiiter,  da  die  Ijiipfanger 
derseilsen  im  feindlichen  Gebiet  ansässig  und  die  Güter  deshalb  als 
icindliche  zu  betrachten  seien,  für  gute  Prise. 

Das  Gericht  ist  ffilgender  Ansicht: 

Nach  den  eegen\x  ärtii^en  völkerrechtlic  hen  lii'stimmungen  und  (je- 
bräiichen  >ind  Cniter  auf  lemdlu  tieii.  Schiff,  gleichviel  ob  Krieg^kunter- 
bandc  oder  nicht,  feindliche  Güter  und  können,  ungeachtet  ob  vor  Ver- 
^entlichuiig  der  Kriegserklärung  verladen  oder  nicht,  selbstverständlich 
lihrend  der  Krieg>/eit  mit  Beschlag  belegt  werden.  Nun  sind  die  zur 
Verhandlung  stehenden  QQter  auf  dem  feindlichen  Dampfer  ,,Mukden" 
nach  dem  feindlichen  Wladiwostok  versandt  worden  und,  wenn  auch 
der  größte  Teil  von  ihnen  für  dort  ansässige  Deutsche  und  Italiener 
bestimmt  war,  so  erklärt  das  Gericht  dieselben  doch  fQr  feindliche, 
da  skh  die  Frage,  ob  Outer  feindliche  sind  oder  nicht,  nicht  nach  der 
XatkmalitSt  des  Eigentümers,  sondern  nach  dem  Wohnsitz  desselben 
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bestimmt,^)  die  Eigentümer  der  gesamten  hier  verhandelten  Güter  aber 
im  Feindesland  ansässig  sind. 

Außerdem  ist  es,  venn  man  den  Stand  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen zwischen  Japan  und  Rufiland  und  die  Bewegungen  der  beiden 
Geschwader  in  Betracht  zieht,  Idar,  daß  der  Kriegszustand  bereits  vorher 
bestanden  hat  Daher  Icann  man  nicht  behaupten,  daß  die  Beschlag- 
nahme vor  Erdffnung  des  Krieges  stattgefunden  hat. 

Da  es  ferner  klar  ist,  daß  Korea  zurzeit  nicht  neutral  goxesen 
ist,  so  kann  man  die  in  einem  koreanischen  Hafen  stattgehabte  Beschlag- 
nahme nicht  für  rechtswidrig  erldären. 

Aus  diesen  Erwägungen  müssen  die  Reklamationsgründe  alle  für 
grundlos  erachtet  werden. 

Wns  den  Ixsatz  der  hracht-,  Umlade-  und  Reisekosten  angeht,  so 
liegt  die  Entscheidung  hierüber  nicht  im  Bereich  des  Prisengerichts. 

£s  wird  demnach  wie  in  der  ürteilsformel  entschieden.-) 

Verkündet  im  Friseiigtricht  zu  Sasebo  am  26.  Mai  1904  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  Mizukami  Chojiro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  A.  Oese,  Vertreter  der  Filiale  der  f  irnia  H.  Ah- 
rens 8t  Co.,  Regierungsbezirk  Nagasaki,  Nagasaki,  Oura  8. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  IshibashiTomokichi,  Re- 
gierungsbezirk Nagasaki,  .Nagasaki,  Togiy.mKichi  41. 

Am  26.  Mai  19Ü4  haf  f  is  Prisengericht  in  Sascbo  in  der  Prisen- 
sarhe  betreffend  die  auf  dem  rus«;i'^chen  Dampfer  ,,.\hikden"  verladene 
und  mit  demselben  am  6.  Februar  1904  in  dem  koreanischen  Halen 
Fusan  von  dem  japanischen  Kriegsschiff  ,, Heiyen"  aufgebrachte  I  aciung 
dahin  entschieden,  daß  die  auf  dem  Dampfer  ...Mukden"  \erschifften 
Güter,  nämlich:  1  Kiste  Bücher,  3  Kisten  Parfüm,  l  Kiste  ülasgeräte, 
2  Kisten  Glasröhren,  2  Kisten  Senfsamen,  1  Kiste  Gewürze  und  Chemi- 
kalien, 15U  Kolli  Zitronen,  75  Kirsten  Apfel^,i^en.  1  Kiste  Musikinstrumente, 
1  Kollo  Notizbücher  und  1  Kiste  Instrumente  ein/u/iehen  seien. 

Die  Reklamation  wegen  der  Fracht-,  Umlade-  und  Reisekosten 
wurde  abgewiesen. 

Gegen  diese  Entscheidung  hat  der  Reklamant,  der  Vertreter  der 
Filiale  der  Firma  H.  Ahrens  8t  Co.,  A.  Oese,  durch  den  Rechts- 
anwalt IshibashiTomokichi  als  Prozeßvertreter  die  Berufung  ein- 
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gelegt  niese  ist  vom  Obcrprisencfericlit  im  Beisein  der  Staatsanwälte 
des  Uberpristngerichts,  I  sutsuki  Keiroku  und  Dr.  jur.  Ishiwa- 
lari  ßinichi,  geprüft  worden. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation, 
Ishibashi  Tomokichi,  sind  folgende: 

Es  werde  Aufhebung  des  Urteils  erster  Instanz,  Freilassung  der 
errähnten  beschlagnahmten  Gegenstände  und  Ersatz  der  Fracht*  und 
Umladekosten  von  88,  56  Yen  durch  den  japanischen  Staat  beantragt, 
und  zwar  aus  folgenden  Gründen : 

1.  Die  Beschlagnahme  der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  durch 
das  Kriegsschiff  „Heiyen"  liabe  am  6.  Februar  1904,  2  Uhr  45  Minuten 
nachmittags,  zusammen  mit  der  Beschlagnahme  des  Dampfers  „Mukden" 
stattgefunden.  Nach  dem  vom  Minister  der  Auswärtigen  Angelegenheiten, 
Komiira,  veröffentlichten  Protokoll  über  die  dipi(imatischen  Ver- 
handiiintjen  habe  der  Oe<vandte  K  u  r  i  n  o  das  I  Mtimatum  der  russischen 
Regierung  erst  um  4  Uhr  nachmittags  des  ().  Februars  zugestellt.  Daher 
habe  die  Be^chhij^nahme  vor  dem  iint.->teheii  des  Krii-gszustandes  statt- 
gefunden, und  sei  deshalb  nicht  zu  rechttertigcn.  Daß  vor  dem  6., 
nämlich  am  5.  hebruar,  noch  kein  Kriegszustand  be>>taiulen  habe,  gehe 
klar  hervor  aus  der  Tatsache,  daß  das  Zollamt  in  Nagasaki,  eine  Kaiserlich 
japanische  Behörde,  dem  Dampfer  „Mukden"  und  seiner  Ladung  die 
Ausklarierungspapiere  und  die  Ladeerlaubnis  gewährt  habe. 

2.  Der  Zeit  in  Fusan  p.  m.  am  6.  Februar  entspreche  in  der 
russischen  Hauptstadt  die  Zeit  um  7  a.  m.  des  6.  Februars.  Das  Urteil 
erster  Instanz  hätte  nur  von  der  Annahme  ausgehend,  daß  der  Abbruch 
der  diplomatischen  Beziehungen  vor  7  a.  m.  des  6.  Februars  statt- 
gefunden hätte,  zur  Verurteilung  der  hier  verhandelten  GQter  kommen 
können;  jetzt  aber,  wo  es  klar  sei,  dafi  man  dies  nicht  mehr  annehmen 
könne,  sei  die  Entscheidung  erster  Instanz  hinfällig. 

3.  Der  Ort  der  Beschlagnahme  des  fraglichen  Dampfers  sei  Fusan 
in  Korea.  Korea  sei  mindestens  bis  zum  Abschluß  der  Allianz  mit  Japan 
am  27.  Februar  1QÜ4  ein  neutraler  Staat  ge>x'escn.  Das  Urteil  erster 
Instanz  stelle  aber  gerade\xc[T  die  Behauptung:  auf,  Korea  könne  de 
facto  nicht  als  neutraler  Staat  betrachtet  werden.  Weshalb  es  nicht 
als  solcher  betrachtet  werden  könne  und  ob  es,  wenn  es  nicht  als 
neutral  gelte,  als  heindesiarid  an/iisehen  sei,  oder  ob  es  mit  Rücksicht 
au!  der»  Kriegszustand  als  Japans  Verbündeter  gelte,  der  mit  ihm  Hand 
in  Hand  zu  gehen  habe,  alie>  das  habe  da^  Urteil  erster  Instanz  nicht 
klargtstellt,  sondern,  ohne  irgendwelche  Be\xeise  zugrunde  zu  legen, 
willkürliche  Behauptungen  aufgestellt.  Deshalb  mässe  das  Urteil  auf- 
gehoben und  auf  Freilassung  der  zur  Verhandlung  stehenden  GQter 
erkannt  werden. 

4.  Wenn  man  Korea  im  Sinne  der  ersten  Entscheidung  als  nicht 
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neutral,  vielmehr  für  die  Dauer  des  Krieges  als  eine  Erweiterung  Japans 
ansehe,  so  müsse  man,  da  dann  Fusan  als  eine  Hafenbucht  Japans  gelte, 
den  zur  Verhandlung  stehenden  Gütern  wie  auch  hauptsächlich  dem 
Schiff  selbst  den  Schutz  der  Kaiserlichen  Verordnung  Nr.  20  vom  Jahre 
,  1904  angedeihen  lassen. 

5.  Die  zur  Verhandlung  stehenden  Guter  seien  am  5.  Februar 
1904  in  Nagasaki  verladen  worden,  und  der  Reklamant  habe  weder 
damals  noch  auch  zur  Zeit  der  Aufbringung  derselben  irgendwelche 
Kenntnis  von  dem  Kriege  gehabt,  so  daß  ihm  der  Vorwurf,  er  habe 
den  Feind  unterstützen  und  Japan  schädigen  wollen,  nicht  gemacht 
werden  könne.  Daher  könnten  die  Cnitci  nach  den  Anschauungen  der 
von  der  üescllschaft  für  internationale  Rechtswissenschaft  im  Jahre  1S82 
den  Mächten  unterbreiteten  Seeprisenordnung  nicht  beschlagnahmt 
werden  Freilich  habe  Japan  nicht  ausdrücklich  erklärt,  daß  es  diese 
anerkenne,  aber,  da  das  Völkerrecht  keine  besondere  ffeset/iiche  Forniu- 
lierung  besitze,  sontlern  seine  Grundsätze  aus  den  Ansichten  .iner  An- 
zahl der  Gelehrten  und  den  von  einer  Anzahl  der  Staaten  anerkannten 
Kechtsret,a'ln  entnehme,  so  müsse  Bi^tiinniungen,  wie  den  hier  an- 
gezogenen, alle  Beachtung  gezollt  werden. 

ö.  Da  der  Krieg  zwischen  den  Staaten  als  solchen  ein  Verhältnis 
begründe,  zu  dem  die  Individuen  in  keiner  direkten  Beziehung  stünden, 
so  ergebe  sich  der  natürliche  Grundsatz,  daß  das  Privatvermögen  zu 
Wasser  wie  zu  Lande  unverletzbar  sei,  und  es  müsse  als  richtig  an- 
erkannt werden,  dafi  dasselbe,  soweit  es  sich  nicht  um  Kriegskonterbande 
handele,  selbst  wenn  es  im  Eigentum  eines  feindlichen  Staatsangehörigen 
stehe,  nicht  zum  Objekt  einer  Beschlagnahme  gemacht  werden  dürfe. 
Reklamant  hoffe  aber,  daß  Japan  sich  nicht  nach  dem  schlechten  Vor- 
gange und  den  eigenmächtig  aufgestellten  Grundsätzen  von  Mächten 
richten  werde,  welche  um  Vorteils  willen  die  Rechtslogik  verdrehten 
und  verwirrten,  sondern  daß  es  zu  einer  Zeit,  wo  es  gegen  den  Feind 
der  Humanität  und  des  Weltfriedens  kämpfe,  neben  seiner  nationalen 
Machtentw  icklunt,^  auch  die  Förderung  von  Recht  und  Vernunft  im 
AuLi^e  behalten  werde.  Daher  müsse  es  jetzt  seine  Größe  be\\ei-.en, 
indem  es  auch  für  das  Privatvermögen  zur  See  den  Grundsatz  der 
Unverletzlichkeit  zur  Ausführung  bringe. 

7.  Transportgüter  gingen  erst  mit  dem  Augenblick,  uo  sie  im 
Bestimmungsort  angekommen  und  ausgehändigt  uorden  seien,  in  das 
Eigentum  des  Empfängers  über,  und  der  Verschiffer  verliere  keines- 
v(  egs  mit  dem  Moment  der  Verschiffung  sein  Eigentumsrecht  an  den 
Gutem.  Er  habe  vielmehr  sell)stredend  bis  zur  Ankunft  der  Güter 
im  Bestimmungsort  und  Ablieferung  an  den  Empfänger  die  Rechte 
und  Verantwortlichkeit  des  Eigentümers.  Zum  Beispiel  habe  er  im  falle 
Verlustes  der  Outer  dem  Schiffsherrn  gegenüber  Recht  auf  Schadens- 

100 


Digitized  by  Google 


Priseagenchtsentschei düngen:  ..nukdeii". 


Abschnitt  VI» 


tr^iz:  und  cbenx)  legten  der  8.  Abschnitt  des  3.  Buches  und  der 
1  Abschnitt  des  5.  Buches  unseres  Handelsgesetzbuches  dem  Ladungs- 
empfänger die  Verpflichtung  zur  Leitung  der  Fracht-  und  sonstiijcn 
Kosten  erst  dann  auf,  wenn  er  die  Güter  ausfrehändigt  erhalten  habe. 
Ls  läge  kein  Grund  vor,  allein  für  das  Völkerrecht  andere  Rechts- 
normen anzunehmen.    Es  sei  daher  außer  Zweifel,  daß  die  hier  ver- 
handtiten  Güter,  welche  dem  Empfänger  nicht  ausgehandigt  worden 
>eien.  Eigentum  des  in  Nagasaki  ansässigen  deutschen  Reklamanten  ^eien. 
\X'oilc  man  das  Xationalitätsprinzip  anwenden,  so  sei  der  Vcrbchifter 
Angehöriger  eines  neutralen  Staats;  lege  man  das  Domizilprinzip  zu- 
grande.  so  sei  er  ab  Japaner  zu  behandeln.   Von  welchem  Punkte 
man  den  fall  auch  ansehe,  könne  man  die  Güter  nicht  als  feindliche 
betrachten  und  ffir  konfisziert  erklären. 

8.  Es  sei  billig,  daß  der  Staat  für  den  an  Frachtkosten  von  dem 
Reklamanten  durch  unrechtmäßiges  Vorgehen  des  Staats  tatsächlich  er- 
littenen Schaden  aufkomme,  da  man  amiehmen  müsse,  daß  der  Aus- 
druck „Prisensache"  des  §  1  der  Prisenordnung  altes,  was  zu  der  hier 
verhandelten  Sache  Beziehung  habe,  in  seinen  Sinn  einschließe. 

Die  Hauptpunkte  des  Schriftsatzes  des  Staatsanwalts  beim  Sasebö- 
Prisengericht,  Hayashi  Ei  j  uro,  besagen : 

\i/3&  man  völkerrechtlich  als  Kriegszeit  bezeichne,  nehme  seinen 
^nfnng  mit  öffentlichen,  aus  der  Abzieht,  den  Kampf  zu  beginnen, 
ricrvor^egangenen  feindseligen  Handlungen.   Schon  ehe  jnpan  und  Ruß- 
land üht-r   die   mantlsehurisehi-  und   koreanische  hrage  diplomatische 
Verhandlungen  eröffnet  gehabt  hätten,  habe  Kußland  einerseits  absichtlieh 
Hiiu  Antwort  immer  hinausgcbchoben,  auf  der  anderen  Seite  durch 
jaiiangrcichf  Kriegsvort»ereitungen  |npnn  gegenüber  seinen  Entschluß, 
zu  kämpfen,  deutlich  gezeigt.   Darauiiun  habe  Japan  am  5.  Eebruar 
1904  seine  an  Rußland  gerichtete  Mitteilung  über  den  Abbruch  der 
diplomatischen  Beziehungen  abgesandt,  und  sein  Geschwader  sei  am 
6.  Februar,  um  7  Uhr  morgens,  vom  Kriegshafen  von  Sasebo  auf- 
gebrochen, um  die  russische  Flotte  zu  bekämpfen.   Diese  Handlung 
stelle  sich  als  eine  mit  der  Absicht,  den  Kampf  zu  beginnen,  vor- 
genommene Handlung  dar. 

Da  es  feststehe,  daß  die  Beschlagnahme  des  Dampfers  „Mukden" 
nach  diesem  Zeitpunkte  stattgefunden  habe,  so  sei  daher  die  Ent- 
scheidung in  ik  in  Urteil  erster  Instanz,  daß  am  f).  Februar  der  Kriegs- 
zustand zwischen  Japan  und  Rußland  bereits  bestanden  habe,  zu  Hecht 
getroffen  worden. 

Eür  die  Behauptung,  daß  Korea  kein  neutraler  Staat  sei,  bedürfe 
e>  angesichts  dessen,  daß  e*;  «selber  sich  zu  schützen  nicht  imstande 
sei.  und  vcenn  man  das  '/.'wl  dieses  Krieges  sich  vor  Augen  halte,  eines 
Beweises  nicht,  da  alles  dies  aus  der  allgemein  bekannten  Lage  der 
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Dinge  von  selbst  klar  hervorgehe.  Zw  Entscheidung  darüber,  ob  die 
Beschlagnahme  zu  rechtfertigen  sei  oder  nicht,  genüge  es,  da  das 
Beschlagnahmerecht  nach  dem  Völkerrecht  in  neutralen  Häfen  oder 
neutralen  Hoheitsgewässern  nicht  vorgenommen  verden  dürfe«  voll- 
kommen, festzustellen,  ob  Korea  neutral  sei  oder  nicht,  und  eine  Ent- 
scheidung darüber,  ob  es  als  feindliches  oder  als  verbündetes  Land 
anzusehen  sei,  wäre  vollkommen  fiberflüssig.  Daher  könne  in  der  Tat- 
sache, daß  das  Urteil  erster  Instanz  lediglich  behauptet  habe,  Korea  sei 
kein  neutrales  Land,  nichts  Ungerechtes  erkannt  >xerdcn.  Kbenso  er- 
öbrig(  es  sich,  die  belanglose  Behauptung  des  Reklamanten,  das  Urteil 
erster  Instanz  vertrete  die  Ansicht,  Korea  sei  eine  Allonge  Japans,  zu 
Ijeantvtorten. 

Ferritf  könnten  die  von  der  Oesellschaft  für  internationale  Hechts- 
vissenschaft  im  Jahre  18S2  i^cfaRten  Resrhiüsse,  welche  ledii^lich  die 
Privatansith ttn  von  Gelehrten  repräsentierten,  für  die  Gegenwart  noch 
nicht  als  völkerrechtliche  Norm  anerkannt  werden. 

Daß  man  auf  leindlichem  Sciiitl  befindliche  feindliche  Güter,  \cenn 
sie  auch  Privatverniöt^en  >eien,  einziehen  könne,  sei  ein  fundamentaler 
Grundsatz  des  gegenwärtigen  V'ölkerrechb  und  finde  sich  gleichermaßen 
in  der  Pariser  Erklärung  von  185()  w  ie  in  der  japanischen  Prisenordnung 
ausgesprochen.  Ks  sei  selbstredend,  daß  man  diesen  Grundsatz  auf 
den  vorliegenden  hall  zur  Anwendung  brin_L,n'. 

Die  Frage,  ob  Güter  feindlich  seien  oder  nicht,  entscheide  sich 
nach  dem  Wohnsitz  des  1  itümers,  und  Güter,  welche  an  einen  im 
Feindesland  ansässigen  bmpfänger  abgesandt  seien,  gälten,  mangels  aus- 
drücklichen Gegenbeweises,  von  dem  Zeitpunkt  der  Absendung  an  als 
in  das  Eigentum  des  Empfängers  fibergegangen.  Da  nun  der  Empfänger 
der  hier  verhandelten  Güter  in  dem  zum  Feindesland  gehörigen  Wladi- 
wostok ansässig  sei,  und  der  Reklamant  keinen  Beweis  beigebracht  habe, 
daß  die  Güter  zur  Zeit  der  Aufbringung  noch  im  Eigentum  des  Ab- 
senders standen,  so  sei  die  Ansicht  des  erstinstanzlichen  Urteils,  dafi 
die  Güter  feindliche  Güter  seien,  rechtmäßig. 

Da  nach  der  Prisengerichtsordnung  die  Entscheidung  über  die 
Schadensersatzforderung  nicht  zur  Kompetenz  der  Prisengerichte  gehöre, 
so  hab(  das  erstinstanzliche  Urteil  dieselbe  mit  Recht  abgewiesen. 

Die  Berufung  müsse  daher,  weil  alle  vorgebrachten  Gründe  un- 
haltbar seien,  abgewiesen  >x  erden. 

Die  vorliegende  Entscheidung  wird  wie  folgt  begründet: 

Der  Reklamant  erklärt  die  Beschlagn.d  iTit  der  hier  verhandelten 
Güter  zusammen  mit  dem  Dampfschiff  „Mukden"  für  ungerechtfertigt, 
vceil  sie  am  ü.  Eebruar  l^i()4  2'''  p.  m.,  das  heißt  vor  Entstehen  des 
Kriegsznstandes,  statt^Ljetundeti  liabe.  Die  laöffnung  des  Krieges  fällt 
nicht  unbedingt  mit  dem  ersten  Auslausch  von  Kanonenfeuer  unter 

102 


Digitized  by  Google 


PriMiigericlitMiittclieidiugen;  „Mukden". 


Abschnitt  VI>k 


den  beiden  Streitmächten  zusammen,  auch  ist  sie  nicht  unbedingt  von 
der  Abgabe  einer  Kriegserklärung  oder  einer  dieser  gleichstehenden 
Mitteilung  abhängig.  Wenn  auch  nur  eine  weniger  drastische  Aus- 
führung der  Kriegsabsicht  oder  andere  Manifestation  des  Willens»  zu 
itimpfen,  vorliege,  so  ist  damit  der  Kriegszustand  eingetreten. 

Da  nun  während  der  japanisch-russischen  Verhandlungen  Ruß- 
land durch  sein  unangemessenes  Verhalten,  weichte  die  Hoffnung  auf 
trhaltung  des  Friedens  unmöglich  machte,  und  durch  fortwährende 
KriegsrQstungen  seine  Absicht,  uns  mit  Waffengchalt  zu  untervcerfen, 
klar  he\x  ies,  so  sandte  unsere  Regierung  am  5.  Februar  des  Jahres  1904 
eine  Instruktion  bezüjrlich  Abbruchs  der  diplomatischen  Beziehungen 
a!i  jnsern  Gesandten  in  Rußland,  und  s^lcichzeitig  traf  unser  Kriegs- 
gociimader  seine  Vorbereitungen  und  fuhr  am  folgenden  Tage,  dem 
t.  Februar,  mit  der  Bestimmung,  den  Kampf  aufzunehmen,  von  dem 
Krieg^hafen  Sascbo  ab,  und  nahm  auf  der  l  alnt,  also  während  der 
Krieirs/fit.  das  der  russischen  freiwilligen  Motte  angehörige,  für  den 
K^;eJ,'^^fehrauch  der  russischen  Regierung  bereit/usteilencie  Dampfschiff 
„Ll^aterinoslav"  in  Beschlag.  Dies  war  eben  nichts  anderes  als  eine 
Ausführung  de;  Kriegsabsicht,  und  die  erst  später  erfolgte  Beschlag- 
nahme des  hier  in  1  iagc  kommenden  .Dampfers  kann  daher  nicht  als 
ungerechtfertigt  bezeichnet  werden;  dies  um  so  weniger,  als  sie  auch 
Jiach  der  am  6.  Februar,  nachmittags  2  Uhr,  erfolgten  Mitteilung  unserer 
Regierung  an  den  bei  unserem  Hofe  akkreditierten  russischen  Gesandten 
betreffend  den  Abbruch  der  diplomatischen  Beziehungen  stattgefunden 
hat  Punkt  1  und  2  der  Berufung  sind  daher  grundlos. 

Punkt  3  der  Berufung  behauptet,  da6  zum  mindesten  bis  zum 
27.  Februar  1904,  das  heißt  bis  zum  AbschluB  des  japanisch-koreanischen 
Bfindnisses,  Korea  neutral  gewesen  und  daß  dies  ein  Grund  fQr  die 
Freilassung  der  in  frage  stehenden  Prise  sei.  Aber  da  Korea  von 
Anfang  an  fflr  diesen  Krieg  sein  Einverständnis  gegeben  hat,  daß  die 
japanischen  Truppen  in  Korea  landen  und  durch  dasselbe  passieren 
dürften,  auch  der  Krieg  sich  von  Anfang  an  in  seinem  Gebiet  abgespielt 
hat,  so  kann  es  nicht  als  neutral  im  gewöhnlichen  Sinne  des  Wortes 
bezeichnet  werden.  Wenn  aber  Korea  nicht  im  gewöhnlichen  Sinne 
neutral  ist,  so  kann  die  in  seinen  Hoheitsgewässern  erfolgte  Beschlag- 
nahme nicht  als  widerrechtlich  bezeichnet  werden.  Auch  läßt  sich  da- 
gegen, daß  das  Sasebo-Prisengericht  neben  seiner  Behauptung,  Körea 
nicht  neutral,  keine  weiteren  Frörterungen  über  die  Natur  der  Stellung 
Koreas  getroffen  habe,  nichts  einwenden.  Daher  ist  auch  Punkt  3 
<ter  Berufung  grundlos. 

Da  aus  der  Tatsache,  dali  Korea  nicht  neutral  ist,  durchaus  nicht 
gtfolgcrt  \x erden  kann,  daß  Fusan  ein  japanischer  Hafen  ist,  so  fällt 
auch  Punkt  4  der  Berufung  hin. 
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Auf  den  Punkt  5  der  Berufung  ist  zu  erwidern,  daß  der  Reklamant 
dort  lediglich  eine  wissenschaftliche  Ansicht  anführt,  welcher  jedoch 
bis  jetzt  noch  nicht  der  Charakter  einer  völkerrechtlichen  Norm  bei- 
gelegt  werden  kann. 

Der  Punkt  6  der  Berufung  ist  lediglich  ein  persönlicher  Wunsch 
des  Reklamanten.  Das  Völkerrecht  erkennt  dagegen  tatsächlich  in,  daß 
Güter,  wenn  sie  auch  Privateigentum  sind,  deshalb  nicht  minder  ein 
Objekt  der  Bcsrhlagnahme  zur  See  sind.  Daher  sind  auch  Punkt  S 
und  6  der  Berufung  als  unhaltbar  zurückzuweisen. 

Im  Punkt  7  seiner  Berufung  sagt  der  Reklamant,  die  Güter  stünden 
im  Fig^entum  des  Verschiffcrs  und  könnten  daher  nicht  als  feindliche 
Güter  ein^'c/ogen  werden.  Vs  ist  aber  völkerrechtliche  Bestinimun^^, 
daß  Güter,  welche  \  on  einer  außerhalb  l  eindesgebict  ansässijren  IVrsoii 
auf  feindlichem  Schiff  an  einen  im  I  eindesjT;ebiet  vxohnhaften  l: mpfänij;er 
ab^es.-mdt  Vierden,  als  feindliche  gelten  und  eingezogen  werden  Können. 
Das  Uberprisengericht  ist  der  Ansicht,  daß  diese  Bestimmung  den  Ver- 
hältnissen durchaus  gerecht  wird,  und  verwirft  deshalb  Punkt  7  der 
Berufung. 

Auch  der  Ansicht  des  Funklet  S  der  Beruf uns^^strründe.  daß  das. 
Urteil  erster  Instanz  die  Schadensersatzforderung  tu;  1  rächt-  und  Um- 
ladekosten  zu  Unrecht  abgewiesen  habe,  kann  nicht  beigepflichtet  werden, 
da  nach  den  Bestimmungen  unserer  Prisengerichtsordnung  die  Prüfung 
von  Schadensersatzforderungen  nicht  zur  Amtsbefugnis  der  Prisen- 
gerichte gehört. 

Ifs  wird  daher  wie  folgt  entschieden : 
Die  Berufung  wird  verworfen. 

Am  3.  Juli  1905  im  Öberprisengericht 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Der  enn;Iisrhe  Staatsangehörige  b'rederic  Rin- 
ger, Nagasaki,  üura  Nr.  7,  in  hirma  der  Handels-  und  Schiffsagentur- 
gesellschaft  Holme,  Ringer  Co. 

In  der  Prisensache  betreffend  Ladung  des  russischen  Dampfers 
„Mukden"  wird  wie  folgt  entschieden: 

Urteilsformel: 
Die  auf  dem  Dampfer  „.Mukden"  verladenen  1000  Sack  japanischer 
Reis  und  360  Kolli  getrocknetes  Obst  und  16  Polyphone  werden  ein- 
gezogen. 

104 


Digitized  by  Google 


PrimgirfchtMirticliaidiiiioan:  »Jhikileii'*. 


AbKhnilt  TIti 


7  a  t  b  c  s  t  a  n  d  und  Ci  r  ü  n  d  e : 

Die  in  der  Urteilsformel  verzeichneten  üüter  sind  von  dem  Rekla- 
manten in  Na(yasaki  auf  dem  russischen  Dampfer  „Mukden"  verladen 
und  am  6.  Februar  1904,  2  Uhr  4t  Minuttn  nachmittaj^s,  auf  der  Reise 
nach  W!adi\xüstük  im  Hafen  von  Fusan  von  dem  Kaiserlichen  Kriegs« 
schifi  „Heiyen"  zusammen  mit  dem  genannten  Schiff  beschlagnahmt 
Torden. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  d» 
Vertreters  des  Kommandanten  der  „Heiyen",  Kapitanleutnants  Yoshi- 
inura  Shinsei,  die  VernehmungsprotokoUe  des  1.  Offiziers  der 
,jl4ukden",  Serge  WiszniowskI,  und  des  2.  Offiziers  Alex- 
ander Ivanowitsch  Kanajeff,  das  Ladungsverzeichnis,  die 
Konnossemente  und  das  Schiffsjournal  des  genannten  Dampfers. 

Der  Reklamant  hat  Ladung  zur  mündlichen  Verhandlung  erhalten, 
ist  aber  nicht  erschienen. 

Die  Hauptpunkte  der  in  der  Reklamationsschrift  niedergelegten 
Reklamation  sind  folgende: 

Der  zur  Verhandlung  stehende  japanische  Reis  sei  von  dem  Rekla- 
manten auf  Bestellung  der  Firma  Choorin  &  Co.  in  Wladiwostok 
in  Nagasaki  eingekauft  und  während  des  Transports  an  die  genannte 
Turna  beschlagnahmt  worden.  Da  der  Reis  noch  nicht  am  Bestimmungs- 
ort angekommen  und  folglich  der  Kaufpreis  noch  nicht  bezahlt  ^i,  so 
stehe  der  Reis  noch  im  Eigentum  des  Reklamanten  und  habe  keinerlei 
Beziehungen  zu  der  russtechen  Regierung. 

Die  360  Kolli  getrocknetes  Obst  und  16  Polyphone,  welche  von 
S.  Francisco  auf  dem  japanischen  Dampfer  „Nippon  Maru"  nach 
N^saki  gekommen  und  von  dem  Reklamanten  auf  die  „Mukden" 
umgeladen  und  nach  Wladiwostok  geschickt  worden  seien,  stünden 
gleichfalls  im  Eigentum  verschiedener  einzelner  Personen. 

Es  verck  daher  die  Auslieferung  aller  zur  Verhandlung  stehenden 
Güter  an  den  Reklamanten  beantragt. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  gehen  dahin,  daß 
die  zur  Verhandlung  stchciukn  Güter  alle  für  Personen,  welche  ihren 
\tohnsitz  im  feindlichen  Wladiwostok  hätten,  bestimmt  seien  und  da- 
her als  feindliches  Gut  auf  feindlichem  Schiff  der  Wegnahme  verfallen 
müßten. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Nach  den  Bestimmungen  und  Gebräuchen  des  geltenden  Völker- 
rechts kann  feindliches  Gut  auf  feindlichem  Schiff  mit  Recht  wec^- 
genommen  werden.   Die  Frage,  ob  Güter  feindlich  sind  oder  nicht, 

•>  IV.  §  18. 
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bestimmt  sich  nach  dem  Wohnsitz  des  Eigentümers,-)  und  die  Frage, 
ob  sie  der  feindlichen  Regit-rung  gehören  oder  nicht,  ist  unerheblich. 

Femer  werden  Güter,  welche  an  einen  feindlichen  Mmpf.änger 
abgesandt  worden  sind,  als  feindliche  Guter  t>etrachtet  und,  wenn  die 
Interessenten  das  Gegenteil  behaupten  wollen,  so  liegt  der  Beweis  hier- 
für ihnen  ob. 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  sind  auf  dem  feindlichen 
Dampfer  „Mukden"  verladen  und  von  amerikanischen  und  japanischen 
Absendern  an  Empfänger  im  feindlichen  Wladiwostok  abgesandt 
w  orden.  Da  der  Reklamant  für  die  Behauptung,  daß  die  Güter  nicht 
feindlich  seien,  keinen  Beweis  erbr.uht  hat,  so  ist  diese  Behauptung 
als  unbegründet  anzusehen  und  die  Guter  sind  als  feindliche  Güter 
einzuziehen.^) 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformei  entschieden. 

Verkündet  am  26.  Mai  1004  im  Prisengerirlit  zu  Sasebo  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  Vamanioto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Frederic  Ringer.  Chef  der  Firma  Holme, 
Kinger  6c  Co.,  Nagasaki,  Oura,  Nr.  7. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  ShigefujiTsurutaro,  Na- 
gasaki, Hikijimachi,  Nr.  33. 

Die  gegen  das  Urteil  des  Prisengerichts  zu  Sasebo  vom  14.  Juni 
1904  in  Sachen  von  Ladungsstücken  des  beschlagnahmten  Dampfers 
„Mukden"  eingelegte  Berufung  wird  abgewiesen,  w  ei!  der  Prozeßvertreter 
keine  ausreichenden  Beweisdokumente  für  seine  Prozeßvollmacht  bei* 
gebracht  hat.*) 

•   Am  3.  Juli  1905. 

Das  Oberprtsengericht. 


Reklamanten:  Der  amerikanische  Kaufmann  Arthur  W.  Tay- 
lor in  Wladiwostok,  Rußland,  und 

der  amerikanische  Staatsangehörige  D.  H.  Blake,  Prokurist  der 
American  Trading  Company,  Regierungsbezirk  Kanagawa,  Yokohama, 

Vama^hitacho  Nr.  28. 

-)  V.  §§  8,  3  und  4.  —  »)  V.  §  40.  2.  —  ♦)  IV.  §  20. 
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Prozeßvertreter  der  beiden  Reklamanten:  Rechtsanwalt 
A  k  i  \  a  m  a  ü  e  n  z  o ,  Regierungsbezirk  Kanagawa,  Yokohama,  Yama- 
sbitacho  Nr.  75. 

In  der  Fri5Lri>:uhe  betreffend  laciuns^s^tücke  des  russischen 
Dampfers  „Mukden"  \xird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsformel: 
Dil  auf  dem  Dampfer  „Mukdtn  "   \  ctiadenen  1723  Faß  Nägel 
uiiti  l  Kollo  Oasbrenner  vcerden  eingezogen. 

Tatbestand  und  Orflnde: 

Die  auf  dem  Dampfer  „Mukden"  vciladcncn  Nägel  und  Oas- 
brenner  wurden  auf  der  Reise  nach  Wladiwostok  am  6.  Februar  1904 
in  Hafen  von  Fusan  in  Korea  zusammen  mit  dem  genannten  Dampfer 
von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Heiyen"  beschlagnahmt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  und 
das  Gflterverzeichnis  des  Stellvertreters  des  Kommandanten  der  „Heiyen", 
Kapitänleutnants  Yoshimura  Shinsei,  die  VemehmungsprotokoUe 
des  1.  Offiziers  der  „Mukden",  Serge  Wiszniowski,  und  des 
2.  Offiziers,  Alexander  Iwanowitsch  Kanajeff,  das  Tagebuch, 
das  Lad ungs Verzeichnis  und  die  Konnossemente  des  genannten  Dampfers 
sowie  die  Aussagen  des  Vertreters  der  Reklamation. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation 

sind  folgende: 

Der  Bestimmungsort  der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  sei 
freilich  feindliches  Gebiet,  aber  zur  Zeit  ihrer  Verschiffung  hätten  Japan 
unci  Rußland  noch  keine  Kriegserklärungen  abgegeben,  auch  hätten 
die  hfindseligkeiten  noch  nicht  begonnen  gehabt. 

Dil  die  Güter  im  Eigentum  des  neutralen  Empfängers  stünden  und 
keine  Kriesfskonterbande  seien,  so  müßten  sie  freigegeben  werden. 

Die  Ansieht  des  Staatsanwalts  geht  im  w  csf  ntlichen  dahin,  daß 
dki  Güter  erwiesenermaßen  feindliche  Güter  auf  feindlichem  Schiff  seien; 
dafi  die  Behauptungen  des  Reklamanten  völlig  unbegründet  und  die 
üuter  einzuziehen  seien. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Feindliches  Gut  auf  feindlichem  Schiff,  gleichviel  ob  Konterbande 
odrr  nicht,  gleichviel  auch  ob  vor  der  Kriegseröffnung  verschifft  oder 
nicht,  kann  mit  Recht  eingezogen  werden.  >) 

Es  steht  nach  dem  Völkerrecht  außer  Zweifel,  daß  die  Frage,  ob 
Outer  feindlich  sind,  sich  ungeachtet  der  Nationalität  des  Eigentümers 
nach  dessen  Wohnsitz  bestimmt. 

')  V.  §  40.  —  0  V.      8.  3  und  4. 
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Wenn  man  die  obigen  Tatsachen  betrachtet,  so  mu6  es  ffir  er- 
wiesen  erachtet  werden,  dafi  die  zur  Verhandlung  stehenden  Qfiter 
feindliches  Out  auf  feindlichem  Schiff  darstellen  und  daß  kein  Onind 
für  ihre  Freigabe  vorliegt. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkfindet  am  26.  Mai  1904  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  Mizukami  Chojiro. 

(Unterschriften.) 


Reklamanten:  Die  amerikanischf  Staatsan^chörijJt  Kaufmann 
Sarah  Elizabeth  Smith  in  Wladiwostok,  Rußland,  und  der 
amerikanische  Staatsangehörifje  I^.  H.  Blake.  Prokurist  der  American 
Irading  Company,  Regierungsbezirk  Kanaga>*a,  Yokohama,  Yamashi- 
tacho  Nr.  28. 

ProzeBvertreter  der  beiden  Reklamanten  t  Rechtsanwalt 
Akiyama  Oenzo,  Regierungsbezirk  Kanagaua,  Yokohama,  Yama« 
shitacho  Nr.  75. 

In  der  Prisensache  betreffend  Ladungsstucke  des  russischen 
Dampfers  „Mukden"  wird  wie  folgt  entschieden: 

Urteilsformel: 

Die  auf  dem  Dampfer  „Mukden''  verladenen  45  Kisten  Wagen 
werden  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  auf  dem  Dampfer  „Mukden"  verladenen  Wagen  wurden  auf 
der  Reise  nach  Wladiwostok  am  6.  Februar  1904  im  Hafen  von  Fusan 
in  Korea  zusammen  mit  dem  genannten  Dampfer  von  dem  Kaiserlichen 
Kriegsschiff  „Heiyen"  beschlagnahmt. 

Diese  Tatsachen  werden  l)ewiesen  durch  die  Aussageschrift,  und 
das  Güterverzeichnis  des  Stellvertreters  des  Kommandanten  der  „Heiyen", 
Kapitän leutnants  Yoshimura  Shinsei,  die  Vernehmungsprotokolle 
des  1.  Offiziers  der  „Mukden",  Serge  Wisznio\xski,  und  des 
2.  Offiziers  Alexander  Iwanowitsch  Kanajeff,  das  Tagebuch, 
das  Ladungsverzeichnis  und  die  Konnossemente  des  genannten  Dampfers 
sowie  die  Aussagen  des  Vertreters  der  Reklamation. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation 
sind  folgende: 

Der  Bestimm ungsort  der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  sei 
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f:i;il;Lli  tciadlichcs  ütbiet,  aber  zur  Zeit  ihrer  Verbchiftun'^  hatten  Japan 
und  Rußland  noch  keine  Kriegserklärungen  abgegeben,  auch  hätten 
die  Feindseligkeiten  noch  nicht  begonnen  gehabt. 

Üa  die  Güter  im  higcntum  des  neutralen  Empfängers  stünden 
und  keine  Kriegskonterbande  seien,  so  möBten  sie  freigegeben  werden. 

Dit  Ansicht  des  Staatsanwalts  geht  im  uesenthchen  dahin,  daß 
die  Güter  erwiesenermaßen  feindUche  Güter  auf  feindlichem  Schiff  seien, 
diB  die  Behauptungen  des  Reklamanten  völlig  unbegründet  und  die 
Ofiler  daher  einzuziehen  seien. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Feindliches  Out  auf  feindlichem  Schiff  kann,  gleichviel  ob  Konter- 
bande oder  nicht,  gleichgültig  auch  ob  vor  der  Kriegscröffnung  ver- 
schifft oder  nicht,  mit  Recht  eingezogen  werden. 

Es  steht  nach  dem  Völkermcht  außer  Zweifel,  daß  die  Frage,  ob 
Güter  feindlich  sind,  sich  ungeachtet  der  Nationalität  des  Eigentümers 
nach  dessen  Wohnsitz  bestimmt.') 

Wenn  man  die  obigen  Tatsachen  betrachtet, 'so  muß  es  für  er- 
Tiesen  erachtet  werden,  daß  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter 
feindliches  Gut  auf  feindlichem  Schiff  darstellen  und  daß  kein  Grund 
für  ihre  Freigabe  vorliegt.*) 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  26.  Mai  1904  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Betseui 
des  Staatsanwalts  Mi  zukam!  Chojiro. 

(Unterschriften.) 


Reklamanten :  Arthur  W.  Reklamanten :  S  a  r  a  h  F  I  i  z  a  - 

Taylor,    wohnhaft    in    Wladi-  h  c  t  h  Smith,  w  ohnhaft  in  Wladi- 

»itelük,  Ostsibirien,  Kußland,  und  w  ostok,  Ostsibirien,  Kußland,  und 

D.  H  Blake,  Prokurist  der  Ameri-  j  L),  H.  Blake,  Prokurist  der  Anieri- 

;-an  Tradinj^  Company,  Ret(ierungs-  '  can  Trading  Company,  Rc.Ljicruntys- 

be/irk  Kanagawa,  \'ükohama,  Ya-  bezirk  Kanagawa,  Yokohama,  Ya- 

mashilacho  Nr.  28.  mashitacho  Nr.  28. 

ProzeBvertreter  der  beiden  Reklamanten:  Rechtsanwalt 
A  k  i )  a  m  a  Ci  e  n  z  o ,  Regierungsbezirk  Kanagawa,  Yokohama,  Yama- 
shitacho  Nr.  75. 

>)  V.  §§  8.  3  and  4.  —  «)  V.  §  40. 
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Am*)  26.  Mai  1904  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
sache betreffend  Ladung  des  am  6.  Februar  1904  im  Hafen  von  Fusan 
in  Korea  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Heiyen''  beschlagnahmten 
russischen  Dampfers  „Mulcden"  ein  Urteil  erlassen,  in  welchem  auf 
Einziehung  der  auf  dem  genannten  Dampfer  verladenen 
1723  Faß  Nägel  und  1  Kollo  Oas-  |  45  Kisten  Waren  erkannt  viorden 
brennen  erkannt  >x  orden  ist.  Gegen  ist.  Gegen  dieses  Urteil  haben  die 
dieses  Urteil  haben  1;  ■  Rtkla-  |  Reklamanten  Sarah  F. lizabeth 
manten  Arthur  W  .  I  aylor  und  j  Smith  und  der  Prokurist  der 
der  Prokurist  der  American  Tra-  '  American  Trading  Company,  D.  H. 
ding  Company,   D.   H.   B  iake,  j  Blake, 

durch  den  Rechtsan>x alt  Akiyama  Genzo  als  Prozeßvertrcter  die 
Herufuni^  eins^elegt,  >x'elche  im  Beisein  der  Staatsanw  älte  I  >  u  t  s  ii  k  i 
Keiroku  und  Dr.  jur.  Ishiwatari  ßinichi  beim  überpri>en- 
gericht  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptberutungspunkte  des  Vertreters  der  Reklamation,  Aki- 
yama Genzo,  sind  folg^ende: 

Das  Urteil  des  Pristngerirhts  zu  Sasebo,  in  welchem  auf  Einziehung 
der  auf  dem  Dampfer  ,,Mukclen"  verladenen 
1776^)  Faß  Nägel  und  1  Kollo  üas-    4b  Kisten  Wagen 
brcnner  ' 

entschieden  vcorden  sei,  sei  unrechtmäßig.  Iis  \xerdc  Aufhebung  dieses 
Urteils  und  .Freigabe  der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  beantragt, 
und  zwai*  aus  folgenden  Gründen: 

1.  Die  zur  Verhandlung  stehenden  |  1.  Die  zur  Verhandlung  stehenden 
Naget  und  Gasbrenner  \  Wagen 

seien  im  September  1903  in  New  York,  Amerika,  verschifft,  am  1.  Fe- 
bruar 1904  in  Shanghai  auf  den  der  ostchinesischen  Pisenbahngeseibchaft 
gehörigen  Dampfer  ,,Mukden"  umgeladen  und  auf  der  Fahrt  nach 
Wladiwostok  am  6.  Februar,  2  Uhr  40  Minuten  nachmittags,  im  Hafen 
von  Fusan  in  Korea  zusammen  mit  dem  genannten  Dampfer  beschlag- 
nahmt worden.  Da  am  6.  Februar  der  Kampf  zwischen  Rußland  und 
Japan  noch  nicht  begonnen  gehabt  habe,  so  könne  man  diesen  Tag  nicht 
als  Kriegszeit  bezeichnen.  Es. sei  aber  unbestreitbar,  dafi  Prisen  nur 
zur  Kriegszett  gemacht  werden  durften.  Der  Kriegszustand  zwischen 
Staaten  entstehe  dadurch,  daß  die  am  Kampfe  beteiligten  Mächte  tat- 
sächlich die  .Feindseligkeiten  begännen ;  er  nehme  dagegen  seinen  An- 
fang nicht  mit  einem  Ultimatum  oder  mit  Vorbereituti^ren  für  den  Kampf. 
Was  daher  das  Verhältnis  zwischen  Japan  und  Rußland  am  6.  Februar 

•)  Diese  beiden  Hntscheidungen  sind  nur  in  der  Person  des  Reklamanten  und 
In  dem  ReklanMtioiisobjekt  veischleden.  Daher  sind  sie  hier  koUateral  angeordnet 
worden. 

*)  Im.  Urteil  L  Inst  1723  Fafl. 
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1904  angehe,  sü  liege  dieser  Tag  zwar  nach  der  Abgabe  des  Lltimatums, 
und  die  Kriegsvorbereitungen  seien  bereits  getroffen  gevcesen,  aber  trjotz- 
dem  könne  man  nicht  sagen,  daß  die  Kriegszeit  bereits  begonnen  gehabt 
habe.  Demnach  habe  Japan  zu  dieser  Zeit  noch  nicht  die  Befugnisse 
einer  lariegfOhrenden  Macht  ausüben  dürfen,  und  die  zur  Verhandlung 
stehende  Beschlagnahme  stehe  nicht  im  Einklang  mit  den  Bestimmungen 
des  Völkerrechts. 

Se|bst  aber  wenn  man  einmal  annehme,  daß  der  6.  Februar  be> 
itits  in  die  Kriegszeit  falle,  so  sei  doch  die  Beschlagnahme  im  Hafen 
von  Fusan  in  Korea  geschehen,  Korea  sei  zu  der  Zeit  noch  mit  keinem 
der  beiden  Kaiserreiche  in  Bündnis  gewesen  und  müsse  als  ein  un- 
abhängiges neutrales  Land  angesehen  werden,  hls  sei  aber  unbestreitbar, 
daß  eine  Besch lac^nahme  in  neutralen  Hoheitsgewässern  das  Völker- 
recht verletze  und  widerrechtlich  sei. 

2.  Wie  aus  den  I.adungspapieren  der  „Multden"  hervorirehe,  sei  die- 
selbe Ligentum  der  ostchinesischen  Eisenbahngesellsehatt  in  Shanghai 
und  gehöre  nicht  zu  Rußland.  Selbst  aber  zujrei^eben,  das  Schilf  stehe 
im  russischem  üebrauch  und  führe  die  russisc  he  Magge  oder  stehe  ganz 
oder  teilweise  im  Eigentum  russischer  Untertanen,  so  sei  doch  Ruß- 
land am  6.  Februar  noch  nicht  als  Feind  anzusehen  gewesen.  Daher 
sd  das  genannte  Schiff  nicht  als  Feindesschiff  anzusehen,  und  die  Ent- 
scheidung, welche  dies  annehme  und  die  zur  Verhandlung  stehenden 
Güter  für  Ladung  eines  feindlichen  Schiffs  erklärt  habe,  sei  unzutreffend. 

3.  Nach  dem  im  Artikel  3  der  Pariser  Seefechtsdeklaration  vom 
Jahre  1856  ausgesprochenen  Grundsatz  könne  neutrale  Ladung  auf 
Schiffen  feindlichen  Charakters  nicht  beschlagnahmt  werden.  Das 
fieschlagnahmerecht  beschränke  sich  lediglich  auf  feindliche  Ladung. 
Zur  Entscheidung  über  die  Frage,  ob  Ladung  feindlich  sei  oder  nicht, 
g«be  es  z>x  ei  Prinzipien.  Das  eine  gehe  nach  der  Nationalität,  das  andere 
nach  dem  Wohnsitz  des  Eigentümers.  Von  dem  modernen  Volker- 
recht  werde  zweifellos  als  das  natürlichste  und  vernünftigste  das 
Nationalitätsprinzip  und  nicht  das  Domizilprinzi'p  anpfesehen. 

Der  in  Wladiwostok  ansässige  Arthur  W.  Taylor  habe  die  zur 
Verhandluni;  stehenden  Güter  von  der  in  Ncnx'  York  in  Amerika  nieder- 
lässigen American  Irading  Company  gekauft.  Wenn  man  annehme, 
daß  tincrn  solciien  Vertrag  die  Kraft  innevcohne,  das  Eigentum  zur  Zeit 
der  X'crsehiffung  übergehen  /u  lassen,  so  seien  die  zur  Verhandlung 
stehenden  Güter  freilich  Eigentum 
des  Taylor.  |  der  Smith. 

Venn  man  aber  diese  Kraft  der  EigentumsQbertragung  nicht  annehme, 
so  stünden  die  Güter  nach  wie  vor  im  Eigentum  des  Verkäufers,  der 
American  Trading  Company.  Das  Urteil  erster  Instanz  habe  aber  Aber 
die  Wirkung  des  Eigentumsübergangs  nach  dem  Völkerrecht  keine  Unter- 
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suchung  angestellt,  und  daher  könne  die  Entscheidung»  so  wie  sie  ab- 
gegeben sei,  nicht  als  zutreffend  erachtet  werden. 

Wenn  man  auch  annehme,  das  Eigentumsrecht  sei  bereits  auf  den 
Käufer  übergegangen  und 


der  oben  erwähnte  Taylor  sei 
Eigentümer  der  zur  Verhandlung 


die  oben  er>xähnte  Smith  sei 
Eigentümerin  der  zur  Verhandlung 


stehenden  Guter,   so  seien,   >xeil    stehenden  Outer,  so  seien,  weil  die 


Smith  von  Nationalitat  ^  Ameri- 
kanerin sei, 


Taylor  von  Nationalitat  Ameri» 
kaner  sei, 
die  Güter  der  Nationalität 

Taylors  der  Smith 

entsprechend  von  neutraler  Landc^zugchürigkcit.  Demnach  könnten 
sie  nach  der  Pariser  Secrechtsdeklaration  nicht  weggenommen  werden, 
und  die  Fntschcidtm'^'^  des  Frisengerichts  erster  Instanz,  daß  die  (iüter 
feindlich  seien  und  eingezogen  werden  müßten,  sei  ungeset/lich.  Da^ 
\  ()n  diesem  Gericht  als  völkerrechtlicher  Grundsatz  anerkannte  Domizil- 
prinzip  sei  nur  englisches  Prinzip,  das  man  nicht  als  einen  internationalen 
Grundsatz  hinstellen  könne.  Nai  h  diesem  Prinzip  werde  übrigens  dem 
Vertrag  die  Kraft  der  Übertragung  des  higentums  an  den  Cjütern  von  dem 
Zeitpunkt  der  Verschiffung  nicht  zuerkannt,  wie  das  im  (iegenteil  bei 
dem  französischen  Nationaiitätsprinzip  der  hall  sei,  bei  welchem  im 
Einklang  mit  den  gewöhnlichen  Handelsgebräuchen  die  Verantwortung 
für  die  Qöter  nach  der  Verschiffung  bei  dem  Käufer  liege  und  dem- 
gemäß die  Kraft  des'  Vertrages,  das  Eigentum  auf  den  Käufer  Qber- 
gehen  zu  lassen,  anerkannt  sei.  Das  Gericht  erster  Instanz  habe,  un- 
geachtet dieser  Verschiedenheit  in  den  beiden  Prinzipien,  einfach  ge- 
sagt, das  Domizilprinzip  werde  völkerrechtlich  nicht  in  Zweifel  gezogen, 
und  sei  diesem  ohne  Verständnis  blindlings  gefolgt,  wobei  es  aber 
die  Frage  der  Eigentumsübertragung  üt>ersehen  habe.  Man  könne  daher 
nicht  behaupten,  daß  das  Urteil  die  Wahrheit  erschöpfe.  Denn  wenn 
man  im  vorliegenden  Falle  dem  englischen  Prinzip  gefolgt  sei,  so  stehe 
das  Eigentum  nach  wie  vor  beim  Verkäufer,  der  American  Trading 
Company  in  New  York,  und  die  Landeszugehörigkeit  der  Güter  sei 
unbestreitbar  neutral. 

4.  Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  seien  bereits  im  Sep- 
tember 1903  abgesandt  worden,  d.  h.  etwa  ein  halbes  Jahr  vor  der 
Kriegseröffnung,  welche  doch  offenbar  nicht  vorausgesehen  worden  sei. 
Ihrem  Charakter  nacli  seien  die  Güter  unfraglich  keine  Konterbande. 

Die  Hauptpunkte  der  Hrwiderung  des  Staatsanwalts  beim  Prisen- 
gericht zu  Sasebo,  Hayashi  hijuro,  sind  folgende: 

Fs  sei  völkerrechtlich  allgemein  anerkannt,  daß  die  Zeit  der  Aus- 
übung des  Seeprisenrechts  nicht  unbedingt  mit  dem  Feuern  der  Ka- 
nonen ihren  Anfang  nehme,  daß  vielmehr  in  die  Zeit,  wo  dieses  Hecht 
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auss^eübi  werden  könne,  schon  eingetreten  werde,  wenn  nur  irgendeine 
Tätigkeit  gezeij^t  vtcrde,  die  als  feindliches  Vort^chcn  angesehen  vc  crdcn 
müsse.  Seit  Anfang  der  Eröffnung  der  diploniatischen  Verhandlungen 
zwischen  Japan  und  Rußland  über  die  mandschurisch-koreanische  Frage 
habe  RuBland  auf  der  einen  Seite  seine  Antwort  absichtlich  hingezögert, 
auf  der  anderen  gro6e  Kriegsvorbereitungen  getroffen  und  Japan  gegen- 
über seinen  Entschluß»  den  Kampf  zu  eröffnen,  dargetan.  Daraufhin 
habe  Japan  am  5.  Februar  1904  seine  Erldärung  betreffend  den  Ab* 
faruch  der  diplomatischen  Beziehungen  an  Rußland  abgeschickt  und 
das  japanische  Geschwader  sei  am  6.  Februar,  vormittags  7  Uhr,  zum 
Kampf  gegen  die  russische  Kriegsflotte  von  Sasebo  aufgebrochen.  Da 
die  heindseligkeiten  somit  schon  vor  der  zur  Verhandlung  stehenden 
Beschlagnahme  ihren  öffentlichen  Anfang  genommen  hätten,  so  sei  die 
Behauptung,  daß  die  Beschlagnahme  mit  Rucksicht  auf^  die  Zeit,  zu  der 
sie  vorgenommen,  wirkungslos  sei,  unzutreffend. 

ferner  sei  es,  ohne  viel  Worte  /u  machen,  klar,  daß  Korea  nach 
dem  Zweck  des  Krieges  und  mit  Rücksicht  aut"  den  Mangel  der  Fähig- 
keit, sich  selbst  zu  schützen,  tatsächlich  nicht  neutral  sei.  Auch  habe 
es  dadurch,  daß  es  nach  der  Kriegseröffnung  eine  Neutralitätserklärung 
nicht  abgegeben  habe,  bewiesen,  daß  es  keinen  volistänchg  neutralen 
Stand  besitze.  Daher  seien  auch  in  diesem  Funkte  die  Behauptungen 
des  Prozeßvertreters  unhaltbar. 

Was  die  Landeszugehörigkeit  des  Dampfers  „Mukden"  angehe,  so 
gehe  aus  den  Schiffspapieren  klar  hervor,  daß  er  der  ostchinesischen 
Eisenbahngesellschaft  gehöre,  und  es  bestehe  daher  kein  Raum  für 
Zveifel  darüber,  daß  es  ein  feindliches  Schiff  sei. 

Nach  der  allgemeinen  vdlkerrechiüchen  Anschauung  bestimme  sich 
<lie  Landeszugehörigkeit  von  Gütern  nach  dem  Wohnsitz  des  Eigen- 
tümers und  das  Eigentum  an  Gütern  müsse  mangels  Gegent>eweises 
dem  Empfänger  zustehend  angesehen  werden.  Es  sei  daher  un- 
bestreitbar, daß  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter,  welche  an  eine 
in  Wladiwostok  ansässige  Person  versandt  worden  seien,  \(  eil  kein  Beweis 
vorliege,  daß  das  Kigentum  einem  anderen  ais  denf  Empfänger  zustehe, 
feindlichen  Charakters  seien. 

r)a  so  die  Güter  feindliche  Güter  auf  einem  feindlichen  Schiff  seien, 
>o  entspreche  es  den  allgemeinen  völkerrechtlichen  Ontndsätzen,  der 
Pariser  Seerechtsdeklaratton  und  der  japanischen  lYisenordnung,  daß 
sje.  gIcK  h\  iel  ob  Konterbande  oder  nicht,  gleichgültig  auch  ob  in  Vor- 
aussicht des  Krieges  abgesandt  oder  nicht,  eingezogen  werden  müßten. 

Kurz,  die  Berufung  sei  in  allen  Punkten  unbegründet,  da^  Urteil 
<tster  Instanz  in  allem  zutreffend,  und  es  werde  daher  Veruertung 
(kr  Berufung  beantragt 

Das  vorliegende  Urteil  wird  wie  folgt  begründet: 
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Der  russische  Dampfer  „Mukdcn"  ist  zusammen  mit  den  zur  Ver- 
handlung stehenden  Gütern  im  Hafen  von  Fusan  in  Korea  am  6.  Fe- 
bruar 1904,  2  Uhr  40  Minuten  nachmittags,  beschlagnahmt  vtorden. 

Die  Kritgseröffnung  fällt  nicht  unbedingt  mit  dem  Moment  des 
erstell  Austauschs  von  Kanonenfeuer  zusammen,  auch  ist  sie  nicht  unter 
allen  Umständen  von  einer  Kriegserklärung  oder  einer  dieser  gleich' 
kommenden  JMitteilung  abhängig.  Wenn  vielmehr  auch  nur  eine  veniger 
drastische  Ausführung  der  Kriegsabsicht  oder  sonst  eine  Manifestation 
des  Willens  zu  kämpfen  vorliegt,  so  ist  damit  der  Kriegszustand  ein* 
getreten. 

Da  nun  während  der  japanisch-russischen  Verhandlungen  Rußland 
durch  sein  unangemessenes  Verhalten,  welches  die  Hoffnung:  nuf  Er- 
haltung des  Friedens  unmöglich  machte,  und  durch  fortwährende  Kriegs- 
rüstungen seine  Absicht,  uns  mit  Waffengewalt  zu  unterwerfen,  klar 
be\x^ies,  so  sandte  unsere  Regierung  am  Februar  des  Jahres  1Q04 
eine  Instruktion  bezüglich  Abbruchs  der  diplomatischen  Be/iehuuL^en 
an  unseren  Gesandten  in  Rußland,  und  [gleichzeitig  traf  unser  Kriegs- 
geschwader seine  Vorbereitungen  und  fuhr  am  folgenden  läge,  den 
6.  Februar,  mit  der  Bestimmung,  den  Kampf  aufzunehmen,  von  dem 
Kriegshafen  Saseho  ab  und  iiahiu  auf  der  Fahrt,  also  während  dc-r 
Kriegszeit,  das  der  russischen  freiwilligen  Flotte  angehörige,  wie  bekannt, 
für  den  Kriegsgebrauch  der  russischen  Regierung  bereitzustellende 
Dampfschiff  „Ekaterinoslav"  in  Beschlag.  Dies  war  eben  nichts  anderes 
als  eine  AusfQhrung  der  Kriegsabsicht,  und  die  erst  später  erfolgte 
Beschlagnahme  des  hier  in  Frage  kommenden  Dampfers  kann  daher 
nicht  als  ungerechtfertigt  bezeichnet  werden;  dies  um  so  weniger,  als 
sie  auch  nach  der  am  6.  Februar,  um  2  Uhr  nachmittags,  erfolgten 
Mitteilung  unserer  Regierung  an  den  bei  unserem  Hofe  akkreditierten 
russischen  Gesandten  betreffend  den  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen stattgefunden  hat.  Daher  muß  die  Begründung  des  Rekla- 
manten, daA  am  6.  Februar  der  Krieg  zwischen  Japan  und  Rußland 
noch  nicht  eröffnet  gewesen,  die  an  diesem  Tage  vorgenommene  Be- 
schlagnahme daher  nicht  zu  Recht  geschehen  sei,  als  unzutreffend  be- 
zeichnet werden. 

Da  ferner  Korea  für  den  Krieg  zwischen  Japan  und  Rußland  von 
Anfang  an  zu  der  Landung  der  japanischen  Truppen  in  seinem  Gebiet 
und  dem  Passieren  derselben  seine  Zustimmung  gegeben  hat,  der  Krieg 
sich  auch  anfangs  innerhalb  seines  I  loheitsgebiets  abgespielt  hat,  kann 
Korea  nic  ht  als  em  neutraler  Staat  im  gew  uhnlichen  Sinne  des  Worts 
erachtet  werden.  Die  Widerrechtlichkeit  der  zur  Verhantilung  >tehen- 
den  Bcäciilagnahme  kann  daher  mit  der  Tatsache,  daß  sie  in  koreanischem 
Gebietsgev;  ässer  geschehen  ist,  nicht  begründet  werden. 

Der  Reklamant  behauptet  zwar,  daß  die  zur  Verhandlung  stehenden 
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Oütei  auf  einem  nicht  feindliclicii  Schilt  \erladen  Nxorden  seien,  aber 
auv  den  Scliiffspapieren  geht  hervor,  daß  der  Dampfer  „Mukdcn"  der 
russischen  ostchinesischen  Eisen bahngesellschaft  gehört.  Auch  die  von 
dem  Reklamanten  herangezogenen  Konnossemente  beweisen  das  Oegen- 
ml  nicht  im  geringsten. 

Die-  o;>tiMiiu'>i^chf  I  istnbahngeseilschaft  sieht  zvcar  .iußerlich  vt  ie 
eine  Privatgesellsc  haft  aus.  Aber  in  der  von  dem  ru.s>.isLhcn  Verkehrs- 
ministerium veröiiculiichtcn  Schiltsstati^lik  für  russisch  Asien  werden 
alJe  der  ostchinesischen  hisen bahngesellschaft  gehörigen  Schiffe  unter 
ak  im  Eigentum  der  Regierung  stehenden  Fahrzeuge  gerechnet.  Ferner 
hat  die  russische  Regierung  den  Ersatz  der  bei  den  nordchinesischen 
Wirren  vom  jähre  1900  von  der  ostchinesischen  Eisenbahngesellschaft' 
«rlittenen  Schaden  als  vom  Staat  erlittener  Schäden  bei  der  chinesischen 
Regierung  reklamiert.  Man  mufi  also  annehmen,  daß  die  russische 
Regierung  selbst  die  ostchinesische  Eisenbahngesellschaft  in  Wirklich- 
keit als  ein  Regierunf^unternehmcn  betrachtet.  Auch  wenn  man  den 
Zweck  dieser  Gesellschaft  und  ihre  Beamtenorganisation  ansieht,  so 
kann  man  nicht  zu  dem  Schluß  kommen,  daß  sie  ein  Privatunternehmen 

Schon  aus  dieser  einen  Tatsache  erj^ibt  sich  ohne  jeden  Kaum 
für  Zweifel,  daß  die  „Mukden"  ein  feindliches  Schiff  ist. 

Der  Reklamant  behauptet,  daß  am  6.  Februar  Rußland  noch  nicht 
als  Hn  fiindliches  Land  anzusehen  sj^cwcsen  sei.  Wie  aber  schon  oben 
auseinandergesetzt,  ist  dieser  Punkt  der  Berufung  unbegründet. 

Daß  die  Landeszugehörigkeit  von  Gütern  sich  nach  dem  Wohn- 
sitz des  Ligentümers  bestimmen  läßt,  daß  ferner,  wenn  Personen, 
»lit  außerhalb  des  Feindeslandes  wohnen,  zur  Kriegszeit  Güter  auf  feind- 
lichem Schiff  an  einen  Fmpfänj^er  im  heindesgebiet  schicken.  Jiese 
(ifitei  feindlichen  (^larakter  haben  und  folglich  eirit;e/(>gen  werden 
können,  ist  von  der  völkerreehtlichen  l'raxis  anerkannt  und  auch  das 
(Jhcrprisentierieht  erarhtet  dies  für  billig.  Wenn  auch  der  Reklamant 
>:iL;t.  daß  von  dem  modernen  Völkerrecht  zweifellos  als  das  natürlichste 
c-nü  vernünftigste  da^  Nationalitälsprinzip  und  nicht  das  Domi/ilpriu/ip 
angesehen  werde,  so  ist  das  lediglich  eigene  Ansicht  des  Reklamanten 
und  kann  nicht  als  ausreichende  Grundlage  für  die  Verwerfung  der 
erstinstanzlichen  Entscheidung  erachtet  werden. 

Femer  bringt  der  Reklamant  vor,  ckil5  srlb^t,  wenn  das  ensf- 
.;j,he  Prinzip  für  den  vorliegenden  hall  als  /.utri-ffend  an^eiioniinen 
«orden  sei,  doch  da^  Ligcntuni  nach  wie  vor  bei  dein  Verkäufer  bleibe 
und  die  Landeszugehörigkeit  der  Güter  neutral  sei.  Das  Prisengericht 
hat  aber  gar  nicht  von  einem  fremden  Lande  anerkannte  Prinzipien 
zur  Anwendung  zu  bringen  und,  da  die  Landeszugehörigkeit  von  Gutem, 
die  auf  feindlichem  Schiff  an  einen  Empfänger  im  Feindestand  geschickt 
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\x erden,  sich,  wie  oben  ausgeführt,  bestimmt,  so  ist  auch  dieser  Be- 
rufungspunkt  hinfällig. 

Schließlich  macht  der  Reklamant  triltcnd,  daß  die  Güter  ohne 
Voraussicht  des  Krieges  abgesandt  \x orden  und  keine  Konterbande  seien. 
Aber  da  feindliches  Out  auf  feindlichem  Schiff,  gleichgültig  ob  Konter- 
bande oder  nicht,  gleichviel  auch  ob  in  Voraussicht  des  Krieges  ver- 
schifft oder  nicht,  eingezogen  werden  kann,  so  bedarf  dieser  Punkt 
keiner  besonderen  Erörterung. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  3.  Juli  1905  im  Otterprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Die  Filiale  der  russisch-chinesischen  Bank  in  Naga- 
saki, Ouramachi  Nr.  9,  vertreten  durcii  den  Prokuristen,  den  franzö- 
sischen Staatsangehörigen  J.  Carpentier. 

ProzeBvertreten  Die  Rechtsanwälte  Nagashima  Washi- 
taro,  Tokio,  Kyobashiku  Kagacho  Nr.  10,  Enya  Tsunetaro,  Tokio 
Kyobashiku,  Motosukiyacho  Ichome  Nr.  1,  Hidaka  Naoji,  Tokio 
Kyobashiku  Kagacho  Nr.  10. 

In  der  Prisensache  betreffend  Ladung  des  russischen  Dampfers 
„Mukden"  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsf  ormel: 
Die  auf  dem  Dampfer  „Mukden"  verladene  1  Kiste  mit  10000 
Rubel  wird  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehende  1  Kiste  mit  10  000  Rubel  ist  von 
dem  Reklamanten  am  5.  Februar  1904  im  Hafen  von  Nagasaki  auf  dem 
Dampfer  der  russisch-ostchinesischen  liisenhahngesellschaft  „Mukden" 
verladen  und  an  die  Filiale  der  russisch-chinesischen  Bank  in  Wladi- 
wostok abgesandt  \xorden.  Am  fi.  Februar  d.  J.  vcurde  sie  im  Hafen 
von  Fusan  in  Korea  zusammen  mit  dem  genannten  Dampfer  von  dem 
Kaiserliehen  Krieo>»ehiff    Heiyen"  behclilagnahmt. 

Dii'sc  latsachin  sind  nicht  nur  von  den  Vertretern  der  Rekla- 
mation anerkannt  worden,  sondern  werden  aueh  bewiesen  durch  die 
eingereichten   Beweisdokumente,  die  Aussageschrift  und  das  Güter- 
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Verzeichnis  des  Stellvertreteis  des  Kommandanten  der  ..Heiven",  Kapitän- 
leutnants Yoshimura  Shinsei,  die  Vernihmungsprütokolle  des 
I.  Offiziers  der  „Mukden",  Serge  Wiszniowski  und  des  2.  Oifi- 
ziers,  Alexander  I  w  a  n  o  w  i  t  s  c  h  K  a  n  a  j  e  1 1 ,  das  Ladungs- 
«-erzdchnis,  die  Konnossemente  und  das  Schiffsjournal  des  genannten 
Dampfers. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  der  Vertreter  der  Reklamation 
sind  folgende: 

1.  Der  Kriegszustand  zwischen  Japan  und  Rußland  sei  am 
S.  Februar  1904  mit  der  Seeschlacht  bei  Port  Arthur  eingetreten»  nicht 
aber  mit  der  Absendung  der  Mitteilung  der  japanischen  Regierung 
an  Rußland  betreffend  den  Abbruch  der  diplomatischen  Beziehungen 
am  6.  Februar.  Daher  sei  die  Beschlagnahme  des  russischen  Dampfers 
.^Mukden"  unrechtmäßig  gewesen  und  auch  die  auf  demselben  ver- 
ladenen  zur  Verhandlung  stehenden  Guter  müßten  unfragltch  freigegeben 
lerden. 

2.  Selbst  angenommen,  der  Kriegszustand  sei  zur  Zeit  der  Über- 
sendung der  Mitteilung  von  dem  Abbruch  der  diplomatischen 
fkziehunc^cn  ein^^^ctrctcn,  so  habe  doch  der  Gesandte  Kurin  o  die- 
selbe erst  am  ().  K-bruar.  nachmittags  4  Uhr,  dem  russischen  Minister 
der  Aus\j! artigen  Angelegenheiten  übermittelt.  Da  die  Be^ch!agnahme 
aes  Danjpfers  „Mukden"  aber  bereits  um  2  Uhr  40  Minuten  nach- 
mittags desselben  lagcs  erfolgt  sei,  so  sei  sie  vc  iderrechtlich  und  die 
zur  Verhandlung  stehciuicn  (iiiter  müßten  freigegeben  werden. 

3.  Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  seien  freilich  von  der 
Filiale  der  russisch-chinesischen  Bank  in  Nagasaki  an  die  Filiale  der 
genannten  Bank  in  Wladiwostok  versandt  worden  und  die  russisch- 
chinesische  Bank  habe  ihre  Hauptniederlassung  in  Rußland,  alier  dfe 
Filiale  in  Nagasaki,  welche  in  dieser  Sache  reklamiere,  sei  nach  japa- 
nischem Handelsrecht  als  Filiale  eingetragen  und  habe  noch  nach  der 
Kriegseroffnung  zwischen  Japan  und  Rußland  ihre  Geschäfte  in  Japan 
fortgesetzt.  Daher  mußten  die  von  ihr  abgesandten  zur  Verhandlung 
stehenden  Güter  .freigegeben  werden. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  gehen  dahin,  daß 
die  Behauptungen  der  Vertreter  der  Reklamation  völlig  unbegrinulet 
-jnd  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  als  feindliche  zu  betrachten 
und  einzuziehen  seien. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Wenn  man  sich  die  diplomatischen  Beziehungen  zw  ischen  Japan 
und  Kußland  zu  der  damaligen  Zeit  und  die  Bevcegungen  der  beider- 
seitigen Kriegsflotten  veri^'egenw  ärli^t,  so  muß  man  sagen,  daß  die  Feind- 
stligkeiten  zwischen  den  beiden  .\\;ichten  schon  vor  der  Heschlas^nalnnc 
des  zur  Verhandlung  stehenden  Schills  ihren  ötfentiichcn  Aiilang  gt* 
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nom nun  hatten,  und  es  ist  daher  klar,  daß  zu  dieser  Zeit  der  Kriegs- 
zustand bereits  eingetreten  war. 

Daher  sind  die  von  den  Vertretern  der  Reklanialiun  in  den  i^unkten 
1  und  2  gestellten  Anträge  auf  Freigabe  der  Güter  unbegründet. 

Ferner  wird  vorgebracht,  daß  der  Reklamant  nach  den  japanischen 
Gesetzesbestimmungen  seine  Eintragung  als  Filiale  bewirkt  und  in  Japan 
Handelsgeschäfte  betrieben  habe.  Die  Frage^  ob  Oflter  feindlich  sind 
oder  nicht,  bestimmt  sich  jedoch  nach  dem  Wohnsitz  des  üigen- 
tümers/)  und  es  muß  angenommen  werden,  daß  an  einen  im  Feindes- 
land ansässigen  Empfänger  versandte  Guter  mit  der  Absendung  in  das 
Eigentum  des  Empfängers  übergegangen  sind,  sofern  nicht  ausdrücklicher 
Gegenbeweis  vorliegt.  Die  Beweislast  hierfür  liegt  dem  Reklamanten  ob. 

Da  aber  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  auf  dem  russischen 
Dampfer  „Mukden"  an  die  in  Wladiwostok  befindliche  Filiale  der  russisch- 
chinoi^chen  Bank  versandt  worden  sind,  und  die  Vertreter  der  Rekla- 
mation iiher  den  er>xähn(en  Punkt  keinerlei  Beweis  erbracht  haben,  so 
ist  auch  die  Behauptung  des  Punktes  [i  unbegründet. 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  (lüter  sind  tiaher,  \xeil  auf  feind- 
lichem Schiff  befindlich,  mit  Recht  beschlagnahmt  worden,  denn  sie 
haben,  >xeil  der  Kmpfänn;er  eine  Person  ist,  die  im  Feindesland  kauf- 
männische Geschäfte  betreiht,  feindlichen  Charakter. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  26.  Mai  1001  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  M  i  z  u  k  a  m  i  C  h  o  j  i  r  o. 

(ünterscluiiten.) 


Reklamant:  Die  Filiale  der  russisch-chinesischen  Bank  in  Naga- 
saki, Oura  Nr.  Q,  vertreten  durch  den  Prokuristen  G.  Carpentier. 

Prozeßvertreter:  Die  Rechtsanwälte  Nagashima  Washi- 
taro,  Tokio,  Kvobashiku  KaL^arho  Nr.  10,  F  n  y  a  Tsunetaro,  Tokio, 
Kyobashiku  Motosukiyacho,  Ichome  Nr.  1,  Hidaka  Naoji,  Tokio, 
Kyobashiku,  Kagacho  Nr.  10. 

Am  2b.  Mai  1904  hat  das  Prisengericht  /u  Saseho  in  der  Prisen- 
Sache  betreffend  Ladung  des  am  6.  Februar  1904  im  Hafen  von  Tusaii 
in  ivorea  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  ,,Heiven"  besrhlagnahmteii 
russist  hen  Oampters  „.Mukden"  auf  I  in/iehung  der  auf  demselben  ver- 
ladenen einen  Kiste  mit  lOÜüO  Rubel  entschieden. 

*)  V,  8§  8.  3  und  4.  -  ä)  V.  §  40. 
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Oegen  dieses  Urteil  hat  der  Reklamant,  der  Prokurist  der  Filiale 
der  ru^isch-chinesischcn  Bank  in  Nagasaki,  ü.  Carpcntier,  durch 
die  Rechtsan>xälte  Nagashima  Washitaro,  h!nya  I  sunetaro 
und  Hidaka  Naoji  als  Prozeftverireter  die  Berufung  eingelegt,  welche 
im  Betsein  der  Staatsanwälte  Tsutsukt  Keiroku  und  Dr.  jur. 
Uhiwatari  Bin  ich!  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptberufungspunkte  der  Vertreter  der  Reklamation  sind 
folgende  * 

Es  werde  Aufhebung  des  Urteils  erster  Instanz  und  Freigabe  der 
zur  Verhandlung  stehenden  Güter  beantragt,  und  zwar  aus  folgenden 
Gründen : 

1.  Der  Dampfer  „Mukden",  auf  welchem  die  zur  Verhandlung 
siebenden  Güter  verschifft  worden  seien,  sei  am  6.  Februar  1904,  nach- 
mittags  2  Uhr  40  Minuten,  im  Hafen  von  Fusan  in  Korea  beschlag- 
nahmt worden.  Der  Kriegszustand  zwischen  Japan  und  Rußland  könne 
erst  als  am  8.  Februar  mit  der  Seeschlacht  vor  Port  Arthur  eingetreten 
angesehen  werden.  Vor  diesem  Zeitpunkt  hätte  die  Beschlagnahme 
der  „Mukden"  nicht  stattfinden  dürfen.  Daher  müßten  auch  die  zur 
Vertumdlung  stehenden  Güter  freigegeben  werden. 

2.  Selbst,  wenn  man  annehme,  der  Kriegszustand  sei  mit  der 
Übersendung  der  Mitteilung  von  dem  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen eingetreten,  so  hibe  doch  der  Gesandte  Kurino  diese  Mit- 
teiluni;  ikm  russischen  Minister  der  Auswärtigen  Angelegenheiten  erst 
am  ().  hcbruar,  4  Uhr  nachmittags,  übergeben  und  die  Beschlagnahme, 
«eiche  am  selben  Ta_q;c  um  2  Uhr  40  Minuten  narhmittnc^s  erfolf^t 
>ei,  sei  daher  unrechtmäßiL,'  und  auch  die  auf  dem  Dampfer  verschifften 
Güter  müßten  freigegeben  werden. 

3.  Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  seien  von  der  Filiale 
der  russisch-chinesischen  Bank  in  Nagasaki  an  die  Filiale  derselben 
Firma  in  Wladiwostok  versandt  worden.  Wenn  auch  die  Hauptnieder- 
laxsung  der  russisch-chinesischen  Bank  in  Rußland  sei,  so  sei  doch 
die  in  dieser  Sache  reklamierende  Filiale  nach  den  Bestimmungen  des 
jap.inischen  Handelsrechts  ein^^etratjen  und  habe  selbst  noch  naeli  der 
Krugst-röff iiung  ihre  üesciiättL-  in  Japan  fort^fst-tzt.  Daher  r,v\vn  die 
dk>cni  Reklamanten  gehörenden  (iiiter,  wenn  auch  das  Schiff  beschlag- 
luhim  worden  sei,  trotzdem  freizugeben. 

Das  (ienVht  erster  Instanz  behaupte,  daß  der  Reklamant  sein 
Eigentum  nicht  bewiesen  habe.  Dasselbe  werde  aber  durch  das  Kon- 
nossemeni  hlai  bev^iesen.  Denn  da  nur  der  Inhaber  des  Konnossements 
uie  Auslieferung  der  Güter  im  Bestimmungshafen  erlangen  könne,  die 
Konnossemente  aber  nicht  angekommen,  sondern  beschlagnahmt  seien 
so  stünden  die  Güter  noch  unverändert  im  Eigentum  des  Absenders. 
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Die  Hauptpunkte  der  Frwidcrung  des  Staatsanwalts  beim  Prisen- 
gericht zu  Sasebo  liayasiii  tijuro  sind  folgende : 

Was  man  völkerrechtlich  als  Kriegszeit  bezeichne,  nehme  seinen 
Anfangs  nicht  unbedingt  mit  dem  ersten  Austausch  von  Kanonenfeuer; 
schon  mit  veniger  drastischem  feindseligen  Vorgehen,  welches  der  Kriegs- 
absicht entspringe,  trete  man  in  die  Kriegszeit  ein.  Dies  sei  in  der 
völkerrechtlichen  Wissenschaft  und  Praxis  unbestritten. 

Schon  ehe  Japan  und  Rußland  über  die  mandschurisch-koreanische 
Frage  diplomatische  Verhandlungen  eröffnet  gehabt  hätten,  habe  Ruß- 
land einerseits  absichtlich  seine  Antwort  immer  hinausgeschoben,  auf 
der  anderen  Seite  durch  umfangreiche  Kriegsvorbereitungen  Japan  gegen- 
über seinen  Entschluß  zu  kämpfen  deuthch  gezeigt.  Daraufhin  habe 
Japan  am  5.  Februar  1Q04  seine  an  Rußland  gerichtete  Mitteilung  über 
den  Ahbruch  der  dipIomati>c!icn  Beziehungen  abgesandt  und  sein  Oc- 
srhwadei  sei  am  ().  hebruar.  um  7  LUir  iiiorcjens  vom  Kriegshafen  Sasebo 
autgebrochen,  utn  die  russische  Motte  zu  bekämpfen.  Diese  Handlung 
stelle  sich  als  eine,  mit  der  Absicht  den  Kampf  zu  beginnen,  vor- 
genomnituc  Handlung  dar. 

Da  es  erwiesen  sei,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Beschlag- 
nahme nach  diesen  l  ieignissen  geschehen  sei,  so  sei  die  Entscheidung 
der  ersten  Instanz  durchaus  nicht  rechtswidrig. 

Die  Landeszugehörigkeit  von  (iütern  bestimme  sich  nach  dem 
Wohnsitz  des  higcntüniers  und  das  higcntum  an  Gütern,  ^xclche  an 
einen  Empfänger  in  Feindesland  versandt  würden,  gehe  mit  dem  Moment 
der  Absendung  auf  den  Empfänger  über. 
Der  Reklamant  behaupte,  daß 

der  Inhaber  der  Konnossemente  die  Auslieferung  der  Outer 
erst  im  Ankunftshafen  erlangen  könne.  Da  nun  die  Güter 
noch  nicht  im  Bestimmungsort  angekommen,  vielmehr  mit 
Beschlag  t>elegt  seien,  so  stünden  sie  nach  wie  vor  im  Eigen- 
tum des  Absenders.   Die  Konnossemente  bewiesen  deutlich 
das  Eigentum  des  Reklamanten. 
Da  eine  kriegführende  Partei  indessen  in  sämtliche  Rechte  des 
feindlichen  Staats  eintrete,  so  müsse  man  Oüter,  "welche  zur  Kriegs* 
zeit  für  einen  feindlichen  Empfänger  bestimmt  seien,  mit  der  Beschlag- 
naimu    als   diesem   abgeliefert  ansehen.    Daher  könne  auch  dieser 
Beruf ungspunkt  nicht  anerkannt  werden. 

Es  >xerde,  w  eil  alle  Berufungspunkte  nicht  stichhaltig  seien,  Ver~ 
werfung  der  Bcruiung  beantragt. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
Der  Reklamant  bringt  in  meinem  ersten  Berufungspunkt  vor,  daR 
der  Kriegszustand  zwischen  Japan  und  Rußland  am  8.  Februar  1904 
mit  der  Seeschlacht  vor  Port  Arthur  begonnen  habe  und  dafl  eine 
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\ni  dieser  Zeit  vollzogene  Bt  sc  hlatjnahme  nicht  rechtmäßig  sei.  im 
Zielten  Benifungspunkt  behauptet  er,  daß  die  Beschlagnahme  des  in 
Frage  stehenden  Dampfers  vor  der  Abgabe  der  hrklärung  über  den 
Abbruch  der  diplomatischen  Beziehungen  durch  den  Gesandten  K  u  r  i  n  o 
an  den  russischen  Minister  der  Auswärtigen  Angelegenheiten  geschehen 
und  daß  das  Schiff  daher  freizugeben  sei. 

Die  Kriegseröffnung  fällt  aber  nicht  unbedingt  mit  dem  Moment 
des  ersten  Austausches  von  Kanonenfeuer  zusammen,  auch  ist  sie  nicht 
unter  alten  Umständen  von  einer  Kriegserklärung  oder  einer  dieser 
gietchkommenden  Mitteilung  abhängig.  Sobald  nur  eine,  wenngleich 
«eniger  drastische,  Ausführung  der  Kriegsabsicht  oder  sonst  eine  Mani- 
festation des  Willens  zu  kämpfen  vorliegt,  so  ist  damit  der  Kriegs- 
zustand eingetreten. 

Da  nun  viährend  der  japanist  li-mssischen  Verhandlungen  Ruß- 
land durch  sein  unangemessenes  Verhalten,  welches  die  Hoffnung  auf 
Erhaltung  des  Friedens  unmöglich  machte,  und  durch  fortwährende 
Kriegsrüstungen  seine  Absicht,  uns  mit  Waffengewalt  zu  unterwerfen, 
klar  bewies,  so  sandte  unsere  Regierung  am  5.  Februar  des  Jahres  1004 
eine  Instruktion  be/ÜLjlich  Abbruchs  der  diplomatischen  He/iehuni;en 
an  unseren  (je>andten  in  Rußlanc],  und  gleichzeitig  traf  unser  Kriegs- 
geschwader Äcine  Vorbereitungen  und  fuhr  am  fole^enden  Tage,  dem 
6.  hebruar,  mit  der  Be^tinnnung,  den  Kampf  auf/unehinm,  \()n  dem 
Kriegshafen  Sast-bo  ab  und  nahm  auf  der  hnhrt,  aUo  während  der 
Kriegszeil,  da^  der  russischen  freiwilligen  Motte  angeliörige,  wie  be- 
kannt für  den  Kriegsgebrauch  der  russischen  Regierung  bereitzustellende 
Dampfschiff  „Ekaterinoslav"  in  Beschlag.  Dies  war  eben  nichts  anderes, 
ab  eine  Ausführung  der  Kriegsabsicht,  und  die  erst  später  erfolgte 
Beschlagnahme  des  hier  in  Frage  kommenden  Dampfers  kann  daher 
nicht  als  ungerechtfertigt  bezeichnet  werden;  dies  umsoweniger,  als 
sie  auch  nach  der  am  6.  Februar,  um  2  Uhr  nachmittags  erfolgten 
.Mitteilung  unserer  Regierung  an  den  bei  unserem  Hofe  akkreditierten 
ntssischen  Gesandten  betreffend  den  Abbruch  der  diplomatischen  Be- 
ziehungen stattgefunden  hat.  Daher  sind  Punkt  1  und  2  der  Berufung 
beide  unbegründet. 

Im  dritten  Punkt  der  Berufung  heißt  es,  daß  die  Güter  bis  zur 
Ankunft  im  Bestimmungsort  im  Eigentum  des  Reklamanten  stünden 
und  daher  freizugeben  seien,  hs  ist  aber  von  der  völkcrrreht liehen 
Praxis  anerkannt,  daß  (iüter,  \xelche  von  einem  Absender  außerhalb 
dft>  feindlichen  Cicbicts  zur  Kriei4>zeil  auf  feindlichem  Sihiff  an  einen 
feindlichen  h  rnpfän^ir  xi-rsandt  werden,  kindlichen  Charakter  haben 
und  (kniLjernäß  der  I  irizichuuL;  unterliegen.  .Auch  das  C^herpriscngericht 
hält  dicseii  Standpunkt  für  billig  und  so  ist  auch  dieser  Punkt  der 
Berufung  unbegründet. 
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Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden : 
Die  Berufung  vcird  abgewiesen. 

Am  3.  Juli  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Die  Firma  Rouß  &  Co.  in  St.  Petersburg,  ver- 
treten durch  ihren  Prokuristen  Seestrand. 

ProzeBvertreten  Der  Rechtsanwalt  Oorai  Kinzo,  Tokio, 
Kyobashiku  Maruyacho  Nr.  4. 

Unterbevollmächtigter:  Rechtsanwalt  Hidaka  Naoji,  ebenda- 
selbst Karacho  Nr.  10. 

In  der  Frisensache  betreffend  den  russischen  Dampfer  „Rossia" 
wird,  wie  folgt,  entschieden: 

U  r  t  e  11  s  f  o  r  ni  e  I : 
Der  Dampier  „Kossia"  wird  eingezogen. 

Tatbestand  und  QrQnder 

Der  Dampfer  „Rossia"  steht  im  higentuni  der  russischen  Pirma 
Rouß  &  Co.  in  St.  Petersburg,  sein  Heirnatshafen  ist  St.  Petersburg, 
er  führt  die  russische  Handelsflagge  und  dient  zum  OQter-  und  Per- 
üonentransport. 

Am  14.  Dezember  1903  wurde  der  Dampfer  von  der  Firma  Kunst 
&  Albers  in  Wkdiwostok  durch  Vermittlung  der  Agenten  der  Reeder, 
der  Firma  Bryner,  Kons  netz  off  &  Co.  gechartert  und  transpor- 
tierte wiederholt  Kohlen  von  Karatsu  nach  Dalni. 

Am  28.  Januar  1904  trat  der  Dampfer  seine  dritte  Reise  von 
Karatsu  an,  fuhr  am  5.  Februar  d.  J.  wieder  von  Dalni  ab,  erhielt 
auf  dci  Rückreise  nach  Karatsu  am  7.  d.  M.,  6  Uhr  30  Minuten  vor- 
mittags, hei  Kurhinbahoi  in  Korea  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschilf 
„Tatsiita  '  (kn  Befehl  zu  stoppen  und  Nx  urde  des  weiteren  von  dem 
Kriegsschiff     l  aich u  .Mnnt"  beschlagnahmt. 

Zu  der  Zeit  befand  sieh  keine  i.aduiiL;  an  Bord. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  thinh  tüc  Aussageschrift  uhd 
du  Bescheinigung  über  die  Ladung  des  blcIKci  trctcrh  des  Kommandanten 
der  „  l  aichu  Maru",  Kapitänleutnants  Y  o  s  h  i  m  u  r  a  S  h  i  n  s  e  i,  die  Ver- 
nehmungsprotokoile  des  Kapitäns  l^eter  ürünberg  und  dc^  2.  Offi- 
ziers A.  Timor att,  das  Schiffszertifikat,  den  Chartervertrag,  das  Tage- 
buch des  genannten  Dampfers  und  die  Ausklarierungspapiere  des  Hafen- 
amts  in  Dalni. 
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Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  V'erueters  der  Reklamation 
sind  folgende: 

1.  Da  die  Beschlagnaiiine  des  zur  Vcrhancihmtr  stehenden 
Dampfers  am  7.  Februar,  d.  h.  einen  Tag  vor  der  I'rölfnun^  drs  Krieges 
zwischen  Japan  und  Rußland,  dem  S.  Februar,  statti^i  tuiuien  habe, 
so  sei  sie,  vieil  vor  der  Kriegszeit  geschehen,  xölkerreehtiich  ungerecht- 
fertigt. 

2.  Das  zur  Verhandhing  stehende  Srhitt  müsse  unter  Anweiidiing 
dl-;  (jnaücnbe^iinunung  des  §  3  der  Kaiberiicheii  Veiurdnung  Nr.  20 
»om  9.  Februar  1Q04  von  der  Beschlagnahme  ausgenommen  \x  erden. 
Da  die  Befreiung  von  der  Beschlagnahme  natürlich  die  Befreiung  von 
der  Einziehung  in  sich  schließe,  so  stehe  dem  Schiff,  wenn  es  auch  vor 
dem  9.  Februar  beschlagnahmt  worden  sei,  da  die  Einziehung  bis  jetzt 
noch  nicht  verfügt  sei,  dem  Zweck  der  Kaiserlichen  Verordnung  ent- 
sprechend, die  Befreiung  von  der  Einziehung  zu.  Ferner  sei  der  Gedanke, 
aus  dem  die  Befreiung  von  der  Beschlagnahme  verordnet  worden  sei, 
der,  Privateigentum  zur  See  zu  schützen.  Daher  müsse  das  Prisen- 
gericht diesen  völkerrechtlichen  Grundsatz  auch  auf  eine  vor  Ver- 
öffentlichung der  Kaiserlichen  Verordnung  ausgeübte  Beschlagnahme 
anwenden. 

3.  Es  gehe  aus  den  Aussagen  des  Kapitäns  hervor,  daB  die  Be- 
schlagnahme in  Entfernung  von  5  bis  6  Seemeilen  von  Ku-chin-bahoi 
in  Korea  erfolgt  sei.  Die  moderne  Völkerrechtswissenschaft  stehe  auf 
dem  Standpunkt,  daß  das  Hoheitsgewässer  eines  Staats  bis  6  Seemeilen 
von  der  Küste  reiche.  Daher  sei  die  zur  Verhandlung  stehende  Be- 
schlagn  ihiiie  in  einem  neutralen  Hoheitsgewässer  erfolgt  und  demgemäß 
unrechtmjßi.i^. 

Ans  diesen  Gründen  \xerde  die  Freigabe  des  zur  Verhandlung 

suriicndrn  Schiffes  beantragt. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 
Die  zur  Verhandlung  stehende  Beschlagnahme  sei  nach  dem  Ab- 
bruch der  Be/ifhimgen  zxxisrhen  Japan  und  Rußland,  also  nach  Fin- 
ifeten  des  Kriegszustands  vorgenommen  und  sei  daher  rechtmäßig. 

Die  Kai^^erliche  Verordnung  Nr.  20  könne  nicht  auf  vor  ihr  Ii»  ^M  iide 
Fälle  von  Beschlagnahmen  rückvi  irkend  ange>xandt  >xerdcn.  Zur  Kück- 
«irkunr^  auf  die  Vergangenheit  bedürfe  es  einer  ausdrücklichen  Be- 
stimmung. 

I^a  ferner  die  Theorie,  welche  das  lioheitsgewässer  mit  0  See- 
meiltn  annehme,  nicht  allgemein  anerkannter  völkerrechtlicher  Grund- 
'Jt/  und  da  es  außerdem  unbegründet  sei,  Korea  als  neutrales  i  and 
zu  betrachten,  so  sei  die  zur  Verhandlung  stehende  Beschlagnahme, 

')!. 
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selbst  vt'cnn  man  antichme,  sie  sei  in  koreanischem  Gebietsgewässcr 
erfolgt,  nicht  \\idcricchtlic-4i. 

Das  Gericht  ist  lolgendcr  Ansicht: 

1.  Aus  den  Tatsachen,  daß  Rußland  während  der  Verhandlungen 
mit  Japan  über  die  niaiidschurisch-korcanischt.-  1  ratijc  auf  dcv  einen  Seite 
seine  Antwort  gruiuilos  hin/ö,L,aTtc,  während  es  auf  der  anderen  .-.eine 
Armee  in  der  Mandsciiurci  und  in  Korea  aufmarschieren  ließ,  und  seine 
Kriegsflotte  nach  Port  Arthur  /usamnien/o^',  ijeht  deutlich  hervor,  daß 
es  seinerseits  bereits  entschlossen  war,  den  Kampf  gegen  Japan  zu 
eröfincn.  Japan  übersandte  daraufhin  am  t.  hebruar  1904  an  Ruß- 
land eine  Mitteilung  über  den  Abbruch  der  diplojnatischen  Beziehungen 
und  machte  gleichzeitig  seine  Kriegsmacht  mobil,  so  daß  die  japanische 
Flotte  am  6.  Februar  1904,  7  Uhr  vormittags,  von  Sasebo  zum  Angriff 
des  russischen  Geschwaders  aufbrach.  Wenn  man  die  damalige  all* 
gemeine  Situation  und  die  Bewegungen  der  beiderseitigen  Kriegsflotten 
sich  vergegenwärtigt,  so  mu6  man  sagen,  dafi  die  Feindseligkeiten  schon 
vor  der  zur  Verhandlung  stehenden  Beschlagnahme  ihren  öffentlichen 
Anfang  genommen  hatten.  Da  hiermit  zugleich  der  Kriegszustand  ein- 
getreten ist,  so  ist  die  Beschlagnahme  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Schiffs,  weil  sie  in  Ausübung  der  Rechtsbefugnisse  einer  kriegführenden 
Partei  vorgenommen  worden  ist,  rechtmäßig. 

2.  Es  ist  unbestreitbar,  dafi  die  Kaiserliche  Verordnung  Nr.  20 
vom  Jahre  1904  mit  Befreiung  von  der  Beschlagnahme  die  Befreiung 
von  der  Einziehung  meint.  Aber  die  Verordnung  findet  nur  Anwendung 
auf  die  nach  dem  Tage  ihres  Inkrafttretens,  also  nach  dem  9.  Fe- 
bruar, fallenden  Beschlagnahmen.  Die  Annahme,  dafi  sie  auch  auf 
eine  Beschlagnahme  vor  dem  9.  Februar  anzuwenden  sei,  ist  in  An- 
betracht dessen,  daß  sie  eine  ausdrückliche  Bestimmung,  die  ihr  rück- 
wirkende Kraft  beilegt,  nicht  enthält,  eine  falsche  Auslcgnn«^.  Noch 
\x  eniger  kann  aber  die  Verordnung,  wie  aus  ihrem  Wortlaut  klar  hervor- 
geht, auf  Schiffe  angewandt  werden,  die,  wie  das  zur  Verhandlung 
stehende,  keine  Ladung  zum  Löschen  an  Bord  führen. 

Der  Reklamant  behauptet,  daß  für  Fälle,  die  vor  dem  Inkraft- 
treten  der  Kaiserlichen  Verordnung  liegen,  die  Befreiung  auch  vom 
völkerrechtlichen  Standpunkt  aus  erfolgen  müsse.  Da  aber  die  Beschlag- 
nahme feindlicher  Schiffe  zur  Kriegszeit  ein  allgemeiner  Grundsatz  des 
Völkerrechte  ist,*)  so  kann  es  nicht  mit  dem  Völkerrecht  begründet 
werden,  wenn  man  die  Vergünstigung  der  Befreiung  für  einen  außer- 
halb der  landesgesetzlichen  Ausnahmebestimmung  liegenden  Fall  in  .An- 
spruch nehmen  \r\\\. 

3.  Da  nach  allgemeiner  völkerrechtlicher  Anschauung  das  Hoheits- 

*)  V.  §  L 
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gevässer  sich  über  einen  Bereich  von  3  Seemeilen  von  der  Küste 
erstreckt,  so  ist  die  Beschlagnahme  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Schiffs,  welche  in  einer  Entfernung  von  5  bis  6  Seemdlen  von 
Ku-chin-bahoi  in  Korea,  also  auf  offener  See  erfolgt  ist,  durchaus  nicht 
reclitsvidrig  und  die  Behauptungen  des  Prozeßvertreters  Qber  diesen 
Puni(t  sind  unhaltbar. 

Aus  den  obigen  Gründen  ist  die  Beschlagnahme  des  zur  Ver- 
handlung stehenden  Schiffs  rechtmäßig  und  das  5)chiff  muß  eingezogen 
Verden. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  26,  Mai  1904  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Cuinpagnie  Rouß  in  St.  Petersburg,  vertreten 
durch  den  Prokuristen  Seestrand. 

Prozeßvertreter;  Rcciu.sari\xaU  Gorai  Kinzo,  iokio,  Koji- 
machiku  1  ujimicho  Shichome  Nr.  4  bei  Kavxamoto  Jujiro. 

Am  26.  Mai  1QÜ4  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
sacht betreffend  den  russischen  Dampfer  „Rossia",  welcher  am  7.  Fe- 
bruar 1904  bei  Ku-chin-bahoi  in  Korea  von  dem  Kaiserlichen  Kriegs^ 
schiff  „Taichu  Maru"  aufgebracht  worden  ist,  ein  Urteil  gefällt,  in 
«rlchem  auf  Einziehung  des  Dampfers  „Rossia"  erkannt  worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Reklamant,  der  Prokurist  der  Compagnie 
Kouß  in  Rußland,  durch  den  Rechtsanwalt  Gorai  Kinzo  als  Prozeß- 
Vertreter  die  Berufung  eingelegt,  welche  im  Beisein  der  Staatsanwälte 
heim  Oberprisengericht,  Tsutsuki  Keiroku  und  Dr.  jur.  Ishi- 
vatashi  Binichi  gepräft  worden  ist 

Die  Hauptberufungspunkte  des  Vertreters  der  Reklamation,  des 
Rechtsanwalt  Oorai  Kinzo,  und  die  Hauptpunkte  ihrer  Begründung 
sind  folgende : 

1.  Das  Urteil  erster  Instanz  habe  bei  der  Festlegung  des  Anfangs 
äts  japanisch-russischen  Krieges  falsche  Tatsachen  angenommen  und 
das  Völkerrecht  falsch  angewandt. 

Ks  sei  zutreffend,  vienn  das  Urteil  den  Beginn  des  Krieges  auf  den 
Beginn  der  Feindseligkeiten  lege,  es  sei  aber  verkehrt,  daß  es  diese  Feind- 
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Seligkeiten  nac  h  der  dainalii^en  Situation  und  den  Ik'wcgungen  der  beiden 
Gesch\xadcr  hcurtiik-  iiiul  anncliriR-,  daß  sie  bereits  vor  dem  7.  Fe- 
bruar bestanden  hätten.  Die  vur  der  Sccschlueht  bei  Clhcniulpo  arrr 
8.  Februar,  3  Uhr  nachmittags,  liegenden  Bevcegungen  der  beiden  Ge- 
schwader und  die  damalige  Situation  seien  nicht  derart,  daß  sie  als 
Anfang  der  Feindseligkeiten  anzusehen  seien.  Daher  sei  die  Aufbringung 
des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  vor  der  Kriegserdffnung  vor- 
genommen und  das  Schiff  sei  unfraglich  freizugeben. 

2.  Das  Urteil  erster  Instanz  behaupte,  daß 

die  Kaiserliche  Verordnung  Nr.  20  vom  9.  Februar  in  Er- 
mangelung einer  ausdrücklichen  Bestimmung  auf  Handels- 
schiffe, die  vor  dem  9.  K  h  n  r  t>eschlagnahmt  worden  seien, 
keine  Anwendung  finde,    herner  gehe  aus  ihrem  Wortlaut 
klar  hervor,  daß  sie  nicht  zutreffe  auf  Handelsschiffe,  welche 
viie  das  7ur  Wrhandlnni:^  stehende  keinerlei  zu  iöschende 
Ladunij  an  Bord  hatten. 
Der  wahre  Sinn  dieser  Kaiserliehen  Verordnung  lasse  eine  der- 
artige, allzu  einseiti.<;e  und  cui^c  Auslei^anii^  nicht  /u.    Sie  finde  viaher 
mit  Recht  Anvcendung  auf  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff. 

3.  Das  Urteil  erster  Instanz  führe  aus,  daß 

der  Bereich  dc^  Uebictsgcwässers  nach  allgemeiner  Ansicht 
nach  dem  jetzt  geltenden  Völkerrecht  3  Seemeilen  von 
der  Küste  messe,  daß  daher  die  Beschlagnahme  des  zur 
Verhandlung  stehenden  Schiffes,  welche  5  bis  6  Seemeilen 
von  Ku-chin-bahoi  in  Korea  geschehen  sei,  als  eine  Be> 
schlagnahme  auf  offener  See  rechtmäßig  gewesen  sei. 
Reklamant  sei  der  Ansicht,  daß  es  vielmehr  der  allgemein  jetzt 
geltenden  völkerrechtlichen  Anschauung  entspreche,  daß  der  Bereich 
des  Hoheitsgewässers  6  Seemeilen  von  der  Küste  betrage  und  das  zur 
Verhandlung  stehende  Schiff,  weil  die  Beschlagnahme  in  dem  Hoheits- 
gewässer eines  neutralen  Staats  geschehen  sei,  freigegeben  werden  müsse. 

Die  Hauptpunkte  der  Kr\xiderung  des  Staatsanwalts  beim  Prisen- 
gericht  in  Sasebo  sind  folgende: 

Die  Prüftmg  der  von  dem  Reklamanten  eingereichten  Henifnngs- 
schrit't  habe  ergeben,  daß  ihre  drei  l^unkte  schon  bei  der  mündlichen 
Verhandlung  über  die  vorlicLjende  i?ekIamation  hearitwoitct  vsorden 
^eie^,  so  daß,  wenn  man  auf  die  vorliegende  Berufung  erwidern  wolle, 
das  nur  auf  eine  Wieciirluilung  der  von  dem  Staatsan>ocalt  iui  Prisen- 
gericht vorgebrachten  lirwiderung  hinaublauten  würde.  Da  die  Be- 
rufung keinerlei  neue  Gründe  vorbringe,  so  sei  eine  Entgegnung  über- 
flüssig. 

Der  Staatsanwalt  beantrage  daher,  seine  in  den  Verband lungs> 
Protokollen  niedergelegte  Ansicht  als  Erwiderung  auf  diese  Berufung 
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anzunehmen  und  die  in  allen  Funkten  unbegründete  Berufung  ab- 
zuweisen. 

Das  vorliegende  Urteil  uird  wie  folget  begründet: 
Die  von  dem  Obcrprisenirericht  kralt  seines  Amtes  als  erstes  vor- 
genommene Prüfung  der  Keclitmäßigkeit  der  Berufung  hat  ergeben, 
daß  dei  Reklamant,  der  Prokurist  Seestrand  der  Compagnie  Rouß 
in  St.  Petersburg,  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  ,,Rossia"  als 
im  Eigentum  der  Firma  Compagnie  Roufi  in  St  Petersburg  stehend 
bezeichnet  und  seine  Freigabe  bei  dem  Prisengericht  in  Sasebo  betrieben 
und  in  der  Folge  gegen  das  Urteil  desselben  bei  dem  unterzeichneten 
Oberprisengericht  die  Berufung  erhoben  hat  Was  das  Eigentum  eines 
aufgebrachten  Schiffs  angeht,  so  mufi  in  Ermangelung  eines  Idaren 
Gegenbevc  eises  den  an  Bord  des  Schiffes  vorgefundenen  Schiffspapieren 
Glauben  geschenkt  Vierden.  Wenn  man  aber  nach  dem  zur  Zeit  der 
Beschlagnahme  auf  dem  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfer  vorhanden 
gewesenen  Schiffszertifikat  geht,  so  steht  das  Schiff  im  Eigentum  der 
ru';si<;rhrn  ( jroßkaiifleute  S  a  r  a  t  o  w  i  t  s  c  h  und  M  o  r  d  u  c  o  \x'  i  t  s  c  h  in 
Kronstadl,  Rußland,  und  es  kann  nicht  auij^enonimen  werden,  daß  es 
Eigentum  der  oben  sogenannten  (Kompagnie  Rouß  ist.  Daher  ist  die 
Berufung,  gleichgültig,  ob  die  Berufungsgründe  zutreffen  oder  nicht, 
zu  ver\i  erfen. 

Es  wird  daher  w  ie  folgt  entschieden : 
Die  Berufung  viird  abgewiesen. 

Am  30.  Mai  1905  Im  Otierprisengericht 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  William  Harrison  Gill,  von  der  englischen 
Firma  W.  H.  Olli  8e  Co.,  Regierungsbezirk  Hiogo,  Kobe,  Kyomacht 
Nr.  74. 

ProzeBvertreter:  Rechtsanwalt  Sakurat  Ikkyu,  eben- 
daselbst Kitanagadori  Shichome  Nr.  54. 

In  Sachen  der  Reklamation  einer  Forderung  gegen  die  Eigentumer 
des  russischen  Dampfers  „Rossia"  wird,  wie  folgt,  entschieden. 

Urteilsfofniel: 
Die  Reklamation  wird  abgewiesen. 

Tatbestand  und  ( i  r  ü  n  d  e : 
Der  Pro/eß'vertreter  macht  fnlirinde  Hauptpunkte  geltend:  Der 
Dampfer  sei  am  14.  November  iyU3  in  Kobe  eingelauicn  und  der 
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Reklamant  habt  während  der  Zeit  bis  7ur  Abfahrt  demselben  am  31. 
Dezember  desselben  Jahres  im  Auftrage  der  Agentur  der  Fi^entüiner 
des  Dampfers  „Hossia"  in  Wladiwostok  verschiedene,  iur  die  1  ort- 
setzung  der  Reise  notwendige  Ausgaben  bestritten.  Im  ganzen  habe 
sich  seine  Fordening  auf  18116.91  Yen  belaufen.  Davon  habe  er 
von  den  Ladungseigentümern  für  Fracht  3043.51  Yen  eingenommen  und 
es  stehe  ihm  somit  gegen  die  tigentämer  des  Dampfers  noch  eine 
Forderung  von  15073.40  Yen  zu.  Während  diese  Forderung  noch 
nicht  beglichen  gewesen  sei,  wäre  der  Dampfer  am  7.  Februar  1904 
von  einem  Kaiserlich  japanischen  Kriegsschiff  beschlagnahmt  worden. 

Um  die  Begleichung  dieser  Forderung  zu  erlangen,  werde  folgendes 
geltend  gemacht: 

1.  Schon  mit  Rücksicht  auf  die  Ansprüche,  die  ein  Neutraler  an 
der  Prise  habe,  sei  die  „Rossia"  freizugeben.  Wenn  diese  Behauptung 
nicht  anerkannt  werden  könne,  so  sei  zu  berücksichtigen,  daß  das  Schiff 
am  7.  bebruar  1904,  um  7  Uhr  vormittatrs.  mit  Beschlag  belegt  'xorden 
sei;  daß  die  MitteiUing  der  hrklärung  betreffend  den  Abbruch  der 
Rezieh unt^^en,  welche  von  Japan  am  6.  hebruar  an  die  russische  Re- 
gierung abgei^eben  worden  sei,  wenn  auch  die  Zeit  der  Übermittlung 
nicht  genau  bekannt  sei,  nach  aller  Wahr>cheinlichkeit  mittags  um  12 
Uhr  erfolgt  sei.  Dem  entspreche  in  Japan  und  Korea  ein  Zeitpunkt  nach 
S  Uhr  vormittags  des  7.  l  ebruar.  Demnach  sei  die  Aufbringung  des 
genannten  Schiffes  vor  der  Kriegszeit  erfolgt,  sie  sei  daher  unrechtmäßig, 
und  der  Dampfer  mQsse  freigegeben  werden. 

2.  Wenn  die  Freilassung  des  Dampfers  ,,Rossia"  nicht  bewilligt 
werde,  so  werde  in  Ansehung  des  Anspruchs  des  Reklamanten  an 
das  Schiff  um  Zuerkennung  eines  Vorzugsrechts  an  der  Prise  gebeten. 

3.  Wenn  den  in  Punkt  1  und  2  dargelegten  Reklamationsgründen 
nicht  stattgegeben  werden  sollte,  so  werde  um  Entscheidung  in  dem 
Sinne  gebeten,  daß  die  Staatskasse  zur  Befriedigung  des  Anspruchs  des 
Reklamanten  verpflichtet  würde. 

Zum  Beweise  der  Existenz  seines  Anspruchs  überreiche  der  Rekla- 
mant die  mit  Nr.  1  bis  20  bezeichneten  Beweisstücke. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 

Die  Ausführunj^'en  des  Prozeß  Vertreters  bezüglich  der  hVeigabe  des 
Dampfers  „Rossia"  seien  s^rundlos. 

Waj.  den  Anspruch  des  Reklamanten  angehe,  so  hatte  derselbe, 
xcenn  die  gemachten  Ausgaben  zur  Erhaltung  des  Schiffes  oder  Eort- 
»et/ung  der  Reise  notu  endig  gewesen  wären,  allerdings  der  Theorie  nach, 
wenn  das  Schiff  eingezogen  u  ürde,  dieser  Prise  weiter  an.  Aber  nach 
dem  Wortlaut  der  japanischen  Prisengerichtsordnung  sei  es  zweifelhaft, 
ob  eine  Entscheidung  über  einen  derartigen  Anspruch  gegeben  werden 
könne  oder  nicht. 
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Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Die  Existenz  des  zur  Verhandlung  stehenden  Anspruchs  des  Rekla- 
manten  wird  als  durch  die  von  dem  Prozeßvertreter  beigetirachten 

fieueismittel  und  das  von  dem  unterzeichneten  Gerichtshof  abgelegte 
Zeugnis  des  Kapitäns  des  Dampfers  „Rossia",  Peter  Grfinberg, 
bewiesen  erachtet. 

Zu  Punkt  1 :  Da  €s  aber  klar  erwiesen  ist,  daß  die  Beschlagnahme 
nach  dem  ani  6.  Februar  1QÜ4  erfolgten  Kriegsausbruch  vorgenommen 
Tordcn  i>t.  so  ist  die  Behauptung  des  Prozeßvertreters  des  Reklamanten, 
di>  Schift  sei  vor  der  Kriegszeit  beschlagnahmt  worden,  hinfällig.  Daher 
;>l  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  eine  q^iite  Prise.  Wenn  es  nhcr 
c-inc  ^üic  l'rise  ist.  so  kann  damit,  liaß  es  in  Rechtsanspriit  fiin  .unitrakr 
Perionen  belangen  ist,  ein  Anspruch  auf  Freigabe  nicht  begründet 
«erden. 

Zu  Punkt  2:  VX^enii  auch  die  Ansprüche  des  Reklamanten  aus 
Ausgaben  entspringen,  die  für  die  Fortsetzung  der  Reise  des  Schiffes 
noUendig  geviesen  *;ind,  so  slelil  ihm  doch  nicht  nur  nach  den  Oe- 
xt/fM  Japans  ein  Vujzugsrecht  an  der  Prise  nicht  /u,  buadtni  .luch 
nach  dem  Völkerrecht  wird  das  Recht  des  Captors  an  einer  ein- 
zuziehenden Prise,  welche  im  Ligcntum  des  Feindes  steht,  als  absolut 
«rächtet,  und  ein  Dritter  kann  gegen  dieselbe  keinerlei  Forderungen 
geltend  machen.  Daher  ist  auch  Punkt  2  des  Prozeßvertreters  des 
Rekbmanten  unt)egründet. 

Zu  Punkt  3:  Daß  der  Reklamant  keine  Ersatzforderung  gegen  die 
Staatskasse  geltend  machen  kann,  geht  schon  aus  dem  Vorhergesagten 
von  selbst  hervor;  im  fibrigen  ist  aber  auch  das  Prisengericht  zur  Ent^ 
Scheidung  über  eine  Ersatzpflicht  der  Staatskasse  nicht  zuständig. 

Aus  diesen  Gründen  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  ent« 
schieden. 

Verkündet  im  Prisengericht  zu  Sasebo  am  2ö.  Mai  1904  im  Beisein 
de:»  Staatsanwalts  Yamanioto  Tatsurokuro. 

(Unterschriiten.) 


In  Sachen  des  am  7.  Februar  1904  um  etwa  4  Uhr  nachmittags 
an  der  Süd  Westküste  von  Korea  in  der  Nähe  von  Laimpo  von  dem 
Kaiserlich  japanischen  Kriegsschiff  „Azuma"  aufgebrachten  russischen 
Handelsschiffs  ,^Argun"  und  seiner  Ladung  wird  bezüglich  der  in  dem 
besonders  beigefugten  Verzeichnis  aufgeführten  Güter  nach  Einsicht 
des  Schriftsatzes  des  Staatsanwalts,  wie  folgt,  entschieden. 
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Bezüglich  der  iti  dem  besonders  beigefügten  Verzeichnis  auf- 
geführten, am  6.  Februar  1404  in  IJaIni  in  der  Mandschurei  mit  Be- 
stimmung für  Nagasaki  verschifften  Güter  muß  nach  den  Angaben 
des  Ladungsvcrzcichiiisscs,  der  Natur  der  üütcr  und  der  Zeil  der  Ver- 
schiffung angenommen  vterden,  daß  sie  im  Kigentum  von  Personen 
stehen,  die  in  Japan  ihren  Wohnsitz  haben. 

Daher  werden  diese  Güter  alle,  unbeschadet  der  Rechtmäßigkeit 
ihrer  Beschlagnahme,  in  Ermangelung  sonstiger  Grunde  für  ihre  Ein- 
ziehung sofort  freigegeben. 

Gegeben  am  24.  Februar  1904. 

(Unterschriften  der  Kichter.) 


Oflterveneidinis. 


Gegenstand 

Stückzahl 

Absender 

Empfänger 

MObel  

9 

Umeda 

Kobayashi 

45 

Oishi 

Olshl 

Leere  Fflsser  .... 

6 

i-Iirose 

Tsutsui 

Bier  

4 

do. 

do. 

Möbel  

1 

Nissei  Yoko 

Nissei  Yoko 

Höte  

1  1 

1  Agentur  der  ostchin. 

1  Agentur  der  ost- 

KlddangsstQcke .  .  . 

^  1 

\  Etsenbahn-Cesell- 

1  chin.  Eisenbahn- 

35  1 

[  Schaft 

1  Gesellschaft 

Reklamant:  Die  ostchinesisclie  hisenbahngesellschaft  in  St. 
Petersburg,  Rußland,  vertreten  durch  den  Vizepräsidenten  Wenzel. 

Prozeßvertreter:  Rc(ht>anwalt  Nagashima  Washitaro, 
Tokio,  Kyobashiku  Kagacho  Nr.  lü. 

In  der  Prisensache  betreffend  den  russischen  Dampfer  „Argun" 
wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsformel: 
Der  Dampfer  „Argun"  und  die  an  Bord  befindlichen  311  Rubel 
russischen  Geldes  werden  eingezogen. 

»)  V.  §§  8,  3  und  4. 
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Tatbestand  und  ( i  r  ü  n  d  e : 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „Argun"  steht  im  Eigen- 
tum der  russischen  ostchincsischcn  Fisenbahn_[:;"i'sellschaft,  sein  Hcimafs- 
hafeii  ist  der  russische  Pachthalen  Dahii  in  ("hina  und  er  dient  /niti 
Personen-,  (iüter-  und  Füstverkehr.  Am  ü.  hebruar  l'Mjl  ist  er  von 
Daini  abjj^i' fahren  und  auf  der  Reise  nach  Nagasaki  in  j.ipan  nn  7.  t.ics- 
>flbeii  Monats,  nachmittags  4  Uhr,  an  cicr  Süciw c^tküste  Koreas  in 
der  Genend  von  IMuil-ku-kai  von  dem  Kaiscriic  licn  Kriegsschiff  ,,Azuma" 
aufgebracht  viorden.  Spater  wurde  er  an  das  Kriegsschiff  „lainan 
Marli"  öberliefert. 

An  Bord  befanden  sich  zu  der  Zeit  311  Rubel  russischen  Oeldes. 

Diese  Tatsachen  sind  von  dem  Vertreter  der  Reklamation  an« 
erkannt  und  werden  außerdem  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Stellvertreters  der  „Tainan  Maru",  Kapitanleutnants  Yoshimura 
Sbinsei,  die  Vernehmungsprotokolle  des  Kapitäns  der  »Argun",  Carl 
Gärtner,  und  des  I.Offiziers  Alexander  Schtscherbinin,  das 
Sohlt tszertifikat,  den  Meßbrief,  ein  Schiffsbesichtigungszertifikat  und  das 
Tagebuch  des  genannten  Dampfers. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation  * 
snd  folgende: 

1.  Es  sei  völkerrechth'ch  bestimmt,  daß  der  Zeitpunkt,  mit  welchem 
der  Kriegszustand  bej:;'inne,  der  gleiche  sei  >xie  der,  an  welchttn  der 
ütsjuhiiche  Kampf  seinen  Atitang  nehme.  Da  aber  die  Aufbringung 
des  vorliegenden  Falls  am  'Ia.i,'e  vor  der  Seeschlacht  bei  Port  Arthur, 
ilso  vor  Anfang  tic>  tatsächlichen  Kampfes,  stattgefunden  habe,  so  sei 
das  Schiff  freizugeben. 

2.  Da  das  zur  Verhaiuilung  stehende  Schiff  ein  Handelsschiff  sei, 
>o stehe  ihm  die  Vergünstigung  der  Kaiserlichen  Verorcinung  Nr.  20  zu.  ^) 

3.  Da  der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  Postsachen  in  Bord 
gehabt  habe,  so  sei  er  nach  dem  Standpunkt  der  Kriegsvölkerrechts- 
TOcnschaft  freizugeben. 

4.  Wenn  so  der  Dampfer  freizugeben  sei,  müsse  auch  das  ihm 
agehörige  üeld  frei^eLjeben  «erden. 

5.  Da  die  Aufbringung  in  kureanischen  Hoheits^exx  .issern  aus- 
jicführt  sei,  so  müsse  die  Frage,  ob  Korea  neutral  sei  oder  nicht,  klar- 
gestellt «erden. 

Da  außerdem  die  feindlichen  Staatsangehörigen  erst  nach  Ver- 
öffentlichung der  Kriegserklärung  von  dem  Kriegszustand  Kenntnis  er- 
hielten, so  müsse  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff,  weil  es  vor  der 
Veröffentlichung  des  Kaiserlichen  Erlasses,  welcher  die  Kriegserklärung 
entbahe,  aufgebracht  sei,  freigegeben  werden. 
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Die  Ansicht  des  Staatsanwalts  geht  in  den  Hauptpunkten  dahin, 
daß  die  vorliegende  Reklamation  völlig  unbegründet  sei  und  daß  der 
zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  und  das  ihm  zugehörige  Geld  ein- 
gezogen werden  müsse. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Aus  den  Tatsachen,  daß  Rußland  während  der  diplomatischen  Ver- 
handlungen mit  Japan  über  die  mandschurisch-koreanische  Frage  auf 
der  einen  Seite  seine  Antwort  grundlos  hinzögerte,  während  es  auf 
der  anderen  seine  Armee  in  der  Mandschurei  und  in  Korea  auf- 
marschieren ließ  und  seine  Kriegsflotte  nach  Port  Arthur  zusammen« 
zog,  geht  deutlich  hervor,  daß  es  seinerseiü^  bereits  entM  lilossen  war, 
den  Kampf  gegen  Japan  zu  eröffnen.  Japan  übersandle  daraufhin  am 
5.  Februar  1Q04  an  Rußland  die  Mitteilung  über  den  Abbruch  der 
diplomatischen  Beziehungen  und  machte  gleichzeitig  seine  Kriegsmacht 
mobil,  so  daß  die  j npanische  Flotte  am  6.  Februar  1^04,  7  Uhr  morgens, 
von  SabL'bo  /um  Antritt  de^  rus'iisrhen  Ciesrhwiulers  aufbrach.  Wenn 
man  die  Bew  i  sj^uni^m  (it-r  hri(lc:M  itiL;i  i!  Ki  irgsflotten  und  die  damalige 
allgemeine  Situation  ^i(  h  \  (.  ri^cmMiw  ai  ü^i.  muß  man  sagen,  daß  die 
kriegerische  lati.^kt  it  mIiou  sor  der  zur  Vcrhanulutig  bkhcndcii  Be- 
sciilagiiahme  ihren  öffentlichen  Antaug  gcnuinmen  hatte.  Damit  ist 
es  erwiesen,  daß  der  Kriegszustand  zur  Zeit  der  hier  verhandelten 
Beschlagnahme  bereits  eingetreten  war,  und  es  ist  belanglos,  ob  die 
Aufbringung  vor  oder  nach  der  Kriegserklärung  stattgefunden  hat. 

Da  ferner  die  Kaiserliche  V'erordnung  Nr.  20  vom  Jahre  1004 
vom  Tage  des  Erlasses,  d.  i.  vom  9.  Februar  des  Jahres,  in  Kraft  ge- 
treten ist,  so  kann  sie  auf  die  Zeit  davor  nicht  rückwirkend  angewandt 
werden.  Sie  kann  aber  auch  aus  dem  Grunde  nicht  zur  Anwendung 
kommen,  weil  nach  den  Reglements  der  Schiffahrtsabteilung  der  ost- 
chinesischen Eisenbahngesellschaft  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff 
im  Kriegsfall  gänzlich  zum  Gebrauch  für  die  russische  Regierung  und 
die  russische  Kriegsmacht  zur  Verfügung  zu  stellen  sein  viürde.  Denn 
unter  diesen  Verhältnissen  \xürde  die  Freigabe  des  Schiffes  eine  Ver- 
mehrung der  feindlichen  Kriegsstärke  bedeuten.  Die  genannte  Kaiser- 
liche Verordnung  \x  ill  ihre  Vergünstigung  nur  unverfänglichen  Handels- 
schiffen zukommen  lassen  und  darf  nicht  so  ausgelegt  werden,  daß 
sie  auch  auf  Schiffe  wie  das  zur  Verhandlung  stehende  Anwendung 
findet. 

Fs  ist  völkerrecht!i(  h  anerkannt,  daß  feindliche  Postschiffe  mangels 
eines  besonderen  Abkommens  unter  den  kricL^^sführenden  Staaten  ebenso 
wie  die  anderen  feindlichen  Schiffe  zur  Kriegszeit  der  Aufbringung 
unterliegen,  -)  und  die  Auslührungen  des  Vertreters  der  Heklaniation 

«)  V.  §  34. 
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sind  ruii  die  W icdtr^abr  von  Vorschlägen  üelehrter,  welche  nicht  ohne 
»eikres  angenommen  \xcrdcn  können. 

Da  es  ferner  klar  am  läge  h'egt,  ciaß  Korea  tatsächlich  kein  neu- 
traler Staat  i>t.  so  kann  .!^u._m  n  die  Berechtigung  7ur  Ausführung  einer 
Beschlagnahme  in  sriru  ii  l  loheitsi^^cw  a^scrn  nichts  eingewendet  «  erden. 

Au*^  diesen  (iniruien  ist  die  zur  X'erhandhmg  stehende  Rekla- 
.liuliun  nicht  begründet  und  der  DamjDler  „Argun"  rnuti  eingezogen 
u  erden.  ^) 

Danach  ist  es  selbstverständlich,  daß  auch  das  dem  Dampfer  zu- 
gehörige nissische  Oeld  einzuziehen  ist. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entsciiiedeii. 

Verkündet  am  26.  Mai  1904  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


Reklamants  Die  ostchinesische  Eisenbahngesellschaft  in  St 
Petersburg,  vertreten  durch  den  Vizepräsidenten  Wenzel. 

fVozeBvertreter:  Rechtsanwalt  Nagashima  Washitaro, 
Tokio,  Kyobashiku  Kagacho  Nr.  10. 

Am  26.  Mai  1904  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
sache^  betreffend  den  am  7.  Februar  1904  an  der  Sudwestkuste  Koreas 
in  der  Gegend  von  Phal-ku*kai  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff 
..Azuma"  beschlagnahmten,  der  ostchinesischen  Eisenbahngesellschaft 
in  St.  Petersburg  gehörigen  Dampfer  „Argun''  und  die  ihm  zugehörigen 
311  Rubel  russischen  Geldes  ein  Urteil  gefällt,  in  welchem  auf  Em- 
Ziehung  des  Dampfers  „Argun"  und  der  ihm  zugehörigen  311  Rubel 
ru.vNb.chen  Geldes  erkannt  >xorden  ist.  Gegen  dieses  Urteil  hat  der 
Kelüamant,  der  Vizepräsident  der  ostc  iiinesischen  F.isenbahngesellschaft 
St.  Petersburg,  Rußland,  durch  den  Rechtsanwalt  Nagashima 
^Vashitaro  als  Prozeßvertreter  die  Berufung  eingelegt,  welche  im 
Oberprisengericht  im  Beisein  der  Staatsan>xalte  Tsutsuki  Keiroku 
und  Ishiu  atari  Bin  ich  i  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation 
Nagashima  Washitaro  sind  folgende: 

Am  26.  Mai  1904  habe  das  Prisengericht  zu  Sasebo  ein  Urteil 
verkündet,  in  welchem  auf  hinziehung  des  r)ampfers  „Argun"  und  der 
ihm  zugehörigen  311  Rubel  russischen  Geldes  erkannt  worden  sei. 

*)  V.  §  40. 
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Es  werde  aus  folgenden  Gründen  Verwerfung  dieses  Urteils  und  Frei' 
gäbe  des  genannten  Dampfers  und  seiner  Güter  beantragt. 

1.  Das  Gericht  erster  Instanz  habe  behauptet,  der  Kriegszustand 
sei  am  6.  Februar  1904,  7  Uhr  morgens,  eingetreten,  als  nämlich  die 
japanische  Flotte  zum  Angriff  des  russischen  Geschwaders  von  Sasebo 
aufgebrochen  sei.  Reklamant  sei  indes  der  Ansicht,  daß  der  Kriegs- 
zustand erst  mit  dem  tatsächlichen  Kampf  beginne.  Da  aber  der  tat* 
sachliche  Kampf  seinen  Anfang  erst  am  8.  Februar  vorigen  Jahres  ge- 
nommen habe,  so  hätte  der  Dampfer  nicht  beschlagnahmt  werden  dürfen. 

2.  Da  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  am  6.  Februar  1904 
von  Dalni  abgefahren  und  auf  der  Reise  nach  Nagasaki  begriffen  ge- 
wesen  sei,  als  man  es  am  7.  Februar,  nachmittags  4  Uhr,  an  der  Süd- 
westkäste Koreas  in  der  Nähe  von  Phai-ku-kai  mit  Beschlag  belegt 
habe,  so  stehe  ihm  die  Vergünstigung  der  Kaiserlichen  Verordnung 
Nr.  20  vom  Jahre  1904  zu.  Das  Gericht  erster  Instanz  habe  indes 
die  dem  Sinn  der  Kaiserlichen  Verordnung  zuwiderlaufende  Ansicht 
vertreten,  daß  dieselbe,  weil  sie  vom  Tage  ihrer  Veröffentlichung  an 
in  Kraft  getreten  sei,  keine  rückwirkende  Knift  habe.  Auch  könne  sie 
auf  das  zur  Verhainilunsr  stehencie  Schill  keine  AuNxenduni^  fituk-n, 
\xeil  dn'^scllu-  nach  ticn  Reglements  der  Srhiffahrtsabteiiung  der  ost- 
chinesjst  hen  1  iseiihahngesellschatt  im  Kne.u  /um  Gebrauch  für  die  nis- 
si^rht  Regierung  oder  die  russische  Kriegsmacht  bereitzuslclkii  .sei. 
IX  im  cht  I  reigabe  des  Schiffes  würde  eine  Vermehrung  der  Kriegs- 
staikc  des  heindes  bedeuten,  und  ciie  Kaiserliche  Verordnung,  xxelche 
ihre  Vergünstigung;  nur  um ertaiiglieiun  Handelsschiffen  zuerkenne, 
könne  nicht  so  ausgelegt  werden,  daß  sie  auch  auf  Schiffe  wie  das  vor- 
liegende Anwendung  finde. 

Rrklamant  muhe  demgegenüber  gelUiul,  daß  der  Brauch,  nach 
dem  /u  Zeiten  starken  Bedarfs  Kisenbahnen  und  Dampfschiffe  dem 
Staat  /ui  Verfügung  gestellt  Nxürden,  in  allen  Ländern  bestehe,  ohne 
daß  jedoch  selbstverständlich  die  Schiffe,  solange  .kein  Gebrauch  hier- 
von gemacht  werde,  etwas  anderes  als  reine  Handelsschiffe  seien.  Es 
möge  ja  anderweitig  Grund  vorliegen  können,  ein  solches  Handels- 
schiff nicht*  freizugeben,  wie  man  aber  fQr  ein  noch  nicht  requiriertes 
Schiff  aus  dem  möglichen  Eintreten  der  Requisition  ein  Schuldmoment 
konstruieren  könne,  sei  dem  Reklamanten  unverständlich. 

3.  Da  das  genannte  Schiff  Postsachen  an  Bord  führe,  so  müsse 
es  nach  dem  Standpunkt  der  völkerrechtlichen  Wissenschaft  freigegeben ' 
werden.  Dies  sei  nicht  nur  ein  Vorschlag  von  Völkerrechtsgelehrten, 
sondern  müsse  als  ein  anerkannter  Grundsatz  des  fortgeschrittenen 
Völkerrechts  erachtet  werden. 

4.  Wenn  das  Schiff  freizugeben  sei,  so  müsse  auch  das  ihm 

134 


Digiii^uu  Ly  Google 


MMigiriclittentschAidiiiigw:  .»Argiiii". 


Abschnitt  Vl*^ 


zugehörige  Geld,  welches  das  Schicksal  des  Schiffes  zu  teilen  habe, 
freigegeben  werden. 

5.  Da  die  Aufbringung  des  genannten  Schiffes  in  koreanischem 
Gebietsgewässer  erfolgt  sei,  so  sei  es  einer  der  wichtigsten  Punkte  für 
<]ie  prisengerichtliche  Entscheidung,  die  völkerrechtliche  Stellung  Koreas 
dahin  klarzustellen,  ob  es  ein  neutraler  oder  ein  verbündeter  Staat  sei. 
Es  SC'  bedauerlich,  daß  das  Gericht  erster  Instanz  lediglich  die  Be- 
hauptung aufgestellt  habe,  Korea  sei  den  tatsächlichen  UniNtänden  nach 
offenbar  kein  neutraler  Staat,  daß  es  aber  unterlassen  habe,  die  Stellung 
Koreas  näher  zu  hc/cichnen. 

6.  Wenn  ntich  der  Krici^szustand  zvcischen  den  Staaten  als  solchen 
mi!  de!  1  röffnung  des  tatsächlichen  Kampfes  seinen  Anfang  nehme, 
♦ü  konnttii  doch  die  feindlichen  Untertanen  erst  durch  die  Verc')ffent- 
liciiun^  der  Kriegserklärung  von  dem  Krieg>zustand  Kenntnis  erlanvrfn, 
und.  da  das  zur  V''erhandlung  stehende  Schiff  vor  der  VeröffentliLiiur.g 
der  Kriegserklärung  von  Daliü  abgefahren  sei,  so  habe  es  keine  Mög- 
lichkeit gehabt,  von  dem  Kriegszustand  Kenntnis  zu  erhalten.  Daher 
lidone  es  nicht  beschlagnahmt  werden. 

Die  Hauptpunkte  der  Lrxxidcrung  des  Staatsanwalts  beim  Prisen- 
{lericht  zu  Sasebo  Yamamoto  Tatsurokuro  sind  folgende: 

Die  Berufung  sei  in  allen  Punkten  unzutreffend  begründet  und 
mfisse  abgewiesen  werden.  Sie  stütze  sich  auf  folgende  Punkte: 

•t.  Die  Entscheidung  des  Gerichts  erster  Instanz,  daß  der  Kriegs- 
zusland eingotreten  sei,  als  das  japanische  Geschwader  am  6.  Februar 
IW4  von  Sasebo  aufgebrochen  sei,  um  die  russische  Flotte  anzugreifen, 
sei  unzutreffend. 

Nach  dem  Abbruch  der  friedlichen  Beziehungen  trete  indes  der 
Kriegszustand  sofort  ein,  ohne  daß  die  kleinste  Zeit  dazwischen  vcr- 
riieße.  Wenn  die  meisten  modernen  Völkerrechtslehrer  behaupteten, 
daß  der  tatsächliche  Kampf  den  Kriegszustand  ins  Lehen  rnfc,  so  be- 
deute da^  nur,  daß  es  dazu  der  Veröffcntlichnnq"  einer  Krietrscrklärung 
nicht  bedürfe ;  es  solle  jedoc  h  nicht  heißen,  daß  Nor  dem  cii^entlichen 
Kampf  kt'in  KrieL,'s/ustand  hotche.  /u  dem  Kriege  zwischen  Japan 
ünc  Rußland  sei  es  in  der  W  eise  gekommen,  daß  Rußland  während  der 
ciplomatist  ht  n  Verhandlungen  mit  Japan  über  die  mandschurisch-korea- 
nischt  Fraj^e  absichtlich  seine  Antwort  hingezögert,  dabei  unaufhörlich 
Khegsrüstungen  getroffen  und  nach  deren  Vollendung  bcine  Streitmacht 
ZU  Wasser  und  zu  Lande  vorgeschoben  habe,  um  Japan  mit  Gewalt 
2tt  onterdröcken.  Das  Geschwader  in  Port  Arthur  sei  bereits  in  Kriegs- 
Dtnilschaft  aus  dem  Hafen  ausgelaufen.  So  sei  es  schließlich  Japan 
khrg^orden,  daB  RuBland  nicht  beal)sichtige,  friedlich  zu  verhandeln, 
lud  so  habe  es  am  5.  Februar  endlich  die  Beziehungen  abgebrochen, 
^cnen  Gesandten  aus  Rußland  zurückgezogen  und  dem  Geschwader 
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zugleich  Befehl  gesehen,  die  feindliche  Motte  auf/usuchen  und  anzu- 
greifen. Dieser  zur  Selbsterhaltung  nötige  Schritt  sei  die  Antwort  auf 
die  russische  Forderung  gewesen,  und  man  könne  wohl  behaupten, 
dafi  mit  diesem  einen  Befehl  die  Feindseligkeiten  in  die  Existenz  ge- 
treten seien,  spätestens  sei  dies  aber  der  Fall,  als  am  nächsten  Tage, 
am  6.  Februar,  morgens  7  Uhr,  das  japanische  Geschwader  von  Sasebo 
aufgebrochen  sei.  Damit,  daß  so  die  beiden  Flotten  sich  in  Gefechts- 
bereitschaft gegenübergestanden  hätten,  hätten  die  Feindseligkeiten  be- 
reits offen  begonnen,  wenn  die  Flotten  auch  noch  nicht  miteinander 
sogleich  in  Berührung  gekommen  seien  und  noch  kein  Kanonenfetier 
ausgetauscht  hätten.  Deshalb  sei  auch  der  Kriegszustand  bereits  zu 
dieser  Zeit  eingetreten  gewesen,  und  die  Beschlagnahme  eines  feind- 
lichen Schiffes  sei  eine  rechtmäßige  Ausübung  kriegsrechtlicher  Befug- 
nisse gewesen. 

2.  Der  Reklamant  führe  an,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff,  welches  am  7.  Februar  1^4  in  koreanischem  Hoheitsgewässer 
beschlagnahmt  worden  sei,  Atispruch  auf  die  Anwendung  der  Kaiser- 
lichen Verordnung  Nr.  20  vom  selben  Jahre  habe. 

Es  sei  indes  ein  ailgemehier  juristischer  Grundsatz,  daß  Gesetze 
keine  rückwirkende  Kraft  hätten,  und  ebenso  sei  es  völkerrechtliches 
Grundprinzip,  daß  feindliche  Schiffe  zur  Kriegszeit  beschlagnahmt 
werden  könnten.  Die  Kaiserliche  Verordnung,  welche  eine  Ausnahme 
von  der  Aufbringung  nur  für  eine  gewisse  Frist  und  nur  für  eine  be- 
stimmte Art  von  Schiffen  aufsteile,  müsse  auf  das  strengste  ausgelegt 
werden,  und  es  sei  unzulässig,  sie  analog  anzuwenden.  Daher  sei  es 
unhaltbar,  diese  Verordnung,  welche  mit  dem  Tage  der  Veröffent- 
lichung, dem  9.  Februar,  in  Kraft  zu  treten  bestimmt  sei,  für  einen 
Fall  anzuziehen,  der  zwei  Tage  vor  diesem  Zeitpunkt  liege. 

Nach  dem  Gesagten  seien  die  weiteren  Erörterungen  darüber,  daß 
das  Schiff  der  ostchinesischen  Eisenbahngeseilschaft  unterstehe  usw., 
die  darauf  hinausgingen,  daß  das  Schiff  ein  Regierungsschiff  sei  und  ais 
solches  die  Vergünstigung  eines  gewöhnlichen  Handelsschiffs  nicht  tie- 
anspruchen  könne,  für  die  Reklamation  unwesentlich,  und  es  erübrige 
sich,  darauf  einzugehen. 

3.  Der  Reklamant  mache  geltend,  daß  das  zur  Verhandlung 
stehende  Schiff  Postsachen  an  Bord  gehabt  habe,  und  daher  nach  An- 
sicht der  völkerrechtlichen  Wissenschaft  freizugeben  sei.  Dem  sei  je- 
doch entgegenzuhalten,  daß  verschieden  von  Fällen  neutraler  Schiffe, 
für  welche  besondere  Verträge  vorlägen,  bei  feindlichen  Schiffen,  xcelche 
Post  an.  Bord  hätten,  nur  diese  Postsachen  nicht  beschlagnahmt  würden. 
Für  Freigabe  der  feindlichen  Schiffe  selbst  und  der  übrigen  Ladung 
bestehe  indes  nicht  der  geringste  Grund. 
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4.  Mit  diesem  Funkle  stimme  der  Staatsanwall  überein,  so  daß 

derselbe  keiner  Beantvüortuns^  bedürfe, 

5.  Dieser  Funkt  erörtere  nur  etwas,  was  der  Reklamant  für  be- 
dauerlich, nicht  aber  für  rechtswidrig  halte,  und  bedürte  daher  gleich- 
laJls  keiner  1  rwidiTuiitr. 

6.  Der  Reklamant  bringe  vor,  weil  die  Angehörigen  des  feind- 
lichen Staats  erst  durch  die  Verütfeiitüchunjr  der  Kriee^serklärunsr  von 
dem  Kriegszustand  erführen,  >ei  eine  Beschlagnahme  vor  Verölient- 
üchung  dieser  Erklärung  unzulässig. 

Dies  sei  indes  nicht  zutreffend,  da  bei  Beschlagnahme  feindlicher 
Schiffe  die  Unkenntnis  der  feindlichen  Staatsangehörigen  von  dem  Kriegs- 
zustand für  die  Rechtmäßigkeit  der  Beschlagnahme  unerheblich  sei. 

Das  vorliegende  Urteil  uird,  wie  folgt,  begründet: 
Punkt  1  der  Berufung  besagt,  der  Kriegszustand  beginne  erst 
mit  dem  tatsächlichen  Kampf.  Da  der  tatsächliche  Kampf  7\\i>chen 
Japan  und  Rußland  seinen  Anfang  erst  am  8.  I'ebruar  1Q04  genommen 
habe,  so  hätte  der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  nicht  beschlag- 
nahmt werden  dürfen. 

\3iird  indes  allgemein  angenommen,  daß  der  Kriegszustand  nicht 
mit  dem  Augenblick,  \x  o  die  feindlichen  Mächte  das  erste  Kanonenleuer 
atisvechseln,  beginnt,  sondern  mit  dem  Zeitpunkt,  wo  die  Absicht, 
Krieg  zu  eröffnen,  in  irgend  einer  Weise  manifestiert  wird.  Es  steht 
daher  auBer  Zweifel,  daß  mit  dem  Zeitpunkt,  wo  die  Kriegsabsicht  in  die 
Verwirklichung  tritt,  eine  Erklärung  Ober  die  Kriegseröffnung  erlassen 
oder  übersandt  wird,  oder  dergl,  der  Kriegszustand  seinen  Anfang 
nimmt  Weil  nun  die  Kriegsabsicht  bereits,  ehe  Japan  und  Rußland 
am  &  Februar  1004  bei  Port  Arthur  Kanonenfeu^  auswechselten,  schon 
iir.  6.  Februar  manifestiert  wurde,  so  fällt  der  7.  Februar  bereits  in  die 
Zeit  nach  Beginn  des  Kriegszustands.  Daher  ist  die  Behauptung  des 
Reklamanten,  daß  der  Zeitpunkt  des  Beginns  des  Kriegsaustands  der 
8.  Februar  sei.  unbegründet. 

In  Funkt  2  der  Berufung  >x  ird  gesagt,  es  sei  vom  Reklamanten 
ijeltend  gemacht  worden,  daß  dem  zur  Verhandlung  stehenden  Schiff 
auf  (jrund  der  Kaiserlichen  Verordnung  Nr.  20  vom  Jahre  1904  Be- 
freiung von  der  Beschlagnahme  zukomme.  Das  Gericht  erster  Instanz 
tiibe  .Thcr  die  Ansicht  aufgestellt,  daß  die^e  Kaiserliche  Verordnung 
erst  vorn  Tage  der  Veröffentlichung  in  Kraft  getreten  sei  und  keine 
rückwirkende  Kraft  besitze.  Auch  kdtme  sie  nur  für  unverfäns^liche 
Hjndel>schiffe  in  Betracht  kommen  und  auf  das  zur  Verhanillung 
>tchendc  Schiff  nicht  angewandt  werden,  da  dasselbe  der  ostchinesischen 
Qsenbahngesellschaft  gehöre  und  im  Kriegsfall  für  den  Gebrauch  der 
ntssischen  Regierung  und  der  russischen  Kriegsmacht  zur  Verfügung 
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zu  stellen  sei.  Die  daraufhin  ergangene  Entscheidung,  daß  die  Beschlag- 
nahme rechtmäßig  sei,  sei  unzutreffend. 

Wenn  man  aber  den  Charakter  der  Schiffe,  weiche  der  ostchinesi- 
schen Eisenbahngesellschaft  gehören,  einer  Untersuchung  untervcirft,  so 
kann  man  nur  zu  der  Ansicht  kommen,  daß  sie  Staatsdanipfer  sind,  welche 
der  nissisrhen  Regierung  gehören.  Denn  die  leitenden  Personen  in  der 
Schiftahrtsabteilung  dieser  Oesellschaft  sind  Marineoffiziere  und  andere 
Beamte:  die  zurzeit  in  Wladiwostok  befindlichen  Leiter  sind  ein  Kor- 
vettenkapitän und  ein  Spezialbeamter  des  I  inan/rnini>tL'riutn'^.  Wenn 
man  ferner  in  der  vorn  russischen  Verkehrsministeriuin  im  jafire  1002 
herausgegebenen  Statistik  über  die  HußsehitTe  im  asiali>chen  Rußland 
den  Te'l  betreffend  die  das  Aniurwassergebiet  befahrenden  Schiffe  prüft, 
so  findet  man  als  Gesamtzahl  für  Dampfer:  163,  für  andere  Schiffe:  198. 
Darunter  sind  45  Dampfer  und  66  andere  Schiffe  als  Regierungsfahr- 
zeuge bezeichnet.  Wenn  man  daneben  aber  die  einzelnen  Eigentümer 
der  Dampfer  und  anderen  Schiffe  betrachtet  so  findet  man,  daß,  wenn 
man  nicht  die  der  ostchinesischen  Eisenbahngesellschaft  gehörigen  19 
Dampfer  und  60  anderen  Schiffe  mit  unter  die  Regierungsschiffe  rechnet, 
die  oben  für  diese  genannte  Gesamtzahl  nicht  erreicht  werden  kann. 
Wenn  man  des  \xeiteren  die  Tatsache  mit  in  Erwägung  zieht,  daß  der 
bei  den  nordchinesischen  Wirren  im  Jahre  1900  von  der  ostchinesischen 
Eisen bahngesellschaft  erlittene  Schaden  nicht  für  russische  Staats^ 
angehörige,  sondern  für  den  Staat  reklamiert  >x  urdc,  so  kann  man  nur 
*  zu  der  Überzeugung  kommen,  daß  die  Schiffe,  welche,  wie  das  zur  Ver- 
handlung stehende,  der  ostchinesischen  I  isenbahnp^esellschaft  unter- 
stehen, tatsächlich  der  russischen  Regierung  gehörige  Schiffe  sind. 

Oberflächlich  betrachtet,  bezieht  sich  die  von  der  Kaiserlichen 
Verortlnuni^  Nr.  20  vom  Jahre  19U4  bestimmte  Befreiun<f  von  der  Be- 
schlagnahme auf  russische  Handelsschiffe  sehleclUlnn.  Wenn  man  aber 
auf  den  letzten  (irund  für  den  Erlaß  dieser  Verordnung  zurückgeht,  s>o 
will  sie  solche  Handelsschiffe  russischer  privater  Individuen  vor  der 
Härte  der  Beschlagnahme  schützen,  welche  zu  Anfang  des  Krieges 
von  demselben  keine  Kenntnis  hatten,  und  in  einem  japanischen  Hafen 
lagen  oder  vor  Inkrafttreten  der  genannten  Kaiserlichen  Verordnung 
von  einem  ausländischen  Hafen  nach  einem  japanischen  Hafen  ab- 
gefahren waren,  ünfraglich  ist  aber  die  Vergönstigung  der  Verordnung 
auf  Schiffe,  die  im  Eigentum  der  Regierung  stehen,  nicht  auszudehnen. 
Wenn  man  daher  auch,  wie  der  Reklamant  geltend  macht,  die  Ansicht 
des  Gerichts  erster  Instanz,  daß  die  Kaiserliche  Verordnung  keine  Rück- 
wirkung auf  die  Zeit  vor  ihrem  Inkrafttreten  habe,  als  unrichtig  bezeichnen 
^xill,  so  trifft  doch  andererseits  aus  den  oben  ausgeführten  Gründen  die 
Berufungsbegründung  gleichfalls  nicht  zu. 

Punkt  3  der  Berufung  macht  geltend,   daß  nach  den  fort- 
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geschrittenen  Prinzipien  der  Wissenschaft  und  des  Völkerrechts  das 
zur  Verhandlung  stehende  Schiff  freizugeben  sei,  weil  es  zur  Zeit  der 
Aufbringung  Post  an  Bord  geffihrt  habe.  Diese  Behauptung  ist  jedoch 
Dicht  zutreffend,  da  weder  das  bestehende  Völkerrecht  noch  auch  die 
japuiischen  Bestimmungen  die  Befreiung  eines  feindlichen  Schiffes  aus 
dem  Grunde,  daß  es  Post  an  Bord  führt,  anerkennt. 

Im  Punkt  5  behauptet  der  Rt  klamant,  da  die  Aufbringung  des 
genannten  Schiffes  in  koreanischem  Gebietsgevxässer  erfolgt  sei,  so  sei 
es  ein  für  die  tintscherdunq:  vtichtiger  Punkt,  festzustellen,  ob  Korea 
ein  neutraler  oder  verbiindttcr  Staat  sei.  h"s  sei  bedauerlich,  daß  das 
üericht  erster  in^tan/  darüber  nicht  entschieden  habe. 

Da  aber  Korea  \on  Anfang  an  für  den  Krieg  zwischen  Rußland 
und  Japan  zu  der  Landunt^  der  japanischen  Truppen  in  koreanischem 
Gebiet  und  dem  Pausieren  derselben  seine  Zustimmung  gegeben  hat, 
sitli  der  Krieg  auch  anfangheh  innerhalb  des  Hoheitsgebiets  von  Korea 
abgespielt  hat,  so  kann  Korea  nicht  als  neutral  im  gewöhnlichen  Sinne 
des  Worts  erachtet  werden.  Daher  ist  dieser  Punkt  der  Berufung  un- 
begründet. 

Im  Punkt  6  macht  der  Reklamant  geltend,  dad  die  feindlichen 
Staatsangehörigen  erst  durch  die  Bekanntmachung  der  Kriegserklärung 
von  der  Kriegseröffnung  Kenntnis  erhielten  und  daß  daher  das  zur 
Verhandlung  stehende  Schiff,  welches  vor  der  Bekanntmachung  der 
Kfiegserklärung  aufgebracht  worden  sei,  nicht  für  gute  Prise  erklärt 
Herden  könne. 

Wenn  aber  einmal  der  Krieg  eröffnet  ist,  so  kann  jede  Partei, 
gleichgültig  ob  die  Angehörigen  der  Gegenpartei  von  der  Kriegseröffnung 
Thsen  oder  nicht,  nach  Ansicht  des  geltenden  Völkerrechts  sein  Be- 
Mrhlagn ahmerecht  ausüben.  Daher  ist  auch  dieser  Punkt  der  Berufung 

unhaltbar. 

In  Punkt  4  der  Berufung  äußert  der  Reklamant,  daß  das  dem 
Schiff  gehörige  Oeld  das  Schicksal  des  Schiffes  teile  und  daher, 
*enn  dieses  freigegeben  \xerde,  gleichfalls  freizugeben  sei.  Da  aber 
die  Aufbringung  des  Schiffes,  wie  oben  an  den  ein/einen  Beruf ungs- 
punkten  dargetan,  rechtniaüig  ist,  so  i^t  auch  kein  ürund  vorhanden, 
das  von  der  Aufbringung  betroffene  Geld  freizugeben. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  25.  April  1905  im  Oberprisengertcht. 

(Unterschriften.) 
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Reklamant:  Di?  rii-->ist  li-ostnsintische  Dampferg^esellsch.ift  in  St. 
Petersburg,  Kußlanü,  vertreten  durch  den  Generaldirektor  Ben  is- 
la     k  i. 

Prozeßvertreter:  Rechtsan>xalt  Nagashima  Washitaro, 
Tokio,  K)  obashiku  Kagacho  Nr,  10. 

In  Sachen  der  Beschlagnahme  des  russischen  Dampfers  „Man- 
churia''  und  seiner  Ladung  w  ird,  wie  folgt,  entschieden : 

Urteilsformet: 

Der  Dampfer  „Manchuria"  und  die  in  dem  beigefQgten  Verzeichnis 
unter  Nr.  1  bis  6,  8  bis  94,  96.  98  bis  207,  210  bis  246  aufgeführten 
Güter  werden  eingezogen.  Die  unter  Nr.  7,  95,  97,  208  und  209  auf- 
geführten Güter  werden  freigegeben. 

Tatbestand  und  Ci  runde: 

Der  7ur  Verhandlung  stehende  Dampfer  ,,Manrhuria"  stellt  im 
Eigentum  der  russisch-ostasiatischen  Dampteri^esellsehaft,  sein  litinuits- 
hafen  ist  St.  Petersburt;  in  Rußlaiui,  er  führt  die  rik.sische  Hande!>fia^ge 
und  dient  zum  Passagier-  und  (i^ilertran^pc)^t.  Auf  der  im  Noveniber 
nJüJ  von  St.  Petersburg  au>  angetretenen  Rci.^c  nach  Port  Arthur  wurde 
er  am  0.  hebruar  1Q04,  0  Uhr  vorniittags,  IS  Seerniilen  Mldo^tlich 
von  Port  Arthur  von  dem  Kaiserlich  japanischen  l\rieg»^chi^^  ..latsuta" 
mit  seiner  Ladung  aufgebracht. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrfft  und 
Bescheinigung  des  Vertreters  des  Kommandanten  der  ,,Tatsuta",  Kapitän- 
leutnants Kihara  Seiske,  die  VemehmungsprotokoUe  des  Kapitäns 
K.  Prahl  und  des  I.  Offiziers  O.  Tampio,  das  Schiffszertifikat,  das 
Logbuch,  das  Ladungsverzeichnis  und  das  Privatschiffsjournal  des  ge- 
nannten Dampfers. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Prozeßvertreters  des  Rekla-. 
manten  sind  folgende: 

1.  Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  sei  z^ar  russischer 

Nationalität  und  stehe  im  f  i.L^entum  der  russisch-ostasiatischen  Dampfer- 
gesellschaft, aber  die  meisten  Teilhaber  seien  Dänen.  Daher  sei  der 
Dampfer  freizugeben. 

2.  Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  sei  am  9.  Februar, 
also  vor  Veröffentlichung  der  japanischen  Kriegserkläruni^.  aufgebracht 
vi  orden  Da  eine  vor  Verntieiitlit  hung  der  Kriegserlviärung  vor- 
genoiiHuene  Beschlagnahme  unrechtmäßig  sei,  so  müsse  der  Dampfer 
freigegeben  werden. 

3.  Nach  dem  Sinne  der  Kai>ci  liehi  n  V  erordnung  Nr.  JO  vom 
Jahre  1904  müsse  der  zur  Verhandlung  suhcnde  Dampter  freigegeben 
werden. 
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4.  Da  der  Dampfer  freizugeben  sei,  so  müsse  auch  seine  Ladung 
freigegeben  werden.  Auch  wenn  der  Dampfer  nicht  freigegeben  werden 
sollte,  so  seien  doch  die  in  dem  Verzeichnis  unter  Nr.  2,  212  bis  225  auf- 
geführten Güter  bei  neutralen  Staatsangehörigen  versichert  und  mußten 
«regen  der  Rechte  dieser  freigegeben  werden. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 

Da  die  Behauptungen  des  Prozeßvertreters  sämtlich  unbegründet 
icien,  so  müsse  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  eingezogen  werden. 

Da  die  unter  Mr.  7,  95  und  07  des  Verzeichnisses  aufgeführten 
Güter  nicht  feindlich  seien,  so  seien  sie  freizugeben. 

Die  unfer  Nr,  208  und  209  verzeichneten  üüter  stünden  im 
riijentum  von  .Missionen,  seien  keine  feindlichen  Güter  und  müßten 
üe>halb  freigegeben  Vierden. 

Das  Gericht  ist  der  folgenden  Ansicht: 

Nach  dem  V^öikerrecht  kann  ein  feindliches  Schiff,  weil  der  größte 
lei!  des  Higentnmsrechts  nn  demselben  neutralen  St.iatsanqe hnri<::jen  zu- 
steht, der  Beschlagnahme  nieht  entgehen. ')  Wenn  daher  .iwvh  der 
^Tößlr  Uli  der  Aktien  der  Geheilschaft,  welcher  das  zur  Verhandlung 
>tihende  Mhitl  gehört,  in  f  landen  dänischer  Staatsangehöriger  ist,  so 
iUim  damit  die  Freigabe  des  Schiffes  nicht  begründet  werden. 

Nachdem  am  0.  hebruar  zwiM  heii  Japan  und  Rußland  der  Kriegs- 
iu>tand  eingetreten  war,  konnten  die  beiden  Maakn,  obwohl  keine 
Kriegserklärung  veröffentlicht  war,  ihre  Kriegsrechte  ausüben.  -)  Die 
am  9.  Februar  vorgenommene  Beschlagnahme  ist  daher  rechtmäfiii,^ 

Aus  diesen  Gründen  müssen  die  Behauptungen  des  Vertreters 
der  Reklamation  in  Punkt  1,  2  und  eingangs  4  für  unbegründet  erachtet 
wden. 

Es  bedarf  keiner  Erörterung,  daß  die  Kaiserliche  Verordnung  Nr.  20 
vom  Jahre  1904*)  auf  Schiffe,  welche  von  feindlichem  Gebiet  nach 
londHchem  Gebiet  fahren,  keine  Anwendung  finden  kann.  Daher  ist 
iuch  Punkt  3  der  Berufung  unhaltbar. 

Da  ferner  das  Recht  an  einer  Prise  nach  dem  Völkerrecht  ein 
absolutes  ist,  welches  keinerlei  andere  Rechtsansprüche  neben  sich  an» 
erkennt,  so  entbehrt  auch  die  zweite  Hälfte  des  Punktes  4  der  Be- 
gründung. 

Die  unter  Nr.  7,  95  und  97  des  Verzeichnisses  aufgeführten  Güter 
können  indessen  nicht  als  feindliche  Güter  angesehen  werden  und  sind 
treizugeben. 

Die  Güter  unter  Nr.  20S  und  200  können  nach  dem  völkerrechtlich 
iiiCTkannten  Prinzip  der  Unverletzlichkeit  relin^iöser  Institute,  weil  sie 
rür  eine  im  feindlichen  Gebiet  tätige  dänische  Missionsgesellschaft  und 

')  V.  ZiJfcr  3  und  §  35.      -)  V,  §  1.      ^)  I. 
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für  dt  n  t;iL;li(  hell  Gebrauch  ihrer  Missionare  bestimmt  sind,  nicht  ein- 

gezo<j^in  werden. 

Außerdem  ^ind  die  unter  Nr.  20Q  verzeichneten  Güter  auch  aus 
dem  Grunde  freizugeben,  weil  sie  für  eine  nur  vorübergehend  *)  im 
Feindesland  aufenthälttiche  neutrale  Person  bestimmt  sind. 

Die  übrigen  CQter  sind  erwiesenermaßen  feindliche^)  und  müssen 
demnach  einbezogen  werden.  •) 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilstormel  entschieden. 

Verkfindet  am  26.  Mai  1904  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


Ladungsverzeichnis  des  Dampfers  „Manchuria*'. 


Nr 

Art  und  Inhalt 

Anzahl 

Verlader 

Empfänger 

St.  Petersburg: 

Wladiwostok: 

1 

Lampen  und  Gläser 

26  Kisten 

J.  J.  Abolink 

Ussurische  Bahn- 

verwaltung 

2 

286  Ballen 

Paul  Forostowski 

Order 

3 

Thermometer  .    .  . 

1  Kiste 

Wassidio  &  Co. 

I  iaf.  V.Wladiwostok 

4 

Kontor-Formulare  . 

3  Kisten 

Ko.  Singer 

Ko.  Singer 

5 

Nähmaschinenöl  .  . 

1  Faß 

n 

ft 

6 

Ölkannen  u.  Gummi- 

1  Kiste 

n 

7 

Eisenbahnkarten  .  . 

1  Kiste 

A.  A?  Hin 

G.  Li,  Kais.  Chin. 
Handelsagent 

8 

Nahrunfi^-Konserven 
fQr  'Huppen  .  . 

314  Kisten 

l,  Ismailowskisch. 

Bezirks-Intend.  d. 

9 

Nabrungs-Konserven 

Proviantamt 

Amur.  Annee*Bez. 

fflr  Trappen   .  . 

314  Kisten 

2 

10 

Feuerpumpen  mit 

3  Kolli 

St.  Petersburger 

ArtUlerie>Depot 

Zubehör     .    .  . 

Artillerie-Depot 

11 

Eisen-  u.  Gasrohren 

5  Kolli 

»» 

12 

Telegraphen-Mate- 

Elektr. Abt.  des 

Chef-Ingenieur  der 

rialien  .... 

4  Kisten 

Ing.-Departements 

Wladiwostok-Fest 

13 

Streichhölzer  .  .  . 

50  „ 

W.  A.  Lapschin 

Order 

14 

*t 

200  „ 

» 

ti 

15 

n 

150 

*f 

16 

50  „ 

♦» 

17 

150  „ 

A.  M.  Dschukuli 

•* 

*)  V.  —  »)  V.  §§  8,  3  und  4.  —  •)  V, 

142 


Digitized  by  Google 


PriiwgwidrtMBtMMdlugMi : 

„Handniria". 

AlMchnttt  Vli» 

Nr. 

Art  und  1  n  n  <i  1 1 

A  n  7  ;i  n  1 

Verlader 

Em  pfänger 

St.  Peteibburg: 

Wladiwostok; 

18 

Kosmetisclie  Waien 

6  Kisten 

St.  Petersburger 

Chem.  Laborator. 

E.  Sawarsinoi 

19 

A  not  heker- Waren  . 

30  . 

Schtol  &  Schmidt 

See-Hospital 

20 

ürünc  Seife  .    .  . 

5  Faß 

21 

Elektr.  Batterien  für 

Elektr  Abteilung 

Chef-Ingenieurder 

Minen  .... 

12  Kolli 

d.Ing.-Departmts. 

Fest.  Wladiwostok 

22 

Telegr.  Artikel  .  . 

135  , 

Haupt-Ing.-Depot 

Ingen. -Verwalt.  der 

Fest  Wladiwostok 

23 

Sprengstoffe  .   .  . 

14  . 

1» 

<• 

24 

Telegr.  MaterlaUen  . 

• 

1» 

» 

25 

Eisendraht  .... 

23  , 

n 

26 

Frachtbriefe  .  .  . 

24  Kisten 

Haupt-Verwaltunp 
d.Ussurisch.Bahn 

Ussurische  Bahn- 
Verwaltung 

27 

Kettenteile.  .  .  . 

1  Kiste 

m 

28 

Brückenbogen    ■  ■ 

3  Kolli 

• 

m 

29 

Brückenbaumaterial . 

12  , 

- 

» 

Papier  

10  Ballen 

P.  S.  Andruff 

Order 

31 

42  , 

n 

n 

32 

• 

14  , 

m 

m 

•33 

Roste  

464  Kolli 

A.  B.  Stetp 

m 

34 

Eisen  und  Stahl  .  . 

842  „ 

• 

u 

35 

Eiserne  Klammern  , 

3  „ 

n 

36 

Eisen  und  Stahl .  . 

5Ö4  , 

* 

i> 

37 

Eiserne  ROhren  .  . 

520  , 

» 

m 

38 

Weig  

16  , 

n 

» 

39 

»■       .   .  »  »  . 

10  . 

m 

• 

40 

Ziegelsteine   .   ,  . 

76  » 

» 

41 

Werg  

31  „ 

n 

* 

42 

Packtingen  u.  Segel- 

tuch   

n  , 

m 

43 

Ziegelsteine    .    .  . 

2WX)  Stück 

n 

■ 

44 

Segeltuch  .... 

14  Kolli 

n 

n 

45 

2  . 

1* 

a 

46 

1  . 

« 

n 

47 

Schiffstau  .... 

6  . 

m 

n 

4« 

Instrumente    .    .  . 

3  . 

n 

49 

Thermometer  .   .  . 

3  „ 

■ 

SO 

Leitungsdraht    .  . 

1  . 

1» 

m 

51 

Granaten  .... 

145  Stück 

» 

n 

52 

Gerät  

2  Kolli 

n 

m 

53 

1  • 

n 

m 

54 

Granatenhfltsen  aus 

Messing .... 

269  n 

» 

m 

55 

Granatenhülsen  aus 

Messing .... 

40  . 

n 

n 

56 

Gerat  

2  . 

)» 

u 

57 

Springfedem  ... 

1  , 

• 

» 
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Prisengerichtsentscheiduiigen:  ,»Mancbiuria" 


Art  und  Inhalt 


Anzahl 


Verlader 


Empfänger 


Gerät  .... 
Messing-Granat- 
hülsen    .    .  . 

Hülsen  u.  Zinkkasten 
EisL-rnc  Kasten  . 
Messing-Hülsen  . 
Soda  


Saizgcliaiunesser 
Webwaren  usw.  . 
Kabel  .... 
Springfedern  .  . 
TelegraphendralU  u 

Elemente  .  . 
Elemente»  Gläser  u 

riiimmiringe  für 

Minen    .    .  . 
Granaten  u.  Spreng 

Stoff  .... 
Granaten,  Scliieß- 

pulver  und  anderes 

Kitt  

Soda  

Spiritus  

Pulver  

Patronenhülsen, 

Zflnder  und  Pulver 
Destillierapparate  . 


Papier 


Pappe  .  .  ' . 
Krankenkleider 
Seife.  .  .  . 


Zündhölzer   .  .  . 

Glühlampen  mit  Zu- 
behör .... 
Billards  u.zugehörige 

Schiefertafeln  .  . 
Blechmaschinen  und 
Zubehör.   .   .  . 


3  KoUi 


St.  Petersburg: 
A.  £.  Stelp 


200 
141 

28 
100 

26 

17 
101 

25 
1 

3 
2 
1 

6 


2 

1308 

2 
1 

23 
53 
129 

218 
4 


135 

20 

6 
15 
15 
15 
20 
200 


84 
6 
1 


n 

n 

t> 
m 


St.  Petersburg: 

Verwaltung  der 
chin.  Eisenbahn 


W.  A.  Lapschin 


£.  Tilmans  &  Co. 


Gronmeyer  & 

Trautscholt 


Wladiwostok: 
Order 


n 
ir 
m 
n 
I» 


Dalni: 

Verwaltung  der 
ehm.  Eisenbahn 


Port  Arthur: 


Order 


Meyer 
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Nr 

Art  und  Inhalt 

1 

Anzahl 

f*  ninf  9  (ifr^r 

Im«  III  If  ft€i  II  K  d 

St.  Petersburg: 

Port  Arthur: 

92 

Klosetts  .... 

14  Kolli 

F.  San  Qalli 

Suworoff 

93 

Gußeiserne  Säulen  . 

1  n 

«» 

9i 

Üffiziers-Säbel    .  . 

2  „ 

P.  E.  Setnenoff 

Magazin  der  Offi- 

zf  0fs.  Vsr^niari  I  n  er 

96 

fieoPT.  Karten 

A.  Hin 

Tue  Jin  F;m 

Hankow 

96 

Eisenbaiiiiktirieii  . 

1  . 

M 

Lin.  Dolmetscher 
Ing.  der  chin. 
Bahn  Charbin 

97 

I» 

2  . 

1» 

H.  Si,  Shanf:^!ini 

% 

Thermometer  .   .  . 

1  . 

Wossidlo  &  Co. 

Haf.  V.  Port  Arthur 

99 

Billards  iLzumhOri 

Schiefertafeln  .  . 

3  , 

A.  Freiberg 

Order 

100 

Kosmetische  Waren 

23  , 

St.  Petersburg^er 
ehem.  Laborato- 
rium 

Magazin  der  Offi- 
ziers-Vereinigung, 
Kwantung 

101 

3  . 

Co.  M.  0.  Wolf 

K.  A.  Smolofi 

102 

1  , 

n 

*• 

103 

50  , 

A.  M.  DschukoH 

Order 

104 

ICD  „ 

» 

1(16 

25  „ 

106 

Zigarettenhülsen  .  . 

256  » 

J.  D.  Dunajewsky 

J.  D.  Dunajeswky 

107 

Nautisch. Instrumente 

Haunt%'erwalt  der 

Direkt  d.  Leucht- 

und  Kompasse  . 

6  „ 

Mydogr.  Abteiig. 

türme  U.Hafenamt 

lOS 

Zubehör!  Geschfltze 

1  « 

St.  Petersburger 
Artillerie-Depot 

Kwantunger 

Festungsartillerie 

109 

Konserven .... 

4167  , 

1.  Ismail.  Verpro- 
viantier.-Magazin 

Inten dnntd.  Kwan- 
tung-Gebiets 

110 

a  .... 

4167  . 

III 

Petroleummolore 

6  Stück 

A.  A.  Elisejeff 

A.  A.  Eliseieff 

112 

ZOndhölzer    .  .  . 

30  Kolli 

W.  A.  Lapschin 

Oider 

113 

n                   ♦      •  • 

50  , 

fr 

114 

w                  •      •  • 

50  , 

K 

115 

9                          ♦        •  • 

SO  . 

H 

116 

W                          •        *  « 

50  , 

|t 

117 

M                                     .           •  • 

100  p 

118 

Gußeiserne  Wasser- 

teitungsrOhien .  . 

693  Stück 

E.  Tilmans 

E.  Tilmans 

119 

Rund-Messing   .  . 

4  Kolli 

A.  E,  Stelp 

Order 

120 

Eisenroste  ..... 

60  Stack 

» 

» 

121 

«  .... 

51  . 

n 

122 

»  .... 

213  „ 

H 

m 

123 

Ankerketten  .  .  . 

2  « 

p 

m 

124 

Röhren  

100  „ 

m 

m 

125 

S».ihl  

5  Kolli 

m 

m 

126 

Kohlenbehälter   .  . 

278  Stück 

n 

w 

127 

Eiserne  Ketten   .  . 

2  , 

n 
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Art  und  innait 

Anzanl 

Verlader 

Empfinger 

St  Petersburg: 

Port  Arthur: 

128 

Scheiben  und  Klam- 

mern   

3  KolH 

A.  E.  Stelp 

Order 

129 

Webwaren  .... 

9  , 

130 

4  „ 

I» 

p 

131 

Draht  

9  „ 

m 

132 

Ballon  und  Zubehör 

54  « 

n 

n 

133 

Eiserne  Klammem  u. 

Ifaken  .... 

1  „ 

» 

n 

134 

Eisenstäbe  fürSchiffe 

m 

n 

135 

Schläuche  .... 

2  . 

m 

m 

136 

Geschirr  usw. .  .  . 

17  . 

m 

m 

137 

6  . 

n 

» 

138 

lumpen     .    ,    .  . 

206  „ 

w 

* 

139 

i>enkbleie  .... 

1  . 

w 

140 

Kleider  

1  - 

141 

Bindfaden  .... 

3  , 

n 

142 

Schaufeln  .... 

15  „ 

II 

143 

Kirchengeräte     .  . 

1  . 

n 

144 

1  . 

« 

145 

Werg  

33  „ 

n 

■• 

146 

1  „ 

N 

147 

Leder   

1  . 

n 

» 

148 

Geschirr  .... 

3  , 

149 

Kalk  

1  . 

» 

150 

4  , 

151 

Wasserdichte  Mintel 

4  . 

• 

152 

Schrauben  .... 

2  . 

• 

153 

Sprinfyfedem  .    .  . 

1  „ 

II 

154 

iipiegel  

1  , 

» 

9 

155 

Kragen  und  Man- 

schetten .... 

1  , 

n 

156 

Elekt.  Zubehör   .  . 

1  , 

• 

m 

157 

Maschinenpackungen 

1  - 

n 

n 

158 

Zylinder  .... 

1  n 

m- 

tt 

159 

Talg  

3  , 

n 

p 

160 

Dninpfpumpen   .  . 

4  „ 

» 

n 

161 

BiUlerrahmen  .    .  , 

6  . 

n 

m 

162 

Papier,  Schrauben 

usw.  ..... 

8  . 

n 

M 

163 

Trossen   

1  . 

n 

164 

Platten  für  Röhren  . 

1  . 

» 

• 

165 

Matrosen-Anzüge 

7  . 

n 

n 

166 

Trossen .... 

11  „ 

n 

n 

167 

Maschinenöl  .   .  . 

278  Faß 

n 

1» 

168 

Leder  für  Krng;cn 

1  Kolli 

n 

» 

169 

Schiffs-Laternen  und 

anderes  .... 

34  , 

im 
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Art  II n d  I n  Ii ;i  1 1 

/l  Ii     UHU  illiicljl 

A  n  7  ;ih  I 

V  p  r  1 .1  (1  f  r 

I—.  III  ^'lo  '  '         -  ' 

St.  Petersburg: 

Port  Arthur: 

170 

Kupfenöhfen .   .  . 

65  Kolli 

A.  E.  Stelp 

Order 

171 

Gelenkschafte    .  . 

4  , 

m 

>• 

172 

Maschinenöl  ,   .  . 

151  F-aß 

m 

• 

173 

Spucknäpfe    .    .  . 

1  Kolli 

f* 

• 

174 

7  , 

n 

175 

Lichte  

34  , 

» 

m 

176 

Seife  

37  . 

• 

• 

177 

Schläuche  .... 

6  , 

• 

■ 

178 

Soda  

5  , 

179 

Schrauben  .... 

1  n 

» 

• 

180 

Maschinendi  .  .  . 

46  . 

» 

I» 

181 

Talg  

66  . 

m 

m 

]^'2 

76  . 

m 

» 

183 

Diverses  Geschirr  . 

10  . 

n 

n 

184 

Kupferröhren  .   .  . 

21  „ 

m 

n 

185 

Zylinder-  und  Ventil- 

klappen .... 

1  , 

n 

m 

186 

Schütten -Verschlüsse 

2  , 

n 

n 

187 

Raketen-Bojen    .  , 

8  . 

n 

m 

188 

Kupferne  Kessel  . 

6  . 

» 

» 

189 

Webwaren  .... 

2  „ 

» 

190 

Asbest   

39  . 

n 

191 

Wagen,Thermometer 

5  . 

n 

192 

52  • 

» 

n 

K.iutschukringe  .  . 

1  . 

» 

m 

Schilfsbetten  .    .  . 

3  „ 

M 

n 

195 

Elektr.  Zubehör  .  . 

19  » 

• 

I» 

196 

SchfeBbaomwolle 

1  . 

• 

1» 

197 

Kautschukrinffe  .  . 

1  . 

196 

Kautschukringe  und 

anderes  .... 

1  , 

m 

199 

Schlüssel  u.  anderes 

4  „ 

200 

Verschlussklappen 

ffirSchiffstfircn.aus 
Messing  und  Guß- 

4  , 

« 

n 

201 

Blektr.  Leitungsdraht 

6  . 

II 

202 

Raketen  .... 

21  , 

II 

• 

J03 

Zinktilcch  .... 

.i  . 

II 

m 

i^uüerschrauben  .  . 

1  n 

n 

• 

205 

RumkorfTsche  Spi- 

ralen   

7  . 

206 

Schüfsmaschinenöi  . 

21  Faß 

Akt.  Sels.Det  Ost- 

Tlic  F!ast  Asintic 

asiatiske  Komp., 

Company  Ltd. 

207 

Kopenhagen 

Maschinenteile  .  . 

21  Kolti 

Mekaniske  Verk- 
stad,  Stockholm 

Kunst  &  Albers 
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Alf  unu  inilall 

n  n  T  n  n  1 

Auzani 

V  eri  aoer 

nmpianger 

• 

St  Petersburg: 

Port  Arthur: 

208 

Verschiedenes    .  . 

1  Kiste 

J.  Olesen,  Kopen- 

Danish Lutheran 

hagen 

Mission 

209 

Betten  und  verschie- 

The Danish  Missior 

1  Kathrine  Nielsen 

denes  .... 

2  Kolli 

Society,  Kopen- 

hagen 

210 

1  . 

Akt.-Sels.  Det  Ost- 

AktieselskabetDet 

asiatiske  Komp., 

OstasiatiskeKom- 

Kopenhagen 

pagni 

211 

Reis  

8  Sack 

« 

Colombo: 

Dalni: 

212 

Schwarzer  Tee  .  . 

1042  Kolli 

A.  Koosenetzoff  & 

A.  Koosenetzoff  & 

Co. 

Co. 

213 

520  , 

214 

•                      »           •  » 

Finlay  Muir  <Sc  Co. 

Order 

Colombo: 

Moskau:  via 

Dalni, 

215 

m               •        •  • 

58  , 

iPeekBros.&Winch 

Ltd.  D.  D.  Qio- 

reebnilcoff 

216 

1»               »       •  • 

75  . 

Theodor  &  Rawlin 

Order 

217 

79  . 

Stcherbatchoff, 

Tschokoff  &  Co. 

n 

218 

»              *          «          «           •          p  * 

202  . 

Colombo: 

Tschelgabinsk 

via  Dalni: 

219 

559  , 

Molchanoff, 

Order 

Pechatnoff  &  Co. 

220 

Ceylon-Tee   .  .  . 

336  . 

Stcherbatchoff. 

n 

Tschokoff  &  Co. 

221 

•    .  .  . 

375  . 

■ 

V 

Colombo: 

Moskau  via 

Dalni: 

222 

Tee  

596  , 

Rodewald&Heath 

Order 

223 

Ceylon-Tee    .  ,  . 

613     ,  . 

Stcherbatchoff, 

1» 

Tschokoff  &  Co. 

224 

Tee  

513  ^ 

Rodewald&Heath 

I» 

225 

Ceylon-Tee   .  .  . 

299  , 

Stcherbatchoff, 

Tschokoff  &  Co. 

22Ü 

Bolzen  und  Platten 

F.  L.  Smidt  &  Co., 

n 

aus  Eben  .  .  . 

303  , 

Kopenhagen 

Honkong^: 

Dalni  für  Order 

Wladiwostok: 

2,2.  t 

Zünder  .   .   .   ,  . 

1 

Butterf  ieid  <&  Swire 

Clarkson  &  Co. 

228 

Reis  

200  Sack 

On  Wo  Tai 

Yee  Tai 

229 

307  , 

Yue  We  Loong 

Hu  Young  Sang 

Honkong: 

Dalni: 

230 

Seidenwaren  .   .  . 

8  „ 

Tsun  Tai 

WinjT  Kee 

231 

Silberwaren    .   .  . 

1  Kollo 

Wo  Cheong  Loong 

Kwong  Lee  Yuen 

N 

WoHendedcen    .  . 

l  • 

• 
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Nr. 

Art  und  Inhalt 

Anzahl 

Verlader 

Empfinger 

H    n    rf^  n  GT  • 

n  a  1  n  i* 

l  /  u  III!« 

Mi 

1  IVOUO 

l^rt    \\lr\  To* 

vJn  wo  1  ai 
nonKong. 

Tal/  U/r»  A  Pa 
r  Vi  l  milllll. 

Diiiti 

UV  ran 

wnina  ougdi  ixcilii' 

ing  v.y.  1.1(1. 

opiiiinnscii      ,     ,  . 

0  i\.ruge 

Lee  1  uen  v..neung 

I  Uli  W>IICUil|^  WIIUII 

vJcb<ll.^Cwc  I  ibCilc  . 

i  IVOUO 

Rielntil« 

1 

» 

237 

4  Kolli 

• 

238 

Räucherkerzen 

5 

• 

239 

rvauumwiltuidl    •  • 

1 

*  • 

• 

• 

OiCi 

^ Atta! 9 AM A  ^«AMlAeA 

• 

241 

Essi^  ..... 

2  Kröge 

• 

Feuerwerk  .    ,    ,  . 

1  KoUo 

« 

n 

243 

Papierwaren  ,  .  . 

1  . 

T  ^ft^W A— ♦  II  ^%%MMP  7\trm^ 

1  ascncnnicnci  t  ^iga* 

retten  usw.  .    .  . 

1  . 

» 

245 

Brauner  Zucker  .  . 

2  Kolli 

Singaporc: 

Wladiwostok: 

246 

Schwätzer  Pfeffer  . 

5  Sack 

Stcherbatchoff, 
Tschokoff  &  Cd, 

Order 

Reklamant:  Rus^isch-ostasiatisrhe  Dampfergcsellschaft  in  St. 
PdcTsbury-.  vertreten  diu  cli  den  Oeiu  nildirektor  B  e  n  i  s  I  a  >x  s  k  i. 

Prozeßvertreter:  Rechtsan\x'alt  Nagashirna  Washitaro, 
Tokio.  Kyobashiku,  Kagacho  Nr.  10. 

Am  26.  Mai  1904  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  Sachen  des 
am  9.  Februar  1904,  18  Seemeilen  südöstlich  von  Port  Arthur  von  dem 
Mscrüch  japanischen  Kriegsschiff  „Tatsuta"  beschlagnahmten  russischen 
Dampfers  ,,Manchuria"  und  dessen  Ladung  auf  Einziehung  des  Dampfers 
und  der  in  dem,  dem  Urteil  beigefügten,  I^dungsverzelchnis  unter 
Nr.  1  bis  6,  8  bis  94.  98  bis  207.  210  bis  246.  aufgeführten  Güter  und 
auf  Freilassung  der  unter  Nr.  7,  95,  97,  208  und  209  aufgeführten 
Ofitei  entschieden. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Rechtsanwalt  Nagashirna  W  a  s  h  i  - 
tarc  als  Prozeßvertreter  der  russisch-ostasiatischcn  Dampfergesellschaft, 
vertreten  durch  den  Cicncrnldirektor  B  e  n  i  s  I  a  \x- s  k  i ,  die  Berufung  ein- 
gde?t.  uelche  von  dem  Oberprisengericht  im  Beisein  der  Staat-^nnsxalte 
Uu t  s  u  k  i  K  e  i  r  o  k  u  und  I  <i  h  i  >x'  a  t  a  r  i  B  i  n  i  r  h  i  l^i  prüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Pro/tßvcrlrelers  des  Rekia- 
iiunten,  Nagashirna  W  a  s  Iii  t  a  r  ( j .  sind  folgende : 

1.  Der  zur  Verhandlung  >tLheiRie  Dampfer  sei  zwar  russischer 
Nationalität  und  stehe  im  tigentum  der  russisch-ostasiatischcn  Dampkr- 
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gesdlschaft,  aber  die  meisten  Teilhaber  dieser  Gesellschaft  seien  Dänen. 
Daher  sei  der  Dampfer  freizugeben. 

2.  Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  sei  am  9.  Februar  1904, 
also  vor  Veröffentlichung  der  japanischen  Kriegserklärung,  aufgebracht 
worden.  Zwar  träten  die  Staaten  als  solche  mit  dem  Mcmient  der 
tatsächlichen  Eröffnung  des  Kampfes  zueinander  in  das  Verhältnis 
kriegführender  Parteien,  aber,  da  die  privaten  Angehörigen  der  feind- 
lichen Staaten  von  dem  Kriegszustand  erst  durch  Veröffenthchung  der 
Kriegserklärung  erführen,  so  sei  eine  Besch lagnatime  vor  Veröffentlichung 
der  Kriegserklärung  unrechtmäßig. 

3.  ts  sei  auch  im  Sinne  der  Kaiserlichen  Verordnung  Nr.  20  vom 
Jahre  1904,  das  Schiff  freizugeben;  denn,  tla  (.las  Schiff  im  November 
1903  von  St.  Petersburg  abgefahren  und  auf  der  Fahrt  nach  Port  Artjiur 
begriffen,  am  9.  Februar  1904,  vormittags  0  l'hr,  also  /u  einer  Zeit, 
wo  (.'S  noch  keine  ( jclegenhcit  gehabt  habe,  von  dem  Kriegszustand 
Kenntnis  zu  erhalten,  18  Seemeilen  südöstlich  von  Port  Arthur  luf- 
gebracht  >xorden  sei.  so  finde  die  genannte  Kaiserliche  Verordnung 
auf  diesen  Fall  An>xendung. 

4.  Die  Ladung  des  Dampfers  müsse,  soweit  keine  besonderen 
Gründe  für  das  Gegenteil  vorlägen,  mit  dem  Dampfer  freigegeben 

werden. 

Zusatz  zu  Nr.  1  der  Herufungsgründe : 

1  >  sei  nicht  zu  bestreiten,  daß  der  zur  Verhandlung  stehende 
Dampfer  Figentum  der  russisch-ostasiatischen  Dampfcrgesellsehaft  sei; 
wenn  aber  auch  der  Dampfer  vom  zivilrechtlichen  Standpunkte  aus 
als  im  Eigentum  einer  russischen  juristischen  Person  stehend  zu  be- 
trachten sei,  so  entscheide  sich  doch  die  Frage  der  Beschlagnahme 
nach  völkerrechtlichen  Gesichtspunkten,  und  da  handele  es  sich  darum 
zu  untersuchen,  welche  Individuen  in  ihren  Rechten  verletzt  seien. 
Da  aber  erwiesenermaßen  der  größte  Teil  der  Aktien  der  russisch- 
ostasiatischen  Dampfergesellschaft  in  dänischen,  also  neutralen  Händen 
sei,  so  mQsse  das  Schiff  rechtmäßigerweise  freigegeben  werden. 

Zusatz  zu  Nr.  2  der  Berufungsgründe : 

Die  von  der  Reklamation  Nr.  5^)  betroffenen,  in  dem,  dem  Urteil 
beigefügten,  Ladungsverzeichnis  unter  Nr.  89,  90  und  118  aufgeführten 
Güter  seien  von  der  in  St.  Petersburg  ansässigen  deutschen  Firma 
Ewald  Tillmnnns  &  Co.  auf  dem  zur  Verhandlung  stehenden 
Dampfer  nach  Port  Arthur  verschifft  und  auf  der  Reise  dorthin  l>e- 
schlagnahmt  worden.  I')ies  gehe  aus  den  mit  dem  Schiff  zusammen 
beschlagnahmten  I>okninenten  hirvor.  Da  nun  Güter  Angehöriger  neu- 
traler Staaten,  die  ihren  Bestimmungsort  gar  nicht  erreicht  hätten,  nicht 

VI,  51. 
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n!-  ffindürhe  betrachtet  vcerden  könnten,  so  müßten  die  bezeichneten 
üüter  freigelassen  ■werden. 

Zusatz  zu  Nr.  3  der  Btrufungiigründe : 

Da  die  Güter,  \sekhc  unter  Nr.  2  und  Nr.  212  bis  222  des  dem 
Lrteii  beigefügten  Ladiin^s\  irzeichnisses  aufgeführt  seien,  bei  Ange- 
hörigen neutraler  Slaateii  \crsictiert  seien,  so  bedeute  die  Nichttreigabe 
derselben  eine  Verletzung  der  Rechte  Neutraler.  Da  nun  schließlich 
der  Grad  dieser  Verletzung  ein  sehr  großer  sei,  so  müßten  die  Oflter 
freigegeben  werden,  und  es  sei  widerrechtlich,  die  Freigabe  kurzerhand 
mit  der  Begrändung,  das  Recht  der  Beschlagnahme  sei  ein  absolutes, 
'  abzulehnen. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanwalts  Y^maitioto 
Tatsurokuro  vom  Prisengericht  in.Sasebo  sind  folgende: 

Der  Reklamant  behaupte  in  Punkt  1,  daß  das  zur  Verhandlung 
stehende  Schiff,  wenn  es  auch  russische  Nationalität  habe,  dennoch 
freigegeben  Vierden  müsse,  vteil  der  größte  Teil  der  Aktien  der  russisch - 
ostastatischen  DampfergeseUschaft  in  dänischen  Händen  sei. 

Es  sei  aber  Kriegsvölkerrecht,  daß  ein  Schiff,  welches  die  Nationalität 
des  feindlic  hen  Staates  besitze  und  unter  feindlicher  Flagge  führe,  gleich- 
viel oh  die  Aktion.ire  zum  größten  Teil,  ja  ob  sie  alle  Angehörige 
neutraler  Staaten  seien,  als  feindliches  Schiff  anzusehen  sei.  Als  solches 
unterliege  daher  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  mit  Recht  der 
Beschlagnahme  und  der  Finziehung. 

In  Punkt  2  sage  der  Reklamant,  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff  sei  am  9.  Februar  l'JÜ4,  also  vor  der  Kriegserklärung,  beschlag- 
nahmt worden.  Diese  Beschlagnahme  sei  nicht  zu  rechtfertigen,  da 
die  privaten  Individuen,  wenn  auch  die  Staaten  als  solche  schon  mit 
dem  tatsächlichen  Beginn  des  Kampfes  in  den  Kriegszustand  einge- 
treten seien,  von  dem  Bestehen  des  Kriegszustandes  erst  durch  die 
Veröffentlichung  der  Kriegserklärung  erfahren. 

Derartige  Gründe  fänden  aber  weder  in  den  zwischen  den  zivi- 
lisierten Staaten  bestehenden  völkerrechtlichen  Gebräuchen,  noch  in 
der  Wissenschaft  Anerkennung.  Es  erübrige  sich  daher  /u  erörtern, 
daß  ein  feindliches  Schiff,  welches  von  dem  Kriegszustande  nichts  wisse, 
deshalb  der  Aufbringung  nicht  entgehen  könne. 

In  Punkt  3  mnche  der  Reklamant  geltend,  daß  der  zur  Verhrtnd- 
lung  stehende  Dampfer  nach  dem  Smiie  der  Kaiserlichen  \'erordtmng 
Nr.  20  vom  Jahre  lOO  t  trei/ugeben  sei,  weil  er  zur  Zeit  der  Beschlag- 
nahme von  dem  Kriegszustand  keine  Kenntnis  gehabt  habe. 

Da  indes  diese  Kaiserliche  Verordnung  eine  Aufnahme  von  dem 
allgemeinen  kriegsvölkerrechtlichen  Orundsatz  darstelle,  demzufolge  lin 
kntgiuhrender  Staat  die  Handelsschiffe  dch  Feindes  auf  offener  See 
lind  in  den  beiderseitigen  lioheitsgewässem  beschlagnahmen  könne, 
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SO  müsse  diese  Verordnung  eher  eng  ausgelegt  werden,  als  auf  Fälle, 
die  der  klarbestimmte  Wortlaut  nirb*  '  ersehe,  in  Anwendung  gesetzt 
>xerden.  Deshalb  könne  der  fraglictu-  Dampfer,  wenn  er  auch  die 
Reisr  jTt'macht  habe,  ohne  von  dem  Kricc^szustand  etwas  zu  wissen, 
da  er  nach  dem  als  Kinciesi^ebiet  zu  betrachtenden  Port  Arthur  be- 
stimmt gewesen  sei,  also  /weitellos  nicht  unter  die  §§  1  und  3  der  ge- 
nannttMi  Kaiserlichen  Verordnung  falle,  die  Vergünstigung  derselben 
nicht  genießen. 

In  Punkt  4  erkläre  der  Reklaiiiant,  die  Ladung  des  zur  Verhand- 
lung stehenden  Dampfers  müsse,  soweit  nicht  besondere  Orände  vor- 
lägen, mit  dem  Schiffe  freigegeben  werden. 

Die  Frpge,  ob  die  Outer  Kriegskonterbande  seien  oder  nicht, 
komme  indes,  da  sie  als  feindliche  Güter  auf  feindlichem  Schiff  be- 
findlich  anzusehen  seien,  gar  nicht  in  Betracht,  und  ihre  Einziehung^ 
sei  rechtmäßig. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff  als  Feindes>chiff  anzusehen  ist.  Denn  es  führte  zur  Zeit  der  Be- 
schlagnahme die  feindliche  Flagge,  hatte  ein  feindliches  Schiffszertifikat 
und  stand  im  Eigentum  der  russisch-ostasiatischen  Dampfergesellschaft 
in  St.  Petersburg.  Der  Reklamant  macht  zwar  geltend,  der  Dampfer 
sei  freizulassen,  weil  die  meisten  Aktien  der  genannten  (lesellschaft 
in  dänischen  Händen  stien  und  somit  das  Recht  neutraler  Staats- 
angehöriger verletzt  uerden  würde.  Aber  wenn  auch  der  größte  Teil 
der  Aktien  der  (iescllschaft,  welcher  der  fragliche  Dampfer  gehört, 
in  Händen  von  Neutralen  ist,  so  hat  das  auf  die  hi),'enschaft  des 
Schiffes  als  eine*  feindlicheti  keinen  Einfluß,  und  Punkt  1  der  Berufungs- 
gründe  nebst  Zusatz  können  nicht  anerkannt  werden. 

Da,  wie  oben  ausgeführt,  die  Eigenschaft  des  Schiffes  als  eines 
feindlichen  durchaus  unbestreitbar  ist,  so  konnte  dasselbe  mit  dem 
Entstehen  des  Kriegszustands  auch  vor  der  Kriegserklärung  zu  Recht 
beschlagnahmt  werden,  und  damit  fällt  Punkt  2  der  Berufung  hin. 

Die  Fahrt  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers  deckt  sich 
unzweifelhaft  nicht  mit  kgend  einem  Falle  der  §§  1  bis  3  der  Kaiser- 
lichen Verordnung  Nr.  20  vom  Jahre  1Q04,  und  die  Anwendung  dic-t  r 
Verordnung  auf  Schiffe,  welche,  wie  das  in  Frage  stehende,  ton  feind- 
lichem (iebiet  nach  feindlichem  ruhict  f  iliren,  ist  durchaus  unzulässig. 
Deshalb  ist  auch  der  dritte  Punkt  der  Berufungsgründe  hinfällig. 

Es  ist  völkerrechtlich  anerkannt,  daß,  soweit  da>  Hesrhlagnahmc- 
recht  in  Hctraeht  kf^niint,  die  1  andrs/uuctiörit^keit  von  (liitern  nach 
dem  Domizilprinzip  bestimmt  w  erden  kann,  und  da^  ( )bL't  pi  iscngericht 
ist  der  Ansicht,  daß  dlv^c  Tht  orie  der  Logik  der  tat^äcldu  hvii  Verhält- 
nisse entspricht.    Zugegeben,  >xie  der  Reklamant  behauptet,  daß  die 
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in  dem,  dem  Urteil  cics  Sastbo-Prisengerichts  beigefügten  I.aduni^s- 
verzeichnis  unter  Nr.  SO,  yü  und  118  aufgeführten  Güter  im  .Kigenlum 
de«  VersrhiftVis,  der  Firma  b'wald  Ti  Ilmanns  6:  Co.  in  St.  Peters- 
bur<;  --tciH'n,  so  sind  sie,  \ve'i\  diese  Firma  völkerrechtlich  als  feindlich 
an/.Uichcn  ist,  feindliche  Ciüter;  und  auf  feindlichem  Schiff  befindlich, 
unterliegen  sie  deshalb  mit  Recht  der  Aufbringung;  so  ist  der  Zusatz 
♦zuiii  Punkt  2  der  Berufuiig.sgründc  haltlos. 

Was  ferner  die  oben  erwähnten,  unter  Nr.  2,  212  bis  222  des  Ver- 
zeichnisses aufsfefQhrten  Qfiter  angeht,  so  unterliegen  auch  sie,  weil 
sie  auf  feindlichem  Schiff  nach  feindlichem  Gebiet  verschifft  waren, 
dei'  Aufbringung.  Denn  wenn  sie  auch,  wie  vom  Reklamanten  geltend 
gemacht  bei  neutralen  Staatsangehörigen  versichert  sind,  so  entsteht 
doch  mit  einem  solchen  Versicherungsvertrag  kein  Grund  für  Heraus- 
gabe feindlichen  Gutes  und  auch  der  Zusatz  zu  Punkt  3  der  Berufung 
muß  als  unbegründet  abgelehnt  werden. 

Was  alle  übrigen,  nach  dem  Urteil  des  Sasebo-Prisengerichts  ein- 
zuziehenden Güter  anbetrifft,  so  ist,  da  sie  auf  dem  zur  Verhandlung 
stehenden  feindlichen  Schiff  nach  feindlichem  Gebiet  verschifft  waren, 
dit  Entscheidung  des  genannten  Urteils  zu  Recht  bestehend  undPunkt4 
ÜO"  Beriifiinc^sbec^ründung  ist  /ii  verwerfen, 

hs  wird  daher,  w  ie  folgt,  entschieden : 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Im  Oberprisengericht  am  17.  Januar  1905. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  ^  r  e  d  e  r  i  (  Ringer,  dänischer  Konsul  in  Naga- 
saki, wohnhaft  in  Nagasaki,  (Jura  Nr.  7. 

In  Sachen  der  Beschlagnahme  von  Ladungsstücken  des  russischen 
Dampfers  „Manchuria"  vt  ird,  wie  folgt,  entschieden. 

Urteilsformel: 
Die  zur  Verhandlung  stehende  Reklamation  wird  abgewiesen. 

Tatbestand  und  (j  r  ü  n  d  e : 
Die  zur  Verhandlung  stehenden  (jüter,  nämlich  3  Kisten  mit  Bett- 
zeug, Büchern  und  verschiedenen  anderen  Gegenständen,  sind  von  der 
christlichen  Missionsgesellsehaft  in  Kopenhagen,  Dänemark,  in  die 
dänische  Missionsgesellschaft  in  Port  Arthur  nht^c'^andt  und  luf  dem 
der  russisch-ostasiati>ehen  1  )amp!ergeselUehaft  ^ehörii^en  Dampfer  ,.Man- 
churia"  verschifft  worden.  Am  "^0.  Januar  iyü4  veiliclien  sie  riun<4kong 
und  wurden  auf  der  Reise  nach  Fort  Arthur  am  9.  Februar  desselben 
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Jahres,  vormittags,  auf  der  See  bei  Port  Arthur  von  dem  Kaiserlich 
japanischen  Kriegsschiff  „Tatsuta"  zusammen  mit  dem  genannten 
Dampfer  t)eschiagnahmt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Reldamationsschnft 
die  schriftliche  Aussage  des  Stellvertreters  des  Kommandanten  der 
„Tatsuta",  Kapitänleutnants  Kihara  Seiske,  die  Vernehmungsproto- 
koUe  des  Kapitäns  K.  Prahl  und  des  1.  Offiziers »O.  Tampio,  das 
Ladungsverzeichnis  und  das  Schiffsjournal  des  genannten  Dampfers. 

Der  Reklamant  bringt  vor,  er  erhebe  die  Reklamation  in  ^^einer 
Eigenschaft  als  Konsul  Seiner  Majestät  des  Königs  von  Dänemark.  Die 
zur  Verhandlung  stehenden  Güter  seien  bestimmt  für  dänische  Staats- 
angehörige in  Port  Arthur,  seien  weder  Kriegskonterbande  noch  Ver- 
mögensstücke feindlicher  Staatsangehöriger  und  könnten  deshalb  nicht 
eingezogen  werden. 

Der  Reklamant  ist  bei  dem  Termin  zur  mündlichen  Verhandlung, 
trotzdem  ihm  derselbe  bekannt  gegeben  war,  nicht  erschienen., , 

Der  Staatsanwatt  sagt  in  den  Hauptpunkten,  die  Reklamation  sei 
nicht  gesetzmäßig,  da  die  Eigenschaft  als  Konsul  nicht  ohne  weiteres 
die  eines  Interessenten  im  Sinne  de»  Prisenordnung  nach  sich  zöge. 

Was  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  angehe,  so  seien  sie 
alle  für  die  dänische  Missionsgesellschaft  bestimmte  Bücher  und  Gegen- 
stände des  täglichen  Gebrauchs,  die  keine  Kriegskonterbande  darstellten, 
sondern  lediglich  als  Gegenstände,  die  religiösen  Zwecken  zugute  kämen, 
anzusehen  seien.  Ihre  Freigabe  entspreche  daher  dem  Gedanken  des 
Schutzes  religiöser  Bestrebungen. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Nach  §  16,  Abs.  2  der  Prisengerichtsordnung  ^)  ist  eine  wesent- 
liche Bedingung  für  die  Erhebung  einer  Reklamation,  das  Vorhanden- 
sein rechtlichen  Interesses.   Der  Reklamant  hat  jedoch  mit  Bezug  auf 

die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  keinerlei  Interesse  nachgewiesen. 
Wenn  er  lediglich  auf  Grund  seiner  Eigenschaft  als  dänischer  Konsul 
im  Interesse  seiner  Schutzgenossen  reklamiert,  kann  ihm  weder  die 
Eigenschaft  eines  Reklamanten  noch  auch  die  des  Stellvertreters  eines 
solchen  zuerkannt  werden.  Der  Reklamant  hat  aber  nicht  bevciesen, 
dafi  er  von  den  Interessenten  irj^endvcelche  Reklamationsvollmachten 
erhalten  hat,  und  es  ist  daher  anzunehmen,  daß  er  nicht  imstande 
gevcesen  ist,  die  nach  §  17,  Abs.  2  der  Prisengericlitsordnunq:  vor- 
geschriebene Vollmacht  bei/ubrini^an.  Daher  ist  die  zur  Verhandlung 
stehende  Reklamation  nieht  ^;e^et/^läßil:^. 

Da  die  Keklaniation  ^clion  an  und  für  sich  den  gesetzlichen  Vor- 
schriften nicht  entspricht,  so  muß  sie  abgewiesen  werden,  ohne  daß 

•)  IV. 
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über  die  weiteren  Anfährungen  des  Reklamanten  Entscheidung  ge- 
troffen Verden  kann.  >) 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  26.  Mai  1904  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(ünterschrilten.) 


Reklamant:  Die  Filiale  der  Firma  J  a  r  di  n  e  M  a  t  h  e  s  o  n  &  C  o., 
Hauptagentur  der  China  Sugar  Kefining  Company,  vertreten  durch  ihren 
Prokuristen,  den  englischen  Staatsangehörigen  Reginald  Walter 
Heysham  V7ood, 

In  Sachen  der  Beschlagnahme  von  Ladungsstücken  des  russischen 
Dampfers  ,,Manchuria''  wird,  wie  folgt,  entschieden. 

Urteilsformel: 
Die  auf  dem  Dampfer  „Manchuria"  verladenen  30  Fässer  Rum 
Werder  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  30  Fässer  Rum  wurden  auf  Be- 
stellung der  russischen  Firma  Ginsburg  &  Co.  in  Port  Arthur  von 
dfT  engl,  offenen  Handelsgesellschaft  J  a  r  d  i  n  e ,  M  :i  t  h  c  s  o  n  &  C  o.  in 
Hongkong  am  30.  Januar  1904  auf  dem  der  russisch-ostasiatischen 
Dampfergesellschaft  gehörigen  Dampfer  „Manch ui  ia"  \  erschifft  imd  auf 
dtmselben  an  die  Firma  Ginsburg&Co.  abgeschickt.  Am  9.  Februar 
doselben  Jahres,  vormittags,  «  urden  dieselben  auf  der  Reise  nach  Port 
Arthui  in  den  dortigen  (iewä^^ern  zusammen  mit  dem  genannten 
nampfei  \on  dem  Kaiserlich  japanischen  Kriegsschiff  „Tatsuta"  be- 
>chiagiiahnit. 

iJicNe  rat>achen  sind  nicht  nur  von  dem  Reklamanten  inerkannt, 
jondern  sie  werden  auch  bcNx  ie^en  durch  die  schriftliche  Aussagte  des 
Vertreters  des  Kommandanten  der  Tatsuta",  des  KapitänleutiiantN 
Kihara  Seiske,  die  Verhandlungsprotokolle  des  Kapitäns  K.  Prahl 
«nd  des  1.  Offiziers  O.  lanipio,  das  Ladungsverzdchnis  und  vias 
Schiffsjournal  des  genannten  Dampfers. 

Der  Reklamant  bringt  in  der  Hauptsache  vor,  daß  die  zur  Ver- 
handlung stehenden  Fässer  Rum  freilich  auf  Bestellung  des  Fmpfängers 
Gins  bürg  abgesandt  worden  seien,  daß  aber  vermöge  der  geh-offenen 

*)  Ober  die  reklamierten  Gegensllfnde  Ist  entschieden  in  VI  5«. 
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Vereinbarung,  daß  der  Kaufpreis  für  dieselben  erst  nach  ihrer  Landung 
In  Port  Arthur  gezahlt  werden  solle,  die  Waren,  solange  sie  nicht  in  die 
Hände  des  Empfan^^crs  gelangt  seien,  noch  im  Eigentum  der  Absender, 
der  China  Sugar  Refining  Company  standen  und  deshalb  freizugeben 
seien. 

Der  Staatsanwalt  macht  dagegen  geltend,  daß  das  Eigentum  an 
den  zur  Verhandlung  stehenden  Gütern  nicht  als  dem  Reklamanten 

zustehend  erachtet  werden  könne,  daß  dieselben  daher  als  F.igentum 
des  dem  feindlichen  Staat  angehörigen  Empfängers  für  gute  Prise  zu 
erklären  seien. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Fs  ist  ein  allgemein  anerkannter  Rechtsgrundsat/,  daß  das  Tip^en- 
tum  an  Handelsvc-aren,  \x-elche  auf  Bestelluns^  versandt  wtrden,  L,dcich- 
viel  ob  der  Kaufpreis  zur  Zeit  der  Versendung  schon  bezahlt  ist  oder 
nicht,  mangels  einer  besonderen  Abmachung  mit  der  Zeit  der  Ab- 
sendung-  auf  den  Fmpfänger  übergeht.  Da  aber  die  zur  Verhandlung 
stehenden  30  Fäs>er  Rum  auf  Bestellung  an  die  russisehe  Firma  ü  ins- 
burg  &  Co.  in  Port  Arthur  versandt  vvorden  sind,  und  da  der  Rekla- 
mant bezüglich  des  Zeitpunkts  des  Ligentumsübergangs  keinerlei  gegen- 
teilige Beweise  hat  beibringen  können,  so  ist  es  billig  anzunehmen, 
daß  das  Eigentumsrecht  an  den  genannten  OOtern  zur  Zeit  der  Beschlag- 
nahme auf  die  russische  Firma  übergegangen  war. 

Da  nun  diese  der  russischen  Firma  gehörigen  Güter  auf  einem 
russischen  Schiff  verladen  worden  sind,  so  sind  sie  als  feindliche  Güter 
auf  feindlichem  Schiff  für  gute  Prise  zu  erklären*)  und  einzuziehen. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  2ft.  Mni  1QÜ4  im  Prisengerieht  zu  Sasebo  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  Yaniamoto  l'atsurokuro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Der  deutsche  Reichsangehörige  A.  Gese.,  Proku- 
rist der  Firma  Kunst  &  Albers  in  Nagasaki,  Dura  Nr.  9. 

In  Sachen  ^er  Beschlagnahme  von  Ladungsstucken  des  russischen 
Dampfers  „Manchuria"  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsf  ormel: 
Die    auf    dem   Dampfer  „Manchuria"  verladenen    14  Kisten 
Maschinenteile  werden  eingezogen. 

')  V.      8,  3  und  -!.--)§  40. 
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Die  Reklamation  bezüglich  der  Fracht  für  die  genannten  Oüter 
Tird  abgewiesen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  14  Kisten  Maschinenteile  sind  von 
der  Mekaniska  Verkstad  in  Stockholm,  Schweden,  mit  Bestimmung  für 
die  deutsche  Kommandit^t Seilschaft  Kun^t  öt  Albers  in  Port  Arthur 
aui  dem  der  russisch-ostasiatischen  Dampfergesellschaft  gehörigen 
DainptVr  „Manchuria"  verschifft  und  abgesandt  worden.  Auf  rhcser 
Rek  vciirden  sie  am  7.  Kebruar  vormittags  von  dem  Kaiserlich  japa- 
nischen Kru •<J;>^(•hitf  , .Tatsuta"  zusaiunieri  mit  dem  genannten  Dampfer 
auf  der  Hölit-         Port  Arthur  mit  Beschlag  belegt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Reklamationsschrift, 
du-  Aussageschj  ift  des  Vertreters  des  Kommandanten  des  beschlag- 
nehmenden Kriegsschiffs,  Kapilänleutnants  Kihara  Seiske,  die  Ver- 
nehmangsprotokolle  des  Kapitäns  K.  Prahl,  des  1.  Offiziers  O.  Tam- 
pio.  das  Ladungsverzeichnis  und  das  Schiffsjournal  des  genannten 
Dampfers. 

Die  Hauptpunkte  des  Reklamanten  sind  folgende: 
Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  ständen  im  Eigentum  der 
Empfänger  Kunst  6t  Albers,  einer  deutschen  Firma.  Die  Güter 
seien  vor  Eröffnung  des  Kriegs  verschifft.  Sie  müßten  daher  als  neu- 
trale  Güter  behandelt  und  freigegeben  werden.  Ferner  beantrage  der 
Reklamant  Frsatz  von  "^II  SO  N'en  Frachtkosten  für  die  genannten  Güter. 

Zur  mündlichen  Verhandlung  ist  der  Reklamant  trotz  erhaltener 
Ladung  nicht  erschienen. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsnn\xalts  sind  folgende: 
Da  die  Anführungen  des  Reklamanten  samtlich  unbegründet  seien, 
<o  müßten  die  zur  Verhandlung  blelienden  Güter  als  feindliche  Güter 
m  feindlichem  Schiff  eingezogen  werden. 
Da.N  (jcricht  ist  folgender  Ansicht: 

hs  ist  ein  allgemeiner  Grundsatz,  daß  die  Frage,  oh  (jüler  feindlich 
sind  oder  nicht,  sich  ungeachtet  der  Nationalität  des  Ligentümers  nach 
dessen  gegenvärtigem  Wohnsitz  entscheidet.  ^)  Obwohl  demnach  der 
Empfänger,  die  Firma  Kunst  6(  Albers,  eine  deutsche  Kommandit- 
gesellschaft bt,  müssen  doch  die  ihr  gehörigen,  zur  Verhandlung  ste- 
llenden Güter,  veil  sie  ein  Handelsgeschäft  in  dem  feindlichen  Port 
Arthur  hat,  für  feindliche  Güter  erachtet  werden. 

Dem  weiteren  Vorbringen  des  Reklamanten,  dafi  die  zur  Ver- 
iundlung  stehenden  Guter  vor  der  Kriegszeit  verschifft  worden  seien, 
L^t  entgegenzuhalten,  daß  es  ein  allgemein  anerkannter  Grundsatz  des 
Völkerrechts  ist,  daß  feindliche  Oüter  auf  feindlichem  Schiff  zur  Kriegs- 

•)  V.  §§  8,  j  und  4. 
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zeit  unbekQmmert  um  die  Zeit  ihrer  Verschiffung  beschlagnahmt  werden 
können. 

Daher  sind  die  zur  Verhandlung  stehenden  14  Kisten  Maschinen- 
teile för  gute  Prise  zu  erklären  und  einzuziehen.*) 

Was  den  Antrag  bezüglich  der  Frachtkosten  angeht,  so  liegt  die 
Entscheidung  hierüber  nicht  im  Bereich  des  Prisengerichts,  und  die 
Reklamation  über  diesen  Punkt  muß  abgewiesen  werden. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

» 

Verkündet  am  26.  Mai  1904  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  A.  Oese,  deutscher  Reichsange  höriger,  Prokurist 
der  Firma  Kunst  6e  Albers,  Kommanditgesellschaft,  Nagasaki  Oura 
Nr,  8, 

ProzeBvertreter:  Ishibashi  Tomokichi.,  Nagasaki,  Togi- 
yamachi  Nr.  41. 

Am  26.  Mai  1904  hat  das  Prisengerfcht  zu  Sasebo  in  Sachen 

der  am  9.  Februar  1904  18  Seemeilen  süclüstlich  von  Port  Arthur  von 
dem  Kaiserlich  japanischen  Kriegsschiff  , .Tatsuta"  beschlagnahmten,  an 
Bord  des  russischen  Dampfers  „Manchuria"  verschifften  14  Kisten 
Maschinenteile  auf  Einziehung  derselben  erkannt  und  die  Reklamation 
bezüc^lirh  der  Fracht  der  nennnnten  Güter  abgewiesen.  Gegen  dieses 
VrwU  hat  der  Prozeßvertretcr  des  Reklamanten  A.  Gese,  der  Rechts- 
anwalt Ishibashi  Tomokichi,  die  Bernfnng  cinf^cie^t.  wclehc  im 
Oherprisengericht  im  Beisein  der  Staatsanwälte  Isutsuki  Keiroku 
und  Ishiwatari  Bin  ich  i  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  und  Gründe  der  Berufung  des  Prozeßvcrlreters 
Ishibashi  Tomokichi  sind  folgende: 

.  1.  Der  Verschiffer  der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  sei  eine 
in  Stockholm,  Schweden,  niederlässige,  also  neutrale  Maschinenbau- 
gesellschaft. Die  Empfängerin  der  Guter  sei  die  deutsche  Firma  Kunst 
6c  Albers  in  Port  Arthur,  also  eine  im  Feindesland  ansässige,  neutrale 
Oesellschaft 

Das  Urteil  erster  Instanz  nehme  an,  daß  das  Eigentum  an  den 
Gutern  dem  Empfänger  zustehe,  dieselben  daher  feindlichen  Charakter 
trügen.  Reklamant  sei  der  Ansicht,  daß  das  Eigentumsrecht  erst  nach 
Ankunft  im  Bestimmungshafen  und  Ablieferung  an  den  Empfänger 

•)  V.  §  40. 
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auf  diesen  übergehe  und  daß  der  Absender  dasselbe  nicht  mit  dem 
i^itpunkt  der  Verschiffung  verliere.  Berechtigung  und  Verpflichtung 
mit  Bezug  auf  die  QQter  trage  bis  zum  Zeitpunkt  ihrer  Ankunft  im 
Bestimmungshafen  und  Ablieferung  an  den  Empfänger  selbstverständlich 
der  Absender.  So  bestimme  zum  Beispiel  das  japanische  Handels- 
gesetzbuch im  8.  Abschnitt  des  3.  Buches  und  im  3.  Abschnitt  des 
5.  Buches,  daß  im  Falle  des  Unterganges  der  Güter  der  Absender 
g^n  den  Reeder  Anspruch  auf  Schadensersatz  habe  und  daß  der 
Empfänger  erst  nach  Empfang  der  GGter  zur  Leistung  von  IVacht- 
und  sonstigen  Kosten  verpflichtet  sei.  F.s  sei  nicht  begründet,  lediglich 
«eil  die  vorliegende  Sache  dem  Völkerrecht  unterstehe,  derartige  Rechts- 
bestimmungen umzudrehen.  Da  nun  die  zur  Verhandlung  stehenden 
Güter  \sährcnd  der  Reise  und  ehe  sie  an  den  Empfäniier  abgeliefert  gc- 
«■esen,  mit  Beschiac^  belegt  veorden  seien,  so  stehe  zweifellos  das  Fii^fen- 
tum  an  deubelben  noch  dem  Absender  zu  iiiul  der  Rt^klaiiiant  habe  die 
Reklamation  nur  in  der  Fii:^enschatt  eines  Intcrt-ssenttn  '•)  ei  hohtii.  Wenn 
aber  so  die  Güter  als  im  tiigentum  des  neutralen  Abse^der^  stehend 
anzusehen  seien,  so  erwürben  sie  damit  die  Higenschaft  neutraler  Güter 
und  seien,  weil  nicht  Kriegskontet  bände,  L;eniäß  Artikel  3  der  Pariser 
Seerechtsdeklaration  unzweifelhaft  freiziif^eben. 

2  Selbst  aber  wenn  man  den  einen  Punkt  zugebe  und  die  Güter 
al>  im  Ligcntum  des  ümptänger^  stehend  betrachte,  so  müsse  man  sie 
doch  für  neutrale  Güter  erklären. 

Das  Urteil  erster  Instanz  habe  die  Präge  nach  der  Neutralität 
der  Güter  nach  dem  Wohnsitz  de^  Pigentüiners  entschieden  und  die 
Nationalität  desselben  nicht  berücksichtigt.  Es  habe  das  Domizilprinzip 
anerkannt  und  das  Nationalitätsprinzip  abgelehnt  Reklamant  sei  aber 
der  Ansicht,  daß  das  Nationalitätsprinzip  der  Billigkeit  entspreche.  Denn 
aus  dem  Domizilprinzip  würde  sich  die  wunderliche  Argumentation  er^ 
g^ben,  daß  ein  in  Rußland  lebender  Japaner  als  Feind  anzusehen  sei. 
Wenn  auch  ein  derartig  seltsames  Prinzip  in  Europa  Kurs  habe,  so  sei 
es  doch  mit  der  nationalen  Idee  Japans  nicht  in  Einklang  zu  bringen. 
Ks  sei  daher  rechtmäßig,  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  als 
neutrale  zu  betrachten  und  freizugeben. 

3.  Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  seien  Ende  1903  von  der 
.Maschinenbaugesellschaft  in  Schweden  verladen  worden.  Diese  habe 
»eder  damals  noch  zur  Zeit  der  Aufbringung  der  Güter  irgendwelche 
Kenntnis  von  dem  möglichen  Entstehen  bzw.  Bestehen  des  Kriegs- 
-'usiandes  zax  ischen  Rußland  und  Japan  gehabt,  so  daß  ihr  der  Vorwurf, 
diesen  Transport  zur  Schädigung  der  Interessen  Japans  oder  Unter- 
stützung des  heindes  vorgenommen  zu  haben,  nicht  gemacht  werden 

*>  Also  nicht  ab  EigentQmer. 
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könne.  Daher  könnten  die  zur  Verhandlung  stehenden  Gntcr  nach 
Artikel  6,  2'J  und  30  der  von  dem  Kongreß  für  internationale  Rechts- 
wissenschaft im  Jahre  1882  den  Mächten  unterbreiteten  Seeprisenordnung 
nicht  eingezogen  werden.  Freilich  sei  Japan  diesen  Bestimmungen  nicht 
ausdrücklich  beigetreten,  aber,  da  das  Völkerrecht  überhaupt  keine  be- 
stimmte gesetzliche  ForiTiiilieriins::^  besitze,  vielmehr  die  von  einer  An/ah! 
Gelehrten  aufgestellten  und  von  einer  Anzahl  von  Staaten  anerkannten 
RtThtsfe^eln  die  völkerre rhtlirhen  (irimdsätze  bildeten»  so  verdienten 
die  erwähnten  Bestimmungen  alle  Heaehtung. 

4  Da  der  Krieg  ein  \''erhältnis  /Nvischen  den  Staaten  als  solchen 
begründe,  zu  dem  die  Individuen  in  keiner  direkten  Beziehuiii;  ^tünde^, 
so  müsse  für  Güter  zur  See  wie  für  die  zu  Lande  der  (irund>at/  der 
Un\ erlet/lirhkeit  des  l-*rivat\ erniögens  gelten,  \xüraus  sich  aU  l()!^i>elic 
hulge  cr<:;ebe,  dali  auch  das  Pri\atverni(")s.;en  feindlicher  Staatsangehöriger, 
süvceit  es  nicht  Konterbande  sei,  nicht  zum  Objekt  einer  Beschlagnahme 
gemacht  werden  dürfe,  Reklamant  hoffe  daher,  daß  Japan  sich  nicht 
nach  dem  schlechten  Vorgange  und  den  eigenmächtig  au i^c stellten 
Grundsätzen  von  Mächten  richten  werde,  welche  um  Vorteils  willen 
die  Rechtslogik  verdrehten  und  verwirrtett,  sondern  daß  es  zu  einer 
Zeit,  wo  es  gegen  den  Feind  der  Humanität  und  des  Weltfriedens  kämpfe, 
neben  setner  nationalen  Machtentwicklung  auch  die  Förderung  von  Recht 
und  Vernunft  im  Auge  behalten  werde.  Daher  mQsse  es  jetzt  seine 
Große  beweisen,  indem  es  auch  für  das  Privatvermögen  zur  See  den 
Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  zur  Ausführung  bringe. 

5.  Der  durch  unrechtmäßiges  Vorgehen  des  Staates  von  dem  Rekla- 
manten erlittene  Schaden  an  Fracht  müsse  billigerweise  vom  Staate 
wieder  ersetzt  werden.  Die  erste  Instanz  habe  die  Entscheidung  über 
diese  Schadensersatzfrage  als  außer  ihrer  Kompetenz  liegend  at>gewiesen. 
Reklamant  sei  indes  der  Ansicht,  daß  der  Ausdruck  „Prisenangelegen- 
heiten" des  §  1  der  Prisengerichtsordnung  auch  diesen  Punkt,  welcher 
mit  der  Hauptreklamation  in  rechtlichem  Zusammenhang  stehe,  in  sich 
schließe. 

Der  Staatsanwalt  H  a  y  a  s  h  i  K  i  j  u  r  o  \  om  Sasebo  Prisengericht 
macht  hiergegen  folgende  Hauptpunkte  geltend: 

Punkt  1  und  2  der  Berufungsschrift  gehe  dahin,  daß  ganz  ali- 
gemein Frachtgüter  bis  zum  Zeitpunkt  der  Ankunft  im  Bestimmungs- 
ort und  der  Ablieferung  an  den  Fmpfänger  im  J^igentum  des  Ab- 
senders stünden  und  daß  daher  die  zur  Verhandlung  stehenden  ( Jüter, 
\xeil  ihr  Absender  eine  in  Stockholm  in  Schvceden  niederläs^^ige,  neu- 
trale jMaschinenbaugesellschaft  sei,  nicht  eingezogen  \xerden  könnten; 
ferner  daß.  selbst  wenn  man  annähme,  die  («iiter  stünden  im  1  igentum 
des  F.mpfängers,  sieh  ihre  Nalionälit.it  nicht  nach  dem  Wohnsitz,  sondern 
nach  der  Nationalität  des  Eigentümers  richtete. 
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:  Es  sti  jedoch  die  \  erbrtitt.te  völkerrechtliche  Anschauunj{,  daß  die 

Frage,  oh  (üiter  feirulHeh  seien  oder  nicht,  sich  nach  dem  Wohnort 
dei-  P-igenuiiiier^  entscheide,  und  daß  Güter,  welche  an  einen  im  Feindes- 
bnu  uohiieudcn  Finpfäiii^n-r  ab,L;esandt  ^cieii,  maiii^reU  besonderen  ^egen- 
leiligtn  Bevceises  mit  dem  Zeitpunkt  der  Absend ung  als  in  das  tigen- 
luni  des  Fmpfängers  übergegangen  anzusehen  seien.  Daher  seien  die 
zur  Verhandlung  stehenden  Ofiter,  weil  sie  für  einen  im  feindlichen 
Port  Arthur  ansässigen  Fmpfänger  bestimmt  gewesen  seien  und  weil 
kein  klarer  Beweis  dafür  vorliege,  daß  das  Eigentumsrecht  an  denselben 
zur  Zeit  der  Beschlagnahme  noch  dem  Absender  zugestanden  habe, 
tn  dem  erstinstanzlichen  Urteil  zu  Recht  als  feindliche  erkannt,  und 
das  Urteil  auf  Einziehung  sei  gerechtfertigt. 

Im  3.  Punkte  behaupte  der  Reklamant,  die  zur  Verhandlung 
stehenden  Oüter  seien  Ende  1903  in  Schweden  von  der  Maschinenbau- 
gesellschaft  verladen^  welche  weder  damals  noch  zur  Zeit  der  Auf- 

'  bringung  der  Güter  von  dem  eventuellen  Entstehen  des  Kriegszustands 
zwischen  Japan  und  Rußland  irgendwelche  Kenntnis  q;ehaht  habe,  so 
daß  ihr  der  Vorwurf  der  Schädigung  der  Interessen  Japans  nicht  ge- 
macht werden  könne.  Daher  könnten  die  zur  Verhandlung  stehenden 
Güter  nach  den  in  Artikel  6,  23  und  30  der  von  dem  Kongreß  für 
internationale  Rechts\x  issenschaft  im  Jahre  1882  beschlossenen  Seeprisen- 
ordnün>:  enthaltenen  Prinzipien  nicht  beschlagnahmt  werden. 

Die>e  Bestimmungen  gingen  jedoch  über  die  Bedeutung  von  Privat- 
3n^:i  hlcn  üelehrter  nicht  hinaus  und  könnten  zurzeit  noch  nicht  als 
Grundsätze  des  Völkerrechts  betrachtet  werden.  Eine  Pflicht,  sie  an- 
zunehmen, bestehe  daher  nicht. 

Im  Punkte  4  sage  der  Reklamant,  da  der  Krieg  ein  Verhältnis 
zvischen  den  Staaten  als  solchen  begründe,  zu  dem  die  Individuen  in 
keiner  direkten  Beziehung  stünden,  so  müsse  für  OQter  zur  See  in 
gleicher  Weise  wie  für  solche  zu  Lande  der  Grundsatz  der  Unverletzlich- 
keit des  Privatvermögens  gelten.  Selbst  feindliches  Privateigentum  dürfe 
daher,  soweit  es  sich  nicht  um  Knegskonterbande  handele,  nicht  zum 
Objekt  einer  Beschlagnahme  gemacht  werden. 

Bezüglich  von  Gütern  zur  See  erkenne  jedoch  sowohl  die  Pariser 
,  Sterechtsdeklaration  von  1856  wie  auch  die  japanische  Prisengerichts- 
I  Ordnung  den  fundamentalen  Grundsatz  an,  daß  feindliche  Güter  auf 
feindlichem  Schiff,  auch  wenn  sie  Privateigentum  seien,  eingezogen 
Terden  könnten.  Es  sei  daher  selbstverständlich,  daß  dieser  Grundsatz 
in  dem  vorliegenden  Falle  angew  endet  werde. 

Im  Punkt  5  führe  der  Reklamant  an,  daß  das  Prisengericht  erster 
Instanz  über  seinen  Antrag  auf  Schadenersatz  Entscheidung  hätte  treffen 
müssen. 

Die  Prisengerichtsordnung  bestimme  jedoch,  daß  die  I^risengerichte 
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nur  Über  Prisenangcicgenheiten  zu  entscheiden  hätten,  und,  da  demnach 
Schadenersatzforderungen  nicht  in  ihren  Amtsbereich  gehörten,  so  sei 
dieser  Antrag  des  Reklamanten  von  dem  Gericht  erster  Instanz  zu 
Recht  abgewiesen  worden. 

Aus  diesen  Gründen  werde  die  Abweisung  der  Berufung  be- 
antragt. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 

Die  zur  Verhandlung  'stehenden  Güter  sind  von  der  „Mekaniska 

Verkstad"  in  Stockholm,  Schweden,  auf  dem  der  russisch-ostasiatischcn 
Dampfschiffahrtsgesellschaft  gehörigen  Dampfer  „Manchuria"  an  die 
Kommanditgesellschaft  Kunst  ^  Albers  in  dem  russischen  facht- 
gebiet  Port  Arthur  abgesandt  worden.  Auf  der  Reise  dorthin  wurden 
sie  am  9.  Februar  1904,  also  nach  Eröffnung  des  Krieges  zwischen 
Japan  und  Rußland,  18  Seemeilen  südöstlich  von  Port  Arthur,  zusammen 
mit  dem  genannten  Schiff  von  dem  Kaiserlich  japanischen  Kriegsschiff 
„Tatsuta"  mit  Beschlag  belegt, 

Ks  ist  völkerrechtliche  Praxis,  nütt^rn,  welche  zu  Kriegszeiten  von 
Personen,  die  in  neutralem  Lande  wohnen,  an  einen  im  feindlichen 
Gebiet  wohnhaften  F.mpfänger  auf  feindlichem  Schiff  versandt  werden,, 
feindlichen  Charakter  beizulegen  und  ihre  Kinziehung  zu  gestatten. 
Das  Oberprisengericht  ist  der  Ansicht,  daß  dies  den  tatsächiichen  Ver- 
hältnissen gerecht  wird. 

Der  Prozeßvertreter  der  Berufung  sagt  in  seinem  ersten  Funkt,  die 
zur  VerhancUuiig  >tt:hciidcn  (iüter  stünden  im  Eigentum  des  Absenders, 
der  in  Stockholm,  Schweden,  niederlässigen  „Mekaniska  Verkstad";  da 
dieser  Absender  eine  neutrale  Gesellschaft  sei,  so  trügen  die  zur  Ver- 
handlung stehenden  GQtier  neutralen  Charakter  und  könnten  nicht  ein- 
gezogen werden.  Dieser  erste  Punkt  der  Berufung  ist  aber  aus  dem 
oben  angeführten  Grunde  nicht  haltbar. 

Im  Punkt  2  sagt  der  Beruf ungsreklamant,  wenn  man  die  Güter 
für  Eigentum  des  Empfängers,  der  Kommanditgesellschaft  Kunst  & 
Albers  in  Port  Arthur,  ansehe,  so  seien  sie  trotzdem  neutral,  da  diese 
Gesellschaft  deutscher  Nationalität  sei.  Denn  es  sei  ungerechtfertigt, 
wenn  das  Prisengericht  zu  Sasebo  als  Norm  für  die  Bestimmung  der 
Nationalitat  der  Güter  das  Nationalitätsprinzip  verwürfe  und  das 
Domizilprinzip  anerkenne.  Nach  völkerrechtlicher  Praxis  kann  jedoch 
bei  der  Bestimmung  der  Landeszugehörigkeit  \  on  Gütern  das  Domizil- 
prinzip zur  Anwendung  kommen,  und  das  Oberprisengericht  steht  auf 
dem  Standpunkt,  daß  dieses  den  Verhältnissen  am  besten  Rechnung 
trägt.    Daher  ist  Punkt  2  der  Berufung  unbegründet. 

Punkt  3  der  Berufung  besagt,  daß  die  Güter  vor  der  Kriegs- 
eröffnung verschifft  vt orden  seien  :  daß  die  Ahsen derin  w  eder  zur  Zeit 
der  Verschiffung  von  dem  möglichen  hintreten,  noch  zur  Zeit  der 
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Japan  und  Rußland  Kenntnis  jjehabl  habe;  daß  die  Verschiffung;  weder 
zum  Nutzen  des  Feindes  noch  in  der  Absicht,  Japan  zu  schädigen, 
geschehen  sei  und  daß  die  Güter  deshalb  der  Einziehung  nicht  unter- 
liegen könnten.  Nach  Völkerrechtsbrauch  ist  aber  darin,  daß  die 
Güter  vor  der  Kriegseröffnung  verladen  worden  sind,  daß  der  Kapitän 
oder  der  Absender  von  der  Kriegseröffnung  keine  Kenntnis  hatten,  daß 
die  Verschiffung  der  Güter  ohne  Absicht  der  Unterstützung  des  Feindes 
oder  Schädigung  des  anderen  Teiles  geschehen  ist,  kein  Grund  zu 
sehen,  weshalb  Güter  mit  feindlichem  Charakter  der  Aufbringung  ent- 
gehen sollten.  Daher  bt  auch  Punkt  3  der  Berufung  grundlos. 

Punkt  4  der  Berufungsgründe  trägt  eine  wissenschaftliche  Theorie 
\'0T,  die  indes  bis  jetzt  keine  Bestimmung  des  Völkerrechts  ist,  und  damit 
fällt  auch  dieser  Punkt  der  .Berufung  hin. 

Im  Punkt  5  erklärt  der  Reklamant  es  für  unrechtmäßig,  daß  das 
Sasebo-Prisengcricht  die  Reklamation  >x'egen  der  Fracht  abgcwit >t  n  habe, 
al>er  da  unsere  Prisengerichtsordnung  die  Prüfung  von  Schadenersatz- 
ansprüchen nicht  dem  Tätigkeitsbereich  der  Prisengerichte  unterstellt 
hat,  so  entbehrt  auch  dieser  Berufungspunkt  der  Begründung. 

Daher  wird,  wie  folgt,  entschieden : 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  17.  Januar  19Ü5  im  Oberprisengericht- 

(Unterschriften.) 


Reklamant;  l>cr  naturaliMiite  cii(j[lisclie  Staatsuntertari  Yu  Hoi 
C  h  o  u ,  wohnhaft  in  Hongkong  Queens  Road  Central,  Victoria  Street 
136-  138. 

ProzcBvcrtreter:  RtxhtsanNx alt  IshibashiTomokichi,  Na- 

Nagdbaki,  TogiyafüaLlii  Nr.  41, 

in  Sachen  der  Beschlagnahme  von  Ladungsstücken  des  russischen 
Dampfers  „Manchuria"  wird,  wie  folgt,  entschieden : 

Urteilsf  ormcl: 

Die  auf  dem  Dampfer  „Manchuria"  verschifften  8  Kisten  Seiden- 
tücher werden  eingezogen. 

Tafbestand  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  wurden  von  dem  Rekta- 
manten am  1.  Fet)ruar  1904  auf  dem  in  Hongkong  liegenden  russischen 
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Dampfer  ,,.Minrhuria"  verladen  und  an  Wing  Kee  im  russischen 
Pachtgebiel  Dahn  abgesandt.  Am  9.  Februar  (icssclben  Jahren,  vor- 
mittags Q  Uhr,  wurden  sie  auf  der  Höiic  von  Voii  Arthur  ziisanimen 
mit  dem  genannten  Dampfer  von  dem  Kaiserlich  japanischen  Kriegs- 
schiff  Tatsuta"  beschlagnahmt. 

Diese  Tatsaciicn  wcitim  bewiesen  (lurch  die  Aussageschrift  des 
Stellvertreters  des  Kommandanten  dcb  beschlagncluiicnden  Schills,  des 
Kapitän leutnants  Kihara  Seiske,  die  Vernehmungsprotokolle  des 
Kapitäns  K.  Prahl  und  des  2,  Offiziers  des  genannten  Dampfers 
O.  Tampio,  das  Schiffsjournal,  das  Ladungsverzeichnis  und  die 
Konnossemente. 

Die  Hauptpunkte  des  Vertreters  des  Reklamanten  sind  folgende: 
Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  seien  Eigentum  des  neutralen 
Rektamanten  und  keine  Kriegskonterband^.   Sie  seien  vor  Eröffnung^ 
des  Krieges  zwischen  Japan  und  Rußland  abgeschickt  und  könnten  aus 
diesen  Gründen  nicht  beschlagnahmt  werden. 

Die  Ansicht  des  Staatsanwalts  ist  im  wesentlichen  folgende: 
ts  sei  keine  Spur  eines  Beweises  dafür  vorhanden,  daß  die  zur 
Verhandlung  stehenden  Güter  im  Eigentiini  des  neutralen  Absenders 
stünden.    Sie  seien  feindliche  Güter  auf  feindlichem  Schiff.  Daher 
müsse  das  Urteil  die  Beschlagnahme  gutheißen. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Es  ist  von  den  Bestimmungen  und  Gevtohnlieitcn  des  jetzt  gel- 
tenden Völkerrechts  anerkannt,  daß  feindliche  (iiitcr  auf  feindlichem 
Schiff,  gleichgültig  ob  sie  Konterbande  sind  und  ob  sie  vor  dem  Kriege 
abgeschickt  sind  oder  nicht,  zu  Kriegszeiten  natürlich  der  Beschlagnahme 
unterliegen. 

Da  ferner  der  Charakter  von  Gütern  als  feindlichen  Gütern  sich 
nach  dem  W'tjhnsit/  des  Eigentümers  bestimmt,  •)  so  sind  Güter,  welche 
von  einem  Absender  in  einem  neutralen  Lande  an  einen  Empfänger 
in  feindlichem  Gebiet  abgeschickt  werden,  als  im  Eigentum  des 
Empfängers  im  Feindesgebiet  stehend  anzusehen  und  der  Gegenbeweis 
muß  von  den  Interessenten  geführt  werden. 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  sind  auf  dem  feindlichen 
Dampfer  „Manchuria"  verschifft  und  an  ein  in  dem  feindlichen  Pacht- 
gebiet Daini  niederlässiges  Handelshaus  abgeschickt  worden.  Es  wird 
nicht  bestritten,  daß  die  Aufbringung  nach  der  Kriegseröffnung  statt- 
gefunden hat. 

Da  der  Prozeßvertreter  des  Reklamanten  lediglich  die  Behauptungr 
aufstellt,  die  Güter  stünden  im  Eigentum  des  Absenders,  welcher  ein 
neutraler  Staatsangehöriger  sei,  ohne  indes  irgendwelchen  Beweis  hier- 

')  V.  §jf  8,  3  und  4. 
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ffir  zu  erbringen,  so  sind  die  zur  Verhandlung  stehenden  Gfiter  als 
feindliche  Outer  auf  feindlichem  Schiff  einzuziehen.  *) 
Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  26.  Mai  1904  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  Vamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Vu  Hoi  Chou,  naturalisierter  englischer  Staats- 
angehöriger, wohnhaft  in  Hongkong,  Queen's  Kuad  Central,  Victoria- 
Street  Nr.  136-138. 

Prozeß  Vertreter:  Rechtsanwalt  Ishibashi  Tomokichif 
Nagasaki,  Togiyamachi  Nr.  41. 

Am  26.  Mai  1904  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  Sachen  der 
Beschlagnahme  der  auf  dem  russischen  Dampfer  ,,Manchuria"  ver- 
schifften 8  Kisten  Setdentücher,  welche  am  9.  Februar  1904  18  Seemeilen 
südöstlich  von  Port  Arthur  zusammen  mit  dem  genannten  Dampfer 
von  dem  Kaiserlich  japanischen  Kriegsschiff  „Tatsuta"  beschlagnahmt 
worden  sind,  ein  Urteil  gefällt,  in  welchem  auf  Einziehung  der  genannten 
Guter  erkannt  wird.  Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Vertreter  des  Rekla- 
manten Vu  Hoi  Chou,  der  Rechtsanwalt  Ishibashi  Tomokichi, 
die  Berufung  eingelegt,  welche  im  Oberprisengericht  im  Beisein  der 
Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku  und  Ishiwatari  Binichi  ge- 
prüft worden  ist. 

Die  Berufungspunkte  des  Prozeßvertreters  Ishibashi  Tomo- 
kichi  und  deren  Begründung  sind  folgende: 

1.  Der  Verlader  der  zur  Verhandlung^  >tetieiickn  Güter  sei  der  in 
Hongkong  wohnhafte  naturalisierte  englische  Staatsuntertnn  Yu  Hoi 
Chou,  niso  ein  neutraler  Staatsangehörii^er,  der  Empfänger  Wing 
Kee  in  Daini,  ein  neutraler  Staatsangehörii^er  in  feindlichem  Gebiet  an- 
«^ä'iHiiT  Oas  Urteil  erster  Instanz  habe  dahin  erkannt,  daß  die  (iiiter  im 
Lij^entiun  des  Empfängers  stünden  und  daher  feindlichen  Charakter 
hätten.  Frachtgüter  gingen  aber  erst  nach  Ankunft  im  Bestimmungs- 
hafen und  Ablit^ferung  an  den  Ftnpfänger  in  das  Fii^entum  dieses  über, 
und  der  Absender  verliere  keine^uegs  sein  Eigentum  mit  dem  Moment 
der  Verschiffung.  Der  Absender  sei  Träger  der  Rechte  und  Ver- 
pflichtungen mit  Bezug  auf  die  I  raclut^uter,  solange  dieselben  noch 
nicht  im  Bestimmungshafen  eingetroffen  und  dem  Empfänger  abgeliefert 

•>  V.  §  40. 
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seien.  So  bestimme  zum  Beispiel  das  japanische  Handelsgesetzbuch 
im  8.  Abschnitt  des  3.  Buches  und  im  3.  Abschnitt  des  5.  Buches, 
daß  hn  Falle  des  Untergangs  der  Güter  der  Ablader  gegen  den  Reeder 
Anspruch  auf  Schadenersatz  habe  und  daß  der  Empfänger  erst  nach 
Empfang  der  Güter  zur  Leistung  von  Fracht-  und  sonstigen  Kosten 
verpflichtet  sei.  Es  sei  nicht  begründet,  lediglich  weil  die  vorliegende 
Sache  dem  Völkerrecht  unterstehe,  die  angeführten  Rechtsbestimmungen 
umzudrehen.  Da  nun  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  während 
der  Reise  und  ehe  sie  dem  Empfänger  ausgeliefert  gewesen,  mit  Be- 
schlag belegt  >x  orden  seien,  so  stehe  zweifellos  das  F.igentum  an  denselben 
noch  dem  Absender  zu.  Wenn  aber  so  die  Güter  aU  im  Eigentum  des 
Absenders  stehend  anzusehen  seien,  so  ervc'ürben  sie  damit  die  Kigen- 
srhaft  neutralen  üutes  und  seien,  \xeil  nicht  Kriegskonterbande  cjemäß 
Artikel  3  der  Pariser  Seerechtsdeklaration,  unzweifelhaft  freizugeben. 

2.  Selbst  aber  wenn  man  den  einen  Punkt  zugebe,  daß  die  zur 
Verhandlung  stehenden  Güter  als  im  Eigentum  des  Empfängers  stehend 
zu  betrachten  seien,  so  müßten  sie  dennoch  ab  neutrales  Gut  erachtet 
werden.  Das  Urteil  erster  Instanz  habe  die  Frage  nach  der  Neutralität 
der  Güter  nach  dem  Wohnsitz  des  tigentümers  entschieden  und  die 
Nationalität  desselben  niclit  berücksichtigt;  es  habe  das  Domizilprinzip 
anerkannt  und  das  Nationalitätsprinzip  abj^^elehnt.  Reklamant  "»ei  aber 
der  Ansicht,  daß  das  Nationalitätsprinzip  der  Billigkeit  entspreche.  Denn 
au-^  dem  Üoniizilprin/ip  vcürde  sich  die  wunderliche  Argumentation 
ergeben,  daß  ein  in  Rußland  lebrndt-r  Japaner  als  hcind  anzusehen  sei. 
Wenn  auch  ein  derartig  seltsames  f^rinzip  in  Ivuropa  Kurs  haben  möge, 
so  sei  es  doch  mit  der  nationalen  Idee  des  Kai.serreichs  Japan  nicht  in 
Finklang  zu  bringen.  Fs  sei  daher  rechtmäßig,  die  zur  Verhandlung 
stehenden  (Jüter  als  neutrale  zu  betrachten  und  freizugeben. 

i.  Die  zur  Verhandlung  stehenden  Outer  .seien  am  1.  Februar 
1^)04  von  dem  Reklamanten  in  Hongkong  verschifft  worden.  Derselbe 
habe  vceder  damals  noch  auch  zur  Zeit  der  Aufbringung  der  Güter 
irgendwelche  Kenntnis  von  dem  möglichen  Fntstehen  bzw.  Bestehen 
des  Kriegszustandes  zwischen  Japan  und  Rußland  gehabt,  so  daß  ihm 
der  Vorwurf,  diesen  Transport  zur  Schätiigung  der  Interessen  Japans 
oder  Unterstützung  des  Feindes  vorgenointnen  zu  haben,  nicht  gemacht 
werden  könne.  Daher  köimten  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter 
nach  Artikel  b,  23  und  30  der  von  dem  Kongreß  für  internationale  Rechts- 
wissenschaft im  Jahre  1882  den  Mächten  unterbreiteten  Seeprisenordnung 
nicht  eingezogen  werden.  Freilich  sei  Japan  diesen  Bestimmungen  nicht 
ausdrücklich  beigetreten,  aber,  da  das  Völkerrecht  überhaupt  keine  be- 
stimmte gesetzliche  Formulierung  besitze,  vielmehr  die  von  einer  An- 
zahl Gelehrter  aufgestellten  und  einer  Anzahl  von  Staaten  anerkannten 
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Rechtsregeln  die  völkerrechtlichen  Grundsätze  bildeten,  so  verdienten 
die  erwähnten  Bestimmungen  alle  Beachtung. 

4.  Da  der  Krieg  ein  Verhältnis  zwischen  den  Staaten  als  solchen 
bfgrfinde,  zu  dem  die  Individuen  in  keiner  direkten  Beziehung  stünden, 
so  müsse  für  Güter  zur  See  in  gleicher  Weise  wie  für  die  zu  'Lande  der 
Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  des  Privatvermogens  gelten,  voraus 
sich  als  logische  Folge  ergäbe,  daß  auch  das  Privatvermögen  feindlicher 
Suatsang^ehöriger,  soweit  es  nicht  Konterbande  sei,  nicht  /um  Objekt 
einer  Beschlagnahme  gemacht  werden  dürfe,  Reklamant  hoffe  daher, 
daß  Japan  sich  nicht  nach  dem  schlechten  Vorgange  und  den  eigen- 
mächtige aufgestellten  Grundsätzen  von  Mächten  richten  werde,  welche 
um  Vorteils  vcillen  die  Rechtslogik  vercir(.'htcn  und  xcrwirrten,  sondern 
d3ßf^  /u  i-incr  Zeit,  w  o  es  gegen  den  l  eind  der  Humanität  uiul  ties  Wclt- 
^nedcii>  kämpfe,  rieben  seiner  nationalen  Machtentwicklung  auch  die 
fuiiitruny;  von  Recht  und  Vt-rnunft  im  Auge  behalten  werde.  Daher 
mfisst  e>  jet/t  seine  (jröße  beweisen,  indem  es  auch  für  das  Frivat- 
vermögen  zur  See  den  üruiidsatz  der  Unverletzlichkeit  zur  Ausluhiung 
hringe. 

Die  Erwiderung  des  Staatsanwalts  Vamamoto  Tatsurokuro 
vom  Prisengericht  zu  Sasebo  besagt  in  den  Hauptpunkten  folgendes: 

Der  Reklamant  sage  in  seinem  ersten  Berufungspunkte,  das  Urteil 
«rsier  Instanz  habe  dahin  entschieden,  d^  das  Eigentumsrecht  an  den 
Gütern  dem  Empfänger  zustehe  und  daß  dieselben  daher  feindliche 
Güter  seien.  Es  sei  jedoch  nicht  der  Fall,  daß  das  Eigentumsrecht  an 
<len  Gütern,  solange  dieselben  nicht  am  Bestimmungsort  eingetroffen 
und  dem  Kmpfänger  ausgeliefert  seien,  auf  diesen  fibergehe  und  der 
Absender  das  Eigentum  an  ihnen  verliere  usw. 

Demgegenüber  macht  der  Staatsanwalt  geltend:  Nach  dem  zur- 
zeit von  den  Mächten  anerkannten  öffentlichen  Völkerrecht  liege  die 
Gefahr  des  Transports  von  ge^s•öhnlichen  Handels\x  aren  dem  üinpfänger 
ob.  und  mit  dem  Zeitpunkt,  \xann  die  Waren  in  die  Hände  des  Sce- 
\frfrachters  ausgeliefert  seien,  \x  iirden  sie  I  igentum  des  tmpfängers. 
In  Friedens/eiten  beachte  man  mit  Be/ug  auf  Güter  zur  See  wohl  eine 
Übereinkunft  der  Beteiligten,  aber  in  Kriegs/eiten  erkenne  man  ihre  be- 
sonderen Abmachungen  nicht  an,  sondern  erkläre  für  einen  feinUlielieu 
Empfänger  bestimmte  Güter  für  feindlich.  Ebenso  würden  im  umge- 
Itrhrten  Fall,  wo  der  Empfänger  der  Güter  ein  neutraler  Staatsangehöriger 
sä  wenn  auch  das  Eigentum  tatsächlich  nicht  dem  feindlichen  Absender 
zustehe,  die  Guter  doch  ffir  feindliche  angesehen,  sofern  nicht  der  Beweis 
frfübrt  würde,  daß  bereits  völliger  Eigentumswechsel  eingetreten  sei 
und  daß  dem  Verkäufer  mit  Bezug  auf  die  Waren  keinerlei  Bedingungen 
und  Rechte  zustünden.  Da  bezüglich  von  Gütern  auf  feindlichem  Schiff 
vermutet  würde,  daß  sie  feindlich  seien,  so  liege  der  Gegenbeweis  dem 
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Eigentümer  ob.  Da  der  Empfänger  im  vorliegenden  Fall,  wo  er  ein  im 
Felndcsgchiet  ansässiger  neutraler  Staatsangehöriger  sei,  der  dort  ein 
Handeisgewerbe  betreibe,  so  sei  es  unter  Zug^rundelegurg  des  von  Japan 

angenommenen  Prinzips  der  dauernden  Niederlassung 3)  bei  Bestimmung 
der  Landeszugehörigkeit  desselben  klar,  daß  er  als  Feind  zu  betrachten 
sei.  Unbestreitbar  seien  daher  auch  die  Güter  feindlich. 

In  Punkt  2  erkläre  der  Reklamant,  es  vertrage  sich  nicht  mit  der 
nationalen  Idee  des  Kaiserreichs  Japan,  daß  dasselbe  das  DomizUprinzip 
bei  der  Bestimmung  der  Nationalität  von  Gütern  angenommen  habe. 
Diese  Argumentation  des  Reklamanten  sei  grundlos,  denn  angenommen, 
ein  Eigentümer  \  on  Gütern  habe  seinen  dauernden  Wohnsitz  im  Feindes- 
land, so  seien  die  Güter  eine  Verniöy^ensquellc  für  den  feindlichen  Staat 
und  würden  unter  dem  Schutz  und  der  \'er>3ealtung  der  feindlichen 
Regierung  zu  einem  Teil  der  Einnahme  derselben  und  somit  zu  Material 
für  den  Kriegsgebrauch.  Da  auch  solche  Güter  im  Bedarfsfalle  der 
Requisition  der  feindlichen  Regierung  unterstünden,  so  müsse  man  sie 
natürlich  als  feindliche  ansehen. 

Im  Punkt  3  mache  der  Reklamant  geltend,  daß  zur  Zeit  der  Ver- 
schiffung die  Kriegseröffnunjj^  nicht  habe  vorausgesehen  Vierden  können 
und  daß  selbst  bei  der  Aufbringung  die  Tatsache  des  Bestehens  des 
Kriegszustandes  nicht  bekannt  gevcesen  sei.  Daher  seien  nach  der  von 
dem  Kongreß  von  Völkerrechtsgelehrten  in  Turin  beschlossenen  See- 
prisenoi  diiung  die  zur  Vcrliandlung  stehenden  Güter  freizugehen. 

Die  Bedeutung  dieses  Beschlusses  des  Gekhrtciiküngresses  gehe, 
so  erwidert  der  Staatsanwalt,  jedoch  über  die  eines  von  demselben 
geäußerten  Wunsches  nicht  hinau-.,  und  da  derselbe  nicht  als  allgemeine 
Gevcohnheit  des  jetzt  geltenden  Völkerrechts  angesehen  werden  könne, 
so  brauche  er  nicht  befolgt  zu  werden.  Vielmehr  seien  Güter,  wie  die 
zur  Verhandlung  stehenden,  nämlich  feindliche  Güter  auf  feindlichem 
Schiff,  entsprechend  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  ehizuziehen. 

Was  Punkt  4  der  Berufung  angehe,  so  behandele  er  eine  Streitfrage, 
die  mit  der  vorliegenden  Sache  in  keinem  direkten  Zusammenhang 
stehe  und  eine  Erwiderung  auf  denselben  sei  daher  nicht  nötig. 

Es  werde  daher  die  Abweisung  der  vorliegenden  Berufung  be- 
antragt. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
Die  zur  Verhandlung  stehenden  Q fiter  sind  von  Yu  Hoi  Chou 
in  Hongkong  auf  dem  der  russisch'Ostasiatischen  Dampfergesellschaft 
gehörigen  Dampfer  „Manchuria"  an  Wing  Kee  im  russischen  Pacht- 
gebiet Dalni  verschifft  und  abgeschickt  worden.  Auf  der  Reise  wurden 
sie  am  9.  Februar  1904,  also  nach  Eröffnung  des  Krieges  zwischen 
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Japan  und  Rußland,  18  Seemeilen  sudöstlich  von  Port  Arthur,  zusammen 
mit  dem  genannten  Schiff  von  dem  KaiserHch  japanischen  Kriegsschiff 
„Taisuta"  mit  Beschlag  belegt. 

Es  ist  völkerrechtliche  Praxis,  Gütern,  welche  zu  Kriegszeiten  von 
Personen,  die  in  neutralem  Lande  wohnen,  an  einen  im  feindlichen 
Gebiet  ansässigen  Empfänger  auf  feindlichem  Schiff  versandt  werden, 
fdndlichen  Charakter  beizulegen  und  ihre  Finziehung  zu  gestatten.  Das 
Oberprisengericht  ist  der  Ansicht,  daß  dies  der  Logilc  der  Verhältnisse 
entspricht. 

Der  Prozeßvertretcr  der  Berufung  sagt  in  seinem  ersten  Punkt, 
die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  stünden  im  Eigentum  des  AId- 
senders  Yu  Hoi  Chou  in  Hongkong.  Da  dieser  Absender  eine  neu- 
trale Person  sei,  so  trügen  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  neu- 
tralen Charakter  und  könnten  nicht  eingezogen  \xerden.  Dieser  Funkt 
der  Berufung  ist  aber  aus  den  oben  ausgeführten  Gründen  nicht  haltbar. 

Im  Punkt  2  macht  der  Berufungsreklamant  geltend,  auch  wenn 
man  die  zur  Verhandlnnir  stehenden  Güter  als  im  Kigentum  des 
Empiangers  Wing  Kec  in  Dahii  stehend  erkläre,  M-ien  sie  doch 
neutral,  da  der  genannte  Wing  Kee  t-in  neutraler  Staatsuntertan  sei. 
Denn  ^ci  ungerechtfertigt,  xx'enn  das  Frisengericht  zu  Sasebo  als  Norm 
:üi  die  Bestimmung  der  Landeszugehörigkeit  der  Güter  das  Nationalitäts- 
prinzip Ncrwerfe  und  das  Donuzilprinzip  anerkenne. 

Nach  völkerrechtlicher  Praxis  kann  jedoch  bei  ckr  Bestimmung 
der  Landeszugehörigkeit  vor.  liutern  das  Doniizilprinzip  zur  Anwendung 
kmimen,  und  das  Oberprisengericht  steht  auf  dem  Standpunkt,  daß  dies 
dm  Verhältnissen  in  vernünftiger  Weise  Rechnung  trägt.  Daher  ist 
Punkt  2  der  Berufung  unbegründet 

Punkt  3  der  Berufung  besagt,  daß  die  Güter  vor  der  Kriegs- 
cröffnung  verschifft  worden  seien,  daß  die  Absender  weder  zur  Zeit 
der  Verschiffung  noch  zur  Zeit  der  Aufbringung  von  dem  möglichen 
beziehungsweise  erfolgten  Eintreten  des  Kriegszustandes  zwischen  Japan 
und  Rußland  Kenntnis  gehabt  habe;  daß  die  Verschiffung  weder  zum 
Nutzen  des  Feindes  noch  in  der  Absicht,  Japan  zu  schädigen,  geschehen 
sei  und  daß  die  Güter  deshalb  der  Einziehung  nicht  unterliegen  könnten. 

Nach  Völkerrechtsbrauch  ist  aber  darin,  daß  die  Güter  vor  der 
Krieg^öffnung  verladen  worden  sind,  daß  der  Kapitän  oder  die  Ab- 
sender von  der  Krieg*«rÖffnung  keine  Kenntnis  haben,  daß  die  Ver- 
schiffung der  Güter  ohne  Absicht  der  Unterstützung  des  Feindes  und 
der  Schädigung  des  anderen  Teils  geschehen  ist,  kein  Grund  zu  sehen, 
weshalb  Güter  mit  feindlichem  Charakter  der  Aufbringung  entgehen 
soiiten    Daher  ist  auch  Punkt  3  der  Berufung  grundlos. 

Punkt  4  der  Berufungsgründe  trägt  eine  wissenschaftliche  Theorie 
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vor,  dit  indes  bis  jetzt  keine  Bt-stimmung  des  Völkerrechts  ist,  und  damit 
fällt  auch  dieser  Punkt  der  Btrutung  hin. 
Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden  : 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  17.  Januar  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Üer  deutsche  Reichsangehörige  E.  Tilimanns, 
Chef  der  Mrma  P.  T  i  1 1  ni   n  n  s  &  C  o.  in  St.  Petersburg. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  IshibashiTomokichi,  Na- 
gasaki. I  oL^ivanKichi  Nr.  41. 

In  Sachen  der  Beschlagnahme  von  !  ridungsstücken  des  russischen 
Dampfers  „Manchuria"  wird,  «ie  folgt,  entschieden: 

Urtellsf  ormeh 

Die  auf  dem  Dampfer  „Manchuria"  verladenen  84  Kisten  Lampen 
und  Zubehör,  6  Billards  mit  zugehörigen  Schieferplatten  und  ö93  eiserne 
Wasserleitungsrohre  werden  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  auf  dem  der  russtsch-ostasiatischen  Dampfergesellschaft  ge- 
hörigen Dampfer  „Manchuria"  verladenen,  zur  Verhandlung  stehenden 
Guter,  nämlich  Lampen  und  Zubehör,  Billards  und  zugehörige  Schiefer- 
platten und  eiserne  Wasserleitungsrohre  wurden  auf  der  Reise  nac  h  dem 
russischen  Pachthafen  Port  Arthur  am  9.  Februar  1904  auf  der  Höhe 
von  Port  Arthur  zusammen  mit  dem  genannten  Dampfer  von  dem 
Kaiserlich  japanischen  Kriegsschiff  „Tatsuta"  beschlagnahmt. 

Diese  Tatsnrhen  werden  bevciesen  durch  die  schriftliche  Aussage 
des  Stellvertreters  des  Kommandanten  des  bcschla^mehnienden  Schiffs, 
Kapit.inleiitnants  Kihara  Seiske,  die  Vernehmungsprotokolle  des 
Kapitiins  K.  Prahl  und  dc.^  I.  Offiziers  ().  J  a  ni  pio,  das  Schiffsjournal, 
das  Ladeverzeichnis  der  „Manch uria"  und  die  Aussagen  des  Prozeß- 
vertreters. 

Die  Hauptpunkte  der  .Ausführungen  des  Prozeßvertreters  sind 
folgende : 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  GQter  stünden  im  Eigentum  eines 
Angehörigen  des  neutralen  deutschen  Reichs  und  könnten,  da  sie  nicht 
als  Konterbande  anzusehen  seien,  nach  der  Pariser  Seerechtsdeklaration 
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vom  Jahre  1856  und  nach  der  japanischen  Prisenordiiung  nicht  ein- 
gezogen werden. 

Selbst  aber  angenommen,  die  Güter  seien  nicht  neutral,  so  müßten 
sie  doch,  weil  sie  vor  der  Kriegseröffnung  verschifft  worden  und  in 
Unkenntnis  von  der  Kriegseröffnung  nicht  für  Zwecke  des  Feindes  be- 
stimmt gewesen  seien,  auch  nicht  zum  direkten  Kriegsgebrauch  des 
Feindes  hätten  dienen  können,  nach  Ansicht  des  internationalen  Völker- 
rechtskongresses vom  Jahre  1882  freigegeben  werden. 

Auch  stündLti  die  modernen  Völkerrechtsgelehrten  auf  dem  Stand- 
punkt, daß  das  Pn  i'vermögen  zur  See  in  gleicher  Weise  wie  das  zu 
Landt  für  unverielzHch  erklärt  werden  müsse.  Reklamant  hoffe,  daß 
dieser  Grundsatz  in  Anwendung  gesetzt  würde  und  daß  die  Freigabe 
der  zur  Verhandlunq;  stehenden  Ciütcr  (.-rfolfxe. 

Die  Ansiclit  des  Staatsanwalts  L^cht  im  wesentlichen  dahin,  daß  die 
Ausffihruni^'cn  des  i^io/uß\ c rtifters  sämtlich  unbegründet  und  die  zur 
Verhandlung  stehenden  (jüti-r  tin/u/ithen  seien. 

Das  üericht  ist  folgender  Ansicht: 

Fs  steht  nach  dem  Völkerrecht  außer  /w eitel,  daß  die  1  rac^c,  ob 
Cjütei  feindlich  sind  oder  nicht,  sich  ungeachtet  der  Nationalität  des 
Eigentümers  nach  dessen  \V()iin:sitz  bestimmt.')  Fs  bedarf  daher  keiner 
weiteren  Lrörterungen  über  den  feindlichen  Charakter  der  zur  Ver- 
handlung stehenden  Oüter. 

Von  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  und  der  japanischen  Prisen- 
ordnung w  ird  aber  in  gleicher  Weise  ausgesprochen,  daß  feindliche  Güter 
auf  feindlichem  Schiff,  gleichgültig  ob  sie  Konterbande  sind  oder  nicht, 
einzuziehen  sind. 

Die  des  weiteren  von  dem  Reklamanten  angezogenen  Ansichten 
eines  internationalen  Völkerrechtskongresses  und  der  modernen  Volker- 
rechtsgelehrten haben  lediglich  den  Wert  von  Privatmeinungen,  die  man 
nicht  als  Grundsätze  des  Völkerrechts  ansehen  kann. 

Da  somit  keinerlei  Grunde  für  die  Freigabe  der  zur  Verhandlung 
stehenden  Oüter  vorliegen,  wird  wie  in  der  Urteitsformel  entschieden. 

Verkündet  am  28.  Mai  1904  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  Vamam  oto  i  atsurokuro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Der  deutsche  Reichsangehörige  F.  Tillmanns,  In- 
haber der  Firma  E.  T  i  1 1  m  a  n  n  s  &  C  o.  in  St.  Petersburg,  Admiralitäts- 
quai Nr,  6. 


>)  V.  9§  a  3  und  4. 
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ProzeBvertreter:  Rechtsanwatt  Ishibashi  Tomokichi, 
Nagasaki,  Togiyamachi  Nr.  41. 

Am  28.  Mai  1904  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  Sachen  der 
an  Bord  des  am  9.  Februar  1904,  18  Seemeilen  sfidostlich  von  Port 
Arthur,  von  dem  Kaiserlich  Japanischen  Kriegsschiff  „Tatsuta"  beschlag- 
nahmten russischen  Dampfers  „Manchuria"  verschifften  84  Kisten 
Lampen  mit  Zubehör,  6  Kisten  Billards  mit  Schieferplatten  und  093 
Wasserleitungsrohre  ein  Urteil  gefällt,  in  welchem  auf  Fin7iehiin^  dieser 
Güter  erkannt  v;ird.  Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Rechtsanwalt  Ishi- 
bashi lO  m  o  k  i  c  h  i  als  Prozeßvertreter  des  Reklamanten  Ii.  Ti  Il- 
manns Berufung  eingelegt.  Diese  Berufung'  ist  im  (Jberprisengericht 
im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku  und  Ishiwatari 
B  i  n  i  c  h  i  geprüft  w  orden. 

Die  Hauptberufunj^spunkte  des  Prozefivertrcters  Ishibashi 
Tomokichi  sind  folgende: 

1.  Der  Vcrschiffcr  der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  sei  der 
in  Rußland  ansässige  deutsche  Reichsangehörige  E.  Tillmanns,  also 
ein  neutraler  Staatsangehöriger.  Der  Empfänger  sei  die  Filiale  des  Ver- 
schiffers  in  Port  Arthur,  ebenfalls  von  neutraler  Nationalität.  Das  Urteil 
erster  Instanz  habe  die  Frage,  ob  die  Oflter  feindlich  oder  neutral  seien« 
ohne  die  Nationalität  des  Eigentümers  zu  berücksichtigen,  nach  dem 
Wohnsitz  desselben  entschieden.  Reklamant  sehe  den  Grund  nicht  ein, 
weshalb  man  das  Nationalitatsprinzip  zugunsten  des  Domizilprinzips  auf- 
geben solle,  er  sei  vielmehr  der  Ansicht,  daß  es  billiger  sei,  die  Frage  der 
Neutralität  von  Gütern  nach  dem  Nationalitätsprinzip  zu  entscheiden. 
Denn  für  die  Handlungen  von  Angehörigen  der  feindlichen  Nation  sei  die 
Liebe  zum  Vaterland  und  der  Haß  gegen  den  Feind  bestimmend  gan;r 
anders  wie  bei  einem  Neutralen,  für  dessen  Verhalten  daher  auch  ein  «^anz 
anderer  Maßstab  anpfele<Tt  w  erden  müsse.  Wenn  man  die  Domiziltlieorie 
anerkenne,  so  könne  der  wunderliche  Fall  eintreten,  daß  ein  in  Rußland 
ansässiger  Japaner  als  Angehöriger  des  feindlichen  Staats  behandelt 
würde,  was  mit  der  nationalen  Idee  de^.  Kaiserreichs  Japan  nicht  in  Fin- 
klani.'  ^'ehraeht  werden  könne.  Da  daher  die  fraglichen  Güter,  gleich- 
viel ob  sie  Eigentum  des  Verschiffers  oder  des  Empfängers  seien,  neutrale 
Waren  ijeien,  so  müßten  sie,  weil  keine  Kriegskonterbande,  nach  Artikel  3 
der  Pariser  Seerechtsdeklaration  vom  Jahre  1856  freigegeben  werden. 

2.  Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  seien  Ende  des  Jahres 
1903  verladen  worden,  und  der  Reklamant  habe  weder  damals  noch  auch 
zur  Zeit  der  Aufbringung  irgendwelche  Kenntnis  von  dem  möglichen 
Entslehen  beziehungsweise  dem  Bestehen  des  Kriegszustandes  zwischen 
Japan  und  Rußland  gehabt,  so  daß  ihm  der  Vorwurf,  er  habe  diesen 
Transport  zur  Schädigung  der  Interessen  Japans  und  Unterstützung  des 
Feindes  vorgenommen,  unmöglich  gemacht  werden  könne.  Daher  seien 
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dif  Guter  nach  Artikel  6,  21  und  30  der  von  dem  Konq^rcß  für  inter- 
nationale Rechtsvt  issenschatt  im  Jahre  18S2  den  Mächten  unterbreiteten 
Frisenordnunij  freiziii^eben.  Freilich  sei  Japan  die-^en  He>it  im  minieren 
nahi  ausdriu  klu  h  bcit^'t-tri  ten,  aber,  da  das  Völkcncchl  übciiiaupt  keine 
bestimmte  i^cst  l/liche  I  orinulierung  bisit/e.  vielmehr  die  von  einer  An- 
zahl OelciirtcT  aufgestellten  und  von  einer  AuAihl  von  Staaten  aii- 
crbnnten  Rechtsregeln  die  völkerrechtlichen  Grundsätze  bildeten,  so 
wdienten  die  errtähnten  Bestimmungen  alle  Beachtung^. 

3.  Da  der  Kric^  ein  Verhältnis  zvcisclien  den  Staaten  als  solchen 
begründe,  zu  dem  die  Individuen  in  keiner  direkten  Beziehung  stunden, 
so  milsse  für  Güter  zur  See  in  gleicher  Weise  wie  für  die  zu  Lande 
der  Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  des  Privatvermögens  gelten,  woraus 
sich  als  logische  Folge  ergebe,  daß  auch  das  Prtvatvermögen  feindlicher 
Staatsangehöriger,  soweit  es  sich  nicht  um  Konterbande  handele,  nicht 
zum  Objekt  einer  Beschlagnahme  gemacht  werden  dürfe.  Reklamant 
hoffe  daher,  daß  Japan  sich  nicht  nach  dem  schlechten  Vorgange  und 
den  eigenmächtig  aufgestellten  Grundsätzen  von  Mächten  richten  werde, 
«eiche  um  Vorteils  willen  die  Rechtslogik  verdrehten  und  verwirrten, 
sondern  daß  es  zu  einer  Zeit,  wo  es  gegen  den  Feind  der  rlumanität 
und  des  Weltfriedens  kämpfe,  neben  seiner  nationalen  Machtentvx  icklung 
juch  die  Förderung  von  Recht  und  Vernunft  im  Auge  haben  werde. 
Daher  mü>se  es  jetzt  seine  (iröße  beweisen,  indem  es  auch  für  das 
Privatver in oiTcn  zur  See  den  Grundsatz  der  UnverletzUchkeit  zur  Aus- 
führung bringe. 

Die  Hauptpunkte  der  Frwiderung  des.  Staatsaiiu alts  Vamamoto 
T  j  l  a  u  r  ü  k  u  I  (;  vom  Sasebo-Prisengericht  sind  folgende : 

Der  Prozeßvertreter  erkläre  das  Urteil  erster  Instanz  für  ungerecht- 
fertigt, weil  dasselbe  das  Nationalitätsprinzip  verworfen  und  das  Domizil- 
prinzip angenommen  habe.  Zur  Zeit  der  Verschiffung  der  Güter  sei 
der  Krieg  noch  nicht  eröffnet  gewesen,  und  auch  zur  Zeit  der  Auf- 
bringung habe  der  Verschiffer  von  dem  Bestehen  des  Kriegszustands 
noch  nichts  gewußt  Privatvermögen  zur  See  sei  in  gleicher  Weise 
lie  solches  zu  Lande  für  unverletzlich  zu  erachten. 

Wenn  man  indes  die  unter  den  zivilisierten  Mächten  bestehenden 
völkerrechtlichen  Bestimmungen  und  Gebräuche  prüfe,  so  ergebe  sich 
dk  Haltlosigkeit  dieser  Ausführungen  des  Reklamanten. 

Die  weitere  Behauptung  des  Reklamanten,  daß,  wenn  man  die 
bndeszugehörigkeit  von  Gütern  nach  der  Domi/iltheorie  bestimme, 
•irr  uunderliche,  mit  dem  nationalen  (Jedanken  des  Kaiserreiches  Japan 
u^^f•^ri^bare  Fall  eintreten  könne,  daß  ein  in  Rußland  ansässiger  Japaner 
j.>  Angehöriger  des  feindlichen  Staates  behandelt  werden  würde,  sei 
!tdi^lich  eine  I^rivatansicht  des  Vertreters  des  Reklamanten,  die  kaum 
ifidcrweitig  Anhänger  finden  dürfte.    So  sei  es  völlig  unhaltbar,  in 
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einem  Falle,  \xo  die  Güter  uiizw L-ifelhaft  feindlich  seien,  ihnen  die 
Neutralitat  zusprechen  und  auf  Grund  der  Pariser  Deidaration  vom 
Jahre  1856  ihre  Freilassung  fordern  zu  irollen.  In  hallen,  wo 
feindliche  Qöter  auf  feindlichem  Schiff  verladen  seien,  sei  es  durch- 
aus nur  die  Realisierung  ihres  Rechts  als  kriegsführender  Staat,  wenn 
die  eine  oder  andere  der  kämpfenden  Parteien,  gleichviel  ob  der  Kriegs- 
zustand bekannt  sei,  gleichviel  auch,  ob  es  sich  um  Kriegskonterbande 
handele  oder  nicht,  derartige  Guter  beschlagnahme. 

Daher  müsse  die  Berufung  abgewiesen  werden. 

Das  vorliegende  Urteil  wird  folgendermaßen  begründet: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  Outer  wurden  von  E.  Till- 
manns Ö£  Co.  in  St.  Petersburg  auf  dem  der  russisch-ostasiatischen 
Dampfergesellschaft  gehörigen  Dampfer  ..Maiulunia"  an  die  in  dem 
russischen  Pachthafen  Port  Arthur  bestehende  Filiale  des  Verschiffers 
geschickt  und  am  9.  Februar  1004,  also  nach  tröffnung  des  Krieges 
zwischen  Japan  und  Rußland,  auf  der  Reise  18  Seemeilen  südöstlich 
von  Port  Arthur  auf  offener  See  zusammen  mit  dem  genannten  Dampfer 
von  dem  Kaiserlich  japanischen  Kriegsschiff  „Tatsuta"  beschlagnahmt. 

Es  ist  völkerrechtliche  Praxis,  Gütern,  welche  zu  Kriegszeiten  von 
Personen,  die  in  neutralem  Lande  vcohnen,  an  einen  im  feindlichen  Gebiet 
ansässigen  tmpfänger  versandt  werden,  feindlichen  Charakter  beizulegen 
und  ihre  Einziehuncf  zu  gestatten.  Das  Oberprisengcricht  ist  der  Ansicht, 
daB  dies  den  tatsächlichen  Verhältnissen  gerecht  wird. 

Im  Punkt  1  seiner  Berufung  sagt  der  IVozeßvertreter,  der  Ver- 
schiffe!' der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  sei  der  in  Rußland  an- 
sässige deutsehe  Reichsangehörige  F.  T  i  1 1  m  a  n  n  s ,  also  ein  Angehöriger 
eines  neutralen  Staats.  Neutral  sei  gleichfalls  der  Fmpfänger  der  Ciüter 
in  Port  Arthur,  nämlich  die  Filiale  des  Verschiffers,  und  das  Sasebo- 
Prisengericht  habe  zu  Unrecht  geurteilt,  indem  es  bei  Bestimmung  der 
l.andeszugehörigkeit  der  (iüter  nicht  das  Nationalitätsprinzip,  sondern 
das  Uomizilprinzip  als  Nonn  aufstelle. 

Das  Oberprisengericht  ist  jedoch  der  Ansicht,  daß  die  durch  die 
völkerrechtliche  Praxis  anerkannte  Berechtigung,  die  Landeszugehörigkeit 
von  GOtem  nach  dem  Domi^lprinzip  zu  entscheiden,  dem  diesen  Ver- 
hältnissen zugrundeliegenden  Oedanken  am  besten  entspricht,  und  ver- 
wirft daher  den  ersten  Punkt  der  Berufung. 

In  Punkt  2  der  Berufung  sagt  der  Reklamant,  die  zur  Verhandlung 
stehenden  Güter  seien  vor  der  Kriegszeit  verladen  worden  und  der  Ver- 
schiffer  habe  weder  damals  noch  auch  zur  Zeit  der  Aufbringung  derselben 
irgendwelche  Kenntnis  von  dem  möglichen  Entstehen,  bezw.  dem  Be- 
stehen des  Kriegszustands  zwischen  Japan  und  Rußland  gehabt,  so  .daft 
ihm  der  Vorwurf,  er  habe  diesen  Transport  zur  Schädigung  der  Interessen 
Japan$  und  zur  Unterstützung  des  Feindes  vorgenommen,  unmöglich  ge- 
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macht  werden  könne.  Daher  könnten  die  Guter  nicht  eingezogen  werden. 

Die  Völkerrechtspraxis  erkennt  aber  in  der  Tatsache,  daß  die  Ver- 
schiffung  von  Gütern  vor  der  Kriegszeit  erfolgt  ist,  daß  weder  der 
Kapitän  noch  der  Verschiff  er  von  der  Eröffnung  des  Kriegs  Kenntnis 
hatten,  daß  die  Verschiffung  nicht  in  der  Absicht  geschehen  ist,  dem 
einen  der  kriegführenden  Staaten  zu  schaden  und  dem  anderen  zu  helfen, 
keinen  Grund,  feindliche  Güter  von  der  Beschlagnahme  auszunehmen. 
Daher  ist  Punkt  2  der  Berufung  unbegründet 

Punkt  3  der  Benifungsgründe  trägt  eine  wissenschaftliche  Theorie 
vor,  die  bis  jetzt  nicht  als  Bestimmung  des  Völkerrechts  angesehen  werden 
kann,  und  damit  fällt  Punkt  3  der  Berufung  hin. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Im  Oberprisengericht  am  17.  Januar  1905. 


Reklamant:  Der  deutsche  ReichsangehÖrige  HenrySchmidt, 
wohnhaft  in  Hamburg. 

Prozeß  Vertreter :  Rechtsanwalt  Akao  Hikosaku,  Yokohama, 

Motohamacho  shic-home  Nr.  46. 

In  Sachen  der  Reklamation  von  Ladungsstücken  des  russischen 
Dampfers  „Manch uria"  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

U  rtei  Isf  or  m  e  1: 
Die  Reklamation  wird  abgewiesen. 

Tatbestand  und  Gründe: 
Der  Vertreter  der  Reklamation  behauptet,  von  dem  Reklamanten 
bevollmächtigt  zu  sein,  die  Freigabe  der  in  Frage  stehenden  375  Kisten 
Ceylon  Tee  zu  betreiben.  Er  hat  jedoch  keine  formgerechte  Vollmacht 
eingereicht,  sondern  lediglich  eine  telegraphische  Vollmacht  beigebracht. 
Das  Prisengericht  hat  danach,  weil  diese  telegraphische  Vollmacht  nicht 
ausreichend  ist,  angeordnet,  daß  der  Vertreter  eine  schriftliche  form- 
gerechte Vollmacht  zur  Ergänzung  beschaffe.  Der  Vertreter  zeigte  sich 
damit  einverstanden,  bat  um  eine  angemessene  Fristverlängerung  und 
diesem  Antrag  wurde  stattgegeben.  Die  festgesetzte  Frist  lief  jedoch  ab, 
ohne  daß  der  Vertreter  der  Reklamation  die  Vollmacht  eingereicht  hätte. 
Dagegen  stellte  er  die  Behauptung  auf,  daß,  weil  die  Prisengerichts- 
ordnung bezüglich  der  Form  der  Prozeßvollmacht  keinerlei  Vorschriften 
enthalte,  die  Bestimm uii^'en  des  Zi\ilrerhts  anzuwenden  seien  und  daB 
nach  diesen  für  die  Vollmacht  die  einfache  Willenserklärung  ausreichend 
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sei,  t"r  beantrage  daher,  daß  die  bereits  eingereichte  telegraphische 
Vollmacht  für  gesetzmäßig  anerkannt  weide. 

Die  Ansicht  des  Staatsanwalts  geht  im  wesentlichen  dahin,  da  der 
Prozeßvertretcr  eine  formgerechte  Vollmacht  nicht  beigebracht  habe,  sei 
er  kein  gesetzmäßiger  Vertreter  Demnach  sei  seine  Reklamation  un- 
wirksam und  der  vorliLgcnde  Fall  bedürfe  keiner  weiteren  Prüfung,  denn 
eine  Reklamation  sei  überhaupt  nicht  entstanden. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Da  in  §  20  der  Prisengerichtsordnung  ^)  bestimmt  ist,  daß  das 
Prisengericht  über  das  Verfahren  vor  demselben  Anordnungen  treffen 
kann,  und  das  unterzeichnete  Prisengericht  bestimmt  hat,  daß  die  Be- 
vollmächtigung für  die  Vertretung  einer  Reklamation  vermittels  einer 
form  gerechten  schriftlichen  Urkunde  zu  geschehen  hat,  widrigenfalls 
sie  kraftlos  ist,  so  ist  es  unbestreitbar,  daß  diese  Bestimmung  zu  be- 
folgen ^xar. 

Der  Vertreter  der  Reklamation  behauptet,  daß  die  Seegerichts- 
Ordnung  bezüglich  der  Form  der  Vertretungsvollmacht  keinerlei  Be- 
stimmungen treffe,  und  daß  daher  die  einfache  Willenserklärung,  welche 
das  Zivilrecht  anerkenne,  ausreichend  sei.    Wenn  sich  aber  auch  die 

Rechtsverhältnisse  einer  Vollmacht  nach  dem  Zivilijesetzbuch  entsrheiden, 
so  kann  man  doch  nicht  behaupten,  daß  ein  für  allemal  hormvorschriften 
zur  Verlautbarung  der  vollmachtlichen  Rechtsverhältnisse  überflüssig 
seien. 

Obwohl  nun  das  Prisengericht  nach  Maßgabe  der  von  ihm  auf- 
gestellten lkstnnmungen  eine  formgerechte  schriftliche  Vollmacht  für 
unerläßlich  erklärte  und  zur  Nachlieferung  einer  solchen  eine  angemessene 
Fristverlängerung  bew  iiiigte,  hat  der  Vertreter  der  Reklamation  die  Voll- 
macht während  der  festgesetzten  Frist  nicht  beigebracht,  und  er  kann 
daher  von  dem  Prisengericht  nicht  als  zur  Vertretung  des  Reklamanten 
befugt  anerkannt  werden.  Die  vorgebrachte  Reklamation  ist  daher,  weil 
von  einer  unbefugten  Person  erhoben,  nicht  dem  Gesetz  entsprechend. 

Da  so  die  Reklamation  nicht  dem  Gesetze  entspricht,  so  erübrigt 
es  sich,  den  von  ihr  betroffenen  Fall  weiter  zu  prüfen. 

Die  Reklamation  ist  daher  abzuweisen  und  es  wird  wie  in  der 
Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  31.  Mai  1904  im  S^sebo-Prisengericht  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  Vamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


»)  IV. 
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Reklamant:  Henry  Schmidt,  deutscher  Reichsange  höriger, 
wohnhaft  in  llambiir;^,  Deutschland. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanxxalt  Akao  Hikosaku,  Regierungs- 
bezirk Kanagawa,  Yokohama,  Motoc  haniacho  shichichome  Nr.  46. 

Am  31.  Mai  1004  hat  das  PrisfiiL^cricht  zu  Sasebo  in  Sacht-n  der 
Fx'sch  lagnah  nie  der  auf  dem  russischen  Dampfer  „Manchuria"  ver- 
schiitten  375  Kisten  Oy  Ion-Tee,  xxtlche  am  Q.  Februar  1904  IS  See- 
meilen südöstlich  von  Port  Arthur  von  dem  Kaiserlich  Japanischen  Kriegs- 
schiff „latäUla"  beschlagnahiiit  worden  sind,  ein  Uricii  gefallt,  in  welchem 
die  betreffende  Reklamation  abgewiesen  vcurde.  Gegen  dieses  Urteil  hat 
der  Vertreter  des  Reklamanten  Henry  Schmidt,  der  Rechtsanwalt 
AkaoHikosaku,die  Berufung  dngelegt,  welche  im  Oberprtsengericht 
im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku  und  Ishiwatari 
Biniciii  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptbenifungspunkte  des  Prozeßvertreters  des  Reklamanten 
Akao  Hikosaku  und  deren  Gründe  sind  folgende : 

Der  Prozefivertreter  habe  als  Beweisurkunde  für  seine  Vertretungs- 
befugnis ein  von  der  japanischen  Behörde  beglaubigtes  Telegramm  an 
das  Prisengericht  in  Sasebo  eingeschickt.  Obwohl  aber  aus  diesem  seine 
Vertretungsbefugnis  klar  hervorgehe,  habe  das  genannte  Prisengericht 
CS  nicht  für  eine  beweiskräftige  Urkunde  anerkannt  und  nach  mehreren 
N'erhandlungsterminen  das  nicht  zu  rechtfertigende  Urteil  gefällt,  daß 
die  Reklamation  abzuweisen  sei. 

In  dem  Verhandlungstermin  am  (h  1^H14  habe  das  Prisengericht 
erster  Instan;^  dem  Prozeßvertreter  aufgelegt,  bis  zum  2ö.  .Mai  seine 
l^rozeß vollmacht  zu  ergänzen.  Da  aber  ein  einmaliger  Briefw  ecliscl 
z\x  ischen  dem  Reklamanten  und  dem  Prozeßvertreter  mindestens  80  l  äge 
in  Anspruch  nehme,  und  selbst,  wenn  er  die  Übersendung  der  Vollmacht 
telegr aphisch  erbeten  hätte,  hierzu  über  40  Tage  nötig  wären,  so  habe 
er,  W  i  ll  er  nicht  imstaiKlt'  L^'wesen  \^äre,  während  der  verläns^aTtcn  Trist 
die  Vulhnncht  hci/uhnriKen,  aufs  neue  um  h'ristverlängerung  gebeten. 
Das  P^i^engerieht  erster  Instanz  habe  iiicie^sen  diesem  Antrag  nicht 
stattgegeben,  und  >o  .sei  es,  dadurch  daß  (ia^  I'risengericht  eine  dem 
Prozeßvertreter  unmögliche  Handlung  angeordnet  habe,  zur  Abweisung 
der  Reklamation  gekommen. 

Nach  t{  ()43  des  japanischen  /i\ilgeset/buchs  Ixstehc  ein  Auf- 
trag, wenn  ein  leil  einem  anderen  die  Besorgung  eines  RechtsgCbchäfts 
übertrage  und  der  andere  die  Besorgung  übernehme.  Wenn  also  der 
Reklamant  den  Vertreter  telegraphisch  beauftragt  habe,  die  Freigabe 
der  375  Kisten  Tee  zu  beantragen,  und  der  Vertreter  die  Besorgung 
dieses  Geschäfts  übernehme  und  mit  der  Reklamation  bereits  begonnen 
habe,  so  müsse  behauptet  werden,  daß  die  gesamten  Vertretungsr 
befugnisse  nunmehr  dem  Vertreter  zustünden. 
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Obwohl  §  17  der  Prisengerichtsordnung  die  Formalitäten  der  Rekla- 
mation regele,  sei  doch  nichts  Ober  die  Beurkundung  der  Befugnisse  eines 
Prozeßvertreters  gesagt.  Es  sei  daher  unfraglich,  daß  dieselbe  ebensowohl 
telegraphisch  als  durch  sonstige  Schriftstucke  geschehen  könne.  Die 

Art  der  Beurkundung  der  Vertretungsbefugnis  habe  mit  dem  Prisen - 
verfahren  nichts  zu  tun.  Das  Prisengericht  zu  Sasebo  habe  aber 
erklärt,  daß  die  Art  der  Beurkundung  der  Vollmacht  mit  dem 
Prisenverfahren  im  Zusammenhang  stehe,  und  habe,  obwohl  die  be- 
stehenden Gesetze  Fiwmvorschriften  für  die  Vollmacht  nicht  ent- 
hielten und  daher  eine  nur  telegraphische  Vollmacht  kein  Hindernis 
darstelle,  dahin  entschieden,  daß  es  einer  formgerechten  Vollmacht 
bedürfe.  Da  aber  in  der  Entscheidung^  nicht  klar  gesagt  sei,  was  diese 
sogenannte  formgerechte  Vollmacht  sei,  könne  er  dies  nicht  mit  Sicher- 
heit wissen.  Wenn  man  Unterschritt  und  Sie,L,'el  des  Reklamanten  ver- 
lange, so  wäre  das  Resultat,  daß  der  Vertreter,  weil  der  Reklamant 
ein  Siegel  nicht  führe,  überhaupt  eine  Reklamation  nicht  erheben  könne, 
was  doch  wohl  ein  gar  zu  ungerechter  Schluß  sei. 

Daher  werde  Aufhebung  des  Urteils  des  FViNcin^i  i  lehts  von  Sa>ebo 
und  I  reigabe  der  dem  Reklamanten  gehörigen  375  Kisten  Ceylon-Tee 
beantiagt. 

Die  Hauptpunkte  der  lirw  iderung  des  Staatsan>xalts  Vaniamoto 
Tatsurokuro  vom  Prisengericht  in  Sasebo  sind  folgende: 

Es  sei  zweifellos  richtig,  daß  die  Vollmacht  sich  in  ihren  recht- 
lichen Beziehungen  nach  dem  Zivilrecht  richte.  Daraus  aber,  daß  das 
Zi\  ilgesetzbuch  keine  Formvorschriften  für  eine  Prozeßvertretung  wie 
die  vorliegende  enthalte,  könne  man  doch  nicht  ableiten,  daß  die  ein- 
fache Willenserklärung  dafür  genfige.  Derartige  Formvorschriften  be- 
zögen sich  auf  'das  Verfahren,  und  es  sei  unbestreitbar,  daß  in  Zivilsachen 
die  Vorschriften  der  Zivilprozeßordnung  zu  befolgen  seien.  Gerade 
wie  daher  eine  dem  Artikel  64  der  Zivilprozeßordnung  nicht  ent- 
sprechende Vollmacht  ungültig  sei,  so  sei  die  vorliegende  Reklamation 
ohne  Gültigkeit,  weil  der  Prozeßvertreter  das  vorgeschriebene  Prisen- 
verfahren nicht  beobachtet  habe.  Bezüglich  von  Prisensachen  Ixstimme 
§  16,  Absatz  2  der  Prisengerichtsordnung,  daß  innerhalb  einer  Frist  von 
30  Tagen  reklamiert  werden  könne;  §  17,  Absatz  2,  daß  Reklamanten 
sich  nur  durch  japanische  Rechtsanwälte  vertreten  lassen  könnten;  §  20, 
daß  über  weitere,  das  Verhandlungsverfahren  l)etreffende  Punkte,  die 
in  dem  vorstehenden  Artikel  nicht  erwähnt  seien,  das  Prisengericht  Be- 
stimmung treffe.  Daraufhin  habe  das  Prisengericht  zu  Sasebo,  als  der 
Fall  zuerst  aufgetreten  sei,  bestimmt,  daß  in  gleicher  Weise,  wie  im 
Zi\  ilprozeß,  schriftliche  Vollmacht  erforderlich  sein  solle.  In  l  allen, 
wo  sich  die  Reklamanten  in  einem  fernen  Orte  befunden  hätten,  sei, 
wenn  die  Beibringung  der  vorgeschriebenen  schrittlichen  Vollmacht  Inner- 
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halb  der  Frist  nicht  möglich  gewesen  sei,  zunächst  auf  Grund  einer 
telegraphischen  Vollmacht  so>xohl  die  Reklamation  erhoben  als  auch 
die  mündliche  Verhandlung  vorgenommen.  Fs  sei  indes  von  den  Relda- 
mantcn  nachträgliche  Frgän/nnq;  der  Vollmacht  durch  eint-  fo  r  niederer  Ii  te 
schrittliche  Urkunde  verian.L^t  worden,  uiui  alle  I 'ro/cßvcrtreter  hätten 
auf  Grund  dieses  Verfahrens  ihr  Urteil  erhalten.  Nur  der  Vertreter 
des  vorliegenden  Falls,  A  ka  o  H  i  k  osa  k  u  ,  behaupte,  nachdem  ihm  eine 
ausreichende  Fristverlängerung  gewährt  worden  sei  und  die  schrift- 
liche V^ollmacht  durch  sein  eigenes  Verschulden  nicht  rechtzeitig  ein- 
getroffen sei,  daß  die  Prisenvorschrilten  eine  bestimmte  Form  für  die 
Vollmacht  nicht  vorschrieben  und  daß  mit  einem  lelegramm  dem  Fr- 
forderlichen  genügt  sei.  In  gewissem  Sinne  sei  freilich  ein  lelegramm 
auch  eine  Urkunde  und  man  könne  sagen,  daß  eine  telegraphische  Voll- 
macht auch  eine  schriftliche  Vollmacht  sei.  Aber  es  sei  eine  allgemeine 
Regel,  daß  derartige  Urkunden  eigenhändig  gezeichnet  oder  gesiegelt 
sein  mOBten.  Daher  sei  es  unbestreitbar,  daß  ein  Teiegramm,  welches 
alles  dies  entbehre,  eine  Urkunde  in  diesem  Sinne  nicht  darstelle.  Die 
in  dem  Urteil  erster  Instanz  ausgesprochene  Abweisung  der  Reklamation, 
well  ein  Beweisdokument  für  die  Vertretungsbefugnis  nicht  vcH'gebracht 
worden  sei,  die  Reklamation  daher  den  gesetzlichen  Vorschriften  nicht 
entspreche,  sei  daher  zu  Recht  ges<!hehen,  und  die  dem  Urteil  ge- 
machten VorwQrfe  seien  durchaus  unbegründet 

Die  Berufung  müsse  daher  abgewiesen  werden. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 

Der  Prozeßvertreter  Akao  Hikosaku  hat,  wie  aus  den  Akten 
hervorgeht,  seine  Vertretungsbefugnis  lediglich  durch  eine  von  dem 
Postamt  in  Yokohama  beglaubigte  Telegrammabschrift  bewiesen,  und, 
da  er  der  Anordnung  des  Prisengerichts  erster  Instanz,  seine  Vertretungs- 
befugnis in  schriftlicher  Beglaubigung  beizubringen,  nicht  nachgekommen 
ist,  so  ist  ein  Urteil  auf  Abweisung  der  Reklamation  ergangen.  Hierbei 
ist  auf  Grund  von  §  20  der  Prisenijerichtsordnung  lediglich  ein  Grund- 
satz angewandt  vtorden,  weleher  eine  charakteristische  und  für  die  be- 
treffenden Behörden  beim  Verfahren  unbedingt  ZU  beobachtende  Vor- 
schrift aller  Prozeßordnungen  ist. 

Das  Prisengericht  zu  Sasebo  hat  vor  Fällung  des  Urteils  der 
telegraphischen  Vollmacht  die  Anerkennung  verweigert  und  unter  Zu- 
grundelegung des  obengenannten,  für  die  Vollmacht  maßgebenden  Para- 
graphen eine  bestimmte  I  rist  \  orgeschrieben  und  die  Ergänzung  der 
telegraphischen  Vollmacht  durch  eitie  schriftliche  Urkunde  angeordnet. 
Wenn  der  ProzeÜvertreter  behaupten  wollte,  daß  seine  Reklamation 
den  gesetzlichen  Vorschriften  entspreche,  so  hätte  er  innerhalb  der  vom 
Prisengericbt  vorgeschriebenen  Frist  sich  nach  dem  von  demselben  vor- 
geschriebenen Verfahren  richten-  und  die  Vertretungsbefugnis  durch  ciiie 
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schriftliche  Urkunde  beweisen  müssen.  Da  das  Prisengericht  bei  Erlaß 
dieser  Anordnung  durchaus  befugt  war,  eine  seiner  Ansicht  nach  an- 
gemessene Frist  zu  stellen,  so  durfte  der  Prozeflvertreter  von  dieser 
Frist  nicht  abvccichen.  Es  ist  unmöglich  zu  bestreiten,  daß  die  Vor- 
schriften über  den  Beweis  der  Vertrctuny:>befugnis  einen  Teil  des  ProzeR- 
rechts  in  Prisensachen  bilden  müssen,  da  dieselben  für  die  Fraise,  ob  die 
Reklamation  zu  Recht  besteht,  von  entscheidender  Wichtigkeit  sind. 

Aus  diesen  Gründen  kann  xxeder  die  Behauptung  des  Prozeß- 
vertreters, daß  das  Oericht  erster  fnstan?  ihm  durch  Festsetzung  der  Frist 
etwas  UnjHöglichcs  autcriigt  habe,  wwh  amh  die,  (laß  durch  das  Tele- 
gramm zwischen  ihm  uiui  dem  KcklaiTiantcri  das  Voilmachtsvcrhältnis 
tati»ächlich  bi-^M  liiuiL  t  sei,  als  stichhaltig  anerkannt  w  erden. 

Die  Fnlscluitiung  des  Cierichts  erster  Instanz,  daß  der  Reklamant 
sich  bei  Lrliebung  der  Reklamation  nicht  an  die  Pro/t-ßvorsc  liriftcn  ge- 
halten habe,  und  die  damit  begründete  Abweisung  der  Reklamation  i^-t 
daher  zu  Recht  getroffen,  und  es  wird,  wie  folgt,  entschieden : 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  7.  Januar  1905  im  Oberprisengericht. 


Rektamant:  Der  chinesische  Staatsuntertan  An  Wo  Tai  in 
Hongkong. 

Prozeßvertreter;  Rechtsanwalt  IkomaTakehlko,  Nagasaki, 

Higashifurukaw  amachi. 

In  Sachen  der  Beschlagnahme  von  I.adungsstücken  des  russischen 
Dampfers  „Manchuria"  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

U  r  t  e  i  1  s  f  o  r  m  e  1 : 
l)ie  aiit  dem  Dampfer  „Manchuria"  verladenen  200  Säcke  China- 
reis und  1  Kiste  Kleidungsstücke  werden  eingezogen. 

Tatbestand  und  Ciründe: 

Die  zur  VeriiandluiiL:'  stehenden  (jiiter  wurden  in  Hongkong  auf 
dem  russischen  Dampfer  „Alaiiehuna"  verladen,  die  200  Säcke  China- 
reis  mit  Bestimmung  nach  Wladiwostok,  die  eine  Kiste  Kleidungsstücke 
mit  Bestimmung  nach  dem  russischen  Pachtgebiet  Dalni.  Am  9.  Februar 
1904  wurden  sie  auf  der  Höhe  von  Port  Arthur  zusammen  mit  dem 
genannten  Dampfer  von  dem  Kaiserlich  Japanischen  Kriegsschiff  „Tat- 
suta" beschlagnahmt. 

Die  Tatsachen  sind  von  dem  Vertreter  des  Reklamanten  anerkannt 
und  werden  außerdem  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des  Stell- 
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Vertreters  des  Kommandanten  des  beschlagnehmenden  Schiffs,  K<ipitän- 
leutnants  Kihara  Seiske,  die  Vernehmungsprotokolle  des  Kapitäns 
K.  P  r  a  h  1  und  des  1 .  Offiziers  O.  T  a  m  p  i  o ,  das  Tagebuch,  das  Ladungs- 
verzeichnis und  die  Konnossemente  vom  Dampfer  „Manchuria". 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Prozeßvertreters  sind 
folgende : 

1.  Da  die  Wissenschaft  auf  dem  Standpunkt  stehe,  daß  das  Privat- 
vcrmögen  7ur  See  >x'ie  solches  zu  !  nndc  unverletzlich  sein  müsse,  =;o 
müßten  die  zur  Verhandlunj^  stehenden  üüter  in  Befolgung  dieses 
Grundsatzes  freij^e^cbm  werden. 

2.  Nach  der  Pariser  Scrr•^(■^^t^ci^.■klaratI()Il  \um  Jahre  18o()  konnien 
neutrale  Güter  auf  leiiidlicliern  Schiit,  »ulcrn  sie  nicht  Konterbande 
seien,  nicht  beschlagnahmt  werden.  Die  zur  Verhandlung  stehenden 
Güter  seien  vor  Eröffnung  des  Krieges  von  einem  neutralen  Absender 
an  einen  neutralen  Empfänger  versandt  worden  und  seien  nicht  Konter- 
bande. Da  der  unter  den  Gütern  befindliche  Reis  nur  als  Nahrung 
für  Chinesen  diene,  und  auch  die  Kleidungsstücke  lediglich  für  den  Ge- 
brauch des  vorübergehend  in  Daini  aufenthättlichen  chinesischen  Eigen- 
tümers bestimmt  seien,  so  sei  es  klar,  daß  die  zur  Verhandhmg  stehenden 
Güter  nicht  zum  Kriegsgebrauch  des  Feinck<^  \  erviandt  werden  könnten. 
Es  werde  daher  die  Freigabe  der  Güter  beantragt. 

r>ic  Ansicht  des  Staatsan\xalts  geht  iti  der  Unuptsache  dahin,  daß 
die  7111  Veihaiidlung  stehenden  Güter,  da  sie  lür  l  inpt.uiovr,  die  im 
Feiiuicslanci  wolmhal't  seien,  hcstiiniut  gewesen,  als  diesen  gehörig  und 
daher  aU  Icindiich  zu  erachten  seien. 

Fs  vccrde  (.iaher  ihre  Finziehung  beantragt. 
lJa>  Gericht  i.st  t"()ji::render  Ansicht: 

Nach  den  Bestimmungen  und  der  Praxis  des  gegenwärtigen  Völker- 
rechts kann  feindliches  Gut  auf  feindlkhem  Schiff,  ob  Konterbande 
oder  nicht,  ob  vor  dem  Kriege  verschifft  oder  nicht,  ob  für  den  Kriegs- 
gebrauch des  Feindes  dienlich  oder  nicht,  beschlagnahmt  werden,  und 
die  Frage,  ob  Guter  feindlich  sind  oder  nicht,  bestimmt  sich  nach  dem 
Wohnsitz  des  Eigentümers,  nicht  nach  dessen  Nationalität  i> 

Ferner  wird  bezüglich  von  Gütern,  die  von  einem  Absender  in 
neutralem  Gebiet  an  einen  Fmpfänger  im  feindlichen  Gebiet  abgeschickt 
sind,  angenommen,  daß  dieselben  in  das  Figentum  des  Fmpfängcrs  über- 
gegangen sind.  Wenn  der  Interessent  das  Gegenteil  geltend  machen 
will,  so  liegt  ihm  der  Gegenbeweis  ob 

Da  nun  von  den  zur  Verhandhing  stehenden  Gütern  die  200 
S  ilke  Reis  an  einen  Fmpfänger  in  Wlattiwostok,  die  1  Kiste  Klcitlungs- 
stückc  an  einen  hmptänger  in  dem  als  Feindesland  zu  betrachtenden 

»)  V.  H  «.  3  und  4. 
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Pachtgebiet  Dalni  versandt  worden  sind  und  der  ProzeBvertreter  des 
Reklamanten  für  seine  Beiiauptung,  die  Güter  stünden  im  Eigentum 
des  neutralen  ANenders,  nicht  den  geringsten  Beweis  erbracht  hat,  so 
kann  diese  Behauptung  nicht  anerkannt  Axerden,  und  die  zur  Verhand- 
lung stehenden  (jCiUt  unterliegen  in  (iemäßheit  der  Pariser  Seerechts- 
deklaraüon  soiii  jähre  1850  üb  feindliche  üütcr  auf  feindlichem  Schiff 
dei  Einziehung.  -') 

Es  \x  ird  daher  vi  ie  in  der  Urtcilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  26.  Mai  1904  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 

Reklamant:  Der  in  Hongkong  vcohnhafte  chinesische  Staats- 
unlcrtaii  A  u  \X'  o  T  :i  i. 

Prozeßvertreter:  Kei  hbaim  alt  1  k  o  m  a  I  a  k  e  Ii  i  k  o ,  Nagasaki, 
Higasliifurukawamachi. 

Am  26.  Mai  1904  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  Sachen  der 
auf  dem  russischen  Dampfer  „Manchuria",  welcher  am  9.  Februar  1904 
18  Seemeilen  südöstlich  von  Port  Arthur  von  dem  Kaiserlich  Japanischen 
Kriegsschiff  „Tatsuta"  beschlagnahmt  worden  ist,  verschifften  200  Säcke 
Reis  und  1  Kiste  Kleidungsstücke  auf  Einziehung  derselben  iirkannt. 
Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Prozeßvertreter  des  Reklamanten  An  Wo 
Tai,  der  Rechtsanvialt  I  k  o  ni  a  T  a  k  e  h  i  k  n  ,  die  I^ei  ufung  eingelegt, 
welche  im  Oberprisengericht  im  Bei-seiii  der  Staatsanwälte  Tsutsuki 
Keiroku  und  Is|i  i>x  atari  Binichi  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Prozeßvertreters  ikoma 
T  a  k  e  h  i  k  o  und  ihre  Begründung  sind  folgende : 

Der  Beruf ungsreklamant  habe  in  Unkenntnis  des  Kriegszustandes 
zwischen  Japan  und  RuSland  200  Sack  chinesischen  Reis,  um  sie  durch 
den  Leiter  seiner  Niederlassung  in  Wladiwostok  als  Nahrungsmittel  an 
dort  lebende  Chinesen  verkaufen  zu  lassen,  an  diesen  abgesandt 

Ferner  habe  sein  Bekannter,  der  chinesische  Staatsuntertan  K  w  o  n  g 
Chaw,  Faktor  der  chinesischen  Firma  Tack  Woo  8c  Co.  in  Dalni, 
wohnhaft  in  Hongkong,  wo  er  die  Geschäfte  der  Firma  besorge,  und 
nur  in  Angelegenheiten  der  Firma  auf  einige  Monate  je  nach  Ablauf 
der  Geschäfte  in  Dalni  authältiich,  ihn  schriftlich  gebeten,  Kleidungs- 
stücke, die  er  zum  Wech^eh^  brauche,  von  seiner  1  rau  zu  holen  und  ihm 
zu  schicken.  Dies  habe  er  dessen  Frau  erzählt,  habe  von  ihr  die 
Kleider  erhalten  und  sie  an  die  genannte  I  irtna  adressiert. 

»)  V.  §  40. 
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Diese  Güter  habe  der  Reklamant  am  1.  Februar  auf  den  im  Hafen 
von  Hongkong  liegenden  Dampfer  der  russisch*osta^atischen  Dampfer- 
gesellschaft „Manchuria"  verschifft  und  abgesandt. 

Am  6.  Februar  1904  habe  Japan  die  diplomatischen  Beziehungen  mit 
Kußland  abs^ebrochen  und  eine  trklärung  dahin  abgegeben,  daß  es  nach 
eigenen  hntschlit-nunfrcn  verfahren  werde.  Schließlich  sei,  nachdem 
die  beiden  Geschwader  Kanoncnffuer  ansi^etauscht  hätkti,  der  Krieg  für 
eröffnet  angesehen,  imti  an:  I  ehruar  der  Dampfer  ,,Manchuria"  auf  der 
Höhe  von  Port  Arthur  \  on  dem  Kaiserlich  japanischen  Kriegsschiff  „Ta- 
tsula"  auigebrachi  viorden.  Mit  dem  Schiff  zusammen  sei  der  er- 
wähnte Reis  und  die  Kleidungsstücke  t)eschlagnahmt  worden. 

Aber  diese  Güter  seien  Eigentum  eines  neutralen  Staatsangehörigen 
und  ihrem  Charakter  nach  keine  Kriegskonterbande.  Auch  seien  sie 
nicht  für  die  russische  Armee  oder  Marine  verschifft  worden  und  hätten 
auch  nicht  an  diese  geliefert  werden  sollen..  Daher  läge  ein  Grund  für 
ihre  Beschlagnahme  nicht  vor.  Das  Sasebo-Prisengericht  habe  die  Güter 
für  feindliche  erklärt  und  auf  ihre  Einziehung  entschieden.  Diese  Ent- 
scheidung sei  unrechtmäßig  und  es  werde  dagegen  die  Berufung  er- 
hoben 

Dif  Hauptpunkte  der  hrwiderung  des  Staatsanwalts  Yamamoto 
T a  t  s  u  r  0  k  u  r  ()  votn  Prisengericht  in  Saseho  sind  folgende: 

Der  Absender  der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  mache  als 
Bcrulungsreklamant  geltend,  daß  er  von  dem  Kriegszustand  keine  Kennt- 
nis gehabt  habe,  daß  die  Güter  neutral  und  keine  Konlerbande  seien, 
dafi  sie  nicht  an  die  russische  Armee  oder  Marine  verschifft  worden 
seien  und  nicht  an  diese  hätten  geliefert  werden  sollen,  daß  folglich  kein 
Orund  für  ihre  Beschlagnahme  vorliege. 

Die  genannten  Güter  seien  indessen  auf  einem  feindlichen  Handels- 
schiff verladen  und  nach  dem  feindlichen  Dalnt  bestimmt  gewesen.  Es 
sei  erwiesen,  daß  sie  im  Eigentum  eines  in  Daini  ansässigen  und  dort 
Handel  treibenden  Chinesen  stünden.  Daher  seien  sie  feindliche  Güter 
lind  könnten  nicht  für  neutral  erklärt  werden.  Was  den  Punkt  anlange, 
daß  der  higentümer  der  Kleider  nicht  mit  der  Absicht  dauernden  Wohn- 
sitzes in  Dahii  ansässig  gewesen,  sondern  nur  auf  einige  jWonate  dort 
aufenthältlieh  gev<  esen  sei,  so  hätte  der  Rckianiant,  dem  die  Be\\  ei>iast 
hierfür  obläge,  dies  beveeisen  müssen,  Der  Prozeßvertreter  habe  dies 
jedoch  nur  einmal  mündlich  behauptet,  ohne  dafür  Beweis  zu  führen, 
dabo-  seien  die  Guter  fuglich  ab  feindlich  zu  erkennen.  Die  Tatsache, 
daß  der  Kriegszustand  nicht  tiekannt  gewesen  sei,  könne  feindliche  Güter 
auf  feindlichem  Schiff,  wie  im  vorliegenden  Falle,  nicht  der  Beschlags 
nähme  entziehen. 

Es  werde  daher  Verwerfung  der  Berufung  beantragt. 

Das  vorliegende  Urteil  wird  wie  folgt  begründet: 
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Die  von  dem  m  Hongkun^,'  vcohnhaften  An  Wo  Tai  auf  dem 
der  russisch-ostasiatischen  Dampfergeselischaft  geiiörigen  Dampfer 
„Manchuria"  verschifften  und  für  den  in  Wladiwostok  ansässigen  Yee 
Tai  t)estimmten  200  Sack  Reis  und  die  für  die  in  dem  russischen 
Pachtgebiet  Dalni  niederlässige  Firma  Tack  Woo  6t  Co.  bestimmte 
eine  Kiste  Kleidungsstücke  sind  auf  der  Reise  am  9.  Februar  1004,  also 
nach  Eröffnung  des  japanisch-russischen  Krieges,  18  Seemeilen  süd- 
östlich von  Port  Arthur  zusammen  mit  dem  genannten  Dampfer  von 
dem  Kaiserlich  Japanischen  Kriegsschiff  „Tatsuta"  beschlagnahmt  w  orden. 

Es  ist  von  der  völkerrechtlichen  Praxis  anerkannt,  und  das  Ober- 
prisengericht erachtet  dies  als  den  Verhältnissen  gerecht  werdend,  daß 
Güter,  vtelche  von  Personen  mit  neutralem  Wohnsitz  zur  Kritgszeit  auf 
ft'indlichfiti  Schiff  an  einen  F.mpfänger  im  Feindesgehit-t  abgesandt 
werden,  feindlichen  (Charakters  sind  und  daher  der  f-inziehunLj  verfallen. 

Der  Prozeßvertreter  behauptet  freilich,  die  200  Säciie  Reis  seien 
neutrale  Güter  und  könnten  nicht  beschlagnahmt  wirden.  Das  Ober- 
prisengericht ist  jedoch  der  Ansicht,  daß  die  Ancrkeniiitng  des  Domizil- 
prinzips der  Logik  der  Verhältnisse  entspricht,  unti  daher  ist  die  Be- 
hauptung des  Reklamanten,  daß  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter 
neutralen  Charakters  seien,  unbegründet. 

Des  weiteren  behauptet  der  Prozeßvertreter,  daß  die  an  den  vorüber- 
gehend in  Dalni  aufenthältlichen  Faktor  der  Firma  TackWoo6tCo., 
den  Chinesen  Kvong  Chaw  versandte  Kiste  mit  Kleidungsstücken 
neutral  sei  und  nicht  beschlagnahmt  werden  könne.  Das  Ladungs- 
verzeichnis und  die  Konnossemente  aber  weisen  die  Firma  Tack  Woo 
ßc  Co.  in  Dalni  als  Empfänger  aus,  und  demgegenüber  ist  das  Eigen- 
tum des  K«  ong  Chaw  an  diesen  Gütern  sowie  sein  nur  vorüber- 
gehender Aufenthalt  in  Dalni  nicht  bewiesen  worden.  Daher  sind  die 
Behauptungen  des  Prozeßvertreters  tiezüglich  dieses  Punktes  als  un« 
liegründet  zu  erachten. 

Ferner  führt  der  Reklamant  an,  daß  die  Verschiffung  der  zur  Ver- 
handlung stehenden  Güter  vor  der  Kricg^seröffnung  erfolgt  sei  and  daß 
er  von  der  Kriegseröffnung  zvcischen  Japan  und  Rußland  keine  Kenntnis 
gehabt  habe.  Da  aber  nach  Völkerrechtsjiraxis  feindliche  (iüter  leshalb 
nicht  der  Aufbringung  entgehen  können,  w  eil  sie  vor  der  Kriegseröffnung 
verschifft  sind  oder  der  Verschiffer  von  der  Kriei^^icröffinmi;  keine  Kennt- 
nis (gehabt  hat,  so  ist  auch  dioer  Punkt  der  behauptungcn  des  Prozeß- 
vertrelerb  hinfällig. 

Es  wird  daher  wie  folgt  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgew  iesen. 

Am  17.  Januar  1Q05  im  Oberprisengericht. 
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Reklamant:  Yiie  Wo  I.cumijj  in  H()^L,'ko^L,^ 
Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  1  k  o  ni  a  I  a  k  c  h  i  k  o ,  Nagasaki, 

Higashifurukawamachi. 

In  Sachen  der  Beschlagnahme  von  Ladungsstücken  des  russischen 

Dampfers  „Manchuria"  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsformel: 

Die  auf  dem  Dampfer  verladenen  307  Säcice  Chinareis  werden 
euigezogen. 

1  a  t  b  c  s  t  a  n  d  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  307  Säcke  Chinareis  vxurden  mit 
Bestimmung  für  Wladixx  nstnk  in  HonsfkonEf  niif  dem  nissisrhen  i>ampfer 
„Manchuria"  versrhittt  und  am  w.  1  rbruar  \90A  auf  der  Höhe  von 
Port  Arth  III  /usanimen  mit  drin  ^  nannten  Dampfer  von  dem  Kaiserhch 
Japanischen  Kriegsschiff  „Tauuta"  beschlagnahmt. 

Diese  Tatsachen  sind  von  dem  Vertreter  des  Reklamanten  anerkannt 
und  werden  außerdem  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des  Stell- 
vertreters des  Kommandanten  des  beschlagnehmenden  Schiffs,  Kapitän- 
leutnants  Kihara  Seiske,  die  Vernehmungsprotokolle  des  Kapitäns 
K.  Prahl  und  des  1.  Offiziers  O.  Ta  m  p  i  o  vom  Dampfer  „Manchuria"^ 
das  Tagebuch  und  das  I.adungsverzeichnis. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Prozeßvertreters  sind 
folgende : 

1,  Da  die  Wissenschaft  auf  dem  Standpunkt  stehe,  daß  das  Privat- 
vermögen zur  See,  wie  solches  zu  Lande  unverletzlich  sein  müsse,  so 
müßten  die  zur  Verhandinnn^  stehenden  Oüter  in  Befolgung  dieses 
Grund>al/L's  freigei,aht.n  werden. 

2  .Wich  der  Farisir  Seererht>dLklaralioii  vom  Jalirc  \Sbb  künnten 
neutrale  (jütcr  auf  feindlichem  Schiff,  sofern  sie  nicht  Konterbande 
seien,  nicht  beschlagnahmt  vterden.  Die  zur  Verhandlung  stehenden 
Güter  seien  vor  Eröffnung  des  Krieges  von  einem  neutralen  Absender 
an  einen  neutralen  timpfänger  versandt  worden  und  seien  nicht  Konter- 
bande.  Daher  müßten  sie  freigegeben  werden. 

Die  Ansicht  des  Staatsanwalts  geht  im  wesentlichen  dahin,  daß  die 
Behauptungen  des  Prozeßvertreters  des  Reklamanten  sämtlich  grundlos 
seien  und  daß  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  als  feindliche 
einzuziehen  seien. 

Das  Gericht  ist  folgender  .Ansicht: 

Nach  den  Be^tininuinL;eii  und  der  Praxis  des  gegenwärtigen  Völker- 
rechts können  feindlielie  Güter  nnf  feindlichem  Schiff  glrirhviel  ob 
Konterbande  oder  nicht,  beschiagnaiuui  werden,  und  die  Trage,  ob 
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Gütet  feindliche  sind  oder  nicht,  bestimmt  sich  nach  dem  Wohnsitz 
des  Eigentümers.^) 

Ferner  ^ird  bezüglich  \on  Gütern,  die  von  einem  Absender  in 
neutralem  Gebiet  an  einen  Empfänger  im  Feindesland  versandt  worden 

sind,  in  Ermangelung  gegenteiligen  Bevteisrs  ani^enommen,  daß  dieselben 
mit  dem  Zeitpunkt  der  Verschiffung^  in  das  Eigentum  des  Fnipfnnf^crs 
übergehen.  Der  beweis  über  diesen  Punkt  ist  also  von  dem  Reklamanten 

zu  erbrini^L-n. 

I ):!  nun  die  zur  Verhandlung  stehenden  (h'iter  nuf  dem  der  russisch- 
o^ta^ic^li^c}R'n  Daniplergesellschaft  gchorii^en  Datupiei  „Manchuria"  mit 
Bestimniuiig  für  einen  in  Wladiwostok  wohnhaften  1  inpfänger  ver- 
schifft Vierden  sind  und  dei  Fro/.cü\erlreter  des  Reklamanten  für  seine 
Behauptung,  die  Güter  stünden  im  Eigentum  des  neutralen  Absenders, 
nicht  den  geringsten  Beweis  erbracht  hat,  so  Icann  diese  Behauptung 
nicht  anerkannt  werden,  und  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter 
unterliegen  in  Oemäfiheit  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  vom  fahre 
1856  als  feindliche  Güter  auf  feindlichem  Schiff  der  Einziehung.  >) 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  26.  Mai  1904  im  Prisengericfit  /u  Sasebo  im  Bei- 
sein des  Staat^nwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Der  chinesische  Staatsuntertan  YueV/oLoong, 
wohnhaft  in  Hongkong. 

ProzeBvertreter:  Rechtsanwalt  Ikoma  Takehiko,  Naga- 
saki, Higashifurukawamachi. 

Am  26.  Mai  1904  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  Sachen  der 
Beschlagnahme  von  ^7  Sack  chinesischen  Reis,  weiche  auf  dem  russi- 
schen Dampfer  „Manchuria"  verschifft  und  mit  diesem  zusammen  am 
9.  Eebruar  1904  18  Seemeilen  südöstlich  von  Port  Arthur  von  dem 
Kaiserlich  Japanischen  Kriegsschiff  „Tatsuta"  beschlagnahmt  worden 
Axaren,  ein  Urteil  auf  Einziehunij  dieser  Güter  erlassen.  Gegen  dieses 
Urteil  hat  der  Prozeßvertreter  des  Reklamanten  V  ii  e  Wo  Loong,  der 
Rechtsanwalt  I  k  o  ni  a  Takehiko,  die  Berufung  eingeletj;t,  uelehe  im 
Obcrprisengcricht  im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku 
und  Ishiwatari  Binichi  geprüft  worden  ist. 

»)  V.  §§  8,  3  iiiHl  4.  -     V.  §  40. 
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Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  ProzeBvertreters  des  Rekia- 
manten  Ikoma  Takehiko  und  deren  Begründung  sind  folgende: 

Der  Reklamant  habe  ohne  Kenntnis  von  der  Eröffnung  des  Krieges 
zwischen  Japan  und  Rußland  am  1.  Februar  1004  307  Sack  chinesischen' 
Reis  für  den  Leiter  seiner  Filiale  ..Kviong  Tai  Seng"  in  NX^adiwostok, 
den  chinesischen  Staatsuntertan  Au  Yong  Pang,  mit  der  Absicht 
sie  durch  ihri  an  dort  vcohnende  Chinesen  verkaufen  zu  lassen,  auf 
dem  in  Hongkong  liegenden  Dampfer  der  russisch-ostnsi:iti'^rhen 
Danipiir  1,'esellschaft  „Manchuria"  verschifft.  Nach  ihrer  Abi(i>c\  atn 
6.  Fthruar,  hahe  Japan  die  diplomatischen  Beziehungen  mit  i<\ißlanci 
abgebrochen  und  eine  Erklärung  dahin  abgegeben,  daß  es  nach  eigenen 
hntschheßungen  verfahren  werde.  Schließhch  sei,  nachdem  die  beiden 
Geschwader  Kanonenfeuer  ausgetauscht  hätten,  der  Krieg  für  eröffnet 
angesehen  und  am  9.  Februar  der  Dampfer  „Manchuria"  auf  der  Höhe 
von  Port  Arthur  von  dem  Kaiserlich  Japanischen  Kriegsschiff  .,Tatsuta" 
aufgebracht  worden.  Hierbei  sei  auch  der  genannte  Reis  beschlag- 
nahmt worden. 

Diese  Ladungsstücke  seien  aber  Eigentum  eines  neutralen  Staats- 
angehörigen und  ihrem  Charakter  nach  keine  Kriegskonterbande.  Auch 
seien  sie  nicht  für  die  russische  Armee  oder  Marine  verschifft  worden 
und  hätten  auch  nicht  an  diese  geliefert  werden  sollen.  Daher  liege 
ein  Grund  für  ihre  Beschlagnahme  nicht  vor.  Das  Sasebo-Prisengericht 
habe  die  (niter  für  feindliche  erklart  und  auf  ihre  Einziehung  ent- 
schieden. Diei>e  Entscheidung  sei  unrechtmäßig  und  es  werde  dagegen 
die  Berufung  erhoben. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanwalts  Yamamoto 
l'atsurokuro  vom  Prisengericht  in  Sasebo  sind  folgende : 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  Guter  seien  Handelswaren,  welche 
an  einen  im  Handeisgevcerbe  in  Wladiwostok  ansässigen  chinesischen 
Staatsuntertan  auf  einem  feindlichen  Schiff  versandt  worden  seien,  Sie 
seien  daher  feindliche  Güter  und  unterlägen,  wenn  sie  auch  keine  Konter- 
bande seien,  der  Einziehung. 

Da  ferner  nach  den  (Jeuohn heilen  und  Bestimmungen  des  gegen- 
wärtigen Völkerrechte  die  Tatsache,  daß  der  Absender  von  der  Er- 
öffnung des  Krieges  nichts  gew  ußt  habe,  kein  Grund  sei,  w  eshalb  Güter, 
\!tie  die  im  vorliegenden  Ealle,  der  Besch lajj;tiahine  entgehen  sollten, 
so  sei  das  Urteil  erster  Instanz  gerechtfertigt  und  die  Berufung  un- 
begründet. 

Es  werde  deshalb  Abweisung  der  Berufung  beantragt. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
Die  von  dem  in  Hongkong  wohnenden  Yue  Wo  Loong  auf 
dem  der  nissisch-ostasiatischen  Dampfergesellschaft  gehörigen  Dampfer 
„Manchuria"  verschifften  und  für  den  in  Wladiwostok  wohnhaften 
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Kwong  Tai  Seng  bestimmten  zur  Verhandlunor  stehenden  Güter 
sind  auf  der  Reise  dortliin  am  9.  Februar  1001,  aUo  nach  Fröhiuing 
des  japanisch-russischen  Krieges,  18  Sec-mcilfn  -südöstlich  von  Port  Arthur 
zusammen  mit  dem  genannten  üaniptei  von  dem  Kaiserhch  Japanischen 
Kriegsschiff  „Tatsuta"  beschlagnahmt  worden. 

Es  ist  von  der  völkerrechtlichen  Praxis  anerkannt,  und  das  Ober« 
prisengencht  erachtet  dies  als  den  Verhältnissen  gerecht  werdend,  daß 
Güter,  welche  von  Personen  mit  neutralem  Wohnsitz  zur  Kriegszeit  auf 
feindlichem  Schiff  an  einen  Empfänger  im  Feindesgebiet  abgesendet 
werden,  feindlichen  Charakters  sind  und  daher  der  Einziehung  unter- 
liegen. 

Der  Prozeßvertreter  behauptet  freihch,  die  200  Säcke  Reis  seien 
neutrale  Güter  und  könnten  nicht  beschlagnahmt  werden.  Das  Ober- 
prisengericht ist  jedoch  der  Ansicht,  daß  die  Anerkennung  des  Domizil- 
prinzips der  Logik  der  V'iihältnisse  entspricht,  und  daher  ist  die  ße- 
haiiptuni;  (k*s  Reklamanten,  daß  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter 
neutralen  Charakters  seien,  unheL^ründet. 

1  eriicr  tührt  der  Reklamant  an,  daß  die  Verschiffung  der  zur  Ver- 
handlung stehenden  Güter  vor  der  Kriegseröffnung  erfolgt  sei  und 
daß  er  \ou  der  Kricgseroffnung  zwischen  Japan  und  Rußland  keine 
Kenntnis  Gehabt  habe.  Da  aber  nach  Vblkerrechtspraxis  feindliehe  Güter 
deshalb  nicht  der  Aufbringung  entgehen  können,  «eil  sie  vor  der  Kriegs- 
eröffnung verschifft  sind  oder  der  Vcrschiffer  von  der  Kriegseröffnung 
keine  Kenntnis  gehabt  hat,  so  ist  auch  dieser  Punkt  der  Behauptungen 
des  Prozeßvertreters  hinfällig. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  17.  Januar  1905  im  Oberprisengericht. 


Reklatnantt  Die  in  London  niederlässige  Bankfirma  Frederic 
Haß  &  Co.,  vertreten  durch  ihren  Prokuristen,  den  englischen  Staats- 
angehörigen F,  H.  Hill,  wohnhaft  in  Yokohama  Vamashitacho  Nr.  71. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Masushima  Rokuichiro, 

ebendaselbst  Nr.  14. 

In  Sachen  tier  Beschlagnahme  von  I.adungsstücken  des  russischen 
Dampfers  „Manchuria"  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsform  cl: 
Die  auf  dem  Dampfer    Manchuria"  verladenen   51 J  Kolli  Tee 
(gezeichnet  v)  ""^^        Kolli  Tee  (gezeichnet  ^  \x  erden  eingezogen. 
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Tatbestand  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  Tee  ist  in  Colombo  auf 
dem  der  russi$ch>ostasiatischen  Dampfergesellschaft  gehörigen  Dampfer 

„Manchuria"  verschifft  und  mit  Bestimmung  nach  Moskau  abgesandt 
VI  oiden.  Auf  der  Reise  nach  Port  Arthur  wurde  sie  am  9.  Februar  1904, 
9  Uhr  vormittags,  zusammen  mit  dem  genannten  Dampfer  von  dem 
Kaiserlich  Japanischen  Kriegsschiff  „Tatsuta"  auf  der  Höhe  von  Port 
Arthur  besch!a<jnahnit. 

DicsL"  Iat>;ichen  vxcrücn  bevt'iescn  durch  dir  Rrklamatioiissciuilt, 
die  Aussa}^t.j.chrift  des  Stellvertreters  des  Koniiiiamlaiiten  des  beschlag- 
nehmcnden  Schiffs,  Kapitänleuiuaiiis  Kihara  Seiske,  die  Ver- 
nehm ungsprotokolle  des  Kapitäns  K.  Prahl  und  des  1.  Offiziers 
O.  Tampio,  das  Ladungsverzeichnis  und  das  Schiffsjournal  des  ge- 
nannten Dampfers. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  ProzeBvertreters  des  Rekla- 
manten sind  folgende: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  seien  von  der  Firma  Rode- 
wald 8:  Heath  in  CoUjmbo  am  11,  Januar  1904  mit  Konnossementen, 
die  für  Order  der  genannten  Firma  ausgestellt  waren,  auf  dem  Dampfer 
,,Manchuria"  verschifft  und  mit  der  Bestimmung  nach  Moskau  in  Ruß- 
land via  Daini  abgeschickt  worden,  wo  sie  an  die  Order  der  Absender 
abgeliefert  werden  sollten. 

1.  Da  der  Absender  der  zur  Verhandlung  .-.Ichcndcii  (jütcr  es  in 
seinem  Belieben  gehabt  habe,  mit  denselben  je  nach  Zahlung  oder 
Nichtzahlung  des  Betrags  des  von  ihm  gezogenen  Wechsels  zu  verfahren, 
so  seien  die  Güter  zur  Zeit  der  Aufbringung  noch  Eigentum  des  neu- 
tralen Absenders  gewesen  und  könnten  daher  nicht  als  Feindesgut  ein- 
gezogen werden. 

2.  Da  der  Reklamant  den  erwähnten  Warenwechsel  acceptiert  und 
Zahlung  dafür  geleistet  habe,  so  habe  ( r  bedeutendes  Interesse  an  den  zur 
Verhandlung  stehenden  (jütern  und  beantrage  ihre  Freigabe. 

Die  Ansicht  des  Staatsanwalts  geht  im  vcesentlichen  dahin,  daß 
tiit  Ausführungen  tics  Frozeiivertreters  des  Reklamanten  unbegründet 
und  die  Güter  einzuziehen  seien. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Der  Reklamant  macht  geltend,  daß  die  zur  Verhandlung  stehenden 
Güter,  weil  sie  an  die  Order  des  Absenders  in  Moskau  abzuliefern 
waren,  zur  Zeit  der  Aufbringung  noch  im  Figentum  der  neutralen 
Absender  gestanden  hätten  und  daher  nicht  für  feindlich  erklärt  werden 
könnten. 

Aus  den  von  dem  Prozeßvertretcr  des  Reklamanten  vorgelegten 
Bcweisdokumenten  Nr.  II  1  und  2  geht  jedoch  hervor,  daß  der  Ab- 
sender die  596  Kolli  Tee  (gezeichnet  □)  auf  das  Konto  der  Teehandlung 
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Medow jesew's  Erben  in  Moskau  gesetzt  und  einen  Waren vcchsel 
darüber  gezogen  hat,  dessen  Prima  er  an  diese  Firma  schiclcte..  Daher 
ist  die  genannte  Gesellschaft  als  die  Empfängerin  anzusehen.  Die  513 
Kolli  Tee  (gezeichnet  y)  waren  an  W.  J.  Pop  off  &  Co.  in  Moskau 
abgeschickt  Daß  diese  Firma  die  Empfängerin  ist,  muß  nach  den 
Bevc  eisstücken  III  1  und  2  und  nach  der  Obersetzung  des  von  dem 
Reklamanten  an  den  l^rozeßvertreter  gerichteten  Telegramms  vom  Mai 
dieses  Jahres  als  er>xiesen  erachtet  werden.  Lediglich  dadurch,  daß 
die  Konnossemente  auf  Order  lauten,  kann  die  obige  Annahme  nicht 
umgestoßen  Vierden. 

Nach  dem  Völkerrecht  müssen  feindliche  Outer  auf  feindlichem 
Schiff,  ^Hcichviel  ob  sie  vor  der  Kric^rsii  Öffnung  verschifft  worden  sind 
ndci  nicht,  ciii^fczof^en  werden,  und  die  Frasje,  ob  (jüter  feindh'ch  sind 
üdci  nicht,  bestininit  sich  nach  dem  Wohnsitz  des  Ligentüniers. ')  r^crner 
wird  bezüglich  von  üütern,  die  von  einem  Absender  in  neutralem 
üebiet  an  einen  l^mpfänger  im  Feindesland  versandt  werden,  in  Er- 
mangelung gcgenteihgen  Beweises  angenommen,  daß  dieselben  mit  dem 
Zeitpunkt  der  Verschiffung  in  das  Eigentum  des  Empfängers  über- 
gehen. 

Da  der  Prozeßvertreter  diesen  Gegenbeweis  nicht  erbracht  hat, 
so  muß  angenommen  werden,  daß  die  zur  Verhandlung  stehenden 
Güter  zur  Zeit  der  Aufbringung  bereits  in  das  Eigentum  einer  feindlichen 
Person  übergegangen  waren.  Da  so  die  genannten  Güter  feindliche 
sind,  so  kann  Punkt  1  der  Ausführungen  des  Reklamanten  nicht  an- 
erkannt werden. 

Da  die  Güter  feindhche  sind  und  nach  Völkerrecht  das  Recht 
des  Captors  an  feindlichem  Out  absolut  ist,  so  können  irgendwelche 
anderen  Rechtsansprüche  an  dieselben  nicht  anerkannt  werden.  So  ist 
auch  Punkt  2  der  Behauptungen  des  Prozeßvertreters  des  Reklamanten 
hintäliig. 

Es  wird  daher  wie  in  der  ürteilsformel  entschieden.*) 

Verkündet  am  27.  Mai  1Q04  im  Pri^engeiicht  zu  Sasebo  Im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  Yamamoto  i  atsurokuro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Die  in  London  niederlässige  Bankfirma  Frederic 
Haß  ßc  Co.,  vertreten  durch  ihren  Prokuristen,  den  englischen  Staats- 
angehörigen F.  H.  Hill,  Yokohama,  Yamashitacho  71. 

')  V.  §§  8.  3  und  4.  ~  »)  V.  §  40. 
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ProzeBvertreter:  Rechtsanwalt  Masushima  Rokuichiro, 
vohnhaft  ebendaselbst,  Yamashitacho  14. 

Am  27.  Mai  1904  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  Sachen  der 
Beschlagnahme  von  513  Kolli  Tee,  gezeichnet  Vi  und  596  Kolli  Tee, 
gezeichnet  Q  welche  auf  dem  russischen  Dampfer  „Manchuria"  ver- 
schifft und  zusammen  mit  diesem  am  9.  Februar  1904  18  Seemeilen 
südöstlich  von  Port  Arthur  von  dem  Kaiserlich  Japanischen  Kriegs- 
schiff „Tatsuta"  beschlagnahmt  worden  waren,  auf  Einziehiinpf  der- 
selben erkannt.  Ocf^en  dieses  Urteil  hat  der  Prozeßvertreter  des  Rekla- 
manten, des  Prokuristen  F.  H.  Hill  der  Londoner  Bankfirma  Fred  er  ic 
Haß  Co.,  der  Rechtsanwalt  Masushima  R  n  k  u  i  c  h  i  r  o ,  die  Be- 
rufung eingelegt,  welclie  im  Oberprisengericht  im  Beisein  der  Staats- 
anwälte Tsutsuki  Keiroku  und  Ishiwatari  Binichi  geprüft 
worden  ist. 

Die  Hauptberufungspunkte  des  Prozeßvertreters  Masushima 
Rokuichiro  und  ihre  Begründung  sind  folgende: 

1.  Das  Urteil  erster  Instanz  habe  die  von  dem  Reklamanten  be- 
haupteten Tatsachen  falsch  verstanden.  Es  werde  dort  als  Vorbringen 
des  Reklamanten  aufgeführt,  daß  die  Güter  nach  den  von  der  l  irma 
Rociewald  öc  Heath  in  Colombo  ausgestellten,  auf  Order  lau- 
tenden Konnossementen  auf  der  ,.Manchuria"  zu  verschiffen  und  über 
Dahn  Lachend  an  die  Order  des  Absenders  in  Moskau  abzuliefern  waren. 
Kcklamant  habe  indes  den  Ausdruck  .,an  die  Order  des  Absenders  in 
Moskau"  nicht  gebraucht.  Punkt  II,  1  und  I'unki  III,  1  der  Reklamation 
volle  vielmehr  mit  den  Worten  „Ablieferung-Orderperson-Absender" 
klar  machen,  daß  das  VerfQgungsrecht  Ober  die  genannten  Güter  der 
neutralen  Firma  Rodewald  &  Heath  zustehe.  In  dem  in  den 
Punkten  II,  1  und  III,  1  der  Reklamation  sich  findenden  Passus  ,,Ab> 
liefening-Orderperson-«)  Absender''  sei,  wie  geschrieben,  unter  „Order* 
person"  der  Absender  in  Colombo  zu  verstehen.  Das  bedeute,  daß  es 
vollständig  in  der  Hand  des  Absenders  gelegen  habe,  den  Empfänger 
zu  bestimmen.  Wenn,  wie  im  vdHiegenden  Falle,  der  jeweilige  Besteller 
keine  Barzahlung  geleistet  habe,  sondern,  wie  es  handelsüblich  sei,  die 
Transaktion  gegen  Wechsel  geschehe,  so  entstünden  die  obligatorischen 
Rechtsbeziehungen  zwischen  Absender  und  Empfänger  erst  nach  Akzep- 
t.ition  durch  das  darin  Hegende  Zahlungsversprechen  des  Akzeptanten, 
bis  zur  Zahlung  des  Wechselbetrags  stehe  das  Recht  der  VcrfOs^ung 
über  die  Güter  und  somit  der  Bestimmung,  an  wen  sie  auszuliefern 

■)  Um  dai  von  dem  Pfozeftveitfeter  behauptete  Mlffventandols  In  der  Ober- 
setiung  vieiiBtlndlich  zu  machen,  mußte  das  Wort  .sashizunin*  mit  .Orderpeison*  wOft» 

Hch  übertragen  werden.  Das  Ausdruck  ist  zweideutig.  Der  Prozeßvertreter  versteht 
darunter  die  Person,  welche  die  Order  zu  geben  hat,  und  er  sagt,  das  Gericht  habe 
filschlich  darunter  die  Person  verstanden,  auf  welche  die  Order  laute. 
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seien,  dem  Absender  zu.  Dies  sei  vom  Handelsrecht,  welches  einen 
Teil  des  Völkerrechts  bilde,  anerkannt. 

Da  ferner  die  zur  Verhandlung  stehenden  Gflter  während  des  See< 
transports  beschlagnahmt  worden  seien,  so  liege  noch  nicht  einmal 
ein  Obergang  des  Besitzrechts  auf  einen  Dritten  vor.  Das  Eigentums- 
recht stehe  daher  unverändert  dem  Absender  zu.  (S.  die  Ergänzung  2 
der  Beruflingsgründe  vom  26.  September  190-1). 

Das  Urteil  erster  Instanz  habe  diesen  wichtigen  Punkt  falsch  ver- 
standen und  sei  daher  unzutreffend. 

2.  Das  Urteil  erster  Instanz  habe  angenommen,  daß  die  Tee- 
handlung  Med  o>x  jese\(  's  Erben  in  Moskau  die  tmpfängerin  der 
unter  den  zur  Verhandlung  stehenden  (jfitern  befindlichen  mit  ge- 
zeichneten 506  Kolli  Tee  sei,  weil  die  Absender  das  Konto  dieser 
Firma  dafür  belastet  und  ihr  ein  Exemplar  des  dafür  gezogenen  Warcn- 
>xechsels  geschickt  habe.  Ebenso  habe  dns  erstinstanzliche  Urteil,  da 
die  Zj.  gezeichneten  513  Kolli  Tee  an  die  gleichfalls  in  Moskau  nieder- 
lässigr  Firma  W.  j.  Popoff  versandt  worden  seien,  angenomnuii, 
daß  diese  die  h niptanti^erin  sei.  Die  Annahme  sei  unrichtig,  denn  sie 
bcrücksiehti_t;e  nielit  die  in  Punkt  II.  1  und  III.  1  der  Reklamation 
sich  findenden  Worte  „Ablielerungs-Orderperbun-.A.bhender"  und  lasse 
so  völlig  außer  acht,  daß  hier  die  in  Punkt  1  dargelegte  handelsübliche 
Art  der  Transaktton  vorliege.  Die  Trassierung  des  für  diesen  Tee  aus- 
gestellten Warenwechsels  sei  geschehen,  um  bis  zum  Akzept  des 
Wechseis,  d.  h.  bis  zur  Zahlung  seines  Betrags  das  Eigentumsrecht 
an  den  Gütern  nicht  auf  den  Empfänger  Obergehen  zu  lassen.  Daher 
seien  auch  die  Konnossemente  von  dem  Absender  in  der  Weise  aus- 
gestellt, daß  sie  an  seine  Order  auszuliefern  gewesen  wären.  Sie  seien 
daher  verschieden  von  gewöhnlichen  Konnossementen,  in  welchen  der 
Absender  den  Empfänger  der  von  ihm  abgesandten  Güter  bestimmt 
benenne,  Da  in  dem  vorliegenden  Fall  die  Wechsel  noch  nicht  von 
den  beiden  genannten  Firmen,  vielnu  tu  nur  von  dem  Reklamanten 
akzeptiert  seien,  so  könnten  die  beidtrn  Firmen,  selbst  vtenn  sie  die 
genannten  Konnossemente  empfant^en  haben  würden,  doch  die  Waren 
nicht  ausgehändigt  erhalten.  Tatsächlich  iiätten  sie  aber  die  Konnosse- 
mente nicht  empfangen,  und  man  könne  daher  nicht  behaupten,  daß 
sie  das  Lii,'entuinsreeht  erworben  hätten. 

Da  demnach  das  Eigentumsrecht  an  den  im  Verhandhmg 
stehenden  (jütern  dem  neutralen  Absender,  einem  enghschcn  Slaats- 
angchörigen  zustehe,  su  seien  dieselben  nicht  leindlich.  (Vgl.  die 
Ergänzung  der  Berufungsgründe  vom  13.  Juni  1904  und  desgleichen 
vom  7.  Oktober  desselben  Jahres  Nr.  3). 

3.  Das  Urteil  erster  Instanz  habe  bezüglich  der  zur  Verhandlung 
stehenden  Güter  entschieden,  daß  nach  dem  Völkerrecht  feindliche  Güter 
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auf  feindlichem  Schiff,  gleichgültig  ob  sie  vor  der  Kriegseröffnung  ver- 
schifft seien  oder  nicht,  selbstverständlich  der  Beschlagnahme  unter- 
lägen: daB  die  Frage,  ob  Güter  feindlich  seien  oder  nicht,  sich  nach 
dem  Wohnort  des  Eigentumers  bestimme;  und  daß  GQter,  welche  von 
dnem  in  neutralem  Gebiet  ansässigen  Absender  an  einen  Empfänger 
in  h'eindesgebiet  entsandt  wurden,  in  Frmanglung  ausdrücklichen 
Gegen bevieises  mit  der  Absendung  in  das  Eigentum  des  Empfängers 
übergingen.  Diese  Entscheidung  widerlaufe  dem  Recht.  Denn  nach 
der  japanischen  Prisenordnung  bestimme  sich  die  Landeszugehörigkeit 
von  Gütern  nach  der  Landeszugehörigkeit  des  Eigentümers.  Was  aber 
das  Eigentum  an  den  zur  Verhandlung  stehenden  Gütern  .mgehe,  so 
gehe  bereits  aus  Punkt  II,  1  und  III,  1  der  Reklamation  klar  hervor, 
daß  es  der  Firma  Rode^ald  &  Heath  zustehe  und  daü  das 
Urteil  erster  Instanz  die  oben  dargelegten  Handelsgebräuche  nicht  ver- 
standen und  daher  falsch  entschieden  habe. 

4.  Ebenso  sei  die  Entscheidung  des  Urteils  erster  Instanz  un- 
zutreffend, daß,  weil  der  Qegenbeweis  nicht  erbracht  sei,  angenommen 
Verden  müsse,  daß  das  Eigentum  an  den  zur  Verhandlung  stehenden 
COtem  zur  Zeit  der  Beschlagnahme  bereits  auf  eine  feindliche  Person 
übergegangen  gewesen  sei. 

Wie  nämlich  aus  Punkt  1  der  Reklamation  hervorgehe,  so  seien, 
da  sowohl  der  Absender  wie  auch  der  Reklamant  neutrale  englische 
Staatsangehörige  seien,  die  Güter  neutral. 

femer  sei  es  eine  Handelsgewohnheit,  die  einen  Teil  des  Völker- 
rechts bilde,  daß  ein  Absender,  solange  der  Besteller  den  dem  Preis 
der  Güter  entsprechenden  Wechselbetrag  noch  nicht  gezahlt  habe,  wenn 
ein  Krieg  ausbreche,  jederzeit  die  Ablieferung  der  Waren  zu  verhindern 
berechtigt  sei.  (Vgl  Ergänzung  Nn  1  der  Berufungsgründe  vom 
7.  Oktober  1904.) 

5.  Das  Urteil  erster  Instanz  habe  das  Recht  der  Bcsrhlagnahine 
für  absolut  erklärt  und  entschieden,  daß  die  Rechtsansprüche  des  Rekla- 
manten an  den  zur  Verhandlung  stehenden  üütern  nicht  zu  beachten 
^ien. 

Der  Rcklaniatil  sei,  wie  bereits  erwähnt,  neutraler  Nationalität  und 
»t\  der  Akzeptant  der  für  die  zur  Wrh  indlung  strlieiulen  (iüter  ge- 
/o^ciicii  W'ceh.^el  und  sei  dadurch  verpflichtet,  die  l  laü^akliunb-suniine 
darzuleihen.  Er  sei  im  Besitz  der  richtig  indossierten  Konnossemente, 
ifiche  die  Herleitung  des  Eigentumsrechts  an  den  zur  Verhandlung 
stehenden  Gütern  bewiesen,  daher  habe  er  rechtliches  Interesse  an 
denselben.  (Vgl.  die  Ergänzung  Nr.  1  der  Beruf ungsgründe  vom 
2ö.  September  1904,  desgleichen  Nr,  2  vom  7.  Oktober  desselben  Jahres, . 
desgleichen  vom  25.  Oktober  desselben  Jahres.) 

6.  Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  seien  etwa  einen  Monat 
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vor  Ausbruch  des  Krieges  verschifft  worden.  .Weder  die  Reederei  noch 
die  Absender  hätten  von  der  Kriegseroffnung  etvas  gewußt.  Ferner 
sei  die  Beschlagnahme  vor  der  Veröffentlichung  der  Kriegserklärung 
geschehen,  und  daher  sei  die  Beschlagnahme  unrechtmäßig. 

7.  Nach  citr  im  Jahre  1882  \  c)n  dem  Kongreß  für  internationale 
Rechtsvt'issenschaft  in  Turin  beschlossenen  Seeprisenordnuncf  könne 
feindliches  Privatvermöf^en  erst  nach  iTöffnung  des  Krieges  beschlag- 
nahmt werden.  Auch  beschränke  sich  die  Besrlilairnahme  von  feind- 
lichen Schiffen  inid  deren  J.aduntj  auf  solche  hällc,  wo  der  Kapitän 
von  dem  Kriege  Kenntnis  t^ehabt  habe  und  wo  er\xiesenermaßen  ein 
den  Zwecken  des  Feindes  dienender  oder  nach  einem  feindlichen  Platz 
bestimmter  verbotener  Transport  vorliege.  Diese  Bestimmungen  seien 
von  der  öffentlichen  Meinung  der  ganzen  Welt  anerkannt,  und  es  sei 
außer  Zweifel,  daß  auch  Japan  nicht  zögern  werde,  die  Billigkeit  der- 
selben anzuerkennen.  Es  werde  daher  um  eine  Entscheidung  im  Sinne 
dieser  Bestimmungen  gebeten. 

8.  Absatz  3  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  vom  Jahre  1856  ver- 
werfe es,  daß  GQter,  welche,  wie  die  2ur  Verhandlung  stehenden,  er- 
wiesenermaßen- im  Eigentum  neutraler  Personen  stünden,  ab  gute  Prise 
verurteilt  werden  dürften. 

9.  Ein  Prisengericht  sei  verschieden  von  den  gewöhnlichen  Landes- 
gerichten. Während  diese  sich  genau  an  die  Gesetze  ihres  Landes 
zu  halten  hätten,  sei  ein  Prisengericht  an  keine  völkerrechtlichen  Gesetzes- 
normen gebunden.  Es  müsse  bei  Erlaß  einer  Entscheidung  nach  den 
besonderen  Verhältnissen  des  Falles  urteilen.  Eine  Prisengerichts- 
entscheidung sei  daher  verschieden  von  einem  richterlichen  Urteil.  Die 
Bestimmungen  und  Gewohnheiten  des  Völkerrechts  kämen  dafür  ledig- 
lich höchstens  als  Material  in  Betracht.  Reklamant  hoffe  daher,  daß 
die  neueren  Normen  des  Völkerrechts  anerkannt  und  mit  ihrer  An- 
wendung in  der  Praxis  hier  ein  Anfang  gemacht  werde. 

Der  Staatsanwalt  beim  isasebo-Prisengericht,  Y  a  m  a  m  o  t  o  T  d  t  - 
suiokuro,  hat  hierauf  im  wesentlichen  folgendes  erwidert: 

Der  Berufungsreklamant  behaupte  in  Punkt  1,  das  Urteil  erster 
Instanz  habe  die  von  dem  Reklamanten  aufgeführten  Tatsachen  falsch 
verstanden.  Es  werde  dort  von  „Gütern,  welche  an  die  Order  des 
Absenders  in  Moskau  abzuliefern  seien"  gesprochen.  Der  Reklamant 
habe  aber  dnen  derartigen  Ausdruck  nicht  gebraucht.  Der  Sinn 
des  Ausdrucks  „Ablieferung  -  Orderperson  -  Absender"  sei,  wie  ge- 
schrieben, dahin  zu  verstehen,  daß  die  Firma  Rodewald  &  Heath 
das  Verfügungsrecht  Ober  die  Güter  hätte.  Das  Urteil  erster  Instanz 
gründe  sich  daher  auf  einer  irrtumlichen  Annahme  und  sei  unzutreffend. 

Demgegenüber  sei  zu  bemerken,  daß  das  Urteil  die  Behauptungen 
des  Reklamanten  nur  in  den  Hauptpunkten  wiedergebe  und  daß  die 
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von  dem  Reklamanten  eingereichten  Dokumente  und  Erklärungen  dort 
nicht  in  voller  Länge  verzeichnet  seien.  Es  bedfirfe  jedoch  kaum  einer 
Erörteningp  daß  es  genüge,  den  Sinn  richtig  wiederzugeben,  wenn  auch 
der  Wortlaut  verschieden  sein  möge.  Wenn  der  Reklamant  sage,  daß 
die  Güter  an  eine  von  dem  Absender  in  Colombo  benannte  Person 
in  Moskau  abzuliefern  sei,  so  weiche  dies  von  dem  im  Urteil  Oe^ 
schriebenen»  nämlich  daß  die  Guter  an  die  Order  des  Absenders  in 
Moskau  abgeliefert  werden  sollten,  dem  Sinne  nach  nicht  im  geringsten 
ah  Wenn  der  Berufungsreklamant  diesen  Satz  so  auslegen  wolle,  als 
ob  das  Urteil  habe  sa^vn  ollen,  der  Absender  sei  in  Moskau  ansässig, 
>o  müsst  im  Gegenteil  dem  Berufungsreklamanten  vorgeworfen  werden, 
daR  er  das  Urteil  mißverstanden  hat)e,  denn  die  in  Moskau  befindliche 
Person  sei  dort  nicht  ak  Absender,  sondern  ah  Empfänger  bezeichnet. 

2.  Der  Reklamant  t-rkläre,  daß  die  Annahme  des  erstinstanzlichen 
Urteils,  die  Empfänger  der  zur  Verhandlung  stehenden  (jüter  seien 
die  Teohantihmg  M  e  d  o  w  j  e  s  e  w  '  s  I>ben  und  die  Firma  W.  J.  P  o  p  o  f  f 
in  Moskau,  unrichtig  sei.  Denn  diese  Annahme  berückbichtige  nicht 
die  in  den  Beweisdokumenten  sich  findenden  Worte  ,,  Ablieferung - 
Orderperson  -  Absender"  und  lasse  damit  eine  handelsübliche  Gewohn- 
heit völlig  außer  Acht. 

Demgegenüber  müsse  gesagt  werden,  daß  es  freilich  im  allgemeinen 
bei  kaufmännischen  Transaktionen  üblich  sei,  Waren,  welche  auf  Be- 
stellung verschickt  würden,  nach  Ankunft  gegen  Zahlung  auszuhändigen 
und  daß  ebenso  fiblicherweise  bei  großen  Entfernungen  die  Zahlung 
in  der  Weise  erfolge,  daß  ein  Konnossement  als  Sicherheit  gegeben 
lind  daraufhin  ein  Warenwechsel  gezogen  würde,  dessen  Inhaber  als- 
dann von  dem  Käufer  der  Waren  Zahlung  gegen  den  Wechsel  erhalte. 
Aber  auch  für  derartige  Güter  gelte  auf  allen  Meeren  der  Grundsatz, 
daß  das  Eigentum  an  ihnen  mit  der  Verschiffung  sogleich  auf  den 
tmpfänger  übergehe.  Daher  müßten  Güter,  welche  auf  die  eben  be- 
schriebene Transaktionsweise  von  einem  neutralen  Lande  nach  feind- 
lichem Gebiet  transportiert  würden,  als  feindliche  Güter  angesehen 
Terden  und  der  Beschlagnahme  und  hinzieiuing  unterliegen  können. 
In  Friedenszeiten  freilich  bestünden  mit  Bezug  auf  den  Pigentums- 
übtrjcjang  vom  Verkäufer  auf  den  Käufer  auf  Grund  der  Abmachungen 
uniir  den  Beteiligten  oder  besonderen  Handelsgewohnheiten  Ausnahmen, 
unu  die  tatsachlich  bestehenden  Umstände  fänden  dann,  wie  der  Rekla- 
mant es  geltend  mache,  auch  Berücksichtigung,  in  Kriegszeiten  jedoch 
würden  bei  Seebeschlagnahmcn  derartige  Ausnahmen  nicht  Ixrücksich- 
1^  denn  wenn  man  sie  berücksichtige,  so  würde  es  dahin  kommen, 
daB  überhaupt  kein  Gut  zur  See  beschlagnahmt  werden  könne. 

*)  Der  Staatsanwalt  hat  offenbar  den  Gedankengang  des  Prozefivertreteis  gar 
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3.  Reklamant  sage:  das  Urteil  erster  Instanz  habe  bezüglich  der 
zur  Verhandlung  stehenden  QOter  entschieden,  daß  nach  Völkerrecht 
feindliche  OQter  auf  feindlichein  Schiff,  gleichgültig  ob  sie  vor  der 
Kriegseröffnung  verschifft  seien  oder  nicht,  selbstverständlich  der  Be- 
schlagnahme unterlägen ;  dafi  die  Frage,  ob  GQter  feindliche  seien  oder 
nicht,  sich  nach  dem  Wohnort  des  Eigentümers  [bestimme;  und  daß 
Güter,  welche  von  einem  in  neutralem  Gebiet  ansässigen  Absender 
an  einen  Empfänger  im  Feindesgebiet  versandt  würden,  in  Ermanglung 
ausdrücklichen  Gegenbeweises  mit  der  Absendung  in  das  Eigentum 
des  Empfängers  übergingen.  Diese  Entscheidung  widerliefe  dem  Recht. 
Denn  nach  der  japanischen  Prisenordnung  bestimme  sich  die  Landes- 
zugehörigkeit von  Gütern  nach  der  Landeszugehörigkeit  des  Eigen- 
tümers usvc . 

Der  Reklamant  habe  oft  erörtert  und  behaupte  dic^  .uich  jetzt 
wiedei  in  Punkt  9  der  Berufungsschrift,  daß  die  Fntschndung  citifs 
Pri^t  iiLiLric  hts  von  einem  richterlichen  Urteil  verschieden  sei ;  daß  es 
keine  üesetze  cjäbe,  vcelche  angewandt  werden  müßten;  daß  weder 
Präzedenzen  noch  Prisenordnungen  irgendu  ie  verbindlieh  seien.  Trotz- 
dem sage  der  'Reklamant  jetzt,  die  erstinstan/Hrhe  Entscheidung  laufe 
der  japanischen  lYiNenurdnung  zuwider  und  ,sei  ungesetzniäßig.  Da- 
mit setze  sich  der  Reklamant  mit  seinen  eigenen  Argumenten  in  Wider- 
spruch. Aus  der  japanischen  Prisenordnung  vom  15.  März  1904  gehe 
übrigens  klar  hervor,  daß  Japan  das  Domizilprinzip  angenommen  habe. 
Es  heiße  dort: 

§  3.  Die  Landeszugehörigkeit  von  Personen  wird  ohne 
Rücksicht  auf  ihre  Nationalität  nach  dem  Lande  bestimmt, 
in  welchem  sie  zurzeit  ihren  Wohnsitz  haben. 

§  4.  Als  Wohnsitz  einer  Person  gilt  der  Ort,  an  welchem 
sie  für  die  Dauer  ansässig  ist.  Doch  gilt  für  Kaufleute  der 
Ort,  vco  sie  ihr  Hauptgeschäft,  und  für  kaufmännische 
Konsuln  der  Ort,  an  welchem  sie  ihr  Handelsgewerbe  be- 
treiben, als  Wohnsitz. 

§  S.  Die  I.andeszugehörigkeit  von  (jütern  bestimmt  sich 
nach  der  I.andeszugehörigkeit  des  Eigentümers. 
Da  es  entschieden  sei,  daß  die  zur  Verhandlung  stehenden  Ciüter  im 
Eigentum  de>  in  Moskau  wolin haften  Empfäni,fers  stünden,  su  iiiiilUen 
sie  nach  der  japaiuschen  Pri^cnordiiuiig  als  feint! liehe  fititer  jni;e->ei»en 
werden.  Wemi  sogar  fler  Reklamant  die  japanische  i'i  i>eiie>rdnung  an- 
erkenne, so  sei  es  doi  h  w  ühl  nur  richtig,  daß  auch  der  Staatsanwalt 
diejenigen  Restiniuiuni^eü  dieser  Prisenordnung,  welche  auf  den  vor- 
liegenden Eall  zuträfen,  in  .Anwendung  .setze. 
§  9  am  gleichen  Orte  heiße  es: 

Die  folgenden  Güter  werden  ohne  Rücksicht  auf  die  Be* 
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Stimmungen  des  vorigen  Paragraphen  sämtlich  als  feindliches 
Otit  angesehen: 

1.  Qflter,  welche  vor  dem  Krieg,  aber  in  Erwartung  des 
Krieges  oder  während  des  Krieges  von  einem  in  Japan  oder 
in  einem  neutralen  Staat  seinen  Wohnsitz  habenden  Eigen- 
tfimer  oder  von  einer  in  seinem  Auftrag  handelnden  Person 
an  den  feindlichen  Staat,  eine  feindliche  Person  oder  an  eine 
in  deren  Auftrag  handelnde  Person  verschifft  sind. 
Es  sei  mit  Recht  7u  vermuten,  daß  die  Absender,  w  elche  ihre  Güter 
an  Bord  eines  Schiffes  verlüden,  welches  bereits,  veie  die  ,,Manchuria", 
eine  große  Menge  von  KnejL(^konterbande  für  die  russii^che  Armee  und 
Marine  an  Fiord  gehabt  habe,  den  Krieg  vorausgesehen  hätten.  Daher 
sei  auch  nach  dem  oben  zitierten  Paragraphen  das  zur  Verhandlung 
stehende  Urteil  rechtmäflig. 

4.  Der  Reklamant  behaupte,  daB  die  Entscheidung,  das  Eigentum 
an  den  zur  Verhandlung  stehenden  Ofitem  sei  in  Ermanglung  eines  von 
dem  Reklamanten  gelieferten  Beweises  als  zur  Zeit  der  Beschlagnahme 
bereits  auf  eine  feindliche  Person  übergegangen  zu  erachten,  wider- 
rechtlich sei.  Es  erübrige  sich,  auf  diese  Behauptung,  welche  dieselben 
Gründe  wie  Punkt  2  enthielte,  hier  nochmals  einzugehen. 

5.  Der  Reklamant  bringe  vor,  daß  das  Urteil  erster  Instanz  un- 
rechterweise  das  Bestehen  rechtlichen  Interesses  des  Reklamanten  ab- 
gestritten habe.  Das  Urteil  habe  jedoch  die  An>icht,  (iaß  der  Reklamant 
kein  Rechtsinteresse  habe,  nicht  vertreten,  sondern  nur  darj^etan,  daß 
das  Beschlagiiahtncrecht  absolut  sd  und  Ftandrechte  und  sonstige 
Rechtsansprüche  besiege.    Es  sei  daher  durchaus  nicht  rechtsvcidrig. 

6.  Der  Reklamant  mache  geltend,  daß  die  zur  Verhandlung 
stehenden  Güter  bereits  einen  Monat  vor  der  Kriegseröffnung  verschifft 
worden  seien  und  daß  die  Beschlagnahme  vor  Bekanntmachung  der 
Kriegseröffnung  geschehen  und  daher  unrechtmäßig  sei.  Was  indes 
die  Beschlagnahme  feindlicher  Schiffe  angehe,  so  ^vhc  auch  aus  Ar- 
tikel 5  der  von  dem  Reklamanten  als  das  entwickeltste  Völkerrechts- 
dokument neuerer  Zeit  gutgeheißenen  Beschlüsse  der  internationalen 
Völkerrerht^^konfcrcnz  in  Turin  hervor,  daß  es  einer  Beknnntmarh\mg 
oder  Mitteihm<^  über  dii'  Krict;scr()t"fn uiii^  nicht  bi-chirfi'.  Noch  viel 
veeniger  >ei  dies  durch  die  allgcnicinen  (Jrundsatze  oder  die  Praxis 
des  gcgenvx artigen  Völkerrechts  anerkannt. 

Punkt  7,  8  und  9  der  Berufung  stünden  zu  dem  vorliegenden  1  all 
in  keiner  direkten  Beziehung  und  bedürften  daher  keiner  Erwiderung. 
Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  sind  von  der  Firma  Rode- 
wald &  Heath  in  Cotombo  auf  dem  der  russisch-ostasiatischen 
Daropfergesellschaft  gehörigen  Dampfer  „Manchuria"  mit  Bestimmung 
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nnrh  Mt)ska!i  in  Rußland  versandt  und  auf  der  Reise  dorthin  am  9.  Fe- 
bruar 1904.  also  nach  Fröffnunij  de^  Krieges  zwischen  Japan  und 
Rußland,  IS  ScLineilen  südü.stlit  h  \  t)n  Port' Arthur  mit  dem  genannten 
Schiffe  zusammen  von  dem  Kaiserlich  Japanischen  Kriegsschiff  „Tat- 
suta" beschlagnahmt  worden. 

Die  Tatsache,  daß  der  ReklaniafU  die  auf  das  Konto  der  Hrma 
W,  J,  Popoff  und  der  Teehandlung  Medowjesew's  Erben  in 
Moskau  gezogenen  Wechsel  akzeptiert  hat,  betireist  nur,  daß  er  die  Ver- 
pflichtung, den  Preis  för  die  zur  Verhandlung  stehenden  GQter  für 
diese  beiden  Firmen  zu  zahlen,  fibernommen  hat.  Dies  zusammen  mit 
der  Tatsache,  daB  die  GQter  sich  zurzeit  auf  der  Reise  nach  Moskau 
befunden  haben,  gibt  genügend  Anhalt  fär  die  Annahme,  daß  sie  mit 
Bestimmung  für  die  im  Lande  des  Feindes  niederlässigen  genannten 
beiden  Firmen  abgeschickt  worden  sind. 

Es  ist  von  der  völkerrechtlichen  Praxis  anerkannt,  und  das  Ober- 
prisengericht era(  htet  dies  als  den  tatsächlichen  Verhältnissen  gerecht 
werdend,  daß  Güter,  welche  von  Personen  mit  neutralem  >X^ohnsit2 
zur  Kriegszeit  auf  feindlichem  Schiff  an  einen  Empfänger  im  Feindesland 
abgesandt  werden,  feindlichen  Charakters  sind  und  daher  der  Hin- 
ziehunfr  verfallen. 

Die  Tatsache,  daß  ein  neutraler  Staatsan(.^ehöriiTer  einen  sich  auf 
diese  Güter  beziehenden  Wechsel  akzeptiert  hat,  kann  sie  der  Beschlag- 
nahme nicht  entziehen. 

Daher  kann  den  Punkten  1  bis  5  und  S  der  Berufung,  welche 
mit  den  angeführten  Rechtsgründen  m  \,V  iderspruch  stehen,  nicht  bei- 
gepflichtet werden. 

Da  es  femer  völkerrechtlich  anerkannt  ist,  daß  feindliche  GQter 
auf  feindlichem  Schiff  ohne  Rücksicht  darauf,  daß  sie  vor  der  Kriegs- 
eroffnung  verschifft  sind  und  daß  der  Ablader  von  der  Kriegseroffnung 
keine  Kenntnis  gehabt  hat,  nach  Eintritt  des  Kriegszustands  der  Auf- 
bringung unterliegen,  so  ist  auch  Punkt  6  der  Berufung  unbegründet. 

Im  Punkt  7  un4  9  äußert  der  Reklamant  den  Wunsch,  daß  unter 
Zugrundelegung  von  Beschlüssen  eines  internationalen  Völkerrechts* 
kongresses,  vceh  hr  noch  nicht  Völkerrecht  sind,  und  ohne  Unterwerfung 
unter  die  bestehenden  völkerrechtlichen  Regeln  verfahren  wurde.  Diesen 
Wünschen  kann  der  Wert  von  Beruf ungsbegründungen  nicht  bei- 
gemessen \xerden. 

Es  wird  daher,  \x'ie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  17.  Januar  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 
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Reklamant:  Graf  H.  H.  Keyserling  &  Co.,  St.  Petersburg, 
Pacifische  Walfisch-  und   Fischerei-Kommanditgesellschaft,  vertreten 

durch  den  Direktor  Frederic  Groß. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  M  a  s  ii  s  h  i  m  a  R  o  k  n  i  c  h  i r  o , 

Regierungshe/irk  Kanagawa,  Yokohama,  Vamashitacho  Nr.  14. 

In  der  Pnsensache  betreffend  den  russischen  Dampfer  „Alexander" 
und  seine  Ladung  wird,  wie  folgt,  entschieden : 

Urteilsformel: 

Der  Dampfer  ..Alexander"  und  die  auf  ihm  verladenen  Güter, 
nämlich  36  Tons  Waifischtian,  30  lOns  einL;e:5alzenes  Walfischfleisch,  15 
Tons  frisches  Walfischfleisch,  werden  eingezogen. 

iat  bestand   und  Gründe: 

Der  Dampfer  „Alexander"  steht  im  KisJentum  der  russischen  Paci- 
fischen  Walfisch-  und  Fischerei-Kc^rnmandit^esellschatt,  sein  Heimats- 
hafen ist  Wladiwostok  in  Rußland,  er  führt  die  russische  Handelstlagge 
und  ist  ein  Hochseefischereidampfer,  der  dazu  dient,  den  anderen  Schiffen 
der  Gesellschaft  ihre  Bedarfsartikel  zuzuführen  und  den  Ertrag  der 
fange  zu  befördern. 

Am  10.  Februar  1904,  2  Uhr  morgens,  wurde  der  Dampfer  in 
Izubara  in  der  Provinz  Tsushima  von  der  17.  Kaiserlichen  Torpedoboots^ 
flottitle  mit  Beschlag  belegt.  Zu  der  Zeit  befanden  sich  die  in  der 
Urtdkfonnel  verzeichneten  Güter,  nämlich  Walfischtran  und  2  andere 
Qfiterarten,  an  Bord. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiiesen  durch  die  schriftliche  Aussage 
und  das  Verzeichnis  der  Güter,  aufgesetzt  von  dem  Stellvertreter  des 
Kommandanten  Kibara  Seiske,  die  Vernehmungsprotokolle  des 
Kapitäns  S.  Rußmann  und  des  Offiziers  Gustav  Adolf  Dseniß, 
das  Schiffszertifikat,  den  Kaufbrief  und  das  Tagebuch  des  Dampfers 
nAlcxander". 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Prozeß  Vertreters  sind  fol- 
gende : 

1.  Der  Dampfer  ,,.Mexander"  sei  weder  mit  Gefechtsrüstunfj  ver- 
sehen, noch  habe  er  zum  Konterbandetransport  gedient,  noch  sei  solche 
an  Bord  gewesen.  ? 

2.  Dem  Dampfer  sei  zur  Zeit  der  Aufbringung;  das  Bestehen  des 
Kriegszustands  zwischen  Japan  und  Rußland  nicht  bekannt  gewesen. 

3.  Der  Dampfer  habe  in  Unkenntnis  von  dem  Kriegsanfang  in 
einem  japanischen  Hafen  gelegen.  Daher  trete  für  ihn  die  Befreiung 
ücT  Kaiserlichen  Verordnung  Nr.  20  v.  J.  1904  ^)  ein. 
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4.  Wie  auf  dem  Lande  das  Privatvermö^t-n  für  unverletzlich  gelte, 
so  müsse  derselbe  Grundsatz  auch  für  die  See  ange\xendet  werden. 

5.  Das  genannte  Schiff  sei  freilich  ein  Hochsccfischereischiff,  aber 
da  es  nicht  zum  Konterhandctransport  gedient,  auch  keine  Konterbande 
an  Bord  gehabt  habe  und  so  ein  harmloses  1  aiirzeug  sei,  so  müsse 
es  nach  dein  Prinzip,  welches  Küstenfischereiboote  von  der  Beschlag- 
nahme ausnehme,  freigegeben  werden. 

6.  Da  der  Krieg  lediglich  die  Staaten  als  solche  berfihre,  so  könnten, 
bevor  der  Krieg  bekannt  sei,  die  Untertanen  dadurch  nicht  direkt  beein- 
flußt werden.  Die  vorliegende  Beschlagnahme  sei  aber  vor  Bekannt- 
machung der  Kriegseröffnung  geschehen. 

Aus  diesen  GrQnden  beantragt  der  Reklamant  Freigabe  des 
Dampfers  „Alexander"  und  seiner  ganzen  Ladung.  Die  in  den 
Punkten  1,  2  und  4  angeführten  Argumente  sind  im  wesentlichen  der 
Inhalt  der  von  dem  Kongreß  für  internationale  Rechtswtesenschaft  in 
Turin  im  Jahre  1882  beschlossenen  Seeprisenordnung.  ,  • 

Der  Staatsanwalt  erwidert  hierauf  im  wesentlichen,  daß  die  Aus- 
sagen des  Prozeßvertreters  sämtlich  unbegründet  seien  und  daß  auf 
Einziehung  des  Schiffs  und  seiner  ganzen  Ladung  erkannt  werden  müsse. 

Das  Oericht  ist  folgender  Ansicht: 

Der  Vertreter  der  Reklamation  zieht  hauptsächlich  die  Beschlüsse 
von  Völkerrechtskongressen  an  und  beantragt,  daß  unter  Zugrunde- 
legung derselben  entschieden  werde.  Nach  dem  tatsächlich  zurzeit 
bestehenden  Völkerrecht  können  jedoch  unfragttch  feindliche  Schiffe 
zur  Kriegszeit  beschlagnahmt  werden,*)  gleichviel  ob  sie  mit  üefechts- 
ausrüstung  \  ersehen  sind;  zum  Kriegskonterbandetransport  dienen;  von 
der  Kriegseröffnung  Kenntnis  haben  oder  nicht  und  ob  schließlich  die 
Beschlagnahme  vor  Veröffcntlu  hung  der  Kr!eg>erklai  u:ig  erfolgt  ist  oder 
nicht  Darüber,  daß  der  Dampfer  „Alexander"  ein  feindliches  Schiff 
ist  und  dafi  die  Beschlagnahme  nach  Eröffnung  des  Krieges  geschehen 
ist,  kann  aber  kein  Streit  aufkommen. 

ferner  bringt  der  Vertreter  der  Reklamation  vor,  daß  auf  das  zur 
Verhandlung  stehende  Schiff,  welches  von  der  Kriegseröffnung  keine 
Kenntnis  gehabt  und  in  einem  japanischen  Hafen  gelegen  habe,  die  Be- 
freiung der  Kaiseriichen  Verordnung  Nr.  20  zutreffe.  Der  Oedanke 
der  genannten  Verordnung  ist  indes  der,  Handelsschiffe,  welche  in  Aus^ 
Übung  des  Handelsverkehrs  nach  japanischen  Häfen  kamen,  zu  schützen. 
Daher  erstreckt  sich  Ihre  Vergünstigung  nicht  auf  Fischereifahrzeuge 
wie  das  zur  Verhandlung  stehende. 

Der  Reklamant  bringt  vor,  daß  nach  demselben  Gedanken,  welcher 
die  Kustenfischereiboote    von  der  Beschlagnahme  ausnehme,  auch  das 

»)  V.  §  35.  —  •)  V.  §  as,  i. 
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zur  Verhandlung  stehende  Schiff  freizugeben  sei.  Die  völkerrechtliche 
Praxis  jedoch,  vcelche  die  ideinen  Fischereiboote  von  der  Beschlagnahme 

ausschließt,  ist  im  vcTsentlichcn  aus  dem  Motiv  entsprungen,  die  am 
Kriege  nicht  beteiligte  arme  Bevölkern ntf  vor  Not  zu  bewahren,  und 
bnn  sieb  daher  nicht  auf  ein  im  Fi^entum  einer  (jeseilschaft  stehendes, 
zur  Hoehscel ischerei  dienendes  Schiff,  wie  den  Dampfer  „Alexander", 
erstrecken. 

Da  demnach  alle  Behauptungen  des  Vertreters  der  Reklamation 
unbegründet  sind,  so  muß  der  zur  Verlumdlung  stehende  Dampfer 
„Alexander"  eingezogen  werden.  Ua  ferner  die  auf  demselben  be- 
findlichen Güter,  nämlich  Walfischtran  und  zwei  andere  Warensorten, 
errie$enerina6en  femdliches  Out  sind,  so  mflssen  sie  gleichfalls  ein- 
gezogen werden.^) 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  26.  Mai  1Q04  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  Yaroamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Graf  H.  H.  Keyserling  &  Co.,  St.  Petersburg, 
Picifische  Walfisch-  und  Fischerei-Kommanditgesellschaft,  vertreten 
durch  den  Direktor  Frederic  Groß. 

ProzeBvertreter:  Rechtsanwalt  Masushima  Rjokutchiro, 
Regierungsbezirk  Kanagawa,  Yokohama,  Yamashitacho  Nr.  14. 

Am  26.  Mai  1904  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen* 
Sache  betreffend  den  am  10.  Februar  1904  im  Hafen  von  Izuhara  in  der 
Provinz  Tsushima  von  der  17.  Torpedobootsflottille  beschlagnahmten 
russischen  Dampfer  „Alexander"  und  seine  Ladung  bestehend  aus  36 
Föns  Walfischtran,  36  Tons  eingesalzenem  Walfischfleisch  und  15  Tons 
frischem  Walfischfleisch  ein  Urteil  auf  tinzieh ung  gefällt. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Prozeßvertreter  des  Reklamanten, 
hr*  dcrir  (iroß,  Vertreters  der  Pacifischen  Walfisch-  und  Fischerei- 
K  Jinmanditgesellsehatt  des  Grafen  H.  H.  K  e  y  s  e  r  !  i  n  ,  der  Rtcht'^- 
an«alt  Masushima  R  n  k  u  i  c  h  i  r  o  die  Berut un«.'^  cin^ekgt,  vv  elehe 
im  Beisein  der  Sta  »tsanwalte  I  sutsuki  Keirol  i  und  Ishiwatari 
Binichi  beim  Obcrprisengericht  geprüft  wordtii  l^t. 

Die  Hauptpunkte  des  Vertreters  der  Reklamation  Masushima 
Rokuichiro  und  deren  Begründung  sind  folgende: 

*)  y.  §  40. 
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Das  Urteil  des  Sasebo-Prisengerichts  sei  j^esetzw  idrit{,  es.  werde 
Verwerfung  desselben  und  hreilassung  des  zur  VcrharuJIuiiL,'  stehenden 
Schiffs  und  seiner  Ladung  heantraql,  und  zvcar  aus  folgenden  üründen  : 

1.  Das  Völkerrecht  sei  kein  CJeset/.,  ein  Gesetzgeber  \x'ie  bei  den 
einzelnen  Staaten  sei  nicht  vorhanden.  I>ie  Richtschnur  für  dasselbe 
sei  in  den  Krklarungca  der  Regierungen  der  verschiedenen  Mächte  und 
den  Beschlüssen  von  Gelehrten  zu  suchen.  Daher  sei  die .  von  dem 
internationaleii  Völkeirechtskongrefi  in  Turin  im  Jahre  1882  beschlossene 
Seeprisenordnung  und  der  von  dem  Völkerrechtskongreß  in  Paris  be- 
schlossene Abänderungsentwurf  als  Richtschnur  für  das  jetzt  geltende 
Völkerrecht  anzunehmen.  Nach  dem  letzten  Teil  des  Artikels  4  der 
genannten  Seeprisenordnung  könne  Privatvermögen,  wie  das  zur  Ver- 
handlung stehende  Schiff  und  seine  Ladung,  wenn  es  auch  feindlich 
sei,  nicht  beschlagnahmt  werden. 

Da  ferner  das  Prisengericht  von  einem  gewöhnlichen  Landesgericht 
verschieden  und  nicht  in  der  Weise,  wie  ein  Landesgencht  die  Landes- 
gesetze befolgen  mfisse,  an  die  Bestimmungen  des  Völkerrechts  gebunden 

sei,  so  müsse  es,  von  fortschrittlichen  Prinzipien  geleitet,  welche  über 
die  bestehenden  Völkerrechtsregeln  hinausragten,  ein  neues  Beispiel 
geben,  indem  es  seine  Entscheidung  nach  den  Umständen  des  Falls 
urteilend  abgebe. 

2.  Der  zur  V^erhandlung  stehende  Dampfer  habe  die  Aufgabe  ge- 
habt, für  den  Reklamanten  die  Lieferungen  für  den  Walfisch-  und 
sonstigen  Fischtangbetrieb  auszuführen  und  den  Fangertrag  zu  ver- 
treiben. Zu  diesem  Zwecke  sei  er,  um  die  Order  des  Vertreters  des 
Reklamanten  in  Nagasaki  in  Empfang  zu  nehmen,  nach  Izuhara  ge- 
kommen. Der  Dampfer  sei  demnach  im  Handelsbetrieb  vervc  andt  worden 
und  müsse  als  Hancieli-schiff  betrachtet  werden.  Daher  liabe  er  Anspruch 
auf  die  Vergünstigung  der  Kaiserlichen  Verordnung  Nr.  20  vom  Jahre 
1904.  Wenn  man  auch  sagen  müsse,  daß  das  Schiff  zum  Handelsverkehr 
im  strengen  Sinne  nicht  diene,  so  heiBe  es  doch  den  inneren  Sinn  der 
Kaiserlichen  Verordnung  außer  acht  lassen,  wenn  man  die  Anwendung^ 
derselben  auf  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  ablehne. 

Wenn  femer  das  Urteil  erster  Instanz  ausführe,  daß  die  Praxis, 
Kostenfischereifahrzeuge  nicht  zu  beschlagnahmen,  in  der  Hauptsache 
entstanden  sei,  um  die  arme  Bevölkerung,  welche  an  dem  Kriege  nicht 
beteiligt  sei,  nicht  in  Not  zu  bringen,  und  daß  diese  Praxis  sich  auf 
ein  1  luchseefischereischiff  wie  das  zur  Verhandluncr  stehende  nicht  er- 
strecken könne,  so  habe  das  Urteil  den  Gedanken  des  Reklamanten 
mißverstanden,  der  lediglich  den  Wunsch  äußere,  daß  die  japanischen 
Prisengerichte  die  neueste  Fntwickelung  des  Völkerrechts  zum  Vorbild 
nehmen  und  nicht  an  veralteten  Gewohnheiten  kleben,  sondern  neue 
Präzedenzen  schaffen  würden. 
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"1  Aus  den  obie^cn  Gründen  könne  ein  l'rtei!  auf  Finzichun^ 
des  Schiffte  und  der  Ladung  nicht  erlassen  werden.  Wenn  daher  die 
Besch!aL,'nahnie  für  die  Zeit  gerech tfertiq"t  sein  mü,t;e,  so  sei  es  am 
gerechtesten,  werui  das  Schiff  vcährend  der  Kriegstührun^'  festi^ehalten 
oder  in  Gebrauch  genommen,  nach  hriedensschluß  aber  freigegeben 
werde. 

Die  Hauptpunkte  der  hrwiderung  des  Staatsanwalts  beim  Pri^eii- 
gcricht  /u  Sa>ebo,  Vamaniuto  l  atsurokuro,  sind  folgende: 

Man  könne  nicht  umhin  zu  sagen,  daß  die  Argumente  des  Ver- 
treters der  Reklamation  das  Völkerrecht  gänzlich  außer  acht  ließen. 
Aber  gerade  so  wie  sich  die  Pflicht  eines  Individuums  nicht  nach 
seinen  Vorstellungen  von  dem  in  der  Körperschaft  geltenden  Recht  be* 
stimme,  sondern  nach  den  in  derselben  in  Kraft  stehenden  Gesetzen, 
so  bestimmten  sich  auch  die  Pflichten  der  Staaten  nach  dem  allgemein 
von  denselben  anerkannten,  wirklich  in  Ausführung  befindlichen  Recht 
Daruber  hinaus  bestünden  anderen  Staaten  gegenüber  keine  Pflichten; 
auch  könne  ein  Staat  einem  anderen  solche  nicht  auferlegen.  Da  Völker- 
recht die  Orundsätze  und  Rechtsbestimmungen  seien,  welche  die  Staaten 
als  in  dem  Verkehr  unter  sich  zu  beobachten  anerkannt  hätten,  so  liege 
den  Staaten  die  Pflicht  ob,  diese  untereinander  zu  achten,  doch  müsse 
die  Befolgung  von  der  BedingunjTf  der  f  uT'enseitigkeit  abhängig  gemacht 
«erden  Fs  liege  daher  keinerlei  ürund  vor,  \xeshalb  Japan  in  dem 
ge§[envt artigen  Krieg  mit  Rußland,  dessen  Marine  japanische  Handels- 
Khiffe,  ohne  daß  es  nachgeveiesen  sei,  daß  sie  Konterbandetransport 
bttrieben  oder  von  dem  Kriege  Kenntnis  gehabt  hätten,  sobald  sie  die- 
selben getroffen  hätten,  auf  der  Stelle  in  den  Grund  rrphohrt  habe, 
die  anter  den  Mächten,  von  Rußland  nicht  zu  reden,  nichl.  au^geiührten 
Ansichten  der  Wissenschaft  von  sich  aus  allein  unter  Abweichung  von 
der  bisherigen  völkerrechttichen  Praxis  anwenden  und  feindliche  Schiffe 
von  der  Beschlagnahme  befreien  und  so  dem  Feinde  Vorteil  gewähren 
solle* 

Der  Umfang  der  Rechte  der  Kriegsführung  beschränke  sich  nicht 
auf  den  Austausch  von  Kanonenfeuer  mit  dem  Feind.  Vielmehr  sei 
es  von  den  zivilisierten  Mächten  als  jetzt  geltendes  Kriegsvölkerrecht 
allgemein  anerkannt,  daß  ein  Staat  das  Recht  habe,  wenn  er  ein  feind- 
liches Gebiet  besetzt  habe,  der  feindlichen  Bevölkerung  gegenüber  Requi- 
siHonen  auszuführen  und  üeldkontributionen  einzutreiben  und  auf  der 
See  feindliche  Schiffe,  auch  solche,  die  Privateigentum  seien,  mit  Be- 
schlag zu  belegen.  Mit  Rücksicht  auf  diese  l  atsachen  sei  oben  gesagt 
worden,  daß  der  Reklamant  das  Völkerrecht  in  seinen  Ausführungen 
außer  acht  gelassen  habe. 

Bezüglich  der  anderen  Bcrufungsgriinde  erübrige  sich  eine  tr- 
tiderung  mit  Rücksicht  auf  das  schon  in  den  Protokollen  der  mündlichen 
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Verhandlung  ausführlich  Gesagte,  und  die  Berufung  müsse  daher  schließ- 
lich als  gänzlich  unbegründet  abgewiesen  werden. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 

1.  Der  Reklamant  behauptet  in  seinem  ersten  Berufungspunkt, 
daß  Bestimmungen,  wie  die  von  dem  internationalen  Völkerrechts- 
iiongreß  in  Turin  im  Jahre  1882  beschlossene  Seenrisenordnung  als 
Richtschnur  für  das  gegenwärtige  Völkerrecht  angesehen  werden  müßten 
und  daß  danach  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  und  seine  I^adun^, 
wenn  sie  auch  feindliches  Privatvermögen  seien,  nicht  eingezogen  werden 
durften. 

Da  das  Prisengericht  nicht  wie  ein  I-andesgericht,  das  die  Ciesetze 
seines  Landes  zu  beobachten  habe,  an  die  Bestimmungen  des  Völker- 
rechts gebunden  sei,  so  müsse  es,  von  .fortschrittlichen  Prinzipien  ge- 
leitet, welche  über  die  bestehenden  Völkerrechtsregeln  hinausragten, 
ein  neues  Beispiel  geben,  indem  es  seine  Entscheidung  nach  den  Um- 
ständen des  Falls  abgebe. 

Da  aber  das  zurzeit  bestehende  Völkerrecht  die  Beschlagnahme 
von  feindlichen  Schiffen  und  feindlichem  Out  auf  feindlichem  Schiff 
zuläBt,  so  kann  der  Wunsch,  daB  die  Beschlasse  eines  internationalen 
Völkerrechtskongresses,  welche  bis  jetzt  nicht  als  Völkerrecht  gelten, 
befolgt,  das  in  Kraft  stehende  Völkerrecht  außer  acht  gelassen  und 
dem  Fall  entsprechend  entschieden  verde,  nicht  als  eine  Berufungs* 
begrfindung  angesehen  werden. 

2.  Im  zweiten  Punkt  sagt  der  Vertreter  der  Reklamation,  daß  der 
zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  die  Aufgabe  gehabt  habe,  für  den 
Reklamanten  die  Lieferungen  für  den  Walfisch-  und  sonstigen  Fischfang- 
betrieb auszuführen  und  den  Fangertrag  zu  vertreiben.  Er  diene  dem- 
nach dem  Handeisbetrieb  und  müsse  als  ein  hf m  ^  lsdampfer  behandelt 
werden.  Daher  stehe  ihm  die  Vergünstigung  der  Kaiserlichen  Verord- 
nung Nr.  20  vom  Jahre  1904  zu.  hcrncr  erxxarte  er,  daß  die  neuere 
Hntwicklung  des  Völkerrechts  zum  Vorbilti  genommen  und  eine  neue 
Fräzedenz  geschaffen  werde,  nach  der  auch  Hochseef ischereif ahr/euge, 
wie  das  zur  Verhandlung  stehende,  von  der  Beschlagnahme  aus- 
genommen würden. 

Diese  Kaiserliche  Verordnung  ist  aber  zum  Schutze  des  Handels- 
verkehr.-, geschaffen  \xorden  und  findet  auf  ein  l  ischereifahrzeug,  wie 
das  vorliegende,  keine  Anwendung.  Da  der  .\utrag,  eine  neue  Fräze- 
denz zugunsten  der  Befreiung  der  Hochseetischereifahrzeuge  von  der 
Beschlagnahme  zu  schaffen,  lediglich  ein  Wunsch  des  Reklamanten  ist, 
so  ist  auch  Punkt  2  der  Berufung  unbegründet. 

3.  Funkt  3  der  Berufung  behauptet,  wenn  auch  die  Beschlagnahme 
des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers  und  seiner  Ladung  für  die 
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Zeit  gerechtfertigt  sein  möge,  so  sei  es  doch  am  gerechtesten,  das  Schiff 
vihrend  der  Kriegszeit  festzuhalten  oder  in  Gebrauch  zu  nehmen, 
nach  dem  Friedensschlufi  aber  freizugeben. 

Dieses  Vorbringen  des  Prozeßvertreters  ist  jedoch  nur  ein  privater 
Wunsch,  der  nicht  als  Begründung  der  Berufung  angesehen  werden 
Icann. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  S.  Juni  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Die  Pacifische  Walfisch-  und  Fischerei-Kommandit- 
gesellschaft des  Grafen  H.  H.  K  e  y  s  e  r  1  i  n  g  in  St.  Petersburg,  Rußland, 
vertreten  durch  den  Dbektor  Frederic  Groß. 

ProzeBvertrater:  Rechtsanwalt  Masushima  Roku'ichiro, 

Regierungsbezirk  Kanaga>x'a,  Yokohama,  Yamashitacho  Nr.  14. 

In  der  Prisensache  betreffend  den  russischen  Dampfer  .,Michael" 
und  seine  Ladung  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteil  sformcl: 
Der  Dampfer  „Michael"  und  die  an  Bord  ht-tindlicluti  (iüter, 
lumlich  150  Tons  WaÜisthtran,  500  Tons  Sal/,  ilt)  Tuns  Ijscnstnngcn, 
1  Ton  \Xaltischbarten,  2(K)  i'ikul  \V'alti5.chtlcLsch  und  Kiiüchciiniclil,  100 
Pikul  Walfischknochen,  10000  leere  Säcke,  4  Walfischnetze,  ä  erden 
eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 
Der  yur  Wi  liandlung  stehende  Dampfer  „Michael"  steht  im 
Figentum  der  Pacilischen  Walfisch-  und  hischerei-Kommanditgesellschaft, 
^«.•111  Heimatshafen  ist  Wladiwostok  in  Rußland,  er  führt  die  russische 
Mjggt  und  ist  eines  der  HorhscefisrhcTcifnhr/ciif^e,  Nxrlrhc  die  genannte 
(icH-llschaft  für  ihr  Hauptgevt erbe,  die  MerslrllunL;  \on  Walfisch- 
nrodukten.  gciiraucht.  Fr  i^t  am  8.  Februar  1004  von  Chyang-chyön- 
ooiii;  in  Korea  ahijef.ilii \-n  und  auf  der  l":ihrt  nach  Shanghai  am  10.  des- 
H-lK-ri  .Monnts.  iiachiiuttags  2  Uhr.  aul  rv  II)'  n.  Br.  und  12<)"  20' 
ö.  L,  also  an  einem  von  der  koreanischen  Küste  b[2  Seemeilen  ent- 
fernten Ort,  von  dem  Kaiserlich  Japanischen  Kriegsschiff  ,,Miyako"  be- 
Khhi^iuihrat  worden.    Zur  Zeit  der  Auft>nngung  befanden  sich  an 

205 


Digitized  by  Google 


Abschnitt  VI* 


PriMB0«richtMiit8ciieidungMi:  .JUcIumI''. 


Bord  die  in  der  Urteilsformel  aufgeführten  OQter,  Watfischtran  und 
7  andere  Warensorten* 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  und  das 
Qüterverzeichnis  des  Kommandanten  der  „Miyako",  TojinaiSojiro, 
die  Vemehmungsprotokolle  des  Kapitäns  des  Dampfers  „Michael",  Wil- 
helm Le werdo wi ts c h  und  des  Offiziers  Richard  Nipkin,  das 
Schiffszertifikat  und  das  Schiffsjournal  des  genannten  Dampfers. 

Die  Hauptpunkte  des  Vtrtieters  der  Reklamation  sind  folgende: 

1.  Der  Dampfer  „Michael"  sei  >xeder  mit  Gefechtsausrüstung  ver- 
sehen, noch  habe  er  zum  Konterl>andetransport  gedient,  auch  sei  keine 
Konterbande  an  Bord, 

2  Die  Beschlagnahme  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers 
sei  an  einem  von  der  Küste  Koreas,  welches  geirenvcärtig  von  Ja}>an 
als  neutraler  Staat  angesehen  würde,  A  Seemeilen  entfernten  Ort  ge- 
schehen, also  innerhalb  der  6  Seemeilen,  welche  der  Völkerrechtskoiijjreß 
in  Paris  im  Jahre  1895  für  neutrales  Hoheitsgewässcr  erklärt  habe. 

3.  Zur  Zeit  der  Aufbringung  des  genannten  Dampfers  sei  der 
zwischen  Japan  und  Rußland  bestehende  Kriegszustand  noch  nicht  be- 
kannt gewesen. 

4.  Wie  auf  dem  Lande  das  Privatvermögen  fQr  unverletzlich  gelte^ 
so  müsse  derselbe  Grundsatz  auch  fQr  die  See  angewandt  werden. 

5.  Das  genannte  Schiff  sei  freilich  ein  Hochseefischereischiff.  Da 
es  aber  nicht  zum  Konterbandetransport  gedient,  auch  keine  Konter- 
bande an  Bord  gehabt  habe  und  somit  ein  harmloses  Fahrzeug  sei, 
so  müsse  es  nach  dem  Prinzip,  welches  Kfistenfischereiboote  von  der 
Beschlagnahme  ausnehme,  freigegeben  werden. 

6.  Da  der  Krieg  lediglich  die  Staaten  als  solche  berühre,  so  könnten, 
bevor  der  Krieg  bekannt  sei,  die  Untertanen  nicht  direkt  dadurch  beein- 
flußt werden.  Die  vorliegende  Beschlagnahme  sei  aber  vor  Bekannt- 
werden des  Krieges  geschehen. 

7.  Die  Kaiserliche  Verordnung  Nr.  20  vom  Jahre  1904=')  sei  dem 
Gedanken  entsprungen,  Schiffe,  welche  von  der  Kriegseröffnung  keine 
Kenntnis  gehabt  hätten,  von  der  Beschlagnahme  auszunehmen.  In 
gleicher  Weise  dürften  daher  auch  Schiffe,  welche,  vcit  das  zur  Ver- 
handlung stehende  ohne  Kenntnis  vom  Kriege,  wenn  auch  nach  einem 
neutralen  2)  Hafen,  abgefahren  seien,  nicht  beschlagnahmt  werden,  und 
der  Dampfer  „Michael"  und  seine  ganze  Ladung  seien  freizugeben. 

Die  von  dem  Prozeflvertreter  in  den  Punkten  1,  2,  3  und  4  an- 
geführten Argumente  sind  im  wesentlichen  der  Inhalt  der  von -dem  Kon- 
greß für  internationale  Rechtswissenschaft  in  Turin  im  Jahre  1882  be- 
schlossenen PHsenordnung. 

•)  I.  —  -)  §  3  der  Verordnung  bezieht  sich  nur  auf  solche  Schiffe,  welche  nach 
Japanischen  Httfen  fahren. 
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Der  Staatsanvt'alt  erwidert  hierauf  im  wesentlichen,  daß  die  Aiis- 
<;a£ren  des  Prozeßvertreters  sämtlich  unbegründet  seien  und  daß  auf 
Einziehunir  des,  Schiffs  imd  seiner  ganzen  Ladung  erkannt  werden  müsse. 

Das  üt-richt  ist  folj^^cnder  Ansicht: 

Der  Pro/oßvertreter  zieht  hauptsächlich  die  BeschliisNc  von  X  ölker- 
rechthkongrcssen  ,in  und  beantragt  ein  Urteil  aui"  Ciiund  derselben. 
Nach  dem  tatsächlich  zurzeit  bestehenden  Völkerrecht  können  jedoch 
unfraglich  feindliclie  Schiffe  zur  Kriegszeit  beschlagnahmt  werden,  gleich- 
viel ob  sie  mit  Gefechtsrfistung  versehen  sind;  zum  Kriegskonterbande- 
transport  dienen;  solche  an  Bord  haben,  von  der  Kriegseroffnung 
Kenntnis  gehabt  haben  oder  nicht;  gleichviel  auch  ob  die  Beschlagnahme 
vor  Veröffentlichung  der  Kriegserklärung  erfolgt  oder  nicht  Darüber, 
daß  der  Dampfer  „Michael"  ein  feindliches  Schiff  ist  und  daß  die  Be- 
schlagnahme nach  Eröffnung  des  Krieges  geschehen  ist,  kann  aber  kein 
Streit  aufkommen. 

Da  ferner  die  Beschlagnahme  in  31/2  Seemeile  hntlernung  von  der 
koreanischen  Küste  erfolgt  ist  und  die  Völkerrechtspraxis  einen  Rayon 

3  Scctneilen  als  Hohcitsi^cw  ässer  betrachtet,  so  ist  die  Beschlag- 
nahme des  genannten  Dampfers  aul  offener  See  geschehen.  Selbst 
wenn  man  aber  annehmen  wollte,  sie  sei  innerhalb  der  Hoheitsgewässer 
Koreas  vorgenommen,  so  ist  es  doch  klar,  daß  Korea  nach  seiner 
derzeitigen  tatsächlichen  Lage  nicht  als  neutrales  Land  betrachtet  werden 
kann. 

Der  Reklamant  bringt  vor,  daß  nach  demselben  Gedanken,  welcher 

die  Küstenfischereiboote*)  von  der  Beschlagnahme  ausnehme,  auch  das^ 
zur  Verhandlung  stehende  Schiff  freizugeben  sei.  Die  völkerrechtliche 
Praxis  jedoch,  welche  die  kleinen  Küstctifischereiboote  von  der  Beschlag- 
nahme ausschließt,  ist  im  ■«•cscntiichcn  aus  dem  Motiv  cntspruni]^cn, 
die  am  Kriege  nicht  beteiligte  arme  Bevölkerung  vor  Not  /u  bc\xahren, 
und  kann  sich  daher  nicht  auf  ein  im  Eigentum  einer  Gesellschaft 
stehendes,  zur  Hochseefischerei  dienendes  Schiff,  wie  den  Dampfer 
„Michael",  erstrecken.  • 

Femer  behauptet  der  Reklamant,  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff  sei  nach  dem  der  Kaiserlichen  Verordnung  Nr.  20  vom  Jahre  1904 
zugrunde  liegenden  Gedanken  freizugeben.  Es  ist  aber  unbestreitbar, 
daß  die  genannte  Kaiserliche  Verordnung  nur  an  den  Schutz  von  Handels^ 
schiffen  denkt,  welche  mit  einem  japanischen  Hafen  in  Handelsverkehrs- 
beziehungen  begriffen  sind.  Auf  einen  Fischereidampfer,  wie  den  zur 
Verhandlung  stehenden,  welcher  keinen  Handelsverkehr  betreibt  und 
außerdem  von  einem  ausländischen  nach  eineiu  ausländischen  liaten 
fährt,  kann  die  V^ergünstigung  der  genannten  Kaiserlichen  Verordnung 
nicht  ausgedehnt  werden. 

«)  V.  §  3Si  L 
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Da  demnach  alle  Behauptungen  des  Vertreters  der  Reklamation 
unhe^n  üiidet  sind,  so  muß  der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer 
„Michael"  eingezogen  w  t-rden.*) 

Da  ferner  die  auf  di  m  ^rlfird  befind  liehen  Güter,  näinlieh  Walfisch- 
tran und  sieben  andere  ijuiei arten,  er uiestiier maßen  feindliches  (jut 
sind,  so  müssen  sie  gleichfalls  eingezogen  werden. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteiisformel  entschieden. 

Verkündet  am  2r)  Mai  1904  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Die  Pacifische  Walfisch-  und  Fischerei-Kommandit- 
gesellschaft des  Grafen  H.  H. Keyserling  In  St.  Petersburg,  Rußland, 
vertreten  durch  den  Direktor  Frederic  Groß. 

Prozeßvertreterx  Rechtsanwalt  Masushima  Rokuichiro, 

Regiertin [jsbezirk  Kanagawa,  Yokohama,  Yamashitacho  Nr.  14. 

Am  2ö.  Mai  UM)4  hat  das  Prisen j^ericht  zu  Sasebo  in  der  IVisen- 
sache,  betreffend  den  am  10.  Februar  \9()4  auf  35"  10'  n.  Hr.  und 
129«  20'  ö.  L.,  also  in  einer  I.ntlernung  von  5  Seemeilen  von  der  korea- 
nischen Küste  von  dem  Kaiserlich  Japanischen  Krieg'^schiff  ,,.V\iyako" 
aufgebrachten  russischen  Dampfer  ,,A^ichael"  ein  Urteil  gefällt,  in 
welchem  auf  Einziehung  desselben  sowie  seiner  Ladung  von  150  Tons 
Walfischtran,  500  Tons  Salz,  110  Tons  Eisenstangen,  1  Tons  Walfisch- 
barten. 200  Pikul  Walfischfleisch  und  Knochenmehl.  100  Pikul  Wal- 
fischknochen, 10000  leere  Säcke  und  4  Walfischnetze  erkannt  worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Rechtsanwalt  Masushima  Rokui- 
chlrc  als  Prozeßvertreter  des  Reklamanten,  der  durch  ihren  Direktor 
Frederic  Groß  vertretenen  Pacifischen  Walfisch-  und  hscherei-Kom- 
manditgescllschaft  des  Orafen  H.  H.  K  e  v  >  e  r  I  i  n  g ,  die  Berufung  ein- 
gelegt, welche  im  Oberpriseni^^erirhi  mi  Beisein  der  Stant^anxx  alte 
i"  s  u  t  s  u  k  i  K  e  i  r  ü  k  u  und  I  s  h  i  w  a  i  a  r  i  B  i  n  i  c  h  i  y;rpnit  t  \\  orden  ist. 

Die  Hauptberufungspunktc  des  Vertreter^  der  Reklamation 
Masushima  Rokuichiro  und  deren  iUi^ründung  sind  folgende: 

Das  Urteil  des  Prisengerichts  zu  Sasebo  sei  gesetzwidrig,  hs 
werde  Verwerfung  desselben  und  Freilassung  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Schiffes  und  seiner  Ladung  beantragt,  und  zwar  aus  fol- 
genden Gründen: 

*)  V.  §  40.  ,  . 
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1.  Das  Völkerrecht  sei  kein  Gesetz,  es  fehle  an  einem  Gesetz- 
geber, wie  er  bei  den  einzelnen  Staaten  vorhanden  sei.  Die  Richt- 
schnur für  dasselbe  sei  in  den  Erklärungen  der  Regierun^^en  der  ver- 
schiedenen Mächte  und  den  Beschlüssen  von  Gelehrten  zu  :^uchen. 
Daher  sei  die  von  deut  iiiteniationalen  Völkerrechtskongreß  in  Turin  im 
Jahre  1882  beschlossene  Seeprisenordnung  und  der  1885  von  dem 
Völkerrechtskongreß  in  Paris  beschlossene  Abänderungsentwurf  als 
Richtschnur  für  das  jetzt  geltende  Völkerrecht  anzunehmen.  Nach  dem 
letzten  Teil  des  Artikel  4  der  genannten  Seeprisenordnung  könne  Privat- 
vermögen, VC  ie  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  und  seine  Ladung, 
obgleich  feindliches  Gut,  nicht  tiescblagnahmt  werden. 

Da  das  Prisengericht  von  einem  Landesgericht  verschieden  und 
nicht,  wie  ein .  an  seine  Landesgesetze  gebundenes  Landesgericht  an 

die  BestimnuniL^en  des  Völkerrechts  gebunden  sei,  so  müs^e  es,  von 
fortschrittlichen  Prinzipien  geleitet,  welche  über  die  bestehenden  Völker- 
rechtsreq^flii  hinaiisrai:1en,  ein  neues  Beispiel  geben,  indem  CS  seine 
tjitscheidung  nach  den  Umständen  des  Falls  abgebe. 

2.  Da  die  Beschlagnahme  vor  der  Bekanntinacliung  der  Kriegs- 
erklärunt'.  erfolgt,  die  Kriegseröffnuncf  dahen  nicht  bekannt  ^^ext-esen 
sei,  so  müsse  h'reiL^^abc  erfolgen.  Daß  c-in  krii-i^führcncier  Staat  iiei  Lr- 
öftnuni^  des  Krie-tj;^-^  rim-  Kriegserklärung;  nicht  ah/umhen  brauche, 
bezieh;.  :»ich  nainlich  nur  aut  den  gegneriM'hcn  Staat  .solchen.  Denn 
es  seien  die  Staaten  als  solche,  welche  zu  einander  in  das  Kriegsverhältnis 
träten,  die  Individuen  stünden  hierzu  in  keiner  direkten  Beziehung. 

3.  Die  Beschlagnahme  sei  in  koreanischem  Gebiet  erfolgt  und  sei 
unrechtmäßig,  weil  Korea  ein  neutraler  Staat  sei.  Das  Urteil  erster 
Instanz  behaupte  einfach,  Korea  sei  tatsachlich  kein  neutraler  Staat, 
ohne  jedoch  diese  Behauptung  irgendwie  zu  begründen. 

4.  Das  Urteil  erster  Instanz  behaupte,  daß  die  Vergünstigung 
der  Kaiserlichen  Verordnung  Nr,  20  vom  Jahre  1904  auf  den  vor- 
liegenden Fall  keine  Anwendung  finden  könne.  Da  jedoch  der  Gedanke, 
aus  dem  die  genannte  Verordnung  hervorgegangen  sei,  der  sei,  feind- 
liche Schiffe,  die  von  dem  Kriege  keine  Kenntnis  gehabt  hätten,  zu 
schützen,  so  müsse  sie  auch  auf  Schiffe,  >xie  das  zur  Verhandlung 
stehende,  welches  von  dem  Kriege  keine  Kenntnis  gehabt  habe,  zur 
Anwendung  gebracht  werdin, 

5.  .Aus  den  obigen  Gründen  könne  ein  l'rteii  auf  Einziehung 
des  Schiffes  und  der  Ladung  auf  keinen  hall  erla>st  n  w  erden.  Wenn 
dahe!'  die  Hc>e lilagnahme  lüi  die  Zeit  gerechtfertigt  sein  möge,  so 
uürdc  man  am  billigsten  verfahren,  wenn  man  das  Schiff  während  der 
Kriegszeit  festhalte  oder  in  Gebrauch  nehme,  nach  hriedensschiuß  aber 
freigebe. 
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Die  Hauptpunkte  der  Ervciderung  dci>  Staatsanwalts  beim  Prisen- 
gericht zu  Sasebo,  Yamamoto  Tatsurokuro,  sind  folgende: 

Der  Reklamant  stQtze  sich  lediglich  auf  Beschlüsse  von  inter- 
nationalen  Völkerrechtskongressen  und  behaupte,  daB  feindliche  Schiffe, 
wenn  sie  keine  Gefechtsrüstung  trügen,  nicht  zum  Konterbandetransport 
dienten,  keine  Konterbande  an  Bord  hätten  und  von  der  Kriegseröffnung 
keine  Kenntnis  hätten,  nicht  beschlagnahmt  werden  könnten. 

Es  bedürfe  jedoch  keiner  weiteren  Erörterung,  daß  derartige  Aus- 
führungen in  den  zurzeit  unter  den  zivilisierten  Staaten  zur  Anwendung 
kommenden  völkerrechtlichen  Bestimmime^en  und  Gewohnheiten  keine 
Unterstüt/ung  fändtn.  Daher  st-i  die  Berufung  in  allen  Punkten  un- 
begründet iiiui  müsse  abgcw  lesen  w  erden. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  iol^^t,  heu^ründet: 

Der  zur  V^erhandlung  stehende  Dampfer  , .Michael"  steht  im 
Eigentum  der  Pacifischen  Walfisch-  und  Fi>cherei-Koinmanditgescllschaft 
in  St.  Petersburg,  Rußland,  sein  Heimat^haten  ist  Wladiwostok,  er  rührt 
die  russische  Handeisflagge  und  wird  im  Betriebe  eines  Unternehmens 
zur  Herstellung  von  Walfiscfaprodukten  verwandt.  Am  10.  Februar  1004,. 
also  nach  Eröffnung  des  Krieges  zwischen  Japan  und  Rußland,  wurde 
er  auf  der  Reise  von  Chyang-Chyön-dong  nach  Shanghai  auf  35*  10' 
n.  Br.  und  129o  20'  ö.  L.,  also  in  einer  Entfernung  von  mehr  als  5  See- 
meilen von  der  koreanischen  Küste,  von  dem  Kaiserlich  japanischen 
Kriegsschiff  „Miyako"  mit  Beschlag  belegt. 

F<;  ist  ePüC'iesen,  daß  das  zur  Verharidhmi,^  stehende  Sehiff  feind- 
lich und  die  darauf  befindlichen  (jüler,  Walfisclitran  und  sieben  andere 
üüterarten,  feindliche  Güter  auf  feindlichem  Schiff  sind. 

Der  Reklamant  behauptet  in  seinem  ersten  Berufuny;->punkt,  daß 
Bestimmungen,  wie  die  von  dem  internationalen  Vülkerrechtskongreß. 
in  Turin  im  Jahre  1882  beschlossene  Seeprisenordnung  als  Richtschnur 
für  das  gegenwärtige  Völkerrecht  anzusehen  seien  und  dafi  danach 
das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  und  seine  Ladung,  wenn  sie  auch 
feindliches  Privatvermögen  seien,  nicht  eingezogen  werden  dürften. 

Da  das  Prisengericht  nicht  wie  ein  Landesgericht,  das  die  Gesetze 
seines  Landes  zu  befolgen  habe,  an  die  Bestimmungen  des  Völkerrechts 
gebunden  sei,  so  müsse  es,  von  fortschrittlichen  Prinzipien  geleitet,, 
welche  über  die  bestehenden  Völkerrcchtsregeln  hinausragten,  ein  neues 
Beispiel  £]:ebcn.  indem  es  seine  Entscheidung  nach  den  Umständen  des 
Fall-:  abgebe. 

Da  aber  das  />jrzeit  bestehende  Völkerrecht  die  Beschlagnahme 
von  feindlichen  Schiffen  und  feindlichem  Out  auf  feindlichem  Schiff 
gutheißt,  so  kann  der  Vorschlag,  daß  den  Beschlüssen  eines  inter- 
nationalen Völkerkongresses,  welche  bis  jetzt  nicht  als  Völkerrecht  gelten, 
Folge  geleistet  und  das  in  Anerkennung  stehende  Völkerrecht  auBer 
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acht  gelassen  und  dem  Fall  entsprechend  entschieden  werde,  nicht  als 
eine  Berufungsbegrfindung  anerkannt  werden. 

In  Punkt  2  bringt  der  Reklamant  vor,  dafi  die  Beschlagnahme 
vor  Bekanntmachung  der  Kriegserklärung  erfolgt  sei  und  daß  daher 
das  Schiff,  \(eil  es  von  der  Kriegseröffnung  keine  Kenntnis  gehabt 
habe,  freizugeben  sei. 

Ps  ist  aber  völkerrechtlirh  anerkannt,  diR  es  zur  Kriegsernffnung 
Her  Veröffentlichung  einer  KricL;serk!nninL;  nicht  hidarf,  daß  vielmehr, 
wvnu  nur  der  Krieg  eröftnet  ist,  gleichviel  ob  die  feindlichen  Staats- 
angehörigen darum  wissen  oder  nicht,  der  kriegführende  Staat  diesen 
gegenüber  sein  Beschlagnalmierecht  ausüben  kann.  Daher  ist  Punkt  2 
der  Berufung  unbegründet. 

Der  Punkt  3  der  Berufung  macht  geltend,  daB  die  Beschlagnahme, 
weil  in  den  neutralen  kOTeanischen  Hoheitsgewässem  ausgeführt,  wider« 
rechtlich  sei.  Korea  hat  aber  für  den  Krieg  zwischen  Japan  und  Ruß- 
land  von  Anfang  an  zu  der  Landung  und  dem  Passieren  der  japanischen 
Truppen  in  seinem  Gebiet  seine  Zustimmung  gegeben.  Auch  hat  ^ich 
der  Krieg  anfangs  innerhalb  des  Hoheitsgebiets  von  Korea  abgespielt. 
Daher  kann  Korea  nicht  als  neutraler  Staat  im  ge>xöhnlichen  Sinne 
des  Wort«;  erachtet  werden  und  Punkt  3  der  Bcriifunc^  ist  imbeoründet. 

In  Funkt  4  wird  sri-sacrt,  daß  der  in  der  Kaiserlichen  Verordnung 
Nr.  20  vom  Jahre  1904  zum  Ausdruck  j^n-koinmene  Gedanke,  leindüche 
Schiffe,  \xelche  von  der  Kriegseröffnung  keine  Kenntnis  hätten,  /u 
schützen,  auf  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  angewandt  werden 
müsse. 

Die  Fahrt  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  deckt  sich  aber, 
wie  aus  dem  Wortlaut  klar  hervorgeht,  nicht  mit  einem  der  Fälle  der 
^  1  bis  3  der  Kaiserlichen  Verordnung  Nr.  20  vom  Jahre  1904  und 
eine  Anwendung  dieser  Verordnung  auf  Schiffe,  welche,  wie  das  in 

Frage  stehende,  von  einem  Platz  außerhalb  Japdns  nach  einem  solchen 
fahren,  ist  unzulässig.  Deshalb  ist  auch  Punkt  4  der  Berufung  un- 
begründet 

Punkt  b  der  Berufung  behauptet,  daß  man,  wenn  die  Beschlag- 
n.Thme  für  die  Zeit  gerechtfertigt  sein  möge,  am  billigsten  verfahren 
\x  ürde,  w  enn  man  das  Scfiiff  w  ährend  der  Kriegszeit  festhielte  oder  in 
Gebrauch  nehme,  nach  hrieden^schluß  aber  freigebe. 

Dieses  Vorbringen  des  Prozeßvertreters  ist  jedoch  lediglich  ein 
Privatwunsch,  der  nicht  ab  Begründung  der  Berufung  angesehen  werden 
kann. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden : 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Im  Oberprisengericht  am  16.  Februar  1905. 

(Unterschriften.) 
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Reklamant:  Die  Pacifische  Walfisch-  und  Fischen  i-Koinmandit- 
gepellschaft  cks  (irafin  H.  H.  Kcysrrlinr^  in  St.  Petersburg,  Ruß- 
land, vertit't«n  diif  h  den  Direktor  I  red  er  ic  Groß. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Masu<;hima  Rokuichiro, 
Regierungsbezirk  Kanagaua,  Yokohama,  Yaniashitaeho  Nr.  14. 

In  der  rriscn.sachc  IxtreltVnd  den  russischen  Datnpler  „Nikolai" 
wird,  wie  folgt,  entschieden: 

U  rteiisf  ormel: 
Der  Dampfer  „Nikolai"  und  die  an  Bord  befindlichen  6500  Fun') 
koreanischen  Geldes  werden  eingezogen. 

Tatbestand    und  (jründe: 

Der  zur  Verhandlung  stein  ndc  Dampfer  „Nikolai"  steht  im  higcn- 
tum  der  Facifisthcn  Walfisch-  und  Fischerei-Kommanditgesellschaft,  sein 
Heimatshafcn  ist  Wladiwostok  in  Rußland,  er  führt  die  russische  Flagge 
und  ist  eines  der  Hochseefischereifahrzeuge,  welche  die  genannte  Qe> 
Seilschaft  für  ihr  Hauptgewerbe,  den  Walfischfang  gebraucht.  Er  ist 
am  8.  Februar  1Q04  von  Chyang-chyön-dong  in  Korea  abgefahren  und 
auf  der  Fahrt  nach  Shanghai  am  10.  desselben  Monats  auf  35  *^  7 '  n.  Br. 
und  129*  15'  Ö.  L.,  also  an  einem  von  der  koreanischen  Küste  4  See- 
meilen entfernten  Ort  von  dem  Kaiserlich  Japanischen  Kriegsschiff 
„Miyako"  beschlagnahmt  w  orden.  Das  Schiff  war  ohne  Ladung,  hatte 
aber  6^00  Fun  koreanischen  (ieldes  an  Bord. 

Diese  latsaeher,  werurn  hev:  je<en  durch  die  Anssnijeschrift  und 
das   (jüterver/eichüi>   de>    Kommandanten    der  ako  ',    T  o  j  i  n  a  i 

Sojiro,  die  Vernehmung-i>; oiokolle  des  Kapitän^  de»  Dainpier.N  Niko- 
lai", Gustav  Heising  und  de>  I  larpuniers  Niels  Nielsen,  durch 
das  Schiffszertifikat  und  da^  Journal  des  genannten  Dampfers  sowie  die 
Geschäftsbücher  über  den  Walfischfang. 

Die  Hauptpunkte  des  Vertreters  der  Reklamation  sind  folgende: 

1.  Der  Dampfer  „Nikolai"  sei  weder  mit  Gefechtsausrüstuiig  ver- 
sehen, noch  habe  er  zum  Konterbandetransport  gedient;  auch  sei  keine 
Konterbande  an  Bord. 

2.  Die  Beschlagnahme  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers 
sei  an  einem  von  der  Küste  Koreas,  w  elches  gegenxx  firtic^  von  Japan 
als  neutraler  Staat  ani^'e^ehen  werde,  4  Seemeilen  entfernten  Ort,  d.  h. 
nach  den  Beschhissen  des  V  ölkerrtchtbkoiigrc.s>es  in  Paris  im  Jahre  1895 
in  den  l  luheitsi^^ew  ässern  eines  neutralen  Staats        lu  lien. 

3.  Zur  Zeit  der  Aufbringung  des  gen.nintcn  Dampters  sei  der 
zwischen  Japan  und  Rußland  bestehende  Kriegszustand  noch  nicht 
bekannt  gewesen. 

')  100  Fan  =  etwa  37  Pfennige. 
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4.  Wie  auf  dem  Lande  das  Privatvermögen  für  unverletzlich  gelte, 
so  müsse  derselbe  Grundsatz  auch  für  die  See  angewandt  werden. 

5.  Das  genannte  Schiff  sei  freilich  ein  Hochseefischereischiff.  Da 
es  aber  nicht  zum  Konterbandetransport  gedient,  auch  keine  Konterbande 
an  Bord  gehabt  habe  und  somit  ein  harmloses  Fahrzeug  sei,  so  müsse 
es  nnrh  dem  Prinzip,  welches  Küsten  fischereiboote  von  der  Beschlag- 
nahme ausnehme',  freigegeben  werden. 

6.  Da  der  Krieg  lediglich  die  Staaten  al^  solehe  berühre,  so  könnten, 
he\  nr  der  Krieg  bekannt  sei,  die  Untertanen  mcht  direkt  dadurch  heein- 
tlußt  werden.  Die  vorliegende  Beschlagnainnc  sei  aber  vor  Bekannt- 
werden des  Krieges  geschehen. 

7.  Die  Kaiserliche  Verordnung  Nr.  20  vom  Jahre  1904  sei  dem 
Gedanken  entsprungen,  Schiffe,  welche  von  der  Kriegseröffnung  keine 
Kenntnis  gehabt  hätten,  von  der  Beschlagnahme  auszunehmen.  In 
gleicher  Weise  dürften  daher  auch  Schiffe,  welche,  wie  das  zur  Ver- 
handlung stehende,  ohne  Kenntnis  vom  Kriege,  wenn  auch  nach  einem 
neutralen-')  Hafen,  abgefahren  seien,  nicht  beschlagnahmt  werden,  und 
Der  Dampfer  „Nikolai"  und  das  auf  ihm  befindliche  Geld  seien  frei- 
zugeben 

Die  von  dem  Prozeßvertreter  in  den  Punkten  1,  2,  3  und  4  an- 
geführten Argumente  sind  im  wesentlichen  der  Inhalt  der  von  dem 
Kongreß  für  internationale  Reehtswissenschaft  in  Turin  im  Jahre  1882 
beschlossenen  Seeprisenordnung. 

Der  Staatsanwalt  erwidert  hierauf  im  wesentlichen,  daß  die  Aus- 
sagen des  ProzeSvertreters  samtlich  unbegründet  seien  und  daß  auf 
Einziehung  des  Schiffs  und  des  an  Bord  befindlichen  koreanischen 
Geldes  erkannt  werden  müsse. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Der  Prozeßvartreter  zieht  hauptsächlich  die  Beschlüsse  von  Völker- 
rechtskongressen an  und  beantragt  ein  sich  darauf  gründendes  Urteil. 
Nach  dem  tatsächlich  zurzeit  bestehenden  Völkerrecht  können  jedoch 
Lmtrai.[li(  li  ft'indliehe  Schiffe  zur  Kriecrs/eit  hcsrhlai^nahmt  vc'erden,  ^) 
^l(i(h\!i.l,  ob  sie  mit  Cietechtsausrüstimg  versehen  sind;  zum  Kriegs- 
kitntei  bandetransport  dienen;  solche-  an  Bord  hal>en ;  von  der  Kiiegs- 
cronnung  Kenntnis  gehabt  haben  oder  nicht,  gleichviel,  auch  ob  die 
Beschlagnahme  vor  der  Veröffentlichung  der  Kriegserklärung  erfolgt 
oder  nicht.  Darüber,  daß  der  Dampfer  „Nikolai"  ein  feindliches  Schiff 
ist  und  daß  die  Beschlagnahme  nach  Eröffnung  des  Krieges  geschehen 
bt,  kann  aber  kein  Streit  aufkommen. 

Da  ferner  die  Beschlagnahme  in  4  Seemeilen  Entfernung  von 

§  3  der  Kaiserlichen  Verordnung  bczictit  sich  nur  auf  solche  Schiffe,  die  nach 
cloeni  Japinisdien  Hafen  friuen. 
«)  V.  §§  I  und  35. 
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der  koreanischen  Küste  erfolgt  ist  und  die  Völkerrechtspraxis  einen 
Rayon  von  3  Seemeilen  als  Hoheitsgewässer  betrachtet,  so  ist  die  Be- 
schlagnahme des.  genannten  Dampfers  auf  offener  See  geschehen.  Selbst 
wenn  man  aber  annehmen  wallte,  sie  sei  innerhalb  der  Hoheitsgewässer 
Koreas  vorgenommen,  so  ist  es  doch  klar,  daß  Korea  nach  seiner 
derzeitigen  tatsachlichen  Lage  nicht  als  ein  neutrales  Land  betrachtet 
werden  könne. 

Der  Reklamant  bringt  vor,  daß  nach  demselben  Gedanken,  welcher 
die  FCüstenfischereiboote  von  der  Beschlagnahme  ausnehme,  auch  das 
zur  Verhandlung  stehende  Schiff  freizugeben  sei.  Die  völkerrechtliche 
Praxis  jedoch,  welche  die  kleinen  Kustenfischereiboote  von  der  Beschlag- 
nahme ausschließt,  ist  im  wesentlichen  aus  dem  Motiv  entsprungen,  die 
am  Kriege  nicht  beteiligte  arme  Bevölkerung  vor  Not  zu  bevtahren. 
und  kann  sith  daher  nicht  auf  ein  im  Kigentum  einer  Gesellschaft 
stehendes,  zur  Hochseefischerei  dienendes  Schiff,  wie  den  Dampfer 
„Nikolai",  erstrecken. 

Ferner  behauptet  der  Reklamant,  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff  sei  nach  dem  dvr  Kai>i'rHrlu'ii  V irordnuiig  Nr.  2ü  xoin  Jahre 
l'M)4  /ui^aunde  liegenden  Cit-danken  freizugeben.  Es  ist  aber  un- 
bcstreitbai ,  daß  die  genannte  KaiM^rliche  Verordnung  nur  an  den  St  hut/ 
von  Handelsschiffen  denkt,  welche  mit  einem  japanischen  Haien  in 
Haiidelsverkehrsbeziehungen  beirrjftYn  sind.  Ant  einen  f  isehercidanipfer, 
wie  den  zur  Verhandlung  steheiidcn,  welcher  keinen  Mandelsverkehr  be- 
treibt und  außerdem  von  einem  ausländischen  Hafen  nach  einem  aus- 
ländischen Hafen  fährt,  kann  die  Vergünstigung  der  genannten  Kaiser- 
lichen Verordnung  nicht  ausgedehnt  werden. 

Da  demnach  alle  Behauptungen  des  Vertreters  der  Reklamation 
unbegründet  sind,  so  muß  der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer 
„Nikolai"  eingezogen  werden.*) 

Da  ferner  die  auf  demselben  befindlichen  6500  Fun  koreanischen 
Geldes  erwiesenermaßen  feindliches  Out  sind,  so  müssen  sie  gleich- 
falls eingezogen  werden.«) 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  2ö.  iMai  1004  im  Prisenq;ericht  zu  Sasebo  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


♦)  V.  §  40. 
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Reklamant:  Die  Patifiselu'  Waltisch-  und  Fischerei-Kommandit- 
gtHil>Lii.i!i  ÜL'!,  Grafen  Keyserl  iii^j  in  St.  Petersburg,  Rußland,  ver- 
trctfii  tiiin  h  den  Direktor  h"  r  c  (i  t-  r  i  c  Groß. 

Prozeß  Vertreter:  Rechtsanwalt  iMasushima  Rokuichiro, 
Regitrungsbezirk  Kanagawa,  Yokohama,  Yamashitacho  Nr.  14. 

Am  26.  Mai  1904  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
sachc  betreffend  den  am  10.  Februar  1904  auf  35«  7' n.  Br.  und  1290|5' 
c.  L,  also  in  einer  Entfernung  von  SVa  Seemeilen  von  der  koreanischen 
Küste  von  dem  Kaiserlich  Japanischen  Kriegsschiff  „Miyako"  auf- 
gebrachten russischen  Dampfer  „Nikolai"  ein  Urteil  gefällt,  in  welchem 
jaf  Einziehung  des  Dampfers  sowie  der  ihm  zugehörigen  6500  Fun 
koreanischen  Oeldes  erkannt  worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Rechtsanwalt  Masushima  Rokui- 
chiro als  Prozeßvertreter  des  Reklamanten,  der  durch  ihren  Direktor 
Frederic  Oroß  vertretenen  Pacifischen  Walfisch-  und  I-ischerei- 
Kommanditgesellschaft  des  Grafen  H.  H.  Keyserling,  die  Berufimg 
eingdegt,  \xelchc  im  Oberprisent^ericht  im  Beisein  der  Stnatsanwälte 
]  S  U  t  s  i!  k  i  K  e  i  r  o  k  u  und  1  s  h  i  w  a  t  a  r  i  B  i  n  i  c  h  i  [^cpriit  t  worden  ist. 

Die  Hauptberufungspunktc  des  Vertreters  der  Reklamation  Masu- 
shima Rokuichiro  und  deren  Bek^rimdung  sind  folgende: 

Das  Urteil  des  Priseii^^eriehts  /u  Sasebo  sei  gesetzwidrig.  Es  >xerde 
Verwertung  desselben  und  hreilab^ung  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Schiiio  und  seiner  Ladung  beantragt,  und  zw  ar  aus  folgenden  ijrunclcn: 

1.  Das  Völkerrecht  sei  kein  Gesetz,  denn  es  fehle  an  einem  Qesetz- 
leber,  wie  er  bei  den  einzelnen  Staaten  vorhanden  sei.  Die  Richt- 
schnur für  dasselbe  sei  in  den  Erklärungen  der  Regierungen  der  ver- 
schiedenen Mächte  und  den  Beschlossen  von  Gelehrten  zu  suchen. 
Daher  sei  die  von  dem  internationalen  Völkerrechtskongreß  In  Turin 
im  Jahre  1882  beschlossene  Seeprisenordnung  und  der  1885  von  dem 
VdlkerrechtskongreB  in  Paris  beschlossene  Abänderungsentwurf  als  Richt- 
jchnur  für  das  jetzt  geltende  Völkerrecht  anzunehmen.  Nach  dem 
letzten  Teil  des  Artikel  4  der  genannten  Seeprisenordnung  könne  Privat- 
vermögen,  >xie  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  und  seine  Ladung, 
obgleich  feindliches  Out,  nicht  beschlagnahmt  werden. 

Da  das  Prisengericht  von  einem  Landesgericht  verschieden  und 

nicht  viie  ein  an  seine  Landesgesetze  gebundenes  Landesgencht  an 
die  Bestimmungen  des  Völkerrechts  gebunden  sei,  so  müsse  es,  von  fort- 
>chrittlichen  Prinzipien  geleitet,  welche  über  die  bestehenden  Völker- 
recht^regeln  hinausragten,  ein  neues  Beispiel  geben,  indem  es  seine  Ent- 
scheidung nach  den  Umständen  des  Falls  rbi^vlv- 

2.  Da  die  Beschlagnahme  vor  der  Bekanntmachung  f^r  KrieL^s- 
trkijrun^  erfolgt,  die  Kriegseröffnung  daher  nicht  bekannt  gewesen  sei, 
so  müsse  Freigabe  erfolgen. .  Daü  ein  kriegführender  Staat  bei  Eröffnung 
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des  Krieges  eine  Kriegserklärung^  nicht  ab/ui^rfbcn  brauche,  he/iehc  sich 
nämlich  nur  auf  den  t^e^nierischen  Staat  als  solchen.  Denn  es  >eien 
die  Staaten  als  solche,  welche  zu  einander  in  das  Kriei^sverhäHnis  träten, 
die  Individuen  stünden  hierzu  in  keiner  direkten  Beziehung. 

3.  Die  Beschlagnahme  sei  in  koreanischem  üebiet  erfolgt  und  sei 
unrechtmäßig,  vieil  Korea  ein  neutraler  Staat  sei.  Das  Urteil  erster 
Instanz  behaupte  einfach,  Korea  sei  tatsächlich  kein  neutraler  Staat, 
ohne  jedoch  diese  Behauptung  irgendwie  zu  begründen. 

4.  Das  Urteil  erster  Instanz  behaupte,  daß  die  Vergünstigung: 
der  Kaiserlichen  Verordnung  Nr.  20  vom  Jahre  1904  auf  den  vor- 
liegenden Fall  keine  Anwendung  finden  könne.  Da  jedoch  der  Ge- 
danke, aus  dem  die  genannte  Verordnung  hervorgegangen  sei,  der  sei, 
feindliche  Schiffe,  die  von  dem  Kriege  keine  Kenntnis  gehabt  hätten, 
zu  schützen,  so  müsse  sie  auch  auf  Schiffe,  wie  das  zur  Verhandlung 
stehende»  welches  von  dem  Kriege  keine  Kenntnis  gehabt  habe,  zur 
Anwendung  gebracht  werden. 

5.  Aus  den  obigen  Gründen  könne  ein  Urteil  auf  Einziehung  des 
Schiffes  und  der  Laduni^  auf  keinen  Fall  erlassen  w  erden.  Wenn  daher 
die  Beschlagnahme  für  die  Zeit  j^^ercchtfertis^d  sein  inötje,  so  vcürde  man 
am  billigsten  verfahren,  wenn  man  da^  Schiff  währentl  der  Kriet^^szeit 
festhalte  oder  in  üebraueh  nehme,  nach  Friedensschluß  aber  freigebe. 

Die  Hauptpunkte  der  lirwiderung  des  Staatsanvcalts  beim  Prisen- 
gericht zu  Sasebo,  Yamamoto  T  a  t u  r  o  k  u  r  o  ,  sind  folgende: 

Der  Berufuni^sreklamant  stelle  \mter  Zugrundelegung  der  von  einem 
internationalen  Völkerrechtskongrcb  beschlossenen  Seeprisenordnung  fol- 
gende Behauptungen  auf : 

1.  Privatvermügen  zur  See  dürfe  vtie  solches  zu  Lande  nicht  be- 
schlagnahmt Vierden. 

2.  Der  Zeitpunkt  der  in  Frage  stehenden  Aufbringung  liege  vor 
der  Veröffentlichung  der  Kriegserklärung,  daher  müsse,  weil  die  Tat- 
sache der  Kriegseröffnung  unbekannt  gewesen,  Freigabe  erfolgen. 

Da  aber  das  Völkerrecht  ein  Gewohnheitsrecht  sei,  weiches  der 
gemeinsamen  Anerkennung  durch  die  Mächte  entspringe  und  von  den 
Staaten  in  ihren  gegenseitigen  Beziehungen  nach  freier  Selbstbestimmung 
befolgt  werde,  so  könnten  naturlich  Beschlüsse  von  internationalen 
Völkerrechtskongressen,  welche  lediglich  der  Ausdruck  von  Vorschlägen 
üelehrter  .seien,  keinen  Anspruch  auf  sofortige  Anerkennung  haben. 
Außerdem  würde  aber  kein  Grund  vorliegen,  m'shalb  Japan  allein 
geu  ohnheitsrechtliche  Bestimm  im i^en,  die  von  dem  Gegner  nicht  be- 
folgt würden,  an>xendcn  und  durch  prinziplose  Gewährung  von  Vcr- 
günstir^un^^^en  den  Feind  besser  stellen  sollte.  Solche  Bestimmungen 
könnten  daher  nic  ht  zur  BefiTündimi,^  der  Freigabe  angeführt  werden. 

3.  Der  Keklaniant  behaupte,  der  Urt,  an  welchem  die  Beschlag- 
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nähme  stnHfrcfunden  habe,  sei  innerhalb  der  koreanischen  llohcits- 
gevässer,  die  Beschlagnahme  daher  widerrechtlich  und  es  müsse  irci- 

^be  ft'folorfn. 

Die  Mrcittrage  über  die  3  oder  6  Seemeilen  eine  Weile  beiseite 
gri.i>^en  und  angenommen,  daß  die  Beschiai^niahme  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Sehities  in  koreanischem  Cjebietsge>x'ässer  erfolgt  sei,  so  könne 
man  doch  Korea  nicht  als  einen  neutralen  Staat  betrachten.  Des  wei- 
teren aber  angenommen,  Korea  sei  neutral,  so  stehe  doch  das  Recht 
einer  Beschwerde  wegen  Verletzung  seiner  Neutralität  niemandem  außer 
dem  neutralen  Staat  selber  zu  und  könne  nicht  von  dem  Eigentümer 
des  feindlichen  Schiffes  zur  Erlangung  der  Freigabe  desselben  oder 
als  Benifungsgrund  gegen  das  Urteil  erster  Instanz  geltend  gemacht 
Verden.  Dies  um  so  weniger,  als  die  Beschlagnahme  tatsachlich  außer- 
halb der  allgemein  als  Grenze  des  Gebietsgewässers  anerkannten  3  See- 
meilen erfolgt  sei. 

Punkt  4  der  Berufung  mache  geltend,  daß  die  Kaiserliche  Ver- 
ordnung Nr.  20  vom  Jahre  1904  auf  Schiffe,  welche  von  der  Kriegs- 
eröffnung keine  Kenntnis  hätten  und  nach  einem  neutralen  Hafen  zu 
fahren  im  Begriff  seien,  Anwendung  finden  müsse.  Der  Oedanke  in- 
dessen, der  der  genannten  Kaiserlichen  Verordnung  zugrunde  liege, 
iei  nicht  der.  feindliche  Schiffe,  die  von  der  Kriegseröffnung  keine  . 
Kenntnis  hätten,  zu  schüt/fen. 

Demnach  sei  die  Berufung  in  allen  Punkten  unbegründet  und  müsse 
abgewiesen  werden. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begriuiuei: 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „Nikolai"  steht  im  Eigen- 
tum der  I^acifischen  Walfisch-  und  Fischerei-Kommanditgesellschaft  in 
St  Petersburg,  Rußland,  sein  Heimatshafen  ist  Wladiwostok,  er  führt 
die  russische  Handelsflagge  und  dient  zum  Walfischfang.  Am  10.  Fe- 
bruar 1904,  also  nach  Eröffnung  des  Krieges  zwischen  Japan  und  Ruß- 
land, wurde  er  auf  35o  7'  n.  Br.  und  129<>  15'  ö.  L.,  also  in  einer  Ent- 
fernung von  Seemeilen  von  der  koreanischen  Küste  von  dem 
Kaiserlich  Japanischen  Kriegsschiff  „Miyako"  beschlagnahmt. 

Es  ist  erwiesen,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  ein 
feindliches  Schiff  und  die  ihm  zugehörigen  6500  Fun  feindliches  Out 
auf  feindlichem  Schiff  sind. 

Der  Reklamant  behauptet  in  seinem  ersten  ßerufungspunkt,  daß 
Bestimmungen,  wie  die  von  dem  internationalen  Völkerrechtskongreß 
in  Turin  im  Jahre  1882  beschlossene  Seeprisenordnung  als  Richtschnur 
für  das  gegenv^ärtige  Völkerrecht  anzusehen  seien  und  daß  danach 
das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  und  seine  Ladung,  \xenn  sie  luch 
feindliche^  i^rivatvemiögen  seien,  nicht  eingezogen  werden  dürften. 

Da  das  Prisengericht  nicht  wie  ein  Landesgericht,  das  die  üesetze 
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seines  Landes  zu  bctüly;cn  habe,  an  die  Bestini niungcn  des  V(')lkerrecht<i 
gebunden  sei,  so  müsse  es,  von  forbchritiiichen  Prinzipien  i^eleitct, 
\xelclic  über  die  bestehenden  Völkerrechtsregeln  hinausragten,  ein  neues 
Beispiel  geben,  indem  es  seine  Entscheidung  nacii  den  Umständen  des 
h'alls  abgebe. 

Da  aber  das  zurzeit  bestehende  Völkerrecht  die  Beschlagnahme 
von  feindlichen  Schiffen  und  feindlichem  Gut  auf  feindlichem  Schiff 
gutheißt  so  kann  der  Vorschlag,  daß  den  Beschlüssen  eines  internationalen 
Völicerrechtskongresses,  welche  bis  jetzt  nicht  als  Völkerrecht  gelten, 
Folge  geleistet  und  das  in  Anerkennung  stehende  Völkerrecht  außer 
acht  gelassen  und  dem  Fall  entsprechend  entschieden  werde,  nicht 
als  eine  Berufungsbegründung  anerkannt  werden. 

In  Punkt  2  bringt  der  Reklam'^nt  vor,  daß  die  Beschlagnahme  vor 
Bekanntmachung  der  Kriegserklärung  erfolgt  sei  und  l-B  daher  das 
Schiff,  weil  es  von  der  Kriegseröffnung  keine  Kenntnis  gehabt  habe, 
freizugeben  sei. 

Fs  ist  völkerrechtlich  anerkannt,  daß  es  zur  Kriegseröffnung  der 
Veröffentlichung  einer  Kriegserklärung  nicht  bedarf,  daß  vielmehr,  wenn 
nur  der  Krieg  eröttnet  ist,  gleieh\  iel  ob  die  feindlichen  Staatsangehörigen 
darum  wissen  ocier  nieht,  der  kriegl'ührcnde  Staat  diesen  gegenüber 
sein  Beschlagnahmerecht  ausüben  kann.  Daher  ist  Punkt  2  der  Be- 
rufung unbegründet. 

Der  Punkt  3  der  Berufung  macht  gehend,  daß  die  Beschlagnahme, 
weil  in  den  neutralen  koreanischen  Hoheitsgewässern  ausgeführt,  wider- 
rechtlich sei.  Korea  hat  aber  für  den  Krieg  zwischen  Japan  und  Ruß- 
land von  Anfang  an  zu  der  Landung  und  dem  Passieren  der  japanischen 
Truppen  in  seinem  Gebiet  seine  Zustimmung  gegeben.  Auch  hat  sich 
der  Krieg  anfangs  innerhalb  des  Hoheitsgebiets  von  Korea  abgespielt. 
Daher  kann  Korea  nicht  als  neutraler  Staat  im  gewöhnlichen  Sinne 
des  Worts  erachtet  werden  und  Punkt  3  der  Berufung  ist  unbegründet« 

In  Punkt  4  wird  gesagt,  daß  der  in  der  Kaiserlichen  Verordnung 
Nr.  20  vom  Jahre  1904  zum  Ausdruck  gekommene  Gedanke,  feindliche 
Schiffe,  welche  von  der  Kriegseröffnung  keine  Kenntnis  hätten,  zu 
schützen,  auf  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  angewandt  werden 
müsse. 

Die  hahrt  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  deckt  sich  aber, 
wie  aus  dem  Wortlaut  klar  hervorgeht,  nicht  mit  einem  der  Fälle  der 
§§  1  bis  ^  der  Kaiserlichen  Verordnung  Nr.  20  vom  Jahre  1^04,  und  eine 
Anwendung  die>er  Verordnung  auf  Schiffe,  \xelche,  wie  das  in  Frage 
stellende,  von  einem  Platz  außerhalb  Japans  nach  einem  solchen  fahren, 
ist  unzulässig.    Deshalb  ist  auch  Punkt  4  der  Berufung  unbegründet. 

Punkt  b  der  Berufung  behauptet,  daß  man,  wenn  die  Beschlag- 
nahme für  die  Zeit  gerechtfertigt  sein  möge,  am  billigsten  verfahren 
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würde,  wenn  man  das  Schiff  während  der  Knegszeit  festhielte  ->der  in 
Gebrauch  nehme,  nach  Friedensschluß  aber  freigebe. 

Dieses  Vorbringen  des  Prozeßvertreters  ist  jedoch  lediglich  ein 
Privatwunschf  der  nicht  als  Begründung  der  Berufung  angesehen  werden 
kann. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgeviiesen. 

Im  Oberprisen gericht  am  16.  Februar  1905. 

(Unterschriften.)  ^ 


In  der  Prisetiädchc,  betrelttnd  den  am  10.  Februar  1904  im  Halen 
von  Yokohama  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Amaki"  beschlag- 
nahmten Dampfer  „Kotik",  wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung 
wie  folgt,  entschieden: 

Urteils  forme): 
Es  wird  auf  Wegnahme  des  Dampfers  „Kotik"  entschieden. 

Tatbestand  und  Grunde: 
Dei  iJaiiipter  „Kotiiv"  steht  im  lligcntum  der  im  Mschereige>3ierbe 
in  Kamtschatka  in  Rußland  tätigen  Kamtschatka  Handels-  und  Industrie- 
gesellschaft  in  St.  Petersburg.  Sein  Heimatshafen  ist  Wladiwostok,  er 
hat  die  Erlaubnis  zur  Führung  der  russischen  Handelsflagge  und  dient 
der  genannten  Gesellschaft  zum  Transportieren  des  Fischereiertrages, 
der  Bedarfsartikel  der  Fischereiplatze  und  der  Fischer.  Daneben  hatte 
er  gewöhnlich  behördliche  Funktionen  der  russischen  Regierung  bei 
der  Kontrolle  gegen  unerlaubte  Fischerei  in  der  See  Ixi  Kamtschatka 
auszuüben. 

Seit  dem  25.  Dtvrniber  IWOi  lai^  der  Daiiipl'cr  im  Hafen  von  Yoko- 
hama, uo  er  nach  hintrilt  des  Ktie^>/ustands  zwischen  Japan  und 
Rußland  am  10.  Februar  lQO-4  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff 
„Amaki"  beschlagnahmt  \xurde. 

Diese  Tatsachen  «erden  bevciesen  durch  die  Vernehmungsproto- 
kolle des  Stellvertreters  des  Kommandanten  des  Kaiserlichen  Kriegs- 
schiffs „Amaki",  Kapitänleutnants  Kamamura  Qiki,  des  früheren 
Kommandanten  der  „Amaki",  Fregattenkapitäns  Minamt  Yoshi- 
c  h  i  k  a ,  des  Chefs  der  Wasserpolizei  in  Yokohama,  YuasaHidetomi, 
des  Vertreters  des  Kapitäns  der  „Kotik",  1.  Offiziers  Uffmann,  des 
Maschinisten  Moji  Sotaro,  des  2.  Qesandtschaftssekretärs,  Kawa- 
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kami  Toshihiko,  der  Inspektoren  des  Zollamts  in  Yokohama,  Ku- 
raoko  Yoshizo,  Fukai  Shimpachiro,  Shimizu  Shokichi 
und  SaitoTorakichi;  ferner  durch  die  Aussageschrift  des  Fregatten- 
kapitäns Minami  Yoshichika»  die  von  dem  oben  erwähnten  Stell- 
vertreter des  Kapitäns  Qbergebenen  Schiffspapiere  und  schriftliche  Aus- 
sage sowie  durch  die  Obersetzung  des  Urteils  des  Landgerichts  in 
Wladiwostok  gegen  das  Segelschiff  „Kiyomasa  Maru". 

Die  Hauptpunkte  der  Reklamation  der  Kamtschatka  Handels-  und 
Industriegesellschaft  sind  folgende: 

Da  die  „Kotik"  ein  Schiff  sei,  welches  einem  reinen  Handels- 
betriebe diene,  so  sei  sie  juristisch  ein  einfaches  Handelsschiff.  Obwohl 
ihr  daher  habe  freistehen  müssen,  auf  Grund  der  Kaiserlichen  Ver- 
ordnung Nr.  20  vom  Jahre  1904»)  bis  zum  16.  Februar  d.  J.  den  japa- 
nischen Hafen  zu  verlassen,  sei  sie  rechtswidrigerweise  vor  Abiauf  der 
Frist  beschlagnahmt  worden. 

Bei  der  Entscheidung  über  die  Frage,  ob  die  Beschlagnahme  zu 
Recht  geschehen  sei  oder  nicht,  müsse  festgestellt  werden,  ob  die  „Kotik*' 
ein  reines  Handelsscihff  oder  ein  Staatsschiff  sei,  ferner,  wenn  sie  kein 
Staatsschiff  sei,  ob  sie  vom  Staat  die  Befugnis  zur  Ausübung  poli- 
zeilicher Rechte  erhalten  habe  oder  nicht. 

Ks  stelle  aulUr  allem  Zweifel,  daß  ein  Schiff,  um  ein  Staatsschiff 
zu  sein,  zwei  Hedinj^niii^ari  erfüllen  müsse,  nämlich  erstens  iiui>se  es 
unter  dem  direkten  Aufbitlitsrecht  der  Regierung  stehen,  d.  h.  es  iiuissc 
ein  aufsichtführender  Regierungsbeamter  an  Bord  sein;  zweitens  müsse 
es  für  /.wecke  des  Staats,  das  heißt  zur  Ausübung  öffentlicher  Rechte, 
verwandt  werden. 

Selbst  /ut^ei^ehen,  die  „Kotik"  habe  j^olizciliche  Rechte  aus<yenbt, 
so  hätte  sieh  dies  doeli,  wie  Moji  Sotaro's  AiiNsa^e  bezeuge,  .iuf 
solche  Zeiten  beschrankt,  zu  welchen  ein  russischer  Beamter  an  Bord 
gewesen  sei.  Wenn  das  Schiff  auch  zu  Staatszwecken  benutzt  worden 
sei,  so  könne  man  es  doch  für  die  Zeit,  wo  kein  aufsichtführender 
Beamter  an  Bord  sei,  nicht  als  Staatsschiff  ansehen,  so  daß  es  also  mit 
Aufhören  der  zeitweiligen  öffentlichen  Verwendung  sogleich  seine  Eigen- 
schaft als  ein  öffentliches  Fahrzeug  wieder  verliere. 

Als  die  „Kotik"  beschlagnahmt  worden  sei,  habe  sie  lediglich 
Meeresprodukte  nach  Japan  gebracht  gehabt  und  keinen  öffentlichen 
Charakter  getragen. 

Was  ferner  die  Behauptung  angehe,  die  „Kotik"  habe  Polizei- 
befugnisse ausgeübt,  so  habe  nicht  der  Kapitän,  sondern  ein  russischer 
Beamter  solche  im  Auftrage  der  russischen  Regierung  ausgeübt, 
wobei  der  Kapitän  nur  engagiert  worden  sei.  Kurz,  die  „Kotik"  sei  von 
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der  russischen  Regierung  gechartert  w  orden  und  sei  \x  ährend  der  Zeit 
außer  der  Ausübung  der  Polizeirechte  ein  Handelsschiff,  \xelches  von 
seinen  Eigentümern,  einer  trvcerbsgesellschaft,  für  deren  Zwecke  ver- 
wandt \xorden  sei.  Daher  sei  es  bilHgerweise  freizugeben. 
Das  Oericht  ist  folgender  Ansicht: 

Wie  bereits  oben  .«gesagt,  ist  die  .  Kntik"  ein  Fischereifahrzeug, 
Axelchcs  7iim  Transport  der  Fischereiertrage  us>x.  dient.  Da  ferner 
nach  der  Aussat^r  \  on  Kuraoka  Yoshizo  und  K  a  vc  a  k  a  m  i  T  o  >  h  i  - 
hiko  Grund  zu  der  Annahme  vorliegt,  daß  das  genannte  Schiff 
auch,  \xenn  kein  Beamter  an  Bord  war,  behördliche  Funktionen  aus- 
zuüben hatte,  so  kann  das  Zeugnis  des  Moji  Sotaro  allein  nicht 
genügen,  um  die  Tatsache,  daß  das  Schiff  ganz  allgemein  die  erwähnten 
behördlichen  Funktionen  hatte,  umzustoßen.  Angesichts  dieses 
Charakters  kann  die  „Kotik"  nicht  aus  dem  Grunde,  daß  sie  zur  Zeit 
der  Beschlagnahme  Meeresprodukte  nach  Japan  geschafft,  also  zufällig 
einmal  keine  öffentlichen  Befugnisse  ausgeübt  hatte,  als  ein  reines 
Handelsschiff  angesehen  werden. 

Aus  diesen  Gründen  muß  das  Schiff  als  ein  feindliches  Schiff 
betrachtet  werden,-)  auf  welches  die  Kaiserliche  Verordnung  Nr.  20 
keine  Anwendung  findet.  Die  Beschlagnahme  durch  den  Kommnndnntcn 
des  Kaiserlichen  Kric^'-H^chiffs  ..Amaki"  ist  daher  gerechtfertigt,  und 
das  Schiff  kann  nii  Iii  trriL;cgeben  werden. 

Fs  w  ird  daher  w  ie  in  der  Urteilstormel  entschieden. 

Verkündet  am  18.  Mai  1904  im  Prisengericht  zu  Yokosuka  im  Bei- 
sein  des  Staatsanwalts  beim  Prisengericht  zu  Yokosuka,  Kobayashi 
Yoshio. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Die  Kamtschatka  Handels-  und  Industriege>vlU(  haft 
in  St.  Petersburg,  Rußland,  vertreten  durch  die  Prokuristen  Alexis 
Brosroff  iM'd  Amor  Mandl. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Gorai  Kinzo,  lokio,  Koji- 
machiku  Fujimicho  Shichonie  Nr.  4,  bei  Kaw  amoto  Jujiro. 

Am  18.  Mai  1004  hat  das  I^riscngericht  zu  \  oki)>uka  in  der  Prist-n- 
sachc  bt'trcifcnd  den  am  U).  Februar  1904  im  Halen  von  Yokoiiaiua 
von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Amaki"  beschlagnahmten  russischen 

*)  V.  §  40. 
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Danipfci  „Kotik"  ein  Urteil  auf  Wegnahme  desselben  gefällt  Gegen 
dieses  Urteil  haben  die  Prokuristen  der  Kamtschatka  Handels^  und 
Industriegesellschaft  Alexis  Brosroff  und  Amor  Mandl  durch 
den  Rechtsanwatt  Gorai  Kinzo  als  Prozeßvertreter  die  Berufung 
eingelegt,  welche  im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku 
und  Dr.  jur.  Ishiwatari  Binichi  beim  Oberprisengericht  geprüft 
worden  ist. 

r^ic  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation 
Gorai  Kinzo  und  deren  Begründung  sind  folgende: 

Die  genannte  Oeseilschaft  sei  tätig  im  An-  und  Verkauf  von  Pelzen 
von  Seetieren,  der  Fabrikation  von  Dunger  und  von  Konserven  sovc  i<f 
im  Transporttjeschäft ;  zucflcich  betreibe  sie  die  Versorgung  der  Be\x  ohn<^r 
von  Kamt««chatka  mit  allgemeiinn  Provisionen;  aber  der  Fisclitaiii^  sei 
ihr  (jewerbe  nicht.  So  sei  auch  die  im  Eic^entuin  der  ( jesLllschaft 
stehende  „Kotik"  ein  Handelsschiff,  vcelches  7uin  Transport  der  von  der 
üesellschaft  einirckauften  Tierpcl/e,  ihrer  1-abrikatt?  >ü\\ic  zum  Passa- 
gier- und  Güterverkehr  diene.  Ks  sei  ciahcr  eine  talsehe  AuffasNiing" 
der  lathachen,  wenn  das  Cii^richt  erster  Instanz  das  Schiff  als  eiii 
Fischereifahrzeug  angesehen  habe. 

Was  die  der  Auffassung  des  Gerichts  zugrunde  liegende  Tatsache 
angehe,  daß  das  Schiff  ganz  aligeniein  behördliche  Funktionen  aus- 
geübt haben  sollte,  so  könne  das  nur  für  die  Zeit  gelten,  als  das 
Schiff  im  Eigentum  der  Sealskin  Company  gestanden  habe,  während 
der  späteren  Zeit  habe  es  diese  Obliegenheiten  nur  ein  einziges  Mal, 
am  6.  August  1902,  ausgeflbti  so  daß  man  nicht  sagen  könne,  daß 
es  dies  gewöhnlich  tue. 

Was  femer  die  Ekhauptung  betreffe,  die  „Kotik"  habe  zur  Kon> 
trolle  gegen  unerlaubte  Fischerei  gedient,  so  sei  das  nur  der  Fall  ge> 
wesen,  wenn  ein  Beamter  an  Bord  gewesen  sei,  und  der  öffentliche 
Charakter  des  Schiffs  sei  mit  dem  Absteigen  dieses  Beamten  sogleich 
wieder  erloschen.  Da  das  Schiff  zur  Zeit  der  Beschlagnahme  ein  ge- 
wöhnliches Handelsschiff  ge\x'esen  sei,  so  sei  die  Beschlai^nahme,  weil 
innerhalb  der  in  der  Kaiserlichen  Verordnung  Nr.  20  für  die  Abreise 
bestimmten  Aufschubfrist  geschehen,  unrechtmäßig  und  die  „Kotik" 
müsse  freigegeben  werden. 

Es  werde  daher  Aufhebung  des  auf  Wegnahme  lautenden  Urteils, 
des  Prisengerichts  von  Vokosuka  und  Erlaß  einer  Entscheidung  auf 
Freigabe  beantragt. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  der  Staatsanwälte  beim  Prisen- 
gericht zu  Vokosuka,  Kobayashi  Yoshio,  Uchida  Shigenari 
und  Vanagita  Kunio  sind  folgende: 

Es  gehe  aus  dem  Vernehmungsprotokoll  des  Stellvertreters  des 
Kapitäns  der  „Kotik"  sowie  aus  dem  Bericht  des  Konsuls  Nomura 
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Motonobu  an  den  Minister  der  Auswärtigen  Angelegenheiten  hervor, 
dafi  die  Kamtschatka  Handels-  und  Industriegesellschaft  sich  mit  der 
Fischerei  beschäftige.  Die  von  dem  Reklamanten  vorgebrachte  Be- 
hauptung, daß  die  Kamtschatka  Handels-  und  Industriegesellschaft  sich 
nie  mit  Hochseefischerei  beschäftigt  habe,  habe  nicht  den  Wert  eines 
Gegenbeweises. 

Der  Verdacht,  daß  die  „Kotik"  die  Befugnisse  gehabt  habe,  poli- 
zeiliche Funktionen  aiis7iiüb(Mi,  werde  hinreichend  bevciesen,  wenn  man 
folgende  Tatsachen  neheneinandcr  halte:  Obwohl  sich  unter  dem 
6.  August  ]')U2,  zu  welcher  Zeit  das  Schiff  an  der  Kontrolle  gegen 
unerlaubte  1  i>cherei  betcilif^t  [^i-wesen  sei.  in  dem  Schiffsjournal  nichts 
zum  Beweise  dafür  verzeichnet  finde,  daß  das  Schiff  von  dem  Gouverne- 
ment engagiert  gewesen,  sei  dasselbe  doch  zu  jener  Zeit  absichtUch  bei 
Schiffen,  welche  unter  dem  Verdacht  unerlaubter  Fischerei  gestanden 
hätten,  vor  Anker  gelegt  worden  und  die  Besatzung  habe  von  dem 
Gouvernement  Auftrag  für  Visitierungen  und  Beschlagnahmen  gehabt. 
Zur  Zeit,  als  die  „Kotik"  im  Eigentum  der  Sealskin  Company  gestanden 
habe,  sei  sie  oft  bei  Beschlagnahmen  von  Schiffen,  die  anerlaubte 
Fischerei  betrieben,  beteiligt  gewesen.  Die  Kamtschatka  Handels-  und 
Industriegesellschaft  betreibe  dasselbe  Gewerbe  wie  die  Sealskin  Com- 
pany, insbesondere  habe  sie  auch  einen  der  Hauptangcstellten  derselben 
zu  ihrem  Prokuristen  gemacht.  Die  <xewerblirhe  lätigkeit  von  ij^anz 
Kamtschatka  werde  von  ihr  monopolisiert  und  sie  genieße  einen  herr- 
schenden FinfluR  in  der  ganzen  Gegend. 

Da  der  Reklamant,  um  diesen  Verdacht  zu  entfernen,  kein  Beweis- 
roaterial  beigebracht  habe,  so  sei  die  Entscheidung  erster  Instanz  zu- 
treffend. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet : 
Aus  den  Eintragungen  in  das  Tagebuch  der  „Kotik"  geht  hervor, 
daß  dieselbe,  während  sie  im  Eigentum  der  Sealskin  Company  war, 
häufig  an  der  Kontrolle  gegen  Schiffe,  welche  unerlaubte  Fischerei 
ausübten,  beteiligt  gewesen  ist  und  zur  Verfolgung,  Beschlagnahme  und 
Arretierung  solcher  Schiffe  gedient  hat.  Der  Reklamant  behauptet,  daß 
solche  Vorkommnisse  zum  größten  Teil  der  Zeit  angehörten,  wo  das 
Schiff  im  F.igentum  der  Sealskin  Companv  stand  und  daß  das  kein 
Be\x'eis  für  das  jetzige  Bestehen  solcher  Beziehungen  sei.  Da  aber  die 
Kamtschatka  Handels-  und  Itidustritn^rsellschaft  die  Nachfolgerschaft 
in  den  Geschäften  der  Sealskin  Company  angetreten  hat  und  emer  der 
wichtigsten  Angestellten  der  letzteren  jetzt  Prokurist  bei  der  Kamtschatka 
Handels-  und  Industriegesellschaft  ist,  auch  bei  der  Änderung  des  Namens 
der  Eigentümerin  die  Besatzung  des  Dampfers  keine  Änderung  der 
Verbältnisse  bemerkt  hat,  so  ist  es  schwer  anzunehmen,  daß  die  beiden 
Gesellschaften  zwei  ganz  verschiedene,  nicht  zu  einander  in  Beziehung 
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stehende  Gesellschaften  sein  sollten.  Zum  mindesten  kann  nach  den 
Vernehmungsprotokollen  der  Besatzung  nicht  anr^enommen  «erden,  daß 
in  den  Beziehungen  der  „Kotik"  7U  der  Kontrolle  der  unerlaubten 
hischerei  eine  Änderung  eingetreten  sn'. 

herncr  sagt  der  Reklamant,  dali  die  Verwendung  der  „Kotik" 
als  Konirollst  hin  gegen  die  unerlaubte  Fischerei  sich  auf  die  Zeit  be- 
schränkt habe,  wenn  ein  Beamter  an  Bord  gewesen  sei,  und  dafi  sie 
dann  nur  vorübergehend  als  ein  im  öffentlichen  Dienst  stehendes  Fahr« 
zeug  gemietet  worden  sei,  dafi  sie  aber  diesen  öffentlichen  Charakter, 
sobald  der  betreffende  Beamte  das  Schiff  verlassen,  wieder  verloren 
habe.  Es  muß  aber  nach  den  Eintragungen  in  dem  Schiffsjournal  der 
„Kotik"  angenommen  uerden,  daß  sie,  auch  ohne  von  einem  Beamten 
abhängig  gewesen  zu  sein,  die  Kontrolle  über  die  unerlaubte  Fischerei 
nnsGfrfibt  hat.  Auch  findet  sich  in  dem  Tagebuch  über  die  jeweilige 
t^hartenirii^r  (^jes  Schiffes  nichts  verzeichnet.  Auch  sonst  sind  hierfür 
keine  Beweise  vorhanden. 

Au^  der  latsache,  daß  das.  Schiff  nm  (i.  August  1902  absiclUlich 
böi  Seliilien,  welche  unter  dem  Verdacht  uneriaubler  Fischerei  standen, 
zu  Anker  gelassen  wurde  und  die  Besatzung  im  Auftrage  des  Gouverne- 
ments an  der  Visitiening  und  Beschlagnahme  teilnahm,  geht  es  hin- 
reichend klar  hervor,  daß  das  Schiff  der  russischen  Regierung  gegen- 
über besondere  Verpflichtungen  hat. 

Kurz,  die  „Kotik"  ist,  weil  sie  bei  auftretender  Gelegenheit  als 
Fischereikontrollschiff  verwandt  wird  und  die  Verpflichtung  hat,  für 
den  Gebrauch  zur  Ausübung  behördlicher  Funktionen  zur  Verfugung 
zu  stehen,  kein  gewöhnliches  Handelsschiff. 

r^ie  Kaiscrlirhe  Verordnunq^  \r.  20  vom  Jahre  1004  findet  An- 
\xriu]nn«T  ausschließhch  auf  gewöhnliche  Handekschifte,  und  ihre  Ver- 
günstigung kann  solchen  Schiffen,  die  der  feindln  lien  Regierung  gegen- 
über liesondere  Pflichten  haben,  nitht  zuteil  werden. 

Demnach  ist  die  Fntscheidung  des  Prisengeriehts  zu  Vokosuka  auf 
Wegnahme  des  Dampfers  „Kotik"  nicht  widerrechtlich. 

Der  Reklamant  sowohl  wie  die  Staatsanwälte  haben  über  den 
weiteren  Punkt,  ob  die  „Kotik"  als  Fischereifahrzeug  anzusehen  sei 
oder  nicht,  Erörterungen  angestellt.  Da  aber  die  Kaiserliche  Verordnung 
Nr.  20  schon  nach  dem  oben  Ausgeführten  keine  Anwendung  Hnden 
kann,  so  erscheint  es  überflüssig,  auf  jenen  Punkt  einzugehen. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Beru^ng  wird  abgewiesen. 

Am  1.  Juli  1905  im  Überprisengericht. 

(Unterschriften.) 
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In  Sachen  der  Beschlagnahme  des  russischen  Segelschiffs  „Lesnik" 
und  seiner  Ladung  vcird  auf  Grund  des  letzten  Absatzes  des  §  16  der 
Prisengerichtsordnung,  ^)  wie  folgt,  entschieden. 

Urteilsformel: 
Das  russisclie  Segelschiff  „Lesnik"  w  ird  nnt  seinti  ganzen  Ladung, 
bestehend  aus  Salz,  Säcken,  aus  Segelleinen  und  leeren  Weinfässern,  ein- 
gezogen. 

Gründe: 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  und  seine  Ladung,  bestehend 
aas  Salz  und  anderen  Waren,  vurden  am  10.  Februar  1904  im  Hafen 
von  Nagasaki  von  dem  zur  Besatzung  des  Kaiserlich  Japanischen  Kriegs- 
schiffs „Ktsuragi"  gehörigen  Marineleutnant  Yoshi  Masune  luf  Be- 
fehl des  Kommandanten  cics  genannten  Kriegsschiffs  mit  Beschlag  belegt. 

Fs  ist  unbestreitbar,  daß  zur  Zeit  der  Besch laij^nahme  "/v?-ischen 
Japan  und  Rußland  KrieL(  bestand,  hiiie  Bescheinigung  des  russischen 
Kon.suls  in  Nagasaki  tut  die  russisehe  Nationalität  des  genannten  Sehittes 
dar.  Ferner  aber  hat  nach  dem  VeniehmungsprolokuU  der  mit  der 
Verwahrung  des  Schiffes  betraute  Chinese  C  h  i  m  iVl  i  n  g  K  i  u  aus- 
gesagt, daß  dasselbe  ein  Walfischfänger  sei,  welcher  im  Eigentum  des  in 
Wladiwostok  in  Rußland  ansässigen  russischen  Staatsuntertanen 
„Kasulin",  d.  l.  Graf  Keyserling,  stehe  und  daß  diesem  auch 
die  Ladung  des  Schiffes  gehöre,  weiche  aus  Salz  und  anderen  zum 
Einsalzen  von  Walfischfleföch  dienender  Clütern  bestünde.  Ks  ist  da- 
mit reichlich  bevt  iesen,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  und 
seine  Ladung  feindlich  sind. 

Da  das  genannte  Schiff  zur  Hochseefischerei  dient  und  kein 
Handelssehiff  ist,  so  findet  die  Bestmimung  der  Kaiserlichen  Verord- 
nung Nr.  2Ü  vom  ^.  hebruar  1904^)  betreffend  die  Vergimstigiing  der 
Befreiung  von  der  Beschlagnahme  auf  dasselbe  keine  Anwendung.  Die 
Beschlagnahme  ist  daher  zu  Recht  erfolgt,  und  das  Schiff  und  die  ge- 
samte Ladung  sind  einzuziehen. 

Aus  diesen  Gründen  wird  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden.^) 

Bei  der  vorliegenden  Sache  haben  die  Staatsanwälte  Mi  zukamt 
Cho|tro  und  Yamamoto  Tatsurokuro  mitgewirkt. 

Am  IS.  April  1904. 

(Unterschriften.) 


»)  IV,  —  *)  L  —     V.  §§  35,  40. 
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Reklamant:  SergeLenige,  St.  Petersburg. 

Proz«Bvertreter:  Rechtsanwalt  Nagashima  Washitaro^ 
Tokio,  Kyobashiku,  Kagacho  Nr.  10. 

Der  Reklamant  hat  in  der  Prisensache  betreffend  das  russbche 
Segelschiff  „Lesnik"  und  seine  Ladung  unter  der  Behauptung,  der  Eigen- 
tOmer  des  Schiffes  und  der  Ladung  zu  sein,  am  8.  April  1Q04  mittels- 
eines  Telegramms  die  Freigabe  derselben  beantragt. 

Ein  Telegramm  ist  keine  formgerechte  Reklamationsschrift.  Frei- 
lich hat  der  Reklamant  eine  solche  am  11.  April  eingereicht,  da  dies 
aber  nach  Ablauf  der  Reklamationsfrist^)  fällt,  so  kann  die  Reklamations- 
schrift nicht  angenommen  werden. 

Daher  wird  die  Reklamation  abgewiesen. 

Am  18.  April  1904. 

Der  Präsident  des  Prisengerichts  von  Sasebo: 
(Unterschrift.) 


Reklamant:  SergeLenige,  directeur  d'agriculture,  wohnhaft 
in  St.  Petersburg. 

Prozeftvertreter:  Rechtsanwah  Nagashima  Washitaro, 
Tokio,  Kyobashiku,  Kagacho  Nr.  10. 

Am  18.  April  1904  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
sache betreffend  das  russische  Segelschiff  ,,Lesnik"  und  seine  Ladung" 
die  Abweisung  der  Reklamation  verkündet.  Hiergegen  hat  der  oben 
genannte  Vertreter  der  Reklamation  eine  Berufungsschrift  unter  der 
Bezeichnung  Beschwerdeschrift  eingereicht,  welche  im  Oberprisengericht 
im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku  und  Ishiwatari 
Binichi  geprüft  -csorden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation 
sind  folgende: 

Die  Reklamation  sei  auf  Grund  der  am  0.  Mar/  1VM)4  im  Staats;- 
anzeiger  veröffentlichten  Bekanntmachung  betreffend  die  Beschlai^niahiTic 
des  nissiselien  Seij^elschiffs  ,,I  esnik"  und  seiner  Ladung  innerhalb  der 
Reklamationssehrift  erhoben  worden.  Da  aber  die  Zeit  für  die  1-^ekla- 
mation  gedrängt  habe,  so  sei  der  Inhalt  derselben  telegraphisch  über- 

»)  IV.  §  16.  2. 

•)  Die  obiyo  Abweisung  der  Reklamation  ist  kein  Urteil   ^nnticrn  eine  V'crffTpnnjr. 

Trotzdem  ist  die  Beschwerde  des  Reklamanten  liiergcgen  als  Berufung  angenommea 
worden. 
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mittelt  worden,  und  obwohl  dies  durchaus  eine  formgerechte  Reklamation 
gewesen,  sei  dieselbe  mit  der  Begründung,  daß  ein  Telegramm  keine  form- 
gerechte Reklamationsschrift  sei,  abgewiesen  worden .  Da  aber  die 
Prisengerichtsordnung  eine  bestimmte  horm  für  die  Reklamationsschrift 
nicht  vorschreib-,  i^vtHigc  es,  w  enn  die  Reklamation  innerhalb  der  gesetz- 
lichen Frist  erholxii  sei.  Reklamant  sei  der  Ansicht,  daß  die  f  rage, 
ob  du  Reklamation  telegraphisch  oder  brieflich  erhoben  werde,  völlig 
belanglos  sei.  Da  nun  das  \ OHmachtsti  lcirraniin,  in  v^clchcui  der  Rekla- 
uidUk  den  (jcgenstand  der  Reklamation  darlege,  erst  am  6.  April  1Q04, 
um  4  Uhr  35  Minuten  nachmittags,  beim  Postamt  in  Tokio  eingetroffen 
und  darauf  dem  Vertreter  abgeliefert  worden  sei,  so  habe  es,  da  selbst 
ein  dem  am  selben  Abend  9  Uhr  30  Minuten  von  Shimbashi  ab- 
gehenden Zug  mitgegebener  Brief  erst  am  neunten  des  Monats  nach- 
mittags oder  am  10.  vormittags  beim  Prisengericht  in  Sasebo  zur  Be- 
stellung gelangt  sein  wurde,  kein  anderes  Mittel  für  die  Erhebung  der 
Reklamation  gegeben  als  den  Telegraphen,  ts  sei  demgemäß  zuerst 
telegraphisch  der  Inhalt  der  Reklamation  klar  mitgeteilt  worden  und 
sodann  die  übliche  Reklamationsschrift  zur  Vervollstrindigiing  ein- 
geschickt w  orden.  W  enn  innn  dies  als  einen  Fall  nicht  fristgemäßer 
hrhebung  der  Reklamation  ansehe,  so  widerspreche  das  durehaus  dem 
Sinn  des  (ieset/es.  Reklamant  beantrage  daher  eine  besondere  Be- 
iiandlung  des  Falls  und  Aufhebung  der  erstinstanzlichen  Verfügung. 

Das  vorliegende  Ihteil  \x  ird,  wie  folgt,  begründet: 

Nach  §  17  der  Prisengerichtsordnung ^)  müssen  in  der  Rekla- 
mntionsschrift  die  Reklamationspunkte  dargelegt  und  derselben  che 
Beweisdokumentc  für  tlieselbe  beii^cfrigt  werden.  Außerdem  nniH  aber 
im  Falle,  daß  die  Reklamation  von  einem  Vertreter  erhoben  wird,  nicht 
nur  ein  japamscher  Rechtsanwalt  bevoliniachtigl  werden,  sondern  die-<er 
muß  auch  seine  Vollmacht  mit  der  Reklamations^ehritt  zusammen  ein- 
reichen. Wie  nun  aus  den  Akten  hervorgeht,  so  hat  der  Vertreter 
der  Reklamation  freilich  am  8.  April  1904  telegraphisch  reklamiert, 
hat  aber  einen  Beweis  dafür,  daß  er  vom  Reklamanten  bevollmächtigt 
war.  nicht  beigebracht.  Erst  nach  Ablauf  der  Reklamationsfrist,  *)  nämlich 
am  11.  desselben  jyionats,  hat  er  eine  Reklamationsschrift  eingereicht, 
welcher  seine  telegraphische  Vollmacht  beigefügt  war.  Die  Erhebung 
der  Reklamation  kann  daher  unzweifelhaft  nicht  als  fristgemäß  erachtet 
werden.  Demgemäß  hat  das  (iericht  erster  Instanz  zu  Recht  dahin  ent- 
schieden, daß  die  Reklamation  nach  Ablauf  der  Reklamationsfrist  er- 
hoben sL'i,  und  die  vorliegende  Berufung  ist  unbegründet. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
IV.  —  «)  rv,  §  16. 
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Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Im  Oberprisengericht  am  17.  Juni  1QÜ4. 

(Unterschriften.) 


In  Sachen  des  iicsclil.itrnahmtrn  norvxcgischen  Dampfers  Hermes" 
wird  nach  Lin&icht  des  Schriftsatzes  des  Staatsanwalts,  wie  folgt,  ent- 
schieden. 

IJ  r  t  c  Ii  s  f  ()  r  in  e  I : 

Der  norwegische  Dampfer  „Hermes"  und  seine  gesamte  L-adung 
Verden  freigegeben. 

Tatbestand  und  Grunde: 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  steht  im  Eigentum  der  nor- 
wegischen Firma  Brunsgaard,  Kjö^terud  &  Co.,  führt  die  nor- 
wegische Handelsflagge  und  dient  vorzugsweise  zum  Kohlentransport- 
Das  Schiff  ist  von  neutraler  Nationalität,  der  Kapitän,  die  Maschinisten 
und  Offiziere  sind  alle  Norweger.  Das  Schiff  war  von  der  .\gentur 
der  ru^visclicti  hiiina  Oinsbur^.  der  Uriu  (iesellschaft  in  Moji,  ge- 
chaiUit  worden,  nahm  am  4.  und  5.  Februar  1904  2100  tons  Kohlen 
ein  und  fuhr  am  f>.  Februar,  vormittags  um  10  Uhr,  ohne  7u  wiN>L"n, 
daß  au  dicsein  läge  der  Kriegszustand  zwischen  Japan  und  Rußland 
eingetreten  war,  von  Moji  ab.  Es  traf,  auf  direkter  Fahrt  nach  Port 
Arthur  begriffen,  am  9.  Februar,  um  2  Uhr  nachmittags  auf  der  Höhe 
von  Port  Arthur  38  ^  24 '  n.  Br.  und  121  ^  48  '  ö.  L,  mit  einem  japanischen 
Kriegsschiff  zusammen.  Nachdem  es  auf  Befragen  über  Ladung  und 
Bestimmungshafen  im  Einklang  mit  den  Schiffspapieren  Auskunft  ge- 
geben hatte,  wurde  ihm  Befehl  gegeben»  direkt  nach  Nagasaki  zu  fahren. 
Nachdem  es  in  Befolgung  dieses  Befehls  am  13.  Februar,  um  8  Uhr 
vormittags,  in  Natrnsnki  eingetroffen  w.ir,  wurde  es  am  selben  Tage,  um 
8  l'hr  4^  Minuten  vorniittajTps,  von  dem  Zugführer  ticr  dortigen  Minen- 
legeabteilung,  Kapitänieutnant  lakamatsu  Koshu,  besichtigt  und 
endgültig  mit  BeschlajG[  beleql. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  das  Protokoll  des  .'Jiefs 
der  Minenlegeabteilung  in  Nagasaki,  Fregattenkapitäns  Tsukiyama 
S  e  i  c  h  i ,  den  Bericht  des  Zugführers  der  genannten  Abteilung,  Kapitän- 
leutnants Takamatsu  Koshu,  an  den  Chef  dersell)en,  die 
Vernehmungsprotokolle  des  Kapitäns  und  1.  Offiziers  vom  Dampfer 
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„Hermes",  das  Schiffszertifikat,  die  Ausklarierungspapiere  vom  5.  Februar 
1004.  das  Ladungsverzeichnis,  die  Konnossemente  und  die  Übersetzung 

des  Schiffsjournals. 

Dns  Gericht  ist  der  Ansicht,  daß  die-  auf  dem  zur  Verhandhing 
stehenden  Dampfer  verschifften  Steinkohlen,  nach  ihrer  Menge  und  narh 
dem  Bestimmungshafen  zu  urteilen,  unmöglich  für  den  eigenen  Gebrauch 
des  Schiffs  bestimmt  sein  können.  Da  sie  im  Falle  ihrer  Ankunft  in 
Port  Arthur  zum  Gebrauch  für  die  tcindhchc  russische  Kriegsmarine 
hätten  geliefert  werden  können,  so  müssen  sie  als  Kriegskonterbande 
betrachtet  werden. 

Aber  nach  Ansicht  des  modernen  Völkerrechts  können  neutrale 
Schiffe,  welche  von  der  Eröffnung  des  Krieges  nicht  unterrichtet  waren, 
selbst  wenn  sie  Konterbande  führen,  und  ebensowenig  auch  Ihre  Ladung 
von  den  kriegführenden  Mächten  eingezogen  werden.*)  Dies  ist 
schließlich  nur  eine  Anwendung  des  Grundsatzes,  daß  die  Neutralitäts- 
pflirht  erst  mit  Kenntnis  von  der  Kriegseröffnung  entsteht.  f:->  liegt 
nicht  (ier  L^erinijste  Grund  vor,  anzunelimen,  daß  der  zur  Verhandlung 
stehende  Dampfer  ,, Hermes"  beim  V^erlassen  Mojis  am  6,  hebruar 
1004  oder  auch  später  von  dem  Fintreten  des  Kriegszustaruh  /wischen 
Japan  und  Rußland  und  der  I  röffiiung  ties  Krieges  unterrichtet  ge- 
wesen sei.  Unervcarteterw  eise  w  urde  ihm  auf  der  Höhe  von  Port  Arthur 
von  einem  japanischen  Kriegsschiff  der  Befehl  erteilt,  sich  direkt  nach 
Nagasaki  zu  begeben.  Da  ihm  erst  bei  dieser  Gelegenheit  die  Kriegs- 
eröffnung bekannt  wurde,  so  kann  weder  der  zur  Verhandlung  stehende 
Dampfer  noch  seine  Ladung  eingezogen  werden. 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  ist  jedoch  von  einem 
japanischen  Kriegsschiff  fi  Ier  See  bei  Fort  Arthur  am  9.  Februar  1904, 
nachmittags  2  Uhr,  nachdem  gerade  heftige  Gefechte  bei  Chemulpo 
und  Port  Arthur  stattgefunden  hatten,  vcahrgenommen  worden.  Fr 
uar  von  einer  russischen  Firma  gechartert,  führte  eine  große,  als  Konter- 
bande 7u  betrachtende  Menge  Kohlen  an  Bord,  und  war  auf  der  Fahrt 
nach  Port  Arthur,  dem  Hauptflollensiut/punkt  Rußland^,  beL,niffen.  Die 
unter  derartigen  Verhältnissen  ausgeführte  Aufbringung  des  i>ampfers 
mufi  für  reditmäßig  erachtet  werden.') 

Mit  Rücksicht  auf  diese  Tatsachen  und  Gründe  ist,  unbeschadet 
der  Rechtmäßigkeit  der  erfolgten  Beschlagnahme,  das  zur  Verhandlung 
stehende  Schiff  mitsamt  seiner  Ladung  freizugeben. 

Oegeben  am  7.  März  1904  im  Prisengericht  zu  Sasebo. 

(Unterschriften  der  Kichler.) 


s)  V.  $  36.  -  *)  V.  S  37, 1. 
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In  Sachen  des  am  17.  Februar  1Q()4  im  Hafen  von  Hakodatc 
von  dem  Kaiserlich  Japanischen  Kiiegasciiifl  ,,Takaü"  beschlagiiaiinitcii 
Segelschiffs  „Nadeschda"  wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung, 
wie  folgt,  entschieden. 

ürteilsformel: 
Es  wird  auf  Einziehung  des  Segelschiffs  „Nadeschda"  erkannt. 

Tatbestand   und  Gründe: 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Segelschiff  steht  im  Eigentum  der 
russischen  StaalsanL,^  hörif^en  Iphigenie  Josepho  witsch -Ni- 
'kolski,  dient  vor /usts weise  zum  üütertransport,  sein  Heiinatbhaien 
ist  Wladiwostok  in  Rußland,  es  hat  die  hrlauhnis  zur  Führung  der 
russischen  Handelsflagge  und  zur  Üzeantahrt  zu  iiandels-  und  Ciüter- 
transportzw  ecken. 

Das  Schiff  i;»t  am  28.  November  1903  in  Hakodate  eingelaufen 
und  hat  seitdem  ununterbrochen  dort  vor  Anker  gelegen.  Am  6.  Fe- 
bruar 1904  ist  der  Kriegszustand  zwischen  Japan  und  Rußland  ein- 
getreten, und  am  9.  desselben  Monats  wurde  die  Kaiserliche  Verordnung 
betreffend  die  Befreiung  russischer  Handelsschiffe  von  der  prisenrecht- 
lichen Beschlagnahme'!)  veröffentlicht,  auf  Grund  deren  der  Kommandant 
des  japanischen  Kriegsschiffs  „Takao"  dem  zur  Verhandlung  stehenden 
Schiff  den '^Befehl  erteilte,  die  japanischen  Hoheitsgewasser  innerhalb 
der  in  der  Kaiserlichen  Verordnung  bestimmten  Gnadenfrist,  d.  h.  bis 
zum  16.  Februar,  zu  verlassen.  Als  aber  das  genannte  Schiff  nac  h  .Ab- 
lauf der  ünadenfrist  noch  iin  Hafen  \  on  Hakodate  lag,  ließ  der  Kom- 
mandant  der  ,,rakao"  dasselbe  am  17.  Februar,  morgens  7  Uhr,  von 
dem  zur  Besatzung  der  ,,Takao"  gehörigen  Offizier  Tajima  Joji 
auf  Grund  der  japanischen  Prisenordnung  mit  Beschlag  belegen. 

Diese  Tatsachen  gehen  hervor  du<^  den  schriftlichen  Berichten  des 
Kommandanten  der  ,,Takao"  über  die  hinzelheiten  der  Beschlagnah  nie 
und  des  zur  Hesat/'uni;  cier  ./lakao"  gehörigen  Offiziers  Tajima  Joji 
über  den  Akt  der  Bcm  hhii^nahme,  dem  Schiffahi  bcriaubnisschein  und 
den  Vernehniungsprotokulli II  des  Tajima  Joji  und  des  Stellvertreters 
des  Kapitäns  der  „Nadeschda". 

Da  nun  zu  Kriegszeiten,  abgesehen  von  solchen  Fällen,  «o  eine 
kriegführende  Macht  nach  eigenem  Ermessen  die  Befreiung  feindlicher 
Schiffe  von  der  prisenrechtlichen  Beschlagnahme  festgesetzt  hat,  die 
Möglichkeit  der  Einziehung  feindlicher  Schiffe  in  der  Kaiserlich  Ja- 
panischen Prisenordnung,  den  völkerrechtlichen  Präzedenzfällen  und 
den  Ansichten  der  Wissenschaft  in  gleicher  Weise  anerkannt  ist,  so 
ist  das  zur  Verhandlung  stehende  Segelschiff  einzuziehen,  weil  es  ein 
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feintiliches  Handelsschiff-)  ist  und  die  japanischen  Hoheitsgewässer  nicht 
im  Verlaufe  der  in  der  Kaiserlichen  Verordnung  vom  Februar  dieses 
Jahre>  bezüglich  der  russischen  Handelsschiffe  von  der  Beschlagnahme 
festgesetzten  Gnadenfrist  verlassen  liat. 

Es  wird  daher  «  ie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Am  12.  Mai  1904  im  Prisengericht  zu  Yokosuka  nach  Anhörung 
<ier  Ansicht  des  Staatsanwalts  Yamakita  Kunio. 

(Unterschriften.) 


In  der  Prisensache  betreffend  das  am  17.  Februar  1904  im  Hafen 
von  Hakodale  von  dem  Kaiserlichen  KncL^^^chiff  „Takao"  beschlag- 
nahmte Segelschiff  ,,Bobnk"  vcird  nach  Beendigung  der  Untersuchung, 
\k  folgt,  entschieden; 

Urteilsf  ormel: 
Es  wird  auf  Einziehung  des  Segelschiffs  „Bobrik"  erkannt. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Das  Segelschiff  „Bobrik"  steht  im  Eigentum  der  Kamtschatka 
Handels-  und  Industriegesellschaft  in  St.  Petersburg,  dient  zum 
Fisch ereigewerbe  in  Kamtschatka,  Rußland,  sein  Heimatshafen  ist 
Wladiwostok,  es  hat  die  Lizenz  der  russischen  Regierung  zur  Führung 
der  russischen  Handelsfiags^e  und  dient  der  genannten  Oesellschaft  aus- 
schließlich zum  Transport  der  gefangenen  Fische,  der  Bedarfsartikel  für 
die  Fischereiplätze  und  der  Fischer. 

Am  IQ.  Oktober  1903  traf  das  genannte  Set^'elschitt  in  Hakodate 
ein.  Seilcieni  hat  es  dort  unuiiterhrochen  i^a^ej^en.  Nachdem  :mi  6.  Fe- 
bruar diesem  Jahie-b  der  Kriegszuslancl  zviischen  Japan  uiul  Kußland 
tingetreten  war,  wurde  am  9.  Februar  die  Kaiserliehe  Verordnung >),  be- 
treffend die  Befreiung  russischer  Handelsschiffe  von  der  Ikschlajrnahme, 
veröiienlliehl.  Der  Konimandanl  der  „Takau"  erteilte  dein  .genannten 
Segelschiff  sogleich  den  Befehl,  die  japanischen  Gewässer  innerhalb 
der  in  dieser  Kaiserlichen  Verordnung  bestimmten  Abfahrtsfrist,  d.  h. 
bis  zum  16.  Februar,  zu  verlassen.  Auf  Grund  einer  Nachricht  vom  12. 
Februar,  dafi  ein  Teil  der  russischen  Flotte  bis  in  die  Nähe  des  Hafens, 
von  Hakodate  vorgestoßen  sei,  erteilte  der  Kommandant  der  „Takao" 
am  selben  Tage,  11  Uhr  vormittags,  als  eine  für  die  Kriegsführung 

=)  V.  §  40.  -  1)  1. 

231 


Alwcliiim  VIM 


PrlMiigerlciitiaatsclieldiuigaii:  HBobrIk"» 


notwendige  Maßnahme  durch  die  Wasserpolizei  von  Hakodatc  der 
Agentur  der  „Bobrik"  die  Order,  bis  zum  Erhalt  weiterer  Befehle  die 
Abfahrt  nicht  auszuführen.  Als  sich  bald  darauf  herausstellte,  daß* 
ein  Bedürfnis  für  den  Befehl  nicht  vorlag,  wurde  derselbe  am  13.  Fe- 
bruar, 9  Ühr  vormittagSi  durch  Vermittlung  der  Wasserpolizei  wieder 
aufgehoben  und  die  Abfahrt  bis  zum  16.  Februar  wieder  angeordnet 
Am  9>  Februar,  sogleich  nach  Empfang  der  Abfahrtsorder  seitens  des 
Kommandanten  cler  „Takao",  fragte  die  Agentur  der  „Bobrik"  bei  der 
firmsL  Smith,  Baker  &  Co.  in  Yokohama  telegraphisch  an,  ob  sie 
eine  Mannschaft  für  die  Reise  der  „Bobrik"  anheuern  könne  oder  nicht« 
worauf  sie  eine  bejahende  Antwort  erhielt.  Als  aber  der  Befehl  kam, 
vorläufig  nicht  abzureisen,  stellte  die  Agentur  die  Beschaffung  der  A^n- 
schaft  wieder  ein,  und  beantrag;te.  sobald  sie  am  13,  Februar  den  er- 
neuten Abfahrtsbefehl  erhalten  hatte,  eine  Verlängerung  der  Abfahrts- 
frist. Dies  wurde  indes  von  dem  Kommandanten  der  ,,Takao"  abgelehnt. 
Als  nach  Ablauf  der  ^gesetzlic  hen  1  rist  die  ..Bobrik"  die  japanischen  (ie- 
wässer  rycht  verlassen  hatte,  ließ  der  Kommandant  der  „Takao"  sie  am 
17.  Februar,  vormittags  Uhr  30  Minuten,  durch  den  zur  Besatzung 
j^ehöri^en  ()fti/ier  Tajima  Joji  auf  ürund  der  japanischen  Prisen- 
ordnung mit  Beschlag  belegen. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  den  Bericht  über  die 
Einzelheiten  der  Beschlagnahme  des  Kommandanten  der  ,, Takao",  den 
Bericht  des  Uffiziers  l"ajima  Joji  über  die  von  ihm  ausgeführte 
Beschlagnahme,  das  Vernehniungsprutoküll  des  C^hefs  der  Firma  Howell, 
John  Andrew  Wilson,  die  Schiffahrtserlaubnis  der  „Bobrik",  das- 
Antwortschreiben  des  Kommandanten  der  Takao"  und  die  Schreiben 
Wilson 's  an  den  mit  dem  Fall  beautira^ti  ii  r'ri.>enrat. 

Die  Hauptpunkte  der  Reklamation  der  Kamtschatka  Handels-  und 
Industriegesellschaft  sind  folgende: 

Die  „Bobrik"  sei  ein  Schiff,  welches  einer  rein  privaten  Erwerbs- 
geseltschaft  zur  Handelsschiffahrt  diene.  Daher  könne  sie  nicht  ein- 
gezogen werden,  denn,  da  die  Feindseligkeiten  im  Kriege  sich  von  einem 
Staat  gegen  den  anderen  richteten,  so  sei  es  ein  Grundgedanke  des  Völker- 
rechts, dieselben  nicht  auf  die  einzelnen  Personen  auszudehnen.  Der 
schon  für  Güter  zu  Lande  bestehende  Grundsatz  der  Unverletzlichkeit 
des  feindliclien  Privateigentums  übe  endlich  seinen  f'influß  auch  n\if 
das  Seekriegsrecht  aus,  und  ungeachtet  der  bisherigen  Praxis,  vcelche 
die  Aufbringung  von  feindlichem  Privateigentum  zur  See  gutheiße,  mache 
sich  jetzt  eine  Tendenz  bemerkbar,  die  dies  verneine.  Diese  Tendenz 
beschranke  >ich  nicht  auf  Äußerungen  zahlreicher  hervorragender  Ge- 
lehrter und  sonstiger  Anhänger  dieser  Ansicht,  sondern  sei  auch  von 
bedeutenden  Staaten  wie  Deutschland,  Österreich,  Italien  und  Amerika 
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anerkannt.  So  erhalte  die  Forderung,  das  vernunftwidrige  und  störende 
Seeprisenwesen  abgeschafft  zu  sehen,  überall  in  der  Welt  grofie  Unter- 
stützung. Reklamant  bitte  daher,  das  Prisengericht  >xolle  sich  dem,  \xas 
die  ganze  Weif  als  \irnunftig  anerkenne,  anschMeßen  und  auf  Frei- 
lassung der  „Bobrik"  erkennen.  Auch  verdiene  dies  Schiff  mgesichts 
der  Umstände,  \celche  zu  seiner  Aufbrini^nnty  fiihrten,  besondere  Milde. 
Das  Schiff  sei  von  jeher  im  allgemeinen  vum  Handelsverkehr  verwandt 
vcorden.  Am  Februar  habe  es  auf  Grund  der  Kaiserlichen  Verordnung 
Nr.  20  vom  Jahre  1904  Befehl  erhalten,  innerhalb  einer  Woche  die  ja- 
panischen üewässer  zu  verlassen.  Als  es  aber  am  12.  1  ebruar  eine 
Order  erhalten  habe,  welche  ihm  die  Abfahrt  vorläufig  verbot,  sei  die 
inzwischen  in  Yokohama  eingeleitete  Anheuerung  einer  Besatzung  ein- 
gestellt worden,  so  daß,  ab  der  Arrest  wieder  aufgehoben  wurde,  nur 
noch  drei  Tage  bis  zum  Ablauf  der  Abfahrfsfrist  übrig  gewesen  seien, 
während  welcher  sich  die  Anheuerung  der  iVlannschaft  nicht  mehr  habe 
bewerkstelligen  lassen.  Eine  Bitte  an  die  zuständigen  Beamten  um 
Verlängerung  der  Frist  sei  abgcsrhla<:fen  worden,  und  mit  Ablauf  der 
in  der  Kaiserlichen  Verordnung  bestimmten  Frist  sei  das  Schiff  beschlag- 
nahmt ^x  ordcn.  Dieses  Vorgehen  sei  ungerecht,  und  das  Schiff  müsse 
freigegeben  «erden. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Die  im  ersten  Teil  der  Reklamation  besprochene  Unverletzlichkeit 
feindlichen  Privatvermögens  im  Kriege  ist  allerdings  für  Güter  auf  dem 
Lande  ein  Grundprinzip  des  geltenden  Völkerrechts.  .\lit  Re^uc;^  auf 
Guter  ?\\r  See  w  ird  dies  jedoch  von  dem  Völkerrecht,  viie  es  in  Theorie 
unti  Pra\i>  aller  Staaten  anerkannt  ist,  \erneint,  und  auch  die  japanische 
Prisenordnung  ^leht  auf  keinem  anderen  Standpunkt. 

Was  die  weiteren  Ausführunüjen  der  Reklamation  an.[][eht,  so  hat 
die  Agentur  der  „Bobrik".  aU  der  Kommandant  der  ./lakao",  wie  die 
Kriegst ührunL,'  es  erforderte,  dem  Se^eUrhiir  „Bobrik"  den  ik-fehl  er- 
teilte. einbl\xeilen  nicht  abzureist-n,  die  Ikschaffung  einer  Srliitf^bc.salzung 
gänzlich  aufzugeben  und  die  Zeit  von  Krhalt  dieses  Bclehls  Ris  zum 
Ablauf  der  Abfahrtsfrist,  obwohl  sie  reichlich  genügte,  zur  Rüstung  und 
Abreise  des  Schiffes  nicht  benutzt.  Daher  kann  nicht  behauptet  werden, 
daß  die  schließlich  erfolgte  Beschlagnahme  auf  das  Vorgehen  des  Kom- 
mandanten der  „Takao"  zurückzuführen  und  unrechtmäßig  sei. 

Femer  sagt  der  Reklamant,  das  zur  Verhandlung  stehende  Segel- 
schiff sei  ein  reines  Handelsschiff.  Nach  Ansicht  des  Staatsanwalts 
dient  es  jedoch  als  Mutterschiff  bei  der  Hochseefischeret.  Über  diesen 
Charakter  des  Schiffes  ließe  sich  vielleicht  streiten,  da  aber  die  Beschlag- 
nahme desselben  erst  nach  Ablauf  der  gesetzlichen  Abfahrtsfrist  statt- 
gefunden hat,  so  ist  eine  Entscheidung  darüber  völlig  belanglos. 
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Aus,  diesen  ürüiiden  ist  das  Segelschiff  ..Bobrik"  einzuziehen,-) 
und  es  wird  wie  in  der  Urteiisformel  entschieden. 

Verkündet  am  18.  Mai  1904  im  Prisengericht  zu  Yokosuica  im 
Beisein  des  Staatsanwalts  Uchida  Shigenart. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Die  Kamtschatka  Maiitlcls-  und  Iiidu>trie,q"escll- 
schaft  in  St.  Petersburg,  vertreten  durch  die  i^roi^unsien  Alexis  Bros- 
roff  und  Amor  Mandl. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  (jorai  Kinzo,  wohnhaft  in 
Tokio,  Kojimachiku  1  ujiniicho  Shichichonie  Nr.  4  bei  Kav^aniuto  Jujiro. 

Am  18.  A\ai  1904  hat  das  Prisengericht  zu  Yokosuka  in  Sachen 
des  am  17.  Februar  1904  im  Hafen  von  Hakodate  von  dem  Kaiserlichen 
Kriegsschiff  „lakao"  beschlagnahmten,  der  russischen  Kamtschatka 
Handels-  und  Industriegesellschaft  in  St.  Petersburg  gehörigen  Segel- 
schiffs „Bobrik"  ein  Urteil  erlassen,  in  welchem  auf  Einziehung  desselben 
erkannt  wird.  Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Rechtsanwalt  GoraiKinzo 
als  Vertreter  des  Reklamanten  die  Berufung  eingefegt,  welche  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  TsutsukiKeiroku  beim  Oberprisengericht  geprüft 
worden  ist. 

Die  Hauptberufungspunkte  des  Vertreters  der  Reklamation  Gorai 

Kinzo  sind  folgende: 

Das  Urteil  erster  Instanz  sei  unrechtmäßig.  Es  werde  daher  Auf- 
hcbiine  desselben  und  hntsduidung  auf  Freilassung  des  Segelschiffs 
„Hübrik"  beantragt,  und  zwar  aus  folgenden  Cjninden:  * 

1.  Das  iTtcii  erster  Instant  besage,  daß  die  l^nvei ict/lichkcit 
leindliclicn  l'ri\  at\ ci  ni()<^rns  im  l\'iicL;r  für  (jüter  auf  dein  Lande  aller- 
dings ein  Cjtuadpriiizij)  des  gellenden  Volkerrechts  sei,  daß  indes  mit 
Ik  /u<r  auf  Güter  zur  See  die  von  den  Staaten  anerkannte  Theorie  und 
Praxi.^  des  VülkcIrcclU^  die>es»  i^rinzip  veineinleii.  Demgegenüber  mache 
der  Reklamant  folgendes  geltend ; 

Italien  habe  in  seinem  im  Jahre  1865  erlassenen  Scehandels- 
Gesetzbuch  unter  Zugrundelegung  des  Prinzips  der  Gegenseitigkeit  das 
Recht  zur  Beschlagnahme  feindlicher  Handelsschiffe  verneint.  Im  Jahre 
1866  hätten  Preußen,  Osterreich  und  Italien  in  dem  zwischen  ihnen  ge- 
führten Kriege  alle  das  genannte  Prinzip  streng  durchgeführt  und 
nicht  ein  einziges  Handelsschiff  sei  beschlagnahmt  w^orden.  Während 

0  V,  §  40. 
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<'a>^  KiiL'j4es  zwischen  Frankreich  und  Preußen  im  Jahre  1870  habe 
Preußen  diesen  Grundsatz,  ohne  das  Prinzip  der  OejTenseiligkeit  /u- 
grunde  zu  legen,  anerkannt.  Im  Jahre  1870  hätten  Italien  und  AniL-riku 
sich  vertragsmäßii;  verpflichtet,  im  halle  eines  Krieges  zwischen  ihnen 
sich  nach  diesem  Cirundsatz  zu  richten.  Wenn  man  dies  in  Betracht 
ziehe,  so  könne  man  freilich  noch  nicht  behaupten,  daß  alle  Mächte 
diesen  Onindsatz  anerkannt  hätten,  aber  es  stehe  mit  den  Tatsachen 
in  Widerspruch,  wenn  man  sage,  derselbe  sei  nicht  durch  die  Gewohnheit 
anerkannt.  Die  Feindseligkeiten  während  eines  Krieges  beschränkten 
sich  auf  die  Staaten,  und  es  sei  völkerrechtlich  anerkannt,  dafi  sich  die- 
selben nicht  auf  private  Individuen  erstrecken  dürften.  Daß  dieses 
Prinzip  auf  dem  Lande  anerkannt  sei,  gebe  das  Urteil  erster  Instanz 
unumvt'unden  zu.  Es  bestehe  aber  kein  Grund,  vceshalb  ein  Prinzip, 
Teiches  schon  für  das  Land  anerkannt  wäre,  nicht  auch  für  die  See 
Anwendung  finden  solle.  Wenn  ein  Grundsatz  dem  Recht  und  der 
Billigkeit  entspreche  und  nur  ein  Staat  ihn  in  einem  internationalen 
Krie^r  annehme,  so  bedürfe  er  nicht  >xeiter  der  Anerkcnium.Qf  seitens 
sämtlicher  anderen  Staaten,  es  sei  vielmehr  deren  natürliche  Pflicht  als 
Zivili'^ntion'-träfTer,  einen  solchen  Grundsatz  von  sich  aus  an/u'^eenden 
und  !>cuie  hiitw  ieklung  zu  fördern.  Die  \  n\\  dein  I  rteil  erster  Instanz 
angeführten  Btstiintnungen  der  japanischen  Prisenordnung  seien  daher 
nicht  vx  ürdig,  von  dem  Oberprisengericht,  dem  kraft  seines  Amtes  die 
Pflicht  obliege,  das  Völkerrecht  der  Welt  in  Anvtendung  zu  setzen, 
auch  nur  mit  einem  Gedanken  berücksichtigt  zu  Vierden. 

2.  I  )as  SegeUchitt  ,,Bubrik"  habe  am  0.  Kebninr  von  in  Kom- 
mandanlcn  der  „Takao"  Order  bekoinnieri,  hi>>  /um  10.  1  ebruar  liako- 
date  zu  verlassen.  Darauf  habe  die  Agentur  des  Schiffes,  die  Firma 
Hove  II  &  Co.  in  Hakodatc,  hierfür  Vorbereitung  getroffen,  indem 
sie  sofort  der  Agentur  in  Yokohama,  der  Firma  Smith,  Baker8eCo., 
Auftrag  zur  Anheuerung  eines  Kapitäns  und  einer  Mannschaft  gegeben 
habe.  Das  Antii'orttelegramm  von  Smith,  Baker  6c  Co.,  dafi  die 
Anheuerung  geschehen  könne,  sei  am  11.  Februar  abends  angekommen, 
so  daß  die  Ruckantwort,  welche  den  definitiven  Aufh'ag  zur  Anheuerung 
gegeben  habe,  wegen  der  späten  Tageszeit  bis  zum  nächsten  Tag  habe 
aufgeschoben  werden  müssen.  An  diesem  Tage  vormittags  sei  plöt/Iic  h 
von  dem  Kommandanten  der  „Takao"  der  Gegenbefehl  gekommen,  nicht 
abzufahren,  so  daß  an  Smith,  Baker  &  Co.  telegraphiert  worden 
sei.  \  nn  der  Anheuerung  abzustehen.  Am  13.  vormittags  sei  eine  neue 
Order  gekommen,  welche  die  Abfahrt  vcieder  crestattete.  Zu  der  Zeit 
>tien  aber  nur  noch  drei  und  ein  halber  Tag  übrig  gevcesen.  und  über- 
dies sei  der  IJ.  em  Sonnabi  iui  und  der  14.  ein  Sonntag  gcNxeseii.  Wie 
Smith.  Baker  &  C>ü.  in  ihrem  Telegrnnmi  vom  10.  gesagt  Iiatteii, 
bei  vtegen  der  Kriegserolfnung  die  .'Xnheuerung  von  Japanern  au^- 
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geschlossen  gewesen,  und  von  den  wenigen  Ausländern  hätten  »eh  nur 
mit  JVIfihe  ein  Kapitän  und  fünf  Leute  zur  Anmusterung  bereitfinden 
lassen.  Selbst  wenn  aber  am  13.  von  neuem  Auftrag  zur  Anheuerung 
dieser  Leute  gegeben  worden  und  diese  am  13.  oder  14.  bewirkt  vx  orden 
wäre,  so  würden  die  Leute,  am  M.  von  Yokohama  abfahrend,  erst  am 
]().  morgens  in  Hakodate  haben  eintreffen  können,  da  die  f  ;5hrt  von 
Yokohama  nach  Hakodate  48  Stunden  dauere.  Nach  Ankunit  der 
Mannschaft  würde  alsdann  die  Anbringung  des  Segelvt crks  und  die 
Linnahme  von  Ballast,  Proviant  und  Brennmaterial  36  bis  48  Stunden 
in  Anspruch  genommen  haben.  Selbst  ohne  dafi  der  Befehl  vom  12., 
nicht  abzufahren,  gekommen  wäre,  hätte  befOrchtet  werden  müssen, 
daß  die  Abreise  vor  Ablauf  der  Frist  unmöglich  gewesen  sei;  der  Erlaft 
dieses  Befehls  habe  jedoch  erst  die  Einstellung  der  Reisevorbereitungen 
veranlafit.  Als  dann  am  13.  Februar  von  neuem  die  Erlaubnis  zur 
Abfahrt  erteilt  worden  sei,  sei  es  vollends  ausgeschlossen  gewesen,  die 
Abfahrt  bis  zum  16.  zu  vollenden.  Ls  sei  daher,  als  der  zweite  Reise- 
befehl gekommen  sei,  sofort  ein  Antrag  auf  Verlängerung  der  Abfahrts- 
frist gestellt,  der  jedoch  am  1-4.  von  dem  Kommandanten  der  „Takao" 
abschlägig  beantwortet  worden  sei.  Da  zu  dieser  Zeit  nur  noch  2  Tage 
von  der  Frist  übrig  gewesen  seien,  so  seien  die  Vorbereitungen  /ur 
Abreise  endgültig  aufgegeben  worden.  Der  Kommandant  der  ,,lakaü  ' 
habe  das  Recht  mit  Lüßen  getreten,  indem  er  dadurch,  daß  er  ihr  ab- 
zufahren verboten  habe,  die  „Bobrik"  tatsächlich  der  Vergünstigung 
der  Abfahrtsfrist  t)eraubt  habe. 

Die  nach  Ablehnung  der  erbetenen  Fristverlängerung  am  17.  Fe- 
bruar ausgeführte  Beschlagnahme  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Schiffes  sei  daher  zu  Unrecht  geschehen  und  das  Schiff  müsse  frei- 
gegeben werden. 

Die  Hauptpunkte  der  Lrwiderung  der  Staatsanwälte  beim  Yokosuka- 
Prisengerirht  Kobayashi  Yoshio,  Uchida  Shigenari  und 
Yanagita  Kunio  besagen  folgendes: 

Die  Berufung  M-i  aus  folgenden  (iründen  abzuweisen: 

L  Für  den  Krieg  /u  l  ande  seien  dem  Recht  zur  Zerstörung  oder 
Wegnahme  des  1  igentum>  des  l  eiiules  sehr  enge  Schranken  gezogen. 
Der  (irund,  uchhalb  eine  in  i  eindej.land  einfallende  Armee  das  feind- 
liche Privateigentum  respektiere,  sei  in  erster  Linie  der,  daß  man  darin 
eins  der  unentbehrlichsten  und  wirksamsten  Mittel  erblicke,  am  die 
Bevölkerung  der  betreffenden  Gegend  in  Ruhe  zu  halten  und  den 
Kampf  erfolgreich  durchzuführen.  Dagegen  würden  Beschlagnahmen 
von  Privateigentum  zur  See  ausgeführt  nicht  nur,  weil  daraus  ein  großer 
Gewinn  für  das  betreffende  Land  entspränge,  sondern  auch,  um  das 
dem  Feinde  für  den  Seekrieg  imentbehrliche  Material  an  M  in  'elsschiffcn 
zu  vermindern  und  den  feindlichen  Handel  und  Verkehr  lahmzulegen, 
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Teil  dies  das  wirksamste  Mittel  sei,  um  den  Zweck  des  Krieges  zu 
erreichen.  Daher  erkläre  das  moderne  Völkerrecht  die  Beschlagnahme 
von  feindlichem  Privateigentum  zur  See  für  rechtmäßig. 

Die  Beruf ungsschrift  führe  das  Seehandelsgesetzbuch  ItalienSi  den 
Krieg  zwischen  Preußen,  Osterreich  und  Italien,  den  Krieg  zwischen 
PreuBen  und  Frankreich  und  den  amerikanisch-italienischen  Vertrag  an. 
Die  Tatsache  aber,  daß  die.  Anerkennung  der  dort  erscheinenden  Rechts- 
t>estimmungen  und  Prinzipien  nur  für  den  Fall  geschehe,  daß  durch 
Vertrag  oder  Gesetz  die  Gegenseitigkeit  gewährt  würde,  liefere  im 
Gegenteil  den  Beweis,  daß  die  Seebeschlagnahme  ein  Recht  krieg- 
ffihrender  Staaten  sei  und  von  den  Mächten  als  solches  inerkannt 
erde,  und  könne  unmögMch  zum  Beweis  für  die  Behauptung  ange- 
tuhrt  Nxcrdin,  daß  die  Praxis  auch  für  Güter  zur  See  die  Unverletz- 
iichkeii  feindlii  hcn  Privateigentums  anerkannt  hnhe. 

In  dem  Kriege  zwischen  jnpan  und  Rußlaiiti  h:\bc  ki/.teres  oft 
nntf-r  dem  Vorwand  einer  Sceprisc  japanische  i iaiidelsschitte  in  den 
uruad  geschossen,  und  die  Kaiserlich  Japanis(  he  Regierung  habe  ihrer- 
seits, mit  Ausnahme  der  in  der  Kaiserlichen  Verordnung  Nr,  20  vom 
9.  Februai  1Q04  für  einen  Teil  der  feindlichen  Schiffe  gevcährten  Ver- 
günstigung der  Befreiung  von  der  Beschlagnahme,  ihre  Absicht,  die 
Beschlagnahme  zur  See  nicht  auszuüben,  nicht  ausgesprochen.  Sie  habe 
vielmehr  in  der  auf  den  bestehenden  völkerrechtlichen  Bestimmungen 
und  Gewohnheiten  aufgebauten  Seeprisenordnung  die  Seebeschlagnahme 
ausdrücklich  angeordnet.  Daher  sei  es  zutreffend,  wenn  das  Urteil 
erster  Instanz  sage,  daß  die  japanische  Prisenordnung  fibereinstimme 
mit  den  gegenwärtig  von  den  Mächten  anerkannten  Bestimmungen  und 
Gewohnheiten,  die  den  Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  feindlichen 
Privatvermögens  zur  See  verneinten. 

2.  Da,  wie  die  Verhandlungsprotokolle  des  vorUegenden  Falls 
zeigten,  die  „Bobrik"  nicht  als  ein  zum  Handelsverkehr  dienendes  Fahr- 
zeug, sondern  als  ein  Hilfsfahrzeug  bei  der  Hochseefischerei  anzu- 
sehen sei,  so  fänden  die  Bestimmungen  der  Kaiserlichen  Verordnung 
Xr.  20  vom  Jahre  1004,  \xclche  ausschließlich  den  zum  Handelsverkehr 
dienenden  Handelsschiffen  die  Vergünstigung;  dc-r  liefreiuni;  \oii  der 
Borhlagnahine  gewahre,  auf  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  keine 
Anwendung.  Daß  der  Koriitnatidant  der  „Takao"  dem  genannten  Schiff 
den  Aufschub  der  Abfahrt  gewährt  habe,  sei  daraus  zu  erklären,  daß 
ra  der  Zeit  die  Natur  des  Schiffes  nicht  bekannt  gewesen  sei.  Sofortige 
Beschlagnahme  ohne  Gewährung  des  Aufschubs  xxäre  durtliaus  nicht 
gesetzwidrig  gewesen. 

Aber  einstweilen  angenommen,  das  Schiff  sei  ein  gewöhnliches 
Kauffahrteischiff»  so  hätten  doch  die  Verwalter  des  Schiffs,  da  sie  nicht 
hätten  wissen  können,  wann  das  Verbot  der  Abreise  aufgehoben  werden 
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xx  ürde,  die  Vorbereitungen  für  dieselbe  fortsetzen  müssen.  Sic  hätten 
dieselben  indes  ohne  (iriind  cinij^estellt  und  auch,  als  die  Abreise  vcieder 
freic^cstcllt  \(ar,  obx^ohl  hinreichend  Zeit  vorhanden  gcu'escn  sei,  nicht 
\x  ieder  aufgenommen.  Das  Nicht\ oi  handt.'nst.  in  l  imr  Mannschaft,  der 
Ort  der  Anheuerun<T  einer  solchen  und  derL,deiehen  die  Vollendung 
der  Keisevorbereiiuiigcn  beeinflussenden  latum.stande  Ncien  bei  der  An- 
wendung der  Verordnung  nicht  zu  berücksichtigen. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 

1.  Es  ist  von  dem  gegenwärtigen  Völkerrecht  anerkannt,  daß  einer 
kriegführenden  Macht  einseitig  das  Recht  zusteht,  feindliche  Handels- 
schiffe aufzubringen,  und  zwischen  Japan  und  Rußland  besteht  kein  Al> 
kommen  darüber,  daß  im  Kriegsfälle  zwischen  ihnen  gegenseitig  See- 
prisen nicht  gemacht  werden  sollen.  Daher  hat  jedes  der  beiden  Länder 
Seeprisen  best  itnmungen  erlassen  und  in  denselben  die  Regeln  bei  Auf- 
bringung feindlicher  Handelsschiffe  und  sonstigen  Privateigentums  klar 
aufgestellt. 

Auch  die  von  dem  Rernfuni^sieklamanten  zur  l 'nterstützims^  meiner 
Behauptungen  angeführten  l-5eispiele  des  italienisrhen  Seehandeis^csetz- 
buchs,  des  Vorgangs  des  preußisrh-österreichiseh-itaHenischen  Krieges 
und  des  amerikanisch-italienischen  Veruages  tun  nicht  dar.  daß  diese 
Gesetze  oder  Verträge  die  völkerrechtliche  Gew  ohnheit,  im  Kriege  leind- 
Hches  Privateigentum  zur  See  aufzubringen,  gänzlich  abschaffen  wollten. 
Alle  diese  Gesetzes-  und  Vertragsbestimmungen  fordern  vielmehr  zur 
Schonung  feindlichen  Privateigentums  zur  See  seitens  des  einen  Staats» 
daß  auch  der  andere  das  Privateigentum  des  einen  zur  See  nicht  mit 
Beschlag  belegen  dürfe.  Wenn  auch  in  dem  französisch-preußischen 
Kriegt  Preußen,  ohne  diese  Bedingung  zu  stellen,  zuerst  seine  Absicht, 
französisches  Privateigentum  zur  See  nicht  zu  verletzen,  bekannt  gegeben 
hat,  so  ist  doch  Frankreich  diesem  Beispie!  nicht  gefolgt,  sondern  hat 
sich  unverändert  an  die  bisherigen  Völkerrechtsgebräuche  gehalten,  so 
daß  auch  Preußen  nach  kurzem  seine  anfängliche  Absicht  aufgab  und 
wieder  zu  der  Beschlagr»ahnie  t'eintihchen  Privatei*^entums  zur  See  zu- 
rückkehrte. Die  von  dem  Reklamanten  für  das  IMn/ip  der  Unverletz- 
lichkeit feindlichen  Privateigentums  zur  See  angeführten  Tatsachen 
können  daher  nicht  beweisen,  daß  dies  Prinzip  von  den  Mächten  als 
Gewohnheit  des  gegenwärtigen  Völkerrechts  respektiert  wird.  Ein  Prisen- 
gericht hat  aber  die  Pflicht,  bei  Entscheidung  über  Rechtmäßigkeit 
oder  Unrechtmäßigkeit  einer  Seeprise  den  völkerrechtlichen  Vorschriften 
und  Gew  ohnheiten  sowie  den  gesetzlichen  Bestimmungen  seines  eigenen 
Landes  zu  folgen.  Wenn  daher  auch  die  Befolgung  des  Prinzips  def 
Unverlet/barkcit  des  feindlichen  Privatvermögens  in  gleicher  Weise  \xie 
auf  dem  l  ande  so  auch  !ür  Güter  zur  See  nach  der  öffentlichen 
Meinung  der  Welt  den  Prinzipien  der  iiamunität  entsprechen  mag, 
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so  ist  doch  dieser  OrundsatT:  nxischen  den  jet/t  Krieg  führenden 
Mächten  nicht  vertraLrsinaßiL,^  testL^a-legl  worden.  D.iher  ist  es  selh>t- 
rederul  rür  das  Prisent^ericht  ptlichtgemäß  iinniöj^lich,  nach  diesem 
Grundsatz,  der  ueder  von  dtn  Mächten  arierkarnii  i>t,  noch  auch  den 
Bestinuuungen  und  Gevtuhnheilen  des  Völkerrechts  und  den  Gesetzen 
des  eigenen  Landes  entspricht,  über  die  Frage  der  RecfatmäBigkeit  dieser 
Prise  zu  entscheiden.  So  hat  auch  das  Prisengericht  zu  Yokosuka 
zutreffend  dargetan,  daß  der  Grundsatz,  feindliches  Privatvermögen  im 
Kriege  nkht  zu  verletzen,  mit  Bezug  auf  Güter  zur  See  gegenwärtig 
von  den  seitens  der  Mächte  anerkannten  völkerrechtlichen  Grundsätzen 
und  Gewohnheiten  verneint  würde,  und  daß  auch  die  japanische  Prisen- 
ordnung grundsätzlich  auf  demselben  Standpunkt  stehe.  Daher  ist 
die  Entscheidung,  daß  die  Beschlagnahme  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Segelschiffs  „Bobrik"  rechtmäßig  sei,  zuU'effcnd. 

2.  Was  den  Charakter  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs 
angeht,  so  kann  derselbe  Veranlassung  zu  Meinungsverschiedenheiten 
geben.  Aber  selbst  wenn  man  annimmt,  daß  es  ein  Handelsschiff 
ist,  auf  \xeiches  die  Kaiserliche  Verordnung  Nr.  20  vom  9.  Februar 
1904  .Anwendung  finden  muß,  so  ist  doch  das  Urteil  erster  Instanz 
nicht  unzutreffend.  Denn  wenn  hei  Anfant;  eines  Krieges  eine  der 
krir^didirendcn  Parti-ien  unter  1  estsct/uni];  einer  angemessenen  Ftis!  den 
feindlichen  Schiffen  Befehl  erteilt,  vor  Ablauf  dieser  Frist  ihre  Ge- 
wässer zu  verlassen,  so  steht  es  außer  Zweifel,  daß  die  Personen,  welche 
diesen  Befehl  erhalten,  ohne  Verzug  die  nötigen  Vorbereitungen  zur 
Abfahrt  treffen  müssen  und  auch  nicht  die  geringste  Versäumnis  begehen 
dürfen.  Wenn  daher  der  Kommandant  der  „Takao"  auch  plötzlich 
die  Abreise  verboten  hatte,  so  war  doch  sicher  kein  Grund  vorhanden, 
die  Reisevorbereitungen  zu  unterbrechen,  weil  man  doch  nicht  wissen 
konnte,  wann  dieses  Verbot  ^xieder  aufgehoben  werden  würde.  Auch 
war,  nachdem  der  Kommandant  der  „lakao"  am  13.  Februar,  9  Uhr 
vormittaf^s.  den  Befehl,  nicht  nh-/urei>en,  wieder  auf jjeh oben  hatte,  bis 
zum  Ablauf  der  Frist  noch  hinreichend  Zeit  vorhanden,  um  dii-  ndtiiien 
Vorbereitungen  zu  sollenden.  Da  aber  die  Agentur  des  Schiff>riL;rn- 
tümers  diese  Vorbereitungen  zu  treffen  verahsäunitc  so  war  schließ- 
lich da.s  Resultat,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Scliiff  vor  .\blauf 
der  Frist  nicht  abfahren  konnte  und  am  Ende  beschlagnahmt  wurde. 

Da  die  Beschlagnahme  nach  Ablauf  der  Abfahrtsfrist  am  17.  Februar 
erfolgt  ist,  so  ist  sie  durchaus  reehtin  ißii^,  und  auf  ihren  Rechtsbestand 
kann  die  Tntsache,  daß  vor  .Xblaut  der  Frist  die  Abfahrt  einmal  ver- 
boten wurde,  keinen  l'influß  ausüben.  l_)cr  dem  l'rtril  erster  Instanz 
gemachte  Vorvturf,  uekher  die  obigen  Iat^achc^  nicht  in  Rücksieiit 
zieht,  ist  daher  nicht  zutreffend,  und  es  wird,  wie  folgt,  entschieden: 
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Die  Berutung  \x  ird  abgewiesen. 

Am  Q.  Dezember  1904  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Der  russische  Staatsangehörige  iM.  Ginsburg. 

Prbzeßvertreter:  Rechlsanvt alt  Savt  ada  Shunzo,  >x ohnhaft 
Regien I ngs he/ irk  Kariaj^awa,  Yokohama,  Yamashitarho  N'r,  7<). 

In  SacfiLi)  der  Beschlagnahme  des  russischen  Dampfers  „Juhade" 
uird,  \xie  lolgt,  entschieden. 

ürtcilsf  ormel: 
Der  Dampfer  , Juliade"  wird  eingezogen. 

Tatbestand  und  Grfinde: 
Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  ,Juliade"  ist  Eigentum 
des  russischen  Staatsangehörigen  Ginsburg,  führt  die  russische 
Handelsflagge  und  dient  zum  Verkehr  im  Hafen  von  Nagasaki.  Der 
Eigentümer  ü  i  n  s  b  u  r  g  ist  Lieferant  der  russischen  Armee  und  .Marine 
und  hat  in  versrhicdenen  Plät/en  Oj^tasiens  Handelsniederlassungen. 
Da  im  De/cmber  UH)^  "der  Ausbruch  des  Krieges  zwischen  Japan  und 
Rußland  bevorstand,  vt-rließ  Ginsburg  Nagasaki  und  zog  sich  nach 
Daini  zurück.  Seitdem  befand  sich  der  genannte  Dampfer  in  Auf- 
bewahrung des  Prokuristen  der  I  inna  üiiisburg  8c  Co.,  des  eng- 
lischen Untertanen  Dow.  Am  17.  Februar  1904,  vormittags  11  Uhr, 
wurde  er  von  dem  Kaiserlich  Japanischen  Kriegsschiff  ,,Katsuragi"  mit 
Beschlag  belegt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Kommandanten  der  „Katsuragi",  Sakamoto  Soshichi,  das  Proto- 
koll und  die  Bescheinigung  des  Vertreters  des  Kommandanten,  Marine- 
leutnants YoshiMasune,  über  die  Beschlagnahme,  das  Schiffsklassen- 
zertifikat erster  Klasse  des  beschlagnahmten  Schiffes,  ein  Schreiben  des 
Chefs  der  Polizeistation  Umegasaki  in  Nagasaki,  Polizeihauptmanns 
I  e  g  u  c  h  i  M  i  n  e  k  i  c  h  i ,  die  Vernehinunj^^sprotokolie  des  früheren 
Führers  des  beschlagnahmten  Schiffes,  Uwotani  Kanekichi  und 
des  Marincleutnaiits  Y  o  s  h  i  M  a  s  u  n  e. 

Der  Prozeßvertreter  des  Reklamanten  macht  dagegen  hauptsäch- 
lich folgendes  geltend: 

1.  Das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  sei  von  der  Firma  Gins* 
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huvg  im  Hafen  von  Nai^asaki  /um  Verkihi  .tut  den  mit  ihr  in  Oe- 
schäftsverbmdiiiii;  stellenden  .ui^ländiselien  und  inländischen  SrhüUn 
und  zur  Verniiitlim^'  des  \ nkehrs  (ier  Passagiere  derselben  gebraucht 
«ürden  und  diene  nichl  /u  übvYswi^chvr  h'ahrt. 

2.  l's  habe  keuic  Knej^skonterbaiulc  an  Bord  «gehabt  niid  s^e^en 
Jjpan  keinerlei  feindliche  Handlungen  begangen. 

Daher  werde  die  Freilassimg  des  Schiffes  beantragt. 

Der  Staatsanwalt  erklärt  dagegen,  daß  die  Anführungen  des  Ver- 
treters des  Reklamanten  sämtlich  grundlos  seien  und  daß  er  beantrage, 
das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  für  gute  Prise  zu  erklären  und  ein« 
zuziehen. 

Das  Gericht  ist  der  folgenden  Ansicht: 

Der  Eigentumer  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes,  der 
russische  Staatsangehörige  G  i  n  s  b  u  r  g ,  hat  freilich  in  Japan  eine  ge- 
'Jt-rbiiche  Niederlassung  gehabt,  er  hat  aber  in  Voraussicht  des  Aus* 
bruchs  des  Krieges  zwischen  Japan  und  Rußland  sich  im  Dezember 
IWi  von  Japan  nach  Dalni  zurückgezogen.  Nach  dem  Völkerrecht 
ist  er  eine  feindliche  Person, ')  und  sein  Schiff  ein  feindliches  Schiff. 
Auch  die  I'atsache,  daß  das  genannte  Schiff  die  nissisrhr  Handels- 
flagge führt,  bevceist  seinen  unzxxeifelhnft  feindlichen  (,harakter. 

(jieich\iel.  ob  l-^  /um  Hafen\ crkchr  oder  zum  Obersee\erkehr 
dient,  ob  es  KontLibatitir  an  Bord  hat  und  ob  es  /u  ft'iiid^riii^rji 
Handlungen  gebraucht  worden  ist  oder  nicht:  ein  feindliche>  Scluff 
bnn  zu  Kne^szeiten  an  jedem,  nicht  lunitralen  Ort  nul  Recht  beschlag- 
nahmt \x  erden.  3]  Dalier  is.t  die  nach  l.iniritt  des  Kriegszustands  zw  i- 
sdwn  Japan  und  Rußland  ausgeführte  Beschlagnahme  des  zur  Ver- 
handlung stehenden  Dampfers  gesetzmäßig  geschehen  und  derselbe 
ist  einzuziehen.*) 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urtetlsformel  entschieden. 

Am  26.  Mai  1904  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Beisein  des 
Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


')  Dies  eischelnt  Im  Hinblick  auf  §  4  der  Seepdsenordnung  (V)  schief.  Das 

Schiff  ist  feindlich  nach  <j  6,  2,  d.  h.,  well  es  die  feindliche  Flagge  führt.  Der  Eigen- 
tümer hntte  auch  zur  Zeil  der  AufbrinRunf».  obwohl  er  per«5/inlich  verzogen  wnt,  offen- 
t>3!  seine  geschäftliche  Niederlassung  nicin  aufgcgel)en.  Denn  das  Buot  war,  wie  der 
TadKstand  otien  angibt,  in  Verwahrung  seines  Prokuristen.  Er  mufite  also  bexfigUch 
do  Chaiakters  seines  Schiffs  ais  eine  Pcison  von  neutraler  LandeszugehArigkclt  an- 
0eiehen  werden. 

V.  §  35.  —  =•)  V.  §  40. 

llAr>trADil-Me«bl«iibarff,  Dm  j*p«ait«h«  PrlMoracbt.  Baml  1.  (16) 
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« 

RekUmiatit:  Die  ostchinesische  Hisenbahngesellschaft  in  St. 
Petersburg,  Rußland,  vertreten  durch  den  Vizepräsidenten  Wenzel. 

Prozeß  vertreten  Kechtsanix'alt  Nagashima  Washitaro, 
Tokio.  Kyobashiku,  Kagacho  Nr.  10. 

In  der  Prisensache  betreffend  den  russischen  Dampfer  „Manch uria" 
«ird,  vie  folgt,  entschieden: 

U  r  t  e  i  I  s  f  0  r  III  e  I : 
Dt  t  Dnmpfcr  ..Manrhuria"  und  die  ihm  zugehörigen  Spirituosen 
und  Nahrungsmittel  werden  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer,  Kigentum  der  russischen 
ostchinesischen  Eisenbahngesellschaft,  wurde,  während  er  bei  der  Miteu 
ßlshi  Dockgesellschaft  in  Nagasaki  in  Reparatur  begriffen  war  und  vor 
der  Werft  an  einer  Boje  lag,  am  17.  Februar  1Q04  von  dem  Kaiserlich 
japanischen  Kriegi^hiff  „Katsuragi"  beschlagnahmt.  Zu  dieser  Zeit  be- 
fanden sich  an  Bord  Spirituosen  und  Nahrungsmittel. 

Diese  latsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussatjeschrift  des 
Stellvertreters  des  Kommandanten  der  ..Katsuraiji".  KapitänIeutnanU 
Yokoo  Naoshi,  das  Vernehmunj^sprotokoll  de^  f'ienannten  voNxie 
des  englisihen  Staatsangehnrit^Tcn  Wnlker,  wcklur  die  Aufsicht  über 
dir  ..Manchuria"  führte,  das  Schitts/crlüikal  dt-s  dainali^cii  rii^^si'^chen 
Konsiils  in  Nagasaki,  die  Abschrift  des  Auftrai^s  b(.  ti (.'IteiKt  die  i<e|)a- 
ratui  des  Schiffes  und  die  Aussagen  des  \  c-rüelcrs  der  Keklamation, 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Rekla- 
mation sind  folgende: 

Nach  Völkerrecht  könne  freilich  die  Beschlagnahme  eines  feind- 
lichen Schiffes  ihren  Anfang  in  den  Gebietsgewässern  des  beschlag- 
nahmenden oder  eines  mit  ihm  für  den  Krieg  verbfindeten  Staats  oder 
auf  offener  Scm  nehmen,  da  aber  der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer 
zu  der  Zeit  der  Beschlagnahme  in  dem  Dock  der  Mitsu  Bishi  Dock- 
pjesellschaft  geletjen  habe,  so  sei  die  Beschlagnahme  ungerechtfertigt. 
Sclb'it  \x'enn  der  Dampfer  nicht  im  Dork  (rt  lcm  n  hätte,  so  hätte  er  doch, 
vtcii  er  ini  Besitz  eines  japanischen  Staatsangehörigen  ge\xescn  sei,  nicht 
beschlai^nahmt  werden  dürfen. 

Die  Bestimmunii  der  Kaiserliclien  Verordnung  Nr.  20  vom  jähre 
1004, ')  d;iß  russische  Handelsschiffe,  welche  zur  Zeit  des  Inkiafilietens 
der  Verordnung  in  japanischen  Häfen  seien,  bis  zum  16.  Februar  des 
Jahres  abfahren  könnten,  beziehe  sich  auf  Schiffe,  welche  reisefähig 
seien.  Demnach  könnten  Schiffe,  welche,  wie  das  zur  Verhandlung 
stehende,  zur  Zeit  der  Veröffentlichung  der  genannten  Kaiserlichen 
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Verordnung  kfiiic  Maiiii?.cliat"t  liorcl  j^ohabt  uiiti  sich  in  l'^cparatiir 
bt  fundfn  hätten,  daher  /nr  Abn  iNC  außerstande  t^'t  w  rscn  -»eien,  nicht, 
w  ell  die  Abfahrtn  isi  ahgelauten  sei,  sogleich  danai  h  mit  BeM  hla<j  belebt 
«-erden. 

Es  verde  daher  Freigabe  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes 
sowie  der  Spirituosen  und  Nahrungsmittel  beantragt. 

Der  Staatsanwalt  äußerte  sich  im  wesentlichen  dahin,  daß  die 
Reklamation  unbegründet  sei  und  das  Schiff  sowie  die  Spirituosen  und 
Nahrungsmittel  einzuziehen  seien. 

Das  Oericht  ist  folgender  Ansicht : 

Der  Reklamant  macht  geltend,  daß  die  Beschlagnahme  in  einem 
Dock  vorgenommen  worden  '^ti,  \xie  aber  oben  bereits  angeführt,  ist 
es  bewiesen,  daß  dies  nicht  der  lall  gewesen  ist. 

K  rncr  behauptet  der  Reklamant,  daß  das  zur  Verhandlurii^  Ntehciuie 
Schill,  weil  es  /u  der  fraglichen  Zeit  im  Besitz  eines  japanischen  Staats- 
angehörigen gewesen  sei,  nicht  hatte  beschlagnahmt  werden  können. 
Es  kann  indes  nicht  bestritten  werden,  daß  die  Frage,  wer  der  Be- 
sitzer sei,  mit  der  Wirksamkeit  einer  Aufbringung  zur  See  nichts  zu 
schaffen  hat. 

Des  weiteren  bringt  der  Reklamant  vor,  daß  das  zur  Verhandlung 
stehende  Schiff  zurzeit  zur  Reise  durchaus  nicht  imstande  gewesen 
sei  und  nicht  mit  der  Begründung,  daß  die  Frist  der  Kaiserlichen 
Verordnung  Nr.  20  von  diesem  Jahre  abgelaufen  sei,  sofort  nätte  be- 
schLignahmt  werden  dürfen.  Der  allgemeine  völkerrechtliche  Ciruiid- 
satz  i.st  jedoch,  daf)  tcindliche  Schiffe  be'ichlai^ninhtnt  weicien  können, 
und  dit  genannte  K.UNerliche  VerortinuriL,''  schafft  nur  eine  AuNtiahnie 
hiervon.  Schifte,  welche  die  V(nausst.i/uns,;en  der  Bcslinämungen 
dieser  Verordiiung  nicht  erfijllen,  unterliegen  daher  selbstverständlich 
der  Beschlagnahme,  und  die  Frage,  ob  sie  reisefähig  sind  oder  nicht, 
ist  völlig  belanglos. 

Was  demnach  die  Beschlagnahme  des  zur  Verhandlung  stehenden 
feindlichen  Dampfers  „Manchuria"  angeht,  so  ist  nach  den  obigen  .Aus- 
führungen sowohl  Ort  als  Zeit  als  Verfahren  derselben  dem  Rechte 
entsprechend  gewesen,  und  Gründe  für  seine  Freigabe  sind  nicht  zu 
ersehen. 

Da  ferner  die  dem  genannten  Dampfer  zugehörigen  Spirituosen 
unt'  Nahrung-^mittel  ,,nls  im  f'igciitum  der  l  it^entiinier  des  Schiffes 
stehend"  an/uschcn  sind,  so  sind  sie       uht  ilK  einzuziehen.-) 

Fs  wird  daher  wie  in  der  Urteilstormel  eiil>chieden. 

Verkiindet  am  2b.  Mai  1Q04  im  Prisengericht  zu  Saseho  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  Hayash  i  Fi  ju  ro 

(Unterschritten.) 

»)  V.  §  40. 
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Prisenyerichtsetitbclieidungen:  .,Manchuria- 


Reklamant:  Die  ü>tcliinesischc  Kisenbahiij^esellsL-haft  in  St. 
Pelersbiirg,  Rußland,  vertreten  durch  den  Vizepräsidenten  Wenzel. 

Prozeßvertreter:  Rechtsan>xaU  Nagashinia  Washitaro, 
Tokio,  Kyobashiku,  Kagacho  Nr.  10. 

Am  26.  Mai  1004  hat  das  Prisengericht  /u  Sasebo  in  der  Prisen- 
sache betrefttnd  den  am  17  hchniar  HHM  im  Hafen  von  Nagasaki 
von  dem  Kaiserlich  Japanischen  Kriegsschiff  „Katsuragi"  best  h  lagnah  inten 
rus>ischen  Dampfer  ..Manchuria"  ein  l'rteil  gefallt,  in  welchem  auf 
1  inziehung  desselben  und  der  ihm  zugehörigen  Spirituosen  und 
Nahrung>.inittel  erkannt  w'wd. 

(jegen  dickes  Urteil  liii  der  Rtklaniant,  der  Vi/epr;i*?ident  der 
ostchinesischen  bjsenbahngc.scIlM  liaft,  Wenzel,  durch  den  Rc  iits- 
anwalt  Nagashima  Washit  iio  als  Prozeßvertreter  die  ikriifinig 
eingelegt,  >xelche  im  Oberpri.sengenclU  im  Beisein  des  Staatsanwalts 
Tsutsuki  Keiroku  geprüft  worden  ist. 

Die  1  lauptberufungspunkte  des  Vertreters  der  Reklamation  Naga- 
shima  Washitaro  utul  di-ren  Bi'i^riimiun^  sind  folgende: 

Das  Urteil  erster  Instanz  iialx-  /ugcgclx-n.  üali  die  BcschlaL;;naluiiC 
des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers  \>i  ;ihrend  seiner  Hepar  itnr 
bei  der  Alu.su  Bishi  Dockgesellschaft  in  Nagasaki  ge^chehen  sei.  Wenn 
dem  aber  so  .sei,  so  sei  der  I  all  anders  w  ie  bei  Schiften,  die  sich 
schlechthin  in  Oebietsgew  ässern  oder  auf  hoher  See  befänden.  Denn 
das  Schiff  habe  sich  im  Besitz  eines  japanischen  Staatsangehörigen 
befunden  und  verliere  damit  die  Eigenschaften,  welche  die  Aufbringung 
rechtfertigen  würden. 

Da  ferner  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  zur  Zeit  der 
Veröffentlichung  der  Kaiserlichen  Verordnung  Nr.  20  vom  Jahre  190-1 
in  jeder  Beziehung  nicht  reisefähig  gewesen  sei,  so  hätte  es  nicht, 
weil  die  Frist  abgelaufen  gewesen  sei,  beschlagnahmt  werden  dürfen. 

ts  werde  daher  Verwerfung  des  Urteils  erster  Instanz  und  Frei- 
gabe des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  und  seiner  Ladung  be- 
antragt. 

Die  Hauptpunkte  der  Frwiderung  des  Staatsanwalts  heim  Pri>ien- 
gericht  zu  Sasebo,  Hayashi  Kijuro,  sind  folgende : 

Die  Berufung  sei  in  allen  Punkten  unhaltbar.  Die  Beschlagnahme 
des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers  und  seiner  Ladung  erfülle 
alle  Bedingungen,  die  zur  rechtlichen  Gültigkeit  einer  Beschlagnahme  zur 
See  erforderlich  seien.  Demnach  sei  das  Urteil  erster  Instanz,  welches 
dieselbe  gutheiße  und  auf  Kinziehung  der  Prise  erkenne,  unanfechtbar. 
Die  Berufung  müsse  daher  abgewiesen  werden. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 

Die  Beruf ungsbegründung  macht  geltend,  daß  das  zur  Verhandlung 
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strhrndt'  Schit'  zur  Zeit  der  Besrhl.ii^nahmc  bi*i  der  Mitsii  Hishi  Dock- 
J^t•-^t.•ll^l■haft  in  Reparatur  s^evxe.seii  mm.  Damit,  daß  es  sich  so  im  Besitz 
eiru-N  japanibciici!  Staats.mue-lioi-inrt-n  octuiideti  habe,  gestalte  >irh  der 
hall  gim/  verschiedeil  \oii  solchen  l  allen,  vto  Schiffe  sich  srhlcciilhin 
in  Qebietsgewässern  oder  auf  offener  See  befänden .  denn  diu»  Schiff 
verliere  damit  die  Eigenschaften,  die  seine  Aufbrini^ning  rechtfertigen 
bürden. 

Da  ferner  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  zur  Zeit  der  Ver- 
öffentlichung der  Kaiserlichen  Verordnung  Nr.  20  vom  Jahre  1904 

in  jedei  Beziehung  nicht  zur  Reise  fähig  gewesen  sei,  so  hätte  es  nicht, 
«eil  die  Abfahrtsfrist  abgelaufen  gewesen  sei,  beschlagnahmt  werden 
dürfen. 

Die  Tatsache,  daß  ein  Schiff  sich  in  Reparatur  befindet,  ist  aber 
krii'  (irund,  weshalb  es  die  h'igenschaften  verlieren  sollte,  treiben  die 
>i(  Ii  tlic  BL>chlagnahnie  richtet.  .Auch  hat  bei  Cjüiern  mit  feuKlIi'  iu  nt 
ClunaktLi  die  Frage,  \xer  der  Besitzer  ist,  keinerlei  hinfluß  auf  die 
Besch  ja L^nahme. 

\Xas  ferner  die  Tatsache  ani^cht.  daß  das  Schiff  zur  Zeit  der  .Xnf- 
bringung  nicht  reiselähig  war,  so  kann  diese  kein  Hindernis  lür  die 
Anwendung  der  prisenrechtiichen  Grundsätze  bilden.  Auf  Grund  be- 
stehendet Praxis  ist  die  erwähnte  Kaiserliche  Verordnung  erlassen 
worden,  welche  ausnahmsweise  feindliche  Handelsschiffe  für  ^ine  be« 
stimmte  Frist  von  der  Aufbringung  befreit.  Aber  auch  in  dieser  Kaiser- 
lichen Verordnung  findet  sich  keine  Bestimmung,  nach  welcher  zu- 
fiunsten  \  on  reiseunfähigen  Schiffen  eine  .Ausnahme  von  der  festgcM  t/t 
Cinadcnfrist  gemacht  \x  erden  könne.  Daher  konnte  dem  zur  Ver- 
handlung stehenden  Sciiiff  die  Vergünstij^ung  der  [Befreiung  über  die 
iti  der  Kaiserlichen  Verordnung  festgesetzte  hrist  hinaus  nicht  gewährt 
«erden 

Demnach  hat  das  Oericht  erster  Instanz  zu  Recht  auf  Kinziehnng 
des  zui  Verhandlung  stcheiKien  Dampiers  und  der  ihm  zugehörigen 
Spirituosen  und  Nahrungsmittel  erkannt  und  die  Berufung  ist  un- 
begründet. 

fjü  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Im  Oberprisengericht  am  4.  Februar  1905. 

(Unterschritten.) 
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In  der  Prisensache  betreffend  den  am  13.  April  1904  in  Hakoüate 
von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Takao"  beschlagnahmten  Dampfer 
„Thalia"  wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung,  me  folgt,  ent- 
schieden. 

Urteilsformel: 
Ks  wird  auf  Einziehung  des  Dampfers  „Thalia"  erkannt. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Der  Dampfer  „Thalia"  steht  im  Eigentum  der  Kamtschatka  Handels- 

und  Industrie^^esellschaft  in  St.  Petcrsburj^,  Rußland,  und  dient  zur 
Seeschiffahrt.  I'r  wurde,  als  er  gemäß  Auftrags  des  Direktors  tlcr 
genannten  (jeseilschatt,  Barons  S\.  Briigi>cn,  bei  der  Hakodate  Dock 
Aktienjjesellschaft  im  Hafen  von  Hakodate  in  der  Nähe  des  in  der  \n- 
lagt  dci  (jesellschaft  befindlichen  Heliinjjs  auf  Land  ^e/ofjen  und  in 
Reparatur  begriffen  war,  am  April  1004  von  dem  zur  Besatzung 
der  „Takao"  ofrhönVen  Knnitäniriitnam  I  ajima  Joji  auf  Befehl  <Ic5 
Konimandantt.n  tics  i^riianiiten  Ki  itrghscliiifs  mit  HcMhlaq"  belejE^t. 

Diese  iabaciicii  werden  be\xiesen  durch  den  Bericht  tio  Kapit.in- 
kutnants  Tajima  Joji  über  die  Beschlagnahme,  ein  Aiitw  oi  t^t  hi\  ib^n 
des  i  achdirektors  der  Dockgesellschaft,  Soiioda  haue  nur  j.  in  den 
Kommandanten  der  ,,lakao",  Yashiro  Yoshinori,  ein  Schreiben 
des  Chefs  der  Firma  Howell,  J.  A.  Wilson,  und  den  Bericht  des  mit 
dem  Fall  beauftragten  Prisenrats. 

Die  Hauptpunkte  der  Reklamation  der  Prokuristen  der  Kamtschatka 
Handels-  und  Industriegesellschaft  Alexis  Brogroff  und  Amor 
Mandl  sind  folgende: 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  stehe  im  Eigentum  der  ge- 
nannten Gesellschaft  und  sei  auf  dem  Lande  innerhalb  der  Anlage  der 
Hakodate  Dock  Aktiengesellschaft,  in  Reparatur  befindlich,  mit  Beschlag 
belegt  worden.  Das  Recht  der  Beschlagnahme  zur  See  beschränke  sich 
auf  die  offene  See  und  die  Hoheitsgewässer  der  kriegführenden  Staaten. 
Daß  außerhalb  dieser  befindliches  Out  unverletzlich  sei,  lehrten  nicht 
nur  Gelehrte  wie  Hall,  Ca  Ivo  imd  andere;  auch  die  japanische 
Prisenordnung  stehe  offenbar  auf  diesem  Statulpunkt.  Da  nun  das 
Cicbiet  des  Hoheitsgevässers  in  der  Weise  bestiitiint  werde,  daß  man 
von  cK  I  Kii''tc  aus  nach  dt  in  oifenen  Meere  /ii  riiu-  i;»  w  isse  Kntferniin«4 
ims-f  -(>  könne  man  da>>eihe  nicht  ilhcr  ila^  Wa^^'^ergebiet  liiiiaii-- 
au>dtluien  und  nicht  das  festland  innci  iialh  cuio  Docks  für  llohcil.s- 
gewässer  cklaiaii  (  ii  i  selbst  einmal  /ugegeben,  daß  das  Seeprisen- 
rechi  auch  aul  Baciicu,  Müssen,  Sümpfen  unil  Seen,  d.  h.  Stellen,  welche 
außerhalb  des  Seegebiets  lägen,  ausgeübt  werden  könne,  so  mü>se  es 
dennoch  Schiffe  geben,  velche  sich  außerhalb  dieser  Wasserflächen  be* 
fänden  und  auf  welche  die  Seegesetze  keine  Anwendung  finden  würden. 
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Denn  der  Artikel  53,  Absatz  2  des  Haager  Vertrages^)  spreche  aus, 
daß  a>  Schiffe  gebe,  welche  außerhalb  der  Seegesetze  stünden.  Wenn 
dem  so  sei.  dann  müsse  der  erwähnte  Vertrag  mit  den  von  ihm  ge* 

nannten  Schiffen  solche  bezeichnen  vxollen,  >x'elche,  wie  das  hier  ver» 
handelte,  auf  dem  Land  lägen,  so  daß  also  diese,  \xie  der  angeführte  Ar- 
tike!  sage,  außerhalb  der  Anwendung  des  Seerechts  stünden. 

Die  Frage  ferner,  ob  Güter  zur  See  oder  zum  Lande  gehörten,  be- 
stimme sich  nicht  nach  ihrer  Natur  und  ihrer  Verwendung,  sondern 
müsse  nach  dem  Orte,  an  welchem  sie  sich  zur  Zeit  der  Aufbringung 
befänden,  entschieden  werden.  Wenn  es  im  besonderen  zweifelhaft 
xri.  ob  ein  (lut  zur  See  oder  zum  Lande  gehöre,  müsse  für  dasselbe' 
billigere  eise  die  Vermutung  gelten,  (!aR  es  zum  I  ande  q:ehöre,  da 
der  (jrundsat/  der  l^nverlet/liehkeit  t'eiiidlieheii  Privalvcrinö<^^cns  nach 
dfi  Tendenz,  welche  das  Völkeneeht  hehensehe,  nach  und  nach  auch 
lür  Out  zur  See  in  Anwendung  koninuii  würde. 

Da  der  zur  Verhandiuag  stehende  Danipier  wegen  SciKiden>  nii'ht 
selber  reisefähig  gewesen  sei,  sondern  aU  Transportgut  des  Dainpiers 
„Progrcß  ■  gekommen  sei,  so  sei  er  w  ie  ein  Ladungsstück  zu  betrachten. 

Da  also  der  Ort,  wo  der  Dampfer  beschlagnahmt  worden  sei,  auf 
dem  Lande  sei,  so  müsse  der  Dampfer  seinem  Charakter  nach  als  ein 
zum  Lande  gehöriges  Out  betrachtet  werden,  und  es  werde  um  seine 
schleunige  Freilassung  gebeten. 

Das  Oericht  ist  folgender  Ansicht: 

Um  ein  Schiff  in  tüchtigem  Zustand  zu  erhalten,  ist  es  bei  den 
modernen  Fahrzeugen  eine  der  unentbehrlichsten  Bedingnngen,  daß  das 
Schiff  zu  bestimmten  Zeiten  in  einem  Dock  oder  an  einem  Ort,  der 
unter  diesen  Begriff  fällt,  einer  Reparatur  des  Schiffskörpers  und  einem 
.Veuanstrich  unterzogen  wird.  Da  demnach  ein  Schiff  sich,  wenn  es 
in  einem  Dock  oder  dergleichen  liegt,  in  durchaus  natürlichen  Um- 
standen befindet,  so  ist  es  sowohl  vom  rechtslogischen  als  vom  tat- 
^äch]ichen  Standpunkt  widersinnig,  behaupten  zu  wollen,  daß  es  durch 
dit  Dockung,  wenn  es  auch  damit  für  eine  Zeit  auf  das  feste  Land 
'^r'il  in  derselben  Weise  wie  ein  gewöhnliches  Stück  üut  bei  der 
Landung  sogleich  seinen  C'liarakter  als  Seegut  \erliere. 

Dementsprechend  macht  die  (jcsct/gebung  inul  das  ( jew ohnheits- 
nelit  keines  Staates  noch  auch  das  Völkerrecht  einen  Unterschied 
/tischen  Schiffen,  die  im  Dock  liegen,  und  solchen,  die  im  Hafen 
iclim  iininen  Rechte  und  Pflichten  mit  Bezug  au!  die  Schiffe  sind  in. 
btideri   i  allen  völlig  dieselben.    Kurz  der  Lall,  daß  ein  Schiff,  wie 

')  Dort  heißt  es:  Kisenbalinmatcrial,  I.andtcicgraphcnlinicri  cinsehließlich  der 
inicn.  welche  Land  und  S*e  verbinden,  Telephone,  Dampfer  und    inderc  Schiffe 

»eiche  nicht  unter  das  Seerecht  fallen  müssen  für  die  Kriegsoperationen  zur 

Vofttgung  gestellt  werden. 
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üblich,  im  Dock  oder  auf  dem  Helling  liegt,  wird  dem  Fall  gleich  er- 
achtet, daß  es  im  Hafen  liegt,  und  daraus  ergibt  sich  natürlich,  daß  es 
auch  im  ersteren  Falle  zur  Kriegszeit  ein  Objekt  der  Beschlagnahme 
ist.   Derselbe  Gesichtspunkt  der  Notwendigkeit,  nach  welchem  das 

Völkerrecht  das  Secprisenwcscn  gutheißt,  greift  auch  hier  Platz. 

Der  Reklamant  zieht  für  seine  Hehauptunjj:,  daß  Schiffe  auf  dem 
l  ande  nicht  beschlaijnahnit  werden  können,  die  Bestimmung  des  Ar- 
tikels b'i.  Absatz.  2,  des  Haa^er  Vertrags  an.  Aber  darin  wird  von 
„Dampfern  und  anderen  Schiffen,  welche  nicht  unter  der  Merrschatt 
der  Seej^eset/e  stehen",  gesprochen.  Diese  BestininuinL^  handelt  also 
nicht  von  Schiffen,  auf  die  die  See*;eset/e  Auw  i  tulun^  linden.  Daher 
bezieht  sie  sich  nicht  auf  ein  Schiff  wie  das  \  u;  lic'iciKie,  welches  sich  an 
einem  der  See  gleichzufiachtenden  Ort  befindet  und  daher  den  See- 
i^esetzen  untersteht. 

Der  Keki.imant  behauptet,  der  /.ur  Verhandlung  eichende  Dampfer 
müsse,  weil  er  Limiial  aul  Lüiem  Schiff  verladen  worden  sei,  als  Laduiij.^- 
gut  behandelt  Vierden.  Ks  ist  aber  ganz  selbstverständlich,  daß  man 
ihn,  nachdem  er  wieder  abgeladen  und  in  die  ihm  als  Schiff  eigen* 
tfimlichen  Verhältnisse  zurückgekehrt  ist,  nicht  mehr  als  Ladungsgut 
behandeln  kann. 

Man  kann  daher,  wenn  auch  der  zur  Verhandlung  stehende 
Dampfer  auf  dem  Lande  bei  dem  Helling  in  der  Anlage  der  Hakodate 
Dock  Aktiengesellschaft  aufgebracht  worden  ist,  nicht  behaupten,  daß 
der  Ort  der  Aufbringung  nicht  unter  der  Herrschaft  des  Seerechts 
stehe,  oder  daß  das  Schiff  ein  /um  Lande  gehöriges  Gut  sei. 

Demnach  ist  die  von  dem  Kommandanten  der  „Takao"  aus- 
geführte Beschlagnahme  zu  Recht  geschehen  •)  und  der  Dampfer  „Thalia" 
ist  einzuziehen.  ') 

Ls  «ird  daher  wie  in  der  Urteilstorniel  entschieden. 

Verkündet  am  8.  August  1904  im  Prisengericht  zu  Vokosuka  im 
Beisein  des  Staatsanwalts  Yanagita  Kunio. 

tUntersclinfteii.) 

Reklamant:  Die  Ivaim.schalka  l  landLi>-  und  liidustriegesellschaft 
in  St.  Petersburg,  vertreten  durch  die  Prokuristen  Alexis  Brosroff 
und  Amor  MandL 

ProzeBvertrvter:  Rechtsanwalt  Gorai  Kinzo,  Tokio,  Koji- 
niachiku,  Fujimicho  Shichome  Nr.  4,  bei  Kawanioto  Jujiro. 

Am  8.  August  1904  hat  das  Prisengericht  zu  Vokosuka  in  der  Prisen* 
Sache  betreffend  den  am  13.  April  1904  im  Hafen  von  Hakodate  von 

«)  V.  §  2  und  35.  —  )  V.  §  40. 


Digitized  by  Google 


PritMgericlitMiitocIiehlwigen:  „Thalia". 


Abschnitt  VI» 


Kaiserlichen  Krieijssrhiff  ,,Takao"  h('srhlat(nahir.tcii,  der  Kamt- 
schatka Handels-  und  Industricgcbellschalt  in  St.  l'ctei">but  :4t.' hörigen 
Dampfer  ,.rhalia"  ein  Urteil  i^efällt.  in  welchem  auf  Fiii/ichuiig  des- 
selben erkannt  vvordcn  ist.  Gegen  dieses  Urleil  haben  die  Prokuristen 
der  genannten  Firma,  Alexis  Brosroff  und  Amor  Mandl,  durch 
den  Rechtsanwalt  Oorai  Kinzoais  ProzeBvertreter  die  Berufung  ein- 
gelegt, welche  im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku  und 
Ishiwatari  Bi nicht  beim  Oberprisengericht  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptberufungspunkte  des  Vertreters  der  Reklamation, 
Ciorai  Kinzo,  sind  folgende: 

Das  Urteil  des  Prisengerichts  in  Yokosuka,  welches  auf  Einziehung 
des  Dampfers  „Thalia"  erkenne,  sei  widerrechtlich,  und  es  werde  aus 
folgenden  Gründen  Kreilassung  des  genannten  Dampfers  beantragt. 

A. 

Im  IVtril  erster  In>lan/  heilk*  es: 

Da  ein  Schiff  sieh,  wenn  e>  in  einem  Dock  oder  dergleichen 
liege,  in  durchaus  natürlichen  Umständen  befinde,  so  sei 
es  sowohl  vom  rechtslogischen  als  vom  tatsächlichen  Stand- 
punkt widersinnig,  behaupten  zu  wollen,  daß  es  durch  die 
Dockung,  wenn  es  auch  damit  für  eine  Zeit  auf  das  Land 
geriete,  In  derselben  Weise  wie  ein  gewöhnliches  Stück 
l^dung  bei  der  Landung  sogleich  seinen  Charakter  als  See- 
gut verliere. 

I^iese  Ausführungen  stutzten  sich  lediglich  auf  die  Schiffsnatur 
des  Dampfers  „Thalia",  ohne  zu  berücksichtigen,  daß  die  Beschlagnahme 
an  dem  frai^Hichen  Orte  imzulässig  gewesen  sei.  Sie  stehe  mit  dem 
nnidanientalen  üruiidsat/,  daß  eine  Seebeschla{,mahnie  nur  in  Cicbiets- 
"^'evtässer  oder  auf  oftciici  See  ausgeführt  werden  könne,  in  Widerspruch 
und  sei.  wie  nachstehend  erörtert,  unrechtmäßig. 

1.   Im  §  2  der  japanischen  Seepribcnordnung  heiiic  es. 

daß  die  Visitierung,  die  Durchsuchung  und  die  lieschlag- 
nahme  nicht  stattfinden  dürfe  in  einem  neutralen  HoheiUi- 
gewässer  oder  in  Gewässern,  welche  durch  Vertrag  aus^ 
drücklich  als  außerhalb  des  Kriegsgebiets  belegen  bezeichnet 
seien. 

Daß  hierin  mit  keinem  Worte  erwähnt  sei,  daß  diese  Handlungen 
sich  nicht  auch  auf  das  feste  Land  ausdehnen  dürften,  sei  ledit,dieh  darin 
begründet,  daß  es  selbstverständlich  sei,  daß  das  Beschlagnah tneret  ht 
auf  dem  Lande  nicht  an>;geübt  werden  dürfe  mu!  daß  demnach  kein 
Bedürfnis  vorlic^a-,  dieses  besoiuU  rs  aus/uneiiineii.  W^ei!  daher  iinrh 
dem  Sinn  der  aniieiilhrten  Bestimmung  eine  Bcschla^iiahnjc  außerhalb 
des  Wassergebiets  ausgeübt  werden  dürfe,  so  sei  die  zur  Verhandlung 
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stehende  Be)>chlagnahmc  eine  Verletzung  des  in  der  japanischen  Prisen* 
ordniiriK  niederjiielcjij^ten  Latidesrechts. 

II.  In  cieiii  Artikel  2'i  und  Artikrl  4()  des  am  21.  Nowiiibcr 
IQüO  veröffentlichten  Haay:cr  Vertra^>  <ri  Ixstimnit,  daß  feimllichcs 
Privateigentum  niclit  willkürlich  hesch hinnahmt  und  eingezoijen  'xiidcn 
könne.  Damit  sei  der  sogenaniitc  ürundi>atz  der  ünvcriet/lichkeil  feind- 
lichen Privatvermögens  anerkannt.  Da  in  diesen  Bestimmungen  keine 
Beschränkungen  nach  Art  des  Vermögens  aufgestellt  seien,  so  wider« 
spreche  es  ihrem  Sinn,  wenn  man  Schiffe  davon  ausnehme. 

Ausdrücklich  spreche  auch  Artikel  53,  Absatz  2  des  genannten 
Vertrages  von  Schiffen,  die  außerhalb  des  Seerechts  stünden.  Nach 
diesen  Worten  müsse  daher  der  Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  auch 
auf  Schiffe,  sov(eit  sie  sich  außerhalb  des  Bereichs  der  Ausübung  des 
Seeprisenrechts  befänden,  zur  Anwendung  kommen. 

Das  viüiter  in  dem  genannten  .Artikel,  Absatz  2  vorkommciidt 
Wort  „Landtelegraphcn"  schließe  in  seinen  Sinn  auch  die  über  I  and 
gehenden  Teile  von  Seekabeln  ein.  Das  heiße  al^u,  claß  liuli  Ser- 
gut, .sobald  es  ans  Land  komme,  als  üut  auf  dem  Lande  betrachtet 
und  als  solches  geschützt  vterde. 

Daher  verstoße  die  zur  Verhandlung  stehende  Beschlagnahme  gegen 
den  Haager  Vertrag,  welchem  Japan  beigetreten  sei. 

Iii.  Die  Beschlagnahme  der  „Thalia"  auf  dem  festen  Lande  verletze 
auch  das  Völkerrecht. 

a)  Das  Urteil  erster  Instanz  vertrete  die  Ansicht, 

daß  Schiffe,  VI  eiche  zwecks  Reparaturen  oder  derart  in  i)ücks 
oder  dergleichen  lä^^cn,  damit  ihren  (Charakter  als  Seegut 
nicht  xerlören  und  daher  der  Beschlagnahme  nicht  entgehen 
könnten. 

Aber  Schiffe,  welche  in  neutralem  Hoheitsxxasser  oder  in  vertrag.s- 
mäßig  außerhalb  tic>  Ki  iei^sgcbiets  liegenden  üewä.ssern  befindlich  seien, 
behielten  doch  anch  iliien  ('harakter  ak  Schiffe,  und  der  Cirund,  wes- 
halb sie  nicht  beschlagnalunt  werden  dürtleii,  >ci  der,  dal)  diese  iioheits- 
bzw.  durch  Vertrag  ausgenommenen  Gewässer  völkerrechtlich  un- 
verletzlich seien. 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  habe  zur  Zeit  der  Beschlag- 
nahme bei  einem  Dock  auf  Land  gelegen,  und  Privateigentum  zu  Lande 
sei  unverletzlich.  Nism  könne  wohl  nkht  behaupten  wollen,  daß  das 
Land  bei  einem  Dock  noch  Wa.ssergebiet  sei,  und,  weil  demnach  auf 
dem  Lande  befindlich,  könne  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  ebenso 
vienig  wie  Schiffe,  die  sich  in  den  oben  erwähnten  Hoheitsgevt  ässern 
bz\x.  vertraglich  neutralisierten  (iewässern  befänden,  /ur  Prise  gemacht 
\ic erden.  Das  L'rleil  «Tster  ln>t  inz  argumentiere  aber  lediglich  damit, 
dal)  ein  Schiff  seiner  .\atur  nach  Seegut  sei,  und  gehe  auf  die  Streit- 
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frage  nach  dem  Gebiet,  in  welchem  Seeprisenrecht  zur  Anwendung 
kommen  könne,  mit  keinem  Worte  ein.  Daher  sei  es  rechtswidrig. 

b)  Eine  große  Anzahl  von  Völkerrechtsgelehrten  halte  die  Beschlag« 
nahmt  auf  dem  Lande  für  unzulässig.   Hall  sage: 

Güter  des  Feindes,  welcher  ein  kriegführender  Staat  in  seinem 
Gebiet  vorfinde,  dürften,  sofern  sie  nicht  nach  Ifröffnung 
des  Krieges  in  seine  Gebietsgewässer  kämen,  nicht  eingezogen 
werden ; 
Masse  sage: 

Unter  den  /i\iIi^ic•lten  Staaten  schütze  man  auf  dem  Lande 
die  nichtkämpfenden  Personen  und  das  Privateigentum  nach 
Möglichkeit,  aber  auf  der  See  sei  man  /.u  dem  barbarischen 
Zustand  zurückgekehrt,  feindliche  Privatpersonen,  hahrzeuge 
und  Güter  aufzubringen  ; 
K  i  V  i  e  r  sacfe : 

Dif   Kriegfülirenden  hätten  das  Reilit,  lL^iiidlKlu.s  Privat- 
vciinögen,  welches  aut  der  See  schvtimme,  mit  Beschlag  zu 
belegen  ; 
Charles  de  Buck  sage : 

Feindliches  Privateigentum  unter  tciiidlicher  Hagge  könne 
auf  der  offenen  See  und  in  den  Oebietsgewässern  der  krieg- 
führenden Staaten  aufgebracht  werden. 
Das  Gewicht  dieser  Ansicht  lasse  sich  daraus  erkennen,  daß  der 
Artikel  8  der  Beschlüsse  des  internationalen  Völkerrechtskongresses  vom 
Jahre  1882  über  das  Seeprisenwesen  der  allgemeinen  Ansicht  der  Ge- 
lehrten aller  Länder  den  einheitlichen  Ausdruck  gegeben  habe.  da6 
die  Seebeschlagnahme  auf  das  Wasser  zu  t)eschränken  sei. 

Daß  das  Beschlagnahmerecht  nicht  bis  auf  das  Land  bei  einem 
Dock  erstreckt  werden  dürfe,  sei  demnach  die  fast  unbestrittene  An- 
sicht der  Wissenschaft,  und  daher  müsse  die  Beschlagnahme  des  zur 
\'erhandiung  stehenden  Schiffs  schließlich  auch  vom  wissenschaftlichen 
Standpunkt  aus  verworfen  >x'erden. 

c)  Das  l'rteil  erster  Instanz  behaupte,  daß  eine  Beschlac^nahmc 
auf  dem  I  ande.  w  ie  die  bei  dem  Dock  an  der  „Thalia"  vollzogene, 
nach  demselben  (.iesiehtspimkt  der  Notwendigkeit,  aus  welchem  das 
Völkerrecht  das  Secpriseiireelit  anerkenne,  gerechtfertigt  sei.  Kine  der- 
3rtiu(  Cieltendmachung  de^  tür  Seepriseii  geltenden  Gesichtspunktes  bei 
einer  Beschlagnahme  eines  Schiffes  mf  dein  Lande  sei  indes  nicht 
nur  an  und  tiir  sich  ider>iiHug .  diese  Be.>elilagnahme  stehe  viehnchr 
auch  direkt  im  Oegensatz  zu  dem  grundsätzlichen  Unterschied,  der 
in  der  Behandlung  des  Privateigentums  im  Landkrieg  und  im  See- 
krieg gemacht  wurde. 

Die  Gründe,  weshalb  man  im  Gegensatz  zu  dem  Schutze  des 
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Fiivateigentums  zu  Lande  die  Aufbringung  des  Privateigentums  zur 
See  für  notwendig  halte,  seien  mannigfach,  doch  im  wesentlichen  fol^ 
gende : 

1.  Pradier  - Ködere  gebe  als  Grund  für  die  Beschlagnahme  der 
in  den  Häfen  eines  kriegführenden  Staats  befindlichen  feindlichen 
Schiffe  an,  daf^ 

der  Staat  bezuglich  solchen  in  seinen  Häfen  oder  sonstigen 
Gewässern  schwimmenden  Guts  nicht  wie  bei  Gut,  das  sich 
auf  dem  Lande  befinde,  in  der  Lage  sei,  seine  Gesetze  un- 
eingeschränkt in  Anwendung  zu  setzen,  es  seiner  Kontrolle  zu 
unterziehen  oder  ihm  seinen  Schutz  zu  gewähren. 

Wenn  dies  der  Grund  sei,  weshalb  man  Schiffe  zu  Prisen  machen  könne, 
so  entbehre  die  auf  dem  festen  Land  bei  einem  Dock  ausgeführte  Be- 
schlagnahme des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  der  Begründung. 
Denn  dies  feste  Land  sei  von  dem  Wassergebiet  eines  Hafens  ver- 
schieden und  dem  Staat  seien  dort  für  die  Anwendung  seiner  Ge- 
setze und  die  Ausübung  seiner  Kontrollgewalt  keinerlei  Schranken  ge^ 
setzt. 

2.  Hautefeuille  erkläre  die  Gründe  für  die  Unverletzlichkeit 
des  Privateigentums  zu  Lande  einerseits  und  für  das  Pnsenrecht  an 
Privateigentum  zur  See  andrerseits,  indem  er  sage,  daß 

im  Landkrieg  ein  Staat  den  Feind  hinreichend  des  Nutzens 

des  öffentlichen  und  privaten  Figcntiims  beraube,  wenn  er 
sein  Gebiet  besetze.  Auf  de:  See  indes  gebe  es,  um  den 
Feind  zu  schädigen,  nur  das  eine  Mittel  der  Einziehung  feind- 
lichen Privatvermögens.  Durch  diese  werde  der  reind  des 
Nutzens,  der  ihm  aiis  solchem  Vermögen  entsprinp^e,  beraubt, 
vfährend,  wenn  man  Schiffe  und  deren  l.aduiiL^en  frei  in 
da^  1  ei^de^la^d  gelangen  ließe,  der  feindliche  Staat  uii- 
\erkür/t  mittelbar  oder  unmittelbar  Vorteil  aus  ihnen  /u 
ziehen  imstande  sei.  Mache  jedoch  ein  Staat  solche  Oüter 
zur  Prise,  so  könne  er  den  Nutzen,  den  der  heind  von  ihnen 
gehabt  haben  würde,  selbst  für  sieh  tiaraus  ziehen. 

Nach  diesen  Ausführungen  könne  das  zur  Verhaiuiluiii;  4elieiule 
Schiff,  welche^  Gut  zu  Lande  sei,  wenn  es  für  die  Kriei^soperatioiieii  be- 
nötigt werde  nach  Artikel  Absatz  '2  des  lia.iijer  Vertrags  als  Gut 
auf  dem  I  an  de  requiriert  und  in  (iebrauch  geiioniuien  werden:  Sobald 
freilich  der  1  eind  es  unternehme,  dasselbe  zur  See  nach  dem  Feindes- 
land fort/Usch. iffen,  k(Hnie  es  als  Privateigentum  zur  See  beschlagr 
nahmt  werden.  Solange  es  aber  als  ein  Stück  Gut  auf  dem  Lande  in 
Japan  festgehalten  Vierde,  diene  es  weder  zum  Nutzen  des  Feindes 
noch  zum  Schaden  Japans. 
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X  Punk- Brentano  und  Sorel  führten  aus,  daß 

«^enn  feindliche  Staatsangehörige  im  Lande  des  Gegners  Ver- 
mögen besäßen,  dies  Vermögen  dorthin  gelcommen  sei  im 
Hinblick  und  im  Vertrauen  auf  den  Schutz,  den  die  ge> 
wöhnlichen  Landesgesetze  dem  Eigentumsrecht  gewährten, 
und  daß  der  Krieg  an  diesen  Gesetzen  nicht  die  geringste 
Änderung  bewirke.    Solange  demnarli  der  Staat  seine  An- 
schauungen über  den   Kigentumsschutz  unverändiit  fort- 
bestehen lasse,  müsse  er  auch  das  higentum  feindlicher 
Privatpersonen  schüt/.en  und  respektieren.    Wenn  er  es  ver- 
letze, SU  verletze  er  damit  siiiu-  tiL,nneii  (iesct/e. 
Wenn  aus  diesem  (irunde  feindliches  IVivateigentuni  auf  dem 
Lande  geschützt  werden  müsse,  so  bedeute  die  tinzichung  des  auf 
dem  Lande  befindlichen,  hier  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  einen 
Bruch  mit  dem  Geiste  derjenigen  Gesetze  Japans,  welche  sich  auf 
den  Schutz  des  Eigentumsrechts  bezögen. 

4.  Rivier»  Hautefeuille  und  andere  Gelehrte  hätten  ge* 
sagt,  da0 

Schiffe,  verschieden  von  Out  auf  dem  l^ande,  sofort  armiert 
und  als  Kriegsschiffe  benutzt  oder  mm  Truppentransport 
oder  zu  anderen  für  die  Kriegsführung  wichtigen  Zvterken 
gebraucht  Vierden  konnten,    f)nher  nifissc  ihre  Beschlag- 
nahme als  \-on  (irr  Notwendigkeit  i^x-hoten  frachtet  \\erden. 
Auch  wenn  man  da.s  zur  Verhandlung  stfhoncle  Schiff  unter  diese 
Argunieutaliun  slclie,  so  tnüsse  es  der  Beschlagnahme  entgehen.  Denn 
angenommen,  man  bedürfe  seiner  für  den  Krieg,  so  unterliege  es  doch 
nur  der  Requisition,  weil  es  ein  Schiff  sei,  welches  nach  Artikel  53, 
Absatz  2  des  Haager  Vertrags  nicht  dem  Seerecht  unterstehe. 

5.  Wheaton,  Rivier  und  andere  Gelehrte  seien  der  An- 
sicht, daß, 

weil  das  Ziel  des  Landkriegs  die  Eroberung  des  feindlichen 
Gebiets,  das  des  Seekriegs  aber  die  Vernichtung  des  feind- 
lichen Handels  und  seiner  Schiffahrt  sei,  bei  ersterem  ein 
Bedürfnis  für  die  Verletzung  des  Privatvermögens  nicht  vor- 
liege, während  letzterer  dieser  nicht  entraten  könne. 
Der  vtahre  Zweck  des  Scpprisenwesens  sei  danach,  vcährend  des 
Krieg."^  Handel  und  Schiffahrt  des  l  eindes  zu  hemnicn,  mn  dadurch 
schnell  /um  Ziel  des  Krieges  zu  gelangen.    Deshalb  s^j      nicht  unter 
allen  UnL-.länden  nötig,  diese  Härte  noch  bis  nach  \  ollenduiig  tles 
Krieges  auszudehnen.    Für  ein  Schiff  vcie  das  iiiei   verhandelte  be- 
stehe einerseits  die  Möglichkeit  hinreichender  Kontrolle  durch  die  Re- 
gierung; auch  könne  es  nur  auf  dem  Wasserwege  in  die  Heimat  zurück- 
kehren. Wenn  man  es  daher,  während  es  auf  dem  Lande  liege,  als 
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unverletzliches  Gut  zu  Lande  behandele»  so  stehe  das  der  Errekhunir 
des  als  notwendig  erblickten  Ziels,  den  feindlichen  Handelsverkehr  zu 
brechen,  in  keiner  Weise  im  Wege. 

b)  Die  Ausdehnung  der  Seebeschlagnahme  bis  auf  das  feste  Land 
bei  einem  Dock  sei  eine  Verletzung  des  fundamentalen  Grundsatzes 
des  Völkerrechts  über  die  Parteien  im  Kriege.  Die  Parteien  eines  Krieges 
seien  die  Staaten,  nicht  die  einzelnen  Privatpersonen.  Rivier  sage: 
das  Recht  der  Kriegsführiing  stelle  nur  Staaten  /u.  Dnher 
bestehe  Kriei,'  nicht  /xc  ischcn  den  Individuen.  Auch  zwischen 
Staat  und  Individuum  L^cbc  c>  krincn  Krie.u. 

Bis  auf  einen  i-in/ii,Hn  (.iii^lischcii  VolKrncciUslehrer  seien  alle 
(jclehrtcn  Huropas  und  Amciika>  dieser  Ansicht.  Als  natürlu  liei  Xus- 
fluß  dieses  ürundsat/es  vcerdc  die  Unverletzbarkeit  des  I^rivateigentums 
von  der  ganzen  Welt  als  ein  grundlegendes  Prinzip  des  Kriegsrechts 
angesehen.  Auch  der  Artikel  46  des  Haager  Vertrages  spreche  dieses 
klar  aus  Diesem  Grundsatz  gegenüber  nehme  die  Praxis  des  Seeprisen- 
wesens nur  die  Stelle  einer  Ausnahme  ein.  Daher  müsse  in  diesem 
Falle,  vio  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  auf  dem  Lande  bei 
einem  Dock  gelegen  habe  und  wo  es  z\xeifelhaft  sei,  ob  es  als  Out  zur 
See  oder  zu  Lande  aufzufassen  und  demnach  einzuziehen  oder  nicht 
einzuziehen  sei,  die  Regel  beobachtet  «erden,  daß  man  Ausnahmen 
möglichst  eng  auslegen  solle.  Danach  müsse  man  da>  Schiff  als  Out  zu 
Lande  betrachten,  auf  welche^  der  (jruntlsat/  der  Unverletzlichkeit  des 
Privatverniögens  anzu\xcndcn  j.ei.  So  eri^ebc  >ich  auch  aus  dem  (irund- 
satz,  daß  Parteien  eines  Kriegs  nur  die  Staaten  seien,  vicil  das  Schiff 
als  Gut  auf  dem  L^nde  Anspruch  auf  Anwendung  des  Grundsatzes  der 
Unverletztichkeit  des  Prtvatvermögens  habe,  die  natürliche  Konsequenz, 
daß  das  Schiff  nicht  beschlagnahmt  werden  dürfe. 

e)  Das  Urteil  erster  Instanz  habe  behauptet,  ein  Dock  und  das 
bei  demselben  belegene  Land  sei  der  See  gleichzuerachten.  Wie  im 
folgenden  erörtert  werden  solle,  sei  es  jedoch  klar,  daB  solche  Orte 
ihrer  juristischen  Natur  nach  verschieden  seien. 

1.  Während  ein  Dock  oder  das  bei  demselben  belegene  Land  vom 
Staat  oder  von  Privaten  geeignet  werden  könne,  sei  ein  Eigentum  von 
IMvaten  am  Hoheitswassergebiet  ausgeschlossen.  Carnazza-Amari 
sage: 

w  riin  ■>AU'h  CHI  i  li^enlunisrecht  an  Grund  und  Boden, 
\^elche'^  einen  Teil  des  Wa^seriL^ebiets  eines  Hafens  in  sich 
schließe,  vürkomnic,  so  gehe  docli  darau:>,  daü  dem  Kigen- 
tümer  bezüglich  des  Teils,  vielcher  Wassergebiet  sei,  keine 
absolute  Verfügungsgewalt  zuerkannt  werde,  klar  hervor,  daß 
seine  Rechte  daran  nicht  dieselben  seien,  wie  sein  Ligentums- 
recht  an  dem  Teil,  welcher  Grund  und  Boden  sei. 
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Während  also  da::  Kigentuinsrecht  an  dem  Landgebiet  des  Docks 
und  des  dabeiliegenden  Grundes  absolut  sei,  so  daß  ein  Eindringen 
in  dasselbe  gegen  den  Willen  des  Kigentünier>  \oii  diesem  ibge\xehrt 
«'erden  könne,  so  sei  derselbe  doch  nicht  berechtigt,  den  Kintritt  in  das 
von  ihm  geeignete  Hafengebiet,  /.  B.  \xegen  gefährlichen  Wetters  oder 
um  einer  Verfolgung  zu  entgehen,  abzuweisen  Während  es  des  w  eiteren 
dem  M^entiimer  des  Bodens  freistehe,  den  (uhi;iucli  desM'lbeii  zu  ge- 
statten oder  zu  vervteigern  müsse  der  Staat,  aU  1  iu'entümer  des  Hafen- 
gebict>.  die  Benutzung  desselben  allen  auswärtigen  Staaten  in  gleichem 
Malk  gestatten. 

2.  Kin  Staat  köniu  das  harmlose  Passieren  ausländischer  Truppen 
durch  cm  Dock  oder  das  bei  demselben  belegene  Land  j.chlecluhin  ver- 
vieigern ;  er  müsse  aber,  abgesehen  von  Fällen,  «ro  dies  seine  eigene 
Ruhe  gefährde,  das  harmlose  Passieren  ausländischer  Kriegsschiffe  in 
üeinen  Hafengewässern  erlauben. 

Da  diesergestalt  zwischen  Land  und  See  zu  unterscheiden  sei,  so 
bestehe  kein  Grund,  welcher  die  Ausübung  des  Seeprisenrechts  auf  dem 
(irund  bei  einem  Dock,  dem  man  schlechterdings  die  Eigenschaft  von 
«irklichem  festen  Land  nicht  absprechen  könne,  zu  rechtfertigen  ge- 
ei^^net  sei.  Die  Beschlagnahme  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs 
sei  daher  ungerechtfertij^'1 

f)  Das  LJrteil  ersti  i  Instanz  gebe  zu,  daß  die  Beschlagnahme  auf 
dem  Land  bei  dem  Hellini;  iLjesrhelien  sei,  beschränke  sich  aber  darauf, 
die.sen  Ort  einfach  als  einem  Dock  gleichstehend  zu  he/eichnefi.  Das 
l-and  in  der  jNähe  eines  Docks  sei  aber  kein  Dock,  und  wenn  es  auch 
zur  Aufnahme  von  Schiffen,  die  repariert  würden,  diene,  so  sei  es  doch 
kein  Ort,  wo  diese  Schiffe  sich  ihrer  Natur  gemäß  befänden. 

Wenn  man  derartigen  Grund  und  Boden  als  im  Bereich  der 
Ausübung  des  Seeprisenrechts  belegen  betrachte,  so  müsse  das  auch 
von  jedem  anderen  Ort,  der  kein  Dock  sei,  gelten,  sobald  sich  ein  Schiff 
dort  zur  Reparatur  befinde,  wenn  er  gleich  10  oder  100  Meilen  von  der 
Küste  entfernt  auf  dem  ijinde  liege. 

Selbst  wenn  man  annehme,  daß  es  für  ein  Schiff  etwas  Natürliches 
sei,  im  Dnrk  zu  liegen,  und  daß  dic-^  da-^selbe  sei.  als  wenn  es  im 
Hafen  vi  hw  ininu-,  so  könne  man  doch  nii  lit  behaupten,  daß  es  für  ein 
Seliitt  natürlich  sei,  aiilierhalb  eines  Dock.s  auf  dem  Lande  zu  Ües^vn. 
Wenn  auch  die  1  fitiernung  zwiselien  dem  Meiling  und  dem  hier  m 
Frage  kommenden  Land  nur  einige  wenige  Schritte  betrage,  so  konuiie 
diese  Entfernung,  \  om  juristischen  Standpunkte  aus  gesehen,  einer  Ent- 
fernung von  zehn  Millionen  Meilen  durchaus  gleich.  Da  so  aber  das 
Schiff  auf  gewöhnlichem  Lande,  d.  h.  an  einem  außerhalb  des  Wirkungs« 
bereichs  des  Seeprisenrechts  liegenden  Ort  beschlagnahmt  worden  sei, 
so  se:  es  nach  dem  Ausgeführten  unfraglich  freizugeben. 
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B. 

Es  sei  ein  Mißverstehen  der  Tatsachen,  xcenn  das  Urteil  erster 
Instanz  behaupte,  das  Schiff  habe  sich  in  einer  fQr  ein  Schiff  gewöhn- 
lichen Lage  befunden. 

I.  Das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  sei  zur  Reparatur  auf 
dem  Dampfer  „Prugrcß"  nach  Hakodate  gekommen.  Das  Urteil  erster 
Instanz  gebe  freilich  zu,  daß  das  Schiff,  während  es  auf  dem  genannten 
Dampfer  verladen  gewesen,  als  ein  Stück  Ladung  desselben  zu  be- 
trachten gewesen  sei;  es  stelle  aber  die  Ansicht  auf,  daß  man  es  nicht 
mehr  als  I.adungsgut  betrachten  könne,  nachdem  es  vcieder  abgeladen 
und  in  seine  ihm  als  Schiff  eigentümlichen  Verhältnisse  zurückgekehrt 
sei.  Ks  sei  aber  nicht  einzusehen,  weshalb  das  Schiff,  nachdem  t*s  einmal 
seine  Schiffsnatur  habe  ablegen  und  die  eiru'>  I  ndiinirsstrirk«;  annehmen 
können,  nicht,  wenn  es  auf  dem  Lande  ebintalls  si  i.  ->iini-  reine  Schiffs- 
natur solle  ;iblet,ren  und  die  Fijefenschaft  eine^  Stiuks  Pri\ ateiq;entiims 
/u  l  ande  annehmen  können.  Zum  /wi-rke  liner  Reparatur  >ei  das 
Schilf  ein  l.adungsstück  des  „Progrcß"  geworden.  Aus  dem  gleichen 
Grunde  sei  es  auch  auf  das  Land  geschafft  worden.  Weshalb  solle  daher, 
während  der  gleiche  Zweck  noch  fortdauere,  die  Tatsache,  daß  es  nun 
auf  dem  I^nde  sei,  ihm  einen  anderen  Charakter  geben?  Wenn  man 
behaupte,  der  Umstand,  daß  das  Schiff  nach  der  Abladung  einmal 
ins  Wasser  gelassen  sei,  habe  es  wieder  in  die  ihm  eigentum liehen 
Verhältnisse  zurückgebracht,  vt  ürdc  es  dann,  w  enn  man  es.  ohne  es  ins 
Wasser  zu  lassen,  direkt  ans  Land  geschafft  hätte,  die  Eigenschaft  eines 
Guts  zu  Lande  er>xorhen  haben?  Diese  Art  von  Argumentation  sei 
doch  \xohl  kaum  zu  rechtfertigen.  Denn  &a<  Herablassen  ins  Wasser 
sei  gerade,  \xie  vienti  man  ein  Stück  Bauhol/  heim  Löschen  .lus  einem 
Schiff  erst  ins  Wasser  lasse,  nichts  weiter  als  eine  besondere  Transport- 
methode. 

W  Oer  Hericht  des  Offiziers,  der  die  Hesrhla^iiahme  ausgeführt 
habe,  tue  dar,  daß  das  Schiff  zur  Zeit  der  Beschlagnahme  sich  im  Zu- 
^tande  unvollendeter  Reparatur  lu-tunden  habe  und  nie  lit  splbst.indig 
reisefähig  gewesen  sei.  Reklamant  sei  dei  Ansicht,  daß  man  ein  der- 
artiges, rpiseunfähiges  Lahrzeug  nicht  als  ein  richtiges  Schiff,  sondern 
nur  als  ein  Stück  Out  ansehen  könne. 

III.  Das  zur  Verhandlunn  strlu  iuK-  Schiff  h.ibe  zur  Zeit  der  Auf- 
bringung wetlcr  die  für  die  Reise  nötigen  Ausriislungsgerätc  iioch  eine 
l^ndesflagge,  noch  Schiffspapiere,  noch  Mannschaft  besessen,  kurz  es 
habe  an  allen  Anforderungen  gefehlt,  die  man  an  ein  Schiff  stellen 
müsse.  Auch  hieraus  ergebe  sich,  daß  der  Fall  nicht  als  der  eines 
richtigen  Schiffes,  sondern  vielmehr  als  der  eines  Stücks  Gut  zu  be- 
handeln sei.  Man  habe  es  mit  einem  richtigen  Stück  Gut  auf  dem  Lande 
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/II  tun  auf  \\lIi:1r\s  der  H:ia^t'r  Vertrag  Aii\xentlung  finde  lUid  das 
dahei  unnai;lu  Ii  freizugeben  .sei. 

Die  H.iu[itpimkte  der  Krviidenini^  der  Staatsanw  ilti'  beim  Prisen- 
t,'ericht  zu  VokoMik;!.  U  c  h  i  d  :i  Shiijenari,  Kobayashi  Yoshio 
und  Vanagita  K  u  ii  i  u  ,  .sind  toi.Ljeiule: 

Die  Besehlagnahine  des  zur  Verhatidlun^  .steheiiden  Schiffs  sei 
rechtmäßig  und  seiner  Einziehung  stehe  nichts  im  Wege.  Dies  werde 
folgendermafien  begründet: 

1.  Die  vielen  Ansichten  dii  (iekhiUn  vmd  praktischen  Heispiele 
bestimmten  den  Bereich,  in  weichem  Beschla)4iiahmeii  \urgenommen 
«-erden  könnten,  lediglich  in  negativer  Weise,  ohne  ihn  positiv  zu  be- 
grenzen. Auch  «enn  Ltishington  und  Holland  lehrten, 

das  Besch  lagnahmerecht  könne  außer  in  dem  Wassergebiet, 
das  unter  der  Herrschaft  neutraler  Staaten  stehe,  in  jedem 
Wassergebiet  ausgeübt  werden, 
so  entspringe  das  nur  der  Annahme,  daß  für  gewöhnlich  Seegut  an 
anderen  Orten  nicht  angetroffen  werden  würde,  habe  aber  nicht  den 
Sinn,  daß  Seegut,  w  enn  es  ausnahmsweise  aus  dem  Wassergebiet  entfernt 
»erde,  dabei  at>er  offenbar  noch  als  Seocait  anzusehen  sei,  frei  ausgehen 
und  nicht  vor  Gericht  gezogen  werden  solle. 

Aber  selbst  zugegeben,  der  Seeprisenbereich  sei  in  der  Weise, 
«ie  der  Reklamant  es  annehme,  positiv  begrenzt,  so  sei  trotzdem  das 
Schiff  innerhalb  seiner  Grenzen  beschlagnahmt  worden.  Wenn  es  auch 
nicht  klar  ersichtlich  sei,  worauf  sich  der  sogenannte  fundamentale 

Grundsatz  des  Reklamanten  beziehe-,  sri  sei  wohl  anzunehmen,  daß 
er  in  dem  von  Phillimorr  für  die  Ausübung  der  Visitierung  und 
Durchsuchung,  und  von  Hall  für  die  Beschlagnahme  schlechthin  auf- 
gestellten Bereich  positiv  fixierte  Grenzen  erblicke  und  so  annehme, 
ddli  d:is  Seeprisen nrebict  das  1  erritorialwassergeblet  der  kriegführenden 
Staaten  und  die  offene  See  seil 

Das  Wort  „Wassergebiet"  enthalte  aber  die  Gesamtheit  der  Häfen, 
Buchten,  Baien,  Flußmündungen  und  dergleichen  mit  dem  Wasser  in 
Beziehung  stehenden  geographischen  Einzelteile  dessen,  was  man  mit 
einem  Sammelwort  der  gewöhnlichen  Sprache  als  „Meer"  bezeichne. 
I)a  demnach  da'^  Wassergebiet  je  nach  den  natürlichen  Wirkungen 
von  Ebbe  uiui  f  Im  oder  infolge  künstlicher  V'orrichtunr^en  der  .Menschen 
nicht  iictwfndigerw ei.se  in  allen  Feilen  und  zu  allen  Zeiten  von  Wasser 
b<  let  hl  sei,  .so  sei  es  ein  t  ehler,  es  mit  dem  Begriff  „Wasserflüche"  /.u 
identiltzieren. 

Kill  [)t)ck  müssf  tkiher  c-inmal  für  sich  allein  als  em  Was^ergebiet 
Httr.K'htct  w  erden :  xiclaiiii  l^ilde  es  aber  aucii  vermöge  seiner  not- 
wendigerweise vorhandenen  Abhängigkeit  von  Liegeplätzen  für  Schiffe 
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/iisauinien  tnit  detii  ührii^ni  Hafen.  Fluliiiniiuluni^soi'i-iirt,  odi-r  -^^-as  es 
sfi,  ein  geineinschaftliclus  Wassertrt'biet.  W»e  man  es  auch  tti>eht*. 
immer  erijebe  sich.  ciaR  tiit.  in  (.-iiu  iii  I  )(u  k  \ or.i^enonimene  Beschlagnahme 
als  in  gcw  ölinlic  hi  in  WahM  i  Licbk  l  \  ni  ^renommen  tjelten  müsse. 

Die  Krkiaiuu^  des  RckiainaiHLii  von  dem  festen  Land,  auf  Jt-ni 
eine  Beschlagnahme  nicht  ausgeübt  >xerden  dürfe:  daß  dies  nämhcli 
die  ganze  Erdoberfläche  umfasse,  soweit  sie  nicht  von  Meer\xasser  be- 
deckt sei,  sei  durchaus  nur  seine  eigene,  und  selbst  wenn  die  Wissen- 
schaft das  Gebiet  erlaubter  Beschlagnahme  positiv  bestimmen  würde« 
so  wurde  sie  doch  nicht  versuchen,  diese  Behauptung  aufzustellen. 

Wenn  Schiffe  zwecks  Reparatur  ins  Dock  zu  gehen  hätten,  so  sei  es 
aus  technischen  Gründen  zuweilen  erforderlich,  sie  daneben  aufs  I^and 
zu  ziehen  oder  das  Dockwasser  abzulassen,  [deshalb  könne  man  aber 
nicht  sagen,  dafi  sie  außerhalb  des  Docks  und  auf  dem  Lande  seien. 

2.  In  dem  von  dem  Reklamanten  angeführten  Artikel  8  der  Be- 
Schlüsse  des  Völkerrechtskongresses  in  Turin  im  Jahre  1882  heiße  es: 

das  Beschlagnahmerecht  könne  nur  in  dem  innerhalb  3  See- 
meilen von  der  Küste  belegenen  Wassergebiet  der  krieg- 
führenden Staaten  und  auf  dem  Ozean  ausgeübt  werden. 
Hier  werde  von  Wassergehiet  in  dem  Sinne,  den  der  Reklamant 
angebe,  nicht  gesprochen.    Sonst  würde  man  zu  der  merkwürdigen 
hrscheinung  kommen,  daß  ein  feindliches  Schiff,  vcelches  in  unmittelbarer 
Nähe  der  Küste  Hege,  mit  dem  Wechsel  (Ut  f  lut  eine  Stunde  vor  der 
Aufbringung  sicher  sei  und  in  der  aiKkrcn  Stunde  diesen  Schutz  \x  ieder 
verliere    Im  übrigen  sei  der  Beschluß  de>  oben  /iticrteü  Artlkcl^  S  in  die 
japanische  Prisenordnung  nicht  aufgenommen,  und  zwar  einmal,  weil 
eine  (JL-rat  ti^e  jV)siti\e  Begrenzung  des  Seeprisengebiets  der  ailgeinLinen 
Ansicht  der  NX  ell  nicht  entspreche,  sodann  auch,  weil  man  kein  Bedürfnis 
erblickt  habe,  eine  derartige  Begrenzung,  >x  eiche  die  Interessen  des 
Staats  so  wesentlich  berühre,  ohne  die  Bedingung  der  Gegenseitigkeit 
erfüllt  zu  sehen,  von  sich  aus  einseitig  aufzustellen. 

3.  Der  Reklamant  behaupte, 

die  Tatsache,  daß  die  japanische  Prisenordnung  im  §  2  als 
Gebiet,  in  welchem  Prisen  nicht  gemacht  werden  dürften, 
nur  neutrales  Territorialmeer  und  besonders  durch  Vertrag 
ausbedungene  Wassergebiete  anführe  und  das  neutrale  feste 
Land  als  selbstverständlich  ausgeschlossen  nicht  erwähne, 
beweise,  daß  sie  eben  die  Beschlagnahme  auf  dem  festen 
Lande  der  kriegführenden  Staaten  für  unzulässig  erachte. 
Es  sei  indes  nicht  nötig,  daß  eine  Prisenordnung  die  Rechtsbestimm nngen 
sämtlich  enthalte,  und,  wenn  die  Prisenordnung  diesen  ball  vorsehende 
Bestimmnn[::cn  nicht  getroffen  habe,  sf)  sei  der  ürund  lediglich  der, 
daß  sie  ein  bcdürfiiis  dafür  nicht  erblickt  habe. 
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4.  Wenn  auch  der  Reklamant  selbst  anerkenne,  daß  die  von  ihm 
angezogenen  Bestimmungen  des  Hriai^er  Vertrages  dem  l  atidkrie^  seine 
Schenken  vorsehreibe,  itiit  w  elcher  Begründung  wolle  er  dieselben  dann 
auf  die  Priseriinaßnahnien  der  Marine  zur  An\x  endun^  :-)ringen  ? 
forderten  die  Worte  ..Schifte,  \x eiche  nicht  unter  der  Herrschaft  des 
Seerechts  stehen"  nicht  vielmehr  /u  der  .\rgunientation  auf,  daß  in 
ihnen  nuplicite  K^'saijt  sei,  tiaß  auch  eine  Landmacht  tjelegentlich  mit 
Schiffen* /u  tmi  h.nben  könne  (He  dem  Seerecht  unterstünden? 

Zur  l. iitcr>tul/.ung  meiner  Ajisjcht.  daß  außerh  ilh  des  Wassers 
Prisen  nicht  trcmacht  werden  diirftefi  stelle  der  Reklamant  \icüach 
die  Ansichten  von  (lelehrten  falsch  dar.  Was  zum  Beispiel  Hall 
sage,  sei  \xeiter  nichts  als  die  Anerkennung  einer  Tendenz,  h'eindcsgut, 
welches  seit  der  Zeit  vor  dem  Kriege  in  dem  Gebiet  eines  Staates  sei, 
von  der  Beschlagnahme  zu  befreien.  Das  Zitat  von  Masse  sei  ledig- 
lich eine  Wiedergabe  allgemeiner  Tatsachen.  Damit  den  Bereich  des  Be-' 
schlagnahmerechts  abzugrenzen,  sei  nicht  beabsichtigt  gewesen.  Eben- 
sowenig sei  mit  den  Worten  Kiviers  „das  zur  See  schwimmende 
Out"  etwas  anderes  gemeint  als  Seegut,  ohne  daß  eine  Unterscheidung 
nach  der  Richtung,  ob  es  zurzeit  auf  dem  Wasser  schwimme  oder  nicht, 
gemacht  worden  sei. 

(1.  Der  Reklamant  nthrr  betreffe  der  (nunde.  \xe->halb  ntn*  Seegut 
beschlai^niahiiit  w  erclen  könne,  eine  große  Anzahl  w  isM  iisch.iltlicher  An- 
sichten an  unü  behaupte,  daß  die  lkschlagnahnie  de.^  zur  Verhandlung 
stehenden  Schiffes  mit  keinem  dieser  (iründe  im  Kinklang  stehe.  Aber 
daB  sie  mit  denselben  in  Widerspruch  stehe,  beweise,  daß  diese  An- 
sichten eben  nicht  zuträfen.  Was  man  auch  immer  für  Gründe  dafür 
angebe,  das  I^inzip^  Privateigentum  zur  See  wegzunehmen,  stehe  in 
unserer  Zeit  noch  als  eine  Maßnahme,  die  in  Kriegszeiten  unentbehrlich 
sei,  in  Geltung,  und  es  liege  kein  Grund  vor,  gerade  dieses  eine  Schiff 
davon  auszunehmen. 

7.  Der  Reklamant  mache  geltend, 

es  sei  die  allgemeine  .Ansicht  unserer  Zeit,  daß  der  Krieg  um" 
zw  ischen  Staaten  geführt  Nx  erde  tin<!  da-^  Seepriseinx  e-en, 
weU  hes  den  Privaten  als  t  emd  behandele,  i  iiie  Aufnahme 
sei  f>aher  sei  in  zweifelhaften  hallen  die  grundlegende  Regel 
anzuw  enden. 

Daß  indes  das  Ziel  des  Krieges  das  sei,  dem  feindlichen  Staat  Schaden 
zuzufügen,  treffe  auch  für  die  See  zu,  und  andrerseits  hätten  die  Privaten 
auf  dem  Ijinde  ebenfalls  durch  die  Rückwirkungen  des  Krieges 
Schädigungen  zu  ertragen.  Wenn  die  Behandlung  des  Privateigentums 
zu  Lande  und  zur  See  verschieden  sei,  so  liege  der  Grund  hierfür,  wie 
viele  Gelehrte  annähmen,  darin,  daß  das  Recht  für  den  l^ndkrieg  und 
das  für  den  Seekrieg  jedes  seine  besondere  hnt Wicklung  erfahren  habe. 
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Wenn  man  aber  vom  ii^c>i  hichtlii  hen  StaiKi|n{iiktf  aus  darüber  vTit- 
scheidcn  wolle.  >xas  Regel  und  >xas  Ausnahme  sei,  so  müsse  man 
^ajj^en.  ti;iß  vielmehr  die  Kinziehung  des  Frivatv cruiögcns  die  grund- 
le^cnut  RcLiel  tinrstelle.  Im  übrigen  bestehe  bezüglich  des  Ihaliafalls 
kein  ZAxeifel  dai  über,  oh  das  Objekt  Ciul  zu  Lande  oder  (jut  zur  See  sei. 

8.  Der  Reklamaat  beiiaupte,  daß  das  Land  und  das  Wasser  eine 
verseiiiedene  juristische  Stellung  einnähmen,  führe  ahn  nicht  aus,  inw  ie- 
fern  dies  auf  die  Wirksamkeit  einer  Beschlagnahme  Lintluß  haben  >o\\t'. 
Selbst  angenommen,  es  bestehe  ein  derartiger  L'nterschied,  so  liege  doch 
kein  ürund  vor,  >xeshalb  dem  Prisenvcesen,  Nxclches  selbst  auf  der  nur 
recht  schwach  beherrschten  See  frei  ausgeübt  vcerden  dürfe,  auf  dem 
viel  stärker  beherrschten  Land  Fesseln  angelegt  werden  sollten.  Im 
übrigen  gebe  es  zahlreiche  Fälle,  wo  Privaten  ein  gewisses  Wasserareal 
zum  privaten  Eigentum  oder  Gebrauch  überlassen  sei,  so  daB  sie  dritte 
aus  demselben  ausweisen  könnten,  z.  B.  das  Wasser  bei  Landungs- 
brücken  und  Hafendämmen.  Auch  ein  Dock  gehöre  unter  diese  Bei- 
spiele, und  es  sei  unmöglich,  sich  der  Ansicht  zu  unterwerfen,  welche 
für  die  Rechtsverhältnisse  desselben  je  nach  Vorhandensein  oder  Nicht- 
vorhandensein von  Seewasser  in  demselben  einen  Unterschied  aufstellen 
wolle. 

9.  Der  Reklamant  >xende,  um  die  Verwerfung  der  Besrhlai^mahme 
um  jeden  Preis  durchzusetzen,  den  neuen  Ausdruck  „Beschlagnahme  auf 
dem  Lande"  an.  Wenn  man  aber  dni  Kegriff  „Land"  so  auffasse  wie 
der  Reklamant,  so  sei  eine  l.andprisr  durchaus  nicht  unter  allen  Um- 
ständen uni^crerhtfertigt.  Daß  im  allLivnicinen  auf  dem  Lande  keine 
Prisen  gcnuu  ht  w  lirden,  treffe  für  Ladung>gut  unbedingt  zw  Selbst  für 
Schiffe  müsj»c  man  sas^en,  daß,  \xenn  sie  von  der  Küste  entfernt  im  Lande 
lägen,  .sie  in  vielen  Lallen  wohl  ihren  C^harakter  als  See^ut  verloren  naben 
und  zu  Vermögensstücken  gevtorden  seni  w  ürden,  welche  völkerrecht- 
lich die  Beschlagnahme  nicht  zuiielkn.  Aber  im  I  alle,  daß  ein  Schiff 
im  Dock  sei  selbstverständlich,  und  auch  im  Lalle,  daß  ein  Eigentümer 
sein  Schiff,  um  es  der  Beschlagnahme  zu  entziehen,  auf  das  Ufer 
ziehen  würde,  verliere  das  Schiff  dieserhalb  keineswegs  seinen  Charakter 
als  Seegui  und  unterliege  daher  selbstverständlich  der  Beschlagnahme. 
Wenn  man  an  dem  Wasserufer  eine  Linie  ziehen  und  dann  behaupten 
wolle,  daß,  sobald  diese  Linie  auch  nur  um  einen  Schritt  fiberschritten 
werde,  ohne  die  Umstände  des  Falls  zu  ervc'ägen,  schlechthin  auf  die 
Beschlagnahme  verzichtet  werden  müsse,  so  müßten  in  Zukunft  einem 
Inselreich  wie  Japan,  wenn  es  genötigt  sei,  sich  mit  seiner  Marine- 
macht gegen  einen  kontinentalen  Feind  zu  wenden,  aus  dieser  Schranke 
die  größten  Schvtierigkeiten  erwachsen. 

Kurz  und  gut,  die  Beschlagnahme  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Schiffes  stimme  mit  dem  üeist  unserer  Seeprisenordnung,  welche  die 
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Oren/i  n  cUt  Beschlagnahme  nicht  positiv  tVstgt'lc\iit  habe,  überein  und, 
daß  das  Hrisengericht  zu  Yokosuka  bei  der  Untersuchung  der  Krage, 
üb  das  (jut  Seei,nit  <t'i  oder  nicht,  sich  um  den  Ort,  wo  dasselbe 
sich  befunden  habe,  nicht  gekümmert  habe,  sei  durchaus  richtig  gewesen. 

10.  Der  Reklamant  ni;u  hr  geltend,  daß  das  zur  Verhandlung 
stehende  Schiff,  weil  es  als  I  ulung  auf  dem  Dampfer  „Progreß"  ver- 
schifft und  in  Hakodate  ans  Land  geschafft  worden  sei,  ein  gewöhn- 
liches Ladungsgut  \xäre.  Aber  in  dem  V'ernvhiriuni^sprotokoii  des  da- 
mals bei  der  Hakodate  Dock  Aktiengesellschaft  angestellten  Mizuno 
Yükci  heiße  es: 

..Wie  ist  die     Ihalia"  nach  Hakodate  geschüttt  worden?" 

„Wie  sie  dorthin  gekommen  ist,  weiß  ich  nicht,  als  »ie  aber 

nach   der   Dockgcsellscliatt   kam,  scliwaimn  sie  auf  dem 

Wasser." 

Das  sei  ein  deutlicher  Beweis  dafür,  dali  der  Agent  des  Reeders  in 
Hakodate  die  „Thalia"  als  Schiff  behandelt  habe,  und  sie  sei  deshalb 
nicht  wie  Bauholz,  welches  in  das  Wasser  geworfen  werde,  anzusehen. 
Selbst  zugegeben,  es  habe  einmal  eine  Zeit  bestanden,  wo  das  Schiff 
ein  zum  Lande  gehöriges  Vermögensstück  gewesen  sei,  so  habe  es  doch 
bereits,  bevor  es  ins  Dock  aufgenommen  worden  sei,  seine  gewöhnliche 
Natur  wiedererlangt  gehabt 

I>as  Fehlen  der  Schiffsflagge,  der  Schiffspapiere  usw.  stelle  die 
Natur  des  Schiffes  als  eines  Stückes  Seegut  nicht  in  Lrage,  und  in  den 
meü^ten  Prisenfällen  sei  dies  im  Gegenteil  eine  Anreizung  zur  Be- 
schlagnahme. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
Der  Reklamant  mache  folgendes  geltend. 

A. 

Das  Gericht  erster  Itistanz  habe  rntsgrffihrt,  daß 

ein  Schiff,  welches  in  eiiuin  Dock  oder  dergleichen  liege, 
sich  in  durchaus  n.i(iu  H(  lu  ii  l  niständen  befinde  tmd,  wenn 
es  auci;  damit  tur  eme  /.eil  aui  das  feste  Land  gerate,  da- 
durch doch  nicht  seinen  Charakter  als  Seegut  verliere  usw. 
Diese  Ausführungen  stützten  sich  lediglich  auf  die  Schiffsnatur  des 
Dampfers  „Thalia",  ohne  zu  untersuchen,  ob  die  Aufbringung  an  dem 
Orte,  wo  sie  geschehen  sei,  zulässig  gewesen  sei  oder  nicht.  Die  Knt- 
Scheidung  auf  Einziehung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  stehe 
indes  in  Widerspruch  mit  dem  fundamentalen  (irundsat/.  daß  eine  See- 
beschlagnahme nur  in  Gebictsgewässer  oder  auf  offener  See  ausgeführt 
werden  könne.    Sie  sei  daher,  wie  nachstehend  erörtert,  unrechtmäßig: 
1.  Die  Beschlagnahme  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs 
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Mi  v\m  Verletzung  der  japanischen  Seeprisenordnung.  Die  Bestimmung 

des  §  2  unserer  Sceprisenordiuing: 

dir  V'i«iitieritn^v  DurchsurluiTii,'  und  Heschlai:;'n;ihme  dürfen 
nicht   slalUindeii    m    neutralem    Holieilsm  w  ;i>srr    ,»iU  r  in 
\Vas>erj,'ebieten.  w  elche  durch  Vertraj,^  au-sdrial\lich  ds  außer- 
halb des  Krie^s^^ebiets  beletjen  bezeichnet  sind 
bedeutet  nur,  daß  die  Kaiserliclien  Kriegsschiffe  in  neutralem  Moheils- 
gevrässer  und  in  Wasser^abieten,  welche  ausdrücklich  durch  Vertrag 
als  außerhalb  des  Kriegsgebiets  belegen  bezeichnet  sind,  keine  Visi- 
tierung. Durchsuchung  und  Beschlagnahme  ausführen  dürfen.   Es  ist 
aber  tatsächlich  unbestreitbar,  daß  die  hier  verhandelte  Beschlagnahme 
weder  in  einem  neutralen  Hoheitsgewässer  noch  in  einem  Wassergebiet, 
welches  durch  Vertrag  ausdrücklich  als  außerhalb  des  Kriegsgebiets 
belegen  bezeichnet  worden  ist,  ausgeführt  worden  ist.    Daher  ist  die 
Beschlagnahme  keine  Verletzung  unserer  Seeprisen  Ordnung. 

II.  Der  Reklamant  behauptrt  tiic  zur  Verhandlung  stehende  Be- 
srhl.iifnahme  sei  in  Widerspruch  nnt  dem  unter  dem  21.  November 
iMtKi  veröffentlichten  Hai^-r  Vertrag.  Dieser  \'(Ttr:iif  bezieht  sich  je- 
doch auf  die  RechtsbesiunniiinL^rii  inid  die  l'r;i\i-<  dc^  1  andki  und 
hat  mit  dem  Recht  und  der  l'ia,\i>  tie>  Scfk[it  L;>  iiu  In^  zu  >ehaHcn. 
Daher  ist  autii  tiie  Begründung  des  Reklamanten,  daß  die  Beschlag- 
nahme eine  Handlung  sei,  die  gegen  den  liaagcr  Vertrag  verstoße, 
unbegründet. 

III.  Der  Reklamant  sagt,  die  zur  Verhandlung  stehende  Beschlag- 
nahme widerlaufe  dem  Völkerrecht  und  begründet  dies  folgendermaßen : 

a)  Von  jeher  sei  das  Privatvermögen  zu  Lande  völkerrechtlich 

als  unverletzbar  angesehen  worden.  Da  aber  das  zur  Verhandlung 
stehende  Schiff  sich  zurzeit  bei  einem  Dt>ck  auf  dem  festen  Land 
beftmden  habe,  so  sei  die  Beschlagtiahme  de»elben  rechtswidrig. 

h)  Viele  (ielrhrte  sagten  mit  Bezug  aid"  den  Ort,  an  welchem 
Sc  liiUt  hl --(dd  li^iKihiiit  werden  könnten,  entweder,  daß  (üe  Beschlai^n.ihine 
aul  dei  Slc  zu  ritoli^cn,  oder  daß  sie  auf  der  offenen  See  oder  mi  Cje- 
bietsgewässer  dei  kriegführenden  Staaten  Nlatlzufinden  habe,  oder  daß 
das  Objekt  der  Beschlagnahme  das  auf  der  See  schwinuuende  Gut  sei. 
Auch  habe  der  internationale  Völkerrechtskongreß  im  Jahre  1882  be- 
schlossen, daß  Seeprisen  nur  auf  dem  Wasser  gemacht  werden  dürften. 
Die  zur  Verhandlung  stehende  Beschlagnahme  stehe  daher  mit  der 
Wissenschaft  in  Widerspruch. 

c)  Bei  der  zur  Verhandhnig  stehenden  Beschlagnahme  habe  es 
an  der  das  Seeprisenwesen  rechtfertigenden  Notwendigkeit  gefehlt. 

d)  Daraus,  tiaß  die  Parteien  in  einem  Kriege  die  Staaten  seien, 
folge  als  (jrundsatz,  daß  das  Prix  nlvt-rmöi^en  un\  erletzlich  sei.  Die 
Beschlagnahme  von  i-'rivatvermogen  zur  See  bilde  lediglich  eine  Aus- 
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nahnic  hiervon  Im  Zweifel,  ob  v\\\  (jut  /iitii  LaiuK'  ockr  /ur  Srr 
i^'ehöre.  niüsj.c  der  Orundsat/,  Ausrialimtii  cni^  auszule^ca,  bctolj^t  und 
da>  betreffende  Gut  für  Gut  /.w  Lande  angesehen  «erden.  Daher  sei 
mich  das  zur  Verhandlung^  stellende  Schiff  als  (iut  zu  Lande  zu  be- 
trachten und  unter  den  Grundsatz  der  Unverletzlichkeit  des  Privat- 
verniögens  zu  stellen. 

e)  Da  die  rechtliche  Natur  eines  Docks  und  des  dasselbe  uni- 
•^ebenden  Landes  von  der  der  See  klar  unterschieden  sei,  .so  sei  die 
Beschlagnahme  an  einem  derartigen  Ort  unzulässig. 

f)  Selbst  wenn  man  Schiffe  in  einem  Dock  mit  solchen,  die  im 
Hafen  schwämmen ,  fQr  gleich  erachten  wolle,  so  sei  doch  die  Beschlag- 
nahme des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  bei  dem  Dock  auf 
dem  festen  Land  widerrechtlich. 

Zu  a)  DaB  ein  Schiff  sich  vorübergehend  wegen  nötiger  Repa- 
rituren  in  einem  Dock  oder  auf  einem  Bauplatz  befindet,  dient  nur 
dem  Zweck,  den  bestimmunjj^sgemäßen  (iebrauch  des  Schiffes  in  vollem 
.MaBe  zu  erreichen,  und  bedeutet  daher  \xeiter  nichts,  als  daß  es  während 
der  .\rbeiten  \ orfiht  i  i'chend  aus  dem  Wasser  <  iitt-  i  nt  worden  ist.  Wenn 
auch  in  solchem  l  all  der  Ort.  wo  das  Schiff  sich  befindet,  zufällij^  zu 
der  Zeit  nicht  vom  Seevc nsscr  bedeckt  ist  so  muR  man  doch  sa'^'cn. 
c]:if^  ijrei,»en  ein  sokhe>  Schiff  das  Beschiai^nahnieretht  ausgeübt  werden 
k.iiHi.  hs  ist  daher  uiihenrinulet.  %xenn  der  Keklanuint  sagt,  daß  die  zur 
\  trliantlliin^  stehende  Beschlagnahme,  weil  sie  auf  dem  Lande  erfolgt 
»ei,  ungesetzlich  sei. 

Zu  b)  In  der  Annahme,  daß  ein  Schiff  für  gewöhnlich  uif  den! 
Vl'a.sser  >clis\iiunit,  iiahen  die  Ciclehrten  mit  Bezug  auf  Orte,  an  welchen 
Schiffe  twschiagnahmt  werden  können,  Worte  wie  „die  See"  oder  „die 
offene  See  und  dk;  Oebietsgew  ässer  der  kriegführenden  Staaten"  oder 
..Güter,  welche  auf  der  See  schwimmen"  gebraucht  Auch  hat  der 
Internationale  Völkerrechtskongreß  in  Turin  beschlossen,  daß  das  Be- 
schlagnahmerecht  außer  in  den  Gewässern  der  kriegführenden  Staaten 
una  auf  dem  offenen  Ozean  nicht  ausgeübt  werden  könne.  Aber 
alles  dies  hat  nur  die  gewöhnlichen  Fälle  im  Auge  und  es  steht  außer 
Frage,  daß  der  Fall,  daß  ein  Schiff  auf  dem  Hauplatz  eines  Docks  liegt, 
gerade  w  ie  ein  solcher,  w  o  ein  Schiff  zum  Schutz  oder  zur  Überw  achung 
lür  eint  Zeit  auf  das  Ufer  gezogen  worden  ist,  dem  hall  gleich  zu 
achten  ist.  w  o  es  im  Wasser  schw  immt.  Daher  steht  die  zur  Verhandlung 
stehende  Beschlagnahme  nicht  im  Widerspruch  mit  der  Wissenschaft. 

Zu  c)  Wenn  auch  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  auf  dem 
Arbeitsplatz  eines  Docks  lag,  so  war  es  doch  ein  feindliches  Schiff, 
velche.^  noch  wieder  zu  fahren  fähig  \\nr  und  seine  Beschlagnahme 
>tc'ht  nicht  Im  Widerspruch  mit  der  Idee  des  Völkerrechts,  die  das 
deeprisenwesen  gutheißt. 
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Zu  (1)  Da  die  Tatsix-fu-  unbestritten  ist.  cinß  das  Objekt  der  zur 
V'erh  uidlunjT  stehenden  Hesc  lila^nahnic  cui  S(  hitt  ist,  vtelches  nin'  vor- 
ühi  i  L:!  lu  nd  /w  Reparatur  aul  dem  Bauplal/  eines  Docks  lag,  i>t 
kein  Kaum  lin  einen  Zvceifel  darüber,  ob  dies  Objekt  üut  zu  Lande  oder 
zur  See  sei,  und  eine  Auslegungsfrage,  wie  der  Reklamant  sagt,  entsteht 
gar  nicht. 

Daß  die  Funkte  e)  und  f)  des  Reklamanten  unbegründet  sind,  geht 
bereits  aus  dem  zu  a)  Gesagten  klar  hervor.  Diese  Punkte  bedürfen 
daher  keiner  Erörterung. 

In  B.  fütiil  der  Reklamant  folgendes  aus: 

Das  zur  Verhandluntj  stehende  St  hilf  sei,  um  in  Hakodntc  repa- 
riert zu  werden,  auf  ntuni  anderen  Dampfer  \erladen  uiui  dorthin 
geschafft  \xorden.  Da,  während  es  auf  dem  Lande  gelegen  habe,  dieser 
Zweck  noch  fortgedauert  habe,  so  sei  das  Schiff  weiter  nichts  als  ein 
Ladungsstfick,  welches  an  Land  geschafft  sei.  Auch  seien  zur  Zeit  der 
Beschlagnahme  des  Schiffes  die  Reparaturen  noch  nicht  vollendet  und 
das  Schiff  nicht  in  reisefähigem  Zustand  gewesen,  und  die  zur  Reise 
erforderliche  AusrüstiniL:  und  die  Mannschaft  habi  s;efelilt  Ks  müsse 
daher  als  ein  Out,  vtelches  auf  dem  Lande  in  der  Nähe  des  Docks 
lag,  selbstverständlich  freigegeben  werden. 

Da  es  aber  aus  der  Vollmacht  des  Reklamanten,  den  Vernehniungs- 
protokollen  des  Inspektors  des  Zollamts  in  Hakodate,  Nakada  Kiira- 
noske,  und  des  bei  der  Hakodate  Dotk  Aktiengesellschaft  angestellten 
Mizuno  Vokei  und  den  Untersuehungsakteii  des  Prisenrats  in  Yoko- 
suka,  S  a  k  a  k  I  \x  a  r  a  h  u  ^  a  b  u  r  o  ,  hervorgeht,  daß  das  zur  Verhand- 
lung stehende  Schiff  ru>>L->ehei  Naiiunalität  ist,  da  es  ferner  unbc>lriiten 
ist,  daß  die  I  laküdale  Dock  Aktiengesellschaft  AufUag  hatte,  ein  Schiff 
zu  reparieren,  so  kann  man  lediglich  daraus,  daß  die  „Thalia",  um 
nach  Hakodate  zu  gelangen,  einmal  auf  einem  anderen  Schiff  verladen 
gewesen  ist,  nicht  schließen,  daß  sie  kein  Schiff  sei. 

Da  des  weiteren  zur  Zeit  der  Beschlagnahme  das  Schiff  der  Form 
nach  ein  solches  darstellte,  so  kann  die  Tatsache,  daß  die  Reparatur 
desselben  teilweise  noch  unvollendet  war,  so  daß  es  nicht  sofort  reise- 
fähig war,  auf  die  Wirksamkeit  der  Beschlagnahme  keinen  Einfluß  haben. 
Dies  um  so  weniger,  als  aus  dem  Bericht  des  Offiziers,  der  die  Beschlag- 
nahme ausführte,  nicht  zu  entnehmen  ist,  dali  das  Schiff  nicht  reise- 
fähig gewesen  sei,  vielmehr  aus  dem  Vernehm ungsnrotnkol!  des  bei  der 
Hakodate  Dock  Aktiengesellschaft,  w  elche"  das  Schiff  m  üew ahrsam  liatte, 
angestellten  Mizuno  Vokei  sich  hinreichend  ersehen  läßt,  daß  die 
Reparatur  bereits  vollendet  war  und  daß  das  Schiff  reisefähig  gewesen 
sein  wiirde. 

Das  1  chlen  von  wichtigen  Schiffsgeräten,  von  Papieren  und  Mann- 
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Schaft  ist  kein  Ürund,  weshalb  es  seine  Eigenschaft  als  solches  ver« 
lieren  sollte. 

Wenn  also  das  Oericht  erster  Instanz  das  Schiff  für  ein  richtiges 
Schiff  erklärte,  so  ist  das  eine  zutrettende  hntscheidung  und  durchaus 
kein  Mißverstehen  der  latsachen.  Dieser  Berufungspunkt  ist  demnach 
ebenfalls  verfehlt, 

Es  viird  daher,  \xic  folgt,  entschieden: 

Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  9.  Mai  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


In  Sachen  der  Beschla^jnahme  des  nor>x'egischen  Dampfers  „^S^" 
wirc!  n:uh  Kinsichtnahme  der  Schriftsätze  der  Staatsan>x älte  Yania- 
mulü  l  atsurokuro  und  Hayashi  Eijuro  wie  folgt  entschieden. 

U  rteilsformel: 

Der  norw  ethische  Dampfer  „Aggi"  und  seine  gesamte  Ladung 
werden  freigegeben. 

Tatbestand   und  Gründe: 
Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  gehört  der  norwegischen 
Firma  Christian  Michelsen  &  Co.,  sein  Heimatshafen  ist  Bergen 
in  Norwegen  und  er  fährt  als  Handelsschiff  unter  norwegischer  Flagge. 

l  r  hat  in  Bari  in  England  4021  Tons  der  Oesellschaft  gehörige  Stein- 
kühlen  geladen,  ist  am  1.  April  1904  von  Bari  abgefahren  uiiö  am 

l-l.  .Mai  in  Singapore  angekommen.  Marli  Order  der  Reederei  ist  er 
^Ifichcn  Tage  von  dort  vciedtr  ab;4cfahren  und  am  2t  Mni  clcs- 
>fllDen  Jahres  in  Shanghai  eingetroffen.  Während  er  bei  der  Insel 
(iutslaff  vor  Anker  lag,  erhielt  er  vt  icdcr  Order  der  Reederei,  auf 
(irund  dcien  er  am  2.  Juni  von  ilort  absegelte  und  am  4.  dc^^t■lbcIl 
Monats  in  Nagasaki  eintraf.  Am  7.  des  gleichen  Monats  wurde  er, 
«eil  seine  Schiffspapicre  nicht  in  Ordnung  waren,  von  dem  Kaiseriich 
Japanischen  Kriegsschiff  „Katsuragi"  im  Hafen  von  Nagasaki  beschlag- 
nahmt. 

Diese  Tatsachen  gehen  hervor  aus  der  schriftlichen  Aussage  des 
Kommandanten  der  ..Kätsuragl",  Sakamoto  Soshichi,  den  Ver- 
nehmungsprotokolle des  Marineleutnants  M  a  s  u  m  e  V  o  s  h  i , 
ües  Kapitäns  H.  Oh  Isen,  des  1.  Offiziers  Hans  Kde,  des  1. 
Maschinisten  Christianü. Nielsen,  dem  Schiflszerlifikal,  dem  Meß- 
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brn-f  deri  Kotinossemetiten  und  dem  Chartervertrag  des  genannten 

Dampfers. 

Dk  Ansicht  der  Staai^aiuv  filtc  ist  in  den  HauptpiiiiklLn  Jolgcndc  ; 

I>it  lifM  lilagnahiiu  m  I  /war,  \xeil  die  St luUsp  ipiere  nicht  in 
Ordnung  gewesen  seien,  /u  rcchtfertiefen,  aber  da  es  nicht  klar  er- 
wiesen sei,  daß  die  an  Bord  verschilUen  Kohlen  für  die  russische  Armee 
oder  Marine  geliefert  werden  sollten,  so  könnten  dieselben  nicht  fOr 
Konterbande  erklärt  werden  und  müßten  mit  dem  Schiff  zusammen 
freigegeben  werden. 

Die  Ansicht  des  Gerichts  ist  folgende: 

Die  im  Besitz  des  Kapitäns  der  ».Aggi"  befindlichen  Konnossemente 

sovie  der  (^hartervertraij  bezeichnen  als  Bestimmungsort  ,,Singapore 
und  Order".  Sic  cfcben  also  den  Bestini mun>;sort  nicht  klar  an.  Die 
Schiffspapicre  sind  freilich  beim  V^erhör  durch  den  mit  dem  hall  be- 
aiiftrai;ti!i  I^risenircrichtsrat  von  dem  Kapitati  vorijelegt,  dem  beschlag- 
nahmenden Offizier  xx  ar  jedoch  die  Vorlc^uu!^^  \  crw  L-ij^ert  \xorticn.  Da 
ferner  unter  den  Schiffspapieren  das  Ladunt^s\  ci /ck  hni>  ichllL'.  ■>()  kam 
der  Koiiiuiaiidant  der  ,,Katsuragi"  zu  der  AiiMcht,  daß  die  Schifi^papiere 
nicht  in  Ordnung  seien,  und  zu  dem  Verdacht,  daß  Kriegskonterbande- 
transport vorliege.  Die  Beschlagnahme  muß  demnach  für  berechtigt 
erklärt  werden.*) 

Da  aber  der  Dampfer  am  4.  Juni  1904,  auf  Order  seiner  Keedcrei 
von  Shanghai  abgefahren,  in  Nagasaki  eingetroffen  ist,  so  kann  nicht 
angenommen  werden,  daß  er  auf  der  Fahrt  nach  dem  feindlichen  Ruß- 
land hcL;riffcn  [jcviesen  sei.  hs  ist  daher  unbegründet,  anzunehmen, 
daß  die  Kohlenladung  des  Dampfers  für  die  feindliche  Armee  oder 
.Marine  j:feliefcrt  werden  sollte.  Sie  kann  demnach  nicht  für  Kriegs- 
konterbandc  erklärt  Vierden.-) 

hs  ist  daher  recht,  den  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfer  und 
seine  Ladung  freizugeben,  und  es  >xird  folglich  wie  in  der  Urteilsformel 
entschieden. 

Im  Prisengericht  zu  Sasebo  am  25.  Juni  1Q04. 

(Unterschriften.) 


•  Iti  Sachen  der  Beschlagnahme  des  eni^'Hschen  Dampfers  ,,Hsi- 
Ping"  iHul  seiner  l  adung  wird  nach  hinsiclu  des  Scfiritlsat/es  der 
Staatsaiiw  alte  M  i  /  ii  k  a  m  i  C  h  o  j  i  r  o  und  H  a  }  a  s  h  »  I .  i  j  u  r  o ,  w  ie 
folgt,  entschieden. 

')  V.  S  3».  l.  -  ')  V.  §  14. 
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Urteilsf  ormel: 
Der  Dampfer  „Hsi-Ping"  und  die  unter  der  Ladung  berindlichcn, 
in  dem  beigefügten  VerzeJchnis  aufgeführten  Güter  werden  freigegeben. 

r  a  t  b  e  s  t  a  n  d  und  (i  r  ü  ii  d  c  : 
f>iM  zur  \'i  rhaiuüitnL,'^  stehende  Dampfer  ,.hlsi-Pin^"  steht  Im  1  iijen- 
tiim  der  enj^li-^t  lieii  Kaipin^-Minenfj^csellschait,  (j.  m.  b.  M  ,  sein  I  leimats- 
hffr!-  ist  SlKwighai,  er  führt  die  en^Hsche  Handelsflagj^e  und  ist  ein 
1  laiiüeislahi /eu^^  \xelehes  /um  Personen-  und  (iütertransport  dient, 
tr  ist  beladen  mit  den  in  dem  beiiiefü^^ten  Verzeichnis  aufgelührlcn 
Gütern  und  außerdem  Blei,  Elisen,  Silberiiiün/en.  Nahrungsmitteln  und 
Getränken.  Am  1).  Juli  1904  ist  er  von  Shanghai  über  Tschingvrantao 
nach  dem  von  den  Russen  besetzten  Niutschwang  abgefahren  und  auf 
der  Reise  dorthin  am  14.  desselben  Monats,  8  Uhr  vormittags,  in  der 
See  etva  öV«  Seemeilen  nördlich  von  der  Insel  Kaiming  bei  dem 
Shantunj^-Vor^'ebirije,  \xeil  er  Krie^skonterbande  führen  sollte,  von  dem 
Kaiserlich  Japanischen  Kriegsschiff  „Hongkong  Maru"  beschlagnahmt. 

Diese  Tatsachen  «erden  bewiesen  durch  die  Aussaj^^-  luift  des 
Kommandanten  der  „Hongkong  .Maru",  Inou)  e  I  oshio,  den  Bericht 
des  Marineoberleutnants  K  a  m  u  r  a  Y  a  s  u  m  a  s  a  über  die  Durchsuchung 
der  .,Hsi-Pinii".  die  Vernehm unji^sprotokolle  des  Kapitäns  R.  Mac- 
larlan,  des  1  ( )lt!/.iers  V.  M.  H  a  \  c  s  .  der  Kompradore  \  Wai 
Menj^'  und  Paw  .M  e  n  h  i  n  ,  cia>  St  hiffs/.ertilikat,  die  Koimobsc- 
mente  unti  das  I.adungsver/eiehnis  des  ijenannten  I);ini[ifer>. 

Die  Hauptpunkte  der  Anfüllt  der  Sta.it>.iii\\ alle  suid  folgende: 

Der  zur  Verhau dliniL;  st.hnult  iJampfer  sei  ;ntf  offener  See  be- 
xhiaiinahint  vtorden,  und  da  ein  grofier  leil  der  l.adunij  wie  Blei, 
hisen,  Nahrun^fsmittel  und  (ietränke  vermöge  ihrer  Besinnmung  nach 
dem  \ün  dem  Keinde  besetzten  Niutschwang  Kriegskonterbande  seien, 
so  sei  die  Beschlagnahme  zu  Recht  ausgeführt  worden.  Aber  das  Schiff 
und  die  in  dem  beigefügten  Verzeichnis  aufgeführten  Güter  seien  frei« 
zugeben. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

hs  steht  fest,  daß  das  Kriegsschiff  „Hongkong  Maru"  die  Beschlag- 
nahme 6V:;  Seemeilen  nördlich  von  der  Insel  Kaiming  bei  dem  Shantung- 
Vorgebirge  ausgeführt  hat,  daß  dieselbe  demnach  auf  offener  See  ge- 
schehen ist. 

Da  ein  großer  Teil  der  Ladung  ^us  Blei,  Kisen,  Silbergcld,  Reis, 
Weizenmehl,  Wein  und  Bauholz  besteht,  weiche  alle  nach  dem  von 
dem  h'etnde  besetzten  Niutschwang  bestimmt  waren,  so  hat  der  Kom- 
mandant der  ,, Hongkong  Maru"  in  der  \'ermutung.  da(5  diese  Waren 
an  die  feindliche  Armee  oder  .Marine  geliefert  «erden  würden,  uJid 
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daher  Krien^konterbandc  scit-n, ')  das  7ur  Verhandlung  stehende  Schiff 
inh  seiner  Ladung  zu  Kerht  bex  hla.t^iiahmt. -) 

Da  aber  die  Teile  der  l.adu^^,^  welche  Konterbande  >ind,  nicht 
im  higentum  der  Reederei,  *)  nämlich  der  Kaiping  ^li^e^ge^ell^ichaft 
stehen,  sicher  auch  nicht  angenommen  werden  kann,  daß  dieselben 
unter  Anwendung  betrügerischer  Mittel  verschifft  «orden  sind,*)  so 
wird  es  für  billig  erachtet,  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  frei- 
zugeben. 

Was  ferner  die  in  dem  beigefügten  Verzeichnis  aufgeführten 
Ladungsteile  angeht,  so  sind  sie  der  Natur  der  Waren  nach  alle  nicht 
als  Konterbande  anzusehen.  Da  sie  auch  nicht  Eigentum  des  Higen* 
tümers  der  Konterbande  sind,^)  so  sind  sie  alle  freizugeben. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Am  7.  August  1904  im  Prisengericht  zu  Sasebo. 

(Unterschriften.) 


Verzeichnis  der  üüter  des  Dampfers  „Hsi-Ping**. 


Nr. 

Ort  der 

Art  der  GQter 

Zahl 

Ablader 

Abladung 

Empfänger 

Bestimmung 

3 

Wollenzeug")  . 

1 

Weeks&Cü. 

Shanghai 

Mrs.  Busli 

Niutschwaiig 

231 

Muster  .  .  . 

1 

Carlowitz 

&  Co. 

n 

Bush  Bros 

253 

Tee  .... 

20 

Melchers 

» 

Order 

Tientsin 

254 

Engl,  weifie 

Unterhemden  . 

10 

TuWooKun 

Inhaber 

«> 

255 

Schwarze 

baumw.  Tücher 

5 

•» 

>( 

II 

i> 

25« 

Graues  Baum* 
woUengarn  aus 

Bombay  .   .  . 

10 

♦» 

M 

294 

Grüner  Tee 

15 

TouSunWo 

tu 

TouWaChin 

M 

295 

Verschiedene 
Waren  und 

Französisch. 

Französisch. 

Wagenräder 

14 

Armee 

1» 

Armee 

»» 

296 

Weißes  Baum- 

25 

C.  Mac  Ede 

1« 

Inhaber 

Chinwantao 

297 

Graues  Baum- 
wollengarn aus 

Bombay  ,   .  . 

25 

<< 

»* 

.lardinc  Ma- 

»T 

364 

Leinen  .   .  . 

1 

Agentur  der 

P&O.S.N.Co 

»» 

theson&Co. 

»f 

365 

Gips  .   .   .  . 

440 

KaipingMin- 

ingCcLtd. 

>t 

Inhaber 

>• 

0  V.  §S  5  u.  14.  -  ')  V.  §  37.  -  •)  V.  §  43.2.  -  *)  V.  §44,  -  *)  V.  §43,1* 


")  Klcidungsstflcke  und  deren  Materialien  wurden  erst  spsier  (Qr  Konterbande  er- 
kUrl.  Vgl.  III. 
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Reklamant:  The  Union  Insurance  Society  of  Canton  Ltd.,  ver- 
treten durch  K.  C.  l.ane,  Shanghai,  Jin-Kee  Road  Nr.  4; 

I  he  Yatigtzse  Insurance  Association  Ltd.,  vertreten  durch  W.  S. 

Jackson,  Shnnjxhai,  Bund  Nr.  26: 

I  In-  World  Marine  Insurance  Ck)mpan\  ,  vertreten  durch  Ballard 
&  Hunter,  Shanghai,  Canton  Road  Nr.  2; 

Ihe  China  Traders  Insurance  Company  Ltd.,  vertreten  durch 
H.  P.  Wodman,  Shanghai,  Nanking  Road  Nr.  7. 

Prozeßvertreter:  Die  Rechtsanwälte  Suzuki  Jubi,  Tokio, 
Kvobashiku,  Kagacho  Nr.  8  und  Hatakeyama  Shigeaki.  Naga- 
saki, Hiradomachi  Nr.  18. 

In  der  Prisensache  betreffend  Ladung  des  englischen  Dampfers 
„Hsi-Ping"  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

ürteilsformel: 

Die  in  dem  beigefügten  Verzeichnis  A  aufgeführten  Guter  der 
Ladung  des  Dampfers  ,,Hsi-Ping"  vterden  cingc/ogen. 

Die  Reklamation  betreffend  die  unter  der  Ladung  des  nannten 
Schilfen  bffindhchfii,  miltr  Nummer  4  bis  10,  229  und  J44  bis  252 
des  beigefügten  Wr/cichnibses  A  und  die  in  dem  beigefügten  Ver- 
zeichins  B  aufgeführten  Güter  wird  abgevtiesen. 

Tatbestand  und  Grfinde: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  Oüter  wurden  in  Shanghai,  China, 
auf  dem  englischen  Dampfer  „Hsi-Fing"  verladen  und  verlieBcn  den 
genannten  Hafen  den  11.  Juli  IQ04  mit  der  Bestimmung  nach  Niut» 
schwang,  China.  Auf  der  Reise  dorthin  wurden  sie  am  14.  d.  M., 
8  Uhr  vormittags,  auf  der  See  etwa  bVs  Seemeilen  nördlich  von  der 
Insel  Kaiming  bei  dem  Shantung-Vorgebirge,  als  der  Dampfer 
„Hsi-Ping",  weil  er  Konterbande  führe,  von  dem  Kaiserlichen  Kriegs- 
schiff Hongkong  Mant"  aufgebracht  wurde,  mit  dem  Dampfer  zu- 
sammen mit  Beschlag  bilcgt. 

Diese  Tatsachen  werden  bcwiiMii  dinch  die  Aussage  des  Korn- 
maadanten  ckr  ..Hongkong  jMaru",  I  n  o  ii  \  r  T  o  s  h  i  o  ,  den  Bericht 
des  .Marineoberlculnants  K  a  ni  u  r  a  Y  a  s  u  m  a  .s  a  über  die  Durchsuchung 
der  „Hsi-Fing",  das  Tagebuch,  die  Vernehmungsprotokolle  des  Kapitäns 
It  Mac  Fartane,  des  L  Offiziers  K.  B.  Hayes,  der  Kompradorct 
Paw  Meng  Chiung  und  N.  Wai  Meng,  der  Passagiere  Täng 
MingChien.A.  Haas  und  A.  Finkelstein,  durch  die  Konnosse^ 
mente,  das  Ladungsverzeichnis  und  die  Frachtbriefe,  welche  die  Kompra- 
dores  bei  sich  hatten. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  der  Vertreter  der  Reklamation 
sind  folgende: 


Digitized  by  Goo^^Ie 


Abschnitt  Vitt» 


Prisengerichtsentscheidungen;  „Hsi-Ping^^ 


1  Der  Ort,  an  vcclcht'ni  dt-r  in  I  ratjc  stiluMuk-  Dampfer  nifcre- 
bracht  >xorden  ist.  Iic<ie  nach  Aussajjc  des  Kapitäns  in  einer  hiitkiiuniij 
von  nicht  ganz  einer  Seemeile  von  der  rhinesisrheii  Kiiste.  Die  Be- 
sehlajjnahme  sei  ciemtUK  h  in  neutraieui  1  loheitsiL^ew  a^ser  ni'^ir^'^ii''»''^ 
\xorden  und  durrhaus  unrechtlich.  Daher  müßten  die  Güter  mit  Hecht 
freigegeben  Vierden. 

2.  Unter  den  (iiiteiii  lxl;iiuiri)  sich  Kisen  unti  Getränke,  welche 
verschiedene  einzelne  Kaulieule  einem  Spediteur  zur  Beförderung;  aber- 
gcben  hätten  und  deren  Kiupfänger  sie  selber  seien,  so  daß  die  Güter 
nicht  für  die  feindliche  Armee  und  Marine  bestimmt  gevcesen  seien. 

Ferner  hätten  die  Ladungseigentümer  und  der  Reeder  die  gleiclie 
Art  von  Waren  gewölinlich  nach  Niutschwang  verschickt.  Auch  hätten 
sie  bei  der  Versendung  der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  zunächst 
bei  dem  chinesischen  Zollamt  angefragt  und  die  Güter  erst  .'erschifft, 
als  sie  die  Antxcort  erhalten  hätten,  daß  sie  nur,  wenn  sie  an  die 
kriegführenden  Staaten  geliefert  werden  sollten,  Konterbande  seien. 
Daraus  könne  man  entnehmen,  da^  die  Absicht,  sie  an  den  Feind  zum 
Kriegsgebrauch  zu  liefern,  nicht  bestanden  habe. 

Überdies  seien  derartige  Guter  in  Friedenszeiten  sehr  in  Nach- 
frage in  Niutschwang,  so  daß  sie  regelmäßig  von  Shanghai  eingeführt 
vtürden.  Auch  in  diesem  Falle  hätten  die  verschiedenen  Ladungs- 
eigentümer die  Güter  lediglich  als  gewöhnliche  Handelsvcaren  an  ihre 
Hauptgeschäfte  in  Niutschwang  geschickt.  Da  die  Güter  luch  der 
Zahl  nach  als  gering  bezeichnet  werden  müßten,  so  sei  es  eine  über- 
trieben harte  Annahme,  daß  sie  besonders  für  den  Kriegsgebrauch  ge- 
liefert vcerden  sollten. 

Von  den  Reklarnaiilen  habe 
die  Union  Insurance  Society  of  (^^anton 

für  die  Güter  unter  Nummer  1,  2,  4  bis  10  des  Verzeich- 
nisses A; 
die  Yangtsze  Insurance  .\s>t)eiation 

für  die  Güter  unter  Nummer  11  bis  20,  201,  229,  243  bis 
252  des  Verzeichnisses  A  und  unter  Nummer  31,  i2,  199 
und  200  des  Verzeichnisses  B  ; 
dit  World  Marine  Insurance  Company 

für  die  Güter  unter  Nummer  21  und  22  des  Verzeichnisses  A 
und  unter  Nummer  33,  37  bis  41,  44  bis  46,  50,  59,  103 
und  108  des  Verzeichnisses  B; 
4lie  China  Traders'  Insurance  Company 

für  die  Güter  unter  Nummer  23  bis  27,  48,  49,  168  and  19fi 
des  Verzeichnisses  B 
Versicherungsverträge  abgeschlossen.    Da  ihnen  demnach  rechtliches 
Interesse  zustehe,  so  beantragten  sie  Freigabe  der  Güter. 

ä70 
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Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  foli^ende: 
Die  zur  Verhandlung  stehende  Beschlagnahme  sei  auf  offener 
See  geschehen. 

Dir  in  den  anlits^enden  VtTzrirhnissen  anfüget ilhrte  l  adiiiii^  hc- 
>ifhf  aus  Konterbande  unci  ans  Ciütern,  weicht'  den  hitif ntümcrn  der- 
selben gehörtefi.    Daher  müsse  sie  ganz  ein^e/o^cii  wcrcien. 

Da  frnu  r  die  Reklamanten  ihr  Interesse  an  den  in  I  raj^u-  stehenden 
(intem  du  I  adunii  nicht  bewiesen  hätten,  so  müsse  die  Kekianiation 
abgevtiesen  v».  erden. 

Das  (icricht  ist  foltjendcr  Ansicht: 

i.  Daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Aufbringung  in  einer  F.nt- 
lernunjj  von  mehr  als  ^  Seemeilen  \uii  der  chinesischen  Küste,  das 
hr'lM  also  auf  offener  See  geschehen  ist.  geht  aus  der  Aussageschrift  des 
K 'inniaiidanten  der  „Hongkong  iMaru",  dem  Tagebuch  der  „Hsi-Ping" 
uiu  dem  Vernehmungspi  f)tokolle  des  Kapitäii.s  des  genannten  Dampfers 
ohne  jeden  /.weife!  hervor.  Daher  ist  die  Ausführung  der  Vertreter 
der  Reklamation  im  Punkte  1  unbegründet. 

2  Da.  viie  bekannt,  Niutschvtang  zu  der  fraglichen  Zeit  von  den 
russischen  Truppen  besetztes,  also  feindliches')  Ciebiet  war,  sind  die 
zur  Verhandlung  stehenden  Güter  alle  nach  Feindesland  bestimmt  ge- 
wesen. 

Da  das  in  dem  beigefügten  Verzeichnis  A  unter  Nummer  249 
bis  251  aufgefülirte  Eisen,  die  Schrauben  und  Zwischenlegeplatten  der 
Nummer  252  als  Material  zum  Bau  von  Kriegs-  oder  anderen  Schiffen 
anzusehen  sind,  so  fallen  sie  unter  die  Konterbande  und  sind  mit 
Recht  einzuziehen. 

Die  Oäter  unter  Nummer  1,  2,  4  bis  9,  II  bis  15,  17  bis  22,  201 
bis  219,  221  bis  229,  243  bis  247  des  genannten  Verzeichnisses  sincf 
Nahrungsmittel  und  Getränke,  mc  sie  vorzugsweise  von  Europaern 
und  Amerikanern  verbraucht  «-erden.  Nach  Aussage  von  Paw  Meng 
C  h  i  u  n  g  und  E  d  m  u  n  d  H  a  y  e  s  ist  die  Zahl  der  zurzeit  in  Niutschwang 
ansässig  gewesen  gewöhnlichen  fiuropäer  und  Amerikaner  außerordent- 
lich gering,  wc^egen  russische  Truppen  in  großer  Zahl  dort  lagern, 
Niutschwang  war  zur  fraglichen  Zeit  ein  Hauptetappenort  der  russischen 
Truppen.  Wenn  man  alles  dies  in  Krwägung  zieht,  erscheint  es  unbe- 
•«treitbar,  daß  die  große  Menge  von  I  ebensmitteln  und  Cietränken  /um 
kindlichen  Kriegsgebnuu  h  geliefert  werden  sollten.  Da  die  Anführungen 
dn  f^ro/eiU  ertreter  und  die  von  ihnen  eingereichten  Bevi  eisstüeke  alle 
nicht  geeignet  sind,  um  diese  Annahme  uni/.uslürzen.  so  müssen  auch 
diese  (jüter  als  Konterbande^)  angesehen  und  eingezogen  Vierden. 

Da  ferner  die  unter  Nummer  10  des  Verzeichnisses  A  auigelührte 

I)  V.  §  5.  -  *)  II.  Ziffer  1.  -  >>  II.  Ziffer  2. 
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Tinte  dem  hligentümer  der  Konterbande  unter  Nummer  Q;  die  Schleif- 
steine unter  Nummer  16  dem  tügentümer  der  Konterbande  unter 
Nummer  15;  das  Parfüm  unter  Nummer  220  dem  Eigentumer  der 
Konterbande  unter  Nummer  219  gehören  und  die  Kerzen  unter  Nummer 
248  nach  dem  auf  der  Rückseite  des  I^descheins  angegebenen  Namen 
und  der  diesbezüglichen  Bescheinigung  des  Kompradore  Paw  Meng 
Chiung  vom  Dampfer  „Hsi-Ping"  im  gleichen  Eigentum  -stehen  wie 
Konterbande  unter  Nummer  244  ff.,  so  sind  diese  Guter  jedenfalls  ein* 
zuziehen.  *) 

Die  Vertreter  der  Reklamation  behaupten,  daß  die  Reklamanten 
bezüglich  von  üiitern  aus  dem  W  i /t  iehnis  A  Versicherungsverträge 
abgeschlossen  und  daher  rechtliches  Interesse  nn  ihnen  hätten.  Bezüg- 
lich der  O fiter  unter  Nummer  4  bis  \(^,  22^),  2  U  his  252  dieses  Ver- 
/eiehnisscs  ist  indes  dns  Vorhandensein  \  nu  X'ersieherungsverträgen  nicht 
bewiesen  worden,  und  dn  kiim-  Spur  dafür  xorliegt.  daß  sie  sonst 
ein  lechtliehes  Intercsst-  )  an  iiiiitn  haben,  Sf)  ist  die  Reklamation  mit 
Beznji  auf  sie  ungesetzlich  und  nuil5  abi^'ew  icsi  ii  w  erden. 

Die  Vertreter  der  Reklamation  habiii  am  14.  September  UKi4  die 
Reklamation  bezüglich  der  im  Verzeichnis  A  aufgeführten  Oüter  er- 
hoben. Später,  am  14.  Dezember,  als  die  Reklamationsfrist'')  schon 
abgelaufen  war,  haben  sie  die  Reklamation  auf  die  in  dem  Verzeichnis  B 
aufgeführten  Oüter  ausgedehnt.  Da  aber  diese  hinzugetretenen  Güter 
in  der  ursprünglichen  Reklamationsschrift  nicht  enthalten  gewesen  sind, 
so  mufi  man  die  Reklamation  bezüglich*  ihrer  für  eine  neue  Reklamation 
erklären.  Da  ferner  diese  Reklamation  nach  Ablauf  der  Reklamations- 
frist erhoben  ist,  so  muß  sie  als  ungesetzlich  abgewiesen  werden. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  17,  Dezember  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  V  a m  a  m  o  t o  I  a ts  u r o  k  u r  o. 

(Unterschriften.) 


*)  V.  ä  43.  -     IV.  §  16.  -     a.  a.  O. 
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Vcndchnisse  der  auf  dem  Dampfer  ,»Hsi-Ping*'  verschifften  Guter. 

Verzeichnis  A. 


Nr.  des 


Art  der  Cflter 


Zahl  der 
Stücke 


Absender 


Empflnger 


7 


1 

2 
♦  4 

5 
6 

7 
8 
9 
10 

11 

12 
13 
14 
15 

16 

17 
18 
19 
2() 
21 
22 
201 
202 

203 
204 
205 
206 
307 
208 
209 
210 
211 
212 
213 
214 
215 
216 
217 
218 
219 
220 
221 
222 
223 
224 


Bier  .    .  . 
Konserven . 
Bier  .    .  . 
Lachs    .  . 
Cheny  Coidial 
Bier  .    .  . 
Champagner 
Margarine  . 
Tinte. 
Zucicer 


Rotwein 
Zucker 
Gin  . 
Champagner 
Schleifsteine 
Bier  .    .  . 

Cliam  pagner 
Cognac .  , 
Bier  .    .  , 
Rotwein.  * 

Bier  ,  .  . 
Wein.    .  . 


Bier  .  .  . 
Ananas  .  . 
Prfidrte .  i 
Kflse.  .  . 

Pickles  .  . 
Tomaten  . 
Whisky  .  . 
Orlental  Water 

Rum .  .  . 
Champagner 

Bier  .    .  . 
Cognac  .  . 
Champagner 
Bier  .  .  . 

Cognac  . 
Champa^'-ncr 
Pariünienen 
MUCH  .  . 
Bier  .  .  , 
Cognac  .  . 
Champagner 


50 

38 
10 
10 
10 
20 
7 
2 
1 
25 
2 
1 

30 
20 
1 

200 
50 
20 
40 
450 
100 
1000 
38 

18 
29 
10 
15 
8 
8 
10 
10 

100 
10 

105 
10 
15 
10 
10 
15 
10 
1 
11 
10 
15 
10 


Kisten 


n 
■ 
II 


Irvine^blad&Ca 

Tun  Chong  Yu 


Order 


Kiste 
Kisten 

n 

Kiste 
Kisten 

Kiste 
Kisten 


A.Chazalon&Co. 


m 
II 


m 


Kiste 
Kisten 


A.  Haas 
Caldbeck,  Mc 
Gregor  ft  Co. 

A.  Finkelstein 


A.  Danon 


A.  Haas 
Hgkg.  &  Shgh. 

A.  Milkolf 
Order 


ank 


r,  Hai  jAiftuitMh»  Mmmnctt.  BmuI  I.  (1^ 
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Nr.  dM 

Zalil  der 
dlucKe 

LftdUDgS- 
MiollBlMM 

Art  der  Gflter 

Absender 

Empfaneer 

Ans 

225 

 - 

10  Kisten 

A.  Danon 

Order 

—  ■—  ^ 

15 

« 

727 

Champagner  .   .  . 

10 

228 

11 r    •  11 

Weizenmehl  .    .  . 

1000  Sack 

* 

229 

Europ.  Lebensmittel 

1  Kiste 

Franju,  Sorabju  & 
Co. 

■ 

1     n  t-i  ri  ■!  nr  im  Iti  nl 

by  ivjsten 

Cnnstopn  Decker 

Lnnstoph  Decker 

tiAA 

rrncntc  •   •   •    ■  • 

500 

Unbekannt 

Unbekannt 

Lachs   

100 

• 

Kanm  

200 

II 

» 

247 

Bier  

200  , 

• 

248 

Lichte  .  •  .   .   .  . 

100  . 

• 

249 

Eisen  

40  Kolli 

250 

1»            •      •      •      •  • 

50  , 

251 

m   

100  , 

« 

252 

Schrauben  und 

Zwischenlegscheiben 

13  Kisten 

• 

Verzeichnis  B. 


23 

Reis  

208  Sack 

Sin  Chong  Yung 

Sin  Chong  Yung 

24 

214 

■ 

» 

25 

200 

n 

m 

» 

26 

»•••••• 

200 

* 

m 

m 

27 

»•••••• 

212 

n 

31 

Wdzeniiielil  .  .  . 

500 

■ 

Yong  Dong  Wo 

Yong  Dong  Wo 

32 

m               •     •  • 

500 

M 

Tong  Shin  Yo 

Tong  Shin  Yo 

33 

500 

n 

Tcng  Sang  Shing 

Teng  SanjT  Shing 

37 

Reis  

281 

Yung  Hsing  Chong 

Yung  Hsing  Chong 

38 

323 

• 

1* 

m 

39 

Weixenniebl  .  .  . 

1^1 1 1] 

40 

»        .  »  . 

1000 

« 

* 

41 

1000 

K 

44 

Tee  "  

50  Kisten 

Zui  Chong 

Yi  Ching  Tai 

45 

»  

50 

• 

» 

Yi  Shun  Hwa 

46 

» 

100 

• 

» 

Sing  Chong  Yung 

Hing  Mon  Foh 

48 

Weizenmehl.  .  .  . 

1000  Sack 

Sbig  Chong  Yung 

49 

m               «     •  • 

1000 

n 

50 

I»  ... 

1000 

Yuen  Tack  Yu 

Yuen  Tack  Yu 

59 

Bier  

2ü 

Kisten 

• 

103 

Cognac  

50 

• 

Kai  Ping  Chang 

Order  * 

118 

Zucker  

60 

« 

Yuen  Tack  Yu 

Yuen  Tack  Yu 

168 

Reis  

210 

K 

Tack  Fa  Ha 

Chang  Loong  Tai 

196 

N^inking-Stoffe    .  . 

30 

n 

Chi  Chi 

Ming  Ki  Chow 

199 

lc>C'*     «     •     «     •  » 

50 

m 

Yung  Shing  Chang 

Hifig  Moh  Chang 

200 

50 

n 

«t 

• 
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Reklamanten  s  The  Union  Insurance  Society  of  Canton  Ltd.,  ver- 
treten  durch  £.  C.  Lane,  Shanghai,  Ying-kee  Road  Nr.  4; 

The  Yanglsze  Insurance  Association  Ltd.,  vertreten  durch  W.  S. 
Jackson,  Shanghai,  Bund  Nr.  26; 

The  World  Marine  Insurance  Company,  vertreten  durch  Baüard 
6c  Hunter,  Shanghai,  Canton  Road  Nr.  2; 

The  China  Traders'  Insurance  Company  Ltd.,  vertreten  durch 
H.  P.  Wodman,  Shanj,4iai,  Nanking-  Road  Nr.  7. 

ProzcBvertreter:  1  )ie  Rcrhtsanu ältc  Suzuki  Jubi,  T okio, 
Kyobashiku,  Kagacho  Nr.  8  und  HatakeyamaShigeaki,  Nagasaki, 
Hiradomachi  Nr.  18. 

Am  17.  Dezember  19Ü4  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der 
Prisensache  betreffend  Ladung  des  englischen  Dampfers  „Hsi-Ping", 
welcher  am  14.  Juli  1904  auf  37  «  34 '  n.  Br.  und  122  «  29 '  ö.  L.  von  dem 
Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Hongkong  Maru"  (beschlagnahmt  worden  ist, 
auf  Einziehung  der  in  dem  dem  Urteil  beigefügten  Verzeichnb  A  auf- 
gefQhrten  Göter  und  auf  Abweisung  der  Reklamation  betreffend  die  unter 
der  Ladung  des  genannten  Schiffes  befindlichen,  unter  Nummer  4  bis  16, 
229  und  244  bis  252  des  Verzeichnisses  A  und  die  in  dem  gleichfalls  dem 
Urteil  beigefügten  Verzeichnis  B  aufgeführten  Güter  entschieden, 

(legen  dieses  Urteil  haben  t.  C.  Lane,  als  Vertreter  des  Rekla- 
manten Union  Insurance  Society  of  Canton  Ltd.;  W.  S.  Jackson  als 
Vertreter  des  Reklamanten  Yangtsze  Insurance  Ab^uciation  Ltd.;  Bal- 
lard d  Hunter  als  Vertreter  der  Reklamanten  World  Marine  Insurance 
Company  und  H.  B.  Wodman  als  Vertreter  des  Reklamanten  China 
Traders'  Insurance  Company  durch  die  Rechtsanwälte  Suzuki  Jubi 
und  Hatakeyama  Shigeaki  als  ProzcBvertreter  die  Berufung  ein- 
gelegt welche  im  Beisein  des  Staatsanwalts  Dr.  jun  Ishiwatari 
Binichi  beim  Oberprisengericht  geprüft  worden  bt. 

Die  Hauptberufungspunkte  der  Vertreter  der  Reklamation  Suzuki 
Jubi  und  HatakeyamaShigeaki  und  deren  Gründe  sind  folgende : 

Die  Reklamanten  hätten  für  die  Güter  von  I  r  v  i  n  ,  E  d  b  1  a  d  &  C  0., 
A.Haas.  Caldbeck,  Macgregor  8:  Co.,  A.  Fi  nke  Istein, 
Alfred  Danon,  Franju  Sorabju  8:  Co.  und  Christoph 
Decker  See-Versicherungsverträge  abgeschlossen.  Wenn  diese  Güter 
eingezogen  würden,  so  liege  ihnen  die  Deckung  des  Schadens  ob, 
so  daß  sie  an  der  Angelegenheit  stark  interessiert  seien. 

Die  Zahl  der  von  da*  Reklamation  betroffenen  Güter  sei  sehr  grofi. 
Die  wichtigsten  unter  ihnen  seien  aber  Eisen,  Weizenmehl  und  Zucker, 
gewöhnliche  Spirituosen  und  andere  Getränke  und  Lebensmittel,  welche 
alle  unter  TMfer  2  der  Instruktion  des  Marineministeriums  Nr.  1  vom 
Jahre  1904')  fielen.  Sie  seien  daher  nur  Konterbande,  (1)  wenn  sie  an  die 
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feindliclR'  Armee  oder  Marine  bestimmt  waren  «der  (2)  \xeiin  an- 
genommen werden  müsse,  daß  sie  zum  (iebrauch  der  feindlichen  Armee 
oder  Marine  geliefert  werden  würden.  Die  genannten  Güter  seien  indej» 
von  verschiedenen  einzelnen  Kaufleuten  einem  Transportj^eschäft  zur 
Beförderung  übergeben  und  offenbar  nicht  für  die  feindliche  Armee 
oder  Marine  bestimmt.  Das  sei  auch  aus  der  Entscheidung  betreffend 
den  Dampfer  „Hsi-Ping ')  auf  dem  die  Güter  verladen  seien,  zu  ent- 
nehmen. 

Was  des  weiteren  die  Frage  angehe,  ob  sie  für  den  Gebrauch  der 
feindlichen  Armee  oder  Marine  hätten  geliefert  werden  sollen,  so  be- 
förderten die  Ladungseigentümer  und  Reeder  gewöhnlich  solche  Guter 
als  Handelswaren  nach  Niutschwang  und  betrieben  dieses  Geschäft 
schon  seit  lange.  Da  zu  der  fraglichen  Zeit  gerade  Krieg  bestanden 
habe,  so  hätten  die  Reklamanten,  um  sicher  zu  sein,  daß  sie  die  nega- 
tiven Pflichten  neutraler  Staatsangehöriger  nicht  verletzten,  ausdrücklich 
sich  bei  der  chinesischen  Zollbehörde  erkundigt,  und,  wie  sich  aus  dem 
Beweisstück  A  1  ergebe,  die  Antwort  erhalten,  daß  Reis,  Weizenmehl, 
Zucker.  Petroleum  und  Silbergeld  keine  Konterbande  seien,  wenn  sie 
nicht  zum  (iebrauch  der  kriegführenden  Mächte  geliefert  werden  sollten, 
hrst  danach  seien  die  Güter  versandt  worden.  Wenn  die  Eigentümer 
den  Zweck  verfolgt  hätten,  sie  zum  Cjebrauch  einer  der  kriegführenden 
Mächte  zu  liefern,  so  liege  kein  ürund  vor,  xxeshalb  sie  die  Vorsicht 
geübt  haben  sollten,  sich  diese  Antvc  ort  zu  verschaffen.  Vielmehr  müsse 
man  daraus  schließen,  daß  sie  niciii  /.um  Gebrauch  des  Feindes  hätten 
geliefert  werden  sollen. 

Da0  in  Niutschwang  nach  derartigen  Waren  starke  Nachfrage 
herrsche  und  daß  dieselben,  stets  von  Shanghai  und  anderen  Plätzen 
dort  eingeführt  würden,  gehe  aus  Beweisstück  A  6  hervor. 

Da  ferner  die  verschiedenen  Eigentümer  alle  in  Niutschwang  ihre 
Hauptgeschäfte  hätten,  so  hätten  sie  die  Güter  lediglich  als  Handels- 
objekte bestellt.  Wenn  Kaufleutc  Güter  als  Handelsobjekie  kommen 
ließen,  welche  sie  in  gleicher  Art  schon  mehrere  Jahrzehnte  lang  hätten 
kommen  lassen,  die  Zahl  der  Güter  auch  gering  sei,  so  sei  es  eine  un- 
billige Härte,  anzunehmen,  daß  sie  zum  Gebrauch  des  Feindes  geliefert 
werden  sollten.  Wenn  auch  einige  von  den  aufgebrachten  Gütern  sich 
in  der  Zollstatistik'')  nicht  fänden,  so  sei  der  Grund  der,  daß  ge\T'isse 
Lebensmittel  /um  (iebrauch  in  Sjx;isewirtschaften  oder  zum  gewöhnlichen 
Bedarf  dienten  und  nicht  besonders  in  der  Zollstatistik  zur  Eintragung 
gelangten.  Sie  würden  unter  der  Rubrik  „Verschiedene  Waren"  ein- 
gestellt, seien  aber  bis  jetzt  tatsächlich  eingeführt  worden. 

•)  VI.  18a. 

')  Eins  der  Beweisstücke  ist  eine  Zollstatistil<  von  Niutschwang,  welche  beweisen 
soll,  dafl  auch  in  Friedenszeiten  Güter  wie  die  in  Frage  stehenden  einen  MarJct  hatten. 
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Auch  seien  unter  den  von  der  Reklamation  betroffenen  Gütern 
einige»  welche  zu  den  richtigen  Nichtkonterbandegutern  gehörten. 

yX^enn  die  japanische  Seeprisenordnung  im  §  43  sage,  daß  Kriegs- 
konterbandegfiter  und  die  dem  Eigentumer  derselt)en  gehörigen  Güter 
eingezogen  würden,  so  glaube  der  Reklamant,  dafi  mit  dem  Eigentümer 
von  Kricgskonterbandej^Qtttii  (kr  Eigentümer  absoluter  Kriegskonter- 
bande gemeint  sei  und  daß  der  Eigentümer  von  Gütern,  welche  nnter 
gewissen  Umständen  eingezogen  \T  erden  könnten,  darin  nicht  einbegriffen 
sei.  Denn  die  Einziehung  von  Nic  htkonterbandegütern  sei  die  Strafe  für 
den  Transport  von  Konterbandegütern.  Im  Falle  von  Transport  abso- 
hitei  Konterbande  müsse  freilich  der  Kigentümer  derselben,  weil  zu 
vermuten  sei,  daß  er  einer  der  kriegführenden  Parteien  haben  nützen 
'»ollen,  bestraft  werden.  Aber  bezüglich  der  bedingten  Konterbande 
werde  die  Einziehung  oder  die  Freigabe  Je  nach  den  von  dem  be- 
troffenen Staat  angenommenen  Tatsachen  verfugt,  so  daß  also  eine 
Vermutung  wie  im  obigen  Falle  nicht  bestehe  und  ein  Orund  zur 
Bestrafung  nicht  vorliege. 

Es  werde  daher  Aufhebung  des  ganzen  Urteils  erster  fnstanz 
tind  Freigabe  der  auf  dem  Dampfer  „Hsi-Ping"  verladenen,  in  dem  der 
Reklamationsschrift  beigefügten  Verzeichnis  stehenden  aufgebrachten 
Oütei  beantragt. 

Die  Hauptpunkte  der  Frw  iderung  der  Staatsanwälte  beim  Frisen- 
gericht  zu  Sasebo,  Mizukami  Chojiro  und  Yaniamoto  Tatsu- 
rokuro  sind  folgende: 

1.  Es  sei  bekannt,  daß  Niuti>chv.ang  zur  Zeit  der  Beförderung 
der  zui-  Verhandlung  stehenden  Güter  von  den  russischen  Truppen 
besetzt,  demnach  feindliches  Gebiet  gewesen  sei.  Das  bestreite  auch 
der  Reklamant  nicht. 

Daß  ferner  die  unter  den  von  der  Reklamation  betroffenen  Gutem 
befindlichen  Eisenschrauben  und  Zwischenlegeplatten  den  von  der 
Instruktion  des  Marineministeriums  Nr.  1  ")  erwähnten  Materialien  zum 
Bau  und  zur  Ausrüstung  von  Kriegs-  und  anderen  Schiffen  entsprächen 
und  absolute  Konterbande  seien,  stehe  außer  jedem  Z\xeifel. 

Die  übrigen  üüter  seien  Lebensmittel  und  üetränke,  welche  nach 
Art  und  VervT-endung  alle  für  den  Bedarf  von  1  uiopaern  und  Amerikanern 
geeignet  seien.  Zu  der  fragliehen  Zeit  hätten  aber  in  Niutsehwang  viele 
russische  Truppen  gelegen,  vxogegen  ge\x öhnlichc  Euiopäei  und  Ame- 
rikaner nur  in  geringer  Zahl  vorhanden  gewesen  seien.  Außerdem  müsse 
daraus,  daß,  wie  bekannt,  Niutsehwang  zu  jener  Zeit  einer  der  Haupt- 
etappenorte gewesen  sei,  unzweifelhaft  geschlossen  werden,  daß  die 
Güter,  wenn  sie  nach  Niutsehwang  gelangt  wären,  sofort  zum  Gebrauch 
der  feindlichen  Truppen  gedient  haben  wurden.  Güter,  welche  nach 

>•)  V.  -  »)  IL 
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feindlichem  Ciebiet  bestitiinit  seien,  und  von  denen  ant^enominen  uerde, 
daß  sie  zum  Gebrauch  der  feindlichen  Truppen  geliefert  werden  vi  ürden, 
müßten  unter  die  Instruktion  Nr.  1  des  Marineministcriums  fallen. 

Es  sei  demnach  zu  Recht  g^eschehen,  veenn  das  Oericht  erster 
Instanz  diese  Güter  für  Kriegskonterbandc  angesehen  und  nach  den 
Regeln  des  Völkerrechts  eingezogen  habe.  Daher  sei  die  Berufung  der 
Reklamanten  unbegründet. 

2.  Es  sei  ein  völkerrechtlicher  Grundsatz  und  auch  in  der  japa- 
nischen Frisenoidiiung  klar  ausgesprochen,  daß  als  Strafe  für  Knegs- 
konterbahdetransport  die  Kriegskonterbandegüter  selbstverständlich,  aber 
auch  diejenigen  Nichtkonterbandegüter,  welche  auf  demselben  Schiff 
nach  demselben  Bestimmungsort  verschifft  worden  seien  und  dem  Eigen- 
tümer der  Kriegskonterbande  gehörten,  der  Einziehung  verfallen  müßten. 
Daher  sei  es  belanglos,  ob  die  Konterbandegüter  absolute  oder  bedingte 
seien.  Es  sei  daher  richtig,  wenn  das  Gericht  erster  Instanz  unter  Zu- 
grundelegung des  oben  dargelegten  Sachverhalts  und  in  OemäBheit  der 
völkerrechtlichen  Regeln  und  der  Bestimmungen  der  japanischen  See- 
prisenordnung  die  Nichtkonterbande  eingezogen  habe,  weil  dieselbe  im 
gleichen  Eigentum  stehe  wie  die  Konterbande. 

Da  wie  oben  ausgeführt,  das  Urteil  erster  Instanz  in  dieser  Sache 
zutreffend  und  die  Berufung  unbegründet  sei,  so  müsse  die  Berufung 
abgewiesen  werden. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
Es  bedarf  keiner  Erörterung,  daß  Niutschvc-ang  zu  dem  chinesischen 
Hoheitsgebiet  gehört  und  kein  russisches  Territorium  ist.   Der  Kaiser« 
liehe  Konsul  Segavta  in  Niutschvcang  h.nt  berichtet,  daß 

Rußland,  seitdem  es  diesen  Platz  besetzt  gehabt,  dort  eine 
Zivilverwaltungsbehörde  eingerichtet  und  bis  zum  25.  Juli 
1004  die  Magge  eines  /.ivilvervcaitungsanites  geführt  habe. 
Dies  habe  mit  dem  Morgen  jenes  Tages  plötzlich  aufgehört 
und  es  sei  wieder  die  Konsulatsflagge  geheißt  worden.  Ik'ini 
Eindringen  unserer  Truppen  sei  die  französische  Magge  auf- 
gezogen worden. 

Es  ist  somit  bekannt,  daß  zur  Zeit,  als  die  in  Streit  befangenen 
Güter  aufgebracht  wurden,  Niutschwang  tatsächlich  unter  russischer 
Verwaltung  stand,  daß  der  Feind  dort  nicht  nur  viele  Truppen  liegen, 
sondern  auch  einen  Hauptetappenort  eingerichtet  hatte.  Wenn  daher 
Güter  dorthin  befördert  wurden,  so  muß  das  ebenso  angesehen  werden, 
als  ob  sie  nach  feindlichem  Gebiet  bestimmt  seien. »)  Es  ist  daher  klar, 
daß  die  Güter,  wenn  sie  die  Voraussetzungen  von  Kriegskonterbande 
erfüllen,  weggenommen  werden  müssen. 

»«)  V.  §  5. 
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Die  bei  den  Reklamanten  versicherten  Güter  des  Verzeichnisses  A, 
nämlich  Eisen,  Schrauben,  Zvcischenlegescheiben,  sind  jMaterial  /um  Bau 
von  Kriegs-  und  anderen  Schiffen  und  daher  selbstverständlich  Kücgs- 
konterbande.  Die  übrigen  üüter  sind  meistens  Lebensmittel  und  Ge- 
tränke, welche  ihrer  Art  nach  vorzugsweise  dem  Bedarf  von  Europäern 
und  Amerikanem  dienen.  Da  zu  der  fraglichen  Zeit  in  Niutschwang 
friedliche  Europäer  und  Amerilcaner  nur  in  geringer  Zahl  ansässig  waren, 
uod,  wie  oben  dargetan,  der  Platz  ein  russischer  Hauptetappenort  war, 
so  muß  angenommen  werden,  daß  die  fraglichen  Outer,  wenn  sie  dort 
eingetroffen  wären,  sofort  zum  Gebrauch  der  feindlichen  Truppen  ge- 
liefert worden  wären.  Das  gegenwärtige  Vdlicerrecht  erkennt  aber  an,  daß 
Lebensmittel  und  Getränke,  welche  nach  feindlichem  Gebiet  gehen  und 
zum  feindlichen  Kriegsgebrauch  geliefert  werden  sollen,  bedingte  Konter- 
bande sind. ")  Es  muß  daher  als  zutreffend  anerkannt  werden,  wenn 
das  Urteil  erster  Instanz  bezüglich  dieser  Güter  die  Einziehung  erklärt 
hat. Bei  der  BefÖrdenmg  von  Kriegskonterbande  ist  es  nicht  an- 
gebracht, offen  zu  sagen,  daß  es  sich  um  Konterbande»  handelt;  vielmehr 
sucht  man  das  Unternehmen  so  zu  bemänteln,  daß  es  äußerlich  den  An- 
«schein  eines  einwandsfreien  Transports  hat.  Wenn  daher  bei  der  Ab- 
reise eine  ausdrückliche  Anfrage  beim  Zollamt  gemacht  >xorden  ist,  ehe 
dff  Transport  auseeführt  viurde,  SO  ist  das  durchaus  nicht  geeignet,  die 
obige  Annahme  uiiizustürzen. 

herner  ist  es  völkerrechtlich  anerkannt,  daß  üütcr,  welche  auf  dem- 
selben Schiffe  wie  Konterbandegüter,  die  nach  Feindesland  eingeführt 
«erden  sollten  und  aufgebracht  \x-urden,  befindlich  sind  und  dem  Eigen- 
tümer der  Konterbande  gehören,  obw  ohl  sie  keine  Konterbande  sind,  zu- 
sammen mit  der  Konterbande  eingezogen  werden  können.  Es  ist 
daher  zu  Recht  geschehen,  wenn  das  Urteil  erster  Instanz  mit  dieser 
Begründung  auch  die  Nichtkonterbandegüter  eingezogen  hat. 

Die  Reklamanten  haben  Freilassung  der  üüter  beantragt,  haben  aber 
bezüglich  derjenigen  (iüter,  welche  in  dem  Verzeichnis  A  des  Urteils 
erster  Instanz  aufgeführt  sind  und  bezüglich  derer  die  Reklamation  ab- 
gewiesen ist,  nicht  bewiesen,  daß  sie  für  dieselben  Versicherungsverträge 
abgeschlossen  haben.  Auch  sonst  ist  kein  Beweis  für  das  Vorhanden- 
sein von  rechtlichem  Interesse  erbracht  worden. 

Was  weiter  die  Reklamation  betreffend  die  in  dem  Verzeichnis  B 
■des  Urteils  erster  Instanz  aufgeführten  üüter  angeht,  so  geht  es,  wie 
da?  Urteil  sagt,  aus  den  Akten  unzweifelhaft  hervor,  daß  sie  nach  Ab- 
iiiii  üer  Keklamationsfrist  erhoben  worden  ist.  Sie  kann  daher  nicht 
angenommen  werden. 

'«)  U  Ziffer  l.  —  «*)  IL  Ziffer  2,  —  «)  V.  f  43.  -      V.  §43. 
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ts  wird  daher,  \i;'ie  folgt,  entschieden: 
Die  Beruiung  wird  abgewiesen. 

Am  25.  Dezember  1905  im  Oberprisengerkhi 

(Unterschriften.) 


Reklamanten:  T  ä  n  g  M  i  n  g  C  h  i  e  n  ,  Oeschäft<5führer  der  Firmen 
Kai  Fing  Chiang  und  Shang  h  a  Y  n  n  in  Shanghai,  Kian_trsi 
Road  Nr.  94;  die  chinesischen  Staatsangehörigen  Kwang  Shun, 
Ywen  Ching  Dah,  Tun  Chong  Yii,  Yung  Hsins^  Ciiong, 
T  0  n  g  h  {)  u  n  g  T  a  i ,  K  u  I-  o  u  n  g  T  a  i ,  K  o  n  g  h  a  n  g  T  o  n  g ,  Hon 
Shan  (^hing,  Wal  Fah  Hiia,  Yuen  Chan  Kung,  Vu  Chan 
Wo,  F  u  n  g  S  h  u  n  Yung,  Yuen  Fang,  H  i  1"  a  C  h  e  o  n  g ,  Y  u  c  n 
FahHoa,LoongHingYuen,SinChangYu,HaChiChing^ 
AmCheong,TongFagHa,HongFaHa,DahShingTing^ 
YueFah  Yuen, Zui Chong,  Po V  Yuen Ta.WanCheansrTa^ 
Whai  Chong  Loong,  Loong  Fa  Ha,  Tack  Tai  Hsing,  Chi 
Chi,  Tack  Wo  Cheong,  Chin  Ta  Foong,  Tack  Cheang- 
Yuen,  Fa  Yuen  Ho,  Tong  Shun  Shing,  Yuen  Tack  Yue, 
Nan  Shun  Ta,  Tack  Cheong  Yong,  Yue  Ta  Shing,  Tong 
Shing  Yo,  Yong  Dong  Wo  und  Teng  Sang  Shing  sämtlich 
wohnhaft  in  Shanghai,  der  griechische  Staatsangehörige  O.  Rapanaki 
und  türkische  Staatsangehörige  A.  Y.  Levinson. 

Prozeßvertreter:  Die  Rechtsan\xälte  Suzuki  Jubi,  Tokio, 
Kyobashikn,  Kagacho  Nr.  8  und  Hatakeyania  Shigeaki,  Naga- 
saki, Hiradomachi  Nr,  18. 

In  der  Pri>ensa(hc  betreffend  Fadung  des  englischen  Dampfers 
„Hsi-I^ing"  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

ü  I'  t  e  i  1  s  f  ü  r  ni  e  1 : 
Die  auf  dem  Dampfer  „Hsiping"  verschifften,  in  dem  beigefü<^ten 
Verzeichni.s  umer  Nummer  23  bis  84,  88  bis  156,  106  bis  18Q,  IQO,  200,  230 
232  bis  242,  257  bis  293,  298  bis  363  aufgeführten  Güter  werden  ein- 
gezogen; die  unter  Nummer  85  bis  87,  157  bis  167,  190  bis  198  werden 
freigegeben. 

Tatbestand  und  Orfinde: 
Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  sind  in  Shanghai  auf  dem 
englischen  Dampfer  „Hsi-Ping"  verschifft  und  am  11.  Juli  1904  von 
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düri,  viic  sich  aus  dem  beigefüj^ten  Ver7fichni>i  er^ht,  nach  Niutschwaug, 
Tientsin  und  Chinwantao  in  China  abgeschickt  w  orden.  Auf  der  Reise 
dorthin  wurden  sie  am  14.  d.  M.,  8  Uhr  vormittags,  auf  der  See  etwa 
6^'}  Seemeile  nördlich  von  der  Insd  Kalming  bei  dem  Shantung  Vor-- 
gebirge,  als  der  Dampfer  „Hsi-Ping",  weil  er  Konterbande  ffihre,  von 
dein  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Hongicong  Maru"  aufgebracht  wurde, 
mit  dem  Dampfer  zusammen  mit  Beschlag  belegt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
K<Nnmandanten  der  „Hongkong  Maru'S  InouyeYoshio,  den  Bericht 
des  Marineoberleutnants  KamuraYasumasu  über  die  Durchsuchung 
der  „Ksi->Ping",  die  Abschrift  des  Tagebuchs,  die  Vemehmungsprotolcolle 
des  Kapitäns  R.  Mac  Farlane,  des  1.  Offiziere  V.  B.  Hayes,  der 
Kompradores  Pau-  Meng  Chiungund  N.  Wai  Meng,  der  Passa- 
giere Täng  Ming  Chien,  O.  Rapanaki  und  Levinson,  durch 
die  Konnossemente,  das  Ladiingsverzeichnis  und  die  Frachtbriefe,  weiche 
die  Kompradores  bei  sich  hatten. 

Die  Hauptpunkte  der  Vertreter  der  Reklamation  sind  folgende: 

1.  Der  Ort,  an  welchem  der  in  Fmg'e  stehende  Dampfer  auf- 
gebracht worden  sei,  liege  nach  Aussatje  des  Kapitäns  in  c\v.f-r  hnt-  * 
fernimg  von  nicht  g;anz  einer  Seemeile  von  der  chinesischen  Küste, 
Die  BesclUagnahine  sei  demnach  in  neutralem  Hoheitsgewässer  aus- 
geführt >xorden  und  durchaus  unrechtlich.  Daher  müßten  die  Güter 
mit  Recht  freicre^eben  werden. 

2.  >X'a^  cia>  unter  den  nach  Niutschwang  bestimmten  Gütern  be- 
fiüdliche  Blei  angehe,  so  scheine  es  allerdings,  als  ob  es  durch  Ziffer  1 
der  InstruKtion  des  Marineministeriums  Nr.  1  vom  Jahre  19Ü4 ')  be- 
troffen werde.  In  dieser  Instruktion  sei  „Blei"  indes  nur  in  Klammer 
hinter  „Waffen,  Munition,  Explosivstoffe  und  deren  J^eriatien"  auf- 
geffihrt,  so  daß  es  nicht  absolut  als  Konterbande  angesehen  werden 
könne.  Vielmehr  sei  die  richtige  Auslegung  die,  daß  es  nur  als  Konter- 
bände  festgesetzt  sei,  wenn  es  als  Material  für  Waffen  und  Munition 
dienen  solle.  Da  in  Niutschwang  kein  Arsenal  bestehe,  so  könne  das 
zur  Verhandlung  stehende  Blei  nicht  als  Material  für  Waffen  angesehen 
Verden.  Daß  es  jährlich  in  sehr  großer  Menge  zu  Friedenszwecken 
nach  Niutschvcang  eingeführt  werde,  lasse  sich  aus  Beweisstück  A  6 
entnehmen.  Auch  das  hier  in  Frage  stehende  Blei  sei  nicht  zum  Kriegs- 
gebrauch bestimmt  und  daher  keine  Kriegskonterbande. 

Auch  der  Reis,  das  Weizenmehl,  der  Tee,  der  Zucker,  das  Bau- 
holz und  das  Silbergeld,  welche  unter  Ziffer  2  der  genannten  Ministerial- 
instruktion  Nr.  1  fielen,  wurden  erst  Kriegskonterbande,  wenn  sie  für 
die  feindliche  Armee  oder  Marine  bestimmt  seien  oder  angenommen 

281 


Digitized  by  Google 


AlMduiitt  VI 


PriMiigerfelitiMtfebeldiiieM:  „H«I-PIihi*** 


werden  mässe,  daß  sie  fOr  den  Gebrauch  der  feindlichen  Armee  oder 
Marine  dienen  wQrden.  Da  aber  die  entsprechenden,  zur  Verhandiun^^ 
stehenden  Outer  von  verschiedenen  einzelnen  Kaufleuten  einem  Spe- 
diteur zur  Beförderung  übergeben  worden  und  diese  selber  deren  Emp- 
fänger seien,  so  sei  es  klar,  daB  sie  nicht  für  die  feindliche  Armee  oder 
Marine  bestimmt  gewesen  seien. 

Ferner  hätten  die  Ladungseigentümer  und  der  Reeder  bei  der 
Verladung  der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  zunächst  bei  dem 
chinesischen  Zollamt  angefragt  und  die  Güter  erst  verschifft,  als  sie 
die  in  Beweisstück  A  1  niedergelegte  Antv;ort  der  Zollbehörde  erhalten 
hätten,  daß  Reis,  Weizenmehl  und  Silbergeld  nur,  \xenn  sie  an  die  krieg- 
führenden Staaten  geliefert  werden  sollten.  Konterbande  seien.  Daraus 
könne  man  mehr  als  zur  üenüge  entnehmen,  daß  die  Absicht,  sie  zum 
Gebrauch  des  heindes  zu  liefern,  nicht  bestanden  habe. 

Aus  dem  Beweisstück  A  h  gehe  hervor,  d;iß  derartige  Güter  in 
Niutschxcang  zu  Friedenszeiten  sehr  in  Nachfrage  stünden,  so  daß  sie 
regciiiiaßig  von  Shanghai  eingefühi;  aürden. 

Des  weiteren  täten  die  Beweisstücke  A  2  bis  4  dar,  daß  die 
Ladungseigentömer,  welche  alle  in  Niutschwang  ihre  Hauptgeschäfte 
oder  niialen  hätten,  die  Güter  als  gewöhnliche  Handelsobjekte  dahin 
versandt  hätten.  Es  sei  daher  unbillig  anzunehmen,  daß  sie  zum  Ge- 
brauch des  Feindes  hätten  dienen  sollen. 

3.  Tientsin  und  Chinwantao  seien  neutrale  Häfen,  die  zu  diesem 
Kriege  nicht  in  der  geringsten  Beziehung  stunden.  Die  dorthin  be- 
stimmten Güter  seien  daher  keine  Knegsiconterbande  und  müßten  mit 
Recht  freigegeben  werden. 

4.  Unter  den  Reklamanten  betreibe  Tang  Ming  Chien  ein 
Transportgeschäft  und  sei  Inhaber  der  beiden  Firmen  Kai  Ping 
Chiang  und  Shang  Fa  Viin.  Die  übrigen  44  Reklamanten  seien 
alle  Figentümer  der  \  on  der  Reklamation  betroffenen  Güter.  Die  Güter 
seien  demnach  freilich  nicht  Figentum  des  Täng  jMing  Chien,  da 
er  aber  den  Transport  derselben  übernommen  habe  und  im  Falle  der 
Finziehung  derselben  Schaden  erleiden  müsse,  so  habe  er  mit  den 
Eigentümern  zusammen  die  Reklamation  erhoben. 

Die  41  Reklamanten  außer  Täng  Ming  Chien,  Nan  Shun 
Ta,  Yue  TaShing,  Rapanaki  und  Levinson  beantragten  Frei- 
gabe der  in  dem  beigefügten  Verzeichnis  bei  ihren  jeweiligen  Firmen 
angegebenen  Güter;  Nan  Shun  Ta  das  gleiche  für  die  Guter  unter 
Nummer  232  bis  242;  Yue  Ta  S hing  für  die  unter  Nummer  199  und 
200 ;  R  a  p a  n  a  k i  für  die  unter  Nummer  51  bis  58,  60  bis  78, 140  bis  145 ; 
Levinson  für  die  unter  Nummer  170  bis  183  des  Verzeichnisses  auf- 
geführten Güter.  TängMingChien  beantrage  Freigabe  sämtlicher 
Güter. 
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Die   1  iauptpuiiktc  der  Aii.-^icht  dos  Staabaiiv^ alis  sind  folgende: 

Die  zur  Verhandlung  stehende  Beschlagnahme  sei  auf  offener 
See  geschehen,  und  demnach  rechtmäßig. 

Von  den  nach  Niutschwang  gehenden  Gütern  seien  die  in  dem 
beigefügten  Verzeichnis  unter  Nummer  19  bis  122  aufgeführten  GOter 
freizugeben,  die  übrigen  alle  einzuziehen. 

Die  nach  Tientsin  und  Chinvantao  bestimmten  Güter  seien  alle 
freizugeben. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

1.  Die  Vertreter  der  Reklamation  machen  geltend,  daß  die  zur  Ver- 
handlung stehende  Beschlagnahme  in  neutralem  Hoheitsgewässer  aus- 
geführt und  demnach  unrechtmäßig  sei.  Aus  der  Aussag^eschrift  des 
Kommandanten  der  Hongkong  Maru",  dem  Aus/^ug  aus  dem  Tagebuch 
und  dem  Vernehmungsprotokolle  des  Kapitäns  der  ,,I  lsi-Ping"  liegt  der 
Ort  der  Aufbringung  ungefähr  6Vl»  Seemeile  nördUch  von  der  Insel 
Kainnng.  also  mehr  als  3  Seemeilen  von  der  chinesischen  Küste  und 
in  oit\  nt  r  See.  Daher  ist  die  zur  Verhandlung  stehende  Beschlagnahme 
rechtmäßig. 

2.  Es  ist  bekannt,  daß  Niutschwang  zur  fraglichen  Zeit  von  den 
Russen  besetzt,  also  feindliches  Gebiet  war.*)  Da  das  in  dem  bei- 
gefügten Verzeichnis  unter  den  nach  Niutschwang  gehenden  Gütern 
aufgeführte  Blei,  Zink,  Kupferptatten,  Argentanplatten,  eiserne  Wiagen- 
reifen  (Nr.  116),  StOclce  von  Eisenstäben,  alte  Eisenklumpen,  IMaterial 
zur  Herstellung  von  Waffen  und  Munition  beziehungsweise  Ausrüstung 
von  Kriegs-  und  anderen  Schiffen  sind,*)  so  müssen  diese  Güter,  weil 
nach  dem  feindlichen  Niutschwang  bestimmt,  als  Kontert>ande  angesehen 
«^erden.  Die  unter  Nummer  Ol  bis  93,  95,  97.  Q9,  116,  117,  121  und 
132  aufgeführten  Güter  sind  daher  einzuziehen. 

Die  Vertreter  der  Reklamation  bringen  vor,  daß  die  Instruktion 
de*«  Marineministeriums  Nr.  1  vom  Jahre  1<H)-1  ')  Blei  nirht  absolut 
als  Konterbande  insche.  Die  genannte  Instruktion  spricht  aber  in 
Ziffer  1  von  Watten,  Munition,  hxplosivstoffe  und  deren  Materialien 
(einschließlich  Blei,  Salpeter,  Schwefe!  usw.)"  und  zeigt  damit,  daß  sie 
Blei.  Salpeter  und  Schwefel  als  Materialien  für  Watten,  Munition  und 
tAplosivstoffe  ansieht.  Ls  ist  daher  außer  Zvicilel,  daß  sie  Blei  als 
Kriegskonterbande  erklärt  hat. 

Ferner  bringen  die  Vertreter  der  Reklamation  vor,  daß,  wie  aus 
dem  Beweisstück  A6  ersehen  werden  könne,  in  den  Jahren  1902  und 
1903  Blei  in  großer  Menge  nach  Niutschwang  eingeführt  worden  sei, 
vas  beweise,  daß  die  Chinesen  im  Frieden  viel  Blei  gebrauchten.  Daraus 
lönne  man  ersehen,  daß  auch  das  zur  Verhandlung  stehende  Biet  nicht 
2um  Kriegsgebrauch  habe  geliefert  werden  sollen.  Das  Beweisstück 

IV.  §  5.  -  ')  II  Ziffer  1.  **)  IL 
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A6  ist  indes  eine  Ein-  und  Ausfuhrstatistik,  welche  die  beiden  Jahre 
betrifft,  In  weichen  die  Russen  Niutschwang  besetzt  gehabt  haben.  Sie 
ist  daher  ungeeignet,  um  zu  beweisen,  daB  die  Chinesen  viel  Blei  ge- 
brauchten. 

Was  des  weiteren  die  unter  der  für  Niutschwang  bestimmten 
Ladung  befindlichen  Lebensmittel  und  Getränke,  wie  Weizenmehl, 
Spirituosen,  Ananas,  angeht,  so  sind  sie  alle  Artikel,  wie  sie  bei  Euro* 
päern  und  Amerikanern  in  Nachfrage  stehen.  Nach  Aussage  von  Paw 
Meng  Chiung  und  Edmund  Hayes  ist  die  Zahl  der  zur  Zeit 
in  Niutscbwang  ansässig  gewesenen  gewöhnlichen  Europäer  und 
Amerikaner  außerordentlich  gering,  wogegen  russische  Truppen  in  großer 
Zahl  dort  lagerten.  Niutschwang  >xar  zur  fraglichen  Zeit  ein  Haupt- 
etappenort der  russischen  Truppen.  Wenn  man  alles  dies  in  Erwägung 
zieht,  erscheint  es  unhcstreitbar,  daß  die  zahlreichen  Lebensmittel  und 
Getränke  zum  feincilichen  Kriegsfjebrauch  geliefert  werden  sollten. 
Ebenso  ist  es  un/\x  eifelhaft,  da  (ield,  alte  F.isenbahnnägel  und  Bauholz 
\on  den  russischen  Truppen  in  der  jMandschurei  zum  Krieg  benötigt 
>x  urden,  daß  auch  diese  Güter  zum  feindlichen  Kriegsgebrauch  geliefert 
werdeil  sollten.  Es  wird  daher  angenommen,  daß  die  genaniiien  Güter, 
wenn  sie  auch  nach  dem  beigefügten  Verzeichnis  an  einen  anderen  Em- 
pfänger gehen  sollten,  tatsächlich  zum  Kriegsgebrauch  bestimmt  und 
daher  Konterbande  waren.*) 

Demnach  sind  die  unter  Nummer  23  bis  16,  48  bis  84,  88  bis  90, 
94,  96,  98,  IUI  bis  104,  106,  108  bis  115,  118,  124  bis  129,  131, 
133  bis  151,  168  bis  180,  182  bis  ISO,  199  bis  200,  230,  232 
bis  242  des  beigefügten  Verzeichnisses  autgeführten  Güter  einzuziehen.  •) 
Die  übrigen  nach  Niutschwang  bestimmten  Güter  sind  freilich  keine 
Konterbande,  aber  sie  gehören  Eigentümern  von  Konterbandegütern, 
nämlich  die  unter  Nummer 

47  dem  Eigentämer  von  28,  die  unter 
100    .,  „         „  99. 


105  „  „  107, 

181  „  „  „  103, 

119  „  „  120, 

122  „  „  „  121, 

I  -  j  „  „  „  1  -t, 

130  „  „  „  131, 

152  ,,  ,,  125, 

153-156  „  „  „  151, 
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tt  tt 
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Daher  sind  sie  alle  einzuziehen.  •)  Die  .von  den  Vertretern  der 
Reklamation  eingereichten  Beweisdolcumente  sind  nicht  imstande  zu  be- 

»)  IL  ZIHer  2.  —  •)  V.  §  43. 
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uasen.  daß  die  obi;n  erwähnten  Cjüter  keine  Kriegskonterbande  sind. 

Die  unter  Nummer  85  bis  87,  157  bis  167,  190  bis  108  des  bei- 
gefügten Verzeichnisses  aufgeführten  Güter  sind  v^eder  Konterbande, 
noch  gehören  sie  Ligentütnern  von  solcher.    Daher  sind  sie  freizugeben. 

3.  Tientsin  und  Chinvcantao  sind  nicht  feindliches  üebiet.  Daher 
können  Qöter  wie  diejenigen  der  zur  Verhandlung  stehenden,  welche 
dortbin  bestimmt  sind,  weil  kein  Beweis  vorliegt,  daß  sie  zum  feind- 
,  liehen  Kriegsgebrauch  geliefert  werden  sollten,  nicht  als  Kriegskonter- 
I  bände  aufgefaßt  werden.  Da  aber  der  Absender  aller  nach  dem  bei- 
jefOgten  Verzeichnis  nach  Tientsin  und  Chinwantao  bestimmten  Outer 
TängMingChien  und  der  Empfänger  der  Inhaber  der  Konnosse- 
mente ist.  so  mfissen  die  Güter  alle  als  im  Eigentum  Täng  Ming 
Chien's  stehend  betrachtet  werden.  Sie  gehören  dem  Eigentümer 
der  unter  Nummer  103  aufgeführten  Kriegskonterbande.  Es  entspricht 
aber  dem  Recht,  daß  Güter,  welche  einem  Eigentümer  von  auf  dem- 
selben Schiff  befindlicher  Kriegskonterbande  gehören,  gleichgültig  ob 
sie  nach  Feindesland  bestimmt  sind  oder  nicht,  eingezogen  werden. 

Daher  sind  die  unter  Nummer  257  bis  293,  298  bis  363  des  bei- 
gefügten Verzeichnisses  aufgeführten  Güter  sämtlich  einzuziehen. 

hs  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  17.  Dezember  1904  im  Prisengericht  in  Sasebo  im 
Bebein  des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


Vencichnis  der  auf  dem  Oaniifer  Jlsi-Piiig**  verachiffttii  (Mlter. 


Art  der  Qttter 

Zahl 
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Lade- 
ort 
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flnger 
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Tack  Che- 
ang  Yuen 

n 
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tf 

25 
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♦  .# 

Weizenmehl  .  . 

m             •  -• 

200 
200 
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215 
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400 
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500 
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WaiFahHua 

Yuen  Cliing 

Dah 
Yong  Dong 

Wo 
Totig  Silin 

Yo 
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n 
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II 

WaiFahHua 

1» 

Yuen  Ching 

Dali 
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Tong  Shin 
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Reklamanten  I  TängMingChicn,  Geschäftsführer  der  Firmen 
Kai  Fing  C  h  i  a  n  g  und  Shang  Fa  Yun  in  Shanghai,  Kiatigsi 
Road  Nr.  94;  die  chinesischen  Staatsangehörigen  Kwang  Shun, 
Yuen  Ching  Dah,  Tun  Chong  Yu,  Yiini,'  Hsing  Chon^, 
TongFounf,'^Tai,  Ku  FoungTai,  Kon^^ChangTong,  Hon 
S  h  a  n  C  h  i  n  tr ,  \V  a  i  F  a  h  H  u  a  ,  \'  u  t  ri  Chan  K  u  n  g ,  Y  u  Chan 
Wo,  FungShun  Yung,  Yuen  Fang,  HiTaCheong,  Yuen 
Fah  Hua,LoongHingYuen,SinChangYu,  HaChiChing, 
Am  Cheong,  TongFag  Ha,  HongFa  Ha,  Dah  ShingTini^, 
Y  u  c  h  a  h  V  u  e  n  ,  Z  u  i  C  h  ü  n  g ,  F  ü  \Ji  Y  u  e  n  i  a ,  W  a  n  C  h  c  a  n  g  I  a  , 
Whai  Chong  Loong,  Loong  Fa  Ha,  Tack  Tai  Hsing,  Chi 
Chi,  Tack  Wao  Cheong,  Chin  Ta  Foong,  Tack  Cheang^ 
Yuen,  Fa  Ywen  Ho,  Tong  Shun  Shing,  Yuen  Tack  Yue, 
Nan  Shun  Ta,  Tack  Cheong  Vong,  Yue  Ta  Shing,  Tong 
ShIng  Vo,  Yong  Dong  Wo  und  Teng  Sang  Shing  samtticb 
wohnhaft  in  Shanghai;  der  griechische  Staatsangehörige  G.  Rapanaki 
und  türkische  Staatsangehörige  A.  Y.  Levinsbn. 

Prozeßvertreter:  Die  Rechtsanwälte  Suzuki  Jubi,  Tokio, 
Kyobashiku,  Kagacho  Nr.  8  und  Hatakeyama  Shigeaki,  Naga- 
saki, Hiradomachi  Nr.  18. 

Am  17.  Dezember  1904  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der 
Prisensachc  betreffend  Ladung  des  Dampfers  „Hsi-Ping",  \xc!rher  am 
14.  Juli  1004  auf  37" '34'  n.  Br.  und  122«'iQ'  ö.  L.  von  dem  Kaiser- 
lichen Kriegsschiff  „Hongkong  iMaru"  aufgebracht  w  orden  ist,  ein  Urteil 
gefällt,  in  welchem  auf  Finziehung  der  unter  der  Ladung  des  Dampfer 
,,Hsi-Ping"  befindlichen,  in  dem  dem  l'rteil  beigefügten  Verzeichnis  unter 
Nummer  23  bis  84,  S8  bis  156,  168  bis  189,  199,  2ÜU,  23Ü,  232  bis 
242,  257  bis  293  und  298  bis  363  bezeichneten  und  auf  Freigabe  der 
unter  Nummer  85  bi^  87,  157  bis  167,  190  bis  198  bezeichneten  Oflter 
erkannt  worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  haben  die  Rechtsanwälte  Suzuki  Jubi  und 
Hatakeyama  Shigeaki  ab  ProzeBvertreter  von  Täng  Ming 
Chien  und  44  anderer  Reklamanten  die  Berufung  eingelegt,  welche 
im  Beisein  des  Staatsanwalts  Ishiwatari  Binichi  beim  Oberprisen- 
gericht geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  der  Vertreter  der  Reklamation 
Suzuki  Jubi  und  Hatakeyama S htgeaki  und  deren  Begründung 
sind  folgende: 

Von  den  Reklamanten  betreibe  der  chinesische  Kaufmann  Täng 
Ming  Chien  mit  den  beiden  ihm  gehörigen  Firmen  Kai  Ping 

Chiang  und  Shang  Fa  V  n  n  vln  Transporlgeschäft.  Die  übrigen 
44  Reklamanten  seien  alle  Ligcntümer  der  zur  Verhandlung  stehenden 
üüter.  Wie  aus  Beweisstück  A4  hervorgehe,  gehörten  die  aufgebrachten 
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Güter  freilich  nicht  dem  TangMingChien,  sondern  den  anderen 
Knifleuten,  und  Täng  Ming  Chien  habe  lediglich  ihren  Transport 
übenioninien.  Da  er  aber  im  Falle  der  Einziehung  Schaden  erleiden 
müsse,  so  habe  er  zusammen  mit  den  Eig-cntümern  eine  Reklamations^ 
Schrift  eingereicht  und  die  Freigabe  alier  Güter  beantragt. 

Nun  seien  unter  den  zur  Verhandlung  stehenden  Gütern  zwei 
ganz  getrennte  Arten  vorhanden.  Die  einen  seien  naeli  Niutschwang 
bestimmt,  die  anderen  nach  Tientsin  und  Chinwantao.  iJ)ie  ersteren 
seien  wieder  in  zu  ei  Gruppen  zu  teilen:  1.  Güter,  weicht  der  Ziffer  1 
der  Instruktion  des  Marinem inisteriuni;>  Nr.  1  vom  Jahre  1904,  betreffend 
die  Krie^'hkonterbande  im  japanisch  -  riissischtn  Kriege,  entsprächen; 
2.  üüter^  NX  eiche  unter  Znici  2  dieser  lnj»lruktion  fielen. 

Unter  Ziffer  1  falle  nur  eine  einzige  Ware,  nämlich  Blei.  In 
dieser  Instruktion  sei  Blei  indes  nur  in  Klammer  hinter  „Waffen,  Mu- 
nition, Explosivstoffe  und  deren  Materialien''  aufgeführt,  so  daB  es  nicht 
absolut  als  Konterbande  angesehen  werden  k5nne.  Vielmehr  sei  die 
richte  Auslegung  die,  da6  es  nur  als  Konterbande  gelte,  wenn  es  als 
Material  für  Waffen  und  Munition  dienen  solle.  Als  Waffe  werde  Blef 
heutzutage  auflerordentlich  wenig  verwandt.  Diese  Eigenschaft  trete 
vielmehr  erst  hervor,  wenn  es  mit  anderen  Metallen  gemfecht  werde. 
Dazu  sei  at>er  das  Bestehen  geeigneter  Fabriken  nötig,  und  in 
Niutschwang  seien  solche  nicht  vorhanden,  so  daß  das  HUi  nicht  als 
Material  für  Waffen  gelten  könne.  Außerdem  sei  die  Einfuhr  von  Blei 
n.uh  Niutschxsangf  in  Friedenszeiten  g'roß  und  habe,  wie  aus  Rcweis- 
stück  A  (),  einer  chinesischen  Zollstatistik,  hervor^rche,  im  Jahre  19Ü3 
42864  laels,  im  Jahre  1903  20  758  Taels  bt-tragt-n.  Daraus  könne 
man  entnehmen,  wie  ^oß  der  I  ritdcnsbedarf  der  Chinesen  für  Blei 
sei.  Wtnn  aber  das  gej^fnvc  artig  zur  Einfulir  bestimmt  gewesene  Blei 
nicht  zum  Kriegsgebrauch  der  Iruppen  haben  dienen  sollen,  so  liege 
kein  Grund  für  seine  Einziehung  vor. 

Die  Arten  der  O fiter,  welche  unter  2  fielen,  seien  freilich  sehr 
zahh^ich;  in  der  Hauptsache  handele  es  sich  aber  um  Reis,  Weizen- 
mehl, Tee,  Zucker,  Bauholz  und  Silbergeld.  Diese  seien  Konterbande 
nur,  wenn  sie  für  die  Armee  oder  Marine  bestimmt  seien  oder  an- 
genommen werden  mQsse,  daß  sie  zum  Gebrauch  der  feindlichen  Armee 
oder  Marine  geliefert  werden  sollten.  Da  aber  die  Güter  von  ver- 
schiedenen einzelnen  Kaufleuten  einem  Transportgeschäft  zur  Be- 
förderung fibergeben  und  diese  Kaufleute  selbst  die  Empfänger  seien, 
so  seien  sie  nicht  für  die  feindliche  Armee  oder  Marine  bestimmt  ge- 
wesen. 

Das  lasse  sich  auch  aus  dem  Urteil  über  den  Dampfer  „Hsi-Ping" 
tntnehmen.  ^) 
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Was  des  \xeiteren  die  Fra^e  nncfche,  ob  sie  für  den  Gebrauch  der 
feindlichen  Armee  oder  Marine  halten  geliefert  werden  sollen,  so  be- 
förderten dk  Ladungseigentümer  und  Reeder  gewöhnlich  solche  Güter 
als  Handelswaren  nach  Niutschwang  und  betrieben  dieses  Geschäft  schon 
seit  lange.  Da  zu  der  fraglichen  Zeit  gerade  Krieg  bestanden  habe,  so 
hätten  die  Reklamanten,  um  sicher  zu  sein,  dafi  sie  die  Pflichten  neu- 
traler Staatsangehöriger  nicht  verletzten,  sich  nachdrficldich  bei  der  chine- 
sieben  Zollbehörde  erkundigt  und,  wie  aus  dem  Beweisstück  A 1  hervor- 
gehe, die  Antwort  erhalten,  daß  Reis,  Weizenmehl,  Zucker,  Petroleum 
und  Silbergeld  keine  Konterbande  seien,  wenn  sie  nicht  zum  Gebrauch 
der  kriegführenden  Mächte  geliefert  werden  sollten.   Erst  danach  seien 
die  (jötcr  versandt  worden.   Wenn  die  Eicfentfimer  den  Zweclt  verfolg^ 
hätten,  sie  zum  üebraiich  einer  der  kriegführenden  Mächte  zu  liefern, 
so  liege  kein  Orund  vor,  weshalb  sie  eine  derartige  Anfrage  hätten 
machen  und  sich  eine  derartige  Auskunft  hätten  geben  lassen  sollen. 

Wie  aus  Beweisstück  A6  ersichtlich,  sei  in  Niutschwang  ge\x  öhnlich 
sehr  große  Nachfrage  nach  solchen  üütern  und  die  Einfuhr  von  Shang- 
hai und  anderen  Plätzen  entspreche  einem  allgemeinen  Bedürfnis. 

Da  ferner  die  verschiedenen  Ladungseigeuiumer  in  Niutschwang 
Haupt>  und  Zweiggeschäfte  besäßen,  so  hätten  sie  die  Güter,  wie  aus- 
den  Beweisstücken  A  2  bis  4  hervorgehe,  als  Handelsobjekte  dorthitt 
befördern  lassen.  In  Anbetracht  dessen,  daß  sie  Waren  gleicher  Art 
.schon  mehrere  Jahrzehnte  lang  eingeführt  hätten  und  die  Zahl  der 
Güter  auch  gering  sei,  so  sei  es  eine  unbillige  Härte,  anzunehmen,, 
dafi  sie  zum  Gebrauch  des  Feindes  geliefert  werden  sollten. 

Nach  den  Ladescheinen  zu  urteilen,  gehörten  die  meisten  der 
zur  Verhandlung  stehenden  Güter  KaiPingChiang  und  Shan£r 
Fa  Yun,  und  das  könne  zu  dem  Verdacht  Anlafi  geben,  daß  so  viele 

Güter,  welche  von  derselben  Firma  befördert  wurden,  zum  Gebrauch 
der  feindlichen  Truppen  geliefert  werden  sollten.  Da  aber  der  Chef 
der  genannten  Eirma,  Tang  Ming  Chien,  ein  Transportgeschäft 
betreibe,  so  seien  die  Güter  nur  unter  seinem  Namen  verladen  worden 
und  es  werde  durch  die  Beweisstücke  A  2  bis  4  dargetan,  daß  sie  Kauf- 
leuten verschiedener  I'lätze  gehörten.  Nach  alter  kaufmännischer 
Handelsusance  in  Shanghai  übergäben  Kaufleute,  welche  ihre  Clüter  nach 
einem  anderen  Hafen  verschicken  wollten,  diese  meistens  gänzlich  einem 
Transportgesthäft.  Leute  wie  Täng  Ming  Chicn  zahlten  jährlich 
mehrere  hunderttausend  laels  I  rächt  an  die  Reedtr  und  in  den  letzten 
zehn  Jahren  seien  an  Fracht  über  4  Millionen  Taels  von  ihm  bezahlt 
worden.  Wenn  man  dies  erwäge,  so  könne  man  daraufhin,  daß  die 
meisten  Güter  auf  den  Namen  Tang  Ming  Cbiens  stünden,  nicht 
schließen,  daß  sie  Konterbande  seien. 

Wenn  auch  einige  von  den  aufgiebrachten  Güterarten  sich  in  der 
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Zollstatistik  nicht  fänden,  so  sei  der  Orund  der,  daß  kleine  Mengen 
von  Lebensmitteln  zum  Gebrauch  in  Speisewirtschaften  oder  von  ge- 
v^ihnlichen  Konsumenten  nicht  besonders  in  der  Zollstatisfik  eingetragen, 
sondern  alle  zusammen  in  die  Rubrik  „Verschiedene  Waren"  eingestellt 
seien.  Wenn  auch  femer  einige  der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter 
mit  den  bbherigen  Einfuhrgütern  der  Statistik,  was  ihre  Farbe  oder 
ihre  Herkunft  angehe,  nicht  fibereinstimmtenr  so  seien  doch  diejenigen, 
velche  bezQglich  der  Warengattung  nicht  fibereinstimmten,  nur  sehr 
venige. 

Bezüglich  der  nach  Tientsin  und  Chinwantao  bestimmten  Güter 
sei  zu  bemerken,  daß  diese  Plätze  absolut  neutrale  Häfen  seien  und  zu 
dem  Krieg  keine  Beziehung;  hätten.  Daher  seien  die  dorthin  bestimmten 
Güter  keine  Konterbande,  und  die  Verhängun^  der  Konfiskation  seitens 
der  ersten  Instanz  mit  der  Begründung,  daß  sie  Konterbandeeigentümern 
gehörten,  sei  falsch  und  zwar  aus  folgenden  Oründen: 

1.  Der  hit/entümer,  von  dem  der  §  43  der  Seeprisenordnung 
in  den  Worten 

„ Kriegskon ki  bandegüter  und  die  dem  Eigentümer  derselben 

gehörigen  Güter  werden  eingezogen" 
spreche,  bedeute  den  Eigentümer  absoluter  Kriegskonterbande  und  be« 
zeichne  nicht  den  Eigentflmer  sogenannter  bedingter  Konterbande.  Denn 
die  Einziehung  von  Nichtkonterbandegfitern,  welche  einem  Eigentumer 
von  Konterbande  gehörten,  sei  die  Strafe  für  den  Transport  der  Konter- 
bandegfiter.  Im  Falle  eines  Transports  absoluter  Konterbande  könne 
freilich  vermutet  werden,  daß  der  Eigentflmer  derselben  einer  der  krieg- 
führenden Parteien  habe  nützen  vc  ollen.  Aber  bei  bedingter  Konterbande 
nihe  die  Entscheidung  über  die  Frage,  ob  die  Güter  Konterbande  seien 
oder  nicht,  einzig  bei  dem  betroffenen  Staat,  so  daß  also  die  gleiche 
Vermutun|T  hier  nicht  ohne  weiteres  Piatz  greife  und  ein  Grund  zur 
ßesfrafung  nicht  t>estehe. 

2.  Wie  schon  oben  ausgeführt,  reklamiere  Täng  Ming  Chien, 

Teil  er  den  Transport  übernommen  gehabt  habe.  Daß  in  den  Konnosse- 
menten und  anderen  Papieren  1  ä  n  .ü^  M  i  n  g  C  h  i  e  n  F-irma  verzeichnet 
>ei.  beruhe  auf  einem  Handelsbrauch  in  Shanj^hai,  und  daß  außer  ihm 
Eigentümer  da  seien,  werde  durch  das  Beweisstück  A  dargjetan.  Das 
Gericht  erster  Instanz  habe  diesen  Beweis  aber  außer  Acht  srelassen 
und  angenommen,  daß  die  auf  den  Papieren  erschciiitjiuen  Namen 
der  Firmen  Kai  Ping  Chiang  und  Shang  Fa  Yun  die  F.igen- 
tumer  der  Güter  andeuteten.  So  sei  es  dahin  gekommen,  daß  das 
Gericht  Nichtkonterbandegüter,  welche  Personen  gehörten,  die  nicht 
E^tümer  von  Konterbande  seien,  mit  in  seine  Strafe  hineingezogen 
babe. 

Was  Zink,  Kupfer  und  Argentanpbtten  angehe,  so  möge  es  Fälle 
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^ebeti,  wo  sie  in  dem  vorhandenen  Zustand  Material  für  Waffen,  Mu- 
nition, für  den  Bau  und  die  Ausrustun^f  von  Kriegs-  und  anderen  Schiffen 
abgäben.  Aber  es  gebe  auch  Fälle,  wo  sie  nach  der  Art  ihrer  Form 
durchaus  nicht  zu  derartigem  Gebrauch  dienen  könnten ;  und  man  könne 
nicht  sagen,  daß  Güter,  welche  schließlich  nach  vielen  Bearbeitungen 
die  Fähigkeit  solcher  Verwendung  erreichen  könnten,  ihrer  Natur  nach 
unbedingt  Material  für  Waffen  darstellten.  Man  müsse  daher  zur  Recht- 
fertigung der  Annahme,  daß  solche  Güter  Material  für  Waffen  seien, 
nach  ihrer  Menge  oder  horrn  usvf.  klarstellen,  daß  sie  ohne  weiteres  zu 
diesem  Zweck  geliefert  werden  sollten.  Die  Reklamanten  seien  der 
Ansicht,  daß  die  genannten  üüter  freilieh,  wenn  sie  nach  Menge  und 
Form  sogleich  zum  Gebrauch  für  Waffen  usw.  dienen  könnten,  absolute 
Kriegskonterbande  seien;  daß  sie  aber,  wenn  erst  durch  viele  Bearbeitung 
ihre  Form  und  Natur  geändert  werden  müsse,  damit  sie  als  Material  für 
Waffen  usw.  dienen  könnten,  keine  Kriegskonterbande  seien. 

Wie  schon  dargetan,  erführen  die  zur  Verhandlung  stehenden 
Vikaren  eine  große  Einfuhr,  sie  würden  auf  friedliche  Nachfrage  geliefert 
und  seien  kein  Material  für  Waffen.  Auch  seien  sie  nicht  in  dem  Zustand, 
um  als  solches  Material  dienen  zu  können  und  gehörten  daher,  wie  er- 
wähnt, unter  die  Nichtkonterbandegüter. 

Um  darzutun,  daß  die  vorhandene  Ware  ohne  weiteres  als  Material 
für  Waffen  dienen  solle,  sei  es  nötig,  ihre  Menge  und  Form  klarzustellen, 
und,  um  ihre  Einziehung  zu  verfügen,  müßten  die  Gründe,  weshalb 
sie  solches  Material  seien,  dargestellt  werden.  Das  Gericht  erster  Instanz 
habe  aber  die  genannten  Güter,  ohne  irgendvc  eichen  Unterschied  zu 
maciien.  als  absolute  Kriegskonterbande  angesehen.  Dem  könnten  sich 
die  Reklamanten  nicht  unterwerfen. 

Die  eisernen  Wagenreifen,  die  Stücke  von  Fisenstäben,  die  alten 
Fisenkhimpen  möchten  wohl  indirekt  zur  Herstelhing  von  Waffen,  Mu- 
nition, Kriegs-  und  anderen  Schiffen  dienen  können.  Sie  seien  aber 
noch  nicht  ohne  weiteres  Material  dafür.  Wenn  rnan  diese  Güter  als 
indirekt  für  solche  /.wecke  dienlich  ansehe,  dann  müsse  auch  Bauholz, 
Öl,  Papier,  überhaupt  alle^.  als  derartiges  Material  gehen.  Daher  sei 
auch  der  Auffassung,  daß  derartiges  indirektes  Material  absolute  Konter* 
bände  sei,  nicht  beizupflichten. 

In  dem  Urteil  erster  Instanz  werde  ausgeführt, 

was  die  unter  der  für  Niutschwang  bestimmten  Ladung  be^ 
findlichen  Lebensmittel  und  Getränke  wie  Weizenmehl, 
Spirituosen  und  Ananas  angehe,  so  seien  sie  alle  Artikel, 
wie  sie  bei  Europäern  und  Amerikanern  in  Nachfrage  stünden. 
Zur  fraglichen  Zeit  sei  aber  die  Zahl  der  in  Niutschwang 
ansässigen  gewöhnlichen  Europäer  und  Amerikaner  außer- 
ordentlich gering  gewesen.   Es  sei  daher  ganz  klar,  daß 
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derart^  große  Mengen  von  Lebensmitteln  und  Getränken 
zum  Kriegsgebrauch  des  Feindes  geliefert  werden  sollten. 

Wenn  es  auch  nicht  zu  bestreiten  sei,  dafi  die  Zahl  der  dort 
lebenden  Europäer  und  Amerikaner  nur  gering  und  die  der  dort  la- 
gernden russischen  Truppen  sehr  groß  sei,  so  stünden  doch  Weizenmehl 
und  Spirituosen  nicht  nur  bei  Europäern  und  Amerikanern  in  Nach- 
frage, sondern  kämen  auch  bei  den  Chinesen  zur  Verwendiing.  Daß 
Spirituosen  und  Weizenmehl,  welches  als  Material  zur  Herstellung^  von 
Kuchen  diene,  alljährlich  in  großer  Menge  eingeführt  worden  sei,  sei 
bereits  nachgevi  icien  worden. 

Reis  ferner  komme  für  Europäer  und  Amerikaner  nicht  in  Frage, 
sei  vielmehr  ein  Lebensbedürfnis  für  di^  Chinesen.  Wenn  daher  der 
Reis  aus  demselben  Grunde  wie  Weizenmehl  und  Spirituosen  als  für 
den  Gebrauch  des  Feindes  bestimmt  zur  Einziehung  verurteilt  worden 
sei,  so  müsse  man  sagen,  daß  dies  mit  der  ausgeführtoi  Begründung 
nicht  zusammenpasse. 

Daß  Geld  zum  Krieg  nötig  sei,  sei  unzweifelhaft  klar.  Es  sei 
aber  fraglich,  wie  der  Eigentümer  des  Oeldes  dasselbe  den  russischen 
Truppen  habe  liefern  sollen;  und  man  könne  wohl  sagen,  daB  er  fast 
kdn  Mittel  habe,  dasselbe  zu  liefern.  Bei  einem  russischen  Eigentümer 
Hege  allenfalls  die  Möglichkeit,  es  zu  liefern,  \or;  für  einen  Ausländer 
sei  es  aber  klar,  daß  er  nicht  besonders  Geld  einführen  werde,  um  es 
den  russischen  Truppen  zu  übergeben.  Wenn  es  aber  Leute  gegeben 
hätte,  welche  Geld  für  den  Gebrauch  der  russischen  Truppen  hätten 
liefern  vxollen,  so  würde  es  unsinniL,^  sein,  wenn  sie  dafür  nicht  einen 
entprcchenden  (je<jen\xert  fordern  sollten.  Die  russischen  Truppen 
hätten  aber  zur  Zeit  keine  Güter  besessen,  durch  deren  Verkauf  sie 
sidi  Geld  hätten  verschaffen  können. 

NXenn  ferner  auch  bei  den  russischen  Truppen  Bedarf  für 
ciimtsii^efie  Arbeit  vorhanden  sein  möge,  so  sei  doch  kaum  anzunehmen, 
daß  die  Russen  für  die  Chinesen  arbeiten  v«;  ürden. 

F,s  sei  demnach  klar,  daß  in  keinem  halle  das  (ield  zum  Gebrauch 
<lef  russischen  Truppen  habe  geliefert  werden  sollen,  und  es  sei  daher 
unbillig,  zu  entscheiden,  daß  dasselbe  zum  Gebrauch  des  Feindes  habe 
dieiKn  sollen. 

Wozu  die  feindlichen  Truppen  alte  Eisenbahnnägel  und  Bauholz 
brauchten,  sei  nicht  ersichtlich.  Bauholz  könne  allenfalls  zum  Truppen- 
gebrauch dienen.  Alte  Eisenbahnnägel  würden  dagegen  niemals  zum 
Eisenbahnbau  verwandt  Es  sei  daher  kaum  möglich,  sich  vorzustellen, 
wozu  diese  im  Krieg  dienen  sollten. 

Einen  Teil  der  Nichtkonterbandegüter  habe  das  Urteil  erster  Instanz 
mit  der  Begründung,  daß  sie  lägentümern  von  Konterbande  gehörten, 
eingezogen.  Da  aber,  wie  dargetan,  der  größte  Teil  dieser  als  Konter- 
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bände  bezeichneten  Güter  keine  Konterbande  sei,  so  müsse  die  Ent- 
scheidung anders  ausfallen.  Es  scheine,  als  ob  das  Urteil  erster  Instanz 
die  nach  Tientsin  und  Chinwantao  bestimmten  Güter  ungeachtet  der 
Warengattung  als  Nichtlcönterbande  ansehe.  Trotzdem  sei  aber  die 
Einziehung  der  hierunter  befindlichen,  den  Eigentümern  von  Konter- 
bande gehörigen  Güter  verfügt  vorden.  Die  Worte  des  §  43  der 
Seeprisendrdnung*)  „und  die  dem  Eigentumer  derselben  gehörigen 
Güter  bezö^'-en  sich  auf  Güter,  die  sich  auf  demselben  Schiff  befänden 
und  nach  demselben  Ort  bestimmt  seien.  Daher  dürften  Güter,  welche 
nach  anderen  Häfen  gingen,  nicht  eingezogen  werden.  Wenn  man 
auch  solche  Güter  einzuziehen  beabsichtijre,  so  ergebe  sich  das  Resn!tit. 
daß  auch  auf  einem  anderen  Schiff  verladene  Güter  ein^^ezogt^n  werden 
müßten,  wodurch  den  neutralen  Staatsangehörigen  schwerer  Schaden 
erwachsen  müsse. 

In  dem  Artikel  72  des  Handbuchs  des  englischen  Prisenrechts  ^) 
heiße  es,  daß 

auch  in  lallen,  >xü  man  >xissen  könne,  daß  die  Güter  in 
einem  neutralen  Hafen  gelöscht  würden,  doch  der  Be- 
stimmungsort der  Güter  als  feindliches  Gebiet  angesehen 
vürde; 

femer  in  der  Straf bestimmung  des  Artikels  82: 

Zur  Strafe  für  den  Transport  von  absoluten  Konterbande- 
gfitern  würden  gewöhnlich  diese  Güter  und  das  Interesse 
ihres  Eigentümers  an  der  übrigen  Ladung  eingezogen. 

Diesem  scheine  der  Inhalt  des  Urteils  erster  Instanz  zu  ähneln. 
Indes  beziehe  sich  diese  Bestimmung  des  englischen  Rechts  darauf, 
daß  auch  neutrale  Zwischenhäfen  als  Feindesgebiet  anzusehen  seien. 

In  der  vorliegenden  Sache  sei  aber  eine  solche  Tatsache  nicht  nur  nicht 
angenommen,  sondern  es  fehle  auch  an  einer  Bestimmung,  welche  eine 
solche  Annahme  vorschreibe. 

|-«Mner  sehe  das  englische  Recht  die  Strafe  des  Verlustes  des 
Interesses  an  dem  übrigen  Teil  der  Ladung  für  den  hall  von  absoluter 
Konterbande  vor.  In  dem  vorliegenden  halle  \xolle  man  dagegen  die 
gleiche  Strafe  bei  Einziehung  von  nicht  absoluter  Konterbande  ein- 
treten lassen. 

TängMing  Chien  sei  nicht  Ladungseigentümer;  es  sei  daher 

•)  V  ^ 

<*)  Anikcl  72  des  Manual  of  Naval  Frize  sagt:  The  desUnation  of  the  vessel  is 
c(Hicliisive  a»  to  ^  destliutloa  of  the  Qoods  on  board.  If,  thefefuif;  tbe  dcstlnation 
of  die  Vessel  be  HostUe,  then  the  destinadon  of  the  Qoods  on  boaid  should  be  oon* 

sidered  Hostile  also,  notwithstanding  it  may  appcar  from  the  papers  or  otherwise  that 
the  Qoods  themselves  are  not  intended  für  the  Hostile  port,  but  are  intended  either 
to  be  forwarded  beyond  it  to  an  ulterior  Neutral  destinätion,  or  to  be  deposited  at 
an  fntcmicdlale  Neutral  port. 
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schon  all^t{t•führt  ^x'orden,  daß  die  nach  Tientsin  oder  China aiUao 
gehenden  Güter  nicht  als  im  Eigentum  von  Konterbandeeigentümcrn 
stehend  bezeichnet  werden  könnten.  Selbst  aber  einmal  angenommen, 
CT  sei  Eigentümer  der  unter  Nr.  103  des  Verzeichnisses  aufgeführten 
Güter,  so  sei  doch  Cognac  weder  absolute,  noch  auch,  wie  schon  dar- 
jrtan,  bedingte  Konterbande.  Wie  man  es  auch  ansehe,  könnten  die 
nach  Tientsin  und  Chinwantao  gehenden  Outer  nicht  eingezogen  werden. 

Aus  diesen  Gründen  werde  Aufhebung  des  Urteib  erster  Instanz, 
soveit  es  nicht  auf  Freisprechung  von  Ladungsstücken  der  „Hsi-Ping" 
erkenne,  und  Erlaß  einer  Entscheidung  auf  Freigabe  aller  für  eingezogen 
erkürten  Güter  beantragt 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  der  Staatsanwälte  beim  Prisen- 
gericht zu  Sascho.  Mizukami  Chojiro  und  Yamamoto  Tatsu- 
rokuro  sind  folgende: 

1.  Zur  Zeit,  als  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  befördert 

Torden  sei,  sei  Niutsch\x'anp^  nicht  nur  von  den  russischen  Truppen 
beset7t,  sondern  auch  eiti  \xichtiger  Etappenort  für  dieselben  gevccsen. 
Die  unter  der  Ladung  befindlichen  Lebensmittel  und  Oetränke  ent- 
spr-Srhen  alle  den  Bedürfnissen  von  Furopäern  und  Amerikanern.  In 
Niubchwang  hätten  nun  russische  Truppen  in  großer  Zahl  gelegen, 
lügtgcn  geuühnliche  Europäer  und  Amerikaner  nur  sehr  wenige  vor- 
handen gewesen  seien.  Ls  sei  daher  ohne  viel  NX'orte  klar,  daß  diese 
Guter  sofort  nach  ihrer  Ankunft  in  Niutschwang  zum  Gebrauch  der 
fdndlkhen  Truppen  gedient  haben  würden. 

Infolge  der  andauernden  Niederlagen  der  Russen  zu  Wasser  und 
zu  Lande  habe  das  in  Niutschwang  und  in  der  JUandschurei  verwandte 
Kriegs^Papiergield  stark  an  Kredit  verloren,  so  daB,  um  dem  täglichen 
Kriegsbedarf  zu  entsprechen,  kleines  chinesisches  Silbergeld  auf  das 
dringendste  benötigt  worden  sei.  Daraufhin  sei  zweifellos  auch  das 
zur  Verhandlung  stehende  Geld  nach  dem  Etappenort  Niutschwang 
geschickt  worden,  um  dort  nach  Ankunft  sogleich  zum  Gebrauch  der 
fdfldlichen  Trupf>en  zu  dienen. 

Auch  Bauholz,  alte  Fisenbahnnägel  usw.  seien  Artikel,  deren  die 
russische  Kriegsführung  im  höchsten  Maße  bedurft  habe,  so  daß  ver- 
mutet werden  müsse,  daß  auch  diese  Güter,  wenn  sie  nach  Niutschwang 
gelangt  wären,  den  feindlichen  Truppen  geliefert  worden  wären. 

Ks  sei  daher  zutreffend,  uenn  das  Gericht  erster  Instanz  auf 
ürund  der  oben  angegebenen  Tatsachen  und  Gründe  angenununen 
habe,  daß  diese  Güter  der  Ziffer  1  der  Instruktion  des  Alarineministeriums 
Nr.  1  entsprächen,  und  auf  Grund  der  völkerrechtlichen  Prinzipien  und 
<Ier  Bestimmungen  der  japanischen  Seeprisenordnung  auf  Einziehung 
derselben  entschieden  habe. 

2.  Nach  den  Prinzipien  des  Völkerrechts  und  den  Bestimmungen 
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der  japanischen  Seeprisenordnung  könne  zur  Strafe  des  Transports  von 
KonterbandegQtern  dem  EigentQmer  solcher  gehörige  Nichtkonterbande 

eingezogen  werden: 

a)  Wenn  sie  mit  der  Konterbande  auf  demselben  Schiff  sei; 

b)  vcenn  sie  nach  demselben  Bestimmungsort  ginge,  wie  die 
Konterbande. 

Wenn  diese  beiden  Bedingungen  erfüllt  seien,  so  sei  die  Frage, 
ob  die  Konterbande  absolute  sei  oder  nicht,  belanglos.  Das  Gericht 
erster  Instanz  habe  daher  auf  Grund  der  oben  angegebenen  Tatsachen 
und  Gründe  zu  Recht  die  Einziehung  der,  Konterbandeeigentümem 
gehörigen,  Nichtkonterbande  verfügt. 

3.  Fine  große  Menge  derjenigen  zur  Verhandhing  stehenden  Güter, 
welche  nach  eigener  Aussage  von  dem  Reklamanten  Täng  Ming 
Chitn  zum  Transport  übernommen  seien,  sei  unter  anderen  Namen 
als  denen  der  Firmen  Kai  Fing  Chiang  und  Shang  Fa  Y  u  ii , 
welche  dem  genannten  Reklamanlen  gehörten,  versandt  worden.  Wenn 
man  annehme,  daß  nach  den  Gebräuchen  in  Shanghai  Güter  unter  dem 
Namen  des  Firachtuntemehmers  versandt  wfirden,  so  hätten  die  QQter, 
deren  Transport  Täng  Ming  Chien  übernommen  habe,  alle  in 
gleicher  Weise  versandt  werden  müssen.  Da  dem  aber  nicht  so  sei, 
so  könne  die  Behauptung  bezüglich  der  Gebräuche  in  Shanghai .  usw. 
keinen  Glauben  finden,  und  es  sei  billig,  anzunehmen,  daß  die  unter 
dem  Namen  Täng  Ming  Chien's  versandten  Güter,  deren  Emp- 
fänger  überdies  „auf  Order"  laute,  alle  In  Täng  Ming  Chien's 
Eigentiun  stünden. 

4.  Es  gebe  freilich  völkerrechtliche  Präcedenzen,  wo  Nichtkonter- 
bande, \T'elche  einem  Konterhandeeigentümer  gehöre,  mit  dieser  zu- 
sammen eingezogen  worden  sei.  Die  Nichtkonterbande  habe  aber  nicht 
v{  ie  (!i(  Konterbande,  dadurch,  daß  sie  nach  dem  Feinde  befördert  werde, 
einen  besonderen  Wert  für  die  kriegerischen  Operationen.  Wenn  sie 
trotzdem  zusammen  mit  der  Konterbande  eingezogen  werde,  so  sei 
das  lediglich  eine  Art  der  Bestrafung  des  Konterbandetransports.  Des- 
halb bestehe  der  Grundsatz,  daß  für  die  Ausübung  dieser  Strafe  sehr 
strenge  Voraussetzungen  vorhanden  sein  müßten.  Um  Nichtkonter- 
bandegüter mit  Konterbande  zusammen  einziehen  zu  können,  «ei  fol- 
gendes erforderlich : 

a)  Sie  müßten  einem  Eigentümer  von  Konterbande  gehören; 

b)  sie  müßten  mit  der  Konterbande  auf  demselben  Schiff  ver- 
laden sein ; 

'")  So  §  43  der  japanischen  Seeprisenordnung.  Anders  art.  82  des  englischen 
Manual  of  Naval  Prize  Law:  The  pcnalty  for  carrying  goods  absolutcly  Contraband  is, 
in  goienil,  the  oonfbcation  of  such  Goods  and  also  of  any  interest  which  the  owner 
of  such  Ooods  may  have  in  the  rest  of  the  Catgo. 
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c)  sie  müßten  denselben  Hestiititnungsort,  d.  h.  denselben  Ankunfts^ 
ort  haben,  wie  die  KonterbandegQter. 

Wenn  man  den  Tatbestand  des  gegenwärtigen  Falles  prüfe,  so 
gehörten  die  in  Streit  befangenen  Nichtlconterbandegüter  Eigentümern 
von  Konterbande  und  seien  auch  mit  dieser  zusammen  auf  der  „Hsi-Ping" 
verschifft  worden,  so  daß  freilich  zwei  der  oben  besciiriebenen  Be- 
dingungen erfüllt  seien.  Der  Bestimmungs-  oder  Ankunftsort  der  beiden 
sd  dagegen  durchaus  verschieden.  Die  Nichtkonterbandegüter  seien 
nach  den  neutralen  Plätzen  Tientsin  und  Chinwantao  bestimmt.  Der 
Bestimmungsort  der  Konterbande  sei  dagegen  Niutschwang.  Da  die 
beiden  also  verschieden  seien,  so  sei  die  dritte  Voraussetzung  nicht  er- 
füllt. Das  Oerirht  cr<;tcr  Instanz  habe  ofUnsichtlic  h  die  Verschiedenheit 
der  beiden  Bestinimunj^^sorte  anerkannt,  habe  aber  trotzdem  die  Nicht- 
konterbande,  weiche  nach  einem  anderen  Bcstimnunisj^s-  oder  Ankunfts- 
ort habe  gehen  sollen,  wie  die  Konterbande,  eingezogen. 

Line  Prüfunt^  der  Frage,  welche  Präcedenz  dabei  zu  Orunde  gelegt 
sei.  oder  ob  e:>  einen  derartigen  Reehtssatz  oder  eine  derartige  I  heorie 
gebe,  «eiche  befolgt  werden  müßten,  ergebe  folgendes.  Iis  gebe  freilich 
Pricedenzen  für  die  Einziehung  von  Nichtkontert>andegütern  auf  Cr  und 
dessen,  daß  sie  im  selben  Eigentum  stünden  wie  Konterbandegüter. 
Aber  diese  Präcedenzen  nälimen  als  Bestimmungsort  der  Ladung  den 
Bestimmungsort  des  Schiffes  an.  So  gebe  es  für  den  Fall,  daß  ein  nach 
fnndUchem  Cebiet  bestimmtes  Schiff  Ladung  an  Bord  habe,  welche 
nach  ehiem  auf  seinem  Kurs  liegenden  neutraten  Zwischenhafen  be- 
jtimmt  sei,  eine  Präcedenz  (Peterhoff.  1866.  Oberster  Gerichtshof  von 
.\merika),  wo  auf  Einziehung  der  Nichtkonterbandc  zusammen  mit  der 
Konterbande  erkannt  worden  sei.  Diese  stütze  sich  auf  die  Theorie 
(Handbuch  des  engh'schen  Prisenrechts),  daß  als  Bestimmung  für  .-^olche 
Ladung  nicht  der  wirkliche  neutrale  Bestimmungsort,  sondern  der  An- 
i(unftshafen  des  Schiffes,  also  fandliches  (iebiet  anzusehen  sei.  Von 
einer  Präcedenz,  welche,  wie  das  Gericht  erster  Instanz  es  tue,  Nicht- 
bnterbandegüter  einziehe,  welche  freilich  mit  der  Konterbinde  auf 
acinsclben  Schiff  sei,  bezüelich  derer  aber  das  Gericht  anei  ki  ime,  daß 
8ir  Bestimmungsort  und  dci  Bestimmungsort  der  Konterbande  ver- 
sdiieden  sei,  habe  man  bis  jetzt  noch  nichts  gehört. 

Jemand  möchte  wohl  behaupten,  in  der  japanischen  Seeprisen- 
ordnung >i)  hei6e  es  im  §  43: 

Kriegskonterbandegfiter  und  die  dem  Eigentümer  derselben 
gehörigen  OOter  werden  eingezogen. 
Der  Fassung  nach  werde  danach,  ob  der  Bestimmungsort  der  Güter 
derselbe  oder  dn  anderer  sei,  nicht  gefragt.  Danach  müBten  also  Güter, 
Venn  sie  nur  auf  demselben  Schiff  verladen  seien,  ehigezogen  werden 

")  V. 
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können.   Demgegenüber  sei  indes  zu  sagen,  daß  die  Bestimmung  dieses 
Paragraphen  in  Verbindung  mit  den  Bestimmungen  der  §§  13,  14  und 
15  anzuwenden  sei.  In  den  §§  13  und  14  sei  aber  bestimmt,  welche 
OQter  Konterbande  seien  und  in  welchen  Fällen.  Daher  könnten  nur 
Guter,  welche  unter  diese  l>eiden  Artilcel  pafiten,  als  Kriegskonterbande 
bezeichnet  werden.  Was  femer  den  Bestimmungsort  von  Gütern  wie 
in  §§  13  und  14  angehe,  so  brauche,  da  im  §  15  gesagt  werde,  daB  in 
der  Regel  der  Bestimmungsort  eines  Schiffes  als  der  Bestimmungsort 
seiner  Ladung  gelten  solle,  der  Bestimmungsort  einer  Ladung  nicht 
unbedingt  der  des  Schiffes  zu  sein    Es  kämen  Fälle  vor,  wo  der  Be- 
stimmungsort eines  Schiffes  in  Feindesland,  der  seiner  Ladung  außer- 
halb des  feindlichen  Gebiets  liege.  Güter,    eiche  nach  den       13  und 
14  Konterbande  seien,  brauchten  demnach  ihren  Bestimmungsort  nicht 
unbedingt  im  Feindesland  zu  haben.    In  einem  Falle,  \xo  der  Be- 
stimmungsort der  Ladung  außerhalb  des  feindlichen  Gebiets  hege,  könne 
man.  wenn  auc  h  das  Schiff,  auf  dem  sie  verladen  sei,  nach  feindhchem 
Oebiet  bestimmt  sei,  die  Ladung  nicht  als  Konterbande  im  Sinne  der 
§§  13  und  14  bezeichnen.   Die  Konterbandeeigenschaft  von  Gütern 
bestimme  sich  nach  deren  Art  und  den  t>esonderen  Verhältnissen  ihres 
Bestimmungsorts.  Wenn  also  die  Verhältnisse  'des  Schiffes,  auf  dem 
die  OQter  verladen  seien,  belanglos  seien,  so  habe  der  §  43  offenbar 
den  Sinn,  dafi  nur  solche  Nichtkonterbandegfiter  zusammen  mit  Konter- 
bande eingezogen  werden  könnten,  welche  nach  demselben  Bestimmungs- 
ort gingen.   Wenn  der  Wortlaut  des  Paragraphen  einen  Unterschied 
nach  den  Bestimmungsorten  nicht  mache,  so  müsse  das  damit  erklärt 
werden,  daß  der  entsprechend  dem  §  15,  wo  es  heiße,  daß  in  der  Regel 
der  Bestimmungsort  eines  Schiffes  als  der  Bestimmungsort  seiner  Ladung 
gelte,  die  hauptsächlich  in  Betracht  kommende  Anwendung  auf  den 
gewöhnlichen  Fall  im  Auge  habe,  d.  h.  auf  den  Fall,  wo  Schiff  und 
Ladung  denselben  Bestimmungsort  hätten. 

Kurz,  es  möge,  wenn  man  wie  das  englische  Prisenrecht  den  Be- 
stimmungsort des  Schiffes  als  den  der  Ladung  ansehe,  gerechtfertigt 
sein,  auch  diejenigen  Nichtkonterbandegüter  einzuziehen,  welche  in  Wirk- 
lichkeit einen  nnderen  Bestimmungsort  hätten,  \tie  die  Konterbande- 
güter. Dücli  Konnten  unter  der  Herrschaft  der  japanischen  Seeprisen- 
ordnung, welche  einen  Bestimmungsort  der  Ladung  außerhalb  des- 
jenigen Schiffes  anerkenne,  Nichtkonterbandegüter,  die  auf  demselben 
Schiff  mit  Konterbande  verladen  seien,  aber  einen  anderen  Bestimmungs- 
ort wie  diese  hätten,  nicht  eingezogen  werden. 

Das  Gericht  erster  Instanz  habe,  ohne  daß  Präcedenzen  vorlägen, 
demnach  in  Verletzung  des  Sinnes  unserer  Seeprisenordnung  mit  der 
Begründung,  daß  sie  demselben  Eigentümer  gehörten  wie  die  nach 
Niutschwang  bestimmten  Konterbandegüter,  auf  Einziehung  der  in  dem 
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Verzeichnis  für  Tientsin  und  (^,hinvc  antat  -  iintui  den  Nummern  257  bis 
293,  2%  bis  3öJ  aufgeführten  Güter  eikariiit.  Dies  sei  unzutreffend, 
und  die  Berufung  sei  begründet.  Es  werde  daher  Aufhebung  des  Ur- 
tdb  in  diesem  Punkte  und  Freigabe  der  von  der  Reklamation  be- 
troffenen oben  erwähnten  Güter  beantragt. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  fclj^t,  begründet : 

Ks  ist  von  dem  gegenwärtigen  Völkerrecht  anerkannt,  daß  Güter 
neutraler  Staatsangehöriger,  wenn  sie  Kriegskonterbande  seien,  die  nach 
feinülii  hem  Gebiet  bestinimt  ist,  aufgebracht  und  eingezogen  werden 
können;  ebenso  daß  auch  Nichtkonterbauücgüter,  wenn  sie  mit  Konter- 
baadegfitem  auf  demselben  Schiff  verladen  sind  und  dem  Eigentümer 
der  Konterbande  gehören,  zusammen  mit  dieser  einzuziehen  sind. 

Es  bedarf  keiner  Erörterung,  daß  Niutschwang  zu  dem  chinesischen 
Hoheitsgebiet  gehört  und  kein  russisches  Territorium  ist.  Der  Kaiser- 
Gehe  Konsul  Segawa  in  Niutschwang  hat  berichtet^  daft 

Rufiland,  seitdem  es  diesen  Platz  besetzt  gehabt,  dort  eine 
Zivtlverwaltungsbehörde  eingerichtet  und  bis  zum  25.  Juli 
1904  die  Flagge  eines  Zivilverwaltungsamtes  gefuhrt  habe. 
Dies  habe  mit  dem  i\|lwgen  jenes  Tages  plötzlich  aufgehört 
und  es  sei  wieder  die 'Konsulatsflagge  geheißt  w  orden.  Beim 
Eindringen  unserer  Truppen  sei  die  französische  Flagge  auf- 
gezogen worden. 

Es  ist  somit  bekannt,  daß  zur  Zeit,  als  die  in  Streit  befangenen 
Güter  aufgebracht  wurden,  Niutschwang  tatsächlich  unter  russischer 

Venraltung  stand,  daß  der  Feind  dort  nicht  nur  viele  Truppen  liegen, 

sondern  auch  einen  Hauptetappenort  eingerichtet  hatte.  Wenn  daher 
Güter  dorthin  befördert  \x  nrden,  so  muß  das  ebenso  angesehen  werden, 
als  ob  sie  nach  feindlichem  (iebiet  bestimmt  seien.  Demnach  müssen 
die  TUT  Verhandlung  stehenden  Güter,  wenn  sie  die  Voraussetzungen 
\Qu  Konterbande  erfüllen,  eingezogen  werden. 

Blei  ist  unter  dem  Material  für  Flinten  kugeln  das  wichtigste.  Es 
üt  daher  selbstverständlich,  daß  es  Konterbande  ist,  gleichviel  ob  in 
Niutschwang  ein  Waffenarsenal  besteht  oder  nicht.  Wenn  nuch  aus 
der  Ein-  und  Ausfuhrstatistik,  welche  das  Beweisstück  Ab  bildet,  er- 
sehen werden  kann,  daß  auch  in  den  Jahren  1902  und  1903  die  Ein> 
fuhr  von  Blei  bedeutend  gewachsen  ist,  so  liegt  doch  diese  Zeit  nach 
der  Besetzung  Niutschwangs  durch  die  Hussen  so,  daß  sich  daraus 
«idil  beweisen  läßt,  dafi  das  Bld  bei  den  gewöhnlichen  Chinesen  stark 
in  Nachfrage  stehe  und  daß  es  daher  keine  Konterbande  sei. 

Was  ferner  das  Zink,  die  Kupfer-  und  Argentanplatten  angeht,  so 
können  sie  in  ihrem  gegenwärtigen  Zustand  zum  Kriegsgebrauch  dienen. 
Daher  ist  das  Urteil  erster  Instanz  deshalb,  weil  es  sich  Ober  die  Form 
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und  Menge  nicht  ausgelassen  und  diese  Güter  für  Konterbandegüter 
erklärt  hat,  nicht  rechtswidrig. 

Ebenso  sind  die  Wagenreifen,  Stucke  von  Eisenstäben,  die  alten 
Eisenbarren  und  das  Baubolz  Stoffe,  welche  ohne  weiteres  zum  Kriegs- 

gebrauch  dienen  können.  Es  bedarf  keiner  Erörterung,  daß  sie  nicht, 
wie  der  Reklamant  behauptet,  mit  Papier  oder  Ol  auf  eine  Stufe  gestellt 
werden  können. 

Die  in  dem  Ladungsverzeichnis  aufgeführten  Lebensmittel  und 
Getränke,  wie  Weizenmehl,  Spirituosen,  Marmelade,  Ananas,  Käse  und 
andere,  vceichc  zur  LuizithimL,^  verurteilt  sind,  stellen  bei  ^x•eitem  in  der 
Mehrzahl  für  Furnpäer  oder  Amerikaner  geeigneten  Bedarf  dar.  ,\ls 
die  „Hsi-FiiiL;"  autijebracht  vturde.  vear  Niutsch\xang  noch  von  den 
russischen  rnippen  besetzt,  und  aiich  der  Reklamant  bestreitet  es  nicht, 
daß  die  Luropäer  und  Amerikaner,  welche  dort  ein  friedtcrtiyes  Leben 
führten,  zu  der  Zeit  nur  sehr  wenige  waren.  Es  kann  daher  durchaus 
nicht  als  unbillig  bezeichnet  werden,  wenn  man  annimmt,  daB  die  ge- 
nannten Güter  nach  ihrer  Landung  in  erster  Linie  zum  Gebrauch  der 
feindlichen  Truppen  geliefert  worden  wären. 

Aus  den  Konnossementen  ergibt  sich,  daß  der  gröfite  Teil  der 
Ladung  im  Eigentum  der  dem  TängMingChien  gehörigen  Firmen 
steht.  Da  auch  ihre  Menge  sehr  grofi  ist,  so  muß  angenommen  werden^ 
daß  sie  in  der  Absicht,  sie  mit  großem  Verdienst  den  russischen  Truppen 
zu  liefern,  versandt  worden  sind,  b'reilich  sind  über  diesen  Punkt  die 
Beweisstücke  A  vorgelegt  worden.  Sie  sind  aber  alle  erst  nach  Ent- 
stehen dieser  Prisensache  und  Verhandlung  unter  den  Interessenten 
hergestellt  und  daher  kaum  glaubwürdig. 

Da  es  nicht  an  Beispielen  dafür  fehlt,  daß  auch  Leute,  die  ein 
Handelsgeschäft  haben  und  ihr  Gewerbe  ehrlich  treiben,  um  großen 
Gewinn  zu  machen,  Risiken  übernehmen  und  unregelmäßige  Trans- 
aktionen versuchen,  muß  dies  zweifellos  um  so  mehr  von  solchen  Kauf- 
leuten gelten,  \x'elche  nur  den  einen  Gedanken  des  Gewinns  haben 
und  sonst  keinerlei  Rücksichten  kennen.  Wenn  man  daher  auch  einmal 
annimmt,  daß  die  ganze  Ladung  nicht  dem  läng  Ming  Chien. 
sondern  den  anderen  chinesischen  Kauflenten  gehöre,  welche  seit  Jahr- 
zehnten in  Niutschwang  gewohnt  und  dort  Handel  mit  den  gleichen 
Waren  betrieben  haben,  so  steht  das  nach  den  obigen  Ausführungen  der 
Einziehung  nicht  im  Wege. 

Wenn  der  Reklamant  behauptet,  daß  Reis  viel  mehr,  als  er  von 
Europäern  und  Amerikanern  gebraucht  werde,  das  gewöhnliche  Nah- 
rungsmittel der  Chinesen  sei,  so  hat  er  in  diesem  einen  Punkt  nicht  un- 
recht. Aber  Reis  ist  trotzdem  auch  ein  Verkaufsartiket  der  Amerikaner 
und  Furopäer,  und  es  ist  eine  bekannte  Tatsache,  daß  er  in  Ermangelung 
von  Weizenmehl  auf  dem  russisch-japanischen  Kriegsschauplatz  zur  Ver» 
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pflegung  der  Russen  gedient  hat.  Daher  ist  es  zutreffend,  wenn  das 
Uitet!  erster  Instanz  den  Reis  als  Konterbande  angesehen  hat.  Was . 
ferner  die  Frage,  ob  auch  das  zur  Verhandlung  stehende  Silbergeld 
ah  Konterbande  anzusehen  ist  oder  nicht,  so  heißt  es  in  einem  Bericht 
des  in  Niutschwang  ansässigen  Kaiserlichen  Konsuls  Segava,  daß 
die  russische  Regierung  beim  Beginn  des  Baues  der  JMand- 
schurischen  Eisenbahn  anfänglich  alle  Zahlungen  in  Gold 
geleistet  habe.  Ein  oder  zwei  Jahre  später  habe  sie  daneben 
Papierrubel  benutzt  und  den  ChinesLn  .^esairt,  z>xisrhen  dem 
JUietall  und  dem  Pa[)ici  sei  Icein  Unterschied.  Dann  habe 
sie,  um  dem  Papier  Kredit  zu  verschaffen,  nach  und  nach  das 
Oold  zurückgezos;en  und  das  Papier  vennehrt.  Im  fahre  1002 
sei  es  dahin  g^ekoniinen.  daß  man  in  der  Mandschurei  rus- 
sisches üoldgeid  nur  sehr  selten  in  Umlauf  gesehen  !iabe. 
Damals  habe  aber  die  russisch-chinesische  Bank  schon  an 
verschiedenen  wichtigen  Punkten  Niederlassungen  errichtet. 
In  diesen  Banken  sei  das  I'apier  /um  1  aijeskurse  gegen 
Silbergcld  eingelöst  >xordcn  und  in  der  Mandschurei  habe 
dabei  ein  I^apierrubel  einen  Tausch kurs  von  1  Dollar  30  Cents 
bis  1  Dollar  40  Cents  Silbergeld  gehabt.  Als  indessen  seit 
Herbst  1903  die  Gerüchte  über  einen  Krieg  zwischen  Japan 
und  Rußland  in  Blute  gestanden  hätten,  habe  es  unter  den 
Chinesen  geheißen,  daß,  wenn  nach  dem  Ausbruch  des 
Krieges  die  Russen  einmal  unterliegen  würden,  die  russischen 
Papierrubet  nicht  mehr  gewechselt  werden  konnten  und  nur 
noch  den  Wert  von  altem  Papier  Haben  würden.  Von  Xo- 
vember  oder  Dezember  dieses  Jahres  bis  zum  Ausbruch  des 
Krieges  im  Februar  1904  sei  der  Wert  des  Papiergeldes  oft 
bis  auf  1  Dollar  10  Cents  gefallen  und  nur  dank  den  Be- 
strebungen der  Niederlassungen  der  russisrh-chinesisrhen 
Bank  in  den  verschiedenen  Orten,  den  Kredit  des  Papier- 
geldes aufrechtzuerhalten,  sei  es  nicht  dazu  gekommen,  daß 
ihr  Umlauf  ganz  ins  Stocken  geraten  sei.  Als  aber  die  Nach- 
richten von  den  Niederlagen  bei  Nanshan  und  lehlitze 
nach  Kaiping  uiul  Vinkuu  kamen,  hätten  die  Chinesen,  welche 
Papiergeld  gehabt  hätten,  darin  gewetteifert,  dieses  zu  ver- 
kaufen. Der  Rubel  sei  damals  bis  auf  70  oder  80  Cents 
gefallen.  Aber  da  in  Tientsln  und  Shanghai  Papierrubel 
immer  zum  Tageskurse  gegen  Silbertaels  gewechselt  werden 
könnten,  so  hätten  Geldwechsler  in  Yinkow,  wenn  das  rus- 
sische Papiergeld  gefallen  |[ewesen  sei,  dieses  aufgekauft, 
nach  Shanghai  geschickt  und  dort  mit  ungeheuerem  Gewinn 
wieder  eingetauscht. 
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Nach  diesem  Bericht  zu  urteilen,  erregte  also  der  Rubelschein 
schon  beim  Beginn  des  russisch-japanischen  Kriegs  im  Verkehr  unter 
den  Chinesen  ganz  allgemein  Verdacht  und  Mißtrauen,  und  es  zei^e 
sich  die  Tendenz,  dafi  er  schließlich  gänzlich  den  Kredit  verlieren  w  ürde. 
Als  die  Nachricht  von  den  Niederlagen  bei  Nanshan  und  Tehlitze 
nach  Yinkow  gei<onimen  war,  traf  freilich  die  russisch-chinesische  Bank 
sorgfältige  Maßnahmen,  um  das  alte  Verhältnis  wieder  herzustellen;  es 
kam  aber  trotzdem  zu  einem  großen  Sturz.  Als  sodann  immer  mehr 
Nachrichten  von  dem  veeiteren  Kampf  und  Sieg  der  japanischen  Truppen 
kamen,  war  die  Lage  so,  daß  es  sich  auf  keine  Weise  mehr  vermeiden 
ließ,  daß  der  Rubel  unter  den  Chinesen  ganz  allgetTiein  seine  Kursfähigf- 
kcit  verlieren  würde.  Es  ist  daher  ganz  klar,  daß  die  Situation  so  war. 
daß  die  russischen  Truppen  zu  der  Zeit,  wo  das  zur  Verhandlung 
stehende  Silbergeld  befördert  wurde,  zur  Requisition  des  Kriegsbedarfs 
und  zur  Bezahlung  der  Kulis  den  Papierrubel  nicht  ohne  weiteres  ver- 
venden  konnten.  Daher  ist  es  offenbar,  daß  chinesisches  Silbergeld  zu 
jener  Zeit  für  die  russischen  Truppen  unentbehrlich  geworden  war. 

Ferner  besagt  der  Bericht  des  Kaiseriichen  Oeneralkonsub  Ij  uin 
in  Tientsin  über  die  russischen  Papierrubelscheine: 

Seit  der '  Eröffnung  des  Krieges  zwischen  Japan  und  Ruß- 
land seien  Zweifel  unter  vielen  Chinesen  Qber  die  Einlösbar- 
keit  der  Rubelscheine  aufgekommen.  Man  habe  gefQrchtet, 
daB  sie  Fälschungen  seien  und  der  Kredit  sei  beeinträchtigt 
worden.  Auch  unter  den  Russen  und  russischen  Regierungs- 
lieferanten SQcn  nur  sehr  wenig  Rubelscheinc  in  Verkehr 
gewesen,  wenn  man  auch  nicht  behaupten  könne,  daß  sie 
absolut  keinen  Umlauf  gehabt  hätten.  Wenn  die  Banken 
in  Tientsin  sie  in  die  Hand  bekommen  hätten,  so  hatten  sie 
sie  nicht  als  Geld  behandelt,  sondern  als  eine  Art  Wert- 
papier. 

Danach  hat  der  Rubelschein,  nachdem  die  russischen  Truppen 
bei  Nanshan  und  Tehlitze  geschlagen  u  orden  waren,  unter  den  Chinesen 
allgemein  keinen  Umlauf  gehabt.  Er  war  nur  gelegentlich  des  Kurs- 
sturzes eine  Art  Handelsobjekt  für  Kaufleute,  die  großen  Gewinn  erzielen 
wollten.  Daher  hat  der  Rubebchein  auch  die  Requisitionen  der  russi- 
schen Truppen  und  die  Löhne  der  Kulis  nicht  zahlen  können.  Aus 
allem  diesen  geht  klar  hervor,  daß  die  russischen  Truppen  chinesisches 
Geld  nötig  hatten. 

Wenn  es  auch  offenbar  ist,  dafi  trotz  des  japanisch-russischen 
Krieges  die  Hauptprodukte  Niutschwangs,  Bohnen,  Bohnenkuchen  und 
Bohnenöl  \erhandelt  worden  sind,  so  bestand  daneben  doch  die  Tat- 
sache, daß  auf  der  anderen  Seite  Kaufleute  in  Benutzung  der  Gelegen- 
heit, daß  die  russischen  Truppen  chinesisches  Umlaufsgeld  nötig  hatten, 
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die  vermehrten  Rubelscheine  billig  von  den  russischen  Truppen  kaufen 
und  dadurch  großen  Oevinn  erzielen  konnten.  Daher  stimmt  die  Be- 
hauptung des  Reklamanten,  daS  das  in  Streit  befangene  Silbergeld, 
veil  jener  Warenhandel  im  Betrieb  gewesen  sei,  auf  keinen  Fall  dem 
Krie^gebrauch  des  Feindes  gedient  haben  würde,  nicht  mit  den  Tat- 
sachen überein.  Vielmehr  ist  es  naturlich,  anzunehmen,  daß  zu  einer 
solchen  Zeit  die  geschäftlich  scharfeinnigen  chinesischen  Kaufleute,  vor 
allem  die  Bankunternehmer,  anstelle  ihrer  gewöhnlichen  Geschäfte  lieber 
Rubelscheine  billig  von  den  Russen  kaufen  und,  um  einen  außerordent- 
lichen Profit  zu  erzielen,  die  Gefahr  eines  solchen  Oeldimports  laufen 
vurden. 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  ist  durch  Vermittlung  der  See- 
transportfirma  Tang  Ming  Chien,  welche  eine  volle  Ladung  von 
Kriegskonterbande  heimlich  nach  Niutschwang  zu  befördern  tieabsichtigt 
hatte,  und  außerdem  mit  dieser  Konterbande  zugleich  auf  demselben 
Schiff  verladen  und  befördert  worden.  Dazu  ist  sein  Bestimmungsort 
dn  russischer  Etappenort  und,  wie  oben  dargetan,  bedurften  die  russi- 
schen Truppen  solchen  Geldes.  Daraus  muß  geschlossen  werden,  daß  der 
Zveck  der  Einfuhr  des  Geldes  wie  der  der  übrigen  Kontcrbandeladung 
des  fraglichen  Schiffes  der  p^Ieiche  [gewesen  ist,  nämlich  es  zum  Gebrauch 
der  russischen  Truppen  zu  liefern. 

Die  nach  Tientsin  und  Chinwantao  bestimmten  Guter,  welche, 
wie  die  Konnossemente  zeigen,  dem  TängMingChien  zu  l}eliebiger 
Behandlung  überlassen  waren,  werden  als  ihm  gehörig  betrachtet 

In  der  Wissenschaft  des  gegenwärtigen  Völkerrechts  wird  die  An- 
sicht vertreten,  daß  bei  einer  Aufbringung  von  Kriegskonterbande  auf 
demselben  Schiff  befindliche,  dem  Eigentümer  der  Konterbande  ge- 
hörige Nichtkonterbandegüter,  auch  wenn  ihr  Landungsort  von  dem  der 
Konterbande  verschieden  ist,  eingezogen  werden  können.  Das  Ober- 
]irisengericht  erachtet  dieses  als  den  Verhältnissen  gerecht  werdend. 
Denn  da  dies  schließlich  nichts  anderes  ist  als  eine  Bestrafung  des 
Eigentümers  der  Konterbande  für  den  Versuch,  dieselbe  in  Feindesland 
zü  löschen,  so  liegt  kein  Grund  vor,  weshalb  die  Entscheidung  je 
nach  dem  Landungsort  der  Nichtkonterbandegüter  verschieden  ausfallen 
soUte. 

Tientsin  und  Chinwantao  sind  neutrales  Gebiet,  so  daß  die  dorthm 
bestimmten,  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  freilich  keine  Konter- 
buide  sind.  Da  sie  aber  dem  Täng  Ming  Chien,  welcher  Kriegs^ 
konterbande  verladen  und  in  Niutschwang  zu  löschen  versucht  hat,  ge- 
böten, so  müssen  sie  als  Strafe  für  diese  Handlung  zusammen  mit 
der  Konterbande  eingezogen  werden. 
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ts  wird  daher,  vt  ie  fo!^,  t- ntsc  liieden : 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  25.  Dezember  1905  im  überprisengciicht 

(Unterschriften.) 


Reklamanten:  Die  chinesischen  Staatsangehörigen  Chan  Y&  Po 
und  Ching  Po  Saw,  in  Firma  Yu  Shing  Yuen,  aus  der  Provinz 
Canton,  Regierungsbe  zirk  Cho\xchow,  Haiyang  bzw.  Chaoyang. 

Prozefivertreter:  Rechtsanvi alt  Sakurai  Ikkyu,  Regierungs- 
bezirk Hiojjo,  Kobe,  Kitanagasadori,  shichome  Nr.  54. 

In  der  Prisensachc  betreffend  Ladung  des  englischen  Dampfers 
„Hsi-Ping"  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsformel: 
Die  unter  dtr  LaduriL,'  des  Dampfers  „Hsi-Ping"  befindlichen,  an  die 
Firma  Yu  Shing  Yuen  versandten  20  Kisten  mexikanische  Dollar 
werden  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  zur  Vcrliaiidlung  slcliLnden  20  Kisttn  rncxikanibchc  Dollar 
sind  alle  kleines  chinesisches  Silbergeld.  Sie  sind  von  der  Transport- 
ftrma  Kai  Fing  Chang  in  Shanghai,  China,  auf  dem  englischen 
Dampfer  „Hsi-Ping"  verladen  und  am  11.  Juli  1904  an  die  Firma 
Yu  Shing  Yuen  in  Niutschwang,  China,  abgesandt  worden.  Als 
am  14.  d.  M.,  8  Uhr  vormittags,  der  Dampfer  „Hsi^Ping"  ungefähr 
6Vs  Seemeilen  nördlich  von  der  Insel  Kaiming  bei  dem  Shantung-Vor* 
gebirge  in  China  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Hongkong  Maru" 
aufgebrac  ht  wurde,  >xeil  er  KriejTskonterbandc  führe,  >xurden  auch  die 
zur  Verhandlung  stehenden  Ciclder  mit  B(  s'  hdegt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Kommandanten  der  ,, Hongkong  .Warn",  Inouye  Toshio,  cU  n  Bericht 
des  jMarineoberleutnants  Ka  m  n  r  a  V  a  s  u  m  a  s  a  übw  die  I  )nrchsuchunj^ 
der  „Hsi-Pin{^",  das  Tagebuch  <iie  Vcs  nehinung-^pt  utukolle  des  Kapitäns 
R.  Mac  Fat  lane,  des  1.  Ott'i/iets  H.  B.  Hayes,  der  Konipradorev 
Paw  M  e  n  ("hinncf  imd  N.  Wal  Meng,  de'^  Passaqiets  Tany 
M  i  n  K  ( ■  h  1  e  n  ,  üurcii  die  Konnossemente,  das  Ladungsverzeichnis  und 
die  FraciUbriete. 

Die  Hauptpunkte  des  Vertreters  der  Reklamation  sind  folgende: 
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Die  Reklamanten  betrieben  in  Niutschwang  ein  Bankgeschäft  Sk 
hätten  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  von  Shanghai  Icommen 
iassen  vollen,  weil  zu  der  Zeit  in  Niutschwang  die  Handelsbeziehungen 
zu  einem  einseitigen  Wechselverkehr  geneigt  hätten  und  weil  die  Zeit 
für  den  Einkauf  von  Bohnen,  Bohnenkuchen  und  Bohnenöl  gekommen 
gewesen,  so  daß  Umlaufskapital  vonnöten  gewesen  sei.  Ferner  sei  der 
Kur  für  Papiergeld  und  für  kleines  Silbergeld  sehr  ungleich  gewesen, 
so  daß  die  Reklamanten  durch  Einfuhr  von  Metallgeld  einen  Vorteil 
zu  erzielen  beabsichtigt  gehabt  hätten.  Das  zur  Verhandlung  stehende 
Geld  sei  nicht  für  die  russische  Armee  oder  Marine  bestimmt  gewesen 
und  habe  auch  nicht  für  ihren  Gebrauch  geliefert  >xerden  sollen.  Daher 
sei  es  keine  Konterbande  und  müsse  freigegeben  vccrden. 

Der  Reklamant  hat  zum  Beweis  der  vorstehenden  Tatsachen  ver- 
schiedene Bewcisdokumente  cint^^eroicht. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 

Dk  zur  Verhandlung  stehenden  Gelder  würden  nach  ihrer  An- 
kunft in  Niutx  h\x  ang  zum  Gebrauch  der  russischen  Truppen  gedient 
hciben.  Sic  seien  daher  Kiiegsk'onterbande  und  müßten  eingezogen 
Verden. 

Das  Gericht  bt  folgender  Ansicht: 

Wenn  Lebensmittel  oder  Geld  nach  einem  von  den  feindlichen 
Truppen  besetzten  Hafen  versandt  worden  sind,  so  kann  je  nach  den 
Umstanden  angenommen  werden,  daß  sie  zum  Gebrauch  dieser  Truppen 
dienen  wurden. 

Niutschwang  war  zur  fraglichen  Zeit  von  den  russischen  Truppen 

k-et7t  utu!  diente  als  ein  Hauptetappenort.  Außerdem  hatte  das 
rassische  Papiergeld  durch  die  andauernden  Niederlagen  der  russischen 
Armee  und  M  irine  sehr  an  Kredit  verloren  und  r-^  ist  bekannt,  daß 

chinesische»  Metallgeld,  insbesondere  kleines  Geld,  wie  das  zur  Ver- 
handlung stehende  Silhergeld  stark  benötigt  wurde,  um  der  {fif^üchen 
Nachfrage  zu  entsprccliL-n.  Fs  muß  daher  angenoniiucii  \\iTdcn.  daß 
das  zur  Verhandluriir  ^tcliciuk-  SilluT^cld  nach  Ankunft  in  Niutschw atis:^ 
sofort  zum  (iebrauch  der  genannten  Truppen  geliefert  worden  wäre. 

Es  wird  demuach  für  Kn'egskonterbaiuie  angesehen  und  weder 
die  Anführungen  des  Vertreters  der  Reklamation  nocii  die  von  ihm 
eingereichten ')  verschiedenen  Beweisdokumente  sind  imstande,  diese 
Annahme  umzustoßen. 

Es  wird  daher,  wie  in  der  Urteilsformel,  entschieden.») 

Verkündet  am  17.  Dezember  1904  im  Prisen i^ericht  zu  SaselK) 
im  Beisein  des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 
')  U,  ZiHer  2,  —  »)  V.  §  43. 
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Reklamanten:  Die  chinesischen  Staatsangehörigen  Chan  Yu  Po 
und  Shing  Pu  Saw,  in  Firma  Yu  Shing  Yuen,  aus  der  Provinz. 
Canton.  Regierungsbezirk  Chowchow,  Haiyang  bz\x.  Chaoyang. 

Prozeß  Vertreter:  Die  Rechtsanwälte  TakagiToyozo,  Tokio^ 
Kojimachiku,  Uchisaiwaicho  ichome  Nr.  3  und  Sakurai  Ikkyu,  Re- 
gierungsbezirk Hiogo,  Kobe,  Kitanagasadori,  shichome  Nr.  54. 

Am  17.  Dezember  1904  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der 
Frisensache  betreffend  Ladung  des  Dampfers  „Hsi-Ping",  welcher  am 
14.  JuH  1004  auf  37»  34'  n.  Br.  und  122«  29'  ö.  L.  von  dem  Kaiser- 
lichen Kriegsschiff  „Hongkong  Maru"  aufgebracht  worden  ist,  auf  Ein- 
ziehung der  unter  der  Ladung  des  Dampfers  ,,Hsi-Ping"  befindlichen^ 
an  die  1  inna  \  u  Shing  Yuen  versandten  20  Kisten  mexikanische 
Dollar  erkannt 

Gegen  dieses  Urteil  haben  die  Reklamanten,  die  chinesischen 
Staatsangehörigen  Chan  Yfl  Po  und  Ching  Pu  Saw  in  Firma 
Yu  Shing  Yuen  durch  die  Rechtsanwälte  Talcagi  Toyozo  und 
Sakurai  Iklcyu  die  Berufung  eingelegt,  welche  im  Beisein  der  Staats- 
anwälte Tsutsuki  Keiroku  und  Or.  jur.  Ishiwatari  Binichi 
beim  Oberprisengericht  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  der  Prozefivertreter  Takagi 
Toyozo  und  Sakurai  Ikkyu  sind  folgende: 

Es  werde  Aufhebung  des  am  17.  Dezember  1904  von  dem  Prisen- 
gericht in  Sasebo  abgegebenen  Urteils  auf  Einziehung  der  auf  dem 
englischen  Dampfer  „Hsi-Ping"  verschifften  20  Kisten  mexikanische 
Dollar  und  Freigabe  derselben  beantragt  und  zwar  aus  folgenden. 
Gründen : 

1.  Die  Reklamanten  hätten  ein  Bankgeschäft  und  betrieben  da- 
neben ein  Lngrosgeschäft  für  Lin-  und  Verkauf. 

Bei  der  Ausfuhr  von  Bohnen,  Bohnenkuchen  und  Bohnenöl  nach 
Shanghai  liehen  die  Kaufleute  von  Niutschwang  den  \X'echselbetragf 
für  die  Ciüter  dar,  vereinnahmten  in  Shanghai  den  Wechselbetrag  von 
dem  Wechselschuldner  und  bewerkstelligten  die  Übersendung  dieses 
Betrages  entweder  durch  Ankauf  eines  in  Niutschvtang  /ahlbaren 
.Wechsels  oder  in  Form  baren  Oeldes.  Auch  in  hallen,  wo  Waren 
von  Niutschwang  nach  anderen.  Plätzen  wie  Shanghai  ausgeführt  wflrden 
und  der  Wechsel  dargeliehen  werde,  werde  die  Zahlung  des  Wechsel- 
betrags bisweilen  in  Shanghai  entgegengenommen.  Denn  da  Shanghai  ^ 
das  Zentrum  des  chinesischen  Handels  sei,  so  sei  es  auch  der  Mittel- 
punkt des  Geldumlaufes.  Auch  in  Fällen,  wo  die  Reklamanten  $elt>er 
Bohnen  und  Bohnenkuchen  nach  Shanghai  ausfQhrten,  würde  die 
Zahlung  des  Preises  in  Shanghai  entgegengenommen;  und  auch  in 
hallen,  vco  die  Ausfuhr  nach  anderen  Plätzen  wie  Shanghai  gehe,  sei 
dies  bisweilen  der  Fall. 
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So  sei  das  zur  Verhandlung  stehende  Oeld  im  Verlauf  einer  Trans- 
aktion von  dem  Angestellten  der  Reklamanten  in  Shanghai  dort  ein- 
genommenes Oeld,  velches  er  bei  einem  Wechsler  eingewechselt  und 
an  das  Hauptgeschäft  in  Niutschwang  gesandt  habe.  Daß  bares  SWbtt- 
geld  geschickt  worden  sei,  habe  seinen  Crund  darin,  daß  gerade  in 
Miutschwang  die  Zeit  für  die  Ausfuhr  von  Bohnen,  Bohnenkuchen  usw. 
Rommen  gewesen  seL  Denn  da  in  der  Regel  die  Ausfuhrfirmen 
Zahlung  für  die  Bohnen  usw.  in  kleinem  Siibergeld  leisteten  und  die 
Kunden  des  Bankdepartements  der  Reklamanten  die  Reklamanten  um 
Ijeistung  in  Silbergeld  bäten,  so  hätten  dieselben  sich  darauf  vorbereiten 
müssen  Dies  sei  einer  der  Gründe,  weshalb  das  zur  Verhandlung 
stehende  Geld  in  bar  geschickt  worden  sei.  [ 

Wenn  in  Niutsch\xang  Silbergeld  reichlich  und  der  Kurs  für  in 
Niutschwang  zahlbare  Wechsel  in  Shanghai  niedrig  gewesen  wäre,  so 
uäre  es  allerdings  nicht  nötig  {Te\  r^en,  daß  der  Angestellte  der  Rekla- 
manten extra  Siibergeld  hätte  schiLken  sollen.  In  Niutschwang  habe  es 
ioer  an  Silbergeld  gefehlt  und  der  Wechselkurs  aui  Niubi  liw  ang  >ei 
in  Shanghai  hoch  gewesen,  so  daß  selbst  nach  Zahlung  der  Fracht 
und  Versicherung  die  Sendung  von  barem  Geld  immer  noch  geschäftlich 
vorteilhaft  und  außerdem  notwendig  gewesen  sei.  Das  sei  der  /weite 
Cnind,  weshalb  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  in  bar  über- 
sandt  worden  sei.  Die  obigen  Tatsachen  gingen  hervor  aus  den  Beweis- 
stücken Nummer  2,  3,  5  bte  7  und  9  bis  11. 

2.  Daß  der  Angestellte  der  Reklamanten  das  zur  Verhandlung 
stehende  Silbergeld  an  das  Hauptgeschäft  in  Niutschwang  geschickt 
habe,  sei,  wie  dargetan,  eine  für  ein  Bankgeschäft  natürliche  Maßnahme, 
die  mit  den  russischen  Truppen  in  keinerlei  Beziehung  stehe.  Wenn 
man  annehme,  daß  es  zulässig  sei,  eine  derartige  reine  Handelstransaktion 
für  unerlaubt  zu  erklären  und  die  auf  der  Reise  befindlichen  Güter 
einzuziehen,  so  bedeute  das  eine  Entziehung  des  Rechts,  Gewerbe  zu 
treiben.  V-^on  etwas  dergleiclien,  wie  insbesondere  auch  davon;  daß 
neutralen  Staatsangehörigen  das  Recht  auf  ihr  gewöhnliches  (je\xerbe 
in  ihrem  eigenen  Lande  entzogen  werden  könne,  habe  man  bislang  in 
der  Praxis  und  der  Wissenschaft  des  Kriegbvoikerrechts  noch  niemals 
etfas  gehört 

3.  Der  Dampfer  „Hsi-Ping"  habe  seine  Absicht,  nach  NMutschwang 
»  und  anderen  Häfen  zu  gehen,  in  Shanghai-Zeitungen  bekannt  gcinacht, 

und  der  englische  Konsul  habe  die  Abreise  des  Dampfers  zwecks  Güter- 
nansports  nach  Niutschwang  gutgeheißen.  Auch  das  Zollamt  in  Shang- 
bai  habe  die  öffentlich  nach  Niutschwang  gehende  Ladung  passieren 
lassen.  Daher  habe  der  Angestellte  der  Reklamanten  ohne  weitere 
Oberiegung  ganz  unbefangen  dem  Schiffe  das  zur  Verhandlung  stehende' 
Siibergeld  zur  Beförderung  fibergeben.   Demnach  sei  die  Beschlag- 
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nähme,  von  der  Eiriiciehung  nicht  zu  reden,  im  höchsten  Grade  un- 
erwartet gdjvuuunen. 

Wenn  man  das  Geld  wirklich  heimlich  habe  absenden  wollen,  um 
es  zum  Gebrauch  der  russischen  Truppen  dienen  zu  lassen,  so  hätte 
man  ein  so  öffentliches  Transportverfahren  nicht  wählen  sollen.  Da6 
man  doch  ein  solches  Verfahren  eingeschlagen  habe,  liefere  reichlichen 
Grund  für  die  Vermutung,  daß  böser  Glaube  dabei  nicht  vorgelegen 
habe. 

4.  In  dem  Urteil  erster  Instanz  werde  zur  Begründung  folgendes 
gesagt:  ; 

Niutschwang  sei  zur  fraglichen  Zelt  von  den  russischen 
Truppen  besetzt  gewesen  und  habe  als  ein  Hauptetappenort 

gedient.  Außerdem  habe  das  russische  Papiergeld  durch 
die  andauernden  Niederlagen  der  russischen  Armee  und  Ma- 
rine sehr  an  Kredit  verloren,  und  es  sei  bekannt,  daß  chiue- 
siches  Metallt,H'ld,  insbesondere  kleines  Geld  wie  das  zur 
VerhandliüiL,'  stehende  Sill-jcrgeld,  benötigt  worden  sei,  um 
der  täglichen  Naehfrajrc  /u  entsprechen.  Es  aiühse  daher 
angenommen  werden,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende 
Silbergeld  nach  Ankunft  in  Niutschwang  sofort  zum  Ge- 
brauch der  genannten  Truppen  geliefert  worden  wäre. 

Daraufhin  aber,  daß  Niutschvcaiig  ein  Hauptetappenort  der  russi- 
schen Truppen  sei,  annehmen  zu  wollen,  daß  alle  dorthin  ausgeführten 
Güter  zum  Gebrauch  der  Truppen  geliefert  würden,  sei  unbillig  streng 
und  widerlaufe  auch  den  Tatsachen.  Daß,  wenn  auch  Niutschwang 
zur  fraglichen  Zeit  von  den  russischen  Truppen  besetzt  gewesen  sei, 
deshalb  der  Handel  Niutschwangs  nicht  in  Stillstand  geraten,  sondern 
tatsächlich  ausgeübt  worden  sei,  könne  man  aus  den  das  Beweisstück 
Nr.  15  bildenden  telegraphischen  Mitteilungen  der  Niutschwang-Fili  ile 
der  offenen  Handelsgesellschaft  Mitsui  Bussan  über  die  Handels- 
lage in  Niutschwang  bis  zum  Juli  des  vorigen  Jahres  entnehmen.  Wenn 
später  die  chinesische  Zollstatistik  für  das  Jahr  1004  erscheinen  werde, 
so  wurden  sich  diese  Tatsachen  bestätigen. 

Seihst  anejenommen,  die  russischen  Truppen  hätten  (ield  wie  das 
zur  Verhandlung  stehende  nötig  gehabt,  so  sei  e.s  cioeh  unsinnig,  ohne 
zu  fragen,  wem  eh  gehöre,  anzunehmen,  daß  es  unbedingt  an  die 
Truppen  geliefert  worden  wäre.  Auch  sprächen  die  Tatsachen  nicht 
dafür.  Viehnehr  müsse  grundsät/lieh  angenomincn  werden,  daß,  wenn 
die  Reklamanten,  Vielehe  ein  ßankgesclüit  hätten,  (ieid,  «ie  es  zum 
Betriebe  dieses  Gewerbes  erforderlich  sei,  von  Shanghai,  woher  sie  ihre 
Kapitalien  geliefert  bekämen,  nach  Niutschwang,  dem  Sitz  ihres  Ge- 
schäfts befördern  ließen,  dieses  Geld  im  Betriebe  des  Bankgeschäfts 
der  Reklamanten  zur  Verwendung  kommen  solle.   Wenn  man  diese 
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natürliche  V crmutunt^  umstürzen  violk,  so  bedürfe  es  dazu  unter  allen 
Umständen  sicherer  Gründe  und  Beweise.  Wenn  daher  das  Urteil 
erster  Instanz  auf  die  verzeichneten  vas^en  Gründe  hin  eine  Atiiialiiiie 
aufgestelii  habe,  welche  dieser  natürlichen  Vermutung  ctidcrsprcche, 
>o  bei  das  auch  vom  Standpunkt  des  Be^3reis^echts  Unzutreffend. 

5.  Silbergeld  sei  sofrcnannte  bedingungsweise  Konterbande.  Da 
ts  demnach  nur  in  den  beiden  Fällen:  (1)  daß  es  für  die  leindliche 
Armee  oder  Marine  bestimmt  .^ei:  (2)  daß  es  nach  feindhchem  (iebiet 
bestimmt  sei  und  angenommen  werden  müs^e,  daß  es  zum  Gebrauch 
der  feindlichen  Armee  oder  Marine  dienen  würde,  Kriegskonterbande 
seü^)  so  sei  es  nötig,  fQr  die  Behauptung,  daß  es  Konterbande  sei, 
Beweise  beizubringen,  welche  dartäten,  daß  es  für  die  feindliche 'Armee 
oder  Marine  bestimmt  gewesen  sei,  oder  daß  es  zu  ihrem  Gebrauch 
habe  geliefert  werden  sollen. 

Wenn  man  also  bei  der  Annahme,  daß  Konterbande  nach  dem 
Fall  „(2)"  vorliege,  einfach  so  folgere,  daß  die  Guter,  weil  sie  nach 
einem  von  feindlichen  Truppen  besetzten  Ort  gesandt  würden,  auch 
zum  Kriegsgebrauch  des  Feindes  geliefert  werden  würden,  so  schließe 
man  aus  dem  Vorhandensein  der  ersteA  der  beiden  Bedingungen,  weiche 
dieser  Fall  erfordere,  ohne  weiteres  auf  das  Vorhandensein  auch  der 
zweiten  Bedingung.  Das  sei  im  Erfolg  dasselbe,  als  wenn  die  zweite 
Bedingung  überflüssigerweise  geschrieben  sei,  und  huife  darauf  hinaus, 
daß  die  bedingte  Kriegskonterbande  des  balles  ,,{2)"  keinen  Unter- 
M:hied  von  der  absoluten  Konterbande  aufweise,  so  daß  der  Sinn,  welcher 
der  Untersciieidung  dieser  beiden  zu  ürunde  liege,  völlig  zunichte 
gemacht  werde. 

Man  werde  aber  vielleicht  behaupten,  die  (innidlage,  auf  welche 
hin  das  (iericht  er>ter  Instanz  das  zur  Verli  uidiung  j,tehende  Geld 
als  Konterbande  angesehen  habe,  beschränke  mcIi  nicht  nur  darauf, 
daß  das  Geld  nach  einem  vom  Heinde  be^^etzten  Platz  bestimmt  sei, 
sondern  es  sei  auch  die  weitere  Begründung  beigelügt,  daß  die  leind- 
liche Armee  oder  Marine  es  benutzen  werde.  Demgegenüber  sei  aber 
folgendes  zu  bemerken:  Jedermann  könne  in  allen  Umständen  Geld 
gehrauchen,  und  die  Verwendbarkeit  desselben  beschränke  sich  nicht 
auf  die  russische  Armee  und  Marine.  Wenn  demnach  dafür,  daß  nur 
russische  Armee  oder  Marine  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld 
Krauchen  werde,  keine  besonderen  Gründe  vorlägen,  so  gebe  die 
oben  genannte  weitere  Begründung  des  Urteils  der  ersten  Instanz  auf 
dit  Frage,  inviiefern  die  Annahme  berechtigt  sei,  daß  das  zur  Ver- 
handlung stehende  Geld  bei  den  russischen  Truppen  zur  Verwendung 
kommen  werde,  die  Antworti  man  müsse  annehmen,  daß  es  bei  den 
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russischen  Truppen  zur  Verwendung  gekommen  sein  würde,  wdl  diese 
es  zu  verwenden  genötigt  gewesen  seien.  Das  sei  Beantwortung  einer 
Frage  mit  derselben  Fragie. 

Obwohl  den  Reldamanten  die  Beweislast  nicht  obliege,  hätten  sie 
ihre  Behauptungen,  dafi  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  weder 
an  die  russischen  Truppen  bestimmt  noch  zu  ihrem  Gebrauch  zu  liefern 
gewesen,  daß  es  vielmehr  zur  I>eckung  des  Bedarfs  in  dem  Bank- 
geschäft der  Reklamanten  versandt  \x  orden  sei,  mit  verschiedenen  beweis- 
kräftigen Tatsachen  und  Gründen  belegt.  Der  Staatsanwalt  habe,  ohne 
dagegen  einen  einzigen  Gegenbeweis  vorzubringen,  diese  Erklärung  der 
Reklamanten  verworfen,  und  die  Entscheidung  des  Gerichts  erster  In- 
stanz, weiches  der  Ansicht  des  Staatsan\x  alts  beipflichte,  sei  daher  auch 
vom  Standpunkt  der  Beweisführung  rechtswidrig. 

6.  Es  sei  freilich  nicht  zu  leugnen,  daß  Niutschwang  nicht  nur 
zur  Zeit  der  Aufbringung,  sondern  schon  seit  der  Zeit  vor  dem  japanisch- 
russischen Krieg  unter  russischer  Gewalt  gestanden  habe.  Aber  man 
müsse  dieses  besetzte  Gebiet  nicht  einem  gewöhnlichen  Okkupations- 
gebiet gleichstellen,  denn  Niutschwang  sei  ein  dem  Handel  der  Mächte 
offen  stehender  Hafen  und  kein  Kriegs-  oder  Blockadehafen.  Es  könne 
nicht  mit  nur  während  des  Krieges  besetzten  Gebieten,  wie  zum  Beispiel 
der  Song  To  Bucht,  der  Taubenbucht  und  der  Sho  Fing  Insel  bei 
Port  Arthur  auf  eine  Stufe  gestellt  werden.  Wenn  relative  Konter- 
bandegüter, d.  h.  Guter,  wie  sie  im  §  14  der  Seeprisenordnung  ^)  auf- 
gestellt seien,  nach  der  Song;  To  Bucht  usw.  bestimmt  wären,  so  werde 
jedermann  dem  zustimmen,  wenn  man  annehme,  daß  sie  direkt  für 
die  russischen  Truppen  bestimmt  seien  und  daher  als  Kriegskonterbande 
eingezogen  werden  müßten.  Wenn  man  aber  einen  solchen  Fall  und 
den  Fall,  wo  die  Güter  nach  Niutschvcang  bestimmt  seien,  gleichstelle, 
so  entspreche  das  nicht  dem  \xahren  Sinne  der  japanischen  Seeprisen- 
ordnung und  des  Völkerrechts  über  die  Behandlung  neutralen  Gutes. 
Besonders  seien  auch  die  zur  Verhandlung  stehenden  Silbermünzen 
courantes  Geld,  wie  es  unter  den  Chinesen  und  den  in-  und  aus- 
ländischen Kauficuten  Kurs  habe.  Von  anderen  Konterbandegütcrn, 
wie  LebensmiUciii  und  dergleichen,  sei  es  weit  verschieden,  und  es 
lägen  Gründe  vor,  wonach  man  nicht  auf  Gebrauch  seitens  der  Truppen 
schließen  müsse.  Beispielsweise  sei  zwischen  Lebensmitteln,  welche  zum 
Gebrauch  für  die  Russen,  und  solchen,  welche  zum  Gebrauch  für  die 
Chinesen  dienen  sollten,  ein  großer  Unterschied,  so  daß  man,  wenn 
Lebensmittel,  welche  für  Russen  geeignet  seien,  in  großer  Menge  nach 
Niutschwang  tiestimmt  würden,  diese  wohl  als  Konterbande  ansehen 
könne.  Geld  sei  aber  nicht  nur  bei  Truppen  verwendtiar,  und  da  auch 
die  Menge  des  hier  versandten  Geldes  im  Handel  mit  den  großen 
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.Mengen  Bohnen,  Bohnenkuchen  und  Bohnenöl  keinen  Überschuß  lassen 
mi'irde,  so  könne  man  es  nicht  mit  Lebensmitteln  vergleichen  und 
ah  Iruppenbcdarf  ansehen. 

7.  Niutschwang  sei  ein  Handelshafen.  Daher  mQsse  man  einen 
Fall  von  bedingter  Kriegskonteifbande  wie  Celd  besonders  sorgtältig 
fiberlegen.  Daher  werde  besonders  die  rechtliche  Auffassung  der  Stellung 
Niutschwangs  der  Beachtung  empfohlen,  welche  mit  der  diptomati- 
seilen  Frage  über  den  Handel  mit  Bohnen,  Bohnenkuchen  und 
Bohnenöl  eng  verknöpft  sei.  Dieselbe  sei  folgende:  Die  Verhandhingen, 
betreffend  die  Frage  ob  die  Ausfuhr  von  Bohnen,  Bohnenkuchen  usw. 
aus  Niiitsrh\«  ang  \crboten  werden  solle,  hätten  zu  dem  Resultat  ge- 
führt, daß  die  Ausfuhr  gestattet  sein  solle,  >xenn  garantiert  werde,  daß 
die  Güter  nicht  beim  Militär  zur  Verwendung  kommen  würden.  Dieses 
sei  der  Kaiserlichen  Regierung  mittels  Berichts  des  in  China  akkre- 
ditierten Gesandten  vom  18.  April  1004  mitgeteilt  ^xorden,  und  Japan 
habt  diese  Tatsache,  daß  die  Bohnen,  Bohnenkuchen  usw.  nach  japa- 
nischen Häfen  ausgeführt  werden  würden,  mit  Freuden  begrüßt. 

Wenn  daher  auch  Niutschwang  von  den  russischen  Truppen  be- 
setzt t:e\xesen  sei,  SO  sei  es  doch  ein  diplomatisches  Faktum,  daß  der 
Handel  mit  Bohnen,  BohnenKUchen  usw.  von  Japan,  Rußland,  China 
und  anderen  neutralen  Staaten  gutgeheißen  sei;  und  darin  liege  ein 
wichtiger  Grund,  weshalb  die  vorliegende  Sache  nicht  allein  daraufhin, 
daß  Rußland  Niutschwang  liesetzt  habe,  entschieden  werden  könne. 
Denn  wenn  die  Mächte  so  den  Handel  mit  Bohnen,  Bohnenkuchen 
usw.  fibereinstimmend  gestattet  hätten,  so  falle  auch  das  Resultat  dieses 
Handeis,  nämlich,  daß  die  Kaufleute  den  Preis  für  die  verkauften  Waren 
in  Empfang  nähmen,  in  den  Bereich  dieses  ubereinstimmend  gestatteten 
Handels.  Demnach  könne  das  Silbergeld,  welches  als  Preis  für  die 
Bohnen,  Bohnenkuchen  usw.  eingenommen  sei,  vorausgesetzt,  daß  es 
nicht  an  die  russischen  Truppen  gehe,  nicht  eingezogen  werden. 

Daß  aber  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  der  Kaufpreis  für 
frühere  Bohnen,  Bohnenkuchen  usw.;  sowie  Kapital  für  den  auch  in 
Zukunft  erlaubten  Einkauf  derselben;  und  daß  es  kleines  Geld  sei, 
xic  es  für  solche  Einkäufe  nötig  sei;  kurz,  daß  es  in  jeder  Rcziehunc^ 
im  Rahmen  harmlosen  Handelsverkehrs  stehe,  alles  dies  gehe  aus  den 
eingereichten  Bevceisen  klar  hervor. 

Da  die  Absicht  des  Völkerrechts  und  der  Seeprisenordnuntj  dahin 
,?ehe.  die  Rechte  neutraler  Staatsangehöriger  zu  achten,  so  werde  um 
äußerste  Unparteilichkeit  bei  Beurteilung  der  zum  Beweise  unge- 
fäischter  Tatsachen  eingereichten  Bcweisdokumcntc  gebeten. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  der  Staatsanwälte  beim  Prisen» 
gericht  zu  Sasebo,  Mizukami  Chojiro  und  Yamamoto  Tat- 
surokuro  sind  folgende : 
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1.  Zur  Einziehung  von  Gütern  auf  Onind  der  Annahme,  daß 
sie  zum  Gebrauch  der  feindlichen  Armee  oder  Marine  geliefert  vc^erden 
wurden  und  daher  Konterbande  seien,  sei  es  nicht  unbedingt  erforderlich 

darzulegen,  dafi  diese  Annahme  sich  auf  Beweise  gründe.  Im  Falle» 
daß  nach  der  Art  der  Güter,  den  Verhältnissen  des  Kinfuhrorts  und 
anderen  Umständen  angenommen  werden  könnte,  daß  die  üüter  zum 
OebrniK  h  der  feindlichen  Armee  oder  Marine  geliefert  werden  würden» 
habe  das  Prisengericht  nach  freier  Überzeugung  zu  befinden. 

Das  zur  Vcrhaiulhing  stehende  üeld  sei  in  ("hinn  inpr:ii,'^t  und 
habt-  in  NiutschxKnng  soviie  auch  in  den  verscliii-dcnt- ri  C iL)4(.!uli.n  der 
Mandschurei  Kurs.  F's  sei  alles  eine  und  dieselbe  Art  kleinen  Sjlbcr- 
geldes,  wie  es  zum  lohn  für  Tagelöhner  sowie  zum  hinkauf  iler  /um 
Haus-  und  pcr^ünhchc-u  Ciebrauch  dienenden  Gegenstände  .1111 
netsten,  zur  Zahlung  bei  großen  geschäftlichen  Transaktionen  jedoch 
am  allerungeeigneisten  sei.  Es  sei  bequem  für  kleine,  aber  äußerst 
unbequem  für  große  Zahlungen. 

Zur  Zeit,  als  das  Geld  in  Niutschwang  habe  eingeführt  werden 
sollen,  sei,  wie  das  Urteil  erster  Instanz  sage,  Niutschwang  von  den 
russischen  Truppen  besetzt  gewesen  und  die  in  Port  Arthur  und  den 
verschiedenen  Teilen  der  Mandschurei  liegenden  russischen  Armee-  und 
Marinetruppen  seien  von  diesem  Platz  als  Bezugsort  für  ihren  Kriegs- 
bedarf abhängig  gewesen,  und  die  meisten  Lebensmittel  und  sonstigen 
Gegenstände,  die  der  Keind  nötig  gehabt  habe,  seien  von  dort  ge- 
liefert worden.  Da  aber  infolge  der  andauernden  Niederlagen  der  russi- 
schen Armee  und  Marine  das  Kricgspapiergeld,  welches  in  Niut«.ch\x-nng 
und  auch  in  verschiedenen  leilen  der  Mandschurei  Kurs  gehabt  habe, 
sehr  im  Kredit  gesunken  sei,  so  seien  bei  der  Zahlung  der  Preise 
für  requirierte  (iegenstände  und  der  I  ohne  für  Menschen-  und  Pferde- 
arbeit, d.  h.  also  bei  den  kleinen  Zahlungen,  plüt/lich  Schwierigkeiten 
entstanden.  Daher  seien  Klagen  über  das  Bedürfnis  nach  kleinem  1  lart- 
geld,  insbesondere  Geld  wie  dem  zur  Verhandlung  stehenden,  laut  ge- 
worden, und  man  sei  auch  bezüglich  dieses  auf  Niutschwang  als 
Lieferungsort  angewiesen  gewesen. 

Die  Reklamanten  hätten  daraufhin  unter  Erleidung  von  allerhand 
Schwierigkeiten  und  unter  großem  Risiko  die  Kommission  und  Ver- 
sicherung gezahlt  und  viele  Tausend  Yen  weit  von  Shanghai  nach 
Niutschwang  einführen  wollen.  Die  Frage,  wie  das  Bedürfnis  hierfür 
entstanden  sei,  beantworteten  sie  damit: 

es  sei  die  Folge  einseitigen  Wechselverkehrs;  ferner  diene 
das  Geld  als  Kapital  zum  Einkauf  der  von  Niutschwang  nach 
Shanghai  ausgeführten  Bohnen,  Bohnenkuchen  und  des 
Bohnenöls,  auch  sei  der  Wertunterschied  zwischen  Silber 
und  Papier  so  groß  geworden,  dafl  der  Kurs  für  Silber 
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den  für  Papier  bis  um  20  und  30  Prozent  überstiegen  habe, 
und  es  einträglich  gewesen  sei,  bares  Silbergeld  von  Shanghai 
kommen  zu  lassen. 
Niutschwang  sei  aber  seit  langer  Zeit  von  den  Russen  okkupiert 
gewesen,  und  die  von  dort  zur  Ausfuhr  gelangenden  Bohnen,  Bohnen- 
kuchen  usvt.  seien  von  ihnen  entvceder  als  Nahrungsmittel  oder  Brenn- 
niittel  requiriert  >xorden.    Auch  sei,  um  den  Gegner  in  Verlegenheit 
zu  bringen,  die  Ausfuhr  derselben  streng  verboten  urorden,  so  daß 
eine  Ausfuhr  der  Haiipte\portartiki-l :  Bohnen,  Bohnenkuchen  usw.  «ach 
Shanghai  la>t  L^.ir  nicht  stattLictundcn  habe. 

Dagegen  seien  die  Ki  itg.>btdürfiiissc  cicr  ru:,sischen  iruppen  in 
der  üegend  von  Niiit>c  hw  ang  itnnier  giußci  geworden  und  neben  der 
gewöhnlichen  l:infLihr  ici  (he  1  infuhr  von  Lebensmitteln  und  «sonstigen 
bcdarbgcgenstandcn  sehr  gewachsen,  so  daß  Ein-  und  Aui»luhr  völlig 
aus  dem  üleichgc>xicht  gekotniucu  und  demzufolge  natürlich  in  Niu- 
tschvang  zahlbare  Wechsel  in  Shanghai  zahlreich,  und  in  Shanghai 
zahlbare  Wechsel  gering  geworden  seien.  So  seien  in  Niutschwang 
zahlbare  Wechsel  in  Shanghai  leicht  und  billig  käuflich  gewesen.  Wenn 
daher  die  Reklamanten  in  ihrem  Geschäftsbetrieb  in  Shanghai  verein- 
nahmte Gelder  nach  Niutschwang  zu  schicken  gehabt  hätten,  so  hätten 
sie.  anstatt  das  Risiko  und  die  Kommission  und  die  sonstigen  Kosten 
bei  Übersendung  von  barem  Qeld  zu  tragen,  lieber  mit  dem  Oelde 
in  Niutschu  ang  zahlbare  Wechsel  kaufen  sollen,  bei  deren  Übersendung 
sie  zugleich  Bequemlichkeit  und  Vorteil  gehabt  haben  würden.  Daß 
ein  in  Geschäften  scharfsinniger  chinesischer  Kaufmann,  besonders  Bank- 
firmeninhabcr,  wie  die  Reklamanten  es  seien,  ein  bequemes  und  vor- 
teiihattes  Verfahren  außer  Acht  lassen  und  ein  unbequemes  imd  un- 
vorteilhaftes Verfahren  wählen  und  vorsätzlich  Schaden  und  Risiko 
aufsuchen  solle,  sei  kaum  glaublich. 

Zudem  sei,  wie  oben  dargetan,  die  Ausfuhr  der  Hauptexport- 
ariikci  Bohnen,  Bohnenkuelien  usw.  fast  gänzlich  ins  Stocken  geraten, 
SO  daß  ein  Bedürfnis,  Kapital  zum  Einkauf  bereit  zu  halten,  nicht  vor- 
gelegen habe. 

Daii  lerncr  zwischen  Silber  und  Papier  in  der  Gegend  von  Niu- 
tschwang eine  so  außerordentlich  große  Wertdifferenz  bestanden  habe, 
so  daß  eine  Obersendung  von  barem  Gelde  von  Vorteil  gewesen  wäre, 
$d  nur  eine  mundliche  Behauptung  der  Reklamanten,  welcher  man 
mangels  anderer  Grundlagen  schwer  Glauben  schenken  könne. 

So  könne  man,  wie  dargetan,  welchen  Punkt  der  Reklamanten 
man  auch  erwägen  möge,  aus  keinem  derselben  ein  Bedürfnis  für  die 
Sendung  des  baren  Geldes  entnehmen. 

Dagegen  hätten  die  russischen  Truppen  zur  Deckung  ihres  Kriegs- 
bedarfs chinesisches  Geld  und  insbesondere  kleine  Münze,  wie  die  zur 
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Verhandlung  stehende,  dringend  nötig  gehabt.  Wenn  daher  die  Re- 
klamanten, ohne  Bedürfnis  fflr  ihr  Geschäft,  mit  £;roBer  Mühe,  ver^ 
schiedene  Tausend  Yen  Idetnes  Geld  gesammelt,  vorsätzlich  die  Gefahr 
des  Transports  getragen,  Kommission,  Versicherungsprtmie  und  Fracht 
bezahlt  hätten,  um  dieses  Geld  nach  Niutschwang  zu  schaffen,  so  sei 
es  ohne  viel  Worte  offenbar,  daß  sie  darin  dem  plötzlichen  Bedürfnis 
der  russischen  Truppen  hätten  nachkommen  vollen. 

Selbst  einmal  zugegeben,  das  Geld  habe  nicht  besonders  einge- 
führt werden  sollen,  um  dem  plötzlichen  Bedarf  der  russischen  Truppen 
MI  «entsprechen,  so  mfisse  man  doch  vermuten,  daß  es,  wenn  es  nach 
Niutschwang  gekommen  wäre,  jedenfalls  zum  Gebrauch  der  russischen 
Truppen  gedient  haben  würde.  Daher  sei  es  zutreffend,  daß  das  Ur- 
teil erster  Instanz  auf  Onind  dieser  Tatsachen  unter  Berücksichtigung 
der  damaligen  Umstände  anij^enommen  habe,  daß  das  zur  Verhandlung 
stehende  üeld  sofort  nach  Ankunft  in  Niutschuang  zum  Gebrauch  der 
russischen  Truppen  gedient  haben  würde,  und  die  Berufung  der  Re- 
klamanten sei  unbegründet. 

2.  Die  Reklamanten  behaupteten: 

Neben  der  Notwendigkeit  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Geldes  für  die  russischen  Truppen  in  Niutschwang  habe  es 
aber  auch  an  Bedürfnis  für  dasselbe  im  Handelsbetriebe  Ntu- 
tschwangs  nicht  gefehlt.  Es  sei  aber  unbillig,  dies  sonstige 
Bedürfnis  gar  nicht  zu  berücksichtigen  und,  weil  die  russi- 
schen Truppen  Geld  bedurft  hätten,  zu  entscheiden,  da6 
es  ihnen  geliefert  worden  wäre. 
Das  Urteil  erster  Instanz  habe  aber  nicht  lediglich  daraufhin,  daß 
die  russischen  Truppen  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  nötig  gie- 
habt  hätten,  so  entschieden.    Nach  den  Verhältnissen  Niutschwangs 
zur  Zeit  der  Einfuhr;  nach  der  Tatsache,  daß  eine  Notwendigkeit,  bares 
Geld  zu  senden,  nicht  vorgielegen  habe;  und  nach  verschiedenen  son- 
stigen Tatsachen  sei  es  schwer  anzunehmen,  daß  die  Reklamanten,  wie 
sie  behaupten,  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld,  weil  es  in  ihrem 
Handelsbetrieb  benötigt  v;()rden  sei,  eingeführt  hätten.   Dagegen  hätten 
die  russischen  Truppen  in  ihrem  Geldbedarf  Mangel  gelitten.  Aus 
diesen  Gründen  habe  das  Urteil  erster  Instanz  geschlossen,  daß  das 
Geld  nach  Ankunft  in  Niutschwang  zum  Gebrauch  für  die  russischen 
Truppen  geliefert  worden  wäre.    Ks  habe  also  nicht,  ohne  das  da- 
malige Bedürfnis  in  Handelskreisen  zu  berücksichtigen,  in  willkürlicher 
Wdsc  lediglich  daraufhin,  daß  die  russischen  Truppen  Geld  nötig  ge- 
habt hätten,  entschieden,  dafi  es  zu  ihrem  Gebrauch  dienen  würde. 

Nach  dem  Ausgeführten  seien  die  Behauptungen  der  Reklamanten 
alle  unbegründet  und  das  Urteil  erster  Instanz  zutreffend.  Daher  sei 
die  Berufung  abzuweisen. 
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Da«  vorliejrendc  Urteil  w  ird,  wie  folgt,  beg^ründet: 
Ts  bedarf  keiner  Erörterung,  daH  N'iiitschwang  zu  dem  chinesischen 
riuheii>gehiet  gehört  und  kein  russisches  lerritorium  ist.    Der  Kaiser- 
liche Kon>ul  in  Nmtschwang,  Segawa,  iiat  aber  berichtet,  daß 

Rußland,  seitdem  es  diesen  Platz  besetzt  gehabt,  dort  eine 
Zivilverwaltungsbehörde  eingerichtet  und  bis  zum  25.  Juli 
1904  die  Flagge  eines  Zivil verwaltungsamts  geführt  habe. 
Dies  habe  mit  dem  Morgen  jenes  Tages  plötzlich  aufgehört, 
und  es  sei  wieder  die  Konsulatsflagge  geheißt  worden.  Beim 
Eindringien  unserer  Truppen  sei  die  französische  flagge  auf- 
gezogen w<H*den. 
Es  ist  somit  bekannt,  daß  zur  Zeit,  als  die  in  Streit  befangenen 
Gelder  aufgebracht  wurden,  Niutschwang  tatsächlich  unter  russischer 
Verwaltung  stand.    Der  Feind  hatte  dort  nicht  nur  viele  Truppen 
liegen,  sondern  auch  einen  Hauptetappenort  eingerichtet.   Wenn  daher 
Güter  dorthin  befördert  werden,  so  muß  das  ebenso  angesehen  werden, 
als  ob  sie  nach  feindlichem  (iebiet  bestimmt  seien,  ^)    Da  es  demnach 
offenhai  ist,  daß  die  Tatumstände  zu  der  Annahme  berechtigen,  daß 
juth  da»  zur  Verhandlung  stehende,  von  den  Reklamanten  für  die 
tinfuhr  nach  Niutschwang  bestimmte  Silbergeld  zum  Kriegsgebrauch 
des  Feinde.^  gedient  haben  würde,  so  muß  man  sagen,  daß  es  die 
Voraussetzungen,  die  es  zur  Konterbande  machen,  erfüllt.'') 

In  einem  Bericht  des  oben  genannten  Kaiserlichen  Konsuls  heiBt 
CS,  dafi 

die  russische  Regierung  beim  Beginn  des  Baues  der  mand- 
schurischen Eisenbahn  anfänglich  alle  Zahlungen  in  Gold 
geleistet  habe.  Ein  oder  zwei  Jahre  später  habe  sie  daneben 
Päpierrubel  benutzt  und  den  Chinesen  gesagt,  zwischen  dem 
Metall  und  dem  Papier  sei  kein  Unterschied.  Dann  habe 
sie,  um  dem  Papier  Kredit  zu  verschaffen,  nach  und  nach 
das  Gold  zurückgezogen  und  das  Papier  vermehrt.  Im  jähre 
1902  sei  es  dahin  gekommen,  daß  man  in  der  .Mandschurei 
russisches  Ooldgeld  nur  sehr  selten  in  Umlauf  (besehen  habe. 
Damals  habe  aber  die  russisch-chinesische  Hank  schon  an 
verschiedenen  wichtigen  Plätzen  Niederlassungen  errichtet. 
In  diesen  Banken  sei  das  Papier  ;'um  Tageskurse  gegen 
Silbergeld  eingelöst  Miorden  und  in  der  Mandsrhurei  habe 
dabei  ein  Papierrubel  einen  Tauschkurs  von  1  Dollar  M)  Cents 
bis  1  Dollar  40  Cents  Silbergeld  gehabt.  Als  indessen  seit 
Herbst  IQ03  die  Gerfichte  über  einen  Krieg  zwischen  Japan 
und  Rußland  in  Blute  gestanden  hätten,  habe  es  unter  den 
Chinesen  geheißen,  daß,  wenn  nach  dem  Ausbruch  des 
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Krieges  die  Russen  einmal  unterliegen  vcürden,  die  ;u^.>>ischen 
Papierrubcl  nicht  mehr  gewechselt  werden  könnten  und  nur 
noch  den  Wert  von  altem  Papier  haben  Vörden.  Von 
November  oder  Dezember  dieses  Jahres  bis  zum  Ausbruch 
des  Krieges  im  Februar  1904  habe  der  Umlauf  des  Papier- 
geldes eine  starke  Abnahme  erfahren,  und  dasselbe  sei  von 
1  Dollar  30—40  Cents  häufig  auf  1  Dollar  10  Cents  gefallen, 
und  nur,  dank  den  Bestrebungen  der  Niederlassungen  der 
russsich-chinesischen  Bank  in  den  verschiedenen  Orten  den 
Kredit  des  Papiergeldes  aufrecht  zu  erhalten,  sei  es  nicht 
dazu  gekommen,  daß  sein  Umlauf  ganz  ins  Stocken  -geraten 
sei.    Als  aber  die  Nachrichten  von  den  Niederlacjen  bei 
Nanshan  und  Tehlitze  nach  Kaiping  und  Vin[:^kovii  kamen, 
hatten  die  (Chinesen,  veelche  Papierrubel  rrthahl  liätten,  darin 
j^aw L-ttcitLi t  diese  zu  verkaufen.    Der  Rubel  sei  Jamals  bis 
auf  70  oder  60  Onts  gefallen.    Aber  da  in  üentsin  und 
Shanghai  Papierruhel  immer  /um  raqieskurse  i^eejen  Silber- 
taels  gewechselt  werden  künnleii,        halten  C.icldw  ech>ler 
in  Yingkü>x,  wenn  das  russische  Papiergeld  gefallen  gewesen 
sei,  dieses  aufgekauft,  nach  Shanghai  geschickt  und  mit 
ungeheurem  Gewinn  wieder  eingetauscht. 

Nach  diesem  Bericht  zu  urteilen,  erregte  also  der  Papierrubel 
schon  beim  Beginn  des  japanisch-russischen  Krieges  im  Verkehr  unter 
den  Chinesen  ganz  allgemein  Verdacht  und  Mißtrauen,  und  es  zeigte 
sich  die  Tendenr,  daß  er  schließlich  gänzlich  den  Kredit  verlieren 
wQrde.  Als  die  Nachricht  von  den  Niederlagen  bei  Nanshan  und 
Tehlitze  nach  Vingkow  gekommen  war,  traf  freilich  die  russisch- 
chinesische  Bank  sorgfältige  Maßnahmen,  um  das  alte  Verhältnis  wieder- 
herzustellen ;  es  kam  aber  trotzdem  zu  einem  großen  Sturz.  Als  sociuin 
immei  mehr  Nachrichten  von  dem  weiteren  Kampf  und  Sieg  der 
japanischen  Truppen  kamen,  war  die  l  äge  so,  daß  es  sich  auf  keine 
Weise  mehr  vermeiden  ließ,  daß  der  Rubel  unter  den  Chinesen  ganz 
allgemein  seinen  Kurs  verlieren  würde.  Ks  ist  daher  ganz  klar,  daß 
die  Situation  so  war,  dnR  die  russischen  Truppen  zu  der  Zeit,  wo 
das  xui  Verhandlung  stellende  Silbergeld  befördert  wurde,  zur  Re- 
quisition (le>  Kriegsbedarfs  und  zur  Bezahlung  der  Kulis  den  Papierrubel 
nicht  ohne  weiteres  verwenden  konnten.  Daher  ist  es  ofteni^ar,  daü 
chinesisches  Silbergeld  zu  jener  Zeil  für  die  russischen  Truppen  unent- 
behrlich geworden  war. 

Ferner  besagt  der  Bericht  des  Kaiserlichen  Generalkonsuls  1  j  u  i  n 

in  Tientsin  über  die  russischen  Papierrubelscheine: 

Mit  der  Eröffnung  des  Krieges  zwischen  Japan  und  Rußland 

seien  unter  vielen  Chinesen  Zweifel  über  die  Kinlösbarkeit 
• 
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drr  Rubclsrheine  aiifi^ekonitiien.  Man  habe  gefürchtet,  daß 
sie  halsthungcn  seien,  und  der  Kredit  sei  beeinträchtigt 
worden.  Auch  unter  den  Russen  und  unter  den  russischen 
Regier ungslieferanten  seien  nur  sehr  wenig  Rubelscheine  in 
Vericehr  gewesen,  wenn  man  auch  nicht  behaupten  Icönne, 
daß  sie  absolut  Iceinen  Umlauf  gehabt  hätten.  Wenn  die 
Banken  in  Tientsin  sie  in  die  Hand  bekommen  hätten,  so 
hätten  sie  sie  nicht  als  Geld  behandelt,  sondern  als  eine  Art 
Wertpapier. 

r)anach  hat  der  Rubeisduin,  nachdem  die  russi«^rhcn  Triippen 
bei  \an>han  und  Tehlitze  geschlagen  \xorden  >xaren,  unter  den  Chineaeii 
Ji^emein  keinen  Umlauf  gehabt.  Kr  war  nur  gelei^entlich  des  Kurs- 
stun^s  eine  Art  Hundclsui:>jekt  lür  Kaufleute,  die  großen  üewinn  er- 
zielenSuollten.  Daher  hat  der  Rubelschein  auch  die  Requisition  der 
russischoi  I  ruppen  und  die  Löhne  der  Kulis  nicht  zahlen  können. 
Aus  allem^ksen  geht  klar  hervor,  daß  die  russischen  Truppen  chine- 
sisches GcIdN^tig  hatten. 

Wenn  es  aikh  ottenbar  ist,  daß  trotz  des  iapanisch-rnssisrhen 
Krieges  die  Haui)lprtTvkikte  Niut^eliwans^s,  Bohnen,  Bolinenkuelieii  und 
Bohiit-nöl,  wie  auch  diby Rekhnnanten  bchaapten,  vi'ihandeU  vfoi'den 
smd,  so  bestaiid  daneben  ^ioeh  die  lalsaehe,  daß  aut  der  anderen 
Seite  Kaufleute  in  Benutzuii^^,  der  üelegcnheit,  daß  die  russischen 
Truppen  chinesisches  Umlaufsgeh)s.nötig  hatten,  die  vermehrten  Rubel- 
scheine billig  von  den  russischen  Truppen  kaufen  und  dadurch  großen 
Gewinn  erzielen  konnten.  Daher  stimmt  die  Behauptung  der  Rekla- 
manten, daß  das  in  Streit  befangene  Silbergeld,  weil  jener '  Waren- 
handel in  Betrieb  gewesen  sei,  auf  keinen  Fall  dem  Kriegsgebrauch 
des  Feindes  gedient  haben  würde,  nicht  mit  den  Tatsachen  fiberein. 
Vielmehr  ist  es  natürhch,  anzunehmen,  daß  zu  einer  solchen  Zeit  die 
geschäftlich  scharfsinnigen  chinesischen  Kaufieute,  vor  allem  <h"e  Bank- 
imternehmer,  anstelle  ihrer  gewöhnlichen  Geschäfte  lieber  Rubelscheine 
billig  von  '!en  Russen  kaufen  und,  um  eint-n  außerordentlichen  !*rofit 
zi:  erzielen,  die  (iefahr  eines  solchen  üeldimports  laufen  ^\  ürden.  Das 
7iir  Verhandlung  stehende  (irld  ist  durch  Vermittlung  der  Scetransport- 
tirma  l  äng  Ming  Chien,  vxelclie  eine  volle  ladung  von  Kriegs- 
konterhande  heimlich  nach  Niutschviang  zu  betordern  beabsichtigt  hatte, 
und  außerdem  zugleich  mit  dieser  Konlerbande  auf  demselben  Schiff 
verladen  und  befördert  worden.  Dazu  ist  sein  Bestimmungsort  ein 
russischer  Etappenort  und,  wie  oben  dargetan,  bedurften  die  russischen 
Truppen  soeben  Oeldes.  Daraus  muß  geschlossen  werden,  daß  der 
Zweck  der  Einfuhr  des  Geldes  der  gleiche  gewesen  ist  wie  der  der  Einfuhr 
der  übrigen  Konterbandeladung,  nämlich  Lieferung  zum  Gebrauch  der 
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rusf^ischen  Truppen.  Deiimach  ist  ts  durchaus  zutreffLnd,  wenn  das 
Gericht  erster  Instanz  die  Kinzichung  des  Gtidcs  ausL^Lsproctu-n  hat. 

Da  Fetsoricn,  \xelclic  Schleichimport  treiben,  immer  trenüiigl  sind, 
mit  allen  Mitteln  den  Verdacht  abzulenken  und  die  Spuren  zu  ver- 
heimlichen, so  kann  die  Tatsache,  daß  man  in  Shanghai  beim  Zollamt 
öffentlich  die  Ausfuhrformalitäten  erfüllt  hat  nicht  als  ein  Beweis  er- 
achtet werden,  welcher  geeignet  ist,  der  obigen  Annahme  entgegen- 
zustehen. 

Wenn  man  die  von  den  Reklamanten  angeführten  Beweise  be- 
trachtet, so  können  sie  lediglich  zu  der  Vermutung  führen,  daB  in 
jedem  Jahre  Fälle  von  Einfuhr  kleinen  Silbergeldes  nach  Niutschwan^ 
vorkommen.  Für  die  Behauptung  aber,  dafi,  obgleich  eine  Gelegenheit, 
großen  Gewinn  zu  erzielen,  vorhanden  war,  diese  Gelegenheit  nicht 
berücksichtigt  worden  sei  und  das  Geld  für  die  alljährlich  wieder- 
kehrenden Handelszwecke  dienen  sollte,  ist  keinerlei  Beweis  erbracht 
worden. 

Die  Reklamanten  behaupten,  daß  es  nicht  zu  bestreiten  ^ei,  daß 
die  Verwendung  von  Silbiri^nld  sich  nicht  auf  die  russische  Armee 
und  Marine  beschränke,  sondern  daß  es  allgemein  im  Verkehr  unter 
den  Chinesen  verwendbar  sei.  Was  indes  das  von  den  Reklamanten 
cinzutühreti  beabsichtigte  Silbergeld  angehl,  so  ist  aub  den  lat- 
umständen  die  Annahme,  daß  dasselbe  zum  Gebrauch  der  russischen 
Truppen  gedient  haben  würde,  offenbar  gerechtfertigt.  Dasselbe  kann 
daher,  gerade  wie  auf  Onind  derselben  Tatumstände  der  gleichen  An- 
nahme Lebensmitteln  wie  Reis  und  Weizenmehl  nichts  im  Wege 
steht,  als  Konterbande  angesehen  werden. 

Da  femer  der  Grund  dafür,  daß  Lebensmittel,  Geld  usw.,  wenn 
sie  nach  feindlichem  Gebiet  gehen  und  zum  feindlichen  Kriegsgebrauch 
geliefert  werden  sollen,  als  Konterbande  gelten,  der  ist,  daß  man  da- 
gegen ist,  daß  solche  Güter  im  Ende  die  Kriegsfähigkeit  des  h  ein  des 
unterstützen,  so  ist  die  Frage,  ob  ihr  Bestimmungsort  ein  Kriegshafen 
oder  Blockadehafen  [>{,  für  die  Entscheidung,  ob  ein  Konterbande- 
transport vorliegt  oder  nicht,  nicht  von  wesentlicher  Bedeutung.  Wenn 
der  Bestimmungsort  ein  Kriegshafen  oder  Blockadehafen  ist,  so  liefert 
das  nur  einen  Umstand,  welcher  die  Vermutung,  daß  die  dorthin  be- 
stimmten (jüter  Konterbande  sind,  erleichtert.  Daher  ist  auch  dieser 
Punkt  der  Berufung  nicht  anzuerkennen. 

Ls  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 

Die  Berufung  wird  abgewiesen. 
Am  25.  Dezember  19Ü5  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 
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Reklamttiti  Die  chlnesbchen  Staatsangehörigen  Chan  YQ  Po 
und  ChingPuSav,in  Firma  Yu  S  ha  n  g  C  h  a  n  g,  aus  der  Provinz 
Canton,  Regierungsbezirk  Chowchow,  Hatyang  bzw.  Chaoyang. 

ProzeBvertrelier:  Rechtsanwalt  Sakurai  Ikkyu;  Regierungs^ 
bezirk  Hiogo,  Kobe,  Kitanagasadori,  shichome  Nr.  54. 

In  der  Prisensache  betreffend  Ladung  des  englischen  Dampfers 
„Hsi-Ping"  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsformel: 

Die  unter  der  Ladung  des  Dampfers  „Hsi-Ping''  befindlichen,  an 
die  fHrma  Yu  Shang  Chang  versandten  17  Kisten  mit  kleinem 
Silbergeld  werden  eingezogen. 

Tatbestand  und  Orfinde: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  17  Kisten  kleines  Silbergeld  sind 
von  der  Transportfirma  Shang  Fa  Yun  in  Shanghai,  China,  auf 
dem  englischen  Dampfer  „Hsi-Ping"  verladen  und  am  iL  Juli  1904 
an  die  IHrma  Yu  Shang  Chang  in  Niutschwang,  China,  abgesandt 
Verden.  Als  am  14.  d.  M.,  8  Uhr  vormittags,  der  Dampfer  „Hsi- 
Ping"  ungefähr  öVs  Seemeilen  nördlich  von  der  Insel  Kaiming  bei 
dem  Shantung-Vorgebir^^e  in  China  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff 
„Hongkong  Maru"  aufgebracht  wurde,  weil  er  Kriegskonterbande  führe, 
nirden  auch  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  mit  Beschlag  belegt. 

Diese  1  atsarhen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Kommandanten  der  ..licjUL^kontj  Maru",  Inouye  To<;hio,  den 
Berieht  dc>  Marineoberleutnant^  K  a  m  ii  rn  Y  a  s  u  m  a  s  a  über  die  r3urch- 
siichunj;  des  Dampiers  „Hsi-Ping",  das  lagebuch,  die  Vernehmungs- 
protükolle  des  Kapitäns  R.  Mac  Farlane,  des  1.  Offiziers  V..  B, 
H  a y  e  s  ,  der  Konipradore^  I'  a  w  M  e  n  g  C  h  i  u  n  g  und  N.  W  a  i  M  eng, 
des  Passagiers  Täng  Ming  Chicn,  durch  die  Konnossemente,  das 
Ladungsverzeichnis  und  die  Frachtbriefe. 

Die  Hauptpunkte  des  Vertreters  der  Reklamation  aind  folgende: 

Der  Reklamant  betreibe  in  Niutschwang  ein  Bankgeschäft.  Er 
habe  das  hier  zur  Verhandlung  stehende  Geld  von  Shanghai  kommen 
lassen  vtollen,  Nxeil  zu  der  Zeit  in  Xiut^eh^Äang  die  Ilandel5be/.ichungen 
ZU  einem  einseitigen  Wechselverkehr  geneigt  hätten  und  weil  die  Zeit 
für  den  Einkauf  von  Bohnen,  Bohnenkuchen  und  Bohnenöl  gekommen 
gewesen  sei,  so  daß  Umtaufskapital  nötig  gewesen  sei.  Ferner  sei  der 
Kurs  ffir  Papiergeld  und  für  kleines  Silbergeld  sehr  ungleich  gewesen, 
so  daß  er  durch  Einfuhr  von  Metallgeld  einen  Vorteil  zu  erzielen  be- 
absichtigt habe*  Das  zur  Verhandlung  stehende  Oeld  sei  nicht  ffir 
die  russische  Armee  oder  Marine  bestimmt  gewesen  und  halie  auch 
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nicht  zu  ihrem  ücbrauch  geliefert  \xcidcii  sollcii.  Daher  sei  es  k^rme 
Konterbande  und  müsse  freigegeben  werden.  / 

Der  Reklamant  hat  zum  Beweis  der  vorstehenden  Tatsawn  ver- 
schiedene Beweisdokumente  eingereicht.  / 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  «ina  folgende : 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  Guter  würden  n^h  ihrer  An- 
kunft in  Niutschwang  zum  Gebrauch  der  russbchen  Thippen  gedient 
haben.  Sie  seien  daher  Kriegskonterbande  und  mußten  eingezogen 
werden.  / 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht:  / 

Wenn  Lebensmittel  oder  Geld  nach  eh»aMii  von  den  feindlichen 
Truppen  besetzten  Hafen  versandt  worden  sind,  so  kann  je  nach  den 
Umständen  angenommen  werden,  daß  sie  ^inn  (jcbrauch  dieser  Truppen 
dienen  w  ürden.  Niutschw  ang  w  ar  zup.ctt  \  oii  den  rusbisc  hi  n  I Hippen 
besetzt  und  diente  nis  ein  Hau|»fetappenort.  Außerdem  hatte  das 
russische  Papiergeld  durch  die  iyrdauernden  Niederlai^eii  der  !  u>bischen 
Armee  und  Marine  verloren,  ufld  es  ist  bekannt,  dnH  chinesisches  Metall- 
geld, insbesondere  kleine^  ücid  wie  das  zur  Verhandlung  stehende 
Silbergeld,  stark  benötigt  wurde,  um  der  täglichen  Nachfrage  zu  ent- 
sprechen. Es  muß  daher  angenommen  werden,  daß  das  zur  Ver- 
handlung stehende  Silt)ergeld  sofort  zum  Gebrauch  der  genannten 
Truppen  geliefert  worden  wäre. 

Es  wird  demnach  für  Kriegskonterbande  angesehen  >)  und  weder 
die  Anführungen  des  Vertreters  der  Reklamation  noch  die  verschiedenen 
von  ihm  eingereichten  Beweisdokumente  sind  imstande,  diese  Annahme 
umzustoßen. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  17.  Dezember  1'HI4  im  Prisengericht  /u  Sasebo 
im  Beisein  des  Staatsanwalts  Yamanioto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


Reldantttfitens Die  chinesischen  Staatsangehörigen  Chan  VÖ  Po 
und  Chi  n  g  Pu  Saw,  in  Firma  Vu  Shang  Chang,  aus  der  Provinz 
Canton,  Regierungsbezirk  Chowchow,  Haiyang  bzw.  Chaoyang. 

ProzeBvertreter:  Die  Rechtsanwälte TakagiToyozo, Tokio, 
Kojimachiku,  Uchisaiwaicho  shichome  Nr.  3  und  Sakurai  Ikkyu, 
Regierungsbezirk  Htogo,  Kobe,  Kitanagasadori  shichome  Nr.  54. 

«TÜTziff»  2.  -  «)  V.  §  43. 
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Am  17.  Dezember  1904  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der 
Prisensache,  betreffend  Ladung  des  Dampfers  „Hsi-Ping",  welcher  am 
14.  Juli  mi  auf  37«  34'  n.  Br.  und  122»  29'  ö.  L.  von  dem  Kaisen 
liehen  Kriegsschiff  „Hongkong  Maru"  aufgebracht  worden  ist,  auf  Ein- 
ziehung der  unter  der  Ladung  des  genannten  Dampfers  befindlichen, 
an  die  Firma  Yu  Shang  Chang  versandten  17  Kisten  kleines  Silber- 
geld erkannt. 

Gegen  dieses  Urteil  haben  die  Reklamanten,  die  chinesischen  Staats- 
angehörigen Chan  Y  ii  Po  und  Ching  Pu  Sa  vi-,  in  Firma  Yu 
Shang  Chang,  durch  die  Rechtsanwälte  Takagi  loyozo  und 
Sak  u  r  rii  I  kky  u  die  Berufung  eingelegt,  >xelche  im  Beisein  der  Stnats- 
an>x:iltr  r^utsuki  Keiroku  und  Dr.  jur.  ishiwatari  Binichi 
beim  iJbcrprist'nL^t-richt  [geprüft  worden  sind. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  der  Prozeßvertreter  Takagi  To- 
yozo  und  Sakurai  ikkvii  sind  folgende: 

werde  AufheburiL;  de^  am  17,  Dezember  1004  von  dem  Prisen- 
genelit  Hl  SuM-bo  abyei^a^ bellen  Urteils  auf  l'ünzielumi;  der  auf  dem  cn^- 
li-eheii  I)aiii[)!"er  ,,Hsi-| 'inj^"  verschifften  17  Ki>teii  kleines  Silberoeld 
und  hreigabe  tlei^elbcn  beantragt,  und  zvtar  ju>  folgenden  Gründen: 

1.  Die  Reklamanten  halten  eine  Banktinna  und  betrieben  da- 
neben ein  Engrosgeschäft  für  Ein-  und  Verkauf. 

Bei  der  Ausfuhr  von  Bohnen,  Bohnenkuchen  und  Etohnenöl  nach 
Shanghai  liehen  die  Kaufleute  von  Niutschwang  den  Wechselbetrag 
für  die  Guter  dar,  vereinnahmten  in  Shanghai  den  Wechselbetrag  von 
dem  Wechselschuldner  und  bewerkstelligten  die  Übersendung  dieses 
Betrages  entweder  durch  Ankauf  eines  in  Niutschwang  zahlbaren 
Wechsels  oder  in  Form  baren  Geldes.  Auch  in  Fällen,  wo  Waren 
von  Niutschwang  nach  anderen  Plätzen  vt  ie  Shanghai  ausgeführt  würden 
und  der  Wechsel  dargeliehen  vterde,  werde  die  Zahlung  des  Wechsel- 
betrags bisweilen  in  Shanghai  entgegengenommen.  Denn  da  Shanghai 
dns  Zentrum  des  chinesischen  Handels  sei,  so  sei  es  auch  der  iMittel- 
ptmkt  des  üeldnminufs.  Auch  in  Fällen,  wo  die  Reklamanten  selber 
Bohnen  und  Huhnenkuehen  n;ieh  Shan_i,diai  au^^führtcn,  werde  die  '/ah- 
limi^  des  Preises  in  Shanghai  entgegengeFiommen  ;  imd  auch  in  1-ällen, 
^0  die  Ausfuhr  nach  anderen  Plätzen  wie  Shanghai  gehe,  sei  dies  bis- 
uciltu  der  l  all 

So  sei  das  zur  Verhandlung  stehende  üekl  im  Verlaut  einer  Trans- 
aktion von  dem  Angedienten  der  Reklamanten  in  Shanghai  dort  ein- 
genommenes Geld,  welches  er  bei  einem  Wechsler  eingewechselt  und 
an  das  Hauptgeschäft  in  Niutschwang  gesandt  hat>e.  Dafi  bares  Silber- 
geld geschickt  worden  sei,  habe  seinen  Grund  darin,  daß  gerade  in 
Niutschwang  die  Zeit  für  die  Ausfuhr  von  Bohnen  und  Bohnenkuchen 
HSV.  gekommen  gewesen  sei.  Denn  da  in  der  Regel  die  Ausfuhrfirmen 
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Zahlung  für  die  Bohnen  usw.  in  kleinem  Sübergeld  leisteten  und  die 
Kunden  des  Bankdepartements  die  Reklamanten  um  Leistung  in  Silber- 
geld bäten»  so  hätten  dieselben  sich  darauf  vorbereiten  müssen.  Dies 
sei  einer  der  Gründe,  weshalb  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld 
in  bar  geschickt  worden  sei. 

Wenn  in  Niutschwang  Silbergeld  reichlich  und  der  Kurs  für  in 
Niutschwang  zahlliare  Wechsel  in  Shanghai  niedrig  gewesen  wäre,  so 
wäre  es  allerdings  nicht  nötig  gewesen,  daß  der  Angestellte  der  Rekla- 
manten extra  Silbergeld  hätte  schicken  sollen.  In  Niutschwang  habe 
es  aber  an  Silbergeld  gefehlt  und  der  Wechselkurs  auf  Niutschwangf 
sei  in  Shanghai  hoch  gewesen,  so  daß  selbst  nach  Zahlung  der  Fracht 
und  Versicherung  die  Sendung  von  barem  Geld  immer  noch  geschäftlich 
vorteilhaft  und  außerdem  notwendig  gewesen  sei.  Das  sei  der  /«eite 
Grund,  weshalb  das  zur  Verhandlung  stehende  Cield  in  bar  übersandt 
worden  sei.  Die  obigen  l  atsachen  gingen  hervor  aus  den  Beweisstücken 
Nummer  2,  i,  5  bis  7  und  9  bis  il. 

2.  Daß  der  Angestellte  der  Reklamanten  das  zur  Verhandlung 
stehende  Silbergeld  an  das  Hauptgeschäft  in  Niutschwang  geschickt 
habe,  sei,  wie  dargetan,  eine  für  ein  Bankgeschäft  natürliche  Maß- 
nahme, die  mit  den  russischen  Truppen  in  keinerlei  Beziehung  -.tehe. 
Wenn  man  annehme,  daß  es  zulässig  sei,  eine  derartige  reine  Handels- 
transaktion für  unerlaubt  zu  erklären  und  die  auf  der  Reise  befindlichen 
Güter  einzuziehen,  so  bedeute  das  eine  Fnt/iehung  des  Rechts,  Ge- 
werbe zu  treiben.  Von  etwas  dergleichen,  w  ie  insbesondere  auch  davon, 
daß  neutralen  Staatsangehörigen  das  Reciit  auf  ihr  gewöhnliches  Ge- 
werbe in  ihrem  eigenen  Lande  entzogen  werden  könne,  liabe  man 
bislang  in  der  Praxis  und  der  Wissenschaft  des  Kriegsvölkerrechts  noch 
niemals  etwas  gehört. 

3.  Der  Dampfer  ,,Hsi-Ping"  habe  seine  Absicht,  nach  \iut>chwang 
und  anderen  Häfen  zu  gehen,  in  Shangliai-Zcilungen  bekannt  geinatht, 
und  der  englische  Konsul  habe  die  Abreise  des  Dampfers  zwecks  Güter- 
transports nach  Niutschwang  gutgeheißen.  Auch  das  Zollamt  in  Shang- 
hai  habe  die  öffentlich  nach  Niutschwang  gehende  Ladung  ])assieren 
lassen.  Daher  habe  der  Angestellte  der  Reklamanten  ohne  weitere 
Überlegung  ganz  unbefangen  dem  Schiffe  das  zur  Verhandlung  stehende 
Silbergeld  zur  Beförderung  übergeben.  Demnach  sei  die  Beschlag- 
nahme, von  der  Einziehung  nicht  zu  reden,  im  höchsten  Grade  un- 
erwartet gekommen. 

Wenn  man  das  Geld  wirklich  heimlich  habe  absenden  wollen,  um 
es  zum  Gebrauch  der  russischen  Truppen  dienen  zu  lassen,  so  hätte 
man  ein  so  öffentliches  Transportverfahren  nicht  wählen  sollen.  Daft 
man  doch  ein  solches  Verfahren  eingeschlagen  habe,  liefere  reichlichen 
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Grund  für  die  Vermutung,  daß  böser  Glaube  dabei  nicht  vorgelegen 
habe. 

4.  In  dem  Urteil  erster  Instanz  werde  zur  BegrOndung  folgendes 
gesagt: 

Niutschwang  sei  zur  fraglichen  Zeit  von  den  russischen 
Truppen  besetzt  gewesen  und  habe  ais  ein  Hauptetappen- 
ort giedient.  Außerdem  habe  das  russische  Papiergeld 
durch  die  andauernden  Niederlagen  der  russischen  Armee 
und  Marine  sehr  an  Kredit  verloren,  und  es  sei  bekannt, 
daft  chinesisches  Metallgeld,  insbesondere  kleines  Geld,  wie 
das  zur  Verhandlung  stehende  Silbergeld,  benötigt  worden 
sei,  um  der  täglichen  Nachfrage  zu  entsprechen.  Es  müsse 
daher  angenommen  ^-erden,  daß  das  zur  Verhandlung^ 
stehende  Silberj^eld  nach  Ankunft  in  Niutschveanpf  sofort 
zum  Gebrauch  der  genannten  Truppen  geliefert  worden 
wäre. 

Daraufhin  aber,  daß  Niutschwang  ein  Hauptetappenort  der  russi- 
>chen  1  ruppen  sei,  annehmen  zu  wollen,  daß  alle  dorthin  aus<^eführ{en 
üülei  züin  Ciebrauth  der  Truppen  geliefert  würden,  hei  uubiiiig  >treng 
und  widerlaufe  auch  den  Tatsachen.  Daß,  \xeiin  auch  Niutschwang 
zur  fraglichen  Zeit  von  den  russischen  Truppen  besetzt  gewesen  sei, 
deshalb  der  Handel  Niutschwangs  nicht  in  Stillstand  geraten,  sondern 
tatsächlich  ausgeübt  worden  sei,  könne  man  aus  den  das  BewetsstQck 
Nr.  15  bildenden  telegraphischen  Mitteilungen  der  Niutschwang-Filiale 
der  offenen  Handelsgesellschaft  Mitsui  Bussan  über  die  Handels- 
lage in  Niutschwang  bis  zum  Juli  des  vorigen  Jahres  entnehmen.  Wenn 
später  die  chinesische  Zollstatistik  für  das  Jahr  1904  erscheinen  werde, 
so  würden  sich  diese  Tatsachen  bestätigen. 

Selbst  angenommen,  die  russischen  Truppen  hätten  Geld  wie  das 
zur  Verhandlung  stehende  nötig  gehabt,  so  sei  es  doch  unsinnig,  ohne 
zu  fragen,  wem  es  gehöre,  anzunehmen,  daß  es  unbedingt  an  die 
Truppen  geliefert  worden  wäre.  Auch  sprächen  die  Tatsachen  nicht 
dafür.  Vielmehr  müsse  ^rrundsät/Itrh  ant^cnommen  werden,  daß,  \'^-enn 
die  Reklamanten,  \xelehe  ein  Hankt^eschäft  hätten,  Oeld,  wie  e<;  zum 
Betriebe  dieses  Gewerbes  erforderlich  sei,  von  Shant^hai,  \xoher  hie  ihre 
Kapitalien  geliefert  bekämen,  nach  Niutschwang,  dem  Sitz  ihres  Ge- 
schäfts, befördern  ließen,  dieses  (ield  im  Betriebe  des  Bankgeschäfte 
der  Reklamanten  zur  Verwendung  kommt-n  solle.  Wenn  man  diese 
natürliche  Vermutung  umstürzen  wolle,  so  bedürfe  es  dazu  unter  allen 
Umstanden  sicherer  Gründe  und  Beweise.  Wenn  daher  das  Urteil 
erster  Instanz  auf  die  verzeichneten  vagen  Grunde  hin  eine  Annahme 
aufgestellt  habe,  welche  dieser  natürlichen  Vermutung  widerspreche, 
so  sei  das  auch  vom  Standpunkt  des  Beweisrechts  unzutreffend. 
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5.  Silbergeld  sei  sogenannte  bedingungsweise  Konterbande.  Da 
es  demnach  nur  in  den  beiden  Fällen:  (1)  daß  es  für  die  feindliche 
Armee  oder  Marine  bestimmt  sei;  (2)  daß  es  nach  feindlichem  Oebiet 
bestimmt  sei  und  angenommen  werden  mü!;sc,  daß  es  zum  Gebrauch 
der  feindlichen  Armee  oder  Marine  diene,  Kriegskonterbande  sei,  ^)  so 
sei  es  nötig,  für  die  Bc*h:uiptiin<T,  daß  es  Konterbande  sei,  Beweise  bci- 
zuhrintjcn,  wclclie  dartäten,  daß  es  lür  die  feindliche  Ariiu-e  oder  AlariiR- 
be>tiintnt  ge\xt*sen  sei  oder  daß  es  zu  ihrem  üebrauch  habe  geliefert 
werden  sollen. 

Wcim  man  also  bti  der  Annahme,  daß  Konterbande  nach  dem 
Fall  ,,(2)*'  vorliege,  tinfaeh  so  folgere,  daß  die  Uüter,  sxeil  sie  nach 
einem  von  feindlichen  Iruppen  besetzten  Ort  gesandt  würden,  auch 
zum  Kriegsgebrauch  des  Feindes  geliefert  werden  würden,  so  schließe 
man  aus  dem  Vorhandensein  der  ersten  der  beiden  Bedingungen,  weiche 
dieser  Faü  erfordere,  ohne  weiteres  auf  das  Vorhandensein  auch  der 
zweiten  Bedingung.  Das  sei  im  Erfolg  dasselbe  als  wenn  die  zweite 
Bedingung  überflüssigerweise  geschrieben  sei,  und  laufe  darauf  hinaus, 
daß  die  bedingte  Kriegskonterbande  des  Falles  „(2)"  keinen  Unterschied 
von  der  absoluten  Konterbande  aufweise,  so  daß  der  Sinn,  welcher  der 
Unterscheidung  dieser  beiden  zugrunde  liege,  völlig  zu  nichte  gemacht 
werde. 

Man  werde  aber  vielleicht  beiiaupten,  die  Grundlage,  auf  weU  lu 
hin  das  (jericht  erster  Instanz  das  zur  Verhandlung  stehende  üeid 
als  Konterbande  angesehen  habr,  besrhrnnke  sieh  nicht  nur  darauf, 
daß  das  Cield  nach  einem  \oin  1  cinde  besetzten  Platz  bestimmt  sei, 
sondern  es  sei  auch  die  weitere  Begründung  beiget in^t,  daß  die  feind- 
liche Armee  oder  Marine  es  benutzen  werde.  Demgegenüber  sei  aber 
folgendes  zu  bemerken:  Jedermann  könne  in  allen  Umständen  Oeld 
gebrauchen,  und  die  Verwendbarkeit  desselben  beschränke  sich  nicht 
auf  die  russische  Armee  und  Marine.  Wenn  demnach  dafür,  daß  nur 
die  russische  Armee  oder  Marine  das  zur  Verhandlung  stehende  Oeld 
gebrauchen  werde,  keine  besonderen  Gründe  vorlägen,  so  gebe  die 
oben  genannte  weitere  Begründung  des  Urteils  der  ersten  Instanz  auf 
die  Frage,  inwiefern,  die  Annahme  berechtigt  sei,  daß  das  zur  Ver- 
handlung stehende  Geld  bei  den  russischen  Truppen  zur  Verwendung 
kommen  werde,  die  Antwort,  man  müsse  annehmen,  daß  es  bei  den 
russischen  Truppen  zur  Verwendung  gekommen  sein  würde,  weil  diese 
es  zu  \'erwenden  genötigt  gewesen  seien.  Das  sei  Beantwortung  einer 
Frage  mit  derselben  Frage. 

Obwohl  den  Reklamanten  die  Beweislast  nicht  obliege,  hätten  sie 
ihre  Behauptutigen,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Oeld  «'eder 
an  die  russischen  Iruppen  noch  zu  ihrem  üebrauch  zu  hefern  gewesen, 

Tiriiffer  2. 
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^.i.iii  CS  vielmehr  /ur  DcrWiiiiT  des  Bedarfs  in  dem  Bank^eschatt  der 
Kcklainantcn  versandt  vturovn  sei,  mit  verächiedeticn  beweiskräftigen 
Tatsachen  und  Gründen  bele^  Der  Staatsanwalt  habe,  ohne  dagegen 
diten  einzigen  Gegenbeweis  vol^ubringen,  diese  Erklärung  der  Rekla^. 
mnten  verworfen  und  die  Entscheidung  des  Gerichts  erster  Instanz, 
velches  der  Ansicht  des  Staatsanw^ts  beipflichte,  sei  daher  auch  vom 
Standpunkt  der  Beweisführung  recht 

6  Es  sei  freilich  nicht  zu  leugne iK  daß  Niutschwang  nicht  nur  zur 
Zeit  der  Aufbringung,  sondern  schon  sdü  der  Zeit  vor  dem.  japanisch- 
russischen  Krieg  unter  nissisrlu  r  ne\\alt\eestanden  habe.  Aber  man 
mös-^e  dieses  besetzte  Gebiet  nicht  einem  Vc\x  oh n liehen  Okkupations- 
gebiet gleichstellen.  Denn  Niutschvcang  sei  em  dem  Handel  der  Mächte 
offenstehender  Hafen  und  kein  Kriegs-  oder  BJockadehafen.  Iis  Vönne 
nicht  mit  nur  wahrend  des  Kripc^es  besetzten  Oiebieten,  /um  i'ei- 
spiel  der  Sonsj;  lo  Bucht,  der  laubenburht  uncL  der  Sho  .'int,'  In^el 
bei  Port  Arthur  auf  eine  Stufe  gestellt  werden.  Wenn  relative  Konter- 
bandegüter, d.  h.  Güter,  vcie  sie  im  §  14  der  Jieeprisenordnung ») 
aufgestellt  seien,  nach  der  Song  To  Bucht  usw.  beXiininit  v\aren,  so 
«erde  jedermann  dem  zustimmen,  uenn  man  auiichniV  daß  ..le  direkt 
för  die  russischen  Truppen  bestimmt  seien  und  daher  aK  Kriegskonter- 
bandt  eingezogen  werden  müßten.  Wenn  man  aber  unen  solchen 
fall  und  den  Fall,  wo  die  Güter  nach  Niutschwang  bestimmt  seien, 
gleichstelle,  so  entspreche  das  nicht  dem  wahren  Sinne  der  japanischen 
Seeprisenordnung  und  des  Völkerrechts  über  die  Behandlun^ieutralen 
Gutes  Besonders  seien  auch  die  zur  Verhandlung  stehenden  Sitber- 
mfinzen  kurantes  Geld,  wie  es  unter  den  Chinesen  und  den  m-  und 
ausländischen  Kaufleuten  Kurs  habe.  Von  anderen  Konterbandegütern, 
wie  Lebensmitteln  und  dergleichen,  sei  es  \xeit  verschieden  utVi  es 
lägen  Gründe  vor,  nach  denen  man  nicht  auf  Gebrauch  seitensVder 
Truppen  schließen  müsse.  Beispiels^'eise  sei  zwischen  I.ebensmittciln, 
vtelche  zum  Gebrnueh  für  die  Russen,  und  sol'^hen,  welche  zuv^.  ((%•- 
brauch  für  die  (Chinesen  dienen  sollten,  ein  großer  Unterschied,  s^ 
daß  man,  wenn  I  ehensniittel,  welche  für  Russen  geeignet  seien,  in\ 
großer  .Menge  nach  Niut^chuang  ix*stininil  bürden,  diese  wohl  als\ 
Konterbande  ansehen  könne.  Geld  sei  aber  nicht  nur  bei  Truppen 
verxiendbar,  und  da  auch  die  Menge  des  hier  versandten  Gelde:^  im 
Handel  mit  den  großen  Mengen  Bohnen,  Bohnenkuchen  und  Bohnenöl 
keinen  Oberschuß  lassen  würde,  so  könne  man  es  nicht  mit  Lebens^ 
mitteln  vergleichen  und  als  Truppenbedarf  ansehen. 

7.  Niutschwang  sei  ein  Handelshafen.  Daher  müsse  man  einen 
Fall  von  bedingter  Kriegskonterbande  wie  Geld  besonders  sorgfältig 
überlegen.   Deshalb  werde  besonders  die  rechtliche  Auffassung  der 
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Stellung  Niutschvtangs  der  Beachtung  empfohlen,  welche  mit  der  diplo- 
matischen Frage  über  den  Handel  mit  Bohnen,  Bohnenkuchen  und 
Bohnenöl  eng  verknüpft  sei.  Dieselbe  sei  folgende:  Die  Verhandlungen 
betreffend  die  Frage,  ob  die  Ausfuhr  von  Bohnen,  Bohnenkuchen  usw. 
aus  Niutschwang  verboten  werden  solle,  hätten  zu  dem  Resultat  geführt, 
daß  die  Ausfuhr  gestattet  sein  solle,  wenn  garantiert  werde,  daß  die 
Güter  nicht  beim  Militär  zur  Verwendung  kommen  würden.  Dieses  sei 
der  Kaiserlichen  Regierung  mittels  Berichts  des  in  China  akkreditierten 
Kaiserlichea  üesandten  vom  18.  April  1904  mitgeteilt  worden,  und  Japan 
habe  diese  Tatsache,  daß  die  Bohnen,  Bohnenkuchen  usvc.  nach  japa- 
nischen Häfen  ausgeführt  werden  würden,  mit  Freuden  hee^rüfit. 

Wenn  daher  auch  Niutschwang  von  den  russischen  rnippcn  be- 
setzt gewesen  sei.  so  sei  es  doch  ein  diplomatisches  Faktum,  daß  der 
Handel  mit  Bohnen,  Bohnenkuchen  us\x'.  von  Japan,  Rußland,  China 
und  anderen  neutralen  Staaten  gutjj^eheißen  sei;  und  darin  lie^e  ein 
\\ichtii,'ei  Orund,  weshalb  die  vorlie^^encle  Sache  nicht  allein  daraufhin, 
daß  Rußland  Niutschv>,ang  besetzt  habe,  entschieden  werden  Könne. 

Denn  wenn  die  Mächte  so  den  Handel  mit  Bohnen,  Bohnenkuchen 
usw.  übereinstimmend  gestattet  hätten,  so  falle  auch  das  Resultat  dieses 
Handels,  nämlich  daß  die  Kaufleute  den  Preis  für  die  verkauften  Waren 
in  Empfang  nähmen,  in  den  Bereich  dieses  fibereinstimmend  gestatteten 
Handels.  Demnach  könne  dasSitbergeld,  welches  als  Preis  für  die  Bohnen, 
Bohnenkuchen  usw.  eingenommen  sei,  vorausgesetzt,  daß  es  nicht  an  die 
russischen  Truppen  gehe,  nicht  eingezogen  werden. 

Daß  aber  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  der  Kaufpreis  für 
frühere  Bohnen,  Bohnenkuchen  usw.;  sowie  Kapital  für  den  auch  in 
Zukunft  erlaubten  Finkauf  derselben;  und  daß  es  kleines  Geld  sei, 
vtie  CS  für  solche  Einkäufe  nötig  sei;  kurz,  daß  es  in  jeder  Beziehung 
im  Rahmen  harmlosen  Handelsverkehrs  Stehe,  alles  dies  gehe  aus  den 
eingereichten  Beweisen  klar  hervor. 

Da  die  Absicht  des  Völkerrechts  inui  der  Scepri^enordnung  dahin 
i^ehc,  die  Rechte  neutraler  Staatsan^^'ehöriL^fer  /u  aciiten,  so  werde  um 
äußerste  Unparteilichkeit  bei  Beurteüunt^  der  zum  Beweise  ungefälschtcr 
latsaehen  eingereichten  Beweisdokumente  j^ebeten. 

Die  Hauptpimkte  der  Frw  idcrun_L(  der  Staatsanwälte  oeim  Prisen- 
gericht zu  Sasebü,  M  i  z  u  k  a  ni  i  C  h  o  j  i  r  o  und  Y  a  m  a  ni  o  t  o  i  a  t  - 
surokuro  sind  folgende : 

Zur  Einziehung  von  Gütern  auf  Grund  der  Annahme,  daß  sie 
zum  Gebrauch  der  feindlichen  Armee  oder  Marine  geliefert  werden 
würden  und  daher  Konterbande  seien,  sei  es  nicht  unbedingt  erforderlich 
darzulegen,  daß  diese  Annahme  sich  auf  Beweise  gründe.  Im  Falte, 
daß  nach  der  Art  der  Güter,  den  Verhältnissen  des  Einfuhrortes  und 
anderen  Umständen  angenommen  werden  könne,  daß  die  Güter  zum 
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(jcbrjuch  der  fi'indlirhen  Armee  oder  Marine  ^^eliefert  werden  würden, 
liaix-  das  Prisengericht  nach  freier  Überzeugung  zu  befinden. 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  sei  in  China  geprägt  und  habe 
in  Niutschwang  sowie  auch  in  den  verschiedenen  Gegenden  der  Mand* 
schüre!  Kurs.  Es  sei  alles  eine  und  dieselbe  Art  kleinen  Silbergeldes, 
wie  es  zum  Lohn  für  Tagelöhner  sowie  zum  Einkauf  der  zum  Haus- 
und persönlichen  Gebrauch  dienenden  Gegenstände  am  geeignetsten, 
zur  Zahlung  bei  groSen  geschäftlichen  Transaktionen  jedoch  am  aller- 
ungeeignetsten  sei.  Es  sei  bequem  für  kleine,  aber  äußerst  unbequem 
für  große  Zahlungen. 

Zur  Zeit  als  das  Geld  in  Niutschwang  habe  eingeführt  werden 
sollen,  sei,  wie  das  Urteil  erster  Instanz  sage,  Niutschwang  von  den 

russischen  Truppen  besetzt  L^evxesen  und  die  in  Port  Arthur  und  den 
verschiedenen  Teilen  der  Mandschurei  hegenden  russischen  Armee-  und 
Marinetruppen  seien  von  diesem  Platz  als  Bezugsort  für  ihren  Kriegs- 
bedarf abhängig  gewesen,  und  die  meisten  Lebensmittel  und  sonstigen 
(ie,£jen<;tände.  die  der  beind  nötig  gehabt  habe,  seien  von  dort  ge- 
liefert worden.  Da  aber  infolge  der  andauernden  Niederlagen  der  russi- 
schen Armee  und  Marine  das  Kriegspapiergeld,  welches  in  Niutschwang 
und  auch  in  verschiedenen  Teilen  der  Mandschurei  Kurs  gehabt  habe, 
sehr  im  Kredit  gesunken  sei,  so  seien  bei  der  Zahlung  der  Preise 
für  requirierte  Gegenstände  und  der  Löhne  für  Menschen-  und  Pferde- 
arbeit, d.  h.  also  bei  den  kleinen  Zahlungen  plötzlich  Schwierigkeiten 
entstanden.  Daher  seien  Klagen  über  das  Bedürfnis  nach  kleinem  Hart- 
gerd, insbesondere  Geld  wie  dem  zur  Verhandlung  stehenden,  laut  ge- 
worden, und  man  sei  auch  bezuglich  dieses  auf  Niutschwang  als 
Lieferungsort  angewiesen  gewesen. 

Die  Reklamanten  hätten  daraufhin  unter  Erleidung  von  allerhand 
Schwierigkeiten  und  unter  großem  Risiko  die  Kommission  und  Ver- 
sicherung gezahlt  und  viele  Tair  ^  n  I  Yen  weit  von  Shanghai  nach 
Niutschwang  einführen  wollen.  Die  Frage,  wie  das  Bedürfnis  hier- 
für entstanden  sei,  beantworteten  sie  damit, 

es  sei  die  Folge  einseitigen  Wechselverkehrs ;  ferner  diene  das 
Geld  als  Kapital  zum  Finkauf  der  von  Niutschwang  nach 
Shanghai  ausgeführten   Bohnen,   Bohnenkuchen   und  des 
Bohnenöis,  auch  sei  der  Wertuntersrhied  zwischen  Silber 
und  Papier  in  Niutschvtang  so  groß  gevtorden,  daß  der  Kurs 
für  Silber  den  für  Papier  bis  um  2Ü  und  30  %o  überstiegen 
habe  und  es  einträglich  gewesen  sei,  bares  Silbergeld  von 
Shanghai  kommen  zu  lassen. 
Niutschwang  sei  aber  seit  langer  Zeit  von  den  Russen  okkupiert  ge- 
iresen  und  die  von  dort  zur  Ausfuhr  gelangenden  Bohnen,  Bohnen- 
kuchen usw.  seien  von  ihnen  entweder  als  Nahrungsmittel  oder  Brenn- 
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mittel  requiriert  vcorden.    Auch  sei,  um  den  (it-yiier  in  Vciicijc 
zu  bringen,  die  Ausfuhr  (icisrlbcn  strcnci  verboten  worden,  so 
Ausfuhr  der  Hauptcxportarlüvel  Bolinen,  Bohnenkuchen  usw. 
nicht  stattt^cf undcn  iiabe. 

I  );iL;iL^fn  seien  die  Kriegsbedürfnissc  der  russischen  Tnippeii  in  der 
(it  ij^cnd  von  Niutschv<  ang  immer  größer  geworden  und^ neben  lier  ije- 
wohnlichen  hinfuhr  sei  die  hinfuhr  von  LebensmitJ/^n  und  >onstif»en 
Ikdarfsgegenständen  sehr  gevcachsen,  so  daß  Fi!H'''imd  Ausfuhr  völlig 
aus  dem  Olciehgevt  ieht  gckoninicn  und  dcnizi4,Iolg^  natürlich  in  Niu- 
tsch\xang  zahlbare  Wechsel  in  Shanghai  zajrfreich  und  in  Shanghai 
zahlbare  Wechsel  gering  geworden  seieny/So  seien  in  Niutschvangf 
zahlbare  Wechsel  in  Shanghai  leicht  und^llig  käuflich  gewesen.  Wenn 
daher  die  Reklamanten  in  ihrem  Ge»?näftsbetrieb  in  Shanghai  verein- 
nahmte Gelder  nach  Niutschwang  z^r  schicken  gehabt  hätten,  so  hätten 
sie,  anstatt  das  Risiko  des  Trans{K>rts  und  die  Kommission  und  die 
sonstigen  Kosten  bei  Übersendung  von  barem  Gelde  zu  tragen,  lieber 
mit  dem  Gelde  in  Niutschwang^zahlb  u t  Wechsel  kaufen  sollen,  hei  deren 
Cbersendimg  sie  zui^^Ieich /nequemlichkeit  und  Vorteil  gehabt  haben 
würden.   Daß  ein  in  ücs<*häften  scharfsinniger  chinesischer  Kaufmann, 
besonders  ein  Rankfirmetiinhaber,  viie  die  Reklamanten  es  seien,  ein  be- 
quemes und  vorteiihnftes  Verfahren  außer  Acht  lassen  und  ein  un- 
bequeme^ und  uu\ oi  teilhaftes  Verfahren  wählen  und  vorsätzlich  Schaden 
und  Risiko  autsuchen  solle,  sei  kaum  glaublich. 

Zudem  sei,  wie  oben  dargetan,  die  Ausfuhr  der  Hauptexportartikel 
Bohnen.  Bohnenkuchen  usw.  fast  gänzlich  ins  Stocken  geraten,  so  daß 
ein  Bedürfnis,  Kapital  zum  Einkauf  bereit  zu  halten,  nicht  vorgelegen 
habe. 

Daß  ferner  zwischen  Silbrr  und  Papier  in  der  Gegend  von 
Niutschwang  e  ine  so  außerordentlich  grolk  Wcrtdifferen/  bestanden  habe, 
so  daß  eine  Übersendung  von  barem  Oelde  von  Voi  teil  gew  esen  wäre, 
sei  nur  eine  mündliche  Behaupturig  der  Reklamanten,  uclcher  naa 
mangels  anderer  Grundlagen  schwer  Glauben  .schenken  könne. 

So  könne  man,  wie  dargetan,  wrlchm  Punkt  der  Reklamation 
man  auch  erwägen  inö^e,  aus  keinem  derselben  ein  Bedürfnis  für  die 
SenduuL;  de>  baren  Geldes  entnehmen. 

Dagegen  hätten  die  russischen  Truppen  zur  Deckung  ihres  Kriegs- 
bedarfs rhinoisrhcs  Geld  und  insbesondere  kleine  Mün/e,  wie  die  zur 
Verhandluni,'  stehende,  dringend  nötig  gehabt.  Wenn  daher  die  Re- 
klamanten, ohne  Bedürfnis  für  ihr  Geschäft,  mühsam  viele  Tausend 
Yen  kleines  Geld  gesammelt,  vorsätzlich  die  Gefahr  des  Transports 
getragen,  Kommission,  Versicherungsprämie  und  Fracht  bezahlt  hätten, 
um  diesesGeld  nach  Niutschwang  zu  schaffen,  so  sei  es  ohne  viel  Worte 
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offenbar,  daß  sie  darin  dem  plötzlichen  Bedürfnis  der  russischen  Truppen 
hätten  nachkommen  >xollen. 

Selbst  einmal  zugegeben,  cI.ls  Ock]  habe  nicht  be<^oniicrs  ein- 
geführt vcerden  sollen,  um  dem  plötzlichen  Bedarf  der  russischen  I  ruppcn 
zu  entsprechen,  so  müsse  man  doch  vennuien,  daß  es,  wenn 
es  nach  Niutsch^xang  gekommen  wäre,  jedenfalls  zum  üebiauch 
8er  russischen  liuppen  gedient  haben  würde.  Daher  sei  es 
zutreffend,  daß  das  Urteil  erster  Instanz  auf  Grund  dieser  Tatsachen 
unter  Berücksichtigung  der  damaligen  Umstände  angenommen  habe, 
daB  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  sofort  nach  Ankunft  in 
jNiutschwang  zum  Gebrauch  der  russischen  Truppen  gedient  haben 
würde«  und  die  Berufung  der  Reklamanten  sei  unbegründet. 
2.  Die  Reklamanten  behaupteten  : 

Neben  der  Notwendigkeit  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Geldes  für  die  russischen  Truppen  in  Niuts(  hwang  habe  es 
aber  auch  an  Bedürfnis  für  dasselbe  im  Handelsbetriebe 
Niutschwangs  nicht  gefehlt.  Ks  sei  aber  unbillig,  dies  sonstige 
Bedürfni'^  gar  nicht  zu  berücksichtigen  und,  weil  die  russi- 
schen Truppen  Geld  bedurft  hätten,  zu  entscheiden,  daß 
es  ihnen  geliefert  worden  äre. 

Das  Urteil  erster  Instanz  habe  aber  nicht  lediglich  daraufhin,  daß 
die  russischen  Truppen  das  zur  Verhandlung  stehende  Cield  ncUig  j^e- 
habt  hätten,  >c)  entschieden.  Nach  den  Verhältnissen  Niuis<  h\\ ant^s  zur 
Zeit  der  Fintuhr;  nach  der  'latsache,  daß  eine  Notwendigkeit,  bares 
Geld  zu  senden,  nicht  vorgelegen  habe;  und  nach  \ erschiedeneii  sonstigen 
Tatsachen  sei  es  schwer  anzunehmen,  daß  die  Kei\iamantcn,  wie  sie 
behaupteten,  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld,  weil  sie  es  in  ihrem 
Handelsbetrieb  gebraucht  hätten,  eingeführt  hätten.  Dagegen  hätten 
die  russischen  Truppen  in  ihrem  Geldbedarf  Mangel  gelitten.  Aus 
diesen  Gründen  habe  das  Urteil  erster  Instanz  geschlossen,  daß  das 
Geld  nach  Ankunft  in  Niutschwang  zum  Gebrauch  für  die  russischen 
Truppen  geliefert  worden  wäre.  Es  habe  also  nicht,  ohne  das  damalige 
Bedürfnis  in  Handelskreisen  zu  berücksichtigen,  in  willkürlicher  Weise 
lediglich  daraufhin,  daß  die  russischen  Truppen  Cleld  nötig  gehabt 
hätten,  entschieden,  daß  es  zu  ihrem  Gebrauch  dienen  würde. 

Nach  dem  Ausgeführten  seien  die  Behauptungen  der  Reklamanten 
alle  unliegründet  und  das  Urteil  erster  Instanz  zutreffend.  Daher  sei  die 
Berufung  abzuweisen. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 

Ks  bedarf  keiner  laörterung,  daß  Niutschwang  zu  dem  chinesischen 
HolieiL">gebiet  geiiört  und  kern  russisches  Icnilunum  ist.  Der  Kaiser- 
liche Konsul  in  Niutschwang,  Scgavt  a,  hat  berichtet,  daß 
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Rußland,  stitckm  es  diesen  Platz  besetzt  gehabt,  dort  eine 
Zivilverwaltun^sbchürde  ciuL^erichtei  und  bis  zum  25.  Juli 
1904  die  i  lagge  eines  Zivilvervcaltungsamtes  geführt  iiabc. 
Dies  habe  mit  dem  Morgen  jenes  Tages  plötzlich  aufgehört 
und  es  sei  wieder  die  Konsulatsflagge  geheiAt  worden.  Beim 
Eindringen  unserer  Truppen  sei  die  französische  Plagge  auf- 
gezogen worden.  * 
Es  ist  somit  bekannt,  daß  zur  Zeit,  als  die  in  Streit  befangenen 
Gelder  aufgebracht  wurden,  Niutschwang  tatsächlich  unter  russischer 
Verwaltung  stand.  Der  Feind  hatte  dort  nicht  nur  viele  Truppen  liegen, 
sondern  auch  einen  Hauptetappenort  eingerichtet  Wenn  daher  Güter 
dorthin  befördert  \x  urden,  so  muß  das  ebenso  angesehen  werden,  als  ob 
sie  nach  feindlichem  Gebiet  bestimmt  seien. Da  es  demnach  offenbar 
daß  die  Fatumstände  zu  der  Annahme  berechtigen,  daß  auch  das  ztir 
Verhandlung^  stehende,  von  dem  Reklamanten  für  die  hinfuhr  nach 
Niutschwang  be>timmtc  Silbergeld  zum  Kriegs frchraiirh  des  Feindes 
gedient  haben  vc  ürde,  so  muß  man  sagen,  daß  es  die  Voraussetzungen, 
welche  es  zu  Konterbande  machen,  erfüllt.^) 

In  einem  Berichte  des  obengenannten  Kaiserlichen  Konsuls  heißt 
es,  daß 

die    russische    Regierung    beiiu    Beginn    des  Baus  der 
mandschurischen  Eisenbahn  anfänglich  alle  Zahlungen  in 
Gold  geleistet  habe.  Ein  oder  zwei  Jahre  später  habe  sie 
daneben  Papierrubel  benutzt  und  den  Chinesen  gesagt,  zwi- 
sehen  dem  Metall  und  dem  Papier  sei  Icein  Unterschied.  Dann 
habe  sie,  um  dem  Papier  Kredit  zu  verschaffen,  nach  and 
nach  das  Gold  zurückgezogen  und  das  Papier  vermehrt.  Im 
Jahre  1002  sei  es  dahin  gekommen,  daß  man  in  der 
Mandschurei  russisches  Goldgeld  nur  sehr  selten  in  Umlauf 
gesehen  habe.    Damals  habe  aber  die  russisch-chinesische 
Bank  schon  an  verschiedenen   wichtigen  Plätzen  Nieder- 
lassungen errichtet.    In  diesen  Banken  sei  das  Papier  zum 
Tageskurse  gegen  Silbergcld  cin<^elö>t  worrien  lUid  in  der 
Mandschurei  habe  dabei  ein  Papierrubel  einen  Tauschkurs 
von  I  Dollar  M)  Cents  bis  1  Dollar  40  Cents  Silbergeid  ge- 
habt.  Als  indessen  seit  Herbst  l'H)i  die  (ierüchte  über  einen 
Krieg  zwischen  Japan  und  Rußland  in  Blüte  gestanden  hätten, 
habe  es  unter  den  Chinesen  geheißen,  daß,  wenn  nach  dem 
Ausbruch  des  Krieges  die  Russen  einmal  unterliegen  würden, 
die  russischen  Papiernibel  nicht  mehr  gewechselt  werden 
konnten  und  nur  noch  den  Wert  von  altem  Papier  haben 
würden.  Von  November  oder  Dezember  dieses  Jahres  bis 
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zum  Ausbruch  des  Krieges  im  Februar  1904  habe  der  Um- 
lauf des  Papiergeldes  eine  starke  Abnahme  erfahren  und 
dasselbe  sei  von  1  Dollar  30—40  Cents  häufig  auf  1  Dollar 
10  Cents  gefallen,  und  nur,  dank  den  Bestrebungen  der 

Niederlassungen  der  russisch-chinesischen  Bank  in  den  ver- 
schiedenen Orten,  den  Kredit  des  Papiergeldes  aufrecht  zu 
erhalten,  sei  es  nicht  dazu  gekommen,  daß  sein  Umlauf 
ganz  ins  Stocken  v  raten  sei.   Als  aber  die  Nachrichten  von 
den  Nied;?rlagen  bei  Nanshan  und  l  ehlitze  nach  Kaipint^  und 
Yingkow  kamen,  hätten  die  Chine-^en,  \xT!rhe  PapiLirube! 
gehabt  hätten,  darin  «^evcettiitiit,  diese  zu  verkaufen.  Der 
Rubel  sei  damals  bi.^  auf  7ü  oder  80  Cents  gefallen.   Aber  da 
in  Tientsin  und  Shanghai  Papierrubel  immer  zum  Tageskurs 
gegen  Silbergeld  gcw  ct  liM  lt  w  i  rdcn  könnten,  so  hallen  üeld- 
\xechsler  in  Vingko\x,  uenn  das  russische  Papiergeld  gefallen 
gewesen  sei,  dieses  aufgekauft,  nach  Shanghai  geschickt  und 
mit  ungeheurem  Gewinn  wieder  eingetauscht. 
Nach  diesem  Bericht  zu  urteilen,  erregte  also  der  Rubelschein 
schon  beim  Beginn  des  japanisch-russischen  Krieges  im  Verkehr  unter 
den  Chinesen  ganz  allgemein  Verdacht  und  Mißtrauen,  und  es  zeigte 
sich  die  Tendenz,  daß  er  schließlich  gänzlich  den  Kredit  verlieren  wurde. 
Als  die  Nachricht  von  den  Niederlagen  bei  Nanshan  und  Te blitze 
nach  Yingkow  gekommen  war,  traf  freilich  die  russisch-chinesische  Bank 
sorgfältige  Maßnahmen,  um  das  alte  Verhältnis  wiederherzustellen,  es 
bm  aber  trotzdem  zu  einem  großen  Sturz.    Als  sodann  immer  mehr 
Nachrichten  von  dem  weiteren  Kampf  und  Sieg  der  japanisc  hen  Truppen 
kamen,  war  die  l-age  so,  daß  es  sich  auf  keine  Weist  mehr  vermeiden 
iifß,  daß  der  Rubel  unter  den  Chinesen  ganz  allgcniein  seinen  Kurs 
verlieren  vt  ürde.    Hs  ist  daher  ganz  klar,  daß  die  Situation  so  w  ar, 
daß  die  russischen  Truppen,  zu  der  Zeit,  wo  das  zur  Verhandlung 
stehende  Silbergeld  befördert  wurde,  zur  Requisition  des  Kriegsbedarfs 
and  zur  Bezahlung  der  Kulis  den  Papierrubel  nicht  ohne  weiteres  ver- 
wenden konnten.  Daher  ist  es  offenbar,  daß  chinesisches  Silb^rgeld  zu 
jener  Zeit  fOr  die  russischen  Truppen  unentbehrlich  geworden  war. 

Ferner  besagt  der  Bericht  des  Kaiserlichen  Generalkonsuls  Ijuin 
in  Tientsin  über  die  russischen  Papiemibelscheine: 

Mit  der  Eröffnung  des  Krieges  zwischen  Japan  und  Ruß' 
Und  seien  unter  vielen  Chinesen  Zweifel  über  die  £inlösbar> 
keit  der  Rubelscheine  aufgekommen.  Man  habe  gefürchtet, 
daß  sie  Fälschungen  seien,  und  der  Kredit  sei  beeinträchtigt 
worden.  Auch  unter  den  Russen  und  unter  den  russischen 
Regierungslieferanten  seien  nur  sehr  wenig  Rubelscheine  in 
Verkehr  gewesen,  wenn  nran  auch  nicht  behaupten  könne,  daß 
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sie  absolut  keinen  Umlauf  gehabt  hätten.  Wenn  die  Banken 
in  Tientsin  sie  in  die  Hand  bekommen  hätten,  so  hätten 
sie  sie  nicht  als  Geld  behandelt,  sondern  als  eine  Art  Wert' 
papien 

Danach  hat  der  Rubelschein,  nachdem  die  russischen  Truppen 

bei  Nanshan  und  Tehlitze  geschlagen  worden  waren,  unter  den  Chinesen 
allgemein  keinen  Umlauf  gehabt.  Er  war  nur  gelegentlich  des  Kurs- 
sturzes eine  Art  Handelsobjekt  für  Kaufleute,  die  großen  Gewinn  er- 
zielen wollten.    Daher  hat  der  Rubelschein  auch  die  Requisitionen  der 

ni'^si«:rhcn  Truppen  und  die  1  ohne  der  Kuli«?  nicht  zahlen  können.  Aus 
allem  diesen  i^eht  klar  hervor,  daß  die  russischen  Truppen  chinesisches 
üeld  nötig  hatten. 

Wenn  es  auch  offenbar  ist,  daß  trotz  des  japanisch  -  russischen 
Krieges  die  Hauptprodukte  Niutschvangs  Bohnen,  Bohnenkuchen  und 
Bohnenöl,  wie  auch  die  Reklamanten  behaupten,  verhandelt  worden  sind,, 
so  bestand  daneben  doch  die  Tatsache,  daß  auf  der  anderen  Seite 
Kaufleute  in  Benutzung  der  Clelegenheit,  daß  die  russischen  Truppen 
chinesisches  Umlaufsgeld  nöti[j  hatten,  die  \  crmchrtcn  Rubelscheine  billig 
von  den  riissisrhen  Truppen  kauten  und  datiureh  großen  Gewinn  er- 
zielen koruUen.  Daher  stimmt  die  Hc'haiipturiL,^  der  Reklamanten,  daß 
das  in  Streit  befangene  Silhrri^eld,  weil  jenrr  W'arenhaudel  in  l-5ctrieb 
gcNxcicn  äci,  auf  keinen  Fall  dem  Kriegsgebrauch  des  Feindes  i^edimt 
haben  würde,  nicht  mit  den  latinichen  überein.  Vielmehr  ist  es  natürlich 
anzunehmen,  daß  zu  einer  solchen  Zeit  die  geschäfthch  scharfsinnigen 
chinesischen  Kaufleute,  vor  altem  die  Bankunternehmer,  anstelle  ihrer 
gewöhnlichen  Geschäfte  lieber  Rubelscheine  billig  von  den  Russen  kaufen 
und,  um  einen  außerordentlichen  Profit  zu  erzielen,  die  Gefahr  eines 
solchen  Geldimports  laufen  würden.  Das  zur  Verhandlung  stehende 
Geld  ist  durch  Vermittlung  der  Seetransportfirma  TängMingChien,. 
welche  eine  volle  Ladung  von  Kriegskonterbande  helmlich  nach 
Niutschwang  zu  befördern  beabsichtigt  hatte,  zugleich  mit  dieser 
Konterbande  auf  demselben  Schiff  verladen  und  befördert  worden. 
Dazu  ist  sein  Bestimmungsort  ein  russischer  Etappenort  und,  \xie 
oben  dargetan,  bedurften  die  russischen  Truppen  solchen  Geldes. 
Daraus  muß  geschlossen  \xcrden,  dali  der  Zweck  der  tinfuhr  des  Oeldes 
der  gleiche  gewesen  ist  wie  der  der  hinfuhr  der  übrigen  Konterbande- 
ladung, nämlich  Lieferung  zum  Gebrauch  der  russischen  Truppen. 
Demnach  ist  es  durchaus  zutreffend,  wenn  das  Gericht  erster  Instanz 
die  Einziehung  des  Geldes  ausgesprochen  hat. 

Da  Per<;onen,  welche  Schleieliimport  treiben,  innner  genötigt  sind, 
mit  allen  .Mitteln  den  Verdacht  abzulenken  und  die  Spuren  zu  verheim- 
lichen, so  kann  die  l  atsache,  daß  man  in  Shanghai  beim  Zollamt  öffentlich 
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die  Ausfuhrformalitäten  erfüllt  hat,  nicht  als  ein  Beweis  erachtet  werden, 
velcher  geeignet  sei,  der  obigen  Annahme  entgegenzustehen. 

Wenn  man  die  von  den  Reklamanten  angeföhrten  Beweise  be- 
trachtet, so  können  sie  lediglich  zu  der  Vermutung  fuhren,  daß  In 
jedem  Jahre  Fälle  von  Einfuhr  kleinen  Silbergeldes  nach  Niutschwang 
vorkommen.  Für  die  Behauptung:  aht  r,  daß,  obgleich  eine  Gelegenheit, 
^üßen  Gewinn  zu  erzielen,  vorhanden  war,  diese  Gelegenheit  nicht 
berücksichtigt  worden  sei  und  das  Geld  für  die  alljährlich  wieder- 
kehrenden Handelszwecke  dienen  sollte,  ist  keinerlei  Beweis  erbracht 
worden. 

Die  Reklamanten  behaupten,  daß  es  nicht  zu  bestreiten  sei,  daß 
die  Venxendung  von  Silbergeld  sich  nicht  auf  die  rus.sischc  Xniice  und 
Mjrine  beschränke,  sondern  daß  es  allgemein  im  kaufmännischen  Ver- 
kehr unter  den  (Chinesen  verwendbar  sei.  Was  incks  das  von  den 
Reklamanten  einzuiuiiren  beabsichtigte  Silbcrgcld  angeht,  so  ist  aus 
den  Tatumständen  die  Annahme,  daß  dasselbe  zum  Gebrauch  der  lussi- 
schen  Trui^pcn  gedient  haben  würde,  ganz  offenbar  berechtigt.  Das- 
selbe kann  daher,  gerade  wie  auf  Grund  derselben  Tatumstände  der 
gleichen  Annahme  bei  Lebensmitteln  wie  Reis  und  Weizenmehl  nichts 
im  Wege  steht,  als  Kontert)ande  angesehen  werden. 

Da  femer  der  Grund  dafür,  daß  Lebensmittel,  Geld  usw.,  wenn 
sie  nach  feindlichem  Gebiet  gehen  oder  zum  feindlichen  Kriegsgebrauch 
geliefert  werden  sollen,  als  Konterbande  gelten,  der  ist,  daß  man  da- 
gegen ist,  daß  solche  Güter  im  Fnde  die  Kriegsfähigkeit  des  Feindes 
unterstützen,  so  ist  die  Frage,  ob  ihr  Bestimmungsort  ein  Kriegshafen 
oder  RIockadt'hafen  ist,  für  die  Ocstimmung,  ob  ein  Kfinterhandttransport 
vorliei/t  oder  nicht,  nicht  \on  wesentlicher  Bedeutung.  Wenn  der  Be- 
stimmungsort ein  Kriegshaft  n  oder  ein  Blockadehafen  ist,  so  liefert  das 
nur  einen  Umstand,  welcher  die  Vermutung,  daß  die  dorthin  bestimmten 
Unter  Konterbande  sind,  erleichtert.  Daher  ist  auch  dieser  Punkt  der 
Berufung  nicht  anzuerkennen. 

hs  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  25.  Dezember  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 
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Reklamanten: Die  chinesischen  Staatsangehörigen  Chan  Yü  Po 
und  Shinj^i  Pu  Saw,  in  Firma  Ving  Yu  Hao,  aus  der  Provinz 
Canlon,  f''"ierungsbezirk  Chovn cho\<-,  Haiyang  bzw.  Chaoyang. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Sakurai  Ikkyu,  Regierungs- 
bezirk 1  iiu^u,  Kobe,  Kitanagasadori,  sichome  Nr.  54. 

In  der  Prisensach.',  betreffend  Ladung  des  englischen  Dampfers 
„Hsi-Ping",  wird,  viic  folgt,  entschieden: 

U  r  t  e  i  I  s  f  o  r  ni  e  I : 

Die  unter  der  Ladung  des  Dampfer^  ,,i  l>i-I'ing"  beJincllichcn, 
an  die  1  iiiiia  Ying  Yu  Hao  versandten  5  Kisten  mexikanische  Dollar 
werdeil  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  5  Kisten  mexikanische  Dollar 
sind  alle  kleines  chinesisches  Silbergeld.  Sie  sind  von  der  Transport- 
firma Kai  Ptng  Chiang  in  Shanghai,  China,  auf  dem  englischen 
Dampfer  „Hsi-Ping"  verladen  und  am  11.  Juli  1904  an  die  Firma 
Ving  Yu  Hao  in  Niutschwang,  China,  abgesandt  worden.  Als  am 
14,  d.  M.»  8  Uhr  vormittags,  der  Dampfer  „Hsi-Ping"  ungefähr  6V* 
Seemeilen  nördlich  von  der  Insel  Kaiming  bei  dem  Sh an tung- Vorgebirge 
in  China  von  dem  Kaiserlichen  Kru  i^ssrhiff  „Hongkong  Maru"  auf- 
gebracht \x  urde,  VC  t  il  er  Kriegskonterbande  führe,  \x  urden  auch  die  zur 
Verhandlung  stcliencien  Cielder  mit  Beschlag  belegt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
KoninKHuiantcn  der  ..HooL^kong  Maru",  Inouye  Tshio,  den  Bericht 
des  Marineoberleutnautä  K a  tu  u  r  a  Ya s  u  ni  a  s  a  über  die  Durchsuchung" 
der  „Hsi-Ping",  das  Tagebuch,  die  Vernehiiuingbprutukolie  des  Kapitäns 
R.  Mac  Lariane,  des  1.  Offiziers  E.  B.  Hayes,  der  Kompradores 
Paw  Meng  Ching  und  N.  Wai  Meng,  des  Passagiers  Täng 
Ming  Chien,  durch  die  Konnossemente,  das  Ladungsverzeichnis  und 
die  Frachtbriefe. 

Die  Hauptpunkte  des  Vertreters  der  Reklamation  sind  folgende: 
Der  Reklamant  betreibe  in  Niutschwang  ein  Geschäft,  in  welchem 
er  Bohnen,  Bohnenkuchen  und  Bohnenöl  einkaufe,  welche  er  nach 

Shanghai  und  anderen  Häfen  ausführe.  Er  habe  das  zur  Verhandlung 
stehende  Silbergeld  von  Shanghai  kommen  lassen,  weil  die  Zeit  zum 
Einkauf  setner  Handels\xaren  gekommen  gewesen  sei  und  als  Resultat 
der  Neigung  der  Handelsbeziehungen  zu  einem  einseitigen  Wechsel- 
verkehr Kapital  nötig  gevcesen  sei. 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Oeld  sei  nicht  für  die  russische 
Armee  oder  Marine  bestimmt  gewesen  und  habe  auch  nicht  zu  ihrem 
Qebiauch  geliefert  werden  sollen. 
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Daher  sei  es  keine  Konterbande  und  müsse  freigegeben  Vierden. 
Der  Reklamant  hat  zum  Beweis  der  obigen  Tatsachen  verschiedene 

Dokumente  eingereicht. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 
Die  zur  Verhaiuiiun.L,'  stehenden  Güter  würden  nach  itut-r  Ankunft 
in  \iutschviang  zum  ücbrauch  der  russischen  Truppen  L^cdient  haben, 
Sic  seien  daher  Kriegskonterbande  und  müßten  eingezogen  werden. 
Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Wenn  lAbcnsniittel  oder  Cield  naeli  einein  den  ieindlichen 

Truppen  besetzten  Hafen  wasandt  wurden  sind,  so  kann  ji-  nach  den 
L  mständen  angenommen  vt  erden,  daß  sie  zum  Gebrauch  dieser  Iruppcn 
dienen  werden. 

Niutschwang  vcar  zur  tras^lielun  Zeit  von  den  ru>r.i^clien  Truppen 
besetzt  und  diente  als  ein  Haiiptetappenort.  Außerdem  iialte  das 
ruN>ische  I'apiergeld  durch  die  andauernden  Niederlagen  der  russischen 
Armee  und  Marine  sehr  an  Kredit  verloren,  und  es  ist  bekannt,  daß 
chinesisches  Metaligeld,  insbesondere  kleines  Geld,  wie  das  zur  Ver- 
handlung stehende  Silbergeid,  stark  benötigt  wurde,  um  der  täglichen 
Nachfrage  zu  entsprechen.  Es  mufi  daher  angenommen  werden,  dafi 
das  zur  Verhandlung  stehende  Silbergeld  nach  Ankunft  in  Niutschwang 
zum  Gebrauch  der  genannten  Truppen  geliefert  worden  wäre. 

Es  wird  demnach  für  Kriegskonterbande  angesehen  und  weder 
die  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation  noch  die  von  ihm 
eingereichten  \  erschiedenen  Beweisdokumente  sind  imstande,  diese  An- 
nahme umzustoßen. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden.^) 

V^erkündet  am  17.  Dezember  1904  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im 
fieisein  des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


Reklamanten:  Die  chinesischen  Staatsangehörigen  Chan  Yü  Po 
wid  Shing  Pu  Saw,  in  Firma  Ving  Vu  Hao,  aus  der  Provinz 
Canton,  Regierungsbezh'k,  Chowchow,  Haiyang  bzw.  Chao\  ang. 

ProzeBvertreter t  Die  Rechtsanwälte TakagiToyozo,  Tokio, 
Kojimachikü,  Uchisaiwaicho  sichome  Nr.  3.  und  Sakurai  Ikkyu, 
Regicrungst)ezirk  Hiogo,  Kobe,  Kitanagasadori  sichome  Nr.  54. 

»;  11.  Ziffer  2.  -  -)  V.  §  43. 
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Am  17.  Dezember  1904  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der 
Prisensachc,  betreffend  Ladung  des  Dampfers  „Hsi-Ping",  welcher  am 
14.  Juli  1904  auf  37»  34'  n.  Br.  und  122«  2Q '  ö.  L.  von  dem  Kaiser- 
lichen Kriegsschiff  ,,HonfTkoncT  Maru"  aufgebracht  worden  i'^t,  auf  h'in- 
ziehung  der  unter  der  Ladung  des  Dampfers  Hsi-Ping"  befindlichen, 
an  die  Firma  Y.ing  Y  u  Hao  versandten  5  Kisten  mexikanischer  Dollars 
erkannt. 

ücgL'ii  dieses  Urteil  haben  die  Reklamanten,  die  chinesischen 
Staatsangehörii^en  h  a  n  Yü  Po  und  Chinin  I'u  Saw  in  Firma 
Ying  Yu  Hau  durch  die  Rechtsanwälte  lakagi  Toyozo  und 
Sakurai  Ikkyu  die  Berufung  eingelegt,  welche  im  Beisein  der  Staats- 
anwälte Tsutsuki  Kefroku  und  Dr.  jur.  Ishiwatari  Binichi 
beim  Oberprisengericht  geprüft  worden  ist 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  der  Prozeßvertreier  Takagi 
Toyozo  und  Sakurai  Ikkyu  sind  folgende: 

Es  werde  Aufhebung  des  am  17.  Dezember  1904  von  dem  Priseti- 
gericht  in  Sasebo  abgegebenen  Urteils  auf  Einziehung  der  auf  dem 
englischen  Dampfer  „Hsi-Ping"  verschifften  5  Kisten  mexikanischer 
Dollars  und  Freigabe  derselben  beantragt»  und  zwar  aus  folgenden 
Gründen : 

1.  Die  Reklamanten  betrieben  in  Niutschwang  ein  Ausfuhrgeschäft 
in  Bohnen,  Bohnenkuchen  und  Bohnenöl.  Bei  der  Ausfuhr  dieser 
Güter  nach  Shanghai  nähmen  sie  den  Preis  dafür  in  Shanghai  ein  und 
die  Übersendung  dieses  Geldes  nach  Niutsch\x  ang  werde  entweder  durch 
Ankauf  in  Niutschwang  /ahlbarer  Wechsel  oder  in  horm  baren  Geldes 
bewerkstelligt.  Auch  in  l  allen,  wo  Bohnen,  Bohnenkuchen  und  Bohnen- 
öl nach  anderen  Plätzen  wie  Shanghai  ausgeführt  würden,  werde  der 
Preis  bisweilen  in  Shanghai  bezahlt.  Denn  als  Zentrum  des  chinesischen 
Handclh  sei  Shaiigiiai  auch  der  Mittelpunkt  des  Geldumlaufs.  So  habe 
der  Agent  des  Reklamanten  in  Shanghai  das  zur  Verhandlung  stehende 
Geld  in  der  beschriebenen  Weise  im  Behiebe  des  Geschäfts  vereinnahmt, 
bei  einem  Wechsler  gewechselt  und  an  die  Firma  Ying  Yu  Hao  in 
Niutschwang  geschickt 

Daß  bares  Silbergeld  geschickt  worden  sei,  habe  seinen  Grund 
darin,  daß  gerade  in  Niutschwang  die  Zeit  für  die  Ausfuhr  von  Bohnen, 
Bohnenkuchen  usw.  gekommen  gewesen  seL  Denn  da  die  Exportfirma 
Ying  Yu  Hao  in  der  Regel  Zahlung  für  die  Bohnen  In  kleinem 
Silbergeld  leiste,  sei  es  nötig  gewesen,  bares  Geld  zu  schicken.  Dieses 
sei  einer  der  Gründe,  weshalb  das  zur  YL-rhandlung  stehende  Geld  in  bar 
geschickt  worden  sei.  Wenn  in  Niiit^'  hwang  Silberi^eld  reichlich  und 
der  Kurs  für  in  Niutschwang  zahlbare  Wechsel  in  Shanghai  niedrig 
gewesen  wäre,  i>o  viäre  es  allerdings  nicht  nötig  gewesen,  daß  der  .Agent 
der  Reklamanten  extra  Silbergeld  hätte  schicken  sollen.  In  Niutschwaiig 
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habe  es  aber  an  Silbertijeld  gefehlt,  und  der  Wechselkurs  auf  Niutschw  an<]f 
sei  in  Shanghai  h(x'h  gewesen,  9.0  daß  selbst  nach  Zahlung  der  bracht 
und  Versichenuig  die  Sendung  von  barem  Geld  immer  noch  geschäftlich 
vorteilhaft  und  außerdem  notwendig  gewesen  sei.  Das  sei  der  zweite 
Grund,  ueshalb  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  in  bar  versandt 
uurdtn  sei.  Die  obigen  l  atsachen  gingen  hervor  aus  den  Be\seisstücken 
Nummer  2,  3,  5  bis  7  und"  9  bis  11. 

2.  Daß  der  Agent  der  Reklamanten  das  zur  Verhandlung  stehende 
Silbergeld  an  die  Firma  Ving  Yu  Hao  in  Niutschwang  geschickt 
habe,  sei,  wie  dargetan,  eine  für  eine  Exportfirma  natürliche  Maßnahme, 
die  mit  den  russischen  Truppen  in  keinerlei  Beziehung  stehe.  Wenn 
man  annehme,  daß  es  zulässig  sei,  eine  derartige  reine  Handelstransalction 
für  unerlaubt  zu  erldären  und  die  auf  der  Reise  befindlichen  Güter 
einzuziehen,  so  bedeute  das  eine  Entziehung  des  Rechts,  Ccwerbe  zu 
treiben.  Von  etwas  dergleichen,  wie  insbesondere  auch  davon,  daß 
neutralen  Staatsangehdrigen  das  Recht  auf  ihr  gewöhnliches  Gewerbe 
in  ihrem  eigenen  Lande  entzogen  werden  könne,  habe  man  bislang 
in  der  Praxis  und  Wissenschaft  des  Kriegsvölkerrechts  noch  niemals 
etwas  gehört. 

3.  Der  Dampfer  ,,Hsi-Ping"  habe  seine  Absicht,  nnrh  Niutschwang 
und  anderen  Häfen  zu  gehen,  in  Shanghai  Zeitungen  bekannt  ge- 
macht, und  der  englische  Konsul  habe  die  Abreise  zwecks  Gütertransports 
nach  Niutschvxang  gutgeheißen.  Auch  das  Zollamt  in  Shanghai  habe 
die  öffentlich  nach  Niutschwang  gehende  Ladung  passieren  lassen.  Daher 
habe  der  Agent  der  Reklamanten  ohne  vceitert*  Überlegung  ganz  un- 
befangen dem  Schiffe  das  zur  Verhandlung  stehende  Silbergeld  zur 
Beförderung  übergeben.  Danach  sei  die  Beschlagnahme,  von  der  Ein- 
ziehung nicht  zu  reden,  im  höchsten  Grade  unerwartet  gekommen. 

Wenn  man  das  Geld  wirklich  heimlich  habe  absenden  wollen,  um 
es  zum  Gebrauch  der  russischen  Truppen  dienen  zu  lassen,  so  hätte 
man  ein  so  öffentliches  Transportverfahren  nicht  wählen  sollen.  Daß 
man  doch  ein  solches  Verfahren  eingeschlagen  habe,  liefere  reichlichen 
Grund  für  die  Vermutung,  daß  böser  Glaube  dabei  nicht  vorgelegen 
habe. 

4.  In  dem  Urteil  erster  Instanz  werde  zur  Begründung  folgendes 
eesagt: 

Niutschwang  sei  zur  fraglichen  Zeit  von  den  russisrhen 
Truppen  besetzt  gewesen  und  habe  als  ein  Hauptetappenort 
gedient.  Außerdem  habe  das  russische  Kriegspapicrgcid 
durch  die  andauernden  Niederlagen  der  russischen  .Armee 
und  Marine  sehr  an  Kredit  verloren,  und  es  sei  bekannt, 
daß  chines-isches  .Wetallgelci,  in>besc)ndcrc  kleines  (ield  wie 
das  zur  Verhandlung  stehende  Silbergeld,  benötigt  w  urden  sei, 
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um  der  täglichen  Nachfrage  zu  entsprechen.  Es  müsse  daher 
angenommen  werden,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende 
Siiber2;eld  nach  Ankunft  In  Niutsch>xang  sofort  zum  Ge- 
brauch der  genannten   Truppen  geliefert  worden  wäre. 

Daraufhin  aber,  daß  Xiutschwang  ein  Hniiptetappenort  der  riir>»i- 
schen  Truppen  sei,  annehmen  /u  wollen,  daß  alle  dorthin  eingeführten 
üüter  zum  Gebrauch  der  Truppen  geliefert  würden,  sei  unbillig  streng" 
und  widerlaufe  auch  den  Tatsachen.    Daß,  wenn  auch  \iutsch\x angf 
zur  fragliclien  Zeit  von  den  russischen  Truppen  bcaclzt  gewesen  sei, 
deshalb  der  Handel  Niutschwangs  nicht  in  Stillstand  geraten,  sondern 
tatsächlich  ausgeübt  worden  sei,  könne  man  aus  den  das  Beweisstück 
Nr.  15  bildenden  tclegraphischen  Mitteilungen  der  Niutschwang-Filiale 
der  offenen  Handelsgesellschaft  Mitsui  Bussan  über  die  Handels- 
lage in  Niutschwang  bis  zum  Juli  des  vorigen  Jahres  entnehmen.  Wenn 
später  die  chinesische  ZoUstatistik  für  das  Jahr  1904  erscheinen  werde, 
so  ^  ürden  sich  diese  Tatsachen  bestätigen. 

Selbst  angenommen,  die  russischen  Truppen  hätten  Geld,  wie 
das  zur  Verhandlung  stehende,  nötig  gehabt,  so  sei  es  doch  unsinnige 
ohne  zu  fragen,  wem  es  gehöre,  anzunehmen,  daß  es  unbedingt  an  die 
Truppen  geliefert  worden  wäre.  Auch  sprächen  die  Tatsachen  nicht 
dafür.  Viehtiehr  müsse  grundsätzlich  angenommen  werde, i,  daß,  we»in 
die  Reklamanten,  welche  ein  Exportgeschäft  iiätten,  von  Shanghai,  woher 
sie  ihre  Kapitalien  geliefert  bekämen,  nach  Niutschwang,  dem  Sitz  ihres 
Geschäfts,  Geld,  welches  zum  Betriebe  des  Geschäfts  erforderlich  ^ci, 
befördern  ließen,  dieses  Geld  im  Betriebe  des  (ieschafts  der  Reklamanten 
zur  Verwendung  konnuen  solle.  Wenn  mau  diese  natürliche  Vermutung 
umstürzen  wolle,  so  bedürfe  es  dazu  unter  allen  Umständen  sicherer 
Orfinde  und  Beweise.  Wenn  daher  das  Urteil  erster  Instanz  auf  die 
verzeichneten  vagen  Gründe  eine  Annahme  aufgestellt  habe,  welche  dieser 
natürlichen  Vermutung  widerspreche,  so  sei  das  auch  vom  Standpunkt 
des  Beweisrechts  unzutreffend. 

5.  Silbergeld  sei  sogenannte  bedingungsweise  Konterbande.  Da 
es  demnach  nur  in  den  beiden  Fällen :  (1)  dafi  es  für  die  fehidliche  Armee 
oder  Marine  bestimmt  sei;  (2)  daB  es  nach  feindlichem  Gebiet  bestimmt 
sei,  und  angenommen  werden  müsse,  daß  es  zum  Gebrauch  der  feind- 
lichen Armee  oder  Marine  dienen  würde,  Kriegskonterbande  sei,')  so 
sei  es  nötig,  für  die  Behauptung,  daß  es  Konterbande  sei,  Beweise  bei- 
zubringen, welche  dartnten,  daß  es  für  die  feindliche  Armee  oder  .Marine 
bestimmt  gi  wesen  sei  oder  daß  es  zu  ihrem  Gebrauch  habe  geliefert 
werden  sollen. 

Wenn  man  also  bei  der  Annahnie,  daß  Konterbande  nach  dein 
hall  ,,(2)"  vorliege,  einfach  so  folgere,  daß  die  Güter,  weil  sie  nach 

»)  11.  Ziffer  2, 
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einem  von  den  tciiuilichen  Truppen  besetzten  Ort  gesandt  würden, 
auch  zum  Kriegsgebrauch  des  I  ciiides  [geliefert  werden  würden,  so 
schließe  man  aus  dem  Vorhandensein  der  ersten  der  beiden  lU-dinguni^en, 
«eiche  dieser  Fall  erfordere,  ohne  weiteres  auf  das  Vorliandensein  auch 
Her  zweiten  Fk'dinjruno^.  Das  sei  im  Krfolg  dasselbe,  als  wenn  die 
/Vvcite  Bedin^aint;  übertlüssigerweise  geschrieben  worden  ^ei,  und  laufe 
darauf  hinaus,  daß  die  bedingte  Kriegskonterbandc  des  I  alles  „(2)" 
keinen  Unterschied  von  der  absoluten  Konterbande  aufweise,  so  daß 
der  Sinn,  welcher  der  Unterscheidung  dieser  beiden  zugrunde  liege, 
völlig  zunichte  gemacht  werde. 

Man  werde  aber  vielleicht  behaupten,  die  Grundlage,  auf  welche 
hin  das  Gericht  erster  Instanz  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld 
ak  Konterbande  angesehen  habe,  beschränke  sich  nicht  nur  darauf, 
daß  das  Geld  nach  einem  vom  Feinde  besetzten  Platz  bestimmt  sei, 
sondern  es  sei  auch  die  weitere  Begründung  beigefügt,  daß  die  feindliche 
Armee  oder  Marine  es  benutzen  werde.  Demgegenüber  sei  aber  fol- 
gendes zu  bemerken :  Jedermann  könne  in  allen  Umständen  Geld  L  t - 
brauchen,  und  die  Verwendbarkeit  desselben  beschränke  sich  nicht  auf 
die  russische  Armee  oder  Mnrinc.  Wenn  demnach  dafür,  dnß  nur  die 
russische  Armee  f»der  .Marine  das  zur  Verharulliing  stehende  (ield  ge- 
brauchen werde,  keine  besonderen  Gründe  \orlagen,  so  L,a'be  die  oben- 
genannte vieitere  Begründung  des  Urteils  der  ersten  liistaii/  auf  die 
Krage,  inviiefern  die  Annahme  berechtigt  sei,  daß  das  zur  Verhandlang 
siehende  Geld  bei  den  rus.sischen  Truppen  zur  Verwendung  kommen 
m-erde,  die  Antwort,  man  müsse  annehmen,  daß  es  bei  den  russischen 
Truppen  zur  Verwendung  gekommen  sein  würde,  weil  diese  es  zu 
verwenden  genötigt  gewesen  seien.  Das  sei  Beantwortung  einer  Frage 
mit  derselben  Frage. 

Obwohl  den  Reklamanten  die  Beweistast  nicht  obKege,  hätten  sie 
ihre  Behauptungen,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  weder  für 
die  russischen  Truppen  bestimmt,  noch  zu  ihrem  Gebrauch  zu  liefern 
g^iresen,  daß  es  vielmehr  zur  Deckung  des  Bedarfs  in  dem  Geschäft 
der  Reklamanten  versandt  worden  sei,  mit  verschiedenen  beweiskräftigen 
Tatsachen  und  Gründen  belegt.  Der  Staatsanwatt  habe,  ohne  dagegen 
einen  einagen  Gegenbeweis  vorzubringen,  diese  Erklärung  der  Rekla- 
manten verworfen,  und  die  Entscheidung  des  Gerichts  erster  Instanz, 
welches  der  Ansidit  des  Staatsanwalt  beipflichte,  sei  daher  auch  vom 
Standpunkt  der  Bevceisführung  rechtswidrig. 

fi.  hs  sei  freilich  nicht  zn  leugnen,  daß  Niutschwang  nicht  nur 
zur  7x  '\{  der  Aufbringung,  sondern  schon  seit  der  Zeit  vor  dem  japanisch- 
ru>^i-(hrn  Kriet;  unter  russischer  Gewalt  gestanden  habe.  Aber  man 
mu?>c  dieses  besetzte  Gebiet  nicht  einem  gewöhnlichen  OkkupatiuHi- 
gebiet  gleichstellen.  Denn  Niutschwang  sei  ein  dem  Handel  der  Mächte 
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offenstehender  Hafen  und  kein  Kriegs-  oder  Biockadehafen.  Iis  könne 
nicht  mit  nur  >x-;ihrend  des  Krief^^es  besetzten  Gebieten  vc'ie  /um  Beispiel 
der  Song  To-Bucht,  der  laiibtnbucht  und  der  Sho  Ping-Insel  bei 
Port  Arthur  nuf  eine  Stute  gestellt  w  erden.  Wenn  relative  Konterbande- 
güter, das  lieißl  Cjüter,  vc'ie  sie  im  §  14  der  Seeprisenordnun^j ')  auf- 
gestellt M-icn,  nach  der  Song  To-I^ucht  usw.  bestimmt  vtären,  so  werde 
jedermann  dem  zustimmen,  ucnn  man  annehme,  daß  sie  direkt  ^ür 
die  russischen  h  uppen  bestimmt  seien  und  daher  als  Kriegskonterbande 
eingezogen  werden  müßten.  Wenn  man  aber  einen  solchen  Fall  und 
den  Fall,  die  Güter  nach  Niutschwang  bestimmt  seien,  gleichstelle, 
so  entspreche  das  nicht  dem  wahren  Sinne  der  japanischen  Seeprisen- 
ordnung und  des  Völkerrechts  fiber  die  Behandlung  neutralen  Gutes. 
Besonders  seien  auch  die  zur  Verhandlung  stehenden  Silbermünzen 
kurantes  Geld,  wie  es  unter  den  Chinesen  und  den  in-  und  aus- 
ländischen Kaufleuten  Kurs  habe.  Von  anderen  Konteiliandegutem, 
wie  Lebensmitteln  und  dergleichen  sei  es  weit  verschieden,  und  es  lägen 
Gründe  vor,  wonach  man  nicht  auf  Gebrauch  seitens  der  Truppen 
schließen  müsse.  Beispielsweise  sei  zwischen  Lebensmitteln,  welche  zum 
Gebrauch  für  die  Russen,  und  solchen,  welche  zum  Gebrauch  für  die 
Chinesen  dienen  sollten,  ein  großer  Unterschied,  so  daß  man,  \i;enn 
Lebensmittel,  welche  für  Russen  geeignet  seien,  in  großer  Menge  nach 
Niutschwang  bestimmt  würden,  diese  wohl  als  Konterbande  ansehen 
könne  Geld  sei  aber  nicht  nur  bei  Truppen  verwendbar,  und  da  auch 
die  Menge  des  hier  versandten  Geldes  im  Handel  mit  den  großen  Mengen 
Bohnen,  Bohnenkuchen  und  Bohnenöl  keinen  Überschuß  lassen  ürde, 
so  könne  man  es  nicht  mit  Lebensmitteln  vergleichen  und  als  Truppen- 
bedarf ansehen. 

7.  Niutschwang  sei  ein  Handelshafen.  Daher  müsse  man  einen 
Fall  von  bedingter  Kriegskonterbande  wie  Geld  besonders  sorgfältig  über- 
legen. Daher  werde  besonders  die  rechtliche  Auffassung  der  Stellung 
Niutschwangs  der  Beachtung  empfohlen,  welche  mit  der  diplomatischen 
Frage  über  den  Handel  mit  Bohnen,  Bohnenkuchen  und  Bohnenöl 
eng  verknüpft  seL  Dieselbe  sei  folgende:  Die  Verhandlungen  be- 
treffend die  Frage,  ob  die  Ausfuhr  von  Bohnen,  Bohnen kuchen  usw. 
aus  Niutschwang  verboten  werden  solle,  hätten  zu  dem  Resultat  ge- 
führt, daß  die  Ausfuhr  gestattet  sein  solle,  wenn  es  garantiert  werde, 
daß  die  Güter  nicht  heim  Militär  zur  Verwendung  kommen  würden. 
Dieses  sei  der  Kaiserlichen  Regierung  mittels  BtTuhts  des  in  China 
akkreditierten  Gesandten  vom  18.  April  ld04  mitgeteilt  vcorden,  und 
Japan  habe  diese  Tatsache,  daß  die  Bohnen,  Bohnenkuchen  usw.  nach 
japanischen  Häfen  aufgeführt  werden  würden,  mit  hrcuden  begrüßt. 

Wenn  daher  auch  Niutschuang  von  den  russischen  Truppen  be- 
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setzt  gewesen  sei,  so  sei  es  doch  ein  diplomatisches  Faktum,  daß  der 
Handel  mit  Bohnen,  Bohnenkuchen  us>x'.  von  Japan,  Rußland,  China 
un(i  anderen  neutralen  Staaten  gutgeheißen  sei.  Darin  liege  ein  wich- 
tiger Grund,  weshalb  die  vorliegende  Sache  nicht  allein  daraufhin,  daß 
Rußland  Niutschwang  besetzt  hak-,  entschieden  werden  könne.  Denn 
wenn  die  Mächte  so  den  Handel  mit  Bohnen,  Bohnenkurhen  us^'. 
übereinstimmend  gestattet  halten,  so  falle  auch  das  Resultat  dieses 
handels,  nämlich,  daß  die  Kaufleute  den  Preis  für  die  verkauften  Waren  . 
in  Empfang  nähmen,  in  den  Bereich  dieses  übereinstimmend  gestatteten 
Handels.  Demnach  könne  das  Silbergeld,  welches  als  Preis  für  die 
Bohnen,  Bohnenkuchen  usw.  eingenommen  sei,  vorausgesetsct,  daß  es 
nicht  an  die  russischen  Truppen  gehe,  nicht  eingezogen  werden. 

Daß  aber  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  der  Kaufpreis  für 
Mhere  Bohnen,  Bohnenkuchen  usw.;  sowie  Kapital  ffir  den  auch  in 
Zukunft  erlaubten  Finkauf  derselben;  und  daß  es  kleines  Geld  sei, 
wie  es  ffir  solche  Einkäufe  nötig  sei;  kurz,  daß  es  in  jeder  Beziehung 
im  Rahmen  harmlosen  Handeisverfahrens  stehe,  alles  dies  gehe  aus  den 
eingereichten  Be^'eisen  klar  hervor. 

Da  die  Absicht  des  Völk  -rrechts  und  der  Seeprisenordnung  dahin 
gehe,  die  Rechte  neutraler  Staatsangehöriger  zu  achten,  so  werde  um 
äußerste  Unparteilichkeit  bei  Beurteilung  der  zum  Beweise  ungefälschter 
Tatsachen  eingereichten  Beweisdokumente  gebeten. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  der  Staatsanv;  alte  beim  Prisen- 
gericht zu  Sasebü,  Mizukami  Chojiro  und  Yamamüto  latsu- 
rokuro,  sind  folgende: 

Zur  Einziehung  von  Gütern  auf  Grund  der  Annahme,  daß  sie  zum 
Gebrauch  der  feindlichen  Armee  oder  Marine  geliefert  w^den  würden 
und  daher  Konterbande  seien,  sei  es  nicht  unbedingt  erforderlich,  dar« 
zulegen,  daß  diese  Annahme  sich  auf  Beweise  gründe.  Im  Falle,  daß 
nach  der  Art  der  Güter,  den  Verhältnissen  des  Einfuhrorts  und  anderen 
Umständen  angenommen  werden  könne,  daß  die  Güter  zum  Gebrauch 
der  feindlichen  Armee  oder  JVlarine  geliefert  werden  würden,  habe  das 
Prisengericht  nach  freier  Oberzeugung  zu  befinden. 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  sei  in  China  geprägt  und 

habe  in  Niutschwang  so\x  ie  auch  in  den  verschiedenen  Gegenden  der 
Mandschurei  Kurs.  Ks  sei  alles  eine  und  dieselbe  Art  kleines  Silber« 
geld,  wie  es  zum  Lohn  für  Tagelöhner  sowie  zum  Einkauf  der  zum 
Haus-  und  persönlichen  Gebrauch  dienenden  Oet^enstände  am  geeig- 
netsten, zur  Zahlung  bei  großt-n  geschäftlichen  Iransaktionen  jedoch 
am  allerungeeignetsten  sei.  hs  sei  bequem  für  kleine,  aber  äußerst 
unbequem  für  große  Zahlungen.  Zur  Zeit,  als  das  Geld  in  Niutschwang 
habe  eingeführt  werden  sollen,  >ei,  wie  das  Urteil  ersti-r  Instanz  sage, 
Niutschwang  von  den  russischen   Iruppen  besetzt  ge\xesen,  und  die 
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in  Port  Arthur  und  den  verschiedenen  Teilen  der  Mandschurei  heißenden 

russischen  Armee-  und  .Mat  iiictruppen  seien  von  diesem  Platz  als  Bezugs- 
ort für  ihren  Kriegsbedarf  abhänijii^  gewesen,  und  die  meisten  Lebens- 
mittel und  sonstigen  Gegenstände,  die  der  Feind  nötig  gehabt  habc^ 
seien  von  dort  (geliefert  \xorden.    Da  aber  infolge  der  andauernden 
Niederlagen  der  riis^i^cht-n  Armee  und  Marine  da'^  Krief^spnpiergeld, 
w  eicht'S  in  Nuilschwang  und  auch  in  verschieden ii  I  eilen  der  Min- 
dschurei  Kurs  gehabt  habe,  sehr  im  Kredit  gesunken        so  «cicii  bei 
der  Zatdung  der  Preise  für  re(|uii itrte  Gegenstände  und  der  Löhne  für 
Menschen-  und  I'lerdearbeit,  d.  Ii.  also  bei  den  kleinen  Zahlungen, 
plötzlich  Schwierigkeiten  entstanden.    Daher  seien  Klagen  über  das 
Bedürfnis  nach  kleinem  Hartgeld,  besonders  Geld  wie  dem  zur  Ver- 
handlung stehenden,  laut  gew  orden,  und  man  sei  auch  bezüglich  dieses 
auf  Niutschwang  angewiesen  gewesen. 

Die  Reklamanten  hätten  daraufhin  unter  Erleidung  von  allerhand 
Schwierigkeiten  und  unter  groBem  Risiko  die  Kommission  und  Ver- 
sicherung gezahlt  und  viele  Tausend  Yen  weit^  von  Shanghai  nach 
Niutschwang,  einfuhren  wollen.  Die  Frage,  wie  das  Bedürfnis  hierfür, 
entstanden  sei,  beantworteten  sie  damit, 

es  sei  die  Folge  einseitigen  Wechsel  Verkehrs;  ferner  diene 
das  Geld  als  Kapital  zum  Einkauf  der  von  Niutscb  r  -igf 
nach  Shanghai  ausgeführten  Bohnen,  Bohnenkuchen  und  des 
Bohnenöls;  auch  sei  der  Wertunterschied  zwischen  Silber 
und  Pnpicr  so  n-mß  geworden,  daß  der  Kurs  für  Sither  L^fejjeri 
Papier  bis  /u  20  und  '^0  f betragen  habe  und  es  einträglich 
gewesen  sei,  bares  Silbcrgeld  von  Shanghai  kommen  zu 
lassen. 

Niutschwang  sei  aber  seit  langer  Zeit  von  den  Hussen  okkupiert  gew  esen, 
und  die  von  dort  zur  Ausfuhr  gekmi^endeii  Holmen,  Bohnenkuchen 
usw.  seien  von  ihnen  tnl\\  cder  als  Nahrung^-  oder  Brennmittel  requiriert 
worden.  Auch  sei,  um  den  Gegner  in  Verlegenheit  zu  bringen,  die  Aus- 
fuhr derselben  streng  verboten  worden,  so  daß  eine  Ausfuhr  der  Häupt- 
exportartikel:  Bohnen,  Bohnen kuchen  usw.  fast  gar  nicht  stattgefunden 
habe. 

Dagegen  seien  die  Kriegsbedürfnisse  der  russischen  Truppen  in 
der  Gegend  von  Niutschwang  immer  größer  geworden,  und  neben  der 
gewöhnlichen  Einfuhr  sei  die  Einfuhr  von  Lebensmitteln  und  sonstigen 
Bedarfsgegenständen  sehr  gewachsen,  so  daß  hin-  und  Ausfuhr  völlig 

aus  dem  Oleichgewicht  L^ekonimen  und  demzufolge  natürlich  in 
Niutschwang  zahlbare  Wechsel  in  Shanghai  zahlreich,  und  in  Shanghai 
zahlbare  Wechsel  (^^criri!:^  «^ew  orden  seien.  So  seien  in  Niutschwang  zahl- 
bare Wecfiscl  in  Shani^hai  lei(  hl  und  billig  käuflich  gewesen.  Wenn 
daher  die  Reklamanten  in  ihrem  Geschäftsbetrieb  in  Shanghai  ver- 
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dnnahtnte  Gelder  nach  Niutschwang  zu  schicken  gehabt  hätten,  so 
hätten  sie.  anstatt  das  Risiko  und  die  Kommission  und  die  sonstigen 
Kosten  bei  Übersendung  von  barem  Geld  zu  tragen,  lieber  mit  dem 
Oelde  in  Niutschwang  zahlbare  Wechsel  kaufen  sollen,  bei  deren  Über- 
«ndung  sie  zugleich  Bequemlichkeit  und  Vorteil  gehabt  haben  w  ürden. 
Daß  ein  in  Oeschätten  Scharfsinn iq;cr  chinesischer  Kaufmann,  besonders 
Hankfirmeninhaber,  wie  die  Reklamanten  es  seien,  ein  bequemes  und 
vorteilhnfte<  Verfahren  außer  acht  lassen  und  ein  unbequemes  und 
unVortciiiiaiits  Verfahren  wählen  und  vorsätzlich  Schaden  und  Risiko 
aufsuchen  solle,  sei  kaum  i^daublich. 

Zudem  sei,  wie  oben  dargetan,  die  Ausfuhr  der  llauptcxporl- 
artikel  Bohnen,  Bohnenkuchen  usw.  fast  gänzlich  ins  Stocken  geraten, 
so  daß  ein  Bedürfnis,  Kapital  zum  Einkauf  bereit  zu  halten,  nicht  vor- 
gelegen habe. 

Daß  ferner  zwischen  Silber  und  Papier  in  der  Gegend  von  Niu- 
tschwang  eine  so  aufierordentlich  grofie  Wertdifferenz  bestanden  habe, 
so  daß  eine  Obersendung  von  barem  Oelde  von  Vorteil  gewesen  wäre, 
sei  nur  eine  mundliche  Behauptung  der  Reklamanten,  welcher  man 
mangels  anderer  Grundlagen  schwer  Glauben  schenken  könne. 

So  könne  man,  wie  dargetan,  welchen  Punkt  der  Reklamanten  man 
auch  erw  ägen  möge,  aus  keinem  derselben  ein  Bedürfnis  für  die  Sendung 
des  baren  Geldes  entnehmen. 

Dagegen  hätten  die  russischen  Truppen  zur  Deckung  ihres  Kriegs- 
bedarfs chinesisches  Geld  und  insbesondere  kleine  Münze,  wie  die  zur 
Verhandlung  stehende,  dringend  nötig  gehabt.  Wenn  daher  die  Rekla- 
manten, ohne  Bedürfnis  für  ihr  Geschäft,  mit  vieler  Mühe  viele  Tausend 
Yen  kleines  (ield  gesammelt,  vorsätzlich  die  (iefahr  des  Transports 
getragen,  Kommission,  Versicherungsprämie  und  Fracht  bezahlt  hätten, 
um  dieses  Geld  nach  Niutschwang  zu  schaffen,  so  ^ei  es  ohne  viel  Worte 
offenbar,  daß  sie  darin  dem  plötzlichen  Bedürfnis  der  russischen  Truppen 
hatten  nachkommen  wollen. 

Selbst  einmal  zugegeben,  das  Geld  habe  nicht  besonders  ein- 
geführt werden  sollen,  um  dem  Bedarf  der  russischen  Truppen  zu 
entsprechen,  so  müsse  man  doch  vermuten,  daß  es,  wenn  es  nach 
Nlutschwang  gekommen  wäre,  jedenfalls  zum  Gebrauch  der  russischen 
Truppen  gedient  haben  würde.  Daher  sei  es  zutreffend,  daß  das  Urteil 
erster  Instanz  auf  Grund  dieser  Tatsachen  unter  Berücksichtigung  der 
damaligen  Umstände  angenommen  habe,  daß  das  zur  Verhandlung 
stehende  Geld  sofort  nach  Ankunft  in  Niutschwang  zum  Gebrauch  der 
russischen  Truppen  gedient  haben  würde.  Daher  sei  die  Berufung 
der  Reklamanten  unbegründet. 

Die  Reklamanten  behaupteten: 

Neben  der  Notwendigkeit  des  zur  Verhandlung  stehenden 
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Oeldes  für  die  russischen  Truppen  in  Niutschwang  habe 
es  aber  auch  an  Bedürfnis  für  dasselbe  im  Handelsbetriebe 
Niiitschwangs  nicht  gefehlt.  Es  sei  aber  unbillig,  dies  sonstige 
Bedürfnis  gar  nicht  zu  berücksichtigen  und,  weil  die  russi* 
sehen  Truppen  Geld  bedurften,  zu  entscheiden,  daß  es  ihnen 
geliefert  worden  sein  vcürde. 
Das  Urteil  erster  Instanz  habe  aber  nicht  lediglich  daraufhin,  daS- 
die  russischen  Truppen  das  y.m  V'erhandlLiiis^r  stehende  Geld  nötig  ge- 
habt hätten,  so  entschieden.  Nach  den  Verhältnissen  Niutschvc-:inj;p  zur 
Zeit  der  Ij'nfiihr;  nach  der  Tat'^arhe.  daß  eine  Notwendigkeit,  bares^ 
Cield  zu  senden,  nicht  vnro;eleL^en  habe,  utid  nach  verschiedenen  anderen 
Tatsachen  sei  es  schwer  an/unchnieii,  daß  die  Reklamanten,  wie  sie 
behaupteten,  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld,  weil  sie  es  in  ihrem 
Handelsbetrieb  benötigt  hatten,  eingeführi  hätten.    Dagegen  hätten  die 
russischen  Truppen  in  ihrem  Geldbedarf  Mangel  gelitten.    Aus  diesen 
Gründen  habe  das  Urteil  erster  Instanz  geschlossen,  daß  das  Geld 
nach  Ankunft  in  Niutschwang  zum  Gebrauch  für  die  russischen  Truppen 
geliefert  worden  wäre.   Es  habe  also  nicht,  ohne  das  damalige  Be« 
dörfnis  in  Handelskreisen  zu  berücksichtigen,  in  willkürlicher  Weise 
lediglich  daraufhin,  daß  die  russischen  Truppen  Geld  nötig  gehabt 
hätten,  entschieden,  daß  es  zu  ihrem  Gebrauch  dienen  würde. 

Nach  dem  Ausgeführten  seien  die  Behauptungen  der  Reklamanten 
alle  unbegründet  und  das  Urteil  erster  Instanz  zutreffend.  Daher  sei 
die  Berufung  abzuweisen. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
h's  bedarf  keiner  Erörterung,  daß  Niutschwang  zu  dem  chinesi- 
schen Holieitsgewässer  gehört  und  kein  russisches  Territorium  ist.  Der 
Kaiserliche  Konsul  in  Niutschwang,  Segawa,  hat  aber  berichtet,  daß. 

Ruliland,  seitdem  es  diesen  Platz  beset/t  gehabt,  dort  eine 
/i\  il\ erw  altungstH'h(')rde  eingerichtet  und  bis  z.um  25.  Juli 
iyU4  die  1  iagge  eines  /.i\  il\ erw  aUungsanits  geführt  habe. 
Dies  habe  mit  dem  Morgen  jenes  l  ages  plötzlich  aufgehört, 
und  es  sei  wieder  die  Konsulatsflagge  geheißt  worden.  Beim 
Eindringen  unserer  Truppen  sei  die  französische  Flagge  ge- 
heißt worden. 

Es  ist  somit  bekannt,  daß  zur  Zeit,  als  die  in  Streit  befangenen. 
Gelder  aufgebracht  wurden,  Niutschwang  tatsächlich  unter  russischer 
Verwaltung  stand,  daß  der  Feind  dort  nicht  nur  viele  Truppen 
liegen,  sondern  auch  einen  Hauptetappenort  eingerichtet  hatte.  Wenn 
daher  Güter  dorthin  befördert  vtcrdcn,  so  muß  das  ebenso  angesehen 
werden,  als  ob  sie  nach  feindlichem  Gebiet  bestimmt  seien.  5)  Da  es 
demnach*  offenbar  ist,  daß  die  Tatumstände  zu  der  Annahme  be- 
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rechtigen,  daß  auch  das  zur  Verhandlung^  stehende,  von  den  Rekla- 
manten für  die  Einfuhr  nach  N'iutschvcang  bestimmte  Silbergeld  zum 
Kriegsgebrauch  des  Feindes  gedient  haben  würde,  so  muß  inan  sagen, 
daß  es  die  Voraussetzungen,  welche  es  zur  Konterbande  machen,  er- 
füllt «) 

In  einem  Bericht  des  oben  genannten  Kaiserlichen  Konsuls  heiflt 
es,  daß 

die  russische  RcLiierung  beim  Beginn  des  Baues  der  man- 
dsthurischt  n  hisenbahn  anfänglich  alle  Zahlungen  in  Gold 
i^eleistet  habe.  Ein  oder  zwei  Jahre  später  habe  sie  daneben 
I'apierrubcl  benutzt  und  den  Chinesen  gesagt,  zvt  ischen  dem 
Metall  und  dem  Papier  sei  kein  Unterschied.  Dann  liabe  sie, 
um  dem  Papier  Kredit  zu  verschaffen,  nach  und  nach  das 
Qold  zurOckgezugeii  und  das  Papier  vermehrt.   Im  Jahre 

1902  sei  es  dahin  gekommen,  daß  man  in  der  Mandschurei 
russisches  Goldgeld  nur  sehr  selten  in  Umlauf  gesehen  habe. 
Damals  habe  aber  die  russisch-chinesische  Bank  schon  an  ver- 
schiedenen wichtigen  Platzen  Niederlassungen  errichtet.  In 
diesen  Banken  sei  das  Papier  zum  Tageskurse  gegen  Silbcr- 
geld  eingelöst  w  orden  und  in  der  Mandschurei  habe  dabei 
der  Papierrubel  einen  Tauschkurs  von  1  Dollar  30  Cents  bis 
1  Dollar  40  Cents  Silbergeld  gehabt.  Als  indessen  seit  Herbst 

1903  die  Gerüchte  über  einen  Krieg  zwischen  Japan  und 
Rußland  in  Blüte  gestanden  hatten,  habe  es  unter  den  Chi- 
nesen geheißen,  daß,  wenn  nach  dem  Ausbruch  des  Krieges 
die  Russen  einmal  unterliei^en  würden,  die  russischen  Papier- 
rubel nicht  mehr  gevcechselt  werden  kcinnten  und  nur  noch 
den  Wert  von  altem  Papier  haben  würden.  Von  No\einber 
oder  Dezember  dieses  Jahres  bis  zum  Ausbruch  des  Krieges 
im  Februar  1904  habe  der  Umlauf  des  Papiergeldes  eine 
starke  Abnahme  erfahren,  und  dasselbe  sei  von  1  Dollar 
30  bis  40  Onts  häufig  auf  1  Dollar  10  Cents  gefallen,  und 
nur,  dank  den  Bestrebungen  der  Niederlassungen  der  russisch- 
chinesischen Bank  in  den  verschiedenen  Orten  den  Kredit 
des  Papiergeldes  aufrecht  zu  erhalten,  sei  es  nicht  dazu  ge- 
kommen, daß  sein  Umlauf  ganz  ins  Stocken  geraten  sei. 
Ab  aber  die  Nachrichten  von  den  Niederlagen  bei  Nanshan 
und  Tehlitze  nach  Kaiping  und  Yingkow  kamen,  hätten  die 
Chinesen,  welche  Papierrubel  gehabt  hätten,  darin  ge>x'ett- 
eilert,  diese  7u  verkauten.  Der  Rubel  sei  damals  bis  auf 
70  oder  80  Cents  gefallen.  Aber  da  in  Tientsin  imd  Shani,diai 
Papierrubel  immer  zum  Tageskurs  gegen  Silbertaels  ge- 

VÜ.  Zittts  2. 
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\\c*chsclt  w  erden  könnten,  so  hätten  Geldvt  echsler  in  Yingkovc", 
wenn  das  russische  Papierireld  gefallen  gewesen  sei,  dieses 
aufgekauft,  nach  Shanghai  geschickt  und  mit  ungeheurem 
Gew  inn  w  ieder  eingetauscht 

Nach  diesem  Bericht  zu  urteilen,  erregte  der  Papierrubel  also  schon 
bei  Beginn  des  japanisch-russischen  Krieges  unter  den  Chinesen  ganz 
allgemein  Verdacht  und  Mißtrauen,  und  es  zeigte  sich  die  Tendenz, 
daß  er  «schließlich  cf:in7lich  den  Kredit  verlieren  xxürde.  Als  die  Nat^h- 
richt  von  den  Niederlagen  bei  Nanshan  und  lehütze  nnrh  ViiiL^kow 
gekommen  war,  traf  freilich  die  russi^^ch-i iiinc^ische  Bank  «^urgtalli^c 
Maßnahmen,  um  das  alte  Verhältnis  w  icderherzustellen ;  es  kam  ober 
tiolzdeni  zu  einem  großen  Sturz.    Als  sodann  imnicr  mehr  Xachriclucn 
von  dem  weiteren  Kampf  und  Sieg  der  japanischen  Truppen  kamen, 
war  die  Lage  so,  daß  es  sich  auf  keine  Weise  mehr  vermeiden  ließ, 
daß  der  Rubel  unter  den  Chinesen  ganz  allgemein  seinen  Kurs  ver- 
Heren  würde.  Es  ist  daher  ganz  klar,  dafi  die  Situation  so  war,  daß  die 
russischen  Truppen  zu  der  Zeit,  wo  das  zur  Verhandlung  stehende 
Silbergeld  befördert  wurde»  zur  Requisition  des  Kriegsbedarfs  und  Be- 
zahlung der  Kulis  den  Papierrubel  nicht  ohne  weiteres  verwenden 
konnten.    Daher  ist  es  offenbar»  daß  chinesisches  Silbergeld  zu  jener 
Zeit  für  die  russischen  Truppen  unentbehrlich  geworden  war. 

Femer  besagt  der  Bericht  des  Kaiserlichen  Generalkonsuls  1  j  u  i  n 
in  Tientsin  Ober  die  russischen  Papierrubelscheine: 

Mit  der  Eröffnung  des  Krieges  zwischen  Japan  und  Ruß- 
land seien  unter  vielen  Chinesen  Zweifel  über  die  EinlÖs- 
barkett  der  Rubelscheine  aufgekommen.  Man  habe  ge- 
fürchtet, daß  sie  Fälschungen  seien,  und  der  Kredit  sei  be- 
einträchtigt worden.  Auch  unter  den  Russen  und  den 
russischen  Regierungslieferanten  seien  nur  wenig  Rubel- 
scheine im  Verkehr  gewesen,  wenn  man  auch  nicht  be- 
haupten könne,  daß  sie  absolut  keinen  Umlauf  gehabt  hätten. 
Wenn  die  Ranken  in  Tientsin  sie  in  die  Hand  bekommen 
hätten,  so  hätten  sie  sie  nicht  als  Geld  behandelt,  sondern 
als  eine  Art  Wertpapier. 

Danach  hat  der  Rubelschein,  nachdem  die  Russen  bei  Nanshan 
und  Tehlitze  geschlagen  worden  waren,  tmter  den  Chinesen  allgemein 
keinen  Umlauf  gehabt.  Er  war  nur  gelegentlich  des  Kurssturzes  eine  Art 

Handelsobjekt  für  Knnfleute,  die  großen  Gewinn  erzielen  wollten.  Da- 
her hat  der  Rubelschein  auch  die  Requisitionen  der  russischen  Iruppen 
uiu]  die  Löhne  der  Kulis  nicht  zahlen  können.  Aus  allem  diesen 
gehl  klar  hervor,  daß  die  russischen  iruppen  chinesisches  Geld  nötig 
hatten. 
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Wenn  es  auch  offenbar  ist,  daß  trotz  des  japanisch-russischen 
Krieges  die  Hauptprodukte  Niutschwangs  Bohnen,  Bohnenkuchen  und 
Bohnenöl,  wie  auch  die  Reklamanten  behaupten,  verhandelt  worden 
sind,  so  bestand  daneben  doch  die  Tatsache,  daß  auf  der  anderen  Seite 
Kaufleute  in  Benutzung  der  Gelegenheit,  daß  die  russischen  Truppen 
chinesisches  Umlaufsgeld  nötig  hatten,  die  vermehrten  Rubelscheine 
billig  von  den  russischen  Truppen  kaufen  und  dadurch  großen  Qe^xinn 
erzielen  konnten.  Daher  stimmt  die  Behauptung  der  Reklamanten,  daß 
das  in  Streit  befangene  Silbergeld,  weil  jeder  Warenhandel  in  Betrieb 
gcuesen  sei,  auf  keinen  Fall  dem  Kncgsß^ebraiich  des  Feindes  "gedient 
haben  würde,  nicht  mit  den  Tatsachen  überein.  Vielmehr  ist  es 
natürlich  anzunehmen,  daß  zu  einer  solchen  Zeit  die  t^eschäftlich 
Scharfsinn ii^en  chinesischen  Kaufleute,  \or  allem  die  Bankunurnehmer, 
anstelle  ihrer  ^evtöhnlichen  (jcschäftc  lieber  Rubelscheine  i)illig  von 
den  Russen  kaufen  und,  um  einen  außerordentlichen  Profit  zu  erzielen, 
die  Gefahr  eines  solchen  Geldimports  laufen  würden.  Das  zur  Ver- 
handlung stehende  Oeld  ist  durch  Vermittlung  der  Seetransportfirma 
Tang  Ming  Chien,  welche  eine  volle  Ladung  Kriegskonterbande 
heimlich  nach  Niutschwang  zu  befördern  beabsichtigt  hatte,  und 
zugleich  mit  dieser  Konterbande  auf  demselben  Schiff  verladen 
und  befördert  worden.  Dazu  ist  sein  Bestimmungsort  ein  russischer 
Etappenort  und,  wie  oben  dargetan,  bedurften  die  russischen  Truppen 
solchen  Geldes.  Daraus  muß  geschlossen  werden,  daß  der  Zweck  der 
tinfuhr  des  Geldes  der  gleiche  gewesen  ist  wie  der  der  Einfuhr  der 
übrigen  Konterbandeladung,  nämlich  Lieferung  zum  Gebrauch  der  russi- 
schen Truppen.  Demnach  ist  es  durchaus  zutreffend,  wenn  das  Ge- 
richt erster  Instanz  die  Finziehung-  des  Geldes  ausgesprochen  hat. 

Da  Personen,  welche  Schleichimport  treiben,  immer  genötiqt  sind, 
mit  allen  Mitteln  den  Verdacht  abzulenken  und  die  Spuren  /u  ver- 
heimlichen, so  kann  die  Tatsache,  daß  man  in  Shanghai  beim  Zollamt 
öffentlich  die  Ausfuhrformalitäten  erfüllt  hat,  nicht  als  Beweis  erachtet 
Verden,  der  geeignet  sei,  der  obigen  Tatsache  entgegenzustehen. 

Wenn  man  die  von  den  Reklamanten  angeführten  Beweise  be- 
trachtet, so  können  »e  lediglich  zu  der  Vermutung  führen,  da8  in 
jedem  Jahre  Fälle  von  Einfuhr  kleinen  Silbergeldes  vorkommen.  Für 
die  Behauptung  aber,  dafi,  obgleich  eine  Gelegenheit  großen  Gewinn 
zu  erzielen,  vorhanden  war,  diese  Gelegenheit  nicht  berücksichtigt  worden 
sei  und  das  Geld  für  die  alljährlich  wiederkehrenden  Handelszwecke 
dienen  sollte,  ist  keinerlei  Beweis  erbracht  worden. 

Die  Rektamanten  behaupten,  daß  es  nicht  zu  bestreiten  &ei,  daB 
die  Verwendung  von  Silbergeld  sich  nicht  auf  die  russische  Armee  und 
Marine  beschränke,  sondern  daß  es  allgemein  im  Verkehr  unter  den 
Chinesen  verwendbar  sei.  Was  indes  das  von  den  Reklamanten  ein- 
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zuführen  beabsichtigte  Silbergeld  angeht,  so  ist  aus  den  Tatumständen 
die  Annahme,  daß  dasselbe  zum  Gebrauch  der  russischen  Truppen 
gedient  haben  würde,  offenbar  gerechtfertigt.  Dasselbe  kann  daher, 
gerade  wie  auf  Grund  derselben  Tatumstande  der  gleichen  Annahme 
bei  Lebensmitteln  wie  Reis  und  Weizenmehl  nichts  im  Wege  steht^ 
als  Konterbande  angesehen  werden. 

Da  femer  der  Grund  dafür,  daß  Lebensmittel,  Geld  usw.,  wenn 
sie  nach  feindlichem  Gebiet  gehen  oder  zum  feindlichen  Kriegsgebrauch 
geliefert  werden  sollen,  als  Konterbande  eilten,  der  ist,  daß  man  da- 
gegen ist,  daß  soIcIk'  Güter  im  Ende  die  Kriegsfähigkeit  des  Feindes 
unterstützen,  so  ist  die  Frage,  ob  ihr  Bestimmungsort  ein  Kriegshafen 
oder  Blockadehafen  i^t,  für  die  Fntsrheidung  ob  ein  Konterbande- 
transport vorIie.L,'t  oder  nicht,  nicht  von  wesentlicher  Bedeutun.L^.  Wenn 
der  Bestimmungsort  ein  Kriegshaten  oder  Blockadehnfen  h\,  so  liefert 
das  nur  einen  Umstand,  welcher  die  Vermiitunq:.  daß  die  dorthin  be- 
stimmten Güter  Konterbande  sind,  erleichtert.  Daher  ist  auch  dieser 
Punkt  der  Berufung  nicht  an/uerkennen. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  25.  Dezember  1905  im  Oberprisengerichi 

(Unterschriften.) 


In  Sachen  der  Bochlas^nahme  des  chinesischen  Dampfers  ,,Pei- 
Ping"  und  seiner  Ladiini^  \>iird  nach  Einsicht  des  Schriftsatzes  der 
Staatsanwälte  Mizukami  Chojiro,  Yamamoto  Tatsurokuro 
und  Hayashi  Eijuro,  wie  folgt,  entschieden. 

Urteilsformel: 

Der  Dampfer  „Pei-Ping"  und  die  in  dem  beigefügten  Verzeichnis 
aufgeführten  Stücke  seiner  Ladung  werden  freigegeben. 

Tatbestand  und  Gründe: 
Der  zur  \'erhandiung  stehende  Dampfer  steht  im  Eigentum  der 
englischen  Kaiping  iMinengesellschaft  in  Tientsin,  führt  die  chinesische 
Handelsflagge,  hat  seinen  Heimatshafen  in  Shanghai  und  dient  zum 
Personen-  und  Gütertransport.  Er  ist  beladen  mit  den  in  dem  bei- 
gefügten Verzeichnis  aufgeführten  Gütern  und  außerdem  mit  Eisen, 
Silbergeld,  Nahrungsmitteln  und  Getränken.   Am  15.  Juli  1904  ist  er 
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von  Shanghai  abgefahren  und  auf  der  Reise  nach  dem  von  den  Russen 
besetzten  Niutschwang  am  17.  desselben  Monats  10  Uhr  vormittags  auf 
37«  35'  n,  B.  und  122»  23'  ö.  L.  unter  dem  Verdacht,  Kriegskonter- 
bande zu  fQhren,  von  dem  Kaiserlich  Japanischen  Kriegsschiff  ,,Hongkong 
Maru"  beschlagnahmt  worden. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  schriftliche  Aussage 
des  Vertreters  des  Kommandanten  der  „Hongkong  Maru",  Kapitän- 
leutnants  IwamuraTetsujiro,die  Vernehmungsprotokolle  des  Kapi- 
llns  A.  Mactaggart,  des  Kompradors  Cheoni^  Sou  Wing,  des 
I.Offiziers  H.  C.  Atkinson,  den  Kaufvertrag,  das  Schiff^zertifikat, 
die  Konno'^'icmente  und  das  Ladiinj^sverzeichnis  des  s^cnannten  Dampfers. 

Die  Hauptpunkte  der  AnNicht  cii-s  Staatsanwalts  sind  folj^H-nde: 

Der  zur  Verhandlung  stehende*  Danipler  sei  auf  oftt-iKr  See  be- 
schlagnahmt >x-ordpn  und,  da  ein  i,Mol5;T  Teil  der  i.adun.ü:,  wir  l.i^en, 
Nahrungsiniltel  und  Cictränke  \eiin(')L;e  ihrer  I^e>tiinrnung  nach  dem 
von  den  Feinden  besetzten  Niuts^chwang  Kriegbkuiitcrbande  sei,  so  sei 
die  Beschlagnahme  zu  Recht  ausgeführt  worden.  Aber  das  Schiff  und 
die  in  dem  beigefügten  Verzeichnis  aufgeführten  Güter  seien  freizugeben. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Es  steht  fest,  daß  das  Kaiserliche  Kriegsschiff  „Hongkong  Maru" 
die  Beschlagnahme  auf  dem  Punkte  37o  35'  n.  Br.  und' 122«  23'  Ö.L., 
also  auf  offener  See  etwa  10  Seemeilen  nordöstlich  von  Weihaiwei 
in  China  ausgeführt  hat. 

n.!  ein  großer  Teil  der  Ladung  aus  Kisen,  Silbcrgeld,  Reis,  Weizen- 
mehl und  alkoholischen  Getränken  bestand,  weiche  nach  dem  von  dem 
Feinde  besetzten  Niutschwang  bestimmt  waren,  so  ist  die  Beschlag- 
nahme des  7ur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  und  seiner  1  adung 
rechtmäßig  erfolgt,')  da  anzunehmen  war,  daß  die  genannten  üüter 
tur  den  (iebrauch  der  feindli'  hen  Armee  oder  Marine  geliefert  würden 
und  somit  Kriegskonterbande  seien.*) 

Da  aber  nicht  nur  das  Schiff  ein  neutrales  ist,  sondern  auch  die 
Reeder  nicht  die  Verlader  der  Konterbantie  sind,-')  auch  be/i'i^lich  der 
Verladung  der  Konterbande  die  An\xendung  betrügerischer  Mittel  nicht 
ZU  ersehen  ist,*)  so  ist  es  nöti.i,.  das  Schiff  freizugeben.  . 

Was  ferner  die  in  dem  beigefügten  Verzeichnis  aufgeführten  Stücke 
der  Ladung  angeht,  so  sind  sie  weder  Kriegskonterbande,  noch  gehören 
sie  dem  Eigentümer  der  Kriegskonterbandegüter.  ^)  Daher  sind  auch 
sie  freizugeben. 

Im  Prisengericht  zu  Sasebo  am  11.  August  1904. 


')  V.  g  37. 1.  -  »)  II, 

(23*) 


(Unterschriften.) 
L      •)  V.  §  43.  -  *)  V.  §  44.  -  •)  V.  §  43.1. 
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Verzeichnis  der  Gfiter  des  Dampfers  «Pei-Ping*. 


Nr. 

Art  der  GQter 

Zahl 

Ablader 

Verschif- 
iungsort 

hinpiangcr 

Bestim  - 
mungsort 

1 

Verschiedenes 

17 

Dunuiug 
&  Co. 

Shanghai 

E.  Gildirist 

Niutschvan^ 

2 

Kaientier  .   .  . 

1 

W.  H.  Boycl 

Bush  Brüs. 

ft 

G>. 

4 

Säclte  .... 

35 

H.Robertson 

1» 

Order 

n 

.5 

II  .... 

lö 

>* 

1» 

» 

•> 

6 

t»  .... 

40 

»1 

l< 

*  t 

7 

»»  .... 

io 

II 

H 

?> 

»1 

8 

D*  .... 

30 

1) 

n 

t* 

106 

Whisicy .... 

1 

Stiau  Chi 

ft 

Inhaber 

Chiwantao 

Yeon 

107 

Holläiul.  Gin  .  . 

1 

>l 

•« 

108 

Hutzucker  .    .  . 

1 

»• 

y » 

>* 

109 

Kleidungsstücke, 

2 

Schiller 

KaipingMin- 

Tientsin 

Hüte,  Bücher  , 

&  Co. 

ing  Co.  Ltd. 

llü 

Kriegsuiaterial, 

3 

)« 

ft 

1» 

Baumwollen- 

zeug»  i-lüte 

Reklamant:  Canton  Insurance  Office  Ltd.,  vertreten  durch  J ar- 
dine, Matheson  &  Co. 

Prozeß  Vertreter:  Die  Rechtsanwälte  Suzuki  Jubi,  Tokio^ 
Kyobashiku,  Kagacho  Nr.  ä  und  Hataiceyama  Shigeaki,  Naga- 
saki, Hiradomachi  Nr.  18. 

In  der  Prisensache  bttreifotid  Ladung  des  chinesischen  Dampters 
„Pei-Ping"  wird,  wie  folgt,  entschieden; 

Urteilsformel: 
Die  unter  der  Ladung  df>  Dampfers  ,,Pci-Pin,L("  befindlichen,  von 
der  Firma  Getz  Bros  versandten  45  Kolli  Lebensmittel  werden  ein- 
gezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  45  Kolli  Lebensmittel,  bestehend 
aus  konserviertem  Obst,  Schokolade,  Makkaroni  und  anderem,  sind  von 
der  Firma  Getz  Bros  in  Shanghai,  China,  auf  dem  chinesischen 
Dampfer  „Pei-Ping"  verladen  und  am  15.  Juli  1904  nach  Niutschvang 
abgesandt  worden.  Als  am  17.  d.  M.  das  Kaiserliche  Kriegsschiff  „Hong- 
kong Maru"  den  Dampfer  „Pei-Ping"  wegen  Konterbandetransports  etwa 
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18  Seemeilen  nordöstlich  von  Weihaivt  ei  in  Ciiiiia  aufbrachte,  wurden 
auch  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  mit  Beschlag  belegt. 

Diese  Tatsachen ^verden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Vertreters  des  Kommandanten  der  „Hongkong  Maru",  Leutnants  zur 
SeelwamuroTetsujiro,  die  Vernehmungsprotokolle  des  Kapitäns 
A.  Mactaggart,  des  Kompradors  Cheong  Sow  Wing,  des 
I.  Offiziers  H.  C,  Atkinson,  die  Konnossemente  und  das  Ladungs- 
verzeichnis  des  genannten  Dampfers. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  der  Vertreter  der  Reklamation 
sind  folgende: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  seien  von  dem  Eigentümer 
zum  Verkauf  in  seinem  Geschäft  an  seine  Haupfniederbs^^ting'  in 
Niiit^chwanjjf  versandt  worden  und  hätten  daher  nicht  an  die  feindliche 
Armee  oder  Marine  geliefert  werden  sollen.  Der  higentüiner  schicke 
schon  seit  langen  Jahrzehnten  derartige  Güter  nach  Niutschwang,  um 
mit  ihnen  ein  Geschäft  zu  betreiben. 

Bezüglich  der  zur  Verhancilunjj^  stehenden  Güter  habe  der  Rekla- 
mant zunächst  bei  dem  chinesii^chen  Zollamt  angefragt  und  die  Güter 
«st  verschifft,  als  er  die  Antwort  erhalten  habe,  daß  sie  nur,  wenn  sie 
an  die  kriegführenden  Staaten  geliefert  werden  solHen^  Konterbande 
seien.  Daraus  könne  man  entnehmen,  daß  die  Absicht,  sie  an  den 
Feind  zum  Kriegsgebrauch  zu  liefern,  nicht  bestanden  habe.  Über- 
dies würden  derartige  Guter  in  Friedenszeiten  immer  von  Shanghai  und 
anderen  Plätzen  viel  nach  Niutschwang  eingeführt.  Da  die  zur  Ver- 
handlung stehenden  Güter  auch  der  Zahl  nach  als  gering  bezeichnet 
werden  müßten,  so  sei  es  eine  übertrieben  harte  Annahme,  daß  sie 
besonders  für  den  Kriegsgebrauch  hätten  geliefert  werden  sollen. 

Der  Reklamant  habe  bezüglich  der  zur  Verhandlung  stehenden 
(iüter  einen  Seeversicherungsvertrag  abgeschlossm.  Da  ihm  demnach 
rechtliches  Interesse  zustehe,  so  beantrage  er  hreigabe  der  C iüter. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  foltjende: 

Da  die  zur  Verhandlung^  siehenden  (iüter  nach  Ankunft  in 
Niutschwang  zum  Gebrauch  der  russischen  Truppen  gedient  haben 
«ürden,  seien  sie  Konterbande  und  denif^^emäß  einzuziehen. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 
Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  sind  vorzuLjsw  eise  v  on 
der  Art,  wie  sie  von  Luropäern  ur>d  Amerikanern  verwandt  werden.  Die 
Zahl  der  in  Niutschwang  ansässigen  gewöhnlichen  Europäer  und 
Amerikano'  war  aber  zu  der  fraglichen  Zeit  sehr  gering.  Dagegen  lagen 
dort  zahlreiche  russische  Truppen,  und  es  ist  auch  bekannt,  daß 
Niutschwang  zu  jener  Zeit  von  den  russischen  Truppen  besetzt  war 
und  ab  Hauptetappenort  diente.  Es  ist  daher  unzweifelhaft,  daß  die 
zur  Verhandlung  stehenden  Guter,  wenn  sie  dort  angekommen  wären, 
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sogleich  an  die  russischen  Truppen  geliefert  worden  wären.  Sie  sind 
daher  Kriegskonterbande.  ^)  Die  Ausführungen  der  Vertreter  der  Relda- 
mation  und  die  von  ihnen  eingereichten  Beweisstücke  sind  alle  nicht 
geeigneti  diese  Annahme  umzustofien. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformei  entschieden. 

Verkündet  am  17.  Dezember  1904  int  Prisengericht  zu  Sasebo 
im  Beisein  des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Canton  Insurance  Office  Ltd.,  vertagten  durch  J  a  r  - 
dine,  JMatheson  &  Co.,  Shanghai,  China,  Bund  Nr.  27. 

ProzeBvertreter:  Die  Rechtsanwälte  Suzuki  Jubi,  Tokio, 
Kyobashiku  Kagacho  Nr.  8  und  Hatakeyama  Shigeaki,  Naga- 
saki, Hiradomachi  Nr.  18. 

Am  17.  DczeinbtT  1004  hat  das  Priscn^cricbt  zu  Sasebo  in  der 
Prisensache  betreffend  Ladung  des  Dampfers  „Peipin.t^',  welcher  :irn 
17.  Juli  1004  auf  37"  V^'  n  Hr.  und  122"  23'  ö.  L.  von  dem  Kaiser- 
lichen Kriegsschiff  ,, Hongkong  Maru"  aufgebracht  worden  ist,  ein  Ur- 
teil gefällt,  in  welchem  auf  Einziehung  der  unter  der  ladiing  des 
Dampfers  „Pei-Ping"  befindlichen,  von  der  1  irnia  (ietz  Brothers 
abgesandten  45  Kolli  Lebensmittel  erkannt  uordea  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  haben  die  Vertreter  des  Canton  Insurance 
Office,  Jardine,  Matheson  &  Co.,  durch  die  Rechtsanwälte  Su- 
zuki Jubi  und  Hatakeyama  Shigeaki  als  Prozeßvertreter  die 
Berufung  eingelegt,  welche  im  Beisein  des  Staatsanwalts  £>r.  jur.  Ishi- 
watari  Binichi  beim  Oberprisengericht  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptberufungspunkte  der  Vertreter  der  Reklamation,  Suzuki 
Jubi  und  Hatakeyama  Shigeaki  und  deren  Gründe  sind 
folgende : 

Die  Reklamanten  hätten  für  die  in  dem  Urteil  erster  Instanz  für 
eingezogen  erklärten  Güter  Seeversicherungsverträge  abgeschlossen. 
Wenn  diese  Güter  eingezogen  würden,  so  liege  ihnen  du-  [Deckung 
des  Schadens  ob,  so  daß  sie  an  der  Angelegenheit  stark  interessiert 
seien. 

Die  zur  Verhandhing  stehenden  Lebensmittel  seien  Güter,  welche 
unter  Ziffer  2  der  Instruktion  des  Marineministeriums  Nr.  I  vom  Jahre 

1)  11  Ziffer  2. 
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1904»)  fielen.  Sie  seien  daher  nur  Konterbande,  (1)  wenn  sie  an  die 
feindliche  Armee  oder  Marine  bestimmt  wären  oder  (2)  wenn  an- 
l^enommen  werden  müsse,  daB  sie  zum  Gebrauch  der  feindlichen  Armee 
oder  Marine  dienen  würden.  Die  genannten  Güter  seien  indes  von 
einzelnen  Kaufleuten  einem  Transpor^schäft  zur  Beförderung  über- 
leben und  offenbar  nicht  für  die  feindliche  Armee  oder  Marine  be- 
stimmt. Das  sei  auch  aus  der  Entscheidung  betreffend  den  Dampfer 
„Pci-Ping",  auf  dem  die  Güter  verladen  seien,  zu  entnehmen.  >X^as 
des  weiteren  die  Frage  angehe,  ob  sie  für  den  Gebrauch  der  feind- 
lichen Armee  oder  Marine  hatten  g;eliefert  vc'crden  sollen,  so  beförderten 
die  I.adungseigcntümer  f^exx  öhnlich  solche  Güter  als  Handelswaren  nach 
Niutschwan^  und  betneben  dies  (jeschält  schon  seit  lange. 

Die  Reklamanten  hätten,  um  sicher  zu  sein,  daß  sie  die  negativen 
Pflichten  neutraler  Staatsangehöriger  nicht  verletzten,  sich  ausdrück- 
lich bei  der  chinesischen  Zollbehörde  erkundigt  und,  >Äic  sich  aus  dem 
Beweisstück  A  1  ergebe,  die  Antwort  erhalten,  daß  Reis,  Weizenmehl, 
Zucker,  Petroleum  und  Silbergeld  keine  Konterbande  seien,  wenn  sie 
nicht  zum  Gebrauch  der  kriegführenden  Mächte  geliefert  werden  sollten. 
Erst  danach  seien  die  Güter  versandt  worden.  Wenn  die  Eigentümer 
den  Zweck  verfolgt  hätten,  sie  zum  Gebrauch  einer  der  kriegführenden 
AUchte  zu  liefern,  so  liege  kein  Grund  vor,  weshalb  sie  diese  Vorsicht 
^efibt  haben  sollten.  Vielmehr  müsse  man  daraus  schliefien,  daß  sie 
nicht  zum  Gebrauch  des  Feindes  hätten  geliefert  werden  sollen. 

Daß  derartige  Güter  auch  in  Friedenszeiten  von  Shanghai  oder 
anderen  Plätzen  in  Niutschwang  eingeführt  würden,  gehe  aus  dem 
Beweisstück  A6  hervor. 

Da  ferner  die  Kicrentümer  der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter 
in  Niutschwang  ihre  Hauptgeschäfte  hätten,  so  hätten  sie  die  Güter 
lediglich  als  Handelsobjekte  versandt.  Wenn  Kaufleute  Güter  als 
Handelsobjekte  kommen  ließen,  welche  sie  in  gleicher  Weise  schon 
mehrere  Jahrzehnte  lang  hätten  kommen  lassen,  die  Zahl  der  Güter 
auch  gering  sei,  so  könne  man  darin  keinen  ausreichenden  Grund  für 
tlie  Annahme  erblicken,  daß  sie  zum  Gebrauch  des  heindes  geliefert 
werden  sollten. 

Es  werde  daher  Aufhebung  des  Urteils  erster  Instanz  und  Frei- 
gabe der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  beantragt. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  der  Staatsanwälte  beim  Prisen- 
fericht  zu  Sasebo  JVTizukami  Chojiro  und  Yamamoto  Tat- 
surokuro  sind  folgende: 

Wenn  auch  der  Handel  mit  Kriegskonterbande  eine  Handlung 
sa,  welche  die  Freiheiten  des  öffentlichen  neutralen  Handels  geniefie, 
so  würden  doch,  um  der  Gefahr  der  Wegnahme  zu  entgehen,  ver- 
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schiedene  Mittel  ausgedacht  und,  wenn  man  Konterbande  transportiere, 
so  gebe  man  sich  allgemein  den  Anschein,  als  ob  kein  Konterbande' 
transport  vorliege.   So  sei  es  naturlich,   dafi  man  Oflter  nicht  mit 
Konnossementen,  welche  offen  an  die  Truppen  adressiert  seien,  ver- 
sende, oder  dafi  man  bei  einer  Versicherung  klar  ausspreche,  daß  es> 
sich  um  I.ebensmittel,  welche  an  die  Truppen  zu  schicken  seien,  handele. 
Daher  sei  es  selbstverständUch,  daß  Beweisschriftstücke  dafür,  daß  die 
zur  Verhandlung  stehenden  Lebensmittel  an  die  russischen  Truppen, 
in  Niutschwang  bestimmt  seien,  nicht  vorhanden  seien.   Wenn  man 
aber  die  Verhältnisse  des  Be^tirnniungfsorts  Niutschwang",  die  Art  und" 
Menge  cier  (iüter  erv; äge ;  wenn  man  ferner  überlegne,  daß  Niutschwang 
von  russischen  Iruppen  besetzt  i^eveesen  und  ein  Hauptetappenort  ge- 
wesen sei;  daß  die  Lebensmittel  ihrer  Art  nach  ausschließlich  für  den 
Bedarf  von   Furopäern   und   Amerikanern  geeit^net   und   keine  für 
Chinesen  gevt  öhnlichen  Lebensmittel  seien ;  daß  zur  fraglichen  Zeit  außer 
den  russischen  Trupjjen  in  Niutschwang  gewöhnliche  Europäer  und 
Amerikaner  nur  in  sehr  geringer  Zahl  vorhanden  gewesen  seien,  so  \c^rde 
es  klar,  daß  die  Göter  nkht  den  Bedarf  dieser  ^gewöhnlichen  Personen, 
zu  decken  bestimmt  gewesen  seien. 

Auch  daraus,  dafi  der  Reklamant  unter  BerQcksichtigung  der  da- 
maligen  verschiedenen  Umstände  die  Kriegsversicherung  übernommen 
habe,  sei  es  nicht  schwer  zu  schliefien,  dafi  die  genannten  Lebensmittel 
den  russischen  Truppen  hätten  überiiefert  werden  sollen. 

Wenn  dem  so  sei,  erkenne  das  Völkerrecht  es  als  PfHcht  des. 
von  dem  Unglück  der  Beschlagnahme  Betroffenen  an,  sich  diesem  zu 

fügen. 

Kurz,  da  hinreichend  Tatsachen  vorlägen,  welche  zu  der  Annahme 
nötigten,  dafi  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  nach  Ankunft 
in  Niutschwang  sogleich  an  die  russischen  Truppen  überliefert  worden 
wären,  so  könnten  sie  der  Einziehung  nicht  entgehen. 

Da  nach  diesem  die  Ausführungen  des  Reklamanten  nicht  stich«' 
haltig  seien,  so  sei  das  Urteil  erster  Instanz  zutreffend,  und  die  Berufung^ 
müsse  abgewiesen  werden. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
Es  ist  nach  der  Aussage  des  Reklamanten  und  nach  den  Akten 
nicht  zu  bezweifeln,  dafi  die  zur  Verhandlung  stehenden  45  KoiK  vor- 
zugsweise Lebensmittel  enthalten,  die  dem  Bedarf  von  Europäern  und 
Amerikanern  entsprechen.  Daher  ist  für  die  Untersuchung  der  Frage,, 
ob  die  Zeitverhältnisse  bei  der  Beschlagnahme  des  Dampfers  „Pei-Ping" 
derart  gewesen  sind,  die  Güter  als  Konterbande  erscheinen  zu  lassen 
und  ihre  Einziehung  nötig  zu  machen,  der  Bericht  des  Kaiserlichen 
Konsuls  Segawa  in  Niutschwang  von  Interesse,  in  welchem  es  heifit: 
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Seitdem  Rußland  Niutschxxang  bcsct/i  lialit-,  habe  es  dort 
eine  Zivilverwaltungsbehörde  eingerichtet  und  bis  zum 
25.  Juli  1904  die  Flagge  eines  Zivilvervaltungsamts  geführt. 
Dies  habe  mit  dem  Morgen  jenes  Tages  plötzlich  aufgehört, 
und  es  sei  wieder  die  Konstilatsflagge  geheifit  worden.  Beim 
Eindringen  unserer  Truppen  in  Yingkow  sei  die  französische 
Flagge  aufgezogen  worden. 

Es  ist  somit  Isekannt,  dalt  zur  Zeit,  ate  die  in  Streit  befangenen 
Güter  aufgebracht  wurden,  Niutschwang  tatsachlich  unter  russischer 
Verwaltung  stand.  Der  Feind  hatte  dort  nicht  nur  viele  Truppen  liegen, 
sondern  auch  einen  Hauptetappenort  eingerichtet.  Wenn  daher  Güter 

dorthin  befördert  \xurden,  so  muß  das  ebenso  angesehen  werden,  als 
ob  bic  nach  feindlichem  Gebiet  bestimmt  seien.*)  Es  ist  daher  klar, 
daß  die  Güter,  wenn  sie  die  Voraussetzungen  von  Kriegskonterbande 
erfüllen,  weggenommen  werden  müssen. 

Ihrer  Art  nach  sind  die  genannten  Güter,  wie  schon  gesagt,  Lebens- 
mitte! und  Getränke,  wie  sie  der  Bedarf  von  Europäern  und  Amerikanern 
erfordert.  Zur  fraghehen  Zeit  \<aren  aber  in  Niutschwang  fricdhche 
Europner  und  Amerikaner  nur  in  geringer  Zahl  ansässig,  und  da  der 
Platz  ein  russi.scher  htappenort  war.  so  muß  angenommen  werden, 
d.iß  die  fraglichen  Güter,  wenn  sie  dort  eingetroffen  wären,  sofort 
zum  (jebrauch  der  feindlichen  Truppen  e^eliefert  vxorden  sein  würden. 
Das  gcgeuNX artige  Völkerrecht  erkennt  aber  an,  daß  I.ebensniiilel  und 
Getränke,  welche  nach  feindlichem  Gebiet  gehen  und  zum  feindlichen 
Kriegsgebrauch  geliefert  werden  sollen,  bedingte  Konterbande  sind.  Es 
muB  daher  als  zutreffend  anerkannt  werden,  wenn  das  Urteil  erster 
Instanz  bezüglich  dieser  Güter  die  Einziehung  erldärt  hat  Bei  der 
Beförderung  von  Kriegslconterliande  ist  es  nicht  angebracht,  offen  zu 
sagen,  daß  es  sich  um  Kontert>ande  handelt,  vielmehr  sucht  man  das 
Unternehmen  so  zu  bemänteln,  daß  es  äußerlich  den  Anschein  eines 
einwandfreien  Transports  hat.  Wenn  daher  bei  der  Abreise  eine  aus- 
drückliche Anfrage  beim  Zollamt  gemacht  worden  ist,  so  ist  das  durch- 
aus nicht  geeignet,  die  obige  Annahme  umzustürzen. 

Die  Einfuhr  von  Kriegskonterbande  bezweckt  die  Erlangung  hohen 
Gewinns  unter  großem  Risiko.  Es  fehlt  nicht  an  Beispielen,  wo  recht- 
schaffene Geschäftsleute  aus  Gewinnlust  solche  Importe  betrieben  haben. 
Selbst  wenn  man  daher,  wie  der  Reklamant  es  ausführt,  annimmt, 
daß  die  Eigentümer  der  in  Streit  befanj^^enen  Güter  rechtschaffene  Kauf- 
leute sind,  so  steht  das  der  obigen  Annahme  nicht  entgegen. 

Danach  ist  das  Urteil  erster  Instanz  durchaus  zutreffend,  und 
es  liegt  kein  Grund  für  seine  Aufhebung  vor. 

•)  V.  §5. 

361 


Digrtized  by  Google 


Abschnitt  VI**«  PrisangericbtoenUcbeidungoii:  nPe^Plng*'> 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  25.  Dezember  1905  im  Oberprisengericht 

(Unterschriften.) 


Reklamanten:  Die  chinesischen  Staatsangehörigen  Chan  Yü  Po 
und  Ching  Pu  Saw,  in  Firma  Yu  Shing-  Yuen,  aus  der  Provinz 
Canton,  Regierungsbezirk  Chowchovi,  Ilaiyang  bzw.  Chaoyan^r. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Sakurai  Ikkyu,  Regierungs- 
bezirk Hiogo,  Kobe,  Kitanagasadori  shichome-  Nr.  54. 

In  der  Prisensache  betreffend  Ladung  des  chinesbchen  Dampfers 
„Pei-Ping"  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

ürteilsformel: 

Die  unter  der  Ladung  des  Dampfers  „Pei>Ping"  befindlichen,  von 
der  IHrma  Kai  Ping  Chiang  an  die  Firma  Yu  Shing  Yuen  ver- 
sandten zwei  Kisten  mexikanischer  Dollars  werden  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  zvx'ei  Kisten  mexikanischer  Dollars 
bestehen  aus  kleinem  chinesischen  Siltiergeld.  Sie  sind  von  dem  Fracht- 
ilfeschätt  Kai  Pincf  Chiang^  auf  dem  chinesischen  Dampfer  „Pei- 
Ping"  verschifft  und  am  15.  JuH  1904  an  Yu  Shin^  Yuen  ab- 
gesandt worden.  Als  am  17.  d.  M.  das  Kaiserlic-he  Kriegsschiff  Hong- 
kong Maru"  den  Dampfer  ,,1'ei-Ping"  >x'egen  Konterbandetransports  etwa 
10  Seemeilen  nordöstlich  von  Weihaivt  ai  in  China  aufbrachte.  \\  iirden 
auch  die  zur  Verhandlung  stehenden  (iijter  mit  Beschlag  belegt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Vertreters  des  Kommandanten  der  „Hongkong  Maru",  Leutnants  zur 
See  IwamuroTetsujiro,  die  Vernehmungsprotokolle  des  Kapitäns 
A.  Mactaggart,  des  Kompradors  Cheong  Sow  Wing,  des  1.  Offi^ 
ziers  H.  C.  Atkinson,  die  Konnossemente  und  das  Ladungsverzeichnis 
des  genannten  Dampfers. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausfahrungen  der  Vertreter  der  Reklamation 
sind  folgende: 

Die  Reklamanten  betrieben  in  Niutschwang  ein  Bankgeschäft  Sie 
hätten  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  von  Shanghai  kommen 
lassen  wollen,  weil  zu  der  Zeit  die  Handelsverhältnisse  in  Niutschwang 
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zu  einem  eitibeitigcn  Wechselvcrkchr  geneigt  hätten  und  weil  die  Zeit 
für  den  hinkauf  von  Bohnen,  Bohnenkuchen  uiul  Bohncnöl  gekommen 
geviesen  sei,  so  daß  L'mUufskapital  nötig  gewesen  sei.  Ferner  sei 
der  Kurs  für  Papiergeld  und  für  kleines  Silbergeld  sehr  ungleich  ge- 
wesen, so  da6  die  Reklamanten  durch  Einfuhr  von  Metallgeld  einen 
Vorteil  zu  erzielen  beabsichtigt  hätten.  Das  zur  Verhandlung  stehende 
Geld  sei  nicht  für  die  russische  Armee  oder  Marine  bestimmt  gewesen 
und  habe  auch  nicht  zu  ihrem  Gebrauch  geliefert  werden  sollen.  Daher 
sei  es  keine  Konterbande  und  müsse  freigegeben  werden. 

Der  Reklamant  hat  zum  Beweis  der  vorstehefiden  Tatsachen  ver> 
schiedene  Beweisdokumente  eingereicht. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 
Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  würden  nach  ihrer  An- 
kunft in  Niutschwang  zum  Gebrauch  der  russischen  Truppen  gedient 
haben     Sie  seien  daher  Kriegskonterbande  und  müßten  eingezogen 
«erden. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Wenn  Lebensmittel  oder  Geld  nach  einem  von  den  feindlichen 
Ti Uppen  besetzten  Hafen  versandt  worden  sind,  so  kann  je  nach  den 
Umstanden  angenommen  werden,  daß  sie  zum  Gebrauch  dieser  Iruppen 
dienen  werden. 

Niutschwang  war  zur  fraglichen  Zeit  von  den  russischen  Truppen 
besetzt  und  diente  als  ein  Hauptetappenort.  Außerdem  hatte  das*  russi- 
sche Kriegspapiergeld  durch  die  andauernden  Niederlagen  der  russi- 
schen Armee  und  Marine  sehr  an  Kredit  verloren^  und  es  ist  bekannt, 
daß  chinesisches  Metallgeld,  insbesondere  kleines  Geld  wie  das  zur 
Verhandlung  stehende  Silbergeld,  stark  benötigt  wurde,  um  der  täg- 
lichen Nachfrage  zu  entsprechen.  Es  muß  daher  angenommen  werden, 
daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Silbergeld  nach  Ankunft  in  Niu- 
tschwang sofort  zum  Gebrauch  der  genannten  Truppen  geliefert  \x  orden 
iräre.  Fs  wird  demnach  für  Kriegskonterbande  angesehen,*)  und  weder 
die  Anführungen  des  Vertreters  der  Reklamation  noch  die  von  ihm 
citii^ereichtcn  verschiedenen  Beweisdokumente  sind  imstande,  diese  An- 
nahme umzustoßen. 

Es  wird  daher,  wie  in  der  Urteilsformel,  entschieden.-) 

Verkundcl  a;ü  17.  Dezember  1904  im  Prisen t^^ericht  zu  Sasebo  im 
Beisein  des  Staatsanvi  alts  V  a  m  a  m  o  t  o  I  a  t  s  u  r  o  k  u  r  o. 

(Unterschriften.) 


')  II.  Ziffer  2.  -  *)  V.  §  43. 
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Reklamanten:  Chan  Yü  Po  und  Ching  Pu  Sa>x-,  chinesische 
Staatsangehörige,  in  Firma  Yu  Shing  Yuen,  aus  China,  Provinz 
Canton,  Regierungsbezirk  Chovchow,  Haiyang  bzw.  Chaoyang. 

Prozefivertreter :  Die  Rechtsanwälte  TakygiToyozo,  Tokio, 
Kojimachtku,  Uchisaiwaicho  sichome  Nr.  3  und  Sakurai  Ikkyu,  Re* 
gierungsbezirk  Hiogo,  Kobe,  Kitanagasadori'Nr.  54. 

Am  17.  Dezember  1904  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der 
Prisensache,  betreffend  Ladung  des  Dampfers  ^.Pei-Ping",  welcher  am 
17.  Juli  1904  auf  37  •  35  '  n.  Br.  und  122  «  23'  ö.  L.  von  dem 
Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Hongkong  Aiaru"  aufgebracht  worden  ist, 
ein  Urteil  gefällt,  in  welchem  auf  Einziehung  der  unter  der  Ladung  des 
Dampfers  „Pei-Ping"  befindlichen,  von  der  Firma  Kai  PingChtang: 
an  die  Firma  Yu  Shing  Yuen  versandten  zwei  Kisten  mexikanischer 
Dollars  erkannt  worden  ist 

Gegen  dieses  Urteil  haben  die  Reklamanten,  die  chinesischen  Staats- 
angehörigen Chang  Yü  Po  und  Ching  Pu  Saw,  in  Firma  Yu 
Shing  Yuen  durch  die  Rechtsanwälte  Takagi  Toyozo  und  Sa- 
kurai Ikkyu  als  Prozeßvertreter  die  Berufung  eingelegt,  welche  im 
Beisein  der  Staatsan>xälte  Tsutsuki  Keiroku  und  Dr.  jur.  Ishi- 
watari  Binichi  beim  Ot>erprisengericht  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Vertreter  der  Reklamation  Takagi  To- 
yozo. und  Sakurai  Ikkyu  sind  folgende: 

Es  werde  Aufhebung  des  Urteils  des  Prisengerichts  zu  Sasebo  vom 

17.  Dezember  1904,  welches  die  Ein /Ziehung  von  zwei  Kisten  mexika- 
nischer Dollars,  die  auf  dem  chinesischen  Dampfer  „Pei-Ping"  ver- 
laden gewesen  sind,  ausspricht,  und  Freigabe  der  genannten  zwei  Kisten 
mexikanischer  Dollars  beantragt,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen : 

1.  Die  Reklamanten  hätten  ein  Bankgeschäft  und  betrieben  da- 
neben ein  Kngrosgcschäft  für  Ein-  und  Verkauf. 

Bei  der  Ausfuhr  von  Bohnen,  Bohnenkiichen  und  Bohncnöl  nach 
Shanghai  liehen  die  Kaufleute  von  Niiitschw  anj^^  den  >X'^crh';el betrag 
für  die  Güter  dar,  vereinnahmten  in  Shanghai  den  Wechselbetrag  von 
dem  \X^echselschiildnci  und  bewerkstelligten  die  Obersendung  dieses 
Betra^a-s  tntueder  durch  Ankauf  eines  in  Niutschwang  zahlbaren 
WcchäcU  odt-r  in  Form  baren  (iekits.  Auch  in  Fällen,  wu  Waren 
von  Niutschwang  nach  anderen  Plätzen  als  Shanghai  ausgeführt  würden 
und  der  Wechsel  dargeliehen  werde,  werde  die  Zahlung  des  Wechsel- 
betrags bisweilen  in  Shanghai  entgegengenommen.  Denn  da  Shanghai  . 
das  Zentrum  des  chinesischen  Handels  sei,  so  sei  es  auch  der  Mittel- 
punkt des  Geldumlaufs.  Auch  in  Fällen,  wo  die  Reklamanten  selber 
Bohnen  und  Bohnenkuchen  nach  Shanghai  ausfährten,  werde  die 
Zahlung  des  Preises  in  Shanghai  entgegengenommen,  und  auch,  wenn 
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die  Austühr  nach  anderen  Plätzen  wie  Shanghai  gehe,  sei  dies  bisweilen 
dci  hall. 

So  sei  das  zur  Verhandlung  stehende  Qeld  im  Verlauf  einer  Trans- 
aktion von  dem  Angesteilten  der  Reklamanten  in  Shanghai  dort  ein- 
genommenes  Oeld,  welches  er  bei  einem  Wechsler  eingcvcechselt  und 
an  das  Hauptgeschäft  in  Niutschwang  gesandt  habe. 

Daß  bares  Silbergeld  geschickt  worden  sei,  habe  seinen  Grund 
darin,  daß  gerade  in  Niutschwang  die  Zeit  für  die  Ausfuhr  von  Bohnen, 
Bohnenkuchen  usw.  gekommen  gewesen  sei.  Denn  da  in  der  Regel 
die  Ausfuhrfirmen  Zahlung  für  die  Bohnen  usw.  in  kleinem  Silbergeld 
leistesten  und  die  Kunden  des  Bankdepartements  die  Reklamanten  um 
Leistung  in  Silbergeld  bäten,  so  hätten  dieselben  sich  darauf  vorbereiten 
müssen.  Dies  sei  einer  der  Gründe,  weshalb  das  zur  Verhandlung 
stehende  Geld  in  bar  cfeschickt  worden  sei. 

WViin  in  Niutsehw anj^  Silbergeld  reichlich  und  der  Kurs  für  in 
Niub^chw an«^  zahlbare  Wechsel  in  Shanghai  niedric^  ij^eucsen  wäre,  so 
wäre  CS  allcrdinjjs  nicht  nötig  gewesen,  daß  der  Angestellte  der  Rekla- 
niankii  extra  Silbcrgeld  hätte  schicken  sollen.  In  Niutsch\xan^^  habe 
es  aber  an  Silbergcld  gefehlt  und  der  Wechselkurs  auf  Niutschwang 
sei  in  Shanghai  so  hoch  gewesen,  daß  selbst  nach  21ahlung  der  Fracht 
und  Versicherung  die  Zahlung  von  barem  Qeld  immer  noch  geschäftlich 
vorteilhaft  und  außerdem  notwendig  gewesen  sei.  Das  sei  der  zweite 
Grund,  weshalb  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  in  bar  über- 
sandt  worden  sei. 

Die  obigen  Tatsachen  gingen  hervor  aus  den  Beweisstucken 
Nummer  2,  3,  5  bis  7  und  9  bis  11. 

2.  Daß  der  Angestellte  der  Reklamanten  das  zur  Verhandlung 
stehende  Silbergeld  an  das  Hauptgeschäft  in  Niutschwang  geschickt 
habe,  sei,  vcie  dargetan,  eine  für  ein  Bankgeschäft  natürliche  Maß- 
nahme, die  mit  den  russischen  Truppen  in  keinerlei  Beziehtinc^  stehe. 
Wenn  man  annehme,  daß  es  zulässi^^  sei,  eine  derartig"e  reine  Handels- 
transaktion für  unerlaubt  7\\  erklären  und  die  :mf  der  Rt'ise  bt^tindlichen 
Güter  cin/^ii/iehen,  so  bedeute  das  eine  hntxaehung  des  Rechts,  Ge- 
werbe zu  treiben.  Von  etwas  derq-leichen,  wie  insbesondere  aucfi  da\on, 
daß  neutralen  Staatsangehörii^^en  das  Recht  auf  ihr  gevx  öhnlicht-s  Ge- 
«•erbe  in  ihrem  eigenen  Lande  entzogen  werden  könne,  habe  man 
bislang  in  der  Praxis  und  der  Wissenschaft  des  Kriegsvölkerrechts  noch 
niemals  etwas  gehört. 

3.  Der  Damplcr  „Pci-Ping"  habe  seine  Ansicht,  nach  Niutschwang 
und  anderen  Häfen  zu  gehen,  in  Shanghai-Zeitungen  bekannt  gemacht, 
und  der  englische  Konsul  habe  die  Abreise  des  Dampfers  zwecks  Oüter> 
Iransport  nach  Niutschwang  gutgeheißen.  Auch  das  Zollamt  in  Shang- 
hai habe  die  öffentlich  nach  Niutschwang  gehende  Ladung  passieren 
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lassen.  Daher  habe  der  Angestellte  der  Reklamanten  ohne  weitere 
Überlegung  ganz  unbefangen  dem  Schiffe  das  zur  Verhandlung  stehende 
Silbergeh!  zur  Bt  förderung  übergeben.  Danach- sei  die  Beschlagnahme, 
von  der  Einziehung  nicht  zu  reden,  im  höchsten  Qrade  unerwartet 
gekommen. 

Wenn  man  das  Geld  wirklich  heimlich  habe  absenden  w  olltn,  um 
es  zum  ücbraiich  der  russischen  Truppen  dienen  zu  lassen,  so  hätte 
man  ein  so  öffentliches  I  ransport\ cilahrcn  nicht  vcählen  sollen.  Daß 
man  doch  ein  solches  Verfahren  eingesrhlat^cn  habe,  liefere  reichlichen 
Orunu  für  die  Vermutung»  daß  böser  Cilaube  dabei  nicht  vorgelegen 
habe. 

4.  In  dem  Urteil  erster  Instanz  werde  zur  Begründung  folgendes 
gesagt: 

Niutschwang  sei  zur  fraglichen  Zeit  von  den  russischen 
Truppen  besetzt  gewesen  und  habe  als  ein  Hauptetappen- 
ort gedient.  Außerdem  habe  das  russische  Kriegspapiergeld 
durch  die  andauernden  Niederlagen  der  russischen  Armee 
und  Marine  sehr  an  Kredit  verloren  und  es  sei  bekannt, 
daB  chinesisches  Metallgeld,  insbesondere  kleines  Qeld  wie 
das  zur  Verhandlung  stehende  Silbergeld,  benötigt  worden 
sei,  um  der  täglichen  Nachfrage  zu  entsprechen.  Es  müsse 
daher  angenommen  ^5c•erde^,  daß  das  7iir  V'erh  mdlung 
stehende  Silbergeld  nach  Ankunft  in  Niutschwang;  ««ofort 
zum  Gebrauch  der  genannten  Truppen  geliefert  worden  \x  äre. 

Daraufhin  aber,  daß  Niutschwang  ein  Hauptetappenort  der  russi- 
schen Iruppen  sei,  annehmen  /u  wollen,  daß  alle  dorthin  eins:eführten 
Güter  zum  Gebrauch  der  Truppen  geliefert  würden,  sei  unbillig  >treng 
und  vciderlaufe  auch  den  Tatsachen.  Daß,  wenn  auch  Niutschwang 
zur  frat^hchen  Zeit  von  den  russischen  Truppen  besetzt  gewesen  «^ei, 
deshalb  der  Handel  Niutsrhw  nngs  nicht  in  Stillstand  geraten,  suadcrn 
talsächlich  ausgeübt  uurden  sei,  könne  man  aus  den  das  Beweisstück 
Nr.  15  bildenden  telegraphischen  Mitteilungen  der  Niutschwang-Eiliale 
der  offenen  Handelsgesellschaft  Mitsui  Bussan  über  die  Handels- 
lage in  Niutschwang  bis  zum  Juli  des  vorigen  Jahres  entnehmen.  Wenn 
später  die  chinesische  Zollstatistik  für  das  Jahr  1904  erscheinen  werde, 
so  würden  sich  diese  Tatsachen  bestätigen. 

Selbst  angenommen,  die  russischen  Truppen  hätten  Geld,  wie 
das  zur  Verhandlung  stehende,  nötig  gehabt,  so  sei  es  doch  unsinnig, 
ohne  zu  fragen,  wem  es  gehöre,  anzunehmen,  daß  es  unbedingt  an 
die  Truppen  geliefert  worden  wäre.  Auch  sprächen  die  Tatsachen 
nicht  dafür.  Vielmehr  müsse  grundsätzlich  angenommen  'Verden,  daß, 
wenn  die  Reklamanten,  welche  ein  Bankgeschäft  hätten,  Geld,  wie  es 
zum  Betriebe  dieses  Gewerbes  erforderlich  sei,  von  Shanghai,  woher  sie 
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ihre  Kapitalien  geliefert  bekämen,  nach  Niutschw  ant^,  dem  Sitz  ihres 
Geschäfts,  befördern  ließen,  dieses  Geld  im  Betriebe  des  Bankgeschäfts 
der  Reklamanten  zur  Verwendung  kommen  solle.  Wenn  man  diese 
natOrliche  Vermutung  umstQrzen  wolle,  so  bedürfe  es  dazu  unter  allen 
Umständen  sicherer  Gründe  und  Beweise.  Wenn  daher  das  Urteil 
erster  Instanz  auf  die  dort  verzeichneten  vagen  Orfinde  hin,  eine  An- 
nähme  aufgestellt  habe,  welche  dieser  naturlichen  Vermutung  wider- 
spreche, so  sei  das  vom  Standpunkt  des  Beweisrechts  anzutreffend. 

5-  Siltiergeld  sei  sogenannte  bedingungsweise  Konterbande.  Da 
es  demnach  nur  in  den  beiden  Fällen;  (1)  daß  es  für  die  feindliche 
Armee  oder  Marine  bestimmt  sei;  (2)  daß  es  nach  feindlichem  Gebiet 
bestimmt  sei  und  angenommen  werden  müsse,  daß  es  zum  Gebrauch 
der  feindlichen  Armee  oder  Marine  dienen  werde,  Kriegskonterbande 
sei,  so  sei  es  nötig,  für  die  Behauptung;,  daß  es  Konterbande  sei,  Be- 
weise beizubrinc^en,  welche  dartäten,  daß  es  für  die  feindliche  Armee 
oder  Marine  bestimmt  gewesen  sei  oder  daß  es  zu  ihrem  Gebrauch  habe 
geliefert  werden  sollen. 

Wenn  man  also  bei  der  Annahme,  daß  Konterbande  nach  dem 
Fall  „(2)"  vorliege,  einfach  so  folgere,  daß  die  Güter,  weil  sie  nach 
einem  von  feindlichen  Truppen  besetzten  Ort  gesandt  würden,  auch 
zum  Kriegsgebrauch  des  Feindes  geliefert  werden  würden,  so  schließe 
man  aus  dem  Vorhandensein  der  ersten  der  beiden  Bedingungen,  welche 
dieser  Fall  erfordere,  ohne  weiteres  auf  das  Vorhandensein  auch  der 
zweiten  Bedingung.  Das  sei  im  Erfolg  dasselbe,  als  wenn  die  zweite 
Bedingung  überflfissigerweise  geschrieben  sei,  und  laufe  darauf  hinaus, 
daß  die  bedingte  Kriegskonterbande  des  Falls  „(2)"  keinen  Unterschied 
von  der  absoluten  Konterbande  aufweise,  so  daß  der  Sinn,  welcher 
der  Unterscheidung  dieser  beiden  zugrunde  hege,  völlig  zunichte  ge- 
macht werde. 

Man  werde  aber  vielleicht  behaupten,  die  Grundlage,  auf  welche 
hin  das  Gericht  erster  Instanz  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld 
als  Konterbande  angesehen  habe,  beschränke  sich  nicht  nur  darauf, 
daß  das  Geld  nach  einem  vom  Feinde  besetzten  Platz  bestimmt  sei, 
sondern  es  sei  auch  die  weitere  Be^j^rünciiintx  bcii^efüi^t,  daß  die  feind- 
liche Armee  oder  Marine  es  benutzen  werde.  Demgegenüber  sei  aber 
folgendes  zu  bemerken:  Jedermann  könne  in  allen  Umständen  Geld 
gebrauchen,  und  die  Verwendbarkeit  desselben  beschränke  sich  nicht 
auf  die  russische  Armee  und  Marine.  Wenn  demnach  dafür,  daß  die 
russische  Armee  oder  Marine  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  ge- 
brauchen werde,  keine  binderen  Gründe  vorlägen,  so  gebe  die  oben- 
genannte weitere  Begründung  des  Urteils  erster  Instanz  auf  die  Frage, 
inwiefern  die  Annahme  berechtigt  sei,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende 
Geld  bei  den  russischen  Truppen  zur  Verwendung  kommen  würde, 
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die  Antwort,  man  müsse  annehmen,  daB  es  bei  den  russischen  Truppen 
zur  Verwendung  gekommen  wäre,  weil  diese  es  zu  verwenden  genötigt 
gewesen  seien.  Das  sei  Beantwortung  einer  Frage  mit  derselben  Frage. 

Obwohl  den  Reklamanten  die  Beweislast  nicht  obHeg-e,  hätten  sie 
ihre  Bi-haiiptungen,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  weder 
für  die  russischen  Iruppen  bestimmt,  noch  zu  ihrem  Gebrauch  zu 
liefern  geviesen,  daß  es  vielmehr  zur  Deckung  des  Bedarfs  in  dem 
Bankgeschäft  der  Reklamanten  versandt  worden  sei,  mit  verschiedenen 
beweiskräftigen  Tatsachen  belegt.  Der  Staatsanwalt  hat>e,  ohne  dagegen 
einen  einzigen  Gegenbeweis  beizubringen,  diese  Erklärung  der  Rekla- 
manten verworfen,  und  die  Entscheidung  des  Gerichts  erster  Instanz, 
welches  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  beipflichte,  sei  daher  auch  vom 
Standpunkt  der  Beweisführung  rechtswidrig. 

ö.  Iis  sei  freilich  nicht  zu  leugnen,  daß  Niulschwang  nicht  nur 
zur  Zeit  der  Aufbringung,  sondern  schon  seit  der  Zeit  vor  dem  japanisch- 
russischen  Krieg  unter  russischer  Gewalt  gestanden  habe.  Aber  man 
müsse  dieses  besetzte  Gebiet  nicht  einem  gewdhnlichen  Okkupations- 
gebiet gleichstellen.  Denn  Niutschwang  sei  ein  dem  Handel  der  .Mächte 
offenstehender  Hafen  und  kein  Kriegs-  oder  Blockadehafen.  Es  könne 
nicht  mit  nur  während  des  Kriegs  besetzten  Gebieten,  wie  zum  Beispiel 
der  Song  To-Bucht,  der  Taubenbucht  oder  der  Sho  Ping-Insel  bei 
Port  Arthur,  auf  eine  Stufe  gestellt  werden.  Wenn  relative  Konter- 
bande, d.  h.  Güter,  wie  sie  im  §  14  der  Seeprisenordnung  aufgestellt 
worden  seien,  nach  der  Song  To-Bucht  usw.  bestimmt  wären,  so  werde 
jedermann  dem  zustimmen,  wenn  mnn  annehme,  daß  sie  direkt  für 
die  russischen  I  ruppen  bestimmt  und  daher  als  Konterbande  einzii/iehen 
seien.  Wenn  man  aber  einen  solchen  Fall  und  den  Fall,  wo  die  Ciüter 
nach  Niutschwang  bestiitnnl  seien,  gleichstelle,  so  entspreche  das  nicht 
dem  wahren  Sinn  der  japanischen  Seeprisenordnung  und  des  Völker- 
rechts über  die  Behandlung  neutralen  Guts.  Besonders  seien  auch 
die  zur  Verhandlung  siehenden  Silbermünzen  kurantes  Geld,  wie  es 
unter  den  Chinesen  und  den  in-  und  ausländischen  Kaufleuten  in 
Niutschwang  Kurs  habe.  Von  anderen  Konterbandegütern  wie  Lebens- 
mittebt  und  dergleichen  sei  es  weit  verschieden,  und  es  lägen  Gründe 
vor,  nach  denen  man  nicht  auf  Gebrauch  seitens  der  Truppen  schließen 
müsse.  Beispielsweise  sei  zwischen  Lebensmitteln,  welche  zum  Gebrauch 
für  die  Russen,  und  solchen,  welche  zum  Gebrauch  für  Chinesen  dienten, 
ein  großer  Unterschied,  so  daß  man,  wenn  Lebensmittel,  welche  für 
Russen  geeignet  seien,  in  großer  Quantität  nach  Niutschwang  bestimmt 
würden,  diese  wohl  als  Konterbande  ansehen  könne.  Geld  sei  aber  nicht 
nur  bei  !  nippen  verwendbar,  und  da  auch  die  Menge  des  hier  ver- 
sandten Ueldes  im  Handel  mit  den  großen  Mengen  Bohnen,  Bohnen^ 
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kuchen  und  Bohnenöl  keinen  Überschuß  lassen  w  ürde,  so  könne  man 
€S  nicht  mit  Leben>mitteln  vert^ieic  hen  und  als  Truppcnbedarf  ansehen. 

7.  Niutschvcan^  sei  ein  Handelshafen.  Daher  miisäc  inan  einen 
hall  von  bedingter  Kriegskonterbandc  wie  Geld  besonders  sorgfältig 
überlegen.  Deshalb  werde  besonders  die  rechtliche  Auffassung  der 
Stellung  Niütschwangs  der  Beachtung  empfohlen,  welche  mit  der  diplo- 
matischen Frage  über  den  Handel  mit  Bohnen,  Bohnenkuchen  und 
Bohnenöl  eng  verknüpft  sei.  Dieselbe  sei  folgende:  Die  Verhandlungen 
betreffend  die  Frage,  ob  die  Ausfuhr  von  Bohnen,  Bohnenkuchen  usw. 
aus  Niutschwang  verboten  werden  solle,  hätten  zu  dem  Resultat  ge- 
führt, daß  die  Ausfuhr  [gestattet  sein  solle,  wenn  garantiert  werde,  daß 
die  Güter  nicht  beim  Militär  zur  Verwendung  kommen  würden.  Dieses 
sei  der  Kaiserlichen  Regierung  mittels  Berichts  des  in  China  akkreditierten 
Kaiserlichen  Oe?;andten  vom  18.  .April  1904  mitgeteilt  worden  und  Japan 
habe  diese  Tatsache,  daß  Bohnen,  Bohnenkuchen  usw.  von  Niutschwang 
nach  japanischen  Häfen  ausgeführt  werden  würden,  mit  Freuden  be- 

Wenn  daher  auch  Niutschwang  von  den  russischen  Truppen  be- 
setzt gewesen  sei,  so  .sei  es  doch  ein  diplomatisches  Faktum,  daß  der 
Handel  mit  Bohnen,  Bohnenkuchen  usw.  von  Japan,  Rußland,  China 
und  anderen  neutralen  Staaten  gutgeheißen  sei.  Darin  liege  ein  wich* 
tiger  Qrund,  weshalb  die  vorliegende  Sache  nicht  allein  daraufhin,  daß 
Rußland  Niutschwang  besetzt  gehabt  habe,  entschieden  werden  könne. 

Denn  wenn  die  Mächte  so  den  Handel  mit  Bohnen,  Bohnenkuchen 
usv.  übereinstimmend  gestattet  hätten,  so  falle  auch  das  Resultat  dieses 
Handels  nämlich,  daß  die  Kaufleute  den  Preis  für  die  verkauften  Waren 
in  Empfang  nähmen,  in  den  Bereich  dieses  übereinstimmend  gestatteten 
Handels.  Demnach  könne  das  Silbergeld,  welches  als  Preis  für  die 
Bohnen,  Bohnen  kuchen  usw.  eingenommen  sei,  vorausgesetzt,  daß  es 
nicht  an  die  russischen  Truppen  gehe,  nicht  eingezogen  werden. 

Daß  aber  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  der  Kaufpreis  für 
frühere  Bohnen,  Bohnenkuchen  usw.  sowie  Kapital  für  den  auch  in 
Zukunft  erlaubten  Einkauf  derselben  und  daß  es  kleines  Geld  sei,  wie 
für  solche  Einkäufe  nötig  sei,  kurz,  daß  es  in  jeder  Beziehung  im 
Rahmen  harmlosen  Handelsverkehrs  stehe;  alles  dies  gehe  aus  den 
eingereichten  Beweisen  klar  hervor. 

Da  die  Ansicht  des  Völkerrechts  und  der  Seeprisenordnuni^  dahin 
gehe,  die  Rechte  neutraler  .Staatsangehöriger  zu  achten,  so  werde  mn 
äußerste  Unparteiliciikt  it  bei  Beurteilung  der  zum  Beweis  ungetaUehler 
Tafciachen  eingereichten  Beweisdokumente  gebeten. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  der  Staatsanwälte  beim  Prisen- 
fericht  zu  Sasebo,  MIzukamiChojiro  und  Yamamoto  Tatsu- 
rukuro,  sind  folgende: 
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sei,  welche  die  Freiheiten  des  öffentlichen  neutralen  Handels  genieße^ 
so  wurden  doch,  um  der  Qefahr  der  Wegnahme  zu  entgehen,  ver- 
schiedene Mittel  ausgedacht,  und  >xenn  man  Kriegskonterbande  trans- 
portiere, so  gebe  man  sich  allgcnioin  den  Anschein,  als  ob  kein  Kriegs- 
konterbandetransport vorliege.  So  sei  es  natürlich,  daß  man  Güter 
nicht  mit  Konnossementen,  welche  offen  an  die  Truppen  adressiert 
sficu.  versL'iuie.  Gerade  so  wenif);,  wie  es  sich  daraus,  daß  das 
Künnossement  besaL^c,  daß  der  liinpfänger  des  zur  Verhandlung  stehen- 
den Geldes  ein  chinesischer  Bankinhaber  in  Niuts-  h\\  ang  sei,  beweisen 
lasse,  daß  das  Geld  nicht  zum  Kriegsgebiauch  Rußlands  dienen  werde, 
gerade  so  vcenig  gebe  es  natürlich  schriftliche  Beweise  dafür,  daß  es 
den  russischen  Truppen  habe  übergeben  werden  sollen.  Daher  sei 
es  das  Richtige,  den  Tatbestand  auf  den  Umständen  aufzubauen,  welche 
eine  Betrachtung  der  Angelegenheit  von  den  verschiedenen  Seiten  er- 
gebe. 

Sir  William  Scott  sage  in  dem  Urteil  betreffend  die  „Jonge 
Margaretha" : 

Es  müsse  für  die  Entscheidung,  ob  Güter  Konterbande 
seien  oder  nicht,  als  die  wichtigste  Richtschnur  bezeichnet 

werden,  ob  sie  auf  der  Reise  nach  einem  Platz  gewesen  seien, 
nach  dessen  Verhältnissen  man  mit  neunzig  Prozent  Siciier- 
heit  annehmen  könne,  dafi  sie  zum  Kriegsgebrauch  geliefert 
worden  sein  würden. 
Der  in  Frage  stehende  Dampfer  „Pei-Ping"  habe  in  Shanghai  Lebens- 
mittel, Getränke  und  chinesisches  Geld  geladen,  das  heiße  Güter,  welche, 
wenn  sie  an  die  Armee  oder  Marine  des  Feindes  bestimmt  seien  oder 
wenn  ant^enommen  w  erclt  n  müsse,  daß  sie  zum  Gebrauch  der  feind- 
lichen Armee  oder  Marine  dienen  würden,  als  KrieL,'skonterbande  gälten. 
Der  letzte  Bestimmungsort  sei  Niut«rhwang  gewesen;  der  Dampfer 
sei  aber  auf  der  Fahrt  nach  dem  Zwischenhafen  Chinwantao  in  Ciiiiia 
aufgebracht  \x  orden.  Der  Bestunmungsort  Niutschwang  sei  von  den 
Russen  dauernd  besetzt  gewesen.  Das  Zollamt  habe  die  russische  Flagge 
gefuhrt  und  der  Platz  habe  unter  russischer  Militärverwaltung  gestanden* 
Zur  fraglichen  Zeit  hätten  dort  russische  Truppen  gelegen  und  seit 
dem  Krieg  mit  Japan  diene  Niutschwang  als  Stapelplatz  für  den  Kriegs- 
bedarf der  russischen  Truppen.  Da  überdies  zur  Zeit,  als  die  „Pei- 
Ping"  ihre  Reise  gemacht  habe,  Port  Arthur  von  unserer  Kriegsflotte 
blockiert  gewesen  sei,  so  habe  Rußland  für  seine  Truppen  auf  Uaotung 
und  in  der  Mandschurei  auf  dem  Seewege  Kriegsbedarf  nur  über  Niu- 
tschwang erhalten  können.  So  werde  wohl  jeder  zugeben  müssen, 
daß  Niutschwang  ein  Platz  gewesen  sei,  nach  dessen  Verhältnissen 
man,  wie  Sir  William  Scott  es  bezeichne,  mit  00  .Sicherheit  an- 
nehmen könne,  daß  die  Güter  zum  Kriegsgebrauch  geliefert  worden 
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Wenn  auch  der  Handel  mit  KriegskontcrbaiuU  line  Handlung 
wären;  beiondtrs  auch,  da  es  nicht  m  verber^un  sei,  daß  die  russischen 
Truppen  zur  fraglichen  Zeit  intolu^c  der  Tatsache,  daß  Äcgen  ihrer 
andauernden  Niederlagen  das  Kriegspapiergeld  seinen  Kredit  eingebüßt 
gehabt  habe,  zu  den  kleinen  Zahlungen  für  Kriegsbedarfsartikel  auf 
dem  Kriegsschauplatz  chinesisches  Geld  verwandt  hätten.  Die  /ur  Ver- 
handlung stehenden  mexikanischen  Dollars  seien  kleines  chinesisches 
Umlaufsgeld.  Da  es  von  den  amtlichen  Mönzen  geprägt  sei,  so  habe 
c$»  überall  Kurs  und  sei  bei  den  Chinesen  als  kleine  Münze  am  be- 
liebtesten. Es  sei  bekannt,  daß  die  Truppen,  deren  Kriegspapiergeld 
den  Kredit  verloren  gehabt  habe,  bei  der  Zahlung  der  Prei-se  für 
requirierte  Gegenstände  und  der  Löhne  für  Menschen-  und  Pferdearbeit 
über  das  dringende  Bedürfnis  nach  solchem  Geld  geklagt  hätten  und 
bezüglich  der  Lieferung  desselben  auf  Niutschwang  angewiesen  ge- 
«tsen  seien. 

Wenn  behauptet  werde,  daß  (]er  größte  Teil  der  I.adunt^  der 
„Pei-Pin^"  Nirhtkouterbaiide  sei  und  daß  die  ijeringe  Menge  des  darunter 
befindlieheti  zur  Verhandlung  stehenden  (ieldes  zu  friedlichem  Zwecke 
befördert  worden  sei,  so  stünden  the  lal^aehen  (he.-.er  Behauptung 
direkt  entgegen.  Denn,  wenn  auch  der  Ijupfängcr  verschieden  sei, 
so  betrage  doch  das  allein  auf  der  „Pei-Ping"  in  gleicher  Weise  nach 
Niutschwang  versandte  Silbergeld  144000  Dollar,  und  wenn  man  dazu 
den  Betrag  des  fast  zur  gleichen  Zeit«aurder  „Hsi-Ping"  verschifften 
Geldes  hinzuzähle,  so  ergäbe  das  einen  Betrag  von  mehr  als  440000 
Dollars.  Femer  betrügen  die  auf  der  „Pei-Ping"  nach  Niutschwang  ver- 
schifften Güter  90  Stück,  von  denen  nur  13  Nichtkonterbande,  die 
übrigen  77  dagegen  Konterbande  seien.  Wie  könne  man  da  wohl  be- 
haupten wollen,  daß  nur  das  SiJbergeld  zu  friedlichem  Zweck  transportiert 
worden  sei,  weil  der  Wechselverkehr  sich  nur  nach  der  einen  Seite  voll- 
zogen habe?  Man  müsse  vielmehr  annehmen,  daß  es  gerade  wie  die 
1  eben'^mittel  und  Getränke  auf  Bcstellunc^  seitens  der  russischen  Truppen 
habt  t  ingeführt  werden  sollen,  um  entweder  direkt  für  die  russischen 
iruppen  bzw.  das  Konsulat  in  Niutschwang  gelandet  oder,  wenn  dem 
auch  nicht  so  sei,  durch  die  Keklamanten  an  die  genannten  Iruppen 
abgeliefert  zu  werden. 

Die  Keklamanten  behaupteten: 

Für  die  Behauptung,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende 
(jeld  Kriegskonterbande  sei,  müsse  derjenige,  der  die  Be- 
hauptung aufstelle,  den  Beweis  erbringen,  und  es  bei  zu 
Unrecht  geschehen,  daß  man  die  durch  Beweise  belegte  Be- 
hauptung des  Reklamanten,  es  bandele  sich  im  Gegenteil 
um  einen  friedlichen  Handelstransport,  abgewiesen  habe. 

Es  werde  indes  von  der  Wissenschaft  und  Praxis  übereinstimmend 
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anerkannt,  dafi  Geld,  wenn  anzunehmen  sei,  daß  es  zum  feindlichen 
Kriegsgebrauch  geliefert  werden  würde,  Konterbande  sei.  Diese  völker- 
rechtliche Begründung  und  die  Tatsache,  daß  das  Geld  bei  Ankunft 
in  Nlutschwang  zum  feindlichen  Kriegsgebrauch  habe  geliefert  werden 
sollen,  habe  der  Staatsanwalt  nach  dem,  was  in  den  Vemehmungs- 
protokollen  verzeichnet  sei,  und  dein  Beweismaterial  der  ganzen  Akten 
genau  dargelegt.  Wenn  daher  das  Urteil  erster  Instanz  diese  Gründe 
anerkannt  und  daraufhin  auf  Einziehung  entschieden  habe,  so  sei  es 
unnötig,  daß  der  Stantsnn\x'nlt  dafür  noch  mehr  Beweise  vorbringe. 
Was  außerdem  die  Behauptung  cier  Reklamanten,  ihnen  het^e  die  Bevceis- 
pflicht  nicht  ob,  angehe,  so  müsse  man  das  als  einen  Irrtum  txveichnen. 
der  die  zur  Verhandlung  stehende  Sache  mit  einer  gevc  öhnhehen  Str  ü- 
sachc  auf  eine  Stufe  stelle.  Der  Staatsanvealt  in  Prisensachen  sei  kein 
strafrechtlicher,  d.  h.  kein  kläoerischer  Staatsanwalt.  Auch  sei  der  Rekla- 
mant nicht  als  Angeklagter  anzusehen.  Daher  könne  es  nicht  als  ge- 
nügend erachtet  werden,  wenn  er  mit  Nichtwissen  und  Nichterinnern 
antworte,  vielmehr  müsse  der  Reklamant  nach  völkerrechtlichen  Grund- 
sätzen Beweise  vorbringen,  weshalb  ein  Konterbandetransport  nicht  vor- 
liege. Auf  diesen  Punkt  brauche  der  Staatsanwalt  daher  nicht  weiter 
zu  erwidern.  Darauf  jedoch,  daß  der  Reklamant  behaupte,  er  habe 
die  T  atsache,  daß  es  sich  um  einen  friedlichen  Handeistransport  handele, 
bewiesen,  müsse  er  noch  etwas  erwidern: 

Die  von  den  Reklamanten  «ngereichten  Beweisstücke  Mr.  1  bis  12 
bewiesen  nur,  daß  die  Reklamanten  als  Bankfirma  in  Fällen,  wo  infolg^e 
des  friedlichen  Handels  der  Wechselverkehr  einseitig  sei,  bei  einer  Sen- 
dung \  on  Metallgeld  von  Shanghai  nach  Niutschwnng  nnch  Abzug 
von  Kommissionen,  Fracht  und  Versicherungsprämie  noch  einen  Vor- 
teil er/ieieii  könnten.  Weder  dafür  aber,  daß  die  Handelsverhriltnisse 
in  Niutschw  an,L,f  >o  gelegen  hätten,  noch  auch  dalür,  daß  das  Silber- 
geld, obwohl  es  zur  Kriegszeit,  wo  noch  dazu  der  Feind  es  zur  Deckiui^ 
seines  Mangels  dringend  nötig  gehabt  habe,  zusammen  mit  I  ebens- 
niittein  und  Getränken  befördert  worden  sei,  nicht  zum  Kriegsgebrauch 
des  Feindes  habe  geliefert  werden  sollen,  sei  der  geringste  Beweis 
erbracht  worden. 

Aus  diesen  Gründen  sei  die  Berufung  abzuweisen. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
Es  bedarf  keiner  Erörterung,  daß  Niutsch«  ang  zu  dem  chinesischen 
Hoheitsgebiet  gehört  und  kein  russische^  Territorium  ist.  Der  Kaiser- 
liche Konsul  Segawa  in  Niutschwang  hat  berichtet: 

daß  Rußland,  seitdem  es  diesen  Platz  besetzt  gehabt,  dort 
eine  Zivilverwaltungsbehörde  eingerichtet  und  bis  zum 
25.  Juli  1904  die  Flagge  eines  Zivilverwaltungsamts  geführt 
habe.   Dies  habe  mit  dem  Morgen  jenes  Tages  plötzlich 
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aufgehört  und  es  sei  wieder  die  Konsulatsflagge  geheißt 
«Orden.  Beim  Kindringen  unserer  Truppen  sei  die  fran- 
*  zösteche  Flagge  aufgezogen  worden. 

Es  ist  somit  bekannt,  daß  zur  Zeit,  als  die  in  Streit  befangenen 
Güter  aufgebracht  wurden,  Niutschwang  tatsächUcli  unter  russischer 
Verwaltung  stand.  Der  Feind  hatte  dort  nicht  nur  viele  Truppen  liegen, 
sondern  auch  einen  Hauptetappenort  eingerichtet.  Wenn  daher  Guter 
dorthin  befördert  wurden,  so  muß  das  ebenso  angesehen  Verden,  als 
ob  sie  nach  feindlichem  Gebiet  bestimmt  seien.*)  Da  es  demnach 
offenbar  ist,  daß  die  Tatumstände  zu  der  Annahme  berechtigen,  daß  auch 
das  zur  Verhandlung  stehende,  von  den  Reklamanten  für  die  rinfuhr 
nach  Niutschwang  bestimmte  Silbergeld  zum  Kriegsgebrauch  des  Feindes 
gedient  haben  w  ürde,  so  muß  man  sagen,  daß  es  die  Voraussetzungen, 
weiche  es  zur  Konterbande  machen,  erfüllt.'») 

In  einem  Bericht  des  oben  genannten  Kaiserlichen  Konsuls  heißt 
es,  daß 

die  rus>i>che  Regierung  b^-im  Beginn  des  Baues  der 
Mandsehuri^chen  bjsenbahn  anl'anglieh  alle  Zahlungen  in 
Gold  geleistet  habe,  liin  oder  zwei  Jahre  später  habe  sie 
danelien  Papierrubel  benutzt  und  den  Chinesen  gesagt, 
zwischen  dem  Metali  und  dem  Papier  sei  kein  Unterschied. 
Dann  habe  sie,  um  dem  Papier  Kredit  zu  verschaffen,  nach 
und  nach  das  Gold  zurückgezogen  und  das  Papier  vermehrt. 
Im  Jahre  1902  sei  es  dahin  gekommen,  daß  man  in  der 
Mandschurei  russisches  Goldgetd  nur  sehr  selten  in  Umlauf 
gesehen  habe.  Damals  habe  aber  die  russisch-chinesische 
Bank  schon  an  verschiedenen  wichtigen  I'lätzen  Nieder- 
lassungien  errichtet.  In  diesen  Banken  sei  das  Papier  zum 
Tageskurse  gegen  Silbergeld  eingelöst  worden,  und  in  der 
Mandschurei  habe  dabei  ein  Papierrubtl  einen  laiKchkurs 
von  1  Dollar  30  Ccnis  bis  1  Dollar  4U  Cents  Sübergcld  ge- 
habt. Als  indessen  mmI  Herbst  1Q()3  die  (ierüchte  über 
einen  Krieg  /.wischen  Japan  und  Rußland  in  Blüte  gestanden 
hätten,  habe  es  unter  den  Chii)e>en  geheißen,  daß,  wenn 
nach  ücai  Ausbrueli  des  Krieges  die  Russen  eiinnal  initer- 
liegen  würden,  die  russischen  Fapierrubel  nieht  ;iiehr  ge- 
wechselt werden  könnten  und  nur  noch  den  Wert  von  altem 
Papier  haben  würden.  Vom  November  oder  Dezember  d.  J. 
bis  zum  Ausbruch  des  Krieges  im  Februar  1004  habe  der 
Umlauf  des  Papiergeldes  eine  starke  Abnahme  erfahren  und 
von  1  Dollar  30  bis  40  Cents  sei  es  häufig  auf  1  Dollar 
10  Cents  gefallen,  und  nur,  dank  den  Bestrebungen  der 

§  5.  —  «)  II.  Ziffer  2. 

373 


Digitized  by  Google 


Abcdmitt  VIM« 


PriMngwiehtMiitecheldimgeB:  «Pti-Plng*'. 


Niederlassungen  der  russisch-chinesischen  Bank  in  den  ver- 
schiedenen Orteni  den  Kredit  des  Papiergeld  aufrecht- 
zuerhalten, sei  es  nicht  dazu  gekommen,  daB  der  Umlauf* 
desselben  ganz  ins  Stocken  geraten  sei.  Als  aber  die  Nach- 
richten von  den  Niederlagen  bei  Nanshan  und  Tehlitze  nach 
Kaiping  und  Yingkov  kamen,  hätten  die  Chinesen,  welche 
Papierrubel  gehabt  hätten,  darin  gewetteifert,  diese  zn  ver- 
kaufen. Der  Rubel  sei  damals  bis  auf  70  oder  80  Cents 
gefallen.  Aber  da  in  Tientsin  und  Shanghai  Papierrubel 
immer  zum  Tageskurse  gegen  Silbertaels  gewechselt  werden 
könnten,  so  hätten  die  Geldwechsler  in  Yingkow,  vccnn  d:is 
russische  Papiergeld  gefallen  f^ewesen  sei,  dieses  aufi^ekaufi, 
nach  Shanghai  i^eschickt  und  dort  mit  ungeheurem  (iewinn 
vt'ieder  eingetauscht. 

Nach  diesem  Bericht  zu  urteilen,  erregte  also  der  Rubelschein 
schon  beim  Beginn  des  japanisch-russischen  Krieges  im  Verkehr  unter 
den  Chinesen  ganz  allgemein  Verdacht  und  Mißtrauen,  und  es  T-eitj^te 
sich  die  Tendenz,  daß  er  schließlich  gänzlich  den  Kredit  verlieren  w  lirüe. 
Als  die  Nachricht  von  den  Niederlagen  bei  Nanshan  und  lehlitzc 
nach  Vinkow  gekommen  war,  traf  freilich  die  russibch-chincsische  Bank 
sorgfältige  Maßnahmen,  um  da>  alte  Verhältnis  veiederher/ustellen.  es 
kam  aber  trotzdcin  zu  einem  großen  Sturz.  Als  sodann  immer  mehr 
Nachrichten  von  dem  weiteren  Kampf  und  Sieg  der  japanischen  Truppen 
kamen,  war  die  Lage  so,  daß  es  sich  auf  keine  Weise  mehr  vermeiden 
ließ,  daß  der  Rubel  unter  den  Chinesen  ganz  allgemein  seinen  Kredit 
verlieren  wQrde.  Es  ist  daher  ganz  klar,  daß  die  Situation  so  war, 
daß  die  russischen  Truppen  zu  der  Zeit,  wo  das  zur  Verhandlung 
stehende  Silbergeld  befördert  wurde,  zur  Requisition  des  Kriegsbedarfs 
und  zur  Bezahlung  der  Kulis  den  Papierrubel  nicht  ohne  weiteres  ver- 
wenden konnten.  Daher  ist  es  offenbar,  daß  chinesisches  Silbergeld 
zu  jener  Zeit  für  die  russischen  Truppen  unentbehrlich  geworden  var. 

Femer  besagt  der  Bericht  des  Kaiserlichen  Generalkonsuls  I  j  u  i  n 
in  Tientsin  über  die  russischen  Papierrubelscheine: 

Seit  der  Krotfnung  des  Krieges  z>x  ischen  Japan  und  Rußland 
seien  unter  vielen  Chine>en  Zweilei  über  die  liinlösbarkcit 
der  Rubelscheine  aufgekommen.  Man  habe  gefürchtet,  daiJ 
sie  Fälschungen  seien,  und  ihr  Kredit  sei  beeinträchtigt 
worden.  Auch  unter  den  Russen  und  den  russischen  Re- 
gierungslieferanten seien  nur  sehr  wenig  Rubelscheine  in 
Verkehr  gewesen,  wenn  man  auch  nicht  t>ehaupten  könne, 
daß  sie  absolut  keinen  Umlauf  gehabt  hätten.  Wenn  die 
Banken  in  Tientsin  sie  in  die  Hände  bekommen  hätten,  so 
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hätten  sie  sie  nicht  als  Geld  behandelt,  sondern  als  eine 
Art  Wertpapier. 

Danach  hat  der  Rubelschein,  nachdem  die  russischen  Truppen 
bei  Nanshan  und  Tehlitze  geschlagen  worden  waren,  unter  den  Chinesen 
allgemein  keinen  Umlauf  gehabt.  Er  war  nur  gelegentlich  des  Kurs- 
sturzes eine  Art  Handelsobjekt  für  Kaufleute,  die  großen  Gewinn  er- 
zielen wollten.  Daher  hat  der  Rubelschein  auch  die  Requisitionen  der 
russischen  Truppen  und  die  Löhne  der  Kulis  nicht  zahlen  können. 
Aus  allem  diesem  geht  hervor,  daß  die  russischen  Truppen  chinesisches 
<jcld  nötig  hatten. 

WVnn  CS  auch  offenbar  ist,  daß  trotz  de«;  japanisch-rus^i^chen 
Kriet,'e>  die  Hauptprodukte  Niutschv;  angs,  Bohnen,  Bohnenkuchen  und 
Bohnenöl,  wie  auch  die  Reklamanten  behaupten,  verhandelt  worden 
sind,  so  besteht  daneben  doch  die  latsache,  daß  auf  der  anderen  Seite 
Kaufleute  in  Benutzung  der  Gelegenheit,  daß  die  nissischen  Truppen 
chinesisches  Liulauf^geld  nötig  hatten,  die  vermehrten  Rubelscheinc 
hillig  von  den  russischen  Truppen  kaufen  und  dadurch  großen  Gewinn 
erzielen  konnten.  Daher  stimmt  die  Behauptung  der  Reklamanten,  daß 
das  in  Streit  befangene  Silbergeld,  weil  jener  Warenhandel  in  Befaieb 
gewesen  sei,  auf  keinen  Fall  dem  Kriegsgebrauch  des  Feindes  gedient 
haben  wQrde,  nicht  mit  den  Tatsachen  Qberein.  Vielmehr  ist  es  natür- 
lich anzunehmen,  daß  zu  einer  solchen  Zeit  die  geschäftlich  scharf- 
sannigen  chinesischen  Kaufleute,  vor  allem  die  Bankuntemehmer,  an- 
stelle ihrer  gewöhnlichen  Geschäfte  lieber  Rubelscheine  billig  von  den 
Russen  kaufen  und,  um  einen  außerordentlichen  Profit  zu  erzielen, 
<lie  Gefahr  eines  solchen  üeldimports  laufen  würden. 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  ist  durch  Vermittlung  der 
5eetransportfirma  Täng  Ming  Chien,  welche  eine  volle  I^adung 
von  Kriecfskonterbande  heimlich  nach  Niuts'.  hwang  zu  befördern  beab- 
sichtigt hatte,  zugleich  mit  dieser  Konterbande  auf  demselben  Schiff 
verladen  und  befördert  sxordcn.  I^a/u  ist  sein  Bestimmungsort  ein 
ru^^i«^^her  l.tappenort  und,  wie  oben  dargetan,  bedurften  die  russischen 
Truppen  solchen  Cieidcs.  Daraus  muß  geschlossen  werden,  daß 
der  Zvkcck  der  Einfuhr  des  Oeldes  der  gleiche  gewesen  ist  wie  der 
der  Hinfuhr  der  übrii,an  Konlerbandeiadung,  nämlich  Lieferung  zum 
(Jebrauch  der  russischen  Iruppen. 

Demnach  ist  es  durchaus  zutreffend,  wenn  das  Gericht  erster 
Instanz  die  Einziehung  des  Geldes  ausgesprochen  hat. 

Da  Personen,  welche  Schleichimport  treiben,  immer  genötigt  sind, 
mit  allen  Mitteln  den  Verdacht  abzulenken  und  die  Spuren  zu  verheim- 
lichen, so  kann  die  Talsache,  daß  man  in  Shanghai  beim  Zollamt  öffent- 
lich die  Ausfuhrformalitäten  erfüllt  hat,  nicht  als  ein  Beweis  erachtet 
werden,  welcher  geeignet  sei,  der  obigen  Annahme  entgegenzustehen. 
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Wenn  man  die  von  den  Reklamanten  angeführten  Beweise  be- 
trachtet, so  können  sie  lediglich  zu  der  Vermutung  führen,  daß  in  jedem 
Jahre  Fälle  von  Einfuhr  kleinen  Silbergeldcs  nach  Niutschvcang  vor- 
kommen. Für  die  Behauptung  aber,  daß,  obgleich  eine  Gelegenheit, 
{^foßen  Gcvcinn  zu  erzielen,  vorhanden  vcar,  diese  Geleg'enhcit  nicht 
berücksichtigt  worden  sei  und  das  Geld  für  die  alljährlich  wieder- 
.  kehrenden  Handelsz\recken  dienen  sollte,  ist  keinerlei  Bevt  eis  vorhanden. 

Die  Reklamanten  behaupten,  daß  es  nicht  zu  bestreiten  :ei,  daß. 
die  Verwendung  von  Silbergeld  sich  nicht  auf  die  russische  Armee  und 
Marine  beschränke,  sondern  daß  es  allgemein  im  kaufmännischen  Ver- 
kehr unter  den  Chinesen  vervcendbar  sei.  Was  indes  das  von  den  Re- 
klamanten einzuführen  beabsichtigte  Silbergeld  angeht,  so  ist  aus  den 
Tatumständen  die  Annahme,  dafi  dassellse  zum  Gebrauch  der  russischen 
Truppen  dienen  würde,  ganz  offenbar  berechtigt.  Dasselbe  kann  daher, 
gerade  wie  auf  Grund  derselben  Tatumstände  der  gleichen  Annahme 
-  bei  Lebensmitteln  wie  Reis  und  Weizenmehl  nichts  im  Wege  stellt^ 
als  Konterbande  angesehen  werden. 

Da  femer  der  Grund  dafür,  da&  Lebensmittel,  Geld  usw.,  wenn 
sie  nach  feindlichem  Gebiet  gehen  oder  zum  feindlichen  Kriegsgebrauch 
geliefert  werden  sollen,  als  Konterbande  gelten,  der  ist,  daß  man  da- 
gegen ist,  daß  solche  Güter  im  Knde  die  Kriegsfähigkeit  des  Feindes 
unterstützen,  so  ist  die  Iiage,  ob  ihr  Bestimmungsort  ein  Xriegshafen 
oder  Blockadehafen  ist,  für  die  Bestimmuntr,  ob  ein  Konterbandetransport 
\orliej;t  oder  nicht,  nicht  von  wesentlicher  Bedeutuni:^.  Wenn  der  Be- 
stinnnnny^sort  ein  Kriegshafen  oder  ein  Blockadehafen  ist,  so  liefert 
das  nur  einen  Umstand,  welcher  die  Vermutung,  daß  die  dorthin  be- 
stimmten Güter  Konterbande  sind,  erleichtert.  Daher  ist  iuch  dieser 
Punkt  der  Berufung  nicht  anzuerkennen. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  vi  ird  abgewiesen. 

Am  25.  Dezember  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklatiiaiiteii:Die  chinesischen  Staatsangehörigen  Chan  Yö  Po 
und  Ching  Pu  Saw,  in  Firma  Ving  Yü  Hao,  aus  der  Provinz 

Canton,  Regierungsbezirk  Chowchow,  Haiyang  bzvi.  Chaoyang. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Sakurai  Ikkyu,  Regierungs- 

ijezirk  Hiogo,  Kobe,  Kitanagasadori  sichome  Nr.  54. 

In  der  Prisensache  betreffend  Ladung  des  chinesischen  Dampfers 
„t^ei-Ping"  wird,  wie  folgt,  entschieden: 
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Urteilsformel: 

Die  unter  der  Ladung  des  Dampfers  ,,1'ci-Ping"  befindlichen,  von 
der  Hrma  Kai  Fing  Chiang  an  die  Firma  Ving  Yü  Hao  ver- 
sandten 8  Kisten  mexikanischer  Dollars  werden  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  8  Kisten  mexikanischer  Dollers 
bestehen  aus  Jdeinem  chinesischen  Silbergeld.  Sie  sind  von  dem  Fracht- 
geschäft KaiPingChiangauf  dem  chinesischen  Dampfer  „Pei-Ping" 

mschifft  und  am  5.  Juli  1904  an  Ving  Yü  Hao  abgesandt  worden. 
Als  am  17.  d.  M.  das  Kaiserliche  Kriegsschiff  „Hongkong  iMaru"  den 
Dampfei  „Fei-Ping"  wegen  Konterbandetransports  etwa  10  Seemeilen 
nordöstlich  von  Weihaivcei  in  China  aufbrachte,  wurden  auch  die  zur 
VerhandluriL^  stehenden  (jüter  mit  Beschlag  belegt. 

Diese  Fatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aiissageschrift  des 
Vertreters  des  Kommandanten  der  „Hongkong  iWaru",  Leutnants  zur 
See  luamuro  Tetsujiro,  die  Vernehmungsprotokolle  des  Kapi- 
täns A.  Mactaggart,  des  Kompradors  Cheong  Sow  Win;::,  des 
1.  Offiziers  H.  C.  Atkinson,  die  Konnossemente  und  das  Ladungs- 
verzeichnis des  genannten  Dampfers. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  der  Vertreter  der  Rekla- 
mation sind  folgende: 

Die  Reklamanten  betrieben  in  Niutschwang  ein  Geschäft,  in 
welchem  sie  Bohnen,  Bohnenkuchen  und  Bohnenöl  einkauften,  welches 
sie  nach  Shanghai  und  anderen  Plätzen  ausfährten.  Sie  hätten  das 
zur  Verhandlung  stehende  Silbergeld  von  Shanghai  kommen  lassen, 
weil  die  Zeit  zum  Einkauf  ihrer  Handelswaren  gekommen  gewesen 
sei  und  vceil  als  Resultat  der  Neigung  des  Handels  zu  einem  ein- 
seitigen Wcchselverkehr  Kapital  nötig  gewesen  sei. 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  sei  nicht  für  die  russi<;che 
Armer  oder  Marine  bestimmt  gewesen  und  habe  auch  nicht  /ii  Ihrem 
Gebrauch  geliefert  werden  sollen.  Daher  sei  es  keine  Konterbande 
und  müsse  freigegeben  werden. 

Der  Reklamant  hat  zum  Beweise  dieser  latsachen  verschiedene 
bewcihstücke  eingereicht. 

Die  Hauptpunkte  der  Aui-ieht  de^  Slaat.sanwalts  sind  folgende: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  üüter  würden  nach  ihrer  .\n- 
kunft  in  Niutschwang  zum  Gebrauch  der  russischen  Truppen  gedient 
haben.  Sie  seien  daher  Kriegskonterbande  und  mäfiten  eingezogen 
werden. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 
Wenn  Lebensmittel  oder  Geld  nach  einem  von  den  feindlichen 
Truppen  besetzten  Hafen  versandt  worden  sind,  so  kann  je  nach  den 
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Umständen  angenommen  werden,  daß  sie  zum  Gebrauch  dieser  Truppen 
dienen  Verden. 

Niutschwang  war  zur  fraglichen  Zeit  von  den  russischen  Truppen 
besetzt  und  diente  als  ein  Hauptetappenort.  Außerdem  hatte  das  russi- 
sche Kriegspapicrgeld  durch  die  andauernden  Niederlagen  der  russi- 
schen Armee  und  Marine  sehr  an  Kredit  verloren,  und  es  ist  bekannt, 

daß  chinesisches  Metallg'eld,  insbesondere  kleines  Geld  wie  das  zur 
Verhandlung  stehende  Silber^^eld,  stark  benötigt  wurde,  um  der  läg- 
lichen  Nachfrage  zu  entsprecfien.  Ls  muß  daher  angenommen  werden, 
daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Silbergeld  nach  Ankunft  in  Niu- 
tschuang  sofort  zum  (iehrauch  der  genannten  Iruppen  geliefert  worden 
wäre,  Iis  wird  demnach  für  Kriegskonterbande  angesehen,  und  weder 
die  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation  noch  die  von  ihm 
eingereichten  Beweisdokumente  sind  imstande,  diese  Annahme  umzu' 
stoßen. 

Es  wird  daher  wie  in  der  ürteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  17.  Dezember  1904  im  PrisengeHcht  zu  Sasebo 
im  Beisein  des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


Reklamanten:  Chan  Yü  Po  und  Ching  Pu  Saw,  chinesische 
Staatsangehörige,  in  Hrma  Y  i  n  Y  ü  Hao,  aus  China,  Provinz  Can- 
ton,  Regierungsbi'/irk  rhoxxchow,  Haiynng  bzw.  Chaoyang. 

Prozeßvertreter:  1  )iv  Rechtsanwälte  T  a  k  a  g  i  T  o y  o  z  o  ,  Tokio, 
Kojimachiku,  Uchisai\xaicho  sichome  Nr.  3  und  Sakurai  Ikk}  u,  Re- 
gierungsbezirk fiiogo,  Kobe,  Kita  agasadori  Nr.  54. 

Am  17.  Dezember  1904  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der 
Prisensache  betreffend  Ladung  des  Dampfers  „Pei-Ping",  welcher  am 
17.  Juli  1904  auf  37  •  35 '  n.  Br.  und  122  •  23 '  ö.  L.  von  dem  Kaiserlichen 
Kriegsschiff  „Hongkong  Maru"  aufgebracht  worden  ist,  ein  Urteil  ge- 
fällt, in  welchem  auf  Einziehung  der  unter  der  Ladung  des  Dampfers 
„Pei-Ping"  befindlichen,  von  der  Firma  Kai  Ping  Chiang  an  die 
Firma  Ving  Yü  Hao  versandten  8  Kisten  mexikanischer  Dollars  er- 
kannt worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  haben  die  Reklamanten,  die  chinesischen  Staats- 
angehörigen Chang  Yü  I^o  und  Ching  P u  Saw,  in  hirraa  Y i n g 
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Yü  Hao,  durch  die  Rechtsan>xälte  1  akagi  Toyozo  und  Sakurai 
Ikkyu  als  Prozeßvertreter  die  Berufung  eingelegt,  welche  im  Beisein 
der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku  und  Dr.  jur.  Ishiwatari 
B  i  n  i  c  h  i  beim  Oberprisengericht  geprüft  worden  ist 

Die  Hauptberufungspunkte  der  Vertreter  der  Reklamation,  Ta- 
kagi  Toyozo  und  Sakurai  Ikkyu,  sind  folgende: 

Es  werde  Aufhebung  des  am  17.  Dezember  1904  von  dem  Prisen- 
gericht  in  Sasebo  abgegebenen  Urteils  auf  Einziehung  der  auf  dem 
chinesischen  Dampfer  „Pei-Ping"  verschifften  8  Kisten  mexikanischer 
Dollars  und  Freigabe  derselben  beantragt,  und  zwar  aus  folgenden 
üründen : 

1  Die  Ri-klaniantcn  hetrieben  in  Niutschwang  ein  Ausfiihrcfe-.ch.itl 
in  Bohnen,  Hohrienkut  ht-n  und  Bohncnöl.  Bei  der  Ausfuhr  dieser 
Güter  nach  Shangliai  nähmen  sie  dtri  Preis  dafür  in  Shani^hai  ein  und 
die  Cberbcudung  dieses  Oeldes  nach  Niutschvt  ang  vt  crde  entw  eder  durch 
Ankauf  in  Niutschvtang  zahlbarer  Wechsel  oder  in  Form  baren  Oeldes 
bewerkstelligt.  Auch  in  Fällen,  wo  Bohnen,  Bohnenkuchen  und  Bob- 
nenöl  von  Niutschwang  nach  anderen  Plätzen  wie  Shanghai  ausgeführt 
wurden,  werde  der  Preis  bisweilen  in  Shanghai  gezahlt.  Denn  als 
Zentrum  des  chinesischen  Handels  sei  Shanghai  auch  der  Mittelpunkt 
des  Geldumlaufs.  So  habe  der  Agent  der  Reklamanten  in  Shanghai  das 
zur  Wrhandlung  stehende  Oeld  in  der  beschriebenen  Weise  im  Be- 
triebe des  Geschäfts  vereinnahmt,  bei  einem  Wechsler  gewechselt  und 
an  seine  Firma  Ving  Yü  Hao  in  Niutschvtang  jreschickt. 

Daß  bares  Silbergcld  .q:cschickt  v^orden  sei,  habe  seitun  Cirund 
darin,  daß  i^erade  in  Niiitschw  arii^  die  Zeit  für  die  Ausfuhr  von  Bohnen, 
Bohnenkuchen  usvf.  gekurnnitn  i,a\vesen  sei.  Denn  da  die  I  xportlirma 
Ving  Yü  Hao  in  der  Rcs^nl  Zahlung  für  die  Bohnen  in  kleinem 
Silbcrgeld  leiste,  sei  es  nötig  gcviesen,  bares  ücld  zu  schicken.  Das 
sei  einer  der  Gründe,  vteshalb  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld 
in  bar  geschickt  worden  sei. 

Wenn  In  Niutschwang  Silbergeld  reichlich  und  der  Kurs  für  in 
Niutschwang  zahlbare  Wechsel  in  Shanghai  niedrig  gewesen  wäre,  so 
v-äre  es  allerdings  nicht  nötig  gewesen,  daß  der  Agent  der  Reklamanten 
extra  SilbtTgeld  hätte  schicken  sollen.  In  Niutschwang  habe  es  aber 
an  Silbergeld  t^e fehlt,  und  der  Wechselkurs  auf  Niutschwang  sei  in 
Shanghai  so  hoch  gewesen,  daß  selbst  nach  Zahlung  der  Fracht  und 
Vtrstchcnmij  die  Sendung  von  barem  (kld  immer  noch  geschäftlich 
vorteilhaft,  abgesehen  davon,  daß  sie  notweiHÜL;  L,a\ve-^cn  sei.  Das 
sei  der  zweite  Grund,  weshalb  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld 
in  bar  ühersandt  worden  sei. 

Die  obigen  rat>achen  gingen  hervor  aus  den  Beviei>^tücken 
Nummer  2,  3,  5  bis  7  und  9  bis  11. 
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2.  Daß  der  Agent  der  Reklamanten  das  zur  Verhandlung  stehende 
Silbergeld  an  die  Firma  Ving  Yü  Hao  in  Niutschwang  i^schickt 
habe,  sei,  wie  dargetan,  eine  für  eine  Exportfirma  natürliche  Maß- 
nahme, die  mit  den  russischen  Truppen  in  keinerlei  Beziehung  stehe. 
Wenn  man  annehme,  daß  es  zulässig  sei,  eine  derartige  reine  Handels- 
transaktion für  nncrlsiubt  /u  erklären,  und  die  auf  der  Reise  befindlichen 
Güter  einzu/ieheri,  so  bedeute  das  eine  I  jit/iehuni^  des  Rechts  Clewerbe 
zu  treiben.  Von  etwas  dergleichen  aber,  wie  insbesondere  auch  tiavon, 
daß  neutralen  Staats^ingehörigen  das  Recht  auf  ihr  gewöhnliches  üe- 
werbe  in  ihrem  eigenen  Lande  entzogen  werden  könne,  habe  man 
bislang  in  der  Praxis  und  der  Wissenschaft  des  Kriegsvölkerrechts  noch 
niemals  etwas  gehört. 

3.  Der  Dampfer  „Pei-Ping"  habe  seine  Absicht,  nach  Niutschwang 
und  anderen  Häfen  zu  gehen,  in  Shanghai-Zeitungen  bekannt  gemacht, 
und  der  englische  Konsul  habe  die  Abreise  des  Dampfers  zwecks  Ofiter- 
transports  nach  Niutschwang  gutgeheißen.  Auch  das  Zollamt  in  Shang- 
hai  habe  die  öffentlich  nach  Niutschwang  gehende  Ladung  passieren 
lassen.  Daher  hat>e  der  Agent  der  Reklamanten  ohne  weitere  Über- 
|f'(Tuni^  .Cfan7  unbefangen  dem  Schiffe  das  7ur  Verhandlung  stehende 
Silbergeld  zur  Belörderung  übergeben.  Demnach  sei  die  Beschlag- 
nahme, von  der  Einziehung  nicht  /u  reden,  im  höchsten  Cirade  un- 
erwartet gekommen.  Wenn  man  das  Geld  wirklich  lieindich  habe  ab- 
senden wollen,  um  es  zum  Gebrauch  der  russischen  Truppen  zu  liefern, 
so  hätte  man  ein  so  öffentliches  I  ransporlvertahren  nicht  wählen  j-ollen. 
Daß  man  aber  doch  ein  solches  Verfahren  chtgeschlagen  habe,  liefere 
reichlichen  Grund  für  die  Vermutung,  daß  böser  Glaube  dabei  nicht 
vorgelegen  hat». 

4.  In  dem  Urteil  erster  Instanz  werde  zur  Begründung  lolgendes 
gesagt: 

Niutschwang  sei  zur  fraglichen  Zeit  von  den  russischen 
Truppen  besetzt  gewesen  und  habe  als  ein  Hauptetappenort 

gedient.  Außerdem  habe  das  russische  Kriegs papiergeld 
durch  die  andauernden  Niederlagen  der  russischen  .Armee 
und  .Marine  sehr  an  Kredit  gelitten,  und  es  sei  bekannt, 
daß  chinesisches  Metallgeld,  insbesondere  kleines  (ield  wie 
das  zur  Verhandlung  stehende  Silliergcld,  ben(')tigt  worden 
sei,  um  der  täglichen  Nachfrage  zu  entsprechen,  L.»  mü->se 
daher  angenommen  werden,  daß  das  zur  Verhmdlimg 
stehende  Silbergeld  nach  Ankunft  in  Niutschwang  solort 
zum  Gebrauch  der  genannten  Truppen  geliefert  worden 
wäre. 

Daraufhin  aber,  daß  Niutschwang  ein  Hauptetappenort  der  russi- 
sehen  Truppen  sei,  annehmen  zu  wollen,  daß  alle  dorthin  eingeführten 
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Oütci  /.um  Gebrauch  der  Truppen  geliefert  vt  ürden,  sei  unbillig  streng 
und  widerlaufe  auch  den  Tatsachen.  Daß,  wenn  auch  Niutschwang 
zur  fraglichen  Zeit  von  den  russischen  Truppen  besetzt  gewesen  sei, 
deshalb  der  Handel  Ntutschwangs  nicht  in  Stillstand  geraten,  sondern 
tatsächlich  ausgeObt  worden  sei,  Icönne  man  aus  den  das  Beweisstück 
Nr.  15  bildenden  telegraphischen  Mitteilungen  der  Niutschwang-Filiale 
der  offenen  Handelsgesellschaft  Mitsui  Bussan  über  die  Handels- 
lage in  Niutschwang  bis  zum  Juli  des  vorigen  Jahres  entnehmen.  Wenn 
später  die  chinesisclu-  Zollstatistik  für  das  Jahr  1904  erscheinen  werde, 
so  xxürden  diese  Tatsachen  sich  bcstntitrpn. 

Selbst  nnj^cnommcii,  die  russischen  Iruppen  hätten  üeld,  wie 
das  zur  Verhandlung  stellende,  nötig  gehabt,  so  sei  es  doch  unsinnig, 
ohne  zu  fragen,  wem  es  gehöre,  an/iinehrnen,  daß  es  unbedingt  an 
die  Truppen  geliefert  worden  wäre.  Auch  sprächen  die  latsachen  nicht 
dafür:  vielmehr  müsse  grundsätzlich  angenommen  werden,  daß,  wenn 
die  Reklamanten,  welche  ein  Exportgeschäft  hätten,  von  Shanghai,  woher 
sie  ihre  Kapitalien  geliefert  bekämen,  nach  Niutschwang,  dem  Sitz  ihres 
Geschäfts,  Geld,  welches  zum  Betrieb  des  Geschäfts  erforderlich  sei, 
befördern  ließen,  dieses  Geld  im  Betriebe  des  Geschäfts  der  Rekla- 
manten zur  Verwendung  kommen  solle. 

Wenn  man  diese  natürliche  Vermutung  umstürzen  wolle,  so  be- 
dürfe  es  dazu  unter  allen  Umständen  sicherer  Gründe  und  Beweise. 

Wenn  daher  das  Urteil  erster  Instanz  auf  die  dort  verzeichneten  vagen 
Gründe  hin  eine  Annahme  aufgestellt  habe,  welche  dieser  natürlichen 
Vermutung  widerspreche,  so  sei  das  auch  vom  Standpunkt  des  Beweis- 
rechts unzutreffend. 

5.  Silbergeld  sei  sogenannte  bedingungsweise  Konterbande.  Da 
es  danach  nur  in  den  beiden  fällen:  (1)  daß  es  für  die  ieindliche 
Armer  oder  Marine  bestimmt  sei;  (2)  daß  es  nach  feindlichem  Gebiet 
bcstinunt  ^ei  und  angenonunen  Vierden  niü^se,  daß  es  zum  Gebrauch 
der  feindlichen  Armee  oder  Marine  dienen  würde,  Kriegskonterbande 
sei,  so  sei  es  nötig,  für  die  Behauptung,  daß  es  Konterbande  sei,  Be- 
weise beizubringen,  welche  dartäten,  daß  es  für  die  feindliche  jXrmee 
oder  Marine  bestimmt  gewesen  sei  oder  daß  es  zu  ihrem  Gebrauch 
habe  geliefert  werden  sollen. 

Wenn  man  also  bei  der  Annahme,  daß  Konterbande  nach  dem 
Fall  „(2)"  vorliege,  einfach  folgere,  daß  die  Güter,  weil  sie  iiach  einem 
von  feindlichen  Truppen  besetzten  Ort  gesandt  würden,  uich  zum 
Kriegsgebrauch  des  Feindes  geliefert  vcerden  \x  Orden,  so  schließe  man 
aus  dem  Vorhanderisem  diT  ersten  dt-r  beiden  Bcdingungi-n,  weiche 
diesei  Fall  erfordere,  ohne  vieiteri's  auf  das  Vorhandensein  aiu-li  der 
zueilen  Bedingung.  Das  sei  int  1  rfoli^  dasselbe,  als  wenn  u.v  /weite 
Bedingung  überflüssiger« eise  geschrieben  ->ei,  und  laufe  daraut  hinaus, 
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daß  die  bedingte  Kriegskonterbande  des  Falls  „(2)"  keinen  Unterschied 
von  der  absoluten  Konterbande  aufweise,  so  daß  der  Sinn,  welcher  der 
Unterscheidung  dieser  beiden  zugrunde  liege,  völlig  zunichte  gemacht 
werde. 

Man  werde  aber  vielleicht  behaupten,  die  Grundlage,  auf  welche 

hin  das  Gericht  erster  Instanz  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld 
als  Konterbande  angesehen  habe,  beschränke  sich  nicht  nur  darauf^ 
daß  das  Geld  nach  einem  vom  Feinde  besetzten  Platz  bestimmt  sei^ 
sondern  es  sei  auch  noch  die  vc  eitere  Bce^ründung  beigefügt,  daß  die 
feindliche  Armee  oder  jMarine  es  benutzen  werde. 

Demgegenüber  sei  aber  folgendes  zu  bemerken:  Jedermann  könne 
in  allen  Umständen  (ield  gebrauchen,  und  die  Verwendbarkeit  desstlbtii 
beschränke  sich  nicht  aut  die  russische  Armee  und  Marine.  Wenn 
demnach  dafür,  daß  nur  die  russische  Armee  oder  Marine  das  zur 
Verhandlung  stehende  Geld  gebrauchen  werde,  keine  tiesonderen  Gründe 
vorlägen,  so  gebe  die  oben  genannte  weitere  Begründung  des  Urteils 
erster  Instanz  auf  die  Frage,  inwiefern  die  Annahme  berechtigt  sei, 
daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  bei  den  russischen  Truppen 
zur  Verwendung  kommen  werde,  die  Ant^^ort,  man  müsse  annehmen, 
daß  es  bei  den  russischen  Truppen  zur  Verwendung  gekommen  w  äre, 
vceil  diese  es  zu  ven»'enden  genötigt  gewesen  seien.  Das  sei  Beant- 
wortuno- einer  Frage  mit  derselben  Frage. 

Dhviohl  den  Reklamanten  die  Beweislast  nicht  obliesre,  hntten  sie 
ihre  Behauptun.L;,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  weder  ;m 
die  rushischei)  Iruppen  bestimmt,  noch  zu  ihrem  Gebrauch  zu  liefern 
gewesen,  daß  es  viehnehr  zur  Deckung  des  Bedarfs  in  dem  Geschäft 
der  Reklamanten  versandt  worden  sei,  mit  verscliiedcnen  beweiskräftigen 
Tatsachen  und  Gründen  belegt.  Der  Staatsanwalt  habe,  ohne  dagegen 
einen  einzigen  Gegenbeweis  vorzubringen,  diese  Erklärung  der  Rekla- 
manten verworfen,  und  die  Entscheidung  des  Gerichts  erster  Instanz, 
welches  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  beipflichte,  sei  daher  auch  vom 
Standpunkt  der  Beweisführung  rechtswidrig. 

6.  Fs  sei  freilich  nicht  zu  leugnen,  daß  Niutschwang  nicht  nur 
zur  Zeit  der  Aufbringung,  sondern  schon  seit  der  Zeit  vor  dem  japanisch- 
russischen Krieg  unter  russischer  Gewalt  gestanden  habe.  Aber  man 
müsse  dies  besetzte  Gebiet  nicht  einem  gev»,  öhnlichen  Okkupations- 
gebiet i^leiehsteilen.  Denn  Niutsrluxang  sei  ein  dem  Handel  der  Mächte 
offenstehender  Hafen  und  kein  Kriegs-  oder  Bloekadehaten.  FIs  .könne 
nicht  mit  nur  während  des  Krieges  besetzten  Gebieten,  wie  zum  Beispiel 
der  Song  To-Bucht,  der  Taubenbucht  und  der  Sho  Ping-Insel  bei 
Port  Arthur  auf  eine  Stufe  gestellt  werden.  Wenn  relative  Konter* 
bandegüter,  d.  h.  Güter,  wie  sie  im  §  14  der  Seeprisenordnung')  auf- 
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gestellt  seien,  nach  der  Song  To^Bucht  usw.  bestimmi  wären,  so  werde 
jedermann  dem  zustimmen,  wenn  man  annehme,  daB  sie  direkt  für  die 
russischen  Truppen  bestimmt  seien  und  daher  als  Kriegskonterbande 

eingezogen  werden  müßten.  Wenn  man  aber  einen  solchen  Fall  und 
den  Fall,  wo  die  Ciütcr  nach  Niutschwang  bestimmt  seien,  ({leichsteile, 
so  entspreche  das  nicht  dem  \xahren  Sinn  der  japanischen  Seeprisen- 
firdnunn-  und  de^  Völkerrechts  über  die  Behandhtnq;  neutralen  Outes. 
Besonders  ^eieii  auch  die  zur  VethatKilung  stehenden  Silbermün/en 
kiir,i»tes  (ield,  wie  es  unter  den  Chinesen  und  den  in-  und  aii>- 
luridij.chen  Kaulleuten  Kurs  habe.  Von  anderen  Konterbandeufüldii, 
uie  Lebensmitteln  ujul  dergleichen,  sei  es  \ceit  verschieden,  and  es 
lägen  Gründe  vor,  nach  denen  man  nicht  auf  Gebrauch  seitens  der 
Truppen  schließen  müsse.  Beispielsweise  sei  zwischen  Lebensmitteln, 
welche  zum  Gebrauch  fQr  die  Russen,  und  solchen,  welche  zum  Ge- 
brauch für  die  Chinesen  dienen  sollten,  ein  großer  Unterschied,  so 
daß  man.  wenn  Lebensmittel,  welche  für  Russen  geeignet  seien,  in 
großer  Menge  nach  Niutschwang  bestimmt  würden,  diese  wohl  als 
KcMitertKUide  ansehen  könne.  Geld  sei  aber  nicht  nur  bei  Iruppen 
verwendbar,  und  da  auch  die  Menge  des  hier  versandten  Geldes  im 
Handel  mit  den  großen  Mengen  Bohnen,  Bohnenkuchcn  und  Bohnen- 
öl  keinen  Uberschuß  lassen  \t  ürde,  so  könne  tnan  es  nicht  »iiit  l.ebens- 
mitteln  vergleiehen  und  als  I  ruppenbedarf  ansehen, 

7.  Niutsehw  ant^  sei  ein  Handelshafen.  Daher  müsse  man  einen 
Fall  von  bedingter  Kricg.-skonterhande,  wie  Geld,  besonder^  t^ory;l"ältig 
tibcrlcgcii.  Deshalb  werde  besonders  die  rechtliche  .Auffassunij^  tier 
Stellung  Niutschwangs  der  Beachtung  empfohlen,  welche  nui  der 
diplomatischen  Frage  über  den  Handel  mit  Bohnen,  Bohnenkuchen  und 
Bohnenöl  eng  verknüpft  sei.  Dieselbe  sei  folgende:  Die  Verhandlungen 
betreffend  die  Frage,  ob  die  Ausfuhr  von  Bohnen,  Bohnenkuchen  usw. 
aus  Niutschwang  verboten  werden  solle,  hätten  zu  dem  Resultat  ge- 
fuhrt, daß  die  Ausfuhr  gestattet  sein  solle,  wenn  garantiert  wurde, 
daß  die  Güter  nicht  beim  Militär  zur  Verw  endung  kommen  \<'ürden. 
Dieses  sei  der  Kaiserlichen  Regierung  mittels  Berichts  r! es  in  China 
akkreditierten  Kaiserlichen  Gesandten  vom  18.  April  1904  mitgeteilt 
«orden,  und  Japan  habe  die.5;e  Tat>;ache,  daß  die  Bohnen,  Bohnen- 
kuchen usw.  nach  japanischen  hiäfen  ausgeführt  werden  würden,  mit 
Freuden  begrüßt. 

Wenn  daher  auch  Niutschwang  von  den  rus>ischen  Truppen  be- 
setzt gewesen  sei,  so  sei  es  doch  ein  diplomatiächcs  Faktum,  <lali  der 
Handel  mit  Bohnen,  Bohnenkuchen  usw.  von  Japan,  Rußland,  China 
und  anderen  neutralen  Staaten  gutgeheißen  sei.  Darin  liege  ein  wich- 
tiger Orundt  weshalb  die  vorliegende  Sache  nicht  allein  daraufhin,  daß 
Rußland  Niutschwang  besetzt  habe,  entschieden  werden  könne. 
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Denn  viciiii  die  Mächte  so  den  Handel  mit  Bühnen,  Bohnenkuchen 
usw.  fibereinstimmend  gestattet  hätten,  so  falle  auch  das  Resultat  dieses 
Handels,  nämlich  dafi  die  Kaufleute  den  Preis  für  die  verkauften  Waren 
in  Empfang  nähmen,  in  den  Bereich  dieses  ül>ereinstimmend  gestatteten 
Handels.  Demnach  könne  das  Silbergeld,  welches  als  Preis  für  die 
Bohnen,  Bohnenkuchen  usw.  eingenommen  sei,  vorausgesetzt,  claB  es 
nicht  an  die  russischen  Truppen  gehe,  nicht  eingezogen  werden. 

Daß  aber  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  der  Kaufpreis  für 
frühere  Bohnen,  Bohnenkuchen  usw.,  sowie  Kapital  für  den  luck  in 
Zukunft  gestatteten  Einkauf  derselben;  und. daß  es  kleines  Geld  sei, 
wie  es  für  solche  Einkäufe  nötig  sei;  kurz,  daß  es  in  jeder  Beziehung: 
im  Rahmen  harmlosen  Handelsverkehrs  stehe,  alles  dies  gehe  aus  den 
eingereichten  Beweisen  klar  hervor. 

* 

Da  die  Absicht  des  Völkerrechts  und  der  Seeprisenordnung  dahin 

gehe,  die  Rechte  neutraler  Staatsangehöriger  zu  achten,  so  xerde  um 
äußerste  Unparteilichkeit  bei  Beurteilung  der  zum  Beweise  ungefalschter 
Tatsachen  eingereichten  Bevc  eisdokumente  get>eten. 

Die  Hauptpunkte  der  t:r\x  iderung  der  Staatsanwälte  beim  f*risen- 
gericht  zu  Sasebo,  Mizukami  Chojiro  und  Vamamoto 
Tatsurokuro,  sind  folgende: 

1.  Die  zur  Verhandlung  stehenden  acht  Kisten  Silbergeld  im 
Betrage  von  72000  Dollar  sollten  nach  Aussage  der  Reklamanten  Kauf- 
geld für  Bohnen^  Bohnenkuchen  und  Bohnenöl  sein.  Wenn  dem  so 
sei,  so  sei  es  für  die  zur  Verhandluno  stehende  Sarhe  von  der  .iller- 
Ljrößten  Bedeutung  zu  xcissen,  wann  und  wo  und  an  wen  die  Ware 
verkauft  sei,  für  welche  das  (ield  der  Preis  sei.  Ober  diese  wichtigen 
Tatsachen  hatten  indes  die  Reklamanten  keinerlei  Beweis  erbracht.  Sie 
halten  lediglich  im  allgemeinen  auf  dcji  Charakter  ihrer  Firma  hin- 
gewiesen und  dargetan,  daß  die  Handelsgewohnheit  bestehe,  den  Preis 
für  Exportgater  des  friedlichen  Handels  in  Shanghai,  der  Zentrale  des 
chinesischen  Handels,  einzunehmen,  und  daß  die  Ot)ersendung  des 
Oeldes  nicht  unbedingt  durch  Wechsel,  sondern  in  Fällen,  wo  es  vorteil- 
haft sei,  t)ares  Geld  zu  schicken,  auch  in  bar  geschehe.  Daß  dies  nicht 
ausreiche,  um  zu  (»gründen,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld 
nicht  zum  Gebrauch  der  russischen  Truppen  habe  geliefert  werden 
sollen,  sei  selbstverständlich.  Außerdem  sei  dies  das  erste  Mal  gewesen, 
daß  die  Reklamanten  bares  Geld  nach  Niutschwang  gesandt  hätten. 
Dies  werde  bewiesen  durch  das  Zeugnis  des  T ä  n  M  i  n  Chien. 
C>hcfs  der  Transportfirmen  Kai  P  i  n  cf  C  h  i  a  ti  14  und  S  h  a  n  g  l  a  \'  u  n 
in  Shanghai,  wi  lchts  dieser  am  26.  Septem hei-  l'M>4  im  Prisengericlus- 
hoi  zu  Sasebü  auf  die  1  rage  des  Staatsanwalts  abgelegt  habe  und  welches 
besage 
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Er  habe  Ying  Yu  Hao,  Yu  Shing  Yuen  und 
Yu  Shifig  Yuen  schon  von  fröher  gekannt;  Transporte 
habe  er  aber  für  diese  Firmen  erst  jetzt  zum  ersten  Male  über- 
nommen.  Seit  50  Jahren  betreibe  er  sein  Transportc^csrhäft 
in  Shanghai,  und  außer  durch  seine  Firmen  gehe  kein  Stück 
Ausfuhrt^ut  nach  Niutschvsang-.    Der  Transport  der  in  den 
Prist-nsachen  „Pei-Pine"  "nH  .,Hsi-Ping"  befangenen  Quter 
lieLje  ausschliefiüch  in  iseiner  iland. 
Nach  (iieseni  Zeugnis  halten  die  Reklamanten  früher  kein  bare*?  Oeld 
nach  ^^lul^^ellwang  gesandt.  Außerdem  könnten  sie  auch  nicht  beweisen, 
daB  nach  dem  damahgen  Wechselkurs  in  Niutschwang,  selbst  nach  Ab- 
zug der  Kommission,  Fracht-  und  Versicherungskosten,  noch  ein  Vorteil 
bei  der  Barsendung  vorhanden  sei. 

Dagegen  sei  Niutschwang  von  den  Russen  okkupiertes  Gebiet  und 
ein  Hauptetappenort  gewesen;  sodann  sei  es  bekannt,  daß  infolge  der 
andauernden  Niederlagen  der  russischen  Truppen  zu  Wasser  und  zu 
Lande  der  Kredit  des  Papiergeldes  in  Liaotung  und  in  der  jMandschurei 
verloren  gegangen  sei,  so  daß  die  russischen  Truppen  für  die  laufenden 
kleinen  Zahlunj^en  kleines  Geld  nötig  gehabt  hätten.  Daher  habe  das 
zur  Verhandlung  stehende  Cicld  \<ohl  in  der  Hoffnung  auf  großen  Ver- 
dienst an  die  russischen  Truppen  geliefert  werden  sollen,  und  man  müsse 
\crmulen,  daß  der  Transport  des  baren  Geldes,  weiclier  so  große  Kosten 
und  so  großes  Risiko  bedingt  habe,  im  Hinblick  darauf  unternommen 
viorden  sei. 

Wenn  daher  das  Urteil  erster  Instanz  in  dem  Transport  des  zur 
Verhandlung  stehenden  Silbergeldes  kein  reines  Handelsunternehmen 
eii>lickt,  sondern  auf  Grund  der  Annahme,  daB  das  Oeld  nach  An- 
kunft in  Niutschwang  zum  Gebrauch  der  feindlichen  Truppen  gedient 
haben  würde,  die  Einziehung  verfflgt  habe,  so  sei  das  nicht  unzutreffend. 

Zur  Einziehung  von  Gütern  auf  Grund  der  Annahme,  daß  sie  zum 
Gebrauch  der  feindlichen  Armee  oder  Marine  geliefert  werden  würden 
und  daher  Konterbande  seien,  sei  es  nicht  unbedingt  erforderlich  dar- 
zulegen, daß  diese  Annahme  sich  auf  Beweise  gründe.  Im  Falle,  daß 
nach  der  Art  der  Güter,  den  Verhaltnissen  des  Finfuhrorts  und  anderen 
Umständen  angenommen  werden  könne,  daß  die  Güter  zum  Gebrauch 
dc!  feindlichen  Armee  oder  Marine  geliefert  werden  würden,  habe  das 
Priiengericht  hieiuber  nach  freier  Überzeugung  zu  befinden. 

Wenn  auch  der  Handel  mit  Kriegskonterbande  eine  Handlung 
sei,  welche  die  Freiheiten  des  öffentlichen  neutralen  Handels  genieße, 
so  wQrden  doch,  um  der  Gefahr  der  Wegnahme  zu  entgehen,  ver- 
schiedene Mittel  ausgedacht,  und,  wenn  man  Kriegskonterbande  trans- 
portiere, so  gebe  man  sich  ganz  allgemein  den  Anscheui,  als  ob  kein 
Kriegskonterbandetransport  vorliege.  So  sei  es  naturlich,  daß  man  Güter 
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nicht  mit  Konnossementen,  welche  offen  an  die  Truppen  ndressieit 
seien,  versende. 

Das  '/ur  Verhandlung'  stehende  Geld  sei  kleines  Silbergeld,  >xelches 
in  den  amtlichen  tiiinesischen  Münzen  L^epräg^  \k  orden  sei.    Da  e.s 
überall  in  China  Kurs  habe,  so  könne  man  selbstredend  aus  der  einen 
Tatsache,  daß  es  nach  Niutschw anq;  befördert  v^ordca  sei,  nicht  ohne 
weiteres  schließen,  daß  es  >'uni  russischen  Kriegsgebrauch  habe  dienen 
sollen.    Indes  sei  NiuUchwang  /u  der  fragliclien  Zeit  ein  russischer 
Hauptetappenort  gewesen;  die  russischen  Truppen  seien  dadurch,  daft 
ihr  Kriegspapiergeld  infolge  der  andauernden  Niederlagen  den  Kredit 
verloren  gehabt  habe,  gezwungen  gewesen,  kleines  chinesisches  Silber- 
geld zu  verwenden;  die  „Pei-Ping",  auf  der  das  zur  Verhandlung: 
stehende  Silbergeld  verschifft  worden  sei,  sowie  die  zu  gleicher  Zeit 
gereiste  „Hsi-Ping"  seien  mit  einer  großen  Menge  von  Konterbande- 
gfitern  vollbeladen  gewesen  und  insbesondere  bezüglich  der  Lebens- 
mittel und  Oetränke  könne  ihrer  Art  wegen  niemand  bestreiten,  daß 
sie  für  den  russischen  Etappen  bedarf  hätten  geliefert  werden  sollen. 
Wenn  man  diese  verschiedenen  latumstande  zusammenhalte,  um  daraus 
den  Tatbestand  des  vorliegenden  1  alles  zu  entnehmen,  so  könne  man 
treilich  nicht  behaupten,  dnß  ^ie  eine  direkte  Begründung  für  die  Tat- 
sache dari>tellten,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  nur  von 
den  russischen  Truppen  gebraucht  worden  wäre;  es  sei  aber  zum 
mindesten  nicht  schwer,  daraus  zu  entnehmen,  daft  es  mit  den  Lebens- 
mitteln zusammen  zum  Gebrauch  der  russischen  Truppen  habe  dienen 
sollen. 

Es  sei  eine  unbegründete  Klage,  wenn  die  Reklamanten  sagten, 
es  sei  vom  Standpunkt  der  Beweisführung  widerrechtlich« 

daß  das  Gericht,  obwohl  die  Reklamanten,  ohne  daß  ihnen  die 
Beweispflicht  obliege,  ihren  Argumenten  verschiedene  stich- 
haltige Beweise  und  Fakta  zugrunde  gelegt  hätten,  sich  der 
Ansicht  des  Stantsnnvenlts  nngeschlossen  habe,  x'clcher  auch 
nicht  den  geringsten  Gegenbeweis  vorgebracht  habe. 

Die  Reklamanten  in  Prisensachen  seien  verschieden  von  strafrecht- 
lichrn  Angeklagten,  und  es  sei  keineswegs  der  Fall,  daß  ihnen  keine 
Bew eispflicht  obliege.  Vielmehr  müßten  sie  dafür,  daß  ihre  Güter, 
ohw  ohl  sie  nach  einem  vom  Feinde  besetzten  Platz  ging^en,  nicht  /um 
Kr ieg.-^gc brauch  des  1  eindes  gelietcrt  werden  sollten,  oder  »ür  die  Be- 
hauptung, daß  es  sich  um  einen  friedlichen  Transport  handele,  die 
Gründe  darlegen.  Da  nun,  wie  schon  oben  dargetan,  die  Reklamanten 
weder  Beweise  noch  auch  Gründe,  welche  die  von  dem  Staatsanwalt 
präsumierten  Tatsachen  umstießen,  vorgebracht  hätten,  so  sei  es  für  den 
Staatsanwalt  nicht  nötig,  einen  Gegenbeweis  zu  erbringen  und  daß 
er  ihn  nicht  erbracht  habe,  sei  als  ganz  natürlich  anzusehen. 
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Daher  sei  die  Berufung  abzuweisen. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 

Es  bedarf  keiner  Erörterung,  daß  Niutschwang  zu  dem  chinesischen 
Hoheitsgebiet  gehört  und  Icein  nissisches  Territorium  ist.  Der  Kaiser- 
liche Konsul  in  Niutschwang,  Segawa,  hat  berichtet,  daß 

Rußland,  seitdem  es  diesen  Platz  besetzt  gehabt,  dort  c-ine 
Zivilvervaitungsbehörde  eingerichtet  und  bis  zum  25.  Juli 
IQ04  die  Maf:^<:[e  eines  /ivilvervcaltungsamts  c^eführt  habe. 
I>ies  habe  mit  dem  Mortj'en  jenes  Tac^es  plöt/liefi  aufgehört, 
und  es  sei  w  icder  die  Kün>ulal.sflaif^r  geheißt  A  orden.  Beim 
hündrini^'eii  unserer  Truppen  sei  die  französische  Magge  auf- 
gezügen  w  orden. 

Ks  ist  somit  bekannt,  daß  zur  Zeit,  als  die  in  Streit  hclant>tncn 
ücldcr  aufgebracht  vturdcn,  Niutsch>xang  tatsächlich  unter  russischer 
Verwaltung  stand.  Der  Feind  hatte  dort  nicht  nur  viele  Truppen  liegen, 
sondern  auch  einen  Hauptetappenort  eingerichtet.  Wenn  daher  Güter 
dorthin  befördert  wurden,  so  muß  das  ebenso  angesehen  werden,  als 
ob  dieselben  nach  feindlichem  Gebiet  bestimmt  seien.«)  Da  es  dem- 
nach offenbar  ist,  daß  die  Tatumstände  zu  der  Annahme  berechtigen, 
daß  auch  das  zur  Verhandlung  stehende,  von  den  Reklamanten  für 
die  hinfuhr  nach  Niutschwang  bestimmte  Silbergeld  zum  Kriegsgebrauch 
i^edient  haben  würde,  so  muß  man  sagen,  daß  es  die  Voraussetzungen, 
«eiche  es  zur  Konterbande  machen,  erfüllt^) 

In  einem  Bericht  des  obengenannten  Kaiserlichen  Konsuls  heißt 
es,  daß 

die  russische  Regierung  beim  Beginn  des  Baues  der 
Mandschurischen  Eisenbahn  anfäiiij^lirh  alle  /ahlimq^cn  in 
Ciold  geleistet  habe.  l:in  oder  zviiei  Jahre  spater  Ii abe  sie 
daneben  Papienubel  benutzt  und  den  Chinesen  gesagt, 
zwischen  dem  Metall  und  dem  l'apier  sei  kein  Unterschied, 
Dann  habe  sie,  uin  dem  Fapicr  Kredit  zu  verschaffen,  iiach 
und  nach  das  üold  zurückgezogen  und  das  Papier  vermehrt. 
Im  Jahre  1902  sei  es  dahin  gekommen,  daß  man  in  der 
Mandschurei  russisches  Goldgeld  nur  sehr  selten  in  Um- 
lauf gesehen  habe.  Damais  habe  aber  die  russisch-chinesische 
Bank  schon  an  verschiedenen  wichtigen  Plätzen  Nieder- 
lassungen errichtet.  In  diesen  Banken  sd  das  Papier  zum 
Tageskurse  gegen  Silbergeld  eingelöst  «ordcn,  und  in  der 
Mandschurei  habe  dabei  ein  Papierrubel  einen  Tauschkurs 
von  1  Dollar  30  Cents  bis  I  Dollar  40  Cents  Silbergeld  ge^ 
habt.    Als  indessen  seit  Herbst  1903  die  Gerüchte  über 


^  V.  f  5.  ~  *)  n.  Ziffer  2, 
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einen  Krieg  zwischen  Japan  und  Rußland  in  Blüte  gestanden 
hätten,  habe  es  unter  den  Chinesen  geheißen,  daß,  wenn 
nach  dem  Ausbruch  des  Krieges  die  Russen  einmal  unter- 
lieL^eri  \xürdcn,  die  russischen  Papierrube!  nicht  mehr  ge- 
\xechsclt  \xorden  könntt-n  und  nur  noch  den  Wert  von  altem 
Papier  haben  würden.  Vom  November  oder  Dezember  d.  J. 
bis  zum  Ausbruch  des  Krieges  im  Februar  1004  habe  der 
Umlauf  des  Papiergeldes  eine  starke  Abnahme  erfahren,  und 
dasselbe  sei  von  1  Dollar  30  bis  40  Cents  häufig  auf  1  Dollar 
10  Cents  gefallen,  und  nur,  dank  den  Bestrebungen  der 
Niederlassungen  der  russisch-chinesischen  Bank  in  den  ver- 
schiedenen Orten  den  Kredit  des  Papiergeldes  aufrecht- 
zuerhalten, sei  es  nicht  dazu  gekommen,  daß  sein  Um- 
lauf ganz  ins  Stocken  geraten  sei.  Als  aber  die  Nach- 
richten von  den  Niederlagen  bei  Nanshan  und  Tehlitze  nach 
Kaipinir  und  VinL;k()\v  k;imcn,  hfitten  die  Chinesen,  \x'clchc 
Papierrubel  gehabt  tiatlen,  darin  gewetleil'ert,  diese  zu  ver- 
kauteii.  Der  Rubel  sei  damals  bis  auf  70  oder  SO  Cents 
gefallen.  Aber  da  in  Tientsin  und  Shanghai  l'apierrubcl 
immer  zum  Tageskurs  gegen  Silbertaels  gewechselt  werden 
könnten,  so  hätten  die  Geldwechsler  in  Yingkow,  wenn  das 
russische  Papiergeld  gefallen  gewesen  sei,  dieses  aufgekauft, 
nach  Shanghai  geschickt  und  dort  mit  ungeheurem  Gewinn 
wieder  eingetauscht. 

Nach  diesem  Bericht  zu  urteilen,  erregte  also  der  Rubelschein 
schon  beim  Beginn  des  japanisch-russischen  Krieges  im  Verkehr  imter  den 
Chinesen  ganz  allgemein  Verdacht  und  Mißtrauen,  und  es  zeigte  sich 

die  Tendenz,  daß  er  schließlich  gänzlich  den  Kredit  verlieren  würde. 
Als  die  Nachricht  von  den  Niederlagen  bei  Nanshan  und  Tehlit/c 
nach  Yingkow  gekommen  war,  traf  freilich  die  russisch-chinesische  Bank 
sorgfältige  jMaßnahmen,  um  das  alte  Verhältnis  wiederherzustellen;  es 
kam.  aber  trot/dem  zu  einem  j^roRen  Sturz.  Als  sodann  immer  mehr 
Narhrichtrn  von  dem  weiteren  Kampf  und  Siepf  der  japanischen  Iruppen 
kanu-n,  war  tiic  Laj^e  so,  daß  es  sich  auf  keine  Weise  mehr  vermeiden 
ließ,  daß  der  Rubel  unter  den  Chinesen  ganz  allgemein  seinen  Kur» 
verlieren  Wörde.  Es  ist  daher  ganz  klar,  daß  die  Situation  derartige 
war,  daß  die  russischen  Truppen  zu  der  Zeit,  wo  das  zur  Verhandlung 
stehende  Silbergeld  befördert  wurde,  zur  Requisitton  des  Kriegsbedarfs 
und  zur  Bezahlung  der  Kulis  den  Papierrubel  nicht  ohne  weiteres  ver- 
wenden konnten.  Daher  ist  es  offenbar,  daß  chinesisches  Silbergeld 
zu  jener  Zeit  für  die  russischen  Truppen  unentbehrlich  gew  or 'c:^  w  ar. 

Ferner  besagt  der  Bericht  des  Kaiserlichen  Generalkonsuls  ijuin 
in  Tientsin  über  die  russischen  Papierrubelscheine: 
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Mit  der  Eröffnung  des  Krieges  zwischen  Japan  und  Rußland 
seien  unter  vielen  Chinesen  Zweifel  über  die  Einlösbarkett 
der  Rubelscheine  aufgekommen.  Man  habe  gefQrchtet,  dafl 
sie  Fälschungen  seien,  und  der  Kredit  sei  beeinträchtigt 
worden.  Auch  unter  den  Russen  und  den  russischen  Re- 
gier ungslicfcrantcn  seien  nur  sehr  wenig  Rubelscheine  in 
Verkehr  g^cwci^cn,  vccnn  mnn  auch  nicht  behaupten  könne, 
daß  sie  absolut  keinen  Umlauf  gehabt  hätten.  Wenn  die 
Banken  in  lientsin  sie  in  die  Hand  bekommen  hätten, 
hätten  sie  sie  nicht  als  Geld  behandelt,  sondern  als  eine 
Art  Wertpapier. 

Danach  hat  der  Rubelschein,  nachdem  die  russischen  Truppen 
bei  Natishan  und  Itiilit/c  geschlagen  uordcn  waren,  unter  den  Chinesen 
allgemein  keinen  Umlauf  gehabt.  Kr  war  nur  gelegentlich  des  Kurs- 
sturzes eine  Art  Handelsobjekt  fGr  Kaufleute,  die  großen  Gewinn  erzielen 
wollten.  Daher  hat  der  Rubelschein  auch  die  Requisitionen  der  russi> 
sehen  Truppen  und  die  Löhne  der  Kulis  nicht  zahlen  können.  Aus  allem 
diesen  geht  klar  hervor,  daß  die  russischen  Truppen  chinesisches  Geld 
nötig  hatten. 

Wenn  es  auch  offenbar  ist,  dafi  trotz  des  japanisch-russbchen 
Krieges  die  Hauptprodukte  Niutschwangs  Bohnen,  Bohnenkuchen  und 

Bohnenöl,  \cie  auch  die  Reklamanten  behaupten,  verhandelt  worden 
sind,  so  bestand  daneben  doch  die  Tatsache,  daß  auf  der  anderen  Seite 
Kaufleute  in  Hcnut/ung  der  fulet^^enheit,  daß  die  nissischen  Truppen 
chinesisches  Urnlaut'st^eld  nötit;  hatten,  die  vermehrten  Ruhelscheine 
billis;  von  den  russischen  Truppen  kaufen  und  dadurch  großen  Gewinn  er- 
zielen konnten.  Daher  btinuiit  die  Behauptung  der  Reklamanten,  daß  das 
in  Streit  hefane^ene  Silbergeld,  weil  jener  Warcnhaiidel  in  Betrieb  ge- 
wesen >ei,  auf  keinen  hall  dem  Kriegsgebraueh  des  heindes  gedient 
haben  würde,  nicht  mit  den  Tatsachen  überein.  Vielmehr  ist  es  natfir- 
lieh  anzunehmen,  daB  zu  einer  solchen  Zeit  die  geschäftlich  scharfsinnigen 
chinesischen  Kaufleute,  vor  altem  die  Bankunternehmer,' anstelle  ihrer 
gewöhnlichen  Geschäfte  lieber  Rubelscheine  billig  von  den  Russen  kaufen 
und,  um  einen '  außerordentlichen  Profit  zu  erzielen,  die  Gefahr  eines 
>oIchen  Oeldimports  laufen  würden.  Das  zur  Verhandlung  stehende 
Geld  ist  durch  Vermittlung  der  Seetransportfirma  T  ä  n  g  M  i  n  <^  C  Ii  i  e  n  , 
Teiche  eine  volle  Ladung  von  Kriegskonterbande  heimlich  nach  Niu- 
tschwang  zu  befördern  beabsichtigt  hatte,  zui:^leirh  mit  dieser  Konter- 
bande auf  demselben  Schiff  verladen  und  bet'ordcrt  worden.  Dazu 
ist  sein  Bestimmungsori  ein  russischer  Ktappenort  und,  wie  oben 
dar^clan,  bedurlteti  die  rnssisrhen  Truppen  solchen  Geldes.  Daraus  muß 
geschlossen  werden,  daß  der  Zweck  der  Lim  u In  des  Oeldes  der  gleiche 
gewesen  ist  wie  der  der  Einfuhr  der  übrigen  Konterbandeladung,  näm- 
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lieh  Lieferung  zum  Gebrauch  der  russischen  Truppen.  Demnach  Ist  es 
durchaus  zutreffend,  wenn  das  Gericht  erster  Instanz  die  Einziehung 
des  Geldes  ausgesprochen  hat. 

Da  Personen,  >x'elche  Schlei  :!i im port  treiben,  immer  genötigt  sind, 
mit  allen  Mitteln  den  Verdacht  abzulenken  und  die  Spuren  zu  verheim- 
li(  In  n,  so  kann  die  Tatsache,  daß  man  in  Shanghai  beim  Zollamt  öffent- 
lich die  Ausfuhrformalitäten  erfüllt  hat,  nicht  als  ein  Beweis  erachtet 
werden,  \xelcher  geeignet  sei,  der  obigen  Annahme  enttj^egen/ustehen. 

Wenn  man  die  von  den  Reklamanten  angeführten  Beweise  be- 
trachtet, so  können  sie  lediglich  zu  der  Vermutung  führen,  daß  in  jedem 
Jahre  Fälle  von  Einfuhr  kleinen  Silbergeldes  nach  Niutschwang  vor- 
kommen. Ffir  die  Behauptung  aber,  daß,  obgleich  eine  Gelegenheit, 
großen  Gewinn  zu  erzielen,  vorhanden  war,  diese  Gelegenheit  nicht 
berücksichtigt  worden  sei  und  das  Geld  für  die  alljährlich  wieder- 
kehrenden Handelszwecke  dienen  sollte,  ist  keinerlei  Beweis  erbracht 
worden. 

Die  Reklamanten  behaupten,  daß  es  nicht  zu  bestreiten  sei,  daß 
die  Verwendung  von  Silbergeld  sich  nicht  auf  die  russische  Armee  und 
Marine  beschränke,  sondern  daß  es  allgemein  im  kaufmännischen  Ver- 
kehr unter  den  (Jiinescn  verwendbar  sei.  Was  indes  das  von  den 
Rekianianti-n  lin/ufiihreii  beabsichtigte  Silbergcld  angeht,  so  ist  aus 
den  latuniständen  die  Annahme,  daß  dasselbe  zinn  (jehrauch  der  russi- 
schen Truppen  gedient  haben  \xürde,  ganz  offenbar  berechtigt.  Das- 
selbe kann  daher,  gerade  \sie  auf  ürund  derselben  Tatunistäiide  der 
gleichen  Annahme  bei  Lebensmitteln  wie  Reis  und  Weizenmehl  nichts 
im  Wege  steht,  als  Konterbande  angesehen  werden. 

Da  ferner  der  Grund  dafür,  daß  Lebensmittel,  Geld  usw.,  wenn 
sie  nach  feindlichem  Gebiet  gehen  oder  zum  feindlichen  Kriegsgebrauch 
geliefert  werden  sollen,  als  Konterbande  gelten,  der  ist,  daß  man  da- 
gegen ist,  daß  solclie  Güter  im  hnde  die  Knegsfähigkeit  des  KcindoN 
unterstützen,  so  ist  die  Frage,  ob  ihr  Bestimmungsort  ein  Kriegshafen 
oder  Blockadehafen  ist,  für  die  Bestimmung,  ob  ein  Konterbandetransport 
vorliegt  oder  nicht,  nielit  von  wesentlicher  Bedenttmg.  Wenn  der  Be- 
stimmungsort ein  Kriegshafen  oder  ein  Bioekadehaien  ist,  so  liefert 
das  nur  einen  UniNtand,  welcher  die  Vermutung,  daß  die  dorthin  be- 
stimmten Güter  Konterbande  sind,  erleichtert.  Daher  ist  auch  dieser 
i'uiikt  der  Berufung  nicht  anzuerkennen. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  vcird  abgewiesen. 

Am  25.  Dezember  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 
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Reklamanten:  Die  chinesischen  Staatsangehörigen  ChanYQPo 
und  Ching  Pu  Saw,  in  Firma  Yu  Shang  Chiang,  aus  der  Pro- 
vinz Canton,  Regierungsbeioirlc  Chowchow,  Haiyang  bzw.  Chaoyang. 

Prozefivertreten  Rechtsanwalt  Salcurai  Ikicyu,  Regierungs- 
bezirk Hiogo,  Kobe,  Kitanagasadori  sichome  Nr.  54. 

In  der  Prisensache,  betreffend  Ladung  des  chinesischen  Dampfers 
„p€i-Ping",  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsformel: 
Die  unter  der  Ladung  des  Dampfers  ,,Pei-Ping"  befindlichen,  von 
der  Firma  Shang  Fa  Y  ii  n  an  die  Firma  Yu  Shang  Chiang  ver- 
sandten 5  Kisten  kleines  Silbergeld  >Äerden  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründet 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  5  Kisten  kleines  Silbcrgeld  sind 
von  dem  Transportgeschäft  Shang  Fa  Yun  auf  dem  chinesischen 
Dampfer  „Pei-Ping"  verladen  und  am  15.  Juli  1904  nach  Niutschwang 
verschifft  worden.  Als  am  17.  d.  M.  das  Kaiseriiche  Kriegsschiff  „Hong- 
kong Maru''  den  Dampfer  „Pei-Ping"  wegen  Konterbandetransports 
etwa  10  Seemeilen  nordöstlich  von  Weiharwei  in  China  aufbrachte, 
wurden  auch  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  mit  Beschlag  belegt. 

Diese  Tatsachen  Vierden  bewiesen  durch  die  Aussngeschrift  des 
Vertreters  des  Kommandanten  der  „Hongkong  Maru",  Leutnants  zur 
See  Ivtamiiro  Tt'tsujirn,  die  VL'rnt'hnnin,[jsprotokolIe  des  Kapi- 
täns A.  M  a  c  t  a  g  g  a  r  t ,  des  Kompradors  h  c  o  n  S  o  w  W  \n  ^ ,  des 
1  Oiii/icrs  H.  C.  Atkinson,  die  Konnossemente  und  das  Ladungs- 
verzeichnis  des  genannten  Dampfers. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation 
sind  folgende: 

Die  Reklamanten  betrieben  in  Niutschwang  ein  Bankgeschäft.  Sie 
hätten  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  von  Shanghai  kommen 
lassen  wollen,  weil  zu  der  Zeit  in  Niutschwang  die  Handelsverhältnisse 
zu  einem  einseitigen  Wechselverkehr  geneigt  hätten  und  weil  die  Zeit 
für  den  Einkauf  von  Bohnen,  Bohnenkuchen  und  Bohnenöl  gekommen 
gewesen  sei,  so  daß  Umlaufskapital  nötig  gewcstii  sei.  Femer  sei  der 
Kurs  für  Papiergeld  und  für  kleines  Silbergeld  sehr  ungleich  <revc-escn,  so 
daß  die  Reklamanten  durch  Einfuhr  von  Silbergeld  einen  Hcviinn  zu 
erzielen  erw artet  hätten.  Das  zur  Vcrhandlun_f]^  stehende  CJeld  ^ei  nicht 
für  die  russische  Armee  oder  Marine  lu>tirntnt  gewesen  und  tiabe  auch 
nicht  zu  ihrem  Gebrauch  gelieKrt  vrerden  sollen.  Daher  sei  es  keine 
Konterbande  und  müsse  fieiL^e.L^eben  werden. 

Die  Reklamanten  haben  zum  Iicvtci:>e  der  vorstehenden  latviclien 
verschiedene  Beweisdokumente  eingereicht. 
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Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 
Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  würden  nach  ihrer  Ankunft 

in  Niutschwang  zum  Gebrauch  der  russischen  Truppen  gedient  haben. 

Sic  seien  daher  Kriegskonterbande  und  müßten  eingezogen  werden. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Wenn  Lebensmittel  oder  Geld  nach  einem  von  den  feindlichen 
Truppen  besetzten  Hafen  versandt  worden  sind,  so  kann  je  nach  den 
Umständen  angenommen  «  erden,  daß  sie  zum  Gebrauch  dieser  Truppen 
dienen  >sierden. 

Niutschuang  war  zur  fraj^lielien  Zeit  von  den  russischen  Truppen 
besetzt  und  diente  als  ein  Hauptetappenort.  Außerdem  hatte  das^ 
russische  Kriegspapiergeld  durch  die  andauernden  Niederlagen  der  russi- 
schen Armee  und  Marine  sehr  an  Kredit  verloren,  und  es  ist  bekannt^ 
daß  chinesisches  Metallgeld,  insbesondere  kleines  Geld  wie  das  zur 
Verhandlung  stehende  Silt>ergeld,  stark  benötigt  wurde,  um  der  täg- 
lichen Nachfrage  zu  entsprechen.  Es  muB  daher  angenommen  werden, 
daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Silbergeld  nach  Ankunft  in  Niu- 
tschwang sofort  zum  Gebrauch  der  genannten  Truppen  geliefert  >x  orden 
vt  äre.  Es  vc  ird  demnach  als  Kriegskonterbande  angesehen,  ^)  und  weder 
die  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation  noch  die  von  ihm 
eingereichten  verschiedenen  Beweisstücke  sind  imstande,  diese  Annahme 
umzustoßen. 

Ls  w  ird  daher  wie  in  der  Urteilstormei  entschieden.  *) 

Verkündet  am  17.  Dezember  1904  im  Prisengericht  zu  Sa^bo 
im  Beisein  des  Staatsanwalts  VamamotoTatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


Reklamanten :  Die  chinesischen  Staatsangehörigen  Chan  Yü  Po 
und  C  h  i  n  [T  p  u  Saw,  in  Firma  Yu  Shany  (-hiang,  aus  China^ 
Provinz  (Danton,  Rei^ierunsTslH/irk  Chowchow,  [iaiyang  bzw.  Chaoyang. 

Prozeß  Vertreter:  Die  Reehtsanvtälte  Takagi  Toy  ozo,  iokio^ 
Kojiniacliiku,  Uchisaisvaieliü  5ichonK'  N'r.  'i.  und  Sakurai  Ikkyu,  Re- 
gierungsbezirk Hiogo,  Kobe,  Kitanagasadori  sichome  Nr.  54. 

Am  17.  Dezember  1904  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der 
Prisensache  betreffend  Ladung  des  Dampfers  „Pei-Ping",  welcher  am 
17.  Juli  1904  auf  37  «  35 '  n.  Br.  und  122  «  23 '  ö.  L.  von  dem  Kaiserlichen 
Kriegsschiff  „Hongkong  Maru"  aufgebracht  worden  ist,  ein  Urteil  ge- 
fällt, in  welchem  auf  Einziehung  der  unter  der  L.adung  des  Dampfers 

»HL  Ziffer  2.  —  »)  V.  §  43. 
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,,Pti-Ping"  befindlichen,  von  der  Firma  Shang  Fa  Yun  versandten 
5  Kisten  kleines  Silbergeld  erkannt  worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  haben  die  Reklamanten,  die  chinesischen  Staats- 
angehörigen Chan  Yü  Po  und  Ching  Pu  Savt  in  Firma  Yu 
Shang  Ch  lang,  die  Berufung  ein^ckgt,  welche  im  Beisein  der  Staatsr 
anwälte  Tsutsuki  Keiroku  und  Dr.  jur.  Ishiwatari  Binichi 
beim  Oberprisengericht  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptberufungspunkte  der  Vertreter  der  Reklamationi  Ta- 
kagi  Toyozo  und  Sakurai  Ikkyu,  sind  folgende: 

H?;  \xTrde  Aufhebung;  dc9,  am  17.  Dezember  1904  von  dem  Pn<;en- 
j^tricht  /u  Sasebo  abgegebenen  Urteils  auf  F.inziehung  der  auf  dem 
f  hine^ischen  Dampfer  „Pei-Ping"  verschifften  5  Kisten  kleines  Silber- 
geld und  1  reigabe  derselben  beantragt,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen  : 

1.  Die  Reklamanten  hätten  ein  Bankgeschäft  und  betrieben  dimcben 
ein  Engrosgeschäft  für  Ein-  und  Verkauf. 

Bei  der  Ausfuhr  von  Bohnen,  Bohnenkuchen  und  Bohnendl  liehen 
dfe  Kaufleute  von  Niutschvang  den  Wechselbetrag  für  die  Güter  dar, 
vereinnahmten  in  Shanghai  den  Wechsetbetrag  von  dem  Wechsel- 
schuldner und  bewerkstelligten  die  Übersendung  dieses  Betrages  ent- 
Axeder  durch  Ankauf  eines  in  Niutschvsang  zahlbaren  Wechsels  oder 
in  Form  baren  Geldes.  Auch  in  Fällen,  wo  Waren  von  Niutschwang 
nach  anderen  Plätzen  wie  Shanghai  ausgeführt  würden  und  der  Wechsel 
dargeliehen  werde,  vx-erde  die  /.ahliinjT  des  Wecfiselbetrat^es  bisweilen 
in  Shanghai  entgcfyengcnonimen.  Denn  da  Shanghai  das  /.entrum  des 
chinesischen  Handels  sei,  so  sei  et.  auch  der  Mittelpunkt  des  (ield- 
uuiiaufs.  Auch  in  Fällen,  v.ü  die  Reklamanten  selber  [lohnen  und 
Bohncnkuclien  nach  Shanghai  ausführten,  werde  die  Zahlung  des  Preises 
in  Shanghai  entgegengenommen,  und  auch  in  Fällen,  wo  die  Ausfuhr 
nach  anderen  Plätzen  gehe,  wie  Shanghai,  sei  dies  bisweilen  der  Fall. 

So  sei  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  im  Verlauf  einer  Trans« 
aktion  von  dem  Angestellten  der  Reklamanten  in  Shanghai  dort  ein- 
genommenes Geld,  welches  er  bei  einem  Wechsler  eingewechselt  und 
an  das  Hauptgeschäft  in  Niutschwang  gesandt  habe.  Daß  bares  Geld 
geschickt  worden  sei,  habe  seinen  Grund  darin,  daß  gerade  in  Niu- 
tschwang die  Zeit  für  die  Ausfuhr  von  Bohnen,  Bohnenkuchen  usw. 
gekommen  c^cwesen  sei.  Denn  da  in  der  Regel  dir  !  vportfirmcn  Zahlung 
für  die  Hoiitien  usw.  in  kleinem  Silbergeld  leisteten  und  die  Kunden  des 
Bankdepartements  die  Reklamanten  um  Leistung  in  Silbergeld  bäten, 
so  hätten  tlieseiben  sich  darauf  vorbereiten  müssen.  Dies  sei  einer  der 
üründe,  weshalb  das  zur  Verhandlung  stehende  üeld  in  bar  geschickt 
worden  sei. 

Wenn  in  Niutschwang  Silbergeld  reichlich  und  der  Kurs  für  in 
Niutschwang  zahlbare  Wechsel  in  Shanghai  niedrig  gewesen  wäre,  so 
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wäre  es  allerdings  nicht  nötig  gewesen,  dafi  der  Angestellte  der  Rekla- 
manten extra  Silbergeld  hätte  schicken  sollen.   In  Niutschwang  habe 

es  aber  an  Silbergeld  gefehlt,  und  der  >X'cchselkurs  auf  Niutschwang 
sei  in  Shanghai  so  hoch  gewesen,  daß  selbst  nach  Zahlung  der  Fracht 
und  Versicherung  die  Sendung  von  barem  Geld  immer  noch  vorteilhaft, 
abgesehen  davon,  daß  sie  geschäftlich  notwendig  gewesen  sei.  Das 
sei  der  zvtcite  Grund,  weshalb  das  zur  Verhandlung  stehende  üeld  in 
bar  übersandt  w  orden  sei. 

Die  obigen  latsachen  gingen  hervor  aus  den  Beweisstücken 
Nummer  2,  3,  5  bis  7  und  9  bis  11. 

2.  Daß  der  Anj^cstillte  der  Ruklamanten  das  zur  Verhandlung 
stehende  Silbcrgcld  an  das  Hauptgeschäft  in  Niutschwang  geschickt 
habe,  sei,  wie  dargetan,  eine  für  ein  Bankgeschäft  natürliche  Maßnahme, 
die  mit  den  russischen  Truppen  in  keinerlei  Beziehung  stehe.  Wenn 
man  annehme,  dafi  es  zulässig  sei,  eine  derartige  reine  Handelstrans- 
aktion für  unerlaubt  zu  erklären  und  die  auf  der  Reise  befindlichen 
Güter  einzuziehen,  so  bedeute  das  eine  Entziehung  des  Rechts,  Gewerbe 
zu  treiben.  Von  etwas  dergleichen,  wie  insbesondere  auch  davon,  daß 
neutralen  Staatsangehörigen  das  Recht  auf  ihr  gewöhnliches  Cie\terbe 
in  ihrem  eigenen  Lande  entzogen  werden  könne,  habe  man  bislang 
in  det  (Vaxis  und  der  Wissenschaft  des  Völkerrechts  noch  niemals 
etwas  .m'lKH-t. 

3.  Der  Daiiipicr  ,,IVi-Ping"  habe  seine  Absicht,  nach  Niut-^rhwang 
und  anderen  Häfen  zu  y^elien,  in  Shangliai-Zeitunifeii  bekannt  gemacht, 
und  der  englisclic  Konsul  habe  die  Abreise  de->  Dampfers  zwecks  Güter- 
transports nach  Niutschwang  gutgchcilkn.  Auch  das  Zollamt  in  Shanghai 
hat>e  die  öffentlich  nach  Niutschwang  gehende  Ladung  parieren  lassen. 
Daher  habe  der  Angestellte  der  Reklamanten  ohne  weitere  Oberlegimg 
ganz  unbefangen  dem  Schiffe  das  zur  Verhandlung  stehende  Silbergeld 
zur  Beförderung  übergeben.  Danach  sei  die  Beschlagnahme,  von  der 
Einziehung  nicht  zu  reden,  im  höchsten  Qrade  unerwartet  gekommen. 
Wenn  man  das  Geld  w  irklich  heimlich  habe  at^nden  wollen,  um  es  zum 
Gebrauch  der  russischen  Iruppcn  zu  liefern,  so  hatte  man  ein  so 
öffentliches  Tran'^portverfahren  nicht  wählen  sollen.  Daß  man  doch 
ein  solches  Verfahren  eingeschlagen  habe,  liefere  reichlichen  Grund 
für  die  Vermutung,  daß  böser  Glaube  dabei  nicht  vorgelegen  habe. 

4.  In  dem  Urteil  erster  Instanz  werde  zur  Begründung  folgendes 
gesagt : 

Niutschwang  sei  zur  fraglichen  Zeit  von  den  russischen 
Truppen  besetzt  gewesen-  und  habe  als  ein  Hauptetappenort 
gedient.  Außerdem  habe  das  russische  Kriegspapiergeld 
durch  die  andauernden  Niederlagen  der  russischen  .Armee 
und  Marine  sehr  an  Kredit  verloren,  und  es  sei  bekannt, 
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daB  chinesisches  JUetallgeld,  insbesondere  kleines  Geld  wie 
das  zur  Verhandlung  stehende  Stlbergeid,  benötigt  worden 
sei,  um  der  täglichen  Nachfrage  zu  entsprechen.  Es  rofisse 
daher  angenommen  werden,  daß  das  zur  Verhandlung 
stehende  Silbergeld  nach  Ankunft  in  Niutschwang  sofort 
zum  Gebrauch  der  .genannten  Truppen  geliefert  worden 
wäre. 

Daraufhin  abt-r,  daß  Niutsrhxx-anq-  ein  Hauptetappenort  der  russi- 
schen Iruppen  sei,  anneiimen  zu  wollen,  daß  alle  dorthin  eingeführten 
Güter  zum  Gebrauch  der  Truppen  gelieteit  würden,  sei  unbillig  streng 
und  widerlaufe  auch  ^den  latsachen.  Daß,  wenn  auch  Niutschwang 
zur  fraglichen  Zeit  von  den  russischen  Truppen  besetzt  gewesen  sei, 
deshalb  der  Handel  Niutsch\xangs  nicht  in  Stillstand  geraten,  sondern 
tatsächlich  ausgeübt  worden  sei,  könne  man  aus  den  das  Beweisstuck 
Nr.  15  bildenden  telegraphischen  Mitteilungen  der  Niutschwang-Filiale 
der  offenen  Handelsgesellschaft  Mitsui  Bussan  über  die  Handels- 
lage in  Niutschwang  bis  zum  Juli  des  vorigen  Jahres  entnehmen.  Wenn 
später  die  chinesische  Zollstatistik  für  das  Jahr  1904  erscheinen  werde, 
so  würden  sich  diese  Tatsachen  bestätigen. 

Selbst  angenommen,  die  russischen  Truppen  hätten  Geld  wie  das 
zur  Verhandlung  stehende  nötig  gehabt,  so  sei  es  doch  unsinnig,  ohne 
zu  fragen,  \x em  es  gehöre,  anzunehmen,  daß  es  unbedingt  an  die 
Truppen  LjeliLterl  worden  wäre.  Auch  sprächen  die  Tatsachen  nicht 
dafür.  Vielmehr  müsse  grundsätzlich  angenonnnen  werden,  daß,  wenn 
die  Reklamanten,  w  elche  ein  Hankgeschati  hätten,  Geld,  ie  es  /.um 
Betriebe  dieses  üevxerbes  crfordcrlieli  sei,  von  Shanghai,  woher  sie 
ihre  Kapitalien  geliefert  bekämen,  nach  Niutschwang,  dem  Sitz  ihres 
Geschäfts,  befördern  ließen,  dieses  Geld  im  Betriebe  des  Bankgeschäfts 
der  Reklamanten  zur  Verwendung  kommen  solle. 

Wenn  man  diese  natürliche  Vermutung  umstürzen  wolle,  so  bedürfe 
es  dazu  unter  allen  Umständen  sicherer  Gründe  und  Beweise.  Wenn 
daher  das  Urteil  erster  Instanz  auf  die  dort  verzeichneten  cagen  Gründe 
hin  eine  Annahme  aufgestellt  habe,  welche  dieser  natürlichen  Vermutung 
widerspreche,  so  sei  das  auch  vom  Standpunkt  des  Beweisrechts  un- 
zutreffend. 

^  SilbcTgeld  sei  sogenannte  bedingungs\xeise  Konterbande.  Da 
es  danach  nur  in  den  beiden  Fällen:  (1)  daß  es  für  die  feindliche 
.^rmee  oder  Marine  bestimmt  sei;  (2)  ciali  es  nach  feindlichem  (jebiet 
bestimmt  sei  und  angenoninien  vxcrden  luüsbc,  daü  es  zum  Gebrauch 
der  feindlichen  Armee  oder  Marine  dienen  würde,  Kriegskonterbande 
sei,*}  so  sei  es  nötig,  für  die  Behauptung,  dafi  es  Konterbande  sei.  Be- 
weise beizubringen,  welche  dartäten,  daß  es  für  die  feindliche  Armee 

»)  II.  Züler  2. 
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oder  Marine  bestimmt  gewesen  sei  oder  daß  es  zu  ihrem  Gebrauch 
habe  geliefert  werden  sollen. 

Wenn  man  also  bei  der  Annahme,  daß  Konterbande  nach  dem 
Fall  „(2)"  vorliege,  einfach  so  fol^fcrc,  dnR  die  Güter,  «eil  sie  näch 
einem  von  feindlichen  Truppen  besetzten  Ort  gesandt  bürden,  nuch 
zum  Kriet^s^ebrauch  des  Feindes  gfeliefert  \T'erdcn  würden,  so  sciiließe 
man  aus  dem  Vorhandensein  der  ersten  der  beiden  Hcdintruntrcn,  welche 
dieser  I  all  voraussetze,  ohne  weiteres  auf  das  Vorhegen  auch  der  /weiten 
Bedingung.  Das  sei  ini  l'rfolg  dasselbe,  als  vc-enn  die  zweite  Bedingung 
überflüssigerweise  geschrieben  sei,  und  laule  darauf  hinaus,  daß  die 
bedingte  Kriegskonterbande  des  Falles  „(2)"  keinen  Unterschied  von 
der  absoluten  Konterbande  aufweise,  so  daS  der  Sinn,  welcher  dieser 
Unterscheidung  zugrunde  liege,  völlig  zunichte  gemacht  werde. 

Man  werde  vielleicht  behaupten,  die  Grundlage,  auf  welche  hin 
das  Gericht  erster  Instanz  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  als 
Konterbande  angesehen •  habe,  beschränke  sich  nicht  nur  darauf,  daß 
das  Geld  nach  einem  vom  Feinde  besetzten  Orte  bestimmt  sei,  sondern 
es  sei  auch  die  weitere  Begründung  beigefügt,  daß  die  feindliche  Armee 
oder  Marine  es  benutzen  \xerde.  Demgegenüber  sei  aber  zu  bemerken, 
daß  Cield  von  jedermann  in  allen  Umständen  gebraucht  werde  und 
daß  seine  Verwendbarkeit  sich  nicht  auf  die  russische  Armee  und 
Marine  beschränke.  Wenn  demnach  dafür,  daß  nur  die  russische  Armee 
oder  Marine  das  /ur  Verhandlung  stellende  üeid  gebrauchen  werde, 
keine  besonderen  Gründe  vorlägen,  so  gebe  die  oben  genannte  weitere 
Begründung  des  Urteils  erster  Instanz  auf  die  Frage,  inwiefern  die 
Annahme  berechtigt  sei,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  bei 
den  russischen  Truppen  zur  Verwendung  kommen  werde,  die  Ant- 
wort, man  müsse  annehmen,  daß  es  bei  den  russischen  Truppen  zur 
Verwendung  gekommen  wäre,  weil  diese  es  zu  verwenden  genötigt 
gewesen  seien.  Das  sei  Beantwortung  einer  Frage  mit  derselben  Frage. 

Obwohl  den  Reklamanten  die  Beweislast  nicht  obliege,  liätten  sie 
ihre  Behauptungen,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  weder 
an  die  russischen  Truppen  bestimmt,  noch  zu  ihrem  Gebrauch  zu 
liefern  gevxesen,  daß  es  vielmehr  zur  Deckung  des  Bedarfs  in  dem 
Bankgeschäft  der  Reklamanten  versandt  worden  sei,  mit  verschiedenen 
luw  ciskrättiL^en  Tatsachen  und  (iriinden  belegt.  Der  Staatsanwalt  habe, 
ohne  dagegen  einen  ein/igen  ( iegenbeweis  beizubringen,  die.>e  hr- 
klärung  der  Riklamanten  verworfen,  und  die  Fntscht  idung  des  Ge- 
richts erster  Jiistanz,  welches  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  beipflichte, 
sei  daher  auch  von  dem  Standpunkt  der  Beweisführung  rechtswidrig. 

6.  Es  sei  freilich  nicht  zu  leugnen,  daß  Niutschwang  nicht  nur 
zur  Zeit  der  Aufbringung,  sondern  schon  seit  der  Zeit  vor  dem  russisch* 
japanischen  Krieg  unter  russischer  Gewalt  gestanden  habe.  Aber  man 
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müsse  dieses  besetzte  Gebiet  nicht  einem  gewöhnlichen  Okkupations- 
gebiet gleichstellen.  Denn  Xiutschwang  sei  ein  dem  Handel  der  Mächte 
offenstehender  Hafen  und  kein  Kriegs-  oder  Blockadehafen.  Es  könne 
nicht  mit  ^iir  während   der  Kriegszeit  besetzten  Gebieten,  wie  zum 
Beispiel  der  Sonq;  To-Bucht,  der  Taubenbucht  oder  der  Sho  Pinj^- 
ln>el  bei  Port  Arthur  auf  eine  Stufe  gestellt  werden.    Wenn  relative 
Kontt.-rbarulek,niter,  d.  h.  Güter,  xfie' sie  im  §  14  der  Seepriseriordnuiig  ^) 
auigc>lcllt  worden  seien,  nach  der  Song  lo-Bucht  usw.  bestimmt  wären, 
so  werde  jedermann  dem  zustimmen,  wenn  man  annehme,  daß  sie 
direkt  für  die  russischen  Truppen  bestimmt  und  daher  als  Kriegskonter- 
bande  einzuziehen  seien.   Wenn  man  aber  einen  solchen  Fall  und 
den  Fall,  wo  die  Güter  nach  Niutschwang  bestimmt  seien,  gleichstelle, 
so  entspreche  das  nicht  dem  wahren  Sinn  der  japanischen  Seeprisen> 
Ordnung  und  des  Völkerrechts  über  die  Behandluntj  neutralen  Gutes. 
Besonders  seien  auch  die  zur  Verhandlung  stehenden  Silbermünzen 
kurantes  Geld,  v^ie  es  unter  den  Chinesen  und  den  in-  und  aus- 
ländischen Kaufleuten  in  Niutschv^  :ing  Kurs  habe.  Von  anderen  Konter- 
bandegütern, wie  I-ebensmitteln  und  dergleichen,  sei  es  vc  eit  \er>(  !neden, 
und  es  lägen  Gründe  vor,  nach  denen  auf  Gebrauch  seitens  der  Truppen 
nicht  geschlossen  vt erden  müsse.    Beispiels^s'eise  sei  zwischen  Lebens- 
mitteln, welche  zum  Gebrauch  für  die  Russen,  und  solchen,  welche 
zum  Gebrauch  für  die  Chinesen  dienen  sollten,  ein  großer  Unterschied, 
so  daß  man,  wenn  Lebensmittel,  welche  für  Russen  geeignet  seien,  in 
groSer  Quantität  nach  Niutschwang  bestimmt  würden,  diese  wohl  als 
Konterbande  ansehen  könne.   Geld  sei  aber  nicht  nur  bei  Truppen 
verwendbar,  und  da  auch  die  Menge  des  hier  versandten  Oeldes  im 
Handel  mit  den  großen  Mengen  Bohnen,  Bohnenkuchen  und  Bohnen* 
61  keinen  Überschuß  lassen  würde,  so  könne  man  es  nicht  mit  Letiens- 
mitteln  vergleichen  und  als  Truppenbedarf  ansehen. 

7.  Niutschwang  sei  ein  Handelshafen.  Daher  müsse  man  einen 
Fall  von  bedingter  Kriep^skonterbande  wie  Geld  besonders  .sorgfältig 
überlegen.  Deshalb  werde  die  rechtliche  Auffassung  der  Stellung 
Niutschw  angs  besonderer  Beachtung  empfohlen.  Dieselbe  sei  mit  der 
diplomatischen  Frage  über  den  Handel  mit  Bohnen,  Bohnenkuchen 
und  Bohnenöl  eng  verknüpft.  Diese  sei  folgende:  Die  Verhandlungen 
betreffend  die  Frage,  ob  die  Ausfuhr  von  Bohnen,  Bohnenküchen  usw. 
aus  Niutschwang  verboten  werden  solle,  hätten  zu  dem  Resultat  ge* 
führt,  daß  die  Ausfuhr  gestattet  sein  solle,  wenn  garantiert  werde,  daß 
die  Guter  nicht  t>eim  Militär  zur  Verwendung  kommen  würden.  Dieses 
sei  der  Kaiserlichen  Regierung  mittels  Berichts  des  in  China  akkreditierten 
Kaiserlichen  Gesandten  vom  18.  April  1904  mitgeteilt  worden,  und  Japan 
habe  diese  Tatsache,  daß  Bohnen,  Bohnenkuchen  usw.  von  Niutschwang 
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nach   japanischen  Häfen  ausgeführt  werden  würden,  mit  Freuden  - 

begrüßt. 

Wtnn  dalicr  auch  Niutschwang  von  den  russischen  Truppen  be- 
setzt gewesen  sei,  >c)  sei  es  doch  ein  di idiomatisches  Faktum,  daß  der 
Handel  mit  Boimcn,  Bülineuknu  hen  us\x  .  von  Japan,  Rußland,  Cdiina 
und  anderen  neutralen  Staaten  gutgeiieißen  sei.  Darin  liege  ein  nich- 
tiger Grund,  weshalb  die  vorliegende  Sache  nicht  allein  daraufhin, 
daß  Rußland  Niutschwang  besetzt  habe,  entschieden  werden  könne. 
Denn  wenn  die  Mächte  den  Handel  mit  Bohnen,  Bohnenkuchen  und 
Bohnenöl  übereinstimmend  gestattet  hatten,  so  falle  auch  das  Resultat 
dieses  Handels,  nämlich  daß  die  Kaufleute  den  Preis  für  die  ver- 
kauften Waren  in  Fmpfang  nähmen,  in  den  Bereich  dieses  iiheivin- 
stimniend  gestatteten  Handels.  Demnach  könne  das  Silbergeld,  welches 
als  Preis  für  die  Bohnen,  Rohnenkuchcn  u-^nx  .  etni^enommen  SL'i.  voraus- 
gesetzt, daß  es  nicht  an  die  russischen  Truppen  gehe,  nicht  einge- 
zogen werden. 

Daß  aber  dns  zur  Verhandlung  stellende  Geld  der  Kaufpreis  für 
frühere  Bnhneii,  Bohiierikuehen  usw.,  sowie  Kapital  für  den  auch  in 
Zukunll  erlaubten  Fmkaui  derselben,  und  daß  es  kleines  ücld  sei, 
wie  es  für  solche  Einkäufe  nötig  sei;  kurz,  daß  es  in  jeder  Beziehung 
im  Rahmen  harmlosen  Handelsverkehrs  stehe:  alles  dies  gehe  aus  den 
eingereichten  Beweisen  klar  hervor. 

Da  die  Ansicht  des  Völkerrechts  und  der  Seeprisenordnung  dahin 
gehe,  die  Rechte  neutraler  Staatsangehöriger  zu  achten,  so  werde  um 
äußerste  Unparteilichkeit  bei  Beurteilung  der  zum  Beweise  ungefälschter 
Tatsachen  eingereichten  Beweisdokumente  gebeten. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  der  Staatsanwälte  beim  Prisen- 
gericht zu  Sasebo,  Mizukami  Chojiro  und  Yamamoto  Tat- 
surokuro,  sind  folgende: 

1.  Zur  Finziehung  von  Gütern  auf  Grund  der  Annahme,  daß 
sie  zum  Gebrauch  der  feindlichen  Armee  oder  Marine  grelicfert  werden 
würden  und  daher  Konterbande  seien,  sei  es  nicht  unhethni^'t  erforder- 
lich, darzulegen,  daß  diese  Annahme  sich  auf  Beweise  gründe.  Im 
Falle,  daß  nach  der  Art  der  Güter,  den  Verhältnissen  des  Finiulir- 
orts  und  anderen  Umständen  angenommen  werden  könne,  daß  die 
O  fiter  zum  Gebrauch  der  feindlichen  Armee  oder  Marine  geliefert  werden 
würden,  habe  das  Prisengericht  nach  freier  Oberzeugung  zu  befinden. 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  sei  in  China  geprägt  und 
habe  in  Niutschwang  sowie  den  verschiedenen  Gegenden  der  JVIand- 
schurei  Kurs.  Es  sei  alles  eine  und  dieselbe  Art  kleinen  Silbergeldes, 
wie  es  zum  Lohn  für  Tagelöhner  sowie  zum  Finkauf  der  zum  Haus- 
und persönlichen  Gehrauch  dienenden  Gegenstände  am  geeignetsten, 
zur  Zahlung  bei  großen  geschäftlichen  Transaktionen  jedoch  am  alier- 
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uni^eeiirnetstcn  sei.  ts  sei  bequem  für  kleine,  aber  äußerst  unbequem 
für  gruüc  Zahlungen, 

Zur  Zeit,  als  das  Geld  in  Niutschw  ansf  habe  eing^eführt  werden 
sollen,  sei,  wie  das  Urteil  erster  Instanz  sage,  Niutschwaug  von  den 
russischen  Truppen  besetzt  gewesen,  und  die  in  Port  Arthur  und  den 
verschiedenen  Gegenden  der  Mandschurei  liegenden  russischen  Armee- 
und  Marinetruppen  seien  von  diesem  Platz  als  Bezugsort  für  ihren 
Kriegsbedarf  abhängig  gewesen,  und  die  meisten  Lebensmittel  und 
sonstigen  Gegenstände,  die  der  Feind  nötig  gehabt  habe,  seien  von  dort 
geliefert  vtorden.  Da  aber  infolge  der  andauernden  Niederlagen  der 
russischen  Armee  und  Marine  das  Kriegspapiergeld,  welches  in  Niu- 
tsctnx-.Tncf  und  auch  in  verschiedenen  Teilen  der  Mandschurei  Kurs 
gehabt  habe,  sehr  im  Kredit  gesunken  sei,  so  seien  bei  der  Zahlung 
der  Preise  für  requirierte  Gcgcnständr  und  der  Töhne  für  Menschen- 
unti  Pferdearbeit,  d.  h,  also  bei  den  kleinen  Zahlungen  plöt;^lich 
Scliu  ici  it^kcitcii  t  tit>tandcn.  Daher  seien  Klagen  über  das  Bedürfnis 
nach  kleinem  Hartgeld,  insbesondere  Geld  wie  dem  zur  Verhandlung 
stehenden,  laut  geviorden,  und  man  sei  auch  bezüglich  dieses  auf 
Nititschxt  ang  als  Lieferungsort  angewiesen  gewesen. 

Die  Reklamanten  hätten  daraufhin  unter  Erleidung  von  allerhand 
Schwierigkeiten  und  unter  groBem  Risiko  die  Kommission  und  Ver- 
sicherung gezahlt  und  viele  Tausend  Yen,  weit  von  Shanghai,  einzu- 
führen versucht.  Die  Frage,  wie  das  Bedürfnis  hierfür  entstanden  sei, 
beantworteten  sie  damit, 

es  sei  die  Folge  einseitigen  Wechsel  Verkehrs;  ferner  diene 
das  Geld  als  Kapital  zum  Finkauf  der  von  iNiutsch*ang 
nach  Shanghai  ausgeführten  Bohiu-n,  Bohnenkuchen  und 
des  Bohnenöls;  auch  sei  der  Wertuiiterschiocl  /wischen  Silber 
und  Papier  in  Niutschwang  so  groß  gewesen,  daß  der  Kurs 
für  Silber  den  für  Papier  bis  um  20  und  30  «o  überstiegen 
habe  und  es  einträglich  gewesen  sei,  bares  Silbergeld  von 
Shanghai  komnien  zu  lassen. 
Niutschvc'ang  sei  aber  seit  langer  Zeit  von  den  Russen  okkupiert  ge- 
wesen, und  die  sonst  von  dort  zur  Ausfuhr  gelangenden  Bohnen, 
Bohnenkuchen  usw.  seien  von  ihnen  entweder  als  Nahrungs-  oder 
Brennmittel  requiriert;  auch  sei,  um  den  Gegner  in  Verlegenheit  zu 
bringen,  die  Ausfuhr  derselben  streng  verboten  worden,  so  daß  die 
Ausfuhr  der  Hauptexportartikel,  Bohnen,  Bohnenkuchen  usw.  nach 
Shanghai  fast  gar  nicht  stattgefunden  habe. 

Dagegen  seien  die  Kriegsiiedürfnisse  der  russischen  Truppen  in 
der  Oogcnd  von  Niutschvcang  immer  größer  geworden,  und  neben  der 
gc\x  ühnlii  ht  n  hiniuhr  sei  die  Einfuhr  von  Lebensmitteln  und  sonstigen 
Bedarfsgegenständen  sehr  gewachsen,  so  daß  tün-  und  Ausfuhr  völlig 
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aus  dem  Oleichgewicht  gekommen  und  demzufolge  natfirlirh  in  Niu- 
tschwnng  zahlbare  Wechsel  in  Shanghai  zahlreich  und  in  Shans:j-hai 
zahlbare  Wechsel  gering  geworden  seien.  In  Shanghai  seien  daiit-r 
in  Niutschwang  zahlbare  Wechsel  leicht  und  billig  tu  kaufen  gewesv^n. 
Wenn  daher  die  Reklariianteii  in  ihrem  üeschättsbetrieb  in  Shang- 
hai vereinnahmte  Gelder  nach  Niutschwang  zu  schicken  gehabt  hätten, 
so  hätten  sie,  anstatt  das  Risiko  des  Transports  und  die  Kommission 
und  die  sonstigen  Kosten  bei  Obersendung  von  barem  Geld  zu  tragen, 
lieber  mit  dem  Oelde  in  Niutschwang  zahlbare  Wechsel  kaufen  sollen» 
bei  deren  Obersendung  sie  zugleich  Bequemlichkeit  und  Vorteil  gehabt 
haben  würden.  Daß  ein  in  Geschäften  scharfsinniger  chinesischer  Kauf- 
mann, besonders  Bankinhaber,  wie  die  Reklamanten  es  seien,  ein  be- 
quemes und  vorteilhaftes  Verfahren  aufier  acht  lassen  und  ein  un- 
bequemes und  unvorteilhaftes  Verfahren  vc  ählcn  und  vorsätzlich  Schaden 
und  Ri<5iko  auf'^uchen  solle,  sei  kaum  glaublich. 

Zudem  sei,  wie  oben  dargetan,  die  Ausfuhr  der  Hauptexport- 
artikel,  Bohnen,  Hohnerikuchen  usw.  fast  gänzlich  ins  Stocken  geraten, 
so  daß  ein  Bedürfnis,  Kapital  zum  tinkauf  bereitzuhalten,  nicht  vor- 
gelegen habe. 

Daß  ferner  zwischen  Silber  und  Papier  in  der  (iegend  von  Niu- 
tschviang  eine  so  außerordentlicii  große  Weriditlerenz  oestanden  habe, 
so  daß  eine  Obersendung  von  barem  Gelde  von  Vorteil  gewesen  wäre, 
sei  nur  eine  mündliche  Behauptung  des  Reklamanten,  welcher  man 
mangels  anderen  Grundlagen  schwer  Glauben  schenken  könne. 

So  könne  man,  wie  dargetan  —  welchen  Punkt  der  Reklamation 
man  auch  erwägen  möge  —  aus  keinem  derselben  ein  Bedfirfnis  für 
die  Sendung  des  baren  Geldes  entnehmen. 

Dagegen  hätten  die  russischen  Truppen  zur  Deckung  ihres  Kriegs- 
bedarfs chinesisches  Geld  und  insbesondere  kleine  Münze,  'xie  die 
zur  Verhandlung  stehende,  dringend  nötig  gehabt.  Wenn  daher  die 
Reklamanten,  ohne  Bedürfnis  für  ihr  Geschäft  mühsam  viele  Tausend 
Yen  kleinen  Geldes  gesammelt,  vorsat/lich  die  Gefahr  des  Transports 
getragen,  Kommission,  Versicherungsprämie  und  Fracht  bezahlt  hätten, 
um  dieses  Geld  nach  Niutschwang  zu  schaffen,  so  sei  es  ohne  viel 
Worte  offenbar,  daß  sie  darin  dem  plötzlichen  Bedürfnis  der  russischen 
Truppen  hätten  nachkommen  wollen. 

Selbst  einmal  zugegeben,  das  Geld  habe  nicht  besonders  ein- 
geführt werden  sollen,  um  dem  plötzlichen  Bedarf  der  russischen  Truppen 
zu  entsprechen,  so  müsse  man  doch  vermuten,  daß  es,  wenn  es  nach 
Niutschwang  gekommen  veäre,  jedenfalls  zum  Gebrauch  der  russischen 
Truppen  gedient  haben  würde.  Daher  sei  es  zutreffend,  daß  das  Urteil 
erster  Instanz  auf  Grund  dieser  Tatsachen  unter  Berücksichtigung  der 
damaligen  Umstände  angenommen  habe,  daß  das  zur  Verhandlung 
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stehende  Geld  sofort  nach  Ankunft  in  Xiiitschwang  zum  Gebrauch 
der  russischen  Truppen  gedient  haben  würde.  Daher  sei  die  Berufunjr 
der  Reklamanten  unbegründet. 

2.  Die  Reklamanten  behaupteten : 

Neben  der  Notwendigkeit  des  zur  Verhandliinr^  stehenden 
(icldcs  für  die  russischen  Truppen  in  Niutschwang  habe 
CS  aber  auch  an  Bedürfnis  für  dasselbe  im  Handelsbetriebe 
Niutschwangs  nicht  gefehlt.    Es  sei  aber  unbilligi  dieses 
sonstige  Bedürfnis  gar  nicht  zu  berjicksichtigen  tind,  weil 
die  russischen  Truppen  Geld  bedurft  hätten,  zu  entscheiden, 
daft  es  ihnen  geliefert  worden  wäre. 
Das  Urteil  erster  Instanz  habe  aber  nicht  lediglich  daraufhin, 
daß  dit  russischen  Truppen  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  nötig 
gehabt  hätten,  so  entschieden.   Nach  den  Verhältnissen  Niutschvcangs 
zur  Zeit  der  Einfuhr;  nach  der  Tatsache,  daß  eine  Notwendigkeit,  bares 
Geld  zu  senden,  nicht  vorgelegen  habe  ;  und  nach  verschiedenen  son- 
stigen Tatsachen  sei  es  schwer  anzunehmen,  daß  die  Reklamanten,  wie 
^ie  behaupteten,  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld,  >x'eil  sie  es  in 
ihrem   Handelsbetrieb  gebraucht  häUen,  eingeführt  hätten.  Daß^etjen 
halten  die  russischen  Truppen  in  ihrem  Geldbedarf  Mangel  gelitten. 
Aus  diesen  Gründen  habe  das  Urteil  erster  Instanz  geschlossen,  daß 
das  Geld  nach  Anihinft  in  Niuischwang  zum  Gebrauch  für  die  russischen 
Truppen  geliefert  worden  wäre.   Es  habe  also  nicht,  ohne  das  da- 
malige Bedürfnis  in  Handelskreisen  zu  berücksichtigen,  in  willkürlicher 
Weise  lediglich  daraufhin,  daß  die  nissischen  Truppen  Geld  nötig  ge- 
habt hätten,  entschieden,  daß  es  zu  ihrem  Gebrauch  dienen  würde. 

Nach  dem  Ausgeführten  seien  die  Behauptungen  der  Reklamanten 
alle  unbegründet,  und  das  Urteil  erster  Instanz  zutreffend.  Daher  sei 
die  Berufung  abzuweisen. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
f's  bedarf  keiner  Erörterung,  daß  Niutschwang  zu  dem  chinesischen 
Hoheitsgebiet  gehört  und  kein  russisches  Territorium  ist.    Der  Kaiser- 
liche Konsul  in  Niutschwang,  Segawa,  hat  berichtet,  daß 

Rußland,   seitdem   es   diesen   Platz   besetzt   gehabt,  dort 
eine    Zivilverwaltungshehurde    eingerichtet   und    bis  zum 
25.  Juli  1904  die  Elagge  eines  Zivilverwaltungsamts  geführt 
habe.   Dies  habe  mit  dem  ' Morgen  jenes  Tages  plötzlich 
aufgehört  und  es  sei  wieder  die  Konsulatsflaggc  geheißt 
worden.   Beim  Eindringen  unserer  Truppen  sei  die  fran- 
zösische Flagge  aufgezogen  worden. 
Es  Ist  somit  t>ekannt,  daß  zur  Zeit,  als  die  in  Streit  befangenen 
Gelder  aufgebracht  wurden,  Niutschvtang  tatsächlich  unter  russischer 
Verwaltung  stand.  Der  Feind  hatte  dort  nicht  nur  viele  Truppen  Hegen, 
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sondern  auch  ciiiLn  Hauptetappenort  eingerichtet.  Wenn  daher  Güter 
dorthin  befördert  xxurdcn.  so  muß  das  ebenso  anj^esehen  «'crden,  als 
oh  sie  nach  teindlichcni  (icbict  bestimmt  wären.  ^)  Da  es  Hemnach 
ülfenbar  ist,  daß  die  Tatunistande  /u  der  Annahme  berechtigen,  daß 
auch  das  zur  Verhandlung  stehende,  von  den  Reklamanten  für  die 
Einfuhr  nach  Niutschwang  bestimmte  Siiber^eld  zum  Kriegsgebrauch 
des  heindes  gedient  haben  würde,  so  muß  man  sagen,  daß  es  die 
Voraussetzungen,  welche  es  zur  Konterbande  machenr  erfülif.*) 

In  einem  Berichte  des  obengenannten  Kaiserlichen  Konsuls  heißt 
es,  daß 

die  russische  Regierung  beim  Beginn  des  Baues  der 
Mandschurischen  Eisenbahn  anfänglich  alle  Zahlungen  in 
Gold  geleistet  habe.  Ein  oder  zwei  J.ilire  später  habe  sie 
daneben  Papierrubel  benutzt  un4  den  Chinesen  gesagt, 
zwischen  dem  Metall  und  dem  Papier  sei  kein  Unterschied. 
Dann  habe  sie,  um  dem  l\ipier  Kredit  zu  verschaffen,  nach 
und  nach  das  Gold  zurückgezogen  und  das  Pnpier  vermehrt. 
Im  Jahre  1Q02  sei  es  dahin  gekonnnen,  daß  man  in  der 
Mandschurei  russisches  Goldgeld  nur  sehr  selten  in  Um- 
lauf gesehen  habe.  Damals  habe  aber  die  russisch-chinesische 
Bank  schon  an  verschiedenen  wichtigen  Plätzen  Nieder- 
lassungen errichtet  In  diesen  .Banken  sei  das  Papier  zum 
Tageskurse  gegen  Silbergeld  eingelöst  worden,  und  in  der 
Mandschurei  habe  dabei  ein  Papierrubel  einen  Tauschkurs 
von  1  Dollar  30  Cents  bis  1  Dollar  40  Cents  Silbergeld  ge- 
habt. Als  indessen  seit  Herbst  1003  die  Gerüchte  über 
einen  Krieg  zwischen  Japan  und  Rußland  in  Blüte  gestanden 
hätten,  habe  es  unter  den  Chinesen  geheißen,  daß,  wenn 
nach  dem  Ausbruch  des  Krieges  die  russisrheii  i  riippen  ein- 
mal unterliegen  würden,  die  Fapierrubel  nicht  mehr  ge- 
wechselt w  erden  könnten  und  nur  noch  den  Wert  "on  altem 
Papier  haben  w  ürden.  Vom  November  oder  Dezember  d.  J. 
bis  zum  Ausbruch  des  Krieges  im  Februar  1904  habe  der 
Umlauf  des  Papiergeldes  eine  starke  Abnahme  erfahren,  und 
dasselbe  sei  von  1  Dollar  30  bis  40  Cents  häufig  auf  1  Dollar 
•  10  Cents  gefallen,  und  nur  dank  den  Bestrebungen  der 
Niederlassungen  der  russisch-chinesischen  Bank  in  den  ver- 
schiedenen Orten,  den  Kredit  des  Papiergeldes  aufrecht- 
zuerhalten, sei  es  nicht  dazu  gekommen,  daß  sein  Umlauf 
ganz  ins  Stocken  geraten  sei.  Als  aber  die  Nach- 
richten von  den  Niederlagen  bei  Xanshan  und  Tehütze  nach 
Kaiping  und  Yingkow  kamen,  hätten  die  Chinesen,  welche 

»)  V.  §  a.  —  «)  II.  Ziffer  2. 

m 


Prisengeiichtsentscbelduneen:  .Pei-Plng*.  Abschnitt  Vi '9» 

Papierrubel  gehabt  hätten,  darin  L:e>xetteifert,  diese  zu  ver- 
kaufen.   Der  Rubel  sei  damals  bis  auf  70  oder  30  Cents 
gefallen.    Aber  da  in  Tientsin  und  Shanghai  Papierrubel 
immrr  /um  Tageskurs  gegen  Silbertaels  gewechselt  werden 
könnten,  so  hätten  die  Geldwechsler  in  Yingkow,  -venn  das 
russische  Papiergeld  gefallen  gewesen  sei,  dieses  aufgekauft, 
nach  Shanghai  geschickt  und  dort  mit  ungeheurem  Gewinn 
wieder  eingetauscht. 
Nach  diesem  Bericht  zu  urteilen,  erregte  also  der  Rubelschein 
schon  beim  Beginn  des  japanisch-russischen  Krieges  im  Vcricehr  unter 
den  Chinesen  ganz  allgemein  Verdacht  und  Mißtrauen,  und  es  zeigte  sich 
die  Tendenz,  daß  er  schließlich  gänzlich  den  Kredit  verlieren  wurde. 
Als  die  Nachrichten  von  den  Niederlagen  bei  Nanshan  und  Tehlitze 
nach  Yingkow  gekommen  waren,  traf  freilich  die  russisch-chinesische 
Bank  sorgfältige  Maßnahmen,  um  das  alte  Verhältnis  xK  iederherzustellen; 
CS  kam  aber  trotzdem  zu  einem  großen  Sturz.    Als  sodann  immer 
mehr  Nachrichten  von  dem  weiteren  Kampf  und  Sieg  der  iapanisrhen 
Truppen  kamen,  war  die  Lage  so,  daß  es  sich  auf  keine  Weise  mehr 
vermeiden  ließ,  daß  der  Rubel  unter  den  Chinesen  ganz  atigemein 
St  inen  Kurs  verlieren  würde.    Fs  ist  daher  ganz  klar,  daß  die  Situation 
derartig  war,  daß  die  russischen  Truppen  zu  der  Zeil,  wo  das  zur  Ver- 
handlung stehende  Silbergeld  befördert  wurde,  zur  Requisition  des 
Kriegsbedarfs  und  zur  Bezahlung  der  Kulis  den  Papiernibel  nicht  ohne 
weiteres  verwenden  konnten.  Daher  ist  es  offenbar,  daß  chinesisches 
Silbergeld  zu  jener  Zeit  fQr  die  russischen  Truppen  unentbehrlich  ge- 
worden war. 

Ferner  besagt  der  Bericht  des  Kaiserlichen  Generalkonsuls  Ijutn 
in  Tientsin  über  die  russischen  Papierrul)elscheine : 

Mit  der  Eröffnung  des  Krieges  zwischen  Japan  und  Rußland 
seien  unter  vielen  Chinesen  Zweifel  über  die  hinlo^barkeit 
der  Rubelscheine  aufgekommen.  Man  habe  gefürchtet,  daß 
sie  Fälschungen  seien,  imd  ihr  Kredit  sei  neeintr.ichtigt 
wurden.  Auch  unter  den  Russen  und  den  ru,ssi6cheji  Re- 
gierungslieferanten seien  nur  sehr  wenig  Rubelscheine  in 
Verkehr  gewesen,  wenn  man  auch  nicht  behaupten  kdnne, 
daß  sie  absolut  keinen  Umlauf  gehabt  hätten.  Wenn  die 
Banken  in  Tientsin  sie  in  die  Hände  bekommen  hätten,  so 
hätten  sie  sie  nicht  als  Geld  behandelt,  sondern  als  eine 
Art  Wertpapi«'. 

Danach  hat  der  Rubelschein,  nachdem  die  russischen  Truppen 
bei  Nanshan  und  Tehlit/e  geschlagen  worden  waren,  unter  den  Chinesen 
allgemein  keinen  Umlauf  gehabt.  Fr  war  gelegentlich  des  Kurssturzes 
eine  Art  Handelsobjekt  für  K^ufleute,  die  großen  Gewinn  erzielen  wollten. 
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Daher  hat  der  RubcUchcin  auch  die  Requisitionen  der  russischen  Truppen 
und  die  l  öhnt-  der  Kulis  nicht  bezahlen  können.  Aus  allem  diesen  c,'eht 
klar  hervor,  daß  die  ruhsischen  Truppen  chinesisches  Geld  nötig  h^itten. 

Wenn  es  auch  oltenbar  ist,  daß  trotz  des  japanisch-russischen 
Krieges  die  HauptproduMe  Niutschwangs,  Bohneiit  Bohnenkuchen  und 
Bohnenöl,  wie  auch  die  Reklamanten  behaupten,  verhandelt  worden 
sind,  so  bestand  daneben  doch  die  Tatsache,  daß  auf  der  anderen 
Seite  Kaufleute  in  Benutzung  der  Gelegenheit,  daß  die  russischen  Truppen 
chinesisches  Umiaufsgeld  nötig  hatten,  die  vermehrten  Rubelscheine 
billig  von  den  russischen  Truppen  kaufen  und  dadurch  großen  Oevi  inn 
erzielen  konnten.  Daher  stimmt  die  Behauptung  des  Reklamanten,  daß 
das  in  Streit  befangene  Silbergeld,  >xeil  jener  Warenhandel  in  Betrieb 
gewesen  sei,  auf  keinem  Fall  dem  KriejT'; gebrauch  des  heindes  gedient 
haben  \x  ürde,  nicht  mit  den  Tatsachen  liberein.  Vielmehr  ist  es  nntürüch 
anzunehmen,  daß  zu  einer  solchen  Zeil  die  geschäftlich  scharfsinnigen 
chinesischen .  Kaufleute,  vor  allem  die  Bankunternehmer,  anstelle  ihrer 
ge>xöhnlichen  Geschäfte  hcber  Rubeiselieijie  billig  von  den  Russ'^n  kaufen 
und,  um  einen  außerordentlichen  Profit  zu  erzielen,  die  Gefahr  eines 
solchen  Geldimports  laufen  Wörden.  Das  zur  Verhandlung  stehende 
Geld  ist  durch  Vermittlung  der  Seetransportfirma  TängMingChien» 
welche  eine  volle  Ladung  von  Kriegskonterbande  heimlich  nach 
Niutschwang  zu  befördern  beabsichtigt  hatte,  zugleich  mit  dieser 
Konterbande  auf  demselben  Schiff  verladen  und  liefördert  worden. 
Dazu  ist  sein  Bestimmungsort  ein  russischer  Etappenort  und,  wie  oben 
dargetan,  bedurften  die  russischen  Truppen  solchen  Geldes.  Daraus  muß 
geschlossen  \xerden,  daß  der  Z>xeck  der  hinfuhr  des  (ieldes  der  gleiche 
gewesen  ist  wie  der  der  tinfuhr  der  übrigen  Konterbandeladung,  näm- 
lich Lieferung  zum  (icbrauch  der  russischen  Truppen.  Demnach  ist 
es  durchaus  zutreffend,  vxenn  das  Gericht  erster  Instanz  die  r.inziehung 
des  Geldes  ausgesprochen  hat. 

Da  Personen,  welche  Schldchimport  treiben,  immer  genötigt  sind, 
mit  allen  Mitteln  den  Verdacht  abzulenken  und  die  Spuren  zu  verheim- 
lichen,  so  kann  die  Tatsache,  daß  man  in  Shanghai  beim  Zollamt  öffent- 
lich die  Ausfuhrf<Mrmalitäten  erfüllt  hat,  nicht  als  ein  Beweis  erachtet 
werden,  welcher  geeignet  sei,  der  obigen  Annahme  entgegenzustehen. 

Wenn  man  die  von  den  Reklamanten  angeführten  Beweise  be- 
trachtet, so  können  sie  lediglich  zu  der  Vermutung  führen,  daß  in  jedem 
Jahre  Fälle  von  hinfuhr  kleinen  Silbergeldes  nach  Niutschwang  vor- 
kommen, hür  die  Behauptung  aber,  daß,  obgleich  eine  Gelegenheit, 
großen  Gevcinn  7u  erzielen,  vorhanden  war,  diese  Gelegenheit  nicht 
berücksichtigt  worden  sei  und  das  Geld  für  die  alljährlich  wieder- 
kehrenden Handelszwecke  dienen  sollte,  ist  keinerlei  Beweis  erbracht 
worden. 
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Die  Reklamanten  behaupten,  daß  es  nicht  zu  bestreiten  sei,  daß 

die  Verwendung  von  Silbergeld  sich  nicht  auf  die  russische  Armee  und 
Marine  beschränke,  sondern  daß  es  allgemein  im  kaufmännischen  Ver- 
kehr unter  den  Chinesen  verwendbar  sei.  Was  indes  das  von  den 
Reklamanten  einzuführen  beabsichtigte  Silberp^eld  angeht,  so  ist  aus 
den  Tatumstiinden  die  Annahme,  daß  dasselbe  zum  Gebrauch  der  russi- 
schen Truppen  gedient  haben  würde,  ganz  offenbar  berechtigt.  Das- 
selbe kann  daher,  gerade  wie  auf  Grund  derselben  Tatumstnnde  der 
gleichen  Annahme  bei  Lebensmitteln  \xie  Kcis  und  Weizenmehl  nichts 
im  Wege  steht,  als  Konterbande  angesehen  werden. 

Da  ferner  der  Orund  dafQr,  daß  Leliensniittel,  Oeld  usw.,  venn 
sie  nach  .feindlichem  Gebiet  gehen  odtr  zum  feindlichen  Kriegsgebrauch 
geliefert  werden  sollen,  als  Konterbande  gleiten,  der  bt,  daß  man  dagegen 
bt,  daß  solche  Güter  im  Ende  die  Kriegsfähigkeit  des  Feindes  unter- 
stützen, so  ist  die  Frage,  ob  ihr  Bestimmungsort  ein  Kriegshafen  oder 
Biockadehafen  ist,  für  die  Bestimmung,  ob  ein  Konterbandetransport 
vorliegt  oder  nicht,  nicht  von  wesentlicher  Bedeutung.  Wenn  der  Be- 
stimmungsort ein  Kriegshafen  oder  ein  Biockadehafen  ist,  ^o  liefert  das 
nur  einen  Umstand,  vcelcher  die  Vermutung,  daß  die  dorthin  bestimmten 
Güter  Konterbande  sind,  erleichtert.  Daher  ist  auch  dieser  Punkt  der 
Berufung  nicht  anzuerkennen. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  25.  Dezember  1905  im  Oberprisengericht 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  I. i  W o o  C h  \x  e n  ,  in  I  irmaShih  ChangTock, 
Kegierung.sbezirk  Päng  Lai,  Tengcho\x  fii,  China. 

Prozeß  Vertreter:  Rethtsanw  alt  S  ;i  k  u  ra  i  I  k  ky  u ,  Regicrungs- 
btnrk  liiogo,  Kobe,  Kitanagasadori  shiehome  Nr.  54. 

In  der  Prisensache  t)etreffend  Ladung  des  chinesischen  Dampfers 
„Pei-Ping"  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteitsf  ormei: 

Die  unter  der  Ladung  des  Daropfers  „Pei-Ping"  befindlichen,  von 
der  Firma  Kai  Ping  Chang  an  die  Firma  Shi  Chiang  Tock 
versandten  6  Kbten  mexikanischer  Dollars  werden  eingezogen. 
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Tatbestand  und  Gründe: 

Die  zur  V't^i  Handlung  stehenden  h  Kisten  mexikanische  Dollars 
sind  kleines  chinesisches  Silbergeld.  Sie  \x  urden  in  Shanghai,  China, 
von  dem  Transportgrsc  haft  Kai  PingChang  auf  dem  chinesischen 
Dampfer  „Pci-Ping"  verladen  und  am  1=>.  Juli  an  die  Hrma  Shi 

Chang  Tock  in  Niutschvcang  abgesandt.  Als  am  17.  d.  AI.  das 
Kaiserliche  Krieg^hiff  „Hongkong  Maru"  den  Dampfer  „Pei-Ping'* 
wegen  Konterbandetransports  etwa  10  Seemeilen  nordöstlich  von  Wei* 
haiwei  in  China  aufbrachte,  wurden  auch  die  zur  Verhandlung  stehenden 
Güter  mit  Beschlag  belegt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Vertreters  des  Kommandanten  der  „Hongkong  Maru",  Leutnants  zur  See 
I warn  uro  Tetsujiro,  die  Vernehm ungsprotokoile  des  Kapitäns 
A.  Mactaggart,  des  Kompradors  Cheong  So\x'  Wing,  des  l. 
Offiziers  H.  C.  Atkinson,  die  Konnossemente  und  das  l.adung»- 
verzeichnis  des  genannten  Dampfers. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation 

sind  folgende: 

Der  Reklamant  betreibe  in  Niutschvcang  ein  Bankgeschäft.  Kr 
habe  das  zur  Verhandlung  stehende  Oeld  von  Shanghai  komnieii  la»»en 
wollen,  weil  zu  der  Zeil  in  Niutschwang  die  Haadelsverhäitnisse  zu 
einem  einseitigen  Wechselverkehr  geneigt  hätten  und  weil  die  Zeit  zum 
Einkauf  von  Bohnen,  Bohnenkuchen  und  Bohnenö)  gekommen  geviesen 
sei,  so  daß  Umlaufkapital  nötig  gewesen  sei.  Ferner  sei  der  Kurs  für 
Papiergeld  und  für  kleines  Silbergeld  sehr  ungleich  gewesen,  so  daß 
der  Reklamant  durch  die  Einfuhr  von  Metallgeld  einen  Gewinn  zu  er- 
zielen erhofft  habe. 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Oeld  sei  nicht  für  die  russische 
Armee  oder  Marine  bestimmt  gewesen  und  habe  auch  nicht  zu  ihrem 
Gebrauch  geliefert  w  erden  sollen.  Daher  sei  es  keine  Konterbande  und 
müsse  freigegeben  werden. 

Der  Reklamant  hat  /um  Beweise  der  vorstehenden  lalsachen  ver- 
schiedene Beweisdokumente  eingereicht. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsauwalts  bind  iolgende: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  üüter  würden  nach  ihrer  Ankunft 
in  Niutschwang  zum  Gebrauch  der  russischen  Truppen  gedient  liat)en. 
Sie  seien  daher  Kriegskonterbande  und  mußten  eingezogen  werden. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Wenn  Lebensmittel  oder  Oeld  nach  einem  von  den  feindlichen 
Truppen  besetzten  Hafen  versandt  vcorden  sind,  so  kann  je  nach  den 
Umständen  angenommen  werden,  daß  sie  zum  Gebrauch  dieser  Truppen 
dienen  werden. 

Niutschwang  war  zur  fraglichen  Zeit  von  den  russischen  Truppen 
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besetzt  und  diente  als  ein  Hauptetappenort.  Außerdem  hatte  das  russische 
Kricgspapiergeld  durch  die  andauernden  Niederlagen  der  russischen 
Armee-  und  Marine  sehr  an  Kredit  verloren,  und  es  ist  bekannt,  daß 
chinesisches  Metallgeld,  insbesondere  kleines  Geld  wie  das  zur  Ver- 
handlung stehende  Silbergeld  stark  benötigt  wurde,  um  der  täglichen 
Nachfrage  zu  entsprechen.  Es  muß  daher  angenommen  werden»  daß 
das  zur  Verhandlung  stehende  Silbergeld  nach  Ankunft  in  Niutschwang 
sofort  zum  Gebrauch  der  genannten  Truppen  geliefert  worden  wäre. 
Es  wird  demnach  als  Kriegskonterbande  angesehen,  und  weder  die 
Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation  noch  die  von  ihm  ein- 
gereichten verschiedenen  Beweisdokumente  sind  imstande,  diese  An- 
nahme umzustürzen. 

Es  wird  daher  wie  in  der  ürteilsformel  entschieden.^) 

Verkündet  am  17.  Dezember  1.904  im  Prisengericht  zu  Sasebo 
am  Beisdn  des  Staatsanwalts  Vamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Der  chinesische  Staat^ani^H-horij^'e  L  i  W  o  o  C  h  \x  e  n  , 
in  Firma  ShiChanjrXock,  aus  China,  Provinz  Shantung,  Regierungs- 
bezirk TencTchoNx-,  i^äng  Lai. 

Prozeßvertreter:  Die  Rechtsanwälte  l  akagi  Toyozo,  Tokio, 
Kojimachiku,  Uchisaiwaicho  ichome  Nr.  3  und  Sakurai  Ikkyu,  Re- 
gierungsbezirk Hiogo,  Kobe,  Kitanagasadori,  shichome  Nr.  54. 

Am  17.  Dezember  1904  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  In  der 
Prisensache  betreffend  Ladung  des  Dampfers  „Pei-PIng",  welcher  am 
17.  Juli  1004  auf  37«  35'  n.Br.  und  122^  23'  ö.L  von  dem  Kaiser- 
lic  heil  Kriegsschiff  „Hongkong  Maru"  aufgebracht  worden  ist,  ein  Urteil 
gefällt,  in  welchem  auf  Einziehung  der  unter  der  Ladung  des  Dampfers 
„Pei-Ping"  befindlichen,  von  der  Firma  Kai  Ping  Chiang  an  die 
Firma  Shi  Chang  Tock  abgesandten  6  Kisten  mexikanischer  Dollars 
erkannt  vtorden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Reklamant,  der  chinesische  Staats- 
angehörige Li  W  o  o  h  w  e  n  ,  in  Firma  Shi  Chang  Tock,  durch 
die  Rechtsanwälte  lakagi  Toyozo  und  Sakurai  Ikkyu  als  Pro- 
zeßvertreter die  Berufung  eingelegt,  welche  im  Beisein  der  Staatsanwälte 
TsutsukiKeiroku  und  Dr.  jur.  Ishiwatari  Binichi  beim  Ober- 
prisengericht geprüft  worden  ist. 

')  II.  2i«cr  2.  —  »J  V.  §  43. 
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Die  Hauptberufungsp unkte  der  Vertreter  der  Reklamation,  Takagi 
Toyözo  und  Sakurai  Ikkyu,  sind  folgende: 

Es  werde  Aufhebung  des  am  17.  Dezember  1904  von  dem  Prisen- 
gericht zu  Sasebo  erlassenen  Urteils  auf  Einziehung  der  auf  dem  chinesi* 
sehen  Dampfer  „Pei-Ping"  verschifften  6  Kisten  mexikanischer  Dollars, 
und  Freigabe  derselben  beantragt,  und  zwar  aus  folgenden  Orfinden: 

(Das  i  olgende  ist  identisch  mit  dem  korrespondierenden  Teil 
des  Urteils  des  Oberprisengerichts  in  der  Kekiamation  der 
hirma  Yu  Shang  Chiang.    Vi.  19e.) 


Reklamantt  Der  chinesische  Staatsangehörige  WooWenTien, 
in  Firma  Ching  Tai  Fung,  aus  der  Provinz  Shansi,  Regierungs* 
bezirk  Tai  Kuh,  Tai  Yuen,  China. 

ProzeBvcrtreter:  Rechtsanwalt  Sakurai  Ikkyu,  Regierungs- 
bezirk Hiogo,  Kobe,  Kitanagasadori  Nr.  54. 

In  der  Prisensache  betreffend  Ladung  des  chinesischen  Dampfers 
„Pei-PIng"  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsformel: 
Die  unter  der  Ladung  des  Dampfers  „Pei-Ping"  befindlichen,  von 
der  Lirma  Shang  Fa  Yun  versandten  10  Kisten  kleines  Silbergeld 
werden,  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe": 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  10  Kisten  kleines  Silbergeld  wurden 
in  Shanghai,  China,  von  dem  Transportgeschäft  Shang  Fa  Yun  auf 
den  chinesischen  Dampfer  „Pei-Ping"  verladen  und  am  15.  Juli  1904 
nach  Niutschwang  in  China  abgesandt.  Als  am  17.  d.  M.  das  Kaiser- 
liche Kriegsschiff  „Hongkong  Maru"  den  Dampfer  „Pei-Ping''  wegen 
Konterbandetransports  etwa  10  Seemeilen  nordöstlich  von  Weihaiwei 
in  China  aufbrachte,  wurden  auch  die  zur  Verhandlung  stehenden 
Güter  mit  Beschlag  belegt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussagesrhrift  des 
Vertreters  des  Kommandanten  der  „Honq:konEf  Maru",  Leutnants  zur 
See,  iNx  aiiiuro  Tetsujiro,  die  Vernehinuni^sprotokolle  des  Kapi- 
täns A.  Mac  taggart,  des  Kompradors  Cheong  Sow  Wing,  des 
1.  Offiziers  H.  C.  Atkinson,  die  Konnossemente  und  das  Ladungs- 
Verzeichnis  des  genannten  Dampfers. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation 
sind  folgende: 

Der  Reklamant  betreibe  in  Niutschwang  ein  Bankgeschäft.  Er  habe 
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das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  von  Shanghai  kommen  lassen, 
weil  zu  der  Zeit  in  Niutschwang  die  Handelsverhältnisse  zu  einem 

einseitigen  Wechselverkehr  geneigt  hätten  und  weil  die  Zeit  zum  Ein- 
kauf von  Bohnen,  Bohnenkuchen  und  Bohnenöl  gekommen  gewesen 
sei.  so  daß  Umlaufskapital  nöti^  gewesen  sei.  Ferner  sei  der  Kurs 
tür  Papiergeld  und  für  kleines  Silbcrgeld  sehr  ungleich  gewesen,  so 
daß  der  Reklamant  durch  Einfuhr  von  Metallgeld  einen  üewinn  zu 
erzielen  erhofft  habe. 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  sei  nicht  für  die  russische 
Armee  oder  Marine  bestimmt  gewesen  und  habe  auch  nicht  zu  ihrem 
Gebrauch  geliefert  werden  sollen.  Daher  sei  es  keine  Konterbande 
und  müsse  freigegeben  werden. 

Der  Reklamant  hat  zum  Beweise  der  vorstehenden  Tafsachen  ver- 
schiedene Beweisdokumente  eingereicht. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  würden  nach  ihrer  An- 
kunft in  Niutschwang  zum  Gebrauch  der  russischen  Truppen  gedient 
haben.  Daher  seien  sie  Kriegskonterbande  und  müßten  eingezogen 
werden. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Wenn  Lebensmittel  oder  Geld  nach  einem  von  den  feindlichen 
Truppen  besetzten  Hafen  versandt  werden,  so  kann  je  nach  den  Um- 
standen angenommen  werden,  daß  dieselben  zum  Gebrauch  dieser 
Truppen  dienen  würden. 

Niutschwang  war  zur  fraglichen  Zeit  von  den  russischen  Truppen 
besetzt  und  diente  als  ein  Hauptetappenort.  Außerdem  hatte  das  russi- 
sche Kriegspapiergeld  durch  die  andauernden  Niederlagen  der  russi- 
schen Armee  und  Marine  sehr  an  Kredit  verloren,  und  es  ist  bekannt, 
daß  chinesisches  Metallgeld,  insbesondere  kleines  Geld,  wie  das  zur 
Verhandlung  stehende  Silbergeld,  stark  benötigt  wurde,  um  der  täg- 
lichen Nachfrage  zu  entsprechen.  Es  muß  daher  angenommen  werden, 
daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Silbergeld  nach  Ankunft  in  Niu- 
tschwang sofort  zum  Ciebrauch  der  genannten  Truppen  geliefert  worden 
väre.  Es  wird  demnach  als  Kriegskonterbande  angesehen,  ^)  und  weder 
die  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation  noch  die  von  ihm 
eingereichten  verschiedenen  Beweisdokuniente  sind  imstande,  diese  An« 
nähme  umzustoßen. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden.*) 

Verkündet  am  17.  Dezember  1904  im  Prisengericht  zu  Sascbo 
im  Beisein  des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 

')  II,  Ziffer  2.  -  «}  V.  §  43. 
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Reklamantt  Der  chinesische  Staatsangehörige  Woo  Wen 
Tien,  in  Firma  Ching  Tai  Fung,  aus  China.  Provinz  Shansi, 

Regierungsbezirk  Taiyuen,  Tai  Kuh. 

Prozeßvertreter;  Die  Rechtsanvc älte  Takagi  Toyozo,  Tokio, 
Kojimarhiku,  Uchisaivcaicho  shichome  Nr.  3  und  Sakurai  Ikkyu^i^e« 
gierun^sbezirk  Hiogo,  Kobe,  Kitana^asadori  shichome  Nr.  54. 

Am  17.  Dezember  1W4  hat  das  Prisengericht  zu  bascbo  in  der 
Prisensache  betrefft-nd  Ladung  des  Dampfers  „Pei-Piiig",  welcher  am 
17.  Juli  1<>Ü4  auf  37"  35'  n.  Br.  und  122«  35'  ö.  L.  von  dem  Kaiser- 
lichen Kriegsschiff  „Hongkong  Maru"  aufgebracht  worden  ist,  ein  Urteil 
gefällt,  in  welchem  auf  Einziehung  der  unter  der  Ladung  des  Dampfers 
,,Pei-Ping"  befindlichen»  von  der  Firmst  Shan  Fah  Yun  versandten 
10  Kisten  kleinen  Silbergeldes  erkannt  worden  ist 

Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Reklamant  Woo  Wen  Tien,  in 
Firma  CbingTai  Fung,  durch  die  Rechtsanwälte  T a k a g i  T o y o z o 
und  Sakurai  I  k  kyu  als  I^rozeßvertreter  die  Berufung  eingelegt,  welche 
im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku  und  Dr.  jur.  Ishl- 
watari  Hin  ich  i  beim  Oberprisengericht  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptberutungspunkte  der  Vertreter  der  Reklamation,  Takagi 
Toyozo  und  Sakurai  Ikkyu,  sind  folgende: 

Fs  werde  Aufhebung  des  am  17.  Dezember  19Ü4  von  detn  l'ri^en- 
gcricht  in  Sasebo  abgegebenen  Urteils  auf  Einziehung  der  aul  dem 
chinesischen  Dampfer  „Pei-Ping"  verschifften  10  Kisten  kleinen  Silber- 
geldes und  Freigabe  derselben  beantragt  und  zwar  aus  folgenden 
Gründen : 

(Das  Folgende  ist  identisch  mit  dem  korrespondierenden  1  eil 
des  Urteils  des  Oberprisengerichts  in  der  Reklamation  der 
Firma  Y  u  S  h  a  n  g  C  h  a  n  g.  Vi.  19  e.) 


Reklamanten:  Die  chinesischen  Staatsangehörigen  Tang  Ming 
C  h  i  €  n  ,  Chef  der  Firmen  Kai  P  i  n  g  C  h  i  a  n  g  und  ShangFaYun, 
in  Shanghai,  China,  Kiang>i  Road  Nr.  94,  und  Yue  Foong  Tack, 
\  uen  Ching  Dah,  Yuen  Chang  Kung,  Yu  Chang  Wo, 
Fung  S  h  u  n  Y  u  n  g ,  Y  u  e  n  Fang,  W  ai  Fah  Hua,  Ching  Ta 
Foong,  Shi  Cheang  Tack,  I3ong  Siiun  Shing,  Chi  Chi, 
San  Shun  Ta,  Shing  ChangVüng,  Teng  Ha  Tong,  Shing 
Woo  Cheang,  sämtlich  wohnhaft  in  Shanghai,  China. 

ProseBvertretert  Die  Rechtsanwälte  Suzuki  Jubi,  Tokio, 
Kyobashiku,  Kagacho  Nr.  6  und  Matakeyama  Shigeaki,  Nagasaki,  Mira- 
domachi  Nr.  18. 
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In  der  Prisensache,  betreffend  Ladung  des  chinesischen  Dampfers 
„Pci-Ping",  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsformel: 

Die  auf  dem  Dampfer  „Pei-Ping"  verladenen,  in  dem  beigefügten 
Verzeichnis  aufgeführten  Güter  werden  sämtlich  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  7UV  Vfiliandliinj^^  stehenden  Güter  sind  in  Shanghai,  China, 
auf  dem  chinesischen  Dainpter  ,.Pei-Ping"  verladen.  Am  Juli  1904 
wurden  sie,  wie  in  dem  beigefügten  Ladungsverzeichnis  angegeben,  nach 
den  chhiestschen  Häfen  Niutschwang,  Tientsin  und  Chinwantao  ab- 
gesandt. Als  am  17.  d.  M.,  10  Uhr  vormittags,  das  Kaiserliche  Kriegs- 
schiff  „Hongicong  Maru"  den  Dampfer  „Pei-Ping"  wegen  Konterbande- 
transports etwa  10  Seemeilen  nordöstlich  von  Weihaiwei  in  China  auf- 
brachte, wurden  auch  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  mit  Be- 
schlag belegt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Vertreters  des  Kommandnnten  der  ..Hongkong  Maru",  Leutnants  zur 
See,  I  w  a  m  u  r  o  T  c  t  s  u  j  i  r  () ,  die  Vernehmuntjsprotokollc  des  Kapitäns 
A.  M  a  c  t  a  g  g  a  r  t ,  des  Konipradors  C  h  e  u  n  g  S  o  w  W  i  n  g  ,  des 
1.  Offi/'iers  H.  C.  Atkinson,  die  Konnossemente  und  das  I^dungs- 
vcrzeichnis  des  genannten  Dampfers. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  der  Vertreter  der  Reklamation 
sind  folgende: 

Die  nach  Niutschwang  bestimmten  zur  Verhandlung  stehenden 
Guter,  welche  unter  Ziffer  2  der  Instrukticm  des  Marineministeriums 
Nr.  1  vom  Jahre  1904 fielen,  wie  Reis,  Weizenmehl,  Tee,  Zucker  und 
Silbergeld,  konnten  erst  als  Konterbande  gelten,  wenn  sie  entweder  an 

die  feindliche  Armee  oder  Marine  bestimmt  seien  oder  angenommen 
werden  müsse,  daß  sie  zu  deren  Gebrauch  dienen  würden.  Was  aber 
die  Art  der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  angehe,  so  liätten 
verschiedene  ein/eine  Kaufleute,  die  auch  selbst  die  hmpfänger  seien, 
sie  einem  Spediteur  zur  Belörderung  übergeben,  Ls  sei  daher  offenbar, 
daß  sie  nicht  an  die  feindliche  Arme:.'  und  Marine  bestimmt  ge\xesen 
seien. 

Kerner  hätten  die  l.adung>eigentün]er  und  der  Reeder  zunächst  bei 
dem  chinesischen  Zollamt  angefragt  und  die  Güter  erst  verschifft,  als 
sie  die  das  Beweisstück  A  1  bildende  Antwort  erhalten  hätten,  daß 
Reis,  Weizenmehl,  Zucker,  Silbergeld  usw.  nur,  wenn  sie  an  die  krieg- 
führenden Staaten  geliefert  werden  sollten,  Konterbande  seien.  Das 
sei  mehr  als  ausreichend  für  die  Vermutung,  daß  die  Absicht,  sie  an 

niT' 
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den  Feind  zum  Kriegsgebrauch  zu  liefern,  nicht  bestanden  habe.  Über- 
dies gehe  es  aus  Beweisstück  A  6  hervor,  daß  derartige  Güter  gewöhnlich 
in  Niutschwang  sehr  in  Nachfrage  stünden,  so  daß  sie  regelmäßig  von 
Shanghai  eingeführt  \x'{irden. 

Des  ^«'eiteren  täten  die  Bc\x  cisstüci«e  A  2  bis  4  dar,  daß  die  Ladiings- 
eigentümer,  weiche  alle  in  Niutschwang  ihr  Hauptgeschäft  oder  Hlialen 
hätten,  die  Güter  als  gewöhnliche  I  landelsobjekte  dorthin  versandt  hätten. 
Es  sei  daher  unbillig,  anzunehmen,  daß  sie  zum  Gebrauch  des  Feindes 
hätten  dienen  sollen. 

Tientsin  und  Chinwantao  seien  neutrale  Häfen,  die  zu  diesem 
Kriege  nicht  in  der  geringsten  Beziehung  stünden.  Die  <forthin  be- 
stimmten Gfiter  seien  daher  keine  Kriegskonferbande  und  mGBten  mit 
Recht  freigegeben  werden. 

Die  Reklamanten  seien  die  Eigentumer  der  in  dem  beigefügten 
Verzeichnis  unter  folgenden  Nummern  aufgeführten  Guter  und  be- 
antragten deren  Freigabe: 


Yuen  Shang  Kun 

Nummer  85, 

Yuen  Shing  Dah 

89, 

Yuen  Fang 

>» 

90, 

Shing  Chang  Ving 

f» 

83, 

Y  u €  I  o o n  g  l  ack 

u 

84, 

Fung  Shun  Yung 

»1 

82, 

Shi  Cheang  Tack 

u 

88, 

Vu  Chan  Wo 

» 

Ching  Ta  Foong 

16, 

Dong  Shun  Shing 

fi 

13, 

Ten g  Ha  To n  g 

n  ■ 

18- 

-24, 

Shing  Woo  Cheang 

n 

25- 

79. 

Nan  Shun  Ta 

80, 

Chi  Chi  und  Wai  Fah  H  ii  a  Nummer  14  und  17. 

Täng  Ming  Chien  sei  freilich  nicht  Eigentümer  irgendwelcher 
der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter.  Kr  betreibe  aber  unter  der  Firma 
Kai  P  i  n  g  C  h  a  n  g  und  Shang  Fa  v  u  n  Seetransportgeschäfte,  und  da 
er  den  Transport  der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  übernommen, 
habe  und  im  Falle  der  Fin/iehung  derselben  Schaden  erleiden  müsse, 
so  habe  er  mit  den  anderen  Reklamanten  zusammen  die  Reklamation 
erhoben  und  beantrage  die  Freigabe  sämtlicher  Güter. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 
Von  den  nach  Niutschwang  gehenden  Gütern  seien  die  in  dem 
beigefügten  Verzeichnis  unter  den  Nummern  9  bis  12,  15,  16,  18  bis 
90  aufgeführten  Güter  einzuziehen  und  die  unier  den  Nummern  13, 
14  und  17  aufgeführten  sowie  die  nach  Chinwantao  und  Tientsin  be- 
stimmten Güter  freizugeben. 
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Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Es  ist  bekannt,  daß  Niutschvang  zur  Zeit  der  in  Frage  stehenden 
Aufbringung  von  den  russischen  Truppen  besetztes,  daher  feindliches 
Gebiet  war.«) 

Da  das  in  dem  beigefügten  Verzeichnis  unter  den  nach  Niutschwang 

bt^tinmiten  Gütern  aufgeführte  Eisen  und  die  Eisenwaren  Güter  sind, 
weiche  als  Material  zum  Bau  und  zur  Ausrüstung  von  Kriegsschiffen 
dienen  können,  so  ist  es  unbestreitbar,  daß  sie,  wqW  nach  dem  feind- 
lichen Niutsrh\T  anp  bestimmt,  Konterbande  sind.^)  Daher  sind  die  Güter 
unter  XumnuT  '2'i  und  24  einzuziehen.-*) 

Was  ferner  die  l  ebensiiiiltel,  wie  Weizenmehl  und  Getränke,  an- 
geht,'*) so  «.ind  sie  alle  Artikel,  vtie  sie  bei  Europäern  und  Amerikanern 
in  Nachlragc  stehen.  Zur  fraglichen  Zeit  ist  aber  die  Zahl  der  in 
Niutschviang  ansässigen  gewöhnlichen  Europäer  und  Amerikaner  sehr 
gLvlng  gewesen,  wogegen  nissische  Truppen  dort  in  großer  TM  lagen. 
Auch  war  Niutschwang  zu  der  Zeit  ein  Hauptetappenort  der  russischen 
Truppen.  Wenn  man  alles  dies  in  Erwägung  zieht,  ist  es  ganz  klar, 
dafi  die  große  Menge  von  Lebensmitteln  und  Getränken  zum  Kriegs- 
gebrauch des  Feindes  gedient  haben  würde. 

Auch  bezüglich  des  Geldes,^)  welches  die  russischen  Truppen  bei 
der  damaligen  Lage  für  die  Kriegsführung  am  allernötigstcn  hatten, 
kann  es  nicht  bezNxeifelt  werden,  daß  nueh  dieses  dem  feinde  zum 
Kriegsgebrauch  i^eliefert  \x'orden  sein  würde. 

Die  mit  Konnossementen,  welche  auf  den  Inhaber  als  rnipfängcr 
lauten,  nhne  Zweifel,  ab^r  auch  die  in  die  im  beiiieL^anden  V\^r/fichnis 
aufgefüiii  k-ii  Empfänger  bestimmten  Güter  sind  daher  tatsächlicli  alle 
als  für  den  Gebrauch  der  russischen  Truppen  zu  liefern,  d.  h.  als 
Konterbande  anzusehen. 

Demnach  sind  die  in  dem  beigefügten  Verzeichnis  unter  Nummer 
15,  16,  18  bis  22,  25  bis  33  und  35  bis  90  verzeichneten  Güter  ein- 
zuziehen.«) 

Die  unter  Nummer  9  bis  14  und  17  bis  34  verzeichneten  Güter 
sind  freilich  keine  Konterbande,  gehören  aber  dem  Konterbandeeigen- 
tümer  Tang  Ming  Chien  und  können  daher  der  Einziehung  nicht 
entgehen.  *)  Freilich  behaupten  die  Vertreter  der  Reklamation  auf  Grund 
des  Beweisstückes  A4,  daß  die  Güter  anderen  Reklamanten  wie  Täng 
Ming  Chicn  gehören;  dieses  Beweisstück  hat  aber  län^^  Ming 
Chien  eri»t  nach  Entstehen  der  vorliegenden  Sache  her^^e^teilt,  und 
da  sonst  keine  Beweise  vorliegen,  welche  die  dort  verzeichneten  lat- 
sachen  bekräftigen  könnten,  so  ist  demselben  nicht  ohne  weiteres  Glauben 
zu  schenken. 

Die  übrigen  von  den  Vertretern  der  Reklamation  eingereichten 

""^         V.  §  5.  —     II.  Ziffer  1.  —  ♦)  V.  g  43.  »)  II.  Ziffer  2. 
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Bevteisdokununtc  ^iIK^  alle  nicht  gfeeie^net,  um  zu  beweisen,  iJaß  die 
oben  genannten  Güter  keine  Konterbande  sind. 

Tientsin  und  Chinvantao  sind  kdn  feindliches  Gebiet,  so  da6 
die  dorthin  Isestimmten  Güter,  gegen  welche  in  diesem  Falle  ein  Beweis 
dafür,  daß  sie  zum  feindlichen  Kriegsgebrauch  geliefert  werden  sollten, 
nicht  vorliegt,  nicht  als  Konterbande  bezeichnet  werden  können.  Der 
Absender  der  nach  diesen  beiden  Plätzen  bestimmten,  in  dem  beigefügten 
Verzeichnis  aufgeführten  Güter  ist  aber  Tang  Ming  Chien  und 
die  Konnossemente  bezeichnen  als  Empfänger  den  Inhaber.  Daher  sind 
die  Güter  alle  als  im  Eigentum  TängiMingChien's  stehend  zu  be- 
trachten; d.  h.  sie  gehören  dem  Eigentümer  der  oben  irenannten  Kriegs- 
konterliaiicle.  Ks  ist  aber  rechtens,  daß  (iüter,  welche  einein  Eigen- 
tümci  von  Konterbande  i^i  liören,  vcenn  sie  auf  tleniselhen  Schiff  \xie 
diese  sind,  gleichviel  oh  sie  nach  teiiKlli'  iiem  (jebiet  bcbtiinint  -ind  oder 
nicht,  cingc/ogtn  werden.  Üemnath  sind  die  in  dem  beigefügten  Ver- 
zeichnis unter  Nummer  91  bis  105  und  111  bis  123  aufgeführten 
Güter  alle  einzuziehen. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  17.  Dezember  1904  im  Prisengericht  zu  Sasebo 
im  Beisein  des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


Veneldinis  der  auf  dem  Dampfer  »Pei-Plng«  verschifften  Ofiter. 


Nr.  lii'H 
Ladungii- 
vor- 
zeicbnis^e« 

Art  der  Cflter 

Zahl 

d«r 

Kolli 

Absender 

Lade- 
ort 

Emp- 
fanger 

Bestim- 
mungsort 

9 

Graues  Boinbay- 

Shang  Fah 

Shanghai 

Inhaber 

Niutschwang 

Baumwollen- 

Yun 

gam  .... 

25 

10 

47 

• 

a 

.  11 

m 

3 

* 

1* 

12 

ü 

20 

• 

« 

n 

13 

Nanking-Stoffe  . 

100 

• 

■ 

m 

• 

14 

50 

n 

m 

• 

15 

Kleines  Silbeigeld 

5 

m 

» 

16 

» 

10 

» 

w 

n 

m 

17 

Zigaretten  .  .  . 

35 

n 

M 

P 

18 

Rotwein    .   .  . 

5 

n 

1» 

m 

• 

19 

Ecbensmittcl  .  . 

1 

• 

m 

20 

Kohlensaures 

Wasser  .   .  . 

20 

n 

m 

n 

21 

Stflrkemeht    .  . 

1 

W 

■ 

» 

22 

Butter  .... 

10 

» 

n 

• 

23 

Eisen  .... 

1 

m 

• 

24 

Eisenwaren    .  . 

1 

• 

• 
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Art  der  Cfiter 

Zabt 

der 
Kolli 

Absender 

Lade- 
ort 

Em  p- 
fänger 

Bestim- 
mungsort 

25 

Gin  ..... 

50 

Shang  Fah 

Shanghai 

Inhaber 

Niutscbwang 

Yun 

26 

Likörs  .... 

20 

« 

• 

ff 

ff 

27 

Zucker  .... 

10 

n 

ff 

• 

28 

Gesalzenes  Rind- 

fleisch  .   .  . 

40 

m 

ff 

ff 

29 

Rotwein    .  .  . 

10 

m 

» 

« 

ff 

30 

Lebensmittel  .  . 

4 

» 

m 

M 

ff 

31 

Branntwein    .  . 

170 

1» 

ff 

ff 

ff 

32 

Vermouth  .    .  . 

10 

ff 

ff 

ff 

33 

Geräucherte 

Schinken   .  . 

U 

• 

ff 

ff 

ff 

O  A 

64 

Spielkarten    .  . 

I 

* 

• 

ff 

ff 

3a 

Hier  

50 

m 

ff 

• 

3b 

lüinatcii    .    .  . 

2Ü 

» 

ff 

ff 

37 

Marmeladen  .  . 

2 

m 

ff 

• 

ff 

38 

Lachs  .... 

10 

ff 

ff 

ff 

39 

Rindszunge   .  . 

* 

1 

» 

• 

ff 

• 

40 

Tomaten   .  ,  . 

10 

• 

• 

ff 

ff 

41 

Kochsalz  .  .  . 

n/v 

20 

• 

• 

• 

ff 

42 

Schotolade   .  . 

1 

• 

• 

• 

ff 

43 

Butter  .... 

2 

ff 

ff 

■ 

44 

Milch  .... 

iO 

» 

• 

4o 

Schwarzer  Tee  - 

» 

H 

n 

46 

1  Lebertran  .  .  . 

2 

» 

ff 

ff 

ff 

47 

ff           •-     -           .             »AA  » 

Lebensmittel  .  . 

2 

N 

ff 

ff 

ff 

48 

3 

II 

n 

» 

• 

49 

Sardinen    .   .  . 

10 

• 

■ 

II 

» 

50 

Wiilsky .... 

10 

II 

• 

■ 

ff 

51 

Rotwein    .  .  . 

1 

H 

ff 

• 

ff 

52 

um  

10 

« 

ff 

ff 

* 

53 

Old  Tom  Gm  . 

6 

n 

»1 

■ 

54 

LikOrs  .... 

8 

» 

» 

«. 

ff 

55 

«  ... 

30 

n 

ff 

ff 

ff 

56 

Rotwein  ... 

10 

n 

ff 

• 

ff 

57 

Bier  ..... 

20 

n 

ff 

ff 

58 

it  ..... 

60 

n 

n 

ff 

ff 

59 

Gesalzenes  Rind- 

fleiscli    .    .  . 

3 

» 

ff 

• 

ff 

60 

Marmelade    .  . 

2 

n 

w 

61 

■         •  • 

5 

n 

1» 

■ 

» 

62 

Alkoholische  Ge* 

tränke    .   .  . 

l 

m 

ff 

ff 

ff 

Do 

Biskuits 

1 

n 

n 

64 

Stärkemehl    .  . 

2 

n 

n 

n 

» 

65 

Käse  .... 

1 

m 

ff 

n 

ff 

66 

Obst  

5 

n 

ff 

ff 

ff 

67 

Ananas  .... 

2 

» 

ff 

ff 

* 

68 

Zucker  .... 

10 

ff 

ff 

1 
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Nr.  (l^rt 
ver- 

Art  der  Güter 

Zahl 

<l«r 

Kolli 

Absender 

Lad  e  - 
ort 

Lmp- 
fftnirer 

Bestien* 
mungsort 

69 

PfeffenuQnz  .  . 

6 

Shang  Fall 
Yun 

Shangha 

Inhaber 

Niutschwang 

70 

Whisky.  .  .  . 

5 

p 

71 

Rutil  

3 

» 

« 

72 

Likörs  .... 

4 

1* 

73 

üin  ...... 

15 

» 

n 

74 

LikOis  .... 

5 

la 

p 

75 

Ger.  Schfnken  . 

3 

n 

76 

Bier  

50 

* 

p 

ja 

P 

77 

schwarzer  Tee  . 

2 

w 

78 

Lachs  .... 

3 

* 

9^ 

79 

Essi- 

10 

m 

I» 

P 

RCI9  •    •    •    •  < 

Vi 

iNsii  oiiun 

m 

P 

Ta 

Ol 

weizennieni  . 

1 UUU 

Kai  Fing 

M 

Vit  ^hsM 

■ 

Wo 

rr /WA 
OUU 

» 

• 

run  oiiun 

P 

öo 

•             .  . 

IKaJ 

Chin  Ph«tM^ 
oiiui  ^naiiK 

P 

Yün 

<n 

2UU0 

* 

lue  roong 

P 

Tack 

85 

inon 

a 

m 

Yuen  ChanP' 

P 

!\  1 1  n 

J*lCAllMin,  L#UUaiS 

9 

ff 

m 

Yu  Shiincr 

• 

87 

8 

m 

m 

Ching  Yu 

P 

88 

• 

() 

m 

» 

Shi  Cheang 

P 

Tack 

89 

Reis  .   .  . 

150 

m 

m 

Yuen  Ching 

Dah 

90 

150 

» 

M 

Yuen  Fang 

91 

AmerikAti  crrpiip 

Shancr  Pah 

Inhaber 

Chinwantao 

Bettdecken  .  . 

5 

Yun 

p 

92 

Jaoanisches  CTaues 

93 

Baum  woUenga  m 

13 

P 

p 

10 

ft 

94 

10 

m 

m 

■ 

» 

95 

15 

m 

p 

96 

Bonihav-Rniini- 

woUengarn  .  . 

30 

^ 

p 

97 

Jaoan.  Baum- 

woUengam .  . 

20 

98 

w 

5 

9 

• 

« 

p 

m 

o 

m 

M 

100 

p 

2 

p 

n 

P 

101 
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ort 

Emp- 
fänger 

Bestim- 
mungsort 

102 

Japan,  graues 

25 

Shang  Fah 

Shanghai 

Inhaber 

Chinwantao 

Baumwollengarn 

Yun 

1Ü3 

Bombay-Baum- 

woUengam .  . 

10 

n 

» 

1» 

m 

104 

» 

10 

• 

m 

m 

105 

Reis  

340 

n 

w 

• 

» 

IH 

Englische  graue 

Tlentoin 

Bettdecken .  . 

3 

1» 

• 

■ 

-  112 

Graues  Bombay- 

BaumwoUengarn 

10 

■> 

n 

m 

113 

m 

10 

PI 

n 

■ 

n 

114 

14 

» 

II 

• 

115 

• 

5 

« 

• 

ü 

116 

Amerikan.  graue 

Bettdecken .  . 

24 

1» 

• 

II 

• 

117 

f-jiglische  graue 

Bettdecken .  . 

3 

Ii 

II 

II 

II 

118 

Amerikan.  ^rane 

Bettdecken .  . 

50 

1* 

n 

m 

119 

10 

n 

• 

■ 

120 

• 

10 

II 

a 

121 

Italienisch.  Baum- 

wollenstoff .  . 

3 

n 

1* 

122 

Seidenstoff    .  . 

1 

w 

n 

n 

123 

1 

m 

• 
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Reklamanten:  TängMingChien,  Chef  der  Firmen  K  a  i  P  i  n  g 
C  h  a  n  und  Shang  Fa  Yun  in  Shanghai,  China,  Kiangsi  Road 
N ; .  'M,  und  Y  u  e  F  o  o  n  g  T  a  c  k ,  Y  u  e  n  C  h  i  n  g  D  a  h  .  Y  u  e  n  Chan 
K  u  II  L, ,  Y  u  Chan  Wo,  F  u  n  g  S  h  u  n  Y  u  n  .  Y  u  e  n  I  a  n  g  ,  W  a  i 
F  a  Ii  N  u  a  .  C  h  i  n  g  T  a  F  o  o  n  g ,  S  h  i  C  h  e  a  n  g  r  a  c  k  ,  I )  o  n  g  S  h  u  n 
S  h  i  n  g ,  C  h  i  C  h  i ,  N  a  n  S  h  u  n  T  a  ,  S  h  i  n  g  C  h  a  n  Y  ü  n  q; ,  T  e  n  g 
Ha  Tong,  Shing  Woo  Cheang,  sämtlicli  woiiuliail  m  Shang- 
hai, China. 

PrazcBvertreter:  Die  Rechtsanwälte  Suzuki  Jubi,  lokio, 
Kyobashiku,  Kagacho  Nr.  8  und  Hatakeyama  Shigeaki,  Naga- 
saki, Hiradomachi  Nr.  18. 

Am  17.  Dezember  1904  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der 

Prisensache  betreffend  Ladung  des  Dampfers  „Pei-Ping",  welcher  am 
17.  Juli  1904  auf  37»  3=S '  n.  Br.  und  122»  23'  ö.  L.  von  dem  Kaiser- 
lichen Kriegsschiff  „Hongkong  Maru"  aufgebracht  worden  ist,  ein  Ur- 
teil t^effillt,  in  vcTirheni  nnf  Finziehung  der  unter  der  Ladung  des 
Damph  r>  ..Pci-Ping"  befindlichen,  in  dem  dem  Urteil  beigefügten  Ver- 
zeichnis aufs^^eführten  Güter  erkannt  worden  ist 

Gegen  dieses  Urteil  hat  l  äng  Ming  Chien  und  13  andere  Re- 
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klamanten  durch  die  Rechtsanwälte  Stizukijubi  und  Hatakeyama 
Shigeakt  als  ProzeBvertreter  die  Berufung  eingelegt,  welche  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  Dr.  jur.  Ishtwatari  Binichi  beim  Ober- 
prisengericht  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptberufungspunkte  der  Vertreter  der  Reklamation,  Suzuki 
jubi  und  Hatakeyama  Shigeaki,  sind  folgende: 

t!s  werde  Aufhebunsr  des  Urteils  des  Prisengerichts  zu  Sasebo  und 
Freigabe  der  in  dem  der  Reklamntionsschrift  beigefügten  Verzeichnis 
aufgeführten  Güter  beantragt,  und  /war  aus  folc^cndcn  Ornndt-n: 

Von  den  Reklamanten  bttrcibe  der  chinesische  Kaufmann  l  äng 
M  i  n  g  C  h  ie  n  mit  den  beiden  ihm  [^ehöritren  binnen  K  a  i  P  i  n  ^  C  h  a  n 
und  Shang  Fa  Vun  ein  Transportgeschäft.  Die  übrigen  13  Rekla- 
manten seien  alle  Eigentümer  der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter. 
Wie  aus  Beweisstück  A4  hervorgehe,  gehörten  die  aufgebrachten  Güter 
freilich  nicht  den  Firmen  Kai  Ping  Chiang  und  Shang  Fa 
Yun,  sondern  den  anderen  chinesischen  und  ausländischen  Kauf- 
leuten» und  TängMingChien  habe  lediglich  ihren  Transport  über- 
nommen. Da  er  aber  im  Falle  der  Einziehung  Schaden  erleiden  müsse, 
so  habe  er  zusammen  mit  den  Eigentümern  eine  Reklamationsschrift 
eingereicht  und  die  Freigabe  aller  Güter  l>eantragt. 

Nun  seien  unter  den  zur  Verhandlung  stehenden  Gütern  z>xei  ganz 
getrennte  Klassen  vorhanden.  Die  einen  seien  nach  Niutschwang  be- 
stimmt, die  anderen  nach  Ticntsin  und  Chinrxantao. 

Die  Arten  der  ersten  Klasse  seien  freilich  sehr  zahlreich,  in  der 
Hauptsache  handele  es  sich  aber  um  Reis,  Weizenmehl.  Tee,  Zucker. 
Bauholz  und  Silbergeld.  Diese  seien  Kontcrlwndc  nur,  wenn  sie  für 
die  feindliche  Armee  oder  Marine  bestimmt  seien  oder  angenommen 
werden  müsse^  daß  sie  zum  Gebrauch  der  feindlichen  Armee  oder 
Marine  geliefert  werden  sollten.  Da  aber  die  Güter  von  verschiedenen 
einzelnen  Kaufieuten  einem  Transportgeschäft  zur  Beförderung  über- 
geben und  diese  Kaufleute  selbst  die  Empfänger  seien,  so  seien  sie  nicht 
an  die  feindliche  Armee  oder  iMarine  bestimmt  gewesen.  Das  lasse 
sich  auch  aus  dem  Urteil  über  den  Dampfer  „Pei-Ping"  entnehmen.«) 

Was  des  u eiteren  die  Frage  angehe,  ob  die  Güter  für  den  Ge- 
brauch der  feindlichen  Armee  oder  Marine  hätten  geliefert  werden 
sollen,  so  beförderten  die  Ladungseigcntünur  und  Reeder  s^evenhnüch 
solche  Güter  als  Handelswaren  nach  Niutschwang  und  betrieben  dieses 
(ieschäft  schon  seit  lange.  Da  zu  der  fracflichen  Zeit  gerade  KriejT 
bestanden  habe,  i.o  hätten  die  Reklamanten,  um  sicher  zu  sein,  daß 
sie  die  Pflichten  neutraler  Staatsangehöriger  nicht  verletzten,  ausdrück- 
lich sich  bei  der  chinesischen  Zöllbehörde  erkundigt  und,  wie  sich  aus 
Beweisstück  AI  ergebe,  die  Antwort  erhalten,  daß  Reis,  Weizenmehl^ 

VI.  19a. 
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Zucker,  Petroleum  und  Silbergeld  keine  Konterbande  seien,  wenn  sie 
nicht  zum  Gebrauch  der  kriegführenden  Mächte  geliefert  werden  sollten. 
Erst  danach  seien  die  Güter  versandt  worden.  Wenn  die  Ladungs- 
eigentümer von  Anfang  an  den  Zweck  verfolgt  hätten,  sie  zum  Ge- 
brauch einer  der  kriegführenden  Mächte  zu  liefern,  so  liege  kein  Grund 
vor,  weshalb  sie  eine  solche  Anfrage  hätten  machen  sollen. 

Wie  aus  Beweisstück  A  6  ersichtlich,  sei  in  Niutschwang  gewöhn^ 
lieh  sehr  große  und  allgemeine  Nachfrage  nach  solchen  Gütern,  und 
sie  wurden  daher  von  Shanghai  und  anderen  Plätzen  eingeführt. 

Da  femer  die  verschiedenen  Ladungscigentümcr  alle  in  Niu- 
tschwang Haupt-  oder  Zweiggeschäfte  besäßen,  so  hätten  sie  die  Güter, 
wie  aus  den  Beweisstücken  A2  bis  4  hervorgehe,  ab  Handelsobjekte 
dorthin  befördern  lassen.  In  Anbetracht  dessen,  dafi  sie  Waren  gleicher 
Art  schon  mehrere  Jahrzehnte  lang  eingeführt  hätten  und  die  Zahl 
'  :  Güter  auch  gering  sei,  so  sei  c  eine  unbillige  Härte  anzunehmen, 
daü  sie  zum  Gebrauch  des  Feindes  geliefert  werden  sollten. 

Nach  den  Ladescheinen  zu  urteilen,  L.'^ehörten  die  meisten  der  zur 
Verhandlung  stehenden  Güter  Kai  Ping  Chang  und  Shang  Fa 
V  u  n  ,  und  das  könne  zu  dem  Verdarbt  Anlaß  geben,  daß  so  viele  Güter, 
x^elche  von  derselben  Mniia  befördert  würden,  7.um  Gebrniieh  di-r 
feindlichen  Iruppen  geliefert  werden  sollten.  Da  aber  der  C.hci  der 
genannten  Firma,  l  äng  Ming  Chien,  ein  Transportgeschäft  be- 
treibe, so  seien  die  Güter  nur  unter  seineni  Nainen  verluden  worden 
und  es  werde  durch  die  oben  genannten  Beweisstücke  dargetan,  daß 
sie  alle  anderen  Kaufleuten  gehörten.  Nach  alter  kaufmännbcher 
Handelsusance  in  Shanghai  übergaben  Kaufleute,  welche  ihre  Güter 
nach  einem  anderen  Hafen  verschicken  wollten,  diese  meistens  gänz- 
lich einem  Transportgeschäft.  Leute  wie  Tang  Ming  Chien  zahlten 
jährlich  mehrere  hunderttausend  Taels  Fracht  an  die  Reeder  und  in  den 
letzten  zehn  Jahren  seien  an  Fracht  über  4  Millionen  Taels  von  ihm 
bezahlt  worden.  Wenn  man  dies  erwäge,  so  könne  man  daraufhin, 
daß  die  mei.sten  Güter  auf  dem  Namen  Täng  Ming  Chien  stünden, 
nicht  schließen,  daß  sie  Konterbande  seien. 

Wenn  auch  einige  der  aufgebrachten  Güter  sich  in  der  Zoll- 
statistik nicht  fänden,  so  sei  der  Grund  der,  daß  kleine  Mengen  von 
Lebensmitteln  zum  Gebrauch  von  Speisevc  irtschaften  oder  gewöhnlichen 
Konsumenten  nicht  besonders  in  der  Zollstatistik  cini^i  trat^en  seien,  son- 
dern alle  zusammen  unter  die  Rubrik  „Verschirdiiic  Waren"  vin^v^tt  11t 
seien  Wenn  auch  in  der  Art  der  Güter  be/üi^lieh  ihn  r  i  arhr  und 
ihrer  Herkunft  einige  wenige  Verschiedenheiten  vorhanden  ^icicii,  so 
seien  doch  die  Warengattungen  durchweg  dieselben. 

In  dem  Urteil  erster  Instanz  heiße  es: 
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Da  das  unter  den  nach  Niutschwang  bestimmten  Outern 
aufgeführte  Eisen  und  die  Eisenwaren  GQter  seien,  welche 
als  Material  zum  Bau  und  zur  Ausrüstung  von  Kriegs-  oder 
anderen  Schiffen  dienen  könnten,  so  sei  es  unbestreitbar, 
dafi  sie,  weil  nach  dem  feindlichen  Niutschwang  bestimmt, 
Konterbande  seien. 
Man  könne  aber  nicht  behaupten,  daß  alles  Eisen  und  alle  liisen- 
vtaren  als  Material  zum  Bau  us>x'.  von  Kriegs-  oder  anderen  Scliiffen 
gfliefert  >x-crden  mülUen.   AiiRcTdem  seien  die  von  dieser  Lritsc  luidung 
bitrotfcnen  Oüter  mir  ein  einziges  Kollo,  so  daß  man  sie  kaum  als 
solches  Material  betrachten  dürfe. 

herner  habe  das  Urteil  angenoniiiieii,  daß 

es  ganz  offenbar  sei,  daß  die  Lebensmittel  und  Getränke, 
wie  Weizenmehl  und  Spirituosen  alle  zum  Kriegs- 
gebrauch des  Feindes  gedient  haben  würden. 

Weizenmehl  und  Spirituosen  dienten  indessen  nicht  notwendiger« 
weise  ausschließlich  zum  Gebrauch  von  Europaern  und  Amerikanern, 
sondern  stünden  auch  bei  Chinesen  sehr  in  Nachfrage.  Man  könne 
daher  nicht  mit  der  Begründung,  daß  in  Niutschwang  nur  wenige 
Europäer  und  Amerikaner  lebten,  entscheiden,  daß  diese  Güter  dem 
Feinde  zum  Kriegsgebrauch  hätten  geliefert  werden  sollen. 

Was  ferner  besonders  den  Reis  angehe,  so  sei  er  das  wesent- 
lichste Lebensmittel  der  Chinesen,  x^ogegen  Europäer  und  Amerikaner 
ihn  zu  ihrer  Nahrung  nicht  verwendeten. 

Wa^i  de^  Nxeltcren  d.i«^  üeld  nnc^ehe,  sn  würde  p«^.  wie  man  sich 
auch  imnici'  vorstellen  iiiö^e,  daß  es  ati  tlie  Russen  /u  ihrem  Be- 
darf hal>e  gclici'erl  werden  sollen,  tloeh  sicher  nicht  ohne  üeL,anvergütung 
geliefert  worden  sein.  Da  aber  die  russischen  Truppen  keine  Sachen 
gehabt  hätten,  die  sie  als  Vergütung  hätten  leisten  können,  so  sei  es 
falsch  anzunehmen,  daß  das  Geld  dem  Feind  zum  Gebrauch  habe  ge- 
liefert werden  sollen. 

Das  Urteil  habe  bezüglich  eines  Teils  der  Ladung  entschieden, 
daß  die  GQter  einzuziehen  seien,  weil  sie  einem  Eigentümer  von  Konter« 
bände  gehörten.  Da  aber,  wie  dargetan,  der  größte  Teil  derselben  keine 
Kriegskonterbande  sei,  so  müsse  das  Urteil  in  diesem  Punkte  natürlich 
anders  ausfallen. 

Die  nach  Tientsin  und  (^hinwantao  bestimmten  Güter  gingen  nach 
durrhaii'i  neutralen  Be-stimmungshäfen  tmd  seien  daher  keine  Konter- 
haiuie.  Wenn  trotzdem  das  Gericht  erster  Instanz  sie  für  Konterbande 
i  rklart  habe,  hci  das  vielleicht  aut  ürund  der  Vermutung  geschehen, 
(laß  die  Güter  der  hirma  l  äng  Ming  Chien's  den  größten  Teil 
ausgemacht  hätten  und  daß  ihre  Bestimmung  nach  lientsin  und  Chin- 
wantao  nur  ein  Vorwand  gewesen  sei  und  sie  in  Wirklichkeit  in  Niu- 
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tschwang  hätten  gelöscht  werden  sollen.  Es  sei  aber  bereits  erörtert 
worden,  daß  dieser  Verdacht  die  EigentSmer  ohne  Grund  treffe.  Da 

ferner  die  verschiedenen  Ladungseigentömer  in  Tlentsin  und  Chinwantao 
ihre  Hauptgeschäfte  oder  Filialen  hättr  n  so  müsse  man  nach  Beweisstück 
A  4  vermuten,  daß  sie  nicht  in  anderen  Häfen  hätten  gelandet  werden 
sollen.  Sie  für  Konterbande  zu  erklären,  sei  falsch,  und  zwar  aus  fol- 
genden  Gründen: 

1.  Der  „Eigentümer  von  Koriterbandegütern",  von  dem  der  §  43 
der  Seeprisenord n un ')  in  den  Worten 

KricgsküiUt'rbaiidegüter  und  die  dein  higentümer  derselben 

gehörigen  Güter  werden  eingezogen 
spreche,  bedeute  den  Eigentümer  absotuter  Kriegskonterbande  und 
schliefie  nicht  den  Eigentömer  von  Gütern  ein,  die  in  gewissen  Fällen 
Konterbande  seien.  Denn  die  Einziehung  von  Nichtkonterbandegütem, 
welche  einem  Eigentümer  von  Konterbande  gehörten,  sei  die  Strafe 
für  den  Transport  der  Konterbandegüter.  Im  Falle  eines  Transports 
absoluter  Konterbande  könne  vermutet  werden,  daß  der  Eigentümer 
derselben  einer  der  kriegführtriden  Parteien  habe  nützen  wollen;  daher 
ht.^tehe  ihm  gegenüber  Grund  zur  Bestrafung.  Bei  bedingter  Konter- 
bande aber  richte  sich  die  Entscheidung  über  F-.in/iehiincf  oder  Frei- 
gabe der  (jütcr  iediglieli  nach  dci-  Annahme  des  betrct'tVtukti  Staates, 
so  daß  die  i^leiche  Vermutung,  wie  oben,  nicht  Platz  greitc  iind  ein 
eirund  /ur  BestrafiniL^  nicht  vorliege.  Außerdem  gehörten  die  zur 
Verhandlung  stehtnden  Güter  den  RcklamaiUeii  außer  Täng  Ming 
Chien  und  anderen  Personen.  Wie  mit  Beweisstück  A  bewiesen  sei, 
habe  Täng  Ming  Chien  nur,  weil  er  als  Transportunternehmer 
interessiert  sei,  die  Reklamation  erhoben.  Das  Urteil  erster  Instanz 
habe  dagegen  ohne  Grund  diese  Beweise  au6er  acht  gelassen  und 
KaiPingChang  und  S  h  a  n  g  Fa  Y  u  n  *)  als  Eigentümer  der  Ladung 
angesehen.  Die  Entscheidung,  welche  Nichtkonterbandegüter,  die  einen 
ganz  anderen  Eigentümer  hätten  wie  die  Konterbandegüter,  mit  diesen 
zusammen  unter  die  Strafe  der  Einziehung  gestellt  habe,  beruhe  dem- 
nach auf  einer  Annahme  falscher  Tatsachen. 

2.  Nach  An'^i'^ht  der  Reklamanten  bezöi^t-n  <^ich  die  Worte  des 
§  4'^  der  Secprisenordnuiig  ,,uiid  die  dem  Fii^cntümer  dcr^i  Ihm  gehörigen 
Güter"  auf  solche  Güter,  die  auf  cKniM  lbcii  Schiff  verlnicii  und  nach 
demselben  Ort  beätiiniui  seien,  unUalittn  dagegen  nicht  ^ojfhe  Güter, 
welche  nach  anderen  Häfen  bestimmt  seien.  Wtiin  man  auch  Güter, 
welche  einem  Konterbandeeigentümer  gehörten,  aber  nach  einem  anderen 
Hafen  bestimmt  seien,  einziehen  wolle,  so  ergebe  sich  die  Folge,  daß 
auch  Güter,  die  auf  einem  anderen  Schiff  verladen  seien,  wenn  sie 
einem  Konterbandeeigentümer  gehörten,  eingezogen  werden  mußten.  Da- 

^)  V.  —  •)  Dies  sind  Flrateimamcn.  unter  denen  T.iiig  Ming  Chien  Geschäfte 
betreibt  ... 
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durch  würde  den  neutralen  Staatsangehörigen  schwerer  Schaden  ent- 
stehen- 

In  dem  Artikel  72  des  Handbuchs  des  englischen  Prisenrecbts 
heiße  es,  daß 

auch  in  f  allen,  wo  man  wissen  könne,  daß  die  Güter  in 
einem  neutralen  Hafen  gelöscht  würden,  der  Bestimmungs- 
ort der  Oüter  als  feindliches  Gebiet  angesehen  werde;  ^) 
ferner  in  der  Strafbestiminung  des  Artikels  82: 

Zur  Strafe  für  den  Transport  von  absoluten  Konterbande- 
gütern  wfirden  gewöhnlich  diese  OQter  und  das  Interesse 
ihres  Eigentümers  an  der  übrigen  Ladung  eingezogen. 
Dieses  scheine  dem  Inhalt  des  Urteils  erster  Instanz  sehr  ähnlich.  In 
der  englischen  Bestimmung  sei  nämlich  ausgesprochen«  daß  der  Be- 
stimmungsort» wenn  er  auch  ein  neutraler  Zwischenhafen  sei,  als  feind- 
liches Gebiet  angesehen  uerde.  Indessen  sei  im  vorliegenden  falle 
eine  derartige  Annahme  nicht  nur  nicht  aufgestellt  worden,  sondern 
es  fehle  auch  an  einer  entsprc  henden  Restimmimg:,  welche  zur  An- 
\XTnduni^  konimeti  könne.  Auch  habe  das  Urteil  erster  Instanz  im 
Gegenteil  angenommen,  daß  die  Güter  nach  einem  rein  neutralen  Halen 
bestimmt  gewesen  seien.  Was  ferner  die  dem  I  ii^entiimer  dieser  Güter 
gehörigen,  für  Konterbande  erklärten  Güter  angehe,  so  seien  sie  keine 
absolute  Konterbande,  so  daß  der  Fall  anders  liege,  wie  der  Fall,  auf 
welchen  die  obige  englische  Bestimmung  zur  Anwendung  komme.  Es 
sei  daher  verfehlt,  wenn  man  trotzdem  die  gleiche  Strafe  eintreten 
lassen  wolle.  Wie  man  es  auch  ansehe,  könnten  daher  die  nach  Tientsin 
und  Chinwantao  gehenden  Guter  nicht  eingezogen  werden. 

Die  Hauptpunkte  der  Enxiderung  der  Staatsanwälte  beim  Prisen- 
gericht zu  Sasebo,  Mizukami  Chojiro  und  Yamamoto  Tat- 
sur okuro  sind  folgende: 

Bezuglich  von  Kric[^skonterbandegütern  habe  man  zwei  Arten  zu 
unterscheiden:  erstens  Güter,  \xclche  zum  Kriej^si^ebraueh  zu  dienen 
bestirnnit  >eien  und  nach  Peiiule>lancl  oder  einem  Platz,  wo  feindliche 
Truppen  seien,  gesandt  w  ürden  ;  /w  eitens  Güter,  welche  sowohl  zum 
Kricgsgebraueh  als  zum  friedlichen  Ciebrauch  dienten  und  welche  an 
die  feindlichen  Truppen  bestimmt  seien  oder  welche  nach  einem  feind- 
lichen Platz  bestimmt  seien,  nach  dessen  Verhältnissen  angenommen 
werden  müsse,  daß  die  Güter  zum  Kriegsgebrauch  des  Feindes  geliefert 

")  Der  ganze  Artikel  lautet:  The  dcstination  of  the  vessel  is  condusive  as  to 
the  dcstination  of  the  Ooods  on  board.  If,  thefefore,  the  dcstination  of  the  Vessel  be 
Hostile,  thcn  the  destination  of  the  Ooods  on  tioard  sbould  bc  considcrcd  Hostile 

also,  nothwithstandinj^  it  may  appcnr  from  the  Papers  or  otherwisc  that  the  Good- 
themselves  are  not  intended  for  the  Hostile  port,  but  are  intcnded  eithcr  to  be  fors 
warded  beyond'H  to  an  ulterior  Neutral  destination,  or  to  be  deposited  at  an  Inter- 
medlate  Neutral  poit 
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werden  xi  ürden.  Die  erste  Art  nenne  man  absolute,  die  zweite  bedinf^e 
Konterbande.  Zwischen  den  beiden  Arten  sei  indessen  keinerlei  Unter- 
schied, sobald  bei  der  einen  und  der  anderen  die  Bedingungen  für  ihre 
Konterhandeeigenschatt  ertüllt  seien;  vielmehr  gälten  sie  alsdann  in 
gleicher  Wei^e  als  Konterbande.  Der  Reklamant  behaupte,  der  §  43 
unserer  Seeprisenordnung  \xülle  mit  dein  Ausdruck  Konterbandeeigen- 
tümer  nur  die  Eigentümer  von  absoluter  Konterbande,  also  der  oben- 
^nannten  ersten  Art  bezeichnen;  die  Eigentümer  der  zweiten  Art  von 
Konterbandegütern  seien  jedoch  nicht  eingeschlossen.  Diese  Auslegung 
möge  vielleicht  auf  den  Artikel  82  des  englischen  Handbuchs  des  Prisen- 
rechts zutreffen;  für  den  §  43  unserer  Seeprisenordnung  sei  eine  solche 
Interpretation  indes  völlig  unbegründet  Denn  einmal  weiche  sie  von 
dem  klaren  Wortlaut  der  Bestimmung  ab.  Wenn  man  ferner  aber 
annehme,  daß  der  Konterbandetransport  eine  Handlung  sei,  durch  iir 
dem  Feinde  genützt  >serde,  so  sei  der  Verstoß  pficich  schwer  bei  Gütern 
<ier  ersten  wie  der  zweiten  Art,  und  es  liege  kein  ürund  vor,  weshalb 
bei  der  Strafe  dafür  ein  Unterschied  gemacht  werden  solle. 

Im  vorliegenden  halle  fielen  Fisen  und  Fiscnwaren  unter  die  erste 
Art;  Reis,  Weizenmehl,  Spirituosen  und  Zucker  suvvie  Silbcrgeld  unter 
die  zvicite;  sie  seien  dalier  in  den  Bedingungen,  welche  sie  als  Konter- 
bande erscheinen  ließen,  verschieden.  Der  Reklamant  sage  in  der  Be- 
rufungsschrift über  Eisen  und  Eisenwaren  gar  nichts,  so  daß  man  an- 
nehmen müsse,  daß  er  gegen  die  Einziehung  Einwendungen  nicht  zu 
machen 'habe;  und  so  sei  eine  Erwiderung  nicht  zu  machen.  Bezüglich 
der  unter  die  zweite  Art  fallenden  Lebensmittel,  Getränke  und  Silber- 
münzen behaupte  er,  daß  sie  freilich  nach  Niutschwang  gingen,  aber 
weder  an  die  feindliche  Armee  oder  Marine  bestimmt  gewesen  seien, 
noch  auch  zum  Gebrauch  derselben  hätten  geliefert  werden  sollen.  Zur 
Bekräftigung  dieser  Behauptung  liege  aber  weder  ein  Beweis  vor,  noch 
sprächen  die  Verhältnisse  dafür. 

Wenn  auch  der  Handel  mit  Kriegskonterbande  eine  öffentliche 
kaufjnäimischc  Handluiii;  sei,  welche  unter  den  Freiheiten  des  neu- 
tralen 1  landelb  stehe,  so  gebe  man  bich  doch,  um  der  Gefahr  der  Wcg^- 
riahnie  zu  entgehen,  ganz  allgemein  den  Anschein,  als  ob  es  sich  um 
einen  Iricdlichen  I  ranspori  handele.  Die.s  gelle  besonders  von  Gütern 
der  zweiten  Art,  So  sei  es  natürlich,  daß  man  Güter  nicht  mit  Konnosse- 
menten, welche  offen, an  die  Truppen  adressiert  seien,  versende.  Man 
könne  daher  freilich  nicht  durch  Schriftstücke  beweisen,  daß  die  Güter 
an  die  feindlichen  Truppen  bestimmt  oder  ihnen  abzuliefern  gewesen 
seien.  Aber  aus  der  Art,  der  Menge  und  dem  Bestimmungsort  und  ver- 
schiedenen anderen  Tatumständen  sei  es  nicht  schwer  zu  entnehmen,  daß 
•die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  für  die  feindlichen  Truppen  be- 
stimmt gewesen  seien. 
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Sir  William  Scott  sagt : 

Es  müsse  für  die  Entscheidung,  ob  Qüter  Konterbande  seien 
oder  nicht,  als  die  wichtigste  Richtschnur  bezeichnet  werden,, 
ob  sie  auf  der  Reise  nach  einem  Platz  j^c\xesen  seien,  nach 
dessen  Veriiältnissen  man  mit  90  »o  Sicherheit  annehmen 
könne,  daß  sie  zum  Kriegsgebrauch  geliefert  worden  sein 
würden. 

Der  in  Frage  liommencie  Dampfer  „Pei-Ping"  habe  in  Shanghai 
Lebensmittel,  Getränke  und  chinesisches  Geld  geladen.  Der  letzte  Be- 
stimmungsort sd  Niutschwang  gewesen.  Der  Dampfer  sei  aber  auf 
der  Fahrt  nach  dem  Zwischenhafen  Chinwantao  am  17.  Juli  1904,  um 
8  Uhr  morgens,  auf  der  H6he  von  Tschifu  aufgebracht  worden.  Niu- 
tschwang sei  zu  der  fraglichen  Zeit  von  dem  Feinde  okkupiert  und  ein 
Hauptetappenort  desselben  gewesen.  Es  sei  daher  klar,  daß  Niutschwang 
ein  Platz  gewesen  sei,  nach  welchem  man,  wie  Sir  William  Scott 
es  Ijezeichne,  mit  90  «b  Sicherheit  annehmen  könne,  daß  die  Güter  zum 
Kriegsgebrauch  geliefert  werden  würden. 

Was  insbesondere  die  Lebensmittel  und  Getränke  angehe,  so  ent- 
sprächen sie  dem  Bedarf  von  Europäern  iiiid  Amerikanern.  Zur  Zeit 
seien  %ber,  abgesehen  von  den  russischen  Truppen,  in  Niutschwang 

nur  etwas  mehr  als  zehn  solche  Personen  vorhanden  gewesen.  .\uch 
sei  es  nicht  r.u  verbergen,  daß  infolge  der  andauernden  Niederlagen 
der  feindlichen  Iruppen  zu  Wasser  und  I^ndc  der  Kredit  ihres  Papier- 
geldes verhtriii  J^ecTaniren  und  Klagen  über  das  Bedürtnis  nach  chine- 
sichem,  besonders  nach  kk  inein  Geld  wie  dem  zur  Verliandlung  stehen- 
den, laut  geworden  seien  und  daß  man  für  die  Lieferung  von  solchem 
auf  Niutschwang  angeviiesen  gewesen  sei.  Danach  müsse  man  an- 
nehmen, daß  diese  Güter  sogleich  nach  Ankunft  in  Niutschwang  in 
die  Hände  der  feindlichen  Truppen  übergegangen  sein  würden. 

Die  Nuniniern  13,  14  und  17  der  Güter  seien  Ireilieli  nicht  Kriegs- 
konterbande. Aber  das  Beweisstück  A  4,  welches  das  Eigentumsrecht 
an  denselben  beweisen  solle,  sei  erst  nach  Entstehen  dieser  Sache  an- 
gefertigt worden,  und  es  sei  richtig,  daß  das  Gericht  erster  Instanz 
in  Ermanglung  anderer  stichhaltiger  Beweise  jenen  Beweis  nicht  an- 
erkannt habe,  sondern  auf  Grund  der  Annahme,  daß  Tang  Ming 
C  h  ien  der  Eigentümer  sei,  die  Güter  also  einem  Konterbandeeigentümer 
gehörten,  auf  Einziehung  derselben  entschieden  habe. 

Das  Gericht  erster  Instanz  habe  auf  Einziehung  der  nach  Tientsin 
und  Chinwantao  l)estimmten  Güter  nicht  entschieden,  weil  sie  Konter- 
bande seien.  Daher  sei  der  Beruf ungspunkt  unbegründet,  in  welchem 
gesagt  werde,  die  tinziehung  dieser  Güter  sei  unbegründet,  weil  man 
sie  nicht  als  Konterbande  ansehen  könne.   Der  Staatsanwalt  stimme 
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dagegen  in  dem  Punkte,  daß  die  Gäter  nicht  einzuziehen  seien, 
überein. 

Die  Einziehung  von  Niclitkonterbandegütern,  welche  einem  Eigen- 
tflnier  von  Konterbandegütern  c^ehörten,  sei  nur  eine  Strafe  für  den 
Transport  der  Konterbande  und  beschränke  sich  daher  unbcdinql  auf 
die  Pällc,  wo  beide  auf  demselben  Schiff  seien  und  nach  demselben 
Btstinimun^^sort  ^inj;cn,  wie  solches  auch  in  den  Artikeln  82  und  72 
des  Handbuchs  des  englischen  l-*risenrechts  bestimmt  sei.  im  Artikel  72 
heiße  es: 

Der  Bestimmungsort  der  Ladung  bestimme  sich  nach  detn 
des  Schiffes.  Daher  sei  auch  in  Fällen,  wo  der  Bestimmungs- 
ort des  Schiffes  ein  feindlicher  Platz  sei  und  man  aus  den 
Schiffspapiercn  oder  auf  andere  Weise  w  is^en  könne,  daß  die 
Latiuiig  nicht  nach  dem  feindlichen  üebiet  bestimmt  sei, 
sondern  entweder  über  feindliches  Gebiet  nach  einem  end- 
gültigen neutralen  Bestimmungsort  gehe  oder  in  einem  neu- 
tralen Zwischenhafen  gelöscht  werden  solle,  der  feindliche 
Platz  als  Bestimmungsort  der  Ladung  anzusehen. 

Da  hiernach  ein  Bestininiungsort  der  Ladung  neben  dem  Be- 
stimmungsort des  Schiffes  ausnahmslos  nicht  anerlcannt  werde,  so  sei  so- 
wohl für  Konterbande  als  fQr  Nichtkonterbande  der  Bestimmungsort 
in  keinem  Falle  ein  anderer  als  der  des  Schiffes,  und  Nichtkonterbande, 
weiche  im  gleichen  Eigentum  mit  Konterbande  stehe,  werde  als  Strafe 
für  den  Konterbandetransport  nach  Artikel  82  eingezogen.  Dies  sei 
von  Pricedenzen  und  gesetzlichen  Bestiinnumgcn  des  Völkerrechts  an- 
erkannt. Aber  wenn  auch  unsere  Seeprisenordnung  ihre  Grundsätze 
dem  Handhucli  des  englischen  Prisenrechts  entlehnt  haben  möc^e.  so 
sei  doch  in  ihrem  §  15  i")  bestimmt,  daß  in  der  Regel  der  Bestimmungs- 
ort eines  Schiffes  als  der  Bestimmungsort  seiner  Ladung  gelten  solle, 
hs  werde  also  ein  Bestiinniungb.url  tür  Güter  neben  dem  Bestiininunafs- 
ort  des  Schilfen  anerkannt.  Daher  müssi',  trot/dem  der  Bestinnnung>- 
ort  des  Schiffes  Niutsclixxang  .^ci,  tür  die  Ciütcr,  bezüglich  deren  aus  den 
Schiffäpapieren  und  auch  sonst  auf  sichere  Weise  bewiesen  sei,  daß  sie 
nach  Chinwantao  bzw.  Tientsin  bestimmt  gewesen  seien,  Chinwantao 
bzw.  l'ientsin  auch  als  Bestimmungsort  angesehen  werden.  Wenn  man 
dies  aber  annehme,  so  könne  man,  wenn  die  Güter  auch  mit  der  Konter- 
bande, welche  nach  einem  anderen,  feindlichen  Hafen  bestimmt  sei, 
auf  einem  Schiff  gewesen  seien,  sie  doch  nicht  als  im  selben  Figentum 
>tchend  erachten.  Denn  es  sei  ein  allgemeiner  Rechtsgrundsatz,  be- 
züglich Ligentums  von  Gütern  zu  vermuten,  daß  es,  wenn  nicht  ein 
besonderer  Vertrag  vorliege,  mit  dem  Zeitpunkt,  wo  die  Güter  in  die 

V. 
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Hände  des  Seetransporteurs  ubergingen,  auf  den  Empfänger  übertragen 
werde.  Wenn  daher  auch  der  Absender  derselbe  sei,  so  könne  doch, 
wenn  der  Empfänger  verschieden  sei,  der  Eigentümer  nicht  der  gleiche 
sein. 

Wenn  man  aber  bezüglich  der  Strafe  für  die  Konterbande- 
beförderun^^  so  überlegen  Nxolle:  der  Absender  sei  der  Beförderer,  daher 
müsse  der  Absender  in  diesen  Fällen  immer  als  Eigentümer  angesehen 
Vierden  und  nicht  der  tmpfänger.  so  laute  das  darauf  hinaus,  daß  tnan 
beim  KonttTbandetransport  keinen  1  igcntumsübergang  annehme,  \\o\m 
indes  ein  ürund  nicht  zu  ersehen  sei.  Da,  wie  oben  erwähnt,  der  Handel 
mit  Kriegskonterbande  keine  strafbare  Handlung  sei,  so  gebe  es  keinen 
Orund,  weshalb  beim  Kauf  und  Verkauf  solcher  Güter  kein  Higentums- 
wechsel  eintreten  solle.  Wenn  sÜiar  das  Eigentum  übergehe,  so  sei 
es  selbstverständlich,  daß  auch  bei  demselben  Verkäufer,  d.  h.  Ab- 
sender, wenn  die  Käufer,  d.  h.  Empfänger,  verschieden  seien,  das  Eigen- 
tum nicht  in  einer  und  derselben  Hand  liegen  könne.  Wenn  man 
in  dem  vorliegenden  Pali  angenommen  habe,  daß  die  Ladung  bei  An- 
kunft in  Niutschwang  in  die  Hände  der  russischen  Truppen  über- 
gehen und  zu  ihrem  Clebrauch  dienen  werde,  so  habe  man  eben  Kauf 
und  Verkauf  angenoinnien,  Wenn  dem  so  sei,  so  werde  es  ohne 
viel  Worte  oflenbar,  daß  man  die  für  lieiUsin  und  Chinwantao  be- 
sliinnika  Güter  und  die  nach  N'iuls'  liw  ang  gehende  Konterbande  nicht 
als  im  selben  Eigentum  .stehend  betrachten  könne. 

Wenn  man  aber  den  §  15  unserer  Seeprisenordnung  nach  dem 
Artikel  72  des  Handbuchs  des  englischen  Prisenreclits  auslege,  so  be- 
stimme sich  der  Charakter  einer  Ijidung  nach  dem  Reiseziel  des  Schiffes; 
d.  Ih.  also,  die  Ladung  sei,  im  Falle,  daß  das  Reiseziel  des  Schiffes  Fehides- 
gebiet  sei,  Konterbande;  und  auch,  wenn  nach  den  Schiffspapieren  und 
sonst  bewiesen  sei,  daß  der  Bestimmungsort  der  Güter  ein  anderer  wie 
der  des  Schiffes  sei,  wurden  doch  diese  Beweise  nicht  berficksichtigt 
werden,  so  daß  also  bezuglich  der  Ladung,  gleichviel  ob  Konterbande 
oder  nicht,  überhaupt  keine  Rede  von  verschiedenen  Schiffen,  Be- 
stim  i  in  rsorten  und  Eigentümern  sei.  Ob  man  dann  den  Grund  der 
Einziehung  auf  ein  Kontagionsprin/ip  /urückführe  oder  darin  eine  Be- 
strafung für  den  Konterb;mdetransport  erblicke,  in  jedem  Falle  sei. 
weil  die  Güter  nach  Eeindesland  gingen  und  durch  Vermehrung  der 
Macht  de^  Feindes  schädlich  würden,  der  Grund  für  ihre  Einziehung 
ein  klarer.  Man  müsse  nach  dem  juristischen  Sinn  der  §§  15  und  43 
unserer  Seeprisenordnung  gerade  wie  nach  dem  der  Artikel  72  und 
82  des  englischen  Handbuchs  des  Prisenrechts  annehmen,  daß  sie  nur 
im  Falle,  daß  sowohl  der  Bestimmungsort  als  auch  der  Eigentümer  der- 
selbe sei,  zur  Anwendung  kämen.  Das  Urteil  erster  Instanz  habe  aber 
diesen  Sinn  nicht  beachtet.  Es  habe  vielmehr  angenommen,  daß  nach 
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§  15  neben  dem  Bestimmungsort  des  Schiffes  noch  ein  Bestimmungsort 
der  Ladung  vorhanden  sei,  und  nach  §  43,  daß,  obwohl  die*  Be- 
Stimmungsorte  und  demnach  die  Empfänger  verschieden  seien,  die  Qöter, 
velche  denselben  Absender  hätten,  alle  einem  und  demselben  fiigen- 
tümer  gehörten.  Obwohl  es  ferner  anerkannt  habe,  daß  die  Güter 
in  den  neutralen  Plätzen  Chinwantao  und  Tientsin  hätten  2^e!ö?;cht  werden 
sollen,  habe  es  dieselben  cinp^C70^cn.  Da  diese  tntscheiduni{  somit 
weder  das  t^iiL^lische  Handbuch  dos  Prisenrechts,  noch  die  Präct-dcnzen 
des  Völkerrt-chts,  noch  auch  unsere  SL-eprisenordnung  betoige,  so  müsse 
es  ali»  unzutreffend  bezeichnet  werden. 

Aus  diesen  Gründen  seien  die  Ausführunjren  des  Reklamanten 
imbei^ründet  und  dementsprechend  das  Urteil  erster  Instanz  zum  größten 
Inn  zutreffend  i  es  treffe  indessen  nicht  zu  in  dem  Teil,  welcher  die 
Einziehung  der  nach  Tientsin  und  Chinwantao  bestimmten  Güter  ver- 
füge. 

Da^s  vorliegende  Urteil  wird,  \x'ie  fol^t,  bei(t'ündet: 
l.s  ist  von  dein  t^ei^a-nwärtigen  Völkerrecht  anerkannt,  daß  Ciüter 
neutraler  Staatsangehöriger,  wenn  sie  Kriegskuntcrbande  ^ind,  die  nach 
feindlichem  Gebiet  bestimmt  ist,  aulgebracht  und  eingezogen  werden 
können,  ebenso,  daß  auch  Nichtkonterbandegüter,  wenn  sie  mit  Konter- 
bandegütern auf  demselben  Schiff  verladen  sind  und  dem  Cigentfimer 
der  Konterbande  gehören,  zusammen  mit  dieser  einzuziehen  sind. 

ts  bedarf  keiner  Hrörterung,  daß  Niutschwang  zu  dem  chinesischen 
Hoheitsgebiet  gehört  und  kein  russische^  lerritorium  ist.  Der  Kaiser- 
liche Konsul  Segava  in  Niutschwang  hat  berichtet,  daB 

Rußland,  seitdem  es  diesen  Platz  besetzt  gehabt,  dort  eine 
Zivil  Verwaltungsbehörde  eingerichtet  und  bis  zum  25.  Juli 
1904  die  Flagge  eines  Zivil verwaltungsamtes  gefuhrt  habe. 
Dies  habe  mit  dem  Morgen  jenes  Tages  plötzlich  aufgehört 
und  es  sei  wieder  die  Konsulatsflagge  geheißt  worden.  Beim 
Eindringen  unserer  Truppen  sei  die  französische  Flagge 
aufgezogen  worden. 

Es  ist  somit  bekannt,  daß  zur  Zeit,  als  die  in  Streit  befangenen 
Güter  aufgebracht  wurden,  Niutschwang  tatsächlich  unter  russischer 
Verwaltung  stand.  Der  Feind  hatte  dort  nicht  nur  viele  Truppen  liegen, 
sondern  auch  einen  llauptetappenort  einc:crirhtet.  Wenn  daher  Güter 
dorthin  befördert  wurden,  so  muß  das  ebenso  am^fesehen  werden,  als 
ob  sie  nach  feindlichem  Gebiet  bestimmt  seien.  Demnach  müssen  die 
zur  Verhandlung  stehenden  Güter,  wenn  sie  die  Voraussetzungen  von 
Konterbande  erlüllen,  eingezogen  werden. 

Das  Eisen  und  die  Eisenwaren  smd  JVfaterial  zum  Bau  von  Kriegs- 
und  anderen  Schiffen,  und  zwar  können  sie  unmittelbar  als  solches 

427 


Digiii^uu  by  G(.)0^1c 


Abschnitt  VI  >»» 


PriCMigftrichtMnUcbeidunfleii:  „Pel-Ping"'. 


verwandt  werden.  Daher  mfissen  sie  als  Krtegskonterbande  angesehen 

werden. ") 

Das  Weizenmehl,  die  Spirituosen  und  die  übrigen  in  dem  Ladungs- 
verzeichnis des  Urteils  erster  Instanz  aufgeführten  Lebensmittel  und 
Oetninkc  stellen  bei  ueiterrt  in  der  Mehrzahl  für  Furopäer  und  Ameri- 
kaner geeigneten  Bedarf  dar.  Als  der  Dampfer  ,,Pei-Fing"  aufgebracht 
wurde,  war  Niutsch\xang^  noch  von  den  russisclien  Truppen  besetzt, 
und  auch  der  Reklamant  bestreitet  es  nicht,  daß  die  Luropäer  und 
Amerikaner,  welche  dort  ein  friedliches  Leben  führten,  zu  der  Zeit 
nur  sehr  wenige  waren.  Es  kann  daher  durchaus  nicht  als  unbillig 
bezeichnet  werden,  wenn  man  annimmt^  daB  die  genannten  Güter  nach 
ihrer  Landung  zum  Gebrauch  der  feindlichen  Truppen  geliefert  worden 
wären.  »*) 

Aus  den  Konnossementen  ergibt  sich,  daß  der  größte  Teil  der 
Ladung  im  Eigentum  der  dem  TängMingChten  gehörigen  Firmen 
steht.  Da  auch  ihre  Menge  sehr  groß  ist,  so  muß  angenommen  werden, 
daß  sie  in  der  Absicht,  sie  mit  großem  Verdienst  den  russischen  Truppen 
zu  liefern,  versandt  worden  sind.  Freilich  sind  über  diesen  Punkt  die 
He\x'eisstücke  A  vorc[elc.q;t  \x-orden.  Sic  sind  aber  alle  erst  nach  l;nt- 
>tehen  dieser  Priscnsache  und  nruh  Vc-rhandlung  unter  den  Inter- 
essenten herj^'estellt  und  daher  Kaum  glaubwürdig. 

Da  es  niclit  an  Beispielen  dafür  fehlt,  daß  auch  Leute,  die  ein 
Handelsgeschätt  haben  und  ihr  (iewerbe  ehrlich  betreiben,  um  grolien 
Gewinn  zu  machen,  Risiken  übernehmen  und  unregelmäßige  Trans- 
aktionen versuchen,  muß  dies  zweifellos  um  so  mehr  von  solchen 
Kaufleuten  gelten,  welche  nur  den  einen  Gedanken  des  Gewinns 
haben  und  sonst  keinerlei  Rucksichten  kennen.  Wenn  man  daher  auch 
einmal  annimmt,  da  die  ganze  Ladung  nicht  dem  TängMingChien, 
sondern  den  anderen  chinesischen  Kaufleuten  gehöre,  welche  seit  Jahr- 
zehnten in  Niutschwang  gewohnt  und  dort  Handel  mit  den  gleichen 
Waren  betrieben  haben,  so  steht  das  nach  den  obigen  Ausführungen  der 
Einziehung  nicht  im  Wcf^e. 

Wenn  der  Reklamant  behauptet,  daß  Reis  viel  mehr,  als  er  von 
Kuropäern  und  Amerikanern  gebraucht  werde,  das  gewöhnliche  Nah- 
runi^snnitel  der  Chuiesen  sei,  so  hat  er  in  diesem  einen  Punkt  nicht 
unrecht,  aber  Reis  ist  trutzdem  auch  ein  Verbrauchsartikcl  der  Lurupaer 
und  Amerikaner,  und  es  ist  eine  bekannte  Tatsache,  daß  er,  in  Er- 
manglung von  Weizenmehl,  auf  dem  japanisch-russischen  Kriegsschau- 
platz zur  Verpflegung  der  Russen  gedient  hat.  Daher  ist  es  zutreffend, 
wenn  das  Urteil  erster  Instanz  den  Reis  als  Konterbande  angesehen  hat. 

Was  ferner  die  Frage,  ob  auch  das  zur  Verhandlung  stehende 
Silbergeld  als  Konterbande  anzusehen  ist  oder  nicht,  angeht,  so  heißt 

'   ^1)  iL'ziffcr  L  —  1«)  II.  Ziffer  2. 
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es  in  (.iiutti  BLiicht  des  in  Niutschwang  ansässigen  Kaiserlichen  Konsuls 

Segavta,  daß 

die  russische  Regierung  beim  Beginn  des  Baues  der  mand- 
schurischen Eisenbahn  anfänglich  alle  Zahlungen  in  Oold 
geleistet  habe.  Ein  oder  zwei  Jahre  später  habe  sie  daneben 
Papiergeld  benutzt  und  den  Chinesen  gesagt,  zwischen  dem 
Metall  und  dem  Papier  sei  kein  Unterschied.  Dann  habe 
sie,  um  dem  Papier  Kredit  zu  verschaffen,  nach  und  nach 
das  Gold  zurückgezogen  und  das  Papier  vermehrt.  Im  Jahre 
1002  sei  es  dahin  gekommen,  daß  man  in  der  Mandschurei 
russisches  Ooldgeld  nur  sehr  selten  in  Umlauf  gesehen  habe. 
Damals  habe  aber  die  russisch-chinesische  Bank  schon  an 
verschiedenen  w  ichtigen  Plätzen  Niederlassungen  i  rri(  htet. 
In  die<ien  Banken  sei  das  Papier  zum  Tageskurse  gegen 
Silbci i-iiiL^elöst  worden,  und  in  der  Mandschurei  habe 
dabei  ein  Papicrrubcl  einen  lauschkurÄ  \ün  1  Dollar  30  Cents 
bis  1  Dollar  40  Cents  Silbergeld  gehabt.  Als  indessen  seit 
Herbst  1903  die  Oerfichte  über  einen  Krieg  zwischen  Japan 
Rußland  in  Bifite  gestanden  hätten,  habe  es  unter  den 
Chinesen  geheifien,  dafi,  wenn  nach  Ausbruch  des  Krieges 
die  Russen  einmal  unterliegen  wfirden,  die  russischen  Papier- 
rubel  nicht  mehr  gewechselt  werden  könnten  und  nur  noch 
den  Wert  von  altem  Papier  haben  würden.  Vom  November 
oder  Dezember  dieses  Jahres  bis  zum  Ausbruch  des  Krieges 
im  Februar  1904  sei  der  Wert  des  Papierrubels  oft  bis  auf 
1  Dollar  10  Cents  gefallen,  und  nur  dank  den  Bestrebungen 
der  Niederlassungen  der  russisch-'  hiru'si>cheM  Bank  in  den 
verschiedenen  Orten,  den  Kredit  tli  s,  Papiergeldes  aufrecht- 
zuerhalten, sei  es  nicht  dazu  fiekouimen,  daß  der  Umlauf 
demselben  ganz  in:»  Stocken  geraten  sei.  Als  aber  die  Nach- 
richten von  den  Niederlagen  bei  Nanshan  und  lehlitze  nach 
Kaiping  und  Yingkow  kamen,  hätten  die  Chinesen,  welche 
Papierrubel  gehabt  hätten,  darin  ge wetteifert,  diese  zu  ver- 
kaufen. Der  Rubel  sei  damals  bis  auf  70  oder  80  Cents 
gefallen.  Aber  da  in  Tientsin  und  Shanghai  Papierrubel 
immer  zum  Tageskurse  gegen  Silbertaels  gewechselt  werden 
könnten,  so  hätten  die  Geldwechsler  in  Yingkow,  \xenn  das 
russische  Papiergeld  gefallen  ge\xesen  sei,  dieses  aufgekauft, 
nach  Shanghai  geschickt  und  dort  mit  ungeheurem  Gewinn 
wieder  eint^a-tauscht. 
Nach  diesem  Bericht  zu  urteilen,  erregte  also  der  Riilicisrhein 

schon  beim  BeL^nnn  des  japanisch-russischen  Krierres  nii  Verkehr  imter 

den  Chinesen  ganz  allgemein  Verdacht  und  Mißtrauen,  und  es  zeigte 
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sich  die  Tendenz,  daß  er  schließlich  gänzhch  den  Kredit  verlieren  würde. 
Als  die  Nachricht  von  den  Niederlagen  bei  Nanshan  und  Tehiitze  nach 
Yingkow  gekommen  war,  traf  freilich  die  russisch-chinesische  Bank  sorg- 
fältige Maßnahmen,  um  das  alte  Verhältnis  wieder  herzustellen;  es  kam 
aber  trotzdem  zu  einem  großen  Sturz.  Als  sodann  immer  mehr  Nach- 
richten voit  dem  weiteren  Kampf  und  Sieg  der  japanischen  Truppen 
kann  n,  >xar  die  Lage  so,  daß  es  sich  auf  keine  Welse  mehr  vermeiden 
ließ,  daß  der  Rubel  unter  den  Chinesen  ganz  allgemein  seine  Kurs- 
fähigkeit verlieren  würde.  Es  ist  daher  ganz  klar,  daß  die  Situation 
derartic:  \xnr,  daß  die  russischen  Truppen  zu  der  Zeit,  \<o  das  zur 
V'erhancilun<4  stehende  Silbergeld  befördert  wurde,  zur  Requisition  des 
Kriegsbedarfs  und  /ur  Hc/'ahliint,^  cUr  Kiilis  den  i^apierrube!  nicht  ohne 
weiteres  verwenden  konnten.  Daher  i>l  es  olfenbar,  daß  das  (  hinesische 
Silbcrgcld  /u  jener  Zeit  für  die  russischen  Truppen  unentbehrlich  ge- 
worden war. 

Femer  besagt  der  Bericht  des  Kaiserlichen  Generalkonsuls  I  j  u  i  n 
in  Tientsin  über  die  russischen  Papierrubelscheine: 

Seit  der  Eröffnung  des  Krieges  seien  unter  vielen  Chinesen 
Zweifel  über  die  Einlösbarkeit  der  Rubelschetne  aufgekommen, 
i^an  habe  gefürchtet,  daß  sie  Fälschungen  seien  und  Ihr  Kredit 
sei  beeinträchtigt  >xorden.  Auch  unter  den  Russen  und  den 
russischen  Regierungslieferanten  seien  nur  sehr  wenig  Rubel- 
scheine in  Verkehr  gewesen,  wenn  man  auch  nicht  behaupten 
könne,  daß  sie  absolut  keinen  Umlauf  gehabt  hätten.  Wenn 
die  Hanken  in  Tientsin  sie  in  die  Hand  bekommen  hätten, 
so  hätten  »ie  sie  nicht  als  üeld  behandelt,  sondern  als  eine 
Art  Wertpapier. 

I^anach  hat  der  RuhelM-liein,  naehdeni  die  riissischen  Truppen 
bei  Nanshan  und  Tehlit/e  i^e^ehkigcn  worden  uarcn,  unter  den  Chinesen 
allgenicin  keinen  Umlauf  gehabt.  Er  vear  nur  gelegentlieli  des  Kurs- 
sturzes eine  Art  Handclsobjekt  von  Kaufleuten,  die  großen  Gewinn 
erzielen  wollten.  Daher  hat  der,  Rubelschein  auch  die  Requisitionen 
der  russischen  1  ruppen  und  die  Löhne  der  Kulis  nicht  zahlen  können. 
Aus  allem  diesen  geht  klar  hervor,  daß  die  russischen  Truppen  chine- 
sisches Geld  nötig  hatten. 

Wenn  es  auch  offenbar  ist,  daß  trotz  des  japanisch-russischen 
Kriegs  die  Hauptprodukte  Niutschwangs,  Bohnen,  Bohnenkuchen  und 
Bohnenöl  verhandelt  worden  sind,  so  bestand  auf  der  anderen  Seite 
doch  die  Tat-^a' he,  daH  Kanfleute  in  Benutzung  der  Gelegenheit,  daß 
die  nis'^isrhen  !  riip|uri  (  hniesisches  Umlaufsgeld  nötig  hatten,  die  ver- 
mehrten Rnbelselieiiie  billig  den  russischen  Truppen  kaufen  und 
dadurch  i^ioHen  (lew  inn  erzielen  korniten.  Daher  stimmt  die  Heliauptung 
der  Reklamanten,  daß  das  in  Streit  befangene  Silbergeld,  weil  jener 
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Warcnhandcl  im  Betrieb  gcvic^en  sei,  auf  keinen  I'all  dem  Ki'iegsgebrauch 
des  Feindes  gedient  haben  würde,  nicht  mit  den  Tatsachen  ülierein. 
Vielmehr  ist  es  natürlich  anzunehmen»  dafi  zy  einer  solchen  Zeit  die  in 
Geschäften  scharfsinnigen  chinesfechen  Kaufleute,  vor  allem  die  Bank- 
unternehmer, anstelle  ihrer  gewöhnlichen  Geschäfte  lieber  Rubelscheine 
billig  von  den  Russen  kaufen  und,  um  einen  außerordentlichen  Profit 
zu  erzielen,  die  Gefahr  eines  solchen  Geldimports  laufen  würden. 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  ist  durch  Vermittlung:  der 
Seetransportfirma  Tang  Ming  Chien,  welche  eine  volle  Ladung 
von  Kriegskonterbande  nnch  Niutschwang  zu  befördern  beabsichtigt 
hatte,  uiul  aiiBerdcni  /ui^leich  mit  dieser  Konterbande  auf  demselben 
Schiff  verladen  und  befördert  xxorden.  Dazu  ist  sein  Bestimmunghort 
ein  russischer  ttappenort  und,  wie  oben  dargetan,  bedurften  die  russi- 
schen Truppen  solchen  Oeldes.  Daraus  muß  geschlossen  Vierden,  daß  der 
Zweck  der  Einfuhr  des  Oeldes  der  gleiche  gewesen  ist  «ie  der  der 
Einfuhr  der  übrigen  Konterbandeladung  des  fraglichen  Schiffes,  nämlich 
Lieferung  zum  Gebrauch  der  russischen  Truppen. 

Die  nach  Tientsin  und  Chinwantao  bestimmten  Güter,  welche,  wie 
die  Konnossemente  zeigen,  dem  Täng  Ming  Chien  zu  beliebiger 
Behandlung  überlassen  waren,  werden  als  ihm  gehörig  betrachtet. 

In  der  Wissenschaft  des  cfccfcnw  artigen  Völkerrechts  wird  die  An- 
sicht vertreten,  daß  bei  einer  Aufbringung  von  Kriegskonterbande  auf 
demselben  Schiff  befindliche,  dem  h'igentümer  der  Konterbande  gc- 
höris^e  Nichtkonterbandegüter,  aii'  h  wenn  ihr  Landungsort  von  dem  der 
Konterbande  verschieden  ist,  eingezogen  wercUn  könnm.  Das  Obcr- 
prisengericht  erachtet  dies  als  den  Verh<ältnis^en  gerecht  w  erdend.  Denn 
da  dies  schließlich  nichts  anderes  ist  wie  eine  Bestrafung  des  Eigen- 
tümers der  Konterbande  für  den  Versuch,  dieselbe  im  1  eindesland  zu 
löschen,  so  liegt  kein  Grund  vor,  weshalb  die  Entscheidung  je  nach 
dem  Landungsort  der  Nichtkonterbandeguter  verschieden  ausfallen  sollte. 

Tientsin  und  Chinwantao  sind  neutrales  Gebiet,  so  daß  die  dorthin 
bestimmten,  zur  Verhandlung  siehenden  Güter  freilich  keine  Konter- 
bande sind.  Da  sie  aber  dem  TängMingChien  gehören,  welcher 
Konterbande  \erladen  und  in  Niutschwang  zu  landen  versucht  hat.  so 
müssen  sie  als  Strafe  für  diese  Handlung  zusammen  mit  der  Konterbande 
eingezogen  werden. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden:  • 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  25.  Dezember  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 
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Reklamanti  Der  französische  Staatsan^fehörige  AugusteVer- 
non,  wohnhaft  in  Tongku  in  China. 

ProzeBvertreters  RechtsanvaH  S a  i  t  o  J I  r  o ,  wohnhaft  in  Toldo, 
Shibaku  Atagomachi  Nichome  Nr.  14. 

In  der  Prisensache  t)etreffend  den  französischen  Dampfer  .^George" 
wird,  wie  folgt,  entschieden. 

Urteilsformel: 
Der  Dampfer  „Oeorge"  wird  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  ..Oeortjfc"  steht  im  liigcn- 
tum  des  Franzosen  Auguste  Vernon,  seiii  ficirnatshaten  ist  longku 
in  China,  er  führt  die  französische  Haiulel^lla<;.(;e  und  dient  zum  Per- 
sonen- und  Gütertransport  in  den  nordehiiKsisclieii  Cjeviässern. 

Der  Kapitfi?!  See  I  los  hat,  obwohl  ihm  bekannt  war,  &\?)  /ur/cil 
Port  Arthur  \()U  der  japani^^chen  Krie^ätlotte  blo- kiert  wurde,  lehcris- 
niittci  und  Getränke  geladen,  um  sie  dorlhia  zu  Iran^puriiereii.  Fr 
ist  am  16.  August  1904  unter  dem  Vorgeben,  nach  Weihaiwei  zu  fahren, 
von  Tongku  abgereist  und  am  18.  desselben  Monats  vor  Port  Arthur 
eingetroffen.  Er  warf  dort  unter  einem  Fort  in  einer  Entfernung  von 
100  bis  120  Meter  von  der  Küste  Anker,  lud  während  desselben  und 
des  folgenden  Tages  seine  gesamte  Ladung  auf  einen  russischen  Dampfer 
um  und  nahm  einen  aus  Port  Arthur  gekommenen  Törkcn  an  Bord. 
Auf  der  Rückreise  nach  Tongku  wurde  er  in  der  Nacht  vom  19.  des 
Monats  etwa  5  Seemeilen  südöstlich  von  dem  Liaotishanvorgebirge  von 
dem  auf  Blorkadedicnst  befindlichen  Kaiserliehen  Torpedoboot  Nr.  Ö5 
aufgebracht.   Zu  dieser  Zeit  vcar  keinerlei  Ladung  an  Bord. 

Diese  Tatsachen  vt  erden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des  Ver- 
treters des  Kommandanten  des  'l'orpedohoots  Nr.  65,  Kapitän leutnants 
I'  u  j  i  m  u  r  a  S  o  k  i  c  h  i .  dessen  Bescheinigung  über  die  an  Bord  befind- 
lichen Güter,  die  Vernehmungsprotokolle  des  Kapitäns  der  „George" 
Charles  Gustave  Scellos,  des  Vi/ekapitäns  Ma  Leong,  des 
Bootsmanns  Ku  Yaw  Kat,  des  Maschinisten  Wo  n  g  Fok  Lijig, 
des  Passagiers  Nicolai  Vanvades,  das  Registrierungsattest  des  Zoll- 
amts in  Tientsin  und  das  Flaggenattest. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Prozeßvertreters  sind  fol- 
gende: 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „George"  stehe  im  Eigen- 
tum eines  neutralen  Staatsangehörigen,  sei  weder  von  der  feindlichen 
Regierung  als  Transportschiff  gechartert,  noch  mit  Erlaubnis  der  feind- 
lichen Regierung  oder  unter  dem  Schutze  feindlicher  Kriegsschiffe  ge- 
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fahren.  Auch  habe  er  zu  der  Zelt^)  keine  Konterbande  für  den  Feind 
Heführt  oder  feindliche  Handlungen  gegen  Japan  begangen. 

I3as  Schiff  habe  bis  vor  Port  Arthur  gelangen  können.  Daher  könne 
<iie  Blockade  nicht  effektiv  gewesen  sein. 

Ferner  habe  das  Schiff  seine  bahrt  nach  Port  Arthur  bereits  voll- 
endet gehabt  und  da  es  schon  auf  der  Rückfahrt  begriffen  «][e^esen  sei, 
könne  nicht  bt-hauptet  werden,  daß  es  die  Blockade  habe  brechen  >xo!!en. 
Der  V'or\x  urf  des  Hlockadebruchs  könne  ihm  daher  nicht  gemacht  werden, 
und  CS  sei  freizugeben. 

Die  Ansicht  des  Staatsafiwalt>  ist  im  \xesentlirhen  foli^endc: 

Ks  sei  erw  iesen,  daß  das  Schill"  die  Bluckadeliiiie  durciibroctien  habe 
und  daß  zu  dieser  Zeit  die  Blockade  in  eflektivern  Zustand  erhalten 
uordcn  sei.   Daher  müsse  hinziehung  erfolgen. 

Das  Gericht  i^t  loltj^ender  Ansicht: 

Der  Reklamant  behauptet,  die  Blockade  von  Port  Arthur  sei  zur 
Zeit  der  Aufbringung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers  nicht 
effektiv  gewesen,  das  Schiff  hat>e  daher  eine  Blockade  nicht  gebrochen. 
Es  ist  aber  den  tatsächlichen  Umstanden  nach  außer  Zweifel,  daß  die 
in  der  Erklärung  des  Kommandierenden  der  vereinigten  japanischen 
Kriegsflotte  vom  26.  Mai  1904  über  die  Sädküste  der  Halbinsel  Liaotung 
verhängte  Blockade,  wie  immer  seit  dieser  Erklärung:  so  auch  natürlich 
zur  Zeit  der  Aufbringung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers  in 
Kraft  erhalten  vcorden  ist.-)  f^er  Dampfer  hat  daher,  indem  er  ohne 
Berechtit^ung  dazu  die  oben  beschriebene  bahrt  bis  vor  Port  Arthur 
ausgeiührt  hat,  die  Blockade  gebro' hen.  ^)  Das  Völkerrecht  bestimmt, 
daß  Schiffe,  \xelche  eine  Blockade  brechen,  lediglich  auf  diese  Tat- 
sache hin,  ohne  nach  anderen  L  inständen  zu  fragen,  eingezogen  vcerden 
können.*)  Daher  braucht  über  die  anderen  Punkte  der  Anführungen 
des  Vertreters  der  Reklamation  nicht  entschieden  zu  werden. 

Es  wird  daher  wie  in  der  ürteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  21.  Oktober  1904  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im 
Beisein  des  Staatsanwalts  MizukamiChojiro. 

(Unterschriften.) 


'j  d.  ta.  als  er  von  Port  Arthur  zurückkehrte. 

n  V,  §  91,  —  »)  V.  5§  27  und  29.  —  ♦)  V  .  §  45. 
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Abschnitt  VI*  PrIteigerichtMiitsGlieidaiigen:  nGeoroe". 

Reklamant:  Der  französbche  Staatsangehörige  AugnsteVer^ 
n  o  n  in  Tongku,  China. 

ProzeBvertreter:  Rechtsanwalt  Saito  jiro,  Tokio,  Shibaku 
Atagomachi  Nichonte  Nr.  14. 

Am  21.  Oktober  1004  hat  das  Prisengericht  zu  Sastbo  in  der 
Prisensache  betreffend  den  dem  französischen  Staatsangehörigen  Au- 
gustf  \'ernon  in  Tongkii,  China,  gehörigen  Dampfer  ..George", 
weicher  atu  IQ.  August  1904  auf  der  Höhe  von  i.iaotishan  auf  der 
Halbinsel  Liaotung  von  dem  Kaiserlichen  Torpedoboot  Nr.  65  auf- 
gebraclit  worden  ist,  ein  Urteil  crcfällt,  in  \xeichem  auf  Einziehung  des 
genannten  Danipfi-rs  erkannt  worden  ist. 

Gegen  diese»  Urteil  hat  der  Vertreter  des  genannten  Auguste 
V e  r  n  o  n ,  der  Rechtsanwalt  Sa i  t  o  J  i  r  o  die  Berufung  erhoben,  welche 
im  Oberprisengericht  im  Beisein  des  Staatsanwalts  Tsutsuki  Kei- 
roku  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  des  Vertreters  der  Reklamation  Saito  Jiro 
und  deren  Begründung  sind  folgende: 

£s  sei  völkerrechtlich  bestimmt  daß  die  Einziehung  von  Schiffen 
wegen  verübten  Blockadebruchs  t)edinge,  daß  die  Blockade  rechtmäßig 

und  effektiv  sei.  Eine  effektive  Blockade  bestehe  aber  nur  in  dem 
Falle,  daß  ein  Kriegsschiff  oder  eine  Anzahl  derselben  einen  Hafen 
Sü  schlössen,  daß  Schiffe,  um  hinein-  oder  herauszukommen,  eine  ücfahr 
TU  ^^ber^x■indcn  hätten.  Der  zur  Verhandiunsr  stehende  Dampfer  sei 
aber  am  16.  August  K)()4  von  Tongku  abgefahren  und  am  18.  des- 
selben Monats  vor  Port  Arthur  eincfctroffen  und  habe  unterhalb  eines 
Forts  in  einer  1  iitfernung  von  lüü  bis  120  .Metern  von  der  Küste 
Anker  geviorfen.  Am  nächsten  Tage,  dem  neunzehnten,  habe  er  die 
Rückfahrt  angetreten  und  sei  am  selben  Tage  nachts  etwa  5  Seemeilen 
südöstlich  von  dem  Liaotishanvorgebirge  von  dem  Kaiserlichen  Torpedo- 
boot Nr.  65  aufgebracht  worden.  Da  demnach  der  genannte  Dampfer 
bei  seiner  Einfahrt  bis  vor  Port  Arthur  und  seiner  Ausfahrt  von  dort 
keinerlei  Hindemisse  getroffen  und  keinerlei  Gefahr  zu  bestehen  gehabt 
habe,  sondern  die  Reise  erwiesenermaßen  unbehindert  ausgeführt  habe, 
so  könne  nicht  behauptet  \xerden,  daß  eine  effektive  Blockade  bestanden 
und  daß  der  Dampfer  dieselbe  gebrochen  habe,  (jerade  wie  ein  Bonito- 
fi>ichnetz  die  Makrelen  durchlasse,  so  kämen  natürli(  h  bei  einer  veeiten 
Blockadelinie  Fälle  vor,  in  denen  die  Blo'  kade  dei  I  ttektivität  entbehre. 
So  habe  sich  im  I  alle  des  Dampfers  „üeorge",  der  ein  wu!/iL,^e>  Fahr- 
zeu,c^  von  kaum  mehr  als  170  Ions  sei,  die  am  26.  Mai  1004  von  dem 
Konnuandicrenden  der  vereinigten  japaiii>ehcii  Kriegsllolte  bekannt- 
gemachte  Blockade  über  die  Südküste  der  Liaotunghalbinsel,  wenn  sie 
auch  im  allgemeinen  in  effektivem  Zustand  erhalten  worden  sein  möge, 
aus  den  oben  angedeuteten  Gründen  nicht  als  effektiv  erwiesen. 
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Abschnitt  VI« 


Das  Prisengericht  in  Saseho  habe  aber  mit  der  Begiündung,  daß 
Blockadebruch  vorliege,  zu  Unrecht  auf  Einziehung  des  Dampfers  ent- 
schieden. Reklamant  beantrage  Verwerfung  dieses  Urteils  und  Erlaß 
einer  Entscheidung  auf  Freilassung  desselben. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanwalts  tieim  Prisen- 
gericht  zu  Sasebo,  Yamamoto  Tatsurokuro,  sind  folgende: 

Die  Effektivität  einer  Blockade  bedinge  keineswegs  die  Verwendung 
einer  Macht,  die  die  Hafenzufahrt  tatsächlich  versperre.  Es  genfige  viel- 
mchr,  daß  eine  Streitmacht  aufgestellt  werde,  welche  ausreiche,  um  An- 
näherungen an  die  feindliche  Küste  erfolgreich  abweisen  zu  können. 
Das  bedeute  aber  nur  eine  Streitmacht,  welche  ausreichend  sei,  um  für 
Schiffe,  die  in  den  feituili'jhen  1  lafen  ein-  oder  aus  demselben  aus- 
fahren oder  sich  der  Küste  nähern  wollten,  eine  Gefahr  711  schaffen. 
Dali  es  dabei  auf  die  Anzahl  der  Geschwader  oder  Kriegsschiffe  und 
auf  die  Art  der  Aulstellung  derselben  nicht  ankomme,  bewiesen  nicht 
nur  die  völkerrechtlichen  Präcedenzen  und  die  Ansichten  vieler  Ge- 
lehrten; dies  sei  vielmehr  auch  in  §  21^)  der  japanischen  Seeprisen« 
Ordnung  klar  anerkannt  Außerdem  sei  es  eine  erwiesene  Tatsache, 
daß  zur  Zeit  der  Aufbringung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes 
die  vereinigte  japanische  Kriegsflotte  in  hinreichender  Starke  die  Blockade 
ausgefibt  habe,  um  fQr  Schiffe,  welche  in  Port  Arthur  ein-  und  von 
dort  ausgelaufen  seien  oder  dies  zu  tun  vorgehabt  hätten,  eine  Gefahr 
darzustellen.   Daher  sei  die  Blockade  effektiv  gewesen. 

hs  sei  ferner  durch  die  Vorq-ange  und  die  unbestrittene  Ansicht 
cUt  völkerrechtlichen  VC'i'^scnsrhatt  anerkannt,  daß,  wenn  auch  iiin  und 
viitdei  das  eine  oder  andere  Schiit  der  (ielahr  trol/e  und  unbehindert 
in  das  Blockadegebiet  hinein  oder  aus  demselben  herausgelange,  dies 
keinen  Grund  bilde,  um  die  Blockade  für  nicht  effektiv  erklären  zu 
können.  Daher  könne  aus  dem  einen  hall,  daß  das  zur  Verhandlung 
stehende  Schiff  der  Kontrolle  der  Kriegsschiffe  entgangen  und  un- 
behindert in  das  Blockadegebiet  eingedrungen  sei,  nicht  geschlossen 
«erden,  daß  die  Blockade  nicht  effektiv  gewesen  sei.  Dies  um  so 
««niger,  als  die  Aufbringung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers 
nicht  weit  von  der  Blockadelinie  bei  dem  Vorgebirge  von  Liaot^han 
erfolgt  sei. 

Da  nach  dem  oben  Ausgeführten  feststehe,  daß  der  zur  Verhandlung 
stehende  Dampfer  die  Blockade  i^ehrfK-hen  habe,  so  sei  das  l'rteil 
des  Prisengerichts  zu  Sasebo  zu  Hecht  abgegeben  und  die  Berufung 
unbegründet. 

Das  vorhei^^ende  Urteil  \xird,  wie  folgt,  begründet: 
Das  zur  Verhandlung  stehende  Schrff  ^teht  im  higcntum  des  fran- 
zösischen Staatsangehörigen  Auguste  Vernon  in  Tongku,  China. 


Abschnitt  VI« 


PiiMiiflsriclrtBMittGlietding»«:  „GMigt^. 


Es  ist  unbestritten,  daß  der  Kapitän  am  18.  August  1904,  obwohl  w 
;genau  von  dem  Bestehen  der  Blockade  unterrichtet  war,  vor  Port  Arthur 
eingetroffen  ist,  am  nächsten  Tag  seine  Ladung  auf  einen  russischen 
Dampfer  umgeladen  hat  und  auf  der  Rückfahrt  in  einer  Entfernung 
von  etwa  5  Seemeilen  südöstlich  von  dem  Liaotishanvorgebirge  von  dem 
auf  Biockadedienst  befindlichen  Kaiserlichen  Torpedoboot  Nr.  63  auf- 
gebracht >xorden  ist. 

Der  Reklamant  führt  an,  daß  der  zur  Verhandlung  stehende 
Dampfer  bis  vor  Port  Arthur  habe  gelangen  können,  ohne  inf  Hinder- 
nisse zu  stoßen  und  üctahi  zu  laufen  Ks  habe  daher  zur  Zeit  keine 
vxirksame  Blockade  bestanden.  Selbst  wenn  man  zugebe,  dafi  im  all- 
geriicitiLii  die  Blockade  in  effektivem  Zustand  erhalten  f,n\\c->rn  sein 
möge,  so  SC!  sie  doch  mit  Bezug  auf  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff  nicht  effektiv  gevccsen. 

Die  am  26.  Mai  1904  von  dem  Kommandierenden  der  vereinigten 
japanischen  Kriegsflotte  bekanntgemachte  Blockade  ist  seit  der  Zeit  mit 
hinreichender  Streitmacht  ausgeübt  worden,  um  ihren  Zweck  zu  er- 
reichen. Vor  und  nach  der  Aufbringung  des  genannten  Dampfers 
sind  zum  direkten  Blockadedienst  bei  Port  Arthur  in  einer  Ausdehnung 
von  ungefähr  20  Seemeilen  entlang  der  Küste  60  Kriegsschiffe  und 
Torpedoboote  5  bis  10  Seemeilen  von  der  Küste  entfernt  aufgestellt 
gewesen.  Außerdem  kreuzten  das  Hauptgeschvtader,  bestehend  aus  im 
ganzen  sieben  Schla'-htschiffen  und  kleineren  Schiffen,  bei  Vuentao, 
sowie  4  Hiilfskreuzer  und  7  Kanonmhooti'  in  der  Straße  von  I  iaotish.in 
umher.  Aus  diesi  ii  Tatsachen  er  i^iht  sich  klar,  daß  die  Blockade  wirklich 
effektiv  erhalten  Vkordcn  i>t.  Wenn  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff  zufällig  bis  vor  Port  Arthur  gelangt  ist.  so  ist  ilini  dies  gelungen, 
indem  es  sich  der  Kontrolle  des  Blockadegeschwaders  entzog  und  sich 
heimlich  hindurchschlich.  Es  kann  aber  nicht  behauptet  werden,  dafi 
es  dabei  keine  Gefahr  gelaufen  sei.  Die  Tatsache,  daß  das  Schiff  auf 
der  Rückreise,  welche  es  nachts  vornahm,  um  der  Kontrolle  des  Blockade- 
geschwaders  zu  entgehen,  aufgebracht  wurde,  widerlegt  auch  die  Be- 
hauptung des  Reklamanten,  daß  die  über  die  Sudküste  von  Uaotung 
verhängte  Blockade  an  einer  Stelle  nicht  effektiv  gewesen  sei. 

Das  Urtdl  des  Frisengerichts  zu  Sasebo,  vielches  wegen  Blockade- 
bruchs auf  Kinziehung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers  er- 
kennt, ist  daher  zutreffend,  und  es  wird,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  17.  Februar  1905  im  Oberprisengericht 

(Unterschriften.) 
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Priaiii||«4cbtswtwWldiiiia^  „Sl-Shan».  AlMchnm  VI  n 

In  Sachen  der  Beschlagnahme  des  englischen  Dampfers  „Si-Shan" 
und  seiner  Ladung  wird  nach  Einsicht  des  Schriftsatzes  der  Staatsanwälte 
Mizukami  Chojiro  und  Yamamoto  Tatsur ok uro,  wie  folgt, 
entschieden. 

Urteilsf  ormeh 

Der  Dampfer  „Si-Shan'  und  seine  gesamte  Ladung  werden  frei- 
gegeben. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „Si-Shan"  steht  im  Eigen- 
tum des  ent,'lischen  Staatsangchörigfen  Samuel  Spitzel,  sein  Heirrints- 
hafen  ist  Hongkong,  er  führt  die  englische  Handelsflagge  und  ist  ein 
Handelsschiff,  das  vorzugsweise  zum  ( iütertransport  dient.    Mit  einer 
Ladung  von  Rindern,  Hammeln  und  vielen  sonstigen  Nahrungsmitteln 
iuhr  er  am  25.  September  1904  mit  Bestimmung  für  Niutsehuang  von 
Hongkong  ab.  Nachdem  er  nachts  die  Gewässer  von  Port  Arthur  passiert 
liatte,  lief  er  am  2.  Oktober  desselben  Jahres  in  Niutschwang  ein.  Er 
bemühte  sich  sofort,  seine  Ladung  zu  verkaufen,  laindete  die  Rjnder 
und  Hammel,  mußte  dieselben  jedoch  mangels  Verkaufs  wieder  an 
Bord  zurücknehmen.  Während  er  sich  vergeblich  bemuhte,  seine  Aus- 
klarierung  nach  Tschifu  zu  bewirken,  wurde  er  von  dem  im  dortigen 
Hafen  liegenden  Kaiserlich  Japanischen  Kriegsschiff  „Chikushi"  in  dem 
Verdacht,  daß  er  Kriegskonterbande  führe,  am  7.  des  Monats  visitiert 
und  am  selben  Tag  im  dortigen  Hafen  btsehlagnnhmt.    Die  bei  der 
Visitierung  vorhanden  ge\x  esenen  Sehiff>papifrc'  w  urden  bei  der  Rc^chlag- 
nalirnt  unter  der  Angabr,  daß  sie  in  Verwahrung  des  englischen  Kon- 
sulats in  Niutschwang  seien,  nicht  vorgelegt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  schriftliche  Aussage 
des  Steilvertreters  des  Kommandanten  der  ,,(!hikushi",  Marineober- 
leutnants Hara  Kanjiro,  das  Vernehmungsprotokoll  des  Kapitäns 
JamesCartridge,  des  1.  Maschinisten  John  ßrady,  des 2.  Maschi- 
nisten David  Fotheringham,  des  3.  Maschinisten  Robert  But- 
cher,  des  Passagiers  H,  K.  Struve  und  des  Zeugen  Adolf  Spitzel 

Die  Ansicht  der  Staatsanwälte  Ist  im  wesentlichen  folgende: 

Dk  S(  hiffspapiere  seien  in  großer  Unordnung,  und  in  Ermanglung 
anderer  Gründe,  welche  dagegen  hätten  sprechen  können,  habe  das 
Schiff  dem  Verdacht  verfallen  müssen,  daß  die  Fortsetzung  der  Reise 
zum  Kriegskonterhandetransport  geschehen  solle.  Daher  sei  die  Re- 
ichlagnahme  zu  Recht  aiisgt'fülu-t  worden,  aber,  da  die  Untersuchung 
des  Falls  in  dem  Prisengericht  erwiesen  habe,  daß  der  Verdacht,  es 
handele  sich  um  eine  FortNct/ung  der  Reise  zum  /vcerke  von  Konter- 
bandetransport, unbegründet  gewesen  sei,  so  müsse  da>  zur  Verhandlung 
stehende  Schiff  mit  seiner  Ladung  freigegeben  werden. 
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Abschnitt  VI«  PrimgerichtsentscbelduiHiaB:  „Si-Shaa**. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Der  amerikanische  Bürger  A  d  o  1  f  S  p  i  t  z  e  I  hat  ab  Vertreter  seines 
Neffen  Samuel  Spitzel  den  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfer 
kurzlich  angekauft  und  hatte  volle  Verfügungsgewalt  Qber  denselben. 
Er  kaufte  mit  der  Absicht,  sie  nach  dem  bestbezahlenden  —  gldch- 
gfiltig  welchem  —  Platz  zu  schaffen  und  dort  mit  grofiem  Verdienst 
abzusetzeUi  Lebensmittel  für  den  Bedarf  von  Kriegstruppen  ein.  So- 
dann nahm  er  unter  Zusicherung  eines  Anteils  am  Gewinn  seinen  Lands- 
mann Struve  als  Superrariro  mit  an  Bord,  vcährend  er  selbst  die 
Oberleitung  und  Aufsicht  über  das  ganw  Schiff  ausübte.  Kr  bestimmte 
dann  Niutschvcatig  als  Reiseziel  und  fuhr  von  IloiiiTkong  ab.  Da  aber 
zu  dieser  Zeit  gerade  die  russischen  iruppen  in  Port  Arthur  wegen 
der  streng  durchgeführten  Belagerung  und  Blockade  sehr  stark  an 
Proviantmangel  litten,  so  verbreitete  sich  in  Hongkong  und  Shanghai 
das  Gerücht,  der  Dampfer  beabsichtige,  einen  Schleichimport  nach  Port 
Arthur  auszuführen.  Schließlich  stand  dies  sogar  in  den  Zeitungen. 
Sobald  der  Dampfer  in  Niutschwang  angekommen  war,  versuchte  er 
ohne  Erfolg,  die  Ladung  zu  verkaufen.  Er  traf  darauf  Vorbisreitungen 
angeblich  zur  Reise  nach  Tschifu,  wohin  er  nur  durch  die  Gcvüässer 
Port  Arthurs  gelangen  konnte.  Der  Supercargo  Struve,  der  mit  dem 
Ladungstii^cntiimer  zusammen  völlig  über  das  Schiff  zu  bestimmen  hatte, 
erzählte  hei  der  .\fTentur  Bush  Brothers,  daß  er  vorhabe,  die 
Ladung  nach  Port  Arthur  7U  schaffen.  Auch  hatte  der  zur  Besatzuntj^ 
.gehörige  1.  Offizier  h  a  ni  bers  im  englischen  Konsulat  in  Niutschvk,ang 
gesagt,  der  Dampfer  habe  auf  der  Reise  von  Horu^kong  nach  Ying- 
küu  versucht,  die  Blockade  von  Port  Arthur  zu  breciien.  Du  ihni  dies 
aber  nicht  gelungen  sei,  so  wolle  er  unter  der  Vorgabe,  nach  Ischifu 
zu  gehen,  einen  erneuten  Versuch  machen,  um  nach  Port  Arthur  hinein- 
zukommen. Als  aus  diesem  Grunde  das  Kaiserlich  Japanische  Kriegs- 
schiff „Chtkushi"  eine  Visitierung  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Dampfers  vornahm,  waren  die  Schiffspapiere  nicht  in  Ordnung;  der 
Bestimmungshafen  war  nicht  festgesetzt;  als  Kapitän  wurde  dne  tat* 
sächlich  nicht  autorisierte  Person  angegeben,  und  über  alles  dieses  konnte 
keine  zufriedenstellende  Auskunft  gegetien  werden.  Üahtf  nahm  die 
„Cliikushi"  an,  daß  das  seit  der  Abreise  von  Hongkong  im  geheimen 
gehegte  Vorhaben,  einen  Schieichimport  nach  Ihni  Arthur  auszuführen, 
noch  nicht  aufi^eLieben  sei  und  daß,  um  es  nunmehr  zur  Ausführung 
zu  bringen,  Ischifu  al>  Reiseziel  angegeben  werde.  Hs  war  daiier  durch- 
aus in  der  (.)rdnung,  doli  die  „Chikushi",  als  es  schien,  dafi  tler  zur 
Verhandlung  stehende  Dampfer  im  Begriff  war,  abzufahren,  denselben 
mit  Beschlag  belegte. ') 

*)  V.  %  37.  1  und  2. 
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Abschnitt  VI«« 


Aber  die  genaue  Untersuchung  in  dem  unterzeichneten  Prisen- 
gericht hat  ergeben,  was  folgt: 

Es  mu6  freilich  angenommen  werden,  daB  der  Dampfer  auf  der 
Reise  von  Hongkong  nach  Niutschwang  vorgehabt  hat,  die  Blockade 
von  Port  Arthur  zu  brechen  und  einen  Schleichimport  auszuführen. 
Als  dies  aber  nicht  gelang,  hat  der  Dampfer  die  Reise,  welche  in  den 
Schiffspapieren  angegeben  ist,  vollendet.  In  Niutsch>3C'ang  hat  er  ver- 
sucht, seine  Ladung  zu  verkaufen,  und  sich,  als  ihm  dies  nicht  gelang, 
entschlossen,  nach  Tschifii  zu  fahren.  Fs  muß  daher  angenommen 
M;Trdin,  daß  der  Dampfer  bereits  zur  Zeit  seines  Kintreffens  in  Niu- 
ts-chwang  seinen  früheren  Plan  auf^^a^geben  hatte.  Die  Kontinuität  der 
den  Blockadebrucli  -)  oder  Konterbandetransport  bez>xeclcenden  Reise 
kann  daher  nicht  angenommen  werden. 

Auch  läßt  sich  nicht  satten,  daß  der  für  Tschifu  bestimmte  Dampfer 
bei  seiner  Abfahrt  von  Niutschwang,  selbst  wenn  er  von  neuem  einen 
Schleichimport  nach  Port  Arthur  ins  Auge  gefaüt  hatte,  die  Ausführung 
desselben  bereits  angefangen  hatte.  Daher  kann  auch  in  dieser-  Weise. 
Blockadebruch  oder  Konterliandetransport  nicht  konstruiert  werden. 

Da  ferner  die  Unordnung  der  Schiffspapiere  sowie  die  mangehide 
i.egitimation  des  Kapitäns  usw.  ausreichende  Erklärung  gefunden  haben, 
so  ist  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  und  seine  gesamte  Ladung, 
ungeachtet  der  Rechtmäßigkeit  der  erfolgten  Beschlagnahme,  freizugeben. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 
Ära  26.  Oktober  1904  im  Prisengericht  zu  Sasebo. 

(Unterschriften.) 


In  Sachen  der  Beschlagnahme  des  deutschen  Dampfers  „Fuping" 
und  seiner  Ladung  wird  nach  Einsichtnahme  des  Schriftsatzes  der  Staats« 
anvälte  Mizukami  Chojiro  und  Yamamoto  Tatsurokuro, 
wie  folgt,  entschieden. 

Urteilsformel: 

Der  Dampfer  ,,l"uping"  und  seine  cfcsnmte  in  beigefügtem  ladungs- 
verzeichnis  aufgeführte  l-adung  werden  eingezogen, 

-)  Hier  triU  der  zu  verwerfende  Standpunkt  zu  Tage,  daß  schon  die  Absfcht 
des  Blockadebruchs  ohne  tatsächlichen  Versuch  straffällig  macht.  Fs  hstte  genügt« 
nur  von  Konteibandetransport  zu  sprechen,  wie  dies  der  Staatsanwalt  tut. 
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Tatbestand  und  Gründe: 

Der  7ur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „Fuping"  ist  Ijgcntum 
der  deuiM-htn  1  irnia  Teige,  Schröter  und  Co.  in  Tientsin,  führt  die 
deutsche  Flagge  und  dient  zum  Personen-  und  Gütertransport.  Dem 
Kapitän  des  Schiffes,  Frank  Gray,  ist  bekannt  gewesen,  daß  der 
Hafen  von  Port  Arthur  zur  Zeit  von  der  japanischen  Kriegsflotte  blockiert 
wird.  Trotzdem  hat  er  auf  Anordnung  der  Reeder  für  Port  Arthur 
bestimmte  Waren,  nämlich  Waffen,  Munition  und  Proviant  unter  falschen 
Angaben  an  Bord  genommen  und  auch  den  aktiven  russischen  Haupt- 
mann Wassili  Juliewitsch  Eckardt  sich  einschiffen  lassen.  Er 
hat  unter  dem  Vorwande,  daß  er  für  Tschifu  bestimmt  sei,  am  8.  Oktober 
1904  den  chinesischen  Hafen  Tongku  mit  dem  Reiseziel  Port  Arthur 
verlassen.  Ani  11.  desselben  Monats  hat  er  alsdann  5  Seemeilen  südlich 
von  Rockpoint  auf  offener  See  in  Rußland  fabrizierte  Stiefel  und  Lebens- 
mittel, welche  von  seinem  Reeder  besonders  für  Port  Arthur  verschifft 
waren,  von  zwei  chinesischen  Dschunken  überi,fenommcn  and  ist  am 
selben  Tai^e,  nachdem  er  die  ganze  in  dem  beigefüi^ten  Verzeichnis  auf- 
geführte Ladung  verladen  hatte,  von  dort  abgefahren.  Am  folgenden 
Tage,  dem  12.  Oktober,  vormittags  . um  etwa  9  Uhr  wurde  der  Dampfer, 
auf  der  Fahrt  nach  Port  Arthur  begriffen,  etwa  10  Seemeilen  nördlich 
von  der  Hwangchang-Inselgruppe  auf  120^  55'  ö.  L.  und  38'  34'  n.  Br. 
von  dem  auf  Blockadegebiet  befindlichen  japanischen  Torpedoboot 
„Shirataka"  aufgebracht. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  schriftliche  Aussage 
des  Kapitänleutnants  Kawasoye  Masaharu,  der  die  Beschlag- 
nahme ausführte,  die  Bescheinigung  über  die  Umschiffung  der  Mann- 
schaft, die  Vernehmungsprotokolle  des  Kapitäns  Frank  Gray,  des 
1 .  Offiziers  James  D  u  n  e  a  n  .  des  1 .  Maschinisten  Alexander 
Robertson  vom  Dampfer  „I  uping"  und  des  mitreisenden  russischen 
Hauptmanns  W  a  .s  s  i  1  i  J  u  1  i e  w  i  t  s  c  h  Eckardt,  durch  das  Loiiburh, 
das  LIaggenattest,  das  Notizbuch  de-,  Kapitäns,  den  Ausklarierungs- 
schein und  eine  Bescheinigung  des  russischen  Obersten  Ogorod- 
n.i  kof  f. 

Die  Ansicht  der  Staatsanwälte  geht  im  wesentlichen  dahin,  daft 
es  außei'  Zweifel  stehe,  daß  zur  Zeit  der  Aufbringung  des  zur  Ver- 
handlung stehenden  Schiffes  die  Blockade  wirklich  effektiv  gewesen 
sei,  und  daß  man  das  Schiff,  welches  in  der  Richtung  auf  die  Blockade- 
linie vorgerückt  sei,  als  Blockadehrecher  betrachten  mfisse.  Daher  sei 
das  Schiff  mit  der  gesamten  Ladung  einzuziehen. 

Das  (jrri(  ht  ist  der  Aiisirht,  daß  es  einem  allgemeinen  völker- 
rechth' lu-n  (ji  utulsatz  cntsiiricht,  daß  im  Falle  effekti\'en  Bestehens  einer 
Blockade  Sehilte,  vicIchc  in  der  Nahe  der  Blockadciinie  offenbar  in 
der  Richtung  auf  dieselbe  zu  fahren,  als  Blockadebrccher  anzusehen 
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lind  mitsamt  ihrer  Ladung  einzuziehen  sind  mit  Ausnahme  von  solchen 
üütcrn,  (iie  im  Kigentum  von  Personen  stehen,  die  von  dem  ßlockade- 
iLUsUnd  keine  Kenntnis  hatten. 

Da  nun  am  26.  AAai  1904  der  Oberstkommandierende  der  ver- 
einigten japanischen  Kriegsflotte  die  Verhängung  des  Blockadezustandes 
über  die  Sfldküste  von  Liaotung  bekannt  genüncht  hat  und  'es  außer 
Zweifel  steht,  daß  diese  Blockade  ununterbrochen  in  effektivem  Zustand 
erhalten  worden  ist,  so  ist  es  klar,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff,  welches  in  der  oben  geschilderten  >X'ei9C  auf  dem  Wege  nach 
Port  Arthur  begriffen  war,  als  Blockadebrecher  angesehen  werden  muß. 

Da  ferner  die  zitr  Verhandlung  stehenden  Güter  Ki^entum  des 
Schiff  seilen  tümers  sind  und  nach  einem  von  dem  Schiffseigentümer 
dem  Kapitän  ü bergebenen  Zertifikat  des  Kommandierenden  der  russi- 
>chen  Oesandtschaftsxxache  in  Peking,  des  Obersten  O  g or  o  d  n  i  k  of  f , 
zutife]lc)>  sämtlich  für  Port  Arthur  bestimmt  waren,  auch  der  Schiffs- 
eigentiinicr  von  dem  Blockadezustand  hat  wissen  müssen,  so  ist  das 
Schiff  mit  der  gesamten  Ladung  einzuziehen. 

Das  Prisengericht  hat,  weil  während  der  von  ihm  festgesetzten  und 
veröffentlichten  Frist  Reklamationen  nicht  erhoben  worden  sind,  auf 
Antrag  der  Staatsanwälte  in  Gemäßheit  des  letzten  Absatzes  des  §  16 
der  Prisengerichtsordnung^)  ohne  mündliche  Verhandlung  wie  in  der 
Urteilsformel  entschieden. 

im  I^risengericht  zu  Sasebo  am  6.  Dezember  1904. 


Ladungsverzeichnis. 

Art  der  Güter                                   Anzahl  der  Stücke 

.Gekochtes  Rindfleisch   1026 

Corned  beef    1085 

Hirse  "  .  1043 

Nudeln   720 

Wflfste   25 

Gesalzenes  Rindfleisch   11 

Medikamente   35 

Stiefel   98 

Seife   61 

bchinken   34 

Suppenkonserven   5 

GemOsekonserven  '   88 

Schwefeiaure   38 

Tee   1 

Waffen   8 

Munition  und  Feuerwerk   1091 

')  V.  S  45.  -  *)  iV. 
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Reklamant:  Wassili  Julie  witsch  Kckardt,  Pionierhaupt- 
mann  bei  dem  russischen  Ussuri-Eisenbahnbataillon,  wohnhaft  in  Wladi- 
wostok, Afanasaeffskajauliza  Nr.  21,  zur  Zeit  in  dem  Kriegsgefangenen- 
quartier in  Matsuyama,*)  Regierungsbezirk  Ehime,  im  Versammlungs- 
haus. 

ProzeBvertreten  Rechtsanwalt  Masushima  Rokuichtro, 
Regierungsbezirk  Kanagawa,  Yokohama,  Yamashitacho  Nr.  .14. 

In  der  Prisensache  betreffend  Ladungsgut  des  deutschen  Dampfers 
„Fuping"'  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsformel: 

Die  auf  dem  Dampfer  „Fuping''  verschifften  67000  Rubel  russischen 
Papiergeldes  werden  eingezogen. 

Tatbestand  und  O  runde: 
Die  7ur  Verhandlung^  stehenden  67  000  russischen  Papierrubel  sind 
von  dem  Reklamanten  Wassili  J  u  I  i  c  xxi  tsc  h  Fckardt  nm  8.  Ok- 
iober 1904,  als  er  sich  am  8.  Oktober  1W4  in  i singtau  in  C.iuaa  auf 
dem  Dampfer  „Fuping"  einschiffte,  um  nach  dem  damaligen  russischen 
Kriegshafen  Port  Arthur  zu  fahren,  verschifft  worden,  um  sie  nach 
Port  Arthur  zu  schaffen.  Sie  wurden  am  12.  d.  JVt.,  etwa  9  Uhr  vor^ 
mittags  auf  120»  55'  ö.  L.  und  38»  34'  n.  Br.  ungefähr  10  Seemeilen 
nördlich  von  der  Hwangchang>Inselgruppe,  als  der  genannte  Dampfer, 
vi'eil  er  Konterbande  geladen  hatte,  von  dem  Kaiserlichen  Torpedoboot 
„Shirataka"  aufgebracht  wurde,  mit  diesem  zusammen  beschlagnahmt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 

Kapitänleutnants  Kaviasoye  Masaharu,  der  die  Beschlagnahme 
ausgeführt  hat,  die  Bescheinigung  über  die  Umschiffung  der  Besatzung, 
die  Vernehmungsprotokolle  des  Kapitäns  der  „Fuping"  I  rank  Ci  ra  y  , 
des  1.  Otfiziers  James  Dun  ran,  des  1.  Maschinisten  Alexander 
Robertson  und  des  Passagiers  Wassili  Julie  witsch  Uckardt, 
durch  das  la^cbuch,  das  hlaggenattest,  das  Koti/buch  des  Kapitäns, 
einen  Brief  des  Kapitäns  an  ,, George"  und  eine  Bescheinigung  des 
russischen  Kapitäns  zur  See  -)  O  g  o  r  o  d  n  i  k  o  f  f. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation 
sind  folgende : 

Von  den  zur  Verhandlung  stehenden  07  000  Rubeln  habe  der 
Reklamant  Mitte  September  1904  russischen  Stils  4000  Rubel  aus  einem 
Deposit  bei  der  russischnihinesischen  Bank  in  Tientsln,  China,  zurück- 
gezogen. Die  übrigen  habe  er  Mitte  desselben  Jahres  von  seinem  Ver- 

')  V.    42.  —  2)  In  dem  UrteU  aber  den  Dampfer  „Fuping*'  wird  Ogofodmkofi 

als  Armccoberst  bezeichnet. 
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treter  Paulüvtit^ch  uiul  der  Post  in  I.iaovang^  empfangen.  Der 
ganze  Betrag  sei  sein  Frivatgeld  und  sei  keine  i.aduiiß. 

Der  Rekiatnanl  habe  sich  ferner  in  Tientsin  auf  der  „Kuping" 
cingcschittt,  um  nach  Tschifu  zu  fahren  und  von  dort  in  die  Heimat 
zurückzukehren;  er  habe  nicht  die  Absicht  gehabt,  nach  Port  Arthur 
zu  gehen.  Selbst  wenn  er  aber  diese  Absicht  gehabt  hätte,  so  könne 
doch  das  Geld,  da  es  in  dem  Privatkoffer  des  Reklamanten  gewesen 
sei,  nur,  wenn  Beweis  vorhanden  sei»  daß  es  nicht  sein  Privateigentum 
sei.  eingezogen  werden. 

Es  werde  daher  Freigabe  des  zur  Verhandlung  stehenden  Geldes 
beantragt. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwatts  sind  folgende: 
Das  zur  Verhandlung  stehende  Papiergeld  sei  nicht  Privateigentum 
des  Reklamanten,  sondern  öffentliches  Geld  und  müsse,  da  es  mit  der 
übrigen  Ladung  nach  Port  Arthur  bestimmt  gewesen  sei.  eingezogen 
werden. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Die  Bestimmungen  und  die  Praxis  des  Völkerrecht«;  erkennen  an, 
daß  I  adunt;  eines  Schiffes,  welches  einen  Hlockadcbruch  beq[angen 
hat,  abge,-»chen  von  solchen  (lütcrn,  welche  im  higenturn  von  Personen 
stehen,  die  von  dem  Blockadezustand  absolut  keine  Kenntnis  hatten, 
enizu/dehen  ist. 

Der  in  Frage  stehende  Dampfer  ,,FupinLi"  ist,  wie  dem  Vertreter 
der  Reklamation  bekannt  ist,  wegen  Blockadebruchs  bereits  zur  F.in- 
zichung  verurteilt  worden,  3)  und  es  geht  aus  der  Bescheinigung  des 
russischen  Obersten  Ogorodnikoff  und  dem  Brief  des  Kapitäns 
an  „George"  unzweifelhaft  hervor,  daß  das  Schiff  vorgehabt  hat,  die 
Blockade  zu  brechen  und  die  der  russischen  Regierung  gehörige  Ladung 
nach  Port  Arthur  zu  schaffen,  sowie  daß  der  Reklamant  für  russische 
Behörden  Papiere  und  400000  Rubel  auf  dem  Schiffe  bei  sich  gehabt 
hat.  Dies  (u  Id  hat  der  Reklamant  bei  der  Beschlagnahme  des  genannten 
Dampfers  ins  Wasser  geworfen,  und  nur  die  zur  Verhandlung  stehenden 
Ö7  000  Papierrube!  sind  übricj  geblieben.  Diese  sind  als  Gut  anzusehen, 
welches  den  russischen  Behörden  gehört  und  nach  Port  Arthur  be- 
fördert werden  sollte. 

I^er  Vertreter  der  Rekiaination  behauptet,  daii  der  Reklamant,  auf 
der  Rückreise  nach  der  Heimat  begriffen,  sich  bei  der  Abreise  von 
Tientsin  auf  der  ,,l  iipitit,'"  eingeschifft  liabe,  um  nach  T.schifu  zu  gehen. 
Die  Abzieht,  nach  Port  Arthur  zu  fahren,  habe  nicht  bestanden.  Selb.'sl 
wenn  er  aber  diese  Absicht  gehabt  habe,  so  sei  doch  das  Geld,  da 
es  in  dem  Privatkoffer  des  Reklamanten  gewesen  sei.  sein  Privateigentum. 

•)  VI.  22a. 
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Es  geht  aber  aus  der  oben  erwähnten  Bescheinigung  Ogorod- 
nikoffs  und  dem  Brief  des  Kapitäns  an  „George"  hervor,  dafi  der 
Reklamant  auf  Befehl  seiner  Behörde  von  Tongku  nach  Port  Arthur 
abgereist  war.  Auch  besagt  die  Aussage  des  Reklamanten  auf  die 
Frage  des  mit  dem  Fall  beauftragten  Rats,  daß  der  Reklamant  in  Tientsin 
von  dem  russischen  Konsul  zwei  in  Strohmatten  verpackte  Kolli  an- 
vertniut  erhalten  hat  und  beauftragt  worden  ist,  sie  im  Falle,  daß  das 
Schiff  mit  der  japanischen  Flotte  zusammentreffe,  mit  der  "ganzen  übritren 
•  LadunLi:  zu  verbrennen.  Als  dann  das  Schiff  im  Hegrilt  stand,  von 
einem  Kaiserlichen  Torpedoboot  auft^ebracht  /u  werden,  hat  der  Rekla- 
mant die  beiden  Strohmattenkolli  und  noch  eine  Kii>te  ins  Wasser  ge- 
worfen. Wenn  man  alle  diese  latsachen  vergleicht,  so  ist  es  nicht 
zu  bezweifeln,  daß  der  Reklamant  sich  auf  der  „Fuping"  zur  Olier- 
aufsicht  eingeschifft  hat 

Wenn  femer  auch  das  zur  Verhandlung  stehende  Papiergeld  im 
Koffer  des  Reklamanten  gewesen  ist,  so  unterscheidet  es  sich  dadurch 
von  gewöhnlicher  Ladung  in  weiter  nichts  als  der  Art  der  Verpackung 
und  Verladung.  Ein  Beweis  dafür,  daB  es  Privateigentum  sei,  kann 
darin  aber  nicht  erkannt  werden. 

Des  weiteren  beruft  sich  der  Reklamant  zum  Beweis  dafür,  daß 
das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  ihm  privatim  q^ehöre,  auf  schrift- 
liche Aussagen  des  russischen  Obersten  Ogorodnikoff  tmd  des 
Überleutnants  de  Reutlingcr  sowie  eine  Beschcinit^uns;  des  russi- 
schen Konsuln  1.  a  p  t  (•  w  in  Tientsin.  Da  aber  L a  p  t  c  nx  undOg^orod- 
nikoff  die  „1  uping"  ausgerüstet  haben,  um  mit  ihr  einen  Blockade- 
bruch auszuführen,  so  kann  ihren  Aussagen  und  Bescheinigungen  in 
dieser  Sache  kein  Glauben  beigelegt  werden. 

Demnach  ist  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  als  Staatseigentum, 
welches  auf  einem  Schiff,  das  sich  eines  Blockadebruchs  schuldig  ge- 
macht hat,  nach  Port  Arthur  geschafft  werden  sollte,  einzuziehen. 

Selbst  aber  angenommen,  das  Geld  gehöre  dem  Reklamanten, 
so  ist  es  doch  Ladung  eines  Blockadebrechers,  und  da  es  nach  Port 
Arthur  gelangen  sollte,  so  kann  angenommen  werden,  daß  es  doch  zum 
feindlichen  Krict^jssrehrauch  «gedient  haben  würde.  Demnach  kann  es 
doch  der  Finziehung  nicht  entgehen. 

ts  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  15.  Mai  1905  im  Prisen  gericht  zu  Sasebo  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  Mizukami  Chojiro. 

(Unterschriften.) 
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Reklamant:  Wassili  Jiilicwitsch  Kckardt,  russischer 
Pionii  [  hauptiäiann  in  Matsuyama,  Kriegsgelangenenquarticr,  wohnhaft 
in  Wladiwostok,  Afanassieffskajauüza  Nr.  21. 

Prozeßvertreter;  KcchtsaiiNx alt  Masushima  Rokuichiro, 
Regierungsbezirk  Kanagavta,  Yokohama,  Yamashitacho  Nr.  14. 

Am  13.  Mai  IQOS  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
sache betreffend  Ladung  des  deutschen  Dampfers  „Fuping",  welcher 
am  12.  Oktober  1904  etwa  10  Seemeilen  nördlich  von  der  Hwang- 
Chang-Inselgruppe  von  dem  Kaiserlichen  Torpedoboot  „Shirataka"  auf- 
gebracht worden  ist,  ein  Urteil  gefällt,  in  welchem  auf  Einziehung  der 
auf  dem  Dampfer  „Fuping"  verladenen  67  000  russischen  Papierrubel 
erkannt  >xor(](.n  ist.  (iegen  dieses  Urteil  hat  der  Reklamant  Wassili 
Juliewitsch  Rckardt  durch  den  Recht<?anvcalt  Masushima 
Rokuichiro  als  Prozeßvertreter  die  BerututiLT  eins^elegt,  vcelchc  im 
iki^cui  der  Staatsan\xälte  I"  s  ii  t  s  ti  k  i  Keiroku  und  Ür.  jur.  Ishi- 
uatari  B  i  n  i  c  Ii  i  beim  ()bfrpri-,L'ngericht  geprüft  >xorden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  lierufung  des  Vertreters  der  Reklamation 
und  deren  Begründung  sind  folgende: 

Das  Gericht  erster  Instanz  habe  ausgeführt: 

es  gehe  aus  der  Bescheinigung  Ogorodnikoff's  und 
einem  an  „George"  gerichteten  Brief  des  Kapitäns  hervor,  daß 
der  Reklamant  im  amtlichen  Auftrag  von  Tongku  nach  Port 
Arthur  abgereist  sei. 
Es  sei  jedoch  nicht  klar,  von  vtem  diese  sogenannte  Bescheinigung 
Ogorodnikoff's  dem  Kapitän  übergeben  worden  sei.  in  den  ganzen 
Akten  dieses  Falles  sei  die  Herkunft  dieser  Bescheinigung  nicht  angegeben 
und  die  Bescheiniii^ung  selber  enthalte  nichts  über  den  Reklamanten. 
Das  Gericht  erster  Instanz  habe  demnach  in  unrechtmäßiger  Weise 
Tatsachen  angenommen,  für  die  kein  Beweis  vorhanden  sei. 

Was  ferner  den  Briet  des  Kapitäns  an  ,,(ieorge"  angehe,  so  >ei 
sein  Inhalt  überaus  dunkel  und,  vcenn  man  aus  der  Aussage  des  Kapitäns 
V'ernuitungen  aufstelten  vcolle,  so  habe  er  es  cloch  nur  von  irgend  jc- 
manüem  gehört  geliabt,  daß  der  Reklamant  eine  große  Menge  Rubel 
mit  sich  führe,  und  habe  dies  in  dem  Brief  geschrieben.  Dies  sei  aber 
kein  Beweis,  daß  die  Gelder,  die  der  Reklamant  mit  sich  gehabt  habe, 
amtliche  russische  Gelder  gewesen  seien.  Auch  liege  kein  Beweis  dafür 
vor,  daß  die  zur  Verhandlung  stehenden  67000  Rubel  ein  Teil  jener 
größeren  Summe  gewesen  seien. 

Das  Gericht  erster  Instanz  habe  daraufhin,  daß  der  Reklamant  von 
dem  russischen  Konsul  in  Tientsin  zwei  in  Strohmatten  eingewickelte 
Kolli  empfangen  und  den  Auftrag  erhalten  habe,  die  Ladunc^  zu  ver- 
brennen, angenommen,  daß  er  sich  zur  Beaufsichtigung  auf  der  ,,l  upincr" 
eingeschifft.    Da  aber  der  Reklamant,  wie  er  erklärt  habe,  erst  nach 
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seiner  Einschiffung  von  dem  Konsul  schriftlich  ersucht  worden 
sei,  so  sei  es  eine  nicht  durch  GrQnde  belegte  Annahme,  daß  er  sich 
auf  Grund  der  genannten  Tatsache  zur  Beaufsicht^ung  auf  der  „Fuptng" 
eingeschifft  habe. 

Wenn  man  aber  annehmen  volle,  der  Reklamant  habe  sich  auf 
amtlichen  Befehl  auf  der  „Fuping"  eingeschifft,  so  liege  kein  Grund  vor, 
weshalb  Ogorodnikoff  die  Bescheinigung  dem  Kapitän  habe  zu- 
stellen sollen;  aber  auch  dem  Kapitän  hätte  er  sie  dann  durch  den 
Reklamanten  zustellen  müssen;  zum  mindesten  aber  hätte  der  Kapitän 
den  Reklamanten  kennen  müssen.  Der  Reklamant  habe  aber  die  Be- 
scheiniguni:  (  )  s^m)  r  o  d  n  i  k  o  f  f '  s  bis  auf  den  heutigen  Tag  noch  nicht 
einmal  gesehen,  auch  von  dem  Kapitän  niemals  etvcas  darüber  gehört. 
Zudem  sei  der  Reklamant  dem  Kapitän  Gray  von  der  „Fuping"  \or 
seiner  F.inbchittung  nicht  bekannt  gevcesen.  Daher  sei  das  Urteil  erster 
Instanz,  welches  einen  wichtigen  Streitpunkt  entschieden  habe,  ohne 
einen  Beweis  zugrunde  zu  legen,  ungesetzlich. 

Das  Urteil  erster  Instanz  behaupte,  die  l  atsache,  daß  das  zur  \'er- 
handlung  stehende  Geld  sich  in  dein  I'rivaikutfcr  des  Reklamanten 
befunden  hat>e,  sei  kein  ausreichender  Bevieis  dafür,  daß  es  ihm  ge- 
höre. Es  werde  aber  aus  dem  Handelsrecht  offent>ar,  daß  die  Ladung 
eines  Schiffes  und  das  Handgepäck  der  Passagiere  gänzlich  von  ein- 
ander verschiedene  Dinge  seien,  und  auch  in  dem  auf  der  „Fuping" 
vorhandenen  Bescheinigung  über  die  Ladung*)  und  dem  I^dungs- 
verzeichnis  finde  sich,  da  das  Handgepäck  des  Reklamanten  seiner  Art 
nach  dort  nicht  eingetragen  >xerden  dürfe,  eine  solche  Eintragung  nicht. 
Daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Papiergeld  sich  in  dem  Koffer  eines 
Passagiers  befundm  habe,  sei  daher  ein  Beweis  dafür,  daß  es  sein  un- 
zvceifclhaftes  Pi  i\ aieit^entum  sei.  Wenn  jemand  das  Gegenteil  be- 
haupten wolle,  so  habe  er  unbedini^t  den  Beweis  dafür  zu  liefern.  Das 
Urteil  erster  Instan/  führe  aber  aus,  wenn  das  (ield  auch  in  dem  Hand- 
gepäck des  Reklamanten  gevcesen  sei,  so  liege  darin  nur  eine  Verschieden- 
heit in  der  Art  der  Verpackung  und  der  Vcrschiftung,  es  sei  aber 
darum  nicht  verschieden  von  der  gewöhnlichen  Ladung.  Diese  An- 
nahme stehe  nicht  in  logischem  Zusammenhang  mit  den  Tatsachen  und 
könne  dem  Vorwurf  unzureichender  Begründung  nicht  entgehen. 

Das  Urteil  erster  Instanz  behaupte,  daß  die  Aussage  Ogorod- 
nikoff's  nicht  glaubwürdig  sei,  da  er  einen  Blockadebruch  vorgehabt 
habe.  Diese  Beweisaussage  stimme  indes  mit  der  des  Leutnants  Reut- 
I Inger  überein,  der  ausgesagt  habe,  der  Reklamant  habe  in  seiner 
Gegenwart  etwa  30000  Rubel  von  Pawlowitsch  und  ungefähr  die- 
selbe Summe  von  dem  russischen  Postamt  erhalten.  Wenn  dessen  un- 

*)  VennotHcli  Konnossemente. 
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geachtet  die  Aussage  O  g  o  r  o  d  n  i  k  o  f  t  '  s  nicht  anerkannt  »i-orden  sei, 
so  sei  das  ungerecht. 

Das  Urteil  erster  Instanz  habe  entschieden,  das  zur  Verhandlung 
stehende  Oeld  müsse  eingezogen  werden,  weil  es  auf  einem  Bloclcade- 
brecher  verschifft  worden  und  nach  Port  Arthur  bestimmtes  amtliches 
Geld  sei.  Es  widerlaufe  dem  Recht,  daß  dafür,  dafi  das  Geld  nicht 
privates,  sondern  amtliches  Geld  sei,  kein  Beweis  erbracht  worden  sei. 

Das  Gericht  erster  Instanz  stelle  daraufhin,  daß  der  Reklamant  zwei 
Kolli  ins  Wasser  gevcorfen  habe,  die  Ansicht  auf,  daß  das  zur  Ver- 
handlung stehende  Geld  ein  Teil  von  400  000  Rubeln  p^evcesen  sei. 
Dif<?e  von  dem  Reklamanten  ins  Wasser  geworfenen  Pakete  seirn  dem 
Reklamanten  von  dem  russischen  Konsul  in  lientsin  zur  Beförderung 
an  den  russischen  Konsul  in  Tschitu  anvertraut  worden.  Er  habe  sie 
aber  nicht  von  Ugurudnikoff  bekommen.  Auch  hätten  sie  kein 
russisches  Papiergeld  enthalten. 

Daraus,  daß  der  Reklamant  nach  dem  Auftrag  des  Konsuls  mit 
Bezug  auf  die  anvertrauten  Pakete  verfahren  sei,  dagegen  die  Order, 
die  ganze  Ladung  zu  verbrennen,  nicht  befolgt  habe,  könne  man  er- 
sehen, daß  die  ins  Wasser  geworfenen  Pakete  und  die  allgemeine  Ladung 
durchaus  verschieden  seien  und  daß  der  Reklamant  zu  der  letzteren 
in  keiner  Beziehung  gestanden  habe. 

Wenn  daher  das  Urteil  annehme,  daß  die  von  dem  Reklamanten 
weggeworfenen  Pakete  russisches  Papiergeld  seien  und  daß  das  zui 
Verhandlung'  stehende  Geld  der  Rest  davon  L^ewesen  sei,  so  sei  das  eine 
sich  nicht  aut  Beweise,  sondern  auf  Vorurteil  gründende  l-ntscheidung. 

Schließlich  entscheide  das  Urteil  erster  Instanz,  daß  das  zur  Ver« 
Handlung  stt  hende  Geld,  wenn  es  auch  dem  Reklamanten  gehöre,  doch 
ak  I  adiing  eines  Bloekadebrechers,  wenn  es  nach  Port  Arthur  ge- 
küinmen  wäre,  ziun  feindlichen  Knegsgebrauch  gedient  haben  würde 
und  daher  einzuziehen  sei. 

Hierin  setze  sich  das  Urteil  erster  Instanz  aber  offenbar  in  Wider- 
spruch mit  einem  Grundsatz,  welcher  als  völkerrechtliche  Bestimmung 
und  Gewohnheit  anerkannt  sei  Denn  dieser  Grundsatz  besage  klar, 
daß  Güter,  welche  Personen  gehörten,  die  von  der  Tatsache  des  Blockade- 
bruchs  keine  Kenntnis  gehabt  hätten,  nicht  eingezogen  werden  könnten. 
Dies  gelte  um  so  mehr  für  Handgepäck  eines  Passagiers,  weil  dieses 
nicht  als  Ladung  angesehen  w  erden  könne. 

Ferner  gehe  es  aus  dem  hahrschein  des  Reklamanten  klar  iiervor, 
daß  er  narh  Tschifn  habe  fahren  wollen,  und  der  Kapitän  habe  dem 
Ste>3tard  des  genannten  Dampfers  i^esac^,  daß  der  Reklamant  ein  Fahr- 
gast sei,  der  nach  Tschifu  fahre.  Auch  habe  der  Reklamant  sein  Chequc- 
buch  bei  öich  <^ahabt,  um  in  'I>chitu  seine  Depü5.itengeldcr  bei  der 
russisch-chinesischen  Bank  zu  ziehen. 
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Trotz  dieser  Beweise  habe  das  Urteil  erster  Instanz  unter  Zugrunde- 
legung von  Tatsachen,  die  keine  direkten  Beweise  seien,  entschieden, 
dal)  der  Reklamant  auf  amtlichen  Befehl  narh  Port  Arthur  /u  reisen 
im  Beitritt  srt  wesen  sei.  Das  sei  eine  tnischej^-ung,  die  ausreichender 
Begriinduni,^  entbehre. 

Aus  diesen  (Jründen  werde  Aiit'hehun)>  des  Urteils  erster  Instanz 
und  Freigabe  der  ()7üOü  russischen  Papierrubel  beantragt. 

Die  Hauptpunkte  der  Erw  idcTuni;  der  Staatsanwälte  beim  Prisen- 
gcricht  /u  Sa.^^ebo,  Mizukanii  Ciiojiro  und  Yamamoto  lat- 
surokuro,  sind  folgende: 

In  der  Bescheinigung  Ogorodnikoff's  sei  freilich  der  Name 
des  Reklamanten  nicht  erwähnt,  aber  man  könne  auf  Grund  dessen 
nicht  behaupten,  daS  der  Inhalt  sich  nicht  auf  den  Reklamanten  beziehe 
und  daß  das  Dokument  kein  Beweis  sei.  Der  in  der  genannten  Be- 
scheinigung erwähnte  Überbringer  derselben,  nämlich  der  britische  Staats- 
angehörige Gray,  sei  als  Kapitän  des  Dampfers  „huping"  freilich  be- 
auftragt w  orden,  die  Ladung  an  die  russischen  Behörden  in  Port  Arthur 
abzuliefern.  Die  geheimen  militärischen  Schriftstücke  und  das  Papier- 
geld aber  hätten  ihm  nicht  anvertraut  werden  können.  Noch  viel 
weniger  die  Aufgabt-,  je  nach  den  Umstfinden,  falls  man  iinterwef^-^ 
japanische  Kriegss'  hittc  träfe,  das  Schiff  zu  versenken,  um  es  der  Aul- 
bringung  /u  (.-nt/ichcn. 

I)ali  in  der  Bcsclieinigung,  die  der  Kapitän  zu  überbringen  gehabt 
habe,  nichts  über  die  I^lichten  des  mit  einer  geheimen  Aufgabe  be- 
trauten und  wohl  zu  der  2^it  als  Aufsichtführender  auf  der  „huping" 
zu  betrachtenden  Reklamanten  Eckardt  enthalten  sei,  sei  durchaus 
nicht  seltsam.  Wenn  man  daneben  erwäge,  was  der  Kapitän  in  seinem 
an  „George"  gerichteten  Brief  geschrieben  habe,  so  genüge  das,  um 
zu  bevc  eisen,  daß  der  Reklamant  damals  geheime  Schriftstücke  und 
Papiergeld  bei  sich  gehabt  habe,  und  diese  Annahme  sei  in  keiner  Weise 
unrechtlich. 

Das  (iericht  habe  freilich  angenommen,  daß  der  Reklamant  sich 
als  Angihoriger  der  russischen  Armee  anf  der  „Fuping"  eingeschifft 
und  die  Piiieiil  L^eliaht  habe,  wenn  das  Schiff  japanischen  Kriegsschiffen 
begegne  und  der  Aufbringung  nicht  entgehen  künnt-,  nicht  nur  die  Güter, 
sondern  auch  das  Schiff  zu  versenken.  Diese  Annahme  habe  es  aber 
nicht  nur  auf  die  Bescheinigung  Ogorodnikoff's,  sondern  auf 
verschiedene  andere  Beweise  gegründet,  und  sie  sei  nicht  unrechtmäßig. 
Was  die  Behauptung  angehe,  daß  der  Reklamant  erst  nach  seiner  Ein- 
schiffung schriftlich  von  dem  russischen  Konsul  in  Tientsin  beauftragt 
worden  sei,  so  habe  der  Reklamant  das  nur  mundlich  kurz  erwähnt. 
Ein  Brief  des  Konsuls,  welcher  diese  Behauptung  würde  bekräftigen 
können,  sei  indes  nicht  vorgelegt  worden. 
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Wenn  man  die  verschiedenen  Umstände  in  Betracht  ziehe,  so  sei 
der  Blockadebruch  und  die  binfuhr  von  Kriccfsbedarfsartikeln  nach  Port 
Art'^uf  eine  HandhintT,  ^'elche  die  größte  Gefahr  in  sich  trage  und  in 
ihrein  Resultat  von  der  größten  Bedeutunjj^  sei.  Wenn  daher  im  Falle 
der  Ret:et;nung  mit  den  feindlichen  Kriegsschiffen  die  geheimen  Schrift- 
stückt und  das  Papiergeld  verbrannt,  und  wenn  noch  Zeit  vorhanden, 
das  Schiff  habe  durch  Sprengen  versenkt  werden  sollen,  so  sei  das 
«in  Befehl,  der  so  wichtige  Aufgaben  auferlege,  daß  ihn  der  Oberst 
Ogorodnikoff  vielleicht  selber  würde  haben  erteilen  können;  er 
würde  ihn  aber  schwerlich  durch  den  Konsul  erteilen  lassen.  Ganz 
ausgeschlossen  aber  sei  es,  daß  der  Auftrag  erst  nach  der  Einschiffung 
schriftlich  erteilt  sein  solle,  denn  es  liege  doch  auf  der  Hand,  daß  das 
Versenken  eines  Schiffes  durch  Sprengen  nur  ausführbar  sei,  wenn 
die  nötigen  Vorbereitungen  getroffen  seien. 

Es  sei  daher  offenbar,  daß  der  Reklamant  sich  sicher  im  Auftrage 
des  Obersten  Ogorodnikoff  als  Aufsichtführender  eingeschifft  und 
einige  geheime  Schriftstücke  und  eine  große  Menge  Papiergeld  mit- 
genommen hal>e,  die  unabhängig  von  der  allgemeinen  Ladung  von 
Kriegsbedarfsartikeln  gewesen  seien;  ein  gewöhnlicher  Passagier  sei  er 
nicht  gewesen. 

« 

Der  Reklamant  behaupte,  daß  die  ins  Wasser  geworfenen  Pakete 
von  dem  russtechen  Konsul  in  Tientsin  an  den  russischen  Konsul  in 
Tschifu  gerichtet  und  kein  russisches  Papiergeld  gewesen  seien.  Da 
aber  die  „huping"  von  Anfang  an  zum  HIockadebruch  und  zur  Hinfuhr 

von  Munition  und  l.ebensinitteln  nach  Port  Arthur  bestimmt  gewesen 
'^ei.  nicht  aber  in  I^chifu  habe  anlaufen  sollen,  wie  aus  der  Aus- 
sage des  Kapitäns,  der  Bescheinigung  O  g  o  r  o  d  n  i  k  o  f  f  s  und  anderen 
Be>xeismitteln  hervorgehe,  so  >ei  es  selbstverständlich.  dal5  dem  Schiff 
I^aketr  für  den  Konsul  in  i>chifu  nicht  hätten  mitgegeben  werden 
können.  Was  insbesondere  die  Behauptung,  daß  die  Pakete  kein  russi- 
sches Papiergeld  enthalten  hätten,  angehe,  so  sei  das  nur  von  dem 
Reklamanten  mundlich  ausgesagt  worden  und  könne  nicht  anerkannt 
werden. 

Der  Reklamant  behaupte  ferner  be/^üglich  dessen,  daß  er  dem 
Auftrag,  die  ganze  Ladung  zu  verbrennen,  nicht  nachgekommen  sei, 
daß  er  die  Ausführung  des  Auftrags  bezüglich  der  übrigen  Ladung  nicht 
für  nötig  gehalten  habe.  Da  aber  die  Pakete  und  die  übrige  Ladung  in 
gleicher  Weise  von  russischen  Behörden  stammten  und  Auftrag  er- 
teilt  gewesen  sei,  sie  bei  Begegnung  mit  japanischen  Kriegsschiffen  zu 
verbrennen,  so  sei  der  (Irund  nicht  einzusehen,  weshalb,  während  ein 
Teil  ausgeführt  worden  sei,  der  andere  unbefolgt  habe  bleiben  sollen. 
£  c  k  a  r  d  t  habe  auch  bei  der  Vernehmung  vor  dem  Prisengericht  durch 
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den  mit  dem  Fall  beauftragten  Rat  ausgesagt,  daß,  wenn  auch  die  Pakete 
ins  Wasser  gcv(  orfen  worden  seien,  doch  die  Beschlagnahme  zu  pldtzKch 
gekommen  sei,  als  dafi  die  Sprengung  des  Schiffes  sich  habe  ausführen 
lassen.  Daher  könne  die  Beruf ungsbegröndung,  welche  dieser  Aus- 
sage widerspreche,  nicht  anerkannt  werden. 

Es  sei  selbstredend  richtig,  daß  zwischen  der  Ladung  eines  Schiffes 
und  dem  Handgepäck  der  Passagiere  ein  Unterschied  bestehe.  Im  vor- 
liegenden Falle  habe  aber  die  russische  Regierung  das  Schiff  ^^echartcrt, 
um  Kriegsbedarfsgegenstände  nach  dem  blockierten  Port  Arthur  zu 
schaffen,  und  der  auf  dem  Schiff  mitfahrende  Offizier,  der  auf  der  Reise 
nötiq;cnfa!ls  über  die  Ladung  Entscheidung  habe  treffen  sollen,  habe 
die  w  iciiti<,fstf n  Teile  der  zu  Kriegszwecken  dienenden  Gegenst;uide, 
nämlich  Schriftstücke  und  Papiirtijt, Id,  in  Matten  beziehungsweise  in 
seinem  Koffer  verpackt,  mit  sich  Ljcfülnt.  Danach  sei  es  eine  ober- 
flächliche Ansicht,  weiche  behaupten  wolle,  daß  diese  Gegenstände,  Nxtil 
sie  nicht  wie  die  andere  Ladung  im  l^dungsverzeichnis  aufgeführt  seien, 
keine  Ladung  darstellten.  Handgepäck  sei,  was  zum  allzeitigen  Gebrauch 
der  Passagiere  vonnöten  und  seiner  Art  nach  von  der  Ladung  zu 
unterscheiden  sei ;  es  bestimme  sich  aber  nicht  danach,  ob  es  im  I^dungs- 
verzelchnis  stehe,  noch  danach,  ob  Fracht  dafür  bezahlt  werde  oder 
nicht.  Auch  wenn  man  daher  annehmen  wolle,  daß  die  67000  Papier- 
rubel unabhängig  von  den  400000  den  Behörden  gehörigen  Rubeln 
seien,  so  müsse  man  sie  dann  auch  noch  als  Ladung  ansehen.  Denn 
obwohl  die  c^leichfalls  von  dem  Reklnmnntrn  initsrrtührtcn,  zur  Zeit  der 
Autbrin<j;un.i4  ins  Wasser  gev^i'ortVncn,  zwei  in  Matten  i^i-packten  Pakete 
nicht  in  dem  Ladungsver/cithnis  aufgeführt  und  daher  mit  dem  Koffer 
auf  dieselbe  Stufe  zu  stellen  >eicn,  habe  doch  der  Reklamant  diese  nicht 
als  Handgepäck  und  als  sein  Privateigentum  bezeichnet.  Überdies  habe 
der  Reklamant  für  seinen  täglichen  Gebrauch  oder  zur  Deckung  seiner 
persönlichen  Reisekosten  noch  besonderes  Geld  bei  sich  gehabt  Daher 
sei  es  billig,  den  Koffer,  welcher  nur  das  Papiergeld  enthatten  habe, 
sowie  die  in  Matten  gepackten  Pakete  als  Ladung  anzusehen.  Aus 
dem  Vemehmungsprotokoil  des  Kapitäns  und  des  Obermaschinisten  er- 
gebe sich,  daB  der  Reklamant  als  Handgepäck  3  Koffer  und  2  in 
Matten  gewickelte  Pakete  gehabt  habe. 

Wenn  der  Reklamant  sich  auf  der  „Fuping"  eingeschifft  habe,  so 
sei  das  in  der  Absicht  geschehen,  sich  seines  Auftrags  zu  entledigen 
und  dann  soc^Ieich  nach  Ticntsin  zurückzukehren;  daß  er  sich  nicht, 
auf  der  Reise  nacli  der  Heimat  via  Shanghai  befindlich,  eingeschifft  habe, 
gehe  auch  aus  der  Aussage  de^  \  <m  ihn]  als  bov  engagierten  Chinesen 
hervor.  Da  demnarli  durchaus  kein  Bedürfnis  vorgelegen  habe,  wei^halb 
er  eine  so  große  Aknge  privaten  Cicldcä  bei  sich  liabe  führen  sollen, 
so  sei  die  Annahme,  daß  das  Geld  ein  Teil  der  nach  Port  Arthur  zu 
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befördernden,  dem  Kriegsbedarf  dienenden  400000  Rubel  gewesen  sei, 
gerechtfertigt. 

Selbst  wenn  man  aber  dem  Reklamanten  darin  nachgebe,  daß  das 
(ield  sein .  Privateigentum  sei,  so  sei  es  doch,  wie  oben  dargetan,  als 
l  adung  anzusehen  und  müsse  als  solche,  weil  es  nicht  bezweifelt 
\x erden  könne,  daß  der  Reklnrnant  von  dem  beabsichtigten  Blockadebruch 
Kenntnis  crehabt  habe,  mit  Recht  linc^ezoefcn  werden. 

Utr  Riklamant  bringe  vor:  daß  er  nach  ischitu  habe  gehen  wollen, 
liehe  aus  seinem  Fahrschein  hervor  usw.  Wenn  man  aber  einmal 
einnehme,  daß  die  ,,Fuping"  wirklieh  nach  Tschilu  habe  reisen  wollen, 
so  sei  auch  kein  Stück  der  Ladung  Konterbande.  Das  wisse  jeder  ge- 
wöhnliche Mensch,  von  dem  russischen  Konsul  und  dem  Reklamanten, 
einem  russischen  Militär,  nicht  zu  reden.  Wenn  demnach  die  Ladung 
keine  Konterbande  sei  und  die  Absicht  des  Blockadebruchs  nicht  vor- 
gelegen habe,  weshalb  solle  dann  wohl  der  russische  Konsul  in  Tientsin 
Auftrag  gegeben  haben,  daß  die  „Fuping",  wenn  sie  auf  Japanische 
Kriegsschiffe  stieße,  mit  ihrer  Ladung  verbrannt  werden  sollte,  und 
weshalb  sollte  der  Reklamant  diesem  Auftrag  Folge  geleistet  haben? 
Deute  nicht  vielmehr  das  ganze  Vorgehen  des  Reklamanten  darauf  hin, 
daß  er  von  seiner  hinschiffung  auf  die  ,, Fuping"  an  sehr  wohl  gewußt 
habe,  daß  das  Schiff  die  Blockade  habe  brechen  und  nach  Port  Arthur 
gehen  sollen  ? 

W'tnn  der  Reklamant  das  Urteil  des  \ orliei^^enden  Falles,  in  dem 
der  Bloekadebruch  klar  erw  iesen  sei,  mit  dei'  bei  Schiffen,  welche  /um 
Blockadebruch  oder  zum  K<)nterhandelran>pürt  verwendet  würden,  üb- 
lichen Vorgabe  angreife,  daß  das  Schiff  nach  einem  in  der  Nähe  ge- 
legenen neutralen  Hafen  bestimmt  sei,  so  sei  das  eine  ohne  weitere 
Worte  haltlose  Behauptung. 

Da  die  Berufung  nach  dem  oben  Gesagten  in  allen  Punkten  un- 
begründet sei,  so  müsse  sie  abgewiesen  werden. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 

Es  ist  unbestritten,  daß  der  Dampfer  „Fuping"  die  Blockade  von 
Port  Arthur  gebrochen  hat,  um  Kriegsbedarfsartikel  nach  dort  zu  be- 
fördern, und  daß  er  auf  dieser  Reise  aufgebracht  worden  ist. 

Der  Reklamant  behauptet  freilich,  daß  er  sich,  auf  der  Rückkehr 
in  die  Heimat  begriffen,  als  Fahrgast  von  Tientsin  nach  Tschifu  auf  dem 
Damplei  eingeschifft  und  nicht  die  Ab<^icht  gehabt  habe,  nach  Port 
Arthur  /u  gehen.  W'ahnrui  aber  die  ,,1  upino"  vorhatte,  die  Blockade 
von  l'ort  Arthur  zu  brechen,  konnte  sie  keine  gewöhnlichen  Fahrgäste 
sich  einschiffen  lassen,  noch  konnte  der  Reklamant  sich  als  solcher 
einschiffen. 

In  einem  an  „George"  gerichteten  Brief  des  Kapitäns  heißt  es: 
Auf  meinem  Schiff  befindet  sich  ein  russischer  Offizier,  der 
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Briefe  für  Port  Arthur  und  400000  Rubel  bei  sich  hat  

Derselbe  hat  sich  vorgenommen,  damit  das  Schiff  und  die 
auf  ihm  verladenen  Kriegsbedarfsartikel  nicht  aufgebracht 
werden,  das  Schiff  zu  sprengen,  und  er  wird  sich  nicht  be- 
ruhigen, wenn  er  das  nicht  auch  wirklich  ausführt  

Nach  dem  Vernehnutngsprotokoil  des  Kapitäns  hat  derselbe  G:esngt,  der 
Oftizier  habe  drei  große  Handkoffer  als  Handt^epäck  mitgebracht.  Er 
habe  in  i  ongku  gehört,  dali  derselbe  eine  grolle  Menge  Rubel  bei  sich 
führe.  Der  Offizier  heiße  Fckardt.  Au':^h  der  Obermnsc  hinist  hnt 
nach  beiiicin  Vernehmungsprotokoll  zu  utlcilcn,  von  jemandem  gehört, 
daß  der  Offizier  eine  große  Menge  Rubel  bei  sich  habe.  Auch  der 
Reklamant  selber  hat  bei  seiner  Vernehmung  durch  den  mit  dem  Fall 
beauftragten  Rat  des  Prisengerichts  ausgesagt,  der  russische  Konsul  in 
Tientsin  habe  ihm  zwei  in  Matten  verpackte  Pakete  anvertraut  und  ihm 
Order  gegeben,  dieselben  im  Falle  einer  Begegnung  mit  japanischen 
Kriegsschiffen  irgendwie  zu  verbrennen  und  auch  die  ganze  Ladung 
zu  verbrennen.  Wenn  die  Aufbringung  nicht  so  schnell  vor  sich  ge- 
gangen wäre,  so  habe  er  beabsichtigt  gehabt,  das  Schiff  ganz  zu  ver- 
brennen. 

Alls  alkiii  diesen  c^eht  hervor,  daß  der  Reklamant  eine  ^noßc  McnQ-? 
amtlichen  russischen  Ueldes  bei  sich  geführt  und  sich  in  besotiderein 
Auftrag  auf  der  ,,h"uping"  eingeschifft  hat,  um  n  c  h  l'orl  Arthur  zu 
fahren,  nicht  aber,  um  als  gewöhnlicher  Passagier  n.u  Ii  I  srhifu  /u  gehen. 

Der  Reklamant  beiiaupiet,  er  habe  den  Auftrag  \on  dem  russi- 
schen Konsul  in  Tientsin  erst  nach  seiner  Einschiffung  schriftlich  er- 
halten. Vor  der  Einschiffung  habe  er  davon  nichts  gewußt.  Das  Ver- 
brennen  der  ganzen  Ladung  eines  Schiffes  und  das  Sprengen  sogar 
auch  des  Schiffes  selbst  würde  aber  gehöriger  Vorbereitung  bedurft 
hat)en  und  hätte  sich  nicht  nach  der  Einschiffung  plötzlich  anordnen 
lassen.  Auch  v;  ürde  man  dem  Rektamanten,  wenn  er  ein  gewöhnlicher 
Passagier  wäre,  eine  solche  Aufgabe  nicht  anvertrauen.  Der  Reklamant 
wurde  auch  nicht  den  Wunsch  haben,  einen  solchen  Auftrag  auszuführen. 

Wenn  der  Reklamant  auch  aus  seinem  Billet  und  seinem  Gespräch 
mit  dem  boy  und  dem  Kapitän  beweisen  will,  daß  er,  auf  der  Heim- 
reise begriffen,  nach  Tsrhifu  fahren  \x'o!Ite,  so  ist  dies,  \x'enn  es  nicht 
überhaupt  eins  der  gebräiuh liehen  Mittel,  sein  Ziel  /u  verheimlichen, 
gewesen  ist,  nur  eine  Aussage  des  Reklamanten  gewesen,  die  man  nicht 
als  Beweis  ansehen  kaini. 

Der  Reklamant  hat  demnach  Schriftstücke  und  eine  große  Menge 
russisches  Papiergeld  bei  sich  gehabt,  um  es  nach  Port  Arthur  zu  be- 
fördern. Es  hatte  sich  eingeschifft  mit  der  Aufgabe,  wenn  dieser  mögliche 
Fall  eintreten  sollte,  dieselben  zusammen  mit  der  übrigen  Ladung  der 
Aufbringung  durch  die  japanische  Marine  zu  entziehen,  indem  er  je 
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nach  dtn  Verhältnissen  handelte.  Es  ist  daher  kein  grundlose^  Vorurteil, 
wenn  man  annimmt,  daß  die  zur  Verhandlung:  stehenden  f)7ii'i()  l'.ihcl 
zusammen  mit  den  beiden  ins  Wasser  geworfenen  Paketen  die  U)U  üUÜ 
Rubel  gextesen  sind,  von  denen  der  Kapitän  in  seiner  Aussage  spricht. 

Der  Reklamant  behauptet,  daß  die  ihm  von  dem  russischen  Konsul 
in  Tientsin  anvertrauten,  in  Matten  gepackten  Pakete  für  den  russischen 
Konsul  in  Tschifu  bestimmt  und  kein  Papiergeld  gewesen  seien.  Wenn 
diese  Aussage  richtig  wäre,  so  würde  keine  Notwendigkeit  vorgelegen 
haben,  dem  Reklamanten  aufzutragen,  die  Pakete  im  Falle,  daß  man  auf 
japanische  Kriegsschiffe  treffen  solle,  zu  verbrennen. 

Da  es  ferner  daraus  allein,  daß  der  Auftrag  gegeben  vt  urde,  die 
Ladung  zu  verbrennen,  offenbar  ist,  daß  es  bekannt  war,  daß  die  „huping" 
die  Blockade  brechen  sollte,  so  ist  der  Grund  durchaus  unverständlich, 
weshalb  einem  Schiff,  das  einer  solchen  gefährlichen  Reise  entgfegcnjrint^^ 
die  in  Matten  verpackten  Pakete  für  Tschifu  hätten  mitgegeben  werden 
sollen. 

Selbst  wenn  man  einmal  annimmt,  die  zur  Verhandlung  atchendcn 
67  000  Rubel  seien  verschieden  von  den  in  der  Aussage  des  Kapitäns 
erwähnten  400  000  Rubeln,  so  sind  sie  doch  Ladung  eines  Blockade- 
brechers gewesen,  und  daß  sie  in  Kenntnis  der  Sachlage  verschifft 
worden  sind,  wird  daraus  klar,  daß  der  Reklamant  die  Absicht  gehabt 
hat,  die  ganze  Schiffsladung  zu  verbrennen,  wenn,  wie  möglich,  die 
Notwendigkeit  eintreten  sollte.  Daher  muß  das  Geld,  gleichviel  ob  es 
Regierungsgeld  oder  Privatgeld  war,  mit  Recht  der  Wegnahme  ver- 
fallen. 

Der  Reklamant  wünscht  mit  der  Begründung,  daß  das  zur  Ver- 
handlung stehende  Papiergeld  in  seinem  eigenen  Koffer  gewesen  sei, 
zu  beweisen,  daß  es  zu  dem  in  seinem  Privateigentum  stehenden  Hand- 
gepäck gehört  habe.  Da  aber  der  Reklamant  die  Reise  unternommen 
hat.  um  nach  einem  blockierten  Halen  eine  große  Meui^e  amtlit  her  Cjclder 
zu  Schäften,  so  kann  lediglich  die  Tatsache,  daß  diese  üelder  in  dem 
Koffer  des  Reklamanten  verpackt  gewesen  sind,  nicht  bevieiscn,  daß 
das  Geld  keine  Ladung  und  kein  amtliches  Geld  ist. 

Der  Reklamant  behauptet,  die  Zeugnisse  Ogorodnikoff's  und 
des  Leutnants  Reutlinger  betreffend  die  Herkunft  des  zur  Ver- 
handlung stehenden  Oeldes  stimmten  uberein.  Wenn  trotzdem  das 
Urteil  erster  Instanz  dieselben  nicht  anerkannt  habe,  so  sei  das  un- 
gerecht. Der  Reklamant  hat  aber  über  die  Herkunft  der  67000  Rubel 
bei  seiner  Vernehmung  durch  den  mit  dem  Fall  beauftragten  Rat  des 
Prisengerichts  erster  Instanz  gesajj^t,  daß  30  000  Rubel  davon  ihm  von 
dem  Kaufmann  Wassilieff  in  Wladiwostok  geschickt  worden  seien; 
daß  er  uni^efähr  4000  Rubel  von  I.iaoyang  mitgebracht;  und  die  übrigen 
33000  Rubel  für  biseubahniieterungen  erhalten  habe. 
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Ogorodnikoffhat  aber  da,L;o^cn  .ucsajuft,  daß  der  I  hcnterbc^itzcr 
Oaictzki  in  Wladi>xostük  die  j^an/c  Siiituntr  von  07  ÜÜO  Rubeln  im 
Auttrag  des  Uniernehmers  des  Thcaterbaues  Wassi  lieft"  durch  Ver- 
mittlung von  dessen  Stellvertreter  Pawlowitsch  an  den  Partner 
Wassifieffs,  den  Reklamanten,  geschickt  habe.  Während  der  Rekla- 
mant behauptet  33000  Rubel  von  Ogorodnikoff  erhalten  zu  haben, 
sajgen  Ogorodnikoff  und  Leutnant  Reutlinger  dagegen  aus,  daß 
Pawlowitsch,  der  Vertreter  des  Theaterliesitzers  in  Wladiwostok, 
das  Qeld  selbst  dem  Reklamanten  bezahlt  habe.  Alles  dieses  widerspricht 
sich  so,  daß  man  nichts  davon  glauben  kann.  Vielmehr  beweisen  die  Aus- 
sagen des  Reklamanten  und  der  anderen  dadurch,  daß  sie  erdichtet 
sind,  daß  das  zur  Verhandiuni,^  stehende  Papiergeld  in  Wahrheit  nicht 
Privateigentum  des  Reklamanten  ist. 

Das  Urteil  erster  Instanz  ist  daher  nach  dem  oben  Oe>at4ten  nicht, 
wie  dc!  Reklamant  behauptet,  rechtswidrig,  sondern  durchaus  /utrcffcnd, 
wenn  es  entschieden  hat,  daß  das  Oeld  als  lagcnlum  der  russischen 
Behörck-n,  welches  mit  Hrstiinininig  nach  Port  Arthur  auf  einem 
Blockadcbrtchcr  vcr.schitll  wurden  ist,  eingezogen  \x  erden  niuü. 

Der  Reklamant  bringt  noch  andere  Punkte  vor,  es  erscheint  aber 
nicht  notwendig,  darauf  im  einzelnen  noch  einzugehen. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  5.  September  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften). 


Reklamant:  Samuel  Harrlson,  Kapitän  der  „Nigretia",  eng- 
lischer Staatsan<(ehc)rii,fer  aus  Westhartlepool  in  t-lngland. 

Prozeßvertreter:  Die  Rechtsanwälte:  Shigefuji  Tsuru- 
taro,  Nagasaki,  liikijimachi  33  und  HatakeyamaShigeaki,  Naga- 
saki, Hiradoinachi  18. 

In  der  Pri.sensache  bcireftend  den  englischen  Dampfer  „Nigretia" 
wird,  wie  folgt,  entschieden: 

* 

Urteilsformel: 
Der  Dampfer  „Nigretia"  wird  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 
Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampier  „Nigretia"  stellt  im  I  itjen- 
tum  der  Firma  Allan  &  Co.  in  Newcastle-on-Tyne  in  tingiand,  er 
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fühlt  die  englische  Flagge  und  ist  ein  Handelsschiff,  welches  ausschließlich 
zum  Gütertransport  dient.  Am  22.  Oktober  1904  schloß  der  rn«;sische 
Staatsangehörige  AlexanderSerebrenik  mit  der  A^^entuf  dir  Firma 
AI  Inn  8c  Co.,  der  Hnna  Möller  8:  Co.,  einen  Chartervertrag  über 
<ias  genannte  Schiff  ab  und  verlud  70000  Kisten  Petroleum  auf  dem- 
selben. Sudann  veranlaßte  er  dt-n  Kommandanten  des  seiner  Zeit  von 
Port  Arthur  nach  Tschifu  entwichenen  russischen  lorpedoboots  „Rasto- 
ropny",  das  sich  selbst  versenkte,  Kapitänleutnant  Paul  Michaelo- 
vitsch  Prehn,  sich  ais  einen  Deutschen  namens  Friedrich 
Fi  Isen  er  und  den  zur  Besatzung  dieses  Torpedoboots  gehörigen 
Leutnant, zur  See  K.  Valentinovitsch  Schveleff  sich  als  einen 
Deutschen  namens  Jean  Qorschalky  auszugeben.  Diese  beiden 
souie  der  russische  Kaufmann  Serge  Politika  bezeichnete  er  als 
seine  Faktoren  bzw.  Supercargos,  gab  jedem  von  ihnen  einen  Brief, 
in  dem  er  sie  mit  der  Friedigung  der  kaufmännischen  Obliegenheiten 
betraute,  und  ließ  sie  sich  auf  der  ,,N'iq;retia"  einschiffen.  Am  16.  T>e- 
zembei  fuhr  der  Dampfer  von  Shanghai  ab  und  wurde,  als  er  in  der 
Tsubhima-Straße  angelangt  war,  am  19.  d.  IVlts.,  2  Uhr  nachmittags 
auf  8'  nördlicher  Breite  und  TiQ"  =)0'  östlicher  Länt^'e  von  dem 
Kais<.  rlieheti  Kriegsschiff  ,,lsushinia"  unter  dem  Verdacht,  Kricgskontcr- 
banutpcrsunen  zu  befördern,  aufgebracht, 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Kommandanten  der  „Tsushima",  Sento  Buo,  die  Vernehmungs- 
protokolle des  Kapitäns  der  „Nigretia",  Samuel  Harrison,  des 
Kapitanleutnants  Paul  Michaelowitsch  Prehn  und  des  Leut- 
nants zur  See  K.  Valentin  owitsch  Schweleff  von  der  russischen 
Marine,  des  russischen  Kaufmanns  Serge  Politika,  das  Schiffs- 
zertifikat des  genannten  Dampfers,  den  Chartervertrag,  das  Konnossement 
und  die  Briefe,  welche  Alexander  Serebrenik  den  drei  Passa- 
gieren gegeben  hatte. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  der  Vertreter  der  Reklamation 
sind  folgende: 

Der  Reklamant  habe  Prehn,  Schweleff  und  Politika  an 
Bord  genommen,  weil  m  dem  Chartervertrag  eine  Bestinni.uiiL,  vor- 
gesehen sei,  nach  welcher  er  verpflichtet  sei,  einen  Su|x:rcargo  und 
zwei  Passagiere  sich  einschiffen  zu  lassen.  Der  Reklamant  habe  den 
Worten  des  Charterers  durchaus  Glauben  geschenkt  und  Prehn  und 
Schweleff  für  Deutsche  gehalten.  Diese  beiden  russischen  Offiziere 
hätten  keine  Uniform  angehabt,  sich  selbst  .als  Deutsche  ausgegeben 
und  sich  auf  Deutsch  unterhalten.  Infolge,  dieser  geschickten  Verheim- 
lichung ihres  viahren  Standes  habe  der  Reklamant  nicht  geahnt,  da0 
sie  russische  Offiziere  seien,  und  da  keinerlei  Anzeichen  vorlägen,  welche 

VVr§  37,1. 
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zu  der  Annahme  nötigten,  daß  der  Reklamant  darum  gewußt  habe,  so 
könne  ihm  bezüglich  der  üinschiftung  der  beiden  russischen  Offiziere 
keinerlei  Verschulden  zugemessen  werden.*) 

Da  femer  die  beiden  russischen  Offiziere  bereits  auf  Eid  von 
der  chinesischen  Regierung  freigelassen  seien,  so  hatten  sie  nicht  mehr 
die  Eigenschaften  von  Kombattanten  und  seien  daher  keine  Konterbande* 
Personen.  ^) 

Aus  diesen  Gründen  könnte  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff 
nicht  unter  der  Anschuldigung,  Konterbandepersonen  befördert  zu  haben, 

eingezogen  werden. 

Dir  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Stantsnnvunlts  sind  folgende: 
Da  Prehn  und  Schxx  eleff  russische  Offiziere  seien,  so  habe 

der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  zum  Transport  von  Konterbande- 

personen  gedient  und  sei  daher  einzuziehen. 
Das  üericht  ist  folgender  Ansicht: 

Die  modernen  völkerrechtlichen  Bestimmungen  und  Gebräuche  er- 
kennen allgemein  an,  daß  neutrale  Schiffe,  welche  ffir  einen  krieg- 
führenden Staat  Kombattanten  befördern,  weit  sie  zur  Beförderung  von 
Konterbandepersonen  dienen,  einzuziehen  sind,  sofern  nicht  Beweis  vor* 
liegt,  daß  der  Kapitän  ohne  sein  Verschulden  die  Umstände  nicht  ge- 
kannt hat. 

Es  steht  unz>x'eifelhaft  fest,  daß  der  zur  Verhandlung  stehende 
Dampfer  „Nigretia"  zwei  russische  Marineoffiziere  nach  Wladiwostok 
ZI!  befördern  \  crsucht  hat  und  demnach  zum  TranspcHi  von  Konterbande- 
Personen  ijedient  hat. 

Mit  Bezu^r  auf  die  Einschiffung  der  russischen  Marineoffiziere  macht 
der  Reklamant  <:^eltend,  daß  er  nicht  die  {reriiis^^tc  Kenntnis  ciaxon  u^ehabt 
habe,  daß  dieselben  Militarpersorien  seien,  auch  treffe  ihn  Ix-züglicli 
dieser  Unkenntnis  kein  Verbciiulden.  Alles  dieses  sei  der  Handlung 
des  Charterers  entsprungen,  und  das  Schiff  sei  daher  nicht  einzuziehen. 
Es  liegt  aber  keinerlei  Beweis  dafür  vor,  daß  der  Kapitän  hiervon  nichts 
gewußt  hat.  Selbst  aber  angenommen,  er  habe  nicht  darum  gewußt, 
so  könne  man  doch  nicht  behaupten,  daß  ihn  kein  Verschulden  treffe, 
da  er  verantwortlicherweise  den  Worten  des  Charterers  Glauben  ge- 
schenkt und  die  Leute  danach  für  Deutsche  gehalten  und  an  Bord  ge- 
nommen habe 

htrncr  bringt  der  Reklamant  vor,  daß  die  russischen  Offiziere  be- 
reit^ .'luf  }'"\(\  von  der  chinesisf^hen  Regierung;  freij^elassen  seien.  Dem- 
nach hattrii  >ic  nicht  mehr  die  I  ii^rn^rhaft  von  Kombattanten  unti  ^eien 
keine  Konlerbande|  crsonen.  Die  latsache,  daß  «^ie  der  chinesischen 
Refirjerunty  Parole  lüfeijeben  haben,  hat  aber  auf  ihren  Stand  als  Kom- 
ballanlen  keinen  Linfluß.    Überdies  gehl  daraub,  daß  sie  ihren  Stand 

*)  V.  §  42,2.  —  =>)  V.  Ö  lU 
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verleugnet  und  heimlich  nach  ^X'Iadi\x•ostok^  dem  Hauptflottenstützpunkt 
Rußlands,  7U  c'elangen  versucht  haben,  hervor,  daß  sie  auch  damals  noch 
mit  militärischen  Geschäften  zu  tun  hatten  und  im  militärischen  Dienst 
beschäftigt  waren. 

Da  demnach  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  zur  Beförderung 
von  Konterbandepersonen  gedient  hat,  so  kann  es  der  Strafe  der  Üin- 
ziehung  nicht  entgehen. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  17.  April  1Q05  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften). 


Reklamoittt  Samuel  Harrison,  Kapitän  des  Dampfers  „Ni- 
gretia",  aus  Westhartlepool,  England. 

ProzeSvertreferi  Die  Rechtsanwälte  Hatakeyama  Shige- 
aki,  Nagasaki,  Hiradomachi  Nr.  18  und  ShigefujI  Tsurutaro, 

Nagasaki.  Hikijiniachi  Nr.  33. 

Am  17.  April  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
sache betreffend  den  enjrlischcn  [Kämpfer  ,,Nigretia",  welcher  am  19. 
Dezember  1904  auf  35"  18'  nördlicher  Breite  und  12') 50'  östlicher 
Länge  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Tsushima"  aufgebracht  w  orden 
ist,  ein  Urteil  gefällt,  in  welchem  auf  tmziehung  des  Dampfers  „Ni- 
gretia"  erkannt  worden  ist. 

Geigen  dieses  Urteil  hat  der  Reklamant  Samuel  Harri son  durch 
die  Rechtsanwälte  1 1  a  t  a  k  e  )  a  üi  a  S  h  i  e  a  k  i  und  S  h  i  g  e  f  u  j  i 
Tsurutaro  als  Prozeßvertreter  die  Berufung  eingelegt,  welche  im 
Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku  und  Dr.  Jur.  Ishi- 
watari  Binichi  beim  Oberprisengi rieht  geprüft  worden  ist. 

Die  Haupti)unkte  der  Berufung  der  Vertreter  der  Reklamation 
Hatakeyama  Shigeaki  und  Shigefuji  Tsurutaro  sind  fol- 
gende: 

Es  werde  Aufhebung  des  Urteils  erster  Instanz  und  Freigabe  des 
Dampfers  „Nigretia"  beantragt,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

1.  Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „Nigretia"  sei  am 
22.  Oktober  1904  in  Shanghai  von  dem  russischen  Staatsangehörigen 

AlcNanderSerebrenik  gechartert  und  mit  70000  Kisten  Petroleum 
befrachtet  worden.  Am  16.  Dezember  d.  Js.  sei  es  von  Shanghai  nach 
Wladiwostok  abgefahren. 
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sei  freilich  wahr,  daß  der  russische  Kapitanleutnant  Faul 
M  i  c  h  a  e  1  {)  \x  i  t  c  h  Prehn  und  der  russische  Leutnant  zur  See 
K.  V a le  n  t  i  a  t)  w  i  ts c  h  Schweleff  an  Bord  der  ,,Nigretu"  ge- 
nommen seien,  doch  seien  sie  für  Deutsche  namens  Friedrich  Pil- 
sener und  Jean  Gorschalky  gehalten  worden.  Auf  Grund  der 
in  dem  Chartervertrag  enthaltenen  Bestimmung,  nach  vekher  ein  Super- 
cargo  und  zwei  Passagiere  mitzunehmen  gewesen  seien,  sei  am  Tage 
vor  der  Abreise  ein  Auftrag  erhalten  worden,  nach  welchem  zwei  Leute 
als  Supercargos  an  Bord  zu  nehmen  gewesen  seien.  Am  Tage  der 
Abreise  hätten  sich  die  beiden  Supercargos  eingeschifft,  und  der  Charterer 
Serebrenik  habe  dem  Reklamanten  gesagt,  diese  beiden  seien  zwei 
in  seinem  Dienste  stehende  Deutsche.  Der  Reklamant  habe  nichts 
bemerkt,  was  darauf  hätte  srhheßen  lassen,  daß  die  genannten  beiden 
Mitreisenden  russische  Kombattanten  seien,  oder  was  sonst  irgendwie 
zu  Verdacht  Anlaß  hätte  Lechen  können.  Diese  Tatsachen  ergäben  sich 
klar  aus  den  Vernehinungsprutokollen  des  russischen  Kapitänli  uinaiits 
Paul  Michaelo witsch  Prehn  und  des  Leutnants  zur  See 
K.  Valentinowitsch  Schweleff,  einer  Aussageschrift  des  Char- 
terers AlexanderSerebrenik,  dem  Chartervertrag  und  den  Beweis- 
dokumenten A  I  bis  3.  Wenn  demgegenüber  das  Gericht  erster  Instanz 
entschieden  habe,  daB  der  Reklamant  sich  des  Transports  von  Konter- 
bandepersonen schuldig  gemacht  habe,  so  habe  er  dabei  einen  un- 
zutreffenden Tatbestand  angenommen. 

Das  Urteil  erster  Instanz  führe  aus,  daß 

kein  Beweis  dafür  geliefert  sei,  daß  der  Kapitän  nicht  darum 
gewußt  habe,  daß  die  Mitreisenden  Kombattanten  seien.  Selbst 
aber  anirenommen,  er  habe  nicht  davon  gewußt,  so  könne  man 
doch  ni'  ht  behaupten,  daß  ihn  kein  Verschulden  treffe,  da 
er    unverantwortlichtrw  eise    den    Worten    den  Charterers 
Glauben  gescht-nkt  und  die  Leute  danach  für  Deutsche  ge- 
halten und  an  Bord  genommen  habe. 
;>ei  aber  ein  allgemeiner  ürundsatz  der  Beweislehre,  daß  eine  Beweis- 
pflicht nur  gegenüber  positiven  Behauptungen,  nicht  aber  gegenüber 
negativen  Behauptungen  bestehe.  Das  gelte  selbstverständlich  auch  für 
Fragen  des  öffentlichen  Rechts.   Selbst  aber  angenommen,  daß  es  in 
einem  Fall  wie  dem  vorliegenden  völkerrechtlich  notwendig  sei,  den 
Beweis  zu  führen,  so  sei  das  mit  dem  oben  Gesagten  hinreichend  ge- 
schehen. 

Wenn  ferner  die  Behauptung  aufgestellt  werden  solle,  daß  der 
Reklamant  um  die  fragliche  Tatsache  gewußt  habe,  so  müsse  die  Beweis- 
est hierfür  dem  obliegen,  der  die  Behauptung  aufstelle.  Es  sei  daher 
durchaus  im  Widerspruch  mit  den  Regeln  des  Be\x-eisrcclits,  wenn  ohne 
Vorbringung  irgendweichen  Beweises  willkürlich  angenommen  worden 
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sei,  daß  der  Reklamant  bti  dem  Transport  der  Kombattanten  Mittäter 

gfcwesen  sei. 

2.  Pi  {•  h  II  lind  Schwcleff  scii  ii  Otii/iere,  die  zu  der  Besatzung 
des  russischen  i  üiptdoboots  „Rastorüpny"  gehört  hätten.  Danach 
schtine  es  freilich  auf  den  ersten  Blick  unzweifelhaft,  daß  sie  Konterbande- 
Personen  seien.  Da  sie  aber,  ehe  sie  sich  auf  dem  zur  Verhandlung 
stehenden  Schiff  eingeschifft  hätten,  auf  Orund  des  der  chinesischen 
Regierung  geleisteten  Eides,  hinfort  nicht  am  Kriege  teilzunehmen,  frei- 
gelassen worden  seien,  so  hätten  sie  selbstverständlich  ihre  Eigenschaft 
als  Kombattanten  verloren.  Die  japanische  Seeprisenordnung  bezeichne 
als  Kriegskonterbandepersonen  *)  feindliche  Soldaten  und  andere  Per- 
sonen, welche  befördert  würden,  um  beim  Feinde  Kriegsdienste  zu 
lei>ten.  Wenn  daher  Personen  in  der  Vergangenheit  die  F.igenschaft 
von  feindürhen  Kombattanten  !j[chabt  hätten,  so  könne  man  sie,  wenn 
sie  die.sc  einnial  xorhanden  gexxesene  [  i,i,a'n schall  verloren  und  \Uw  Ab- 
zieht, an  dem  Kriege  nif^ht  teil/unchmen,  durch  einen  Fid  d;ngetan 
liatlt n,  nicht  als  Kriegskonicrbandepcrsonen  ansehen.  Wenn  dem  aber 
so  sei.  so  könne  es  nicht  bestritten  «erden,  daß  das  Schiff,  welches  zu 
ihrer  Beförderung  gedient  hätte,  nicht  eingezogen  «"erden  könne. 

3.  Selbst  aber  einmal  angenommen,  die  genaimten  beiden  Personen 
seien  Kriegskonterbandepersonen,  so  könne  doch  das  zur  Verhandlung 
stehende  Schiff  nicht  eingezogen  werden.  Denn  der  Orund,  aus  welchem 
Schiffe,  die  Konterbandepersonen  beförderten,  eingezogen  würden,  sei 
der,  daß  der  Transport  seinem  Charakter  nach  nicht  eine  kommerzielle 
Handlung  sei,  sondern  eine  kriegerische  Aktion,  weil  er  eine  Unter- 
stützung einer  der  kriegführenden  Parteien  darstelle.  Das  Völkerrecht 
sehe  hierin  Ausübung  eines  Teils  der  Feindseligkeiten.  In  diesem  Sinne 
stehe  e--  daher  vollkommen  gUirh,  ob  man  von  Kriegsdienst  oder  von 
KfHuerbandefahrt  spreche.  Daher  müßten  folgende  Tatsachen  klargestellt 
werden : 

a)  ob  der  Z\x  eck  der  Reise  des  Schiffes  der  Transport  der  Konter- 
bandepcr^-oncn  t^cw  rseii  sei ; 

b)  ob  der  Reeder  oder  der  Kapitän  mit  der  feindlichen  Regierung 
einen  Vertrag  gemacht  habe,  bzu.  ob  der  Transport  dem  Willen  der 
feindlichen  Regierung  entsprungen  sei; 

c)  ob  die  fraglichen  Personen  in  einer  Eigenschaft  eingeschifft 
worden  seien,  in  welcher  sie  Kriegsdienste  zu  leisten  hätten. 

Dafi  der  Zweck  der  Reise  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes 
ein  kaufmännischer  gewesen  sei,  ergebe  sich  aus  dem  Chartervertrag, 
und  auch  die  Tatsache,  daß  es  Petroleum  befördert  habe,  «elches,  wie 
bekannt,  keine  Konterbande  sei,^)  müsse  es  über  jeden  Verdacht  er- 

V.  $  II.  —     Petroleum  wurde  erst  Im  folgenden  Jahre  für  Konterbande 
erUirt.  Siehe  III. 
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heben.  Jedenfalls  lit-ge  hierin  keinerlei  Beweis  dafür,  daß  es  den  Feind 
2U  untersiQtzen  vorgehabt  habe,  so  daB  die  Bedingung  unter  a)  nicht 
erfüllt  sei. 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  habe  den  Transport  unter- 
nommen lediglich  im  Auftrage  einer  einzigen  Privatperson,  der  Firma 
Serebrenik.  Es  habe  nie  einen  Vertrag  mit  der  feindlichen  Regierung 
abgeschlossen,  und  der  Transport  sei  auch  nicht  dem  Willen  derselben 
entsprungen.   Somit  liege  auch  die  Bedingung  unter  b)  nicht  vor. 

Ferner  habe  der  Kapitän  keinerlei  Verpflichtung  gehabt,  zu  unter- 
tauchen, ob  die  Mitreisenden,  x  t  !^he  Zivilkleider  getragnen  hätten,  Militär- 
personen seien  oder  nicht,  und  da  Prohn  und  Schvi'eleff  sich 
als  Deutsche  au^^e^aben  und  in  schiechter  Kleidungan  Bord  ^^ekommen 
seien,  so  habe  er  auf  den  ersten  Blick  nicht  sehen  können,  daß  sie 
Militärs  seien.    Demnach  sei  auch  die  Bedingung  unter  c)  unerfüllt. 

Da  aus  diesen  Gründen  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff 
sich  des  Transports  von  Kriegskonterbandepersonen  nicht  schuldig  ge- 
macht habe,  so  könne  es  nicht  eingezogen  werden. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  der  Staatsanwälte  beim  Prisen- 
gericht zu  Sasebo,  Mizukami  Chojiro  und  Vamamoto  Tat- 
sur ok  uro,  sind  folgende: 

1.  Der  Reklamant  habe  in  keiner  Weise  bewiesen,  daß  er  keine 
Kenntnis  davon  gehabt  habe,  daß  die  t>eiden  Mitreisenden  russische 
Marineoffiziere  gewesen  seien.  Dagegen  heiße  es  in  dea  von  dem 
Chartercr  an  jeden  der  beiden  Mitreisenden  geschriebenen  und  von 
diesen  bei  ihrer  Einschiffung  dem  Reklamanten  iiberjTebenen  Briefes: 

,,  jetzt  nicht  kicht  zu  erhaltenden  ( jeli\tj;enheit  w  ünsche  Ihnen 

ilwic  Rückkehr  ".   Das  seien  keine  Worte,  w  ie  man  sie  q;e\\()hnlich 

Mrinen  Handelsangcstellttii  ^eL^eiiüher  gebrauche.  Wenn  trot/detu  der 
Reklamant  einfach  die  Worte  des  Chartcrers  für  wahr  genommen  und 
die  beiden  als  deutsche  Faktoren  des  Charterers  an  Bord  genommen 
habe,  so  könne  man  nicht  sagen,  daß  ihn  dabei  kein  Verschulden  treffe. 

2.  Wenn  auch  Prehn  und  Schweleff  der  chinesischen  Re> 
gierung  Parole  gegeben  hätten,  nicht  wieder  an  dem  Kriege  teilzunehmen, 
und  daraufhin  freigelassen  seien,  so  sei  es  doch  selbstverständlich,  daß 
sie  dadurch  ihren  militärischen  Stand  nicht  verloren  hätten.  Auch 
^ei  es  unmöglich  anzunehmen,  daß  sie  ihrem  Eide  entsprechend  nicht 
wieder  am  Kriege  teilgenommen  haben  >xürden,  vielmehr  müsse  an- 
genommen werden,  daß  sie  unter  Verletzung  ihres  Eides  im  Begriff 
gevcesen  seien  zu  entw  eichen,  um  \x  ieder  in  den  Kriech  zu  liehen.  Denn 
sie  hätten  >irh  nn'-h  Wladiwostok  hcL^rhi  ii,  wrlclio  zur  Zeit  der  einzige 
Stützfiunkt  der  riissi^rhcti  Flotte  nn  Osten  j>ei.  Dabei  hätten  .>ie  ihre 
Nationalität,  ihren  Namen  und  ihren  Stand  verleugnet  inid  sich  als 
neutrale  I  iaiidelspersonen  ausgegeben.    Das  sei  auareichciid,  um  ihre 
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böse  Absicht  darzutun.  Hierzu  komme  auch  noch,  daß  der  Charterer 
Serebrenik  ttnd  der  Kapitän  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes 
bei  dem  Betrug  mitgewirkt  hätten.  Das  sei  eine  Tatsache,  die  durch 
die  Bestimmung  in  dem  Artikel  16  des  Chartervertrags,  durch  die  Briefe 
Serebrenik'sandie  beiden  in  Frage  stehenden  Personen,  in  welchen 
er  ihnen  die  Sorge  für  die  Ladung  anvertraute,  und  die  Aussage  des 
Kapitäni;  im  Prisengericht  erster  Instanz  gegenüber  dem  mit  dem  Fall 
beauftragten  Rat  klargestellt  sei. 

3.  Flu  Transport  von  Kriegskonterbandepersonen,  d.  h.  ein 
Neutralilätsbruch,  sei  nicht  not\vendiger\xdse  von  der  Bedinq;itnq;  ab- 
hängig, daß  ein  V'ertrng  mit  der  feindlichen  Ret^nei  uiig  abgeschlossen 
sei  oder  daß  dem  rran>poil  der  Wille  derselben  zugrunde  liege. 

Ks  gebe  viele  Präcedenzen  dafür,  daß  Reeder,  Charterer  und 
Kapitäne  sich  dadurch,  daß  Kricgsküntcrbaiidcpersünen  oder  Doku- 
mente in  bösem  Glauben  beförderten,  schuldig  machten.  Der  Reklamant 
behaupte  freilich,  daß 

den  Kapitän  kein  Verschulden  treffe,  da  Prehn  und  der 
andere  in  Zivilkleidung  an  Bord  gekommen  seien. 

Das  möge  richtig  sein  für  gewöhnliche  Schiffe,  welche  als  regel- 
mäßige Schiffe  zum  Passagiertransport  dienten,  könne  aber  nicht  zu- 
treffen auf  den  vorliegenden  Fall  eines  Frachtdampfers,  der  nach  dem 
Kricßshafen  einer  kriegführenden  Macht  gefahren  sei. 

Kur/,  bezüglich  Konterbandetransports  könnten  neutrale  Staats- 
angehöri^^e,  welche  einen  solchen  unternälinien,  unbekümmert,  ob  sie 
darum  gtuiißt  oder  ob  sie  die  liandkiriLj  unter  Bedrohung  und  i^eyen 
ihren  eigenen  \X  illen  ausgeführt  hätlcii,  der  Verantwortung  dafür  nicht 
entgehen.  Um  so  weniger  sei  dies  möglich  in  dem  vorliegenden  halle, 
wo  der  Cbarterer,  der  Kapitän  und  die  entweichenden  Kombattanten 
in  Gemeinschaft  gehandelt  hätten. 

Aus  diesen  Gründen  sei  die  Berufung  abzuweisen. 
Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „^Negretia"  hat  die  beiden 
russischen  Marineoffiziere,  den  Kapitänleutnant  Prehn  und  den  Leut- 
nant zur  See  Sch  we lef  f  an  Bord  genommen,  eine  Ladung  von  70000 
Kisten  Petroleum  geladen  und  ist  von  Shanghai  nach  Wladiwostok 
abgefahren. 

Der  Reklamant  behauptet,  daß  die  beiden  genannten  Personen 
auf  Grund  eines  der  chinesischen  Regierung  geleisteten  Fides,  liinfort 
keinen  Kriegsdienst  zu  leisten,  freii^elassen  worden  seien.  Dadurch  hätten 
sie  selbstverständlich  die  1  ii^a-nschaft  von  Kombattanten  verloren  und 
seien  keine  Kriej^fskünlerbamicpcrsonen.  Dadurch,  daß  sie  den  Hid  ge- 
leibieL  uiui  freigelassen  sind,  haben  sie  aber  keinesvcegs  ihre  Figen^chaft 
als  Militärpersonen  verloren.   Auch  steht  es  nicht  unbedingt  fest,  daß 
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sie,  wenn  sie  auch  den  Kid  geleistet  haben,  diesen  nicht  verletzen  ^x  örden. 
Dk  [genannten  beiden  Per«^onen  haben  nun  ihre  Nationalität  und  ihren 
Namen  verleugnet,  ihren  Stand  al>  feindliche  Militärs  vtrhcinili'  ht.  und 
versucht,  heimii'  h  nach  eincMii  feindlichen  Krici^shatVii  /n  anlangen. 
Wenn  man  dieses  Verhalten  betrachtet,  so  >x  ird  e.-^  otfi  iih.ii ,  ci  Ui  -^le  noch 
mit  militärischen  Geschäften  zu  tun  hatten  und  luah^it  htiirten.  vcieder 
militärischen  Dienst  zu  leisten.  Es  steht  daher  übtr  jcdcni  Zvceifcl, 
daß  sie  Konterbandepersonen  sind. 

Der  Charterer  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers,  die  Firma 
Serebrenik,  hat  die  genannten  russischen  Militärpersonen  bei  ihrer 
Einschiffung  sich  als  die  Deutschen  P i  1  s e n e r  und  Qorschalky  aus- 
geben lassen  und  hat  ihnen  Briefe  gegeben,  nach  welchen  er  sie  mit 
der  Beaufsichtigung  bei  der  Losch ung  der  Ladung  und  der  Begleichung 
der  Rechnung  beauftragte.  Er  hat  sie  auf  diese  Weise  als  seine  eigenen 
Handelsangestellten  vorgegeben  und  sie  ihren  Stand  als  feindliche  jMilitär- 
per'-oncn  verhrimlirhen  lassen.  Diese  Tatsn^^hen  \cerdcn  hinreichend 
klargestellt  durch  die  erstinstanzlichen  VernehmunL;>protükülle  des  auf 
dem  Schiff  mitreisenden  Politika,  der  obengenannlen  Prehn  und 
Schweleff  sowie  cie>  Kapitäri>  cic-s  zur  Verhandlung  stehenden 
Schifies,  durch  die  Bricie  S  e  r  e  b  r  e  n  i  k  '  s  an  P  r  e  Ii  ii  und  S  c  h  e  I  e  i  f 
und  den  Charter\^e!irag. 

Nach  allem  dicNen  muß  aiigcnumuieii  werden,  dalJ  der  Zweck  der 
Reise  des  Schiffes  der  Transport  von  Kriegskonterbandepersonen  war. 
Es  ist  aber  völkerrechtlich  anerkannt,  daß  Schiffe,  deren  Rebezweck  der 
Transport  von  Konterbandepersonen  ist,  eingezogen  werden  können.*) 
Überdies  läßt  sich  aus  den  obengenannten  Beweisdokumenten  ent- 
nehmen, daß  der  Kapitän  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes 
gewußt  hat,  daß  die  beiden  genannten  Personen  russische  Militärs 
waren. 

Da  hiernach  das  Schiff  der  Einziehung  nicht  entgehen  kann,  so 
ist  es  zutreffend  i^ew  esen,  daß  das  Gericht  erster  Instanz  auf  Einziehung 
desselben  erkannt  hat. 

I>  erilbrii:^t  sidi  demnach,  auf  die  emzclnen  Berufungspunkte  noch 
besonders  ein/ii.uehen. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  uird  abgcvciesen. 

Am  2.  November  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften). 
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Rektemant:  Alexander  Serebrenik,  russischer  Kauf' 
mann,  wohnhaft  in  Shanghai,  Range  Road  Nr.  25. 

ProzeBvertreter:  Die  Rechtsanwälte  ShIgefujiTsurutaro, 
Nagasaki,  Hikijimachi  Nr.  33  und  Hatakeyama  Shigeaki,  Naga- 
saki, Htradomachi  Nr.  18. 

In  der  Prisensache  betreffend  die  Ladung  des  englischen  Dampfers 
„Nigretia"  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsformel: 

Die  auf  dem  Dampfer  „Nigretia"  verschifften  70000  Kisten  Petro- 
leum werden  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 
I3ie  zur  Verhandlung  stehenden  Tonon  Khtcn  Petroieuni  >ind 
von  dem  Reklamanten  A  1  e  x a  n  d  i  r  .s  t- 1  c  b  i  l  ii  i  k  in  Shanghai, 
China,  auf  dem  Dampfer  , .Nigretia"  vt-i schifft  und  am  Ui.  De/ember 
1904  nach  Wladiwostok  in  l^ußland  abgesandt  vcorden.  Der  Rcklimant 
veranlaßte  den  Koinniandanlen  des  seiner  Zeit  von  Port  Arthur  nach 
Tschifu  entwichenen  russischen  Torpedolxx)ts  „Rastoropny",  das  sich 
selbst  versenkte,  Kapitanleutnant  Paul  Michaeiowitsch  Prehn, 
sich  als  einen  Deutschen  namens  Friedrich  Pilsener  und  den 
zu  der  Besatzung  dieses  Torpedoboots  gehörigen  Leutnant  zur  See 
K.  Valentino witsch  S  chweleff  sich  als  einen  Deutschen  namens 
Jean  Qorschalky  auszugeben.  Diese  beiden  sowie  den  russischen 
Kaufmann  Serge  Politika  bezeichnete  er  als  seine  Faktoren  bz\x. 
Supcrcargos,  gab  jedem  von  ihnen  einen  Brief,  in  dem  er  sie  mit  der 
Erledigung  der  kaufmannischen  ()bliegenheiten  betraute  und  ließ  sie 
sich  auf  der  , .Nigretia"  einschiften. 

Die  genannte  Ladung  wurde  am  19.  Dezember  l')04,  2  l'lir  nac  h- 
mittags auf  8'  nördlicher  Breite  und  129"  50'  östlicher  Länge 
von  dem  Kaiscrhchea  Kriegsschiff  I  sushima",  als  das  genannte  Schiff 
unter  dem  Verdacht,  Konterbandej>ersonen  zu  befördern,  auigebraclit 
wurde,  gleichzeitig  beschlagnahmt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Kommandanten  der  ,, Tsushima",  Scnto  Buo,  die  Vernehnnings- 
protokolle  des  Kapitäns  der  „Nigrelia",  Samuel  Harrison,  de^ 
Kapitänleutnants  Paul  Michaeiowitsch  Prehn  und  des  Leut- 
nants zur  See  K-ValentinowitschSchweleff  von  der  russischen 
Marine,  des  russischen  Kaufmanns  Serge  Politika,  das  Schiffs* 
Zertifikat  des  genannten  Dampfers,  den  Chartervertrag,  das  Konnossement 
und  die  Briefe,  welche  Alexander  Serebrenik  den  drei  Passa- 
gieren gegeben  hatte. 
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Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  der  Vertreter  der  Reklamation 

sind  folgende : 

Die  zur  Verhandlung-  stehende  l  adun^^  \  on  Petroleum  sei  keine 
Kriegskonterbande  1)  und  könne,  obwohl  im  f  ii^cntuni  eines  feincilichcn 
Staatsangehörigen  stehend,  weh  auf  iieuualeni  Schifte  befindhch  und 
nicht  nach  einem  blockierten  Hafen  bestimmt,  nicht  von  einer  krieg- 
führenden Macht  beschlagnahmt  werden.   Daher  sei  sie  freizulassen. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 

Der  Reklamant  habe  zwei  russische  Marineoffiziere  fälschlich  als 
seinen  Faktor  und  Supercargp  ausgegeben  und  versucht,  sie  nach  feind» 
lichem  Gebiet  zu  befördern.  Da  er  sich  daher  einer  Beförderung  von 
Konterbandepersonen  schuldig  gemacht  habe,  so  sei  die  ihm  gehörige 
zur  Verhandlung  stehende  Ladung  einzuziehen. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

bis  ist  ein  Grundsatz  des  modernen  Völkerrechts,  daß  Schiffe,  «  eiche 

7um  Konterbandetransport*)  gedient  luiben,  zur  Strafe  einnc/on^^'n 
vcerden  und  daß  die  Ladunu;s[:jüter  von  Ladungseii^entfimcrn,  weiche  bei 
diesem  Transport  mit  beteiligt  gewesen  sind,  gleichfalls  eingezogen 
werden. 

Die  zur  Verhandhing  stehende  Ladung  ist  von  dem  Reklainantcii 
Alexander  Serebienik  auf  dem  Dampfer  „Xigretia"  verschifft 
worden.  Der  Reklamant  hat  ferner  tw&  russische  Marineoffiziere  als 
seinen  Faktor  beziehungsweise  Supeicargo  ausgegeben  und  versucht,  sie 
nach  Wladiwostok  in  Rußland  zu  schaffen.  Serebrenik  hat  diesen 
Konterbandetransport  tatsächlich  selbst  unternommen  und  ausgeführt 
Daher  ist  die  ihm  gehörige  Ladung,  gleichgültig,  ob  sie  Konterbande 
ist  oder  nicht,  einzuziehen.^) 

£s  wird  daher  wie  in  der  Urteüsformel  entschieden. 

Verkündet  am  17.  April  1 '»()=)  un  Frisengericht  zu  Sasebo  im 
Beisein  des  Staatsanwalts  Vamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften). 


')  FeUuieuin  wurde  erst  im  luigcndcn  Jahre  für  Konterbande  erklärt.    Siehe  III. 
*)  Gemeint  Ist  hier  ein  Transport  von  uneigentlicher  Konteibande,  in  diesem 
F«Ue  Mtiitarpcrsonen. 

Dieser  Fall  findet  in  der  japanischen  Seeprisenordnuog  keine  Dediiing. 
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Reklamant:  Alexander  Serebrenik,  russischer  Staats- 
angtliui  iger,  wohnhaft  in  Shanghai,  China,  Range  Road  Nr.  25. 

Prozeftvertrcter:  Die  Rechtsanwälte  Hatakeyama  Shige- 
aki,  Nagasaki,  Hiradomachi  Nr.  18  und  Shigef  ujt  Tsurotaro,  Na- 
gasaki, Hikijimachi  Nr.  33. 

Am  17.  April  1005  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
sache betreffend  die  Ladung  des  englischen  Dampfers  „Nigretia",  welcher 
am  19.  Dezember  1904  auf  35°  18'  nördlicher  Breite  und  129»  30'  öst- 
licher Länge  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  , .Tsushima"  aufgebracht 
worden  ist,  ein  Urteil  gefällt,  in  welchem  auf  I:inziehung  der  auf  dem 
Dampfer  „Nigretia"  verschifften  7000Ü  Kisten  Petroleum  erkannt 
worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Reklamant  Alexander  Sere- 
brenik durch  die  Rechtsanwälte  Hatakeyama  Shigeaki  und 
Shigefuji  Tsurutaro  die  Berufung  eingelegt,  welche  im  Beisein 
der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku  und  Dr.  jur.  Ishiwatari 
Binichi  beim  Oberprisengericht  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptberufungspunkte  der  Vertreter  der  Reklamation  Hata- 
keyama Shigeaki  und  Shigefuji  Tsurutaro  sind  folgende: 

Es  werde  Aufhebung  des  Urteils  erster  Instanz  und  Freigabe  der 
Ladung  des  Dampfers  „Nigretia"  von  70000  Kisten  Petroleum  be- 
antragt, und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

Der  Reklamant  habe  im  November  1904  sein  Hauptgeschäft  in 
Harbin  und  eine  Filiale  in  Wladiwostok  gehabt.  Er  habe  mit  dem  Proku- 
risten Hei  man  des  russischen  Kaufmanns  A.  L.  Kivotovsky  einen 
Vertrag  über  Verkauf  von  150000  Kisten  f^etroleum  abgeschlossen. 
Diese  habe  er  in  Shanghai  eingekauft  und  Vorbereitungen  getroffen, 
sie  auf  dem  Dampfer  ..Nordpol"  zu  verschiffen.  Da  aber  der  Dampfer 
eine  Be^^cheinigung  über  Ladefähigkeit  von  mehr  als  90000  Kisten 
nicht  gehabt  hätte,  so  habe  er  diese  Menge  verschifft  und  die  übrigen 
60000  Kisten  und  weitere  10000  Kisten,  die  er  zu  verkaufen  beabsichtigt 
gehabt  habe,  zusammen  auf  dem  Dampfer  „Nigretia"  verladen  und 
am  16.  Dezember  desselt>en  Jahres  abgesandt. 

Er  habe  den  russischen  Kapitänleutnant  PaulMichaelowitsch 
Prehn  für  den  Deutschen  Friedrich  Pilsener  and  den  Leutnant 
zur  See  K.  Valen  tinowitsch  Schw  eleff  für  den  Deutschen  Jean 
Oorschalky  gehalten,  und  es  sei  wahr,  daß  er  sie  zur  Erledigung 
kaufmännischer  Obliegenheiten  sich  auf  der  „Nigretia"  habe  einschiffen 
lassen.  D)B  sie  Marineoffiziere  seien,  habe  er  nicht  im  grringsten 
geahnt.  Dies  gehe  auch  hervor  aus  den  Vernehm ungsprotokoUen  des 
Kapitäns  der  Nigretia",  Samuel  Harrison,  der  genannten  Prehn 
und  Schweleff,  aus  dem  Chartervertrag  und  den  Bc\vci^5tückcn 
A  1  bis  3. 
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Wenn  das  Urteil  erster  Instanz  daher  entschieden  habe,  daß  der 
Reklamant  die  beiden  russischen  Marineoffiziere  fälschlich  ab  seinen 
Faktor  und  Supercargfo  ausgegeben  und  versucht  habe,  sie  nach  Ruß- 
land zu  befördern,  und  daß  er  demnach  einen  Konterbandetransport 
vorgehabt  und  in  Ausführung  gesetzt  habe,  so  sei  dies  eine  völlig^ 
falsche  Auffassung  des  Tatbestandes. 

Außerdem  sei  die  Entscheidung,  daß,  wenn  der  Ladungseigentumer 
an  dem  Konterbandetransport  Anteil  gehabt  habe,  die  Ladung  ein- 
zuziehen sei,  eine  unzutreffende  Auslegung  des  Konterbandetransports, 
welche  die  Grenzen  derselben  erweitere.  Denn  in  Fällen  von  Konter- 
bandetransport und  in  solchen,  vco  Güter,  d.  h.  KonterbandeL^üter,, 
an  Bord  seien,  sei  der  Rechtsgrund  für  die  Kinziehung  ganz  ver- 
schieden. Im  letzteren  Falle  herrschte  der  Grundsatz,  daß  die  Ein- 
ziehung; sich  vorzuj^sweise  j^cgen  die  1  adun^  richte,  nicht  aber 
sich  auf  das  Schiff  erstrecke;  im  ersteren  lalle  dages^en  {3felte  die 
Regel,  daii  sie  das  Schiff  treffe,  die  Ladung  dagegen  verschone.  Üaü 
ausnahmsweise  Konterbandefahrt*)  die  Folge  habe,  daß  ihr  feindseliger 
Charakter  auch  auf  die  Ladung  übergehe  und  daß  diese  zusammen 
mit  dem  Schiff  eingezogen  werde,  beschränke  sich  auf  die  Fälle,  wa 
der  Eigentumer  des  Schiffes  und  der  Ladung  ein  und  dieselbe  Person 
sei.  Dies  sei  nicht  nur  altgemeine  völkerrechtliche  Praxis,  auch  die 
japanische  Seeprisenordnung*)  scheine  vielmehr  in  §§  42,  Absatz  2, 
46  und  47  diesen  Standpunkt  einzunehmen.  In  einem  Falle  aber  wie 
dem  vorliegenden,  vco  der  Reeder  und  der  Kapitän  des  Schiffes  von 
dem  Figentümer  der  I  adunq;  verschieden  seien,  sei  es  ganz  klar,  daß- 
die  obengenannte  Frvteiterung  nicht  platzgreifen  könne. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanwalts  Mizukami 
Chojiro  vom  Priseni^ericht  zu  Sasebo  sind  folgende: 
1.  Der  Reklamant  behaupte,  daß 

er  freilich  zur  Aulsiclit  über  das  auf  dem  Dampfer  ,,Ni- 
gretia"  verladene  Petroleum  und  zur  Lrledigung  anderer  Ob- 
liegenheiten die  beiden  Deutschen  Friedrich  Pilsencr 
und  Jean  Qorschalky  an  Bord  geschickt  habe,  daß  er 
aber  nicht  im  geringsten  geahnt  habe,  daß  dieselben  russische 
Marineoffiziere  gewesen  seien. 
Es  sei  aber  selbstverständlich,  daß  jemand,  der  einen  anderen  mit 
seinen  kaufmännischen  Angelegenheiten  betraue,  diesen  gut  kennen  und 
hinreichendes  Vertrauen  zu  ihm  haben  müsse,  und  niemand  w  ürde  so 
unvernünftig  sein,  jemanden  zu  engagieren,  von  dem  er  nicht  ein- 
mal den  Namen,  die  Nationalität  und  den  Stand  kenne.   VC^enn  man 

Der  Ansdnick  Ist  ungeschfekt  gewählt;  es  mDflt«  helBen  QuaslkonteitNuide^ 

transport. 
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dagegen  erwägfe,  daß  der  Reklamant  jeder  der  jrcnannten  beiden  Per- 
sonen ausdrücklich  einen  Brief  geschickt  habe  und  daß  es  dann  liciiic: 

,*          jetzt  nicht  leicht  zu  erhaltenden  Gelegenheit   wünsche 

Ihnen  gute  Rückkehr  so  sei  es  offenbar,  daß  der  Reklamant  ge- 
wußt habe,  daß  die  beiden  russische  Marine<^fiziere  seien  und  daB  er 
sie  unter  der  Vorgabe,  sie  seien  sein  Faktor  und  Supercargp,  nach 
Wladiwostok  zu  schaffen  beabsichtigt  habe. 
2.  Der  Reklamant  sage, 

wenn  auch  im  Falle  von  Konterbandetransport    die  Strafe 
der  Finziehung  sich  für  das  Schiff  nicht  umgehen  lasse,  so 
sei  doch  die  Finzichunp  der  Ladung  eine  Verletzung  der 
völkerrechth'chen  Prinzipien. 
I  s  sei  aber  völkerrechtlicher  Cirundsatz,  daß  Schiffe,  welche  zum  Kriei:fs- 
konterbandetransport  gedient  hatten,  mit  Finziehung  bestraft  würden 
und  daß,  vcenn  LadunE^seicrentümer  an  diesem  Transport  beteiH^t  seien, 
auch  deren  Ladung  einzuziehen  sei.    Da  aber,  wie  im  vorigen  Funkte 
dargetan,  der  Reklamant  zwei  russische  Marineoffiziere  als  gewöhnliche 
Kaufleute  ausgegeben,  dieselben  nach  Wladiwostok  zu  schaffen  unter- 
nommen und  dies  in  Ausführung  gesetzt  habe,  so  sei  es  Idar,  daß  er 
an  dem  Konterbandetransport  teilgenommen  habe,  und  es  sei  selbst- 
\-erstandlich,  daß  die  ihm  gehörige  Ladung  dem  Schicksal  der  Ein- 
ziehung verfallen  müsse. 

Aus  diesen  Gründen  sei  die  Berufung  abzuweisen. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
Der  in  Frage  stehende  Dampfer  „Nigretia"  hat  die  beiden  russi- 
schen Marineoffiziere,  den  Kapitänleutnant  Prehn  und  den  Leutnant 
zur  See  Schweleff  an  Rord  crcnommcn,  eine  Ladune^  von  TtJOOO 
Kisten  Petroleum  geladen  und  ist  von  Shanghai  nach  Wladiwostok  ab- 
gefahren. Der  Charterer  des  Schiffes,  die  Firma  Serebrenik,  hat 
die  genannten  russischen  Militärpersonen  bei  ihrer  Finschiftung  sich 
als  die  Deutschen  Pilsen  er  und  Oorschalky  ausgeben  lassen  und 
hat  ihnen  Briefe  gegeben,  nach  welchen  er  sie  mit  der  Beaufsichtigung 
bei  der  Löschung  der  Ladung  und  der  Begleichung  der  Rechnung  be- 
auftragte. Er  hat  sie  auf  diese  Weise  als  seine  eigenen  Handelsangestellten 
vorgegeben  und  sie  ihren  Stand  als  feindliche  JViilitärpersonen  verheim- 
Ikhen  lassen.  Diese  Tatsachen  werden  hinreichend  klargestellt  durch 
die  erstinstanzlichen  Vernehmungsprotokolle  des  auf  dem  Schiff  mit- 
reisenden Politika,  der  oben  genannten  Prehn  und  Schweleff, 
sowie  des  Kapitäns  des  Schiffes,  durch  die  Briefe  Serebrenik's  an 
Prehn  und  Schweleff  und  den  Chartcr\ ertrag. 

Nach  allem  diesen  muß  angenommen  werden,  daß  der  Zweck  der 

^)  Der  Reklamant  mtint  mit  dem  gewjllilten  Ausdfuck  den  QuastkoateilMiide« 
traaspoit  Vgl.  Anm.  4. 
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Reise  des  Schiffes  der  Transport  von  Kriegskonteriiandepersonen  war 
Es  ist  aber  völkerrechtlich  anerkannt,  daß  Ladung,  welche  einer  Person 
gehört,  die  ein  Schiff  zum  Transport  von  Kneg^konterbandepersonen 
bereitstellt,    soweit  sie  sich  an  Bord  dieses  Schiffes  befindet,  eingezogen 
werden  kann.  Es  ist  daher  durchaus  rechtmäßig,  wenn  im  Urteil  erster 
Instanz  auf  Einziehung  der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung  erkannt 
worden  ist,  und  die  Berufung  ist  unbegründet. 
Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden : 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  2.  November  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschritten.) 


Reklamant:  Die  Mitsu  Bishi-Kommanditgesellschaft  Tokio,  Koji- 
machiku  Yayesucho  Ichome  Nr.  1,  Geschäftsführer  und  gesetzlicher  Ver- 
treter Iwasaki  Hisaya. 

Proacßvertreter:  Die  Rechtsan>xälte  Takaki  Toyozo  und 
Nakamura  To.kujuro,  Tokio,  Kojimachiku  Uchisaiwaicho  Ichome 
Nr.  3. 

In  der  Reklamation  betreffend  ein  Vorzugsrecht  an  dem  englischen 
Dampfer  „Nigretia"  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsformel: 

Die  Keklaniation  wird  abgewiesen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  Hauptpunkte  der  Ausfuhrungen  der  Vertreter  der  Reklamation 
sind  folgende: 

Reklamant  habe  den  englischen  Dampfer  „Nigretia"  vom  14.  April 
bis  zum  24.  Oktober  1904  gechartert  gehabt  Am  19.  Oktober  d.  Js. 
sei  der  Dampfer  etwa  65  Seemeilen  aufwärts  in  dem  Unterlauf  des 

Kiu  Kiang  in  China,  bei  Tonglin  I\igoda  auf  eine  Sandbank  auf- 
gelaufen.   Reklamant  habe  die  Hilfeleistung  ausgeführt  und  darauf 

Yen  4379,57  verwandt.  Da  dies  allgemeine  Havariekosten  seien,  so 
stehe  dem  Reklamanten  an  dem  Schiffe  ein  \'or7U2fsrecht  für  die  ge- 
nannte Siiinrnc  zu.  Das  Schiff  sei  dann  aber  nach  Ablauf  der  Cliart(.*r- 
frist  de.s  Reklamanten  am  10.  Dezember  d.  Js.  auf  35**  18'  nördlicher 
Breite  und  12Q"  50'  östlicher  Länge  von  dem  Kaiserlichen  Kriegs- 

')  Analoge  Erweiterung  des  .Elgcntflroers*  des  $  42.2  der  Seepriscnordnung  <V) 

auf  den  Cliarterer. 
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schiff  ..Tsushiina"  aufgebracht  worden.  Reklamant  sei  an  den  Um- 
ständen, welche  zu  der  Aufbringung  geführt  hätten,  nicht  interessiert, 
es  stehe  ihm  aber  an  dem  Schiff  ein  dingliches  Recht,  nämlich,  wie 
oben  dargetan,  ein  Vorzugsrecht  zu,  welches  er  jedem  dritten  ent» 
gegensetzen  könne.  Daher  müsse  jemand,  der  später  Rechte  an  dem 
Schiffe  erwürbe,  unbedingt  seine  Rechte  anerkennen.  Das  stehe  nacfe 
privatrechtlichen  Begriffen  völlig  aufier  Zweifel,  aber  es  stehe  nicht» 
im  Wege,  auch  eine  öffentlich-rechtliche  Beziehung»  wie  sie  eine  prisen- 
rechtliche Wegnahme  schaffe,  in  gleicher  Weise  zu  beurteilen.  Das 
moderne  Völkerrecht  entwickele  sich  dahin,  die  Rechte  privater  Per- 
sonen in  weitestem  Maße  zu  respektieren.  Wenn  daher  die  jetzige 
japanische  Prisengerichtsordnung »)  im  §  16  Absatz  2  gnn?  nügemein 
Personen,  die  an  der  Prise  ein  Interesse  hätten,  ein  Rcklarnationsrecht 
zuerkenne,  und  dies  nicht  nur  auf  Personen,  detJeii  1  i.i^cntutnsrechte 
zuständen,  beschränke,  >o  müsse  auch  das  in  dem  vorliegenden  Falle 
geltend  gemachte  \  ot /iii^srerht  nach  Maßgabe  der  genannten  Be- 
stimmung gescliül/.t  utiden. 

Das  genannte  Vorzugsrecht  sei  ein  dingliches  Recht,  welches  von 
Gesetzes  wegen  zufalle,  nicht  aber  wie  ein  Pfandrecht  willkürlich  durch 
Vertrag  erteilt  werde.  Da  also  falsche  Angaben  hierüber  nicht  möglich 
seien,  so  habe  es  ganz  besonders  Anspruch  auf  Schutz.  Auch  werde 
durch  diesen  Sc|iutz  das  Recht  auf  die  Prise  nicht  im  geringsten  ver- 
letzt. 

hs  werde  daher  ein  Urteil  erbeten,  in  \xelchem  ausgesprochen 
viürde,  daß  der  Reklamant  an  der  „Nigretia"  ein  Vorzugsrecht  für 
Yen  4'^70,=)7  Hüfskostcn  habe. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 

Der  Reklamant  habe  kein  rechtliches  Interesse  an  dem  in  Frage 
Nitheriden  Schiffe.  Selbst  aber  angenommen,  er  habe  dies  Interesse, 
äO  beziehe  sich  die  Reklamation  nicht  auf  l.inziehung  bzw.  Freigabe 
des  Schiffes,  und  es  stehe  dem  Prisengericht  nicht  zu,  über  einen 
Antr a<4  auf  Festsetzung  eines  Vorzugsrechts  wegen  eines  Anspruchs  an 
dem  Schiffe  eine  Entscheidung  zu  treffen.  Daher  se:  die  Reklamation 
abzuweisen. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Wenn  auch  der  Reklamant  für  den  Dampfer  „Nigretia"  Yen  4397,57 
als  Hilfskosten  bezjihlt  hat,  so  erkennen  doch  unsere  gesetzlichen  Be- 
stimmungen in  ihrem  Wortlaut  Vorzugsrechte  an  Prisen  nicht  an.  Auch 

das  Völkerrecht  era'-htet  tlas  Recht  des  Kaptors  an  einer  Prise  als  ein 
absolutes  Recht,  dem  ijcaenüber  dritte  weder  dingliche  noch  Forderungs- 
rtchte  geltend  machen  köimen. 

Die  Vertreter  der  Reklamation  behaupten,  die  Bestimmung  des 

')  i~V~ 

469 


^  kj  .1^ uy  Google 


Abschnitt  VI»« 


PrlaaaiftrfditMntwIieldanow:  .jngntlft**. 


Absatzes  2,  §  16  der  Prisengerichtbordnung  beschränke  das  Recht  der 
Reklamation  nicht  auf  den  Eigentümer,  sondern  auch  ein  Vorzugsrecht 
müsse  nach  dieser  Bestimmung  Schutz  erhalten. 

Wenn  aber  auch  die  Befugnis,  eine  Reklamation  zu  erheben,  sich 
nicht  nur  auf  den  Eigentümer  beschränkt,  so  kann  doch  der  Reklamant 
keinen  Schutz  für  ein  Vorzugsrecht  an  einer  Prise  erhalten.  Daher 
ist  der  Antrag  der  Vertreter  der  Reklamation  auf  Festsetzung  eines 
Vorzugsrechts  an  dem  Schiffe  uriht  i,n  ürukt. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsfoniiel  entschieden. 

Verkündet  am  17.  April  1905  im  Prisengericht  zu  Sascbo  im 
Beisein  des  Staatsanwalts  M  i  z  u  k  a  m  i  C  h  o  j  i  r  o. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Die  Mitsu  Bishi-Kommanditgesellschaft,  Tokio. 
Kojiinnrhiku  Yayesucho  Ichome  Nr.  1,  Geschäftsführer  und  gesetzlicher 
Vertreter  1  >x  a  s  a  k  i  H  i  s  a  y  a. 

Prozeß  Vertreter;  Die  Rechtsanvt  filte  T;ikaki  lovozo  und 
N  a  k  a  m  u  r  a  "1  o  k  u  j  u  r  o ,  Tokio,  Kojimachiku  Uchisaiwaicho  ichome 
Nr.  3. 

Am  17.  April  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  über  eine 
Reklamation  betreffend  Feststellung  eines  Vorzugsrechts  an  dem  eng- 
lischen Dampfer  „Nigrctia",  welcher  am  19.  Dezember  1904  auf  35«  18 ' 
nördlicher  Breite  und  129  50'  östlicher  Länge  von  dem  Kaiserlichen 
Kriegsschiff  „Tsushima"  aufgebracht  worden  ist,  ein  Urteil  gefällt,  in 
welchem  auf  Abweisung  der  Reklamation  erkannt  worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Reklamant,  der  gesetzliche  Vertreter 
der  Mitsu  Bishi-Kom  manditgesellschaft,  1  vt  a  s  a  k  i  H  i  s  a  y  a ,  d  urch 
die  Rechtsanwälte  Takaki  Toyozo  und  Nakamura  Tokujuro 
als  Prozeßvertreter  die  Berufung  eingelegt,  welche  im  Beisein  der  Staats- 
anwälte Tsutsuki  Kciroku  und  Dr.  jur.  Ishiwatari  Binichi 
beim  Oberprisengericht  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptberufungspunkte  der  Vertreter  ckr  Reklamation  Takaki 
Toyozo  und  Nakamura  Tokujuro  sind  folgende: 

Ks  werde  Aufhebung  des  Urteils  erster  Instanz  tmd  Festsetzung 
des  Vor/iifTsrerhts  für  Yen  4375, ö7  Hilfskosten  an  dem  Dampfer  „Ni- 
grctia" beantragt,  und  zwar  aus  folnriKit  ii  üründen : 

In  einem  Falle,  wo  wie  der  Rrklainant  es  vorbringe,  ein  Vorzugs- 
recht an  einen»  beächlagiiahnilcn  Schill  zus-tändig  sei,  sei  der  Haupt- 
punkt der,  ob  er  es  geltend  machen  könne  oder  nicht. 
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Das  Gericht  erster  Instanz  habe  entschieden,  daß 

unsere  gesetzlichen  Bestimmungen  in  ihrem  Wortlaut  Vor- 
zugsrechte an  Prisen  nicht  anerkennten.  Auch  das  Völker- 

recht  erachte  das  Recht  des  Kaptors  an  einer  Prise  als  ein 
absolutes  Recht,  dem  gegenüber  dritte  vieder  dingliche  noch 
Forderungsrechte  gleitend  machen  könnten. 
Jn  der  PrisencrerirhtsordnuniT  heiße  es  indes  im  §  16: 2) 

Wenn  der  Staatsanwalt  in  seinem  Schriftsatz  geltend  mache, 
daß  eine  I  ntscheidung  nuf  Finziehufig  ab/iigebcn  sei,  oder 
wenn  das  Priserii^ferieht  si'.-h  der  Ansicht  des  Stnatsanvcalts, 
daß  die  Frise  sorort  frcizula^sscii  sei,  nicht  anschhtüc,  habe 
das  I^risengericht  das  Bekanntmachungsverfahren  vorzu- 
nehmen. 

In  der  Bekanntmachung  des  vorigen  Absatzes  seien  die 
Interessenten  darüber  zu  unterrichten,  daß  sie  innerhalb  einer 
Frist  von  dreißig  Tagen,  vom  Tage  nach  der  Bekanntmachung 
an  gerechnet,  schriftlich  reklamieren  könnten  usw. 

Darin  sei  also  anerkannt,  daß  ganz  allgemein  Personen,  weicht  h  :  iner 
Entscheidung  über  Wegnahme  einer  Prise  interessiert  seien,  das  Recht 
der  Reklamation  zustehe.  l^aR  das,  was  als  „Interesse"  bezeichnet 
sei,  sich  nicht  auf  das  des  Kii^entürners  beschränke,  i^ehe  aus  der  Fassung 
der  Bestimmung  von  selbst  hervor.  Auch  ergebe  sich  daraus,  daß 
es  nicht  in  Zvecifel  gezogen  werden  könne,  daß  eine  Person,  welcher 
ein  V  urzuLjsrecht  zubtehe,  damit  auch  ein  Interesse  besitze,  ganz  klar, 
daß  der  Reklamanl  unter  die  „Interessenten"  des  genannten  Paragraphen 
falle.  Wenn  dies  der  Sinn  dieser  Bestimmung  sei  und  trotzdem  in  der 
Weise  argumentiert  verde,  daß  dem  Wortlaut  nach  ein  Vorzugsrecht 
nicht  anerkannt,  sei,  so  heiße  das,  die  gesetzgeberische  Idee  zunichte 
machen,  welche  mit  dem  Ausdruck  „Interessenten''  einen  weiten  Begriff 
gewählt  habe.  Willkürlich  diesen  Ausdruck  „Intereressenten"  mit  „Eigen- 
tümer" identifizieren  zu  wollen,  sei  unbestreitbar  verkehrt,  und  das 
Urteil  erster  Instanz,  \x  ciches  der  Prisengerichtsordnung  diese  Auslegung 
gebe,  sei  unzutreffend.  Auch  passe  dies  nicht  mit  den  Begriffen  des 
Völkerrechts  zusammen. 

Das  (jericht  erster  Instanz  entscheide,  daß 

völkerrechtlich  das  Recht  des  Knptors  an  der  Pri>e  ein  ab- 
solutes sei,  gegen  welches  dritte  weder  dingliche  noch 
Forder uiigsrechte  geltend  machen  könnten. 
Das  Völkerrecht  habe  indes  einen  derartigen  Grundsatz  noch  nicht 
aufgestellt.  Die  Wissenschaft  stehe  aber  auf  dem  Standpunkt,  daß 
Rechte  wie  das  in  dieser  Berufung  verfochtene,  welche  dem  Schiffe 
das  Leben  gerettet  hätten,  anzuerkennen  seien.  Wenn  man  nun  diesem 
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Rechtssatz  nachspüre»  so  finde  man,  daß  er  in  dem  Recht  aller  Länder 
anerkannt  sei,  dafi  die  Kosten  einer  allgemeinen  Havarie  ein  Vorzugs* 
recht  an  dem  Schiff  genössen  und  daß  es  keine  Bestimmung  gebe, 
welche  dies  Prinzip  verletze.  Man  müsse  daher  sagen,  daß  diese  Rechts- 
vorschrift ein  völkerrechtMches  Prinzip  darstelle.  Das  Vorzugsrecht  sei 
ein  dinf^Iirhcs  Recht,  welches  an  dem  Schiff  hafte  und  an  ihm  geltend 
gemacht  werden  könne.  Was  die  Gegenstände  angehe,  vc-elchen  dieses 
Recht  anhatte,  so  hatten  sie  nicht  den  Wert  uneingeschränkten  Figen- 
tunis.  Da  dem  so  sei,  so  sei  die  Fin/iehung  eines  Schiffes,  das  sich 
in  dieser  Rechtslage  befinde,  I  in/iehung  eines  heiasteten  Eigentums, 
und  diese  Belastung  habe  Anspruch  auf  Anerkennung. 

Nach  den  tj§  42  und  •4'^  der  Seeprist-nordnung^)  sei  ferner  die 
Einziehung  von  Küriterbandegülcrn  eine  Strafe  für  die  Personen,  die 
sich  des  rechtswidrigen  Verhaltens  schuldig  gemacht  hätten,  und  es 
sei  selbstverständlich,  daß  sie  auf  die  Vermögensrechte  dritter  Personen, 
weiche  an  diesem  Verhalten  keinen  Anteil  hätten,  keinen  Einfluß  aus- 
üben könne. 

Wenn  dem  so  sei,  so  sei  es  im  Völkerrecht  begründet,  wenn  dritte, 
welche  an  einer  Prise  dingliche  Rechte  besaßen  wie  der  Reklamant, 
in  diesen  geschützt  würden.  Es  sei  daher  unzutreffend,  wenn  das 
Gericht  erster  Instanz  das  Gesuch  des  Reklamanten  als  unbegründet 

verworfen  habe. 

Der  Staatsanwalt  de>  Geriehts  erster  Instanz  behaupte  bezüglich 
der  Form*)  der  vorliegenden  Reklamation,  daß 

sie  nicht  die  Freigabe  des  Schiffes  beantrage,  sondern  auf 
Feststellung  eines  Vorzugsrechts  an  dem  Schiff  gerichtet 
sei.  Das  sia'  eine  formwidrige  Reklamation. 
Rcklajiianl  wünsche,  da  er  glaube,  daß  eine  Untersuchung  der  Amts- 
befugnisse in  diesem  Punkte  zu  den  Aufgaben  des  Oberprisengerichts 
gehöre,  im  folgenden  die  Gründe,  aus  denen  die  Reklamation  form- 
gerecht sei,  darzutun. 

Da,  wie  im  vorstehenden  dargetan,  eine  Reklamation  von  Per- 
sonen erhoben  werde,  welche  sich  als  durch  das  Urteil  auf  Wegnahme 
nach  §  16  der  Prisengerichtsordnung  ^)  in  ihren  Interessen  an  einem 
Schiff,  einer  Ladung  oder  dergleichen  geschädigt  erachteten,  so  müsse 
natürlich  jede  Art  und  Weise,  auf  welche  dem  Schaden  abgeholfen 
werden  könne,  ohne  die  Form  zu  berücksichtigen,  anerkannt  werden. 

In  der  Prisengerichtsordnung  sei  nicht  t)estimmt,  daß  die  Kekla- 

»)  V. 

*)  Faktisch  wird  nicht  die  Form,  sondern  vielmehr  der  Inhalt  der  Reklamation 

gerügt. 

'')  Müßte  heißen:  durch  Einleitung  der  Verfahrens  nach  §  h>  der  Piisengerichts- 
ordntmg.  (IV). 
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mation  der  1  orin  nach  tin  Antrag  auf  Freigabe  sein  müsse.  Wenn 
das  Gericht  erster  Instanz  die  Reklamation  auf  diesen  einen  Punkt 
beschränke,  so  sei  es  nicht  bis  zum  wahren  Sinn  des  Gesetzes  durch- 
gedrungen. In  einem  Falle  zum  Beispiel,  wo  ein  Schiff  und  seine 
Ladung,  welche  zu  einer  verbotenen  Handlung  In  keiner  Beziehung 
stünden,  von  einem  japanischen  Kriegsschiff  in  den  Grund  gebohrt 
seien,  würde  die  von  den  f  ii^cntümern  des  Schiffes  und  der  Ladung 
einzurt  ir  hciide  Reklamation  sicherlich  der  Form  nach  (.inen  Schadens- 
ersatz beantragen.  XX'enn  man  in  diesem  Falle  behaupten  'Äolle,  daß 
die  Reklamation  nicht  tormgerecht  sei,  Nxcil  sie  nicht  eine  FreiL,^:ibe  be- 
antrnc^c,  so  sei  das  nicht  die  Art  und  Weise,  wie  das  Oesetz  die  Rechte 
von  Interessenten  schüt7c. 

In  der  Pribcngerichtsordnung  heiße  es  im  §  13: 

 >xe]che  der  beauftragte  Rat  zur  Kntscheidung  darüber, 

ob  die  ganze  Prise  oder  ein  Teil  derselben  zu  nehmen  oder 

freizulassen  sei  

Es  möge  wohl  Leute  geben,  welche  diese  Worte  herausgriffen  und 
behaupteten,  daß  es  sich  nur  um  Wegnahme  oder  Freilassung  handeln 
könne.  Erstens  sehe  diese  Bestimmung  aber  nur  den  allergewöhnlichsten 
Fall  vor.  Sodann  werde  die  vorliegende  Reklamation  gegen  den  als 
Prise  weggenommenen  Gegenstand  geltend  gemacht  und  sei  somit  in 
der  Prise  mit  einbegriffen.  Überdies  beschäftige  sich  die  genannte 
Bestimmung  nicht  mit  der  Form  der  Reklamationen,  sondern  sei  lediglich 
eine  Vorschrift  betreffend  die  Untersuchung  des  Tatbestandes.  Daher 
lasse  si(  h  diese  Bestimmimg  nicht  als  Grundlage  für  eine  Argumentntinn 
beln-tiend  die  Form  der  Reklamationen  verx^enden.  Weiiii  aber  be- 
hauptet werde,  daß  eine  Reklamation  eme  Prise  betreffen  müsse,  daß 
aber  die  vorliegende  Reklamation  sieh  nicht  auf  eine  l'rise  beziehe,  so 
sei  dem  ent^en;en/uset/en,  daß  diese  Reklamation  sich  auf  dem  Vor- 
handensein eines  Vorzugsrechts  an  der  Prise  gründe,  die  1  entstell ung 
des  Bestehens  dieses  Rechts  beantrage  und  behaupte,  daß  es  unrecht« 
mäßig  sei,  wenn  die  Wegnahme  einfach  so  geschehe,  als  ob  ein  Vorzugs- 
recht gar  nicht  bestehe.  Da  die  Reklamation  in  dieser  Weise  die  Recht- 
mäßigkeit der  Wegnahme  In  Frage  stelle,  so  müsse  man  sagen,  daß  sie 
eine  sich  auf  das,  was  man  Prise  nenne,  beziehende  Reklamation  seL 

I')cmnach  sei  die  zur  Verhandlunrr  stehende  Reklamation  form- 
gerecht, und  die  Abweisung  derselben  durch  das  Gericht  erster  Instanz 
sei  angesichts  des  wohlbegründeten  Antrags  unrechtmäßig. 

Die  Hauptpunkte  der  Frx'^-iderimg  des  Staatsnnwalts  Mi  zu  kamt 
Chojiro  beim  Prisent^erirht  /u  Sasebo  sind  folgende: 

Die  Kaiserlichen  Priscngerichle  hätten  sicli  be/üi;lich  der  auf- 
gebrachten Gegenstände  mit  der  Untersuchung  und  I  ritsc  heidung  da- 
rüber zu  befassen,  ob  diese  üegensiaride  einzuziehen  oder  freizulassen 
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seien.  Es  stehe  ihnen  daher  keine  Befugnis  zu,  über  das  Bestehen 
oder  Nichtbestehen  eines  Vorzugsrechts,  wie  der  Reklamant  es  geltend 
mache,  oder  über  das  Zutreffen  bz^-.  Nichtzutreffen  seiner  Ausführungen 
zu  entscheiden.   Da  ferner  unsere  Kechtsbestimmungen  dem  Wortlaut 

nach  ein  V'or/usrsrerht  an  Prisen  nicht  anerkennten,  so  sei  der  Antrag 
des  Reklamanten  auf  I'eststellung  seines  Vor/iiL^srechts  an  dem  in  Frage 
>tchenden  Schiff  nicht  berechtigt,  und  seine  Ausführungen  seien  un- 
begründet. 

Der  Reklamant  bringe  noch  manuhc»  andere  vor,  was  indes  nur 
eine  Wiederholung  der  obigen  Ausführung  sei  und  daher  gleichfalls 
jeder  Begründung  entbehre. 

Die  Berufung  sei  daher  abzuweisen. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 

Der  Reklamant  behauptet,  die  Verwerfung  seiner  Reklamation  auf 
Feststellung  seines  Vorzugsrechts  an  dem  Dampfer  „Nigretia"  sei  un- 
rechtmäßig. Hin  Prisengericht  ist  aber  für  die  Untersuchung  einer 
Reklamation  betreffend  die  Feststellung  eines  Vorzugsrechts  nicht  zu- 
stänciio,  und  die  Abweisung  derselben  durch  das  Gericht  erster  Instanz 
ist  durchaus  rechtmäßii^ 

Fs  ist  dennuich  iibertlüssig,  auf  die  Berutungsgriiiulf,  welche  aus- 
führen, daß  der  Reklamant  ein  Interessent  sei  und  da{5  dritte,  "welche 
an  einer  Prise  ein  dini;li(  lie-.  Recht  wie  ein  Vorzugsrecht  besäßen, 
völkerrechtlich  geschützt  uerdcii  müßten,  noch  besonders  eiiizugelien. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden : 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  2.  November  1905  im  Oberprisengericht 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Der  deutsche  Reichsangehörige  Eduard  Eich- 
wede,  wohnhaft  in  Tschifu  in  China. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Ishibashi  Tomokichi  in 
Nagasaki,  Togiyamachi  Nr.  41. 

In  der  Prisensache  betreffend  den  deutschen  Dampfer  „Veteran" 
wird,  wie  folgt,  entschieden : 

Urteilsformel: 
Der  Dampfer  „Veteran"  wird  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 
Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „Veteran"  ist  Eigentum 
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des  in  Tschifu  ansässigen  clcutsclicn  Reichsangehörigen  hd  uard  Eich- 
we  d  e,  er  führt  die  deutsche  Magge  und  dient  hauptsächlich  zum  Güter- 
transport. Am  6«  November  1<X>4  wurde  der  Dampfer  von  der  aus 
deutschen  Handeltreibenden  bestehenden  Firma  Diederichsen, 
JebsendcCo.  in  Tsingtau  gechartert  und  von  dieser  Firma  mit  wollenen 
Winterschutzdecken,  Stiefeln,  Seife,  Tabak,  Streichhölzern,  Arzneien  und 
Nahrungsmitteln,  die  für  Port  Arthur  bestimmt  waren,  beladen.  Die 
Schiffspapiere  waren  unvollständig,  der  chinesischen  Mannschaft  wurde 
Tschifu  als  Bestimmungsort  angegeben,  tatsächlich  aber  verließ  der 
Dnmpfer  mit  der  Absicht,  nach  Port  Arthur  zu  fahren,  am  17.  No- 
vember 1004  um  Mitternacht  Tsinqlau.  Unterwegs  ließ  der  Kapitän, 
tini  -;nnc  Reise  unbemerkt  vollenden  zu  können,  die  Schiffsglocke  ab- 
nchnien,  und  es  wurde  keine  Zeit  mehr  Ljes^^last.  Als  der  Dampfer  am 
folgenden  Tage,  dem  18.  November,  um  Mitternacht  auf  der  Höhe  von 
VVei-iiai-wei  ankam,  änderte  der  Kapitän  plötzlich  den  Kurs  nach  NO 
und  gab  dem  Bootsmann  Wong  Tack  Sui  und  den  anderen  chine- 
sischen Schiffsleuten,  welche  ahnten,  daß  der  Dampfer  nach  Port  Arthur 
gehen  sollte,  auf  ihre  diesbezüglichen  Fragen  keine  Antwort,  sondern 
schlug  sie,  so  daß  sie  Verletzungen  davontrugen.  Auch  schoß  er  als 
Drohung  seinen  Revolver  ab.  Am  19.  November  1904  um  4  Uhr 
morgens  v\  urde  der  Dampfer,  mit  Kurs  W 1/2  NW,  also  in  der  Richtung 
auf  Port  Arthur  fahrend,  38«  6'  30"  nördlicher  Breite  und  122  40 '  30" 
östlicher  Länge  vtin  dem  auf  Blockadedienst  befindlichen  Kaiserlichen 
Kriegsschiff  „Tat^uta  '  als  Blockadebrecher  aufi^cbracht. ') 

I)ir';c  latsachen  rächen  klar  aus  dem  Protokoll  des  Offiziers,  der 
die  HiM  hlai,niahine  in  Stellvertretung  (des  Kommandanten)  ausführte, 
Kapitänleutnants  Ohara  Shunji,  aus  den  Vernehmungsprotokollen 
des  Kapitäns  Karl  f:  d  I  e  r ,  des  ersten  Offiziers  Anton  Müller,  des 
ersten  Maschinisten  Max  Hase,  des  zweiten  Maschinisten  1  ritz 
Bruns,  des  Bootsmanns  Wong  Tack  Sui,  der  Steuerleute  Wong 
Sai  Hock  und  Wong  Kee  Sang,  der  Heizer  Ka  Tack  Loi  und 
Hong  Hing  Wing,  aus  dem  Flaggenattest,  dem  Logbuch,  dem 
OriginaUMaschinenjoumal,  aus  dem  Teil  der  Untersuchungsakten  be- 
treffend die  Abnahme  der  Schiffsglocke,  dem  Gutachten  des  iMarine- 
.Maschinen-Ingenieurs  Hirano  Katsuhiko  über  den  Maschinen- 
schaden an  der  Führungsstnngc  und  aus  dem  Chartervertrag  hervor. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation 
sind  folgende: 

1  s  w  erde  Freigabe  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers  be- 
antragt, und  /war  aus  folgenden  Gründen: 

Der  Dampfer  sei  atu  17.  Xoveniber  1904  von  Tsingtau  abgefahren 
mit  der  Bestimmung,  zuerst  nach  Niutschvtang  und  daini  über  lientbin 
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nach  Tschifu  zu  fahren.  Das  ergebe  sich  aus  dem  zwischen-  dem 
Reklamanten  und  Diederichsen,  Jebsen  &  Co.  abgeschlossenen 
Charterverh-ag  und  den  Ladescheinen.  Ein  Teil  der  Ladung  sei  für 
die  Firma  Band  ine  I  8e  Co.  in  Niutschvang  bestimmt  gewesen  und 
habe  durch  diese  verkauft  werden  sollen;  die  anderen  Guter  seien 
für  Teige,  Schröter  8c  Co.  in  Tientsin  und  Diederichsen  , 
Jebsen  fi:  Co.  in  Tschifu  bestimmt  gewesen.  Ein  Transport  der 
Güter  nach  Port  Arthur  sei  nie  beabsichtigt  gewesen. 

Für  einen  Dampfer  mit  dem  Reiseziel  Niutschwang  habe  es  aller- 
dings den  Anschein,  als  ob  der  Dampfer  von  der  Höhe  des  Shantung- 
Vorcfebircfes  aus  zu  sehr  nordöstMch  in  die  offene  See  gesteuert  habe; 
aber  zu  der  Zeit  hahe  der  Dnmpfer  Maschinenschaden  gehnht  und  \x'rire 
bei  seiner  verminderten  hahro;esrh\\"indi<Tkeit  und  dem  herr>rhcnden 
Nordvc'cstw  inde  in  Strandungsgclahr  Ljew  csen,  w  enn  er  nicht  einm  von 
dem  ge\x  (")!in!iehen    Kurs  für    Nititselux  ani;  narli    NO  ibweicluMul.-n 
Kurs  angenommen   hätte.    Auf  l'ort   Arthur  sei  aber  nieinaU  Kur;:» 
gehalten  \xorden.    Der  Staatsanvialt  lühre  in  seinem  Schntt^alz  als 
Beweis  für  die  beabsichtigte  heimliche  Fahrt  nach  Port  Arthur  die 
Tatsache  an»  dafi  Kisten,  welche  Milch  und  Seife  enthielten,  mit  „Port 
Arthur"  gezeichnet  seien.  Es  sei  jedoch  kaum  anzunehmen,  daß  jemand 
der  eine  Blockade  zu  brechen  vorhabe,  selbst  das  Beweismkterial  für 
dieses  Vorgehen  offenbaren  würde.   Deshalb  sei  jene  Aufschrift  auf 
den  Kisten  vielmehr  ein  Beweis  dafür,  daß  der  Dampfer  die  ihm 
vorgeworfene  Absicht  nicht   gehabt  habe.    Daß  ferner  nach  dem 
Lichten  des  Ankers  während  der  Fahrt  der  Kapitän  die  Sehiffsglocke  hab? 
abnehmen  lassen,  sei  durchaus  ni'^ht  mit  einer  Absicht,  die  Fahrt  nach 
Port  Arthur  unbemerkt  ausführen  /u  können,  in  Verbindung  zu  brinc^en  ; 
die  hntfernung  der  Glocke,  welche  noch  den  alten  Namen  des  Schilfes 
„Phal<)>  "  trug,  hahe  vielmehr  lediglich  als  ein  gutes  Omen  tür  die 
Fahrt  dienen  »ulkn,    l.s  >ci  ferner  nicht  erwiesen,  daß  die  aus  den 
Niutschwang  als  Bestimmungshafen  bezeichnenden  und  durciiaui.  in 
Ordnung  befindlichen  Schiffspapieren  sich  als  beabsichtigt  ergebende 
Reise  mit  dem  tatsachlich  genommenen  Kurs  nicht  in  Einklang  zu 
bringen  sei.   Des  weiteren  lieferte  die  Aufbringung  des  Dampfers  auf 
offener  See  in  einer  Entfernung  von  60  bis  70  Seemeilen  von  Port 
Arthur  keine  hinreichende  Unterlage  für  die  Behauptung,  daß  der 
Dampfer  geplant  habe,  die  Blockadelinie  zu  überschreiten  und  somit 
die  Blockade  zu  brechen.   Daher  sei  die  Beschlagnahme  unrechtmäßig. 
Selbst  aber  angenommen,  der  Kapitän  und  der  Charter.er  hätten  unter 
sich  den  Blockadebruf  h  verabredet,  so  sei  doch,  da  der  in  diesem  Ver- 
fahren als  Reklamant  auftretende  Schiffsherr  ni^-ht  dir  geringste  Kenntnis 
davon  gehabt  habe,  wenn  auch  die  Güter  eingezogen  würden,  das 
Schiff  freizugeben. 
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Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsarivt  alts  sind  folijende: 
Oer   zur   Verhandlung  stehende   Dampfer   habe   versucht,  die 

Biockade  zu  brechen,  und  sei  deshalb,  da  zweifellos  die  Blockade 

zu  der  Zeit  effektiv  gewesen  sei,  einzuziehen. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Die  allgemeinen  völkerrechtlichen  Bestimmungen  und  Gebräuche 
kommen  dahin  äberein,  daß  im  Falle  effektiven  Bestehens  einer  Blockade 
Schiffe,  welche  den  Blockadezustand  kennen  und  in  der  Absicht,  in 
das  Blockadegebiet  einzudringen,  sich  demselben  nähern,  als  Blockade* 
brecher  anzusehen,  und,  gleichs^iel,  ^ob  der  Reeder  von  der  Sache  wußte 
oder  nicht,  einzuziehen  ^nd.  Es  steht  außer  Zweifel,  daß  die  am  26.  Mai 
1904  von  dem  Oberstkommandierenden  der  vereinigten  Kaiserliehen 
Kriegsflotte  über  die  Sfidküste  der  Liaotung-Halbinsel  verhängte  Blockade 
zur  Zeit  der  Aufbrinc^unt^  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers 
sich  in  effektivem  Zustand  befand.  Wenn  nun  Schiffe  eine  Blockade  zu 
brechen  vorhaben,  so  ist  ein  j^^nnz  gewöhnliches  Mittel,  um  der  Auf- 
bringung zu  entliehen,  daß  sie  allerhand  falsche  DokLutiente  herstellen. 
So  \t-aren  unter  den  Schiffspapieren  des  fra.(j;li''hen  Dampfers  nur  für 
einen  leil  der  Ladunt,^  Fraehtscheine  vorhatiden,  das  Original-Maschinen- 
journal und  die  Reinschrift  .stimmten  nicht  überein,  und  auch  das  von 
dem  Prozeßvertreter  des  Reklamanten  beigebrachte  i-adungs Verzeichnis 
deckt  sich  nicht  mit  der  vorhandenen  Ladung.  Daher  kann  die  Echt- 
heit aller  dieser  Dokumente  nicht  anerkannt  werden.  Was  den  Kurs 
des  Dampfers  angeht,  so  hat  der  Prozeßvertreter  behauptet,  daß  der 
Dampfer,  als  er  die  Höhe  des  Shantung-VOTgebirges  passiert  hatte, 
Maschinenschaden  erlitt,  infolgedessen  die  Geschwindigkeit  herabgesetzt 
uurde  und  der  Dampfer  in  Gefahr  kam,  auf  Land  getrieben  zu  werden. 
Diese  Behauptungen  können  jedoch  in  Anbetracht  der  Bevceise,  die 
sich  aus  den  Protokollen  der  im  Maschinenraum  zur  fraglichen  Zeit  be- 
schäftigt gewesenen  Chinesen  und  ans  dem  Originalmaschinenjournal 
ergeben,  sowie  der  Beweise,  die  sich  auf  das  Vorhandensein  oder 
Nichtvorhandensein  des  Maschinenschadens  beziehen,  nicht  als  richtig 
anerkannt  werden.  I.s  i^t  vielmehr  klar  erwiesen,  daß  der  Dampfer 
auf  der  Höhe  von  Wei-hai-uei  plötzlich  den  Kurs  nach  NO  änderte 
und  von  da  ab  in  der  Richtung  nach  Port  Arthur  fuhr,  während  welcher 
Fahrt  er  aufgebracht  wurde.  Die  Tatsache  ferner,  daß  der  Dampfer  60 
bis  70  Seemeilen  von  Port  Arthur  auf  der  See  aufgebracht  wurde,  steht 
nicht  dem  Schlüsse  entgegen,  daß  es  beabsichtigt  war,  mit  demselben 
einen  Blockadebruch  auszuführen.  Nach  Aufführung  aller  der  vor- 
stehenden Tatsachen  erübrigt  es  sich,  auf  die  anderen  Verteidigungs- 
punkte des  Prozeß \ertreters  einzugehen.  Da  dem  Charterer  sowohl 
wie  dem  Kapitän  des  fraglichen  Dampfers  bekannt  war,  daß  zur  fraglichen 
Zeit  die  Blockade  seitens  des  Kaiserlichen  Geschwaders  bestand,  und 
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es  anerkannt  werden  muß,  daß  der  Dampfer  zwecks  Schleichimports 
die  Blockade  zu  brechen  beabsichtigte,  so  entscheidet  das  Gericht,  wie 
im  Tenor,  auf  Einziehung  des  Diampfers.  *) 

Verkündet  im  Prisengericht  zu  Sasebo  am  1.  März  1905  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  Mizukami  Chojiro. 

(Ünierschriften.) 


Rektamuitt  Der  deutsche  Reichsangehörige  Eduard  Eich- 
wede,  wohnhaft  in  Tsingtau,  China. 

ProxeBvertreter:  Rechtsanwalt  ]shlbashiTomokichi,Re^ 
gierungsbezirk  Nagasaki,  Nagasaki,  Togiyamachi  41. 

Am  1.  März  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
sache betreffend  den  am  10.  November  1904  38 »  6'  36"  nördlicher 
Breite  und  122"  40'  30"  östlicher  Länge  von  dem  Kaiserlichen  Kriegs- 
schiff ., Tntsuta"  aiif^fbrachtL-n  dcutsclicn  Dampfer  „Veteran"  ein  ITrtcil 
gefallt,  nach  vtxiclicm  der  Dampfer  cin/u/iehen  ist.  Gecken  diese  Ent- 
scheidung hat  der  Kechtsnnwnlt  I  s  h  i  b  a  s  h  i  1  o  m  o  k  i  c  h  i  als  Frozeß- 
vertreter  des  Reklamanten  1  duard  Eich>x'ede  Beruf ung  eingelegt. 
Diese  Berufung  ist  von  dem  Oherprisengericht  im  Beisein  des  Staats- 
aiiNxalts  Dr.  jur.  1  s  Iii  w  a  t  a  r  i  B  1  n  i  c  h  i  geprüft  vt'orden. 

Die  Hauptberuf ungspunkte  de>  Vertreters  der  Reklamation  Ishi- 
bashi  Tomokichi  und  deren  Begründung  sind  folgende: 

1.  Das  Urteil  erster  ln>tan/  erblicke  den  Hauptbeweis  dafür,  daß 
das  zur  Verhandlung  stehende  Schilt  die  Blockade  zu  brechen  und 
nach  Port  Arthur  zu  gelangen  beabsichtigt  liabe,  in  der  alleinigen  Tat- 
sache, daß  das  Schiff  auf  der  Höhe  von  Wei«hai-wei  plötzlich  seinen 
Kurs  nach  Nordost  geändert  habe.  Diese  Entscheidung  entbehre  jeder 
Grundlage,  denn,  wenn  das  Schiff  von  Wei-hai-wei  nach  Port  Arthur 
zu  gelangen  vorgehabt  habe,  so  wäre  es  besser  gewesen,  gleich  von 
Wei-hai-wei  aus  nördlich  zu  fahren.  Um  nach  Port  Arthur  zu  ge- 
langen,  hätte  es  nicht  nötig  gehabt,  Kurs  auf  Nordost  in  die  Bai  von 
Korea  zu  nehmen  und  so  einen  ungefähr  viermal  so  langen  Umweg  zu 
machen.  Ferner  wäre,  um  die  Blockade  zu  brechen,  die  Nachtzeit  am 
geeignetsten  gewesen  und,  wenn  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff 
ein  derartiqes  Unternehmen  vorgehabt  hätte,  so  hätte  es  dazu  von 
Wei-hai-wei  um  Mitternacht  nufbrc(  hen  und  diiekl  nach  Port  Arthur 
fahren  müssen.  Bei  gesundem  .Wensehenversland  könne  man  schwerlich 
annehmen,  daß  jemand  anstali  dessen  seinen  Kurs  auf  Nordost  ändern 
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und.  gerade  als  ob  er  es  darauf  anle^^e,  von  unseren  Kriegsschiffen 
gesehen  zu  werden,  bei  Tagesanbruch  an  der  Stelle,  wo  der  Dampfer 
aufgebracht  worden  sei,  umherfahren  werde.  Daher  beruhten  die  dem 
erstinstanzlichen  Urteil  zugrunde  gelegten  und  von  demselben  an^ 
erkannten  Tatsachen  auf  Irrtum. 

2.  Da  der  Ort,  an  welchem  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff 
aufgebracht  worden  sei,  von  der  Blockadelinie  etwa  70  Seemeilen  ent- 
fernt sei,  so  könne  man  es  nicht  als  Tatsache  ansehen,  daß  das  Schiff 
die  Blockadelinie  zu  überschreiten  und  in  den  Hafen  einzufahren  be- 
alisichtigt  habe.  Wenn  das  Kriegsschiff  die  Aufbringung  auf  das  so- 
genannte Repressionsrecht  stützen  wolle,  so  erblicke  der  Reklamant  darin 
einen  Mißbrauch  dieses  Rechts,  denn  eine,  wie  im  vorliegenden  Falle, 
auf  einem  von  der  Blockadelinie  70  Seemeilen  entfernten  Punkte  er- 
folgte Aufbringung  stehe  nicht  im  Einklang  mit  Absatz  1  des  §  2Q  un- 
serer Seeprisenordnung,  ^)  die  von  Schiffen  spreche,  ,,\x  eiche  die  Bloekade- 
linie  überschreiten  und  in  das  Bloekadegebiet  eindringen  oder  ein- 
zudringen beabsichtigen",  Schiffe,  wie  das  zur  Verhandlung  stehende, 
könnten,  selbst  wenn  sie  nach  dem  blockierten  Hafen  bestimmt  seien, 
weil  sie  inzwischen  noch  reichlich  Zeit  hätten,  diese  Bestimmung 
aufzugeben  oder  zu  ändern,  nach  einem  rechtmäßigen  völkerrechtlichen 
Grundsatz  nicht  zur  Verantwortung  gezogen  werden.  Dies  umsoweniger, 
wenn  es  nicht  einmal  klar  bewiesen  sei,  ob  d,er  blockierte  Hafen  der 
Bestimmungshafen  sei  oder  nicht.  Deshalb  müsse  der  Ort  der  Auf- 
bringung in  der  Nähe  der  Blockadelinie  liegen  und,  bevor  ein  solcher 
I^unkt  erreicht  sei,  könne  das  Repressionsrecht  nicht  als  bestehend  an- 
gesehen werden. 

3.  Unsere  Seeprisenordnung  sei  lediglich  eine  vom  (iroßen  Haupt- 
quartier erlassene  Verordnung,  welche  weder  die  Japaner,  geschweige 
denn  die  Ausländer,  alljg[emein  7U  kennen  nnii  /u  befolgen  verpflichtet 
seien.  Daher  sei  die  Frage,  welche  Stellung  Japan  zu  der  Blockade 
einnehme,  nicht  klar.  Das  Urteil  erster  Instanz  besage  in  der  Begründung 
der  Entscheidung,  daß  die  allgemeinen  völkerrechtlichen  Bestimmungen 
und  Gebräuche  dahin  übereinkämen,  daS  Schiffe,  welche  den  Blockade- 
zustand kennten  und  in  der  Absicht,  in  das  Blockadegebiet  einzudringen, 
sich  demselben  näherten,  als  Blockadebrecher  anzusehen  seien  usw. 
Der  Reklamant  müsse  aber  abweisen,  daß  es  eine  ganz  allgemeine  Be- 
stimmung oder  ein  ausnahmslos  anerkannter  Brauch  des  Völkerrechts 
sei,  daß  der  noch  unvollendete  Akt  schon  als  Blockadebruch  anzusehen 
sei.  Der  europäische  Kontinent  erkenne  als  Prinzip  an,  daß  nur  der 
wirkliche  Blockaclebruch  bestraft  werden  könne,  daß  aber,  wenn  das 
betreffende  Schiff  ni'-ht  auf  frischer  Tat  oder  wenn  e>  \or  Ausführung 
des  Bluekadebruchs  betroffen  würde,  nicht  als  Blockadebrecher  an- 

»)  V. 
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zusehen  sei.  Es  sei  daher  klar,  daß  der  in  Trage  stellende  Dampfer,  weil 
er  70  Seemeilen  von  der  Bkickadelmie  entfernt  gewesen  sei,  nicht  als 
Blockadebrecher  abgeurteilt  werden  könne.  Daher  fordere  der  Rekla- 
mant Verwerfun|r  des  erstinstanzlichen  Urteils  und  eine  Entscheidung 
auf  Freilassung  des  Dampfers  »»Veteran". 

Der  Staatsanwalt  beim  Sasebo-Prisengericht,  Yamamoto  Tat- 
surokuro,  bringt  hiergegen  folgendes  vor: 

1.  Der  ReklaiiKint  habe  behauptet,  daß  das  l.'rteil  erster  Instanz 
den  Hauptbe\xeis  dafür,  daß  das  zur  Verhandiunt^  stehende  Schiff  die 
Blockade  zu  brechen  und  nach  I^orl  Arthur  zu  gelangen  beabsichtigt 
habe,  in  der  alleinigen  Tatsache  erblicke,  daß  das  Schiff  auf  der  Höhe 
von  Wei>hai*wei  plötzlich  seinen  Kurs  nach  Nordost  geändert  habe, 
und  erkläre,  daß  diese  Entscheidung  jeder  Grundlage  entbehre.  Die 
Entscheidung  des  Gerichts,  daß  das  Schiff  nach  Port  Arthur  bestimmt 
gewesen  sei,  habe  sich  aber  darauf  begründet,  daß  der  Kapitän  nachts 
in  der  Richtung  nach  Port  Arthur  abgefahren  sei  und,  um  die  Reise 
unbemerkt  vollenden  zu  können,  die  Schiffsglocke  abgenommen  und 
von  dieser  Zeit  an  keine  Stunden  mehr  geglast  habe;  daß  er  ferner, 
als  er  auf  der  Höhe  von  Wei-hai-xxei  angekommen  sei,  plötzlich  den 
Kurs  auf  Nordost  j^cändert  habe;  daß  er  dem  Bootsmann  und  den 
andern  chinesischen  Schiffslcuteii,  wekhen  damals  der  Verdacht  kam, 
daß  der  Dampfer  nach  Port  Arthur  (;ehen  ^olle,  auf  ihre  dieshe/ii<^lichen 
Fragen  keine  Antwort  <)^egehi'n,  sondern  sie  ^e>chlagen  habe,  so  dalS 
sie  Verletzungen  davontrugen,  und  als  Drohung  seinen  Revolver  ab- 
geschossen habe ;  daß  er  dann  den  oben  angedeuteten  Kurs  auf  W  V»  NW, 
d.  i.  auf  Port  Arthur,  geändert  habe.  Freilich  sei  es  wahr,  daß  die  Kurs- 
änderung des  Dampfers  zu  der  Zeit  nicht  nur  einen  Umweg,  sondern 
fast  ein  Zurückfahren  bedeute,  aber  der  Grund  hierfür  sei  der  ge- 
wesen, daß  der  Dampfer  vor  sich  Kriegsschiffe  gesehen  habe  und, 
um  deren  Gesichtsfeld  zu  entt^^elien,  entflohen  sei.  Später  sei  er  dann 
nach  Änderung  des  Kurses  auf  Wy^NW  gerade  auf  Port  Arthur  zu« 
gefahren. 

Ferner  behauptete  der  Reklamant,  daß,  um  nach  Port  Arthur  hinein- 
zukommen, der  Dampfer  um  Mitternacht  von  Wei-hai-wei  hätte  auf- 
brechen und  direkt  nach  Port  Arthur  fahren  müssen;  daß  es  daher 
bei  gesundem  Menschenverstand  schwer  anzunehmen  sei,  daß  jemand 
dies  anstatt  dessen  bei  Tagesanbruch  unternehmen  vcürde,  gerade  als 
ob  er  es  darauf  anlet^e,  von  unseren  Kriegsschiffen  q;esehen  m  vrerden. 
Aber  die  Aussage  des  Kapitän^  sow  ie  die  Notiernni^  im  Lot^buch  j^ähH^n 
4  Uhr  morgens,  die  Aussageschritl  des  beschlai^rielimenden  Offiziers 
4'^^  morgens  als  Zeit  der  Beschlagnahme  an.  Wie  dem  nun  sei,  am 
19.  November  von  4  bis  5  Uhr  morgens  sei  es  noch  nicht  Tagesanbruch, 
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tttid  man  müsse  daher  mit  Recht  annehmen,  dafi  die  Reise  heimlich 
im  Schutze  der  Nacht  unternommen  worden  sei.  . 

2.  Der  Reidamant  habe  behauptet,  daß  der  Ort,  wo  der  „Veteran" 
aufgebracht  worden  sei,  von  der  Blockadelinie  ungefähr  70  Seemeilen 
entfernt  sei  und  daß  die  Beschlagnahme  mit  Artikel  29  Absatz  1  '.unserer 
Seeprisenordnung*)  nicht  in  Einklang  zu  bringen  sei.   Das  sei  aber 

leeres  Gerede,  über  xcclches  man  nicht  zu  disputieren  brauche. 
Daß  der  Ort  der  Aufbringung  von  dem  Eingantj  des  Hafens  Von 
Port  Arthur  ungefähr  60  bis«  70  Seemeilen  entfernt  sei,  möge  wohl 
Axahr  sein,  daß  er  nher  70  Seemeilen  von  der  Blockadelinie  ent- 
fernt sei.  sei  eine  Behauptung,  die  jedes  Beweises  entbehre.  Blockade- 
linic  sei  das  Fahrgebiet,  in  welchem  die  Kriegsschiffe,  um  die  Blockade 
effektiv  zu  erhalten,  hin-  und  herführen  und  Aufsicht  ausübten.  Da 
es  nun  erwiesen  sei,  daß  der  Feind  in  einer  Entfernung  von  10  See- 
meilen von  Liaotishan  Minen  gestreut  hätte,  so  sei  es  nicht  schwer  aus- 
zurechnen, daß  dieses  Fahrgebiet  der  Kriegsschiffe  etwa  30  bis  40  See- 
meilen weiter  auf  die  Höhe  des  Meeres  hinaus  sich  befunden  habe. 
Wenn  nun  auch,  wie  angenommen,  der  Ort  der  Aufbringung  des  frag- 
Jichen  Dampfers  vom  Hafeneingang  60  bis  70  Seemeilen  entfernt 
^wesen  sei,  von  der  Blockadelinie  sei  er  sicherlich  nicht  weit, 
ja  er  sei  vielleicht  ganz  in  der  Nähe  derselben  gewesen.  Da  es  demnach 
unleugbar  sei,  daß  die  Aufbringung  mit  dem  Absatz  2^)  des  Artikels  29 
unserer  Prisenordnung  durchaus  im  Einklang  sei,  so  stelle  sie  sich  keines- 
wegs als  ein  Mißbrauch  de';  Repressionsrechts,  vielmehr  als  die  dem 
Fall  gerechtwerdende  Handlung  dar. 

Da  außerdem  der  Reklamant  in  seinen  Behauptungen: 

daß  die  Aufbringung  sich  nicht  mit  Artikel  2Q,  Absatz  1, 

der  Prisenbestimmungen  vereinbaren  lasse;  daß  das  Schiff 
rechtmäßig  nicht  zur  Verantwortung  gezogen  \i;  erdcn  könne, 
weil  es  noch  Zeit  gehabt  hätte,  sein  Vorhaben  aufzugeben, 
oder  zu  ändern  usw. 
gegen  Sachen  Vorwürfe  erhöbe,  welche  dem  er^^tinstanzlichen  Urteil 
gar  nicht  zugrunde  gelegt  seien,  so  erübrige  es  sich,  dagegen  zu  dis- 
putieren. 

3.  Der  Reklamant  behaupte,  daß  nach  kontinentaler  Theorie  nur 
•der  wirkliche  Blockadebruch  bestraft  \xerde,  daß  aber  eine  nicht  frische 
oder  noch  unvollendete  lat  nicht  als  Biockadebrucii  gelte.  Aus  diesem 
Grunde  halte  der  Reklamant  die  Aufbringung  des  hier  verhandelten 
Schiffes  für  unrechtmäßig.  Aber  von  den  beiden  Theorien,  welche 
fast  allen  Pricedenzen  und  Gebräuchen  zugrunde  lagen  und  von 
allen  zivilisierten  Staaten  als  völkerrechtliche  Prinzipien  anerkannt  seien, 

•)  V.  —  »)  soll  hdSen:  „Absatz  l". 
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nämlich  den  englischen  Prinzipien  auf  der  einen  und  den  kontinentalen 
auf  tUr  andern  Seite,  seien  die  engfh'schcn  Grundsätze  am  verbreitet^trn, 
und  es  sei  ferner  allgemein  bekannt,  daß  der  japanische  Staat  seil  dem 
Kriege  im  Jahre  1894  bis  95  die  englischen  Theorien  angenommen  habe. 
Je  nach  dem  Prinzip,  welches  man  zugrunde  lege,  sei  natürlich  auch 
das  Resultat  ein  anderes.  Es  sei  aber  unmöglich,  dem  Urteil  erster 
Instanz  einen  Vorwurf  daraus  zu  machen,  daß  es  sich  auf  das  englische 
Prinzip  stütze,  anstatt  das  kontinentale  anzunehmen. 

Die  Berufung  sei  daher,  weil  in  allen  Punkten  unbegrfindet,  ab- 
zuweisen. 

Die  vorliegende  Entscheidung  wird,  wie  folgt,  begründet: 
Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „Veteran"  ist  Eigentum 
des  in  Tsingtau  ansässigen  deutschen  Reichsangehörigen  Eduard 

Eichwed  e. 

F-s  ist  unbestritten,  daß  der  Kapitän  des  Dampfers  am  17.  November 
1904  um  Mitternacht  Tsintftau  verlassen  hat  und  am  IQ.  November  um 
4  Uhr  morgens  an  einem  Punkte  18 »  6'  30"  nördlicher  Breite  und 
122"  40'  30"  östlicher  Län.i^e  von  dem  auf  BlockadediL'nst  befindlichen 
Kaiserlichen  Kriegsschiff  ..latsula"  aufgebracht  worden  ist, 

Punkt  1  der  Berufung  sagt,  das  Urleil  ersti^r  Instanz  erblicke  den 
Haupthewcis  dafür,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  die 
Blückadi'  zu  brechen  und  nach  Port  Arthur  zu  gelangen  beabsichtigt 
habe,  in  der  alleinigen  lutbache,  daß  das  Schiff  auf  der  Höhe  von  Wci- 
hai-wei  plötzlich  seinen  Kurs  nach  Nordost  geändert  habe,  und  erklärt 
die  Entscheidung  für  völlig  grundlos.  Dem  steht  jedoch  ein  Telegramm 
des  Oberstkommandierenden  unserer  vereinigten  Kriegsflotte  an  den 
Kommandanten  des  Kriegshafens  Sasebo  entgegen,  des  Inhalts,  daB  sein 
Schiff  am  19.  November  um  3  Uhr  morgens  in  einer  Entfernung  von 
32  Seemeilen  S  zu  O  O  von  der  Insel  Vuentao  bei  nord>x'estlichem 
Kurs  auf  Backbord  einen  fast  in  derselben  Richtung  fahrenden  Dampfer 
gesichtet,  nach  einiger  Zeit  die  Schiffslichter  auß^r  Sicht  verloren  und 
'  sofort  die  , Tatsuta"  auf  die  Suche  [geschickt  habe,  >xelche  den  DampfiT 
um  5  Uhr  morgens  gefunden  habe  us\x.  Nach  diesem  Telegramni 
kann  die  Vcrmutunii,  daß  der  fraghche  Dampfer,  als  er  auf  der  Hohe 
von  \X'ei-hai-\\ ei  unser  Kricgs^chift  sichtete,  seinen  Kurs  änderte,  um 
aus  dem  üe^iclUNfcitl  dea^elben  zu  gelangen  und  zu  entweichen,  nicht 
bezweifelt  werden.  Dies  >5cird  noch  klarer,  wenn  man  damit  die  .Aus- 
sage des  Steuermanns  Wong  Tak  Sui  und  die  Differenz  der  Zeit 
des  „Veteran"  und  des  Kriegsschiffes  von  ungefähr  einer  Stunde  zu- 
sammenhält. Das  Gericht  ist  demnach  der  Ansicht,  dafi  der  Dampfer 
schon  vor  Änderung  seines  Kurses  auf  Schleichfahrt  nach  Port  Arthur 
begriffen  war.  Denn  wenn  der  Dampfer  nicht  die  Absicht  des  Blockade- 
bruchs hatte,  so  lag  keine  Notwendigkeit  vor,  weshalb  er  seinen  Kurs 
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fast  bis  zur  entgegengesetzten  Richtung  hätte  ändern  und  die  Flucht 
ergreifen  sollen.  Wenn  er  femer  nach  Niutschwang  zu  fahren  vorhatte, 
so  hätte  er  von  dem  Punkte,  vo  er  das  Leuchtfeuer  des  Shantung-Vor- 
gebirges  4  Seemeilen  westlich  sichtete,  direkt  in  die  Mitte  der  Liaotishan- 
Straße  mit  nordwestlichem  Kurs  steuern  müssen.  Wenn  man  nun  die 
Entfernung  des  von  dem  Kriegsschiff  gesichteten  Baclibordlichts  zu 
dem  ^e^'öhnhVlien  Gesichtshorizont  von  2  Seemeilen  ansetzt  und  an- 
nimmt, daß  der  Ort,  vto  unser  Kriegsschiff  dasselbe  am  IQ.  November 

3  Uhr  morgens  gesichtet  hat,  ungefähr  in  einer  nördlichen  Breite  von 
38"  1  '  und  eintr  ö;,tlichen  Länge  von  122 <>  26',  d.  h.,  daß  er  von  dem 
Punkte,  uo  man  cias  I.euchttemr  des  Shantung-Vorgebirges  westhch 

4  Seemeilen  ab  sichtet,  in  der  Richtung  von  N  zu  W  W  liegt,  so 
weicht  dieser  Punkt  von  der  Fahrrichtung  nach  Niutschwang  ungefähr 
2%  Strich  nach  Osten  ab,  und  der  Bug  des  zu  der  Zeit  mit  unserm 
Kriegsschiff  ziemlich  in  gleicher  Richtung  fahrenden  Dampfers  „Veteran" 
wies  demnach  gerade  auf  den  Hafeneingang  von  Port  Arthur. 

Der  Kapitän  behauptet  ferner,  daß  durch  Maschinenschaden  seine 
Fahrgeschwindigkeit  vermindert  gewesen  sei  und  dafi  er,  um  der  Gefahr, 
auf  Land  getrieben  zu  werden,  zu  entgehen,  die  von  dem  gewöhnlichen 
Kurse  abweichende  Richtung  einzuschlagen  genötigt  gewesen  sei.  Selbst 
wenn  man  der  Tatsache,  daß  weder  die  Kintragung  im  Schiffsjournal 
mit  der  Wirklichkeit,  noch  auch  die  Kladde  des  iMaschincnjournals  mit 
der  Reinschrift  übereinstimmen,  kein  entscheidendes  Gewicht  beilegt, 
so  muß  doch  dempec^enubcr  gesackt  vcerdcn,  daß,  da  iinhcstrittencrmaßen 
nur  ein  leichter  N()rd\\e>t  «ehte,  weder  die  Windvcrhältnissti'  noch  auch 
die  Position  '^chitfcs  zum  Lande,  selbst  bei  etvca-s  verminderter 

Fahrmöglichkeit  das  Schiff  nicht  nötigten,  einen  besonderen  Umweg 
zu  nehmen,  um  der  Gefahr  des  Auftreibens  ^u  entgehen.  Denn  das 
Schiff  hatte,  wenn  es  nach  Niutschwang  fuhr,  nur  eine  leichte  Brise  von 
vom;  achtem  lag  kein  Land  zum  Auflaufen,  und  im  Weiterfahren 
entfernte  es  sich  von  selbst  allmählich  von  dem  zu  Backbord  liegenden 
Land. 

Ferner  hat  der  Kapitän  am  Tage  nach  der  Abfahrt  von  Tsingtau 
die  Schiffsglocke  abgenommen  und  von  da  ab  keine  Stunden  mehr  glasen 

lassen;  er  hat  weiter,  als  er  auf  die  Höhe  von  Wei-hai-wei  kam,  plötzlich 
den  Kurs  geändert  und  dem  Bootsmann  und  den  andern  chinesischen 
Schiffsleuten,  welchen  damals  der  Verdacht  kam,  daß  der  Dampfer  nach 
Port  Arthur  gehen  solle,  auf  ihre  diesbezüglichen  Fragen  keine  Antwort 
gegeben,  sondern  sie  geschlagen,  so  daß  ^ic  Verletzungen  davontrugen; 
:>chließlich  hat  er  als  Drohung  seinen  Revolver  ahtreschossen ;  er  hat 
ttährenddessen  den  neuangenomnieneii  Kurs  heihchalten,  um  erst  später 
mit  wiederum  verändertem  Kurs  in  die  Richtung  auf  Port  Arthur  zu-- 
zutahren;  ferner  war  es  leslzustcllcn,  daß  er  erst  einige  Tage  zuvor 
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den  Schiffskörper  sowie  die  Boote  schwarzgrau  hat  anstreichen  lassen; 
7.ur  Zeit  der  Besch lajrn ah  nie  brannten  die  Toplaterne  und  die  Backbord- 
laternc  nur  sehr  schvxach,  und  die  Luken  und  alle  sonstigen  Stellen, 
aus  denen  Licht  hatte  herausdringen  können,  waren  ^  erschlossen.  Alle 
diese  Handlungen  sind  unzweifelhaft  mit  dem  Zwecke  vorgenommen, 
unserer  Kontrolle  Auge  und  Ohr  zu  benehmen.  Alles  dieses,  sowie  die 
Tatsache,  daß  das  Schiff  zur  Zeit  der  Beschlagnahme  mit  dem  Kurs 
NWVs^>  cl.  h.  auf  Port  Arthur,  fuhr,  sind  ausreichend,  um  zu  dem 
Schluß  zu  kommen,  daß  der  Dampfer  unter  dem  Schutze  der  Nacht 
die  Blockade  zu  brechen  und  heimlich  nach  Port  Arthur  zu  fahren 
vorhatte. 

Daher  ist  Punkt  1  der  Berufung  unbegründet. 

Im  Punkte  2  der  Berufung  behauptet  der  Reklamant,  der  Ort, 
an  welchem  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  aufgebracht  worden 
sei,  sei  von  der  ßlockadelinie  etwa  70  Seemeilen  entfernt,  und  es  könne 
nicht  als  Tatsache  angesehen  werden,  daß  das  Schiff  die  Blockadelinie 
ZU  fiberschreiten  und  in  den  Hafen  einzufahren  beabsichtigt  habe.  Die 
Aufbringung  des  hier  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers  sei  ein 
gründlicher  Mißbrauch  des  Repressionsrechts,  denn  sie  sei  mit  dem 
Absatz  1  des  Artikels  29  unserer  Seeprisenordnung;  die  von  Schiffen 
spreche,  „welche  die  Blockadelinie  fiberschreiten  und  in  das  Blockade- 
gebiet eindringen  oder  einzudringen  beabsichtigen",  nicht  in  Einklang 
zu  bringen.  Schiffe,  welche  so  weit  wie  das  vorliegende  von  der 
Blockadelinie  entfernt  seien,  könnten,  selbst  wenn  sie  nach  dem  blockierten 
Hafen  bestimmt  seien,  nicht  zur  Verantwortung  gezogen  werden,  da 
sie  noch  reichlich  Zeit  hätten,  diese  Bestimmung  aufzugeben  oder  zu 
ändern.  Da  aber  unsere  Blockadeschiffe,  die  in  ungefähr  10  Seemeilen 
Entfernung  von  der  Küste  aufrangiert  \xaren,  die  darüber  hinausliegende 
Meeresfläche  abzufahren  hatten  und  bei  dieser  Ausübung  des  Wach- 
dienstes bis  zu  30  Seemeilen  und  mehr  südlich  von  der  22  Seemeilen 
von  der  Kfiste  entfernt  liegenden  Insel  Yuentao  nmherkreuzten,  wo 
erwiesenermaßen  der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  von  einem 
der  Blockadeschiffe  entdeckt  wurde,  so  muß  der  Ort  der  Aufbringung 
als  in  der  Nähe  des  Blockadegebiets  befindlich  erachtet  werden.  Es 
ist  demnach  klar,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  den  Blockade- 
bruch  liereits  begonnen  hatte,  und  auch  Punkt  2  der  Berufung  ist 
grundlos. 

Da  es  ferner  völkerrechtlich  anerkannt  ist,  daß  Schiffe,  welche 
einen  Blockadebruch  begonnen  haben,  aufgebracht  werden  können,*) 
so  ist  auch  Punkt  3  der  Berufung  hinfällig. 


*)  V.  §§  29,2  und  37,3 
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.Es  wird  dalur,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berurung  wird  abgewiesen. 

Am  0.  Juli  1905  im  Überpi iseiigericht. 

(Unterschriften.) 


RekUmianteli:  Die  in  Tsingtau,  China,  ansässigen  deutschen  Reicfas- 
angehörigen,  Prokuristen  der  Firma  Diederichsen ,  Jebsen  8eCo.: 
Emil  Walikoff  und  Werner  Qeim. 

ProzeBvertraters  Rechtsanwalt  Ishibashi  Tomokichi  in 
Nagasaki,  Togiyamachi  Nr.  41. 

In  der  Prisensache,  betreffend  die  auf  dem  deutschen  Dampfer 
„Veteran"  verschifften  Güteri  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsformel: 
Die  sämtlichen  auf  dem  deutschen  Dampfer  „Veteran"  verschifften, 
in  beigeheftetem  Verzeichnis  aufgeführten  Güter  werden  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  sind  Kigentum  der  in 
Tsingtau  ansässigen,  aus  deutschen  Handelstreibenden  bestehenden  Firma 
Dicderichsen,  Jebsen  öi  Co.,  ^xurden  auf  dem  von  dieser  Firma 
gecharterten  Dampfer  „Veteran"  verschifft  und  verliLßi  ti  am  17.  No- 
vember 1904  um  MjitcMiachl  Tsingtau  mit  Bcsluumung  für  Port  Arthur. 
Am  19.  desselben  Monats  um'  4  Uhr  morgens  wurde  der  „Veteran"  von 
dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  ,,TatsuU"  38«  6'  30"  nördlicher  Breite 
und  122«  40*  30"  östlicher  Länge  wegen  Blockadebruchs  zusammen 
mit  den  zur  Verhandlung  stehenden  Gütern  beschlagnahmt.  >) 

Diese  Tatsachen  gehen  klar  hervor  aus  dem  Protokoll  des  Offi- 
ziers, der  die  Beschlagnahme  in  Stellvertretung  (des  Kommandanten) 
.  ausführte,  Kapitänleutnants  Ohara  Shunji,  aus  den  Vemehmungs- 
protokolien  des  Kapitäns  Karl  Edler,  des  ersten  Offiziers  Anton 
Müller,  des  ersten  Maschinisten  Max  Hase,  des  zweiten  Maschinisten 
Fritz  Bruns,  des  Bootsmanns  Wong  Tack  Sui,  der  Steuerleute 
Wonp  Sai  Hock  und  Wong  Kee  Sang,  der  Heizer  Ka  Tack 
Loi  und  Hong  Hing  Wing,  aus  dein  1  la^s^eiiatteste,  dein  I  og- 
buch,  dem  Original-Maschinenjournal,  aus  dem  leil  der  Untersuch ungs- 
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akten  des  beaufsichtigten  Rats,  betreffend  die  Abnahme  der  Schiffs- 
glocke,  dem  Outachten  des  Marine^Maschinen-Ingenieurs  Hirano 
Katsuhiko  über  den  Maschinenschaden  an  der  Führungsstange  und 
aus  dem  Chartervertrag. 

I^ic  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Rekla- 
mation sind  folgende: 

Es  werde  Freigabe  der  zur  Verhandlung  stehenden  Guter  be- 
antragt, und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

Der  [Dampfer  sei  am  17.  November  1904  von  Isint^nau  abijefahren 
mit  der  Bestimmunt(.  zuerst  nach  Niutsch\XMn£^  und  dann  über  rientsin 
nach  Tschifu  zu  fahren.  Das  ergebe  sich  aus  dem  zwischen  den  Kckla- 
matiten  und  dem  Schiffbeigentümer  abgeschlossenen  Chartervertrag  und 
den  Ladescheinen,  h'in  Teil  der  Ladung  sei  für  die  Finna  Band  ine  I 
&  Co.  in  Niutschwang  bestimmt  gewesen  und  habe  durch  diese  ver- 
kauft werden  sollen ;  die  anderen  OQter  seien  fQr  Teige,  Schröter 
8c  Co.  in  Tientsin  und  Diederichsen,  Jebsen&Co.  in  Tschifu 
bestimmt  gewesen.  Ein  Transport  der  Guter  nach  Port  Arthur  sei 
nie  beabsichtigt  gewesen. 

Für  einen  Dampfer  mit  dem  Reiseziel  Niutschwang  habe  es  aller- 
dings den  Anschein,  als  ob  der  Dampfer  von  der  Höhe  des  Shantung- 
Vorgebirges  aus  zu  sehr  nordöstlich  in  dte  offene  See  gesteuert  habe; 
aber  zu  der  Zeit  hal)C  der  Dampfer  Maschinenschaden  gehabt  und 
wäre  bei  seiner  verminderten  Fahrgeschwindigkeit  und  dem  herrschenden 
NW-Wind  in  Strandungsgefahr  gewesen,  wenn  er  nicht  ein^n  von 
dem  t,^e\xöhnlichen  Kurs  für  Niutschwang  nach  NO  abweichenden  Kurs 
an^H-nommen  liättc.  Auf  Port  Arthur  sei  aber  niemals  Kurs  gehalten 
worden.  Der  Staatsanwalt  führe  in  seinem  Schriftsatz  als  Beweis  für 
die  beabsichtigte  heimliche  Fahrt  naeli  Port  Arthur  die  Tatsache  an, 
daß  Kisten,  welche  Milch  und  Seite  enthielten,  mit  „Port  Arthur"  ge- 
zeichnet seien.  Es  sei  jedoch  kaum  anzunehmen,  daß  jemand,  der 
eine  Blockade  zu  tirechen  vorhabe,  selbst  das  Beweismaterial  fflr  dieses 
Vorgehen  offenbaren  würde.  Deshalb  sei  jene  Aufschrift  auf  den  Kisten 
vielmehr  ein  Beweis  dafür,  daß  der  Dampfer  die  ihm  vorgeworfene 
Absicht  nicht  gehabt  habe.  DaB  femer  nach  dem  Lichten  des  Ankers 
während  der  Fahrt  der  Kapitän  die  Schiffsglocke  habe  abnehmen  lassen, 
sei  durchaus  nicht  mit  einer  Absicht,  die  Fahrt  nach  Port  Arthur  un- 
bemerkt ausführen  zu  können,  in  Verbindung  zu  bringen;  die  Fnt- 
fernung  eleu  Glocke,  welche  noch  den  alten  Namen  des  Schiffes  „Phalos" 
trug,  habe  vielmehr  ledi^^Hch  als  ein  gutes  Omen  für  die  Fahrt  dienen 
sollen.  Fs  sei  ferner  nicht  er\x-iesen,  daß  die,  aus  (Jen  Niutschwang  als 
Bestimmungshafen  bezeichnenden  und  durchaus  in  Ordnung  befind- 
lichen Sciiittspapieren  sich  als  beabsichtigt  eri^ebende  Reise  mit  dem 
tatsächlich  genonunenen  Kurs  nicht  in  Linklaiig  zu  bringen  sei.  Des 
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v;  eiteren  liefere  die  Aufbringung  des  Dampfers  auf  offener  See  in 
einer  t^ntfernunq:  \on  60  bis  70  Seemeilen  von  Fort  Arthur  keine 
hinreichende  Unterlage  für  die  Behauptung,  daß  der  Dampfer  geplant 
habe,  die  Blockadelinie  zu  überschreiten  und  somit  die  Blockade  zu 
brechen.  Daher  sei  die  Beschlagnahme  unrechtmäßig. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 
Der  fragliche  Dampfer  habe  versucht,  die  Blockade  zu  brechen,  zu 
einer  Zeit,  wo  zweifellos  die  Blockade  effektiv  gewesen  sei.  AUe  an 
Bord  des  Dampfers  befindlichen  Güter  seien  daher,  weil  es  beabsichtigt 
gewesen  sei,  dieselben  heimlich  nach  Port  Arthur  einzuführen,  ein- 
zuziehen. 

Das  Oericht  ist  folgender  Ansicht: 

Die  allgemeinen  völkerrechtlichen  Bestimmungen  und  Gebräuche 
kommen  dahin  überein,  daß  die  I^adung  von  Schiffen,  welche  als 
Hlockadebrecher  handeln,  einzuziehen  sind,  mit  Ausnahme  von  solchen 
Gütern,  welche  Personen  gehören,  die  von  der  Sache  absolut  keine 
Kenntnis  hatten.  Wenn  nun  Schiffe  eine  Blockade  zu  brechen  vor- 
halx:ii.  so  ist  tin  ^anz  gewöhnliches  Mittel,  um  der  Aufbrinc^ung  zu 
entgehen,  daß  sie  allerhand  falsche  Uokumentij  herstellen.  So  waren 
unter  den  Schiffspapieren  des  fraglichen  Dampfers  nur  für  einen  Teil 
der  Ladung  Frachtscheine  vorhanden,  das  Original-Maschinenjournal 
und  die  Reinschrift  stimmten  nicht  überein,  und  auch  das  von  dem 
Prozefivertreter  des  Reklamanten  beigebrachte  Ladungsverzdchnis  deckt 
sich  nicht  mit  der  vorhandenen  Ladung.  Daher  kann  die  Echtheit 
aller  dieser  Dokumente  nicht  anerkannt  werden.  Was  den  Kurs  des 
Dampfers  angeht,  so  hat  der  Prozeßvertreter  t)ehauptet,  daß  der  Dampfer, 
als  er  die  Höhe  des  Shantung-Vorgebirges  passiert  hatte,  Maschinen- 
schaden erlitt,  infolge  dessen  die  Geschwindigkeit  herabgesetzt  wurde 
und  der  Dampfer  in  Gefahr  kam,  auf  Land  getrieben  zu  v;erden.  Diese 
Behauptungen  können  jedoch  in  Anbetracht  der  Beweise,  die  sich  aus 
den  Protokollen  der  im  Maschinenraum  zur  fraglichen  Zeit  beschäftigt 
gewesenen  Chinesen  und  aus  dem  Original-Maschinenjournal  ergeben, 
sowie  der  Beweise,  die  sich  auf  das  Vorhandensein  oder  das  Nicht- 
vcMThandensein  des  Maschinenschadens  t>eziehen,  nicht  als  richtig  an- 
erkannt werden.  Es  ist  vielmehr  klar  erwiesen,  daß  der  Dampfer  auf 
der  Höhe  von  Wei-hai-wei  plötzlich  den  Kurs  nach-  NO  änderte  und 
von  da  ab  in  der  Richtung  nach  Port  Arthur  fuhr,  während  welcher 
Fahrt  er  aufgebracht  wurde.  Die  Tatsache  ferner,  daß  der  Dampfer 
60  bis  70  Seemeilen  vor  Port  Arthur  auf  der  See  aufgebracht  wurde, 
steht  nicht  dem  Schlüsse  entgegen,  daß  es  beabsichtigt  war,  mit  dem- 
selben einen  Blockadebruch  auszuführen.  Nach  Aufführung  aller  der 
vorstehenden  Tatsachen  erübrige  es  sich  nwf  die  anderen  Verl  cid  igimgs- 
p unkte  des  Prozeßvertreters  einzugehen.    Da  dem  Charterer  sowohl 
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wie  dem  Kapitän  des  fraglichen  Dampfers  belcannt  war,  daß  zur  frag* 
liehen  Zeit  die  Blockade  seitens  des  japanischen  Geschwaders  bestand^ 

und  es  anerkannt  \^erden  muß,  daß  der  Dampfer  zwecks  Schleichimports 
die  Blockade  zu  brechen  beabsichtigte,  so  entscheidet  das  Gericht,  da 
die  Güter  auf  einem  Schiff  verladen  worden  waren,  welches  als  Blockade- 
h  rech  CT  anzusehen  ist  und  da  sie  alle  im  Eigentum  des  Charterers  dieses 
Blockadebrechers  stehen,  wie  in  der  Urteilsformei  auf  Einziehung  der 
gesainten  Ladung.-) 

Verkündet  im  l'risengericht  zu  Sasebo  am  1.  März  1905  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  i\\  i  z  u  k  a  m  i  C  h  o j  i  r  o. 

(Unterschriften,) 


Ladungsverzeichnis  des  Dampfers  „Veteran**. 


Nr. 

Art  der  Ofiter 

Zahl  der 
Stocke 

Absender 

1 

89 

Kolli 

Dlededebsen,  Jebsen  &  Ca 

in  Tringtstt 

2 

Pelzmäntel  .... 

130 

«» 

3 

Stiefel  

60 

Kisten 

4 

Baumw.  BebiMeider  . 

40 

Kolli 

5 

Baumw.  Hemden  .  . 

19 

» 

6 

Gesalzenes  Rindfleisch 

1859 

Fäaser 

7 

Gesalzene  GemOse  . 

m 

n 

8 

300 

Kisten 

9 

Kartoffeln  .... 

379 

Säcke 

10 

Kondensierte  Milch  . 

335 

Kisten 

11 

Fleischkonserven  .  . 

1454 

» 

12 

68 

»» 

13 

Zigaretten  .... 

3 

14 

StreicbhClzer    .  .  . 

78 

n 

15 

Seife  

1600 

16 

Arzneimittel  .... 

12 

Fässer 

17 

ft        .   »  •  • 

1 

Kollo 

i.Stroh 

18 

Schwefelsaure  .  .  . 

96 

Kisten 

19 

Heilmittel  .... 

74 

n 

»)  V.  §  45. 
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Reklamanten :  Die  I  Vokuriiicn  der  Hrnia  Üicdcrichsen,  Jeb- 
se  n  8:  Co.  in  Tsingtau,  China:  EmilWalikoff  und  WernerGleim. 

Prozeßvertreter:  Ret  htsanwnit  Ishibashi  Tomokichi,  Re- 
gierungsbezirk Nagasaki,  N'a^as;iki,  Togiyaniachi  41. 

Am  1.  März  IOOt  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
sache, betreffend  die  Ladung  des  am  19.  November  1W4  38»  6'  iö" 
nördlicher  Breite  und  122*»  40*  30"  östlicher  Länge  von  dem  Kaiser- 
lichen Kriegsschiff  „Tatsuta"  aufgebrachten  deutschen  Dampfers 
„Veteran",  ein  Urteil  gefällt,  nach  welchem  diese,  in  dem  der  Ent- 
scheidung beigefugten  Ladungsverzeichnis  aufgeführte  Ladung  insgesamt 
einzuziehen  ist.  Gegen  diese  Entscheidung  hat  der  Rechtsanwalt 
1  s  h  i  b  a  s  h  i  Tomokichi  als  Prozeßvertreter  der  Reklamanten  Emil 
Walikoff  und  Werner  Geim  Berufung  eingelegt.  Diese  Berufung 
ist  von  dem  Oberprisengericht  im  Beisein  des  Staatsanwalts  Dr.  jur. 
Ishiwatari  Binichi  geprüft  worden. 

Die  Hauptberufungspunkte  des  Vertreters  der  Reklamation  Ishi- 
bashi  Tomokichi  und  deren  Begründung  sind  folgende: 

1.  Das  Urteil  erster  Instanz  erblicke  den  Hauptbeweis  dafür,  daß 
das  fra^iche  Schiff  die  Blockade  zu  brechen  und  nach  Port  Arthur 
zu  gelangen  beabsichtigt  habe,  in  der  alleinigen  Tatsache,  daß  das  Schiff 
auf  der  Höhe  von  Wei-hai-wei  plötzlich  seinen  Kurs  nach  Nordost 
geändert  habe.  Diese  Entscheidung  entbehre  jeder  Grundlage,  denn, 
«•enn  das  Schiff  von  Wei-hai-wei  nach  Port  Arthur  zu  gelangen  vor- 
gehabt habe,  so  wäre  es  besser  gevcesen,  gleich  von  Wei-hui-\xei  aus 
nördlich  zu  fahren.  Um  nach  Port  Arthur  zu  gelangen,  hätte  es 
nicht  nötig  gehabt,  Kurs  auf  Nordost  in  die  Bai  von  Korea  zu  nehincn 
und  so  einen  ungefähr  viermal  so  langen  Umweg  zu  machen.  Ferner 
wäre,  um  die  Blockade  zu  brechen,  die  Nachtzeit  am  geeignetsten  ge- 
wesen und,  wenn  das  fragliche  Schiff  ein  derartiges  Unternehmen  vor- 
gehabt hatte,  so  hätte  es  dazu  von  »Wei-hai-wei  um  Mittemacht  auf- 
brechen und  direkt  nach  Port  Arthur  fahren  müssen.  Bei  gesundem 
Menschenverstand  könne  man  schwerlich  annehmen,  daß  jemand  anstatt 
dessen  seinen  Kurs  auf  Nordost  ändern  und,  gerade  als  ob  er  es  darauf 
anlege,  von  unseren  Kriegsschiffen  gesehen  zu  werden,  bei  Tagesanbruch 
an  der  Stelle,  wo  der  Dampfer  aufgebracht  worden  sei,  umherfahren 
wende.  Daher  beruhten  die  dem  erstinstanzlichen  Urteil  zugrunde 
gelegten  und  von  demselben  anerkannten  Tatsachen  auf  Irrtum. 

2.  Da  der  Ort,  an  welchem  das  fragliche  Schiff  aufgebracht  worden 

sei,  von  der  Blockadelinie  etwa  70  Seemeilen  enttt-mt  sei,  so  könne 
man  es  nicht  als  Tatsache  ansehen,  daß  da^  Schilf  die  Hlockadelinie 
zu  überschreiten  und  in  den  Hafi  n  einzufahren  beabsichtigt  habe.  Wenn 
das  Kriegsschiff  die  Aufbringung  auf  das  sogenannte  Repressionsrecht 
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stützen  wolle,  so  erblickten  die  Reklamanten  darin  einen  MiBbiauch 
dieses  Rechts,  denn  eine,  wie  im  vorliegenden  Falle,  auf  einem  von 
der  Blockadelinie  70  Seemeilen  entfernten  Punkte  erfolgte  Aufbringung 
stehe  nicht  im  Einklang  mit  Absatz  1  des  Artikels  29  unserer  See- 
prisenordnung,'), die  von  Schiffen  spreche,  „welche  die  Blockadelinie 
äberschreiten  und  in  das  Blockadegebiet  eindringen  oder  einzudringen 
beabsichtigen".  Schiffe,  wie  das  fragliche,  könnten,  selbst  wenn  sie 
nach  dem  blockierten  Hafen  bestimmt  seien,  weil  sie  inzwischen  noch 
reichlich  Zeit  hätten,  diese  Bestimmung  aufzugeben  oder  zu  andern, 
nach  einem  rechtmäßigen  völkerrechtlichen  Grundsätze  nicht  zur  Ver- 
antwortung gczoeen  werden.  Dies  um  so  weniger,  wenn  es  nicht  ein- 
mal klar  bewiesen  sei,  ub  der  blockierte  Hafen  der  Bestimmungshafen 
sei  oder  nicht.  Deshalb  müsse  der  Ort  der  Aufbringung  in  der  Nähe 
der  Blockadelinie  liegen  und,  bevor  ein  solcher  Punkt  erreicht  sei, 
könne  das  Repressionsrecht  nicht  als  bestehend  angesehen  werden. 

3.  Unsere  Seeprisenordnung  sei  lediglich  eine  vom  Hauptquartier 
erlassene  Verordnung,  welche  weder  die  Japaner,  geschweige  denn  die 
Ausländer,  altgemein  zu  kennen  und  zu  befolgen  verpflichtet  seien. 
Daher  sei  die  Frage,  welche  Stellung  Japan  zu  der  Blockade  einnehme» 
nicht  klar.  Das  Urteil  erster  Instanz  besage  in  der  Begründung  der 
Entscheidung,  daß  die  allgemeinen  völkerrechtlichen  Bestimmungen  und 
Gebräuche  dahin  übereinkämen,  daß  Schiffe,  welche  den  Blockade- 
zustand kennten  und  in  der  Absicht,  in  das  Blockadcgcbiet  einzudringen, 
sich  demselben  näherten,  als  Blockadebrecher  anzusehen  seien  tisw. 
Die  Reklamanten  müßten  es  aber  abweisen,  daß  es  eine  ganz  allgemeine 
Bestimmung  oder  ein  ausnahmslos  anerkannter  Brauch  des  Völkerrechts 
sei,  daß  der  noch  uruoliendete  Akt  .schon  als  Blockadebruch  anzusehen 
sei.  Der  europäii.che  Kontinent  erkenne  als  Prinzip  an,  daß  nur  der 
wirkliche  Blockadcbruch  bestraft  werden  könne,  daß  aber,  wenn  das 
t)etreffende  Schiff  nicht  auf  frlsdier  Tat  oder  wenn  es  vor  Aus- 
führung des  Blockadebruchs  betroffen  würde,  nicht  als  Blockadebrecher 
anzusehen  sei.  Es  sei  daher  klar,  daß  der  in  Frage  stehende  Dampfer, 
weit  er  70  Seemeilen  von  der  Blockadelinie  entfernt  gewesen  sei,  nicht 
als  Blockadebrecher  abgeurteilt  werden  könne.  Daher  forderten  die 
Reklamanten  Verwerfung  des  erstinstanzlichen  Urteils  und  eine  Ent- 
scheidung auf  Freilassung  der  Ladung  des  Dampfers  „Veteran". 

Der  Staatsanwalt  beim  Sasebo-Prisengericht,  VamamotoTat- 
surokuro,  bringt  hiergegen  folgendes  vor: 

Da  die  Berufungsgründe  in  der  vorliegenden  Sache  Wort  für  Wort 
mit  den  Beruf ungsgründen  der  Pri.sensache  des  Dampfers  .A^eteran" 
übereinstimmten,  so  wünsche  er  seine  dort  vorgebrachte  Replik  auf  den 
vorliegenden  Fall  anzuwenden. 
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Die  vorliegende  Entscheidung  vtird,  vcie  folgt,  begründet: 
Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  ist  auf  dem  Dampfer 
„Veteran"  verschifft  worden. 

Es  ist  unbestritten,  daB  der  Kapitän  des  Dampfers  am  17.  No- 
vember 1904  um  Mittemacht  Tsingtau  verlassen  hat  und  am  19.  No- 
vember um  4  Uhr  morgens  an  einem  Punkte  38  6'  30"  nördlicher 
Breite  und  122<»  40'  30"  östlicher  Länge  von  dem  auf  Blocliadedienst 
befindlichen  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Tatsuta"  aufgebracht  worden  bt. 

Punkt  1  der  Berufung  sagt,  das  Urteil  erster  Instanz  erblicke  den 

Hauptbeweis  dafür,  daß  das  in  Frage  stehende  Schiff  die  Blockade  zu 
brechen  und  nach  Port  Arthur  zu  gelangen  beabsichtigt  habe,  in  der 
alleinigen  Tatsache,  daß  das  Schiff  auf  der  Höhe  von  Wei-hai-vcei  plötzlich 
seinen  Kurs  nach  Nordost  ß^cändert  habe,  und  erklärt  die  Entscheidung 
für  vöIIiiT  grundlos.    Dem  steht  jedoch  ein  Telegramm  des  Oberst- 
komniandierenden  unserer  vereinigten  Kriegsflotte  an  den  Kommandanten 
des  Kriet'shafens  Sasebo  ciitt;et,H"n,  des  Inhalts,  daß  sein  Schiff  am  19. 
November  um  j  l'hr  inorL^ens  ifi  einer  I  ntfernuiii;  von  32  Seemeilen 
S  zu  Ü  Vi  O  ^'^'1         Insel  V-uentao  bei  nordwestlichem  Kurs  auf 
Backbord  einen  fast  in  derselben  Richtung  fahrenden  Dampfer  gesichtet, 
nach  einiger  Zeit  die  Schiffslichter  aufielr  Sicht  verloren  und  sofort 
dK  i,Tatsuta"  auf  die  Suche  geschickt  habe,  welche  den  Dampfer  um 
5  Uhr  morgens  gefunden  habe  usw.  Nach  diesem  Telegramm  kann  di^ 
Vermutung,  daß  der  fragliche  Dampfer,  als  er  auf  der  Höhe  von  Wei- 
hai-wei  unser  Kriegsschiff  sichtete,  seinen  Kurs  änderte,  um  aus  dem 
Gesichtsfeld  desselben  zu  gelangen  und  zu  entxxei'  !ieti,  nicht  bezweifelt 
werden.    Dies  v.ird  noch  klarer,  wenn  man  damit  die  Aussage  des 
Steuermanns  Wong  I  ak  Su  i  und  die  Differenz  der  Zeit  des  „Veteran" 
und  de>  Kriegsschiffs  von  unL,^efähr  einer  Stunde  zusammenhält.  Das 
(jericlit  ist  demnach  der  Ansicht,  daß  der  i^ampfer  schon  vor  Änderung 
seines  Kurses  auf  Schleichfahrt  nach  Port  Arthur  begritlen  war.  Denn 
uenn  der  Dampfer  nicht  die  Absicht  des  HIockadebruchs  hatte,  so  h[f 
kiiine  Notwendigkeit  vor,  weshalb  er  seinen  Kurs  fast  bis  zuf  entgegen- 
gesetzten Richtung  hätte  ändern  und  die  Hucht  ergreifen  sollen.  Wenn 
er  femer  nach  Niutschwang  zu  fahren  vorhatte,  so  hätte  er  von  dem 
Punkte,  wo  er  das  Leuchtfeuer  des  Shantung-Vorgebirges  4  Seemeilen 
westlich  sichtete,  direkt  in  die  Mitte  der  üaotishan-Straße  mit  nord* 
westlichem  Kurs  steuern  müssen.  Wenn  man  nun  die  Entfernung 
des  von  dem  Kriegsschiff  gesichteten  Backbordlichts  zu  dem  gewöhn- 
lichen Qesichtshorizont  von  2  Seemeilen  ansetzt  und  annimmt,  da& 
der  Ort,  wo  unser  Kriegsschiff  dasselbe  am  19.  November  1  Uhr  morfrcns 
gesichtet  hat,  ungefähr  in  einer  nördlichen  Breite  \  on  IS     1  '  und 
einer  östhchen  l.an,<^e  von  122"  26',  d.  h.,  daß  er  von  dein  Punkte, 
wo  man  das  Leuchtfeuer  des  Shantung-Vorgebirges  westlich  4  See- 
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tneilen  ab  sichtet,  in  der  Richtung:  von  N  zu  W  V2  W  liegt,  so  weicht 
dieser  Punkt  von  der  Fahrrichtung  nach  Niutschwang  ungefähr  2V» 
Strich  nach  Osten  ab,  und  der  Bug  des  zu  der  Zeit  mit  unserm  Kriegs- 
schiff ziemlich  in  gleicher  Richtung  fahrenden  Dampfers  „Veteran" 
wies  demnach  auf  den  Hafeneingang  von  Port  Arthur. 

Der  Kapitän  behauptet  ferner,  daß  durch  Maschinenschaden  seine 
Fahrgeschwindigkeit  vermindert  gewesen  sei  und  daß  er,  um  der  Gefahr, 
auf  Land  getrieben  zu  vc'crden,  zir  entgehen,  die  von  dem  fife^x'öhnlichen 
Kurs  abweichende  Richtung  einzuschlagen  genötigt  gewesen  sei.  Selbst 
wenn  man  der  Tatsache,  daß  weder  die  Eintragung  im  Schiffsjournal 
mit  der  Wirklichkeit,  noch  auch  die  Kladde  des  Maschinenjournals  mit 
der  Reinschnlt  übereinstimmen,  kein  entscheidendes  ücvcicht  beilegt, 
so  muß  doch  demgegenüber  gesagt  werden,  daß,  da  unbestrittener- 
maßen nur  ein  leichter  Nordwest  wehte,  weder  die  Windverhältnisse 
noch  auch  die  Position  des  Schiffes  zum  Lande,  selbst  bei  etwas  ver- 
minderter Fahrmöglichkeit,  das  Schiff  nicht  nötigten,  einen  besonderen 
Umweg  zu  nehmen,  um  der  Gefahr  des  Auftreibens  zu  entgehen.  Denn 
das  Schiff  hatte,  wenn  es  nach  Niutschwang  fuhr,  nur  eine  leichte 
Brise  von  vorn;  achtern  lag  kein  Land  zum  Auflaufen,  und  im  Weiter- 
fahren entfernte  es  sich  von  selbst  allmählich  von  dem  zu  Backbord 
li^nden  Land. 

Ferner  hat  der  Kapitän  am  Tage  nach  der  Abreise  von  Tsingtau 
die  Schiffsglocke  abgenommen  und  von  da  ab  keine  Stunde  mehr  glasen 
lassen  ;  rr  h.it  weiter,  als  er  auf  die  Höhe  von  Wei-hTi-wei  kam,  plötzHch 
den  Kurs  geändert  und  dem  Bootsmann  und  den  andern  chinesischen 
Schiffsleuten,  welchen  damals  der  Verdacht  kam,  daß  der  Dampfer 
nach  Port  Arthur  gehen  solle,  auf  ihre  diesbczüghchcn  hragen  keine 
Antwort  gegeben,  sondern  sie  geschlagen,  so  daß  sie  Verletzungen 
davontrugen;  schließlich  hat  er  als  Drohung  seinen  Revolver  ab- 
geschossen; er  hat  währenddessen  den  neuangenommenen  Kurs  bei- 
behalten, um  erst  später  mit  wiederum  verändertem  Kurs  in  die  Rich- 
tung auf  Port  Arthur  zuzufahren;  ferner  war  es  festzustellen,  daß  er 
erst  einige  Tage  zuvor  den  Schiffskörper  sowie  die  Boote  schwarz- 
grau hat  anstreichen  lassen;  zur  Zeit  der  Beschlagnahme  brannte  die 
Toplateme  und  die  Backbordlaterne  nur  sehr  schwach,  und  die  Luken 
und  alle  sonstigen  Stellen,  aus  denen  Licht  hätte  herausdringen  können,, 
waren  verschlossen.  Alle  diese  Handlungen  sind  unzweifelhaft  mit  dem 
Zwecke  vorgenommen,  unserer  Kontrolle  Auge  und  Ohr  zu  benehmen^ 
Alles  dieses,  sowie  die  Tatsache,  daß  das  Schiff  zur  Zeit  der  Beschlag- 
nahme mit  dem  Kuvs  NW  '  W,  d.  h.  auf  Port  Arthur,  fuhr,  sind 
ausreichend,  um  /u  dem  Schhiß  y\i  konmien,  daß  der  Dampfer  unter 
dem  Schutze  der  Nacht  die  Blockade  zu  brechen  und  heimlich  nach 
Port  Arthur  zu  fahren  vorhatte. 
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Daher  ist  Punkt  1  der  Berufung  unl>egrflndet. 

Im  Punkt  2  der  Berufung  behaupten  die  Reklamanten,  der  Ort, 
an  welchem  das  in  Frage  stehende  Schiff  aufgebracht  worden  sei,  sei 
von  der  Blockadelinie  etwa  70  Seemeilen  entfernt,  und  es  könne  nicht 
als  Tatsache  angesehen  werden,  daß  das  Schiff  die  Blockadelinie  zu 
überschreiten  und  in  den  Hafen  einzufahren  beabsichtigt  habe.  Die 
Aufbringung  des  hier  in  Frage  stehenden  Dampfers  sei  ein  grundhcher 
Mißbrauch  des  Kepressionsrecht??,  denn  sie  sei  mit  dem  Absatz  1  des 
Artikels  29  unserer  Seeprisenordnung,  die  von  Schiffen  spreche,  „welche 
die  Blückadeiinie  überschreiten  und  in  das  Blockadegebiet  einbrechen 
oder  einzubrechen  beabsichtigen",  nicht  in  Einklang  zu  bringen.  Schiffe, 
welche  so  weit  wie  das  vorliegende  von  der  Blockadelinie  entfernt 
seien,  könnten,  selbst  wenn  sie  nach  dem  blockierten  Hafen  bestimmt 
seien,  nicht  zur  Verantwortung  gezogen  werden,  da  sie  noch  reichlich 
Zeit  hätten,  diese  Bestimmung  aufzugeben  oder  zu  ändern.  Da  aber 
unsere  Blockadeschiffe,  die  in  ungefähr  10  Seemeilen  Entfernung  von 
der  Küste  aufrangiert  waren,  die  darüber  hinausliegende  Meeresfläche 
abzufahren  hatten  und  bei  dieser  Ausübung  des  Wachdienstes  bis  zu  * 
30  Seemeilen  und  mehr  südlich  von  der  22  Seemeilen  von  der  Köste 
entfernt  liegenden  Insel  Yuentao  umherkreuzten,  wo  erwiesenermaßen 
der  fragh'che  Dampfer  von  einem  der  Blockadeschiffe  entdeckt  \xurde, 
so  muß  der  Ort  der  Aufbringung  als  in  der  Nähe  des  Blockadegebiets 
befindlich  erachtet  >x erden  Es  ist  demnach  klar,  daß  das  in  frage 
stehende  Schiff  den  Blockadcbruch  bereits  begonnen  hatte,  und  auch 
Punkt  2  der  Berufung  ist  grundlos. 

Da  es  ferner  vülfi:errechtlich  anerkannt  ist,  daß  Schiffe,  welche 
einen  Blockadebruch  begonnen  haben,  aufgebracht  werden  können,  so 
ist  auch  Punkt  3  der  Berufung  hinfällig. 

Da  die  zur  Verhandlung  stehenden  OQter  zur  Zeit  der  Aufbringung 
Artikel  dringenden  Bedarfs  für  die  in  Port  Arthur  befindlichen  feind- 
lichen Truppen  waren;  sie  femer  alle  dem  Charterer  des  Dampfers 
gehören;  femer  der  Charterer  sowohl  wie  der  Kapitän  des  Dampfers 
genaue  Kenntnis  von  dem  Bestehen  der  Blockade  hatten,  und  endlich 
angenommen  werden  muß,  daß  diese  einen  Blockadebruch  vorhatten, 
so  ist  das  Erkenntnis  der  ersten  Instanz  auf  Einziehung  der  gesamten 
i^dung  gerechtfertigt. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden; 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  19.  Juli  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 

«)  V.  §§  29  Ziffer  2  und  45. 
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Reklamant:  Alonzo  Albert  Cox,  englischer  Staats- 
ariL^chöriger,  wohnhaft  in  London,  England,  New  Gross,  Waller  Road 
Nr.  135. 

In  der  Prisensache,  betreffend  den  englischen  Dampfer  „King 
Arthur",  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsf  (ii  III  1 1  : 
Der  Dampfer  ..Kingf  Arthur"  wird  eingezogen. 
Die  Rcklamaiiuti  betreffend  Ersatz  von  Schaden  und  Kosten  wird 
abgewiesen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „King  Arthur"  steht  Im 
Eigentum  des  Reklamanten,  des  englischen  Staatsangehörigen  Alonzo 
Albert  Cox,  sein  Heimatshafen  ist  Bombay  in  Britisch  Indien,  er 
fuhrt  die  englische  Handelsflagge  und  dient  zum  Gütertransport.  Ob- 
wohl Cox,  der  selbst  der  Kapitän  ist,  gewußt  hat,  daß  Port  Arthui 
zu  der  fraglichen  Zeit  von  dem  japanischen  Kriegsgeschwader  blockiert 
wurde,  hat  er  mit  Absicht,  sie  nach  dort  einzuführen,  ihm  gehörige 
50  000  Sack  Weizenmehl  geladen  und  ist  am  8.  November  1904  unter 
der  Vorgabe,  nach  Niutschviang  zu  fahren,  von  Bombay  abgedampft. 
Am  12.  De/cmber  de-^selben  Jahres  traf  er  5  bis  6  Seemeilen  auf  der 
Höhe  von  1  iaotishan  auf  der  Halbinsel  !  iaotiins^  ein  russisches  Kriei^s- 
schiff,  Welches  ihn  nach  Port  Arthur  hineinführte.  Nach  Löschung 
der  Ladung  nahm  er  den  deutschen  Kaufmann  Pauli  und  drei  andere 
Personen  an  Bord,  ließ  sich  aus  eigenem  Antriebe  eine  große  Zahl 
von  Briefen  anvertrauen  und  fuhr  am  19.  d.  A\.  von  dort  wieder  ab. 
Auf  der  Reise  nach  Tschifu  in  China  wurde  er  von  dem  auf  Blockade« 
dienst  befindlichen  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Asakiri"  gesichtet,  erhielt 
etwa  um  11  ühr  abends  desselben  Tages  etwa  12  Seemeilen  auf  der 
Höhe  von  Tschifu  Order  zu  stoppen  und  wurde  nach  Tsunglo,  einer 
Insel  der  Etliot-Gruppe,  gebracht.  Am  21.  d.  M.,  8  Uhr  morgens  wurde 
er  dort  von  dem  gleichfalls  auf  Blockadedienst  befindlichen  Kaiser- 
lichen Kriegsschiff  „Oto\xa"  mit  Beschlag  belegt. 

Zu  dieser  Zeit  war  keine  I^dung  an  Bord. 

Die^c  Tatsachen  \xerden  bewiesen  duieli  die  Aiissageschrift  und 
die  Bi-N(  h(  ini.i;iin.L;  ülur  die  an  Hord  befindlirhen  (jüter  des  Stellvertreters 
de^  K<untn:iMdantt.-n  dir  ,,()tin\a",  .Warineoberli'utn  inl>  Kilainura 
Masakichi,  dir  \  eruchinung^protukolle  de?»  Kap'tans  der  ,,King 
Arthur"  Cox,  d(  >  1,  Offiziers  Triplet,  des  2.  ()l!i/iers  Reck,  des 
3.  Offiziers  Turner,  des  1.  Maschinisten  IMiiliipb,  des  2.  .Ma- 
schinisten Johnson,  des  3.  Maschinisten  Cooper,  des  Oberkochs 
Morris,  der  Passagiere  Pauli,  Liesecke,  Oberbeck  und 
Waehner,  durch  das  Schiffszertifikat,  das  Tagebuch,  Maschinenjour- 
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nal,  Alisklarierungsattest,  Ladungsverzeichnis,  eine  Bescheinigung  der 
russischen  Marinebehörden  in  Port  Arthur  über  die  Beschlagnahme 
des  Schiffs,  die  dem  Kapitän  von  Einwohnern  Port  Arthurs  anver- 
trauten Briefe,  ein  Schreiben  und  einen  Auftrag  des  russischen  Offi« 
ziers  Maitschenko  an  den  Kapitän. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen'  des  Prozeßvertreters  sind 
folgende . 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  sei  auf  der  Reise  nach 
Niutschwang  von  einem  russischen  Kriegsschilf  beschlaj^nuihmt  und 
nacli  Port  Arthur  geschafft  worden.  Es  sei  daht-r  nicht  in  die 
Blockade  eingebrochen. Dies  gehe  auch  aus  der  Bescheinigung  der 
russischen  Marinebehörden  über  die  Beschlagnahme  hervor. 

Femer  habe  das  Schiff  sowohl  bei  der  Einfahrt  als  bei  der  Aus- 
fahrt von  Port  Arthur  keinerlei  Hinderung  durch  japanische  Kriegs- 
schiffe erfahren.  Es  habe  seine  Fahrt  dorthin  unt)ehindert  ausgeführt 
und  habe  erst  nach  der  Ausfahrt  auf  der  See  bei  Tschifu  ein  ja- 
panisches Kriegsschiff  getroffen.  Danach  zu  urteilen,  sei  die  Blockade 
der  Liaotung- Halbinsel  nicht  effektiv  gewesen.  Aber  auch  angenommen, 
sie  sei  effektiv  gewesen  und  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  habe 
sie  gebrochen,  so  sei  sie  doch  jetzt  noch  vor  Erlaß  der  Entscheidung 
in  dieser  Sache  schon  aufcfehoben.  Daher  sei  es  billig,  entsprechend 
der  Entscheidung  in  dem  1  JJsette",  wo  es  heiße,  daß  nach  Auf- 
lösung der  Blockade  ein  Bedurtnis  für  Bestrafung,  um  künftige  Ober- 
tretungen  zu  verhüten,  nicht  vorliege,  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff  freizugeben. 

Es  werde  beantragt,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff 
mit  seiner  gesamten  Ausrüstung  freigegeben  werde  und  dafi  dü  in- 
folge der  Beschlagnahme  erlittenen  Verluste  und  Kosten  ersetzt  würden. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  habe  die  Blockade  ge- 
brochen, welche  erwiesenermaßen  zu  der  Zeit  effektiv  gewesen  sei. 
Daher  müsse  auf  Wegnahme  des  Schiffes  entschieden  werden.  Der 
Antrag  auf  Ersatz  des  Schadens  sei  abzuweisen. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Es  ist  allgemein  bekannt,  daß  der  Schiffsverkehr  mit  Niutschwang 
jedes  Jahr  um  Mitte  DezemixT  unterbrochen  \xird.  Daher  ist  es  durch- 
aus unglaubwürdig,  daß  das  yur  Verhandlung  stehende  Schiff  zu  dieser 
Zeit,  ohne  einen  bestimmten  Ik-steller  zu  haben,  es  unternommen  haben 
sollte,  eine  große  Menge  Wei/eiiniehl  dorthin  zu  befördern.  Wenn 
man  ferner^ überlegt,  daß  das  Schiff  sich  auf  dem  von  der  gewöhnlichen 
Fahrroute  nach  Niutschwang  ab  gelegenen  Punkte  von  5  bis  6  See- 
meilen von  Liaotishan  befunden  hat,  so  mufi  man  annehmen,  daß  der 
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Bestimmungsort  des  Schiffs  nicht  Niutschwang  war.  Der  Kapitän  be- 
hauptet, dafi  er,  bis  er  die  Erlaubnis,  Port  Arthur  zu  verlassen,  er- 
halten habe,  erwartet  habe,  dafi  die  Russen  sein  Schiff  einziehen 
würden.  Wenn  man  aber  erwägt,  daß  er  bereits  vor  Empfangf  der  Al>- 
fahrtseriaubnis  vier  deutsche  Kaufleute,  die  Port  Arthur  zu  verlassen 
wünschten,  an  Bord  genommen  und  auf  eij^cnes  Ani:,n  bot  sich  viele 
Briefe  hat  anvertrauen  lassen,  so  muß  man  zu  dem  .Sciiiuß  kommen, 
daß  es  von  vornherein  bestimmt  war,  daß  das  Schilf  Port  Arthur  nach 
Löschen  seiner  Ladung  verlassen  sollte  und  daß  dies  nicht  erst  nach 
Empfang  der  I'rlanbnis  der  russischen  Behörden  abgemacht  worden  ist. 

Es  ist  völkerrechtliches  Prinzip,  aufgebrachte  Schiffe  der  Ent- 
scheidung von  Frisengerichten  zu  unterwerfen.  Obwohl  al>er  das  zur 
Verhandlung  stehende  Schiff  in  Port  Arthur  keinerlei  Untersuchung 
durch  russische  Beamte  —  von  einem  Prisengericht  nicht  zu  reden  — 
unterworfen  worden  ist,  hat  doch  der  Kapitän  dagegen  keine  Ein* 
Wendungen  gemacht  Der  von  dem  Reklamanten  beigebrachten  Be- 
scheinigung der  russischen  Marinebehörden  in  Port  Arthur,  daß  das 
Schiff  mit  Beschlag  t>elegt  gewesen  sei,  ist  kein  Glauben  beizumessen. 
Man  muß  im  Gegentdl  annehmen,  daß  diese  Bescheinigung  auf  der 
einen  Seite  geplant  war,  um  die  Ausfahrt  zu  sichern,  auf  der  andereni 
Seite  als  Beweismaterial  dafür  dienen  sollte,  daß  der  Import  ausgeführt 
worden  sei.  Es  ist  daher  ersichtlich,  daß  das  Schiff  nicht  von  einem 
russisclien  Kriegsschiff  beschlagnahmt  worden,  vielmehr  nach  Ausfuhr 
eines  Schleichimports  wieder  von  Port  Arthur  ausgefahren  ist. 

Der  Kcklainant  bringt  vor,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff  frei  nach  Port  Arthur  ein-  und  von  dort  wieder  ausgefahren, 
die  Blockade  also  nicht  effektiv  gewesen  seL  Es  kann  aber  den  Tat- 
sachen nach  nicht  im  geringsten  bezweifelt  werden,  daS  die  Blockade 
Aber  die  Sudküste  von  Liaotung,  welche  der  Oberstkommandierende 
der  vereinigten  japanischen  Kriegsflotte  in  seiner  Erklärung  vom  26. 
Mai  1904  verhängt  hat,  immer  in  effektivem  Zustand  erhalten  worden 
ist.  Außerdem  ist  es  ein  völkerrechtlich  fest  bestimmter  Grundsatz,  daB 
die  Tatsache,  daß  gelegentlich  einige  Schiffe  der  Kontrolle  der  Kriegs^ 
flotte  entgehen  und  die  Blockadelinie  passieren,  kein  Präjudiz  gegen 
die  Effektivität  der  Blockade  bildet.») 

I3er  Reklamant  zieht  die  Entscheidung  des  Falls  „Lisette"  an  und 
sagt,  daß  die  Blockade  über  Liaotung  schon  vor  diesem  Urteil  auf- 
gehoben worden  sei,  3)  das  zur  Verhandlung  >tehende  Schiff  daher 
freigegeben  werden  müsse.  Da  aber  der  von  dem  Reklamanten  an- 
gezogene Passus  der  erwähnten  Präcedenzentscheidung  lediglich  die 
Freigabe  eines  Schiffes  begründet,  welches  nach  Aufhebung  der 
Blockade  beschlagnahmt  wurde,  so  kann  dieser  Fall  nicht  als  Präcedenz 

VVr§  2L  —  •)  V.  §  31. 
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für  den  vortiegenden  angezogen  werden,  vo  das  Schiff  beschlagnahmt 
wurde,  während  die  Blockade  bestand.  Ein  genauer  Vorgang  des  vor- 
liegenden Falls  ist  vielmehr  der  der  „Charlotte  Sophia",  welche  gerade 

uie  die  „Lisette"  die  Blockade  gebrochen  hatte,  aber  während  des 
Bestehens  derselben  aufgebracht  und  schh'eßlich  eingezogen  wurde. 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  ist,  nach  allem  zu  urteilen, 
ohne  einen  rechtmäRitren  Grund  zu  haben,  nach  Port  Arthur  ein-*) 
und  von  dort  w  it-di^r  ausLjefahren.  Ks  hat  demnach  die  Blockade 
des  japanischen  (ii  sr  Ii  w  aders  gebrochen  und  das  Völkerrecht  erkennt 
es  als  recht  und  hiliit,r,  daß  es  mitsamt  der  ihm  zugehörigen  Aus- 
rüstung eingezogen  \x  erden  kann. 

I>es  weiteren  macht  der  Reklamant  Anspruch  auf  Ersatz  des 
durch  die  Aufbringung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  er- 
littenen Verlustes  und  der  Kosten.  Dies  gehört  aber  nicht  zur  Ent- 
scheidungskompetenz des  Prisengerichts  und  die  Reklamation  über 
diesen  Punkt  wird  demnach  abgewiesen. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  9.  März  1905  im  IVistngericht  zu  Sasebo  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften). 


Reklamant:  Der  englische  Staatsangehörige  Alonzo  Albert 
Cox,  wohnhaft  in  London,  England,  New  Crofi  Waller  Road  Nr.  135. 

ProzeBvertreter:  Rechtsanwalt  Hatakeyama  Shigeakira, 
Hiradomachi  Nr.  18. 

Am  9.  März  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen* 
Sache,  t>etreffend  den  englischen  Dampfer  „King  Arthur'^  welcher  am 
19.  Dezember  1904  auf  der  See  bei  Tschifu  in  China  von  dem  Kaiser- 
lichen Kriegsschiff  „Asakiri"  beschlagnahmt  wcNrden  ist,  ein  Urteil  er- 
lassen, in  welchem  auf  Einziehuncj  des  Dampfers  und  Abweisung^  des 
Antraijs  auf  hrsatz  de<?  Schaden-  und  der  Kosten  erkannt  worden  ist. 
Der  Reklamant  Alonzo  Albert  1^  o  x  hat  «^ei^cn  den  i  eil  der  Ent- 
scheidung, welcher  die  Fin/iehnnj;[  des  Dampfers  ausspricht,  durch  den 
Rechtsanvcalt  Hatakeyama  Shigeakira  als  Prozeßvertretcr  die 
Berufung  eingelegt,  welche  im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki 
Keiroku  und  Dr.  jur.  Ishiwatari  Binichi  beim  Oberprisen- 
gericht geprüft  worden  ist. 

♦)  V.  §  29.1.  -  »)  V.  8  27,1.  —     V.  §  45. 
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Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation 
Hatakeyama  Shigeakira  und  deren  Gründe  sind  folgende: 

1.  Da  das  zur  Verliandlung  stellende  Schiff,  auf  der  Reise  nach 
Niutschwang  begriffen,  von  einem  russischen  Torpedoboot  aufgebracht 
und  nach  Port  Arthur  geführt  worden  sei,  so  habe  es  die  Blockade 
nicht  gebrochen. 

Das  Urteil  erster  Instanz  habe  angenommen,  daß 

der  Rtklaniant,  obwohl  er  gewußt  habe,  daß  Port  Arthur 
zu  der  fraglichen  Zeit  von  dem  japanischen  Kriegsgesch>x  iider 
blockiert  gewesen  sei,  mit  der  Absicht,  sie  nach  dort 
einzuführen,  ihm  gehörige  50000  Sack  Weizenmehl  ge- 
laden habe  und  am  8.  November  1904  unter  der  Vorgat>e, 
nach  Niutschwang  zu  fahren,  von  Bombay  abgedampft  sei 
und  am  12,  Dezember  desselben  Jahres  5—6  Seemeilen 
auf  der  Höhe  von  Liaotishan  auf  der  Halbinsel  Liaotung 
ein  russisches  Kriegsschiff  getroffen  habe.  Dies  habe  ihn 
nach  Port  Arthur  hineingeführt,  wo  die  Ladung  gelöscht 
worden  sei. 

Ferner  habe  das  Urteil  erster  Instanz  entschieden,  daß 

es  von  vornherein  bestimmt  gewesen  sei,  dnß  das  Schiff 
Port  Arthur  nach  dem  Löschen  seiner  Ladung  habe  ver- 
lassen sollen,  und  daß  dies  nicht  erst  nach  Lmpfang  der 
Erlaubnis  der  russischen  Behörden  abgemacht  worden  sei. 
Dieser  Annahme  sei  jedoch  nur  zugrunde  gelegt,  daß 

der  Kapitän  behauptet  habe,  daß  er  bis  zum  Lmpfang  der 
Erlaubnis,  Port  Arthur  zu  verlassen,  erwartet  habe,  daß  die 
Russen  sein  Schiff  einziehen  würden,  während  er  doch  be- 
reits vor  Empfang  der  Abfahrtserlaubnis  vier  deutsche  Kauf- 
leute, die  Port  Arthur  zu  verlassen  gewünscht  hätten,  an  Bord 
genommen  habe  und  auf  eigenes  Angebot  sich  viele  Briefe 
habe  anvertrauen  lassen. 
Aus  den  von  dem  Gericht  angezogenen  Schriftstucken  gehe  jedoch 
hierfür  keinerlei  Beweis  hervor. 

Nach  der  japanischen  Srcprisenordnting')  §  66  müsse  bei  Fnt- 
schcidung  über  die  1  rage,  ob  ein  Schiff  aufzubringen  sei  oder  nicht, 
die  Art  des  Schiffes,  seine  Ausrüstung,  seine  Ladung*,  seine  Papiere, 
der  Kapitän,  die  Mannsc  haft  und  deren  .Aiissan^cn  heriieksichtigt  werden. 
Auch  sei  es  ein  all.q;enieiner  völkerrechtlicher  Orundsatz,  daß  in  Prisen- 
angclegejiheiten  der  Be\xeis  sich  beschränken  solle  auf  die  Schiffs- 
papiere und  die  Aussagen  des  Kapitäns,  der  Offiziere  und  der  sonst 
zur  Zeit  der  Beschlagnahme  an  Bord  l>efindlichen  Personen  und  daß 
darüber  nicht  hinausgegangen  werden  dürfe;  ferner  daß  die  Beweis- 
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last  dafOr,  da8  eine  neutrale  Person  die  Neutralität  gebrochen  habe, 
dem  obliege,  der  die  Beschlagnahme  ausführe.  Das  Urteil  erster  In- 
stanz habe  aber  die  Beweislast  umgedreht,  willkürlich  angenommen, 
daß  die  Schiffspapiere  nicht  die  Wahrheit  angäben  und  von  vorn- 
herein entschieden,  dafi  der  Reklamant  die  Blockade  \erletzt  habe. 
Diese  Annahriie  von  Tatsachen,  die  sich  nicht  auf  dem  Recht  ent- 
sprechende Beweise  stutzten,  verstoße  nicht  nur  gegen  den  Wortlaut 
der  Seepriscnordnung  und  die  Doktrinen  des  Völkerrechts,  sondern 
kollidiere  auch  mit  den  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen.  Sie  sei  da- 
her \iiderrechtiich. 

2.  Das  Urteil  erster  Instnn;^  behaupte,  daß 

es  nicht  glaubu üiiül:  sei,  dnfi  das  Schill  um  dit-  Mitte  De- 
zember, d.  h,  zu  einer  Zeit,  wo  jedes  Jahr  der  Verkehr 
nach  Niiitsrhvtnns^  t,asperrl  bei,  den  Import  einer  großen 
Menge  Wei/enniehl  vorgehabt  haben  solle. 
Da  aber  das  Schiff  liumbay  am  8.  November  verlassen  habe,  so 
hätte  CS  Niutschwang  vor  Mitte  Dezember  erreichen  mfissen,  wenn 
es  nicht  unterwegs  Maschinenschaden  gehabt  hätte  und  wegen  der 
Reparaturen  sich  verspätet  gehabt  hätte.   Wenn  man  sich  fiberleger 
daß  trotz  dieser  Verspätung  die  Beschlagnahme  durch  das  russische 
Kriegsschiff  am  12.  Dezember  erfolgt  sei,  so  sei  es  unbegründet,  wenn 
das  Urteil  sage,   daß  es  unglaubwürdig  sei,   daß  das  zur  Verhand- 
lung stehende  Schiff,  ob>xohl  es  gewußt  habe,  daß  zu  dieser  Zeit 
der  Schiffsverkehr  nach  Niutschwang  gesperrt  sei,  dennoch  zu  dieser 
Zeit  einen  Import  nach  dort  vorgehabt  haben  solle. 

Da  ferner  die  Weizenmehleinfuhr  nach  Nordchina  jährlich  stark 
zunehme,  so  könne  die  iVUnt^e  des  Weizenmehls,  welche  auf  dem  zur 
Verhandlung  stehenden  Schiff  verladen  gewesen  sei,  nicht  als  ein  für 
die  tinfuhr  nach  Niutschwang  zu  großes  Quantum  angesehen  werden. 

3.  I^as  Urteil  erster  Instanz  erkläre, 

man  mfisse  daraus,  daß  das  Schiff  bis  zu  5  oder  6  See- 
meilen auf  der  Höhe  von  Liaotistian  gelangt  sei,  da  dieser 
Ort  nicht  auf  der  gewöhnlichen  Fahrlinie  nach  Niutschwang 
liege,  annehmen,  daß  der  Bestimmungsort  nicht  Niutschwang 
gewesen  sei. 

Wenn  aber  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  mehr  oder  weniger 
von  der  fiblichen  Fahrroute  ahirewichcn  sei,  so  habe  das  seinen  Grund 
darin,  daß  es  Maschinenschaden  erlitten  und  einen  Teil  seiner  Fahr- 
geschwindigkeit eingebüßt  s^ahabt  habe.  Wenn  man  überdies  eine  See- 
karte ansehe,  so  finde  man,  diß  die  Rotitc  den  direkten  Weg  \on 
Bombay  nach  Niutschwang  dar>teile,  der  für  alle  ij^ewöhnUchen  Handels- 
schiffe die  geeignetste  Fahrhnie  sei.  Daher  sei  die  Darlegung  des 
Urteils  erster  Instanz  über  diesen  Funkt  unhaltbar. 
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4.  Das  Urteil  erster  Instanz  besage,  daß 

es  vülkerrechtlicliL's  I'i  in/ip  sei,  aufgclirachte  Schiffe  der  Ent- 
scheidung von  I^  isi  iim.  richten  zu  uiitt  rw  t-rfrn ;  daß  aber  der 
Kapitän,  obuohi  das  zur  VerhancIluriL;  stL-hcndc  Schiff  in  Port 
Arthur  keinerlei  Untersuchung  durch  russische  Beamte  — 
von  einem  Frisengericht  nicht  zu  reden  —  unterworfen 
worden  sei,    dagegen    keinerlei  Einwendungen  gemacht 

habe  Es  sei  daher  ersichtlich,  daß  das  Schiff  nicht  von 

einem  russischen  Kriegsschiff  beschlagnahmt  worden  sei,  viel- 
mehr nach  Ausführung  eines  Schleichimports  wieder  von 
Port  Arthur  ausgefahren  sei. 

Daß  aber  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  in  Port  Arthur  nicht 
der  Untersuchung  durch  ein  russisches  Prisengericht  oder  sonstige  russi- 
sche Beamte  unterworfen  worden  sei,  habe  seinen  Grund  dann,  daß 
nach  der  damaligen  militärischen  Lage  Port  Arthurs  die  Einziehung 

des  Schiffis  den  Militärbehörden  lediglich  Verwicklungen  und  Un- 
bequemlichkeiten bereitet  haben  würde,  ohne  für  sie  von  irgendvi  elchem 
Vorteil  zu  sein.  Da  es  klar  gewesen  sei,  daß  zu  der  Zeit  die  Ver- 
teidigung Port  Arthurs  nicht  mehr  lange  habe  fortgeführt  werden  können, 
so  sei  cs,  anstatt  ein  kleines  Fahrzeug  wie  das  in  hrage  stehende  ein- 
zu/ic  lu-n,  \iclinclir  durchaus  das  zxxeckmäßigste  Verfahren  gcvtc.scn,  die 
auf  dcinscihcii  bctindiichen  Lebensinittel  /u  nehincn,  das  Schiff  aber 
selber  sofort  w  ii-cicr  ;ui>  dem  Hafen  fort^^iiNchickcn.  Daraus,  daß  ander- 
^  scits  der  Dampfer  den  Wunsch  gehabt  iiabe,  möglichst  schnell  einen 
so  gefährlichen  Hafen  zu  verlassen,  und  überstürzt  auf  die  See  ent- 
wichen sei,  dem  Schiff  den  Vorwurf  einer  Verletzung  des  öffentlichen 
Rechts  zu  konstruieren,  sei  doch  ungeheuerlich. 

5.  Das  Urteil  erster  Instanz  behaupte,  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff  habe  die  Blockade  L^ebroehen.  Der  Reklamant  habe  aber,  wie 
oben  dargetan,  niemals  die  Absicht  de»  lüoekaciebruchs  gehabt.  Selbst 
aber  angenommen,  eine  solche  Absicht  habe  vorgelegen,  so  sei  doch 
die  Blockade  von  Port  Arthur  nicht  effektiv  gewesen.  Um  nämlich 
eine  nach  dem  Völkerrecht  effektive  Blockade  herzustellen,  müsse  man 
ständig  Kriegsschiffe  aufstellen  und  dieselben  in  hinreichend  kleiner 
Entfernung  halten,  um  offenbar  für  das  Einfahren  in  diesen  Bereich 
dne  Gefahr  zu  schaffen.  Die  Pariser  Seerechtsdeklaration  vom  Jahre 
1856  schreibe  vor,  daß  zur  Effektivität  einer  Blockade  eine  Macht  unter- 
halten Vierden  müsse,  die  ausreiche,  um  Annäherungen  an  die  feindliche 
Küste  abzuwehren.  Wenn  daher  die  Kontrollschiffe  zu  anderen  Zwecken 
benutzt  würden  oder  aus  anderen  Gründen  die  Kontrolle  nicht  aus- 
reiche, so  stünden  den  Neutralen,  wenn  dies  auch  nur  eine  kleine 
Zeit  andauere,  mit  Bezug  auf  das  Blockadegebiet  die  gewöhnhchen 
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Freiheiten  des  Handelsverkehrs  zu.  Dies  sei  auch  in  dem  §  21  der 
japanischen  Seepri«;cnordnung  nicht  anders  fiferecfelt. 

Das  Urteil  erster  Instanz  sage  mit  Bezug  auf  den  vorhegenden 
Fall,  daß  das  zur  Verhandhinj^  stehende  Schiff 

in  einer  r'ntfernunt,^  von  5  bis  6  Seemeilen  von  Liaotishan 
ein  russisches  Kriegsschiff  getroffen  habe  und  unter  dessen 
Führung  nach  Port  Arthur  hineingelangt  sei  usw. 
Wenn  aber  ein  feindliches  Schiff  bis  zu  5  oder  6  Seemeilen  von  dem 
blockierten  Hafen  in  der  offenen  See  umherkreuzen  und  nach  Gefallen 
ein  Handelsschiff  beschlagnahmen,  dies  in  den  Hafen  ziehen,  die  Ladung 
landen  und  das  Schiff  wieder  aus  dem  Hafen  fortschicken  könne,  so 
sei  von  einem  Blockadezustand  nicht  zu  reden.  Überdies  habe  das 
zur  Verhandlung  stehende  Schiff  von  seiner  Abfahrt  aus  Port  Arthur 
an  bis  in  die  kleine  tintfernung  von  zwölf  Seemeilen  von  Tschifu, 
u*o  es  von  dem  japanischen  Kriegsschiff  gesichtet  worden  sei,  auch 
nicht  den  Schatten  eines  japanischen  Kriegsschiffs  gesehen. 

Wenn  man  enopäge,  daß  ein  feindliches  Schiff  so  bis  weit  in  die 
offene  See  hinaus  fahre  und  ein  Handelsschiff  nehme  und  daß  dieses 
Handelsschiff  bei  klarem  Wetter  ungehindert  wieder  ausfahren  und 
so  weit  als  bis  in  die  See  von  Tschifu  habe  gelangen  können,  so  sei 
die  Blockade  von  Port  Arthur  zu  dieser  Zeit  nicht  effektiv  gewesen. 

6.  Wenn  auch  ein  Schiff,  welches  eine  l>luckade  gebrochen  habe, 
bis  zur  Vollendung  der  Rückreise  jederzeit  der  Aufbringung  luiter- 
worfen  sei,  so  könne  doch  ein  Schiff,  wenn  die  Blockade  vor  seiner 
Wegnahme  aufgehoben  werde,  nicht  weggenommen  oder  bestraft  werden. 
Das  gehe  klar  aus  der  Entscheidung  in  dem  „Lisette"*Fall  hervor,  wo 
es  heiBe,  daß  nach  Auflösung  der  Blockade  die  zum  Zwecke  der  Ver- 
meidung kfinftiger  Übertretungen  geschaffene  Strafbestimmung  nicht 
angewandt  werden  dürfe.  Freilich  sei  die  „King  Arthur"  vor  der  Be- 
kanntmachung der  Aufhebung  der  Blockade  aufgebracht  worden,  jedoch 
sei  noch  bis  nach  Aufhebung  der  Strafbestimmung  das  Prisenverfahren 
nicht  in  Angriff  genommen  gewesen.  Der  Zweck,  weshalb  ein  krieg- 
führender Staat  neutrale  Schiffe,  die  eine  Blockade  gebrochen  hätten, 
wegnehme,  sei  nicht  der,  die  Guter  für  sich  anzusammeln  oder  den 
neutralen  Figentümer  zu  bestrafen,  sondern  lediglich  der,  die  Blockade 
durchzuführen.  Daher  mü^se  die  ,.King  Arthur",  obwohl  vor  der  Auf- 
hebung der  Blockade  aufgebracht,  weil  sie  die  Übertretung  zu  wieder- 
holen nicht  in  der  Lage  sei,  gerade  >*ie  ein  Schiff,  welches  nach  Auf- 
hebung der  Blockade  aufgebracht  worden  sei,  freigegeben  werden. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanwalts  beim  Prisen- 
gericht zu  Sasebo,  Yamamoto  Tatsurokuro,  sind  folgende: 

1.  Der  Reklamant  habe  eine  Bescheinigung  der  russischen  Marine- 
behörden In  Port  Arthur  über  seine  Beschlagnahme  betgebracht  und 
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behaupte,  da  das  Schiff  von  einem  russischen  Kriegsschiff  beschlag- 
nahmt und  vollgeführt  worden  und  die  Ladung  von  Wei/enineh!  ein- 
gezogen sei.  so  habe  es  einen  Blockadebruch  nicht  bej^anj^en.  Aber 
bei  den  Schiffen,  w  elche  die  I-ilockade  brächen,  um  Schleichiinporte  nach 
Port  Arthur  auszuführen,  sei  es  *^an/  ^gebräuchlich,  bis  Liaotishan  zu 
fahren,  dort  zu  signalisieren  und  sieii  darin  von  einem  aus  dem  Hafen 
herauskommenden  TorpedobcK>t  hmeinfähren  zu  lassen.  Auch  bei  dem 
von  diesem  Prisengericht  verurteilten  Dampfer  „Oeorge"»)  sei  es  so 
gemacht  worden.  Aber  selbst  wenn  man  annehme,  daß  das  Schiff  wirklich 
aufgebracht  worden  sei,  so  hätte  nach  völkerrechtlichem  Brauch  auf 
jeden  Fall  ein  prisengerichtliches  Urteil  ergehen  müssen  und  auch  die 
Ladung  hätte  nicht  willkürlich  eingezogen  werden  können.  Der  Kapitän 
und  Reklamant  habe  jedoch  ganz  klar  ausgesprochen,  daß  das  Schiff 
keinerlei  Untersuchung  durch  irgendwelche  russische  Behörden  —  von 
einem  Prisengericht  nicht  zu  reden  —  untervcorfen  worden  sei.  Da- 
gegen habe  er,  ehe  noch  das  Löschen  beendet  ge>xesen  sei,  vier  deut*;rhe 
Kaufleute,  >x'clrhc  Port  Arthur  zu  verlassen  c^evünscht  hätten,  an  i-iord 
genommen  und  sich  aus  eigeiitin  Antrich  \iele  Briefe  anvertrauen  I.i^m  il 
Alles  dies  seien  Spunn  des  BcvxciMs,  daß  der  Kapitän  schon  danial> 
itn  Vüriii>  L;e\xuül  habe,  daß  er  nach  Vollendung  des  Löschens  seiner 
Ladung  würde  abreisen  müssen,  und  aus  ihnen  ergebe  sich  ganz  klar, 
daß  die  Bescheinigung  über  die  Aufbringung  nur  ein  Mittel  sei,  das 
bezwecke,  auf  der  einen  Seite  die  Ausfahrt  zu  sichern,  auf  der  anderen 
dazu  dienen  solle,  die  Ausführung  des  Schleichimports  nachzuweisen. 

Ferner  müsse  es  einem  Seemann  bekannt  sein,  daß  zur  Zeit,  als 
das  Schiff  die  Reise  gemacht  habe,  der  Hafen  von  Niutschwang  zu- 
gefroren und  daher  tkr  Schiffsverkehr  gesperrt  gewesen  sei.  Da  dies 
dem  Kapitän  auch  bekannt  sei,  so  könne  man  nur  annehmen,  daß  Niu- 
tschviang  lediglich  als  Bestimmungsort  vorgegeben  worden  sei,  in 
Wirklichkeit  aber  das  Schiff  einen  Schleichimport  nach  Port  Arthur 
ausgeführt  habe,  wobei  es  nach  der  Ausfahrt  von  dort  von  einem 
Kaiserlichen  Kriegssehifl  aufgebracht  viordcn  sei. 

2.  Der  Reklamant  vertrete  die  Ansicht,  daß  die  Blockade  von  Port 
Arthur  nicht  für  effektiv  angesehen  werden  könne,  da  das  zur  Ver- 
handlung stehende  Schiff  dort  frei  ein-  und  auagefahren  sei.  Die 
Effektivität  einer  Blockade  bedinge  keines>xegs  die  Verwendung  einer 
Macht,  die  die  Hafenzufahrt  absolut  versperre.  Es  genüge  vielmehr, 
daß  eine  Streitmacht  aufgestellt  würde,  welche  ausreiche,  um  An* 
näherungen  an  die  feindliche  Küste  erfolgreich  abwehren  zu  können. 
Es  sei  aber  klar  erwiesen,  daß  die  in  der  Erklärung  des  Kommandierenden 
der  japanischen  Kriegsflotte  über  die  Südküste  von  Liaotung  verhängte 
Blockade  immer  mit  hinreichenden  Mitteln  effektiv  erhalten  worden  sei. 

502 


Digltized  by  Google 


PrlsengeiiiclitMiitwhsIdungen:  „King  ArUrar". 


Abschnitt  VI» 


Ferner  sei  es  von  der  Wissenschaft  und  den  Fr;icedenzeii  in  gleicher 
Weise  anerkannt,  daß,  wenn  auch  hin  und  w  ieder  das  eine  oder  andere 
Schiff  der  Gefahr  trotzend  ungehindert  in  das  Blockadegebiet  liabe  ein- 
fahren oder  aus  demselben  ausfahren  können,  dies  keinen  ürund  bilde, 
um  die  Blockade  für  nicht  effektiv  erklären  zu  können.  Daher  sei  es 
unbestreitbar,  daß  man  aus  dem  einen  Fall,  daß  das  zur  Verhandlung 
stehende  Schiff  der  Kontrolle  der  Kriegsschiffe  und  Torpedoboote  habe 
entgehen  und  unbehindert  die  Blockadelinie  passieren  und  in  das. 
Blockadegebiet  eindringen  können,  nicht  schließen  könne,  daß  die 
Blockade  nicht  effektiv  gewesen  sei. 

3-  Das  Urteilsbeispiel  der  „Lisette"  beziehe  sich  auf  eine  Auf- 
bringung nach  Aufhebung  der  Blockade  und  könne  nicht  als  Präcedenz- 
fall  für  die  vorliegende,  während  des  Bestehens  der  Blockade  ausgeführte 
Beschlagnahme  angezogen  vcerden. 

Die  Berufung  sei  demnach  nicht  begründet,  das  Urteil  der  ersten 
Instanz  dagegen  zutreffend  und  nicht  zu  beanstanden.  Daher  sei  die 
Berufung  zu  verwerfen. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  \xie  folgt,  begründet: 
Im  ersten  Punkt  der  Berufung  macht  der  Reklamant  im  wesent- 
lichen geltend,  daß  das  Urteil  erster  Instanz,  annehme,  das  zur  Ver- 
handlung stehende  Schiff  sei  nicht  von  einem  russischen  Kriegsschiff 
aufgebracht  worden  und  habe  die  Blockade  gebrochen.  Als  Grund- 
lage hierfür  diene  ihm  die  Tatsache,  daß  der  Dampfer  vor  Empfang  der 
Abfahrtserlaubnis  deutsche  Kaufleute,  die  Port  Arthur  zu  verlassen 
'  gewünscht  hätten,  an  Bord  genommen  habe  und  sich  auf  eigenen  An- 
trieb viele  Briefe  habe  mitgeben  lassen.  Weitere  wichtige  Beweise  habe 
es  nicht  festgestellt. 

Aus  den  vielen,  in  dem  Urteil  elfter  Instanz  aufgestellten  Beweisen 
geht  jedoch  klar  hervor,  daß  es  sich  nur  auf  diese  Tatsachen  gestützt 
hat.  um  zu  der  Fntscheidung,  daß  Blockadebruch  vorliege,  zu  gelangen. 
Punkt  1  der  Berufung  ist  daher  unbegründet. 

Der  Verkehr  mit  Niutschwang  hört  in  jedem  Jahre  in  den  Tagen 
vom  27.  November  bis  zum  6.  Dezember  auf.  Das  zur  Verhandlung 
stehende  Schiff  ist  am  8.  Novcnitxr  von  Bombay  abgefahren.  Nach 
den  Papieren  zu  urteilen,  ist  die  höchste  Geschwindigkeit  desselben 
ungefähr  7Vj  Knoten.  Der  Dampfer  würde  also,  ohne  irgendwo  an- 
zulaufen, ohne  Maschinenschaden  zu  haben,  in  ununterbrochener  Fahrt, 
wenn  er  den  kürzesten  Weg  von  etwa  5250  Seemeilen  zwischen  Bombay 
und  Niutschwang  genommen  hätte,  etwa  29  Tage  gebraucht  haben.  Die 
Zeit  setner  Ankunft  in  Niutschwang  hatte  atso  iiach  Eintritt  der  Sperre 
des  Schiffsverkehrs  fallen  müssen.  Daher  ist  es  durchaus  unglaubwürdig, 
daß  das  Schiff,  ohne  einen  Besteller  zu  haben,  unter  solchen  Umstanden 
eine  so  große  Menge  Weizenmehl  nach  Niutschwang  einzuführen  vor- 
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gehabt  haben  sollte.  ViLlnuhr  ist  es  aus  der  Tatsache,  daß  das  Schiff 
aus  dcMii  gewöhnlichen  Kurs  nach  Niutsch^x:^n^  heraus  bis  5  oder  6 
Seemeilen  auf  die  Höhe  von  I.iaotishan  gerahren  ist,  zu  vermuten,  daß 
Niutschwang  nicht  der  Bestimmungsort  gewesen  ist. 

I^er  Reklamant  behauptet  in  seiner  Berutungssclirift,  daß  das  Schiff 
mehr  oder  weniger  von  dem  gcwöhnhchen  hahrweg  abgewichen  sei, 
miisse  auf  einen  von  ihm  erlittenen  Maschinenschaden  und  die  ver- 
ringerte Fahrgeschwindigkeit  zuräckgeffihrt  werden.  Bei  seiner  Ver- 
nehmung hat  jedoch  der  Kapitän  als  Grund  hierfür  die  Stromverhältnisse, 
die  Unfähigkeit  des  Steuerers  und  Ungenauigkeit  des  Kompasses  an- 
gegeben. Diese  Widerspruche  deuten  darauf  hin,  dafi  es  sich  hier 
um  unglaubwürdige  Ausreden  bandelt  und  daß  die  Annahme  des  Urteils 
erster  Instanz,  der  Bestimmungsort  sei  nicht  Niutschwang  ge>x'esen,. 
zutreffend  ist.  Daher  sind  die  Funkte  2  und  3  der  Berufung  beide  un- 
begründet. 

Fs  ist  völkerrechtliche  Regel,  daß  die  h^ntscheidung  über  auf- 
gebrachte Schiffe  und  üüter  im  Wege  einer  prisengerichthchen  Unter- 
suchung zu  geschehen  hat  und  daß  sie  nicht  willkürlich  eingezogen 
werden  können.  Wenn  auch  die  militärische  Lage  Fort  Arthurs  zur  Zeit 
der  Ankunft  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  so  gewesen  sein 
mag,  wie  sie  der  Reklamant  darstellt,  so  kann  doch  nicht  angenommen 
werden,  daß  die  russische  Marine  neutrales  Out  einziehen  wfirde,  ohne 
mit  Bezug  auf  dasselbe  eine  prisengerichtliche  Untersuchung  vop> 
zunehmen.  Der  Behauptung  des  Rektamanten,  daß  das  Schiff  von  einem 
russischen  Kriegsschiff  beschlagnahmt  worden  ist  und  keinen  Transport 
nach  Port  Arthur  beabsichtigt  und  daher  die  Blockade  nicht  gebrochen 
ihat,  kann  demnach  kein  Glauben  geschenkt  werden.  Daher  ist  auch 
Punkt  4  der  Berufung  unbegründet. 

Die  am  26.  Mai  1904  von  dem  Oberkommandierenden  der  ver- 
einigten japanischen  Kriegsflotte  bekanntgemachte  Blockade  über  die 
Südküste  von  Liaotung  ist  seit  der  Zeit  mit  hinreichenden  Mitteln  aus- 
geübt worden,  um  ihren  Zweck  zu  erreichen.  Es  war  zum  unmittelbaren 
Blockadedienst  bei  Port  Arthur  in  einer  Ausdehnung  von  ungefähr  20 
Seemeilen  entlang  der  Küste  stets  eine  große  .Anzahl  von  Kriegsschiffen 
aufgestellt.  An  dem  Tage,  an  welchem  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff  in  Port  Arthur  einlief,  waren  3  Scniachtschiffe,  10  Kreuzer,  9 
Torpedozerstörer  und  Torpedoboote;  am  Tage,  an  welchem  das  Schiff 
aufgebracht  wurde,  also  am  19.  Dezeniber,  9  Torpedozerstdrer,  8  Kreuzer 
und  1  Schlachtschiff  in  einer  Entfernung  von  ungefähr  10  Seemeilen 
aufgestellt,  und  außer  diesen  ließ  man  noch  andere  Schiffe  zur  Aus- 
übung des  Blockadedienstes  umherkreuzen.  Daraus  wird  es  offenbar, 
daß  die  Blockade  in  effektivem  Zustand  gehalten  worden  ist.  Wenn 
das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  zufällig  bis  vor  Port  Arthur  hat 
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gelangen  können,  so  ist  ihm  das  gelungen,  indem  es  sich  der  Kon- 
trolle des  Blockadegesch>x'aders  entzog  und  so  durch  die  Blorkadclinie 
hindurchkam.  Fs  kann  aber  nicht  behauptet  werden,  dnl5  es  dabei 
keine  Gefahr  gelaufen  sei.  Da  demnach  die  Behauptung  des  Re- 
kkmanten,  die  Blockade  fiber  die  Südküste  von  Liaotung  sei  nicht 
effektiv  gewesen,  mit  den  Tatsachen  in  Widerspruch  steht,  so  ist  auch 
Punkt  5  der  Berufung  unbegründet. 

Femer  ist  es  völkerrechtlich  anerkannt,  daß,  wenn  ein  vollendeter 
Blockadebruch  vorliegt,  das  Schiff,  welches  die  Blockade  verletzt  hat, 
wenn  es  während  der  Dauer  der  Blockade  aufgebracht  wird,  gleich- 
gältig,  ob  die  Blockade  zur  Zeit  der  Untersuchung  noch  fortbesteht 
oder  nicht,  eingezogen  werden  kann.  Daher  ist  auch  Punkt  6  der 
Berufung  unbegründet. 

Es  wird  daher,  \x  ic  folgt,  entschieden : 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  11.  Juli  1905  im  Oberprisengericht 

(Unterschrift). 


Reklamant:  William  Robert  Rea,  Reeder  des  Dampfers 
„Roseley",  wohnhaft  in  Belfast,  Provinz  Antrim  in  Irland,  England, 

Donegal  Quay  Nr.  IQ,  vertreten  durch  David  M.  Robertson, 
Kapitän  des  Dampfers  „Roseley",  wohnhaft  in  Tayport,  England,  Queens 
Street 

Prozeßvertreter :  Rechtsan\x  alt  A  k  i  y  a  m  a  Q  e  n  z  o ,  Regierungs* 
bezirk  Kanagawa,  Yokohama  Vamashitacho  Nr.  75. 

In  der  Prisensache,  betreffend  den  englischen  Dampfer  „Roseley", 
wird,  wie  folgt,  entschieden; 

Urteilsformel: 
Der  Dampfer  „Roseley"  wird  eingezogen. 

Tatbestand  und  Grunde: 
Der  Dampfer  „Roseley"  steht  im  Eigentum  des  Reklamanten,  des 
englischen  Staatsangehörigen  William  Robert  Rea,  er  führt  die 
englische  Flagge  und  dient  zum  Gütertransport.  Der  Kapitän  David 
M.  Robertson  lud  Anfang  November  1904  zur  Beförderung  nach 
Wladiwostok  in  Rußland  in  Barry,  rn^flatid,  r)4f)2  Tons  Cambrische 
Kohle.  In  dem  Chartervertrag  wurde  fälschlich  als  Reiseziel  Hongkong, 
Shanghai  oder  Kiautschou  angegeben.  Am  U.  d,  M.  fuhr  der  Dampfer 
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von  Barry  ab,  lief  Singaporc  und  Hongkong  an,  wo  er  stets  fälschlich 
angab,  er  fähre  nach  Shanghai,  so  dafi  ihm  Ausklarierungspapiere  für 
Shanghai  gegeben  wurden.  Am  5.  Januar  1905  verlieft  er  Hongkong 
und  fuhr,  ohne  Shanghai  anzulaufen,  direkt  veiter  nach  Wladiwostok. 
Er  machte  absichtlich  einen  Umweg,  als  ob  er  nach  Shimonoseki  führe, 
passierte  die  östliche  Straße  von  Shimonoseki,  änderte  dann  plötzlich 
seinen  Kurs  und  wurde  am  12.  d.  M.,  12  Uhr  15  morgens,  auf  der 
Fahrt  nach  Wladiwostok  begriffen,  auf  36°  18'  n.  Br.  und  130»  52' 
ö  L ,  weil  er  Konterbande  führte,  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff 
„Tokiwa"  beschlagnahmt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Vfi  treters  des  Kommandanten  der  „Tokiwa",  Kapitänleutnants  A  n  d  o 
Shokyo,  die  Vernehmungsprotokolle  des  Kapitäns  der  „Roseley", 
David  M.  Robertson,  des  1.  Otliziers  Adam  Harry  Brown 
und  des  1.  Maschinisten  Robert  James  Thompson,  das  Schiffs- 
zertifikat, Privatschiffsjüurnal,  die  Ausklarierungspapiere,  den  Charter- 
vertrag und  das  Konnossement. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Re- 
klamation sind  lohnende: 

Der  Reklamant  hahe  als  Eigentümer  des  Dampfers  ,,Ro>ek-y"  am 
1.  November  1904  mit  tieni  \'ertrrter  des  rus.^i^flnai  Staatsangehörigen 
t.  A.  Orabowski,  der  Aktiengesellschaft  Pyman  and  Watson  in 
London  einen  Vertrag  geschlössen,  laut  welchem  das  Schiff  zum  Trans- 
port von  Steinkohlen  von  Barry  in  England  nach  Tlongkong,  Shanghai 
oder  Kiautschou  gechartert  worden  sei.  Wenn  das  zur  Verhandlung 
stehende  Schiff  nach  anderen  als  den  in  dem  Chartervertrag  benannten 
Bestimmungshäfen  gereist  sei,  so  sei  das  auf  Maßnahmen  des  Charterers 
oder  Absenders  hin  geschehen.  Der  Reklamant  und  Reeder  habe  daran 
weder  Anteil  gehabt  noch  darum  gewußt.  Da  die  Güter  nicht  im 
Eigentum  das  Reklamanten  stünden,  so  könne  das  Schiff,  wenn  auch 
die  LaduniT  Konterbaiuie  sei,  nicht  mit  dieser  zusammen  eingezogen 
vt-erden.  Da  fertier  der  Reklamant  bca  Abreise  des  Schiffs  von  Barry 
keinerlei  Kenntnis  davon  gehabt  habe,  daß  das  Schiff  nach  anderen  ' 
als  den  in  den»  Chartervertrag  bestinuntcn  Häfen  fahren  würde,  so 
könne  man  darin,  daß  die  Schiffspapiere  tiieht  Wladiwostok  als  Be- 
stimmungshafen angäben,  einen  btrlrügei isehen  l'ian,  um  der  Auf- 
bringung zu  entgehen,  nicht  erblicken.  Selbst  aber  einmal  angenommen, 
es  sei  als  Mittel  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  geschehen,  so  sei  dies 
eine  Handlung  des  Charterers  oder  des  Absenders,  welchen  der  Be* 
sitz  des  Schiffes  und  der  Befehl  und  die  Kontrolle  der  Besatzung  zu- 
stehe. Da  der  Reklamant  hieran  keinen  Teil  habe,  so  könne  man  nicht 
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sagen,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  unter  Anwendung  be- 
trügerischer Mittel  Kriegskonterbande  geladen  habe. 

Alis  diesen  Gründen  werde  Frriirabe  des  Schiffes  beantmc^t. 
Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanvcnlts  sind  tollende: 
Da  die  auf  dem  zur  Verhau dhnis;  stehenden  Schiff  verladene 
Steinkohle  nach  Wladiwo5;t<)k,  einem  militärischen  Stützpunkt  Rußlands, 
Ixr^tinimt  sei  und  es  offenbar  sei,  daß  sie  für  den  Kriegsgebrauch 
des  hcindcs  hätte  geliefert  Nxcrden  sollen,  so  sei  sie  Konterbande.  Da 
femer  die  Schiffspapiere  des  Dampfers,  auf  dem  die  Ladung  verschifft 
sei,  gefälschte  Angat>en  enthielten,  so  mfisse  das  Schiff  eingezogen 
werden. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Es  ist  in  den  Bestimmungen  und  in  der  Praxis  des  Völkerrechts 
anerkannt,  dafi  Schiffe,  welche  unter  Anwendung  betrügerischer 
Mittel  Konterbande  führen,  eingezogen  werden  können.*) 

Die  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  ist  aber 
canibrischc  Kohle.  \n  ie  sie  gegenveärtig  ausschließlich  von  Kriegsschiffen 
gebraucht  wird,  und  ihr  l^estimmungsort  ist  Wladi>xostok,  ein  Haupt- 
stüt/jMmkt  ik  r  ru^sischen  Kriei;^tlotte.  Daraus  geht  unz\xeifelhaft  her- 
vor, daß  »le  für  tlen  Krie^si^ebrauch  geliefert  werden  sollte.  Sie  wird 
deshalb  als  Konterbande   inc;csehen,  3) 

Obwohl  es  schon  \ou  der  Abrei:>e  von  Barry  an  klar  war,  daß 
das  Schiff  nach  Wladiwoj^tok  reisen  sollte,  wurden  doch,  wie  oben  er- 
wähnt, in  dem  Chartervertrag,  dem  Konnossement  und  dem  Tagebuch 
neutrale  Häfen  wie  Hongkong  und  Shanghai  als  Bestimmungsorte  ein« 
getragen.  Dies  ist  als  Anwendung  t>eh'Qgerischer  Mittel  zum  Zweck  des 
Konterbandetransports  anzusehen. 

Der  Reklamant  bringt  vor,  daß  die  Reise  nach  anderen  als  den 
abgemachten  Bestimmungsorten  ein  Unterfangen  des  Charterers  oder 
Absenders  sei,  \xelchen  der  Besitz  und  die  Kontrolle  des  Schiffes  zu- 
stand, und  daß  der  Reklamant  hieran  keinen  Teil  und  auch  keine 
Kenntnis  davon  gehabt  habe.  Nach  seinem  Wortlaut  hat  indes  offenbar 
der  in  1  rage  kommende  Chartervertrag  nicht  den  Charakter  einer  Sach- 
miete, und  man  kann  nur  zu  der  Ansicht  kommen,  daß  der  liesitz  und 
die  Kontrolle  des  Dampfers  nicht  auf  den  Charterer  iiber<;eganL^eri  ist. 
sondern,  vtie  xorher,  dem  Reklamanten  zusteht.  Wenn  daher  der  Kapitän 
von  seiner  Abreise  von  Barry  an  die  Absicht  hatte,  nach  Wladiviostok 
ZU  fahren  und  auch  dorthin  fuhr,  so  kann  der  Reklamant  als  Miets- 
herr des  Kapitäns  die  Verantwortung  für  diese  Handlung  desselben  nicht 
ablehnen.  Daher  kann  er  auch  nicht  geltend  machen,  daB,  wenn  der 
Kapitän  falsche  Schiffspapiere  herstellte,  er  an  dieser  Handlung  keinen 
Anteil  hatte  und  nicht  darum  wußte. 

)  \ .  §  44.  —  ^)  II.  Ziffer  2. 
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I  cniLi"  bringt  der  Keklainaiü  vor,  dali  die  Unterlassung  der  Ein- 
tragung Wladiwostoks  in  die  Schiffspapiere  nicht  geschehen  sei,  um  der 
Aufbring  .11^  zu  entgehen  und  daß  daiin  demnach  ein  betrügerisches 
Mittel  nicht  erblickt  werden  könne.  Der  Dampfer  hat  aber,  als  er  nach 
Wladiwostok  fuhr,  nicht  den  üblichen  Kurs  durch  die  westliche  Strafie 
des  Tsushimakanals  genommen,  sondern  sich  dadurch,  daß  er  die  öst«» 
liehe  Straße  nahm,  den  Anschein  gegeben,  als  ob  er  nach  Shimonoseki 
führe.  Dann  hat  er,  wie  sich  aus  der  Aussage  des  Kapitäns  klar  ergibt, 
plötzlich  den  Kurs  geändert,  um  nach  Wladiwostok  zu  gehen,  wobei  er 
schließlich  aufgebracht  wurde.  Danach  steht  es  über  jedem  Zweifel, 
daß  di{'  falschen  Eintrairungen  in  den  Schiffspapieren  den  Zweck  hatten, 
der  Aufbringung  zu  entgehen. 

Da  nun  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  dieser  Art,  unter 
Anwcndvuig  betrügerischer  Mittel,  Konterbande  befördert  hat,  so  ist 
es  duicliaus  unnötig  zu  untersuchen,  in  wessen  Eigentum  die  auf  ihm 
verschifften  Steinkohlen  stehen  und  das  Schiff  ist  einzuziehen. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkfindet  am  10.  April  1905  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Bei- 
seln des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften). 


Reklamant:  William  Robert  Rea,  englischer  Staatsan- 
gehöriger, wohnhaft  in  England,  Irland,  County  Antrim,  Belfast  Done- 
gal Quay  Nr.  19. 

Prozeßvertreter :  Rechtsanwalt  AkiyamaOenzo,  Regierungs- 
bezirk Kanagawa,  Yokohama,  Yamashitacho  Nr.  75. 

Am  10.  April  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
sache, betreffend  den  englischen  Dampfer  „Roseley",  welcher  am  12. 
Januar  1905  auf  36  <  18'  n.  Br.  und  130«  52'  ö.  L.  von  dem  Kaiser- 
lichen Kriegsschiff  „Tokiwa"  beschlagnahmt  worden  ist,  ein  Urteil  ge- 
fällt, In  welchem  auf  Einziehung  des  Dampfers  „Roseley  erkannt 
worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Rechtsanwalt  Akiyama  Oenzo 
die  Berufung  eingelegt,  welche  im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki 
Keiroki  und  Dr.  jur.  Ishiwatari  Binichi  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation 

Akiyama  Oenzo  und  deren  Begründung  sind  folgende : 

1.  Der  einzige  Grund,  aus  dem  die  Einziehung  verfügt  sei,  sei  der, 
daß  unter  Verwendung  gefälschter  Schiffspapiere  und  Angabe  eines 
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falschen  Btstimmung^ortes  Konterbande  befördert  worden  sei.  Da  aber 
die  Konterbande  nicht  im  Fic^eiitum  des  Reeders  stehe,  so  müsse  sich 
die  Kiii/ichiinof  auf  die  I  adim^^  besehränkt-n.  Das  Schiff  könne  da- 
gegen nicht  konfisziert  Vierden.  Denn,  um  das  Schiff  /u  konfis/itren, 
sei  es  unbedingt  nötig,  daß  neben  der  Annahme  der  Verwendung  be- 
trügerischer Mittel  bei  der  Verschiffung  der  Konterbande  auch  feststehe, 
daß  der  Reeder  an  diesem  betrügerischen  Verfahren  beteiligt»  d.  h.  im 
Einverständnis  sei.  Wenn  daher,  ohne  daß  diese  Beteiligung  bei  dem 
in  Frage  Icommenden  Reeder  vorliege,  einfach  der  zivilrechtliche  Stand- 
punkt eingenommen  werde,  daß  der  Reeder  Unkenntnis  gegenüber  den 
Handlungen  des  Kapitäns  nicht  vorschützen  könne  und  daraufhin  so- 
gleich die  Einziehung  verfügt  werde,  so  sei  das  unrechtmäßig. 

2.  Der  zur  Einziehung  des  Schiffes  erforderliche  Tatbestand  be- 
trügerischer Maßnahmen  könne  lediglich  damit,  daß  in  den  Schiffs- 
papieren der  Bestimmungsort  nicht  angeget)en  sei,  nicht  als  vorliegend 
erachtet  werden.  Es  sei  vielmehr  nötig,  daß  die  Papiere  in  der  bösen 
Absicht  gefälscht  seien,  die  kriegführende  Manne  bei  der  Visitierung 
und  Durchsuchung  zu  täuschen  und  dadurch  der  Aufbringung  zu 
entgehen;  auch  müßten  die  Mittel  zu  der  Täuschung  taiicrlich  sein. 

Da  aber  keine  tatsächliche  Spur  dafür  vorliege,  daß  die  Papiere 
des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  in  solcher  Absicht  hergestellt 
worden  seien,  und  es  durchaus  klar  sei,  daß  che  Papiere  nicht  ,L^e- 
eignet  seien,  um  damit  der  Beschlagnahme  zu  entgehen,  so  sei  die 
tinzichung  des  Schiffes  unrechtmäßig. 

3.  Der  Reeder  habe  das  Schiff  zum  Kohlentransport  an  den 
Ladungseigentümer  vermietet  und  einen  Chartervertrag  abgeschlossen, 
in  >xelchem  Hongkong,  Shanghai  oder  Kiautschou  als  Bestimmungshäfen 
festgesetzt  gewesen  seien»  Daher  habe  der  Reeder  an  der  Bestimmung 

des  Schiffes  nach  einem  anderen  Hafen  keinen  Anteil  gehabt.  Wenn 
man,  wie  das  englische  Recht,  annehme,  daß  der  Chartervertrag  von 
der  Art  einer  Sachmiete  sei,  so  stehe  für  die  Zeit  das  Recht  des  Be- 
sitzes und  die  Verfügungsgewah  dem  (^härterer  tu.  Selbst  aber  \xenn 
man  den  Fall  nicht  so  auslege,  sondern  einen  gewöhnüehcn  Frachtver- 
trag annehme,  so  entspreche  doch  dem  Willen  des  Reeders  die  in  dem 
Vertrag  bezeichnete  Refee  und  wenn  der  Kapitän  den  Willen  des 
Charterers  ausgeführt  habe,  so  könne  man  nicht  sagen,  daß  der  Reeder 
als  Mittäter  bei  dem  Konterbandetransport  gehandelt  habe.  Auch  könne 
mangels  Beweises  der  Mittäterschaft  die  Verantwortung  für  eine  das 
Völkerrecht  verletzende  Handlung,  wie  den  Konterbandetransport  unter 
Anwendung  betrügerischer  Mittel,  dem  Reeder  nicht  auferlegt  werden, 
weil  eine  solche  Handlung  außerhalb  der  Vertretungsbefugnisse  des 
Kapitäns  als  Vertreters  des  Reeders  liege. 
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A.  Der  Charterer  habe  bei  der  Abreise  des  Schiffes  dem  Kapitän 
für  den  Fall,  daß  er  bei  Ankunft  in  Hongkong  keine  andere  Order  er- 
halte, Befehl  gegeben,  mit  einem  behebigen  Kurs  nach  Wladivxostok 
weiter  zu  fahren.  Danach  zu  urteilen,  sei  Wladiwostok  damals  noch  nicht 
fest  als  Bestimmungsort  festgesetzt  tjjcwes^-n.  Die'^  sei  erst  fest  be- 
stimmt worden,  als  der  Dampfer  bt  i  Ankunft  in  lloni^fkong  keine  and^-re 
Order  erhalten  habe.  Daher  könne  darin,  daß  in  dem  im  Abfahrts- 
hafen ausgestelhen  Konriossement  und  AusklaritriinLissrhein  Hongkong 
als  liestimmung.->ürt  bezeichnet  sei,  ein  Cirund  für  Verdacht  nicht  lieg^i», 
und  man  könne  daraus  nicht  schließen,  daß  die  Papiere  auf  einen  falschen 
Bestimmungsort  ausgestellt  worden  seien  in  der  bösen  Absicht,  dadurch 
der  Aufbringung  durch  die  kriegführende  Macht  zu  entgehen. 

Wenn  der  Dampfer  sich  in  Singapore  und  Hongkong  Aus- 
klarierung für  Shanghai  habe  geben  lassen,  so  sei  das  ledigfa'ch  in  der 
Befürchtung  geschehen,  daß  zur  Zeit  die  englischen  Behörden  die  Reise 
nach  Wladiwostok  verweigern  würden.  Wenn  er  genötigt  gewesen 
wäre,  um  Ausklarierung  nach  Wladiwostok  zu  bitten,  so  vt  ürde  er  bei 
der  Abreise  Schwierigkeiten  erfahren  haben,  welche  er  gescheut  habe. 
So  habe  er  lediglich,  um  seine  .\bfahrt  zu  erlcichtian,  den  Behörden 
gegenüber  eine  falsche  Meldung  gemacht,  die,  wie  von  st-II-^t  klar  sei. 
nicht  den  Zweck  gehabt  habe,  dadurch  der  Aufbringung  durch  ja- 
panische Kriegsschiffe  /n  entgehen. 

Die  Ausklarierungsbcbchcinigung  sei  eigeiillich  kein  wichtiges 
Schiffspapier.  Daß  die  verschiedenen  Staaten  ihr  kein  ücwicht  beilegten,, 
könne  man  daraus  entnehmen,  dafi  sie  sich  unter  den  in  den  Artikeln 
177  bis  194  der  engtischen  Prisenordnung  aufgeführten  Schiffspapieren 
der  einzelnen  europäischen  :und  amerikanischen  Staaten  nicht  finde. 
Wenn  daher  auch  in  den  fraglichen  Ausklarierungsbescheinigungen  nicht 
der  richtige  Bestimmungsort  angegeben  sei,  so  könne  man  doch  nicht 
sagen,  daB  es  den  Prinzipien  des  modernen  Völkerrechts  entspreche, 
wenn  man  daraufhin  dem  Schiffe  die  schwere  Strafe  der  Einziehung 
auferlege. 

5,  Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  sei  keine  Kriegskonter- 
bande, denn,  wenn  sie  auch  nach  Wladiwostok  bestimmt  sei,  so  ver- 
einige dieser  Platz  doch  in  sich  die  Figenschaften  eines  Kriegs-  und 
eines  Handelshafens  und  es  sei.  wie  das  Beispiel  des  ,,Neptunus"-FaIls 
im  ent,'lisch-hülländisehen  Krieg  lehre,  billig,  in  die>eni  Fall  ati/unehinen, 
daß  die  Ladung  nach  dem  Handelshafen  Wladiwostok  eingeführt 
werden  solle. 

Ferner  behaupte  das  Urteil  ci>ter  Instanz,  daß 

es  tiekannt  sei,  dafi  zur  Zeit  als  der  zur  Verhandlung  stehende 
Dampfer  von  Barry  abgefahren  sei,  die  russische  Regierung 
einen  Vertreter  nach  England  geschickt  gehabt  habe,  der 
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in  Vorbereitung  der  Ausreise  der  baltischen  Flotte  nach  dem 
Osten  viel  Steinkohle  nach  Wladiwostok  hatie  befördern 
lassen  usw. 

Die  daraus  gefolgerte  Entscheidung  gründe  sich  nicht  auf  einem 
richtigen  Beweise  und  sei  daher  unrechtmäßig. 

Aus  diesen  Gründen  werde  Aufhebung  des  Urteils  erster  Instanz 
und  Erlaß  einer  Entscheidung  auf  Freilassung  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Dampfers  beantragt. 

Die  Hnuptpunktc  der  Erwiderung  des  Staatsanwalts  Mizukami 
Chojiro  votTi  I^riscnii;cricht  zu  Sascbo  sinci  folgende: 

1.  Da  der  Heeder  der  Mietsherr  des  Kapitäns  sei,  so  sei  er  in  Be- 
zug auf  die  von  dem  Kapitän  in  Ausübung  seiner  Pflichten  beL:an<^'enen 
Handlungen,  gleichgültig,  ob  er  darum  wisse  oder  daran  beteiligt  sei 
oder  nicht,  verantwortlich.  Daher  könne  er  nicht  mit  der  Begründung, 
er  habe  keine  Beziehung  zu  der  Ausstellung  der  gefälschten  Papiere 
durch  den  Kapitän,  seine  Verantwortung  ablehnen.  Dies  um  so  weniger, 
als  nach  eigener  Aussage  des  Kapitäns  die  Verb'eter  des  Charterers  und 
des  Reklamanten  Pyman  Watson  A.G.,  dem  Kapitän,  als  er  Barry 
verlassen  habe,  die  Konnossemente,  welche  auf  Shanghai  als  Be^ 
Stimmungsort  lauteten,  übergeben,  ihn  dabei  aber  mündlich  beordert 
hätten,  nach  Wladiwostok  zu  fahren. 

2.  Da  die  Frage,  ob  die  auf  dem  zur  Verhandlung  stehenden  Schiff 
verladene  Kohle  Konterbande  sei  oder  nicht,  sich  nach  den  Verhä!tnis«;en 
des  Bestimmungsorts  entscheide,  so  müßten  un>treitbar  SehittVpapiere 
als  gefälscht  gelten,  wenn  in  ihnen  kein  oder  ein  falscher  Restinmuings- 
ort  angegeben  sei,  gleichviel  aus  welchem  (h  unde  dies  geschehen  sei. 
Denn  dadurch  könnten  die  im  Kriege  befindlichen  Kriegsschiffe  bei  der 
Visitierung  und  Durchsuchung  getauscht  werden. 

Aus  den  eigenen  Aussagen  des  Kapitäns  gehe  es  hervor,  daß  das 
Schiff,  als  es  nach  Wladiwostok  habe  fahren  wollen,  nicht  den  üblichen 
Kurs  durch  die  w  estliche  Straße  des  Tsushimakanals  genommen,  sondern 
absichtlich,  um  sich  den  Anschein  zu  geben,  daß  es  nach  Shimonoseki 
fahre,  die  östliche  Straße  passiert,  dann  aber  plötzlich  den  Kurs  geändert 
habe,  und  schließlich  auf  der  Fahrt  nach  Wladiwostok  von  einem  Kaiser- 
lichen Kriegsschiff  aufgebracht  worden  sei.  Daraus  werde  es  klar,,  daß 
dk;  Eintragung  eines  falschen  Bestimmungsorts,  bzw.  die  Unterlassung 
der  Eintragung  in  das  Konnossement,  das  Tagebuch  und  die  Aus- 
klarierungsbescheinigungen nur  den  Zvceck  gehabt  hätten,  die  Auf- 
bringung durch  die  Kaiserlichen  Kriegsschiffe  zu  verhüten. 

3.  Da  es  nach  dem  Wortlaut  des  Chartervertrages  klar  sei,  daß 
er  seiner  Natur  nach  kein  Mietsvertrag  über  das  Schiff,  sondern  ein 
Transportvertrag  sei,  so  iniisse  man  annehmen,  daß  da>  Recht  de>  Be- 
sitzes und  die  Verfügungsgewalt  über  das  Schiff  nicht  auf  den  Charterer 
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übergegangen  sei,  sondern  nach  wie  vor  dem  Reklamanten  zugestanden 
habe. 

Da  der  Kapitän  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  schon  bei 
der  Abreise  von  Barry  den  Willen  gehabt  habe,  nach  Wladiwostok  zu 
fahren,  und  versucht  habe  dorthin  zu  kommen,  so  könne  der  Reklamant 
als  Mietsherr  des  Kapitäns  der  Verant^x()rlun,L,'■  hierfür  nicht  ent^fehen. 
Dies  um  so  ^Xl•^iL;er,  als  Pyman  Watxm  A.  Cj.,  welche,  wie  oben 
gesagt,  die  Witrituni^  des  Reklamanten  hätten,  bei  der  Abreise  des 
Schiffs  dem  Kapitän  Urder  gegeben  hätten,  nach  Wladi\xostok  zu  uhi  tn. 

Da,. wie  dargetan,  das  Urteil  erster  Instanz  zutreffend  und  die  Be- 
rufung in  allen  Punkten  unbegründet  sei,  so  müsse  dieselbe  abgewiesen 
werden. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 

1.  Es  ist  bekannt,  daB  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegs» 
hafen  ist.  Seit  dem  Krieg  mit  Japan  hat  Rußland  es  zum  Stützpunkt 
für  seine  Kriegsflotte  und  zum  Hauptetappenort  gemacht.  Es  hat  dort 
in  ausgedehntem  Maße  Kriegsgeräte,  Lebensmittel,  Kohlen  und  sonstige 
Kriegsbedarfsartikel  aufgestapelt.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  nach 
dorthin  hat  fast  ganz  aufgehört.  Es  ist  daher  durchaus  begründet,  wenn 
das  Gericht  erster  Instanz  angenommen  hat,  daß  die  nach  diesem  Hafen 
bestimmten  Steinkohlen  für  den  russischen  Kn'egsofebrauch  g^eliefert 
vcerden  sollten  und  daher  Krietj^skonterbande  seien.  Dies  um  scj  mehr, 
als  (he  Kohlenladun«:^  des  zur  Verhandlung  stehenden  DaniptVr^  aus- 
gewählte Carditfkohle  ist  und  die  l'reise  für  solche  im  Osten  so  außer- 
ordentlich hoch  sind,  daß  außer  für  den  Gebrauch  auf  Krieg^schi^fcn 
keine  Nachfrage  dafür  vorhanden  ist,  so  daß  es  ganz  unzweifelhaft  ist, 
daß  sie  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  geliefert  werden  sollte. 

Der  Reklamant  sagt  es  müsse  nach  der  Art  der  Präcedenz« 
entscheidung,  betreffend  den  „Neptunus",  auch  in  diesem  Falle  an- 
genommen  werden,  daß  die  in  Frage  stehende  Ladung  für  friedliche 
Zwecke  bestimmt  gewesen  sei.  Aber  die  Ladung  im  „Neptunüs"-Fall 
und  die  des  vorliegenden  Falls  sind  ihrer  Art  nach  von  Grund  aus  ver- 
schieden, auch  die  Verhältnisse  der  Bestimmungsorte  sind  ganz  andere. 
Es  ist  daher  unfraglich,  daß  jener  Fall  nicht  als  Präcedenz  auf  den 
vorliegenden  angewandt  werden  kann. 

2.  Das  Völkerrecht  erkennt  an,  daß  Schiffe  wie  das  zur  Ver- 
handlung stehende,  deren  Reisezweck  der  Transport  von  Konterbande 
ist,  eingezogen  werden  können.  *)  Das  Oberprisengericht  ist  der 
Ansicht,  daß  dies  den  Verhältnissen  gerecht  wird.  Besonders  im  vor- 
liegenden I  all,  wo  die  ganze  Ladung  des  Schiffs  Konterbande  ist  und, 
obwohl  erwiesenermaßen  schon  seit  der  Abfahrt  von  England  Wladi- 

*)  Anders  die  japanische  Sccprisenordnung.  §§  43,  44  (.V)  und  ihre  Grundlage 
das  englische  Manual  of  Navai  Prfie  Law,  ait  82  bli  85. 
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wostok  das  Reiseziel  war,  der  Chartervertrag  und  die  anderen  Schiffs- 
papiere einen  falschen  Bestimmungsort  angeben  und  das  Schiff  demnach 
zur  Beförderung  von  Konterbande  unter  Anwendung  betragenscher 
Mittel  gedient  hat 

Da  schon  nach  dem  in  Punkt  l!  ut)4  2  Qesagten  die  Entscheidung 
der  ersten  Instanz,  auf  Einziehung  des  Schiffs  unfraglich  gerechtfertigt 
ist,  so  liegt  kein  Bedürfnis  vor,  auf  die  einzelnen  Punkte  der  Berufung 
besonders  einzugehen. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  cnt^^chiecien : 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  8.  August  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  P y  m  a  n  W  a  t s  o  n  A.  G.,  Absender  der  Ladung  des 
Dampfers  „Roscley",  England,  Wales,  Cardiff,  vertreten  durch  David 
M.  Robertson,  Kapitän  des  Dampfers  „Roseley",  wohnhaft  in  Eng- 
land, Tayport,  Queens  Street. 

ProzeBvertreter:  Rechtsanwalt  A  k  i  y  a  m  a  G  e  n  z  o ,  Regie- 
rung.sbc/irk  Kanagawa,  Yokohama,  Yamashitacho  Nr.  75. 

In  der  Prisensache,  betreffend  die  Ladung  des  englischen  Dampfers 
„Roseley",  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urtei  Isf  ormel: 

Die  auf  dein  Dampfer  „Roseley"  verladenen  6462  Tons  Stein- 
kohlen werden  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 
Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  wurde  Anfang  November 
1904  in  Barry,  England,  auf  dem  von  der  Aktiengesellschaft  Pyman 
Watson  gecharterten  englischen  Dampfer.  „Roseley"  verladen.  Am 
11.  d.  M.  ging  sie  mit  Bestimmung  nach  Wladiwostok  von  dort  ab 
und  wurde  am  12.  Januar  1905  morgens  12  Uhr  15  Minuten  auf  der 
See  in  36»  18'  n.  Er.  und  130«  52'  ö.  L.,  als  der  Dampfer  „Roseley", 
auf  dem  sie  verschifft  war,  weil  er  Konterbande  führte,  von  dem  Kaiser- 
lichen Kriegsschiff  „Tokiwa"  aufgebracht  wurde,  zugleich  mit  diesem 
beschlagnahmt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussa^eschrift  des 
Vertreters  des  Kommandanten  der  „Tokiwa",  Kapitänieutnants  Ando 

ll*r*iMBd-Hcehl«Bburff,  DMjipMiMh«  PriMSTMlit.  Biadl.  (33) 
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Shokyo,  die  VernehmungsprotokoUe  des  Kapitäns  der  „Roseley", 

David  \\.  Robertson,  des  1.  Offiziers  Adam  Harry  Brown 
und  des  1.  M  i  :  !iinisten  Robert  James  Thompson,  das  Schiffs- 
zertifikat,  das  Frivatsciiiffsjournal,  die  Ausklarierungspapiere,  den  Charter- 
vertrag und  da*;  Konnossement. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Keklamation 
sind  folgende: 

Der  Reklamant  habe  im  November  1004  tilr  den  rusbi^^chcn  Sta.its- 
angcliuiigen  E.  A.  Grabow  ski  in  ülubgu'X-,  England,  den  dem 
William  Robert  Rea  gehörigen  Dampfer  „Roseley"  gechartert  und 
die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  mit  Bestimmung  nach  Wladi- 
wostok auf  demselben  verschifft. 

Nach  der  japanischen  Seeprisenordnung  gelte  die  Kohleniadun^r 
nur  dann  als  Kriegskonterbande,  wenn  sie  zum  Gebrauch  der  feind- 
lichen Armee  oder  Marine  oder  nach  einem  feindlichen  Ort  bestimmt 
sei,  nach  dessen  Verhältnissen  angenommen  \x'erdcn  müsse,  daß  sie  zum 
Gebrauch  der  feindlichen  Armee  oder  Marine  geliefert  Vierden  würde. 
In  dem  vorliegenden  Falle  aber,  vco  die  Kohle  nach  Wlodi\x  ostok  gehe, 
einem  Hafen,  der  die  Ficfenschaften  eines  Krieijfshafens  und  eines  Handels- 
hafens vereinige,  sei  es  billig,  daß  man  annehme,  sie  sei  nach  dem  Handels- 
hakri  Wladivcostok  befördert  worden.  Das  tue  auch  die  Präcedenz- 
entscbcidung  des  Prisenfalls  ,,Neptimus"  dar.  Dies  gelte  auch  um 
s>o  mein,  .ils  die  Ver\xendbarkcit  der  zur  Verhandlung  flehenden  Ladung 
sich  nicht  ausschließlich  auf  den  Krieg  beschränke,  dieselbe  vielmehr 
auch  für  gewerbliche  Zwecke  gebraucht  werden  könne. 

Selbst  einmal  angenommen,  die  Ladung  sei  feindliches  Gut,  so 
könne  doch  nach  Artikel  2  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  vom  Jahre 
1856  Beschlagnahme  nicht  erfolgen. 

Es  werde  daher  Freigabe  der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung 
beantragt. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 
Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  sei  nach  dem  Hauptstütz- 
punkt der  russischen  .Marine,  W!adi\x-ostok,  bestimmt  und  hätte  offenbar 
zum  Kriegsgebrauch  des  Leindes  geliefert  werden  sollen.  Sie  sei  daher 
Konterbande  und  müsse  eingezogen  werden. 
Das  Gericht  ist  folgender  An.sicht: 

Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  ibt  canibrische  Kohle,  wie 
sie  gegenwärtig  ausschließlich  von  Kriegsschiffen  gebraucht  wird.  Ihr 
Bestimmungsort  ist  Wladiwostok,  ein  Hauptstutzpunkt  der  russischen 
Kriegsflotte. 

Es  ist  bekannt,  daß  zur  Zeit,  als  der  Dampfer  „Roseley''  von  Barry 
abfuhr,  die  russische  Regierung  einen  Vertreter  nach  England  geschickt 

1)  §  14  der  japanischen  SeeprJsenordnuns  (V). 
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hatte,  der  in  Vorbereitung  der  Ausreise  der  baitischen  Flotte  nach  dem 
Osten  viel  Steinkohle  nach  Wladiwostok  befördern  ließ.  Es  ist  daher 
unzweifelhaft,  daB  die  zur  Verhandlung  stehende  Kohle  für  den  Kriegs- 
gebrauch des  Feindes  nach  Wladiwostok  geliefert  werden  sollte.  Sie 
ist  demnach  Konterbande,  und  man  kann  der  Behauptung  des  Rekla- 
manten nicht  beipflichten,  welcher  saj^t,  daß  es  in  dem  vorliegenden 
Falle,  wo  die  Ladung  nach  Wladiwostok  l,c1u,  einem  Hafen,  der  die 
Eigenschaft  eines  Kriegs-  und  eines  Handelshafens  vereinige,  billig  sei, 
anzunehmen,  sie  sei  nach  einem  Handelshafen  befördert  worcien,  und 
daß  die  7iir  Vcrhaiulliini;  >tclu'nde  Kohle  daher  keine  Koiitcrbande 

Da  dif  übriL,a-n  Aii^fuhrmin;cn  ck's  Reklamanten  zu  dem  vorliegen- 
den Urteil  keifie  direkte  Beziehung  haben,  so  ist  es  unnötig,  sie  einzeln 
zu  erörtern. 

Die  Ladung  ist  daher  als  Konterbande  nach  den  Grundsätzen  des 
Völkerrechts  mit  Recht  einzuziehen*),  und  es  wird  wie  in  der  Urteils- 
formel entschieden. 

Verkündet  am  10.  April  1005  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  Vamamoto  Taisurokuro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Pyman  Watson  A.  O.,  Fngland,  Wales,  Cardiff, 
vertreten  durch  David  M.  Robertson,  Kapitän  des  Dampfers  „Rose- 
ley",  wohnhaft  in  Tayport.  Queens  Street. 

Prozeßvertreter;  Rechtsanwalt  A  k  i  v  a  m  a  ü  e  n  z  o ,  Regie- 
rungsbezirk Kanagawa,  Yokohama,  Vamashitacho  Nr.  75. 

Am  10.  April  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
sache, betreffend  die  Ladung  des  Dampfers  „Roseley",  welcher  am  12. 
Januar  1905  auf  36«  18'  n.  Br.  und  130»  52'  ö.  L.  von  dem  Kaiser- 
lichen Kriegsschiff  „Tokiwa"  beschlagnahmt  worden  ist,  ein  Urteil  ge- 
fällt, in  welchem  auf  Einziehung  der  an  Bord  des  genannten  Dampfers 
verschifften  6462  Tons  Steinkohlen  erkannt  >xorden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  David  M.  Robertson  als  Vertreter 
der  Reklamanten  Pyman  Watson  A.  (j.  durch  den  Rechtsanwalt 
A  k  i  V  a  III  a  (Jenzo  als  Pro/eßvertretcr  die  Benifunu^  eingelegt,  welche 
ins  BrisL-in  der  Staatsan\x'älte  Tsiitsiiki  Keiroku  unti  Dr.  jur.  Ishi- 
watari  Binichi  beim  Ober[)i  i>en^Li irlit  geprüft  wurden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berutung  des  Vertreters  der  Reklamation 
Akiyama  üenzo  sind  folgende: 

*)  V.  $  4a. 
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Das  Urteil  der  ersten  Instanz  sei  unzutreffend.  Es  werde  Ab- 
gabe einer  Entscheidung  auf  Freilassung  der  auf  dem  Dampfer  „Roseicy" 
verladenen  6462  Tons  Steinkohlen  beantragt,  und  zwar  aus  folgenden 

Gründen : 

1.  sei  freilich  in  nfucrcr  Zeit  äußerst  bestritten,  ob  Kohle 
Konterbande-  sei.  In  der  japanischen  Seeprisenorcinunß ')  sei  aber  als 
Prinzip  anerkannt,  daß  sie  nur  als  Konterbande  tjehe,  ^  enn  sie  crvtiescner- 
maßen  zum  Kriegsgebrauch  des  Feindes  geliefert  \xerden  solle.  Aber 
uenn  man  selbst  annehme,  dali  dies  Prinzip  mit  dem  Grundsatz  des 
Völkerrechts  Obereinstimmef  so  sei  doch  der  Bestimmungshafen  der 
zur  Verhandlung  stehenden  Ladung  Wladiwostok  sowohl  Rußlands  ein- 
ziger Kriegshafen  wie  auch  sein  einziger  Handelshafen  im  Osten.  Da 
an  diesem  Platz  verschiedene  Arten  von  kaufmännischen  und  gewerb- 
lichen Unternehmungen  betrieben  würden  und  neutrale  Pinnen  dort 
Niederlassungen  hätten,  so  könne  man  aus  der  Tatsache«  daß  Kohle, 
welche  nicht  absolute  Konterbande  sei,  dorthin  transportiert  \t  erde,  nicht 
ohne  weiteres  schließen,  daß  diese  für  den  Gebrauch  der  Kriegsmacht 
bestimmt  sei.    Auch  nach  der  Präcedenzentschcidung,  betreffend  den 

Neptun  US"  im  Kriege  zwischen  F.ngland  und  Holland  im  Jahre  1798, 
sei  es  billig,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  als  zur  Ein- 
fuhr nach  dem  Handelshafen  Wladiwostok  und  zu  friedlichem  Gebrauch 
bestimmt  angesehen  werde. 

2.  Das  Urteil  erster  Instanz  behaupte,  daß 

es  bekannt  >ei,  daß  zur  Zeit,  als  der  in  Frage  stehende  Dampfer 
„Roseley"  von  Barry  abgefahren  sei,  die  russische  Kegicrung 
einen  Vertreter  nach  England  geschickt  gehabt  habe,  der  in 
Vorbereitung  der  Ausreise  der  baltischen  Flotte  nach  dem 
Osten  viel  Steinkohle  nach  Wladiwostok  habe  befördern 
lassen  usw. 

Auf  was  für  einem  Beweis  gründe  sich  aber  diese  Annahme?  Das 
Prisengericht  habe  sich  nicht  an  die  für  die  Beweisaufnahme  geltenden 
Normen  gehalten,  sondern  nach  freier  Überzeugung  geurteilt.  Es  sei 
aber  ein  völkerrechtlicher  Grundsatz  für  das  Prisenverfahren,  daß  man 
als  Material  für  die  Entscheidung  nur  die  Papiere  des  aufgebrachten 
Schiffs  und  die  Aussagen  der  Besatzung  benutzen  solle.  *)  Fjs  sei  daher 
unfraglich,  daß  das  l^rteil  unzutreffend  sei,  weil  es  gegen  diese  völker- 
rechtliche (irundrei^el  verstoßen  habe. 

3.  He/üglich  der  Behandlung  relativer  Konterbande  auf  neutralem 
Schiff  weiche  zwar  das  englische  Prinzip  von  dem  kontinentalen  in 
etwas  ab,  aber  im  großen  und  ganzen  sei  ihr  Sinn  doch  derselbe.  Nach 

»)  V.  ?*  M. 

*)  Art.  240,  326  Manual  uf  Naval  Prize  Law,  doch  die  japanische  Seeprisen* 
Ordnung  nur  g  €6  (V). 
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der  englischen  Praxis  würden  Güter,  welche,  weil  für  die  feindlichen 
Kriegsschiffe  oder  Truppen  bestimmt,  als  Kriegskonterbande  anzusehen 
seien,  unter  Zahlung  einer  Vergütung  eingezogen.*)  Nach  dem  kon- 
tinentalen Prinzip  sei,  wie  es  die  völkerrechtlichen  Kongresse  be- 
schlossen hätten,  für  Güter,  welche  sowohl  friedlichen  als  auch 
kriegerischen  Zwecken  dienen  könnten,  wenn  sie  auf  der  Reise  nach 
einem  feindlichen  Hafen  begriffen  seien,  bestimmt,  daß  dem  krieg- 
führenden Staat  ihnen  gegenüber  unter  der  Bedingung  der  Vergütung 
das  Beschlagnahmerecht  tmd  auRerdrm  das  Vorkaufsrecht  zustehe. 
Während  so  die  moderne  Reehtspraxis  mit  Bezuir  auf  relative  Konler- 
bande eine  immer  weitherziger  v^erdende  Tendenz  zeige,  sei  nur  Japan 
unbillig  streng,  indem  es  im  Ciegensatz  zu  den  erwähnten  Rechts- 
prinzipien und  (je\x  ohnheiten  Kohle,  die  sowohl  friedlichen  als  auch 
kriegerischen  Zwecken  diene,  wenn  sie  nach  einem  l^lalz,  der  Handels- 
und Kriegshafen  sei,  bestimmt  wäre,  bedingungslos  einziehe.  Besonders 
weil  die  japanidche  Prisenordnung  sich  auf  den  eiigh>chen  Prinzipien 
aufbaue,  sei  es  wünschenswert,  daß,  wo  es  sich  um  neutrale  relative 
Konterbandegüter  handele,  eine  billigere  Haltung  eingenommen  würde. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanwalts  beim  Prisen- 
gericht zu  SaselDo,  Mizukami  Chojiro,  sind  folgende: 

1.  Cardiffkohle,  wie  die  zur  Verhandlung  stehende,  werde  in  der 
gegenwärtigen  Zeit  ausschließlich  auf  Kriegsschiffen  gebraucht.  Die 
Ladung  sei  nach  Wladiwostok  bestimmt,  welches  als  Handelshafen  seit 
dem  japanisc-hen  Kriej^e  nur  dem  Namen  nach  existiere,  tatsäehlieh  aber 
ein  wirklicht^r  Krieijshafcn  und  der  llauptstützpunkt  für  die  russische 
Kriej^^sflotte  sei.  sei  bekannt,  daß  diese  Flotte  bezüglich  der  von  ihr 
benüligten  Kohle  fast  i^an/lieh  auf  Import  von  (^ardiff  angewiesen  sei. 
Daher  sei  es  klar,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Kohle,  vcelche 
nach  Wladiwostok  bestimmt  gevcesen  sei,  unmittelbar  zum  Kriegs- 
gebrauch des  Feindes  hätte  geliefert  werden  sollen  und  daher  un- 
zweifelhaft Kriegskonterbande  sei. 

Da  man  den  holländischen  Hafen  Amsterdam,  welcher  weder  dem 
Namen  noch  den  tatsächlichen  Verhältnissen  nach  zugleich  die  Eigen- 
schaften eines  Kriegs-  und  eines  Handelshafens  habe,  nicht  auf  gleiche 
Stufe  mit  Wladiwostok  stellen  könne,  so  könne  die  Präccdcnzent- 
scheidung  des  „ Neptun us"-Faiis  nicht  für  den  vorliegenden  Fall  an- 
gezogen werden. 

2.  Da  besondere  Regeln  für  die  Beweisaufnahme,  an  welche  das 
Priscngericht  [gebunden  wäre,  nicht  existierten,  so  könne  das  Gericht 
unter  /.ugrundelcgunj^^  ckr  Srhiff>papiere,  der  Aussagen  der  Besatzung 
und  jedes  anderen  Umstandes  nach  freier  Überzeugung  den  Tatbestand 

^)  Manual  of  N.  P.  L.    Art  84.    Andcis  die  japanische  Seepfisenardnimg 
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feststellen.  Daher  lasse  sich  nicht  sagen,  daß  es  unrechtmäßig  sei, 
bei  Feststellung  des  Tatbestands  über  die  Schiffspapiere  und  Aussagen 
der  Besatzung  hinauszugehen,«)  besonders  auch  da  die  von  dem  Ur* 
tdl  erster  Instanz  angenommenen  Tatsachen  allgemein  twkannt  seien. 

3.  Daß  Kohle,  welche  für  feindliches  Gebiet  bestimmt  sei,  wenn 
anzunehmen  sei,  daß  sie  für  den  feindlichen  Kriegsgebrauch  geliefert 
vcerden  solle,  als  Konterbande  angesehen  und  eingezogen  werden  müsse, 
sei  nicht  nur  von  der  völkerrechtlichen  Praxis  anerkannt,  sondern  auch 
in  der  japanischen  Seeprisenordnung  klar  ausgesprochen.  F-s  sei  daher 
zutreffend,  wenn  das  Gericht  erster  Instanz,  weil  es  diesen  Tatbestand 
annahm,  auf  Fin/ichiintr  drr  zur  Verhandlung  stehenden  Kohle  erkannt 
habe.  Auch  sei  es  als  zulretieiid  zu  bezeichnen,  wenn  das  Prisen- 
gericht den  Ausführungen  des  Reklamanten  hL/üi;!irh  läii/iehuiig  unter 
Leistung  einer  Vergütung,  bedingter  Beschlagnahme  und  Vorkauf  nicht 
gefolgt  sei,  denn  diese  seien  nur  die  Praxis  vereinzelter  Staaten  bz>x . 
Gelehrtenansichten,  könnten  aber  nicht  als  Bestimm  ung'en  oder  Praxis 
des  geltenden  Völkerrechts  anerkannt  werden. 

Da.  demnach,  wie  ausgeführt,  das  Urteil  erster  Instanz  zutreffend 
sei  und  die  Berufungspunkte  sämtlich  unbegrQndet  seien,  so  sei  die  Be> 
rufung  zu  verwerfen.  , 

Düä  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
Es  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegs- 
hafen ist.  Seit  dem  Kriege  mit  Japan  hat  Rußland  es  zum  llauptstütz- 
punkt  für  seine  Kriegsflotte  und  zum  Hauptetappenort  gemacht  Es  hat 
dort  in  ausgedehntem  Maße  Kriegsgerät,  Lebensmittel,  Kohlen  und 
sonstige  Kriegsbedarfsartikel  aufgespeichert.  Der  gewöhnliche  Handels- 
verkehr nach  dorthin  hat  fast  gänzlich  aufgehört  Es  ist  daher  durch- 
aus begründet,  wenn  das  Gericht  erster  Instanz  angenommen  hat,  daß 
die  nach  diesem  Hafen  bestimmten  Steinkohlen  für  den  russischen 
Kriegsgebrauch  geliefert  >xerden  sollten  und  daher  Kriegskonterbande 
seien.  Dies  um  so  mehr,  als  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  aus- 
gewählte Cardiffkohle  ist  und  die  Preise  für  solche  im  Osten  so  außer- 
ordentlich hoch  ^ind,  daß  außer  für  den  Gebrauch  auf  Kriegsschiffen 
zur  Krie^s/cit  keine  Nachfrage  dafür  vorhanden  i^^t,  so  daß  es  ganz 
uri/vc  ( itelli alt  ist,  daß  sie  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  geliefert 
.werden  .sollte. 

Der  Reklamaiu  sagt,  müsse  nach  Art  der  Präcetlen/ent>(  hei(iun;4, 
betreffend  den  „Neptunus",  auch  in  diesem  Kalle  angenommen. werden, 
daß  die  Ladung  für  Iriedlichc  Zwecke  bestimmt  gewesen  sei.  Aber  die 
Ladung  im  „Neptunus"-Fall  und  die  des  vorliegenden  Falls  sind  ihrer 
Art  nach  von  Grund  aus  verschieden,  und  auch  die  Verhältnisse  der 

^)  Anders  derselbe  Staatsanwalt  in  VI,  29  b. 
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Bestimmungsorte  sind  ganz  andere.  Es  ist  daher  unfraglich,  daß  jener 
Fall  nicht  als  Präcedenz  auf  den  vorliegenden  angewandt  werden  kann. 

Daher  ist  Punkt  1  der  Berufung  unbegründet. 

2.  Da  ein  Frisengericht  bei  Feststellung  des  Tatbestands  die  Schiffs- 
papitrc,  die  Aussagen  des  Kapitäns  und  der  Besitzung  und  illc  and.Ten 
lat>afhen  und  Umstände  bcrück>ichtigen  und  nach  freier  Über- 
zeui^uri^  urteilen  kann,  so  ist  der  /weite  Berut'uug>piinkt,  welcher  das 
L  rtfil  erster  Instanz  für  unzutretfend  erklärt,  weil  es  die  Tatsachen,  die 
außerhalb  der  Schilfspapiere  und  der  Aussagen  der  Besatzung  liegen, 
als  Material  für  die  laitscheidung  verwandt  habe,  unbegründet. 

3.  Es  ist  völkerrechtliches  Prinzip,  daß  Konterbande  schlechthin 
tingezogen  werden  kann.  Wünsche  bezüglich  Vorkauf,  Einziehung  gegen 
Entgelt  oder  Beschlagnahme  unter  der  Bedingung  der  Entschädigung, 
wie  sie  der  Reklamant  äußert,  sind  nur  verwirklicht,  wo  besondere  ver- 
tragliche Abmachungen  vorliegen.  Im  übrigen  finden  sich  diese  Er- 
scheinungen in  Praxis  und  Theorie  nur  vereinzelt.  Keinenfalls  können 
sie  jedoch  als  völkerrechtliche  Regel  anerkannt  werden.  Man  kann 
daher  nicht  sagen,  daß  das  Urteil  erster  Instanz  es  in  etwas  versehen 
habe,  \xcnn  es  diesem  Ansuchen  des  Reklamanten  nicht  Folge  leistete. 

Demnach  ist  auch  Funkt  3  der  Berufung  unbegründet. 
Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden : 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  8.  August  1905  im  Überpriaengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  William  Robert  Rea,  Reeder  des  Dampfers 
„I.cthin  Mon"  wohnhaft  in  Belfast,  Provinz  Antrim  in  Irland,  !'nq;land, 
Donegal  Quay  Nr.  19,  vertreten  durch  1  homas  Täte,  Kapitän  des 
Dampfers  ,,!.ethington",  wohnhaft  North  hicld  Newcastle  Street  Nr.  3. 

Prozeß  Vertreter:  Rechtsanvc  alt  A  k  i  y  a  m  a  G  e  n  z  o,  Regierungs- 
bezirk Kanagawa,  Yokuhauia,  Yamashilacho  Nr.  75. 

In  der  Prisensache,  betreffend  den  englischen  Dampfer  „Lething- 
ton",  wird,  wie  folgte  entschieden: 

U  rteilsf  ormel: 
Der  Dampfer  „Lethington"  wird  eingezogen. 
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Tatbestand  und  Orflnde: 
Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „Lethington"  steht  im 
Eigentum  des  Reklamanten  Robert  Rea,  führt  die  englische  Fhggt, 
sein  Heimatshafen  ist  Belfast  in  Irland,  England«  und  er  hi  ein  Handels- 
schiff, das  ausschliefilich  zum  Gütertransport  dient  Der  Reklamant 
hat  am  1.  November  1904  mit  den  Vertretern  des  in  England  wohn- 
haften russischen  Staatsangehörigen  E.  A.  O  r  a  b  o  w  s  k  i ,  der  Aktien- 
gesellschaft Pyman  Watson,  einen  Chartervertrag  abgeschlossen, 
laut  \x'elchem  der  Dampfer  Kohle  von  Cardiff  nach  Hongkong,  Shanghai 
oder  Kiautschou  befördern  sollte.  Der  Dampfer  nahm  in  (Cardiff  ()495 
Tons  Kohlen  ein.  Die  Konnosseniente  uesagen,  daß  der  Empfänger  sich 
nach  Order  richten  solle.  Als  Bestimmungsort  .sollte  nach  Ankunft  in 
Hongkong  einer  der  liäfen  liongkong,  Shanghai  oder  Kiautschou  fest- 
gesetzt werden.  Ferner  war  gesagt,  daß,  wenn  der  Kapitän  oei  An- 
kunft in  Hongkong  keine  andere  Weisung  erhalte,  er  nach  Wladiwostok 
fahren  solle. 

Am  11.  November  d.  J.  fuhr  der  Dampfer  demgemäß  von  Car- 
diff unter  Angabe  von  Hongkong  als  Bestimmungsort  ab.  In  Hong- 
kong erhielt  er  auf  Qrund  seiner  Angaben  eine  Ausklarierungs- 
bescheinigung fOr  Shanghai,  fuhr  jedoch  direkt  nach  Wladiwostok  und 
wurde  auf  dieser  Reise  etwa  10  Seemeilen  westlich  von  Okinoshima 
im  Regierungsbezirk  Fukuoka  von  dem  Kaiserlichen  Torpedoboot  Nr.  72 
aufgebracht. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Kommandanten  des  genannten  Torpedoboots  Nr.  72,  Yamaguchi 
Dcnichi,  die  Vernehm ungsprotok<rile  des  Kapitäns  der  „Lethington" 
Thomas  Täte,  des  1.  Offiziers  Ocorge  Bergwitz,  des  1. 
Maschinisten  W.  Moffit,  das  Schiffszertifikat,  den  Chartervertrag,  das 
Konnossement,  das  Privatschiffsjoumal  und  die  Ausklarierungspapiere 
des  Hafenamts  in  Hongkong. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Re- 
klamation sind  folgende: 

Da  der  Reklamant  und  Reeder  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff  auf  Grund  eines  Chartervertrages  vermietet  habe,  so  habe  er  weder 
.Anteil  daran  gehabt  noch  darum  gewußt,  daß  das  Schiff  nach  Wladi- 
wostok, welches  im  (Chartervertrag  nicht  verzeichnet  sei,  gereist  \\;ire. 
Das  Schiff  könne  daher,  wenn  auch  seine  l  adung  Konterbande  sei, 
da  der  Reklamant  nicht  der  |-ii.;entümer  dieser  Ladung  sei,')  nicht  das 
Schicksal  derselben  teilen  und  der  Einziehung  verfallen.  Wenn  ferner 
auch  das  Schiff  schon  zur  Zeit  seiner  Abfahrt  von  Cardiff  mit  der 
Absicht,  es  nach  Wladiwostok  fahren  zu  lassen,  gechartert  igewesen  sei, 

^      §  43,2. 
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so  sei  das  lediglich  ein  Plan  des  Charterers  oder  des  Absenders  ge- 
wesen, an  dem  der  Reeder  in  keiner  Weise  beteiligt  gewesen  sei. 

Auch  die  Unterlassung  der  Eintragung  Wladiwostoks  als  eines 
der  Bestimmungsorte  sei  lediglich  eine  Handlung  des  Charterers  oder 

Befrachters,  zu  der  der  Reeder  in  keiner  Bezieh  img  stehe.  Da  das 
Schiffsjournal  übrigens  klar  Wladiwostok  als  Bestimmungsort  angebe, 
so  sei  die  Unterlassung  der  Eintragung  dieses  Hafens  in  die  übrigen 
Schiffspapiere  nicht  geschehen,  um  der  Aufbringung  durch  die  ja- 
panische Marine  zu  entgehen.  Da  das  Schiff  lediglich  sich  in  Hong- 
kong eine  Auskiarierung  nach  Shanghai  anstatt  nach  Wladiwostok  habe 
geben  lassen,  so  sei  die  Tatsache,  daß,  außer  in  dem  Journal,  in  den 
Schiffspapieren  Wladiwostok  nicht  als  Bestimmungsort  eingetragen  sei, 
einfach  als  Unvollständigkeit  der  Schiffspapiere  anzusehen.  .Man  könne 
dagegen  nicht  daraus  schließen,-  daß  das  Schiff  für  den  Kohlentrans- 
port betrfigerBche  Mittel  habe  anwenden  wollen.  Dies  um  so  weniger, 
als  die  Ladung  nicht  als  absolute  Konterbande  gelten  könne. 

Das  Schiff  unterliege  daher  nicht  der  Strafe  der  Einziehung. 
Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 
Da  es  erwiesen  sei,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff, 
um  der  Aufbringung  durch  die  japanische  Marine  zu  entgehen,  sich  mit 
gefälschten  Schiffspapieren  versehen  und  unter  Angabe  eines  falschen 
Bestimmungshafens  Konterbande  nach  Wladiwostok  habe  befördern 
wollen,  so  müsse  es  mitsamt  seiner  Ladung  eingezogen  werden. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

In  gewöhnUchen  Fällen  beschränkt  sich  die  Strafe  für  Kontcr- 
bandetransport  auf  die  I'inziehung  der  Konterbandeartikel.  Weini  aber 
gefälschte  Schiffspapiere  verwandt  werden  und  ein  falscher  ße- 
stimmunghort  angegeben  wird,  so  ist  es  die  Regel,  auch  das  Schiff 
einzuziehen.  Das  ist  im  modernen  Völkerrecht  von  Wissenschaft  und 
Praxis  allgemein  anerkannt. 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „Lethington"  hat  Car- 
diffkohle,  wie  sie  ausschließlich  fär  Kriegsschiffe  verwandt  wird,  ge- 
laden, um  sie  nach  dem  Hauptflottenstfitzpunkt  Rußlands,  Wladiwostok, 
zu  befördern.  Darfiber,  daß  es  sich  um  einen  Transport  von  Konter- 
bande handelt,  besteht  nicht  der  geringste  Zweifel  Obwohl  es  schon 
von  der  Zeit  der  Abreise  von  Cardiff  in  England  an  bestimmt  war, 
daß  Wladi>x'ostok  das  Ziel  der  Re^  sein  sollte,  war  im  Charterver- 
trag, dem  Konnossement  usw.  vorgegeben,  daß  die  Kohle  in  Hongkong, 
Shanghai  oder  Kiautschou  verkauft  werden  solle.  In  Hongkong  hat 
der  Dampfer  sich  eine  Ausklarierung  für  Shanghai  versclialft  und  ist 
dann  nach  Wladiwostok  gefahren.  Alle  diese  Maßnahmen  hat  der 
Dampfer  durchaus  in  der  Absicht,  dadurch  der  .Aufbringtmg  durch  die 
Kaiserliche  iMarine  zu  entgehen,  getroffen.  iLr  hat  demnach  dazu  ge- 
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dient,  unter  Anwendung  betrügerischer  iMittel  Konterbande  zu  beför- 
dern. Wenn  auch  im  Tagebuch  sich  Wladiwostok  verzeichnet  fin  kt, 

so  reicht  das  doch  nicht  ans,  um  zu  der  Annahme  zu  gelangen,  es  habe 

keine  betrÜL^cri^chcn  .Wittel  für  den  Transport  beinit/t. 

ticrartii^^c  betrügerische  Handlungen  \orlic'L,a-n,  so  muß  die 
Einziehung  des  Schilfs  erfolgen,  cfleichvie!  ob  die  Hanciluni^cn  aus 
dem  Willen  des  Reeders  oder  de.-.  Ciiartercrs  entsprungen  sitid.  -) 

Weil  daher  alle  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation 
unbegründet  sind,  viird  \xie  in  der  Urteilsforniel  entschieden. 

Verkündet  am  10.  April  1905  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im 
Bebein  des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  William  Robert  Rea,  englischer  Staatsange- 
höriger, Belfast,  Donegal  Quay  Nr.  IQ,  England,  Irland,  County  Antrim. 

Prozeß  Vertreter :  Rechtsanwalt  AkiyamaOenzo,  i^egierungs- 
bezirk  Kanagavia,  Yokohama,  Yaniashitacho  Nr.  1^. 

Am  10.  April  1905  hat  das  Priserik^^ericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
%ache,  betreffend  den  ent^lischen  Danipter  „Lethington",  welcher  am 
12.  Januar  1905  auf  der  See  in  einer  Entfernung  von  etwa  18  See- 
meilen westlich  von  Okinoshima  von  dem  Kaiserlichen  Torpedoboot 
Nr.  72  aufgebracht  worden  ist,  ein  Urteil  gefällt,  in  welchem  auf  Ein- 
ziehung des  Dampfers  „Lethington"  erkannt  worden  ist 

Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Reklamant  William  Robert  Rea 
durch  den  Rechtsanwalt  Akiyama  Qenzo  als  Prozeß  Vertreter  die 
Berufung  eingel^  welche  im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki 
Kciroku  und  Dr.  jur.  Ishiwatari  Binichi  beim  Oberprisen- 
gericht geprüft  worden  i^t. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation 
Akiyama  üenzo  nnti  deren  Begründung  sind  folgende: 

1.  Der  einzige  (Jrund,  aus  welchem  die  Einziehung  verfügt  sei, 
sei  der,  daß  unter  Verwendung  gefäl'^chter  Schiffspapiere  und  Angabe 
eines  falschen  Bestiininiingsorts  Konterhancie  betoiclett  worden  sei.  Da 
aber  die  Konterbande  nicht  im  Eigentum  Ue>  Reeders  stehe,  so  müsse 
sich  die  Einziehung  auf  die  Ladung  beschränken.  Das  Schiff  dagegen 
könne  nicht  konfisziert  werden.  Denn  um  das  Schiff  zu  konfiszieren, 
sei  es  unbedingt  nötig,  daß  neben  der  Annahme  der  Verwendung 

')  V.  §  44. 
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betrügerischer  Mittel  \xi  der  Verschiffung  der  Konterbande  auch  fest- 
stehe; dafi  der  Reeder  an  diesem  betrügerischen  Verfahren  beteiligt, 
d.  h.  im  Einverständnis  sei.  Wenn  man  daher,  ohne  daß  diese  Be- 
teiligung bei  dem  in  Frage  kommenden  Reeder  vorliege,  einfach  den 
zivilrechtlichen  Standpunkt  einnehme,  daß  der  Reeder  Unkenntnis  gegen- 
über den  Handlungen  des  Kapitäns  nicht  vorschützen  könne,  und  darauf- 
hin ohne  weiteres  die  Einziehung  verfüge,  so  s.i  das  unrc  tinnäßig. 

2.  Der  zur  Einrichtung  des  Schiffes  erforderliche  Tatbestand  be- 
trügerischer Maßnahmen  könne  damit,  daß  ledigHch  in  den  Srhiffs- 
papicren  der  Bestimmungsort  nicht  aniTctrcbcn  sei,  nicht  als  vorliegend 
erachtet  wirden.  Ls  sei  nötij^,  daß  die  Papiere  gefälscht  seien  in  der 
bösen  Absicht,  die  Visitierimt^  und  Durchsuchung  der  kriei;führ(.'nden 
Marine  zu  täuschen  und  dadurch  der  Aufbringung  zu  entgehen;  auch 
müßten  die  Mittel  zu  der  Täuschung  tauglich  sein. 

Da  aber  keine  tatsächliche  Spur  dafür  vorliege,  daß  die  Papiere 
des  zur  Verhandlung  siehenden  Schiffes  in  solcher  Absicht  ausgestellt 
-worden  'seien,  und  es  durchaus  klar  sei,  daß  die  Papiere'  nicht  geeignet 
seien,  um  damit  der  Beschlagnahme  zu  entgehen,  so  sei  die  Einziehung 
des  Schiffs  unrechtmäßig. 

3.  Der  Reeder  habe  das  Schiff  zum  Kohlentransport  an  den 
Ladungseigentümer  vermietet  und  einen  Chartervertrag  abgeschlossen, 
in  welchem  Hongkong,  Shanghai  oder  Kiautschou  als  BestimmuiiL^s- 
häfen  angegeben  gewesen  seien.  Daher  habe  der  Reeder  an  der  Be- 
stimmung des  Schiffs  nach  einem  anderen  Hafen  keinen  Anteil  gehabt. 
Wenn  man  mit  dem  englischen  Recht  annehme,  daß  der  Chartervertrag 
von  der  Art  einer  Sachmiete  sei,  so  stünden  für  die  Zeit  die  Rechte 
des  Besitzes  und  der  Verfüt^uriL^  dem  Charterer  zu.  Selbst  vtenn  man 
aber  einmal  den  hall  nicht  so  auflege,  sondern  einen  gcvi  öhnlichen  Eracht- 
vertrag annehme,  so  entspreche  doch  dem  Willen  des  Reeders  die  in 
dem  Vertrag  bezeichnete  Reise,  und  \xeiui  der  Kapitän  den  Willen  des 
Charterers  ausgeführt  habe,  so  könne  man  nicht  sagen,  daß  der  Reeder 
Mittater  an  dem  Konterbandetransport  gewesen  sei.  Dies  um  so  weniger, 
ab  mangels  Beweises  der  Mittäterschaft  die  Verantwortung  für  eine  das 
Völkerrecht  verletzende  Handlung  wie  den  Konterbandetransport  unter 
Anwendung  betrügerischer  Mittel,  dem  Reeder  nicht  auferlegt  werden 
könne,  weil  eine  solche  Handlung  außerhalb  der  Vertretungsbefugnisse 
des  Kapitäns  als  Stellvertreters  des  Reeders  liege. 

4.  Der  Charterer  habe  bei  Abreise  des  Schiffes  dem  Kapitän  für 
den  Eall,  daß  er  hei  Ankunft  in  Hongkong  keine  andere  Order  erhalte, 
Befehl  gegeben,  mit  einem  beliebigen  Kurs  nach  Wladiwostok  vceiter- 
zufahren.  Danach  zu  urteilen,  sei  damals  VX^Iadixxostok  noch  nicht  ic>t 
als  Bestimmungsort  abgemacht  gevcesen.  l>ie^  sei  erst  fe>t  bcstunnit 
worden,  als  der  Dampier  bei  Ankunft  in  Hongkong  keine  andere  Order 
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erhalten  habe.  Daher  könne  \Uuin,  dafi  in  dem  im  Abfahrtshafen  aus^ 
gestellten  Konnossement  und  Atisklarierungsschein  Hongkong  als  Be- 
stimmungsort bezeichnet  sei,  ein  Crund  für  Verdacht  nicht  liegen,  und 
man  könne  daraus  nicht  schließen,  daß  die  Papiere  auf  einen  ^rcfälscbten 
Bestimm ungsctft  ausgestellt  worden  seien  in  der  bösen  Absicht,  dadurch 
der  Aufbringung  durch  die  kriegführende  Macht  zu  entgehen. 

Wenn  der  Dampfer  sich  in  Singapore  und  Hongkong  Au<ikhricrung 
für  Shanghai  beschafft  habe,  so  sei  das  lediglich  in  der  Befürchtung 
geschehen,  daß  zurzeit  die  englischen  liehörden  die  Reise  nach  Wladi- 
>x'ostok  verw  eigern  \x  ürden.  Wenn  er  genötigt  gewesen  wäre,  um  Aus- 
klarierung nach  Wladiwostok  zu  bitten,  so  hätte  er  bei  der  Abreise 
Schwierigkeiten  erfahren,  welche  er  gescheut  habe.  So  habe  er  den 
Behörden  gegenüber  eine  falsche  Meldung  nur  gemacht,  um  seine  Ab- 
fahrt zu  erleicbtern.  Dafi  dies  nicht  geschehen  sei,  um  der  Aufbringung 
durch  die  japanischen  Kriegsschiffe  zu  entgehen,  gehe  auch  daraus 
hervor,  dafi  in  dem  Tagebuch  Wladiwostok  deutlich  als  Bestimmungsort 
genannt  sei. 

Die  Ausklarierungsbescheinigung  sei  eigentlich  kein  wichtiges 
Schiffspapien  Dafi  die  verschiedenen  Staaten  ihr  kein  Gewicht  bei- 
legten, könne  man  auch  daraus  entnehmen,  dafi  sie  sich  unter  den  in 
den  Artikeln  177  bis  194  der  englischen  Prisenordnung  aufgeführten 
Schiffspapieren  der  einzelnen  Staaten  Europas  und  Amerikas  nicht  finde. 
Wenn  daher  auch  in  den  fraglichen  Ausklarierungsb>escheinigungen  nicht 
der  richtige  Bestinirtiungsürt  angegeben  sei,  so  könne  man  doch  nicht 
sagen,  daß  es  den  Prinzipien  des  modernen  Völkerrechts  entspreche, 
wenn  man  daraufhin  dem  Schiffe  die  schwerste  Strafe  der  hinzieh ung 
aulerlege. 

5.  Die  in  hrage  stehende  Ladung  sei  keine  Kriegskonterbandc,  denn, 
wenn  sie  auch  nach  Wladiwostok  bestimmt  sei,  so  vereinige  dieser 
Platz  doch  in  sich  die  Eigenschaft  eines  Kriegs hafens  und  eines  Handels- 
hafens,  und  es  sei,  wie  das  Beispiel  des  „Neptun  us"-Fal]s  im  englisch- 
holländischen Krieg  lehre,  billig,  in  diesem  Fall  anzunehmen,  daß  die 
Ladung  nach  dem  Handelshafen  Wladiwostok  eingeführt  werden  solle. 
Das  Urteil  erster  Instanz  nehme  an, ')  daß 

in  Wladiwostok  zur  Zeit  gewöhnliche  Schiffe  fast  gar  nicht 
vorhanden  seien  und  daß  der  Schluß  gerechtfertigt  sei,  daß 
die  auf  dem  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfer  verschiffte 
Cardiffkohle,  welche  von  der  Art  sei,  wie  sie  ausschließlich 
auf  Kriegsschiffen  zur  Verwendung  kunime.  w<^nn  sie  nach 
Wladiw  ostok  griangt  wäre,  für  den  üebrauch  der  Marine  ge- 
liefert worden  wäre. 

*)  Eine  Verwechslung  mit  dem  ersUnstanzlichen  Urteil  über  die  Ladung  dieses 

Schiffes.  Siehe  Vi,  27  b. 
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Diese  Annahme  sei  unzutreffend,  weil  sie  sich  auf  keinen  richtigen  Beweis 
gründe. 

Aus  diesen  Gründen  werde  Aufhebung  des  Urteils  erster  Instanz 
und  Abgabe  einer  Entscheidung  auf  Frdlassung  des  zur  Verhandlung 
stellenden  Dampfers  beantragt,  , 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanwalts  beim  Prtsen- 
gericht  zu  Sasebo,  Mizukami  Chojiro,  sind  folgende: 

1 .  I^a  der  Reeder  der  Mietsherr  des  Kapitäns  sei,  so  sei  er  mit  Bezug 
auf  die  von  dem  Kapitän  in  Ausübung  seiner  Pflichten  bejranfrenen 
Handlung^en,  gleichgültig  ob  er  darum  wisse  und  daran  beteiligt  sei 
oder  nicht,  verantwortlich.  Daher  könne  er  nicht  mit  der  Begründung, 
er  habe  keine  Beziehung  zu  der  Ausstellung  der  gefälschten  Papiere 
druch  den  Kapitän,  seine  Verantwortung  ablehnen. 

2.  Da  die  Frage,  ob  die  auf  dem  zur  V^erhandlung  stehenden  Schiff 
verladene  Kuhle  Konterbande  sei  oder  nicht,  sich  nach  den  V^erhältnissen 
(ic  s  Bestimmungsortes  entscheide,  so  müßten  unstreitbar  die  Schiffspapiere 
als  gefälscht  gelten,  weil  in  ihnen  kein  oder  ein  falscher  Bestimmungs- 
ort angegeben  sei,  gleichviel  aus  welchem  Grunde  dies  geschehen  sei. 
Denn  dadurch  könnten  die  im  Kriege  begriffenen  Kriegsschiffe  bei  der 
Visitierung  und  Durchsuchung  getäuscht  werden. 

Zumal  habe  auch  der  Kapitän  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Schiffes  schon  beim  Verlassen  von  Barry  die  Absicht  gehabt,  nach  Wladi- 
wostok zu  fahren.  Wenn  trotzdem  in  den  Schiffspapieren  ein  falscher 
Bestimmungsort  verzeichnet  sei,  so  müsse  man  vermuten,  daß  dies 
geschehen  sei,  um  der  Gefahr  der  Aufbringung  während  der  Reise  zu 
entgehen. 

Da  es  nach  dein  Wortlaut  des  Chartervertrages  klar  sei,  daß 
er  seiner  Natur  nach  kein  Mietsvertrag  über  das  Schiff,  sondern  ein 
Transportvertrag  sei,  so  müsse  man  annehmen,  daß  das  Recht  des  Be- 
sitzes und  der  Verfügung  des  Schiffs  nicht  auf  den  Charterer  über- 
gegangen sei,  sondern  nach  wie  vor  dem  Reklamanten  zustehe. 

Da  der  Kapitän  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  schon 
bei  der  Abreise  von  Cardiff  den  Willen  gehabt  habe,  nach  Wladiwostok 
zu  fahren  und  versucht  habe,  dorthinzukommen,  so  könne  der  Rekla- 
mant als  Mietsherr  des  Kapitäns  der  Verantwortung  hierfür  nicht  ent* 
gehen. 

Da,  wie  dargetan,  das  Urteil  erster  Instanz  zutreffend  und  die 
Berufung  in  allen  Punkten  unbegründet  sei,  so  mfisse  dieselbe  abgewiesen 
werden. 

Das  vorliegende  Urteil  \xird,  \x  ie  folgt,  begründet: 
1.  Fs  ist  bekannt,  daß  Wladivc ostok  Rußlands  wichtigster  Kriegs- 
hafen ist.    Seit  dem  Krieg  mit  Japan  hat  Rußland  es  zum  Stützpunkt 
für  seine  Kriegsflotte  und  Hauptetappenort  gemacht.   Es  hat  dort  in 
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ausgedehntem  Maße  Kriegsgerät,  Lebensmittel,  Kohlen  und  sonstige 
Kriegsbedarfsartikel  aufgespeichert.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr 
nach  dorthin  hat  fast  ganz  aufgehört.  Es  ist  daher  durchaus  begründet, 
wenn  das  Gericht  erster  Instanz  angenommen  hat,  daß  nach  diesem 
Hafen  bestimmte  Steinkohle  für  den,  russischen  Kriegsgebrauch  geliefert 
werden  sollte  und  daher  Kriegskonterbande  sei.  Dies  um  so  mehr, 
als  die  Kohlenladung  dcs  /ur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  ;uis- 
c^eNx  ähltc  Cardiffkohlc  ist  und  dw  Preise  für  solche  im  Ost-,  n  so  anlk-r- 
ordentlich  hoch  sind,  daß  außer  für  den  Gebrauch  auf  Kriegsschiffen 
zur  Kriegszeit  keine  Nachfrage  dafür  vorhanden  ist,  so  d  iB  es  ganz 
unzweifelhaft  ist,  daß  sie  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  geliefert 
werden  sollte. 

Der  Reklamant  sagt,  es  müsse  nach  Art  der  Präcedenzentscheidung 
betreffend  den  „Neptunus"  auch  in  diesem  Falle  angenommen  werden, 
daß  die  in  Frage  stehende  Ladung  für  friedliche  Zwecke  bestimmt  ge- 
wesen sei.  Aber  die  Ladung  im  „Neptun  us"-Fall  und  die  des  vor- 
liegenden Falles  sind  ihrer  Art  nach  von  Grund  aus  verschieden,  und 
and;  die  Verhältnisse  der  Bestimmungsorte  sind  ganz  andere.  Ks  ist 
daher  unfraglich,  daß  jener  Fall  nicht  als  Präcedenz  auf  den  vor- 
liegenden angewandt  werden  kann. 

2.  Das  Völkerrecht  erkennt  an,  daß  Schiffe  wie  das  zur  Ver- 
handlung stehende,  deren  i-^eisezw  eck  der  Transport  von  Konterbande 
ist,  eingezogen  werden  kcninen. ')  I  )as  OberprisciiL^ericht  i\t  '.'er  An- 
sicht, daß  dies  den  Verhältnibbcn  gerecht  w  ird.  besorulers  im  \ orliegeiiden 
Fall,  wo  die  ganze  Ladung  des  Schiffs  Konterbande  ist  und,  obwohl  er- 
wiesenermaßen schon  seit  der  Abfahrt  von  England  Wladiwostok  das- 
Reiseziel  war,  der  Chartervertrag  und  andere  Schiffspapiere  einen  falschen 
Bestimmungsort  angeben  und  das  Schiff  demnach  zur  Beförderung  von 
Konterbande  unter  Anwendung  betrügerischer  Mittel  gedient  hat. 

Da  schon  nach  dem  in  Punkt  1  und  2  Gesagten  die  Entscheidung^ 
erster  Instanz  auf  Einziehung  des  Schiffs  unfraglich  gerechtfertigt  ist, 
so  lit  gt  keine  Notwendigkeit  vor,  auf  die  einzelnen  Punkte  der  Berufung 
noch  besonders  einzugehen. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden : 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  8.  August  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


')  Anders  die  japanische  Sccprisenordnung.  ifij  43,  44  ;V)  und  ihre  Qnindlager 
das  englische  Manual  of  Naval  Prize  Law,  an.  «2  bis  85. 
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Reklamant:  Pvman  Watson  A.G.,  Abhcnder  der  auf  dem 
Dampfti  „LctliHiy,it)n"  vcr^chilltcn  Kohlen,  Cardiff,  Wales,  hiii^land, 
vertreten  durch  Thomas  Täte,  Kapitän  des  Dampfers  „Lethington", 
■wohnhaft  in  England,  Northfield,  Newcastle  Street  Nr.  3. 

Rrozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Akiyama  Genzo,  Regie- 
rungsbezirk Kanagawa,  Yokohama,  Yamashitacho  Nr.  75. 

In  der  Prisensache,  betreffend  die  Ladung  des  englischen  Dampfers 
„Lefhington'\  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteils  formel: 
Die  auf  dem  Dampfer  „Lethington"  verschifften  6495  Ions  Stein- 
kohle werden  eingezogen. 

Tatbestand  und  O  r  ü  n  d  e : 

nie  zur  Vcr  liandliint^  stehende  LadutiL,^  \  oii  04^5  Tons  Cardiff- 
kohlc  ist  auf  ürund  dis  am  1.  November  iyU4  von  dem  Kckl miauten 
als  Vertreter  des  in  l.iis^daiul  wohnhaften  russischen  Staatsan.'^i'höiiijcn 
E.  A.  Orabüwski  mit  dem  Reeder  des  Dainpicrs  „Lelhington", 
Robert  Rea,  abgeschlossenen  Chartervertrags  mit  der  Absicht,  sie 
nach  Wladiwostok  in  Rußland  zu  befördern,  in  Cardiff  geladen  worden. 
Nach  dem  Konnossement  sollte  sich  der  Empfänger  nach  Order  be- 
stimmen. Als  Bestimmungsort  sollte  nach  Ankunft  in  Hongkong  einer 
der  Häfen  Hongkong,  Shanghai  oder  Kiautschou  festgesetzt  werden.  Zu- 
gleich war  aber  gesagt,  daß,  wenn  . der  Kapitän  bei  Ankunft  in  Hong- 
kong keine  andere  Weisung  erhalte,  er  nach  Wladiwostok  fahren  solle. 

Am  11.  November  d.  J.  fuhr  der  Dampfer  dcinncinäß  von  Cardiff 
unter  Angabe  von  Hongkong  als  Bestimmungsort  ab.  In  Honqkonsj 
erhielt  er  auf  (iriind  seiner  Anj^abe  eine  Ausklaricrimi,'  nach  Shanghai, 
fuhr  jedoch  direkt  nach  Wladi\\(j.stok  und  wurde  auf  dieser  Reise  ct«a 
10  Seemeilen  weltlic  h  von  ( )kiiiushima  im  Regierungsbezirk  hukuoka  von 
dem  Kaiserlichen  Torpedoboot  Nr.  72  zusammen  mit  der  zur  Ver- 
handlung stehenden  Ladung  beschlagnahmt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Kommandanten  des  genannten  Torpedoboots  Nr.  72,  Yamaguchi  Denichi, 
die  Vemehmungsprotokolle  des  Kapitäns  der  „Lethington",  Thomas 
Täte,  des  1.  Offiziers  George  Bergwitz,  des  1.  Maschinisten 
W.  Moffit,  das  Schiffszertifikat,  den  Chartervertrag,  das  Konnossement 
das  Privatschiffsjoumal  und  die  Ausklarierungspapiere  des  Hafenamts 
in  Hongkong. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation 
sind  folgende: 

Die  von  dem  F^ekkimanten,  einem  neutralen  Staatsanc^ehori^en, 
unternommene  Beförderung  von  Steinkohle  nach  Wladivt  ostok,  einem 
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Hafen  einer  kriegführenden  Macht,  sei  eine  offene  Handelstransaktion^ 
welche  unter  den  Freiheiten  des  neutralen  Handebverkehrs  stehe  und 
nicht  vom  Völkerrecht  untersagt  sei.  Auch  nach  der  japanischen  See- 
prisenordnung sei  Kohle  keine  at>solute  Konterbande.    Sie  gelte  als 

Konterbande  nur,  wenn  sie  zum  Gebrauch  der  feindlichen  Armee  oder 
Marine  oder  nach  einem  feindlichen  Ort  bestimmt  sei,  nach  dessen  be- 
sonderen Verhältnissen  angenommen  werden  müsse,  daß  sie  zum  Ge- 
brauch der  feindlichen  Armee  oder  Marine  geliefert  Vi  erden  w  ürdc.  ^) 
In  dem  vorliegenden  Fall,  vco  die  Kohle  nach  Wladiwostok  gehe,  einem 
Hafen,  wclciier  die  liigenschaften  eines  Kriegs-  und  eines  Handels- 
hafens in  sich  vereinige,  sei  es  billig  anzunehmen,  daß  sie  nach  dem 
Handelshafen  Wladiwostok  bestimmt  und  nicht  ffir  Kriegszwecke  zu 
liefern  sei. 

Auch  wenn  man  einmal  annehme^  daß  das  Eigentum  an  der 
Ladung,  welche  auf  der  Reise  beschlagnahmt  worden  sei,  auf  den 
Empfänger  im  Feindesland  übergegangen,  die  Güter  daher  feindlichen 
Charakters  seien,  so  könnten  sie  doch,  weil  sie  unter  neutraler  Flagge 
stünden,  nicht  weggenommen  werden. 

Aus  diesen  Orfinden  könne  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung 
nicht  eingezogen  werden. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 

Die  zur  Verhandlung  stehende  Steinkohle  sei  nach  dem  Haupt- 
stQtzpunkt  der  russischen  Marine,  Wladiwostok,  bestimmt  gewesen,  und 
es  stehe  auBer  Zweifel,  daß  sie  für  den  Krieg  hatie  verwandt  werden 
sollen.  Daher  müsse  sie  eingezogen  werden. 

Das  Gericht  bt  folgender  Ansicht: 

Wenn  Lebensmittel,  Kohle  und  dergleichen  nach  einem  von  feind- 
lichen Truppen  innegehabten  Hafen  ab^pesandt  sind,  so  können  sie 
je  nach  den  Verhältnissen  als  für  den  Gebrauch  dieser  Truppen  be- 
stimmt angesehen  werden.  Da  Wladiwostok  der  einzige  Kriegshafen 
Rußlands  im  Osten  und  zurzeit  der  Hauptstützpunkt  seiner  Flotte 
ist,  Mt'O  zurzeit  jrewöhnlirhc  Schiffe  fast  gar  nicht  vorhanden  sind,  so 
ist  es  gcrechtfcrtitrt  anzunehmen,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende 
Cardiffkohle,  welche  von  der  Art  ist,  wie  sie  ausschließlich  auf  Kriej^s- 
schiffen  zur  Verwendung  kommt,  wenn  sie  nach  Whidiwostok  gehuigt 
wäre,  sicher  für  den  Bedarf  der  Marine  geliefert  worden  wäre.  Iis 
steht  daher  außer  Frage,  daß  die  zur  Vcriiauuiung  stehende  Ladung 
Konterbande  ist.  2) 

Da  dies  aber  feststeht,  so  erübrigt  es  sich,  aui  die  weiteren  Aus- 
führungen des  Vertreters  der  Reklamation  einzeln  einzugehen. 

>}  Vgl.  §  14  der  japanischen  Seeprisenordnung  (V). 

II.  Ziffer  2. 
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Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden.*) 

Verkündet  am  10.  April  1905  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Beip 
sein  des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschritten.) 


Reklamant:  PymanWatson.A.C,  England,  Wales,  Cardiff, 
vertreten  durch  den  Kapitän  des  Dampfers  „Lethington",  Thomas 
Täte,  wc^nhaft  in  Northfield,  New  Castle  Street  Nr.  3. 

ProseBverlraters  Rechtsanwalt  AkiyamaOenzo,  Regierungs- 
bezirk Kanagawa,  Yokohama  Yamashitacho  Nr.  75. 

Am  10,  April  1903  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
sache, betreffend  die  Ladung  des  englischen  Dampfers  „Lethinjjton", 
weicher  am  12.  Januar  1905  auf  der  See  in  einer  Entfernung  von  etwa 
18  Seemeilen  westlich  von  Okinoshima  von  dem  Kaiserlichen  Torpedo- 
boot Nr.  72  aufgebracht  worden  ist,  ein  Urteil  gefällt,  in  welchem  auf 
Einziehung  der  auf  dem  genannten  Dampfer  verladenen  ()495  Tons  Stein- 
kohlen erkannt  worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  Thomas  Täte  als  Vertreter  des  Rekla- 
manten, der  Aktiengesellschaft  Pynian  Watson,  durch  den  Rechts- 
anwalt Akiyama  üenzo  als  Prozeßvertreter  die  Berufung  eingelegt, 
welche  im  Beisein  der  Staatsanwälte  t>eim  Ot»erprisengericht  Tsutsuki 
Keiroku  und  Dr.  jur.  Ishiwatari  Bin  ich  i  geprfift  worden  ist 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation 
Akiyama  Genzo  sind  folgende: 

Das  Urteil  erster  Instanz,  welches  auf  Einziehung  der  auf  dem 
Dampfer  „Lcthington"  verladenen  6495  Tons  Steinkohlen  entschieden 
habe,  sei  unzutreffend.  Es  werde  die  Aufbebung  desselben  und  Erlaß 
einer  Entscheidung  auf  Freigabe  der  genannten  Ladung  beantragt,  und 
zwar  aus  folgenden  Gründen : 

1.  Es  sei  freilich  in  neuerer  Zeit  äußerst  bestritten,  ob  Kohle 
Konterbande  sei.  In  der  japanischen  Seeprisenordnung  sei  aber  als 
Prinzip  anerkannt,  daß  sie  nur  il-  Konterbande  gelte,  \xenn  sie  er- 
wiesenermaßen zum  Kriegsgeblauch  des  Feindes  geliefert  werden 
sollte.*)  Aber  wenn  man  selbst  annehme,  daß  di^s  Prinzip  mit  den 
Grundsätzen  des  Völkerrechts  Obereinstimme,  so  sei  doch  der  Be> 
stimm ungshafen  der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung,  Wladiwostok, 
nicht  nur  Rußlands  einziger  Kriegshafen,  sondern  auch  sein  einziger 

'       »)  V.  §  43.  -  *)  V.  §  14. 
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Hnndckhnfen  im  Osten.  Da  an  dioeni  I'lat/  verschiedene  Arten  \'on 
kaufiiKinnisrhen  und  gewerblichen  IJiiicriiehm untren  betrieben  würden 
und  neutrale  hirnien  dort  Niederlassungen  hätten,  so  könne  man  aus  der 
Tatsache,  daß  Kohle,  welche  nicht  absolute  Konterbande  sei,  dorthin 
transportiert  werde,  nicht  ohne  weiteres  schliefien,  daß  diese  für  den 
Gebrauch  der  Kriegsmacht  bestimmt  sei.  Auch  nach  der  Präcedenz- 
entscheidung,  betreffend  den  „Neptun  us"  im  Krieg  zwischen  England 
und  Holland  im  Jahre  1798,  sei  es  billig,  daft  die  zur  Verhandlung^ 
stehende  Ladung  als  zur  Einfuhr  nach  dem  Handelshafen  Wladiwostok 
und  zu  friedlichem  Gebrauch  bestimmt,  angesehen  werde. 

2.  Das  Urteil  erster  Instanz  behaupte,  daß 

in  Wladiwostok  zur  Zeit  gewöhnliche  Schiffe  fast  gar  nicht 
vorhnnden  seien   und   daß   der  Schluß   [rcrcchtfertigt  sei, 
daß  die  zur  Verhandlung  stehende  C^ardiffkohle.  welche  von 
der  Art  sei,  w  ie  sie  hauptsächlich  auf  Kriegsschiffen  zur  Ver- 
■«endutiü:  koniuie,  wenn  sie  nach  Wladiwostok  !.al;uiLit  wäre, 
für  den  Gebrauch  der  Marine  geliefert  worden  Nxäre,  usw. 
Was  für  Beweise  habe  man  dafür,  daß  zur  Zeit  in  Wladiwostok 
gewöhnliche  Schiffe  gar  nicht  vorhanden  seien?  Das  Gericht  habe  sich 
nicht  an  die  fQr  die  Beweisaufnahme  geltenden  Normen  gehalten,  sondern 
nach  freier  Oberzeugung  geurteilt.  Es  sei  al>er  ein  völkerrechtlicher 
Grundsatz  för  das  Prisenverfahren,  daß  man  als  JMaterial  für  die  Ent* 
Scheidung  nur  die  Papiere  des  aufgebrachten  Schiffs  und  die  Aussagen 
der  Besatzung  benutzen  solle.  Es  sei  daher  unfraglich,  daß  das  Urteil 
unzutreffend  sei,  weil  es  gegen  diese  völkerrechtliche  Grundregel  ver- 
stoßen habe. 

3.  BezQgHch  der  Behandlun^^  relativer  Konterbande  auf  neutralem 
Schiff  weiche  zwar  das  engüsche  Prinzip  von  dem  kontinentalen  etwas 
ab,  aber  im  großen  und  ganzen  sei  ihr  Sinn  doch  derselbe.  Nach  der 
englischen  Praxis  w  ürden  (iüter,  welche,  weil  für  die  feindlichen  Kriegs- 
schiffe oder  Iruppen  bestimmt,  als  Krieg>konterbande  anzusehen  seien, 
unter  Zahlung  einer  Vergütung  eingezogen.  Nach  dem  kontinentalen 
Prinzip  sei,  wie  es  die  völkerrechtlichen  Kongresse  beschlossen  hatten, 
für  Güter,  welche  sowohl  friedlichen  als  auch  kriegerischen  Zwecken 
dienen  könnten,  wenn  sie  auf  der  Reise  nach  einem  feindlichen  Hafen 
begriffen  sekn,  bestimmt,  daß  dem  kriegführenden  Staat  ihnen  gegen- 
über unter  der  Bedingung  der  Vergütung  das  Beschlägnahmerecht  und 
außerdem  das  Vorkaufsrecht  zustehe.  Während  so  die  moderne  Rechts- 
praxis mit  Bezug  auf  relative  Konterbande  eine  immer  weitherziger  wer- 
dende Tendenz  zeige,  sei  nur  Japan  unbillig  streng,  indem  es  im  Gegen- 
satz zu  den  erwähnten  Rechtsprinzipien  und  Gewohnheiten  Kohle,  die 
sowohl  friedlichen  als  kriegerischen  Zwecken  diene,  wenn  sie  nach  einem 
Platz,  der  Handelshafen  und  Kriegshafen  sei,  bestimmt  wäre,  be- 

Ö30 


Digitized  by  Google 


Prisengericbtsentscheidanyen :  „Letiiington". 


Abschnitt  VI''^* 


dingungstos  einziehe.  Besonders  weil  die  japanische  Prisenordnung  sich 
auf  den  englischen  Prinzipien  aufbaue,  sei  es  wünschenswert,  dafi,  wo  es 
sich  um  neutrale  relative  Konterbandegüter  handele,  eine  billigere  Hal- 
tung eingenommen  werde. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanwalts  beim  Prisen- 
gericht zu  Sasebo  Mizukami  Chojiro  sind  folgende: 

1.  Cardiff kohle,  wie  die  zur  Verhandlung  stehende,  werde  in  der 
gegenwärtigen  Zeit  ausschließlich  auf  Kriegsschiffen  gebraucht.  Die 
Ladung  sei  nach  Wladiwostok  bestimmt,  welches  als  Handelshafen  seit 

dem  japanisch-russischen  Kriege  nur  dem  Namen  nach  existiere,  tat- 
sächlich aber  ein  wirklicher  Kriegshalen  und  der  Hauptstutzpunkt  für 
die  russische  Kriegsflotte  sei.  hs  sei  bv.*kannt,  daß  diese  Motte  be- 
züglich der  von  ihr  benötiijftc'n  Kohle  fast  Qinzlich  iiif  Import  von 
Cnrdiff  nngevc'iesen  sei.  Daher  sei  es  klar,  d  iß  (iic  zur  Vt-rhaiuilung 
stfluruic  Ladung  Kulilen,  welche  nach  Wladiwostok  bcstiiiitiit  i^vwesen 
sei,  unniitlelhar  für  den  Kricfc^rsgebraurh  des  Feindes  hatte  gehefert 
vt'crdrn  sollen  und  (.iahcr  unzw rifclhatt  Kii^'i^skunti rbande  sei. 

Da  man  den  iiolläiidisthen  Hafen  Amsterdam,  \x  elcher  weder  dem 
Namen,  noch  den  tatsächlichen  Verhältnissen  nach  zugleich  die  Eigen- 
schaften eines  Kriegshafens  und  eines  Handelshafens  habe,  nicht  auf 
gleiche  Stufe  mit  Wladiwostok  stellen  könne,  so  könne  die  Präcedenz- 
entschetdung  des  „Neptun us"-Falls  nicht  auf  den.  vorliegenden  Fall 
angezogen  werden. 

2.  Da  besondere  Regeln  für  die  Beweisaufnahme,  an  welche  das 
Prisengericht  gebunden  wäre,  nicht  existierten,  so  könne  das  Gericht 
unter  Zugrundelegung  der  Schiffspapiere,  der  Aussagen  der  Besatzung 
und  jedes  anderen  Umstandes  nach  freier  Oberzeugung  den  Tatbestand 
feststellen.  Daher  lasse  sich  nicht  sagen,  daß  es  unrechtmäßig  sei,  bei 
Feststellung  des  Tatbestandes  über  die  Schiffspapiere  und  Aussagen 
der  Besatzung  hinauszugehen,  besonders  auch  da  die  von  dem  Urteil 
erster  Instanz  angenommenen  Tatsachen  allgemein  bekannt  seien. 

3.  Daß  Kohle,  welche  für  feindliches  Gebiet  bestimmt  sei,  wenn 
anzunehmen  sei,  daß  sie  für  den  feindlichen  Kriegsgebrauch  geliefert 
werden  solle,  als  Kriegskonterbande  angesehen  und  eingezogen  werden 
müsse,  sei  nicht  nur  von  der  V'ölkcrrechtspraxis  anerkannt,  sondern" 

auch  in  der  japanischen  Seepri^^enordnung  klar  ausgesprochen.  Es  sei 
daher  zutreffend,  wenn  das  üericht  erster  Instanz,  weil  es  dies  an- 
genommen habe,  auf  Einziehung  der  zur  Verhandlung  stehenden  Kt)hlc 
erkenne.  Auch  sei  es  al>  zutrcflend  zu  br/eiehnen,  wenn  das  PriM-n- 
gericht  den  Ausführungen  des  Reklamanten  bezüglich  Einziehung  unter 
Leistung  einer  Vergütung,  bedingter  Beschlagnahme  und  Vorkauf  nicht 
gefolgt  sei,  denn  diese  seien  nur  vereinzelte  Staatenpraxis  bzw.  Gelehrten- 
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ansichtcn,  könnten  aber  nicht  als  Bestimmungen  oder  Praxis  des 
geltenden  Völkerrechts  anerkannt  werden. 

Da  demnach,  \xie  ausgeführt,  das  Urteil  erster  Instanz  zutreffend 
und  die  Berufung  iu  allen  i-'unklen  unbegründet  sei,  so  sei  die  Berufung 
ZU  verwerfen. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 

1.  Es  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  RuBlands  wichtigster  Kriegs- 
Hafen  ist  Seit  dem  Krieg  mit  Japan  hat  Rußland  es  zum  Stutzpunkt 
ffir  seine  Kriegsflotte  und  Hauptetappenort  gemacht.  Es  hat  dort  in 
ausgedehntem  Maße  Kriegsgeräl,  Lebensmittel,  Kohlen  und  sonstige 
Kriegsbedarfsartikel  aufgespeichert.    Der  gewöhnliche  Handelsverkehr 
nach  dorthin  hat  fast  ganz  aufgehört.  Es  ist  daher  durcliaus  begründet, 
\xenn  das  Gericht  erster  Instanz  anj^enommen  hat,  daß  die  nach  diesem 
H:il>n  bestimmten  Steinkohlen  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  g-e- 
helcrt  werden  sollten  und  daher  Konterbande  seien.  Dies  um  so  mehr, 
als  die  zur  Verhandlung  stehende  Kohlcnladung  ausgewählte  Cardiff- 
kohle  ist  und  die  Preise  für  solche  im  Osten  so  außerordentlich  hoch 
sind,  dal)  außer  für  den  üebrauch  auf  Kriegsschiffen  zur  Kriegszeit 
keine  Nachfrage  dafür  vorhanden  ist,  so  daß  es  ganz  unzweifelhaft 
ist,  daß  sie  fQr  den  russischen  Kriegsgebrauch  geliefert  werden  sollte. 

Der  Reklamant  sagt,  es  müsse  nach  der  Art  der  Präcedenz- 
entscheidung,  tietreffend  den  „Neptumis",  auch  in  diesem  falle  ange- 
nommen werden,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  für  fried- 
liche Zwecke  bestimmt  gewesen  sei.  Aber  die  Ladung  im  „Neptun  us"- 
Fall  und  die  des  \  orliegenden  Falls  sind  ihrer  Art  nach  von  Grund  aus 
-  verschieden,  ts  ist  daher  unfraglich,  daß  jener  ball  nicht  als  Präcedenz 
auf  den  vorliegenden  angewandt  werden  kann.  Daher  ist  Punkt  1  der 
Berufung  unbegründet. 

2.  Da  ein  Prisengericht  bei  Feststellung  des  Tatbestands  die  Schiffs- 
papiere, die  Aussa^^en  des  Kapitäns  und  der  Besatzung  und  alle  anderen 
Tatsachen  und  Umstände  berücksichti[,'cn  und  nach  freier  ÜbiTzeu^^ung 
urteilen  kann,  so  ist  der  zweite  Berufungspunkt,  welcher  das  L^rtcil 
erster  Instanz  für  unzutreffend  erklärt,  weil  es  Tatsachen,  die  außer- 
halb der  Schittspapiere  und  der  Aussätzen  der  Besatzung  liegen,  als 
Material  für  die  Entscheidung  verwandt  habe,  unbegründet. 

3.  Es  ist  völkerrechtliches  Prinzip,  daß  Konterbande  schlechthin 
konfisziert  werden  kann.  Wünsche  bezQglich  Verkauf,  Einziehung  gegen 
Entgelt  oder  Beschlagnahme  unter  der  Bedingung  der  Entschädigung, 
wie  sie  der  Reklamant  äußert,  sind  nur  verwirklicht,  wo  besondere 
vertragliche  Abmachungen  vorliegen.  Im  übrigen  finden  sich  diese  Er- 
scheinungen in  Praxis  und  Theorie  nur  vereinzelt.  Keinesfalls  können 
sie  jedoch  als  völkerrechtliche  Regel  anerkannt  werden.  Man  kann 
daher  nicht  sagen,  daß  das  Urteil  erster  Instanz  es  in  etwas  versehen 
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habe,  wenn  es  diesem  Ansuchen  des  Reklamanten  nicht  Folge  geleistet 
hat    Demnach  ist  auch  Punkt  3  der  Berufung  unbegründet. 
Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  8.  August  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


ReklaofiAnts  Lomtiard  Steamship  Company,  England,  London, 
Great  St.  Helen's  Street  Nr.  20,  vertreten  durch  den  Prokuristen  John 
White. 

ProzeBvertreter:  Rechtsanwalt  Akiyama  Genzo,  Tokio, 

Kyobashiku  Unemecho  Nr.  15. 

In  der  Prisensache  betreffend  den  englischen  Dampfer  „Scotsman" 
wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung,  wie  folgt,  entschieden: 

r  t  e  i  I  s f  ü r  m  cl : 

Es  wird  auf  Wegnahme  des  englischen  Dampfers  „Scotsman" 
erkannt. 

Tatbestand  und  Gründe: 
Der  zur  Vcrhandlunir  stehende  Dampfer  „Scotsman"  steht  im 
FijTentum  des  Reklamanten,  sein  Heiinatshafen  ist  London,  Hngland, 
und  er  ist  ein  Handeisschiff,  welches  die  enghsch<;  Hagge  führt.  Der 
Dampfer  hat  auf  Grund  eines  am  4.  Januar  1905  in  Shanghai,  China, 
von  der  Vertretung  des  Reklamanten,  der  Firma  D  od  well  &  Co. 
I.ld.,  in  Shan^jhai  mit  der  dortigen  hirma  K.  l'eretz  (diese  Firma  ist 
am  12.  Februar  dieses  Jahres  aufgelöst,  und  alle  ihre  Geschäfte  ^nd 
der  Firma  A.  Chazalon  fibertragen  worden)  abgeschlossenen  Charter- 
vertrags in  Saigon  ungefähr  20  000  Sack  Saigon  Reis  (Gewicht  ungefähr 
134  000  Pud)  geladen,  um  sie  nach  Wladiwostok  in  Rußland  zu  befördern. 
Die  Absender  waren  die  Vertreter  der  Firma  R.  Peretz  in  Saigon, 
P.  Rauzy  8t  P.  Ville.  Nach  dem  Konnossement  sollte  sich  der 
tmpfanger  nach  Order  bestimmen.  Ein  Chartervertrag  wurde  nicht 
an  Bord  gegeben.  Am  24.  Januar  dieses  Jahres  fuhr  der  Dampfer 
mit  Bestimmung  nach  Wladiwostok  \on  Saigon  ab,  kam  am  20.  des- 
selben Monats  in  Hongkong  an  und  nafim  bei  seiner  Abfahrt  vori 
dort  am  1.  Februar  vorsät/lirh  einen  Umweg,  der  ihn  durcli  die  Tsugaru- 
Straße  nach  Wladiwostok  bringen  sollte.  Auf  dieser  Reise  wurde  er 
am  14.  des  Monats,  7  Uhr  abends,  in  der  Stralie  von  Tsugaru  in  der 
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Nähe  des  Leuchtturms  von  Shiokubi  von  dem  Kaiserlichen  Torpedo- 
boot Nr.  30  aufgebracht. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussagesch n*^*  des 
Vertreters  des  Kommandanten  des  Kaiserlichen  Torpedoboots  Nr.  30, 
Oberleutnants  zur  See  T  o  m  i  n  a  s^a  R  y  u  t  a  r  o .  die  Vernehmungs- 
protokolle des  Vertreters  des  Kommandanten  des  genannten  Torpedo- 
boots, Kapitänleutnants  Nagasawa  Naotaro  und  des  Kapitäns  des 
Dampfers  ..Scotsman",  Fdvcard  Albert  iM  a  c  ke  n  z  ie ,  durch  das 
Schiffszertifikat,  die  Ausklarierungsscheine  von  Saigon  und  Hongkong, 
das  Ladungsverzeichn»,  das  Konnossement,  das  Tagebuch,  den  von  dem. 
Vertreter  der  Reklamation  eingereichten  Chartervertrag  und  eine  von 
dem  spanischen  Konsulat  in  Shanghai  für  R.  Peretz  ausgestellte  Be- 
scheinigung. 

Die  Hauptpunkte  der  Reklamation  sind  folgende: 
Da  die  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers  nicht 
im  Eigentum  des  Reeders  stehe,  so  könne  das  Schiff,  selbst  wenn  die 
Ladung  als  Konterbande  betrachtet  werde,  nicht  mit  derselben  zu- 
sammen eingezogen  werden.  Da  ferner  der  Reeder  davon,  daß  Konter- 
bande habe  befördert  werden  sollen,  keine  Kenntnis  gehabt  habe,  auch 
in  den  Schiffspapieren  Wladiwostok  klar  als  Bestimmungsort  für  Schiff 
und  Laduntj  bezeichnet  sei,  so  sei  eine  Fälschung  in  nichts  versucht 
worden.  Freilich  sei  zufällig  der  Chartervertrag  zur  Zeit  der  Aufbringung 
nicht  an  Bord  vorhanden  gewesen.  Der  Grund  hierfür  sei  aber  der. 
daß  dei  (Chartervertrag  über  dieses  Schiff  in  Shanghai  abgeschlossen 
worden  sei  und  daß  keine  Zeit  vorhanden  gewesen  sei,  denselben  dem 
Schiff  zu  übersenden,  weil  dieses  damals  in  Saigon  gelegen  habe. 

Wenn  Reis  auch  nach  einem  Hafen,  wo  feindliche  Truppenteile 
lägen,  beifördert  werde,  so  müsse  er  doch  nicht  notwendigerweise  nur 
zum  Gebrauch  dieser  Truppen  geliefert  werden,  sondern  auch  die  übrige 
Bevölkerung  lebe  davon.  Demgemäft  stunde  eine  Reihe  von  kontinen- 
talen Völkerrechtslehrem  auf  dem  Standpunkt,  daß  es  zu  verwerfen 
sei,  Reis  als  Konterbande  zu  betrachten.  Auch  der  englische  Gelehrte 
Holland  habe  zur  Zeit  des  südafrikanischen  Krieges  die  englische  Praxis 
dahin  besehrieben,  daß  Lebensmittel  nur  in  dem  Falle,  wo  es  fest- 
stehe, daß  sie  an  die  feindliche  Armee  oder  Marine  oder  nach  l  estungcn 
befördert  würden,  als  Konterbande  gelten  könnten.  Auch  für  diesen 
Fall  nehme  er  an,  daß  lediglich  ein  Vorkaufsrecht  ausgeübt  werden 
dürfe. 

Ferner  habe  England  in  dem  französisch-chinesischen  Krieg  vom 
Jahre  1885,  als  Frankreich  aus  Gründen  der  Kriegsführung  eine  Zeit 
lang  das  gewöhnliche  Prinzip  durchbrochen  und  Reis  für  Kriegskonter- 
bande erklärt  habe,  einen  energischen  Protest  gegen  die  Unbilligkeit 
dieser  Behandlung  von  Reis  als  Konterbande  eingielegt. 
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Auch  im  japanisch-chinesischen  Krieg  hätten  England  und  Frank- 
reich  sich  absolut  dagegen  ausgesprochen,  ab  China  Reis  fQr  Konter- 
bande erlclärt  habe,  und  Japan  habe  gegen  diesen  Standpunkt  der  beiden 
linder  keinen  Einspruch  eingelegt. 

So  seien  sich  die  Staaten  fast  alle  in  dem  Punkte  einig,  daß  Reis 
nicht  als  Konterbande  gelten  dürfe,  und  die  Wissenschaft  sowohl  wie 
die  Praxis  erkennten  dieses  an. 

Selbst  einmal  angenommen,  Japan  habe  lediglich  für  den  Krieg 
mit  Rußland  den  Standpunkt  eingenommen,  daß  Reis,  welcher  für  die 
feindlichen  Truppen  bestimmt  sei,  als  Konterbande  gelte,  so  habe  doch 
Wladiwostok  zu  gleicher  Zeit  die  Figenschaften  eines  Handels-  und 
eines  Kriegshafens.  Auch  sei  der  Handelsverkehr  nach  dort  keines- 
wegs völlig  unterbunden.  Daß  in  diesem  Falle  die  dorthin  beförderte 
Ladung  rechtmißigerweise  als  nach  dem  Handekhafen  Wladiwostok 
und  nicht  fflr  den  Kriegsgebrach  bestimmt  anzusehen  sei,  gehe  aus  der 
Präcedenz-Entscheidung  fiber  den  während  des  englisch-holländischen 
Kriegs  im  Jahre  1798  aufgebrachten  „Neptunus"  hervor.  Dies  gelte 
umsomehr,  als  bei  den  Russen  der  Reis  kein  gewöhnliches  Nahrungs- 
mittel sei,  während  er  von  der  fremden  Bevölkerung  Wladiwostoks  ganz 
allgemein  gegessen  werde. 

Wenn  der  Empfänger  der  Ladung  des  ^ur  Verhandlung  stehenden 
Dampfers  nicht  klar  bestimmt  sei,  so  komme  das  daher,  daß  das  Kon- 
nossement auf  Order  laute.  Darin  könne  man  aber  keinen  Grund  zu 
irgendwelchem  Verdacht  erblicken. 

Aus  diesen  Gründen  werde  Freigabe  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Dampfers  beantragt. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht; 

Es  ist  eine  bekannte  Tatsache,  daß  Wladiwostok  Rußlands  einziger 
Kriegshafen  im  Osten  und  zur  Zeit  der  HauptstQtzpunkt/^r  seine  Kriegs- 
marme  ist.  Seit  dem  Kriege  mit  Japan -hat  die  russische  Regierung 
den  Platz  zu  einem  Hauptetappenort  gemacht  und  sie  Ist  mit  allen 
Kräften  besta*ebt,  dort  große  Kriegsvorräte  anzuhäufen.  Der  gewöhnliche 
Handelsverkehr  hat  dort  fast  gänzlich  aufgehört.  Wenn  daher  eine  La- 
dung Reis,  wie  die  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes,  deren  Kon- 
terbandeeigenschaft von  besonderen  Umständen  abhängig  ist,  nach 
Wladiwostok  befördert  wird,  so  muß  mangels  klaren  Gegen heveeises  an- 
genommen werden,  daß  dieselbe  für  den  Kriegsgebrauch  zu  liefern  war. 

Das  Konnossement  über  die  Ladung  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Schiffs  lautet  nun  auf  Order,  und  der  Kapitän  hat  ausgesagt, 
daß  ihm  bezüglich  des  Lnipiängers  derselben  bei  seiner  Ankunft  in 
Wladiwostok  Mitteilung  von  dem  T  isbrfcher  hat  zuteil  «-erden  sollen. 
Auch  steht  in  dem  Chartervertrag  eine  Abmachung,  nach  vi.elcher  das 
Schiff  bei  Ankunft  in  Wladiwostok  erforderlichenfalls  kostenlos  die  Ln- 
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terstützung  des  Eisbrechers  erhalten  könne.  Nach  der  von  den  russischen 
Küstenbehörden  im  Jahre  1901  und  1902  hmusgegebenen  ,iObers]cht 
fil>er  Sibirien"  gehört  der  Eisbrecher  in  Wladivostolc  zu  dem  sibirischem 
Geschwader  der  russischen  Kriegsmarine. 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  hat  1679  Brutto-Tons  Oe* 
halt.  Nach  dem  Ladungsverzeichnis  ist  die  Ladung  reichlich  210000 
Franks  wert.  Das  Chartergeid  von  Saigon  bis  Wladiwostok  beträgt 
die  enorme  Summe  von  L.  6250.  Auch  sagt  der  Kapitän  aus,  er  glaube, 
daß  der  Reeder  in  Voraussicht  einer  Konfiskation  für  diese  Reise  die 
höchste  Versicherung^sprätnie  bezahlt  habe.  Danach  ist  es  schwer  an- 
zunehmen, daß  eine  gewöhnliche  Handelstransaktion  bezweckt  ge- 
wesen ist. 

Der  Vertreter  der  Reklamation  sagt.  Reis  sei  bei  den  Russen  kein 
gebräuchliches  Nahrungsmittel,  aber  nach  den  russischen  Verpilegungs- 
vorschriften  wird  Reis  zur  Verpflegung  der  Truppen  verwandt.  Auch  ist 
es  bekannt,  daß  zur  Zeit  bei  den  russischen  Truppenteilen  im  Osten 
Chinesen  und  Koreaner  angestellt  sind,  deren  gewöhnliche  Nahrung 
Reis  ist. 

Wenn  man  alles  dies  in  Erwägung  zieht,  so  mufi  man  zu  dem 
Schluß  kommen,  daß  die  Reisladung  des  zur  Verhandlung  stehenden 

Dampfers  der  russischen  Regierung  gehöriger  Kriegsvorrat  ist  und  da- 
her mit  Recht  als  Konterbande  angeschen  werden  muß. 

Der  Vertreter  der  Reklamation  führt  die  Ansichten  der  kontinentalen 
Völkerrechtslehrer  und  des  englischen  Professors  Holland  sowie  die 
Beispiele  des  chinesisch-französischen  und  des  japanisch-chinesisclien 
Kriegs  an  und  behauptet,  die  Staaten  seien  fast  alle  über  das  Prinzip  einig, 
daß  Reis  nicht  als  Konterbande  gelten  dürfe,  und  die  \X  issen^ehait  sow  ie 
die  Praxis  erkennten  dieses  an.  Holland  aber  und  andere  englische 
üelehrte  vertreten  den  Standpunkt,  daß  Reis  in  dem  1  alle,  vto  es  klar 
erwiesen  sei,  daß  er  an  die  feindliche  Armee  oder  Marine  oder  nach  einer 
Festung  befördert  werde,  als  Kriegskonterbande  angesehen  werden  könne. 
Als  in  dem  jetzigen  Kriege  Rußland  Reis  für  absolute  Konterbande  er* 
klaren  wollte,  hat  die  englische  Regierung  dagegen  protestiert  und  ge- 
sagt, daß  sie  einverstanden  sei,  wenn  die  kriegführenden  Machte  Reis 
als  tiedingungsweise  Kontert)ande  erklären  wollten,  daß  es  aber  dem 
Völkerrecht  und  seiner  Praxis  widerspreche,  wenn  Reis  für  absolute 
Konteri>ande  erklärt  werde.  Aus  der  britischen  diplomatischen  Kor- 
respondenz vom  Jahre  1905,  Teil  Rußland  Nr.  1,  in  dem  I'rlaß  des 
britischen  Staatssekretärs  des  Ausw artii^en  I.ansdow  nc  an  den  cng- 
liselu  ri  Botschafter  Sir  (Charles  Hardin^e  in  Rußland  vom  1.  Juni 
l'K)4  i^t  der  Standpunkt  I'nglands  er>icht!ieh.  Daß  auch  die  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  auf  diesem  I^rinzip  stehen,  ergibt  sich  aus 

<)  11.  Ziffer  2. 
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Praxis  und  Wissenschaft  dieses  Staats.  RuBland  hat,  wie  oben  erwähnt, 
während  des  jetzigen  Krieges  Reb  fär  Konterbande  erklärt  Wenn  man 
alle  diese  Beispiele  ansieht,  so  ist  offenbar  die  Behauptung  des  Re- 
kiatnanten,  alle  Staaten  ständen  auf  dem  Prinzip,  daß  Reis  nicht  als 
Kriegskonterbande  angesehen  verde,  völlig  unbei^ndet 

Was  die  von  dem  Reklamanten  angezogene  Präcedenz  aus  dem 
chinesisch-französischen  Krieg  angeht,  so  hat  die  englische  Regierung 
gerade  vtie  jetzt  gegenüber  Rußland,  sich  damals  nur  Frankreichs  Er- 
klä^un(,^  daß  Reis  absolute  Konterbande  sei,  widersetzt.  Keineswegs 
ist  sie  jedoch  gegen  die  Erklärung  von  Reis  als  bedingter  Konterbande 
eingetreten. 

Einmal  die  FraE^e  betrachtet,  ob  es  sich  mit  der  Präcedenz  aus 
dem  japanisch-chincsisrhen  Krivg  \xirklich  so  verhält,  wie  der  Vertreter 
der  Reklamation  behauptet,  so  hat  viehiichr  Japan  im  §  10  der  damaligen 
Prisenordnung  Nahrungsmittel  deutlich  als  bedingte  Konterbande  be^ 
zeichnet  und  während  jenes  Krieges  sind  keine  Änderungen  hinzu- 
gefügt,  so  dafi  also  das  Gegenteil  der  Behauptung  des  Reklamanten  der 
Fall  ist 

Sodann  ffihrt  der  Verhreter  der  Reklamation  zur  Begrfindung  da- 
für, daß  ein  Chartervertrag  nicht  an  BcM'd  gewesen  ist,  an,  daß  keine 

Zeit  gewesen  sei,  denselben  zu  übersenden.  Aus  dem  Chartervertrag 
de«.  Sdiiffs  und  anderen  Papieren  ergibt  sich  indes,  daß  der  Vertrag, 
\^  ahr(.ncl  das  Schiff  in  Kobe  lag,  das  heißt  am  4.  Januar  dieses  Jahres, 
in  Shanghai  abgeschlossen  worden  ist.  Da  ferner  das  Schiff  am  24. 
Januar  von  Saigon  nach  Wladiwostok  abgefahren,  am  29.  des  .Monats  in 
Hongkong  angekonnnen  und  am  1.  Februar  von  dort  abgefahren  ist^ 
daß  für  die  r'btTSfndung  des  Chartervertrages  au  das  Schiff  hin- 
reichend Zeit  vorhaiulcn  gewesen  ist,  muß  iiiaii  annehmen,  uaß  (la:> 
Schiff  überhaupt  nicht  mit  einem  solchen  verbchen  werden  sollte.  -) 
Wie  oben  beschrieben,  hat  der  Reeder  das  Schiff  zum  Transport 
von  Reis  nach  Wladiwostok  bereitgestellt  und  dafür  ein  enormes  Charter- 
geld erhalten  und  in  Voraussicht  einer  Aufbringung  durch  japanische 
Kriegsschiffe  eine  reichliche  Versicherung  genommen.  Nach  der  Aus- 
sage des  Kapitäns  sollte  diesem  bezüglich  des  Empfängers  des  Schiffes 
eine  Mitteilung  von  Seiten  des  der  russischen  Marine  angehdrigen  Iiis- 
brechers zuteil  werden.  Ferner  ist  in  dem  Chartervertrag  ausgemacht 
worden,  daß  das  Schiff  die  kostenlose  Hülfe  des  Eisbrechers  erhalten 
solle.  Überdies  hat  der  Kapitän  seiner  Aussage  nach  die  Order  für  diese 
Reise  v(m  dem  Heeder  erhalten.  Der  Dampfer  hat,  um  nach  Wlaclivi  ostok 
zu  fahren,  vorsatzlich  einen  l'mweg  genonnnen  imci  außer  der  Konter- 
bandeladung von  Reis  keine  andere  Ladung  eingenommen.  Wenn  man 

*)  Ob  dies  als  eine  betrügerische  Mafiaahine  (§  H.  der  SeeprisenordnuQg  V) 
angesehen  wird,  ist  ntclit  ersicliüich. 
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alles  dies  nebeneinander  stellt,  so  muß  man  annehmen,  daß  der  Rekla- 
mant .Efcvc'iißt  hat,  daß  die  I  vdiing-  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Dampfers  der  russischen  Kcgiei  ui  l^  irchöri^cT  Kriegsvorrat  war,  und  daß 
der  Dampfer  nach  einem  wohlüberlegten  Plan  zu  dem  Transport  der- 
selben gedient  hat.  Mit  andern  Worten,  der  Reklamant  hat  mit  seinem 
Schiffe  den  Feind  unterstützt. ')  Die  Wissenschaft  und  die  Praxis  des 
Völkerrechts  erkennen  an,  daß  ein  Schiff,  welches  sich  solcher  Hand- 
lung schuldig  gemacht  hat,  zusammen  mit  sdner  Konterbandeladung 
einzuziehen  ist.*) 

Da  aus  diesen  Gründen  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  ein- 
2uziehen  ist,  so  liegt  eine  Notwendigkeit  zur  Beantwortung  der  übrigen 
Behauptungen  des  Vertreters  der  Reklamation  nicht  von 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  7.  Juni  1QÜ5  im  Prisengericht  zu  Yokosuka  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  Kobayashi  Yoshio. 

(Unterschriften.) 


Reklaniaiits  J.  Lombard  Steamship  Company,  England, 
London,  Oreat  St  Helen's  Street  20. 

ProzeBvertreters Rechtsanwalt  AkiyamaGenzo, Tokio,  Kio- 

bashlku  Unemecho  Nr.  15. 

Am  7.  Juni  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Yokosuka  in  der  Prisen- 
sache, betreffend  den  englischen  Dampfer  „Scotsman",  welcher  am 

4.  Februnr  1005  in  der  Straße  von  Tsugarii  bei  dem  Leuchtturm  Shiokubi 
von  dem  Kaiserlichen  lorpedoboot  Nr.  30  aufgebracht  worden  ist,  ein 
Urteil  erlassen,  in  welchem  auf  Wegnahme  des  englischen  Dampfers 
„Scotsman"  erkannt  worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Reklamant,  die  J.  Lombard 
Steamship  Company,  durch  den  Rechtsanvs  alt  Akiyama 
G  e  n  z  o  als  Prozeflvertreter  die  Berufung  eingelegt,  welche  im  Beisein 

^)  Ob  dies  als  eine  Verletzung  des  §  47  der  Seeprisenurdnung  (V)  angesehen 
-wild,  tot  nidit  Mar  ersichtUdi. 

*)  Diese  Entschelduiig-wlrd  durch  die  Itpantsche  Seeprisenofdnnng  nftht  gedeckt, 

€S  sei  denn,  dnß  das  Gericht  .Anwendung  bctriigcrischcr  Mittel  nach  §  44  oder  Unter- 
stützung des  Feindes  nach  <^  47  der  Seeprisenordnung  (V)  angenommen  hat.  wie  es 
den  Anschein  hat.  Das  Oberprisengericht  nimmt  offenbar  Verletzung  dieser  BesUm- 
oiungeii  nkht  an,  sMidon  eikennt  auf  Einziehung»  well  der  .Jlelaeswcck'*  Konter* 
bandetransport  sei 
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der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku  im'd  Dr.  jur,  Ishivatari 
B  i  n  i  c  h  i  beim  Oberprisengericht  geprüft  worden  ist 

Die  Hauptberufungspunkte  des  Vertreters  der  ReklamatioOi  Aki- 
yama  Oehzo,  sind  folgende: 

Das  Urteil  des  Prisengerichts  zu  Yokosuka  vom  7.  Juni  1905,  be- 
treffend Wegnahme  des  Dampfers  „Scotsman"  sei  unzutreffend.  Es  werde 
Aufhebung  desselben  und  Freigabe  des  genannten  Dampfers  beantragt, 
und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

1 .  Obwohl  die  Verwendung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes 
zum  'Iransport  seiner  Ladung  ein  rechtmäßiges  Handelsgeschäft  sei, 
das  unter  den  Freiheiten  des  neutralen  Handelsverkehrs  stehe,  habe 
das  Gericht  erster  Instanz  ungerechtervt  eise  entschieden,  daß  diese  Hand- 
lung zur  Unterstützung  des  Feindes  diene  und  habe  die  Einziehung 
des  Schiffes  mit  der  Lauuiiii  angeordnet. 

2.  Die  Übernahme  eines  Konterbandetransports  seitens  eines  Han- 
deisschiffs sei  Obernahme  eines  Handelsgeschäfts,  und  das  Schiff  könne 
au0er  in  dem  Falte,  daB  es  im  selben  Eigentum  stehe  wie  die  Ladung; 
nicht  eingezogen  werden.  Andeirseits  würden  Seetransportfirmen, 
welche  Transporte  übernähmen,  die  die  Neutralität  verletzten,  nach 
völkerrechtlichem  Prinzip  mit  Einziehung  des  Schiffes  bestraft. 

Das  Gericht  erster  Instanz  habe  seine  Entscheidung  auf  Weg- 
nahme des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  damit  begründet,  daß 

der  Reklamant  sich  der  Unterstützung  des  Feindes  mit  seinem 
Schiff  schuldig  gemacht  habe,  und  daß  solche  Schiffe  zu- 
sammen mit  ihrer  Konterbandeladung  eingezogen  werden 
müßten. 

Das  sei  eine  rechtsu  idrige  Entscheidung,  weil  sie  das  oben  ge- 
nannte Prinzip  aufler  acht  lasse.  • 

Was  die  Strafe  für  Konterbandetransport  angehe,  so  sei  die* 
(jrundregel  die,  daß  man  für  das  Schiff  den  Verlust  von  Zeit,  Kosten 
und  Fracht  als  ausreichend  erachte,  im  übrigen  aber  keine  Schädi- 
gung auferlege.  Aber  in  den  beiden  Fällen,  daß  der  Reeder  der  Eigen- 
tümer der  Konterbandeladung  sei  und  daß  das  Schiff  sich  bei  der  Ver> 
schiffung  von  Kriegskonterbande  betrügerischer  J^ittel  bedient  habe, 
werde  auch  das  Schiff  eingezogen.  Im  letzten  Falle  müsse  das  Schiff, 
weil  der  Reeder  offenbar  an  dem  Kriegskonterbandetransport  mit- 
gewirkt und  an  der  unrechtmäßigen  Handlung  teilgenommen  habe,  als 
ein  Gegenstand,  der  hierbei  verwendet  worden  sei,  eingezogen  werden. 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  habe  aber  einem  andern 
gehörige  Handelsware  befördert  und  nicht  zum  Konterbandetransport 
gedient.  Selbst  aber  angenuniinen,  die-  Ladung  sei  Konterbande,  so 
liege  doch  eine  Beteiligung  des  Reeders  bei  Verwendung  be- 
trügerischer Mittel  und  Kenntnis  desselben  von  der  Konterbandeeigen- 
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Schaft  der  Ladung  nicht  vor.  Wenn  daher  das  Gericht  erster  Instanz 
entscheide,  daß  die  fragliche  Handlung  eine  Unterstützung  des  Feindes 
und  eine  Verletzung  der  Neutralität  sei,  und  deshalb  auf  £inziehun£f 
des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  neben  der  Ladung  erkenne, 

so  sei  das  rechtswidrig. 

3.  Hs  ergebe  sich  aus  den  an  Bord  befindlichen  Papieren,  daß 
hvi  der  Beförderung  der  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Schiffes  von  Saigon  nach  Wladiwostol«  kein«  Spur  von  betrügerischem 
Verfahren  vorhanden  sei.  Alle  di^se  Papiere  gäben  Wladivxostok  als 
Bestimmungsort  an,  keines  enthaltt'  einen  unwahren  Bestimmungsort. 
Es  sei  daher  ohne  Raum  für  jeden  Zweifel  klar,  daß  von  einer  Ver- 
heimlichung des  Bestimmungshafens  keine  Rede  sein  könne. 

Das  Gericht  erster  Instanz  nehme  unter  Verweisung  auf  die  in 
dem  Urteil  aufgezählten  Tatsachen  an,  daß 

das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  gew  ußt  habe,  daß  seine 
Ladung  der  russischen  Regierung  gehöriger  Kiiegsvorrat  sei 
und  daß  es  sich  durch  Vervendung  zur  Beförderung  der- 
selben der  Unterstützung  des  Feindes  schuldig  gemacht,  nicht 
aber  eine  gewöhnliche  Handelstransaktion  ausgeführt  habe. 

Dies  sei  eine  unzutreffende  Lntschtidung,  welche  die  iatsachen 
fatsch  auffasse,  wie  im  folgenden  dargetan  werde: 

a)  Wladiwostok  sei  nicht  nur  Rußlands  einziger  Kriegshafen, 
sondern  auch  sein  einziger  Handelshafen  im  Osten.  Sein  Handel  sei 
zur  Zeit  der  Beförderung  der  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Schiffes  wie  früher  ausgeübt  worden  und  durchaus  nicht  zum  Stillstand 
gekommen.  Es  sei  bekannt,  daß  auch  neuh-ale  Kaufleute  ihre  Geschäfte 
geöffnet  und  betrieben  hätten.  Aus  dem  in  dem  „Neptun us"-Fall  des 
englisch-holländischen  Krieges  vom  Jahre  1798  gegebenen  Urteilsbei- 
spiel sei  ersichtlich,  daß  die  völkerrechtliche  Praxis  auf  dem  Standpunkt 
stehe,  daß  im  Falle,  wo  (iüter,  welche  so\x'ohl  zu  kriegerischem  wie  fried- 
lichem Gebrauch  dienen  könnten,  nach  einem  Hafen  wie  dem  genannten 
befördert  würden,  der  die  Eigenschaften  eines  Kriegs-  und  eines  Han- 
delshafens in  sich  \ereimge,  angenommen  werden  müsse,  daß  sie  nach 
dem  Handelshafen  befördert  würden.  Es  sei  daher  im  Widerspruch  mit 
dieser  Präcedenz,  wenn  angenommen  worden  sei,  daß  das  zur  Verhand- 
lung stehende  Schiff  zum  Transport  von  Kriegsvorrat  gebraucht 
worden  sei. 

b)  Wenn  der  Eisbreeiier  auch  der  russisc  hen  Regierung  gehöre,  so 
werde  er  doch  immer  dazu  verwandt,  für  dort  \  erkehrende  Handelsschiffe 
aller  Länder  das  Eis  zu  brechen,  den  Verkehr  zu  erleichtern  und  aller- 
hand Bequemlichkeiten  zu  vermitteln.  Das  sei  nicht  nur  während  der 
Kriegszeit,  sondern  auch  im  Frieden  der  Fall. 
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Wenn  daher  auch  im  Chartervertrag  eine  Bestimm  un£f  stehe,  daß 
das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  nötigenfalls  kostenlos  die  Hfilfe 

des  Eisbrechers  erhalten  werde,  und  wenn  auch  der  Kapitän  geglaubt 
habe,  daß  er  von  dem  Eisbrecher  Mitteilung  darüber  habe  erhalten  sollen, 
uer  der  Empfänger  sei,  so  könne  man  daraus  nicht  ohne  weiteres  kon- 
struieren, daß  die  Ladung  des  7ur  Verhandlung;  stehenden  Schiffes  für 
die  russischen  Truppen  bestimmter  Kriegsvonat  sei. 

c)  Wenn  das  Chartcrgeld  für  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff 
außerordentlich  hoch  gewesen  sei,  und  der  Reeder  eine  hohe  Ver- 
sicherungsprämie bezahlt  habe,  so  sei  das  etwas  im  Scetransportwesen 
zu  Kriegs/eiten  ganz  üewöhn liebes. 

Besonders  weil  bei  einer  Reise  nach  einem  dem  Kriegsschauplatz 
nahe  gelegenen  Hafen  einer  der  kriegiu Inenden  Mächte  zu  den  ge- 
wöhnlichen Seegefahren  noch  Kriegsgefahren  vorzusehen  seien,  so  sei  es 
eine  öffentlich  anerkannte  Handelsgewohnheit,  im  Vergleich  mit  Friedens- 
zeiten hohes  Chartergeld  und  groBe  Versicherungsprämien  zu  nehmen, 
um  den  möglicherweise  entstehenden  Schaden  zu  decken.  Etwas  Ver- 
dächtiges könne  hierin  keinenfalls  gesehen  werden,  und  wenn  das  Urteil 
erster  Instanz  hierin  etwas  Ungewöhnliches  erblicke,  so  sei  das  ein  un* 
geheuerüches  Unverständnis  gegenüber  den  Tatsachen. 

d)  Daß  ein  Chartervertrag  nicht  an  Bord  gewesen  sei,  halje  seinen 
Grund  darin,  daß  der  Platz,  wo  dirsrr  abgeschlossen  worden  sei,  von 
dem  Liegeplatz  des  Schiffe^  'reit  entfernt  gewesen  sei,  so  daß  es  zur 
Übersendung  an  Zeit  gefehlt  habe.  Selbst  aber  angenommen,  ^er  sei 
nicht  übersandt  v; orden,  trotzdem  reichlich  Zeit  gewesen  sei,  so  sei  das 
lediglich  eine  Versäumnis  der  Schiffsagentur,  und  man  könne  daraus 
dem  Reeder  nicht  den  Vorwurf  machen,  daß  er  betrügerische  Mittel  an- 
gewandt habe,  und  könne  dara(us,  daB  der  Chartervertrag  unter  den 
Schiffspapieren  fehle,  nicht  auf  betrügerisches  Vorgehen  des  Kapitäns 
schließen;  dies  um  so  weniger,  als  sein  Fehlen  nicht  ausreichen  könne, 
tun  die  Kaptoren  zu  täuschen. 

e)  Daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  bei  der  Reise  nach 
Wladi\x  ostok  vorsätzlich  einen  Umweg  gemacht  und  seinen  Kurs  durch 
den  Stillen  Ozean  genommen  habe,  sei,  wie  sich  aus  der  Aussage  des 
Kapitäns  klar  ergäbe,  geschehen,  weil  zu  der  Zeit,  als  die  Reise  gemacht 
worden  sei,  die  Wind-  und  Wetterverhältnisse  im  chinesischen  und  ja- 
panischen Meer  sehr  rauh  seien.  In  dieser  Weise  nach  den  Verhältnissen 
de«^  Wetters  von  dem  geveöhnlichen  Kurs  abzuweichen,  seien  Seefahrer 
M  Ihsutdcnd  befugt,  und,  da  selbst  ein  Reeder  darin  nichts  zu  bestimmen 
liabe,  so  könne  darin,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  einen 
Umweg  gemacht  habe,  eine  verdächtige  Handlung  nicht  erblickt  werden. 

Aus  den  obigen  Ausführungen  ergebe  sich,  daß  die  von  dem  Ge- 
richt erster  Instanz  angenommenen  und  als  Urteilsgrfinde  aufgestellten 
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latsachcn  alle  nicht  als  Handlungen  de--  Rt^klanianlcn,  durch  welche 
er  den  Feind  unterstützt  haben  solle,  angeschen  \xcrden  könnten. 

\.  Wenn  die  russ;ischen  Truppen  mich  R.-is  essen  möchten,  so 
könne  man  doch  darüber,  daß  er  bei  ihnen  kein  gcbr;iiirhli(  hes  Nahrungs- 
mittel sei,  nicht  streiten.  [:s  könne  freilich  nicht  bestritten  werden,  daß 
die  russischen  Truppen  in  Nord-Korea  und  in  der  Mandschurei  viele 
Kureaner  und  Chinesen  angestellt  hätten.  In  Wladiwüslok  und  meiner 
Umgebung  seien  aber  tatsächlich  derartige  Bevölkerungselemente  nicht 
engagiert.  Daher  müsse  man  es  als  unzutreffend  bezeichnen,  wenn  an- 
genommen worden  sei,  daß  die  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Schiffes  für  diese  Leute  tiestimmt  gewesen  sei. 

Nach  allem  diesem  reiche  keine  der  von  dem  Gericht  erster  In- 
stanz zur  Begründung  des  Urteils  aufgestellten  Tatsachen  aus,  um  zu 
beweisen,  daß  die  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  Kriegs- 
vorrat  gewesen  sei.  Kurz,  wenn  der  Reis  auch  nach  einem  Hafen,  wo 
feindliche  Truppen  lägen,  befördert  worden  sei,  so  beschränke  sich  sein 
Gebrauch  doch  nicht  unbedingt  auf  die  Truppen,  sondern  auch  die  übrige 
Bevölkerung  lebe  davon.  Wissenschaft  und  Praxis  seien  sich  darin  einig 
und  man  brauche  es  nicht  zu  diskutieren,  daß  Reis  nicht  als  Konter- 
bande gelten  dürfe,  \xeil.  wenn  die  Reistransporte  ganz  aufhören,  die 
Zivilbevölkeruni;  dein  Hunger  preisgegeben  würde. 

Da  kein  absoluter  Beweis  vorliege,  daß  die  Ladung  des  zur  Ver- 
handlung stehenden  Schiffes  den  russischen  Truppen  habe  geliefert 
werden  sollen,  so  sei  es  billig,  zu  entscheiden,  daß  sie  gewöhnliche  Han- 
delsware .^ei  und  es  sei  rerhtsw adrig,  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff,  auf  dem  die  Ladung  verschiftt  sei,  einzuziehen. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanwalts  bei  dem  Prisen- 
gericht zu  Vokosuka,  Yanagita  Kunio,  sind  folgende : 

1.  Ps  \xTrdc  behauptet,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff 
die  Ladung  auf  (irund  eines  Chartervertrages  befördere.  An  Hord  be- 
finde sich  aber  die  unter  den  Schiffspapieren  eine  wichtige  Rolle  spielende 
Abschrift  des  Chartervertrages  nicht.  Nach  dem  Völkerrecht  liege  die 
Verantwortung  für  diesen  schwerwiegenden  Mangel  dem  Reklauianteii 
ob,  dieser  habe  ihn  aber  nicht  begründen  und  rechtfertigen  können. 
Selbst  wenn  man  annehme,  daß  der  nach  Entdeckung  dieses  Fehlers  einr 
gereichte  Chartervertrag  echt  sei,  so  gehe  doch  aus  seinen  Bestimmungen 
und  den  sich  darauf  beziehenden  früheren  Aussagen  des  Kapitäns  und 
dem  Vorgehen  des  Schiffes  hervor,  daß  der  Reeder  bzw.  sein  Vertreter 
um  den  Konterbandetransport  gewußt,  daran  teilgenommen  und  dazu 
Hülfe  gcleistt  t  habe.  Daß  in  einem  solchen  Falle  die  Strafe  der  Ein- 
ziehung sich  nicht  auf  die  Ladung  zu  beschränken,  sondern  auch  auf 
das  Schiff  zu  erstrecken  habe,  sei  von  vielen  Gelehrten  einstimmig  an-f 
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erkannt  viorden,  und  daher  sei  die  Entscheidung  des  Gerichte  erster 
Instanz  zutreffend. 

2.  Wie  der  Konterbandetransport  theoretisch  auf  keinen  Fall  als 
ein  natürliches  Recht  des  neutralen  Staatsangehörie^en  bezeichnet  werden 
könne,  so  stehe  es  auf  djr  andern  Seite  dem  krie^tührcndcn  Staut  mit 
Recht  frei,  den  Konterbaiui.'transport  7U  verhindern  und  zugleich  durch 
Bestrafung  für  die  Zukutitt  eine  Warnung  zu  geben. 

Freilich  seien  Fälle,  wo  Reeder  in  gutem  Glauben  zufällig  einige 
Konterbandegüter  an  Bord  nähmen,  häutig;  da  es  aber  tatsächlich  un- 
möglich sei,  zu  beweisen,  ob  Vorsatz  oder  Teilnahme  auf  Seiten  des 
Reeders  vorliege,  so  bestehe  allgemein  nur  der  Gebrauch,  bei  einer 
solchen  Annahme  das  Vorhandensein  ausreichender  deutlicher  Gründe 
zur  Richtschnur  zu  nehmen  und  weiteren  Beweisen  nicht  nachzuspüren. 
In  dem  vorliegenden  Falle  ergebe  es  sich  aber  ganz  klar  aus  den  Akten, 
daß  der  Reeder  des  Schiffs  über  die  Umstände  unterrichtet  gevcesen  sei 
und  zur  Erreichung  des  Ziels  seine  Beihülfe  ge>xährt  habe,  und  der  Re- 
klamant könne  nicht  behaupten,  wie  er  es  getan  habe,  daß  er  keinen 
Neutralitätsbruch  begangen  habe. 

Wenn  der  Reeder  wünsche,  seine  Verantwortung  für  die  Unvoll- 
ständigkeit  der  Schiffspapiere  und  die  sonstigen  unklaren  Handlungen 
abzulehnen,  so  sei  es  erforderlich,  daß  er  hierfür  treffende  (iründc  dar- 
lege. Er  habe  aber,  ^x-ic  oben  dargctm.  keinerlei  Antwort  geben  können. 

Der  Reklamant  habe  erklärt,  daß  ein  Verschen  des  Vertreters  des 
Reeders  \orliege.  An  der  Folge  dieses  Versehens  könne  aber  die  be- 
troffene kriegführende  Macht  keinen  Teil  nehmen.  Der  Reklamant  wieder- 
hole zwecklos  den  alten  Standpunkt,  ohne  indes  etwas  Neues  vorzu- 
bringen. Das  lasse  vermuten,  dafi  seine  Handlungsweise  nicht  auf  Ver- 
sehen, sondern  auf  Absicht  beruhe.  Der  Grund,  weshalb  eine  Kopie 
des  Charterverh'ags,  welche  an  Bord  habe  geliefert  werden  müssen, 
nicht  geliefert  worden  sei^  sei  glücklicherweise  der,  daß  ein  Charter* 
vertrag  von  Anfang  an  nicht  vorhanden  gewesen  und  der  W  rkiuf  der 
Ladung  auf  Rechnung  des  Reeders  geschehen  sei,  oder  der,  daß  man 
gefürchtet  habe,  daß  der  Wortlaut  des  Charters  ertnigs  offenbart  haben 
würde,  daß  die  Ladung  Kriegsvorrat  und  daß  der  Reeder  beteiligt  ge- 
\^eseri  sei.  läns  von  diesen  beiden  sei  wohl  sicher  der  f-all,  und  wie 
es  auch  sei,  könne  das  Schiff  der  Verantwortung  hierfür  nicht  ent- 
gehen. 

Aus  dies(  n  Gründen  sei  die  Berufung  unbegründet  und  müsse  ab- 
gevciesen  werden. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
Es  ist  völkerrechtlich  anerkannt,  daß  Lebensmittel  wie  Reis,  im 
Falle,  daß  sie  für  die  feindliche  Armee  oder  Marine  bestimmt  sind  oder 
nach  einem  Platz  in  Feindesland  gehen  und  angenommen  werden  muß, 
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daß  sie  zum  Gebrauch  der  feindlichen  Armee  oder  Marine  dienen  würden, 
als  Krietjskonterbande  anzusehen  sind  und  eingezogen  werden  können, 
Fs  ist  nun  aber  unbestritten,  daß  der  in  Frage  stehende  Reis  nach  Wladi- 
vtostok  bestimmt  ge\xesen  ist.  Ferner  ist  es  eine  bekannte  Tatsache,  daß 
Wladiwostok  Kußlands  wichtigster  Kriegshafen  ist  und  daß  Rußland 
diesen  Platz  seit  dem  Kriege  mit  Japan  zum  Hauptstützpunkt  für  seine 
Flotte  und  Hauptetappenort  gemacht  hat  Es  hat  dort  in  ausgedehntem 
Maße  Waffen,  Lebensmittel,  Kohle  und  sonstige  Kriegsbedarfsartiicel  auf- 
gespeichert, und  der  giewöhnliche  Handelsverkehr  ist  dort  fast  gänzlich 
zum  Stillstand  gekommen. 

In  dem  Chartervertrag  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers 
„Scotsman"  steht  eine  Bestimmung,  nach  welcher  die  Verpflichtung 
Übernommen  wird,  daß  das  Schiff  bei  Ankunft  in  Wladiwostok  er- 
forderlichenfalls, ohne  daß  ihm  daraus  Kosten  erwüchsen,  sich  von  dem 
Eisbrecher  innerhalb  und  außerhalb  des  Hafens  eine  Fahrrinne  solle 
brechen  lassen  können. 

Es  wird  also,  obwohl,  wie  auch  der  Reklamant  annimmt  der  Eis- 
brecher im  Eigentum  der  russischen  Regierung  steht,  ausdrQcklich  ver- 
borgt,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff,  welches  einen  Trans- 
port von  Saigon-Reis  flbemommen  habe,  den  Eisbrecher  kostenlos  be- 
nutzen könne,  um  sich  tiei  Wladiwostok  eine  Fahrrinne  brechen  zu 
lassen.  Nach  Aussage  des  Kapitäns  hat  ihm,  wenn  er  nach  Wladiwostok 
kam,  der  Empfänger  der  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Dampfers  von  dem  Eisbrecher  mitgeteilt  werden  sollen. 

Nach  dem  Ladungsverzeichnis  bt  der  Wert  der  Ladung  reichlich 
210000  Franks.  Demgegenüber  beträgt  das  Chartergeld  von  Saigon 
nach  Wladiwostok  den  enormen  Betrag  von  L.  6250  netto.  Nach  allem 
diesen  zu  schließen,  kann  man  auf  keinen  Fall  annehmen,  daß  der  Reis 
im  gewöhnlichen  Handelsverkehr  nach  Wladiwostok  geschafft  worden  ist 

Der  Reklamant  behauptet  ferner,  daß  der  Handelsverkehr  in  Wla- 
diwostok zur  Zeit  der  Beförderung  der  Ladung  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Schiffes  wie  früher  ausgeübt  und  noch  keinesweg;s  zum  Still- 
stand gekommen  sei.  Da  für  diese  Behauptung  aber  keinerlei  Beweis 
erbracht  worden  ist  so  kann  sie  nicht  als  der  Wahrheit  entsprechend 
angesehen  werden. 

Weiter  sagt  er,  die  in  Frage  stehende  Ladung  Reis  müsse  nach 
dem  Urteilsbeispiel  des  „Neptun  us"-Falls  als  zu  friedlichem  Gebrauch 
bestimmt  angesehen  werden.  Da  aber  die  Verhältnisse  des  Bestimmungs- 
orts in  dem  genannten  Fall  von  denen  der  vorliegenden  Sache  von  Grund 
aus  verschieden  sind,  so  kann  jener  Fall  nkht  als  Präcedenz  für  den 
vorliegenden  dienen.  Kurz,  es  ist  durchaus  zutreffend,  daß  das  Gericht 
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erster  Instanz  den  auf  dem  zur  Verhandlung'  stehenden  Schiffe  ver- 
schifften Saigon-Reis  als  Kriegskonterbande  betrachtet  hat. 

Wie  im  Vorigen  dargetan,  kann  keinenfalls  angenommen  werden, 
<l:i[i  der  Transport  der  Reisladung  des  zur  Verhandlung  stehenden 
l^clulfs  nach  Wladiwostok  im  ge^x■öhnlichen  Handelsverkehr  geschehen 
ist  Die  ganze  Ladung  ist  Reis,  also  Konterbande.  iNach  der  Aussage 
des  Kapitäns  hat  der  Reeder  in  Voraussicht  der  Oefahr  der  Einübung 
auf  dieser  Reise  eine  reichliche  Versicherung  genommen,  so  daß  er, 
wenn  auch  das  Schiff  eingezogen  werde,  Iceinen  Schaden  erleiden  verde. 
Wenn  man  diese  Tatsachen  zusammenstellt,  so  liefern  sie  reichlich  Un- 
terlage für  die  Vermutung,  dafi  der  Zweck  der  Reise  des  zur  Verhand- 
lung stehenden  Schiffes  ein  Transport  von  Konterbande  war.  Das  Völker- 
recht steht  aber  auf  dem  Standpunkt,  daß  Schiffe,  deren  Reisezv;  eck  die 
Beförderung  von  Konterbande  ist,  eingezogen  werden  können.')  Das 
Oberprisengericht  erkennt  dies  als  den  Umständen  gerecht  werdend  an. 

Da  nach  dem  oben  Gesagten  die  Entscheiduncf  des  Gerichts  erster 
Instanz  auf  Einziehung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  durch- 
aus zutreffend  ist,  so  ist  es  unnötig,  auf  die  einzelnen  Beruf ungsgründe 
noch  besonders  einzugehen. 

iis  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  ab^evciesen. 

Am  5.  September  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  A.  Chazalon  &  Co.,  Shanghai,  China,  vertreten 
durch  den  Prokuristen  Maurice  Jacquet. 

ProzeBvertreter:  Rechtsanwalt  Akiyama  Genzo,  Tokio, 

Kyobashiku,  Uneniccho  Nr.  15. 

In  der  Prisensache  betreffend  die  Ladung  des  englischen  Dampfers 
„Scotsman"  wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung,  wie  folgt,  ent- 
schieden: 

Urteilsformel: 

Es  wird  auf  Wegnahme  der  auf  dem  englischen  Dampfer  ,,Scots- 
man"  verladenen  ungefähr  20000  Sack  Saigon-Reis  erkannt. 

»)  II.  Ziffer  2. 

■)  Anden  die  («pfliiliclie  SeeprlsenocdmiiiSi  §§  48.  44  (V)  und  Ihre  Onuidlage, 
dai  engpisdie  Maanal  ol  Naval  Prise,  Art  8S^-8&. 
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Tatbestand  und  OrOnde: 

» 

Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  ist  auf  Grund  des  am 
4.  Juni  1905  in  Shanghai,  China,  zwischen  dem  Vertreter  <lcs  Reedei^ 
des  Dampfers  „Scotsman",  der  Firma  Dodwell  dt  Co.  in  Shanghai 
und  der  Firma  R.  Peretz  ebendaselbst  (diese  Firma  ist  am  12.  Fe- 
bruar dieses  Jahres  aufgelöst,  und  alle  ihre  Geschäfte  sind  der  Firma 
A.  Chazalon  übertragen  worden)  abgeschlossenen  Chartervertrags  in 
Saigon  auf  dem  Dampfer  „Scotsman"  verladen  worden,  um  sie  nach 
Wladiwostok  in  Rußland  zu  befördern.  Die  Absender  waren  die  Ver- 
treter der  Firma  R.  Peretz  in  Saigon  P.  Rauzy  R:  P.  V  i  1 1  e.  Nach 
dem  Konnossement  sollte  sich  der  Hrnpfäntjer  nach  Order  richten.  Am 
24.  Januar  dieses  Jahres  fuhr  der  genannte  Dampfer  von  Sait^on  ab, 
kam  am  29.  des  Monats  in  Hongkong  an  und  nahm  bei  seiner  Abfahrt 
von  dort  am  1.  Februar  vorsatzlich  einen  Unmeg,  der  ihn  durch  die 
Tsugaru-Straße  nach  Wladiwostok  führen  sollte.  Auf  dieser  Reise  wurde 
die  Ladung  am  14.  des  Monats  in  der  Straße  von  Tsugaru  in  der  Nähe 
des  Leuchtturms  von  Shiokubi  von  dem  Kaiserlichen  Torpedoboot  Nr.  30 
zusammen  mit  dem  Dampfer  beschlagfnahmt. 

Diese  Tatsachen  werden  bcvcicsen  durch  die  Aussageschrift  des 
Vertreters  des  Kommandanten  des  Kaiserlichen  Torpedoboots  Nr.  30, 
Oberleutnants  zur  See  Tomimaga  Ryutaro,  die  Vernehmungs- 
protokolle des  Vertreters  des  Kommandanten  des  genannten  Torpedo- 
boots,  Kapitanleutnants  NagasawaNaotaro  und  des  Kapitäns  des 
Dampfers  „Scotsman",  Edward  Albert  Mackenzie,  durch  das 
Schtffszertifikat,  das  Ladungsverzeichnis,  das  Konnossement,  den  von 
dem  Vertreter  der  Reklamation  eingereichten  Chartervertrag  und  eine 
von  dem  japanischen  Konsul  in  Shanghai  für  die  Firma  R.  Peretz  aus- 
gestellte Bescheinigung. 

Die  Hauptpunkte  der  Reklamation  sind  folgende: 

Wenn  die  zur  Verhandlung  stehende  1-adung  Reis  auch  nach  einem 
Hafen,  wo  die  feindlichen  Truppenteile  sich  sammelten,  befördert  werde, 
so  beschränke  sich  ihre  Lieferung  doch  nicht  notwendigerweise  auf 
den  Gebrauch  von  selten  der  Truppen,  sondern  auch  die  übrige  Be- 
völkerung lebe  davon.  Demgemäß  stünde  eine  Reihe  von  kontinen- 
talen Völkerrechtslehren  auf  dem  Standpunkt,  daß  es  zu  verwerfen  sei. 
Reis  als  Konterbande  zu  betrachten.  Auch  der  englische  Gelehrte 
Holland  habe  zur  Zeit  des  südafrikanischen  Krieges  die  englische 
Praxis  dahin  beschrieben,  daß  f  i  lx  nsmittel  nur  in  dem  Falle,  wo  es 
feststehe,  daß  sie  an  die  feindliche  Armee  oder  Marine  oder  nach 
Festungen  befördert  würden,  als  Konterbande  gelten  konnten.  Auch 
für  diesen  Fall  nehme  er  an,  daß  lediglich  ein  Vorkaufsrecht  ausgeübt 
werden  dürfe. 
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Ferner  habe  Knj^land  in  dem  französisch-chinesischen  Krieg  vom 
Jahre  1885,  als  Frankreich  aus  üründen  der  Knegsführunjjf  zeitweise 
das  gewöhnliche  Prinzip  durchbrochen  und  Reis  für  Kriegskonterbande 
erklärt  habe,  einen  energischen  Protest  gegen  die  Unbilligkeit  dieser 
Behandlung  von  Reis  als  Konterbande  eingelegt. 

Auch  in  dem  japanisch-rhincsist  iien  Krieg  hätten  Kngland  und 
Frankreich  sich  absolut  dagewn  .tiis^^esprochen,  als  China  Reis  für 
Konterbande  erklärt  habe,  und  Japan  habe  gegen  diesen  Standpunkt 
der  beiden  Länder  keinen  Einspruch  eingelegt. 

So  seien  die  Staaten  sicli  fast  aiie  in  dem  Punkt  einig,  daB  Reis 
nicht  als  Konterbande  gelten  dürfe,  und  die  Wissenscliaft  sowie  die 
Praxis  erkennten  dieses  an. 

Selbst  einmal  angenommen,  Japan  habe  lediglich  für  den  Krteg 
mit  Kudiand  den  Standpunkt  eingenommen,  dafi  Reis,  welcher  für  die 
feindlichen  Truppen  bestimmt  sei,  als  Konterbande  gelte,  so  habe  doch 
Wladiwostok  zu  gleicher  Zeit  die  Eigenschaften  eines  Handels-  und 
eines  Kriegshafens.  Auch  sei  der  Handelsverkehr  nach  dort  keines- 
wegs völlig  unterbunden.  Daß  in  diesem  Falle  die  dorthin  beförderte 
Ladung  reclitmäßigerweise  als  nach  dem  Handelshafen  Wladiwostok 
und  nicht  für  den  Kn'e^gcbrauch  bestimmt  anzusehen  sei,  gehe  aus 
der  Präcedenzentscheidung  über  den  während  des  enghsch-holländi^chen 
Kriegs  im  Jahre  1798  aufgebrachten  „Neptun lls"  hervor.  Dies  um 
M>  mehr,  als  ha  den  Russen  der  Reis  kein  gcveöhnliches  Nahrungsmittel 
sei,  wahrend  er  \on  der  fremden  Bevölkerung  Wladiwostoks  ganz  ali- 
gemein gegessen  werde. 

Wenn  der  Empfänger  der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung  nicht 
klar  bestimmt  sei,  so  komme  das  daher,  daß  das  Konnossement  auf 
Order  laute.  Darin  könne  man  aber  keinen  ürund  zu  irgendweltticm 
Verdacht  erblicken. 

Aus  diesen  üründen  werde  Freigabe  der  zur  Verhandlung  stehen- 
den Ladung  beantragt. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

F.S  ist  eine  bekannte  Tatiaehe,  daß  Wladiwostok  Rußlands  ein- 
ziger Kriegshafen  im  Osten  und  zurzeit  der  Hauptstützpunkt  für  seine 
Kriegsmarine  ist.  Seit  dem  Kriege  mit  Japan  hat  die  russische  Re- 
gierung den  Platz  zu  einem  Hauptetappenort  gemacht  und  sie  ist  mit 
allen  Kräften  bestrebt,  dort  große  Kriegsvorräte  anzuhäufen.  Der  ge> 
wohnliche  Handelsverkehr  hat  dort  fast  gänzlich  aufgehört.  Wenn 
daher  eine  Ladung  Reis  wie  die  zur  Verhandlung  stehende,  deren 
Konterbandeeigenschaft  von  besonderen  Umständen  abhängig  ist,  nach 
Wladiwostok  befördert  >xird,  so  muß  mangels  klaren  Gegenbeweises  an- 
genommen werden,  daß  dieselbe  für  den  Kriegsgebrauch  zu  liefern  war.  t 
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Das  Konnossement  über  die  zur  Verhandlung^  stehende  Ladung 
lautet  nun  auf  Order  und  der  Kapitän  des  Dampfers  „Scotsman"  hat 
ausgesagt,  daß  ihm  bezüglich  des  Empfängers  derselben  bei  seiner 
Ankunft  in  Wladiwostok  Mitteilung  von  dem  Eisbrecher  habe  zuteil 
werden  sollen.  Auch  steht  in  dem  Chartervertrag  eine  Abmachungr 
nach  welcher  das  Schiff  bei  Ankunft  in  Wbdiwostok  erforderlichenfalb 
kostenlos  die  Unterstützung  des  Eisbrechers  erhalten  könne. 

Nach  der  von  den  russischen  Küstenbehörden  im  Jahre  1901  und 
1902  herausgegebenen  „Übersicht  über  Sibirien"  gehört  der  tisbrecher 
in  Wladiwostok  zu  dem  sibirischen  Geschwader  der  russischen  Kriegs- 
marine. 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  hat  1679  Brutto  luiis 
Gehalt.  Nach  dem  Ladungsverzeichnis  ist  die  Ladung  reichhch  Fcs. 
210  000  wert.  Das  Chartergeld  von  Saigon  bis  Wladivt  ostok  beträgt 
die  enorme  Summe  von  £  6250.  Auch  sagt  der  Kapitän  aus,  daß 
er  glaube,  da0  der  Reeder  in  Voraussicht  einer  Konfislätion  für  diese 
Reise  die  höchste  Versicherungsprämie  bezahlt  habe.  Danach  ist  es 
schwer  anzunehmen,  daß  eine  gewöhnliche  Handelstransaktion  bezweckt 
gewesen  ist 

Der  Vertreter  der  Reklamation  sagt,  Reis  sei  bei  den  Russen  kein 
gebräuchliches  Nahrungsmittel,  aber  nach  den  russischen  Verpflegungs- 
vorschriften \xird  Reis  zur  Verpflegung  der  Truppen  verwandt.  Auch 
ist  es  bekannt,  daß  zurzeit  bei  den  russischen  Truppenteilen  im  Osten 
Chinesen  und  Koreaner  angestellt  sind,  deren  gewöhnliche  Nahrung 
Reis  ist. 

Wenn  man  alles  dies  in  Erwähn ny^  zieht,  so  muß  man  zu  dem 
Schluß  kommen,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  Reis  der 
russischen  Regierung  gehöriger  Kriepsvorrat  ist  und  daher  mit  Hecht 
als  Konterbande  angesehen  werden  muij.  ^) 

Der  Vertreter  der  Reklamation  führt  die  Ansichten  der  kontinen- 
talen  VötkOTechtslehrer  und  des  englischen  Professors  Holland  sowie 
die  Beispiele  des  chinesisch-französischen  sowie  des  japanisch-chine- 
sischen Krieges  an  und  behauptet,  die  Staaten  seien  fast  alle  über  das 
Prinzip  einig,  daß  Reis  nicht  als  Konterbande  gelten  dürfe  und  die 
Wissenschaft  und  die  Praxis  erkennten  dieses  an.  Holland  aber  und 
andere  englische  üelehrte  vertreten  den  Standpunkt,  daß  Reis  in  dem 
Falle,  wo  es  klar  erwiesen  sei,  daß  er  an  die  feindliche  Armee  oder 
Marine  oder  nach  einer  Festung  befördert  werde,  als  Kriegskon lerban de 
angesehen  werden  könne.  Als  in  dem  jetzigen  Kriege  Rußland  Rei.s 
für  absolute  Konterbande  erklären  wollte,  hat  die  englische  Regierung 
dagegen  protestiert  und  gesagt,  daß  sie  einverstanden  sei,  wenn  die 
kriegführenden  .Wächte  Reis  als  bedingungsweise  Konterbande  erklären 

Ziffer  2. 
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^•olften,  daß  es  aber  dem  Völkerrecht  und  seiner  Praxis  >x'idersprcchc, 
v»;enn  Reis  tür  absolute  Konterbande  erklärt  werde.  Aus  der  britischen 
diplomatischen  Korrespondenz  vom  Jahre  1905,  Teil  Rußland,  Nr.  1, 
in  dem  Erlaß  des  britischen  Staatssekretärs  des  Auswärtigen,  Lans> 
downe,  an  den  englischen  Botschafter  Sir  Charles  Hardinge 
in  Rußland  vom  1.  Juli  1904  ist  der  Standpunkt  Englands  ersichtlich. 
Daß  auch  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord-Amerika  auf  diesem  Prinzip 
stehen,  ergibt  sich  aus  der  Praxis  und  Wissenschaft  dieses  Staats.  Ruß- 
land hnt,  wie  oben  erwähnt,  während  des  jetzigen  Krieges  Reis  für 
Konterbande  erklärt.  Wenn  man  alle  diese  Beispiele  ansieht,  so  ist 
offt  iibai  die  Behauptung  des  Reklamanten,  alle  Staaten  stünden  auf 
dem  I'rin  'ip,  driR  Reis  nicht  als  Kriegskonterbande  angesehen  werde, 
völlii;  uiibejTründet.  Was  die  von  dem  Reklamanten  aiit^^ezus^^ene 
Präceden/  aus  dem  frarizüsisch-chiuesischeti  Ki'iei^e  aii_t;eht,  so  hat  die 
englische  Regierung  gerade  wie  jetzt  gegenüber  Rußland  bich  damals 
nur  I  rankrcichs  tirklarung,  daß  Reis  absolute  Konterbande  sei,  wider- 
setzt. Keineswegs  ist  sie  jedoch  gegen  die  Erklärung  von  Reis  als 
bedingter  Konterbande  eingetreten. 

Einmal  die  Frage  betrachtet,  ob  es  sich  mit  der  Präcedenz  aus 
dem  japanesisch-chinesischen  Krieg  wirklich  so  verhält,  wie  der  Ver- 
treter der  Reklamation  behauptet,  so  hat  vielmehr  Japan  im  §  10  der 
damaligen  Prisenordnung  Nahrungsmittel  deutlich  als  bedingte  Konter- 
bande bezeichnet  und  während  jenes  Kriegs  sind  keine  Änderungen 
hinzugefugt,  so  daß  also  das  Gegenteil  der  Behauptung  des  Reklamanten 
der  hall  ist. 

Daß  aber  Kriegskonterbande,  \xenn  auch  unter  neutraler  Flagge 
fahrend,  eingezogen  werden  kann,  ist  in  der  Pariser  Seereehtsdeklaration 
vom  Jahre  1850  und  von  der  völkerrechthchen  Wissenschaft  und  Praxis 
in  gleicher  Weise  anerkannt.  *) 

Da  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  aus  den  obigen  ürunueii 
einzuziehen  ist,  so  erübrigt  es  sich,  auf  die  übrigen  Punkte  des  Ver- 
treters der  ReklamaticHi  einzugehen. 

Es  wird  daher  wie  in  der  UrteilsfcH-mel  entschieden. 

Verkündet  am  7.  Juni  1905  im  Prisengericht  zu  Vokosuka  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  beim  Prisengericht  zu  Vokosuka,  Kobayashi 
Vosh  io. 

(Unterschriften.) 


«)  V.  I  43. 
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Reklamant:  A.  Chazalon  and  Company,  Shanghai,  China,  ver- 
treten durch  den  Prokuristen  Maurice  Jacquet. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Akiyama  Oenzo,  Tokio, 

Kyobashiku  Unemecho  Nr.  15. 

Am  7.  Juni  hat  das  Prisengericht  zu  Yokosuka  in  der  Prisensache 
betrettend  die  Ladung  des  englischen  Dampfers  „Scotsman",  welcher 

am  14.  Februar  1905  in  der  Tsuq^arustniße  bei  dem  Leuchtturme  von 
Shiokubi  von  dem  Kaiserlichen  Torpedohoot  Nr.  '^0  auf^T^ebrarht  worden 
ist,  ein  L^rtei!  gefallt,  in  welehetn  auf  Wregnahme  der  auf  dem  eiiL^lischerf 
i:)ampfer  verschiftten  ungefähr  2ÜÜÜÜ  Sack  Saigon-Reis  erkannt, 
wurden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  Maurice  Jacquet  als  Vertreter  des 
Reklamanten,  der  Firma  A.  Chazalon  and  Company,  durch  den  Rechts- 
anvalt  Akiyama  Oenzo  als  Prozeßvertreter  die  Berufung  eingelegt, 
welche  im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku  und  Dr. 
jur.  IshIwatariBinichi  beim  Oberprisengericht  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation, 
Akiyama  Oenzo,  sind  folgende: 

Das  am  7.  Juni  1905  von  dem  Prisengericht  zu  Yokosuka  gefällte 
Urteil  auf  Wegnahme  der  Ladung  des  Dampfers  „Scotsman"  von  etwa 
20  000  Sack  Sait]^on-Rcis  sei  unzutreffend.  I's  vccrde  .Aufhebunt^  des- 
sell^eii  und  i  rei^abe  der  genannten  Ladung  beantragt,  und  zwar  aus 
foigentifu  (jründen: 

1.  Ls  sei  von  der  Wissenschaft  und  der  Praxis  als  billig  anerkannt, 
daß  die  zur  Verhandlung  stehende  l  adung  von  Saigon-Reis,  welche 
nach  Wladi'ÄüSlok,  dem  eiu/^igen  Handeln-  und  Kriegshaieii  Rußlands 
im  Osten,  befördert  worden  sei,  als  zur  Einfuhr  nach  dem  Handels- 
hafen des  genannten  Platzes  und  nicht  zur  Lieferung  für  den  Kriegs- 
gebrauch bestimmt  betrachtet  werden  müsse.  Es  sei  daher  unzutreffmd, 
daß  das  Gericht  erster  Instanz  die  Ladung  als  zum  Kriegsgebrauch 
bestimmt  und  daher  als  Konterbande  angesehen  habe. 

2  Das  Gericht  erster  Instanz  nehme  unter  Verweisun«:]:  auf  die 
in  Urteil  aufgezählten  Tatsachen  an,  daß  die  zur  Verhandlung 

stehende  Ladung  der  russischen  Regierung  gehöriger  Kriegsvorrat,  daher 
Konterbande  sei. 

Dies  sei  eine  un/utrcffcndc  Fnt^cheidung,  welche  die  Tatsachen 
falsch  auffasse,  wie  im  folijenden  dargetan  werde: 

a)  Wladiwostok  .^ei  nicht  nur  Rußlands  einziger  Krie(;>hufen, 
sondern  auch  sein  einziger  Handelshafen  im  Ostrn,  sein  H;mdel  sei 
/ui  Zeil  der  Beförderuiig  der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung  wie 
früher  ausgeübt  worden  und  durchaus  nicht  zum  Stilktand  gekommen. 
Es  sei  bekannt,  daß  auch  neutrale  Kaufleute  ihre  Geschäfte  geöffnet 
gehalten  und  betrieben  hätten.  Aus  dem  in  dem  „Neptunus"-Fall  des 
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englisch-holländischen  Krieges  vom  Jahre  1798  gegebenen  Urfeilsbeispiel 
sei  ersichtlich,  daß  die  völkerrechtliche  Praxis  auf  dem  Standpunkt 
stehe,  dafi  im  Falle,  wo  Güter,  welche  sowohl  zu  kriegerischem  wie 
friedlichem  Gebrauch  dienen  könnten,  nach  einem  Hafen  wie  dem  ge- 
nannten befördert  würden,  der  die  Eigenschaften  eines  Kriege  und 
eines  Handelshafens  in  sich  vereinige,  angenommen  werden  müsse,  daß 
sie  nach  dem  Handelshafen  befördert  würden  und  zu  friedlichem  Ge- 
brauch bestimmt  seien.  sei  daher  im  Widerspruch  mit  dieser 
Präcedcn/,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  als  Kriegsvorrat 
angcselu-n  worden  sei. 

b)  Wenn  der  Eisbrecher  auch  der  russischen  Regierung  gehöre, 
so  Nj.  erde  er  doch  immer  dazu  vervtandt,  für  dort  verkehrende  Handcls- 
schitle  aller  Lander  das  Eis  zu  brechen,  den  Verkehr  zu  erleichtern 
und  allerhand  Bequemlichkeiten  zu  vermitteln.  Das  sei  nicht  nur 
während  der  Kriegszeit,  sondern  auch  im  Frieden  der  Fall  Wenn  daher 
auch  im  Chartervertrag  des  Dampfers,  auf  dem  dK  zur  Verhandlung 
stehende  Ladung  verschifft  sei,  eine  Bestimmung  stehe,  dafi  der  Dampfer 
nötigenfalls  kostentos  die  HQtfe  des  Eisbrechers  erhalten  werde,  und 
wenn  auch  der  Kapitän  j^ct^laubt  halbe,  daß  er  von  dem  Eisbrecher 
Mitteilung  darüber  habe  erhalten  sollen,  vi  er  der  Empfänger  sei,  so  könne 
man  daraus  nicht  ohne  weiteres  schließen,  daß  die  zur  Verhandlung 
stehende  Ladung  Kriegsvorrat  sei,  welcher  an  die  russischen  Truppen 
habe  t)efördert  werden  sollen. 

c)  Wenn  das  Chartergeld  und  die  Versicherungsprämie  Nchr  hoch 
gewesen  bei,  so  sei  das  in  Kriegs/eiten  etwas  ganz  Gewöhnliches.  Be- 
sonders, weil  bei  einer  Reihe  nach  einem  dem  Kriegsschauplatz  nahe 
gelegenen  Hafen  einer  der  kriegführenden  Machte  das  Chartcrgeld  und 
die  Versicherungsprämie  für  das  Schiff  außer  der  gewöhnlichen  See- 
gefahr noch  die  Kriegsgefahr  zu  berQclsichtigen  und  den  daraus  mög- 
licherweise entstehenden  Schaden  Im  voraus  zu  decken  habe,  so  sei 
eine  anerkannte  Handelsgewohnheit,  im  Vergleich  mit  Friedenszeiten 
hohe  Summen  zu  vereinbaren.  Daher  könnten  die  Tatsachen  nicht 
als  Unterlagen  für  die  Annahme  dienen,  daß  die  zur  Verhandlung 
stehende  Ladung  Kriegsvorrat  sei. 

d)  Wenn  die  russischen  Truppen  auch  l-^eis  essen  möchten,  so 
könne  man  darüber,  daß  er  bei  ihnen  kein  u;cbräuchHches  Nahrunfjs- 
mitte!  sei,  nicht  streiten.  Es  könne  freilich  nicht  bestritten  \xerden, 
daß  die  rii>^ischen  Truppen  in  Nord-Korea  und  in  der  Mandschurei 
viele  Koreaner  und  (Chinesen  anj.;estelh  hätten.  In  Wladiwostok  und 
seiner  Umgegend  seien  aber  tatsächlich  derartige  Bevölkcrungselemente 
nicht  engagiert.  Daher  müsse  man  es  als  unzutreffend  bezeichnen, 
wenn  angenommen  worden  sei,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende 
Ladung  ffir  diese  Leute  i)estimmt  gewesen  sei. 
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Nach  allem  diesen  reiche  keine  der  von  dem  Gericht  erster  Instanz 
als  zur  Begründung  des  Urteils  aufgestellten  Tatsachen  aus,  um  zu  be- 
weisen, daß  die  zur  Verhandlung  siehende  Ladung  Kriegsvorrat  ge- 
wesen sei. 

Kurz,  woin  der  Reis  auch  nach  einem  Hafen,  wo  die  feindlichen 

Truppen  sich  sammelten,  befördert  'xorden  sei,  so  beschränke  sich  "^t-in 
Citbrauch  citnh  nicht  unbedingt  nur  ciic  Truppen,  sondern  auch  die 
ül")ri^e  Bevölkerung  lebe  davon.  Wissenschaft  und  Pmxis  <;eien  sich  darin 
einig  und  man  brauche  es  nicht  zu  diskutieren,  daß  Reis  nicht  als  Kon- 
terbande gelten  dürfe,  weil,  vcenn  Reistransporte  so  ganz  aufhören 
würdi'n,  die  /.i\ i!bc\  ölkeruiii^  dciTi  Mun^Tcr  preisgegeben  w  iirde. 

Da  kein  absoluter  Beweis  vorliege,  daß  die  zur  X'erhancilun 
stehende  Ladung  den  russischen  Truppen  habe  geliefert  werden  sollen, 
so  sei  es  billig,  zu  entscheiden,  daß  sie  gewöhnliche  Handelsware  sei. 

Die  Hauptpunkte  der  hrwiderung  des  Staatsanxxalts  t>dm  Prisen- 
gericht zu  Yokosuka,  Yanagita  Kunio,  sind  folgende: 
1.  Der  Reklamant  behaupte, 

der  Bestimmungsort  der  zur  Verhandlung  stehenden  La- 
dung Wladiwostok  habe  neben  seiner  Eigenschaft  als  Kriegs- 
hafen auch  die  eines  Handelshafens,  und  OQter,  welche 
dorthin  eingeführt  würden,  könnten  nicht  als  zum  Kriegs- 
gebrauch bestimmt  angesehen  werden. 
Aber  vor  der  Kriegseröffnung  habe  man  Wladiwostok  auf  keinen 
Fall  nach  den  damaligen  Zuständen  als  einen  allgcmdnen  Handelsplatz- 
betrachten können.    Wenn  man  dazu  erwäge,  daß  die  russische  Re- 
gierung mit  allen  Mitteln  Vorräte  für  die  Armee  und  Marine  dort  an- 
zusammeln bestrebt  sei,  so  sei  es  gerechtfertigt  anzunehmen,  daß  Le- 
bensmittel, die  dorthin  gingen,  Konterbande  seien.  Wenn  es  auch  viel- 
leicht Fräcedenzen  und  w  issenschaftliche  Ansichten,  wie  der  Reklamant 
sie  angebe,  geben  möge,  so  paßten  diese  doch  nicht  auf  Wladiwostok, 
welches  kein  Handelshafen  sei. 

Daß  eine  im  Verhältnis  zu  h'rachtgeldern  in  Lriedens/citen  zehn- 
fache Summe  geleistet  und  empfangen  worden  sei,  und  daß  in  Voraus- 
sicht einer  Kin/iehung  eine  besonders  hohe  Versicherung  genommen  sei, 
deute  darauf  hin,  daß  nicht  eine  gewöhnliche  Handelstransaktion  be- 
zweckt gewesen  sei. 

Kurz,  es  sei  nach  den  damaligen  Verhältnissen  des  Bestimmungs- 
ortes sowie  früheren  und  jetzigen  Anzeichen  klar,  daß  der  Transport 
der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung  für  die  feindhchen  Truppen  be- 
absichtigt gewesen  sei;  und  sowohl  nach  den  Grundsätzen  des  Völker- 
rechts wie  nach  dem  neuerlich  verkündeten  japanischen  Standpunkt 
stehe  der  Einziehung  derselben  nichts  im  Wege. 
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2.  Es  sei  überflüssig  zu  eioricin,  dali  Reib  bedingte  Konterbande 
sei.  Der  Hauptpunkt  der  Reklamation  besage,  daß 

es  unzutreffend  sei,  wenn  das  Gericht  erster  Instanz  daraufhin, 
daß  der  Bestimmungsort  Wladiwostok  sei,  ohne  weiteres  an- 
genommen habe,  daß  die  Ladung  zum  Kriegsgebrauch  habe 
geliefert  werden  sollen. 
Da    es   aber   bekannt   sei,    daß   Rußland    beim    Ansammeln  von 
Kriegsvorräten  für  Marine  und  Armee  Wladivtostok  zum  Mittelpunkt 
gemacht  habe,  so  liege  schon  darin,  daß  I  ehensmittel  dorthin  gingen, 
ein  ausreichender  Grund  für  die  Annahme,  daß  sie  zum  Kric'fT«;fTehrjuch 
711  h'efcrn  cfc*\\Tscn  \xnren,  wenn  auch  son<t  keine  Anzeichen  vorhanden 
seien,  woichu  einen  Schhiß  auf  ihre  Bestimmung  gestatteten. 

Der  Reklamant  führe  dafür,  daß  Wladivcostok  ein  Handelshafen 
sei,  als  Beispiel  an,  daß  es  aufi.^r  dem  Militär  auch  noch  sonstige  flin- 
Vfohncr  gebe  und  daß  kleine  Läden  vorhanden  seien.  Diese  Behauptung 
tue  dar,  daß  er  die  Verhältnisse  nicht  verstehe.  Wenn  Wladiwostok  bei- 
spielsweise ein  Hafen  sei,  wie  der  auch  in  dem  von  dem  Reklamanten 
zitierte  „Neptunus"-Urteil  erwähnte  französische  Hafen  Brest,  so  mfisse 
man  doch  mit  Recht  behaupten,  daß  es  unmöglich  der  dngünstigen 
Präsiutiptiofl  entgehen  könne.  Wladiwostok  fibertreffe  aber  offenbar 
.Brest  bei  weitem  an  militärisch«:  Bedeutung. 

Kurz,  die  Berufung  sei  in  allen  Punkten  unbegründet. 
Dai  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
Es  ist  völkerrechtlich  anerkannt,  daß  Lebensmittel  wie  Reis,  im 
Falle,  daß  sie  für  die  feindliche  Armee  oder  Marine  bestimmt  sind  oder 
nach  einem  Platz  in  Feindesland  gehen  und  angenommen  werden  muß, 
daß  sie  zum  Gebrauch  der  feindlichen  Armee  oder  Marine  dienen  würden, 
als  Kriegskonterbande  anzusehen  sind,  und  eingezogen  werden  können. 

Es  ist  nun  aber  unbestritten,  daß  der  in  Frage  stehende  Reis  nach 
Wladiwostok  bestimmt  gewesen  ist.  I  erner  ist  es  eine  bekannte  Tat- 
sache, daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegshafen  ist  und  daß 
Rußland  diesen  Platz  seit  dem  Kriege  mit  Japan  zum  Hauptstützpunkt 
ffir  seine  Flotte  und  Hauptetappenort  gemacht  hat.  Es  hat  dort  in  aus^ 
gedehntem  Maße  Waffen,  Lebensmittel,  Kohle  und  sonstige  Kriegs- 
bedarfsartikel aufgespeichert,  und  der  gewöhnliche  Handelsverkehr  ist 
dort  fast  gänzlich  zum  Stillstand  gekommen. 

In  dem  Chartervertrag  des  Dampfers  „Scotsman^',  auf  dem  die  zur 
Verhandlung  stehende  Ladung  verschifft  worden  ist,  steht  eine  Be- 
stimmung, nach  welcher  die  Verpflichtung  übernonnnen  wird,  daß  das 
Schiff  bei  Ankunft  in  Wladiwostok  erforderlichenfalls,  ohne  daß  ihm 

daraus  Kosten  erx'^'üchsen,  sich  von  dem  Fishrccher  innerhalb  und 
außerhalb  des  Hafens  eine  I'ahrrinne  solle  breehen  lassen  können.  Es 
wird  also,  obwohl,  wie  auch  der  Reklamant  annimmt,  der  Eisbrecher  im 
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Eigentum  der  russischen  Regierung  steht,  ausdrürklUh  verbürgt,  daß 
das  Schiff,  welches  zur  Beförderung  der  zur  Verhandlung  stehenden 
Ladun^T  diene,  den  Eisbrecher  kostenlos  benutzen  könne,  um  sich  bei 
Wladiwostok  eine  Fahrrinne  brechen  m  lassen.  Nach  Aussaj^e  des 
Kapitäns  hat  ihm,  wenn  er  nach  NX'ladiw  ostok  kam,  der  r.mpfäiiger  der 
zur  Verhandlung  stehenden  LadLint^  von  dem  Eisbrecher  mitgelciU 
werden  sollen.  Nach  dem  Ladungsverzeichnis  ist  der  Wert  der  Ladung 
reichlich  Fcs.  210000. — .  Demgegenüber  beträgt  das  Chartergeld  von 
Saigon  bis  Wladiwostok  den  enormen  Betrag  von  £  6250  netto.  Nach 
allem  diesen  zu  schlieften,  kann  man  auf  keinen  Fall  annehmeni  dafi 
der  zur  Verhandlung  stehende  Saigon-Reis  im  gewöhnlichen  Handels* 
verkehr  nach  Wladiwostok  geschafft  worden  Ist. 

Der  Reklamant  Isehauptet,  daB  der  Handelsverkehr  in  Wladiwostok 
zur  Zeit  der  Beförderung  der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung  wie 
früher  ausgeübt  und  noch  keineswegs  zum  Stillstand  gekommen  sei. 
Da  für  diese  Behauptung  aber  keinerlei  Beweis  erbracht  worden  ist, 
so  kann  sie  nicht  als  der  Wahrheit  entsprechend  angesehen  w  erden. 

Weiter  sn^i  er,  die  zur  Verhandlung  stehende  I^duni;  Reis  müsse 
nach  dein  L'rtcilsbeispiei  des  „Neptun us"-FaIles  als  zum  friedlichen  (jo- 
brauch  bestimmt  angesehen  werden.  Da  aber  die  Verhältnisse  de>  Be- 
stimmungsortes in  dem  genannten  Falle  von  denen  der  \ orhet^enden 
Sache  von  Grund  aus  verschieden  sind,  so  kann  jener  1  all  nicht  als 
Präcedenz  für  den  vorliegenden  dienen. 

Da  es,  wie  oben  dargetan,  durchaus  zutreffend  ist,  daS  das  Ur- 
teil erster  Instanz  den  zur  Verhandlung  stehenden  Saigon-Reis  als 
Kriegskonterbande  angesehen  und  seine  Wegnahme  verfügt  hat,  so  ist 
es  nicht  notwendig,  auf  die  einzelnen  Berufungspunkte  noch  besonders 
einzugehen. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  5.  September  1905  im  Überprisengericht 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Holland  Oulf  Stoomvaart  Maatschappy,  vertreten 
durch  Johannes  Joseph us  de  Poorter,  wohnhaft  in  Rotterdam. 

Prozefiverlrcter:  Rechtsanwalt  AkiyamaGenzo,  Regierungs- 
bezirk Kanagawa,  Yokohama,  Yamashitacho  Nr.  75. 
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In  der  Prisensache,  betreffend  den  holländischen  Dampfer  „Wil- 
helmina" wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsformel: 
Der  Dainpfer  „Wilhelmina"  wird  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „Wilhelmina"  steht  im 
Eigentum  der  Holland  Gulf  Stoomvaart  Maatschappy,  Rotterdam, 
Holtand.  Er  führt  die  holländische  Flagge  und  dient  zum  Gütertransport. 

Der  Kapitän  A.  W  o  l  k  a  m  m  e  r  lud  im  August  1904  in  Cardiff  eine 
Ladung  Steinkohle,  mit  welcher  er  nach  Wladiwostok  gelangte.  Als 
er  die  Ladung  an  die  russischen  Behörden  abgeliefert  hatte,  erhielt  er 
am  1.  Dezember  dieses  Jahres  von  seinem  Reeder  die  Order,  nach 
Shanghai  zu  fahren,  um  dort  Schiffskohle  zu  laden  und  wieder  nach 
Wladiwostok  zu  fahren.  Am  12.  d.  M.  verliefi  er  Wladiwostok  und  traf 
am  24.  in  Shanghai  ein.  Am  28.  d.  M.  erhielt  er  von  dem  Reeder 
Order,  sofort  Steinkohle  zu  laden  und  lud  nach  Anweisung  der  Firma 
Alexander  Bielfeld  8:Co.  in  Shanghai  am  Hafen  liegende  6897V2 
Tons  Cardiff  kohle,  gab  vor,  nach  Astoria  in  den  Vcrcinii];1en  Staaten 
von  Nordamerika  zu  fahren,  erhielt  von  dem  holländischen  Konsul  in 
Shanghai  Ausklarierungsschein  und  Gesundheitspaß  für  Astoria  nnd  fnhr, 
ohne  ein  Konnossement  zu  haben,  am  13.  Januar  lQU5i  von  Shanghai 
ab.  Auf  der  Fahrt  nacii  Wladiwostok  be<;riffen,  \x  urde  er  am  16.  des- 
selben Monats  nachmittags  2  Uhr  30  Minuten  auf  35"  2'  45"  n.  Br, 
und  1290  24'  15»  5.  etwa  15  Seemeilen  östlich  von  der  koreanischen 
Insel  Chyöllyöng,  weil  er  Konterbande  ffihre,  von  dem  Kaiserlichen 
Kriegsschiff  „Naniwa"  und  dem  Kaiserlichen  Torpedoboot  Nr.  60  auf- 
gebracht 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Vertreters  des  Kommandanten  der  „Naniwa",  Marineleutnants  Shi* 
raishi  Shinsei,  die  Vemehmungsprotokolle  des  Kapitäns  der  „Wil- 

helmina"  A,  Wolkamnier,  des  1.  Offiziers  de  Vrics,  des  2.  Offi- 
ziers D.  Oeertsma  und  des  1.  Maschinisten  H.  P.  Burgdorffer, 
durch  das  Schiffszertifikat,  das  Tagebuch,  die  Ausklarierungsbescheini- 
gung und  die  Telegramme  des  Reeders  an  den  Kapitän. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation 
sind  folgende: 

Der  Reklamant  sei  der  Eigentümer  des  Dampfers  „Wilhelmina". 
Der  Dampfer  habe  vom  28.  Dezember  1904  in  Shanghai  Steinkohle, 
welche  dem  Chartcrer,  Daniel  Milberg  in  Hamburg,  Deutschland, 
gehörte,  geladen  und  sei  damit  nach  Wladiwostok  abgefahren. 
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Kohle  sei  aber  keine  absolute  Konterbande.  Vielmehr  gelte  sie  nach 
der  japanischen  Seeprisenordnung  ^)  als  Konterbande  nur,  wenn  sie 
für  die  feindliche  Armee  oder  Marine  bestimmt  sei  oder  als  für  den 

feindlichen  Kriegsgebrauch  zu  hefern  angesehen  werden  müsse. 

Im  Falk'  aber,  daß  Kohle  nach  einem  Hafen  wie  Wladi^x  ostok  be- 
fördert werde,  der  die  beiden  Eigenschaften  eines  Kriegs-  und  I  lancit-ls- 
hafens  in  sich  vereinige,  sei  es  richtig,  nnzunehmen,  daH  dieselbe  nach 
dem  Handelshafen  befördert  werde  und  nicht  für  den  Kriegsgebrauch 
geliefert  vcerden  solle.  Das  tue  die  Präceden/entscheidun^  de>  ,,Nep- 
tunus"-FaiU  dar.  Daher  könne  die  Kohle,  w/iin  sie  auch  nach 
Wladiwostok  befördert  worden  sei,  nicht  ohne  weiteres  als  zum  Kriegs- 
gebrauch bestinunt  angej^ehen  werden. 

Wenn  die  Papiere  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  un- 
vollständig und  nicht  in  Ordnung  seien,  so  sei  der  Grund  dafür  der» 
daß  der  Absender  im  Ladehafen  oder  dessen  Vertreter  keine  Zeit  .gehabt 
habe,  dem  Kapitän  die  Papiere  zu  behändigen.  Daß  die  Ausktarierungs- 
beschelnigung  usw.  auf  Astoria  ausgestellt  worden  seien,  sei  geschehen,, 
um  die  Mannschaft,  die  nicht  nach  Wladiwostok  hatie  fahren  wollen,  zu 
beruhigen,  nicht  aber,  um  dadurch  der  Aufbringung  zu  entgehen.  Man 
könne  daher  nicht  sagen,  daß  die  Ladung  unter  Anwendung  be- 
trügerischer .Mittel  verschifft  worden  sei. 

Besonders  auch,  da  die  Kohle  nicht  dem  Reeder  gehöre,  könne  das. 
Schiff,  seihst  wenn  man  die  Kohle  als  Kontertiandc  ansehe,  nicht  mit 
der  Ladung  zusammen  eingezogen  werden. 

Es  werde  daher  eine  Entscheidung  auf  Freigabe  des  zur  Ver- 
handlung stehenden  Dampfers  beantragt. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 

Die  auf  dem  zur  Verhandlung  stehenden  Schiff  verladene  Stein- 
kohle sei  nach  dem  russischen  Kriegshafen  Wladiwostok  bestimmt  und 
«ei,  da  es  somit  offenbar  sei,  daß  sie  zum  feindb'chen  Kriegsgebrauch 
habe  geliefert  werden  sollen,  Konterbande. 

Da  ferner  angenommen  werden  könne»  daß  die  Kohle  im  Eigen- 
tum des  Reeders  stehe,  und  die  Ausklarierungs-  und  sonstigen  Papiere 
falsche  Angaben  enthielten,  so  sei  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff 
einzuziehen. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Die  Bestimmungen  und  die  Praxis  des  Völkerrechts  stehen  auf  dem 
Standpunkt,  daß  ein  Schiff,  welches  Konterbande  führt,  im  halle, 
daß  sein  Figentümer  und  der  Figentümer  der  Konterbande  dieselbe 
Person  i:»t,  eingezugen  werden  muß;  ebeiibo  daß  Schiffe,  welche  unter 
Anwendung  betrügerischer  Mittel  Konterbande  befördern,  eingezogen 
werden  müssen. 

"        V.  §  14. 
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Die  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  besteht  aus 
Cardiftkohie,  wie  sie  zurzeit  ausschließlich  auf  den  Kriegsschiffen  ver- 
u-andt  wird.  Ihr  Bestimniunjjsort  ist  Wladiwostok,  der  Hauptstützpuni<t 
der  russischen  Flotte.  Auf  seiner  letzten  Reise  hat  das  Schiff  Kohle  von 
Cardiff  in  England  nach  Wladiwostok  befördert  und  dort  an  die 
russischen  Behörden  abgeliefert.  Daraus  ergibt  sich  unzweifelhaft,  daß 
die  jetzige  Kohlenladung  für  den  feindlichen  Kriegsgebrauch  zu  liefern 
und  daher  Konterbande  ist  Wenn  man  ^iter  Qberlegt,  dad  ein  Charter* 
vertrag  und  ein  Konnossement  4uf  dem  Schiff  nicht  vorhanden  war, 
und  da6  der  Kapitän  nach  Order  des  Reeders,  die  er  in  Wladiwostok 
und  Shangahi  erhielt^  in  Shanghai  die  Kohle  geladen  hat,  sowie  dafi 
der  Reeder  den  Kohlenhandel  gewerbsmäßig  betreibt,  so  darf  man  an- 
nehmen, daß  die  genannte  Kohlenladung  ihm  gehört. 

Wenn  man  ferner  die  Tatsachen  nebeneinander  hält,  daß  der  zur 
Verhandlung  stehende  Dampfer,  obwohl  er  vorhatte,  nach  Wladiwostok 
zu  fahren,  mit  einer  Ausklarierung,  die  fälschlich  auf  Astoria  lautete, 
gereist  ist,  und  daß  der  Kapitän  von  dem  Reeder  Order  erhalten  hatte, 
bei  der  Kahrt  nach  Wkidr.\  o^tok  südlich  um  Japan  herum  zu  fahren, 
so  ergibt  sich,  daß  das  Schilf  Konterbande  befördert  und  dabti,  um  der 
Aufbruigung  zu  entgehen,  betrügerische  Mittel  verwandt  liat.  Aus  allen 
diesen  Grfinden  muß  das  Schiff  eingezogen  werden, 

Der  Reklamant  macht  unter  Anziehung  des  „Neptunus"-Urtcils 
geltend,  daß  es  richtig  sei,  im  Falte,  dafi  eine  Ladung  nach  einem  Hafen 
wie  Wladiwostok  befördert  werde,  der  die  Eigenschaften  eines  Kriegs^ 
und  Handelshafens  in  sich  vereinige,  anzunehmen,  daß  die  Ladung 
nach  dem  Handelshafen  befördert  werde  und  nicht  für  den  Kriegs- 
gebrauch, geliefert  werden  solle.  Da  aber  der  Kapitän  ausgesagt  hat, 
daß  als  der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  früher  nach  Wladiwostok 
gefahren  sei,  der  Hafen  ausschließlich  Kriegshafen  gewesen  sei,  so  sind  die 
Verhältnisse  von  Wladi\xostok  und  dem  in  dem  „Neptunus"-FaU  er- 
wähnten Amsterdam  grundversrhieden. 

Da  demnach  die  Kohle  offenbar  für  den  Kriegsgebrauch  geliefert 
werden  sollte,  so  ist  die  Behauptung  des  Reklamanten  unbegründet. 

Ferner  hat  der  Vertreter  der  Rtkiamaliuii  einen  am  9.  Dezember 
1904  zwischen  Daniel  Milberg  und  dem  Vertreter  des  Reeders 
Po  ort  er  abgeschkissenen  Vertrag  bezüglich  Transports  von  Kohle 
eingereicht  und  behauptet,  daß  nach  diesem  das  zur  Verhandlung 
stehende  Schiff  an  Milberg  verchartert  sei  und  daß  die  Kohlenladung 
Milberg  gehöre.  Da  aber  die  in  diesem  Vertrag  angegebenen  Tat- 
sachen, angesichts  der  auf  dem  Schiff  vorhandenen  Papiere  und  der 
Aussagen  des  Kapitäns,  nicht  glaubwürdig  erscheinen,  so  kann  diese 
Ausführung  des  Reklamanten  nicht  anerkannt  werden. 

^Vr§§  43»2  und  44. 
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Es  wird  daher  Nxie  in  der  Urteilsforrnel  entschieden. 

Verkündet  am  26  Mai  1905  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  Mizukami  Chojiro. 

(Unterschriften.)  ) 


Reklamant:  Holland  Gulf  Stoomvaart  Maatschappy,  vertreten 
durch  Johannes  Joseph us  de  Poorter  aus  Qravenhage  und 

Joseph  US  de  Poorter  in  Rotterdam,  Holland. 

ProzeBvertreter:  Rechtsanwalt  Akiyama  Genzo,  Regie- 
rungsbezirk Kanag  vrri  Yokohama,  Yamashitacho  Nr.  75. 

Am  16.  Mai  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
sache betreffend  cicn  holländischen  I)ampfer  „Wilhelmina",  welcher 
am  16.  Januar  1W5  etwa  15  SecnieiU  n  östlich  von  der  koreanischen 
Insel  Chyöllyöng  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Naniva"  und  dem 
Kaiserlichen  Torpedoboot  60  aufgebracht  worden  ist,  ein  Urteil  ge- 
fällt, in  veldiem  auf  Einziehung  des  Dampfers  „Wilhelmina"  erkannt 
worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  haben  Johannes  Joseph  us  de  Poorter 
und  Josephus  de  Poorter  als  Vertreter  des  Reklamanten,  der 
Firma  Holland  Gulf  Stoomvaart  Maatschappy,  durch  den  Rechtsanwatt 

Akiyama  O  e  n  zo  als  Prozeßvertreter  die  Berufung  eingelegt,  welche 
im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku  und  ishiwatari 
ß  i  n  i  c  h  i  beim  Oberprisengericht  geprüft  vt  orden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  BerufunL,''  des  Vertreters  der  Reklamation 
Akiyama  (ienzn  und  deren   Bet^riindung  sind  folgende: 

Das  (iericht  erster  Instanz  habe  ani,fenommen.  daß  die  auf  dem 
zur  Verhandlung  stehenden  Schiff  verladenen  Steinkohlen  dem  Reeder 
gehörten,  und  zwar  auf  Grund  folt^cndcr  Tatsarhen: 

1.  daß  aui  dem  zur  Verhandlung  stehenden  Schiff  kein  Charter- 
vertrag und  kein  Konnossement  vorhanden  gewesen  sei; 

2.  daß  der  Kapitän  auf  Order  des  Reeders,  die  er  in  Wladiwostok 
und  Shanghai  erhalten  habe,  in  Shanghai  die  Kohlen  geladen  habe; 

3.  daß  der  Reeder  den  Kohlenhandel  als  Gewerbe  betreibe. 

Dazu  habe  es  das  Bestehen  des  am  9.  Dezeml)er  1904  zwischen 
dem  Reeder  und  dem  Ladungseigentümer  abgeschlossenen  Kohlen- 
transportvertraL!:^  nicht  anerkannt  und  denselben  gänzlich  verworfen. 

Hierin  habe  das  Urteil  erster  Instanz  die  Tatsachen  falsch  auf- 
c:cfaRl  und  folglich  sei  seine  V''ermutung  im  Widerspruch  mit  der 
Billigkeit.   Dies  solle  nunmehr  dargetan  werden: 
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1.  Was  das  Nichtvorhandt-nsein  eines  Chartervertrags  auf  dem  zur 
Verhandlung  stehenden  Schiff  angehe,  so  sei  der  Ort,  an  welchem  dieser 
Vertrag  geschlossen  sei,  von  detn  Ort,  wo  sich  das  Schiff  zurzeit  be- 
luiicien  habe,  so  weit  entfernt  t^cwesen,  daß  keine  Zeit  gewesen  sei, 
um  denselben  an  den  Kapitän  zu  übersenden.  Was  die  Unterlassung 
der  Ausstellung  eines  Konnossements  angehe,  so  sei  es  nach  Handels- 
gebrauch nicht  unbedingt  nötig,  ein  solches  auszustellen,  wenn  die 
Ladung  von  einer  einzigen  Art  sei.  Wenn  daher  auf  dem  zur  Ver- 
handlung stehenden  Schiff  ein  Konnossement  nicht  vorhanden  sei,  so 
sei  dies  kein  schwerwiegender  Verdachtsgrund. 

2.  Was  die  Tatsache  angehe,  daß  der  Kapitän  auf  Order  des 
Reeders,  die  er  in  Wlaci  .x  ^tok  und  Shanghai  erhalten,  in  Shanei^hai 
Kohlen  geladen  habe,  so  habe  der  Reeder  lediglich  dem  Kapitän  die 
Erfüllung  des  Tran^^portvertrages  aufgetragen,  und  der  Kapitän  habe 
diese  Order  ausgeführt.  Die  Handlungen  dieser  beiden  bewegten  sich 
also  durchaus  nur  in  dem  Rahmen  ihrer  Pflichten  und  gäben  zu  Ver- 
dacht nicht  den  geringsten  Anlaß. 

3.  Wenn  auch  das  üewerbe  des  Reeders  mit  Kohlen  7U  tun  habe, 
so  sei  es  doch,  wenn  man  nicht  annehmen  wolle,  daii  er  überhaupt 
von  Dritten  keine  Transportaufträge  für  Kohle  erhalte,  fOr  ihn,  den 
Reklamanten,  als  eine  Dampfschiffahrtsfirma  eine  ganz  natürliche  Aus- 
übung seines  Gewerbes,  wenn  er  mit  dem  Ladungseigentflmer  Daniel 
Milberg  einen  Transportyertrag  für  Kohle  abgeschlossen  habe. 

Aus  diesen  Gründen  könne  keine  von  den  oben  angeführten  Tat- 
sachen als  Unterlage  für  die  Annahme  dienen,  dafi  die  Ladung  des  zur 
Verhandlung  stehenden  Schiffs  dem  Reeder  gehöre,  und  man  müsse 
sagen,  daß  das  Urteil  erster  Instanz,  welches  bei  der  Annahme  be- 
treffend das  Figcntumsrccht  an  der  Ladung  diese  Tatsachen  zugrunde 
gelegt  habe,  mit  der  gewohnMchen  Billigkeit  in  Widerspruch  stehe. 

Ferner  habe  das  Urteil  erster  Instanz  entschieden,  daß  in  An- 
betracht der  Schiffspapicre  und  der  Auss;\gen  des  Kapitäns  dem  zwischen 
dem  Reeder  und  dem  Ladutigseigentünier  abgeschlüssetien,  oben  er- 
uahnten  Iransportvertrag  kern  Cjlauben  geschenkt  werden  könne.  Daß 
das  Gericht,  ohne  sich  darüber  zu  äußern,  in  welchen  Punkten  dieser 
Vertrag  mit  den  Schiffspapieren  kollidiere  und  welche  Aussage  des 
Kapitäns  mit  ihm  im  WScIerspruch  stehe,  einfach  das  Bestehen  des 
Vertrags  verwerfe,  sei  eine  Entscheidung  von  ungeheuerlicher  Willkür. 

Für  seine  weitere  Behauptung,  daß  Konterbandetransport  unter 
Anwendung  tietrügerischer  Mittel  vorliege,  führe  das  Urteil  erster  Instanz 
an,  dafi 

dies  klar  werde,  wenn  man  die  Tatsachen  neben  einander 

halte,  daß  das  /ur  Wrhandlung  stehende  Schiff,  obwohl 
es  vorgehabt  habe,  nach  Wladiwostok  zu  fahren,  mit  einer 
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Ausklarierung  und  einem  Gesundheitspaß,  die  auf  Astoria 
gelautet  hätten,  gereist  sei,  und  daB  der  Reeder  dem  Kapitän 
Order  gegeben  habe,  bei  der  Fahrt  nach  Wladiwostok  södUch 
um  Japan  herumzufahren. 

Daß  dei  Kapitän  aber  keine  Ausklarierung  und  keinen  Oesundheits- 
paß für  Wlaiüwostok  genommen  habe,  habe  seinen  Grund  darin,  daß 
die  Mannschaft  diesen  Platz  für  gefährlich  gehalten  und  ^ch  geweigert 
habe,  dorthin  zu  gehen.  Der  Kapitän  habe  daraufhin,  um  die  Leute 
zu  beruhitren,  in  sehr  poh'tisther  Behandlung  der  V'erhältnisse  den  un- 
wahren Ausklarierungsschein  und  üesundheitspaß  ausstellen  lassen. 
Daß  dies  nicht  geschehen  sei,  um  die  Rechte  des  kriegführenden  Staats 
zu  verletzen,  sei  von  selbst  klar. 

Wenn  ferner  der  Reeder  dem  Kapitän  gesagt  habe,  es  sei  besser, 
bei  der  Abreise  vwi  Shanghai  südlich  um  Japan  zu  fahren,  jedoch  über- 
lasse er  das  seiner  Entscheidung,  so  sei  das  eine  durchaus  natfirliche 
Handlung  für  einen  Reeder  und  man  brauche  daraus  nicht  ohne  weiteres 
zu  schlieOen,  dä6  dabei  die  Absfeht,  den  kriegführenden  Staat  zu  täuschen 
und  seiner  Aufbringung  zu  entgehen,  zugrunde  liege.  Man  könne 
daher  nicht  behaupten,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  sich 
betrügerisches  Vorgehen  habe  zu  schulden  kommen  lassen. 
Das  Urteil  erster  Instanz  besage: 

das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  habe  auf  einer  früheren 
Reise  Kohle  von  Cardiff  in  England  nach  WIadi^x•ostok  be- 
fördert  und  dort  an  die  russischen  Behörden  abgeliefert. 
Daraus  ergebe  sich,  daß  auch  die  jetzige  Kohlen  lad  ung  des 
Schiffs  \x  ie  die  frühere  für  den  feindlichen  Kriegsgebrauch 
zu  liefern  gewesen  und  daher  als  Konterbande  zu  be- 
trachten sei. 

Um  mdes  aus  einer  früheren  Handlung  auf  eine  spätere  Schlüsse  sehen 
zu  können,  müßten  zwischen  den  beiden  Handlungen  gegenseitige  Be- 
ziehungen bestehen.  Wenn  man  dagegen  aus  zwei  unabhängigen  Tat- 
bestanden,  wenn  sie  auch  ähnlich  seien,  ohne  weiteres  schließe,  daß 
die  Handlungen  bei  beiden  dem  gleichen  Zweck  entsprängen  und  gleich- 
artige Handlungen  seien,  so  sei  das  eine  Annahme,  die  sich  auf  einem 
Mißverstehen  der  bei  der  Aufsteilung  von  Vermutungen  zu  beobachten- 
den Gesetze  gründe. 

Des  weiteren  bringe  das  Urteil  erster  Instanz  die  Aussage  des 
Kapitäns  vor,  daß  Wladiw  ostok,  als  er  früher  mit  dem  zur  Verhandlung 
stehenden  Schiff  dort  gevtescn  sei,  ausschließlich  nur  Kriegshafen  ge- 
wesen sei,  und  behaupte  daraufhin,  daß 

die  Verhältinsse  von  Amsterdam  zur  Zeit  des  von  dem  Rekla- 
manten angezogenen  „Neptunus"-hails  von  Wladiwostok 
grundverschieden  seien. 
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Wenn  aber  auch  der  Kapitän  zufällig  von  Wladiviostok  den  Findruck 
eines  Kriegshafens  bekommen  hnhe,  so  könne  man  auf  (irund  dessen 
doch  nicht  behauptL-n,  daß  die  Eigenschaft  des  Platzes  als  eines  Handels- 
hafens sich  geändert  habe. 

Was  den  Punkt  angehe,  daß  das  in  dem  erwähnten  PiäcLcien/fall 
vorkommende  Amsterdam  seinen  Verhältnissen  narh  anders  sein  solle, 
so  liege  der  Unterschied  lediglich  in  dem  uälirend  der  Kriegszeit  be- 
stehenden Umfang  des  Handelsverkehrs.  In  jeder  anderen  Beziehung 
seien  die  Verhältnisse  absolut  dieselben,  und  das  Urteil  welches  die 
Präcedenzentscheidungr  obwohl  sie  den  vorliegenden  Fall  durchaus 
decke»  völlig  auBer  Acht  gelassen  habe,  mQsse  als  zutreffend  bezeichnet 
werden. 

Aus  diesen  Gründen  werde  Aufhebung  des  Urteils  erster  Instanz 
und  eine  Entscheidung  auf  Freigebe  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Dampfers  beantragt. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  der  Staatsanwälte  beim  Prisen- 
gericht zu  Sasebo,  Mizukami  Chojiro  und  Yamamoto  Tatsu- 
rokuro,  sind  folgende: 

Es  gehe  aus  der  cityenen  Aussage  des  Kapitäns  hervor,  daß  das 
Gewerbe  des  Reklamanten  Kohlenhandel  sei  und  daß  die  Kohlenl.idung  . 
des  zur  Verhandlung  stehenden  Schilfs  auf  Order  des  Reklamanten 
und  Reeders  in  Shanj^hai  verschifft  worden  sei.  Auch  seien  auf  dem 
Schiff  weder  Chartervertras^  noch  Konnosjicnient  noch  sonstige  Papiere 
vorhanden  gewesen,  uekhe  darauf  schheßen  ließen,  daß  ein  anderer 
Absender  oder  Eigentümer  der  Ladung  existiere  als  der  Reeder.  Daher 
sei,  weil  kein  Gegenbeweis  vorliege,  die  Vermutung  gerechtfertigt,  daß 
die  Steinkohlen  dem  Reeder  und  Reklamanten  gehörten.  Der  Rekla- 
mant behaupte  freilich,  dafi  aus  dem,  nach  seiner  Aussage  am  9.  De- 
zember 1904  zwischen  Daniel  Milberg  und  dem  Vertreter  des 
Reeders,  Po  ort  er,  abgeschlossenen,  Kohlentransportvertraghervorgehc% 
daß  die  Kohlenladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  Mil- 
berg gehöre.  Einen  solchen  Vertrag  könnten  indes  die  Interessenten 
jederzeit  abschließen  und  das  von  dem  Reeder  an  den  Kapitän  in 
Wiadivcostok  «gerichtete  Telegramm,  welches  sich  bei  den  Akten  des 
Falls  befinde,  tue  dar,  daß  der  Reeder  schon  \(>r  der  Lrrichtung  des 
geiuinnten  Wrtrai^es,  nämlich  am  30.  November  Order  gegeben 

habe,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  nach  Shanghai  fahren 
und  dort  Schiffskohle  laden  solle.  Daher  könne  jener  Vertrag,  der 
auch  nach  Form  und  Inhalt  schwer  als  hinreichend  glaubwürdig  an- 
gesehen werden  könne,  nicht  als  Gegenbeweis  dienen. 

Obwohl  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  von  Anfang  an 
nach  Wladiwostok  bestimmt  gewesen  sei,  habe  es  bei  der  Abreise  von 
Shanghai  ausdrücklich  von  dem  Reeder  den  Rat  erhalten,  südlich  um 
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Japan  herumzufahren.  Es  habe  sich  daher  in  Shanghai  Ausklaricrung 
und  Gesundheitspaß  für  Astoria  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika geben  lassen,  sei  indes  sogleich  nach  Wladiwostok  gefahren. 
Danach  könne  man  nicht  annehmen,  wie  der  Reklamant  es  behaupte, 
daß  die  genannten  Papiere  beschafft  worden  seien,  um  die  Mannschaft 
zu  beruhigen.  Vielmehr  lasse  dies  auf  die  Absicht  schließen,  die 
japanische  Marine  zu  täuschen  und  der  Aufbringung  zu  entgehen. 

Da  außerdem  die  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs 
Cardiffkohle  sei,  wie  sie  ausschließlich  für  die  Kriegsmarinen  geliefert 
'«'erde,  und  da  ihr  Bestimmungsort,  Wladiwostok,  der  Hauptstützpunkt 
der  feindlichen  Flotte  sei,  so  sei  es  offenbar,  daß  sie  zum  Gebrauch 
dieser  Flotte  habe  geliefert  werden  sollen.  Es  sei  deshalb  unbestreitkir, 
daß  >ii  als  Konterbande  angesehen  werden  müsse. 

Demnach  sei  es  erwiesen,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff  sich  des  Transports  von  Konterbande  unter  Anwendung  be- 
trügerischer Mittel  schuldig  gemacht  habe. 

Das  Gericht  erster  Instanz  habe  bei  der  Bcf^ründung  seiner  An- 
nahme, daß  die  Kohlcnladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs 
Konterbande  sei,  ausgciührt,  daß 

das  Schiff  auf  seiner  letzten  Reise  Cardiifivohlc  nach  Wladi- 
woslok  luiördert  und  dort  an  die  russischen  Behörden  ab- 
geiielcit  iiabe.    Danach  sei  es  uuzvc  cifelhaft,  daß  uuch  die 
diesmalige  Kohlenladung  zum  feindlichen  Kriegsgebrauch 
habe  geliefert  werden  sollen  usw. 
Aber,  wenn  man  auch,  wie  der  Reklamant,  diese  Ausfährung  für  nicht 
ganz  zutreffend  halten  wolle,  so  diene  doch  Kohle,  wie  die  auf  dem  zur 
Verhandlung  stehenden  Schiff  vorhandene  Cardiffkohle,  wie  schon  dar- 
getan, ausschließlich  zum  Gebrauch  auf  Kriegsschiffen,  und  der  Be- 
stiinmungsort  der  Kohle,  Wladiw  ostok,  ^ci,  w  ie  bekannt,  der  liauptflotten- 
stützpunkt  des  Feindes  und  der  einzige  Lieferungsort  der  von  dieser 
Flottr  benötigten  Kohle.    Daher  sei  mangels  Gegenbeweises  die  V'er- 
nimiiiig  berechtigt,  daß  die  Kohlenladung  des  zur  Verhandlung  stehen- 
den Schiffs,  w  elche  nach  Wladi^\  ostok  bestimmt  sei,  für  die  feindliche 
Marine  habe  geliefert  werden  sollen. 
Der  Reklamant  behaupte, 

das  Urteil  ticr  ersten  Instanz  gelic  dann  iclii.  daß  es  der 
Entscheidung  des  „Neptun us"-f-alls,  welcher  eine  Präcedenz 
des  vorliegenden  sei,  nicht  folge. 
Wladiwostok  sei  aber  der  Hauptstützpunkt  der  f^ndlichen  Flotte,  und 
seit  dem  Kriege  mit  Japan  hätten  die  gewöhnlichen  Handelsschiffe  ihren 
Verkehl  nach  dort  fast  gänzlich  eingestellt.  Es  sei  bekannt,  daß  Wladi- 
w  ostok  ein  Handelshafen  nur  dem  Namen  nach,  tatsachlich  aber  seinen 
Verhältnissen  nach  ein  reiner  Kriegshafen  sei.  Es  sei  von  dem  in  dem 
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,»Neptunus"-FaU  in  Betracht  kommenden  Amsterdam  der  damaligen 
Zeit  so  verscliieden,  dafi  die  beiden  Häfen  nicht  auf  eine  Stufe  gestellt 
werden  könnten.  Demnach  könne  jener  Fall  nicht  als  Präcedenz  für 
den  vorliegenden  angeuendet  werden.  Das  Urteil  erster  Instanz  sei 
ihm  daher  mit  Recht  nicht  gefolgt,  und  die  Berufung  sei  in  diesem 
Punkte  unbegründet. 

Da,  wie  dargetan,  das  Urteil  erster  Instanz  zutreffend  und  die 

Berufung  unbegründet  sei,  so  müsse  sie  abgewiesen  werden. 
Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 

1.  Es  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegs- 
hafen ist.  Seit  dem  Krieg  mit  Japan  hat  Rußland  es  zum  Stützpunkt 
für  seine  Kriegsflotte  und  Hauptetappenort  gemacht.  Es  hat  dort  in 
ausgedehntem  Maße  Waffen,  Lebensmittel,  Kohlen  und  sonstige  Kriegs- 
bcdarfsartikel  aufgespeichert.  Der  gexxöhnhchf  Handelsverkehr  nach 
dorthin  hat  fast  ganz  autgehört.  Fs  ist  daher  durchaus  begründet,  wenn 
das  Gcrictit  erster  Instanz  angenommen  hat,  daß  die  nach  diesem  Hafen 
bestuiimtcn  Steinkohlen  für  den  russischen  Kriegsgcbraucli  geliefert 
«erden  sollten  und  daher  Kriegskonterbande  seien.  Dies  um  so  mehr, 
als  die  Kohlenladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers  aus- 
gewählte  Cardiffkohle  ist  und  die  Preise  für  solche  im  Osten  so  außer- 
ordentlich hoch  sind,  daß  außer  für  den  Gebrauch  auf  Kriegsschiffen 
zur  Kriegszeit  keine  Nachfrage  dafür  vorhanden  und  es  somit  un« 
zweifelhaft  ist,  daß  die  Kohle  für  den  russischen  Knegsgebrauch  ge- 
liefert werden  sollte. 

Der  Reklamant  sagt,  es  müsse  nach  Art  der  Präcedenzentscheidung 
betreffend  die  „Neptunus"  auch  in  diesem  Falle  angenommen  werden, 
daß  die  hier  in  Frage  stehende  Ladung  für  friedliche  Zwecke  bestimmt 

ge Viesen  sei.  Aber  die  Ladung  im  „Neptunus"-Fall  und  die  des  vor- 
liegenden Falles  sind  ihrer  Art  nach  von  Grund  aus  verschieden,  und 
auch  die  Verhältnisse  der  Be>tinimungsortc  sinti  t^^anz  andere.  Es  ist 
daher  unfrae^lirh,  daß  jener  l  all  nicht  als  Präcedenz  auf  den  vor- 
liegenden angewandt  werden  kann. 

2.  Das  Völkerrecht  erkennt  an,  daß  Schiffe,  wie  das  zur  Ver- 
handlung; stehende,  deren  Reisezweck  der  Transport  von  Konterbande 
i<t,  lini^'i/oL^rn  w irtlcn  können.  3)  Das  Oberprisengericht  ist  der  .An- 
sicht, daß  tili  s  den  Verhältnissen  gerecht  wird  ;  besonders  im  vorliegenden 
Kalle,  VI.O  die  ganze  Ladung  des  Schiffes  Konterbande  ist  und,  obwohl 
erwiesenermaßen  schon  bei  dei  Abreise  von  Shanghai  Wladiwostok 
das  Reiseziel  war,  die  Ausklarierungsbescheinigung  und  sonstigen  Schiffs- 
papiere einen  falschen  Bestimmungsort  angeben  und  das  Schiff  dem- 

Anders  §§  43,  44  der  japanisclien  Seeprisenordnung  (Vj  und  Art.  82  bis  85 
des  engUsdicn  Manual  of  Naval  Prise  Law. 
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nach  zur  Beförderung  von  Konterbande  unter  Anwendung  betrügerischer 
Mittel  gedient  hat. 

Ferner  kann  nach  den  Schiffspapieren  und  auch  sonst  nicht  an- 
genommen werden,  daß  ein  anderer  I.ndungseigentümer  als  der  Reeder 
vorhanden  ist.  Das  Datum  des  anf^iblirh  zwischen  f)aniel  Mil- 
berg und  dem  V'^ertn  tri  cics  Reeders  abi^eschlossenen  Vertrags  iiei^t 
später  als  die  Order  de»  Reeders  an  den  Kapitän,  nach  Shanghai  zu 
fahren,  um  dort  Kohlen  zu  laden.  Schließlich  ist  auch  das  Gewerbe 
des  Reeders  der  Kohlenhandel.  Aus  all  diesem  ist  zu  sthlieüen, 
daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  und  seine  Ladung  dem  gleichen 
Eigentömer  gehören. 

Da  schon  nach  dem  in  Punkt  1  und  2  Gesagten  die  Entscheidung^ 
der  ersten  Instanz  auf  Einziehung  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Schiffs  unzweifelhaft  gerechtfertigt  ist,  so  liegt  keine  Notwendigkeit  vor, 
auf  die  einzelnen  Punkte  der  Berufung  noch  besonders  einzugehen. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  2ö.  August  19Ü5  im  Überprisengericht 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Daniel  M  i  I  h  r  r  g ,  Hamburg,  Deutschland,  \  cr- 
tretcn  durch  den  Kapitän  der  ,,Wilhelmina",  A.  Wolkammer,  Deifziji, 

Holland. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanw  alt  A  k  i  >  a  m  a  G  e n  z o,  Regierungs- 
bezirk Kanagawa,  Yokohama,  Yamn-^hit  ic  ho  Nr.  75. 

In  der  Prisensache,  betretfend  die  Ladung  des  holländischen 
Dampfers  „Wilhehnina"  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

U  r  t  e  i  1  s  f  o  r  m  e  1 : 
Die  Reklamation  w  ird  abgc>x  iesrn. 

Die  auf  dein  Dampfer  „Wilhelmina"  verladenen  OS^T'/a  Tons  Stein- 
kohlen werden  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 
Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  von  6897'/,.  Tons  Cardiff- 
kohle  ist  in  Shanghai,  China,  auf  dem  Dampfer  ,,Wtlhelmina"  verladen 
und  am  13.  Januar  1905  von  dort  nach  Wladiwostok  abgesandt  worden. 
Als  am  16.  d.  M.  der  Dampfer  ,,Wilhelmina"  unter  dem  Verdacht,  Konter- 
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bände  zu  führen,  niif  15«  2'  4Ö"  n.  Br.  und  120«  24'  15"  ö.  L. 
etvi'a  1^  Sormcilcn  ("i^tlifh  \  on  der  koreanischen  Insel  (^lu olh  ön'^  \-on  dem 
Kaiserlichen  K)'ieys>ehit'f  ..Naiiiwa"  und  dem  KaiNrilieheii  Torpedoboot 
()0  autcfebracht  w  urde,  ist  auch  die  zur  Verhandlun^j  stehende  Ladung 
beschla^nalinit  uorden. 

Diese  Tatsachen  \xerden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des  Ver- 
treters des  Kommandanten  der  ,,Naniva",  Marineleutnants  Shiraishi 
S hinsei,  die  Vernehmungsprotokolle  des  Kapitäns  der  „Wiihelmina", 
A.  Wolkammer,  des  1.  Offiziers  de  Vries,  des  2.  Offiziers  D. 
Geertsma  und  des  1.  Maschinisten  H.  P.  Burgdorff  er,  durch  das 
Schiffszertifikat,  das  Tagebuch,  die  Ausklarierungstiescheinigung  und  die 
Telegramme  des  Reeders  an  den  Kapitän. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausfuhrungen  des  Vertreters  der  Reklamation 
sind  folgende: 

Der  Reklamant  habe  die  ihm  [Tchörijj^e,  zur  VerhaiKlhini^  stehende 
Ladung  im  Dezember  1001  iti  Shanghai,  China,  auf  dem  von  ihm  ge- 
charterten Dnmpfer  „Wihu  liiiina"  verladen  und  sie  von  dort  am  13. 
Januar  1<)()5  mit  der  Absicht,  sie  nach  \Vladi\xostük  befördern  zu  lassen, 
abgeschickt. 

Kohle  sei  aber  iin  er  Art  nach  keine  natürliche  Konterbande,  sei  viel- 
mehr nur  dann  als  Konterbande  aszusehen,  wenn  sie  für  die  feindliche 
Armee  oder  JVIarine  bestimmt  sei  oder  als  für  den  feindlichen  Kriegs- 
gebrauch zu  liefern  angesehen  werden  müsse.  Im  Falle  alier,  dafi  Kohle 
nach  einem  Hafen  wie  Wladiwostok  befördert  werde,  der  die  bäden 
Eigenschaften  eines  Kriegs-  und  eines  Handelshafens  in  sich  vereinige, 
sei  es  richtig,  anzunehmen,  daß  dieselben  nach  dem  Handelshafen  be- 
fördert werde  und  nicht  für  den  Kriegsgebrauch  geliefert  werden  solle. 
Das  tue  die  Präcedenzentscheidung  des  „Neptunus"-Falls  dar.  Daher 
könne  die  Kohle,  \xenn  sie  auch  nach  Wladiw  ostok  befördert  worden  sei, 
nicht  ohne  w  eiteres  als  zimi  Kriei^soebraiieh  bestimmt  nnije^ehen  werden. 

Daher  sei  die  zur  Verhandlutiij^  steheiuie  LaciutiL;  trei/iii^relien. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Slautsanw alt.s  sind  folgende: 

Die  /:ur  Verhandlung  stehende  Ladung  sei  nach  dem  Hauptstütz- 
punkl  der  russischen  Marine,  NX  ladiwostok,  bestimmt  und  .sei,  da  es  so- 
mit offenl)ar  sei,  daß  de  zum  feindlichen  Kriegsgebrauch  habe  geliefert 
werden  sollen,  Konterbande.  Daher  sei  sie  einzuziehen. 

Das  Gericht  ist  folgender  An»cht: 

Der  Vertreter  der  Reklamation  hat  einen  am  9.  Dezember  1904 
zwischen  dem  Reklamanten  und  dem  Vertreter  des  Reeders  der  „Wil- 
helmina" Poorter  abgeschlossenen  Vertrag  bezüglich  Transports  von 
Kohle  eingereicht  und  behauptet,  daß  nach  diesem  der  Dampfer  „Wil- 
helmina" an  den  Reklamanten  verchartert  sei  und  dafi  die  zur  Ver- 
handlung stehende  Ladung  dem  Reklamanten  gehöre.  Da  aber  die  in 
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diesem  Vertrag  ;m[:fej[Tebenen  Tat>achcii,  ariL^tsichts  der  auf  dem  Schiff 
vorhandenen  Papiere  und  der  Aussagen  des  Kapitän^,  nicht  glaubvc  ürdig 
erscheinen,  so  kann  diese  Ausführung  de.>  Wrtreters  der  Reklamation 
nicht  anerkannt  Vi  erden.  Vielmehr  muß  man  daraus,  daß  auf  dem  Schilf 
kein  Chartervertrag  und  kein  Konnossement  vorhanden  waren;  daß  der 
Kapitän  nach  Order  des  Reeders,  die  er  in  Wladiwostok  und  Shanghai 
erhielt,  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  in  Shanghai  lud;  sowie 
daß  der  Reeder  den  Kohlenhandel  gewerbsmäßig  betreibt,  schließen,  daß 
die  zur  Verhandlung  stehende  Kohle  dem  Reeder  gehört.  Demnach  ist 
die  Reklamation,  weil  der  Reklamant  kein  rechtliches  Interesse  an  der  zur 
Verhandlung  stehenden  Ladung  hat,  abzuweisen. 

Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  besteht  aus  Cardiff kohle, 
>xie  sie  zurzeit  vorzugsvccisc  auf  Kriegsschiffen  vervcandt  wird.  Ihr 
Bestimmungsort  ist  \Vladi\xostok,  der  Mauptstutzpunkt  der  russischen 
Flotte.  Auf  seiner  letzten  Reise  hat  das  in  Frage  stehende  Schiff  Kohle 
von  Cardiff  in  Fns^^land  nach  W!adi>sostok  befördert  und  dort  an  die 
russischen  Behörden  abgeliefert.  Daraus  crc^ibt  sich  unzweifelhaft,  daß 
die  zur  Verhaiidlimg  stehende  Kohle  tiir  den  feindlichen  Kriegsgebrnnch 
zu  liefern  w  ar  und  daher  Konterbande  i>t. ')  Denuiaeh  ist  sie  nach  den 
völkerrechtlichen  Grundsätzen  mit  Rei  ht  i  iii/u/lL  hen.  -) 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilslormel  entschieden. 

Verkündet  am  16.  Mai  1903  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  Mizukami  Chojiro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Daniel  Milberg  in  Hamburg,  vertreten  durch 
den  Kapitän  des  Dampfers  „Wilhelmina",  A.  Wolkammer,  aus  Delf  zijl, 
Holland. 

ProzeBvertreter:  Rechtsanwalt  AkiyamaGenzo,  Regierungs- 
bezirk Kanagawa,  Yokohama,  Vamashitacho  Nr.  75. 

Am  16.  Mai  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
Sache,  betreffend  die  Ladung  des  holländischen  Dampfers  „>X^ilhehnina", 
welcher  am  lf>.  Januar  1905  etwa  15  Seemeilen  östlich  von  der  ko- 
reanischen Insel  Chyöllyöng  von  dem  Kaiserlichen  Krie^schiff  „Naniwa" 
und  dem  Kaiserlichen  Torpedoboot  Nr.  60  aufgebracht  worden  ist,  ein 
Urteil  gefällt,  in  \xelrhem  auf  Finziehnni;^  der  auf  dem  Dampfer  „Wil- 
hclmina"  verladenen  6897V2  Ions  Steinkohlen  erkannt  worden  ist 

0  II.  Ziffer  2.  —  »)  V.  §  43. 
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Gegen  dieses  Urteil  hat  A.  \V  o  I  k  a  m  m  e  r  als  Vertreter  des  Re- 
klamanten Daniel  Milberg  durch  den  Rechtsanv; alt  Akiyama 
G  e  n  z  ()  i\h  ProzeRvertrt't.T  dif  Berufung  eingelegt,  welche  im  Beisein 
cUt  Staatsan^x iiltc  T>utsuki  Keiroku  und  Dr.  jur.  Ishiwatari 

Bin  ich  i  beim  Ohcrpriseui^cricht  sjeprüft  worden  i>t. 

Die  Hauptpunkte  der  Her iiiinin  (te>  Vertreters  der  Reklamation 
Akiyama  Genzo  und  eieren  (jründe  ^intl  folgende: 

In  unserer  Zeit  w  erde  Cai  difikohle  nicht  auf  Kriegsschirten  au^- 
schließlieli  gebraucht,  »oiidcin  linde  auch  in  allen  Arten  von  Industrien 
reichlich  Verviendung. 

In  einem  Falle,  vio  Güter,  die  in  dieser  \X'eii>e  zu  kriegerischem 
und  friedlichen  Gebrauch  verwandt  würden,  nach  Wladiwostok,  Ruß- 
lands einzigem  Handels-  und  Kriegshafen  im  Osten  befördert  würden, 
sei  es  billig,  wie  in  der  Präcedenzentscheidung  des  „Neptunus"-Fa]I$  an- 
zunehmen, daß  sie  nach  dem  Handelshafen  Wladiwostok  eingeführt 
und  zu  friedlichen  Zwecken  verbraucht  werden  sollten. 

Das  Gericht  habe  die  in  dem  am  9.  Dezember  1904  zwischen  dem 
Reklamanten  und  dem  Reeder  abgeschlossenen  Transportvertrag  an- 
gegebenen Tatsachen  als  im  Hinblick  auf  die  Schiffspapiere  und  die 
Aussagen  des  Kapitäns  unglaubwürdig  erachtet  und  unberücksichtigt 
gelassen.  Das  müsse  als  durchaus  unbegründet  bezeichnet  werden.  Die 
Schiffspapiere  und  die  Aussagen  des  Kapitäns  könnten  die  Wahrheit  des 
oben  angegebenen  Vertrages  und  sein  Bestehen  nicht  in  Frage  stellen, 
denn  es  sei  keine  Spur  von  Widersprüchen  Norhanden.  Wenn  daher  der 
erwähnte  Vertrag  als  unglaubw  ürdig  bei  Seite  gelassen  worden  sei,  so 
sei  das  eine  nicht  7ii  rechtfertigende  Entscheidung. 

Ferner  gründe  das  Urteil  erster  In<;tanz  seine  Annahme,  daß  die 
zur  Verhandlung  stehende  Ladung  dem  Reeder  gehöre,  darauf,  daß 

auf  dem  Schiff  kein  Chartervertrag  und  kein  Konnossement 
vorhanden  ge>x-esen  sei,  daß  der  Kapitän  nach  Order  des  Ree- 
ders, die  er  in  Wladiwostok  und  Shanghai  erhatten  habe, 
die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  in  Shanghai  geladen 
habe  und  daß  der  Reeder  als  Gewerbe  den  Kohlenhandel  be- 
treibe. 

Wie  aber  bereits  in  den  f^erufungsgründen  in  der  Prisensarhe,  be- 
treffend den  Dampfer  „Wilhelmina",*)  auf  dem  die  zur  Verhandlung 
stehenden  Kohlen  verschifft  seien,  hinreichend  erörtert  worden  sei, 
könnten  diese  Tatsachen  nicht  zur  Unterstützung  der  Annahme  dienen, 
dafi  da«  Figentum  nn  cier  zur  Vrrhnndhing  stehenden  F;ulnn<4  nicht  dem 
Reklamanten  /ustche.  Wetm  deshalb  daraulhin  entst  hieden  w  orden  sei, 
daß  sie  dem  Heeder  gehöre,  so  sei  jdcr  wahre  Sachverhalt  verkannt  und 

^  VI.  29a. 
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die  EntscluiduiiL^  sii  unijjerecht,  weil  sie  mit  den  Tatsachen  nicht  in 
logischem  1  inkhuii;  >trhc. 

Aus  dic^tn  üriiiidcn  werde  Aufhebung  des  Urteils  erster  Instanz 
und  eine  Entscheidung  auf  Freigabe  der  zur  Verhandlung  stehenden 
Ladung  beantragt. 

Die  Hauptpunicte  der  Erwiderung  der  Staatsanwälte  beim  l^sen- 
gericht  zu  Sasetra  Mizulcanii  Chojiro  und  Ya.mamoto  Tat- 
surokuro sind  folgende: 

Wladiwostolc  sei  seit  dem  japanisch-russischen  Krieg,  besonders  seit 
dem  Fall  von  IV>rt  Arthur,  Rußlands  einziger  Fiottenstützpunkt  im  Osten; 
es  sei  ausschließlich  Kriegshafen  und  der  wichtigste  Ktappmort  für  Armee 
und  Marine.  Von  seiner  in  Friedenszeiten  gleichzeitig  bestehenden  Eigen- 
schaft eines  Handelshafens  sei  nichts  übrig  geblieben.  D  i  ferner  die  zur 
VerhaiKlhmi;  stehende  1  adiing  die  von  den  Kriegsmarinen  vervüandte 
rauchlü5.e  C'ardift kohle  slm,  so  könne  dns  Urteil  des  .,Neptiinii';"-Falls 
>X'eder  vom  (jesi(  ht>punkt  der  Ladung  noch  des  Besti^]ImiIlghhaten^  aU 
Fräcedenz  zuqiin,^ten  der  IVcilassung  der  zur  Verhandlung  steluiuit  ji 
Ladung  geltend  gemacht  \x erden,  vielmehr  müsse  man  es  als  eine  l^ra* 
cedenz  zugunsten  der  Einziehung  bezeichnen. 

Die  Tatsache,  daß  ein  Konnossement  auf  dem  Schiff  nicht  vor- 
handen gewesen  sei,  daß  der  Reeder  Kohlenhandel  treibe  und  daß  die 
Einnahme  der  Ladung  und  die  Reise  des  Schiffes  auf  telegraphische  Order 
des  Reeders  geschehen  sei,  lieferten  klaren  Beweis  dafür,  daß  der 
Reeder  als  Eigentümer  der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung  an- 
zusehen sei.  Demgegenüber  könne  man  dem  angeblich  von  dem  Rekla- 
manten mit  dem  Reeder  abgeschlossenen  Tnuisportvertrag  nicht  die 
Kraft  eines  glaubwürdigen  Beweises  zuerkennen,  da  der  Vertrag  sich 
nicht  an  Bord  des  Schiffes  befunden  habe,  f^enn  einen  solchen  Ver- 
trag könnten  die  Interessenten  jederzeit  ahseldießen  und  die  völker- 
rechtliche Wissenschaft  und  die  l^rac  edeii/en  >timniten  darin  überein^ 
daß  in  Prisensachen  nur  die  auf  dem  Selüiie  i)etnidlichen  Papiere  und 
die  Aussagen  der  Schiffsbesatzung  und  Passagiere  Beweiskratt  hätten.*) 

Es  sei  daher  zutreffend,  \x  enn  das  Urteil  erster  Instanz  diesen  Ver- 
trag beiseite  lasse  und  auf  Orund  der  vorhandenen  Beweise  annehme, 
daß  die  Ladung  dem  Reeder  gehöre. 

Daher  misse  die  Berufung,  welche  nicht  zutreffend  begründet  sei, 
verworfen  werden. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 

Der  Reklamant  sagt,  das  Urteil  erster  Instanz.  >xelches  seine  Re- 
klamation abgcvciesen  habe,  sei  unrechtmäßig.  Auf  der  „Wilhelmina" 
haben  sich  jedoch  weder  ein  Chartervertrag,  noch  ein  Konnossement, 

«)  Derselbe  Staatsanwalt  benutzt  die  gegenteilige  Behauptung  gegen  den  Rekla- 
manten In  VI  aeb. 
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noch  sonst  iiTfcncl  ein  Dokument  vorgefunden,  aus  dem  sich  ergeben 
halte,  daß  ein  anderer  Absender  o(!er  Kigenlümer  als  der  Reeder 
existiert.  Dagegen  ist  die  zur  VerhnntilimL;  >tt  hende  I^dung  auf  Order 
des  Reeders  in  Shanghai  vcr^-chiift  worden,  und  der  Reeder  betreibt 
das  Gevterbe  des  Kohlenhandels.  Es  ist  daher  gcrechtiertigt,  wenn  das 
Urteil  erster  Instanz  im  Hinblick  auf  diese  Tatsachen  angenommen  hat, 
dafi  die  zur  Vo'handlung  stehende  Ladung  demselben  Eigentömer  ge- 
hört wie  das  Schiff. 

Der  Reklamant  will  freilich  aus  dem  am  9.  Dezember  1904  zwischen 
ihm  und  dem  Reeder  abgeschlossenen  Transporfvertrag  beweisen,  daß 
die  Ladung  in  seinem  Eigentum  stehe;  der  Kapitän  hat  jedoch  die  Order, 
die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  einzunehmen,  Isereits  vor  dem 
Datum  des  genannten  Vertrags  erhalten,  und  da  ein  solcher  Vertrag 
jederzeit  von  den  Beteiligten  abgeschlossen  werden  kann,  so  hat  er 
iiiclit  den  Wert  eines  Beweises  dafür,  daß  die  Ladung  dem  Reklamanten 
gehöre.  Daher  ist  die  Entscheidung  der  ersten  Instanz  auf  Abweisung 
der  Reklamation  zutreffend. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  26.  August  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  The  Imperial  Steamship  (-omp.Tny  I  td  .  Kicjcn- 
tümerin  des  Dampfers  ..Hax'ktrv",  Fngland,  .Manchester,  (aos^  Street 
\t.  14,  vertreten  durch  den  engli'-chen  SiaalSiingchürigen  W.  C.  Bacon, 
üebchäftsführcr  der  l  irina  Si\  t  \\  ri^lit  Bacon  Company. 

Prozeßvertreter:  Kcchbanwait  Akiyama  Oenzo,  Regie- 
rungsbezirk Kanagawa,  Yokohama,  Yamashitacho  Nr.  75. 

In  der  Prisensache  betreffend  den  englischen  Dampfer  „Bawtry'* 
wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsformel: 
Der  Dampfer  „Bawtry"  wird  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 
Der  zur  Verhandlung  stehenile  Dampfer  „Bawtry"  steht  im  Eigen- 
tum des  Reklamanten,  The  Imperial  Steamship  Company  Ltd.,  er  führt 
die  englische  Flagge  und  ist  ein  Handelsschiff,  welches  zum  Qüter- 
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transport  dient.  Der  Dampicr  w  urde  am  15.  Dezember  1904  in  Shanghai, 
China,  von  der  Firma  Diederichsen,  Jebsen  8t  Co.  gechartert 
Er  lud  in  Hongkong  und  Kiautschou  Bau-  und  Ausrfistungsmaterial 
für  Kriegs-  und  andere  Schiffe,  Lebensmittel  und  Getränke,  Eisenbahn- 
baumaterialien zusammen  mit  vieler  gemischter  Ladung. 

Um  der  Aufbringung  durch  die  japanische  Marine  zu  entgehen, 
"K'urde  in  den  Konnossementen  und  dem  Ladungsverzeichnis  ohne  Aus- 
nahme fälschlich  Hakodate  als  Bestimmungsort  angegeben.  Am  14. 
Januar  1905  brach  der  Dampfer  von  Kiautschou  auf 'und  wurde  auf 
der  Reise  nach  Wladiwostok  in  Rußland  am  1.  d.  Mts.,  1  Uhr  15  Mi- 
nuten nnrhniittags  auf  der  See  in  34"  5S  '  nördlicher  Breite  und  130"  2S  ' 
csthcher  Länge  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Tokiwa",  »eil  er 
Konterbande  führe,  aufgebracht. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Vertreters  des  Kommandanten  der  „Tokivca",  Kapitänleutnants  Tori- 
zaki  Yasuzo,  die  Vernehmungsprotokolle  des  Kapitäns  der  „Bav^try", 
M  ;i  r  r y  R e  t  cl  i  f  f  S  h  o  1 1  o n  ,  des  Supercargo  0 1 1  o  Meier,  das 
Si  hiffs7prt!fiknt  des  genannten  Schiffes,  das  f>cckjournal,  den.  Charter- 
vertrag, die  Konnossemente  und  das  Ladungsverzeichnis. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführung  des  Vertreters  der  Reklamation 

sind  folnende: 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  hahL  in  Charter  der  Firma 
D  i  i  ci  e  r  i  c  h  s  e  n  .  Jebsen  &  Co.  Güter  tj^eladen,  um  diese  nach 
\\,  iatüw  osiok  zu  belördern.  r)a  dcniiiacli  der  Reeder  nicht  der  f^igcn- 
tümer  der  Ladung  sei,  so  koniir  das  Schiff,  wenn  auch  anzunelunen  sei, 
daß  sich  unter  der  Ladung  l<riegi.konterbande  befinde,  da  der  Reeder 
die  Ladung  nicht  unter  Anwendung  betrügerischer  Mittel  verladen  habe, 
nicht  der  Strafe  der  Einziehung  unterliegen.  Wenn  ferner  anter  den 
Schiffspapieren  solche  seien,  welche  Hakodate  als  Bestimmungsort  an» 
gäben,  so  sei  das  auf  Veranlassung  des  Kapitäns  geschehen,  ohne  daß 
der  Reeder  daran  irgendwie  beteiligt  sei.  Daher  könne  letzteren  hierfür 
keine  Verantwortung  treffen.  Demnach  müsse  das  zur  Verhandlung 
stehende  Schiff  freigegeben  werden. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 

r^as  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  habe  sich,  um  der  Auf- 
bringung durch  die  japanische  Marine  zu  entgehen,  eines  gefälschten 
Bestimmungsorts  bedient  und  Kriegskonterbande  befördert.  Wenn  auch 
dieser  Betrug  eine  Handlung  des  Kapitäns  sei,  so  habe  doch  dieser 
als  Vertreter  des  Reeders  diesen  Transport  ausgeführt,  f^.aher  könne 
der  Reeder  der  Verantxx ortung  nicht  entgehen  und  das  zur  Verhandlung 
stehende  Schiff  sei  ein/u/iehen. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 
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In  ge\xühnlichen  Fällen  beschränkt  sich  die  Strafe  für  Konterbande- 
transport auf  Einziehung  der  Konterbandegüter.  •)  Wenn  aber  bei  diesem 
Transport,  um  der  Aufbringuncf  der  im  Kriege  begriffenen  Mnrine  zu 
entgehen,  betrügerische  Mittel  verwandt  werden,  so  v;ird  auch  das 
Schiff  eini^e/ogen.  Das  ist  von  den  ik'stimmungen  und  der  Praxis  des 
inodLnit-ii  Vöikcrreeht^  alli^u-nuin  anerkannt. 

Die  voji  dem  zur  Verhandlung  stehenden  Uanipler  ,,Ba\\  trv"  ver- 
ladenen Güter,  >xie  Material  zum  Bau  und  zur  Ausrüstung  von  Kriegs- 
und anderen  Schiffen,  Nahrungsmittel  und  Getränke,  Eisenbahnbau- 
materialien usw.  *)  sollten  nach  Wladiwostok,  dem  Hauptflottenstutzpunkt 
Rußlands,  befördert  werden.  Wenn  bei  dieser  Reise  Hakodate  als 
Bestimmungsort  vorgegeben  wurde,  so  ist  das  offenbar  geschehen,  um 
•durch  dies  betrügerische  Mittel  die  Aufbringung  durch  die  Kaiser- 
lichen Kriegsschiffe  zu  vermeiden  und  den  Kriegskonterbandetransport 
auszuführen. 

Da  demnach  das  Schiff  unter  Anwendung  betrügerischer  Mittel 
Konterbande  befördert  hat,  so  kann  es,  gleichgültig,  ob  der  Reeder 
-der  Eigentümer  der  Konterbande  ist  oder  nicht,  gleichgültig  aueh,  ob 
er  sie  selber  imter  betrügerischen  Mitteln  verladen  oder  nicht,  der 
Strafe  der  I  in/iehung  nieht  entj^elien.  ■) 

Der  Vertreter  der  Reklaination  behauptet  Ireilich,  daß  das  be- 
trügerische Vorgehen  auf  Seiten  des  Kapitäns  oder  Absenders  geschehen 
sei  und  daß  der  Reeder  hieran  nicht  im  geringsten  beteiligt  gevcesen 
sei.  Daher  könne  den  Reeder  hierfür  keinerlei  Verantwortung  treffen. 
Die  Fälschung  des  Bestimmungsorts  in  den  Konnossementen  und  dem 
Ladungsverzeichnis  ist  aber  nach  der  Natur  der  Handlung  und  nach 
-dem  Ueständnis  des  Kapitäns  offenbar  eine  Handlung  des  Kapitäns. 
Wenn  es  aber  eine  Handlung  des  Kapitäns  ist,  so  muß  unbestreitbar 
der  von  ihm  vertretene  Reeder  die  Verantwortung  hierfür  tragen. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  ani  10.  Juli  1905  im  Pri>cnLjerieht  zu  Sasebo  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  V  a  m  a  in  o  l  o  1  alsurukuro. 

(Unterschriften.) 


« 

Reklamant:  The  Imperial  Steamship  Company  Limited,  ling* 
land,  Manchester,  Gross  Street  Nr.  14,  vertreten  durch  W.  C.  Bacon, 
Geschäftsführer  der  Mrma  Sivewright  Bacon  Company. 

■)  Vergleiche  dagegen  die  Ansicht  des  ObetprlKngeilchts  Im  Piiidtt  2  dieses 
falb,  in  den  Fallen  VI  28a,  40a,  57  und  anderen. 
II.  l  und  2.  --  3)  V.  §  44. 
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Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Akiyama  Oenzo,  Regie- 
rungsbezirk Kaiiajjawa,  \  okohama,  Yamashitacho  Nr.  75. 

Am  10.  Juli  1Q()5  hat  das  IMsengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen-  . 
Sache,  betreffend  den  en<jlischen  Dampfer  ..Bawtrv".  w  elcher  am  1 7.  Ja- 
nuar 1005  auf  '<4"  58'  nördlicher  Breite  und  HO"  2S '  östlicher  Lange 
von  dem  Kaistrlici>en  Krieii!>sclHff  „Tokiwa"  aufgebracht  worden  ist^ 
ein  Urteil  gefällt,  in  welchem  auf  Einziehung  des  Dampfers  „Bavrtry" 
erkannt  worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  W.  C.  Bacon  als  Vertreter  des  Rekla- 
manten, The  Imperial  Steamship  Company  Ltd.,  durch  den  Rechts- 
anwah  Akiyama  Genzo  als  Prozeßvertreter  die  Berufung  eingelegt,, 
welche  im  Beisein  des  Staatsan>xalts  IshiwatariBinichi  beim  Obcr- 
prisengericht  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptberufungspunkte  des  Vertreters  der  Reklamation,  Aki- 
yama Genzo,  und  deren  Begründung  sind  f(ili:fende: 

1.  Das  Urteil  erster  Instanz  habe  nnr^cnomnien,  daß  da->  zur  Ver- 
handlung stehende  Schilf  unter  .Anwendung  betrügerischer  Wittel  Kuiilcr- 
bande  geladen  habe,  und  daraufhin  die  Strafe  der  I  in/ichung  ver- 
hangt. Wenn  man  prüt\?,  welche  Handlungen  als  Betrug  angesehen 
worden  seien,  so  sage  das  Urteil  hierüber, 

in  den  Konnossementen  und  in  dem  Ladungsverzeichnis  sei 
nicht  der  wahre  Bestimmungsort  Wladiwostok  angegeben, 
vielmehr  sd  Hakodate  vorgegeben.  Da  dies  in  der  Absicht 
geschehen  sei,  dadurch  der  Aufbringung  durch  die  japanische 
Marine  zu  entgehen,  so  steile  es  eine  betrügerische  Hand- 
lung dar. 

Um  aber  auf  (irund  von  betrügerischem  Verhalten  einem  Schiff  die 
Strafe  der  Einziehung  auferlegen  zu  können,  müsse  der  Reeder  zu- 
sammen mit  dem  I  aclungseigentümer  den  I'lan  geh  d^t  haben,  zw  ecks 
Ausführung  eines  Konterbandetraiisports  die  Kaptoren  zu  tauschen,  und 
ferner  sei  es  unbedingt  erforderlich,  daß  die  da/u  ergriffenen  .Mittel 
auch  zur  Durchffdirimg  des  betrügerisc  heii  Plans  geeignet  seien.  Was 
nun  diesen  l^lIlkt  angehe,  so  grhc  e.^  aus  der  Chartc-Fartic  ganz  klar 
hervor,  daß  der  Reeder  das  zur  V  erhandlung  stehende  Schiff  in  Shanghai 
an  die  Firma  Diederichsen ,  Jebsen  &  Co.  vermietet  und  einen 
Chartervertrag  abgeschlossen  habe,  nach  welchem  er  es  zum  Transport 
von  gemischter  Ladung  nach  Wladiwostok  bereitgestellt  habe.  Wenn  zur 
Zeit  der  Beförderung  der  Ladung  nicht  Wladiwostok,  sondern  Hakodate 
als  Bestimmungsort  angegeben  und  die  Konn<^emente  und  das  LadungSi- 
verzeichnis  in  diesem  Sinne  ausgestellt  w  orden  sei,  so  sei  das  unter  Zu- 
sam  nu  n  wirken  des  Kapitäns  mit  dem  Charterer  oder  den  Absendern 
geschehen.  Daß  der  Reeder  hieran  nicht  den  geringsten  Anteil  gehabt 
habe,  gehe  aus  den  Akten  des  halls  klar  hervor. 
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Wenn  auch  unstreitbar  in  der  Regel  der  Kapitän  als  Vertreter 

des  Reeders  gelte,  so  stünden  Orotius  und  andere  große  Oelehrtc 
doch  auf  dem  Standpunkt,  daß  den  Reeder  für  solche  ungesetzliche  inid 
uillkürliche  Handlungen  die  Verantvc  ortung  nicht  treffen  könne,  and  das 
moderne  Völkerrecht  erkenne  die«;  an. 

Seihst  >S'eiin  man  aber  einmal  .iniiehme,  der  Reeder  könne  der  Ver- 
antw  ortiint^  nicht  entj^ahen,  so  sei  doch  in  dem  Chartervertratj  Wla- 
diwostok klar  als  Heslinnnvmgsort  des  7ur  Verhandlung  stehenden  Schiffes 
angegeben  und,  ucnn  daneben  in  den  Konnossementen  und  den  La- 
dungsverzeichnissen ein  falscher  Bestimmungsort  eingetragen  sei,  so 
hätte  man  doch  damit  den  Plan»  der  Aufbringung  zu  entgehen,  nicht  ziir 
Durchführung  bringen  können.  Man  könne  daher  nicht  sagen,  daß  das 
2ur  Verhandlung  stehende  Schiff  sich  betrügerischen  Vergehens  schuldig 
gemacht  habe. 

2.  Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  seien  keine  absolute 

Konterbande.  Daher  könnten  sie,  nur  wenn  sie  zum  Kriegsgebrauch  des 
Feindes  bestimmt  seien,  als  Kriegskonterbande  angesehen  werden.  Das 
Oericht  erster  Instanz  habe  indes  angenommen,  daß 

die  Ladung,  \xeil  sie  nach  Wladi^'ostok,  dem  Hauptflotten- 
stützpunkt Rußlands  bestimmt  ge\cesen  sei,  Konterbande  sei. 
Aber  da  Wladiwostok  sovcohl  der  einzige  Handels-  als  Kriegshafen  Ruß- 
lands im  Osten  sei,  so  rnü>se  in  einem  Lalle,  vt'O  Güter  nach  einein 
solchen  iiafen  befördert  würden,  welche  sowohl  zu  friedlichem  als 
kriegerischem  Gebrauch  dienten,  nach  der  Präcedenzentscheidung  des 
,.Neptunus">Falts  aus  dem  englischoholländischen  Kriege  vom  Jahre  17Q8 
angenommen  werden,  daß  die  Güter  nach  dem  Handelshafen  Wla- 
diwostok befördert  und  zu  friedlichem  Gebrauch  bestimmt  gewesen  seien. 
Dies  entspreche  den  völkerrechtlichen  Bestimmungen  und  Gebräuchen. 

Es  werde  daher  Freigabe  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers 
beantragt. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  der  Staatsanwälte  beim  Prisen- 
gericht zu  Sasebo,  Mi/ukami  Chojiro  und  Yamamoto  Tat- 
surokuro,  sind  folgende : 

Die  völkerrechtliche  Wissenschaft  und  Praxis  stimme  darin  überein, 
daß  iin  halle,  daß  ein  neutrales  Schiff  Kriegskonterbande  befördere,  eine 
kriegführende  Macht  das  Schiff  beschlagnahmen,  die  KrieL;^konterbande- 
güter  und  die  dem  Ligentümer  dieser  Kontert^ande  gehörigen  Güter 
einziehen  und  diese  Strafe  der  Linziehung  auch  auf  das  Schiff  erstrecken 
könne,  vcenn  dassell>e  mit  gefälschten  Schiffspapieren  versehen  sei  oder 
einen  falschen  Bestimmungsort  vorgebe,  oder  Eigentümer  von  Schiff 
und  Ladung  derselbe  sei. 

Der  Absender  des  größten  Teils  der  zur  Verhandlung  stehenden 
I-adung  sei  die  Firma  Jebsen  8c  Co.,  welche  erwiesenermaßen  in  Ge- 
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meinschaft  mit  dem  Kapitän  die  Konnossemente  und  das  I.adungs- 
verzelchnis  fälschlich  auf  Hakodate  als  Bestimm un^ort  aus|^estellt  hätten, 
um  dei  Aut bringung  durch  die  japanische  Marine  zu  entgehen.  Dies  sei 
Betrug  von  der  schwersten  Art 

Was  die  Handlungen  des  Kapitäns  anginge,  so  sei  es  natürliches 
Rechtsprinzip,  daß  den  Reeder  die  Verantwortung  dafär  treffe.  Da  im 
vorliegenden  Falle  die  Handlung  des  Kapitäns  geschehen  sei,  um  der 
Aufbringung  durch  die  japanische  Marine  zu  entgehen,  so  habe  sie  den 
Vorteil  des  Reeders  bezweckt,  und  es  sei  selbstverständlich,  daß  der 
Reeder  der  Verantwortung  hierfür  nicht  mit  der  Begründung  sich  ent- 
ziehen könne,  er  habe  hierzu  keinen  besonderen  Befehl  erteilt. 

Ferner  sei  das  gegen vc  ärtige  Wladiwostok  von  Amsterdam  zur  Zeit 
des  englisch-holländischen  Krieche«;  durchaus  verschieden,  und  seit  dem 
japanisch-russifiichen  Krieg,  besonders  seit  dem  Fall  von  Port  Arthur,  sei. 
Wladiwostok  tatsächlich  kein  Handelshafen. 

Der  Kapitän  habe  ausi^esagt,  daß  er  gewußt  habe,  daß  Wladiwostok 
zurzeit  die  wichtigste  Flotlctibabis  für  die  Armee  und  Marine  sei.  Kerner 
habe  der  Charterer,  die  hirma  Jebsen  &  Co.,  schon  früher  in  dem 
Fall  des  „Veteran"  versucht,  die  Blockade  von  Port  Arthur  zu  brechen. 
Daher  sei  es  offenbar,  daB  auch  diesmal  ein  Kriegskonterbandetransport 
zum  Zwecke  großen  Gewinns  unternommen  gewesen  sei. 

Die  Entscheidung  erster  Instanz  auf  Einziehung  des  zur  Ver- 
handlung stehenden  Dampfers  sei  daher  zutreffend,  und  die  Berufung 
müsse  abgewiesen  werden. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 

1.  Da  der  Bestimmungshafen  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Schiffes  Wladiwostok  ist,  so  ist  es  klar,  daß  die  unter  der  Ladung  be- 
findlic  hen  Wnffen  und  Materialien  für  Bau  und  Ausrüstung  von  Kriegs- 
schittcii  KricL^skontcrbande  sitid.^) 

ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Kuiihnuis  wichtigster  Krit  ^shaten 
ist.  Seit  dem  Krieg  mit  Japan  hat  Rußland  es  zum  Stützpunkt  lür  st-ine 
Kriegsflotte  und  1  lauptctappcnui  t  L;viiiarht.  ts  hat  dort  in  au.->gcdehntem 
Maße  Waffen,  Lebensmittel,  Kohle  und  sonstige  Kriegsbedarfsartikel 
aufgespeichert.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  nach  dort  hat  fast 
ganz  aufgehört.  Daher  müssen  auch  die  unter  der  Ladung  des  zur  Ver- 
handlung stehenden  Schiffes  befindlichen  Lebensmittel,  Getränke  und 
Eisenbahnbaumaterialien  als  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  bestimmt 
und  demgemäß  als  Konterbande  angesehen  werden. ') 

Der  Reklamant  sagt,  es 'müsse  nach  Art  der  Präcedenzentscheidung 
betreffend  den  „Neptunus"  auch  in  ch\sem  Fall  angenommen  werden, 
daß  die  Ladung  für  friedliche  Zwecke  bestimmt  gewesen  s.'i.  Wie  aber 
oben  angegeben,  befindet  sich  unter  der  Ladung  absolute  Konterbande^ 

•)  VI.  24a  und  b.  -    II.  Ziffer  1.  -  •)  II.  Ziffer  2. 
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und  auch  wenn  man  die  bedingte  Konterbande  ins  Auge  faßt,  so  sind 
doch  die  Verhältnisse  des  Bestimmungsorts  im  vorliegenden  und  im  „Nep- 
tunu*^"-Fn!l  so  verschieden,  daß  dieser  fall  nicht  als  Präcedenz  gehend 
gemacht  werden  kann. 

2.  Das  Völkerrecht  erkennt  nn,  daß  Schiffe,  viic  das  zur  Ver- 
haiKÜunL,^  stehende,  deren  Reise/.wcck  der  Transport  von  Konterbande 
ist,  ein^^czogen  wertien  können.")  Das  ( )berprisenL;ericht  ist  der  An- 
sicht, daß  dies  den  Verhältnissen  gerecht  wird,  besonders  im  voriiegcndcn 
Fall,  xa  o,  obviohl  es  schon  bei  der  Abfahrt  von  Shanghai  bestimmt  war, 
dad  das  Schiff  nach  Wladiwostok  gehen  sollte,  in  den  Konnossemenien 
und  im  Ladungsverzeichnis  der  falsche  Bestimmungsort  Hakodate  an- 
gegeben war;  wo  also  Konterbandetransport  unter  Anwendung  be- 
trügerischer Mittel  vorliegt.*) 

Nach  dem  in  den  Punkten  1  und  2  Ausgeführten  ist  die  Ent- 
Scheidung  erster  Instanz  auf  Einziehung  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Schiffes  durchaus  gerechtfertigt  und  die  Berufung  unbegründet. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden : 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  30.  November  19Ü5  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamanten:  Harry  Ratcliff  Shotton,  Kapitän  des 
Dampfers  „Bawtry"  aus  England,  South  Shields,  lorante  Terrace  Nr.  13, 
als  Vertreter 

des  Österreich  -  ungarischen  Staatsangehörigen  Hermann  Ko-' 

b  r  i  t  z  in  Shanghai,  China, 
der  deutschen  Firma  Diederlchsen,  Jebsen  6tCo.  in  Kiau- 

tschou,  China,  und 
der  Firma  Siemssen  &  Co.  in  Kiautschou,  (^h'na. 
die  dein  i  li  •  [-irn!:!  Sietas,  Plambeck  V<  Cr>.  in  Ki  iiitsehou,  China. 

Prozeßvertreter  der  beiden  Reklamanten:  :i?chtsan\\alt 
A  k  i )  a  ni  a  ü  e  n  z  o ,  Kegierungsbezirk  Kanagawa,  Yokohama,  Vamashi- 
tacho  Nr.  75. 

In  der  Prisensache,  betreffend  Ladung  des  englischen  Dampfers 
„B.u\lry"  \xie  folgt,  entschieden: 

•)  .Anders  dfe  jap.inis;fie  Secprisennrdnung,  §5j  13.  11  (V)  und  ihre  Grundlage, 
das  englische  Manual  ot  .Naval  Prize  Law,  Art.  Ö2  bis  85. 
♦)  V.  §  44. 

575 


Digitized  by  Google 


Abschnitt  VI«k 


PrlMiig6riclitMnticli«tdttii0eii:  „Bawtiy., 


Urteilsformel: 
Die  auf  dem  Dampfer  ,,Bnvc1rv"  verschilften,  in  dem  beigefügten 
Verzeichnis  aufgeführten  Güter  werden  sämtlich  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründet 
Die  zur  Verhanulung  stehende  Ladung  i^t  in  Hongkong  und 
Kiauischou,  China,  von  dem  englischen  Dampfer  „Bawtry"  geladen 
worden.  Am  14.  Januar  1905  fuhr  sie  von  Kiautechou  ab,  um  nach 
Wladiwostok  in  Rußland  befördert  zu  werden.  AU  am  17.  d.  JMts.,  1  Uhr 
15  Minuten  nachmittags  die  „Bawtry"  auf  der  See  in  34^  56'  nördlicher 
Breite  und  \30^  2S'  östlicher  Länge  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff 
,,Tokiwa"  aufgebracht  wurde,  wurde  auch  die  Ladung  mit  beschlag- 
nahmt 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Vertreters  des  Kommandanten  der  „Tokiwa",  Kapitänleutnants  Tori- 
2  a  k  i  Y  a  s  u  z  o ,  die  Vernehmungsprotokolle  des  Kapitäns  der  „Bawtry**, 
Harry  Ratcliff  Shotton  und  des  Supercargo  Otto  Meier,  das 
Schiffszertifikat  des  g-enannten  Schiffes,  das  Deckjournal,  den  Charter- 
vertrag, die  Konnossemente  und  das  Ladungsverzeichnis. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausfuhrungen  des  Vertreters  der  Reklamation 
sind  folgende: 

Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  stehe  im  Kigentum  der  Re- 
klamanten, sei  im  Dezember  1904  in  Kiautschou,  China,  auf  dem  eng- 
lischen Dampfer  „Bavt-try"  ver^^hiffl  unci  auf  der  Reise  narh  Wla- 
diwostok zusammen  mit  dem  Schiff  von  einem  Kaiserlichen  Kriegs- 
schiff beschlagnahmt  viurdeii. 

Linter  dieser  Ladung  befänden  sich  Güter,  vtelche  keine  Konter- 
bande seien  und  solelu-,  welche  snvt  ohl  7U  friedlichem  als  krieLjei  i^c  heni 
(jcbrauch  dienen  köiuien.  Die  letzteren  kc'jnnten  aber  als  Kriegskonter- 
bande nur  dann  angesehen  werden,  v\cnn  Be^^ei^  vorhanden  sei,  daß 
sie  zum  Gebrauch  der  feindlichen  Truppen  zu  liefern  gewesen  wären. 
In  dem  gegenwärtigen  Falle  lägen  indes  derartige  Beweise  nicht  vor, 
und  die  Güter  seien  nach  Wladiwostok,  welches  die  Eigenschaften  eines 
Handels-  und  eines  Kriegshafens  vereinige,  bestimmt  gewesen.  Es  ent- 
spreche den  Bestimmungen  und  der  Praxis  des  Völkerrechts,  wenn  in 
diesem  falle  unter  Anwendung  des  Entscheid ungsbeispiels  über  den 
„Neptun us"-Fa II  aus  dem  englisch-holländischen  Kriege  vom  Jahre  1706 
angenommen  w  ürde,  daß  die  Oüter  nach  dem  Handelshafen  Wladiwostok 
bestimmt  nud  für  friedli(  he  Zwecke  zu  liefern  gewesen  seien. 

f  s  w  erde  daher  Freigabe  der  gesamten  zur  Verhandlung  stehenden 

Ladung  beantragt.  • 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 
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Da  ein  großer  Teil  der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung  Kriegs- 
konlerbande  und  sein  Bestimmungsort  der  russische  Kriegsliafen  Wla- 
diwostok sei,  der  Kapitän  auch  ausgcsn^t  habe,  daß  der  Empfänger  dieser 
Güter  \x  nh!  die  russisch-chinesisrhe  Bank  sei,  so  sei  es  off  nhar,  daß  sie 
für  den  üebrauch  der  feinclluhen  Truppen  hätten  gclictcrt  >Äerden 
sollen.  Ks  sei  daher  unbesirtilbar.  daß  sie  eingezogen  Vierden  müßten. 

Da  feiner  die  unter  der  Ladung  befindlichen  Nichtkonlcrbande- 
guter  dem  Eigentümer  der  Konicrhandegütcr  gehörten,  so  seien  sie 
gleichfalls  einzuziehen. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Es  ist  durchaus  richtig,  wenn  der  Vertreter  der  Reklamation  be- 
hauptet, Wladiwostok  sei  ein  russischer  Hafen,  der  sich  aus  einem 
Handels-  und  einem  Kriegshafen  zusammensetze.  Seitdem  aber  der  Krieg 

zwischen  Japan  und  Rußland  ausgebrochen  ist,  bat  der  Verkehr  der  ge- 
wöhnlichen Handelsschiffe  dort  gänzlich  aufgehört,  und  es  ist  bekannt, 
<iaß  Wladiwostok  ausschließlich  zum  Flottenstützpunkt  der  russischen 
Marine  gevc  nrden  ist. 

Die  in  dem  beiq^efügten  Verzeichnis  aufgeführten  (jüter  haben  alle 
zum  Abscncicr  den  Reklamanten,  der  Empfänger  lautet  „auf  Order", 
und  ihre  Bestimmung  ist  Wladiwostok.  Unter  diesen  Gütern  sind  die 
Nummern 

19,  22,  46,  47,  52,  58,  64,  92,  93,  95  bis  97,  130,  139,  171,  177, 
178,  216,  230,  234,  237,  245,  252,  253,  262,  274,  275,  287,  288, 
292,  283,  318,  321  bis  323,  326,  345,  347,  349,  356,  362,  363, 
368,  370,  394,  398,  409.  415,  499,  512,  534  bis  536,  546 

Materialien  zum  Bau  und  zur  Ausrüstung  von  Kriegs-  und  anderen 
Schiffen  ;i) 

die  Nummern  264,  535, 

Waffen,  i) 

die  Nummern  1,  13  bis  17,  24,  35,  39,  40.  110,  113  bis  115, 
122,  127  bis  129,  131,  134,  135,  231,  235,  258,  426,  428,  429, 
511,  551 

Lebensmittel  und  Getränke ; 

die  Nummern  2  bis  10 
Eisenbahnmaterialien ; ') 

die  Niiiuincrn  309,  338,  412 
Pferdegeschirr;  ^) 

die  Nummer  478 
TelephonbaumateriaL  *) 

Da  alle  diese  Guter  nach  einem  feindlichen  Kriegshafen  bestimmt 
waren  und  nach  der  Aussage  des  Kapitäns  wahrscheinlich  die  russisch- 
chinesische Bank  der  Empfänger  war,  so  ist  es  als  erwiesen  zu  erachten, 

II.  Ziffer  I.  —  •)  n.  Zlflef  2. 
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daß  sir  /Hin  feindlichen  Krie^^gcbrauch  beliefert  werden  sollten.  Sie 
sind  dahci  nm  Recht  als  Konterbande  ciii/ii/iehen.  ^) 

Die  übrigen  Güter  sind  treiiicli  keine  Konlci  bände.  Sic  künncn  abtr, 
da  sie  alle  den  tigentümern  der  vorbezcielineten  Konterbande  gehören, 
der  Einziehung  nicht  entgehen.*) 

Der  Vertreter  der  Reiciamation  macht  geltend,  daß  die  Präcedenz- 
enischeidung  des  „Neptunus"-FaUs  auf  den  vorliegenden  Fall  anzu- 
wenden sei;  diese  Behauptung  ist  aber  unbegründet,  da  die  Ver- 
hältnisse des  heutigen  Wladiwostok  und  des  damaligen  Amsterdam 
ganz  verschieden  sind. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  10.  Juli  1905  im  Priseni^'L-richt  zu  Sasebo  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


Verzeichnis  der  auf  dem  Dampfer  „Bawtry**  verschilften  Güter. 
(Hier  folfft  im  japanischen  Orig^inal  zunüchst  das  Verzeichnis,  welches 
dem  Urteil,  betreffend  die  Reklamation  von  llennann  Kobritz  (VI  30d),  sodann 
das  Verzeichnis,  welches  dem  Urteil,  betreffend  die  Reklamation  der  Finna 
DIederichsen,  Jebsen  &  Co.,  vertreten  durch  August  MQUer  (VI  30c),  beigefügt 
ist  Daran  schlieft  sich  das  Folgende  an.) 


Nr. 

d*r  Bokannt- 
DMchunK 

Art  der  Gfltei 

Zahl 
der  Stocke 

Absender 

Emp- 
finger 

550 

Roheisen  

29  Bund 

551 

Schokolade  .... 

5  Kisten 

552 

Ausschnittwaren  .    ♦  , 

1  Kiste 

553 

Qeibmetallkugein   .  . 

1-  . 

554 

Weißblech  

I  . 

555 

Gewehre  

1  - 

135 

Zucker  

297  Sack 

Siemssen 

Order 

136 

Streichhölzer  .... 

185  Kisten 

m 

• 

137 

■  .... 

5  , 

n 

• 

138 

■         •  •  •  . 

10  . 

n 

a 

139 

Eisendraht  

10  Faß 

m 

HO 

Watteabfälle  .... 

16  Kolli 

» 

215 

Eisenwaren  .... 

6  Kisten 

Sietas.Piam- 

m 

beck  &  Co. 

•)  V.  §  43,1.  -  ♦)  V.  §  43.2. 
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Nr.  d«r 
Bek»nDt- 

BMbtlDIt 

Art  der  Güter 

Zahl 

M^O  III 

der  Stücke 

Absender 

F  fti  n- 

x-^  III  tf 

p  f  ;i  n  'ii  <: '. 

216 

10  Rollen 

Sietas,  Plam- 
beclc  &  Co. 

Order 

218 

Eiserne  Träger   .    .  . 

409  Stück 

m 

219 

Eisenwaren  .... 

3  Kisten 

220 

»  .... 

4  Kolli 

• 

221 

Kupferröhren  .... 

1  Kiste 

m 

222 

Wagenfedem  .... 

2  Kisten 

m 

223 

Eisenwaren  .... 

4  Kolli  u. 
6  Fafi 

m 

224 

Warenmuster  .... 

2  Kisten 

225 

Palmöl  

4  . 

» 

226 

Eisenwaren  .... 

1  Kiste 

1» 

227 

Gelbmetallwaren .   .  . 

2  Faß 

*• 

228 

Treibriemen  .... 

1  Kiste 

m 

229 

Stahltrossen  .... 

15  Rollen 

230 

Schiff-^f^crfit  .... 

2  r:i3 

231 

Branntwein  .... 

20  Kisten 

- 

1. 

232 

Feilen  

233 

Tttibriemen  .... 

1  Kiste 

if 

234 

Gelbmetall  und  Kupfer- 

blech   

2  Kisten 

235 

Speisesalz  

1902  Sack 

• 

236 

Eisenstabe  

1266  Stock  u. 

335  Bündel 

237 

Gelbmetallröhren    .  . 

1  Kiste 

m 

Reklamanten:  Harry  Ratcliff  Shotton,  Kapitän  des 
Dampfers  „Bawtry"  aus  England,  South  Shields,  lorante  Terrace  Nr.  13, 
als  Vertreter 

des  Österreich  -  ungarischen  Staatsangehörigen  Hermann  Ko- 

brit?  in  Shanghai,  China, 
der  deutschen  Firma  Diederichsen,  Jebsen  &  Co.  in  Kiau«» 

tschoii.  Chinn, 

und  der  iirma  Siemssen  8:  C  o.  in  Kinutschoii.  China: 
die  dfutschc  |-iiin,i  Sietn«;,  Plaiiih''ck      ("o  in  Kiautschou,  Clüiia. 

Prozeßvertreter  der  beiden  Reklamanten:  Ri '  ht^anwait 
Akiyaiiia  üenzo,  Regierungsbezirk  Kanagaua,  Vukohaina,  Vamashi- 
tacho  Nr.  75. 

Am  10.  Juli  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
sache betreffend  die  Ladung  des  englischen  Dampfers  ,,6avi  try",  welcher 
am  17.  Januar  1903  auf  34«  58'  nördlicher  Breite  und  130»  28'  öst- 
licher Länge  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „JokwsL**  aufgebracht 
worden  ist,  ein  Urteil  gefällt,  in  welchem  auf  Einziehung  sämtlicher 
in  dem  dem  Urteil  beigefugten  Verzeichnis  aufgeführten,  auf  dem 
Dampfer  „Bawtry"  verschifften  Güter  erkannt  worden  ist. 
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Gegen  dieses  Urteil  haben  Harry  Ratcliff  Shotton  ils  Ver- 
treter der  Reklamanten  Hermann  Kobritz,  Diederichsen , 
Jebsen  6c  Co.  und  Siemssen  &  Co.  sowie  die  Reklamanten  Sie^ 
tas,  Piam  beck  6(  Co.  durch  den  Rechtsanwalt  Akiyama  Qenzo 
als  Prozeßvertreter  die  Berufung  eingelegt,  welche  im  Beisein  des  Staats- 
anwalts Dr.  j'ur.  IshiwatariBinichi  beim  Oberprisengericht  geprüft' 
worden  ist. 

Die  Hauptberufungspunkte  de^  Vertreters  der  Reklamation,  Aki- 
yama G  e  n  z  o ,  und  deren  Begründung  sind  folgende : 

1.  Das  Gericht  habe  ents(  hieden, 

da  die  zur  Verhatidluiiq'  stehenden  Güter  alle  nach  einem 
feindlichen  Krici^shahn  bestimmt  i^cwesen  seien,  und  nach 
der  AussnLjc  des  Kapitäns  wahrscheinlich  che  russisch-chine-  ' 
sische  Bank  der  Empfänger  gevcescn  sei,  so  s^i  es  als  erwiesen 
zu  erachten,  daß  sie  zum  teiiidlichcn  K^icg^gl:brauch  hätten 
geliefert  werden  sollen.  Sie  seien  daher  mit  Recht  als  Kricg:,- 
konterl)ande  einzuziehen. 

Die  übrigen  Güter  seien  freilich  keine  Konterbande.  Sie 
könnten  aber,  da  sie  alle  dem'Eigentümer  der  vortiezeichneten 
Konterbande  gehörten,  der  Einziehung  nicht  entgehen. 
Die  von  dem  Gericht  erster  Instanz  als  Konterbande  eingezogenen 
Güter  seien  alle  nur  im  Falle,  daß  sie  zum  Kriegsgebrauch  geliefert 
würden,  Konterbande.  Da  diese  Güter  sogenannte  bedingte  Konter- 
bande, seien,  so  könnten  sie  nicht  ohne  weiteres  mit  der  Begründung, 
daß  sie  nach  dem  russischen  Kriegshafen  Wladivc  ostok  bestimmt  gewesen 
seien,  :\h  Knri^'^bcdnrfsartikcl  angesehen  werden.  Denn  da  W'Iidiwostok 
von  jeher  neben  seiner  Eigenschaft  als  cin/.ii^-er  Kriegshalcn  l^uBlands 
auch  die  Acinci»  cin/ii^cn  Handelshafens  im  Ost -n  besessen  habe,  so 
entspreche  es  den  vcWkerrcchtlichen  Be>timmLint^a'n,  daß  Güter,  welche 
dorthin  beiöruert  würden,  wenn  sie  wie  die  zur  Verhandlung  stehenden 
ihrei'  Art  nach  nicht  nur  zum  Kriegsgebrauch,  sondern  auch  allgemein 
zum  Handels-  und  Industriebetrieb  dienten,  nach  der  Präcedenz  in 
dem  „Neptunus"-Fatte  als  nach  dem  Handelshafen  Wladiwostok  und 
zu  friedlichem  Gebrauch  bestimmt  angesehen  würden. 

2.  Das  Urteil  erster  Instanz  besage,  daß  die  Verhältnisse  des 
jetzigen  Wladiwostok  und  des  damaligen  Amsterdam  verschieden  seien. 
Wladiwostok  sei  aber  zur  Zeit  der  Beförderung  der  zur  Verhandlung 
stehenden  Güter  noch  wie  früher  ein  Handelsplatz  geviesen,  in  dem 
Handel-  und  Gewerbetreibende  aller  Länder  ihre  Niederlassungen  ge- 
öffnet gehabt  und  ihre  Geschäfte  betrieben  hätten.  Wenn  man  das 
erwäge,  so  sei,  wenn  Wladiwostok  in  seiner  Lage  und  in  dem  Grade 
seiner  Entwicklung  von  Amsterdam  versc  hieden  sei,  doch  in  der  Ligen- 
schaft als  Handelsplatz  kein  Unterschied  vorhanden.  Demnach  sei  die 
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Entscheidung,  daß  das  Urteilsbeispiel  der  „Neptun us"  auf  den  vor- 
liegenden Fall  keine  Anwendung  finden  könne,  unzutreffend. 

Wenn  ferner  auch  der  Kapitän  ausgesagt  habe,  daß  der  Empfänger 
der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  wohl  die  russisch-chinesische 
Bank  sei,  so  genfige  das  doch  nicht,  um  darauf  die  Vermutung  zu 
gründen,  daß  die  Güter  zum  Kriegsgebrauch  hätten  geliefert  werden 
sollen.  Da  die  Banken'  Organe  zur  Vermittlung  des  Geldumlaufs 
in  Handelskreisen  seien,  so  seien  sie  zeitweilig  Besitzer  der  Handel?^- 
\xaren  oder,  wenn  sie  einen  Frachtwechsel  negociicrten,  Empfänger  der- 
selben. Es  sei  daher  falsch,  aus  den  Aussngen  des  Kapitäns,  daß  die 
russisch-chinesische  Bank  wohl  der  Hmptanifer  sei,  darauf  schließen 
zu  wollen,  in  welcher  Weise  die  üüter  verbraucht  werden  sollten. 

Aus  diesen  Gründen  werde  Aufhebung  des  Urteils  erster  Instant 
und  Freigabe  der  gesamten  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung  be- 
antragt. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  der  Staatsanwälte  beim  Prisen- 
gericht zu  Sasebo,  M  i  z  u  k  a  m  i  C  h  o  j  i  r  o  und  \  a  tu  a  m  o  t  o  T  a  t  s  u  - 
rokuro,  sind  folgende: 

Unter  der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung  befänden  sich  über 
50  Positionen  absoluter  Kriegskonterbande,  nämlich  Material  zum  Bau 
und  zur  Ausrüstung  von  Kriegsschiffen,  und  zwei  Positionen  Waffen. 
Außerdem  seien  in  der  Mehrzahl  vorhanden  Güter  wie  Lebensmittel, 
Telegraphen»,  Telephon-  und  Eisenbahnmaterialien,  welche  im  Falle, 
daß  man  annehmen  könne,  daß  sie  zum  feindlichen  Kncgsgcbrauch 
geliefert  werden  sollten,  als  Kriegskonterbandt-  gelten  müßten. 

Die  .Materialien  zum  Bau  von  Kriegsschiffen  und  die  Waffen 
könnten  schon  lediglich  daraufhin,  daß  sie  nach  dem  feindlichen  Wladi- 
wostok bestifTimt  seien,  als  Kri--;^s!{ontrrhnTT!e  eingezogen  werden. 

Die  übi  iL;cn  Güter  seien  Ireilich  sugcrnunnte  hi"!iTi::tf  l<fun»'rhnndc, 
aber  die  \'cihaluu>se  des  gegenwärtig-n  Whidiw  u>tt/k  kunnk.i,  wie 
im  Urteil  erster  ln>tanz  dargetan,  nicht  mit  denen  von  Amsterdam 
während  des  englisch-holländischen  Krieges  im  Jahre  17US  für  gleich 
erklärt  werden. 

Der  Reklamant  behaupte, 

Wladiwostok  sei  zu  der  fraglichen  Zeit  immer  noch  ein 
Handelsplatz  gewesen  wie  früher.   Handel-  und  Gewerbe- 
treibende hätten  ihre  Niederlassungen  geöffnet  gehabt  und 
alle  blühende  Geschäfte  betrieben. 
Dies  sei  in  Wirklichkeit  eine  völlig  unbegründet  -  Behauptung,  'u  ;i -ht 
anerkannt  werden  könne.   Denn  der  genannte  Hafen  sei  vielmehr  seit 
dem  japanisch-russischen  Krieije,   und  insbesondere  seit  dem  Eall  von 
Port  Arthur,  d.  h.  seit  Januar  dieses  Jahres.  Rußlands  einzige  Etappen- 
basis  im  Osten  gewesen,  Vielehe  sein  Heer  und  seine  Marine  auf  dem 
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Seewege  hätten  erreichen  können.  Es  sei  eihe  nicht  zu  verbergende 
Tatsache,  daft  von  gewöhnlichen  Handelsschiffen  auch  nicht  ein  ein- 
ziges dort  verkehrt  habe.  Daher  könne  der  „Neptunus"-Faü,  wie  auch 
das  Urteil  erster  Instanz  angenommen  habe,  nicht  als  ein  auf  diesen 
Fall  passendes  Beispiel  angesehen  werden. 
Der  Reklamant  behaupte  ferner, 

die  russisch-chinesische  Bank  sei  wie  eine  gewöhnliche  Bank 
ein  Organ  zur  V^ermittlung  des  Geld  Verkehrs  für  rein  kauf- 
männische Kreise. 

Das  sei  inck's  eine  Behauptung,  welche  don  \xahren  Charakter  d?r 
genannten  Bank  nicht  klarstelle.  Im  Jahre  lS9f)  habe  Rußland  unter 
dem  Vorwande  der  \''ermittInn!T  der  Riirkc^abe  (k-r  I  iaotuiii^-Malbinsol 
mit  C.hlut  den  (;;iv:,ini-Verliag  abgeschlossen  und  12  Arlikel  über  die 
Listiibalui  lc.-,tgcslellt.  In  dem  Artikel  U)  sei  bestimmt  Axorden,  daß 
Port  Arthur,  Dalni  und  das  btriach harte  Ciebiet,  >xelche  von  t^roRiT 
mililarii.chti  Wichtigkeil  seien,  zu  einciii  cinheiilichcn  Kriegsiiafeiigebiel 
gemacht  werden  sollten.  Da  dieser  Vertrag  ein  üehcimvertrag  z^x  ischen 
Rußland  und  China  gewesen  sei,  so  habe  man  Verhandlungen  er- 
öffnet, in  welchen  dem  Anscheine  nach  Rußland  China  mit  der  Be- 
gründung.  daß  der  Bau  der  vorher  bestimmten  Bahnlinie  der  sibirischen 
Eisenbahn  gefährdet  sei,  zu  bestimmen  versucht  habe,  diese  Bahn  durch 
die  Mandschurei  legen  zu  lassen.  Am  27.  August  russischen  Stils  sei 
der  Well  vorgctn  icht  w  orden,  daß  zwischen  China  und  der  russisch- 
chinesischen  Bank  ein  Vertrag  abgeschlossen  worden  -i,  in  w  elchem 
dieser  der  Bau  und  der  Betrieb  der  mandschurischen  t;isenbahn  kon- 
zessioniert worden  sei. 

In  dei  holge  habe  die  nissige  li-i  hinesische  f-i;uik,  an^L-biich  auf 
Grund  dieses  Vertrages,  einen  1  ritw  inl  eines  risenhahma. ^Utncnts  unter 
dem  Namen  ..Reglement  der  (i>tchinesisclicn  I  i^enbahiige.-^ellschaft"  der 
russischen  Regierung  eingereicht,  welcher  die  i\aiscrliche  Oenehniigung 
erhallen  iiabc.  Seitdem  sei  es  nichi  mehr  verborgen  worden,  daß  die 
sogenannte  ostchinesische  Eisenbahngesellschaft  ein  Organ  für  das  Nach- 
richtenwesen zu  Wasser  und  zu  Lande  und  für  militärische  Zwecke 
sei,  mittels  dessen  Rußland  die  Besetzung  Port  Arthurs  und  Dalnis 
ausgeführt  und  auch  die  Mandschurei  mit  ubergeschluckt  habe.  Die 
russisch-chinesische  Bank  sei  daher  in  Wirklichkeit  eine  russische  Be- 
hörde, und  man  müsse  annehmen,  daß  die  zur  Verhandlung  stehenden 
Güter,  deren  Etnpfänger  die  russisch-chinesische  Bank  sei,  für  die  russi- 
schen Behörden  bestimmt  gewesen  seien.  Dies  um  SO  metu",  als  bei  den 
gegenwärtigen  Verhältnissen  Wladiwostoks  anzunehmen  sei,  daß  üüter, 
wie  die  in  Frage  stehenden,  zum  Kriegsgebrauch  für  Armee  und  Marine 
dienen  sollten. 

Aus  diesen  üründen  sei  die  Bcrutung  zu  verwv^rfen. 
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Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 

1.  Da  der  Bestimmungsort  des  Schiffes  Wladiwostok  Ist,  so  ist 

es  klar,  daS  die  unter  der  Ladung  befindlichen  Waffen  und  Materialien 
für  Bau  und  Ausrüstung  von  Krii  L^sschiffen  Kriegskonterbande  sind. 

ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegshafen  ist. 
Seit  dem  Krieg  mit  Japan  hat  Rußland  es  zum  Stützpunkt  für  seine 
Kriegsflotte  und  Hanptctnppennrt  i^cmrK  ht.  Ks  hat  dort  in  ausgedehntem 
Maße  Waffen,  Lchfiisiiiittcl,  Kohle  und  sonstit^e  Kricgsbedarfsartike! 
aufgespeichert.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  nach  dort  hat  ia^t 
ganz  autgehürt.  Daher  müssen  auc  h  die  unter  der  zur  Veihandlung 
stehenden  Ladung  befindliLhcn  Lt.'bt'nsinittel,  üctränkc,  Hisenbahn-  und 
Telephonbaumateriaüen  sovtie  Pferdegeschirr  als  für  den  russischen 
Kriegsgebrauch  bestimmt  angesehen  werden,  und  es  ist  außer  Zweifel, 
•daß  sie  nach  den  Bestimmungen  und  der  Praxis  des  Völkerrechts  Kriegs- 
konterbande sind. 

Es  ist  völkerrechtliches  Prinzip,  daß  Konterbande  schlechthin  ein- 
gezogen werden  kann.  Der  von  dem  Reklamanten  geltend  gemachte 
Verkauf  ist  nur  ausgeführt  worden,  wo  besondere  vertragliche  Ab- 
machungen vorlagen.  Im  übrigen  findet  er  sich  in  Theorie  und  Praxis 
nur  vereinzelt.  Keinenfalls  kann  er  jedoch  als  völkerrechtliche  Regel 
anerkannt  werden. 

Unter  den  zur  Verhnndluncc  stehenden  Oütern  befinden  sich  freiHch 
solche,  'hl-  nicht  zur  Krics^^kontcrbaruk-  m-hiH'cn,  da  sie  aber  Ladung 
des  i  i^cntiuners  der  Konterbande  auf  demselben  Schilf  sind,  so  erkeimt 
das  Völkcitccht  an,  daß  sie  mit  dieser  zu.saiiunen  eingezogen  vxerden 
können,  und  das  Oberprisengericht  ist  der  Ansicht,  dali  dies  den  Ver- 
hältnissen gerecht  wird. 

Da  aus  den  obigen  Gründen  das  Urteil  erster  Instanz  auf  Ein- 
ziehung der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  durchaus  zutreffend 
ist,  so  erübrigt  es  sich,  auf  die  einzelnen  Berufungspunkte  noch  bt" 
sonders  einzugehen. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden : 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  30.  November  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  August  Müller,  deutscher  Reiclisaniichorirfer, 
Prokurist  der  hirma  Diederichsen,  Jcbsen  &  Co.  in  Shanghai, 
<^hina. 

ProzeBvertreter:  Rechtvinwalt  I^hibashi  Tomokichi, 
Nagasakiken,  Nagasaki,  logi)amachi  Nr.  41. 
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In  der  Prisensache  betreffend  die  Ladung  an  Bord  des  britischen 
Dampfers  „Bawtry"  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteils  formel: 

Die  in  dem  beigefügten  Verzeichnis  aufgeführten,  auf  dem  Dampfer 
„Bawtry"  verschifften  üüter  werden  sämtlich  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter,  welche  in  Kiaut^  bou  in 
China  auf  dem  Dampfer  „Bawtry"  verladen  waren  iiiul  im  14.  Januar 
1905  den  genannten  Hafen  mit  Bestimmung  nach  Wladiwostok  ver- 
ließen, w  urden  am  17.  Jaini.ir,  1  Uhr  H  Minuten  nachmittags,  auf  offener 
See  in  "  58  '  nördlicher  Breite  und  1^0  ^  2Ö  '  östlicher  Länge  zusammen 
mit  cicni  ;4cnnnnten  Dampfer,  welcher  unter  dem  Verdacht  stand,  Kriegs- 
konterbandc  zu  führen,  von  dem  Kaiserlich  Japanischen  Kriegsschiff 
„Tokiwa"  aufgebracht. 

Diese  Tatsachen  werden  be\vies-^n  durch  die  Aussagcschrift  des 
Vertreters  des  Kommandanten  der  „lokiwa",  Kapitänleutnants  Tori- 
zaki  Vasuzo,  die  Vct achniungsprotokolle  des  Kajiit:ins  cUr  „BawUy", 
Harry  Ratcliff  Shotton,  und  des  Supercargo  Uilu  Meier, 
das  Schiffszertifikat  des  genannten  Schiffes,  das:Deckjournal,  den  Charter- 
vertrag, die  Konnossemente  und  das  Ladungsverzeichnis. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Rekla- 
mation sind  folgende: 

1.  Die  meisten  Stücke  der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter 
seien  solche,  welche  nur  in  Friedenszeiten  gebraucht  würden  und  seien 
keine  Kriegskonterbande.  Wenn  auch  einige  Güter  vorhanden  seien, 
welche  indirekt  für  Kriegszwecke  venx'cndbar  seien,  also  sogenannte 
relative  Kriegskonterbande,  so  diene  doch  keins  von  ihnen  direkt  für 
Kriegszwecke  und  keins  sei  demnach  sogenannte  absolute  Kriegskonter- 
bande. Nun  hätten  aber  die  Staaten  des  europäischen  Kontinents  bis 
heute  das  Prinzip  anerkannt,  daß  nur  Oüter,  welche  wirkliche  Kriegs- 
gebrauchsartikel  darstellten,  als  Kriegskonterbande  gälten,  und  daß  die 
sogenannten  relativen  Kriei^iNkonterbandegüter  nicht  unter  dieselbe  zu 
rechnen  seien.  Die^  Priii/ip  sei  zur  Pnrrhffihrung  gekommen  in  dem 
dänischen  Krieg  von  l>0(j,  dem  deut>c:ii-liaii/üsischen  Krieg  von  1S70 
und  dem  russi^ch-uu  ki>chen  Krieg  von  1877,  und  es  sei  heute  .'ine 
fest  bcbliiitinte  Regel  des  Völkerrechts,  von  der  nur  das  englische  Fnn/ip 
abweiche.  Auch  die  Völkerrechtskonferenz  zu  V^enedig  im  Jahre  1896 
habe  in  ihrem  Artikel  1  das  Gebiet  der  Kriegskonterbandeguter  strikt 
auf  die  absolute  Kriegskonterbande  beschränkt  und  beschlossen,  da5 
die  relative  Kriegskonterbande  auszuschließen  sei.   Der  Reklamant  sei 
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der  Ansicht,  daß  diese  Meinung  von  Gelehrten  und  Kongressen  hin- 
reichend  gewichtig  sei  und  beachtet  werden  mQsse.  In  unserer  Prisen- 
ordnung sei  allerdings  im  §  14  die  relative  Kriegskonterbande  an- 
erkannt, aber  da  die  Verordnung  nur  eine  für  unsere  Marineoffiziere 
erlassene  Instruktion  sei,  so  habe  sie  nicht  die  Kraft  einer  vöikerrecht- 
h'chen  Rf  1 1  D ali  r  könnten  auch  die  unter  der  zur  Verhandlungf 
stehenden  Ladung  befindlichen  relativen  Kriegskonterbandegüter  nicht 
eingezogen  werden. 

2.  Seihst  wenn  man  /iicifchc,  d.iß  atich  relative  Knegskont'Thande 
eiriLie/()L;cn  w  er  den  könne,  so  beschränke  sich  das  doch  iedighch  auf 
soithf  F  alk,  wo  es  ausreichend  bewiesen  sei,  daß  diese  Ciüter  für 
den  Gebrauch  von  Heer  oder  Marine  des  Feinden  bestiiiiiiit  «;eien. 
Für  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  sei  aber  aueh  nieiu  die  ge- 
ringste Spur  eines  solchen  Beweises  vorhanden,  und  lediglich  aus  der 
Tatsache,  daß  Wladiwostok  feindliches  Gebiet  sei,  eine  derartige  Ver- 
mutung abzuleiten  und  auf  Grund  dieser  die  Bestimmung  der  Guter 
ffir  den  Kriegsgebrauch  als  erwiesen  zu  erachten,  sei  ungerechtfertigt 

3.  Da  die  Gfiter  neutral  seien,  so  unterlägen  sie  nicht  der  Weg- 
nahme. Selbst  aber  angenommen,  sie  seien  feindliche  Güter,  so  müßten 
sie  nacli  Artikel  3  der  Pariser  Deklaration,  weil  sie  nicht  Konterbande 
seien,  freigelassen  werden. 

Aus  diesen  Gründen  werde  eine  Entscheidung  auf  Freilassung 
der  Güter  bcantm^l. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsan\xahs  sind  folgende: 

Die  unter  der  zur  Verhandluiii;  stehenden  Ladung  befindlichen 
Lcbt;ii>iüiilcl,  Cietränke,  1  j^cnbahnliainiiati  rialion,  Schiffsbau-  und  Aus- 
rüstungsgegenstände seien,  weil  sie  naeh  Wladiwostok,  dein  Hauptstütz- 
punkt  der  feindliehea  Sueiluiaelii,  versehitft  »cieu,  und  es  naeh  Aus- 
sage des  Kapitäns  außer  Zweifel  stehe,  daß  der  Fnipfänger  der  Ladung 
die  russisch-chinesische  Bank  sei,  für  den  Kriegsgebrauch  des  Feindes 
bestimmt  und  folglich  Kriegskonterbande.  Daher  seien  sie  einzuziehen. 
Was  ferner  die  unter  der  Ladung  befindlichen  Güter  angehe,  die  nicht 
Kriegskonterbande  seien,  so  mußten  sie,  weil  der  Eigentümer  der  Kriegs- 
kontcrbandcgüter  gehörig,  mit  diesen  zusammen  eingezogen  werden. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

In  den  von  der  Kaiserlichen  Regierung  erlassenen  und  veröffent- 
lichten Verordnungen  des  Alarineministeriuins  Nr.  1  vom  Jahre  1904 -) 
und  Nr.  1  vom  Jahre  1<)()5  ')  ist  ganz  klar  bezeichnet,  welche  Güter 
uahrcnd  de-  jaixuiisch-russischen  Krieges  als  Kriegskonterbaiide  be- 
handelt \x  erden  Nollen.  Der  Prozeßvertreter  behauptet  unter  Anführung 
einiger  konüncnialer  europal,->cher  Präcedenzen  und  AUiniingen  von 
Geiehrlen,  daß  der  Begriff  der  Kricgskontcrbande  sicli  lediglich  auf 

»)  V.  —    11.  —  3}  III. 
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direkt  zum  Kriegsgebrauch  bestimmte  Güter  beschränke.  Es  ist  aber 
nach  englischen  und  amerikanischen  Beispielen  sowie  wissenschaftlichen 

Ansichten  des  europäischen  Kontinents  eben>o  klar,  daß  diese  dit; 
Eigenschaft  von  Gutem  als  Kriegskonterbande  nicht  unt)edijigt  danach 
begrenzen,  ob  sie  direkt  zum  Kriegsgebrauch  dienen  oder  nicht.  Da 
der  Standpunkt  darin,  welche  Güter  unter  die  Kriet^^kont  rhandc  fallen, 
dergestalt  in  den  verschiedenen  Staat  *n  variiert,  so  kann  der  Behauptung 
des  Prozeßvertreters  nicht  hiiLjt  pilirht  t  worden. 

Was  die  in  dem  beigelüglen  Verzeichnis  aiii^oiüiulcri  (j;iler  an- 
geht, so  sind  dieselben  von  dem  Verschiffer,  natniu  h  den  Reklamanten, 
an  „Order"  nach  Wladiwostok  verschittl  worden. 
Unter  diesen  Gütern  sind: 

No.  46,  47,  52,  64,  92,  93,  130,  171,  177,  178,  262,  274,  275, 
287,  288,  292,  299,  318,  321  bis  323,  326,  345,  347,  349, 
356,  362,  363,  368,  375,  394,  398,  405,  415,  499,  512,  534  bis 
536,  546 

Schiffbau^  und  Ausrüstungsmaterialien,*) 
264 

Waffen,  *) 

35,  40,  114,  115,  131,  258,  425,  426,  428,  429,  511 

Lebensmittel  und  Getränke,») 
309,  338,  412 

Pferdegeschirr.  *) 

Da  der  Bestimmungshafen  dieser  Güter  Wladiwostok,  der  einzige 

Kriegshafen  Rußlands  im  fernen  Osten  ist,  und  da  nach  Aussage  des 
Kapitäns  der  h^nipfänger  \xahrscheinlich  die  russisch-cliiiiLsist  he  Bank  ist, 
es  demnach  klar  ist,  daß  dieselben  für  den  Kriegsgebrauch  des  Feindes 
bestimmt  i^eviesen  sind,  SO  müssen  dieselben  als  Kriegskonterbande  an- 
gesehen werden. 

W;is  die  übrigen  diilt  r  ariL^^i  ht,  so  sind  sie  zvrar  keine  Kriegskonter- 
liantit,  sie  gehören  aber  alle  dem  Kigv-ntümcr  der  oben  angeführten 
Kriegskonterbande.  Daher  sind  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter, 
vteil  sie  Kritgbkoulerbande  Mnd,  beziehungsweise  demselben  Eigentümer 
gehören,  einzuziehen.*) 

Die  übrigen  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation  bedürfen 
keiner  Erörterung. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  10.  Juli  1905  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


*)  II.  Ziffer  1.  —  »)  II.  Ziffer  2.  —  43. 
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Abschnm  VI »« 
ifflen  0  1er. 


Art  der  G3ter 


Kleidung 


Holzgerate 
Hflle.  . 


Tuch 


Emaillc\/aren 
Gcwt . : .  . 
Wasserdichtes 
Webstoff  . 
Schreibfedern 
Webstoff  . 
Saucen  .  . 
Baumwolltuch 
Emaillewaren 
Webstoff  . 
Kognak .  . 
Benediktiner 
Hanftuch  , 
Emaillewaren 
Seidentuch . 
Wasserdichte  Stoffe 
Papier  . 
Schrauben 


Soda ,  .  . 
SalzsBure  . 

Salpetersäure 

Hanf .  .  . 
Holzschrauben 
Eisenstangen 
Fensterglas 
Dachrinnen 
Eisenschrauben 
Spaten  .  . 
Wagen  .  . 
Falirradteile 
Emaillewaren 
Metallwaren 
Bügeleisen . 
MAbel  .  . 
Spaten  .  . 
Gummi  und  Pinsel 
Maschinen  . 
Films  .  . 
i-ichtt-mpfdl.  Papier 
Maschinen  ... 


der  v^'L  '.rt  ^ 


Kisie 


2 

t 

1 

6 

Kisten 

1 

Kiste 

t 

1 

1 

P 

1 

P 

4 

Fad 

1 

KUte 

7 

K.'stei; 

1 

Kiste 

96 

Kisten 

49 

1 

Kiste 

27 

Kisten 

I 

Kiste 

1 

20 

Ballen 

3 

Kisten 

3 

1 

Kiste 

5 

Kisten 

1 

Kiste 

8 

Rallen 

4 

Kisten 

474 

Stück 

207 

Kisten 

1 

Kiste 

3 

Kisten 

2 

m 

7 

n 

3 

» 

10 

n 

3 

I 

Kiste 

3 

Kisten 

2 

i> 

2 

n 

12 

3 

l 

Kiste 

5 

Kisten 

'.ndcr 


'j  wCcrichsen, 
^>en  &  Co. 
:i  Kiautschou 


Emp- 
fänger 


Order 
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Nr.  dpr 
Bekannt- 

Art  der  GOter 

^atil 

Absender 

IT  _ 

t.mp- 

lallet. 

n 

MO 

jvluciiincn     *   •   <  • 

lO  IVISICII 

L/IvUvl  l^llsCIl, 

Jebsen  &.  Co. 

in  Kiautschou 

79 

16  ^ 

80 

Klosetts  

2 

81 

1  Kiste 

82 

Eiseiirmnca  .... 

2  Kisten 

83 

Baumwolltuch    .  .  . 

2  , 

84 

Delfter  Porzellan    .  . 

2  . 

85 

Sonnenschirme  ... 

3  . 

86 

BauniwoUzeufiT   .   .  . 

2  „ 

^  Pf 

87 

Schinircellelnen  .  .  . 

2  , 

88 

Glas  

1  Kiste 

89 

Wollffewebe  .... 

I  , 

90 

1  , 

91 

1  , 

92 

Eisenschrauben  .  . 

3  Kisten 

93 

6  . 

94 

Bauinwoll/.ctipf 

1  Kiste 

114 

Eingemacht,  kindfleisch 

48t>  Kisten 

115 

Chamoa^ncr 

497  , 

** 

116 

Tafelmesser  .... 

1  Kiste 

117 

Bütreleisen  

2  Kisten 

118 

Börsten   

1  Kiste 

119 

Nähmaschinen    .    .  . 

7  Kisten 

120 

Kokosmatten  .... 

1  Ballen 

121 

Öfen  und  Zubehör  .  . 

2  Kisten 

130 

353  .. 

131 

Salz  . 

777  Sack 

132 

X\  IVlU  U 1  l^du  1        V 1    .       •  • 

1  Kiste 

133 

Ziffarren  

1  , 

** 

141 

1   1C19^  III  luC  rVlIla^L  1 1 1 1 ICI 1  • 

2  Kisten 

M 

Roctun/ltHilp  vnii  T'^inflpr- 

0l.olc^l  iVJICIlL.  ^VMI  I\lilULl 

wagen   

3  . 

143 

NShmaschinen    .  .  . 

45  . 

144 

SDruncrfedern  .... 

14  Ballen 

145 

Säi^c:i  

1  Kiste 

** 

146 

Fleischhackmaschinen  . 

b  Kisten 

*' 

147 

Hufeisennägel    .   .  . 

24  » 

148 

Bügeleisen  

2  . 

**" 

140 

Kinderwa'^cn  .... 

6  . 

** 

150 

Metnllijc'SLiiirr. 

3  . 

151 

Messerwaren  .... 

1  Kiste 

152 

Messingteile  .... 

1  . 

153 

Nähmaschinen    .  .  . 

9  Kisten 

154 

Schaufeln  

23  , 

155 

Nähmaschinen    .    .  . 

30  „ 

156 

Bratpfannen  .... 

1  Kiste 
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Nr.  dar 
Bekannt» 

Art  der  Quter 

Zalil 
der  Stücke 

ADsenoer 

Emp- 
fänger 

157 

Mctallwaren  .... 

1  Kiste 

Diederichsen, 

Jebseii  &  Co. 
in  Kiautschou 

Order 

158 

»  .... 

1  . 

» 

159 

34  Bund 

* 

160 

100  Kisten 

» 

161 

Schaufeln  

18  Bund 

n 

162 

Nähmaschinen    .   .  . 

20  Kisten 

n 

■ 

163 

1  Kiste 

» 

164 

78  Kisten 

It 

165 

Eisenwaren  .... 

1  Kiste 

» 

• 

166 

»   

1  » 

■ 

167 

Kinderwa^jeii  .... 

2  Kisten 

m 

168 

4  , 

» 

169 

1  Kiste 

170 

Bandmaße  .   .    .   .  . 

1  n 

» 

171 

5  Kisten 

172 

Petroleumkocher .  .  . 

4  - 

• 

173 

1  Kiste 

• 

174 

a          .     .     •     .  . 

1  n 

• 

» 

175 

1  n 

- 

176 

1  • 

• 

177 

1  Fafi 

• 

• 

178 

1  Kiste 

» 

• 

179 

Kinderwagen  .... 

1  . 

m 

• 

180 

Sandpapier  

2  Kisten 

m 

• 

181 

Schmirigelleinen  .   .  . 

1  Ballen 

n  ■ 

■  » 

182 

Schraubstocke    .  .  . 

35  Stflck 

* 

• 

183 

Fiseiiwaren  .... 

1  Kiste 

m 

m 

184 

Sägen   

5  Kisten 

n 

185 

Eisenwaren  .... 

2  „ 

n 

186 

20  Stück 

m 

• 

187 

5  Kisten 

m 

» 

188 

Eisenwaren  .... 

4 

I» 

■ 

189 

2  Faß 

n 

- 

190 

Eisenwaren  .... 

1  Kiste 

l> 

191 

Hufeisennflgd    .  .  . 

12  Kisten 

m 

192 

Fleischhackmaschinen  . 

5  . 

w 

193 

9  • 

tt 

- 

194 

5  . 

m 

II 

196 

6  . 

n 

» 

196 

1  Kiste 

» 

n 

IM/ 

1 

1» 

n 

198 

I-Meiscliliackmaschinen  . 

2  Kisten 

199 

Sprungiudciii  .... 

3  , 

» 

200 

Bandmafie  und  Wasser* 

1  Kiste 

II 

m 

201 

1  . 

• 

m 
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Nr,  der 
fielcADni- 
Wilhwurtr 

Art  der  Gflter 

Zahl 
der  Stücke 

Absender 

II>  III  u  * 

f9nfir*r 

ai  E  %  m 

202 

Äxte  

20  Kisten 

Diederichsen, 
Jebsen  &  Co. 
in  Kiautschou 

Order 

203 

Dil^eleisen  

8  „ 

204 

rünnillewarcn  .... 

1  Kiste 

1^ 

205 

Sailen  

1  , 

1^ 

206 

Nahmasdiinen    .  .  . 

50  Kisten 

1^ 

207 

n                     •      •  • 

46  . 

208 

Nägel  

1  Kiste 

w 

209 

Kopierpressen    .   .  . 

I  . 

210 

Öfen  und  Kacheln  .  . 

2  Kisten 

211 

100  . 

212 

Sensen   

2  . 

213 

Bmaiiiewaren  .... 

10  „ 

0 

214 

KaufmannsgQter  .   .  . 

1  Kiste 

258 

Starke  

3  Kisten 

259 

Tonplatten  

159  , 

260 

Emaill^ieschirr  .  .  . 

10  . 

261 

f»  ... 

1«  . 

262 

Verz.  eiserne  Nägel 

16  , 

263 

Eisenwaren  .... 

3  , 

264 

Ladeapparate  .... 

1  Kiste 

265 

Eisenwaren  .... 

1  * 

266 

Papicrwäsche  .... 

1  . 

267 

n             •     •     .  . 

1  . 

1^ 

268 

Metallwaren  ..... 

1  . 

269 

1  Kollo 

270 

Baumwollwareii  .    .  , 

1  Kiste 

n, 

271 

Schuhe   

8  Kisten 

1^ 

272 

Stahlfedern  .... 

1  Kiste 

9 

273 

Wollwirkwaren    .   .  . 

1  , 

274 

Verz.  Nüg^el  .... 

20  Kisten 

# 

275 

ünterlegescheiben  .  . 

13  Fai] 

1» 

276 

Eisenwaren  .... 

2  Kisten 

277 

Schleifsteine  .... 

1  Kiste 

278 

Schleifsteingesteue  .  . 

5  Kisten 

279 

Schleifsteine  .... 

1  Kiste 

n 

280 

Schleifsteingestelle  .  . 

1  , 

281 

Eisenwaren  .... 

7  Kisten 

282 

Wollwirkwaren    .   .  . 

1  Kiste 

283 

Herrenstiefel  .... 

1  . 

# 

284 

Fensterglas  .... 

548  Kisten 

285 

Glasscheiben  .... 

7  . 

• 

9- 

286 

Schleifsteine  .... 

450  Stück 

n 

287 

Verz.  eis.  NH^cl .    .  . 

25  Faß 

9 

288 

Unterlegescheiben  .  . 

13  , 

W 

289 

Tischmesser  u.  Gabeln 

1  Kiste 

n 

290 

Eiserne  Türangeln  .  . 

4  Kisten 

690 
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Hr.  d«r 

Art  der  Güter 

Zahl 

Absender 

E  III  p  - 

der  Stücke 

pfänger 

291 

Landwtrtschisftllche  Ma- 

Diederichsen, 

Order 

schinen   

9  Vcrschl.  u. 
3  Stück 

Jebsen  &  Co. 
in  Kiautschou 

292 

Verz.  eis.  Nägel .   .  . 

25  Faß 

» 

It 

293 

Verzinkte  eis.Unterlege- 

scheiben .    . '  .    .  . 

8  Kisten 

n 

1» 

294 

Verz.  eis.  Dachleisten  . 

10  Verschl. 

>t 

1» 

295 

Verz.  eis.  Dachrinnen  . 

3 

i> 

9> 

296 

Sensenringe  .... 

2  Sack 

tt 

»» 

297 

Holzschuhteisten.  .  . 

2  Kisten 

u 

•» 

298 

Drahtfußmatten  .   .  . 

1  Kiste 

it 

»>• 

299 

Emaillepeschirr  .    .  . 

11  Kisten 

n 

t» 

300 

Petroleumkocher .   .  . 

2 

n 

1» 

301 

3  „ 

n 

*r 

302 

Eis.  Tflrangeln   .   .  . 

2  „ 

n 

$t 

303 

Verz.  Waschbeck».  . 

7  Faß 

n 

ff 

304 

Klosettanlagen    .   .  . 

13  „ 

n 

1» 

305 

Maschinenteile   .  .  . 

■      1  „ 

n 

»» 

306 

PetroleumOfen    .  .  . 

3  VeischL 

n 

»^ 

307 

27  Kisten 

n 

» 

308 

Nachtlichte  

1  Kiste 

n 

n- 

309 

Sporen,  Steigbügel,  Ge- 

bisse und  Ketten.  . 

1 

n 

310 

Baumwollwaren  .  .  . 

1  n 

n 

tt 

311 

Emaillegeschirr  .    .  . 

50  Kisten 

n 

312 

Schuhe  und  Reklame- 

tafeln  

3  „ 

i» 

tl 

313 

Gußeiserne  Oberbalken- 
tören,  Chamottestcine 

und  Keinigungstüren 

40  „ 

i> 

l^ 

314 

Eiserne  Tafelipsten .  . 

12  „ 

n 

ff 

315 

Pflüge  u.Reservesdiaren 

18  „ 

n 

»»• 

316 

Emaillegeschirr  .    .  . 

5  .. 

n 

n 

317 

Eis.  Mutterschrauben  . 

8  „ 

t» 

»♦ 

318 

Eisenie  Nieten   .   .  . 

3  Fafi 

II 

tt- 

319 

Lackiertes  eis.  Draht- 

1  Kiste 

tt 

320 

Verz.  eis.  Drahtgewebe 

10  Rollen 

>> 

»r 

321 

1595  Bund 

i» 

II 

322 

Winkeleisen  .... 

196  , 

n 

323 

«  .... 

1408  . 

n 

n 

324 

3350  , 

)> 

n 

325 

22819  Stück 

>» 

n 

326 

Eisenwaren  .... 

1  FaB 

»» 

n 

327 

Siebe  

1  Kiste 

i> 

i< 

328 

Waschtische,  Geschirre 
und  Eimer  .... 

2  Kisten 

*r 

ft 

329 

Eisen-  u.  Messingwaren. 

Streichriemen  usw.  . 

1  Kiste 

i> 

1» 

591 
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--- 

Nr.  UiT 
Bekaiint- 
IBMbUOg 

Art  der  Gttter 

Zrihl 
der  Stücke 

Absender 

Emp- 
fänger 

330 

Metallwaren,  Abzieh- 
Steine     und  Haar- 

Diederidisen, 
Jcbsen  &  Co. 

scnneiucniasciiincn  . 

1  Kiste 

in  Kiaiitsrhrni 

Order 

331 

HandwetksgerAte,  verz. 

1 
1 

Eisenwaren .... 

t> 

H 

OOZ 

n 

» 

Salzsäure  

1  fviaic 

n 

It 

334 

Kupfer^triol   In  Kry- 

1 

1  II 

>    II  — 

n 

tt 

335 

Schleifsteine  .... 

n 

It 

336 

o  Kisten 

>f 

It 

337 

Bohrmaschinen  .   .  . 

n 

ff 

Ii 

338 

Sporen,  Steigbügel, 
I  rensen»  ueoisse  una 

1  Kiste 

*t 

II 

öOa 

oianierne  oieinKciic  . 

n 

II 

'iAn 

ciaenie  neugaDcin  * 

1  Fafi 

t* 

tt 

^11 
l 

VJUuciaciiic  nwiire  .  • 

1  Kiste 

fi 

tt 

1 

>i 

»» 

'i  1  '4 

eiserne  ocniauucu  .  . 

2  Kisten 

»1 

II 

Tmrkme  Farbe  ... 

4  Faß 

•i 

II 

O^O 

1  f%  f^iinii 

t* 

fl 

IAA 

\  erzinKic  eis.  iiai^ci 

1  Vi»n;rhl 

1      V  vloL-lll. 

it 

91 

oLinauDen  ..... 

9  Wictpn 
^  Ivlslvll 

if 

If 

tAQ 

(  1  rossen 

>• 

»• 

949 

O  *  A.  .  jAk 

0  oaiien 

tt 

ff 

OK/1 

350 

hisenwaren  .... 

1  Kiste 

t> 

II 

351 

1 

>i 

1' 

352 

Mützen  und  Muster  . 

1  * 

II 

II 

353 

GuBeiseme  Pumpen  u. 

u 

tl 

354 

Pumpenstangen  nebst 

tt 

II 

oOO 

dserne  ocnaniicrc  .  . 

1 

tt 

II 

oc^ 
OOO 

Verz.  btacneiaraniScii  . 

o  ouno 

tf 

n 

oO/ 

Naphthalin  ..... 

Taft 

tt 

n 

30ö 

Bindfaden  ..... 

1  rvisic 

»1 

II 

'jcn 

3oU 

bis.  bctiraubenscniussei 

II 

II 

ODO 

ocnieiistein€  tinfl  uc- 

II 

1 

tt 

OU  1 

OluInLIIIv.    C>|'<ii.Lli        •  * 

5  Faß 

tt 

II 

La  1  #\           1  \  AA  ■  1  T  1  L        1     1 1  Y  1^  L* 

riasciienzu^uiucKc  . 

1 

i  II 

t» 

tl 

ODO 

jwiciaiiene  Aimaiuren  . 

II 

tt 

OUT 

Hobel  mit  Eisen 

1 

tt 

fl 

365 

Eisenwaren  .... 

3  Kisten 

«1 

II 

366 

Handwerksgerät  .   .  . 

3  „ 

II 

tt 

367 

Eiserne  Rechen  .  .  . 

1  Kiste 

»1 

tl 

368 

Weiflblech  

1  ». 

tt 

n 

369 

Olaswaren,  Laternen  . 

1  Fafi 

tl 

II 

592 
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Nr.  der 
B«kanui- 

Art  d«r  Gfiter 

Zahl 
aer  oiucKe 

Absender 

bmp- 
pianger 

ciscinc  ocnraiiDcn  . 

1  l^ts** 

,    1  iMsie 

L/ieucriciiscn , 

IaKcph  Ar  l^n 

in  Kisutschon 

uraer 

371 

Eiserne  Farbenmflhlen 

1 

»1 

It 

372 

Äxte  '  . 

28  Kisten 

II 

It 

373 

Stiele  für  Heile 

2 

II 

>» 

374 

Petroleumkocher . 

1  Kiste 

It 

>i 

375 

FIflchsschiSuche  .  .  . 

I  « 

II 

It 

376 

Gummischeiben  .  .  . 

1  » 

ff 

II 

377 

Glaspapier  

2  Kisten 

II 

tl 

378 

Eisendraht  ..... 

7  Bund 

w 

»I 

379 

Eis.  Gardefobetileisteti 

1  Kiste 

t* 

II 

380 

Eisen*  und  Metsllwaren 

II 

n 

381 

F  i <;  p  n  -  1 1  MMfiinarwflf^fi 

l^iriCil     U»  lviv99lll|cW«llvll 

1 

*      k  * 

II 

tt 

'\R9 

0    K  1  et  o  n 

n 

»» 

OOO 

ranunicncn    *    •    .  . 

1  ivisie 

n 

It 

raiTiinicriciii  ruaci  uno 

rvdiaiwt^c       •     .     .  , 

II 

II 

385 

r^rptnp     PiiHpr  ii  ^pifp 

1 

*  tl 

II 

II 

386 

RIerh    Draht  iinri  /ink- 

waren    .  ,  ,  •  , 

6  Kisten 

tt 

II 

387 

Gummi  arabicum    «  . 

7  Fafi 

>t 

tl 

388 

Dextrin  ..,,». 

1  „ 

It 

tt 

389 

Faßhähne  .... 

1  Kiste 

It 

»» 

390 

3  Kisten 

It 

>i 

391 

0 

^  ff 

tl 

if 

392 

»» 

tt 

»» 

»1 

Fi<pnf1  r^ht 

It 

II 

395 

1  Fflfi  und 

3  Stücke 

n 

tl 

396 

n 

tt 

397 

Nieten  * 

8  Faß 

n 

tt 

398 

Asbest-  u.  Gummiwsren 

€  Kisten 

n 
1» 

»t 
»t 

399 

1  Kist» 

400 

Gußeisen  .... 

1 

*  tl 

n 

II 

401 

n 

II 

402 

1  Kist» 

tt 

» 

403 

Klosetts  11.  Wassereimer 

II 

tt 

404 

W'^üc^'Htici^hp  II  iipci^li  irr#» 
¥•  davIllloCIlC  U.vJCToLlllllC 

II 

II 

405 

\A/a<iflihf»rlcpn  ^niptr*»! 

und  Kasten    .  .  . 

1  Kiste 

tt 
II 

1* 
It 

W4 1  tl  1  ff  a/4  Am 

1 

*  M 

407 

6  Verschlag 

II 

II 

408 

Weiüe  Karten.   .   .  . 

1  Kiste 

M 

»» 

4109 

tl 

>» 

410 

Messingdrabt «  «  .  . 

4  II 

II 

II 
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Abschnitt  VI?«« 


PrisrngarlchtMiitaclieldiinoen:  nBawtry**. 


IS  r.  dop 
Hekanut- 

Art  der  GOtet 

zani 
der  Stflcke 

Absender 

Emp- 
pfänger 

4  4  4 

411 

•>  ■  

1  Kiste 

Ü!C(U'r;cnsen, 

Order 

jeuscii  oc  V'U. 

in  UlalllBCIIIIII 

Tr^n«;i^ft    Ci^bififie  u 

Ketten 

1 

*  • 

II 

413 

1 

* 

It 

414 

It             ,     .     »  . 

ü 

It 

415 

1  Ki<;te 

W 

II 

416 

i^iiiviii^ii     »    «     •     •  • 

m 

It 

417 

H^dtfW^nnen  n  liürstcn- 

1  Kiste 

M 

418 

Eisenwaren  .... 

5  Kisten 

II 

It 

419 

t«                                      •            •            •  • 

1  Fali 

1* 

420 

Laiiioenwaren . 

2  Kisten 

II 

»t 

421 

Hohlglas  

1  Kiste 

II 

It 

422 

Emaillee^eschirr  Eisen 

11  Kisten 

II 

t> 

423 

Petroleumöfen 

3  VerscUlap 

A 

II 

424 

Woll  wirkwaren 

1  Kiste 

}i 

425 

Stärke 

Kisten 

II 

426 

DfKMihiitnnitfr 
lü'Vadllllllllllld      >     •  « 

• 

It 

427 

Knkr><;A! 

10  Faß 

II 

1» 

428 

Sardinpn 

Kisten 

II 

II 

429 

Cocnac 

98  Kisten 

M 

II 

430 

»UV 

IVnll»  nnH  Roitimimll. 

VvUll*   UIIU  DilUHIWUll~ 

wiiivwatdl    «     •     .  • 

1  Kiste 

» 

*t 

431 

t  »f 

II 

II 

i  II 

II 

1» 

scnwarzDiecn  u.  ^ink- 

\v .III  n  .  ..... 

t  »t 

m 

»t 

434 

Schwarzblccfuvaren  .  . 

*  It 

n 

» 

40u 

^nwarzDiecn,  z.inK- 
waieu  uuQ  weivoiecn- 

'  »» 

II 

II 

A'XR. 

Risenwaron  .... 

^  »» 

II 

it- 

4o/ 

WeiiiDlechlaternen 
Messing-  tind  Eisen* 

1  M 

II 

n 

40ö 

Weißblechwaren  . 

*  Ii 

II 

1» 

weiDOiecniaternen  unu 

uioswaren  .... 

»  II 

II 

dieingui ,      vv  ciuiiiccM- 
Intfrnt'n  Sniccrclcrln'; 

und  Eisenblechwaren 

•  II 

II 

» 

441 

Handwerlisgerilte    .  . 

II 

II 

442 

Kristall-Glaswanner .  . 

2  Faß 

1« 

»» 

443 

Parfümerien  .... 

1  Kiste 

II 

1» 

444 

Lampenteile  .... 

8  Kisten 

It 

II 

445 

Bmaniegeschirr  a.  Eisen 

10  „ 

» 

l> 

594 
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Abschnitt  VI»* 


Nr.  d«»r 
B«ka;  -t- 
luacltiiuy 

Art  der  Gflter 

Zahl 
der  Stucke 

Absender 

Em  p- 
ptänger 

£anfiwas8er  unfl  Ftiaer 

1  Kiste 

Diederichsen, 

Jfbsefi  &  Co. 
in  Kiautschou 

Order 

AA.f 

Leacrwaren  .... 

1  ft 

» 

» 

oauinwoiiwaicn  ... 

1 

1  t» 

tt 

n 

i  A  11 

44» 

Ff  uerspritzen  .... 

n 

tt 

j4  Sin 

cmaiiiegescnirr  a.  c.isen- 

Kiefen 

» 

II 

401 

woiiwiiKwaren  ... 

1  Kiste 

tt 

t» 

■}.  J_ 

i\ocngcscnirr  .    ,    »  . 

1  »» 

tt 

t» 

453 

Eis.  Schnallen    .   .  . 

1  „ 

»» 

1» 

noizieisten  

1 

»» 

II 

455 

Kakaopulver  und  Re- 

kbmeartikel    .   .  . 

0    IJ*  •  j. 

3  Kisten 

» 

tt 

456 

Schrauben  

» 

tt 

457 

Cjuueiserne  Obtfrbalken- 
IUI  eil  una  Keiniguiigth 

lüren 

22 

tt 

tt 

458 

19 

tt 

II 

45Q 

)l          ldlCMUs(C  . 

c 

ö  >• 

II 

II 

wifliiiwttim  •    .    «    .  . 

1  ivisie 

tt 

tt 

bisciiwmcii»  .... 

1 

'  1» 

tt 

1» 

ti         .    ,    .    .  . 

tt 

»» 

TtV/iJ 

"  <>1^<»II  «.p.a. 

1 

1  ). 

tt 

1 

1» 

464 

L«OdlW4||di  .... 

9  ivisien 

tt 

1 

II 

465 

F  i  smaschifi^  n 

A    l>7IIIBBkllll(^4A  «... 

Q 

*  »» 

t» 

•f 

Crucnwflien  .... 

1  Kiste 

tt 

tt 
tt 

467 

it  .... 

1  rau 

tt 

468 

IJ  IE lloL V II ■         •         •  • 

0  (Msieii 

tt 

»♦ 

469 

I»                        .         .        ,  , 

1  IVISIC 

II 

II 

470 

TeDoichfeofOT 

■  Vp       L/ 1  VI  1  l^lf  K  J      •           »          •  » 

1 

'  w 

tt 

tt 

471 

Schleifsteine 

1 

1  » 

A 

tt 

472 

AM>l9wiJWalCll       ■      ■      .  • 

1 

tt 

tt 

473 

t»  .... 

1  Faß 

II 

II 

474 

•  *  • 

n  .... 

A  ivisteii 

tt 

W«|^V^II  ..*««• 

A 

*  »» 

tt 

» 

478 

»»   

tt 

tt 

477 

Verkunf  M/khciftrlfim 

Q  Knill 

tt 

»1 

47fl 

Ti^l^knh  Ansn  na  rat  a 
t  vi«|f  iiuiiiiuunaic  « 

.  A  ivisven 

II 

1» 

479 

Pufnn^n 

■    UtMUdI  ..... 

1 

1  i\istc 

» 

1» 

AHO 

1 

i  M 

i> 

»t 

II 

481 

»»  .... 

tt 

482 

Wringmaschinen .   .  . 

1  Kiste 

II 

»» 

409 

Eisenwaren  .... 

1  Fafl 

*» 

tt 

484 

Petroleumöfen    .  .  . 

3  Verschlag 

tt 

tt 

485 

Eisenwaren  .... 

24  Kisten 

tt 

tt 

486 

t»  .... 

2  „ 

II 

tt 

487 

»»  .... 

2  Faß 

II 

II 

695 
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Abschnitt  VI» 


Prisengerichtsentscheidungen:  „Bawtry". 


Nr.  der 

Zahl 

Absender 

Emp- 

p  f  ii  n   e  r 

Bokannt- 

machuriir 

Art  der  (jütcr 

der  Stücke 

488 

Parfümerien  .... 

1  Kiste 

Dii'dericiisen, 
Jebsen  &  Co. 

Order 

in  Ktautschou 

4S9 

Papierwäsclic  mit  Stoff- 

überzug und  Plakate 

2  Kisten 

II 

tt 

490 

Baumwolt-  und  Leinen- 

l  Kiste 

n 

n 

491 

1  M 

•> 

II 

492 

Anilinfarben  .... 

2  Kisten 

>f 

II 

493 

5  Faß 

n 

ff 

494 

Kalk  

1  Kiste 

n 

ff 

495 

Stahlfedern,  Mctall- 

spicgel  u.Drucksaclien 

1 

n 

ff 

496 

Drahtgeflecht  .... 

2  Rollen 

t* 

ff 

497 

Dezimalwagen    .  .  . 

2  Kisten 

n 

ff 

498 

Schreibpapier  .... 

3  „ 

M 

ff 

499 

Eis.  Schrauben   .    .  . 

1  Kiste 

u 

♦  > 

5ü0 

1  Faß 

l> 

II 

501 

1  Kiste 

t> 

ff 

502 

Stahl  

11  Kisten 

*l 

ff 

503 

Tischgeschirr  .    .  . 

1  Kiste 

H 

fi 

504 

Buchbinderp.ipicr    .  . 

8  Ballen 

»» 

II 

505 

Puder  und  Scliminke  . 

1  Kiste 

» 

•I 

506 

Zeichenpapier.  .  .  . 

1  » 

ff 

ff 

507 

Blei-  ti.  I'arbstifte,  färb. 
Kreide,  Drucksachen 

und  Plakate    .    .  . 

1 

l> 

II 

508 

Ölpapier  

l 

M 

ff 

509 

Ultramarinblau    .  .  . 

10  Kisten 

»• 

ff 

510 

1  Kiste 

ft 

ff 

511 

3  Kisten 

M 

ff 

512 

Geteerte  Hanftaue  .  . 

11  Rollen 

»» 

»1 

513 

Drahtgewebe  .... 

1  Kiste 

n 

ff 

514 

Kindenvagen  .... 

1  « 

n 

ff 

515 

Papierbeutel  .... 

1  M 

»1 

>i 

516 

Eis.  Geldschränke  .  . 

1 

II 

II 

517 

Emaillegeschirr  aus 

Püsenblech  .... 

10  Kisten 

» 

ff 

518 

Sclireibpapier  .... 

86  Ballen 

f« 

519 

Kochgeschirr  aus  Alumi- 

■ 

nium  

1  Kiste 

. 

ti 

tJ 

520 

SchrcibvitoiKsilien .    .  . 

1  « 

fr 

ff 

521 

Tischlcrwarcn,  Papier, 

Filze,  Farben  ;   .  . 

1 

ff 

>1 

522 

Matheni.  Instrumente, 

Winkel  u.  Reißscbien. 

1  „ 

f* 

ff 

523 

Gumniipiatten .    .    .  , 

1  „ 

»• 

t» 

524 

Spiral-Schläuche  .   .  . 

1 

II 

ff 

525 

Lampenwaren.  .  .  . 

8  Kisten 

ft 

ff 
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All  Uci  iJUICI 

Zahl 
der  Stücke 

Absender 

Emp- 
pfänger 

526 

4  Kisten 

Diederichsen, 

Order 

Jebsen  &  Co. 
in  Kiautschou 

527 

Tafelwagen  .... 

2  „ 

» 

n 

528 

Schreib-  und  Zeichen- 

1  Kiste 

n 

n 

529 

1  » 

»» 

n 

530 

Wollentuch    ,  .  .  . 

1  „ 

»» 

>» 

531 

1  » 

i> 

II 

532 

1  » 

f» 

t» 

533 

Glaswaren  

4  Kisten 

t» 

>t 

534 

Unterlegeschciben  .  . 

4  Faß 

1» 

1» 

535 

2  „ 

n 

>» 

536 

2  „ 

n 

%* 

537 

Eis.  Bettstellen  .    .  . 

12  Verschlag 

n 

w 

538 

Eis.  Waschständer  und 

Bettstellen  .... 

1 

»» 

II 

539 

28  Kisten 

>i 

»» 

540 

Krist  Zitronensäure 

1  FaS 

»* 

II 

541 

Wollwirk  waren    .   .  . 

1  Kiste 

»» 

•> 

542 

Eisenwaren  .... 

1  „ 

Ii 

543 

Drahtwaren  .... 

1  n 

II 

» 

544 

1 

1) 

II 

545 

Messingwaren,  Werk- 

zeug- und  Bettstellen 

1  » 

H 

I» 

546 

Messingblech  .... 

1 

n 

tt 

547 

Zinnplatten  .... 

2  Kisten 

n 

II 

548 

3 

n 

n 

549 

Packpapier  

10  Verschlag 

* 

H 

Reklamant:  Der  deutsche  Staats^mgc hörige  August  Müller, 
Prokurist  der  Firma  Diederichsen,  Jebsen  &  Co.  in  Shanghai, 
China. 

PrazeBvertr«t«r: Rechtsanwalt  Ishibashi  Tomokichi,  Na- 
gasaki» Togiyamachi  Nr.  41. 

Am  10.  Juli  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisensache, 
betreffend  Ladung  des  englischen  Dampfers  „hxvtey*',  welcher  am 
17.  Januar  1905  auf  34«  58'  nördlicher  Breite  und  130»  28'  Östlicher 
Länge  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Tokiwa"  aufgebracht  worden 

ist,  ein  Urteil  gefällt,  in  >xelchem  auf  Kinziehung  der  in  dem  dem 
Urteil  beigefügten  Verzeichnis  aufgeführten  Ladung  des  englischen 
Dampfers  „Bawtry''  erkannt  worden  ist. 
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Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Rekhinaiit,  Aui^ust  Müller,  durch 
den  Rechtsanvi  alt  IshibashiTomokichials  Prozeflvcrtretcr  die  Be- 
rufung eingelegt,  welche  im  Beisein  des  Staatsanwalts  Dr.  jur.  Ishi- 
watari  Binichi  beim  Oberprisengericht  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptberufungspunkte  des  Vertreters  der  Reklamation,  I  s  h  i  - 
bashtTomokichi,  und  deren  Begründung  sind  folgende : 

1.  Die  Staaten  des  europäischen  Kontinents  hätten  bis  heute  das 
Prinzip  verfolgt,  daß  nur  Güter,  welche  wirkliche  Kriegsgebrauchsartikel 
darstellten,  als  Kriegskonterbande  gölten,  und  daß  die  sogenannten 
relativen  KriegskonterbandtL^üttr  nicht  unter  dieselbe  zu  "-echnen  seien. 
Dies  Prinzip  sei  zur  Diirchtühriinu^  gekommen  in  dem  dänischen  I<rii;ij 
von  18Ü4,  dem  deutsch-französischen  Krie*::  \  on  1S70  und  dem  russisch- 
türkischen  Kriei,'  von  1877,  und  es  >ei  heute  eine  fest  bestimmte  R^rr  ^l 
des  Völkerrecht,  von  der  nur  das  englische  Prinzip  abweiche.  Dießem 
englischen  Prinzip  stünden  indes  viele  Ansichten  gegenüber.  So  udcle 
zum  Beispiel  Pereis,  daß  die  Rechte  der  Kriegführung  die  Rechte 
des  neutralen  Handels  unbillig  beschränkten.  Selbst  der  Vertreter  des 
englischen  Prinzips,  Holland,  sage,  daß 

Lebensmittel  und  Schiffst)aumaterialien,  wenn  sie  erwiesener- 
maßen an  die  Armee,  Marine  oder  nach  einer  Festung  des 
Feindes  befördert  würden,  nicht  unbedingt  eingezogen 
werden  durften.   Man  müsse  sich  darauf  beschränken,  das 
Vorkaufsrec  ht  auszuüben,  um  dem  Feind  die  Möglichkeit  zu 
nehmen,  die  Güter  anzukaufen. 
Diese  Ansicht  Hollands  sei  von  dem  gegenwärtigen  Recht  tnglands 
anerkannt.  .Xuch  die  Völkerrechtskonferenz  zu  Venedig  im  Jahre  1S'>6 
habe  in  ihrem  Artikel  1  das  Gebiet  der  Kriei^>konterhandet^iiter  :>t!'ikt 
auf  die  absolute   Konterbande   beschränkt  und  beschlossen,  daß  die 
relative  Konterbande  auszuschließen  sei.    Reklamant  meine,  daß  diese 
Ansichten  und  Beschlüsse  von  (ielehrten  und  Kongressen  hinreichend 
gewichtig  seien,  um  beachtet  werden  zu  müssen. 

Der  größte  Teil  der  Ladung  sei  Nichtkonterbande,  welche  aufier 
zu  friedlichen  Zwecken  keine  Verwendung  habe.  Freilich  befinde  sich 
'  auch  darunter  einige  sogenannte  relative  Kriegskonterbande,  welche  zu 
friedlichem  und  indirekt  auch  zu  kriegerischem  Gebrauch  dienen  könnte. 
Da  sie  aber  keine  absolute  Konterbande  sei,  so  müsse  sie  billiger- 
weise aus  den  vorstehenden  Gründen  freigegeben  werden. 

Selbst  wenn  er  sich  einmal  auf  das  englische  Prinzip  stelle,  sei 
Reklamant  der  Ansicht,  daß  die  japanische  Regierung  das  Vorkaufsrecht 
ausüben,  nicht  aber  unbedingte  Pänziehung  verfügen  dürfe. 
Das  Urteil  erster  Instanz  besage,  daß 

in  den  von  der  Kaiserlichen  Regieruni;  erlassenen  und  ver- 
öffentlichten Verordnungen  des  Marineministeriums  Nr.  1 
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vom  Jahre  1904  und  Nr.  1  \oni  Jahre  1905  cranz  klar  be- 
zeichnet sei,  welche  Güter  während  des  japanisch-russischen 
Krieges  als  Kriegskonterbande  behandelt  werden  sollten. 
Diese  Verordnungen  sden  von  dem  Marineministerium  indes  nur  zur 
Beachtung  für  sein  Ressort  erlassen.  Außerhalb  dieses  Ressorts  hätten 
sie  Icetne  bindende  Kraft  und  könnten  daher  nicht  als  völlcerrechtliche 
Normen  angesehen  werden. 

2.  Selbst  einmal  das  Gebiet  der  Konterbande  in  der  Weise  er- 
weitert, wie  es  das  Urteil  erster  Instanz  tue,  und  angenommen,  daß 
auch  bedingte  Konterbande  als  Kriegskonterbande  gelte,  so  sei  es  doch 
selbstverständlich,  daß  sich  die  Einziehung  auf  solche  Fälle  beschränke, 
wo  hinreichender  Beweis  für  die  Annahme  vorliege,  daß  die  Güter  zum 
(jebrauch  für  die  feindliche  Armee  oder  Marine  hätten  geliefert  werden 
sollen.  Im  vorheizenden  hall  könne  man  jedoch  nicht  den  geringsten 
Beuels  finden,  daß  die  Güter  für  den  feindlichen  Kriegsgebrauch  be- 
stimmt L,'cv;esen  seien. 

Das  Gericht  erster  Instanz  behaupte  freilich,  daß  die  Nägel,  der 
Eisendraht  usw.  zum  Bau  und  zur  Ausrüstung  der  feindlichen  Kriegs- 
und sonstigen  Schiffe  bestimmt  gewesen  seien.  Die  Annahme  finde 
jedoch  in  den  Akten  des  Falls  keinerlei  Unterstützung,  vielmehr  sei 
CS  daraus  klar,  daß  sie  für  Schiffe,  Häuser,  Werkstätten  und  Kranken- 
häuser bestimmt  gewesen  seien. 

Auch  sei  es  unzutreffend,  lediglich  daraus,  daß  Wladiwostok 
Feindesland  sei,  zu  schließen,  daß  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter, 
welche  Handelszwecken  dienten,  zum  Kriegsgebrauch  hätten  geliefert 
werden  sollen. 

Aus  diesen  Gründen  vtcrdc  Aufhebung;;  des  Urteils  erster  Instanz 
und  Freigabe  aller  dem  Rekhinumten  gehörigen,  auf  dem  Dampfer 
„Bawtry"  verschifften  Ciüter  beantragt. 

Die  Hauptpunkte  der  L>widerung  der  Staatsnnsxälte  beim  Prisen- 
ger'cht  zu  Sasebo,  Mizukami  Chojiro  und  Y  a  ni  am  o  t  ü  T  a  t- 
surokuro,  sind  folgende: 

1.  Sovceit  bezüglich  von  Kriegskonterbande  keine  vertraglichen 
Bestimmungen  vorlägen,  an  die  ein  Staat  gebunden  sei,  gehöre  es  zu 
den  Vorrechten  der  betreffenden  Regierungsgewalt,  zur  Kriegszeit  die 
bereits  bestehenden  Bestimmungen  sowohl  über  absolute  als  relative 
Konterbandegfiter  zu  erweitern  oder  einzuschränken.  Das  Völkerrecht 
halte  es  für  richtig,  bei  Beginn  des  Krieges  im  allgemeinen  die  für  den 
Krieg  zu  befolgenden  Regeln  zu  veröffentlichen  und  die  Kriegskonter- 
bandegüter festzustellen.  Auch  der  europäische  Kontinent  nehme  hierin 
keinen  anderen  Standpunkt  ein,  und  es  fehle  nicht  an  Beispielen,  wo 
in  dortitjen  Kriegen  Verordnungen  von  Marineministerien  erlassen  und 
die  Liste  der  Konterbande  vermehrt  oder  vermindert  worden  sei. 
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In  den  am  28.  Februar  vorigen  Jahres  von  der  russischen  Re- 
gierung für  den  japanisch-russischen  Krieg  veröffentlichten,  bei  der 
Kriegführung  zu  beobachtenden  Regeln  seien  in  der  Aufstellung  der 
als  Kriegskonterbande  zu  betrachtenden  Gegenstände  Brennholz  und 
Holzkohle,  Telegraphen-  und  Eisenbahnzubehör  aller  Art,  Waren  für  die 
Kiiegtührung  zu  Wasser  und  zu  Lande,  Reis  und  Lebensmitte!  klar  ge- 
nannt. Daraus  sei  es  klar,  daß  das  kontinentale  Friii/ip  ciie  Konter- 
bande nicht  unbedingt  auf  die  absolute  beschränke.  Überdies  sei  es 
schon  seit  dem  japanisrh-ehine^ischcn  Krieg  allen  Mcächten  bekannt, 
daß  Japan  sich  dem  englischen  Prinzip  angeschlobseii  habe,  und  die 
Liste  der  Konterbandegüter  sei  durch  Verordnung  des  Marineministeriums 
bekannt  gemacht  worden.  Daher  sei  der  Vorwurf,  das  Urteil  erster 
Instanz  entspreche  nicht  dem  kontinentalen  Prinzip,  unbegröndet 

Da  der  Reklamant  die  Verordnungen  oder  Verträge,  die  von  den 
Mächten  tatsächlich  ausgeführt  worden  seien,  als  Völkerrecht  anerkenne^ 
so  sei  die  Behauptung,  die  Verordnung  unseres  Marineministeriums 
habe  keine  Wirkung  außerhalb  des  Ressorts  desselben  und  «sei  daher 
keine  Bestimmung  des  Völkerrechts,  nicht  anzuerkennen. 

2.  Der  größte  Teil  der  auf  dem  Dampfer  „Bawtry"  verladenen, 
zur  Verhandlung  stehenden  Güter  sei  Kriegskonterbande.  Der  Be- 
stimmungsort sei  Wladiwostok,  Rußlands  einziger  Kriegshafen  im  Osten 
und  die  liauptetappenbasis  für  seine  Armee  und  Marine.  Der  Ab- 
sender sei  die  Firma  Jebsen  Co.,  welche  auch  Ladungseigentümer  des- 
,A^eteran"  ^)  gewesen  sei,  der  die  Blockade  von  Port  Arthur  gebrochen 
habe.  Der  Lniplanger  sei  die  mit  der  russischen  Regierung  als  identisch 
zu  betrachtende  russisch-chinesische  Bank.  Danach  stehe  es  außer 
Zweifel,  daß  die  Gäter  nach  Ankunft  sofort  zum  Gebrauch  für  Armee 
und  Marine  zu  liefern  gewesen  und.  daher  Konterbande  seien. 

Der  Reklamant  tadele  das  Urteil  erster  Instanz  dafür,  daß  un- 
zutreffenderweise  Nägel  und  Eisendraht  als  Material  zum  Bau  und  zur 
Ausrüstung  von  Kriegs-  und  anderen  Schiffen  angesehen  worden  seien. 
Es  sei  aber  auf  einen  Blick  offenbar,  daß  die  hier  in  Frage  stehenden 
Nägel  nach  ihrer  Form  und  Stärke  Material  zum  Bau  von  Kriegs-  und 
anderen  Schiffen  seien.  Der  Eisendraht  sei  nicht  als  solches  betrachtet 
worden. 

Aus  diesen  Gründen  sei  das  Urteil  erster  Instanz  wohlbegründet 

und  die  Berufung  abzuweisen. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  «a'e  folgt,  begründet: 

1.  Da  der  Bestimmungsort  de>  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes 

VC'ladiwostok  ist.  so  ist  es  klar,  daß  die  unter  der  Ladung  befindlichen 

Waffen  und  Materialien  für  Bau  und  Ausrüstung  von  Kriegs-  und 

anderen  Schiffen  Kriegskonterbande  sind. 

^)  VI  24a  und  c 
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Es  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Ru&iands  wichtigster  Kriegs- 
hafen ist.  Seit  dem  Krieg  mit  Japan  hat  Rußland  es  zum  Stutzpunkt 

för  seine  Kriegsflotte  und  Hauptetappenort  gemacht.  Ks  hat  dort  in 
ausgedehntem  Maße  Waffen,  Lebensmittel,  Kohle  und  soIl^tiL:e  Kriegs- 
bedarfsartikel aufiiespeichcrl.  Der  c^evföhnliche  Handelsverkehr  nach 
dort  hat  fast  ganz  aufi^t'hört.  Daher  müssen  auch  die  unter  der  zur 
Verhandlung^  stehenden  Ladung  befindlichen  Lebensmittel,  Getränke  und 
Pferdegeschirr  als  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  bestimmt  angeschen 
\i  erden,  und  es  ist  außer  Zweifel,  daß  sie  nach  den  Bestimmungen 
und  der  Praxis  des  Völkerrechts  Kriegskontet  bände  sind. 

2.  Fs  ist  völkerrechtliches  Prinzip,  daß  Konterbande  schlechthin  ein- 
gezogen u erden  kann.  Der  von  deni  l^eklatnanten  s^'eltendge machte 
Vorkauf  ist  nur  ausgeführt  wurden,  besondere  vertragliche  Ab- 
machungen vtH'liegen.  Im  übrigen  findet  er  sich  in  Theorie  und  Praxis 
nur  vereinzelt.  Keinenfalls  kann  er  jedoch  als  vdlkerrechtliche  Regel 
anerkannt  werden. 

Unter  den  zur  Verhandlung  stehenden  Oßtem  t>efinden  sich  freilich 
solche,  die  nicht  zur  Kriegskonterbande  gehören,  da  sie  aber  Ladung: 
des  Eigentumers  der  Konterbande  auf  demselben  Schiff  sind,  so  erkennt 
das  Völkerrecht  an,  daß  sie  mit  dieser  zusammen  eingezogen  werden 
können,  und  das  Oberprisengericht  ist  der  Ansicht,  daß  dies  den  Ver» 
hältnissen  gerecht  wird. 

Da  aus  den  obigen  Gründen  das  Urteil  erster  Instanz  auf  Ein- 
ziehung der  zur  Verhandlung  stehenden  O fiter  durchaus  zutreffend 
ist,  so  erübrigt  es  sich,  auf  die  einzelnen  Berufungspunkte  noch  be- 
sonders einzugehen. 

Es  wird  daher,  \x'ie  folL,d,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  30.  November  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Der  österreichische  Staatsangehörige  Hermana' 
Kobritz,  Shanghai,  China,  Quinsan  üardens  Nr.  17. 

Prozeß  Vertreter:  Rechtsanwalt  Ishibashi  Tomoki  chi,  Na- 
gasaki, Togiyamachi  Nr.  14. 

In  der  Prisensache,  betreffend  Ladung  des  englischen.  Dampfers 
„Bawtry"  wird,  wie  folgt,  entschieden : 


Ab:ichnia  VI»< 


PrisengenchUentscheidungen :  „Bawtry . 


U  rteilsform  eh 

13 ie  in  dem  beigefügten  Verzeichnis  aufgeführten  Güter  werden 
sämtlich  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  Oüter,  weiche  in  Kiautschou  in 
China  auf  dem  Dampfer  „Ba\\  tr\"  verladen  waren  und  am  14.  Januar 
1905  den  trenannten  Hafen  mit  Bestitiimimi^  nach  Wladi\x ostolc  ver- 
ließen, w  urden  am  17,  Januar.  1  Uhr  15  Minuten  nachmittags  auf  offener 
See  in  34 "  58  '  nordliciier  Breite  imd  l^O«  28  '  öslhcher  Länge  zusammen 
mit  dem  genannten  Dampfer,  weit  her  unter  dem  Verdacht  stand.  Kriegs- 
konterbande  zu  führen,  von  dem  Kaiserlich  Japanischen  Kriegsschiff 
„Tokiwa"  aufgebracht. 

Diese  lat^athen  werden  bevtiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Vertreters  des  Kommandanten  der  „Tokiwa",  Kapitänleutnants  T  o  r  i  - 
zaki  Yasuzo,  die  VemehmungsprotokoUe  des  Kapitäns  der  „ßawtry", 
Harry  Ratcliff  Shotton,  und  des  Supercargo  Otto  Meier,  das 
Schiffszertifikat  des  genannten  Schiffes,  das  Deckjournal,  den  Charter- 
vertrag, die  Konnossemente  und  das  Ladungsverzeichnis. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation 
sind  folgende: 

1.  Die  meisten  Stücke  der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  seien 
solche,  welche  nur  in  Friedenszeiten  gebraucht  würden  und  seien  keine 
Kriegskontert)ande.  Wenn  auch  einige  Guter  vorhanden  seien,  welche 
indirekt  für  Kriegszwecke  verwendbar  seien,  also  sogenannte  relative 

Kriegskonterbande,  so  diene  doch  keins  von  ihnen  direkt  für  Kriegsz>x  ecke 
und  keins  sei  demnach  sogenannte  absolute  Kriegskonterbande.  Nun 
hätten  aber  die  Staaten  des  europäischen  Kontinents  bis  heute  das  Prinzip 
anerkannt,  daß  nur  Oüter,  uelche  vtirkliche  Kriegsgebrauchsartike!  dar- 
stellten, als  Kriegskonterbande  gälten,  und  daR  die  sogenannten  relativen 
Kriegskonterbandegüter  nicht  unter  die>elbe  zu  rechnen  seien.  Dies 
Prinzip  sei  zur  DurchführunL;  gekummcii  in  dem  dänischen  Kriege  von 
1864.  dem  deutsch-franzö>ischen  Kriege  von  1870  und  dem  russisch- 
türkischen  Kriege  von  1677,  und  es  sei  heute  eine  lest  bestimmte  Regel 
<les  Völkerrechts,  von  der  nur  das  t  ni;li>che  Prinzip  abweiche.  Auch  die 
Völkerrechtskonferenz  zu  Venedig  im  Jahre  1896  habe  in  ihrem  Ar- 
tikel 1  das -Gebiet  der  Kriegskonterbandegüter  strikt  auf  die  absolute 
Kriegskonterbande  beschränkt  und  beschlossen,  daß  die  relative  Kriegs- 
Jconterbande  auszuschließen  sei.  Der  Reklamant  sei  der  Ansicht,  daß 
diese  Meinung  von  Gelehrten  und  Kongressen  hinreichend  ge^tichtig 
sei  und  beachtet  werden  müsse.  In  unserer  Prisenordnung  ^)  sei  aller- 
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dings  im  §  14  die  relative  Kriegskonterbande  anerkannt,  aber  da  die 
Verordnung  nur  eine  für  unsere  Marineoffiziere  erlassene  Instruktion 
sei,  so  habe  sie  nicht  die  Kraft  einer  völkerrechtlichen  Regel.  Daher 
könnten  auch  die  unter  der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung  be- 
findlichen rel;iti\en   Kriei^fskonterbandenfüter  nicht  cinn^ezofren  'xerden. 

2.  Selbst  wenn  man  zugebe,  daß  auch  relative  Kriegskonterbande 
eingezogen  Nxcrden  könne,  so  beschränke  si'-h  das  doch  lediglich  auf 
solche  halle,  vto  es  ausrei'  heiul  bewiesen  sei,  daß  diese  Güter  für  den 
Gebrauch  von  Heer  oder  Marine  des  Feindes  bestimmt  seien.  Für  die 
zur  Verhandlung  stehenden  Güter  sei  aber  auch  nicht  die  geringste 
.Spur  eines  solchen  Beweises  vorhanden,  und  lediglich  aus  der  Tatsache, 
daß  Wladiwostok  feindliches  Gebiet  sei,  eine  derartige  Vermutung  ab- 
zuleiten und  auf  Grund  dieser  die  Bestimmung  der  Güter  für  den  Kriegs- 
gebrauch als  erwiesen  zu  erachten,  sei  ungerechtfertigt. 

3.  Da  die  Güter  neutral  seien,  so  unterlägen  sie  nicht  der  Weg- 
nahme. Selbst  aber  angenommen,  sie  seien  feindliche  Güter,  so  müßten 
sie  nach  Artikel  3  der  Pariser  Deklaration,  weil  sie  nicht  Konterbande 
seien,  freigelassen  werden. 

Ans  diesen  Gründen  werde  eine  Entscheidung  auf  Freilassung  der 
Güter  beantragt. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  Folgende: 

Die  unter  der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung  hetindlichen 
Lebensmittel,  Getränke,  Eisenbahnbauniaterialien,  Scliiltsbau-  und  Aus- 
rüstungsgegenständc  seien,  weil  sie  nach  Wladiwostok,  dem  Hauptstütz- 
punkt der  feindlichen  Streitmacht,  verschitft  seien,  und  es  nach  .Aussage 
des  Kapitäns  aufler  Zweifel  stehe,  daß  der  Empfänger  der  Ladung  die 
russisch-chinesische  Bank  sei,  für  den  Kriegsgebrauch  des  Feindes  be- 
stimmt und  folglich  Kriegskonterbande.  Daher  seien  sie  einzuziehen. 
Was  ferner  die  unter  der  Ladung  befindlichen  Güter  angehe,  die  nicht 
Kriegskonterbande  seien,  so  müßten  sie,  weil  dem  Eigentümer  der  Kriegs- 
konterbandegüter gehörig,  mit  diesen  zusammen  eingezogen  werden. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

In  den  von  der  Kaiserlichen  Regierung  erlassenen  und  ver- 
öffentlichten Verordnungen  des  Manneministeriums  Xr.  1  vom  Jahre 
1904  2)  und  Nr.  1  vom  Jahre  1905^)  i^t  ganz  klar  bezeichnet,  weiche 
Güter  während  des  japanisch-russischen  Krieges  ab  KriegskoiUerbaniie 
behandelt  xuerden  sollen.  Der  ProzelU  ertreter  behauptet  unter  An- 
führung einiger  kontinentaler  europäischer  Präcedenzen  und  Meinungen 
von  Gelehrten,  daß  der  Begritt  der  Kriegskonterbande  sich  lediglich  auf 
direkt  zum  Kriegsgebrauch  bestimmte  Güter  beschränke.  Es  ist  aber 
nach  engtischen  und  amerikanischen  Beispielen,  sowie  wissenschaftlichen 
Ansichten  des  europäischen  Kontinents  ebenso  klar,  daß  diese  die  Eigen- 

*)  II.  —  •)  III. 
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Schaft  von  Gütern  als  Kriegskonterbande  nicht  unbedingt  danach  be- 
grenzen, ob  sie  direkt  zum  Kriegsgebrauch  dienen  oder  nicht.  Da  der 
Standpunkt  darin,  welche  Guter  unter  die  Kriegskonterbande  fallen,  der- 
gestalt in  den  verschiedenen  Staaten  variiert,  so  kann  der  Behauptung  des 

Prozeßvertreters  nicht  beigepflichtet  >3terden. 

Was  die  in  dem  beigefügten  Verzeichnis  auf^cfülirten  Güter  an- 
geht, so  sind  dieselben  von  dem  Verschiffer,  nämlich  dem  Heklamanten, 
„an  Order"  nach  Wkidi\x  ostok  verschifft  worden. 

Unter  diesen  Gütern  sind 

Nr.  1,  13  bis  17.  24,  UÜ,  113,  122,127  bis  129,  134 
Lebensmittel  und  Getränke,*) 

Nr.  2  bis  10 
Eisenbahnbaumateriatien,  ^) 

Nr.  19,  22,  58,  95  bis  97,  245,  252,  253 
Bau-  und  Ausrustungsgegenstlnde  für  Kriegs-  und  andere  Schiffe. 

Da  der  Bestimmungshafen  dieser  Guter  Wladiwostok,  der  einzige 
Kriegshafen  Rußlands  im  fernen  Osten  ist  und  da  nach  Aussage  des 
Kapitäns  der  Empfänger  wahrscheinlich  die  russisch-chinesicbe  Bank  ist, 
es  demnach  klar  ist,  dafi  dieselben  für  den  Kriegsgebrauch  des  Feindes 
bestimmt  gewesen  sind,  so  müssen  dieselben  als  Kriegskonterbande  an- 
gesehen werden. 

Was  die  übrigen  Güter  angeht,  so  sind  sie  zwar  keine  Kriegs- 
konterbande, sie  gehören  aber  alle  dem  Eigentümer  der  oben  angeführten 
Knegskonterbande.  Daher  sind  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter, 
weil  sie  Kriegskonterbande  sind,  beziehungsweise  demselben  Eigentümer 
gehören,  einzuziehen.^) 

Die  übrigen  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation  bedürfen 
keiner  Krörterunj:^. 

Es  wird  daher  \xie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  10.  Juli  1905  Im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  Vamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


«)  n.  Ziffer  2.  —  *j  IL  Ziffer  1.  -  «)  V.  §  43. 
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Veneichnls  der  aaf  dem  Dampfer  »Bawtry«  verschifften  Oftter. 


Nr.  dvr 

BftlCAflllt^ 

Art  A^r  riflt^r 

Zahl 
der  Stocke 



Emp- 
fänger 

1 

• 

Weizenmehl  .... 

7540  Sack 

Hermann  Ko- 
brit/,  Shanghai 

Order 

2 

Eisenbahnschienen  .  . 

07U  otQCK 

»» 

»» 

3 

Fischplatten  .... 

1340 

»» 

»» 

4 

Zubehör   

4  Kisten 

»» 

»» 

5 

Räder  und  Achsen  .  . 

4  „ 

»' 

AchsenbQchsen  .   .  . 

2  „ 

'» 

7 

mm  

4  „ 

»» 

*' 

8 

t    *       A  All 

Untergestelle  .... 

* 

4  „ 

»» 

9 

Zungenweicfaen  .   .  . 

6  Stuck 

« 

»» 

" 

10 

»1  ... 

12  „ 

»• 

»• 

11 

Streichhölzer  .  .  «  . 

60  Kisten 

»» 

M 

12 

»»  «... 

90  „ 

»» 

»» 

13 

Schwarzer  Tee  .  .  . 

223  „ 

»» 

»► 

14 

»1        1*    •  •  • 

37  „ 

" 

•> 

15 

»»        >»    •  •  • 

525  „ 

»• 

" 

16 

»»                     !♦           •       •  • 

85  „ 

M 

17 

M                     1»           •        •  • 

5  „ 

»» 

18 

SchmirgelrJder   .   .  . 

1     1^  •  Ä. 

1  Kiste 

»» 

19 

14  Köllen 

»' 

20 

Ol  zum  Emschmieren . 

42  Kirten 

21 

1  Ballen 

22 

Trossen   

101  Rollen 

23 

rcnstcrschciben  .    .  . 

116  Kisten 

" 

24 

Reis  

2900  Säcke 

'» 

53 

4         <^*_A  - 

1  Kiste 

>» 

»» 

54 

»' 

»• 

55 

1  >          •  .... 

295  Kisten 

»» 

» 

58 

Eisenplatten  .... 

30  Stück 

59 

u  .... 

19  Bund 

„ 

60 

Schwarze  SUhipiatten  . 

153  „ 

» 

»» 

61 

Galv,  Zinnplatten    .  . 

250  „ 

»» 

€2 

Oalv.  Eisenplalten  .  . 

17 

»» 

n 

95 

110  „ 

»• 

»» 

96 

Eisenn9gel  .... 

100  Fafi 

♦» 

»» 

97 

it           ^       •      «      •  « 

122  „ 

»» 

98 
91) 

Spiegel  

23  Stuck 
2  Kisten 

100 

160  Faß 

101 

Streichhölzer  .... 

309  Kisten 

102 

Zeichenfedern     .    .  . 

1  Kiste 

103 

Schreibmaschinen   ,  . 

3  Kisten 

104 

Buchbinderwaren    .  . 

l  Kiste 

105 

Waschpulver  .... 

1  „ 

106 

Löschpapier  .... 

1  „ 

605 
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f^r .  '  1  i' 
Ui'kivinit- 
mactiuug 

Art  der  Güter 

Zahl 
der  Stücke 

Absender 

III  p  ' 

f 3n  gc  r 

in? 

ing«  rspici     .    .    •  • 

Hprmflnn  Krt- 

Oider 

britz.  Shaiwhai 

PiitynnmaHp 

1  » 

\ 

m 

■  ii|/id 

* 

110 

Rum 

n  Kisten 

1 1 1 

J  J  i 

Zifftrren  .... 

1  Kiste 

112 

Seife  

öO  Kisten 

1 1*^ 

1  r>  "sack 

I** 

58  Kisten 

123 

Seile . 

12 

1 

5  « 

* 

19S 

6 

* 

127 

Sardinen 

2 

* 

128 

»1                     *        «        *        ■  « 

5 

12Q 

Butter 

3 

50  Sack 

* 

* 

Verz.  Wellblech 

160  Bund 

239 

1»                        J»  ... 

640 

* 

940 

•  t                        tt  ... 

323 

241 

1»                         »»  ... 

161 

IUI 

242 

filflttps  VBT7  Fi<ipnhlprh 

200 

«TV 

.... 

176 

* 

944 

1»  .... 

160 

• 

* 

»»  .... 

nfiO  Stück 

246 

wviiwai^vd  oiaiiiuivvii 

Unter  XJUllU 

* 

247 

»»                    >i  • 

537 

* 

248 

i>                    II  • 

266  „ 

24Q 

CloCJlU  Li.ll  .... 

380  „ 

OLIIWdl^Co  OldlllUICtll 

165 

* 

251 

.38  „ 

252 

Eisenblech  .... 

100  Slfick 

• 

• 

253 

>i  .... 

35  „ 

254 

Stahlblech  

366 

255 

Schwarzes  Stahlblech  . 

263  Bund 

256 

>»             >»  • 

182  „ 

257 

Eisernes  Dachblech  . 

198 
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Reklaimmt:  Der  österreichisch«  Staatsangehörige  Hermann 
Kobritz  in  Shanghai,  China,  Quinsan  Qardens  Nr.  17. 

ProzeBvertreter: Rechtsanwalt  Ishibashi  Tomokichi,  Na- 
gasaki,  Togiyamachi  Nr.  41. 

Am  10.  Juli  1905  i-at  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
sache, betreffend  Ladung  des  englischen  Dampfers  „Bawtry"»  welcher 
am  17.  Januar  1905  auf  34«  58'  nördlicher  Breite  und  l'JO«  28'  öst- 
licher Länge  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  ,,Tokiwa"  aufgebracht 
worden  ist,  ein  Urteil  L^efällt,  in  welchem  auf  Einziehung  der  in  dem 
dem  l'rtcil  beigefügten  Verzeichnis  aufgeführten  Ladung  des  englischen 
Dampfers  „Bavitry"  erkannt  worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  h  it  der  Reklamant,  Hermann  Kobritz, 
durch  den  Rccht>nn\'^'nlt  Ishibashi  T  o  m  o  k  i  c  h  i  als  Prozeßvertreter 
die  Berufung  eingelegt,  welche  itn  Beisein  des  Staatsanwalts  Dr.  jur. 
Ishiwatari  Binichi  beim  Oberpriseni^ericht  i^^eprüft  worden  ist. 

Die  Hauptberuf im.crspunkte  cies  Vertreter>  der  Reklamation,  ishi- 
bashi T  o  m  o  k  i  c  h  i ,  und  deren  Begründun sind  folgende : 

1.  Die  Staaten  des  europäischen  Kontinents  hätten  bis  heute  das 
Prinzip  verfüle^t.  daß  nur  Güter,  welche  wirklich  Krieg^gebrauchsartikel 
darstellten,  als  Krieg^konterbande  gölten,  und  daÜ  die  sogenannten 
relativen  Kriegskonterbandegüter  nicht  unter  dieselbe  zu  rechnen  seien. 
Dies  Prinzip  sei  zur  Durchführung  gekuuinicn  in  dem  dänischen  Kriege 
von  1864,  dem  deutsch-französischen  Kriege  von  1870  und  dem  russisch- 
türkischen  Kriege  von  1877,  und  es  sei  heute  eine  fest  bestimmte  Regel 
des  Völkerrechts,  von  der  nur  das  englische  Prinzip  abweiche.  Diesem 
englischen  Prinzip  stünden  indes  viele  Ansichten  gegenüber.  So  tadele 
zum  Beispiel  Pereis,  daß  die  Rechte  der  Kriegführung  die  Rechte 
des  neutralen  Handels  unbillig  beschrankten.  Selbst  der  Vertreter  des 
englischen  Prinzips,  Holland,  sage,  dafi 

Lebensmittel  und  Schiffsbaumaterialien,  wenn  sie  erwiesener-  . 

maßen  an  die  Armee,  Marine  oder  nach  einer  Festung  des 
Feindes  befördert  würden,  nicht  unbedingt  eingezogen 
werden  dürften.  Man  müsse  sich  darauf  beschränken,  das 
Vorkaiifsrecht  auszuüben,  und  dem  Feind  die  Möglichkeit 
zu  nehmen,  die  Güter  anzukaufen. 

Diese  Ansicht  Hollands  sei  von  dem  gegenwärtigen  Recht  Englands 
anerkannt.  .Auch  die  Völkerrechtskonferenz  zu  Venedig  im  Jahre  1806 
habe  in  ihrem  .Artikel  1  das  Gebiet  der  Kriegskonterbandegüler  strikt 
auf  die  absolute  Konterbande  beschrankt  und  beschlossen,  daß  die 
relative  Konterbande  aus/uschließen  sei.  Reklamant  meine,  daß  diese 
Ansichten  und  Beschlüsse  von  Gelehrten  und  Kongressen  hinreichend 
gewichtig  seien,  um  beachtet  werden  zu  müssen. 
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Der  größte  Teil  der  Ladung  sei  Nichtkonterbande,  welche  außer 
zu  friedlichen  Zwecken  keine  Verwendung  habe.  Freilich  befinde  sich 
darunter  auch  einige  sogenannte  relative  Kriegskonterbande,  welche  zu 
friedlichem  und  indirekt  auch  zu  kriegerischem  Gebrauch  dienen  könnte. 
Da  sie  aber  keine  absolute  Konterbande  sei,  müsse  sie  billigerweise 
.aus  den  vorstehenden  Gründen  freigegeben  w^den. 

Selbst  wenn  er  sich  einmal  auf  das  englische  Prinzip  stelle,  sei 
Reklamant  der  Ansicht,  daß  die  japanische  Regierung  das  Vorkaufsrecht 
.ausüben,  nicht  aber  unbedingte  Einziehung  verfügen  dürfe. 

Das  Urteil  erster  Instanz  besage,  daß 

in  den  von  der  Kaiserlichen  Regierung  erlassenen  und  ver- 
öffentlichten Verordnungen  des  NViriiu  niinisteriums  Nr.  1 
vom  Jahre  19U4  und  Nr.  1  vom  Jaiire  1^05  ganz  klar  be- 

/'t'irhnet  sei,  Nx  t'lrhe  Oüter  \x-ährend  des  iipnni>^rh-ru<>isrheil 
Krieges  als  Kriegskonlerbande  behandelt  uerden  sollten. 

Diese  X'crordnungen  seien  von  dem  Marineministerium  indes  nur  zur 
Beachtung  für  sein  Ressort  erlassen.   Außerhalb  dieses  Ressort'^  hätten 
sie  keine  bindende  Kraft  und  könnten  daher  nicht  als  völkerrechtliche 
»    Normen  angesehen  werden. 

2.  Selbst  einmal  das  Gebiet  der  Konterbande  in  der  Weise  er- 
vt  eitert,  wie  es  d  is  l  'rtei!  erster  Instanz  tue,  und  angenommen,  daß 
auch  hetlingte  Konterbande  als  Kriegskonterbande  gelte,  so  sei  es  doch 
Sflbst\ iistäiidlich.  daI5  ^ich  die  l.iii/iehung  auf  solche  Fälle  beschränke, 
wo  hinreichender  Beweis  für  die  Annahme  vorliege,  daß  die  Oüter  zum 
Oebrauch  für  die  feindliche  Armee  oder  Marine  halten  geliefert  werden 
sollen.  Iii!  vorliegenden  Fall  könne  man  jedoch  nicht  den  geringsten 
Beweis  finden,  daß  die  Guter  für  den  feindlichen  Kriegsgebrauch  be- 
stimmt gewesen  seien. 

Das  üericht  erster  Instanz  behaupte  freilich,  daß  die  Näi^el,  der 
hiseadraht  usw.  zum  Material  zum  Bau  und  zur  Ausrilj.lung  von  leind- 
lichen  Kriegsschiffen ,")  bestimmt  gewesen  seien.  Die  Annahme  finde 
jedoch  in  den  Akten  äcs  Falls  keinerlei  Unterstützung,  vielmehr  sei  es 
daraus  klar,  daß  sie  für  Schiffe,  Häuser,  Werkstätten  und  Krankenhäuser 
bestimmt  gewesen  seien. 

Auch  sei  es  unzutreffend,  lediglich  daraus,  daß  Wladiwostok 
Feindesland  sei,  zu  schließen,  daß  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter, 
welche  Handelszwecken  dienten,  zum  Kriegsgebrauch  hätten  geliefert 
werden  sollen. 

^)  Das  Ufteil  Cf$ter  Instanz  gebraucht  hier  den  im  §  14  der  Seeprisenordnung 
(V)  erscheinenden  Ausdruck,  welcher  nicht  nur  Kriegsschiffe  bezeichnet,  sondern  .Kriegs- 
schiffe und  Schiffe*,  ahn  Schiffe  sdilcrhthln  bedeutet.  Der  Rechtsanwalt  hat  diesen 
Ausdruck  so  verstanden,  als  ob  er  nur  Kriegsscltiffe  umfasse.  * 
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Aus  diesen  OrQnden  werde  Aufhebung  des  Urteils  erster  Instanz 
und  Freigabe  aller  dem  Reklamanten  gehörigen,  auf  dem  Dampfer 
„Bavtry"  verschifften  Guter  beantragt. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  der  Staatsanwälte  beim  Prisen- 
gericht zu  Sasebo,  Mizukami  Chojiro  und  Yamamoto  Tat- 
surokuro,  sind  folgende: 

1.  Es  sei  das  Vorrecht  der  Regierungsgewalt,  zu  bestimmen,  was 
im  Kriege,  gleichgültig  ob  absolut  oder  relativ,  als  Konterbande  gelten 
solle.  Das  Völkerrecht  halte  es  für  richtig,  bei  Beginn  des  Kriegs  im 
allgemeinen  die  für  den  Krieg  zu  treffenden  Regeln  zu  veröffentlichen 
und  die  Kriegskonterbandegüter  festzustellen.  Auch  auf  dem  euro- 
päischen Kontinent  mangele  es  nicht  an  solchen  Betspielen. 

In  den  nm  JS.  Februar  vorigen  Jahres  von  der  russischen  Re- 
^ierims^  vcrofk  ritlit  htt  ii,  tür  den  Krieg  mit  Japan  zu  befolgenden  Regeln 
seien  in  der  AiifstcIluntT  der  .ils  Konterbnndc  zu  bctnrhtenden  Gegen- 
st.inde  Birnnhölz  und  I  iolzkohle,  Telephon-,  I elet^rapheri-  und  Eisen- 
halui/ubeliör  aller  Art,  Reis  und  Lebensmittel  klar  (,^enannt.  nenmach  be- 
schränke das  kontinentale  I^riii/ip  die  Konterbande  nicht  unbi'dingt  auf 
die  absolute.  Was  insbesondere  den  Punkt  angehe,  daß  die  Regierungs- 
gewalt das  Vorrecht  habe,  das  Gebiet  der  Kriegskonterbande  zu  be- 
grenzen, so  könne  die  Argumentation  des  Reklamanten,  daß  die  dies- 
bezügliche Verordnung  unseres  Marineministeriums  auBerhatb  dieses 
Res&orts  keinerlei  Wirkung  habe,  völkerrechtlich  keine  Anerkennung 
ünden. 

2,  Der  größte  Teil  der  auf  dem  Dampfer  „Bawtry"  verladenen, 
2ur  Verhandlung  stehenden  Güter  sei  Kriegskonterbande.  Der  Be- 
stimmungsort sei  Wladiwostok,  Rußlands  einziger  Kriegshafen  im  Osten 
und  sein  Hauptflottenstützpunkt.  Des  Anscheins  wegen  >ei  der 
Empfänger  auf  Order  gestellt.  Es  ergebe  sich  aber  aus  der  Aussage 
des  Kapitäns,  daß  tatsächlich  die  einer  russischen  Behörde  gleich- 
zustellende russisch-chinesische  Bank  der  Empfänger  sei.  Danach  liege 
es  auf  der  Hand,  daß  die  ganze  Ladung  für  den  teind liehen  Kriegs- 
gehraiich  halte  geliefert  werden  sollen  und  demnach  selbstverständlich 
Kriegskonterbande  sei. 

Der  Reklamant  tadele  das  Urteil  erster  ln>tanz  dafür,  daß  es  un- 
/utreffendervceise  Nägel  und  tisendraht  als  Materia!  zum  Bau  und  zur 
Ausrüstung  von  Kriegsschiffen  angesehen  habe.  Ln  >ei  aber  auf  einen 
Blick  offenbar,  daß  die  hier  in  Lragc  stehenden  Nägel  Material  zum  Bau 
und  zur  Ausrüstung  von  Kriegs-  und  anderen  Schiffen  seien.  Der  Eisen- 
draht sei  nicht  als  solches  erachtet  worden. 

Demnach  sei  die  Berufung  unbegründet  und  abzuvxeisen. 
Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
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Da  der  Bestimmungsort  der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter 
Wladiwostok  ist,  so  ist  es  klar,  dafi  die  Materialien  fflr  Bau  und  Aus- 
rüstung von  Kriegs-  und  anderen  Schiffen  Kriegskontert>ande  sind. 

Es  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegshafen 
ist.  Seit  dem  Kriege  mit  Japan  hat  Rußland  es  zum  Stutzpunkt  für  seine 
Kriegsflotte  und  Hauptftappenort  gemacht.  Es  hat  dort  in  ausgedehntem 
Maße  Waffen,  Lebensmittel,  Kohle  und  sonstige  Kriegsbedarfsartikel  auf- 
gespeichert. Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  nach  dort  hat  fast  ganz 
aufgehört.  Daher  müssen  auch  die  unter  der  zur  Verhandlung  stcht-nden 
I.adimfy  befindlichen  Lebensmittel.  Getränke  und  Fisenbjhnbau- 
nintcrialit-n  nis  für  den  riLvsischcn  Kriegsgebrauch  bestimmt  angesehen 
ucrdcii,  und  es  ist  außer  Zweifel,  daß  sie  nach  den  Bestimmungen  und 
der  Praxis  des  Völkerrechts  Kriegskonterbandc  sind. 

Es  ist  völkerrechtliches  Priiuip,  daß  Konterbande  schlechthin  ein- 
gezogen werden  kann.  Der  von  dem  Reklamanten  geltend  gemachte 
Vorkauf  ist  nur  ausgeführt  worden,  wo  besondere  vertragliche  Ab- 
machungen vorlagen.  Im  übrigen  findet  er  sich  in  Theorie  und  Praxis 
nur  vereinzelt.  Keinenfalls  kann  er  jedoch  als  völkerrechtliche  Regel 
anerkannt  werden. 

Unter  den  zur  Verhandlung  stehenden  Gutern  befinden  sich  freilich 
solche,  die  nicht  zur  Kriegskonterbande  gehören,  da  sie  aber  Ladung 
des  Eigentumers  der  Konterbande  auf  demselben  Schiff  sind,  so  er- 
kennt das  Völkerrecht  an,  daß  sie  mit  dieser  zusammen  eingezogen 
^  erden  können,  und  das  Oberprisengericht  ist  der  Ansicht,  daß  dies  den 
Verhältnissen  gerecht  wird. 

Da  aus  den  obj.G[en  Gründen  das  Urteil  erster  Instanz  auf  Ein- 
ziehung der  zur  Verhamiliint;  stehenden  Ciiiter  durchaus  zutreffend  ist, 
so  erübrigt  es  sich,  aut  die  einzelnen  Beruf ungspunktc  noch  besonders 
einzugehen. 

Es  vnird  daher,  wie  io\'^i,  entschieden: 

Die  Berufung  vtird  abge\xiesen. 

Am  30.  November  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Die  deutsche  1  irma  Kar!  Boetticher  &  Cü.  in 
Kiautschou,  China,  vertrelcii  durch  Harry  Ratcliff  Shotton, 
Kapitän  des  Dampfers  „Bawtry",  wohnhaft  in  South  Shields,  lorante 
Tcrrace  Nr.  13,  England. 
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Prozeßvertreter:  Rochtsanwalt  A  k  i  y  a  m  a  ü  c  n  z  o ,  Regie- 
rungsbezirk Kanagaua,  Vokohania,  Vauiashitacho  Nr,  75. 

In  der  Prisensache  betreffend  Ladungsstücke  des  Dampfers 
„Bawtry"  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

U  rteilsf  ormel: 
Die  auf  dem  Dampfer  |,Bawtry"  verladenen  vier  Kisten  Ausschnitt- 
waren werden  freigegeben. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  vier  Kisten  Ausschnittwaren  sind 

in  Kiautschou,  China,  zusammen  mit  einer  j^^roßcn  Anzahl  von  Kriegs- 
konterbandegütern, die  anderen  Absendern  und  hinpfän^ern  gehören, 
auf  dem  entjlischen  Damptcr  ,,Bavctry"  ver«;rhifft  worden.  Ani  14.  Januar 
lOfiö  gingen  sie  mit  (kr  Bestimmung,  nach  Wladiwostok  befördert  zu 
\x  erden,  von  Kiautschou  ab  und  wurden  am  17.  desselben  Monats  auf 
offener  See  in  34"  58'  n.  Br.  und  130"  2S  ö.  L.  zuj^ammcn  mit  dem 
erwähnten  Dampfer  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Tokiwa"  be- 
schlagnahmt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Stellvertreters  des  Kommandanten  der  „Tokiwa",  Kapitänteutnants  Tori- 
zakiYosuzo,  das  VernehroungsprotokoII  des  Kapitäns  der  „B^wtry", 
Harry  Ratcliff  Shotton,  das  Schiffszertifikat,  den  Chartervertrag, 
das  Schiffsjournal,  die  Konnossemente  und  das  Ladungsverzeichnis. 

Die  Hauptpunkte  des  Vertreters  der  Reklamation  sind  folgende: 

Der  Reklamant  sei  der  Eigentümer  der  zur  Verhandlung  stehenden 
Güter.  Diese  Güter  seien  keine  Kriegskonterbande.  Wenn  auch  an 
Bord  der  „Bawtry"  Konterbandegüter  sein  sollten,  so  stehe  doch  keins 
von  diesen  im  Eigentum  des  Reklamanten,  so  daß  also  die  zur  Ver- 
handlung stehenden  Oüter  nicht  im  Eigentum  eines  Konterbande- 
eigentümers stünden  und  daher  nach  .Artikel  2  der  Pariser  Seereclits- 
dekinration  vom  Jahre  1856  nicht  beschlagnahmt  werden  könnten.  Sic 
müßten  daher  freigegeben  uerden. 

Die  Ansicht  des  Staatsanwalts  geht  im  ucsentlichen  dahin,  daß  die 
zur  Verhandlung  stehenden  Oüter  freilich  keine  Konterbande  seien, 
daß  aber  angenommen  werden  müsse,  daß  sie  im  Eigentum  eines  Eigen- 
tümers der  auf  dem  Schiff  vorhandenen  Konterbande  stünden.  Daher 
müßten  sie  ehigezogen  werden. 

Das  Gericht  Ist  folgender  Ansicht: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  sind  keine  Konterbande,  >) 

0  Zur  fragltctieR  Zelt  wven  Kleidungsstacke  und  deren  MateiiaHen  noch  keine 
Konterbande.  Sie  wurden  erat  fttr  solche  erklärt  durch  die  Instruktion  des  Marine- 
minist  erlums  Nr.  1  vom  Jahre  1905  (lü)* 
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auch  ist  ihr  Eigentfimer  von  den  Absendern  und  den  Empfängern  der 
auf  der  „Bawtry"  verladenen  Konterbandeguter  durchaus  verschieden. 
Es  liegt  kdn  Grund  dafür  vor^  denselben  Eigentumer  anzunehmen.  Sie 
sind  lediglich  gewöhnliche  Güter,  die  auf  einem  neutralen  Schiff  nach 
feindlichem  Gebiet  befördert  werden  sollten  und  müssen  daher  billiger- 
weise  freigegel>en  werden. 

Es  wird  demnach  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  10.  Juli         im  l^tiseni^ericht  zu  Sasebo  im  Beisein 
des  Slaatsanwalb  Yamamoto  Tat;>urokuro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  William  Robert  Rea,  Reeder  des  Dampfers 

„Oakley",  \xohnhaft  in  Belfast,  Provinz  Antrim  in  Irland,  England, 
Donegal,  Quay  Nr.  19,  vertreten  durch  den  Kapitän  des  Dampfc-rs 
„Oakkv'.  William  Wisnow,  wohnhaft  in  Maryport,  Northstreet 
Nr.  20,  Lngland. 

ProzeBvertreter:  Richtsainxalt  Akiyama  denzo,  Regie- 
rungsbezirk Kanagaua,  Yokohama  Vamashitarho  Nr.  75 

In  der  Prisensache  betreffend  den  englischen  Dampfer  „üakicy" 
wird,  vxie  folgt,  entschieden: 

U  rteilsf  ormel: 
Der  Dampfer  „Oakley"  wird  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „Oakley"  steht  im  Eigen- 
tum des  Reklamanten  Robert  Rea,  er  führt  die  englische  Flagge,  sein 
Heimatshafen  ist  Belfast  in  Irland,  England,  und  er  ist  ein  Handels- 
schiff, das  ausschließlich  zum  Gütertransport  dient.  Der  Reklamant  hat 

am  1.  November  1904  mit  dem  Vertixtn  des  in  England  wohnhaften 
russischen  Staatsangehörigen  iL.  A.  O  r  a  b  o  >x'  s  k  i ,  der  Aktiengesellschaft 
Pyman  Watson,  einen  Chartervertrag  abgeschlossen,  laut  welchem  der 

Dampfer  Kohle  von  Cardiff  n.ich  Honi^kong,  Shanghai  oder  Kiniitsrhou 
befördern  sullte.  Der  I):iinplYi  nahm  in  Cardiff  5893  Tons  Kohlen 
ein.  Mit  einem  Koiniosscment  wurde  er  nicht  versehen.  Dem  Kapitän 
wurdi  brieflich  init)j;eteilt,  daß  die  .Aot-ntur  der  Befrarhter  in  Kiautvehou 
die  Firma  Sictas,  Flambeck  und  Co.  sei.  Uunebea  u  urde  dem  Kapitän 
Order  gegeben,  nach  Wladiwostok  zu  fahren.   Am  17.  November  d.  J. 
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verließ  der  Dampfer  Cardiff  unter  der  Vorgabe,  nach  Kiauischou  zu 
gehen,  fuhr  aber  über  Singapore  und  Hongkong  direkt  nach  Wladiwostok. 
Auf  dieser  Reise  wurde  er  am  18.  Januar  1905,  4  Uhr  nachmittags, 
auf  der  See  in  34»  22*  n.  Br.  und  129  *  55'  ö,  L.  von  dem  Kaiserlichen 

Kriegsschiff  „Tokivia"  aufgebracht. 

Diese  Tatsachen  >xerden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Vertreters  des  Kommandanten  der  ,,Toki\ica",  Kapitänlcutnants  Fiiku- 
za  ki  Setsuye,  die  Vernehnuin,ijj>protoko!le  des  Kapitäns  der  „Oakicy", 
William  Wisnom,  und  des  Kc)^h^  Kurikawa  Yosuke,  das 
Schittszertifikat,  das  Privatschiffsjournal,  den  Chartervertrair  und  die 
Ausklarieruni^spapiere  der  Hafenbchördcn  xon  Cardiff  und  Singapore. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation 
sind  folgende: 

Da  der  Reklamant  und  Reeder  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff  auf  Grund  eines  Chartervertrages  vermietet  habe,  so  habe  er  weder 
Anteil  daran  gehabt,  noch  habe  er  darum  gewußt,  daS  das  Schiff  nach 
Wladiwostok,  welches  im  Charten^ertrag  nicht  verzeichnet  sei,  gereist 
wäre.  Das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  könne  daher,  wenn  auch 
seine  Ladung  Konterbande  sei,  da  der  Reklamant  nicht  der  Eigentümer 
dieser  Ladung  sei,  nicht  das  Schicksal  derselben  teilen  und  der  Cin- 
T-iehiing  verfallen.  Wenn  femer  auch  das  Schiff  schon  zur  Zeit  seiner 
Abfahrt  von  Cardiff  mit  der  Absicht,  es  nach  Wladivc  ostok  fahren  zu 
las'^en,  gechartert  vc  orden  sei,  so  sei  das  lediglich  ein  Plan  des  Charterers 
odtT  dts  Absenders  gewesen,  an  dem  der  Reeder  in  keiner  Weise  be- 
teiligt gewesen  sei.  Auch  die  Unterlassung  der  Eintragung  Wladiwostoks 
als  eines  der  Bestini nuingsorte  sei  lediglich  eine  iiandlung  des  Charterers 
oder  Befrachters,  zu  der  der  Reeder  in  keiner  Lieziehung  stehe. 

im  übrigen  sei  die  Unterlassung  der  Eintragung  Wladiwostoks  als 
Bestimmungshafens  in  die  Schiffspapiere  nicht  geschehen,  um  dadurch 
der  Aufbringung  durch  die  japanische  Marine  zu  entgehen.  Da  das  Schiff 
lediglich  sich  in  Singapore  eine  Ausklarierung  nach  Kiautschou  anstatt 
nach  Wladiwostok  habe  geben  lassen,  so  sei  die  Tatsache,  daß  in  den 
Schiffspapieren  Wladiwostok  nicht  ab  Bestimmungsort  eingetragen  sei, 
einfach  als  eine  Unvollständigkeit  derselben  anzusehen.  Man  könne  aber 
daraus  nicht  schließen,  daB  das  Schiff  für  den  Kohlentransport  be- 
trügerische Mittel  habe  anwenden  wollen ;  das  auch  um  so  weniger,  als 
die  Ladung  nicht  als  absolute  Konterbande  gelten  könne.  Daher  unter- 
liege das  Schiff  nicht  der  Strafe  der  Einziehung. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  StaaiMnxxnlts  sind  folgende: 

Da  es  erwiesen  sei,  daß  das  zur  Verhandlung  stellende  Schilt,  um 
der  Aufbringung  dureli  die  japanische  Marine  zu  entgehen,  sich  uut  ge- 
fälschten Schiffspapieren  versehen  und  daß  es  unter  Angabe  eines 
falschen  Bestimmungshafens  Konterbande  nach  Wladiwostok  habe  be- 
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fördern  wollen,  so  mfisse  es  mit  seiner  Ladung  eingezogen  werden. 
Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

In  ge>xöhnlichen  Fällen  beschränkt  sich  die  Strafe  für  Konterbande- 
transport auf  die  tiinziehung  der  Kontcrbandeartikel.  Wenn  aber  ge- 
fälschte Schiffspapiere  verwandt  werden  und  ein  falscher  Bestimmungsort 
angegeben  wird,  so  ist  es  die  Regel,  auch  das  Schiff  einzuziehen.  Das 
ist  im  modernen  Völkerrecht  von  Wissenschaft  und  Praxis  allgemein  an- 
erkannt. 

Der  zur  Verhandlung  stchnuit-  Dampfer  ..Oakicy"  hat  Cardiffkohle, 
wie  sie  auxsehlicülich  für  Kriegsschiffe  verwandt  wird,  geladen,  um 
sie  nach  dem  Hauptflottenstüt/.punkt  Kuiiiandh,  Wladiwostok,  zu  be- 
fördern. Darüber,  daß  es  sich  um  einen  Transport  von  Konterbande; 
handelt,  l)esteht  daher  nicht  der  geringste  Raum  für  Zweifel.  ^)  Obwohl 
es  schon  von  der  Zeit  der  Abreise  von  Cardiff  an  bestimmt  war,  daß 
Wladiwostok  das  Ziel  der  Reise  sein  sollte,  hat  der  Dampfer  stets  vor- 
gegeben, nach  Kiautschou  zu  fahren.  Cr  ist  nicht  mit  einem  Konnosse- 
ment  versehen  worden.  Der  Chartervertrag  gibt  vor,  die  Ladung  solle 
in  Hongkong,  Shanghai  oder  Kiautschou  verkauft  «erden.  In  Cardiff, 
Singapore  usvc.  hat  der  Dampfer  sich  unter  Vorgabe,  er  gehe  nach 
Kiautschou,  Ausklarierungspapiere  verschafft  und  ist  dann  von  Hongkong 
direkt  nach  Wladiwostok  gefahren.  Alles  dieses  sind  Handliinj:jen,  welche 
getan  wurden,  um  der  Aufbringimij^  durch  die  japanische  Marine  zu 
entgehen.  Der  Dampfer  hat  demnach  dazu  gedient,  unter  Anwenduni^ 
betrügerischer  Mittel  Konterbande  zu  befördern.  Es  ist  daher  recht 
und  billig,  dill  er  wie  seine  Ladung  eingezogen  wird,-)  und  da  be- 
trügerische Handlungen  vorliegen,  so  kann  er  der  Stralc  der  Linzichuiii^ 
nicht  entgehen,  gleichviel  ob  diese  Handlungen  aus  dem  Willen  des 
Reeders  oder  des  Chartcrcrs  hervorgegangen  sind  oder  nicht. 

Weil  daher  alle  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation  un- 
begründet sind,  wird  wie  in  der  Urteilsformet  entschieden. 

Verkündet  am  12.  April  1Q05  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro. 

(üntcrschriiten.) 


Rektamant:  William  Robert  Rea,  englischer  Staats^ 
angehöriger,  England,  Irland,  County  Antrim,  Belfast,  Donegal  Quay 
Nr.  IQ. 

•)  11.  ZHlcr  2.  —  -)  V.  §  U. 
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Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Akiyama  Oenzo,  Regie- 
rungsibeztrk  Kanagawa,  Yokohama,  Yamashitacho  Nr.  75. 

Am  12.  April  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
sache betreffend  den  englischen  Dampfer  „Oakley",  welcher  am  18.  Ja- 
nuar 1905  :iut  34»  22'  n.  Br.  und  129  o  55'  ö.  L.  von  dem  Kaiserlichen 
Kriegsschiff  „Toki\xn"  aiif^t'bracht  worden  ist,  ein  Urteil  f^efällt,  in 
weichem  auf  tinziehung  des  Dampfers  „Oakley"  erkannt  worden  ist. 

(legen  dieses  Urteil  hat  der  Reklamant  William  Robert  Rea 
durch  den  Rechtsanwalt  Akiyama  Gcnzo  als  Prozeßvertreter  die 
Berutuns^  eingelegt,  weiche  im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki 
Keirokii  und  Dr.  jur.  Ishiwatari  Binichi  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation 
Akiyama  Genzo  und  deren  Begründung  sind  folgende: 

1.  Der  einzige  Grund,  aus  dem  die  Einziehung  verfügt  sei,  sei  der, 
daß  unter  Verwendung  gefälschter  Schiffspapiere  und  Angabe  eines 
falschen  Bestimmungsorts  Konterbande  befördert  worden  sei.  Da  aber 
die  Konterbande  nicht  im  Eigentum  des  Reeders  stehe,  so  müsse  sich  die 
Einziehung  auf  die  Ladung  lieschränken.  Das  Schiff  dagegen  könne 
nicht  konfisziert  werden.  Denn,  um  das  Schiff  zu  konfiszieren,  sei 
es  unbedingt  nötig,  daß  neben  der  Annahme  der  Anwendung  be- 
trügerischer Mittel  bei  der  Verschiffung  der  Konterbande  auch  fest- 
stehe, daß  der  Reeder  an  diesem  betrügerischen  Verfahren  beteiligt,  d.  h. 
im  hinverständnis  sei.  Wenn  man  daher,  ohne  daß  diese  Beteiligung 
bei  dem  in  hrage  kommenden  Reeder  vorliege,  einfach  den  zivilrechtlichen 
Standpunkt  einnehme,  daß  der  Reeder  Unkenntnis  gegenüber  den  Hand- 
Jungen  des  Kapitäns  nicht  vorschützen  könne,  und  daraufhin  ohne 
weiteres  die  I  inziehung  verfüge,  so  sei  das  unrechtmäßig.  » 

2.  Der  zur  Einziehung  des  Schiffes  t-rforderliche  Tatbestand  be- 
trügerischer Maßnahmen  könne  damit,  daß  lediglich  in  den  Schiffs- 
papieren der  Bestimmungsort  nicht  angegeben  sei,  nicht  als  vorliegend 
erachtet  werden.  Es  sei  nötig,  daß  die  Papiere  gefilscbt  seien  in  der 
bösen  Absicht,  die  visitierende  und  durchsuchende  kriegfahrende  Ma- 
rine zu  täuschen  und  dadurch  der  Aufbringung  zu  entgehen;  auch 
müßten  die  JMittel  zu  der  Täuschung  tauglich  sein. 

Da  aber  keine  tatsachliche  Spur  daför  vorliege,  daß  die  Papiere 
des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  in  solcher  Absicht  ausgestellt 
worden  seien,  und  es  durchaus  klar  sei,  daß  die  Papiere  nicht  ge- 
eignet seien,  um  damit  der  Beschlagnahme  zu  entgehen,  so  sei  die  üin- 
2iehung  des  Schiffes  imrechtmäßig, 

3.  Der  Reeder  habe  das  Schiff  zum  Kohlen transport  an  den  La- 
dungseigentümer vermietet  und  einen  Chartervertrag  abgeschlossen,  in 
welchem  Hongkong,  Shanghai  oder  Kiautschou  als  Bestimmungshäfen 
vereinbart  worden  seien.  Daher  habe  der  Heeder  an  der  Bestimmung  des 
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Schiffes  nach  einem  anderen  Hafen  kdnen  Anteil  gehabt.  Wenn  man 
mit  dem  englischen  Recht  annehme,  daß  der  Chartervertrag  von  der  'Art 
einer  Sachmiete  sei,  so  stehe  für  die  Zeit  das  Recht  des  Besitzes  und  die 
Verfügungsgevalt  dem  Charterer  zu.  Selbst  venn  man  den  Fall  nicht 
so  auslege,  sondern  einen  gewöhnlichen  Frachtverhrag  annehme,  so  ent- 
spreche doch  dem  >X'illen  des  Reeders  die  in  dem  Vertrag  bezeichnete 
Reise  und,  wenn  der  Kapitän  den  Willen  des  Charterers  ausgeführt  habe, 
so  könne  man  nicht  sagen,  daß  der  Reeder  als  Mittäter  an  dem  Konter- 
bandetransport gehandelt  habe.  Dies  um  so  \xenigcr,  als  mancfels  Be- 
vc-eises  der  Mittätersc  halt  die  Verantwortung  für  eine  das  \'()lkerrecht 
verkt/cndo  Handlung,  wie  den  Konterbandetransport  unter  Anwendung 
beüügcriächer  Mittel,  dem  Reeder  nicht  auferlegt  vt'erden  könne,  weil 
eine  solche  Handlung  aulkrhalb  der  Vertretungsbefugnisse  des  Kapitäns 
als  Vertreters  des  Reeders  liege. 

4.  Der  Charterer  habe  bei  der  Abrci.se  des  Schiffes  dem  Kapitän 
für  den  Fall,  daß  er  bei  der  Ankunft  in  Hongkong  keine  andere  Order 
erhalte,  Befehl  gegeben,  mit  einem  beliebigen  Kurs  nach  Wladiwostok 
weiter  zu  fahren.  Danach  zu  urteilen,  sei  damals  Wladiwostok  noch 
nicht  fest  als  Bestimmungsort  abgemacht  gewesen.  Dies  sei  erst  fest 
bestimmt  worden,  als  der  Dampfer  bei  der  Anlcunft  in  Kiautschou  Iceine 
andere  Order  erhalten  habe.  Daher  könne  darin,  daB  in  dem  im  Aus- 
fahrtshafen ausgestellten  Konnossement  und  Ausklarierungsschein  Ki' 
aiitschou  als  Bestimmungsort  bezeichnet  sei,  ein  Grund  für  Verdacht 
nicht  liegen,  und  man  könne  daraus  nicht  schließen,  daß  die  Papiere 
auf  einen  gefälschten  Bestimmungsort  ausgestellt  worden  seien  in  der 
bösen  Absic  ht,  dadurch  der  Aufi>ringung  durch  die  icriegführende  Macht 
zu  entgehen. 

Wenn  der  Dampfer  sich  in  Singapore  und  Hongkong  Aus- 
kiarieriHig  für  Kiautschou  beschafft  habe,  so  sei  das  lediglich  in  der  Be- 
fürchtung geschehen,  daß  zur  Zeit  die  englischen  Behörden  die  Reise 
n.u  ii  Wladixxostok  verweigern  würden.  Wenn  er  genötigt  gewesen  wäre,, 
um  Ausklarierung  nach  Wladiwostok  zu  bitten,  so  hätte  er  bei  der  Aty^ 
reise  Schwierigkeiten  erfahren,  welche  er  gescheut  habe.  So  habe  er 
lediglich,  um  seine  Abfahrt  zu  erleichtern,  den  Behörden  gegenüber 
eine  falsche  Meldung  gemacht,  die,  wie  von  selber  klar  sei,  nicht  den 
Zweck  gehabt  habe,  dadurch  der  Aufbringung  durch  die  japanischen 
Kriegsschiffe  zu  entgehen. 

Die  Ausklarierungsbescheinigung  sei  eigentlich  kein  wichtiges 
Schiffspapier.  Daß  die  verschiedenen  Staaten  ihr  kein  üew*cht  bei- 
legten, könne  man  auch  daraus  entnehmen,  daß  sie  sich  unter  den  in 
den  Artikeln  177  bis  104  der  englischen  Prisenordnung  aufgeführten 
Schiffspapieren  der  einzelnen  Staaten  l^uropas  und  Amerikas  niclit  finde. 
Wenn  daher  auch  in  den  fraglichen  Auskiarierungsbescheinigungen  nicht 
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der  richtige  Bestimmungsort  angegeben  sei,  so  könne  man  doch  nicht 
SA^n,  daß  es  den  Prinzipien  des  modernen  Völkerrechts  entspreche, 
wenn  man  daraufhin  dem  Schiffe  die  schwerste  Strafe  der  Einziehung 
auferlege. 

5.  Die  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  sei  keine 
Kriegskonterbande,  denn,  wenn  sie  auch  nach  Wladiwostok  bestimmt 
sei,  so  vereinige  dieser  Platz  doch  in  sich  die  Eigenschaften  eines 
Kriegshafens  und  eines  Handelshafens  und  es  sei,  wie  das  Beispiel 
des  „Neptunus"-Falls  im  englisch-holländischen  Krieg  lehre,  hilli>j:,  in 
diesem  Falle  anzunehmen,  daß  die  Ladung  nach  dem  Handelshafen 
Wladiwostok  eingeführt  Vierden  solle. 

Ferner  behaupte  das  Urteil  erster  Instanz,  daß 

in  Wladiwostok  ge\xöhnlirhc  SchiffL*  zurzeit  fast  gar  nicht 
vorhanden  seien  und  daß  der  Schluß  [rcrcrhtfertigt  sei,  daß 
die  auf  dem  zur  Verhandlung  stehenden  Damptt-r  ver- 
schiffte (^ardiffkohle,  welche  von  der  Art  sei,  w  ie  sie  haupt- 
sächlich auf  Kriepsschiffen  zur  Verwendung  komme,  wenn 
sie  nach  Wladiwostok  gelangt  wäre,  für  den  Gebrauch  der 
Marine  geliefert  worden  wäre. 

Diese  Entscheidung  sei  unzutreffend,  weil  sie  sich  auf  keinem  richtigen 

Beweis  gründe. 

Aus  diesen  Gründen  werde  Aufhebung  des  Urteils  erster  Instanz 
und  Abgabe  einer  Entscheidung  auf  Freilassung  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Dampfers  beantragt. 

Üie  Hauptpunkte  der  Erviiderung  des  Staatsanwalts  Mizukami 
Chojiro  vom  Prisengericht  zu  Sasebo  sind  folgende: 

1 .  Da  der  Reeder  der  Mietsherr  des  Kapitäns  sei,  so  sei  er  mit  Be- 
zug auf  die  von  dem  Kapitän  in  Ausübung  seiner  Pflicht  begangenen 
Handlungen,  gleichgültig  ob  er  darum  wisse  und  daran  beteiligt  sei  oder 
nicht,  verantwortlich.  Daher  könne  er  nicht  mit  der  Begründung,  er 
habe  keine  Beziehung  zu  der  Ausstellung  der  gefälschten  Papiere  durch 
den  Kapitän,  seine  Verantwortlichkeit  ablehnen. 

2.  Da  die  Frage,  ob  die  auf  dem  zur  Verhandlung  stehenden  Schiff 
verladene  Kohle  Konterbande  sei  oder  nicht,  sich  nach  den  Verhältnissen 
des  Bestimmungsorts  entscheide,  so  müßten  unstreitbar  die  Schiffspapiere 
als  gefälscht  gelten,  weil  in  ihnen  kein  oder  ein  falscher  Bestimmungs- 
ort angegeben,  sei,  gleichviel  aus  xiclchern  Grunde  dies  geschehen  sei. 
Denn  dadurch  könnten  die  im  Kriege  befindlichen  Kriei^sscliiffe  hei  der 
Visitierung  und  Durchsuchung  getäuscht  werden.  Zumal  habe  auch  der 
Kapitän  des  zur  Verhandhinir  stehenden  Schiffes  schon  beim  Verlassen 
\on  Barry  die  Absicht  gehabt,  nach  Wladiw  ostok  /ii  fahren.  Wenn  trutz- 
dem  in  die  Schiffspapiere  ein  falscher  Bestimmungsort  eingetragen  sei, 
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so  mQsse  man  vermuten,  daß  dies  geschehen  sei,  um  der  Gefahr  der 
Aufbringung  während  der  Reise  zu  entgehen. 

3.  Da  es  nach  dem  Wortlaut  des  Chartervertrages  klar  sei,  daß  er 
seiner  Natur  nach  kein  Mietsvertrag  über  das  Schiff,  sondern  ein  Trans- 
portvertrag sei,  so  müsse  man  annehmen,  daß  das  Recht  des  Besitzes 
und  der  Verfügung  über  das  Schiff  nicht  auf  den  Charterer  über- 
gegangen sei,  sondern  nach  wie  vor  dem  Reklamanten  zustehe. 

Da  der  Kapitän  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  schon 
bei  der  Abreise  von  Barry  den  Willen  gehabt  habe,  nach  Wladiwostok 
zu  fahren,  und  versucht  habe,  dort  hinzukommen,  so  könne  der  Rekla- 
.mant  als  Mietsherr  des  Kapitäns  der  Verantwortung  hierfür  nicht 
entgehen. 

Da,  wie  oben  dargetan,  das  Urteil  erster  Instanz  zutreffend  und  die 
Berufung  in  allen  Punkten  unbegründet  sei,  so  müsse  dieselbe  abgewiesen 
werden. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
1.  Es  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegs- 
hafen ist  Seit  dem  Kriege  mit  Japan  hat  Rußland  dasselbe  zum  Stütz- 
punkt für  seine  Kriegsflotte  und  Hauptetappenort  gemacht.  Es  hat  dort 
.in  ausgedehntem  Maße  Kriegsgerät,  Lebensmittel,  Kohlen  und  sonstige 
Kriegsbedarfsartikel  aufgespeichert.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr 
nach  dorthin  hat  fast  ganz  aufgehört.  Es  ist  daher  durchaus  begründet, 
wenn  das  Gericht  erster  Instanz  angenommen  hat,  daß  die  nach  diesem 
Hafen  bestimmten  Steinkohlen  für  den  russischen  Kriegsge brauch  ge- 
liefert \x-erden  sollten  lhk!  daher  Kriegskonterbande  «leicn.  Dies  um  so 
nn'hr,  als  die  Kolilcnlaclunt;  des  zur  Vcrliaiuiliuitj  stehenden  Dampfer? 
.aiisi^ew  ählte  Cardiftkohle  ist  und  die  Preise  für  solehe  im  Osten  so  außer- 
oiiientlirh  hoch  sind,  daß  außer  für  den  (iebrauch  auf  Kriei^sschiffen 
ZU!  Kricgsztit  keine  Nachfrage  dafür  vorhanden  ist,  so  dali  es  ganz  un- 
zweifelhaft ist,  daß  sie  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  geliefert 
werden  sollte. 

Der  Reklamant  sai^t,  es  müsse  nach  der  Art  der  Präredenzent- 
scheidung, betreffend  den  „Neptunu^"  auch  in  diesem  I  alle  angenommen 
werden,  daß  die  hier  in  Frage  stehende  Ladung  für  friedliche  Z>xecke  be- 
stimmt gewesen  sei.  Aber  die  Ladung  im  „Neptunus"-Fall  und  die  des 
vorliegenden  falls  sind  ihrer  Art  nach  von  Grund  aus  verschieden  und 
auch  die  Verhältnisse  der  Bestimmungsorte  sind  ganz  andere.  Es  ist 
daher  unfraglich,  daß  jener  Fall  nicht  als  Präcedenz  auf  den  vorliegenden 
.angewandt  werden  kann. 

.  2.  Das  Völkerrecht  erkennt  an,  daß  Schiffe,  wie  das  zur  Ver- 
handlung stehende,  deren  Reisezweck  der  Transport  von  Konterbande 

.018 


Digltized  by  GoogI< 


4 


PrlamgerichtMRtBGheidingon :  ..Oakley*'.  Abschnllt  VI  >*  * 

ist,  eingezogen  werden  können.  Das  Oberprisengericht  ist  der  An- 
sicht, daß  dies  den  Verhältnissen  gerecht  wird.  Besonders  im  vorliegenden 
Fall,  wo  die  ganze  Ladung  des  Schiffs  Konterbande  ist  und,  obwohl  er- 
'«'iesenermaßen  schon  seit  der  Abfahrt  von  England  Wladiwostok  das 
Reiseziel  war,  der  Chartervertrag  und  die  anderen  Schiffspapiere  einen 
falschen  Bestimmungsort  angegeben  und  das  Schiff  danach  zur  ße- 
förderung  \an  Konterbande  unter  Anwendung  betrügerischer  Mittel 
gedient  hat.*) 

Da  schon  nach  dem  in  den  Punkten  1  und  2  Gesagten  die  Fnt- 
scheidunij  der  ersten  Instanz  auf  hinziehung  des  Schiffes  iinfra^lich 
gerechtfertigt  ist,  so  liegt  lieine  N'otvc  cndigkeit  vor,  auf  die  einzelnen 
Punkte  der  Berufung  noch  hesoncitrs  einzugehen. 

ts  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  8.  August  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Pyman  Watson  A.  ü.,  England,  Wales,  Car- 
diff,  Absender  der  nuf  dem  Dampfer  ,,Oakley"  verschifften  Kohlen,  ver- 
treten durch  den  Kapitän  der  ,,(Jakley",  William  Wisnom,  wohn- 
haft in  England,  Marvport  North  Street  Nr.  20. 

Prozeßvertreter:  Kcrht^anw  alt  A  k  i  y  a  in  a  G  e  n  z o,  Regierungs- 
bezirk Kanagawa,  Vokohaina,  Yamashitacho  Nr.  75. 

In  der  l^risensache,  betreffend  die  Ladung  de»  engli>clien  Dampfers 
,,üakle/'  wird,  wie  folgt,  entschieden. 

Urteilsformel: 

Die  auf  dem  Dampfer  ,,Oakley"  verschifften  5893  Tons  Stein- 
kohlen werden  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  5803  Tons  Cardiffkohle  sind  auf 
Orund  des  am  1.  November  1W4  von  dem  Reklamanten  als  Vertreter 
des  in  England  wohnhaften  russischen  Staatsangehörigen  F.  A.  üra- 
bowski  mit  dem  Reeder  des  Dampfers  „Oakley",  Robert  Rea,  ab- 

*)  Anders  die  jnpnnischc  Sccprlscnordnung.  §§  4.1,  44  (V)  und  d«S  ihr  zu  Giwide 
liegende  englische  Manual  ol  Neval  Prizc  Law,  Art  »2—86. 
*)  V.  §  44. 

619 


Digitized  by  Google 


Abschnitt  vi^ik  Prlsengerichtsentscheiiluna«!!:  nOakley*. 

geschlossenen  Chartervertrags  in  Cardiff  geladen  worden,  um  sie  nach 
Wladiwostok  zu  befördern.  Ein  Konnossement  wurde  dem  Dampfer  nicht 
mitgegeben.  Als  Bestimmungsort  wurde  Kiautschou  angegeben.  Der 
Kapitän  erhielt  dagegen  Order»  nach  Wladiwostok  zu  gehen.  Am  17, 
November  1904  fuhr  der  Dampfer  von  Cardiff  öber  Singapore  und  Hong- 
kong direkt  nach  Wladiwostok.  Auf  dieser  Reise  vt  urden  die  zur  Ver- 
handlung stehenden  Güter  am  18.  Januar  1Q05  nachmittags  4  Uhr  auf 
der  See  in  34"  22'  n.  Br.  und  129«  55'  ö.  I..  zusammen  mit  dem  ge- 
nannnten  Dampfer  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Tokiwa"  be- 
schlagnahmt. 

Diese  Tatsnchen  xxerden  be>xies(*n  durch  di\*  Au'^sageschrift  (!es 
Vertreters  des  Kommandnntcn  der  „iokiwa",  Kapitänk-mnnnts  Fuku- 
zaki  Setsuye,  die  Veniehniiin^sprotokolle  des  Kapitäns  der  „Oakley", 
William  Wisiiom,  und  des  Kochs  Kui  ikaNxa  Yusuke,  das 
Schiffszertifikat,  das  I'rivatsc  hiff^journal,  den  Chartervertrag  und  die  Aus- 
klarierungspapiere der  Maienbehörden  von  Cardiff  und  Singapore. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation 
sind  folgende: 

Die  von  dem  Reklamanten,  einem  neutralen  Staatsangihörigen, 
unternommene  Beförderung  von  Steinkohle  nach  WladiNX  ostok,  einem 
Hafen  einer  kriegführenden  Macht,  sei  eine  offene  Handelstransaktion, 
welche  unter  den  Freiheiten  des  neutralen  Handelsverkehrs  stehe  und 
nicht  vom  Völkerrecht  untersagt  werde.  Auch  die  japanische  Prisen- 
ordnung befa-achte  Kohle  nicht  als  absolute  Konterbande.  Kohle  gelte 
als  Konterbande  nur,  wenn  sie  zum  Gebrauch  der  feindlichen  Armee  oder 
Marine  oder  nach  einem  feindlichen  Ort  bestimmt  sei,  nach  dessen  Ver- 
hältnissen angenommen  werden  mfisse,  daß  sie  zum  Gebrauch  der  feind- 
lichen Armee  oder  .Marine  geliefert  >x'erden  würde.  In  dem  vorliegenden 
Fall,  vco  die  Kohle  nach  Wladiwostok  gehe,  einem  Hafen,  welcher  die 
Eigenschaften  eines  Kriegs-  und  eines  Handelshafens  in  sich  vereinige, 
sei  es  billig  anzunehmen,  daß  sie  nach  dein  Handelshafen  Wladiwostok 
bestimmt  und  tiieht  für  Krie<^f>z\\eeke  zu  liefern  sei. 

Auch  w  enn  man  einmal  annehme,  daß  ti  is  1  ii^entum  an  den  Güti-rn, 
NX'elchc  während  der  Reise  beschlas^nahmt  worden  seien,  auf  den 
Linpf.ini^aT  im  Feindesland  überge.!.,fani;en,  die  (iüter  daher  feindlichen 
Charakters  seien,  so  könnten  sie  doch,  weil  i»ie  unter  neutraler  Flagge 
stünden,  nicht  w'ei,'^enommen  werden. 

Aus  diesen  Ciriinden  sei  eine  tinziehung  der  zur  Verhandlung 
stehenden  Güter  nicht  zulässig. 

Die  liaiiptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 
Die  zur  Verhauuiung  stehende  Steinkohle  sei  nach  dem  Hauptstütz- 
punkt der  russischen  Marine,  Wladiwostok  be>tiinmt  gewesen,  und  es 
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stehe  außer  Zweifel,  daß  sie  für  den  Krieg  habe  verwandt  werden  sollen. 
Daher  müsse  sie  eingezogen  >x'erden. 

Das  üericht  ist  folgender  Ansicht: 

VC  tiiii  I  ebensmittcl,  Kohle  untl  derf^lcirlien  nach  einem  von  feind- 
lii  iicii  Truppen  innegehabten  Hnfin  abi^esthickt  sind,  so  können  je 
nach  den  Verhältnissen,  als  für  dt-n  (jcbratirh  dieser  Truppen  bv\-.liinint 
angesehen  vterdtii.  Da  Wladiwostok  dir  lin/iL^i'  Kriegshafen  Rußlands 
im  Osten  und  /ur/i-it  der  I  Imptstützpunkt  seiner  Flotte  ist,  \xo  gegen- 
wärtig ge>xöhnliche  SeiuHe  Li.t  gar  nicht  voiliaiideii  sind,  so  ist  es  ge- 
rechtfertigt, anzunehmen,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Cardiff- 
kohle.  welche  von  der  Art  ist,  wie  sie  ausschließlich  auf  Kriegsschiffen 
zur  VePR'endung  kommt,  wenn  sie  nach  Wladiwostok  gelangt  wäre,  sicher 
für  den  Bedarf  der  Marine  geliefert  worden  wäre.  Es  steht  daher  außer 
Zweifel,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  Konterbande  ist. 

Da  dies  somit  feststeht,  so  erübrigt  es  sich,  auf  die  wetteren  Aus- 
führungen des  Vertreters  der  Reklamation  einzeln  ein.zugehen. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  12.  April  1005  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  Yamamoto  Tatsurokuro, 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Pyman,  Watson  A.  O.,  England,  Wales,  Car- 

diff,  vertreten  durch  den  Kapitän  des  Dampfers  „Oakley",  William 
Wisnom,  \xohnhaft  in  hngland,  Maryport,  North  Street  Nr.  20, 

ProzeBvertreter:  Rechtsan>xalt  A  k  i  y  a  m  a  G  e  n  z  o ,  Regierungs- 
bezirk Kanaga>äia.  Yokohama,  Yamashitacho  Nr.  75. 

Am  12.  April  1904  hat  das  Prisengerirht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
sache betreffend  die  i.adimu  des  englischen  Dampfers  „Oakley",  \x  elcher 
am  18.  Januar  IQOt  auf  i4  "  22'  n.  Br.  und  120»  55'  ö.  L.  von  dem 
Kaiserliehen  Kriegssehift  ,,  lokivca"  aufgebracht  worden  ist,  ein  Urleil 
gelallt,  in  welchem  auf  lim/iehung  der  auf  dem  Dampfer  „Oakley", 
verladenen  5893  Tons  Steinkohlen  erkannt  «ordcn  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hafWilliamWisnomals  Vertreter  des  Re- 
klamanten, der  PymanWatsonA.  O.,  durch  den  Rechtsanwalt  Aki- 
yama  Oenzo  als  Prozeßvertreter  die  Berufung  «faigelegt,  welche  im 
Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku  und  Ishiwatari 
B  i  n  i  c  h  i  beim  Oberprisengericht  geprüft  worden  ist. 

»)  iL  Ziffer  2.  —  *)  V.  §  43. 
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Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation^ 
Akiyama  Oenzo,  sind  folgende: 

Das  Urteil  erster  Instanz,  welches  auf  Einziehung  der  auf  dem 
Dampfer  ,,Oakley"  verladenen  5893  Tons  Steinkohlen  entschieden  habe« 
sei  unzutreffend.  Es  werde  Aufhebung  desselben  und  Abgabe  einer 
Entscheidung  auf  Freigabe  der  genannten  I^dung  beantragt,  und  zwar 
aus  folgenden  Gründen: 

1.  Es  sei  freilich  in  neuerer  Zeit  äußerst  bestritten,  ob  Kohle  Konter- 
bande sei.  In  der  japanischen  Seeprisenordnung')  sei  aber  als  Prinzip 
anerkannt,  daß  sie  nur  als  Konterbande  gelte,  wenn  sie  erwiesener- 
maßen zum  Kriegsgebrauch  des  Feindes  habe  geliefert  werden  sollen. 
Aber  >xenn  man  selbst  annehme,  daß  dies  Prinzip  mit  den  Grundsätzen 
des  Völkerrechts  übereinstimme,  so  sei  doch  der  Botimmungshafen  der 
zur  Verhandlung  stehenden  I  adung,  Wladi\xostok,  nicht  mir  Rußlands 
einziger  Kriegshnfen.  sondern  auch  sein  einziger  Handelshafen  im  (  Kten. 
Da  an  diesem  I'lat/  alle  Arten  von  k>Tufmännischcn  und  gewerblichen 
Unternehmungen  betrieben  würden  und  neutrale  hinnen  dort  Nieder- 
lassungen hätten,  so  könne  man  aus  der  Tat<:aehe.  daß  Kohle,  welche 
nicht  ab«>olute  Konterbande  sei,  dorthin  befördert  werde,  nicht  ohne 
weiteres  schließen,  daß  sie  für  den  Gebrauch  der  Kriegsmacht  bestimmt 
sei.  Auch  nach  der  Präcedenzentscheidung,  betreffend  den  „Neptunus" 
im  Kriege  zwischen  England  und  Holland  vom  Jahre  1798  sei  es  billig, 
daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  als  zur  Einfuhr  nach  dem 
Handelshafen  Wladiwostok  und  zu  friedlichem  Gebrauch  iKStimmt  an* 
gesehen  werde. 

2.  Das  Urteil  erster  Instanz  behaupte,  daß 

in  Wladiwostok  zurzeit  gewöhnliche  Schiffe  fast  gar  nicht 
vorhanden  seien  und  daß  der  Schluß  gerechtfertigt  sei,  daß 
die  zur  Verhandlung  stehende  Cardiffkohle,  welche  von  der 
Art  sei,  wie  sie  hauptsächlich  auf  Kriegsschiffen  zur  Ver- 
v;endung  komme,  wenn  sie  nach  Wladiwostok  gelangt  wäre, 
für  den  Gebrauch  der  Marine  geliefert  worden  wäre,  usw. 
Was  für  Beweise  habe  man  dafür,  daß  in  Wladiwostok  zurzeit  gewöhn- 
liche Schiffe  fast  gar  nicht  vorhanden  seien?  Das  Gericht  habe  sich  nicht 
an  die  für  die  Beweisaufnahme  geltenden  Normen  gehalten,  sondern 
nach  freier  Überzeugung  geurteilt.    Ks  sei  aber  ein  volkerreciitlicher 
ürundsatz  für  das  Frisein erfahren,  daß  man  als  Material  für  die  lait- 
scheidung  nur  die  Papiere  des  aufgebrachten  Schiffes  und  die  Au>- 
sagen  der  Besatzung  benut/en  solle.    Es  sei  daher  unfraglich,  daß  das 
Urteil  unzutreffend  sei,  weil  es  gegen  diese  vöikerrechthche  ürundregel 
verstoßen  habe. 

»)  V.  §  14. 
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3.  Bezüglich  der  Behandlung  relativer  Konterbande  auf  neutralem 
Schiff  weiche  zwar  das  englische  Prinzip  von  dem  kontinentalen  in  etwas 
ab,  aber  im  großen  und  ganzen  sei  ihr  Sinn  doch  derselbe.  Nach  der 
englisclifn  Praxis  würden  Güter,  welche,  weil  für  die  feindlichen  Kriegs- 
schiffe oder  Truppen  bestimmt,  als  Knegskonterbande  anzusehen  seien, 
unter  Zahlung  einer  Vergütung  eingezogen.  Nach  dem  kontinentalen 
Prinzip  <^ei,  wie  es  die  völkerrechtlichen  Kongresse  beschlossen  hätten,, 
für  üüttr,  welche  sowohl  friedlichen  als  auch  kriegerischen  Zvcecken 
dienen  könnten,  wenn  sie  auf  der  Reise  nach  einem  leindhchen 
H.it\ri  begriffen  seien,  bestimmt,  daß  dem  kriegführenden  Staat  iiuien 
gegenüber  unter  der  Bedingung  der  Vergütung  das  Beschlagnahme- 
recht  und  außerdem  das  Vorkaufsrecht  zustehe.  Während  so  die  mo- 
derne Rechtspraxis  mit  Bezug  auf  relative  Konterbande  eine  immer  weit- 
herziger werdende  Tendenz  zeige,  sei  nur  Japan  unbillig  streng,  indem 
es  im  Gegensatz  zu  den  erwähnten  Rechtsprinzipien  und  Gewohnheiten 
Kohle,  die  sowohl  friedlichen  als  auch  kriegerischen  Zwecken  diene,, 
wenn  sie  nach  einem  Platz,  der  Handels-  und  Kriegshafen  sei,  bestimmt 
wäre,  bedingungslos  einziehe.  Besonders,  vxeil  die  japanische  Prisen- 
ordnung sich  auf  den  englischen  Prinzipien  aufbaue,  sei  es  >x  ünschens- 
wert.  daß,  wo  es  sich  um  neutrale  relative  Konterbandegüter  handele, 
eine  billigere  Haltung  eingenommen  würde. 

Die  Hauptpunkte  der  hrw  ideriing  des  Staatsanwalts  beim  Prisen-- 
gericht  zu  Sasebo,  Miziikanii  (Hiojiro,  sind  folgende: 

1,  Cardit't kohle,  wie  die  zur  VerhandUmg  stehende,  werde  in  der 
gegenwärtigen  Zeit  hauptsächlich  auf  Kriegsschiffen  gebraucht.  Die  La- 
dung sei  nach  Wladiwostok  bestimmt,  welches  als  Handelshafen  seit 
dem  japanisch-russischen  Kriege  nur  dem  Namen  nach  existiere,  tat- 
sächlich aber  ein  wirklicher  Kriegs  hafen  und  der  Hauptstfitzpunkt  für  die 
russische  Kriegsflotte  sei.  Es  sei  bekannt,  dafi  diese  Flotte  bezüglich 
der  von  ihr  benötigten  Kohle  fast  gänzlich  auf  Import  von  Cardiff  an- 
gewiesen sei.  Daher  sei  es  klar,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende 
Ladung  Kohlen,  welche  nach  Wladiwostok  bestimmt  gewesen  sei,  un- 
mittelbar für  den  Kriegsgebrauch  des  Feindes  habe  geliefert  werden 
sollen  und  daher  unzweifelhaft  Kriegskonterbande  sei. 

Da  man  den  holländischen  Hafen  Amsterdam,  welcher  weder  dem 
Namen  noch  den  tatsächlichen  Verhältnissen  nach  zugleich  die  Pigen- 
schaften  eines  Kriegshnfens  und  eines  Handelshafens  habe,  ;iicht  auf 
gleichi  Stufe  nm  Wladiwostok  stellen  könne,  so  könne  die  Präccdenz- 
entseheidung  des  „Neptunus"-halls  nicht  für  den  vorliegenden  l^all  an- 
gezogen werden. 

2.  Da  bewundere  Regeln  für  die  Bew  eisaumahme,  an  \xelehe  das 
Prisengericht  gebunden  wäre,  nicht  e.xistierten,  so  könne  das  Gericht 
unter  Zugrundelegung  der  Schiffspapiere,  der  Aussagen  der  Besatzung- 
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und  jedes  anderen  Umstandes  nach  freier  Überzeugung  den  Tatbestand 
feststellen.  Daher  lasse  sich  nicht  sagen,  daß  es  unrechtmäßig  sei,  bei 
Feststellung  des  Tatbestandes  über  die  Schiffspapiere  und  die  Aus- 
sagen der  Besatzung  hinauszugehen;  besonders  auch,  da  die  von  dem 
Urteil  erster  Instanz  angenommenen  Tatsachen  allgemein  bekannt  seien. 

3.  Daß  Kohle,  welche  ffir  feindliches  Gebiet  bestimmt  sei,  wenn  an- 
zunehmen sei,  daß  sie  für  den  feindlichen  Kriegsgebrauch  geliefert 
werden  solle,  als  Konterbande  angesehen  und  eingezogen  werden  müsse, 
sei  nicht  nur  von  der  Vdlkerrechtspraxis  anerkannt,  sondern  auch  in 
■der  japanischen  Si  i  pi  isenordnung  klar  ausgesprochen.  Es  sei  daher  zu- 
treffend, vcenn  das  Gericht  erster  Instanz,  weil  es  diese  Tatsache  an- 
genommen habe,  auf  Einziehung  der  zur  Verhandlung  stehenden  Kohle 
erkenne.  Auch  sei  es  als  zutreffend  7ai  bezeichnen,  vcenn  das  Priscn- 
^cricht  den  AusführunLj;en  clvs  Riklaniantcn  br/üq^üch  Fin/irhung  unter 
Leistung  einer  VergüiiniL^.  be/iiLrlich  bedingter  I^t-schlaiinahmc  und  Vor- 
kaufs nicht  gefolgt  sei,  denn  dioe  seien  nur  vereinzelte  Slaaienpraxis 
bz>x-.  Gelehrtenansichtcn,  könnten  aber  iiithl  als  Bestimmungen  oder 
Praxis  des  geltenden  Völkerrechts  anerkannt  werden. 

l)A  clLiiinach,  wie  ausgeführt,  das  Urteil  erster  Instanz  zutrctlciid 
■5ei  und  die  Berufungspunkte  sämtlich  unbegründet  seien,  so  müsse  die 
Berufung  abgewiesen  werden. 

n;!>  \ orlifoi'ude  Urteil  vcird,  >xie  folgt,  begründet: 
1  I  s  ist  hukannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegs- 
hafen  ist.  Seit  dem  Kriei^e  mit  Japan  hat  Rußland  denselben  zum  Stütz- 
punkt für  seine  Kriegsflotte  und  Hauptetappenort  gemacht.  hat  dort 
in  ausgedehntem  Maße  Kriegsgerät,  Lebensmittel,  Kohlen  und  sonstige 
Kriegsbedarfsartikel  aufgespeichert.  Der  gewöhnliche  Handekverkehr 
nach  dorthin  hat  fast  ganz  aufgehört.  Es  ist  daher  durchaus  begründet, 
wenn  das  Gericht  erster  Instanz  angenommen  hat,  daß  die  nach  diesem 
Hafen  bestimmten  Steinkohlen  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  ge- 
liefert werden  sollten  und  daher  Kriegskonterbande  seien.  Dies  um  so 
mehr,  als  die  Kohlenladung  ausgewählte  Cardiffkohle  ist  und  die  Preise 
für  solche  im  Osten  so  außerordentlich  hoch  sind,  dnß  außer  für  den 
Gebrauch  der  Kriegsschiffe  zur  Kriegszeit  keine  Nachfrage  dafür  vor- 
handen und  es  somit  unzweifelhaft  ist,  daß  die  Kohle  für  den  russischen 
Kriegsgebrauch  geliefert  werden  sollte. 

Der  Reklamant  sagt,  es  müsse  nach  Art  der  Präcedenzentscheidun.o, 
betreffend  den  ,,Neptunus"  auch  in  diesem  Falle  angenommen  werden, 
daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  für  friedli(  he  Zwecke  bestimmt 
gewesen  sei.  Aber  die  Ladung  im  „Neptunus  '-l  all  und  die  des  vor- 
liegenden Falles  sind  ihrer  Art  nach  von  Grund  au->  verschieden  und 
auch  die  Verhältnisse  der  Bestimmungsorte  sind  ganz  andere.   Es  ist 
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daher  unfraglich,  daß  jener  Fall  nicht  als  Präcedenz  auf  den  vorliegenden 
angewandt  werden  kann. 

Daher  ist  Paitkt  1  der  Berufung  unbegründet. 

2,  Da  ein  Pri»iengeritlU  bei  der  heststellung  des  Tatbestandes  die 
Schiffspapiere,  die  Aussagen  des  Kapitäns  und  der  Besatzung  und  alle 
anderen  Tatsachen  und  Umstände  berücksichtigen  und  nach  freier  Über- 
Zeugung  urteilen  kann,  so  ist  der  zweite  Berufungspunkt,  in  welchem 
das  Urteil  erster  Instanz  für  unzutreffend  erklärt  wird,  weil  es  Tatsachen, 
die  außerhalb  der  Schiffspapiere  und  der  Aussagen  der  Besatzung  liegen, 
als  Material  für  die  Entscheidung  verwandt  habe,  unbegründet 

3.  Es  ist  völkerrechtliches  Prinzip,  dafi  Konterbande  schlechthin 
konfbziert  werden  kann.  Wünsche  bezüglich  Vorkaufs,  Einziehung  gegen 
Entgelt  oder  Beschlagnahme  unter  der  Bedingung  der  Entschädigung, 
"«•ic  sie  der  Reklamant  äußert,  sind  nur  verwirklicht,  wo  besondere  ver- 
tragliche Abmachungen  vorliegen.  Im  übrigen  finden  sich  diese  Hr- 
schein uneben  in  Praxis  und  Theorie  nur  vereinzelt.  Kcincnfalls  können 
sie  jedoch  als  völkerrechtliche  Rej^el  anerkannt  werden. 

Man  kann  daher  nicht  sagen,  daß  da*^  Urteil  erster  Instanz  es  in 
etwas  versehen  habe,  wenn  es  diesen  Ansichten  des  Reklamanten  nicht 
Folge  leistete.  Demnach  ist  auch  Punkt  3  der  Berufung  unbegründet. 

ts  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  8.  August  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Societa  Anonima  Ungherese  di  Armamento  Maritimo 
Oriente  in  FiumCr  Österreich-Ungarn,  vertreten  durch  die  Geschäfts* 
führer  Luigi  Cos ul ich  und  E.  Cunradi. 

ProzeBvertreter:  Rechtsanwalt  Akiyaroa  Qenzo,  Kyoba> 
shiku,  Unemacho  Nr.  15. 

In  der  Prisensache,  betreffend  den  österreichischen  Dampfer 
„Burma"  wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung,  wie  folgt,  ent- 
schieden : 

U  r  t  e  i  I  s  f  ()  r  in  e  ! : 

Es  wird  auf  Wegnahme  des  österreichisch-ungarischen  Dampfers 
„Burma"  erkannt. 

M«ritr»Dd-H«9hl«Bbiirf,  Dm  JmpMitMli«  PrlMDNoht.  (40)  625 
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Tatbestand  und  Gründe: 

Der  zur  Vcrhandlunir  stehende  Dampkr  >kht  im  hicrentum  des 
Reklamanten,  sein  Heimatshafen  ist  Fiume  in  Österreich-Ungarn  und 
er  ist  ein  Handelsschiff,  welches  die  österreichisch-ungarische  Flagge 
führt. 

Der  Dampfer  lud  auf  Qrund  eines  am  11.  November  1904  von 
dem  Reklamanten  mit  der  Firma  Mann,  George  &  Co.  in  London 
abgeschlossenen  Chartervertrags  mit  der  Bestimmung,  sie  nach  Wla- 
diwostok in  Rußland  zu  befördern,  in  Cardiff,  England«  ebica  4000  Tons 
doppelt  gesiebte  Cardiffkohle.  In  dem  Chartervertrag  und  dem  Kon- 
nossement wurden  Hongkong,  Shanghai  oder  Kiautschou  als  ße- 
stimm ungsorte  genannt.  Nach  dem  Konnossement  sollte  sich  der 
Fmpfängcr  nach  Order  richten.  Am  19.  November  desselben  Jahres 
fuhr  der  Dampfer  von  Cardiff  ab  und  traf  am  9.  Januar  des  folgenden 
Jahres  in  Honr^konfr  ein.  l^ort  erhielt  er  auf  Orund  seiner  Anq;ahcn  Aus- 
klarierung für  Kiautschou,  nahm  aber  hei  Abreise  vdii  dort  absichtlich 
einen  Umweg  und  \crsuchte  durch  die  Kiii]i>hiri-vStraBr  heim  HokkaKlo 
den  Soyakanal  zu  passieren.  Er  geriet  jedoch  in  Treibeis,  fuhr  nach  Süden 
und  wurde,  als  er  mit  einein  südlichen  Kurs  fuhr,  dw  ihn  durch  die 
Tsugaru-Straßc  nach  Wladiwostok  bringen  mußte,  am  25.  Januar  1905- 
nach  9  Uhr  abends  bei  dem  Shiokubi-Vorgebirge  von  dem  Kaiserlichen 
Torpedoboot  Nr.  30  t)e$ch[agnahmt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  duich  die  Aussageschnft  des 
Stellvertreters  des  Kommandanten  de^  rürpcdt)bootL's  Xr.  30,  Kapitän- 
leutnants Akiyoshi  Shoichi,  durch  die  Vernehmungsprotokolle  des 
Kapitäns  der  „Burma",  M.  V  a  I  e  n  t  i  n ,  und  des  1.  Offiziers  Giuseppe 
Pekulich,  durch  das  Schiffszertifikat,  den  Chartervertrag,  das  Kon- 
nossement, das  Tagebuch  und  die  Ausklarierungspapiere  von  Hongkong.. 

Die  Hauptpunkte  der  Reklamation  sind  füllende : 
Dir  Reklamant  habe  am  11.  N()\ember  1904  in  lonclon  mit  den 
Vertretern  deN  in  (ilasgou,  St.  Vincenl  Street  Nr.  127  ohniialten  Kauf- 
manns E.  A.  Orabowski,  der  Firma  Mann,  George  &  Co.  in 
London  einen  Chartervertrag  abgeschlossen,  nach  dem  das  zur  Ver- 
handlung stehende  Schiff  zum  Transport  von  Kohle  von  Cardiff  in  £ng> 
land  nach  Hongkong,  Shanghai  oder  Kiautschou  zur  Verfügung  zu  stellen 
gewesen  sei.  Wenn  das  Schiff  nach  einem  anderen  als  den  in  dem 
Charters  ertrag  benannten  Bestimmungshäfen  gereist  sei,  so  sd  das  auf 
Maßnahmen  des  Charterers  oder  Absenders  hin  geschehen.  Der  Reeder 
habe  sich  daran  nidit  beteiligt  und  auch  nicht  darum  gevs  ußt.  Da  die 
(jüter  nicht  im  Eigentum  des  Reklamanten  stünden,  so  könne  das  Schiff,, 
wenn  auch  seine  Ladung  Konterbande  sei,  nicht  mit  dieser  zusammen  ein- 
gezogen werden. 
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Wenn  in  den  Schiffspapieren  Wladiwostok  nicht  als  einer  der  Be- 
stimmungsorte angeführt  sei,  so  könnten  freilich  die  Papiere  dem  Vor- 
wurf der  UnVollständigkeit  nicht  entgehen,  man  könne  dies  ahtr  nicht 
ohne  weiteres  als  Beweis  für  das  Vorliegen  betrügerischen  Vergehens  er- 
achten. Daß  der  Dampfer  sich  in  Hongkong  Ausklarierung  nach  Ki- 
autschou  habe  geben  lassen,  sei  lediglich  zur  Erleichterung  der  Reise 
geschehen.  Daß  es  nicht  auf  Orund  eines  betrügerischen  Plans  ge- 
schehen sei,  um  der  Aufbringung  zu  entgehen,  könne  man  awch  dirans 
ersehen,  daß  nach  der  Abrei^^e  von  Hongknn'^  in  dem  lagebuch  Wla- 
di\xostok  als  Reiseziel  verzeichnet  worden  sei.  S.'lbst  aber  \xenn  man 
annehme,  es  bei  geschehen,  um  die  Reise  heinilich  aualühren  zu  können, 
so  sei  dies  doch  eine  Handlung  des  (!;harterers  oder  des  Absenders, 
ts  liege  indes  kein  Beviei.s  vor,  daß  dct  Reeder  darum  gcAXußt  habe. 

Ds  die  Lüdung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  kerne  ab- 
solute Konterbande  sei»  so  müsse  im  vorliegenden  Fall,  wo  sie  nach 
Wladiwostok  gehe,  einem  Hafen,  der  die  Eigenschaft  sowohl  eines  Kriegs- 
wie  eines  Handelshafens  besitze,  mangels  Gegenbeweises  angenommen 
werden,  daß  sie  nach  dem  Handelshafen  Wladiwostok  befördert  und 
nicht  für  den  Kriegsgebrauch  geliefert  werden  sollte.  Daß  dies  billig 
sei,  tue  auch  die  Präcedenzentscheidung,  betreffend  die  im  englisch- 
holländischen  Krieg  im  Jahre  1798  aufgebrachte  „Neptun us"  dar.  Für 
den  vorliegenden  Fall  gelte  dies  um  so  mehr,  als  die  Ver>xend barkeit 
der  I.ndung  sich  nicht  auf  den  Kriegsgebrauch  beschränke,  diese  viel- 
mehr auch  ganz  allgemein  im  üewerbebetriebe  vervsandt  Vierde. 

Aus  diesen  Gründen  werde  Freigabe  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Schiffes  beantragt. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Fs  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegshafen 
im  Osten  und  zurzeit  der  Hauptstützpunkt  für  seine  AAarine  ist.  Seit 
dem  Kriegie  mit  Japan  hat  die  russische  Regierung  den  Platz  zu  einem 
Hauptetappenort  gemacht,  und  sie  ist  mit  allen  Mitteln  bestrebt,  dort 
große  Kriegsvonräte  anzuhäufen.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  hat 
dort  fast^nzlich  aufgehört.  Wenn  daher  Kohle  oder  Lebensmittel  und 
dergleichen  Güter,  deren  Konterbandeeigenschaft  von  besonderen  Um- 
ständen abhängig  ist,  nach  Wladiwostok  befördert  werden,  so  muß 
mangels  klaren  Gegenbeweises  angenommen  werden,  daß  diesdhdi  für 
den  Kriegsgebrauch  zu  liefern  vcaren.  Besonders  kann  es  bezüglich 
der  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers,  welche  aus  aus- 
gewählter Cardiffkohle  besteht,  wie  sie  im  wesentlichen  nur  zum  Ge- 
brauch auf  Kriegsschiffen  diriit,  nicht  bc/w  L-itcIt  vt  erden,  da(5  sie  wirklich 
für  den  Kriegsgehrauch  bestimmt  war.  ^ie  ist  daher  mit  Recht  als  Konter- 
bande anzusehen.  ^) 

11.  Ziffer  2. 
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Was  das  von  dem  Rcklanianten  ancjfezogene  Urteil  in  dem  ,,Nep- 
tunus"-FaII  angeht,  so  deckt  sich  jener  Fall,  in  dem  Tierfett  nach 
Amsterdam  befördert  werden  sollte,  nicht  mit  citrn  vorliegenden.  Im 
Gegenteil  kann  jenes  Urteil  viel  eher  zur  Bekräftigung  der  Annahme, 
daß  die  Ladung  des  zur  V«'handlung  stehenden  Schiffes  Konto'bande  ist, 
gellend  gemacht  werden.  Denn  Amsterdam  hatte  damals  einen  vor^ 
wiegend  kommerziellen  Charakter  Die  gegenwärtigen  Verhältnisse  von 
Wladiwostok  sind  aber»  wie  oben  dargetan,  wesentlich  verschieden.  Das 
in  dem  Urteil  erwähnte  Brest  kommt  den  gegenwärtigen  Verhältnissen 
Wladiwostoks  viel  mehr  gleich. 

Obwohl  es  bereits  vor  der  Abfahrt  von  Cardiff  bestimmt  war, 
daß  das  Schiff  nach  Wladiwostok  gehen  sollte,  geben  doch  der  Charter- 
vertrag und  das  Konnossement  die  neutralen  Häfen  Hongkong,  Shanghai 
oder  Kiautschou  ak  Bestimmungsorte  an.  Auch  noch  bei  der  Ab- 
fahrt von  Hongkong  gab  der  Dampfer  fälschlich  Kiautschou  als  Reise- 
ziel an  und  erhielt  entsprechende  Ausklarierungspapiere.  Von  dort  ab- 
fahrend, nahm  er  absichtlich  einen  Umweg,  um  durch  die  Soyastraßs 
nach  Wladiwostok  zu  gelangen.  Alle;  dies  ist  nicht  anzusehen  nls  ein 
entschuldbares  Versehen  oder  als  zur  lirleichternng  der  Rei^e  geschehen 
Vielmehr  muß  man  annehmen,  daß  es  der  wohlüberlegten  List  ent- 
sprungen ist,  den  Bestimmungshafen  zu  verheimlichen,  um  so  der  Auf- 
bringung /u  entgehen. 

Wenn  sich  auch  zufälligerweise  im  lagebuch  nach  der  Abreise 
von  Hongkong  Wladivc'ostok  als  Bestimm ungsort  verzeichnet  bindet,  >o 
kann  man  nicht  daraufhin  allein  die  Fälschungen,  die  in  den  anderen 
Papieren  ausgeführt  viortien  sind,  außer  acht  lassen  und  annehmen, 
das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  habe  sich  keines  betrügerischen 
Vorgehens  schuldig  gemacht.  Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer 
„Burma"  hat  demnach  unter  Anwendung  betrügerischer  Mittel  Kriegs- 
konterbande  befördert. 

Die  völkerrechtliche  Wissenschaft  und  IVaxis  erkennen  abci  an, 
daß  Schiffe,  welche  sich  derartigen  betrügerischen  Vorgehen^  schuldig 
machen,  gleichviel  ob  der  Reeder  hierbei  beteiligt  ist  oder  nicht,  zu- 
sammen mit  ihrer  Konterbandeladung  eingezogen  werden  können.*) 

Die  Ausführungen  des  Reklamanten  sind  folglich  unbegründet. 

Da  ans  den  obigen  (iritnden  der  zur  Verhandlung  stehende 
Dampfer  einzuziehen  i>t,  >u  erübrigt  es  sich,  auf  die  weiteren  l^unkte 
des  Reklamanten  einzugehen. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 
»)  V.  §  44. 
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Verkündet  am  2S.  April  1005  im  l'risengcricht  zu  Yokosuka  im 
Beisein  des  Staatsanwalts  beim  Prisengericht  zu  Yokosuka  U  cii  i d a 
Shigenari. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Societa  Anonima  Ungherese  di  Armamento  Mari- 
timo  Oriente  in  Fiume,  Österreich-Ungarn,  vertreten  durch  Luigi 
Co?  u  lieh  und  t    C  uv.  r:\di. 

Prozeßvertreter I  Kuhtsanwalt  Akiyania  üenzo,  Tokio, 
Kyobashiku  Unemecho  Nr.  15. 

.'\in  28.  April  IQOS  hnt  das  Pri^t  iigerieht  /.u  Yokosuka  in  der  Prisen- 
sachc  betreffend  den  öbierrcieiiisch-ungarischen  Dampfer  „Burma", 
welcher  am  25.  Januar  1905  bei  dem  Shjokubi-Vorgebirge  von  dem 
Kaiserhchen  Torpedoboot  Nr.  30  aufgebracht  worden  ist,  ein  Urteil 
gefällt,  in  welchem  auf  Wegnahme  des  österreichischen  Dampfers 
„Burma"  erkannt  worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  haben  die  Vertreter  des  Reklamanten,  der 
Societa  Anonima  Ungherese  di  Armamento  Maritimo  Oriente,  Luigi 
Cos u lieh  und  E.  Cunradi  durch  den  Reehtsanvxalt  Akiyama 
Gen/o  als  Prozeßvertreter  die  Berufung  eingelegt,  Vielehe  im  Bei- 
sein der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku  und  Ishiwatari  Bi- 
nithi  beim  Oherprisennerirht  i:^eprüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkie  der  Heriiiiiii^^  des  Vertreters  der  Reklamation, 
Akiyama  Gen/o,  ^ind  tollende; 

Die  b.nbcheiciung  des  Priseiigerichts  zu  Yokosuka  auf  hiii/iehung 
des  Dampfers  Burma"  sei  unzutreffend.  l.>  vterde  Verwerfung  tles- 
selben  und  Freigabe  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  beantragt, 
und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

1.  Der  Eigentümer  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  sei  von 
dem  Ladungseigentumer  verschieden  und  habe  nicht  unter  Anwendung 
iHrtrügenscher  Mittel  Konterbande  geladen.  Wenn  daher  auch  die 
Ladung  als  Konterbande  angesehen  werde,  so  könne  doch  das  Schiff 
nicht  eingezogen  werden. 

2.  Der  einzige  Grund,  aus  dem  das  Gericht  erster  Instanz  die 
Wegnahme  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  verfügt  habe,  sei 
der.  daß 

das  Schiff  unter  Anwendung  betrÜL^rrischer  Mittel  Kricg.^- 
konterbande  befördert  habe  und  daß  ein  Schiff,  welchr'>  sich 
solchen  betrügerischen  Vorgehens  schuldig  gemacht  habe, 
gleichviel  ob  dies  unter  Beteiligung  und  mit  \Xr'issen  des 
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Reeders  geschehen  m,i  tjd.r  nicht,  mit  seiner  Künterbanclc- 

ladung  eingezogen  werden  müsse. 
Die  Strafe  fQr  Konterbandetransport  sei,  wenn  die  Konterbandeladung 
nicht  im  Kigentum  des  Reeders  stehe,  lediglich  der  Verlust  an  Zeit, 
Fracht  und  Kosten;  die  Strafe  der  Einziehung  könne  indes  nicht  auf- 
erlegt werden.  Auch  sei  es  ein  Grundsatz  des  modernen  Volkerrechts, 
daß,  wenn  die  Konterbande  unter  Anwendung  betrügerischer  Mittel 
verschifft  sei,  doch  auch  das  Schiff  nur  eingezogen  werden  könne,  wenn 
es  klar  erwiesen  sei,  daß  der  Re.'der  Mittäter  bei  dem  betrügeri«^  i 
Vorgehen  sei.  Nicht  nur  hngland  erltennc  dies  an,  auch  die  japanisch^;: 
Prisenordnung  stehe  auf  demselben  Standpunkt.  Um  annehmen  zu 
können,  d:iß  ein  Schiff  unter  Ari\x-cndiini{  bctrih^ertscher  WiWdl  I<ont:."r- 
banüe  geladen  habe,  imisse  unbedmgt  Bctrilii:^!!!!*;  uiui  iMitvci^^^^en  ('es 
Reeders  an  dem  betrügerischen  Vorgehen  vorlic^-cii ;  (.iristlbc  tnu-^e 
der  Mittaterschaft  schuldig  sein.  In  dem  \  orlii.  t^cntlcu  I  all  liege  aber 
Mittatcii^rhaft  des  Reeders  ganz  sicher  nicht  \uj.  Ks  sei  dah?r  imrecht- 
mäßig,  \xenn  das  Urteil  erster  Instanz,  ohne  diese  lal>achv.'  zu  prüfen 
und  ohne  sich  überhaupt  darum  zu  kümmern,  ob  der  Reeder  bei  dem 
betrügerischen  Vorgehen  beteiligt  gewesen  sei  oder  nicht,  entschieden 
habe,  daß  das  Schiff  zusammen  mit  seiner  Ladung  einzuziehen  sei. 

3.  Um  auf  Grund  von  Anwendung  betrügerischer  Mittel  die  Strafe 
der  Einziehung  auferlegen  zu  können,  genüge  es  nicht,  dafi  rn  den 
Schiffspapieren  lediglich  der  Bestimmungsort  nicht  angegeben  sei,  es 
sei  vielmehr  aufierdem  erforderlich,  daß  die  Papiere  hergestellt  seien 
mit  der  Absicht,  die  im  Kriege  begriffene  Marine  bei  der  Visitierung  und 
DurchsuclumL,'  zu  tauschen  und  so  der  Aufbringung  zu  entgehen,  und 
daß  diese  Marine  auch  wirklich  dadurch  getäuscht  werden  könne.  Es 
läi^en  aber  keinerlei  Anzeichen  vor,  daß  die  F'apiere  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Schiffs  in  der  Absicht  herc^c^ti  l!t  worden  seien ;  auch  sei  es 
klar,  daß  mit  liirien  der  Z\X'eck,  der  Aufbrni^ntii^'  /n  cnt,f:fchcn.  nicht 
hätte  erreicht  «erden  können.  Daher  könne  das  Schitl  nicht  eingezüg<;n 
werden. 

4.  I  )i  r  Ri  cUd  ti  ibe  den  zur  Verhandlung^  stt'hendrn  !>ampfer  zum 
Transport  von  Kohle  an  den  Ladungscigcniünicr  vcrniictei  und  im 
Chartervertrag  seien  Hongkong,  Shanghai  oder  Kiautschou  als  Be- 
stimmungshäfen festgesetzt  worden.  Der  Reeder  habe  daher  von  der 
Fahrt  nach  einem  anderen  Orte  nichts  gewußt. 

Was  den  Charakter  und  die  Wirkung  des  in  Frage  stehenden 
Chartervertrags  angehe,  so  sei  dieser  Vertrag  nach  dem  Rechte  Englands, 
wo  er  abgeschlossen  sei,  auszulegen.  Nach  dem  englischen  Recht  habe 
aber  der  Vertrag  den  (^larakter  einer  Sachmiete,  und  man  müsse  an- 
nehmen, daß  der  Besitz  und  die  Verfügungsgewalt  Über  das  Schiff 
für  die  Zeit  auf  den  Charterer  übergegangen  seien.   Aber  wenn  man 
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dfn  vorliegenden  Chartervertrag  auch  lediglich  als  einen  gewöhnlichen 
Transportvertrag  ansehe,  so  sei  es  doch  offenbar,  daß  der  Wille  des 
Reeders  Qber  die  In  dem  Vertrag  bemcbnete  Reise  nicht  hinausgercicht 
habe.  Wenn  daher  der  Charterer  heimlich  dem  Kapitän  Order  ge- 
geben habe,  nach  Wladiwostok  zu  gehen,  und  der  Kapitän  diesen  Befehl 
ausgeführt  habe,  könne  man  nicht  behaupten,  dafi  der  Reeder  an  diesem 
Vorhaben  beteiligt  sei  und  sich  bei  dem  Konterbandetransport  in  Mit- 
.täterschaft  gesetzt  habe.  Auch  nach  den  gewöhnlichen  Rechtsbegriffen 
könne,  wenn  auch  der  Kapitän  als  der  Stellvertreter  des  Reeders  gelte, 
dieser  doch  für  willkürliche  Handlungen  des  Kapitäns,  weiche  außer- 
halb von  dessen  ge>xöhnlichen  gesetzlichen  Befugnissen  lägen,  nicht 
haltbar  tjcmarht  \xerden.  Um  so  mehr  müsse  das  gelten,  wo  es  sich  um 
einen  Kriegskonterbandetransport  unter  An>xendung  betrügerischer  Mittel 
handele,  da  eine  solche  Handlung  eine  Verletzung  des  Völkerrechts  sei. 
Aus  diesen  Gründen  habe  der  Reeder  selbstverständlich  für  keinerlei  Ein- 
tragungen in  die  Schiffspapiere,  abgesehen  von  dctn  ('hartervertratj, 
die  Verantwortung  zu  tragen.  Selbst  einmal  angenommen,  es  wären 
falsche  Eintragungen  in  die  Schiffspapiei  e  gemacht,  so  könne  doch  dem 
Reeder,  solange  nicht  der  Beweis  seiner  Mittäterschaft  vorliege,  die 
Verantwortung  hierfür  nicht  auferlegt  werden. 

5.  Der  Charterer  habe  bei  der  Abreise  de»  Schities  dem  Kapitän 
für  den  Fall,  daß  er  bei  Ankunft  in  Hongkong  keine  andere  Order  er- 
halte, Befehl  gegeben,  mit  einem  beliebigen  Kurs  nach  Wladiwostok  weiter 
zu  fahren.  Danach  zu  urteilen,  sei  damals  Wladiwostok  noch  nicht  fest  als 
Bestimmungsort  abgemacht  gewesen.  Dies  sei  erst  fest  bestimmt 
worden,  als  der  Dampfer  bei  Ankunft  in  Hongkong  keine  andere  Order 
«rhalten  habe.  Daher  könne  darin,  daß  in  dem  im  Abfahrtshafen  aus- 
gestellten Konnossement  und  Ausklarierungsschein  Hongkong  oder 
Kiautschou  als  Bestimmungsorte  bezeichnet  seien,  ein  Grund  für  Ver- 
dacht nicht  liegen,  und  man  könne  daraus  nicht  schließen,  daß  die 
Papiere  auf  einen  <T;efril=;rhten  Bestimm iinc^sort  ausgestellt  worden  seien 
in  der  Absirfit.  dadurch  der  Aufbringung  durch  die  kriegführende 
Macht  zu  entgehen. 

>X^enn  der  Dampfersich  in  Hongkong  Ausklarierung  für  Kiautschou 
beschafft  habe,  so  sei  das  lediglich  in  der  Befürchtung  geschehen,  daß 
irurzeit  die  eno;lischen  Behörden  di(  Reise  nach  Wladiwostok  nicht 
erlauben  wurden.  Wenn  der  l)anipter  genötigt  i^.nNcsen  wäre,  um 
Aih  klarierung  nach  Wladiw  ostok  zu  bitten,  so  hätte  er  bei  der  Abreise 
Schwierigkeiten  erl  ihren,  welche  er  gescheut  habe.  So  habe  er.  Iedi<T|ich 
um  seine  Abtalnt  zu  erleichtern,  den  Beiiürden  gegenüber  eini.-  taUche 
Meldung  gemacht.  Daß  dies  nicht  geschehen  sei,  um  der  Autbringung 
durch  die  japanischen  Kriegsschiffe  zu  entgehen,  gehe  auch  daraus  klar 
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hervor,  daß  in  dem  Tagebuch  nach  der  Abreise  von  Hongkong  Wladi- 
wostok als  Reiseziel  angegeben  sei. 

Die  Ausklarierungsbescheinigung  sei  eigentlich  kein  vtichtiges 
Schiffspapicr.  Daß  die  verschiedenen  Staaten  ihr  kein  Gewicht  bei- 
legten, könne  man  auch  daraus  entnehmen,  daß  sie  sich  unter  den  in 
den  Artikeln  177  bis  194  dt-r  englischen  Prisenordnnng  aufgeführten 
Schiffapapieren  der  einzelnen  Staaten  Kuropas  und  Amerikas  nicht  finde. 
Wenn  daher  auch  in  den  fratjjliehen  AuskbrierunjL,fsbescheinii^ungen 
nicht  der  richtige  HestiinnHin<,^sort  antjecfeben  sei,  so  könne  man  doch 
nicht  >aL,'en,  daß  es  den  l'rin/ipieri  des  nKjdernen  Völkerrechts  ent- 
spreche, ucnn  man  daraufhin  dem  Schiffe  die  schwerste  Strafe  der  Ein- 
ziehung auferlege. 

6.  Die  japanische  Prisenordnung  stehe  auf  dem  Standpunkt,  daß 
Kohle  nur  als  Konterbande  gelte,  wenn  es  erwiesen  sei,  daß  sie  für  den 
feindlichen  Kriegsgebrauch  geliefert  werden  solle.  Einmal  angenommen, 
dieser  Standpunkt  entspreche  den  völkerrechtlichen  Grundsätzen,  so 
sei  doch  Wladiwostok,  der  Bestimmungsort  der  in  Frage  kommenden 
Ladung,  nicht  nur  Rußlands  einziger  Kriegshafen,  sondern  auch  sein 
einziger  Handelshafen  im  Osten.  Es  sei  daher  unrechtmäßig,  ohne 
weiteres  anzunehmen,  daß  dortliin  bestimmte  Kohle,  welche  keine  ab- 
solute Konterbande  sei,  für  den  Kriegsgebrauch  bestimmt  sei.  Es  müsse 
vielmehr  entsprechend  dem  Urteil  in  dem  „Neptunus"-Fall  im  englisch- 
holländischen Krieg  im  Jahre  1708  ancfenomnien  werden,  daß  die  in 
h'rage  «;tehcnde  I.adung  für  den  Handelshafen  Wladiwostok  bestimmt 
sei  und  für  friedlichen  Gebrauch  i^eliefert  werden  solle. 

Aus  diesen  Gründen  sei  die  I  adiini^r  des  zur  Verhandlung  stehetuicn 
Schiffe-^  keine  Konterbande,  und  das  Schiff  könne  daher  nicht  ein- 
gezoi^en  werden. 

Die  f  laiijitpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanw  alts  beim  Prisen- 
gtrichl  zu  N'okosuka,  Lchida  Shigenari,  sind  folgende: 

1.  Schon  \-or  der  Abreise  des  zur  Verhandlung  stehenden  Si  hilfs 
von  Cardiff  in  hngland  sei  Wladivcostok  als  Bestimmungsort  festgesetzt 
worden.  In  den  Chartervertrag  und  dem  Konnossement  seien  jedoch 
die  neutralen  Häfen  Hongkong,  Shanghai  oder  Kiautschou  als  Be- 
stimmungsorte angegeben.  Auch  noch  bei  der  Abfahrt  von  Hongkong 
sei  fälschlich  Kiautschou  als  Bestimmung  angegeben  und  eine  ent- 
sprechende Ausklarierung  erwirkt  worden.  Nach  der  Abreise  von  dort 
habe  der  Dampfer  absichtlich  einen  Umweg  genommen,  um  durch  die 
Soyastraße  nach  Wladiwostok  zu  gelangen.  Alles  dies  sei  \xeder  auf 
entschuldbares  Versehen  zurückzuführen  noch  auf  die  Absicht,  die  für 
die  Reise  bequemere  Route  zu  nehmen.  Vielmehr  sei  die  \'erfieimlichung 
des  Bestimmungsorts  eine  I  i^t,  durcli  wdi  hc  mm  der  .Aufbringung  durch 
die  japanische  Marine  zu  entgehen  gehofft  habe.   Es  sei  bekannt,  daß 
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Wladiwostok,  der  BestiinniuniTsort  des  zur  Verhandliini];  stehenden 
Schiffs,  zurzeit  Rußlands  einziger  Kriegshafen  im  Osten  und  der  Haupt- 
stützpunkt für  seine  Flotte  sei.  Seit  dem  Kriege  habe  die  russische  Re- 
gierung diesen  Platz  zu  einem  Hauptetappenort  gemacht  und  häufe 
dort  mit  allen  Kräften  Kohle,  Kriegswaffen  und  -Gerät  und  sonstige 
Kriegsbedarfsartikel  an.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  habe  dort 
fast  ganz  aufgehört«  Wenn  daher  nach  diesem  Platz  Kohle  befördert 
werde,  so  sei  es  billig,  mangels  klaren  Gegenbeweises  anzunehmen, 
daß  sie  für  den  Kriegsgebrauch  geliefert  werden  solle.  Be>onders  im 
vorliegenden  Fall,  wo  die  I^dung  doppelt  gesiebte  Cardiffkohle  sei, 
wie  sie  im  Osten  ausschließlich  von  der  •  Kriegsmarine  verviandt  werde, 
müsse  man  mit  Recht  annehmen,  daß  sie  sicher  für  den  Kriegsgebrauch 
zu  liefern  und  daher  Konterbande  sei. 

Da  demnac  h  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  zur  Beförderimg 
VOM  Konterbande  unter  Verwendung  betrügerischer  Mittel  L^cdient  habe, 
so  könne  es  nach  \ (Hkerrechtlichen  Regeln,  gleichgültig  ob  der  Reeder 
an  dem  betrüc^erischen  Vorgehen  beteiligt  gewesen  sei  oder  nicht,  mit- 
samt seiner  Konterbandeladung  der  Einziehung  nicht  entgehen. 

2.  Die  Reederei  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers  habe 
dem  Kapitän  Order  gegeben,  das  Schiff  nach  Cardiff  zu  bringen,  Kohle 
zu  laden  und  dieselbe  nach  Hongkong  und  Wladiwostok  zu  befördern. 
In  dem  Chartervertrag  jedoch,  der  doch  mit  Beteiligung  des  Reeders- 
aufgestellt  sein  müsse,  seien  Hongkong,  Shanghai  oder  Kiautschou  als 
Bestimmungsorte  angegeben.  Danach  müßten  diese  Eintragungen  in 
den  Schiffspapieren  als  betrügerisch  betrachtet  werden. 

/         Selbst  aber  einmal  angenommen,  der  Reeder  sei  an  der  Fälschung 
f    der  Schiffspapiere  nicht  beteiligt  gewesen,  so  machten  doch  die  völker- 
rechtliche Wissenschaft  und  Praxis  im  Falle,  daß  ein  Schiff  unter  An- 
■«endung  betrüc^erisrher  Mittel  Konterbande  befördere,  keinen  Unter- 
schied in  der  Strafe  danach,  oh  der  Reeder  Mittäter  sei  oder  nicht. 

3.  Die  Fälschung  des  Bestimmungsorts  sei  in  ihrer  Wirkung  am 
schädlichsten,  und  das  Schiff  habe  den  V'^ersuch,  mit  großem  ümv;eg 
die  Soyastraße  7\\  pausieren,  in  keiner  anderen  Absicht  {remacht,  als 
um  durch  diese  Lii.1  der  Auibringung  i\\  entgehen.  Daher  bei  es 
recht,  daß  das  Schiff,  weil  es  sich  betrügerischen  Vorgehens  surhutdig 
gemacht  habe,  der  Strafe  der  Einziehung  verfalle. 

Die  Punkte  4,  5  und  6  erforderten  keine  Erwiderung,  und  es 
werde  daher  aus  obigen  Gründen  Verwerfung  der  Berufung  beantragt. 
Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
1.  Es  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegs- 
hafen ist.  Seit  dem  Krieg  mit  Japan  hat  Rußland  es  zum  Stützpunkt 
für  seine  Kneq;sflotte  und  Hauptetappenort  gemacht.  Es  hat  dort  in 
ausgedehntem  Maße  Waffen,  Lebensmittel,  Kohlen  und  sonstige  Kriegs* 
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btüarbartikel  aufgespeichert.  Der  gcw  ühnüchc  1  iaiidclsvcrkchr  iiacli 
dorthin  hat  fast  ganz  aufgehört.  Es  ist  daher  durchaus  begründet,  wenn 
das  Gericht  erster  Instanz  angenommen  hat,  daß  die  nach  diesem  Hafen 
bestimmten  Steinicohlen  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  geliefert 
werden  sollten  und  daher  Knegskonterbande  seien.  Dies  um  so  mehr, 
als  die  Kohlenladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers  aus- 
gewählte Cardiffkohle  ist  und  die  Preise  für  solche  im  Osten  so  außer- 
ordentlich hoch  sind,  daß  außer  für  den  Gebrauch  auf  Kriegsschiffen 
zur  Kriegszeit  keine  Nachfrage  dafür  vorhanden  und  es  somit  un- 
zvceifelhaft  ist,  daß  die  Kohle  für  den  russischen  Krieg^gebrauch  ge- 
liefert werden  sollte. 

Der  Reklamant  sagt,  es  müsse  nach  der  Art  der  Präcedenzent- 
scheidung,  betreffend  die  „Neptunus"  auch  in  diesem  Frille  ansfenommen 
>xerden,  daß  die  hier  in  hra^e  stehende  Ladung  für  friedliche  Zwecke 
bestimmt  gevtesen  sei.  Aber  tlie  I  adunc^  im  ,,Neptunus"-hail  und  die 
des  vorliee^enden  f  alles  sirui  ihrer  Art  nach  von  ürund  aus  verschieden, 
und  auch  die  Verhältnisse  der  Bestinunungsorte  sind  ganz  andere.  Ks 
ist  daher  unfraglich,  daii  jener  hall  nicht  als  Präcedenz  auf  den  vor- 
liegenden angewendet  Vierden  kann. 

2.  Ddi,  V'ülkerrcclil  erkennt  an,  daß  Schiffe,  wie  dab  zur  Ver- 
handlung stehende,  deren  Reisezvteck  der  Transport  von  Konterbande 
ist,  eingezogen  werden  können.  ^)  Das  Oberprisengericht  ist  der  An- 
sicht, daß  dies  den  Verhältnissen  gerecht  wird.  Besonders  im  vor- 
liegenden Fall,  wo  die  ganze  Ladung  des  Schiffes  Konterbande  ist  und, 
•obwohl  erwiesenermaßen  schon  seit  der  Abfahrt  von  England  Wla- 
diwostok das  Reiseziel  war,  der  Chartervertrag,  das  Konnossement  und 
•die  Ausklarierungsscheine  einen  falschen  Bestimmungsort  angeben  und 
das  Schiff  demnach  zur  Beförderung  von  Kontertmnde  unter  Anwendung 
betrügerischer  Mittel  gedient  hat. 

Da  schon  nach  dem  in  den  I\inktcn  1  und  2  Gesagten  die  Knt- 
scheidiing  der  ersten  Instanz  auf  hinzielum^  des  Schiffes  unfrai^Iich  s;e- 
rechtterti_q;t  i'^t,  so  liei^t  keine  N'ofvcendit^^keit  vor,  auf  die  einzelnen 
Punkte  der  Berufung  noch  besoiulers  ein/iii^ehen. 

ts  w  irci  daher,  Axie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgevtiesen. 

Am  26.  August  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


>)  Anders  die  Japanische  Seeprisenordnung.  §§  43,  44  (V)  und  Ihre  Orandlage, 
das  englische  Manual  of  Nava]  Prize  l^w,  Art.  92—85. 
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Reklamant:  Mann,  Ueorge  8c  Co.  in  London,  hngland,  ver- 
Ireteii  durch  den  Kapitän  des  östencichiscli-ungarbchen  Dampfers 
„Burma",  M.  Valentin. 

ProzeBvertrerer:  Rechtsanwalt  AkiyamaGenzo,  Tokio,  Kyo- 
bashiku,  Unemecho  Nr.  15. 

In  der  PrisensachCr  betreffend  die  Ladung  des  österreichischen 
Dampfers  „Burma",  wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung,  wie  folgt, 
entschieden : 

U  r  t  e  i  I  s  f  o  r  ni  e  I : 
Es  >xird  auf  Wcniiahme  der  auf  dem  ÖNterreichisrh-ungarischen 
Dampfer  „Burma"  verschiltten  etwa  4100  Vom  Kohlen  entschicdjn. 

* 

Tatbestand  und  Gründe: 
Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  von  4106  Tons  doppelt  ge- 
siebter Cardiffkohle  ist  auf  Grund  des  zwischen  dem  Reklamanten  und 
der  Societa  Anonima  Ungherese  di  Armamento  Maritimo  Oriente  in 
Fiume,  Österreich-Ungarn,  abgeschlossenen  Chartervertrags  auf  dem 
dieser  Gesellschaft  gehörigen  Dampfer  „Burma"  verschifft  worden.  Am 
19.  November  fuhr  sie  mit  Bestimmung  nach  Wladiwostok  in  Rußland 
von  Cardiff  ab  und  wurde  am  25.  Januar  1905  nach  9  Uhr  abends  iiuf 
<Jer  Fahrt  nach  Wladiwostok  dnrch  die  Tsugaru-Sii nRe  hei  dem  Kap 
Shiokuhi  von  dem  Kaiserlichen  Torpedoboot  Nr.  30  mit  dem  genannten 
Dampft,!  zusammen  beschlagnahmt. 

Diese  Tatsachen  werden  heveicscn  durch  die  Aussageschrift  des 
Vertreter^  des  K-onunandantcn  des  1  urpedobootes  \r.  'K),  Kapitanleut- 
nants  Akiyoshi  Shoichi,  durch  die  Vernehinungsprutokollc  des 
Kapitäns  der  „Burma",  M.  Valentin,  und  des  1 .  Offiziers  Giuseppe 
r  e  k  u  I  i  c  h  ,  durch  das  Schiffs/erlifikat,  den  Chartervertrag,  das  Kon- 
nossement, das  Tagebuch  und  die  Ausklarierungspapiere  von  Hongkong. 

Die  Hauptpunkte  di-r  Reklaniation  huid  folgende: 
Die  von  dem  Reklamanten,  einem  neutralen  Staatsangehörigen, 
unternommene  Beförderung  von  Stemkotile  nach  Wladiwostok,  einem 
Hafen  einer  kriegführenden  Macht,  sei  eine  öffentliche  Handelstrans- 
aktion, welche  unter  den  Freiheiten  des  neutralen  Handelsverkehrs  stehe 
und  nicht  vom  Völkerrecht  untersagt  werde.  Auch  nach  der  japanischen 
Seeprisenordnung  sei  Kohle  keine  absolute  Konterbande.  Sie  gelte  als 
Konterbande  nur,  wenn  sie  zum  Gebrauch  der  feindlichen  Armee  oder 
Marine  oder  auch  nach  einem  feindlichen  Ort  bestimmt  sei,  nach  dessen 
Verhältnissen  angenommen  werden  müsse,  daß  sie  zum  Gebrauch  der 
ftindlichen  Armee  oder  Marine  <^cli -fert  \xerden  würde.  *)  In  Jem  vor- 
iiegrnden  hall,  wo  die  Kohle  nach  Wladiwostok  gehe,  einem  Hafen, 

Tv.  §  14. 
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welcher  die  Eigenschaften  eines  Kriegs-  und  eines  Handelshafens  !n  sich 
vereinige,  sei  es  billig  anzunehmen,  dafi  sie  nach  dem  Handelshafen 
Wladiwostok  bestimmt  und  nicht  für  Kriegszwecke  zu  liefern  sei,  es  sei 
denn,  daß  Gegenbeweis  vorliege.  Dies  tue  auch  die  Präcedenzent- 

Scheidung,  betreffend  die  im  englisch -hol ländischen  Kriege  im  Jahre 
1798  aufgebrachte  „Neptun us",  dar.  Für  den  vorliegenden  Fall  cjelte 
es  auch  um  so  mehr,  als  die  Ladung  nicht  ausschließlich  für  den  Kriegs- 
gebrauch verwendbar  sei,  sondern  auch  ganz  allgemein  Im  Industrie- 
betriebe verbraucht  werde. 

Aus  diesen  Gründen  werde  Freigabe  der  zur  Verhandlung 
stehenden  Ladung  beantragt. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

£s  ist  bekannt,  dafi  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegshafen 
im  Osten  und  zurzeit  der  Hauptstützpunkt  für  seine  Marine  ist.  Seit 
dem  Kriege  mit  Japan  hat  die  russische  Regierung  den  Platz  /u  einem 
Hauptetappenort  gemacht  und  sie  ist  mit  allen  Mitteln  bestrebt,  dort 
große  Kriegsvorräte  anzuhäufen.  Der  q;e\xöhnlirhe  Handelsverkehr  hat 
dort  fast  gänzlich  autgehört.  Wenn  daher  Kohle  oder  Lebensinittei  oder 
dergleichen  Cjüter,  deren  Konterbandeeigenschaft  von  besonderen  Um- 
ständen abhäni^itr  ist,  nach  Wladiwostok  befördert  werden,  so  muß 
mangels  klaren  üegenbcvxeises  angenonimen  uerden,  daß  dieselben  für 
den  Kriegsgebrauch  zu  liefern  waren.  Besonders  kann  es  bezüglich  der 
zur  Verhandlung  stehenden  Ladung,  welche  aus  ausgewählter  Cardiff- 
kohle  tiesteht,  wie  sie  im  wesentlichen  nur  zum  Gebrauch  auf  Kriegs- 
schiffen dient,  nicht  bezweifelt  werden,  daß  sie  wirklich  für  den  Kriegs- 
gebrauch bestimmt  war.  Sie  ist  daher  mit  Recht  als  Konterbande  an- 
zusehen. 

Was  das  von  dem  Reklamanten  angezogene  Urteil  in  dem  „Nep- 
tunus"-Fall  angeht,  so  deckt  sich  jener  Fall,  in  dem  Tierfett  nach 
Amsterdam  befördert  werden  sollte,  nicht  mit  dem  vorliegenden.  Im 
Gegenteil  kann  man  die  Begründung  jenes  Urteils  viel  eher  zur  Be- 
kräftigung der  Annahme,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung 
Konterbande  ist,  geltend  machen.  Denn  Amsterdam  hatte  damals  einen 
vorliegend  kommerziellen  Charakter.  Die  gegen vxärtigen  Verhältnisse 
von  Wladiwostok  sind  aber,  wie  oben  dargetan,  wesentlich  verschieden. 
Das  in  dem  Urliil  er>xähnte  Brest  kommt  den  gegenwärtigen  Ver- 
hältnissen Wladivxosloks  viel  mehr  gleich. 

Kurz,  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  ist,  weil  für  den  (je- 
brauch  der  feindlichen  Marine  bestimmt  gewesen,  als  Konterbande  an- 
zusehen. -) 

Die  Pariser  Seerechtsdeklaration  vom  Jahre  1850  sowie  die  völker- 
^H.  Ziffer  2. 
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rfchtlithj  Wis>enschaft  und  Praxis  erkennen  abt-r  nn,  daß  Konterbande, 
xtenn  auch  unter  neutraler  Flagge  fahrend,  cintre/ot^en  werden  kann.-') 
Aus  diesen  üründen  wird  wie  in  der  Urtcilsforniel  entschieden. 

VerkQndet  am  26.  April  1905  im  Prisengericht  zu  Yokosuka  im 
Beisein  des  Staatsanwalts  beim  Prisengericht  zu  Yokosuka,  Uchida 
Shigenari.  ; 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Mann,  George  8:  Co.,  London  in  hngland,  ver- 
treten durch  den   Knpitän  des  österreichisch-ungarischen  Dampfers  • 
„Burma",  M.  V  1 1    n  t  i  n. 

Prozeßvertreter: Rechtsanwalt  AkiyamaGenzo,  lokio,  Kyo- 
bashiku,  Unemecho  Nr.  15. 

Am  28.  .\pril  iyU5  hat  das  Pri^en^'erichl  zu  Yokosuka  in  der  I^risen- 
saciie.  betreffend  die  Ladung  des  österrcichiscii-uugarischen  Dainpiers 
«.Burma",  welcher  am  25.  Januar  1905  bei  dem  Shiokubi-Vorgebirge 
von  dem  Kaiserlichen  Torpedoboot  Nr.  30  aufgebracht  worden  ist,  ein 
Urteil  gefällt,  in  welchem  auf  Wegnahme  der  Ladung  des  Österreichisch- 
ungarischen  Dampfers  „Burma",  bestehend  aus  4106  Tons  Steinkohle, 
erkannt  worden  ist 

Gegen  dieses  Urteil  hat  JW.  Valentin,  der  Vertreter  des  Rekla- 
manten, der  Firma  JWann,  George  &  Co.  durch  den  Reehtsanwalt 
Akiyama  Genzo  als  Prozeßvertreter  die  Berufung  eingelegt,  welche 
im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku  und  Ishiwatari 
Binichi  beim  Oberprisengericht  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Hcklamation, 
Akiyama  Genzo,  sind  folgende : 

Das  Urteil  des  Prisengerichts  erster  Instanz  auf  Linziehung  der 
auf  dem  Dampfer  „Burma"  verschifften  Steinkohle  sei  unzutreffend.  Es 
werde  Verwerfung  dieser  tntscheidung  und  Freigabe  der  zur  Ver- 
handlung stehenden  Ladung  beantragt,  und  zwar  aus  folgenden 
Grfinden : 

1.  Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  sei  nach  Wladiwostok, 
Rußlands  einzigem  Handelshafen  im  Osten  befördert  worden  und  zu 
friedlichem  Gebrauch  bestimmt  gewesen.   Daher  sei  es  unzutreffend, 

sie  als  Konterbande  anzusehen. 

2.  Ls  sei  freilich  in  neuerer  Zeit  äußerst  Ijcstritien,  ob  Kohle  Konter- 
bande sei.  In  der  japanischen  Seeprisenordnung*)  sei  jedoch  als  Prinzip 

•)  V.  §  43.  —  *)  V.  9  14. 

637 


Digitized  by  Google 


Abschnitt  VI3>k 


Prisengericbtsentscheidungen:  .Burma 


anerkannt,  daß  sie  nur  als  Konterbande  gelte,  wenn  sie  erwiesenermaßen 
zum  Kriegsgebrauch  des  Feindes  liabe  geliefert  werden  sollen.  Aber 

wenn  man  selbst  annehme,  daß  dies  Prinzip  mit  den  Grundsätzen  des 
Völkerrechts  übereinstimme,  so  sei  doch  der  Bv^stimmunt^shafen  der 
zur  Verhandlung^  stehenden  Ladung,  Wladi>xostok,  nicht  nur  Rußlands 
einziger  Krieg^hnfcn,  sondern  auch  sein  cin:'iq;.M-  Handelshafen  im  Osten. 
Da  an  diesem  Piat/c  alle  Arten  von  kaufnaatmischen  und  gewerblichen 
rnfcrnchriiuM.i^i'n  betrieben  vcürden  und  neutrale  Hrmen  dort  Niedcr- 
lavNüiii'en  liallcii,  so  könne  man  au-i  der  Titsiclir,  (\:\{\  Kuhle,  welch.' 
nicht  absolute  Konterbande  sei,  dorlhiu  transportiert  werde,  nicht  ohn-j- 
vctittrcs  schiielkü,  daß  diese  für  den  Cichraucli  der  Kriegsmacht  be- 
stimmt sei.  Auch  nach  der  Präcedenzentscheidung,  betreffend  die 
„Neptunus"  aus  dem  Kriege  zwischen  England  und  Holland  vom  Jahre 
1798  sei  es  billig,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  als  zur 
Einfuhr  nach  dem  Handelshafen  Wladiwostok  und  zu  friedlichem  Qe> 
brauch  bestimmt  angesehen  werde. 

3.  Bezüglich  der  Behandlung  relativer  Konterbande  auf  neutralem- 
Schiff  weiche  zwar  das  englische  Prinzip  von  dem  kontinentalen  in  etwas 
ab,  al)er  im  großen  und  ganzen  sei  ihr  Sinn  doch  derselbe.  Nach  der 
englischen  Praxis  würden  Güter,  vcelche,  weil  für  die  feindlichen  Kriegs- 
schiffe oder  Truppen  bestimmt,  als  Krie^konterbande  anzusehen  seien, 
unter  Zahlung  einer  Vergütung  eingezogen.  Nach  dem  kontinentalen 
Pr-n/ip  sei,  wie  es  die  völkerrechtlichen  Kongresse  beschlossen  hätten, 
für  (jüter,  vxelche  sowohl  triediirheii  als  auch  kriegerischen  Zwecken 
dienet!  könnten,  wenn  sie  auf  dir  Reise  nach  einem  feindlielun  Hafen 
begriffen  seien,  bestimmt,  daß  dem  kriegführenden  Staat  ihnen  L^es^en- 
über  unter  der  Bedingung  der  Vergütung  das  Beschla^nahniericht  und 
außerdeir.  das  Vorkaubrecht  zustehe.  Wälueiui  so  die  moderne  Kechts- 
praxis  mit  Bezug  auf  relative  Konterbande  eine  immer  weitherziger 
werdende  Tendenz  zeige,  sei  nur  Japan  unbillig  streng,  indem  es  im 
Gegensatz  zu  den  erwähnten  Rechtsprinzipien  und  Gewohnheiten  Kohle,, 
die  sowohl  friedlichen  als  kriegerischen  Zwecken  diene,  wenn  sie  nach 
einem  Platz,  der  Handelshafen  und  Kriegshafen  sei,  bestimmt  wäre,  be* 
dingungslds  einziehe.  Besonders,  weil  die  japanische  Prisenordnung- 
sich auf  den  englischen  Prinzipien  aufbaue,  sei  es  wünschenswert,  daß, 
w  o  es  sich  um  neutrale  relative  Konterbandegüter  handele,  eine  billigere 
Haltung  eingenommen  werde. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanwalts  beim  Prisen- 
gericht zti  Vokosuka,  l '  r  h  i  cKa  S  h  i    e  n  a  r  i ,  sind  folgende : 

1.  Der  Reklamant  habe  dafür,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende 
Ladung  zu  fiiediichen  Zwecken  geliefert  werden  solle,  keinerlei  ikwcis 
erbracht.  Wladiwostok  sei  nun  zurzeit  Rußlands  einziger  KrieLjsiiafen 
im  Osten  und  der  Hauptstützpunkt  für  seine  Motte,  beit  dem  Krieg  mit 
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Japan  habe  die  russische  Regierung  diesen  Fialz  zu  einem  llaupt- 
etappenort  gemacht  und  sei  mit  allen  Kräften  bemüht,  dort  Kohle, 
KriegSDraffen  und  -Gerät  sowie  sonstige  Kriegsbedai  isgcgcnstände  an- 
zuhäufen. Es  sei  bekannt,  daß  der  gewöhnliche  Handelsverkehr  dort 
fast  gänzlich  aufgehört  habe.  Wenn  daher  Kohle  und  dergleichen  Güter,, 
deren  Konterbandeeigenschaft  von  besonderen  Umständen  abhängig  sei, 
nach  Wladiwostok  befördert  würden,  so  sei  es  billig,  mangels  klaren 
Gegenbeweises  anzunehmen,  daß  dieselben  für  den  Kriegsgebrauch  ge- 
liefert werden  sollten.  Dies  gelte  besonders  auch  bezüglich  der  zur  Ver- 
handlung stehenden  Ladung,  welche  aus  doppelt  gesiebter  Cardiffkohle 
bestehe,  wie  sie  im  Osten  niisschlicßlich  zum  Kricf^sirebrauch  diene.  Auch 
habe  der  Dampfer  ,, Burma",  um  der  Aiifbrin,L,nmLj  tiureh  die  japanische 
.Wariiu  /u  etitj^H'heii,  die  Li^l  angewandt,  seinen  He>tiinmun.<^s(irt  /n  ver- 
heimlichen. Daraus  ktinne  man  mit  Keciit  fol^jern,  dali  die  Kohle  w  irkheh 
für  den  russischen  Ki'iegsgebrauch  zu  liefern  n;e\\esrn  und  chiher  Krietrs- 
kontcrbande  sei.  Das  Völkerrecht  erkenne  aber  an,  daß  Konterbande, 
wenn  auch  unter  neutraler  Flagge  fahrend,  der  Einziehung  nicht  ent* 
gehen  könne. 

2.  Die  Punkte  2  und  3  der  Berufung  seien  nur  eine  Erweiterung 
der  Ausführungen  des  Punktes  1',  so  daß  eine  besondere  Erörterung  der- 
selben ülierflQssig  sei. 

Aus  diesen  Gründen  sei  die  Berufung  zu  verwerfen. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
1  Es  ist  bekannt;  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegs- 
hafen ist.  Seit  dem  Krieg  mit  Japan  hat  Rußland  es  zum  Stützpunkt 
für  seine  Kriegsflotte  und  Hauptetappenort  gemacht.  Es  hat  dort  in 
ausgedehntem  Maße  Waffen,  Lebensmittel,  Kohle  unci  sonstii,^*  Kriegs- 
bedarf<;artikel  aufgespeichert.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  nach 
dorthin  hat  fast  gänzh'ch  aufgehört,  f's  ist  daher  durchaus  begründet, 
wenn  das  Gericht  erster  Instanz  angenoiTimen  hat,  daß  die  nach  diesem 
Hafen  bestimmten  Steinkohlen  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  ge- 
liefert werden  sollten  und  daher  Krie.L^skonterbande  seien..  Dies  um  so 
mehr,  als  die  Kohlenlad unir  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers 
ausgewählte  Cardiffkohle  ist  und  die  Preise  für  solche  im  Osten  so  hoch 
sind,  daß  außer  für  den  Gebrauch  auf  Kriegsschiffen  zur  Kriegszeit  keine 
Nachfrage  dafür  vorhanden  und  es  somit  unzweifelhaft  ist,  daß  die  Kohle 
für  den  russischen  Kriegsgebrauch  geliefert  werden  sollte. 

Der  Reklamant  sagt,  es  müsse  nach  Art  der  Präcedenzentscheidung, 
betreffend  den  „Neptunus"-Fall  auch  in  diesem  Falle  angenommen 
werden  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  für  friedliche 
Zwecke  bestimmt  gewesen  sei.  Aber  die  Ladung  im  „Neptunus"-Fall 
und  die  des  vorliegenden  Falles  sind  ihrer  Art  nach  von  Grund  aus 
verschieden  und  auch  die  Verhältnisse  der  Bestimmungsorte  sind  ganz 
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andere  Es  ist  daher  unfraglich,  daß  jener  Fall  nicht  als  Präcedenz 
auf  den  vorliegenden  angewandt  vcerden  kann. 

Daher  sind  Punkt  1  und  2  der  Berufung  unbegründet. 

2.  Fs  ist  völkerrechtliches  Prinzip,  daß  Künterbande  selilechthin 
konfisziert  vcerden  kann.  Wünsche,  bezüglich  Verkaufs,  Einziehung 
gegen  lintgeit  oder  Beschlagnahme  unter  der  Bedingung  der  f  nt- 
schädigung,  vcie  sie  der  Reklamant  äußert,  sind  nur  verwirklicht,  wo  be- 
sondert vertragliche  Abmachungen  vorliegen,  im  übrigen  finden  sich 
diese  Erscheinungen  in  Praxis  und  Theorie  nur  vereinzelt.  Keinenfalls 
könne  sie  jedoch  als  völkerrechtliche  Regel  anerkannt  werden.  Man 
kann  daher  nicht  sagen,  da8  das  Urteil  erster  Instanz  es  in  etwas  ver- 
sehen habe,  wenn  es  diesem  Ansuchen  des  Reklamanten  nicht  Folge 
leistete.  Demnach  ist  auch  Punkt  3  der  Berufung  unbegrfindei 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  26.  August  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamanti  Robert  Dollar,  Direktor  der  M.  S.  Dollar 
Dampfschiffsgesellschaft  in  Amerika,  Californien,  St.  Francisco,  California 
Street  Nr.  134, 

In  der  Prisensache,  beitreffend  den  Dampfer  „M.  S.  Dollar'*  und 
seine  Ladung  ist  von  der  oben  genannten  Person  mittels  eines  englisch 
abgefaßten  Schreibens  vom  2.  Februar  1905  die  Reklamation  erhoben 
worden. 

Es  wird  hierüber,  wie  folgt,  entschieden : 
Die  Reklamation  wird  abgewiesen. 

Gründe: 

Nach  §  26  Absatz  3  der  Prisengerichtsordnung*)  ist  die  Ver- 
handlungssprache in  den  Prisengerichten  und  dem  Oberprisengericht 
die  japanische,  und  es  bestehen  hierüber  keine  Ausnahmeh?stimmungen. 
Da  aber  die  genannte  Reklamationsschrift,  wie  oben  gesagt,  sich  der 
englischen  Sprache  bedient,  so  steht  sie  mit  der  erwähnten  Bestimmung 

1)  Diese  Sache  Ist  (brmgerecht  <ur  Reklamation  gehcacht  und  entschieden  In  den 
Fallen  VI  'X\b  und  c 
^)  IV. 
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in  VC'iciiM  spi  uc  Ii  und  ist  nicht  gesetzmäßig.  Sie  kann  daher  nicht  an- 
genommen \xerden. 

Die  erwähnte  Reklamationsschrift  war  an  das  Prisengericht  in  Sasebo 
serichtet.  Da  aber  die  Prisensache,  betreffend  den  Dampfer  ,.M.  S. 
Dollar"  zur  Zuständigkeit  des  unterzeichneten  Prisengerichts  gehört, 
so  ist  sie  auf  Grund  der. Oberweisung  durch  das  Prisengericht  in  Sasebo 
von  dem  unterzeichneten  Gericht  behandelt  worden. 

Gegeben  im  Prisengericht  zu  Yokosuka  nach  Anhörung  des  Staats* 
anwalts  bei  dem  Prisengencht  zu  Yokosuka  am  9.  März  1905. 

(Unterschriften.) 


Reklamantt  M.  S.  Dollar  Steamship  Company  Ltd.  in  Britisch 
Columbia,  Victoria,  vertreten  durch  den  Direktor  Robert  Dollar. 

ProzeBvertrcter:  Rechtsanwalt  Akiyama  Oenzo,  Tokio, 
Kyobashiku,  Unemecho  Nr.  15. 

In  der  Prisensache,  betreffend  den  englischen  Dampfer  „M.  S. 
Dollar''  wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung,  wie  folgt,  entschieden : 

Urteilsform  e!: 
wird  auf  Wegnahme  des  englischen  Dampfers  „M.  S.  Dollar" 

erkannt. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Der  zur  Verhandliinf^  stehende  Dampfer  „M.  S.  Dollar"  steht  im 
Kiijentum  des  Reklamanten,  strin  lleimatshafen  ist  Victoria  in  Britisch 
Columbien  und  er  ist  ein  Handelsschiff,  welches  die  englische  Hagge 
führt. 

Am  8.  Dezember  1904  hat  der  Vertreter  des  Reklamanten,  der 
Damptcrgesellschaft  „M.  S.  Dollar",  in  San  Francisco  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  mit  Harry  J.  Hart  in  San  Francisco  einen 
Chartervertrag  abgeschlossen,  auf  Grund  dessen  das  Schiff  mit  Pferde- 
futter  (ungefähr  26200  Bündel  Heu,  14600  Sack  Gerste  und  32200  Sack 
Hafer)  beladen  wurde,  um  es  nach  Wladiwostok  zu  befördern.  In  allen 
Schiffspapieren  war  iMoji  als  Bestimmungsort  angegeben  und  nach  dem 
Konnossement  sollte  sich  der  tmptanirer  nach  Order  bestimmen.  Am 
31.  d.  M.  fuhr  der  Dampfer  von  San  brancisco  ab  und  versuchte  durch 
die  Murhi-Straßc  in  den  Sovakanal  zu  gelangen,  geriet  aber  in  Treibeis, 
gin.<4  dann  nach  Süden  und  luhr  in  die  Straße  von  Ktorup.  In  dem 
Tagebuch,  dem  Frivatschilfsjournal  und  dem  Maschinenjournal  wurde 
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die  Fahrroute  verheimlicht,  und  es  wurden  Eintragungen  gemacht,  als 
ob  der  Dampfer  direkt  von  San  Francisco  nach  der  Tsugaru-Straße  ge- 
fahren xtärv.  Als  der  Dampfer  die  Straße  passiert  hatte,  und  mit  einein 
Kurs  fuhr,  der  ihn  nach  Wladiwostok  führen  mußte,  \xurde  er  nm  27. 
Januar  !0{)5  bei  dorn  Vorjrebirsfe  von  Ryuhi  von  dem  Kaiserlichen 
Kriegsschiff  „Asama"  mit  Bochlag  bekgt. 

Diese  Tatsaclien  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Vertreters  des  Koiiniinndnnten  der  „Asama",  Kapitänkiiiiiants  Kokura 
Unoske,  die  Vt-rnehmuiiL^sprotokolle  des  OetKinnteii,  des  Kapitäns- 
Charles  Cro^s,  anderer  Leute  der  Besatzung  und  der  Zeugen  Fd- 
w  a  r  d  C  I  a  r  e  n  c c  Davis  und  K.  Stanley  Dollar,  das  Schil Is- 
zertifikat,  die  Konnossemente,  das  Ladungsverzeichnis,  die  Aus- 
klarier ungspapiere  von  San  Francisco,  den  Oesundheitspaß,  das  I  agebuch, 
das  Pnvatschiffsjournal,  das  Maschinenjournal  und  das.  von  dem  Kapitän 
nach  Geständnis  verheimlichter  Tatsachen  herausgegebene  wahre  Privat* 
Schiffsjournal  und  die  Aussagen  des  Vertreters  der  Reklamation. 

Die  Hauptpunkte  der  Reklamation  sind  folgende: 

Der  Reklamant  habe  nach  dem  Chartervertrag  dem  Charlerer  das 
Schifl  nun  Cjütcrtransport  von  San  Francisco  nach  Aloji  zur  Verfügung 
gestellt-  Wenn  der  Daiiiplcr  nach  eiacin  anderen  Bestimnlutig^ort  als 
dem  in  dem  Chartervertrag  bestimmten  gefahren  sei,  so  sei  dies  eine- 
Handlung  des  Charterers»  die  ohne  Beteiligung  und  Wissen  des  Reeders 
geschehen  sei.  Besonders  auch,  weil  die  Ladung  nicht  im  Eigentum  des 
Reeders  stehe,  könne,  wenn  sie  auch  Konterbande  sei,  das  Schiff  nicht 
zusammen  mit  der  Ladung  eingezogen  werden. 

Wenn  zufälligerweise  in  den  Schiffspapieren  Wladiwostok  nicht 
als  Bestimmungsort  angeget)en  sei,  so  könnten  freilich  die  Papiere  dem 
Vorwurf  der  Un Vollständigkeit  nicht  entgehen,  man  könne  ut)er  nicht 
ohne  weiteres  als  Grund  hierfür  einen  betrügerischen  Plan,  um  der  Auf- 
bringung zu  entgehet),  annehmen.  Selbst  aber  wenn  man  annehme, 
es  sei  geschehen,  um  die  Reise  heindi'^^h  auszuführen,  so  hat)e  der  Char- 
tcrer  diese  Maßnahme  mit  Rücksi  ht  auf  eine  Aufbringung  der  Ladung 
getroffen.  Diese  Belästigung  dürfe  aht'r  auf  tfa-^  S'hiff,  de<->e-n  Reeder 
nichts  von  der  Sache  ge>xußt  habe,  nicht  ausgedehnt  \xerden. 

D.'i  die  I  adung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  keine  ab- 
solute Koiiierbande  sei,  so  müsse  im  vorliegenden  Fall,  wo  sie  nac  h  \\  ladi- 
wobttjk  gehe,  einem  Hafen,  der  die  Figenschaften  sowohl  eine^  Krie^^- 
wie  eines  Handelshafens  be-it/e,  mangels  Gegen  beweisen,  angcnoninien 
Vierden,  daß  sie  nach  dem  1  laiidelshaleii  W  ladiwostok  befördert  und 
nicht  für  den  Kriegsgebrauch  geliefert  werden  sollte.  Daß  dies  billig 
sei,  tue  auch  die  Präcedenzentscheidung,  betreffend  die  im  englisch- 
holländischen  Krieg  im  Jahre  1798  aufgebrachte  „Ni^ptunus"  dar.  Für 
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den  vorliegenden  Fall  gelte  dies  auc  h  um  <o  mehr,  als  die  Ladung  nicht 
aui«schlicülirh  als  Pferdefutter  tiir    rrii|i[ii;nz\x ecke  verwendbar  sei. 

Aus  dit.^en  üründcn  werde  1  reigabe  des  zur  Verhandlung  siehen- 
den Schiffes  beantragt. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Es  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegs- 
hafen im  Osten  und  zurzeit  der  Hauptstützpunkt  für  seine  Marine  ist. 
Seit  dem  Kriege  mit  Japan  hat  die  russische  Regierung  den  Platz  zu 
einem  Hauptetappenort  gemacht.   Sie  ist  mit  allen  Kräften  bemüht 

dort  große  Kriegsvorräte  anzuhäufen.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr 
hat  dort  fast  gänzlich  aufgehört.  Wenn  daher  eine  Ladung  von  Pferde- 
futter, vrie  die  des  zur  Verhandlung  stehcmirn  Schiffs,  deren  Konter- 
bandeeigensch.ift  von  besonderen  Umständen  abhängig  ist,  nach  Wladi- 
\xostn!.  hcförckrt  wird,  <r)  muß  mantjels  klaren  (}cq;enhe\xei'^es  an- 
genoiTinKii  werden,  daß  dieselbe  für  den  Kriegsgebrauch  zu  iielern  war. 

Was  das  von  dem .  Reklamanten  angezogene  Urteil  in  dem  „Nep- 
tun ii>'-Kall  anfleht,  so  deckt  Mch  jener  Fall,  in  detn  Tierfett  nach  Amster- 
uani  belurderl  werden  sollte,  nicht  mit  dem  vorliegenden.  Im  üegen- 
teil  kann  man  die  Begründung  jenes  Urteils  viel  eher  zur  Bekräftigung 
der  Annahme,  dafi  die  hier  in  Frage  stehende  Ladung  Konterbande  ist, 
geltend  machen.  Denn  Amsterdam  hatte  damals  einen  vorwiegend 
kommerziellen  Charakter.  Die  gegenwärtigen  Verhältnisse  von  Wladi- 
wostok sind  aber,  wie  oben  dargetan,  wesentlich  verschieden.  Das  . 
in  dem  Urteil  erwähnte  Brest  kommt  den  gegenwärtigen  Verhältnissen 
Wladiwostoks  viel  mehr  gleich. 

Wenn. man  insbesondere  auch  die  Menge  der  Ladung  des.  zur  Ver- 
handlung stehenden  Schiffes  und  die  bei  ihrer  Beförderung  angewandten 
betrügerischen  .Mittel  sowie  die  Aussagen  des  Kapitäns  zusammenhält, 
so  fallen  die  Z>xeifei,  dnH  die  Ladung  für  die  feindlichen  Truppen  be- 
fördert w  urde,  mehr  und  mehr  hin\x  eg.  Iis  ist  daher  mit  Recht  an- 
zunehrrjtn.  daß  die  Ladung  Konuihaiide  ist.») 

r)aß  ferner  Wladiwostok  der  Hestimmiingsort  wai,  geht,  wie  oben 
gesagt,  aus  den  Vernehrnungsprotok( »Iii  n  dt^  Kapitän*^  und  der  übrigen 
Besatzung  hervor.  Auch  steht  es  in  dem  cehlen  i*rivat^clull?.journai 
genau  beschrieben,  wie  das  Schiff  am  23.  Januar  nördlich  von  der  Insel 
Kunishiri  in  Treibeis  geriet  und  den  Kurs  änderte.  Später  wurden  freilich 
die  wahren  Tatsachen  aufgezeichnet,  aber  in  allen,  bei  der  Aufbringung 
fiberlieferten  Schiffspapieren  war  Moji  als  Bestimmungshafen  bezeichnet. 
Im  Tagebuch,  im  Privatschiffsjournal  und  Maschinenjournal  war  die  bis- 
herige Reise  verheimlicht,  und  es  waren  Eintragungen  gemacht,  als  ob 
das  Schiff  von  San  Francisco  direkt  nach  der  Straße  von  Tsugaru  ge- 
fahren wäre.   Bei  der  Visitierung  durch  den  Stellvertreter  des  Kom- 

(41*,  643 


Digitized  by  Google 


Abwhnttt  VI»k 


PrlMngerichtMiiteclieldtmgeii:  „IL  S.  Dollar**. 


niandanten  der  „Asania"  und  bei  der  Vcnuhinung  durch  den  mit  drrn 
Fall  beauftragten  Prisenrat  haben  der  Kapitän  und  die  Mannschaft  zu- 
nächst keine  \xaiircn  Ausi>a^en  gemacht,  erst  nach  vielen  Vernehmungen 
nach  der  Aufbringung  gestanden  sie  die  Wahrheit.  Ahes  dies  berechtigt 
hinreichend  zu  der  Annahme,  daß  ein  mit  größter  Vorsicht  durchdachter 
betrügerischer  Plan  vorgelegen  hat.  Kurz,  der  Dampfer  „M.  S.  Dollar" 
hat  unter  Anwendung  betrügerischer  Mittel  Kriegskonterbande  befördert. 

Es  ist  aber  völkerrechtlich  in  Theorie  und  Praxis  anerkannt,  daß 
solche  Schiffe,  welche  sich  betrügerischer  Mittel  bedienen,  gleichgültig 
ob  dies  unt^r  Beteiligung^  ockr  mit  Wissen  des  Reeders  geschieht  oder 
nicht,  mit  ihrer  Konterbandeladung  einzuziehen  sind.-) 

Da  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  aus  den  obigen  Gründen 
einzuziehen  i^^t,  so  erübrigt  es  sich,  auf  die  weiteren  Punkte  des  Hekia- 
mantcn  noch  weiter  ein  zudrehen. 

Es  wird  daher,  wie  in  der  Urteilsformel,  entschieden. 

Verkündet  am  28.  April  1^05  im  Prisengericht  zu  Yokosuka  im 
Beisein  des  Staatsanwalts  beim  I^risengericht  zu  Vokosuka,  Kubav  ashi 
Vüsh  io. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  The  M.  S.  Dollar  Stcamship  Company  Ltd.,  Vic- 
toria, Britisch  Columbien,  vertreten  durch  Robert  Dollar. 

ProzeBvertreter:  Rechtsanwalt  Akiyama  Genzo,  Tokio, 

Kyobashiku,  Unemccho  Nr.  15. 

Am  28.  April  l')()5  hat  das  Priscn.i^oricht  zu  Vokosuka  in  der 
Prisensarhc  betreffend  den  en^rjisrhen  Dampfer  ,,M.  S.  Dollar",  welcher 
am  27.  Januar  IMOö  bei  dem  Ryuhi-V'orifebirge  von  dein  Kaiserlichen 
Kriegsschiff  „Asama"  aufgebracht  worden  ist.  ein  Urteil  gefällt,  in 
welchem  auf  Wegnahme  des  englischeii  Dampfer»  „M.  S.  Dollar"  er- 
kannt worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  Robert  Dollar  als  Vertreter  des  Rekla- 
manten, der  M.  S.  Dollar  Steamship  Company  Ltd.  durch  den  Rechts- 
anwalt Akiyama  Oenzo  als  Prozeßvertreter  die  Berufung  eingelegt, 
welche  im  Beisein  der  Staatsanwälte  TsutsukiKeiroku  un4  Dr.  jur. 
Ishiwatari  Binicht  beim  Oberprisengericht  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation, 
Akiyama  Genzo,  sind  folgende: 

Das  Urteil  des  Prisengerichts  zu  Vokosuka,  vi  elches  auf  Wegnahme 
des  Dampfers  „M.  S.  Dollar"  erkenne,  sei  unrechtmäßig.  Es  werde  Auf- 
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hebunq  desselben  und  hreijjabe  des  lur  Verhandlung  stehenden  Schiffes 
beantragt«  und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

1.  Der  Eigentümer  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  sei  von 
dem  Ladungseigentümer  verschieden  und  habe  nicht  unter  Anwendung 
betrügerischer  Mittel  Konterbande  geladen.  Wenn  daher  auch  die 
I.adiini^  nis  Konterbande  angesehen  werde,  so  könne  doch  das  Schiff  nicht 
eingezogen  werden. 

2.  Der  einzige  Grund,  aus  dem  das  Gericht  erster  Instanz  die 
Wegnahme  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  verfügt  habe,  sei 
der,  daß 

das  Schiff  unter  An^xenduni^  von  betrügerischen  Mitteln 
Kriesj^skontcrbande    befördirt    habe,    und    daß   ein  Schiff, 
N^clches  sich  solchen  ht-triii^erisehen  Vorgehens  ^chuldig  ge- 
macht habe,  gleichviel  ob  dies  unter  Beteiht,nmg  und  mit 
Wissen  des  Reeders  geschehen  sei  oder  nicht,  mit  seiner 
Konterbandeladung  eingezogen  Vierden  müsse. 
Die  Strafe  fflr  Konterbandetransport  sei,  wenn  die  Konterbandeladung 
nicht  im  Eigentum  des  Reeders  stehe,  lediglich  der  Verlust  an  Zeit, 
Fracht  und  Kosten;  die  Strafe  der  Einziehung  könne  indes  nicht  auf- 
erlegt  werden.  Auch  sei  es  ein  Grundsatz  des  modernen  Völkerrechts, 
daB,  wenn  die  Konterbande  unter  Anwendung  betrügerischer  Mittel 
verschifft  sei,  auch  das  Schiff  nur  eingezogen  werden  könne,  wenn  es 
klar  erwiesen  sei,  daß  der  Reeder  Mittäter  bei  dem  betrügerischen  Vor- 
gehen sei.    Nicht  nur  England  erkenne  dies  an,  auch  die  japanische 
Prisenordnung  stehe  auf  demselben  Standpunkt. 

Um  annehmen  zu  können,  dafi  ein  Schiff  unter  Anwendung  be- 
trügerischer Mittel  Konterbande  geladen  habe,  müsse  unbedingt  Be- 
teiligung und  Mit>xissen  des  Reeders  an  dem  betrügerischen  Vorgehen 
vorliegen;  derselbe  müsse  der  Mittäterschaft  schuldig  sein.  In  dem  vor- 
liec^enden  ball  liege  aber  Mittäterschaft  des  Reeders  ganz  sicher  nicht 
vor.  hs  sei  daher  unrechtm.iljii;,  wenn  das  Urteil  erster  Instanz,  ohne 
diese  Tatsache  zu  prüteti  und  ohne  sich  überhaupt  darum  zu  kümmern, 
ob  der  Reeder  bei  dem  betrügerisc  hen  Vorgehen  bet  *ili0  gewtsLU  sei 
oder  nicht,  entschieden  habe,  daii  das  Schitt  zusammen  mit  seiner 
Ladung  einzuziehen  sei. 

i  Um  auf  (irund  von  .Anxxendung  betrügerischer  Mittel  die  Strafe 
der  f  inziehung  auterlegen  zu  können,  grnüge  es  nicht,  daß  in  den 
Schilt >papieren  lediglich  der  Bestimmungsort  nicht  angegeben  sei,  es 
sei  vielmehr  erforderlich,  daß  die  Papiere  hergestellt  seien  mit  der  Ab- 
sicht, die  im  Kriege  begriffene  Marine  bei  der  Visitier ung  und  Durch- 
suchung zu  täuschen,  um  so  der  Aufbringung  zu  entgehen,  und  daß 
diese  Marine  auch  wirklich  dadurch  getäuscht  werden  könne. 
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Es  lägen  aber  keinerlei  Anzeichen  vor,  dafi  die  Papiere  des  zur 

Verhandlung  stehenden  Schiffs  in  der  Absicht  hergestellt  worden  seien; 
auch  >ci  i'>  klar,  daß  mit  ihnen  der  Zweck,  der  Aufbringung  zu  entgehen, 
nicht  habe  erreicht  werden  können.  Daher  könne  das  Schiff  nicht 
eingezogen  werden. 

4.  Der  Ri-cciri'  habe  den  7ur  VerhatullutiLi  stehenden  Dampfer  zum 
Transport  von  üer^l^-,  Maler  und  1  Icii  an  den  l.aciunL^'^eigentiimer  ver- 
mietet und  in  dem  ( Jiartcrvertrag  >ei  Moji  in  Japan  als  Bestiinniungs- 
ort  festgesetzt  >xoriien.  Der  Reeder  habe  daher  von  einer  bahrt  nach 
ciiR  iii  anderen  Orte  nichts  gevs  ußt. 

Was  den  Charakter  und  die  Wirkung  des  in  Frage  stehenden 
Chartervertrags  angehe,  so  sei  dieser  Vertrag  nach  dem  Rechte  Eng- 
lands, wo  er  abgeschlossen  sei,  auszulegen;  nach  dem  englischen  Rechte 
habe  aber  der  Vertrag  den  Charakter  einer  Sachmiete,  und  man  müsse 
annehmen,  daß  der  Besitz  und  die  Verfügungsgewalt  Ober  das  Schiff 
für  die  Zeit  auf  den  Charterer  übergegangen  seien.  Aber  auch  wenn  man 
in  dem  vorliegenden  Chartervertrag  ledighch  einen  gewöhnlichen 
Transportvertrag  erblicke,  so  sei  es  doch  offenbar,  daß  der  Wille  des 
Reeders  über  die  in  dem  Vertrag  bezeichnete  Reise  nicht  hinausgereicht 
habe.  W'enn  daher  der  Charterer  heimHch  iWn\  Kapitän  Order  gegeben 
habe,  nach  Wlauiw ostfik  T-it  g.-hen,  tmd  der  Kapitän  diesen  Befehl  aus- 
geführt habw,  k(')iine  man  nicht  behauptLii,  daß  licr  Rheder  an  die'^em 
Vorhaben  beteiligt  sei  und  bei  dem  KontiThaiuUtranspoit  in  iMittatir- 
schaft  stehe.  Auch  nach  den  gevxöhnlii hcn  Rccht^he^riffen,-  kcjnnt, 
wenn  auch  d^r  Kapitän,  der  Stellvertreter  des  Reeder^  gehe,  dieser 
doch  für  willkürliche  Handlungen  des  Kapitäns,  welche  außerhalb  von 
dessen  gewöhnlichen  gesetzlichen  Befugnissen  lägen,  nicht  haftbar  ge- 
macht werden.  Um  so  mehr  müsse  das  gelten,  wo  es  sich  um  einen 
Kriegskonterbandetransport  unter  Anwendung  betrügerischer  Mittel  han< 
dele,  da  eine  solche  Handlung  eine  Verletzung  des  Völkerrechts  sei. 
Aus  diesen  Gründen  habe  der  Reeder  selbstverständlich  für  keinerlei 
Untrngungen  in  die  Schiffspapiere,  abgesehen  von  dem  Chartervertrag, 
die  Verantwortung  zu  tragen.  Selbst  einmal  angenommen,  es  wären 
fälschliche  hintragungen  in  die  Schiffspapiere  gemacht,  so  könne  doch 
dem  Reeder,  solange  nicht  der  Beweis  seiner  Mittäterschaft  vorliege, 
die  Verantwortung  hierfür  nicht  auferlegt  werden. 

ö.  Die  japanische  Seepri'^enordnung  stehe  auf  dem  Standpunkt, 
daß  Oerste,  llafer  utid  Heu  nur  dann  al^  Konterbande  gälten,  wenn 
es  erw  iesen  sei,  daß  sie  zum  Kriv.L;>i;ehraui  Ii  des  1  eindes  geliefert  Aercieii 
sollten.  I'.inmal  angenommen,  die^-er  Standpunkt  entspreche  den  völker- 
rechtlichen Cirundsätzen,  so  --ei  dnrh  Wladiwostok,  der  Bestimmungs- 
ort der  zur  Verhandlung  flehenden  i.adung,  jiicht  nur  Rußlands  ein- 
ziger Kriegshafen,  sondern  auch  sein  einziger  Handelshafen  im  Osten. 
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Es  sei  daher  unrechtmäßig,  ohne  weiteres  anzunehmen,  da6  Oerste, 
Hafer  und  Heu,  welche  nicht  absolute  Konterbande  seien,  fQr  den 
Kriegsgebrauch  bestimmt  seien.  Es  müsse  vielmehr  entsprechend  dem 
Urteil  in  dem  ,,Neptunus"-Fa]l  im  englisch-holländischen  Krieg  im  Jahre 

17Q8  angenommen  werden,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung 
für  den  Handelshafen  Wladiwostok  bestin  mt  i^ewesen  sei  und  für  fried- 
lichen Gebrauch  habe  geliefert  werden  sollen. 

Demnach  sei  die  I.ridung  keine  Konterbande  und  das  Schiff,  auf 
•dem  sie  verladen  sei,  könne  folglich  nicht  eingezogen  Vierden. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanwalts  beim  Prisen- 
jjericht  zu  Yokosuka,  Kobavashi  Yoshio    -^ind  folgende: 

1.  Das  zur  Verhandluiij^  stehende  Schitf  iiabc  line  volle  Ladung 
von  Pferdefutter  eingenommen,  um  sie  nach  Wladiwostok,  dim  Haupt- 
stapelpiatz  des  Leindes  für  Kriegsbcdarfsartikcl  zu  befördern.  Ihibci 
habe  es  in  dem  Ladun^^svcrzeichnis,  dem  Chartervertrag,  dem  Kon!H)>sL'- 
ment  und  dem  Ausklarierungsschein  immer  AU^i  als  den  Hafen,  nach 
dem  die  Ladung  befördert  werden  solle,  angegeben.  Außerdem  sei 
in  dem  Tagebuch,  dem  Privatschiffsjoumal  und  dem  JVIaschinenjournal 
die  Reise  über  die  Chishima-Inselgruppe  nach  der  SoyastraSe  nicht 
verzeichnet  worden,  vielmehr  stehe  dort,  daß  das  Schiff  vom  Ausgangs- 
hafen andauernd  mit  demselben  Kurs  nach  der  Tsugarustraße  gefahren 
sei.  Diese  Journale  seien  überdies  verheimlicht  worden. 

Nach  allem  diesen  sei  es  zutreffend,  wenn  das  Urteil  erster  Instanz 
entschieden  habe,  daß  das  Schiff  sich  bei  einem  Transport  von  Konter- 
bande betrügerischer  Mittel  bedient  habe  und  daß  es  daher  einzu- 
ziehen sei. 

2.  Ans  der  rrteilsschrift  des  Urteils  erster  Instanz  ergebe  sich  klar, 
dafJ  die  Lntschcidun*;  auf  Lin/ii-huni;  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Schiffes  auf  die  Tatsache  ^eL,n'ündet  sei,  daß  in  w  iehtigen  Schiffspapieren, 
\\  ie  ck-tn  (Tiartervertrag  und  ancieri-n,  für  die  Konterbandei  ifjenschaft  der 
Ladung  viichtige  Tatumslände  \\k  der  Bestimmungsort  und  dergleichen 
gefälscht  worden  seien.  Da  der  Chartervertrag  allgemein  zwischen  Wem 
Reeder  und  dem  Charterer  abgeschlossen  werde,  sei  es  unfraglich,  daß 
der  Reeder  in  dieser  Sache  an  dem  betrügerischen  Vorgehen  beteiligt 
gewesen  sei,  und  so  erübrige  es  sich,  zu  entscheiden,  ob  es  für  die 
Einziehung  erforderlich  sei,  daß  ein  Reeder  an  dem  betrügerischen  Vor- 
gehen teilgenommen  habe,  oder  nicht. 

3.  In  dem  Chartervertrag  und  dem  Konnossement  des  zur  Ver- 
handlung stehenden  Schiffes  sei  als  Bestimmungsort  der  Ladung  Moji 
angegeben.  Wenn  man,  um  die  Wahrheit  dieser  Eintragung  fest- 
zustellen, das  Tau:ebuch  und  das  Privatschiffsjournal  prüfe,  so  finde  man 
freilich  ük-rall  l' intra^aingen,  als  oh  das  Schiff  vom  Aiisq^ani^^shafcn  die 
geuöhnlichc  Koute  nach  Moji  gefahren  wäre.  Wenn  diese  Lintragungen 
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über  die  Reise  wahr  wären,  so  müßte  man  annehmen,  daß  auch  dit  An- 
gaben in  den  Ladungspapieren  wahr  wären,  und  müßte  entscheiden, 
daß  das  Schiff  und  seine  Ladung  frei/ucrcbcn  seien.  Da  es  aber  durch 
das  Geständnis  des  Kapitäns  und  durch  das  von  ihm  verboifrcn  ijc- 
haltene  Frivatschittsjournal  erwiesen  sei,  daß  alle  diese  lüntiaLjuniion 
fälschlich  seien,  sei  es  /iitrettend,  wenn  das  Urteil  erster  Instanz  auf 
Lin/iehung  des  Schiffes  ent>cheide,  wt-il  in  diesen  wiehtigen  Schiffs- 
papicrcn  fälschUche  Eintrak^'ungen  Ljetnacht  worden  seien. 

4.  Der  Charterx  ertrat;  sei  keine  Sachmiete.  Daher  sei  auch  der 
Kapitiiii  belbslversländlieh  nicht  den  Orders  des  Charterers  unterworfen, 
und  der  Reklamant  könne  mit  der  Behauptung,  der  Kapitän  sei  wider  die 
Befehle  des  Reeders  und  in  Befolgung  der  Order  des  Charterers  will- 
kürlich nicht  nach  Moji  sondern  nach  Wladiwostok  gefahren,  nichts- 
begründen. 

Aus  diesen  Orfinden  müsse  die  Berufung  abgewiesen  werden. 
Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 

1.  Es  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegshafen 
ist  Seit  dem  Kriege  mit  Japan  hat  es  denselben  zum  Stützpunkt  für 

seine  Kriegsflotte  und  Hauptetappenort  gemacht.  Es  hat  dort  in  aus- 
gedehntem Maße  Kriegsgerät,  Lebensmittel,  Kohle  und  sonstige  Kriegs- 
bedarfsartikel aufgespeichert.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  nach 
dort  hat  fast  ganz  aiiftrehört. 

Wenn  man  daher  die  auf  dem  zur  X'erhandlunp^  stehenden  Schiff 
verladene  Menge  von  Gerste,  Hafer  und  Heu  tnxäL^t  und  sich  überlegt, 
daß  das  Schiff  vcrsu»  ht  hat,  die  i^efährliche  Route  durch  den  Soyakanal 
zu  nehmen,  und  sieh  dabei  betrüj^'criseher  Mittel  bedient  hat,  so  wird 
es  offenbar,  daß  die  Ladung  jedenfalLs  als  I'ferdefutter  für  den  russischen 
Krieg.sge brauch  geliefert  werden  sollte,  und  es  ist  durchaus  zutreffend^ 
wenn  das  Oericht  erster  Instanz  dieselbe  als  Konterbande  erachtet  hat. 

Der  Reklamant  sagt,  es  müsse  nach  Art  der  Präcedenzentscheidung, 
betreffend  die  „Neptunus",  auch  in  diesem  Falle  angenommen  werden, 
daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  für  friedliche  Zwecke  be> 
stimmt  gewesen  sei.  Da  aber  die  Verhältnisse  des  Bestimmungsorts  im 
„N'eptunus"-Fall  und  im  vorliegenden  Fall  von  Grund  aus  verschieden 
sind,  so  ist  es  unfraglich,  daß  jener  Fall  nicht  als  Pracedenz  auf  den 
vorliegenden  angcvcandt  werden  kann. 

2.  Das  Völkerrecht  erkennt  an,  daß  Schiffe,  wie  das  mr  Vc-r- 
handlun,(T  stehende,  deren  Reisezweck  der  Transport  von  Konterbande 
ist,  eini'«/()«rt.ii  wercien  können.^)  Auch  das  Überprisengericht  ist  der 
Ansicht  I  i  ]  -s  (kn  Verhältnissen  gerecht  wird.  Besonders  im  \or- 
liegendL-n  \  .u>,  vw)  die  ^anze  Ladung  des  Schiffes  Konterbande  ist  und,, 

")  Anders  die  japanische  Seeprisenordnung,  §§  4.'J,  44  (V/  und  ihre  Grundlage^ 
das  englische  Manual  of  Naval  Prize  Law,  Art.  82—80. 
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ob>x  ohl  erwiesenermaßen  schon  seit  der  Abfahrt  von  San  Francisco  das 
Reiseziel  Wladiwostok  war,  der  Chartervertrag  und  die  arKicrcn  Schiffs- 
papicre  einen  falschen  Bestimm uni^sort  angeben  und  das  Schilf  demnach 
7ur  Beförderung  von  Konterbande  unter  Anwendung  betrügerischer 
Mittel  gedient  hat 

Da  schon  nach  dem  in  den  Funkten  l  und  2  Ciisaglen  die  Ent- 
scheidung der  ersten  Inatanz  auf  Einziehung  des  Schiffes  unfraglicii 
gerechtfertigt  ist,  so  liegt  kein  Bedürfnis  vor,  auf  die  einzelnen  Punkte 
der  Berufung  besonders  einzugehen. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden : 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  26.  August  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Harry  J.  Hart,  wohnhaft  in  den  Vereinigten* 

Staaten  von  Nordamerika.  Californien,  San  Francisco. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  AkiyamaOenzo,  lokio,  Kyo- 

bashiku,  Unemecho  Nr.  15. 

In  der  IVisensachc,  betreffend  die  Laduni^  des  i  iii^lischen  Dampfers 
„M.  $.  Dollar"  wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung,  wie  folgt,  ent- 
schieden : 

Urteilsformel: 

Es  wild  auf  Wegnahme  der  Ladung  des  englischen  Dampfers  „\\. 
S.  Dollar",  bestehend  aus  etwa  26200  Bfindeln  Heu,  14600  Sack  Gerste 
und  32200  Sack  Hafer,  erkannt. 

r  a  t  h  e  s  t  a  n  d  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  des  Dampfers  „M.  S.  Dollar" 
ist  von  dem  Reklamanten  versandt  vcorden  und  besteht  aus  Gütern,  die 
alle  als  Pferdeflitter  vcr\xandt  werden  sollten,  im  cin/chien  sind  vor- 
handen: etwa  20  200  Bündel  Heu,  14W)()  Sack  Gerste  und  32  200  S;ick 
Hafer  Um  diese  Güter  nach  Wlaciiw ostuk  zu  schaffen,  hat  der  Rekla- 
mant am  28.  Dr/.-mbrr  1904  in  San  Franri-s'-n,  ( .alifornien,  Vereinigte 
Staaten  von  Nurdamtrika,  mit  dem  Vertreter  des  Reklamanten,  der 
Reederei  des  Dampfers  „M.  S.  Dollar",  der  M.  S.  Dollar  Steamship  Com- 
pany, einen  Chartervertrag  geschlossen,  auf  Grund  dessen  der  genannte 
Dampfer  in  San  Francisco  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  lud. 
In  dem  Konnossement  und  dem  Ladungsverzeichnis  wurde  Moji  als  Be- 
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Stimmungsort  angegeben,  und  nach  dem  Konnossement  sollte  sich  der 
Empfänger  nach  Order  richten.  Am  31.  d.  Mts.  fuhr  der  Dampfer  von 

San  Francisco  nach  Wladivc  ostok  ab  und  >x  urde,  als  er  einen  Kurs  steuerte, 
der  ihn  durch  die  Tsugaru-Straße  nach  Wladiwostok  führen  sollte,  am 
27.  Januar  1Q()5  in  der  Nähe  des  Vorgebirges  von  Rvuhi  von  dem  Kaiser- 
licluii  Kriegsschiff  „Asama"  zusammen  mit  den  zur  Verhandlung 
stehenden  Gütern  beschlagnahmt. 

Diese  Tatsarhcn  werden  bevüiesen  durch  die  Aussai^eschrift  des 
Vertreters  des  Kominandanleii  der  ,.Asnma",  Kapitarileutnants  Kokura 
Un  oske,  die  Vernehiniin^spi otokolie  des  Genannten,  des  Kapitäns  des 
Dampfers  .,M.  S.  Dollar'',  Charles  Gross,  und  der  Besatzuni^  "^^n^xie 
des  Zeugen  h  d  «•  a  r  d  Gl  a  r  e  n  c  e  D  a  v  i  s  ,  den  Ghartervertrag.  das  Kon- 
nossement, das  Ladungsverzeielinis,  &ds  i  agebueh  und  das  Privatstliiifs- 
joumal. 

Die  tiauptpunktc  der  Reklamation  sind  folL^ende : 

Die  von  dein  Reklamanten  unterncMnnietie  Beförderung  von  Gerste, 
Heu  und  Hafer  nach  \X'ladi\\  Obluk,  einem  Hafen  einer  kriegführenden 
Macht,  sei  eine  rechtmäßige  Handelstransaktion,  welche  die  Freiheiten 
des  neutralen  Handelsverkehrs  genieße. 

Güter,  Axie  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung,  seien  ihrer  Art 
nach  keine  Konterbande,  sondern  könnten  lediglich,  wenn  sie  als  Pferde- 
futter für  die  feindlichen  Truppen  bestimmt  seien,  als  solche  angesehen 
werden.  Ob  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  aber  ab  Pferdefutter 
an  die  feindlichen  Truppen  zu  liefern  gewesen  wäre,  sei  eine  Tatfrage, 
und  in  dem  vorliegenden  Fall,  wo  der  Bestimm  un^ort  Wladiwostok 
sei,  ein  Hafen,  welcher  die  Eigenschaften  eines  Kriegs-  und  Handelshafens 
in  sich  vereinige,  sei  es  billig  anzunehmen,  daß  sie  nach  dem  Handels- 
hafen Wladivt  ostok  bestimmt  und  nicht  für  Kriegszwecke  zu  liefern  ge- 
\tcscn  sei,  solange  nicht  besonderer  Beweis  dafür  vorliege,  daß  sie  für 
den  Kriegsgebraurh  bestimmt  gewesen  sei.  Das  tue  auch  die  Präcedenz- 
•entscheidung,  betreffend  die  im  englisch-holländischen  Kriege  im  Jahre 
1708  aufgebrachte  „Neptunu^"  dar.  Für  den  \  orHeijenden  i  all  gelte 
dies  um  so  mehr,  als  die  I  adung  nicht  ausschließlich  als  Fterdefutter  für 
Truppen /wecke  verwendbar  sei. 

Selbst  aiiL^enommen.  das  Eigentum  an  der  1  aduiiL;  ^ei  bereits, 
während  sie  nach  dem  feindliehen  Gebiet  befördert  wurden  ^ei,  auf  den 
Empfänger  im  hcindeslaiid  übergegangen,  und  sie  habe  daher  feind- 
lichen Charakter,  so  könne  sie  doch  nicht  eingezogen  werden,  weil  sie 
unter  neutraler  Flagge  verschifft  worden  sei. 

Aus  diesen  Gründen  werde  Freigabe  der  zur  Verhandlung 
stehenden  Ladung  beantragt. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 
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Es  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegs- 
hafen im  Osten  und  zurzeit  der  Hauptstutzpunkt  für  seine  Marine  ist. 
Seit  dem  Kriege  mit  Japan  hat  die  russische  Regierung  den  Platz  zu 
einem  Hauptetappenort  gemacht  und  ist  mit  allen  Kräften  bestrebt,  dort 
i^oße  Kriegsvorräte  anzuhäufen.  Der  gevtöhnliche  Handelsverkehr  hat 
dort  fast  gänzlich  aufgehört.  Wenn  daher  eine  Ladung  \xie  die  zur 
Wrhandluiifx  stehende,  deren  Konterbandeeigenschaft  von  besonderen 
Lniständen  abhänii^iV  i^t.  nnrh  Wladiwostok  befördert  wird,  so  muß 
mangels  klaren  Oe^ien  he  weises  angenommen  werden,  daß  dieselbe  für 
■den  Kriegsgebrauch  /u  liefern  war. 

Was  das  von  dein  Rcklanuiilen  angezogene  Urteil  in  dem  „Nep- 
tunus"-Fall  angeht,  so  deckt  sich  jener  Fall,  in  dem  Tierfett  nach 
Amsterdam  befördert  werden  sollte,  nicht  mit  dem  vorliegenden.  Im 
Gegenteil  kann  man  die  Begründung  jenes  Urteils  viel  eher  zur  Be- 
kräftigung der  Annahme,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung 
Konterl>ande  ist,  geltend  machen.  Denn  Amsterdam  hatte  damals  einen 
vorwiegend  kommerziellen  Charakter.  Die  gegenwärtigen  Verhältnisse 
von  Wkidtwostok  sind  aber,  wie  oben  dargetan,  wesentlich  verschieden. 
Das  in  dem  Urteil  erviähnte  Brest  kommt  den  gegenwärtigen  Verhält- 
nissen Wladiwostoks  viel  mehr  gleich. 

Wenn  man  im  besonderen  auch  die  Menge  der  zur  Verhandlung 
stehenden  Ladung  und  die  bei  ihrer  Beförderung  angc\xandten  be- 
trügerischen Mittel  sowie  die  Aiissac^en  des  Kapitäns  /iisammenhält,  so 
fallen  die  Zweifel,  daß  die  Latlun^  für  die  feindlichen  iruppen  be- 
fördert Vi  urde.  mehr  und  nu  hr  hinweg.  V.s  ist  daher  mit  Recht  an- 
zunehmen, daü  die  I  aduni,'  Konterbande  ist.  >)  " 

Daß  aber  Kmi  Lei  bände,  wenn  auch  unter  neutraler  LIaggc  fahrend,  . 
eingezogen  werden  kann,  ist  von  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  vom 
Jahre  1856  sowie  von  der  völkerrechtlichen  Wissenschaft  und  Praxis 
.anetkannt.*) 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  28.  April  1905  im  Prisengericht  zu  Yokosuka  im 
Beisein  des  Staatsanwalts  tieim  Prisengericht  zu  Yokosuka,  Kobayashi 
Yoshio. 

(Unterschriften.) 


'}  II.  Ziffer  2.  —  ä)  V.  §  43. 
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Reklamant:  Harry  J.  Hart,  San  Francisco,  Califomien,  Ver- 
einigte Staaten  von  Nordamerika. 

Prozeßvertreteri Rechtsanwalt  AkiyamaQenzor Tokio,  Kyo- 

bashiku,  Uncmecho  Nr.  15. 

Am  28.  April  1Q05  hat  das  Prisengericht  zu  Yokosuka  in  der  Prisen- 
sache, betreffend  die  I^adung  des  englischen  Dampfers  „M.  S.  Dollar", 
welcher  am  27.  Jnniiar  1905  bei  dem  Ryuhi-Vorgebirge  von  dem  Kaiser- 
lichen Krie(T<;schiff  „A'-ama"  nutLjebracht  worden  ist.  ein  l?rteil  gefällt, 
in  wckhem  auf  We<;nahinc  der  auf  dem  englis-^hcn  DamptVr  ,,.M.  S. 
Dollar"  verladenen  elua  26  200  Bündel  Heu,  14ÖÜ0  Sack  üersle  und 
32  200  Sack  Haler  entschieden  xxorden  ist. 

üeg.^n  dieses  Urteil  hat  der  Reklamant  Harry  J.  Hart  tliirrh 
den  Rechtsanwalt  Akiyama  üenzo  als  Prozeßvertreter  die  Berufung" 
eingelegt,  welche  im  Bei:»ein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku 
und  1  s  h  i  w  a  t  a  r  i  B  i  n  i  c  h  i  beim  Oberprisengericht  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation,. 
Akiyama  ( i  c  n  z  o  ,  sind  folgende  ; 

Die  Entscheidung  des  Prisengeri^-hts  in  Yokosuka  auf  Wegnahme 
der  Ladung  de>  Dampfers  „AI.  S.  Dollar"  sei  unzutreffend.  Iis  \verde 
Aufhebung  des  Urteils  und  Freigabe  der  Ladung  beantragt,  und  zwar 
aus  folgenden  Gründen : 

1.  Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  sei  nach  Wladiwostok,, 
Rußlands  einzigem  Handelshafen  im  Osten,  befördert  worden  und  zum 
friedlichen  Gebrauch  bestimmt  gewesen.  Daher  sei  es  unzutreffend,  sie 
als  Konterbande  anzusehen. 

2.  Es  sei  freilich  in  neuerer  Zeit  äußerst  bestritten,  ob  Gerste,  Hafer 
und  Heu  Konterbande  seien.  In  der  japanischen  Seeprisenordnung 
sei  aber  das  Prinzip  anerkannt,  daß  sie  nur  als  Konterbande  gelten,  wenn 
sie  erwiesenermaßen  zum  Kriegsgebrauch  des  Feindes  geliefert  werden 
sollten.  Aber  wenn  man  selbst  annehme,  daß  dies  Prinzip  mit  den  Grund- 
sätzen des  Völkerrechts  in  Einklang  stehe,  so  sei  do'  h  der  Bestimmungs- 
hafen der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung  Wladiwostok,  welches  so- 
wohl Rußlands  einziger  Kriegshafen  >xie  auch  sein  einziger  Handelshafen 
im  Osten  sei.  Da  an  diesem  Platz  verschiedene  Arten  von  kaufmännischen 
und  gevferblichen  Unternehmiini^eii  betriehen  würden  und  neutrale 
Lirmen  dort  .Niederlassungen  hätten,  so  könne  man  aus  der  1  atsache^ 
daß  (ierstc,  Hafer  tmd  Heu,  welche  nicht  absolute  Konterbande  seien, 
dorthin  transportiert  würden,  nicht  ohne  weiteres  schlielien,  daß  diese- 
für  den  Gebrauch  der  Kriegsmacht  bestimmt  seien.  Auch  nach  der  Prä- 
cedenzentscheidung,  betreffend  den  „Neptun us"-Fall  aus  dem  Kriege- 
zwischen  England  und  Holland  im  Jahre  1798  sei  es  billig,  daß.  die  zur 
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Verhandlung  stchcndf  Ladung;  als  zur  tinfulir  nach  dem  HanciclshafiTi 
Wladiwostok  und  zu  iriedlicluin  ücbiauch  bestiuiint  angesehen  werde. 

3.  Bezüglich  der  Behandlung  relativer  Konterbande  auf  neutralem 
Schiff  weiche  zwar  das  englische  Prinzip  von  dem  kontinentalen  in  etwas 
ab,  aber  im  großen  und  ganzen  sei  ihr  Sinn  doch  derselbe.  Nach  der 
englischen  Praxis  würden  Güter,  welche,  weil  für  die  feindlichen  Kriegs- 
schiffe oder  Truppen  bestimmt,  als  Kriegskonterbande  anzusehen  seien, 
unter  Zahlung  einer  Vergütung  eingezogen.  Nach  dem  kontinentalen 
Prinzip  sei,  wie  es  die  völkerrechthchen  Kongresse  beschlossen  hätten, 
iür  üüter,  vtelche  sowohl  friecilit  hen  als  auch  kriegerischen  Zwecken 
dienen  könnten,  vccnn  sie  auf  der  Reise  nach  einem  feindlichen  Hafen 
her^riffen  seien,  bestimmt,  daß  dem  kriegführenden  Staat  ihnen  ges^en- 
über  unter  der  Bedincrnni,'-  der  Veri^ütung  das  Bcschla.f^nahnicrerht  und 
außerdem  das  Vorkaufsrecht  zustehe.  Während  su  die  moderne  Rechts- 
praxis mit  Bezug  auf  relative  Konterbande  eine  immer  w eitherziirer  wer- 
dende Tendenz  zeige,  sei  nur  Japan  unbillig  streng,  indem  es  im 
Gegensatz  zu  den  vorerwähnten  Rechtsprinzipien  und  Gewohnheiten 
Gerste,  Hafer  und  Heu,  die  sowohl  friedlichen  als  kriegerischen  Zwecken 
dienten,  wenn  sie  nach  einem  Platz,  der  Handels-  und  Kriegshafen  sei, 
i>estimmt  wären,  bedingungslos  einziehe.  Besonders  weil  die  japanische 
'  Prisenordnung  sich  auf  den  englischen  Prinzipien  aufbaue,  sei  es 
wünschenswert,  daß,  wo  es  sich  um  neutrale  relative  Konterbandeguter 
bandele,  eine  billigere  Haltung  eingenommen  würde. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanwalts  beim  Prisen- 
gericht  zu  Yokosuka,  KobayashiYoshio,  sind  folgende: 

1.  Es  sei  unbestreitbar,  daß  die  ganze  zur  V'erhandlung  stehende 
Ladung  von  Heu,  Gerste  und  Mafer  Pferdefutter  sei.  Femer  sei  es  be- 
kannt, daß  ihr  Bestimmungsort  Wladiwostok  seit  dem  Kriege  der  einzige 
Stapelplatz  Rußlands  für  Kriegsbedarf sartikel  im  Osten  sei.  Außerdem 
lägen  klare  Spuren  dafür  \or,  daß  bei  der  Beförderung  der  Ladung  be- 
trügerisches Vorgehen  im  Spiele  gew  e>en  sei.  Wenn  man  dies  zu^ammen- 
hahc,  so  hei  es  klar,  daß  die  Ladung  feindliche  Kriegsbedarfsartikel  dar- 
stelle, und  die  Entscheidung  der  ersten  Instanz,  \xelche  die  Ciüter  für 
Kriegskonterbande  erkläre  und  ihre  hinzieh  ui ig  verfüge,  zutreffend  sei. 

2.  Das  in  diesem  Punkt  von  dem  Reklamanten  Vorgebrachte  sei 
lediglich  eine  Wiederholung  seiner  Ausführungen  in  der  ersten  Instanz 
und,  da  deren  Grundlosigkeit  bereits  in  dem  erstinstanzlichen  Urteil  im 
einzelnen  dargetan  sei,  so  erübrige  es  sich,  aufs  neue  darauf  einzugehen. 

3.  Dafi  eine  kriegführende  Macht  das  Recht  habe,  Konterbande, 
gleichviel  ob  sie  absolut  oder  relativ  sei,  einzuziehen,  erkenne  das  geltende 
Völkerrecht  an,  wie  sich  aus  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  vom  Jahre 
•1856  klar  ergebe.  Die  Präcedenzen,  nach  vcelchcn  bei  Einziehung  relativer 
Konterbande  Vergütung  geleistet  werde,  gründeten  sich  alle  entweder 
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auf  besonderen  Vertrag  oder  spezielle  politische  Erwägungen.  Eine  all- 
gemeine völkerrechtliche  Regel  dieser  Art  bestehe  indes  nicht.  Daher 
sei  es  zutreffend,  daß  das  Urteil  erster  Instanz  auf  Einziehung  der  zur 
Verhandlung  stehenden  Ladung  erkannt  habe. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 

1.  Es  ist  bekannt  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegs- 
hafen ist.  Seit  dem  Krieg  mit  Japan  hat  es  denselben  zum  Stützpinikt 
för  seine  Kriegsflotte  und  Hauptetappenort  gemacht,  ts  hat  dort  in 
ausgedehntem  Maße  Kriegsgerät,  Lebensmittel,  Kohle  und  sonstige 
KrieG:<;bc(!arf>artikel  aufgespeichert.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr 
nach  cioi  t  hat  fa'it  e^anz  autgehört. 

Wenn  man  daher  die  auf  dem  Schilf  verladene  Men^^e  von  Oeiste, 
Hafer  und  Heu  erwägt  und  sich  überh\q-t.  daß  das  Schiff  verbucht  hat, 
die  gefährliche  Koiite  clurrh  die  Soya^traße  zu  nehincn,  und  sich  dabei 
betrügerischer  Mittel  bedient  hat,  so  wird  es  offenbar,  daß  die  Ladung 
jedenfalls  als  Pferdefutter  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  geliefert 
werden  sollte,  und  es  ist  durchaus  zutreffend,  daß  das  Gericht  erster 
Instanz  dieselbe  als  Konterbande  erachtet  hat. 

Der  Reklamant  sagt,  es  müsse  nach  der  Art  der  Präcedenzent- 
Scheidung,  betreffend  die  „Neptunus"  auch  im  vorliegenden  Falle  an» 
genommen  werden,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  für  fried- 
liche Zwecke  bestimmt  gewesen  sei.  Da  aber  die  Verhältnisse  des  Be- 
stimmungsorts im  „Neptunus"-FaU  und  im  vorliegenden  Lall  von  Grund 
aus  verschieden  sind,  so  ist  es  unfraglich,  daß  jener  Fall  nicht  als  Prä- 
ccdenz auf  den  vorliegenden  angevtandt  werden  kann.  Demnach  sind 
Punkt  1  und  2  der  Berufunii  iin begründet. 

2.  Ls  ist  völkerrechtliches  Friii/ip,  daß  Koiileihande  schlechthin 
konfisziert  werden  kann.  Wünsche  bezü|;li('li  Vorkauf^,  Lin/ieliuni^  gfgen 
Entgelt  oder  Beschlagnahme  unter  der  Ikdingung  der  laitschädigung, 
wie  sie  der  Reklamant  äußert,  sind  nur  verwirklicht,  vto  besondere  ver- 
tragliche Abmachungen  vorliegen.  Im  übrigen  finden  sich  diese  Er- 
scheinungen in  Praxis  und  Theorie  nur  vereinzelt.  Ketnenfalls  können 
sie  jedoch  als  völkerrechtliche  Regel  anerkannt  werden.  Man  kann 
daher  nicht  sagen,  daß  das  Urteil  erster  Instanz  es  in  etwas  versehen 
habe,  wenn  es  diesem  Ansuchen  des  Reklamanten  nicht  Folge  leistete. 
Demnach  ist  auch  Punkt  3  der  Berufung  unbegründet. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  2ö.  August  1905  im  Uberprisengericht. 

(Unterschriften.) 
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Reklamant:  WVstcni  Stfam>hip  (^)iiipany,  Nanaimo,  Britisch 
Cüluiubien,  vertreten  (iiiich  cUn  ( Jt>rliafbiührer  John  L.  Howard. 

Prozeßvertreter:  Ri:chtsan>xalt  Akiyama  Genzo,  Tokio,. 
Kyobashiku,  Unc-nitcho  Nr.  15. 

In  der  Prisensache  betreffend  den  englischen  Dampfer  „Wyefield" 
wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsformel: 

Es  wird  auf  Wegnahme  des  englischen  Dampfers  „Wyefield"  er* 
kannt. 

Tatbestand  und  (j  runde: 

Der  zur  Verhnndhini^  stehende  fX-impfer  „Wyefield"  steht  im  Vl^en- 
tiim  des  Reklamanten,  >ein  1  leinutt>haten  i>t  \  ietoria  in  Britisch  Columbien 
und  er  ist  ein  Handeisschitt,  \\elehe>  die  eiii^hsehr  I'la$Tge  führt. 

Der  Danipter  hat  auf  Grund  eine>  am  17.  De/enihcr  1Q04  in  San 
FraiicibCü  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  /Nxibchen  dem 
Reklamanten  und  Harry  J.  Hart  in  San  Francisco  abgeschlossenen 
Chartervertrags  mit  der  Absicht,  sie  nach  Wladiwostok  in  Rußland  zu 
befördern,  in  San  Francisco  eine  Ladung  Pferdelf utter,  nämlich  ungefähr 
64400  Sack  Gerste,  900  Sack  Hafer  und  10300  Bündel  Heu  geladen. 
Nach  dem  Konnossement  sollte  sich  der  Empfänger  nach  Order  richten. 
Am  31.  d.  M.  fuhr  der  Dampfer  von  San  Francisco  ab  und  versuchte 
die  Soyastraße  zu  passieren,-  geriet  aber  in  Treibeis.  Er  wandte  nach 
Süden  und  viurde,  als  er  mit  einem  Kurs  durch  die  Tsugaru-Straße 
fuhr,  der  ihn  nach  Wladiwostok  bringen  mußte,  am  30.  Januar  1905 
bei  dem  Vorgebirge  Shiokubi  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Mu- 
sashi"  autVchru-ht, 

Von  den  Sehiffspapieren  i^eben  das  Konnossement  und  tier  C^harter- 
vertrag  Wladivt  ostok  als  Reiseziel  an,  das  Privatschiffsjournal  und  die 
Ausklarierungsbeselieinigungen  von  San  Francisco  und  <.-omox  und 
der  Ciesundheil^paß  geben  jedoch  eine  Roiite  über  verschiedene  I  lafen 
nach  Moji  in  Japan  an  und  erwähnen  den  Bestinunungsort  der  gi;- 
samten  Ladung  Wladi\i-ostok  nicht.  Auch  im  Ladungsverzeichnis  steht 
„Moji  über  Comox''  als  Reise  verzeichnet,  nur  an  einer  Stelle  ist  als 
Löschungsplatz  der  Ladung  Wladiwostok  eingetragen,  und  der  Vertreter 
der  Reklamation  behauptet,  daß  der  Kapitän  nach  Abreise  von  Comox 
diese  Stelle,  welche  auf  Moji  gelautet  habe,  willkürlich  umgeändert 
habe. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Stellvertreters  des  Kommandanten  der  „AUisashi",  Kapitänleutnants 
V  .1  s  II  m  u  r  a  K  a  i  i  c  h  i ,  die  Vernehmungsprotokolle  des  üenannten,  des 
Kapitäns  der  „Wyefield",  Alexander. Watson,  und  des  1.  Offiziers 
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Charles  Harry  Web,  das  Schiffszertifikat,  den  Chartervertrag,  das 
Konnossement,  das  Ladungsverzeichnis,  die  Ausklarierungspapiere  und 
•den  Gesundheitspaß. 

Die  Hauptpunkte  der  Reklamation  sind  folgende: 

Bei  der  diesmaligen  Reise  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfen 
sei  der  Ausfahrtsort  San  Francisco,  der  letzte  Bestimmungsort  jMoji  in 
Japan  geue<;en.  Dazwischen  hätten  Wladiwostok  und  andere  l>equem 
.gelegene  Häfen  nnnelaufcn  \x-crden  sollen. 

Es  sei  unbestreitbar,  daß  die  Absendung  der  dem  Chartercr  ^p- 
hörtq-en  l.ndung  von  Gerste,  Hafer  und  Heu  nach  Wladixrostok  auch 
vcährend  des  Krieges  zwischen  Japan  und  Kußland,  weil  auf  einem 
neutralen  Schiff  geschehen,  eine  rechtmäßige  Hatidlung  sei.  Auch  seien 
■  die  Papiere  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  alle  in  Ordnung, 
und  man  könne  ihnen  keine  f  älsch ung  vorvxerfen. 

Selbst  wenn  man  daher  einmal  annehme,  die  Ladung  sei  Konter- 
!  bände,  so  könne  doch  nach  den  völkerrechtlichen  Prinzipien  das  Schiff 
nicht  das  Schicksal  der  Ladung  teilen  und  der  Sh*afe  der  Aufbringung 
verfallen.   Dies  erkenne  auch  die  Japanische  Seeprisenordnung  an. 

Es  werde  daher  Freigabe  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes 
i  beantragt. 

Das  Gericht  ist  fol^render  Ansicht: 

Es  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegshafen 
!im  Osten  und  zurzeit  der  Hauptstützpunkt  für  seine  Marine  ist.  Seit 
dem  Kriege  mit  Japan  hat  die  russische  Regierung^  den  Platz  zu  einem 
Hauptetappenort  gemacht  und  ist  mit  allen  Kräften  bestrebt,  dort  große 
Krie^^svorräte  anzuhäufen.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  hat  dort 
fast  ^^änzlich  aufgehört.  Wenn  daher  eine  Ladung  von  Pferdefutter, 
wie  die  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes,  deren  l\ü;.lerbande- 
eigenschaft  von  besonderen  Umständen  abhängig  ist,  nach  Wladiwostok 
.tiefördert  wird,  so  muB  mangels  klaren  Gegenbeweises  angenommen 
werden,  daß  dieselbe  für  den  Kriegsgebrauch  zu  liefern  war.  Wenn 
man  insbesondere  auch  die  Menge  der  Ladung  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Schiffs  und  die  bei  ihrer  Beförderung  angewandten  be- 
trügerischen  Mittel,  sowie  die  Aussagen  des  Kapitäns  zusammenhält, 
so  fallen  die  Zweifel,  daß  die  Ladung  für  die  feindlichen  Truppen  )x- 
fördert  wurde,  mehr  und  mehr  hinweg.  Ks  ist  daher  mit  Recht  an- 
zunehmen, daß  die  Ladung  Konterbande  ist. ') 

Das  Schiff  ist  als  c^anzes  nach  Wladivcostok  verchartert  und  es 
stand  bereits  in  San  Francisco  bei  Anfang  der  Reise  fest,  daß  die  ^c- 
samte  l  adun«^  in  Wladiwostok  _i,'elö>cht  werden  sollte.  Trotzdem  ist 
in  dem  1  adum^sverzeichnis  .Woji  als  Rei:>eziel  arii^egeben,  und  auch  bei 
der  Litiw  irkung  des  Auskiarierungsscheins  und  des  Gesundheitspasses 
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ist  die  Absicht,  nach  Wladiwostok  zu  gehen,  verheimlicht  und  so  Moji 
als  Bestimmungsort  eingetragen  worden.  DaB  auf  diese  Weise  der 
Anschein  erweckt  wurde,  als  ob  die  Ladung  nach  Moji  in  Japan  be- 
stimmt worden  sei,  genügt,  uro  zu  der  Überzeugung  zu  kommen,  daß 
jiach  einem  betrügerischen  Plan  vorgegangen  worden  ist,  der  das  Schiff 
-der  Aufbringung  entziehen  sollte.  Daß  in  einigen  Papieren  Wladiwostok 
als  Reiseziel  bezeichnet  worden  ist,  kann  allein  nicht  die  Tatsache,  daß 
•die  anderen  Papiere  gefälscht  sind,  umstoßen  und  berechtigt  nicht  zu 
dem  Schluß,  daß  das  zur  Verhandlunt^  stehende  Schiff  sich  keines 
ijctrügerischen  Vorgehens  schuldig  gemacht  hat. 

Der  Vertreter  der  Reklamation  bringt  freilich  vor,  daß  die  Worte 
,.fiber  verschiedene  Häfen  nach  Moji"  in  sich  schlössen,  daß  die  Reise 
über  Wladiwostok  habe  gehen  sollen  und  daß  es  sich  in  keiner  WVi';*" 
um  eine  Verheimlichung  der  Tatsache,  daß  das  Schiff  nach  Wladiw  u.-.Ujic 
habe  fahren  sollen,  handele.  Da  es  aber  den  tatsächlichen  Verhältnissen 
Jiicht  entspticlii.,  wenn  man  auiiimmt,  daß  für  eine  Reise  von  AuKiika 
Jiach  Moji  die  Worte  „über  verschiedene  Häfen  nach  Moji"  natürlich 
^adiwostok  in  sich  schlössen,  so  kann  diesem  Vorbringen  des  Rekla* 
manten  nicht  beigepflichtet  werden. 

Kurz,  das  zur  Verhandlung  stellende  Schiff  „Wyefield''  hat  mit 
1)etrfigerischen  Handlungen  Konterbande  befördert. 

Die  völkerrechtliche  Theorie  und  Praxis  erkennen  es  aber  an, 
daß  solche  Schiffe,  bei  denen  betrügerisches  Vorgehen  vorliegt,  mit 
ihrer  Konterbandeladung  eingezogen  werden  können.  *) 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  28.  April  1905  im  Prisengericht  zu  Vokosuka  im 
Beisein  des  Staatsanwalts  beim  Prisengericht  zu  Vokosuka,  Uchida 
S  h  i  g  e  n  a  r  i. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:   The  Western  Steamship  Company  in  Nanaimo, 

Britisch  Columbien. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Akiyama  Genzo,  Tokio, 

Kyotwshiku,  Unemecho  Nr.  15. 

Am  2S.  .April  1905  hat  das  Prisenj^^ericht  zu  Vokosuka  in  der 
Prisensache,  betreffend  den  englischen  Dampfer  .,\V  vefield",  -welcher 
ani  30.  Januar  1905  in  der  Tsugarustraße  von  dem  Kaiserlichen  Kriegs- 
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schiff  „Musashi"  aufgebracht  worden  ist,  ein  Urteil  erlassen,  in  welchem 
auf  Wegnahme  des  englischen  Dampfers  „Wyefield"  erkannt  worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Reklamant,  die  Western  Steamship* 
Company,  durch  den  Rechtsanwalt  AkiyamaCenzo  als  Prozeß- 
Vertreter  die  Berufung  eingelegt,  welche  im  Beisein  der  Staatsanwälte 
Tsutsuki  Keiroku  und  Ishiwatari  Binichi  beim  Oberprisen- 
gericht  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation,. 
Akiyama  Oenzo,  sind  folgende : 

Das  Urteil  des  Prisengerichts  zu  Yokosuka  auf  Wegnahme  des 
I):impfer>  „Wyefield"  sei  unzutreffend.  Es  werde  Verw  erfung  desselben 
und  Freigabe  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  beantragt,  und 
zwar  aus  folgenden  (irüiuien: 

1.  Der  Eigentümei  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  sei' 
von  dem  Ladungscigentümer  vcrsehiedeti  und  habe  nicht  unter  An- 
wendung betrügerischer  A\iUcl  Konterbande  geladen.   Wenn  daher  auch 
die  Ladung  als  Konterbande  angesehen  werden  möge,  so  könne  doch 
das  Schiff  nicht  eingezogen  werden. 

2.  Der  einzige  Orund,  aus  dem  das  Gericht  erster  Instanz  die 
Wegnahme  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  verfügt  habe,  sei 
der,  daß 

das  Schiff  unter  Anwendung  betrügerischer  Mittel  Kriegs- 
konterbande befördert  habe  und  daß  ein  Schiff,  welches 
sich  solchen  betrügerischen  Vorgehens  schuldig  gemacht 
habe,  gleichviel  ob  dies  unter  Beteiligung  und  mit  Wissen 
des  Reeders  geschehen  sei  oder  nicht,  mit  seiner  KonterbandC'- 
fadung  eingeholten  veerden  müsst- 
Um   annehmen   zu   können,  daß  ein   S(  hifl    unter  An«erulung  be- 
trüsjferi-scher  iMittel  Konterbande  geladen  Jiabe,  müsse  niibedinij^t  Bc- 
ttiliLTiinu  und  Mitwib^en  des  Reeders  an  dem  betrügcrisrhtn  Vorgehen 
vorliegen,  derselbe  müsse  der  Miltälerschaft  schuldig  sein.    In  dem 
vorliegenden  Fall  liege  aber  Mittäterschaft  des  Reeders  ganz  sicher  nicht, 
vor.  Es  sei  daher  unrechtmäßig,  wenn  das  Urteil  erster  Instanz,  ohne 
diese  Tatsache  zu  prQfen,  einfach  annehme,  daß  bei  dem  Schiff  be- 
trügerisches Vorgehen  vorliege,  und  entscheide,  daß  es  mit  seiner  Ladung 
einzuziehen  sei. 

3.  Um  auf  Grund  von  Anwendung  betrügerischer  Mitte!  die  Strafe 
der  Einziehung  auferlegen  zu  können^  genüge  es  nicht,  daß  in  den. 
Schiffspapieren  lediglich  der  Bestimmungsort  nicht  angegeben  sei,  es. 
sei  vielmehr  außerdem  erforderlich,  daß  die  Papiere  hergestellt  seien 
mit  der  Absicht,  die  im  Kriege  begriffene  Marine  bei  der  Visitierung. 
und  Durrh«;urhiinf^  7U  täusrhrn  und  so  der  Aufbrinminj;  zu  enlLjelien,. 
und  daß  diese  Marine  auch  vtirklich  dadurch  getäuscht  werden  könne« 
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Es  lägen  aber  keinerlei  Anzeichen  vor,  daß  die  Papiere  des  zur 
Verhandliin_{T  stehenden  Schiffes  in  der  Absicht  hergestellt  worden  seien; 
:iiirh  ,sfi  es  klar,  daß  mit  ihnen  der  Zweck,  der  Aufbringung  zu  ent- 
gehen, nicht  habe  erreicht  werden  können. 

Daher  könne  das  Schiff  nicht  eingezogen  werden, 

4.  Der  Ausfahrtshafen  des  Dampfers  sei  San  Francisco  in  Amerika^ 
der  letzte  Bestimmungshafen  Moji  in  Japan  gewesen.  Dazwischen  haben 
Wladiwostok  und  andere  bequem  gelegene  Häfen  angelaufen  werden  ' 
sollen.  Der  von  dem  Absender  Harry  |.  Hart  In  San  Francisco  ab- 
geschlossene Chartervertrag  habe  bezweckt,  das  Schiff  in  Wladiwostok  an- 
laufen 7\i  lassen,  um  die  ihm  gehörige  Ladung  von  Gerste,  Hafer  und 
Heu  nach  dort  zu  schaffen.  Dies  sei,  vceil  das  Schiff  ein  neutrales 
Fahrzeug  sei,  unbestreitbar  eine  rechtmäßige  Handlung. 

Wenn  unter  den  Schiffspapicren  der  Chartervertrag  und  das 
Konnossement  offen  die  Absicht,  Wladiw  (jstok  an/ulauten,  /um  Aus- 
druck brachten  und  die  übrigen  Papiere,  nänilicli  die  Ausklarierungs- 
bescheinigimg,  der  Ge>undheitspaR,  das  LadiinL,'>ver/eichnis  und  das 
'iagebuch  eine  Reise  über  verschiedeJie  Häfen  nach  Moji  angäben,  so 
seien  die  Schiffspapiere  alle  in  bester  Ürdniin.L:  und  es  gebe  keinen 
Punkt,  der  auf  Betrug  hindeute.  Wenn  man,  wie  das  Urteil  erster 
Instanz,  annehmen  wolle,  daß  in  der  Ausklarierungsbescheinigung  und 
den  anderen  Papieren  Moji  mit  der  Absicht,  die  Reise  nach  Wladiwostok 
zu  verheimlichen,  ak  Bestimmungshafen  angegeben  worden  sei,  so  frage 
man  sich  vergebens,  weshalb  dann  die  wichtigsten  Schiffspapiere,  nämlich 
der  Chartervertrag  und  das  Konnossement,  auf  Wladiwostok  lauteten, 
und  es  werde  von  selbst  klar,  daß  die  Absicht,  die  Bestimmung  nach 
Wladiwostok  zu  verheimlichen,  nicht  bestanden  haben  könne.  Es  lägen 
daher  bei  dem  zur  Verhandlung  stehenden  Schiff  keine  Handlungen  vor, 
welche  man  als  betrügerisch  bezeichnen  könne. 

5.  Die  japanische  Seeprisenordnung  stehe  auf  dem  Standpunkt, 
daß  Gerste,  Hafer  und  Heu  nur  dann  als  Konterbande  gälten,  wenn 
es  erwiesen  sei,  daß  sie  zum  Kriegsgebrauch  des  heindes  geliefert 
werden  sollten. 

tinmal  ani^^enoinmen,  dieser  Standpunkt  entspreche  den  völker- 
rechtlichen Grundsätzen,  so  sei  doch  Wladiw o^ttjk,  der  Bestimmungs- 
ort der  in  I  rage  stehenden  Ladung,  niciit  nur  Rußlands  einziger  Kriegs- 
hafen, sondern  auch  sein  einziger  Handelshafen  im  Osten.  Es  sei  daher 
unrechtmäßig,  ohne  weiteres  anzunehmen,  daß  Gerste,  Hafer  und  Heu, 
welche  nicht  absolute  Konterbande  seien,  für  den  Kriegsgebrauch  be- 
stimmt seien.  Es  müsse  vielmehr  entsprechend  dem  Urteil  in  dem  „Nep- 
tunus"-Fall  im  englisch-holländischen  Krieg  im  Jahre  1798  angenommen 
werden,  dafi  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  für  den  Handels^ 
hafen  Wladiwostok  bestimmt  sei  und  für  den  Friedensgebrauch  habe 
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geliefert  werden  sollen.  Demnach  sei  die  Ladung  keine  Konterbande, 
und  das  Schiff,  auf  dem  sie  verladen  sei,  könne  folglich  nicht  eingezog^en 
werden. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  der  Staatsanwälte  beim  Prisen- 
gericht zu  Yokosuka,  Kobayashi  Yoshio,  Uchida  Shigenari 
und  Yanagita  Kunio,  sind  folgende: 

1.  Der  Reklamant  mache  geltend,  daß 

der  Konterbandetransport  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Schiffs  nicht  unter  Anwendung  betrügerische  Mittel  ge- 
schehen sei,  das  Schiff  daher  nicht  eingezogen  werden  könne. 
Aus  dem  Folgenden  gehe  indes  klar  horvor,  daß  betrügerische  Mittel 
anj^cNcendet  seien,  imd  es  sei  völkerret:htliche  Regel,  dafi  in  solchen 
Fällen,  auch  wenn  der  Eigentümer  des  Schiffs  und  der  Ladung  ver- 
schiedene Personen  seien,  das  Schiff  der  Einziehung  nicht  entgehen 
könne. 

a)  Wenn,  obwohl  das  Sciiift  das  alleinige  Ziel  veitolgl  habe,  seine 
ganze  Ladung  nach  Wladi\xostok  zu  schaffen,  in  dem  größten  leil  der 
Schiffspapiere  Moji,  welches  nur  ein  Anlaufshafen  auf  der  Rückreise 
gewesen  sei,  ak  Bestimmungsort  verzeichnet  sd,  so  sei  der  Orund 
dafür  einmal  der,  zu  verhindern,  daß  siph  bei  seiner  Abrei^  von  San 
Francisco  das  Gerächt  verbreitete,  daß  das  Schiff  nach  Wladiwostok 
gehe.  Sodann  sei  aber  auch  damit  bezweckt  gewesen,  dadurch  auf  der 
Reise  ein  visitierendes  Schiff,  wenn  möglich,  zu  täuschen. 

b)  Wenn,  obwohl  es  von  Anfang  an  bestimmt  gewesen  sei,  daß 
die  Ladung  in  Wladiwostok  iiabe  gelöscht  werden  sollen,  in  dem 
Ladungsverzeichnis  stehe,  daß  sie  in  Moji  zu  löschen  sei,  so  sei  das 
die  offenbarste  Fälschung  des  Bestimm unjrsortes  und  diese  sei  mit  Willen 
des  Reeders  oder  seines  Vertreters  geschehen. 

2.  Üer  Reklamant  brini^e  \nr,  daß 

die  Fälschungen  der  Papiere  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Schiffs  ohne  Beteiligung  und  Wissen  des  Schitfseigentümers 
geschehen  sei. 

Nach  dem  englischen  Seehandelsrecht  könne  indes  ein  gewöhnlicher 
Charterer  diese  Papiere  überhaupt  nicht  herstellen.  Femer  kenne  aber 
selbst  die  völkerrechtliche  Wissenschaft  bei  Fälschung  der  Schiffspapiere 
keinen  Unterschied  in  der  Bestrafung  je  nachdem,  ob  der  Reeder  im 
guten  Glauben  sei  oder  nicht 

3.  Der  Reklamant  sage, 

die  Un>x'ahrheiten  in  den  Papieren  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Schiffs  könnten  nur  eine  unbedeutende  Fälschung 
darstellen. 

Die  Fälsch inig  des  Botimmungsortes  sei  aber  im  üegentcil  die  be- 
deutungsvollste und,  VI  enn  auch  das  Mittel  sehr  ungeschickt  sei,  so  liege 
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doch  darin  kein  Crund  zur  Nachsicht,  um  so  weniger,  als  der  Plan 
V  ohl  vorbedacht  gewesen  sei  und  kein  anderes  Ziel  verfolgt  haben  könne, 
als  den  Kaptor  zu  täuschen. 

4.  Das  Reiseziel  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  sei  Wla> 
dixFostok  gewesen.  Wenn  demgegenüber  Moji  als  Bestimmungsort  be- 
zeichnet und  wenn  angegeben  worden  sei,  daß  die  für  Wladiwostok 
bestimmte  Ladung;  in  Moji  habe  gelöscht  werden  sollen,  so  sei  das  ein 
unleugbarer  Betrug.  Wenn  ferner  der  Vertreter  der  Reklamation  be- 
haupte, das  Schilf  sei  von  Antang  an  nach  Moji  bcstinnnt  gewesen,  so 
habe  er  offenbar  von  dem,  was  ein  Chartervertrag  sei,  keine  Ahnung. 

Aus  diesen  üründen  sei  die  Berufung  ab^uvteisen. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 

1.  Es  ist  bekannt,  dafi  Wladiwostok  RuBlands  wichtigster  Kriegshafen 
ist.  Seit  dem  Krieg  mit  Japan  hat  es  denselben  zum  Stützpunkt  für 
seine  Kriegsflotte  und  Hauptetappenort  gemacht.  Es  hat  dort  in  aus- 
gedehntem MaBe  Kriegsgerät,  Lebensmittel,  Kohle  und  sonstige  Krfegs- 
bedarfsarttket  aufgespeichert.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  nach 
dort  hat  fast  ganz  aufgehört. 

Wenn  man  daher  die  auf  dem  Schiff  verladene  Menge  von  Gerste, 
Hafer  und  Heu  erwägt  und  sich  überlegt,  daß  das  Schiff  versucht  hat,  die 
cyefahrlichste  Route  durch  den  Soyakanal  zu  nehmen,  und  sich  dabei 
betrügerischer  Mitte!  bedient  hat,  so  wird  es  offenbar,  daß  die  Ladung 
jedenfalls  als  Pferdetuller  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  geliefert 
werden  sollte,  und  es  ist  durchaus  zutrelteiid,  daß  das  Gericht  erster  In- 
stanz dieselbe  als  Konterbande  erachtet  hat. 

Der  Reklamant  sagt,  es  müsse  nach  der  Art  der  Fräcedenz- 
entxheidung,  betreffend  die  „Neptunus",  auch  in  diesem  Falle  an- 
genonnnen  werden,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  für  fried- 
liche Zu  ecke  bestimmt  gewesen  sei.  Da  aber  die  Verhältnisse  des  Be- 
stimmungsorts im  „Neptunus"-Fall  und  im  vorliegenden  Fall  von  Grund 
aus  verschieden  sind,  so  ist  es  unfragiich,  dafi  jener  Fall  nicht  als 
Präcedenz  auf  den  vorliegenden  angewandt  werden  kann. 

2.  Das  Völkerrecht  erkennt  an,  daß  Schiffe,  wie  das  zur  Ver- 
Handlung  stehende,  deren  Reisezweck  der  Transport  von  Konterbande 
ist,  eingezogen  werden  können.^)  Auch  das  Oberprisengericht  ist  der 
Ansicht,  dafi  dies  den  Verhältnissen  gerecht  wird.'  Besonders  im  vor- 
liegenden Fall,  wo  die  ganze  Ladung  des  Schiffs  Konterbande  ist  und, 
obwohl  erwiesenermaßen  schon  seit  der  Abfahrt  von  San  Francisco 
das  Reiseziel  Wladiwostok  war,  die  Ausklarierungsbescheinigung,  das 
Privatschiffsjournal  und  andere  Schiffspapiere  einen  falschen  Bestim- 


^)  Anders  die  japanische  Seeprisenordnung,  §§  4.1,  44  (V)  und  ihre  Grundlage, 
das  englische  Manuai  of  Naval  Friic  Law,  Art.     — 85. 
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mungsort  ant^cbcn  uiui  das  Schiff  demnach  zur  Beförderung  von  Konter- 
bande unter  Anwendung  betrÜLjeriscfier  Mittel  gedient  hat. 

Da  schon  nach  dem  in  Punkt  1  und  2  Gesagten  die  Entscheidung 
der  cr:>tcn  Instanz  auf  Minziehung  des  Schiffs  unfraglich  gerechtfertigt 
ist,  so  liegt  kein  Bedürfnis  vor,  auf  die  einzelnen  Punkte  der  Berufung 
besonders  einzugehen. 

Es  wird  daher»  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  26.  August  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Harry  CJ.  Hart,  San  hVancisco,  Californien,  Ver- 
einigte Staaten  von  Nordamerika. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Akiyama  Genzo,  Tokio, 
Kyobashiku,  Unernecho  Nr.  15. 

In  der  Prisensache,  betreffend  die  Ladung  des  englischen  Dampfers 
„Wyefield"  wird  nach  Heenüiguiig  der  Untersuchung,  wie  folgt,  ent- 
schieden. 

Urteilsformel: 
Es  wird  auf  Wegnahme  der  Ladung  des  Dampfers  „Wyeßeld", 
bestehend  aus  ungefähr  64400  Sack  Gerste,  10300  Bändel  Heu  und 
900  Sack  Hafer  entschieden. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  ist  von  dem  Reklamanten 
versandt  worden.  Sie  wurde  auf  Grund  eines  am  17,  Dezember  1Q04 
von  dem  Reklamanten  mit  der  Reederei,  der  Western  Steamship  Com- 
pany in  Nanaimo  in  Britisch  Columbien  in  San  Francisco  abcfeschlos- 
senen  Chartervertrags  auf  dem  englischen  Dampfer  „Wyetield"  ver- 
laden, um  nach  Wladiwostok  in  Rußland  befördert  zu  vxerden.  In 
dem  Privatschiffsjournal  und  den  in  San  Iranciseo  und  Coniox  aus- 
gestellten AusklarieriHigNscheinen  und  Gesundheitspässen  steht  überall 
„über  verschiedene  Häfen  nach  Moji  in  Japan"  und  die  Bestimmung 
der  l^dung  für-  Wladi\s  o>tok  wird  nicht  offenbart.  Nach  dem  Kon- 
nossement sollte  der  Empfänger  sich  nach  Order  bestimmen.  Am 
30.  Januar  1905  wurde  die  Ladung  auf  der  Reise  nach  Wladiwostok 
bei  dem  Shiokubi-Vorgebirge  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Mu- 
sashi"  mit  dem  genannten  Dampfer  zusammen  beschlagnahmt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  dss 
Vertreters  des  Kommandanten  der  „Musashi",  Kapitänleutnants  Yasu- 
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m  u  r  a  K  a  i  i  c  h  i ,  die  Vernehmungsprotokolle  des  Genannten  sowie  des 
Kapitäns  des  Dampfers  „Wyefield",  Alexander  Watson,  den 
Chartervertrag,  das  Konnossement,  das  Ladungsverzeichnis,  das  Privat- 
schiffsjournal, den  Oesundheitspaß  und  die  Auskiarierungs- 
Ixischeinigiingen. 

Die  Hauptpunkte  der  Reklaniation  sind  folgende: 

Die  Beförderung  einer  Ladung,  wie  der  zur  Verhandlung  ste- 
henden, durch  einen  ni-utraloti  Stantsan^rehörigen  nach  Wladiwostok, 
•einem  Haten  einer  kriegführenden  AUclit,  sei  eine  offene  Handels- 
transaktion, welche  unter  den  Freiheiten  des  neutralen  Handelsverkenrs 
stehe  und  unbestreitbar  von  dem  Völkerrecht  als  eine  erlaubte  Hand- 
lung  anerkannt  werde. 

Güter  wie  die  zur  Verhandlung  stehenden  seien  ihrer  Art  nach 
.keine  absolute  Konterbande,  sondern  könnten  lediglich,  wenn  sie  als 
Pferdefutter  für  die  feindlichen  Truppen  bestimmt  seien,  ab  Konter- 
bände  angesehen  werden.  Ob  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung 
Jiber  als  I^ferdefutter  an  die  feindlichen  Truppen  zu  liefern  gewesen 
wäre,  sei  eine  Tatfrage.  In  dem  vorliegenden  Falle,  wo  der  Be- 
stimmungsort Wladi\xostok  sei,  ein  Hafen,  welcher  die  Eigenschaften 
eines  Handelshafens  und  eines  Kriegshafens  in  sich  vereinige,  müsse 
ein  besonderer  Beweis  vorliegen,  nach  dem  man  annehmen  müsse,  daß 
die  l-adung  zum  feindlichen  Kriegsgebrauch  zu  liefern  gewesen  sei. 
Andernfalls  müsse  angenommen  werden,  daß  sie  nach  dem  Handcls- 
halcn  Wladiwostok  zu  befördern  gewesen  sei.  Daß  dies  billig  sei,  tue 
auch  die  Präcedenzentscheidung,  betreffend  die  im  englisch-hollandischen 
Krieg  im  Jahre  1798  aufgebrachte  „Neptunus",  dar.  Ffir  den  vorlie- 
genden Fall  gelte  dies  auch  um  so  mehr,  als  die  Ladung  nicht  aus- 
schlieBlich  als  Pferdefutter  ffir  Truppenzwecke  verwendbar  sei. 

Da  die  Ladung  demnach  keine  Konterbande  sei,  so  könne  sie, 
wenn  auch  angenommen  werde,  daß  sie  ihrem  Charakter  nach  feind- 
lich sei,  nach  Artikel  2  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  vom  Jahre  1856 
nicht  beschlagnahmt  werden,  weil  sie  unter  neutraler  Flagge  ver- 
.schifft  sei. 

Es  werde  daher  Freigabe  beantragt 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Fs  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegs- 
hafen irn  Osten  und  zür/cit  der  Hauptstützpunkt  für  seine  Marine  ist. 
Seit  dem  Kriege  mit  Japan  hat  die  russische  Regierung  den  Platz  zu 
-einem  Hauptetappenort  gemacht,  und  sie  ist  mit  allen  Kräften  bemüht, 
dort  große  Kriegsvorräte  anzuhäufen.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr 
hat  dort  fast  gänzlich  aufgehört.  Wenn  daher  eine  Ladung  von  l'ferde- 
futter,  wie  die  zur  Verhandlung  stehende,  deren  Konterbandceigcn- 
jchaft  von  besonderen  Umständen  abhängig  ist,  nach  Wladiwostok  be- 
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fördert  uird,  so  muß  maneek  klaren  Gegenbeweises  angenommen 
werden,  daß  dieselbe  für  den  KriegsLjebrauch  zu  liefern  war. 

Was  das  von  dem  Reklamanten  angezogene  Urteil  in  dem  ,,Nep- 
tunus"-FalI  angeht,  so  deckt  sich  jener  hall,  in  dem  Tierfett  nach  Amster- 
dam befördert  werden  sollte,  nicht  mit  dem  vorliegenden.  Im  üegen- 
teil  kann  man  die  Begründung  jenes  Urteils  viel  eher  zur  Bekräftigung 
der  Annahme,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  Konterbande 
ist,  geltend  machen.  Denn  Amsterdam  hatte  damals  einen  vorwiegend 
kommerziellen  Charakter.  Die  gegenwärtigen  Verhältnisse  von  Wladt» 
wostok  sind  aber,  wie  oben  dargetan,  wesentlich  verschieden.  Das  in  dem 
Urteil  ervc  ahnte  Brest  kommt  den  'gegenwärtigen  Verhältnissen  von  Wladi- 
wostok  viel  mehr  gleich. 

Wenn  man  insbesondere  auch  die  Menge  der  zur  Verhandlung 

stehenden  Ladung  und  die  bei  ihrer  Beförderung  angewandten  be- 
trügerischen Mittel  sowie  die  Aussage  des  Kapitäns  zusammenhält,  so« 
fallen  die  Zweifel,  daß  die  Ladung  für  die  feindlichen  Truppen  be- 
fördert wurde,  mehr  und  mehr  hinweg.    Es  ist  daher  mit  Recht  an- 
zunehmen,  daß  die  Ladung  Konterbande  ist.') 

Daß  aber  Konterbande,  wenn  unter  neutraler  Flagge  fahrend,  ein- 
gezogen werden  kann,  ist  von  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  vom  Jahre 
1856  sowie  von  der  völkerrechtlichen  Wissenschaft  und  Praxis  an- 
erkannt. ^) 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteiisformel  entsciiieden. 

Verkündet  am  28.  April  1905  im  Prisengericht  zu  Vokosuka,  im 
Beisein  des  Staatsanwalts  beim  Prisengericht  zu  Yokosuka,  Uchida 
Shigenari. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  iiarry  J.  Hart,  San  Irancisco,  Caiitornien,  Ver- 
einigte Staaten  von  Nordamerika. 

ProzeBvertrvteri  Rechtsanwalt  Akiyama  Genzo,  Tokio^ 
Kyobashiku,  Unemecho  Nr.  15. 

Am  28.  April  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Vokosuka  in  der* 
Prisensache,  betreffend  die  Ladung  des  englischen  Dampfers  „Wyefield'V 
welcher  am  30.  Januar  1905  in  der  Tsugarustraße  von  dem  Kaiserlichen 
Kriegsschiff  „Musashi"  aufgebracht  worden  ist,  ein  Urteil  erlassen,  in 
welchem  auf  Wegnahme  der  Ladung  des  Dampfers  „Wyefield"  von  un- 

II.  Ziffer  2.  —  «)  V.  §  43. 
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gefähr  64400  Sack  Gerste,  10300  Bfindel  Heu  and  900  Sack  Hafer 
erkannt  worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Reklamant  durch  den  Rechtsanwalt 

A  k  i  yn  m  a  Gen  zo,  als  Prozeßvertreter,  die  Berufung  eintrclec^t,  welche 
im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsiiki  Keiroku  und  ishiwatari 
B  i  n  ic  h  i  i^ciin  Oberprisentiericht  geprült  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufunc:  des  Vertreters  der  Reklamation, 
AkiyamaOcnzo,  sind  folgende ; 

Das  Urteil  des  Prisengerichts  zu  Yokosnka  auf  Wegnahme  der 
Ladung  des  Dampfers  „Wyefield"  sei  unzutreffend.  Es  werde  Ver- 
xcerfunpj  desselben  und  Freigabe  der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung 
beantragt,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

1.  Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  sei  nach  Wladiwostok, 
Rußlands  einzigem  Handelshafen  im  Osten»  befördert  worden  und  ztt 
friedlichem  Gebrauch  bestimmt  gewesen.  Daher  sei  es  unzutreffend,, 
sie  als  Konterbande  anzusehen. 

2.  Es  sei  freilich  in  neuerer  Zeit  äußerst  bestritten,  ob  Gerste, 
Hafer  und  Heu  Konterbande  seien.  In  der  japanischen  Prisenordnung 
sei  aber  als  Prinzip  anerkannt,  daß  sie  nur  als  Konterbande  gölten, 
wenn  sie  erwiesenermafien  zum  Kriegsgebrauch  des  Feindes  geliefert 
werden  sollten.  Aber  wenn  man  selbst  annehme,  daß  dies  Prin/ip  mit  derr 
Grundsätzen  des  Völkerrechts  in  Einklang  stehe,  so  sei  doch  der  Be- 
stimmimgshafen  der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung  Wladiwostok, 
welches  sowohl  Rußlands  einziger  Kriegshafen  wie  auch  sein  einziger 
Handelshafen  sei.  Da  an  diesem  Platz  verschiedene  Arten  von  kauf- 
männischen und  gewerblichen  Unterneliuiungen  betrieben  würden  und 
neutrale  Firmen  dort  Niederlassungen  hätten,  so  könne  man  aus  der 
Tatsache,  daß  Gerste,  Hafer  und  Heu,  welche  nicht  absolute  Konter- 
bande seien,  dorthin  transportiert  würden,  nicht  ohne  weiteres  schließen, 
daß  diese  für  den  Gebrauch  der  Kriegsmacht  bestimmt  seien.  Auch 
nach  der  Präcedenzentscheidnng,  betreffend  den  „Neptunus"-Fali  im 
Krieg  zwischen  England  und  Holland  vom  Jahre  1798  sei  es  billig,  daS 
die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  als  zur  Einfuhr  nach  dem  Handeb- 
hafen  Wladiwostok  und  zu  friedlichem  Gebrauch  bestimmt  angesehen 
ixerde.  Wenn  das  Gericht  erster  Instanz  Wladiwostok  als  einen  reinen 
Kriegshafen  ansehe  und  es  mit  dem  in  dem  „Neptunus"-Urteil  er- 
wähnten Kriegshafcn  Brist  auf  gleiche  Stufe  stelle,  so  sei  das  eine 
falsche  Auffassung  der  latsachen;  folglich  sei  auch  die  Präcedenzent- 
scheidnng nicht  richtig  angezogen. 

I  erner  übersehe  das  Urteil,  dal5  auch  heute  nucfi,  nach  dem  .Aus- 
bruch des  Krieges  mit  Japan,  in  Wladiv^cstok  der  gew  ühnliclic  Handels- 
verkehr wie  früher  ausgeübt  >xerde,  und  sage,  es  sei  eine  bekannte 
Tatsache,  daß  der  Handelsverkehr  des  genannten  Hafens  gesperrt  sei. 
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Dies  sei  eine  starke  Fntstellung  der  Tatsachen  und  man  müsse  dalicr 
behaupten,  daß  das  l  rteil,  welches  so  mit  dem  Sachverhalt  in  Wider- 
spruch stehe,  unrechtmäßi^»^  sei. 

3.  Bezü^i,dieh  der  Hehaiidluni:;;  relativer  Konterbande  auf  neutralem 
Schiff  weiche  zwar  das  englische  Prinzip  von  dem  kontinentalen  in 
etva$  ab,  aber  im  groBoi  und  ganzen  sd  ihr  Sinn  doch  derselbe.  Nach 
>der  englischen  Praxis  würden  Güter,  welche,  weil  für  die  feindlichen 
Kriegsschiffe  oder  Truppen  bestimmt,  als  Kriegskonterbande  anzusehen 
seien,  unter  Zahlung  einer  Vergütung  eingezogen.  Nach  dem  kontinen- 
talen Prinzip  sei,  wie  es  die  völkerrechtlichen  Kongresse  beschlossen 
hätten,  für  Güter,  welche  sowohl  friedlichen  als  auch  kriegerischen 
Zwecken  dipnen  könnten,  wenn  sie  auf  der  Reise  nach  einem  feind- 
lichen Hafen  begriffen  seien,  bestimmt,  daß  dem  kriegführenden  Staat 
ihnen  i^egenüber  unter  der  Bedingung  der  Vergütung,  das  Besehlag- 
nahmerecht  und  außerdem  das  Verkanfsrecht  'nstehc.  Während  so 
die  moderne  Rechtspraxis  mit  Be/U}^'  auf  relative  Konterbande  eine  immer 
•weitherziger  werdende  Tendenz  /eiijje,  sei  nur  Japan  unbillit;  streng, 
indem  es  im  Gegensatz  zu  den  erveahnten  Rechtsprinzipien  und  Cie- 
vxohnheiten  Gerste,  Hafer  und  Heu,  die  sovxohl  friedlichen  als  krieche- 
rischen Zwecken  dienten,  wenn  sie  nacii  einem  Platz,  der  Handels-  und 
Kriegshafen  sei,  bestimmt  wären,  bedingungslos  einziehe.  Besonders 
weil  die  japanische  Prisenordnung  sich  auf  den  englischen  Prinzipien 
.aufbaue,  sei  es  wünschenswert,  da6,  wo  es  sich  um  neutrale  relative 
Konterbandegüter  handele,  eine  billigere  Haltung  eingenommen  werde. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  der  Staatsanwälte  t)eim  Prisen« 
.gericht  zu  Yokosuka,  Kobayashi  Yoshio,  Uchida  Shigenari 
und  Yanagita  Kunio,  sind  folgende : 

1.  Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  von  Gerste,  Hafer  und 
Heu  sei  Pferdefutter.  Die  Praxis  aller  Länder  und  die  Wissenschaft 
stimmten  aber  darin  überein,  daß  Pferdefutter,  wenn  nach  den  L'mständen 
des  Bestimmungsorts  anzunehmen  sei,  daß  es  für  den  feindlichen  Kriegs- 
gebrauch (geliefert  \x  erden  \x  ürde,  als  Kriegskonterbande  anzusehen  sei. 
Auch  habe  Japan  sich  in  der  Instruktion  Nr.  1  des  Marineminisleriums 
vom  Jahre  1004     diesem  Prinzip  angeschlossen. 

Der  Reklaniant  behaupte, 

die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  sei  zu  friedlichem 
Gebrauch  bestimmt  und  sei  daher  keine  Konterbande, 
doch  bringe  er  dafür  keinen  Beweis  vor. 

a)  Der  Bestimmungsort  des  in  Frage  stehenden  Schiffs  sei  Wladi- 
wostok, der  einzige  Seezugang  nach  dem  östlichen  Rußland  und  der 
Endpunkt  der  Eisenbahn,  welche  die  Sammelpunkte  der  feindlichen 
Armee  passiere. 
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b)  Es  befanden  sich  in  Wladiwostok  und  seiner  Umgebung  viele 
Truppen,  die  unaufhörlich  mit  Kriegsrüstung  beschäftigt  seien. 

c)  Da  der  Verkehr  mit  Europa  auf  der  sibirischen  Eisenbahn  sehr 
u'eit  sei  und  die  Transportfähigkeit  der  Bahn  nicht  ausreiche,  so  i^lane 
man  Wladiwostok  zum  zentralen  Stapelplatz  für  alle  Materialien  zu 
machen. 

d)  Auch  nach  der  Meni]je  und  Art  betrachtet,  könne  man  nicht 
annehmen,  daß  die  Ladung  für  die  kleine  Anzahl  von  Pferden,  \xelche 
hie  und  da  in  der  Bevölkerung  gehalten  würden,  habe  geliefert  werden 
sollen. 

e) "  ts  läjjeri  Aiizeiehen  dafür  vor,  daß  der  Hrnpfänt^er  ,.Jcr  Ladung 
im  Bestimmungsort  vorsätzlich  unbestimnit  gelassen  sei,  und  daß  man 
fälschlicherweise  Moji  als  Bestimmungsort  in  die  Schiffspapiere  ein- 
.getragen  habe,  um  flicht  die  Aufmerksamkeit  der  Offentlkhkeit  auf  sich 
zu  lenken  und  um  so  der  Aufbringung  zu  entgehen. 

Alles  dies  lasse  erkennen,  daß  der  Zweck  der  Ladung  der  gewesen 
-sei,  von  den  feindlichen  Truppen  verbraucht  zu  werden. 

Die  Punkte  2  und  3  der  Berufung  seien  lediglich  eine  Erweiterung 
4e8  im  Punkte  1  Gesagten  und  bedürfen  keiner  Erwiderung. 

Aus  diesen  Orfinden  sei  die  Berufung  abzuweisen. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 

1.  ts  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegshafen 
ist  Seit  dem  Krieg  mit  Japan  hat  es  denselben  zum  Stützpunkt  für 
^ine  Kriegsflotte  und  Hauptetappenort  gemacht.  Es  hat  dort  in  aus- 
gedehntem Mafie  Kriegsgerät  Lebensmittel,  Kohle  und  sonstige  Kriegs- 
bedarfsartikel  aufgespeichert.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  nach 
•dort  hat  fast  ganz  aufgehört.  Wenn  man  daher  die  auf  dem  Schiff 
verladene  Menge  von  Gerste,  Hafer  und  Heu  erwägt  und  sich  über- 
legt, daß  das  Schiff  versucht  hat,  die  gefährlichste  Route  durch  den 
^yakanal  zu  nehmen  und  sich  dabei  betrügerischer  Mittel  bedient  hat, 
so  wird  es  offenbar,  daß  die  Ladung  sicher  als  Pferdefutter  für  den 
ru<;«;ischen  Kriegsgebrauch  geliefert  werden  sollte,  und  e»;  ist  durchaus 
zutreffend,  wenn  das  Gericht  erster  Instanz  dieselbe  als  Konterbande 
•erachtet  hat. 

Der  Reklamant  nagt,  es  müsse  nach  der  Art  der  Präcedeii/ent- 
scheidung,  betreffend  die  ,,Ncptunus",  auch  in  die>em  Fall  angenommen 
\xerden-,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  für  friedliche  Zwecke 
btstiiiniit  gewesen  sei.  Da  aber  die  Verhältnisse  des  Bestimmungsorts 
im  „Neptun us"-Fall  und  im  vorliegenden  Fall  von  Grund  aus  ver- 
schieden sind,  so  ist  es  unfraglich,  daß  jener  Fall  nicht  als  Präcedenz 
^uf  den  vorliegenden  angewandt  werden  kann. 

Daher  sind  Punkt  1  und  2  der  Berufung  unbegründet 
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2.  Es  ist  völkerrechtliches  Prinzip,  daß  Konterbande  schlechthin 

konfisziert  werden  kann.  Wünsche  bezüghch  Verkaufs,  Einziehung  gegen 
Entgelt  oder  Beschlagnahme  unter  der  Bedingung  der  Entschädigung,  vc'ie 
sie  der  Reklamant  äußert,  sind  nur  verwirklicht,  wo  besondere  vertragliche 
Abmachungen  vorliciicn.  Im  übrigen  finden  sich  diese  Erscheinungen 
in  Praxis  und  I  ht-orie  nur  \ereinzelt.  Keinenfalls  können  sie  jedoch  als 
völkerrechtliche  Regel  anerkannt  werden.  Man  kann  daher  nicht  sagen, 
daß  das  Urteil  erster  Instanz  es  in  etwas  versehen  habe,  wenn  es  diesen 
Ansuchen  dc5  Reklamanten  nicht  holge  leistete. 

Demnach  ist  auch  Punict  3  der  Berufung  unbegründet. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden : 

Die  Berufung  wird  abgewiesen. 
Am  26.  August  1905  im  Oberprisengericht. 
,  (Unterschriften.) 


Reklamant:  Societa  Anonima  Ungherese  di  Armamento  Mari- 
timo  Oriente  in  hiunie,  Österreich-Ungarn,  vertreten  durch  die  üe- 
schaftsfühnr  Luigi  Cos  u  lieh  und  E.  Cunradi. 

Prozeß  Vertreter:  Rechtsanwalt  Akiyama  üenzo,  Tokio,. 
Kyobashiku,  fm-mccho  Nr.  15. 

In  der  Prisensache,  betreffend  den  ö.->terrcichisch-ungarischen 
Dampfer  „Siam"  wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung,  \xie  lolgt,. 
entschieden : 

Urteilsformel: 
Es  \x  ird  auf  Wegnahme  des  österreichisch-ungarischen  Dampfers^ 
„Siam"  entschieden. 

r  a  t  b  e  s  t  a  n  d  und  Gründe: 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  f,Siam"  steht  im  Eigentum 

des  Reklamanten,  sein  Heimatshafen  ist  Eiume  in  Ostcrreich-l'ngarn,  und 
er  ist  ein  Mande]^>chift,  Nx  clrhe'^  die  österreirhisch-ungarischL-  Magge  führt. 

Der  Dampier  lud  auf  ürund  eines  am  11.  Novenibir  1904  von 
dem  Reklamanten  mit  der  Firma  .Wann  George  and  Co.  in  London 
abgeschlo^^e^en  Chartervertrags  mit  der  Bestimmung,  sie  nach  Wladi- 
wostok in  Rußland  zu  befördern,  in  Cardiff,  Ln^land,  etwa  4100  Tons 
doppelt  gesiebte  Cardiff  kohle.  In  dem  Chartervertrag  und  dem  Kon- 
nossement wurde  Hongkong,  Shanghai  oder  Kiautschou  als  Bestimmungs- 
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ort  anq^egeben,  und  der  Kmpfänger  sollte  sich  laut  dem  Konnossement 
nacti  Order  bestimmen.  Am  23.  November  desselben  Jahres  fuhr  der 
Dampfer  von  Cardiff  ab.  In  Hongkonir  erhielt  er  aut  (irund  seiner  An- 
gaben einen  Ausklarierungsschein  für  Kiautschou,  naiim  aber  bei  Ab- 
reise von  dort  absichtlich  einen  Umweg  und  versuchte  den  Soyakanal 
zu  passieren.  Er  geriet  aber  in  Treibeis  und  wurde,  als  er  mit  einem 
südlichen  Kurs  fuhr,  der  Ihn  durch  die  Tsugarustraße  nach  Wladiwostok 
bringen  mufite,  am  31.  Januar  1905  um  3  Uhr  50  JUinuten  nachmittags 
bei  dem  Erisuso-Vorgebirge  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Asama" 
aufgebracht. 

Die  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  AussajTeschrift  des  Ver- 
treters des  Kommandanten  der  „Asama",  Kapitänleutnants  Ogura  Yo- 
-shiaki,  die  Vernchmunj^sprotoklle  des  Genannten,  des  Kapitäns  der 
„Siam",  S.  A.  Xigga  und  de:^  ersten  Offiziers  Jovanni  Stipa- 
Jio witsch,  das  Schiffszertifikat,  das  Tagebuch,  den  Chartervertrag, 
das  Konnossement  und  die  Ausklariertmgsbescheinigung  von  Hongkong. 

i)ie  Hauptpunkte  der  Reklamation  sind  folgende: 
Der  Reklamant  habe  am  11.  November  1904  in  London  mit  den 
Vertretern  des  in  Glasgow,  St.  Vincent  Street  Nr.  127  wohnhaften  Kauf- 
manns E.  A.  Grabovx  ski,  der  Firma  Mann,  George  &  Co.  in 
London,  einen  Chartervertrag  abgeschlossen,  nach  dem  das  zur  Ver- 
handlung stehende  Schiff  zum  Transport  von  Kohle  von  Cardiff  in 
England  nach  Honglcong,  Shanghai  oder  Kiautschou  zur  Verfügung  zu 
stellen  gewesen  sei.  Wenn  das  Schiff  nach  einem  anderen  als  den  in  dem 
•Chartervertrag  t)enannten  Bestimmungshäfen  gereist  sei,  so  sei  das  auf 
Maßnahmen  des  Charterers  oder  Absenders  hin  geschehen.  Der  Reeder 
habe  sich  daran  nicht  beteiligt  und  auch  nicht  darum  gewußt.  Da  die 
düter  nicht  im  Eigentum  des  Reklamanten  stünden,  so  könne  das  Schiff, 
wenn  auch  seine  Ladung  Konterbande  sei,  nicht  mit  diesem  zusammen 
-eingezogen  werden. 

Wenn  in  den  Schiffspapicren  Wladtxx  nstok  nicht  als  Bestimmungs- 
ort an'^'eführt  sei,  so  konnten  freilich  die  Papiere  dem  Vorwurf  der  Un- 
vollstaruiij^keit  nicht  entt^ehen,  man  könne  dies  aber  nicht  ohne  weiteres 
als  Beweis  für  das  Vorliegen  betrügerischen  Vort^chens  erachten.  Daß 
der  Dampfer  sich  in  Hongkong  Ausklarierung  nach  Kiautschou  habe 
geben  lassen,  sei  lediglich  zur  Erleichterung  der  Reise  geschehen.  Daß 
dies  nicht  auf  Orund  eines  betrügerischen  Planes  geschehen  sei,  um  der 
Aufbringung  zu  entgehen,  könne  man  auch  daraus  entnehmen,  daß 
nach  der  Abreise  von  Hongkong  in  dem  Tagebuch  Wladiwostok  als 
Reiseziel  verzeichnet  worden  sei.  Selbst  wenn  man  aber  annehme,  es 
sei  geschehen,  um  die  Reise  heimlich  ausfuhren  zu  können,  so  sei  dies 
-eine  Handlung  des  Charterers  oder  Absenders.  Es  liege  dagegen  kein  Be- 
weis vor,  daß  der  Reeder  darum  gewußt  habe. 
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Da  die  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  keine  abso- 
lute Konterbande  sei,  so  müsse  im  vorliegenden  Fall,  wo  sie  nach  Wladi- 
wostok gehe,  einem  Hafen,  der  die  Eigenschaft  sowohl  eines  Kriege-  als 
eines  Handelshafens  besitze,  mangete Gegenbeweises  ai^nommen  werden,, 
daß  sie  nach  dem  Handelshafen  Wladiwostok  befördert  und  nicht  für 
den  Kriegsgebrauch  habe  geliefert  werden  sollen.  Daß  dies  billig  sei, 
tue  auch  die  Präcedenzentscheidung,  betreffend  die  im  englisch-hol- 
ländischen Kriech  im  Jahre  1798  aufgebrac  hte  „Neptunus"  dar.  Für  den 
vorliegenden  hall  gelte  dies  um  so  mehr,  als  die  V^erwendbnrkeit  der 
Ladung  sich  nicht  auf  den  KrieL,'>L;ebrauch  beschränke,  diese  vielmehr 
auch  ganz  all^enipin  im  (jesx  erbebetriebe  verwandt  werde. 

Aiieh  müs>e  man  danach,  daß  der  Dampfer  in  I  rkenntnis.  daß- 
ein  Pausieren  des  Soyaiianais  unmöglich  gcvccsen  sei,  durch  die  Isugara- 
straße  nach  Kiautschou  zu  fahren  beabsichtigt  habe,  um  dort  Order  des 
Reeders  oder  des  Charterers  abzuwarten,  zu  der  Entscheidung  kommen», 
daß  die  Reise  nach  Wladiwostok  aufgegeben  gewesen  sei,  daher  ein 
Transport  von  Konterbande  nicht  mehr  vorgelegen  habe. 

Aus  diesen  Gründen  werde  eine  Entscheidung  auf  Freigabe  des. 
zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  beantragt. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Es  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegshafen 
im  Osten  und  zurzeit  der  Hauptstützpunkt  für  seine  Marine  ist.  Seit 
dem  Krieche  mit  Japan  hat  die  russische  Regierung  den  Platz  7ii  einv?m 
Hauptetap[ien()rt  gemacht  und  sie  ist  mit  allen  Mitteln  bestrebt,  dort 
große  KrieL,rsv()rräte  aufzuhäufen.  Der  i;e\\ öhnliche  Mandels\erk:rhr  hat 
dort  tust  gänzlich  autgehört.  Wenn  tialier  Kohle  oder  I  ebensmiltel 
oder  dergleichen  Güter,  deren  Konterbandeeigenschalt  von  bewunderen 
Umständen  abhängig  ist,  nach  Wladiwostok  betoruert  u erden,  so  muß 
mangels  klaren  Gegenbeweises  angenommen  werden,  daß  dieselben  für 
den  Kriegsgebrauch  zu  liefern  waren.  Besonders  kann  es  bezüglich 
der  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers,  welche  aus  aus- 
gewählter Cardiffkohle  besteht,  wie  sie  mir  zum  Gebrauch  auf  Kriegs- 
schiffen dient,  nicht  bezweifelt  werden,  daß  sie  wirklich  für  den  Kriegs* 
gebrauch  bestimmt  war  Sie  ist  daher  mit  Recht  als  Konterbande  anzu- 
sehen. ») 

Was  das  von  dem  Reklamanten  angezogene  Urteil  in  dem  „Xep- 
tunus"-Fall  angeht,  so  deckt  sich  jener  Fall,  in  dem  Tierfett  nach 
Amsterdam  befördert  werden  sollte,  nicht  mit  dem  vorliegenden.  Im 
üeL;enteil  kann  man  die  Begründuni,'  jenes  Urteils  viel  eher  zur  Bekräfti- 
gung der  Annahme,  daß  die  hier  in  Betracht  konimencie  Ladung  Konter- 
bande ist,  geltend  machen.  Henn  Amsterdam  hatte  damals  einen  vor- 
wiegend koinnierziellen  Charakter.   Die  gegenwärtigen  Verhältnisse  von. 

')  U.  Ziffer  2. 
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\X1adiwostok  sind  aber,  wie  oben  dar^u  tan,  wesentlich  verschieden.  Das 
in  dem  iTteil  ervcähnte  Brest  kommt  den  gegenwärtigen  Verliältnissen 
von  W  ladiwostok  \iLlniehr  gleich. 

Obwohl  es  bereits  vor  der  Abfahrt  von  Cardiff  bestimmt  war,  daß 
das  Schiff  nach  Wladiwostok  gehen  sollte,  gaben  doch  der  Chartervertrag 
und  das  Konnossement  die  neutralen  Häfen  Hongkong,  Shanghai  oder 
Kiautschou  als  Bestimmungsort  an:  Auch  noch  bei  der  Abfahrt  von 
Hongkong  gab  der  Dampfer  fälschlich  Kiaiitschou  als  Reiseziel  an  und 
erhielt  dementsprechende  Ausklarierungspapiere.  Von  dort  abfahrend, 
nahm  er  absichtlich  einen  Umweg,  um  durch  die  Soyastraße  nach  Wiadi- 
vtostok  zu  gelangen.  Alles  dies  ist  nicht  anzusehen  als  entschuldbares 
Versehen  oder  als  zur  Erleichterung  der  Reise  geschehen.  Vielmehr 
muß  man  annehmen,  daß  es  der  vcohhlberlegten  List  entsprimc^en  ist, 
den  Bestimmungshafen  zu  verheimlichen,  um  so  der  Aufbringung  zu  ent- 
gehen. 

Wenn  sich  auch  zufällig  im  Tagebuch  nach  der  Abreise  von  Hong- 
kont;  Wladiwostok  als  Bcstiiiiiiuinti^sort  verzeichnet  lindet,  so  kann  man 
nicht  daraufhin  allein  die  hälschuii^aii,  die  in  den  anderen  Papieren  aus- 
geübt sind,  außer  acht  lassen  und  annehmen,  das  zur  Verhandlung 
stehende  Schiff  halie  sich  keines  betrügerischen  Vergehens  schuldig  ge- 
macht. Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „Slam"  hat  demnach 
unter  Anwendung  betrügerischer  Mittel  Kriegskonterbande  befördert. 

Die  völkerrechtliche  Wissenschaft  und  Praxis  erkennt  aber  an,  daß 
Schiffe,  welche  sich  derartigen  beträgerischen  Vorgehens  schuldig 
machen,  gleichviel  ob  der  Reeder  hierbei  beteiligt  ist  oder  nicht,  zu- 
sammen mit  ihrer  Konterbandeladung  eingezogen  werden  können.-) 

Der  Vertreter  der  Reklamation  macht  ferner  geltend,  daß  an- 
zunehmen sei,  daß  die  Reise  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs 
nach  Wladiwostok  aufgegeben  gewesen  sei.  Da  aber  das  Schilt  von  An- 
fani(  an  die  Absicht  gehabt  hatte,  nach  Wladiwostok  zu  iL^ehen  tmd 
auch  bei  dem  Vorhaben,  durch  die  Isu>,^uuslraße  zu  fahren,  den  tat- 
sächlichen Verhältnissen  nach  als  selbstverständlich  angenommen  w  erden 
muß,  daß  das  Schiff  nach  Passieren  dieser  Straße  direkt  nach  dem 
genannten  Bestimmungshafen  gefahren  sein  würde,  so  kann  man,  solange 
noch  das  Schiff  den  Kurs  nach  Wladiwostok  nicht  unverkennbar  ver- 
lassen  hatte,  wenn  auch  das  Tagebuch  auf  Hongkong  oder  Kiautschou 
lautet,  daraufhin  nicht  ohne  weiteres  zu  der  Überzeugung  gelangen, 
daß  die  Reise  nach  Wladiwostok  aufgegeben  war.  Vielmehr  berechtigen 
die  Position,  der  Kurs  und  die  Tageszeit  bei  der  Aufbringung  des  Schiffes - 
durchaus  zu  der  Annahme,  daß  ies  vorhatte,  die  Tsugarustraße  im  Dunkel 
der  Nacht  zu  passieren  und  so  seine  von  Anfang  an  beabsichtigte  Reise 
nach  Wladiwostok  durchzuführen. 

>)  V.  I  44. 
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Da  aus  den  obigen  Gründen  der  zur  Verhandlung  stehende 
Dampfer  einzuziehen  ist,  so  erübrigt  es  sich,  auf  die  weiteren  Punkte 

des  Reklamanten  einzugehen. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  28.  April  1Q05  im  Prisengericht  zu  Yokosuka,  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  beim  Prisengericht  zu  Yokosuka,  Uchida  Shi- 
^enar  i. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Societa  Anonima  Unghcrese  di  Armamento  Mari- 
timo  Oriente  in  Fiume,  Österreich-Ungarn,  vertreten  durch  Luigi 
Cosu lieh  und  E.  Cunradi. 

Prozefi Vertreter:  Rechtsanwalt  Akiyama  Genzo,  Tokio, 
Kyobashiku,  Unemecho  Nr.  15. 

Am  28.  April  1Q05  hat  das  Prisengericht  zu  Yokosuka  in  der  Prisen- 
■sache,  betreffend  den  österreichisch-ungarischen  Dampfer  „Siam",  welcher 
2m  31.  Januar  1905  bei  dem  Erisu-V^gebirge  von  dem  Kaiserlichen 
Kriegsschiff  „Asama"  aufgebracht  worden  ist,  ein  Urteil  gefällt,  in 
welchem  auf  Wegnahme  des  österreichisch^ung^rischen  Dampfers  „Siam" 
•erkannt  worden  ist. 

Oetzen  dieses  lirteil  h  ihen  I.  u  i  g  i  C  o  s  u  1  i  c  h  und  E.  C  u  n  r  a  d  i , 
die  Verlrtter  des  Keklanianttii,  dt^r  Societa  Anonima  di  Armamento  A\ari- 
timo  Oriente,  durch  den  Rechtsanwalt  Akiyama  Oenzo  als  Prozeß- 
vertreter die  Berufung  eingelegt,  welche  im  Beisein  der  Staatsanwälte 
I  s  u  t  s  u  k  i  K  e  i  r  o  k  u  und  Ishiwatari  Binichi  beim  Überprisen- 
gericht geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  des  Vertreters  der  Reklamation,  Akiyama 
Genzo,  sind  folgende: 

Das  Urteil  des  Prisengerichts  zu  Yokosuka  auf  Einziehung  des 
Dampfers  „Siam"  sei  unzutreffend.  Es  werde  Verwerfung  desselben 
und  Freigabe  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  beantragt,  und 
zwar  aus  folgenden  Orfinden: 

1.  Der  Eigentümer  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  sei 
von  dem  Ladungseigentümer  verschieden  und  habe  nicht  unter  An- 
wendung betrügerischer  Mittel  Konterbande  geladen.  Wenn  daher  auch 
die  Ladung  als  Konterbande  angesehen  werden  solle,  so  könne  doch  das 
Schiff  nicht  eingezogen  vterden. 

Der  einzige  Grund,  aus  dem  da-.  Gericht  erster  Instanz  die  Weg- 
nahme des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  verfügt  habe,  sei  der,  daß 
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dasSchiff  unter  Anwendung  von  betrügerischen  Mitteln  Kriegs- 
konterbande befördert  habe,  und  daß  ein  Schiff,  welche»  sich 
solchen  betrügerischen  Vorgehens  schuldig  gemacht  habe, 
gleichviel  ob  dies  unter  Beteiligung  und  mit  Wissen  des 
Reeders  geschehen  sei  oder  nicht,  mit  seiner  Konterbande- 
ladung  eingezogen  werden  müsse. 
Die   Strafe   für   Konterbandetransport  sei,   wenn   die  Konterbande- 
ladung nicht  im  Eigentum  des  Reeders  stehe,  Icdighch  der  Verlust 
an  Zeit,  Fracht  und  Kosten;  die  Strafe  der  Einziehung  könne  indes 
nicht  auferlegt  werden.  Auch  sei  es  ein  (jrundsatz  des  modernen  Völker- 
reclits,  daß,  wenn  die  Konterbande  unter  Anwendung  bLtriiiiorischcr 
Mittel  verschifft  sei,  doch  auch  das  Schiff  nur  eingezogen  werden  könne, 
wenn  es  klar  erwiesen  sei,  daß  der  Reeder  der  Mittäter  bei  dem  be- 
trügeri>chcn  Vorgehen  sei.    Niclit  nur  England  erkenne  dies  an,  auch 
die  japanische  Prisenordnung  stehe  auf  demselben  Standpunkt. 

Um  annehmen  zu  können,  daß  ein  Schiff  unter  Anwendung  be- 
trügerischer Mittel  Konterbande  geladen  habe,  müsse  unbedingt  Be- 
teiligung und  Mitwissen  des  Reeders  vorliegen;  derselbe  müsse  der 
Mittäterschaft  schuldig  sein.  In  dem  vorliegenden  Fall  liege  aber  Mit- 
täterschaft des  Reeders  ganz  sicher  nicht  vor.  Es  sei  daher  unrecht- 
mäßig, wenn  das  Urteil  erster  Instanz,  ohne  diese  Tatsache  zu  unter- 
such' r  and  ohne  sich  überhaupt  darum  zu  kümmern,  ob  der  Reeder 
bei  dem  betrüs^erischen  Vortjehen  beteiligt  gewesen  sei  oder  nicht,  ent- 
schieden habe,  daß  das  Schiff  zusammen  mit  seiner  Ladung  ein- 
zuziehen sei. 

3.  Um  auf  Grund  von  Anwendung  betrügerischer  Mittel  die  Strafe 
der  Einzieh iinij  auferleq^cn  zu  können,  gcnfic^e  es  nicht,  daß  in  den  Schiffs- 
papieren ledioüch  der  Bestimmungsort  nicht  angegeben  sei;  es  sei  viel- 
mehr außerdem  erforderlich,  daß  die  Papiere  hergestellt  seien  mit  der 
Absicht,  die  im  Krieg  begriffene  Marine  bei  der  Visitierung  und  Durch- 
suchung zu  tauschen  und  so  der  Aufbringung  zu  entgehen,  und  daß 
diese  Marine  auch  wirklich  dadurch  getäuscht  werden  könne.  Daher 
könne  das  Schiff  nicht  eingezogen  werden. 

4.  Der  Reeder  habe  den  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfer 
zum  Transport  von  Kohle  an  den  Ladungseigentümer  vermietet,  und 
im  Chartervertrag  seien  Hongkong,  Shanghai  oder  Kiautschou  als  Be- 
stimmungsorte festgesetzt  worden.  Der  Reeder  habe  daher  von  einer 
Fahrt  nach  einem  anderen  Orte  nichts  gewußt. 

Was  den  Charakter  und  die  Wirkung  des  in  f  rage  stehenden 
Chartervertrags  angehe,  so  sei  dieser  Vertrag  nach  dem  Rechte  Vui^- 
lands,  VC  o  er  abgeschlossen  sei,  auszulegen.  Nach  dem  englischen  Hecht 
habe  aber  der  Vertrag  den  Charakter  einer  Sacli miete,  und  man  müsse 
annehmen,  daß  der  Besitz  und  die  Verfügungsgewalt  über  das  Scliiff 
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für  die  Zeit  auf  den  Charterer  übcrgc*;angen  seien.  Aber  auch  wenn 
man  in  dem  vorliegenden  Chartervertrag  lediglich  einen  gewöhnlichen 
Transportvertrag  erblicke,  so  sei  es  doch  offenbar,  daß  der  Wille  des 
Reeders  über  die  in  dem  Vertrag  bezeichnete  Reise  nicht  hinausgereicht 
habe.  Wenn  daher  der  Charterer  heimlich  dem  Kapitän  Order  gegeben 
habe,  nach  Wladiwostok  zu  gehen,  und  der  Kapitän  diesen  Befehl  aus* 
geführt  habe,  könne  man  nicht  behaupten,  daß  der  Reeder  an  diesem 
Vorgehen  beteiligt  sei  und  sich  bei  dem  Konterbandetransport  in  Mit- 
täterschaft gesetzt  habe.  Auch  nach  den  gevcöhn liehen  Rechtsbegriffen 
könne,  vcenn  auch  der  Knpitnn  als  Stellvertreter  des  Reeders  gelte,  dieser 
doch  für  willkürliche  Handlungen  des  Kapitäns,  welche  außerhalb  von 
des>en  gewöhnlichen  Befugnissen  lägen,  nicht  haftbar  gemacht  werden. 
Um  so  mehr  müsse  das  gelten,  wenn  es  sich  um  einen  Knegskonterbande- 
transport  unter  Anw  endung  betrügerischer  Mittel  handele,  da  eine  solche 
Handlung  eine  Verletzung  des  Völkerrechts  sei. 

Aus  diesen  Gründen  könne  den  Reeder  selbstverständlich  für 
keinerlei  Eintragungen  in  die  Schiffspapiere,  abgesehen  von  dem  Charter- 
vertrag, die  Verantwortung  treffen.  Seilet  einmal  angenommen,  es  wären 
fälschliche  Eintragungen  in  die  Schiffspapiere  gemacht,  so  könne  doch 
dem  Reeder,  solange  nicht  der  Beweis  seiner  Mittäterschaft  vorliege, 
die  Verantwortung  hierfür  nicht  auferlegt  werden. 

5.  Der  Charterer  habe  dem  Kapitän  bei  der  Abreise  Order  ge- 
geben, wenn  bei  Ankunft  in  Hongkong  andere  Order  nicht  eingehe^ 
mit  beliebigem  Kurs  nach  Wladiwostok  zu  fahren.    Wladiwostok  sei 

demnach  zur  Zeit  der  Abreise  noch  nicht  als  Bestimmungsort  festgesetzt 
gewesen  Krst  nach  Ankunft  in  Hongkong,  als  keine  andere  Order 
vorgelegen  habe,  sei  Wladiw  ostok  7nm  Bestimm imgsort  gemacht  worden. 
Daher  sei  darin,  daß  in  dem  im  Austahrtshafen  hergestellten  Konnuss»'"- 
ment  und  den  Ausklarierungspapi<'ren  Hongkong  oder  Kiautschou  als  Be- 
stimmungbhafen  verzeichnet  worden  seien,  durchaus  nichts  Verdächtiges 
zu  erblicken,  und  man  könne  daraus  nicht  schließen,  daß  die  Papiere 
auf  einen  falschen  Bestimmungsort  ausgestellt  worden  seien  in  der  bösen 
Absicht,  dadurch  der  Aufbringung  durch  die  kriegführende  Macht  zu 
entgehen. 

Wenn  der  Dampfer  sich  in  Hongkong  Ausklarierung  für  Kiautschou 
beschafft  habe,  so  sei  das  lediglich  in  der  Befürchtung  geschehen,  daft 
zurzeit  die  englischen  Behörden  die  Reise  nach  Wladiwostok  verweigern 

würden.  Wenn  der  Dampfer  genötigt  gevcesen  wäre,  um  Ausklarierung' 
nach  Wladiwostok  zu  bitten,  so  hätte  er  bei  der  Abreise  Schxx  ierigkeiten 
erfahren,  welche  er  gescheut  hah)e.  So  habe  er,  lediglich  um  seine  At)- 
fahrt  zu  erleichtern,  den  Behörden  gegenüber  eitle  falsche  Meldung  ge- 
macht. Daß  dies  nicht  geschehen  sei,  um  der  Aufbringung  durch  die 
japanischen  Kriegsschiffe  zu  entgehen,  gehe  auch  daraus  klar  hervor, 
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daß  in  dem  Tagebuch  nach  der  Abreise  von  Hongkong  Wladiwostok 

als  Reiseziel  angegeben  sei. 

f).  Der  Dampfer  habe  freilich  anfangs  die  Absiclit  L^ch  ibt,  nach 
W'l.ulivv ostok  7.U  fahriMi,  aber  erknnnt,  daß  es  unmöglich  LiiwcsiMi  M-i, 
tiic  .soyastraßc  vtci^^'H  des  Treibeises  zu  passieren.  Wie  aus  drni  lai^e- 
buch  hervorgehe,  hatten  dann  der  Kapitän  und  die  Offiziere  nach  Be- 
ratung die  Reise  nach  Wladiwostok  aufgegeben  und  Kurs  auf  Kiautschou 
gencmmen,  um  dort  die  Order  des  Reeders  oder  des  Charterers  ab- 
zuwarten. Daß  der  Dampfer  bei  dieser  Fahrt  nach  Kiautschou  seinen 
Weg  durch  die  TsugarustraBe  habe  nehmen  wolien,  sei  durchaus  un< 
verdächtig,  da  dies  die  gewöhnlich  von  Seeleuten  benutzte,  nächste 
Route  sei. 

Das  Gericht  erster  Instanz  habe  aber  die  Eintragungen  in  das 

Tagebuch  gänzlich  außer  acht  gelassen  und  sich  darum,  daß  die  Fahrt 
nach  Wladiwostok  aufgegeben  gevcesen  sei,  nicht  gekümmert.  Vielmehr 
habe  es  willkürlich  entschieden,  daß  das  Schiff  auch  nach  Passieren 
der  Isuirnru Straße  nach  seinem  ursprünglichen  Ziel,  Wladiwostok,  habe 
fahren  vtolk-n. 

Wenn  es  auch  feststehe,  daß  ein  Schiff  mit  einer  Ladung:,  die  als 
Konterbande  anzusehen  sei,  nach  einem  feindüehen  Hafen  habe  fahren 
wollen,  so  könne  doch  weder  Schiff  noch  I  adung  eingezogen  werden, 
wenn  sie,  nachdem  die  anfängiiciie  Absicht  aufgegeben  worden  sei, 
auf  der  Fahrt  nach  einem  anderen  Hafen  t>esch lagnahmt  würden.  Das 
tue  auch  das  Beispiel  der  Entscheidung  in  dem  „Imina^-Fall  dar.  Das 
genannte  Schiff  habe  im  Jahre  1800  während  des  englisch^holiändischen 
Kriegs  mit  Schiffsbaumaterial  nach  Amsterdam  fahren  wollen,  sei  aber, 
als  es  von  der  Blockade  dieses  Platzes  erfahren  habe,  nach  dem  neutralen 
Hafen  Emden  gesteuert.  Auf  dieser  Reise  sei  es  von  einem  englischen 
Kriegsschiff  aufgebracht  worden.  Das  Ergebnis  der  Prisen  Untersuchung 
sei  das  gewesen,  daß  schließlich  Schiff  wie  Ladung  freigelassen  und 
den  higentümern  zurückgegeben  worden  seien. 

7.  Die  japanische  Prisenordnung  stehe  auf  dem  Standpunkt,  daß 
Kohle  nur  als  Konterbande  gelte,  wenn  es  erwiesen  sei,  daß  sie  für 
den  feindlichen  Kriegsgebrauch  geliefert  \xerden  solle,  tintiial  an- 
genommen, dieser  Standpimkt  entspreche  tien  völkerrechtlichen  Cirund- 
sätzen,  so  sei  dot  h  Wladiwostok,  der  Bestimmungsort  der  'n  lYage 
stehenden  Ladung  nieht  nur  Rußlands  einziger  Kriegsh  ii\  ii,  sondern 
auch  sein  einziger  Handelshafen  im  Osten.  Ls  sei  daher  unrechtmäßig, 
ohne  weiteres  anzunehmen,  daß  dorthin  bestimmte  Kohle,  welche  keine 
absolute  Konterbande  sei,  für  den  Kriegsgebrauch  bestimmt  sei.  Es 
müsse  vielmehr  entsprechend  dem  Urteil  in  dem  „Neptun us"'Fall  im 
englisch-holländischen  Kriege  vom  Jahre  1798  angenommen  werden, 
daß  die  hier  in  Frage  stehende  Ladung  für  den  Handelshafen  Wladiwostok 
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bestimmt  gewesen  sei  und  für  den  friedlichen  Gebrauch  habe  geliefert 
werden  sollen. 

Demnach  sei  die  Ladung  keine  Konterbande  und  das  zur  Ver- 
handlung  stehende  Schiff  könne  daher  nicht  eingezogen  werden. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanwalts  beim  Priisen- 
gericht  zu  Yokosuka,  Uchida  Shigenari,  sind  folgende : 

1.  Schon  vor  der  Abreise  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs 
von  Cardiff  in  Fn[,^Iand  sei  XX^ladivcostok  als  Bestimmungsort  festgesetzt 
vcnrcien.  In  dem  (^hartciA  ertrasT^  und  dem  Konnossement  seien  jedoch 
clii'  iit  utriliri  Mäien  Hongkong,  Shanghai  oder  Kitulx  imu  als  Bestim- 
mungsorte angegeben.  Auch  noch  bei  dvi  Abfahrt  von  Hongkong  sei 
faUrhlu  ti  Kiautschon  als  Bestimmung  angegeben  und  eine  entsprechende 
Ausklarierung  bexvirkl  worden.  Nach  der  Abreise  von  dort  habe  der 
Dampfer  absichtlich  einen  Umvccg  genommen,  um  durch  die  Soyastraß«; 
nach  Wladiwostok  zu  gelangen.  Alles  das  sei  weder  auf  entschuldbares 
Versehen  zurQckzuffihren  noch  auf  die  Absicht,  die  für  die  Reise  be^ 
quemere  Route  zu  nehmen.  Vielmehr  sei  die  Verheimlichung  des  Be- 
stimmungsortes eine  List,  durch  welche  man  der  Aufbringung  durch  die 
japanische  Marine  zu  entgehen  gehofft  habe. 

Es  sei  bekannt,  daß  Wladiwostok,  der  Bestimmungsort  des  zur 
Verhandlung  stehenden  Schiffs,  zurzeit  Rußlands  einziger  Kriegshafen 
im  Osten  und  der  Hauptstützpunkt  für  seine  Flotte  sei.  Seit  dem  Kriege 
habe  die  nissische  Rei,nerung  diesen  Platz  zu  einem  Hauptetappenort 
gemacht  und  häufe  dort  mit  allen  Kräften  Kohle,  Kriegswaffen  und 
-gerät  sowie  sonstin^e  Kriegsbedarfsartikel  an.  Der  geu ()!i(ili''hL'  Handels- 
verkehr habe  dort  ta^t  gänzlich  aufgehört.  Wenn  daher  ni'h  di^sjm 
Platz  Kohle  befortiert  \verde,  so  sei  es  billig,  maui^els  klaren  (lei^^en- 
beweises  anzunehmen,  daß  sie  für  den  Kriegsgebraueh  gelielerl  werden 
Sülle.  Besonders  im  vorliegenden  halle,  >xo  die  Ladung  doppelt  gesiebte 
Cardiffkohle  sei,  wie  sie  im  Osten  ausschließlich  von  der  Kriegsmarine 
verwendet  werde,  müsse  man  mit  Recht  annehmen,  daß  sie  sicher  für 
den  Kriegsgebrauch  zu  liefern  gewesen  und  daher  Konterbande  sei. 

Da  demnach  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  zur  Beförderung 
von  Konterbande  unter  Verwendung  t)etrügerischer  Mittel  gedient  habe, 
so  könne  es  nach  völkerrechtlichen  Regeln,  gleichgültig  ob  der  Reeder 
an  dem  betrügerischen  Vorgehen  beteiligt  gewesen  sei  oder  nicht,  mit- 
samt seiner  Kontcrbandeladung  der  hinzieh ung  nicht  entgehen. 

2.  Es  sei  schon  vor  der  Abreise  des  Schiffs  von  Cardiff  bestimmt 
gexxeseii,  daß  es  na("h  \X'Iadi\xostok  habe  fahren  sollen.  Obwohl  aber 
der  K'eedcr  dein  Kapitän  in  C'ardiff  Order  gegeben  habe,  nach  Wladi- 
wostok zu  fahren,  t  uulen  .sich  doch  in  dem  C^harterverirag,  \on  dem 
man  nur  annehtnen  könne,  daß  er  unter  Mitw  ii  kung  des  Reeders  her- 
gestellt vs  orden  sei,  Hongkong,  Shanghai  oder  Kiautschou  als  Bcstim- 
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niungsorte  verzeichnet.  Demnach  müßtiii  die  Eintragungen  in  die 
Srhiffspapiere  .i!s  betrügeriscli  betrachtet  ^x-crden.  i^elbst  aber  einmal 
aii^enonuncii,  der  Reeder  sei  an  der  häi^chunp^  der  Schittspapicrc  nicht 
beteiligt  gcvccscn,  so  machten  doch  die  völkcrrechtüche  Wissenschaft 
und  Praxis  im  Falle,  daß  ein  Schiff  unter  An\xendung  betrügerischer 
Mittel  Konterbande  befördere,  keinen  Unterschied  in  der  Strafe,  je  nach- 
dem»  ob  der  Reeder  Mittäter  sei  oder  nicht. 

3.  Die  Fälschung  des  Bestimmungsorts  sei  in  ihrer  Wirkung  am 
schädlichsten,  und  das  Schiff  habe  den  Versuch,  mit  großem  Umweg 
die  Soyastraße  zu  passieren,  in  keiner  anderen  Absicht  gemacht,  als 
urn  durch  diese  List  der  Aufbringung  zu  entgehen.  Daher  sei  es  recht, 
daß  das  Schiff,  weil  es  sich  betrügerischen  Vorgehens  schuldig  ge- 
macht habe,  der  Strafe  der  Einziehung  verfalle. 

4  ?  s  sei  zutreffend,  wenn  das  Urteil  erster  Instanz  angenommen 
habe,  daß 

dns  zur  Verhandhuitr  stehende  Schiff  zur  Zeit  der  Auf- 
brini^inig  seine  Route  nach  Wladiwostok  noch  nicht  nuf- 
gegeben  gehabt  habe,  daß  viehnehr  aus  der  Position,  dem 
Kurs  und  der  Zeit  geschlossen  werden  müsse,  daß  es  vor- 
gehabt habe,  zur  Nachtzeit  die  Straße  von  Tsugaru  zu  pas- 
sieren und  seine  anfängliche  Absicht,  nach  Wladiwostok  zu 
fahren,  zur  Ausführung  zu  bringen. 
Die  Punkte  4,  5  und  7  erforderten  keine  Erwiderung,  und  die  Be- 
rufung müsse  abgewiesen  werden. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
1.  Es  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegs» 
hafen  ist.  Seit  dem  Krieg  mit  Japan  hat  Rußland  es  zum  Stützpunkt  für 
seine  Kriegsflotte  und  Hauptetappenort  gemacht.  Es  hat  dort  in  aus» 
gedehntem  Maße  Waffen,  Lebensmittel,  Kohle  und  sonstige  Krieq^- 
bedarfsartike!  auft^espeirhert.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  nach 
dorthin  hat  fast  ganz  autgehört. 

Es  ist  datier  durchaus  begründet,  wenn  das  Gericht  erster  Instanz 
angenommen  hat,  daß  die  nach  diesem  Mafcn  bestimmte  Steinkohle 
für  den  russischen  Krietjs^'ehrauch  j^eliefert  werden  sollte  und  dahiT 
KTicL;>k()nlerbande  sei.  l-)ies  nin  so  mehr,  als  die  Kohlenladuni^  des  zur 
Verhandlung  stehenden  Schiffs  ausge\xählte  Cardiffkohle  ist  und  die 
Preise  für  solche  im  Osten  so  außerordentlich  hoch  sind,  daß  außer 
für  den  Gebrauch  auf  Kriegsschiffen  zur  Kriegszeit  keine  Nachfrage 
dafür  vorhanden  und  es  somit  unzweifelhaft  ist,  daß  die  Kohle  für  den 
russischen  Kriegsgebrauch  geliefert  werden  sollte. 

Der  Reklamant  sagt,  es  müsse  nach  der  Art  der  Präcedenz-Ent- 
scheidung,  betreffend  die  „Neptunus"  auch  in  diesem  Falle  angenommen 
werden,  daß  die  hier  in  Frage  stehende  Ladung  für  friedliche  Zwecke 
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bestimmt  gewesen  sei.  Aber  die  Ladung  im  „Neptun us"-Fatl  und  die 
des  vorliegenden  Falles  sind  ilirer  Art  nach  von  Crund  aus  verschieden, 
und  auch  die  Verhältnisse  der  Bestimmungsorte  sind  ganz  andere.  Es 
ist  daher  unfraglich,  daß  jener  Fall  nicht  ab  Präcedenz  auf  den  vor- 
liegenden angewandt  werden  Icann. 

Der  Reklamant  bringt  vor,  der  Kapitän  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Dampfers  habe  erkannt,  daß  das  Passieren  der  Soyastrafi^ 
unmöglich  sein  würde,  und  habe  daher  die  Reise  nach  Wladiwostok 
aufgegeben.  Kr  habe  dann,  wie  sich  aus  den  Eintragungen  im  Tagebuch 
ergebe,  die  Route  nach  der  Tsugarustraße  eingeschlagen,  um  den 
neutralen  Hafen  von  Kiautschou  zu  erreichen.  Deshalb  seien  das  Schiff 
und  die  Lidung,  entsprechend  der  Entscheidung  in  dem  „Imini"-Fall, 
freizugeben.  Das  Sc  hilt  hat  aber  von  der  Abreise  an  nach  Wladiwostok 
fahren  wollen.  Wenn  es  nun  auch  bei  dem  Versuch,  die  Soyastraße 
zu  passieren,  erkannt  hat,  daß  dies  nicht  möglich  >xar,  und  daher  die 
Houtc  nach  der  I  sugarustraße  einschhitj,  so  liegt  doch  diese  .Straß..' 
auch  auf  dem  Wege  nach  Wladivcoblok  und  das  Schill  hatte  daher 
seinen  Kurs  noch  nicht  ganz  verlassen. 

Der  Kapitän  beruft  sich  auf  seine  Eintragungen  im  Tagebuch  und 
behauptet,  er  habe  nach  Kiautschou  fahren  \xollen.  Wenn  man  aber 
in  Betracht  zieht,  daß  die  Mehrzahl  der  Srhiffspapiere  falsche  Ein- 
tragungen enthält,  so  kann  man  dem  lanchiich  nicht  ohne  weiteres 
Glauben  schenken.  Auch  liegen  sonst  kcincilei  Bexxeise  vor.  vcelche 
7ti  der  Annahme  bLTcchti(,a'n,  daß  die  Rc-i>L'  nach  Wlaciivi osluk  auf- 
gegeben v.c>rden  sei.  Dagegen  kann  die  eingci.chlageae  Route  nicht 
als  die  für  die  Winterszeit  geeignete  Route  nach  Kiautschou  i^ezeichnet 
werden,  und  es  liegt  auch  kein  Orund  vor,  weshalb  das  Schiff,  wenn  es 
nach  Kiautschou  fahren  wollte,  die  Tsugarustraße  wählen  sollte,  wo 
es  am  meisten  den  Störungen  durch  Visitierung  und  Durchsuchung  seitens 
japanischer  Kriegsschiffe  ausgesetzt  sein  mußte.  Es  muß  daher  vielmehr 
angenommen  werden,  daß  das  Schiff  nach  Wladiwostok  zu  fahren 
vorhatte.  Auch  die  Tatsache,  daß  andere  Schiffe,  vselche  in  gleicher 
Charter  und  gleichem  Eigentum  standen  und  gleiche  Ladung  hatten, 
als  sie  die  Soyastraßc  nicht  passieren  konnten,  die  Route  durch  di:- 
Tsugarustraße  nahmen,  um  nach  Wladixxnstok  zu  gelangen,  spricht  für 
die  Vermutung,  daß  auc  h  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff,  als  es 
die  Soyastraße  nicht  passieren  konnte,  in  gleicher  Weise  versucht  hat, 
durch  die  1  suijarustraße  nach  WIadi\xo>tok  /u  gelanu^en.  Der  vorliegende 
Fall  kann  daher  mit  dem  der  „Imina",  welche  ihre  anfänglielie  Reiseroute 
ganzlich  geändert  hatte,  nicht  auf  eine  Stufe  gestellt  werden. 

2.  Das  Völkerrecht  erkennt  an,  daß  Schiffe,  wie  das  zur  Ver- 
handlung stehende,  deren  Reisezweck  der  Transport  von  Konterbande 
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ist»  eingezogen  werden  können.*)  Das  Oberprisengericht  ist  der  An- 
sicht, dafi  dies  den  Verhältnissen  gerecht  wird.  Besonders  im  vor- 
liegenden  Fall,  wo  die  ganze  Ladung  des  Schiffs  Konterbande  ist,  und, 
obwohl  erwiesenermaßen  schon  seit  der  Abfahrt  von  England  djs  Reise- 
ziel Wladiwostolc  war,  der  Chartervertrag,  das  Konnossement  und  die 
Ausklarierungsbescheinigung  einen  falschen  Bestimmungsort  angeben 
und  das  Schiff  demnach  zur  Beförderung  von  Konterbande  unter  An- 
"Wendung  betrügerischer  Mittel  gedient  hat. 

Da  schon  nach  dem  in  den  Punkten  1  und  2  Gesagten  die  Ent- 
scheidung der  ersten  Instanz  auf  tinziehung  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Schiffs  unfraglich  gerechtfertigt  ist.  so  liegt  keine  Notw  endigkeit 
vor,  auf  die  cinzeUien  Punkte  der  Berufung  besonders  einzugehen. 

Es  vc  ird  daher,  w  ie  folgt,  entschieden : 
Die  Berufung  «ird  abgewiesen. 

Am  26.  August  1905  im  OI)erprisengericht 

(Unterschriften.) 


Relclamant:  iMann,  George  &  Co.,  London,  England,  ver- 
treten dnrrh  den  !(.ip;*:in  des  Dampfers  ,,Siam",  S.  A.  Xigga. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Akiyama  Genzo,  Tokio, 
Kyobashiku,  Unemecho  Nr.  15. 

In  der  Prisensache,  betreffend  die  Ladung  des  österreichisch-un- 
garischen Dampfers  „Siam"  wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung, 
wie  folgt,  entschieden. 

U  rteilsformel: 
£s  wird  auf  Wegnahme  der  auf  dem  Österreichisch-ungarlschen 
Dampfer  „Slam"  verschifften  ungefähr  4106  Tons  Cardiff kohle  ent- 
schieden. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  ist  von  dem  Reklamanten 
mit  der  Absicht,  sie  nach  Wladiwostok  in  Rußland  zu  befördern,  auf 
dem  am  11.  November  1004  gecharterten  '  österreichisch-ungarischen. 
Dampfer  „Siam"  \t.rladen  worden.  Der  Dampfer  verlicR  Cardiff  am 
23.  November  desselben  Jahres  und  fuhr  über  verschiedene  Häfen  nach 

Anders  die  japanische  Sceprlsenordnung,  §§  43,  44  (V)  und  ihre  Grundlage, 
das  englische  Manual  of  Naval  PrUe  Law,  Art.  82— H5. 

679 


Digitized  by  Google 


Abschnitt  Yl»*  PriMiHierichtaratwlieldiu||Mi:  JSim"* 

Wladiwostok.  Er  geriet  indes,  als  er  versuchte,  die  Soyastraße  zu  pas- 
sieren, in  Treibeis  und  wurde,  als  er  mit  einem  sädlichen  Kurs  fuhr, 
der  ihn  durch  die  TsugarustraBe  nach  Wladiwostolc  bringen  mußte, 
am  31.  Januar  1905,  3  Uhr  50  Minuten  nachmittags,  bei  dem  Erisuso- 

Vorgebirgc  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Asama"  mitsamt  der  zur 
Verhandlung  stehenden  Ladung  beschlagnahmt 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Vertreters  des  Kommandanten  der  „Asama",  Kapitänleutnants  Ogiira 
Voshiaki,  die  Vernehmungsprotokolle  des  Genannten,  des  Kapitäns 
der  ,,Siam",  S.  A.  Xigga,  und  des  er^te^  Otti/iers,  J()\.inni  Sti- 
p  an  o  witsch,  durch  das  Schiflszertifikat,  das  iagebuch,  den  Charter- 
vertrag und  das  Konno>sernent. 

Die  Hauptpunkte  der  Kekiatnalion  >ind  folgende: 
Die  von  dem  Reklamanten,  einein  neutralen  Staatsani^ehörigen, 
unlernonimene  Beförderung  von  Steinkohle  nach  \\  iadiwustok,  einem 
Hafen  einer  kriegführenden  Macht,  sei  eine  öffentliche  Handels* 
transaktion,  welche  unter  den  Freiheiten  des  neutralen  Handelsverkehrs 
stehe  und  unbestreitbar  eine  völkerrechtlich  nicht  anfechtbare  Hand- 
lung  sei. 

Da  Kohte  keine  absolute  Konterbande  sd,  so  müsse  im  vor- 
liegenden Falle,  wo  Kohle  nach  Wladiwostok  gehe,  einem  Hafen,  der 

die  Eigenschaften  sowohl  eines  Kriegs-  als  eines  Handelshafens  besitze, 
mangels  Gegenbeweises  angenommen  werden,  daß  sie  nach  dem  Handels^ 
hafen  Wladiwostok  befördert  und  nicht  für  den  Kriegsgebrauch  ge- 
liefert werden  sollte.  Daß  dies  billig  sei,  tue  auch  die  Präcedcnzcnt- 
scheidung,  betreffend  die  im  englisch-holländischen  Krie.<;e  im  jähre 
1196  aufgehr;!(  hte  ,,Neptunu?j",  dar.  Für  den  vorliegenden  l  all  gelte 
dies  auch  uiri  so  mehr,  als  die  Ladimg  nicht  ausschließlich  für  den  Kriegs- 
gebrauth  verwendbar  sei,  sondern  auch  ganz  allgemein  im  Industrie- 
betriebe verbraucht  werde. 

Daher  sei  es  zutreffend,  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung 
nicht  als  Konterbande  anzusehen. 

Besonders  auch  danach,  da6  der  Dampfer,  auf  dem  die  zur  Ver- 
handlung stehende  Ladung  verschifft  sei,  in  Erkenntnis,  daS  ein  Pas- 
sieren der  Soyastraße  unmöglich  gewesen  sei,  durch  die  TsugarustraBe 
nach  Kiautschou  zu  fahren  beabsichtigt  habe,  um  dort  Order  des  Reeders 
oder  des  Charterers  abzuwarten,  müsse  man  zu  der  Entscheidunfr 
kommen,  daß  die  Reise  nach  Wladivtostok  aufgegeben  gewesen  sei  und 
daß  demnach  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  keine  Konter- 
bande sei. 

Aus  diesen  üründen  \x  erde  eine  1  ntscheidung  auf  hreigabe  der  zur 
Verhandlung  stehenden  Ladung  beantragt. 
Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 
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Es  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegshafe** 
im  Osten  und  zurzeit  der  HauptstQtzpunkt  fflr  seine  Marine  ist.  Seit 
dem  Kriege  mit  Japan  hat  die  russische  Regierung  den  Platz  zu  einem 
Hauptetappenort  gemacht,  und  sie  ist  mit  allen  Mitteln  bestrebt,  dort 
große  Kriegsvorräte  anzuhäufen.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  hat 
dort  fast  ganz  aufgehört.  Wenn  daher  Kohle,  Lel>en$mittel  oder  der- 
gleichen Güter,  deren  Konterbandeeigenschaft  von  besonderen  Um- 
ständen abhängig  ist,  nach  Wladiwostok  befördert  werden,  so  muß,  man- 
tjrls  klaren  Gegen bcwi'iscs,  angcnominen  werden,  daß  dies^Mben  für  den 
Kriegsgebrauch  zu  liefern  waren.  Besonders  kann  es  bezüglich  der 
zur  Verhnndhing  stehenden  Ladung,  welcHe  aus  ausgewählter  Cardiff- 
kohle  besteht,  wie  sie  nur  zum  Gebrauch  aiif  Kriegs-^chiffen  dient, 
nicht  bezweifelt  werden,  daß  sie  wirklich  für  den  Kriegsgebrauch  be- 
stimmt war.    Sie  ist  daher  mit  Recht  als  Konterbande  anzusehen. 

Was  das  von  dem  Reklamanten  angezogene  Urteil  in  dem  „Nep- 
tunus"-Fall  angeht,  so  deckt  sich  jener  hall,  in  dem  Tierfett  nach  Amster- 
dam  befördert  werden  sollte,  nicht  mit  dem  vorliegenden.  Im  Gegenteil 
kann  man  die  Begründung  jenes  Urteils  vielmehr  zur  Bekräftigung^ 
der  Annahme,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  Konterbande 
ist,  geltend  machen.  Denn  Amsterdam  hatte  damals  einen  vorwiegend 
kommerziellen  Charakter.  Die  gegenwärtigen  Verhältnisse  von  Wladi* 
vtostok  sind  aber,  wie  oben  dargetan,  wesentlich  verschieden.  Das 
in  dem  Urteil  erwähnte  Brest  kommt  den  gegenwärtigen  Verhältnissen 
Wladiwostoks  vielmehr  gleich. 

Der  Vertreter  der  Reklamation  macht  ferner  geltend,  daß  an- 
zunehmen sei,  daß  der  Dampfer  „Siam",  auf  welchem  die  zur  Verband- 
lung  stehende  Ladung  verschifft  sei.  seine  Reise  nach  Wladiwostok  auf- 
gegeben habe.  Da  aber  das  Schiff  von  .Anfang  an  die  Absicht  hatte,  nach 
Wiadrwostok  zu  gehen,  und  auch  bei  seinem  Vorhaben,  durch  die 
Tsugarustralk'  zu  fahren,  den  tatsächlichen  Verhältnissen  nach  als  >elb>t- 
verstandlich  angenotnmen  werden  muß,  daß  das  Schiff  nach  Passieren 
dieser  Straße  direkt  nach  dem  genannten  Bestimm ungsorte  gefahren 
sein  würde,  so  kann  man,  solange  noch  das  Schiff  den  Kurs  nach 
Wladiwostok  nicht  unverkennliar  verlassen  hatte,  wenn  auch  das  Tage- 
buch auf  Hongkong  oder  Kiautschou  lautete,  daraufhin  nicht  ohne 
weiteres  zu  der  Oberzeugung  gelangen,  daß  die  Reise  nach  Wladi- 
wostok aufgegeben  war.  Vielmehr  berechtigen  die  Position,  der  Kurs 
und  die  Tageszeit  bei  der  Aufbringung  des  Schiffes  durchaus  zu  der 
Annahme,  daß  es  vorhatte,  die  Tsugarustraße  im  Dunkel  der  Nacht 
zu  passieren  und  so  seine  von  Anfang  an  beabsichtigte  Reise  nach 
Wladiwostok  durchzuführen. 


>)  II.  Ziffer  2. 
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Die  Pariser  Seertr*  t  dekiaration  so>x  ie  die  völkerrechtliche  Theorie 
und  Praxis  nehmen  aber  an,  daß  Konterbande,  wenn  auch  unter  neu- 
traler Masff^c  fahrend,  ein^czoiren  \x-erdcn  kann.-) 

Demnach  ist  die  zur  Verhandhing  stehende  Kadiinti  einzuziehen, 
und  es  erübrigt  sich,  auf  tlie  übrigen  Punkte  des  Reklamanten  einzugehen. 

ts  Vi  ird  daher  >x  je  in  der  Urteilstorniel  entschieden. 

Verkündet  am  28.  April  1905  im  Prisengericht  zu  Yokosuka»  im  Bei- 
:sem  des  Staatsanwalts  beim  Prisengericht  zu  Yokosuka,  Uchida  Shi- 
^enari. 

(Unterschritten.) 


Reklamantt  Mann,  George  8c  Co.,  London,  tingland.  ver- 
treten durch  den  Kapitän  des  dsterreichisch-ungarischen  Dampfer 
4,Siam",  S.  A.  Xigga. 

ProzeBvertreter:  Rechtsanwalt  Akiyama  Genzo,  Tokio, 
Kyobashiku  Unemecho  Nr.  15. 

Am  28.  April  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Yokosuka  in  der  Prisen- 
•sache,  betreffend  den  österreichisch-ungarischen  Dampfer  „Siam",  welcher 
am  30.  Januar  1905  bei  dem  Krisuso- Vorgebirge  von  dem  Kaiserlichen 
Kriegsschiff  „Asnmn"  aufgebracht  worden  ist,  ein  Urteil  gefällt,  in  wel- 
chem auf  Wegnahme  der  auf  dem  österreichisch-ungarischen  Dampfer 
.„Siam"  ver«;chifften  ungefähr  4100  I  ons  (Zardiffkohle  erkannt  worden  ist. 

(legen  dieses  Urteil  hat  S.  A.  Xigga  als  Vertreter  des  l^>kla- 
nianten.  der  Firma  Mann,  George  Cu.,  durch  den  Rechls- 
anwalt  Akiyama  ü  e  n  z  o  als  Prozelivertreter  die  Berufung  eingelegt, 
welche  im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku  und  Ishi- 
watari  Bin  ich  i  beim  Oberprisen gericht  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation, 
Akiyama  Oenzo,  sind  folgende: 

Das  Urteil  des  Prisengerichts  zu  Yokosuka  auf  Wegnahme  der  auf 
<lcm  Dampfer  „Siam"  verschifften  Steinkohle  sei  unzutreffend.  Es  werde 
Aufhebung  desselben  und  Freigabe  der  zur  Verhandlung  stehenden 
Ladung  t)eantragt,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen : 

1.  Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  sei  nach  Wladiwostok. 
Rußlands  einzigem  Hadekhafen  im  Osten,  befördert  worden  und  zu 
friedlichem  Gebrauch  bestimmt  gewesen.  Daher  sei  es  unzutreffend, 
sie  als  Konterbande  anzusehen. 


•)  V.  §48. 
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2.  ts  sei  freilich  in  neuerer  Zeit  äußerst  bestritten,  ob  Kohle  Konter- 
bande sei.  In  der  japanischen  Seeprisenordnung  ')  sei  jedoch  als  Prinzip 
■anerkannt  daß  sie  nur  als  Konterbande  gelte,  wenn  sie  erwiesenermaßen 
zum  Gebrauch  des  Feindes  habe  geliefert  werden  sollen..  Aber  wenn 
man  selt)st  annehme,  daS  dies  Prinzip  mit  den  Grundsätzen  des  Völker- 
rechts ubereinstimme,  so  sei  doch  der  Bestimmungshafen  der  zur  Ver> 
Handlung  stehenden  Ladung,  Wladiwostok,  nicht  nur  Rußlands  ein- 
:ziger  Kriegshafen,  sondern  auch  sein  einziger  Handelshafen  im  Osten. 
Da  an  diesem  Platze  alle  Arten  von  kaufmännischen  und  gewerblichen 
Unternehmungen  betrieben  wurden  und  neutrale  Firmen  ihre  Nieder- 
In-^siingen  hätten,  so  könne  man  au«;  der  Tats:ichc,  daß  Kohle,  \celche 
nicht  absofutt"  Konterbande  sei,  dorthin  tran>p(irtii'rt  Nxerde,  nicht  ohne 
v\  (.  ilc  ris  sc  hliclkti,  daß  diese  für  den  üebrauch  dt  r  Kriegsmacht  be- 
stimmt bei.   Auch  narh  der  Präcedenzentscheiduns^r_  betreffend  die  „Nep- 
tuniis"  im  Kriijj^e  /wischen  Kngland  und  Holland  \()rn  Jahre  17Q8,  sei 
c.->  billig,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  als  zur  iiiniuhr 
nach  dem  Handelshafen  Wladiwostok  und  zu  friedlichem  Gebrauch  be- 
stimmt angesehen  werde. 

Wenn  das  Gericht  der  ersten  Instanz  Wladiwostok  als  einen  reinen 
Kriegshafen  erkläre  und  es  mit  dem  in  dem  „Neptunus"*Urteil  erwähnten 
Kriegshafen  Brest  auf  gleiche  Stufe  stelle,  so  sei  das  eine  falsche  Auf- 
fassung der  Tatsachen.  Folglich  sei  auch  die  Präcedenzentscheidung 
nicht  richtig  angezogen.  Ferner  übersehe  das  Urteil,  daß  auch  heute 
noch  nach  dem  Ausbruch  des  Krie^^^s  mit  Japan  in  Wladiwostok  der 
geuöhniiche  Handelsverkehr  «ie  früher  ausgeübt  werde,  und  sage,  es 
sei  eine  bekannte  Tatsache,  daß  der  Handelsverkehr  des  genannten 
Hafens  gesperrt  sei. 

Während  ferner  C^ardilt kohle  in  allen  Ländern  der  I  rde  sowohl 
2Uni  Kriegs-  als  üewerbcgebrauch  vervcandt  vxerde,  >at;e  da»;  l^rteil 
erster  Instanz,  daß  eine  Ladung  vcie  die  zur  Verhandlung  i,tcheiule  im 
Osten  ausschließlich  bei  der  Kriegsmarine  zur  Verv\endung  komme. 
Alles  dies  sei  eine  starke  LuiMellung  der  latsachcn,  und  das  Urleil 
sei  widerrechtlich,  weil  es  mit  dem  allgemeinen  Sachverhalt  nicht  in 
Jogischeni  Einklang  stehe. 

3.  Selbst  einmal  angenommen,  die  zur  Verhandlung  stehende 
Ijidung  sei  Konterbande,  so  habe  der  Dampfer,  wenn  er  auch  unfraglich 
beabsichtigt  habe,  nach  Wladiwostok  zu  fahren,  doch  unterwegs  wegen 
Treibeises  seine  anfängliche  Absieht  geändert  und  die  Reise  nacli  dort 
aufgegeben.  Fr  sei  dann  aufgebracht  worden,  während  er  nach  dem 
neutralen  Kiautschou  gefahren  sei.  Daher  könne  man  nicht  sagen,  daß 
die  zur  Verhandlung  stehende  Laditni]^  auf  der  Reise  nach  einem  feind- 
lichen Hafen  begriffen  gewesen  sei.  Da  die  L^adung  demnach  gar  nicht 

•)  V.  f  14. 
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an  den  Feind  habe  gelangen  können,  so  sei  es  klar,  daß  sie  nicht  für 
Konterbande  angesehen  und  eingezogen  werden  könne. 

Eine  Präcedenz,  >xelche  den  vorliegenden  Fall  gänzlich  decke,  sei 
der  Fall  der  in  dem  englisch-hoiländischen  Kriege  im  Jahre  1800  auf- 
gebrachten „Imina".  Der  Fall  sei  folgender:  Der  genannte  Dampfer«) 
sei  während  des  englisch-holländischen  Krieges  mit  Schiffbaumaterialien 
nach  Amsterdam  gefahren,  habe  aber,  als  er  von  der  über  diesen  Hafen 
verhängten  Blockade  erfahren  habe,  seine  Reise  geändert  und  sei  nach 
dem  neutralen  Emden  gereist.  Auf  der  Fahrt  dorthin  sei  er  von  einem 
englischen  Kriegsschiff  aufgebracht  worden.  In  der  Begründung  des- 
Prisenurteils  über  das  Schiff  heiße  es: 

Die  ..Iminn"  habe  ihre  anfängliche  Absicht  geändert  ge- 
habt und  sei  im  Begriff  gewesen,  nach  einem  neutralen  Hafen 
zu  fahren.    Da  hieraus  rechtlich  kein    Vurvt  urt    ^'em.u  ht 
■«erden  könne,  so  könnte  w  eder  Schill  noch  I  adung  ein- 
gezogen Vierden.  Me  seien  vielmehr  ungesäumt  dem  tigen- 
tümer  zurückzugeben. 
Wenn  man  den  Inhalt  dieses  Urteils  auf  den  vorliegenden  Fall  an- 
wende, so  liege  es  auf  der  Hand,  daß  weder  Schiff  noch  Ladung  ein- 
gezogen werden  könne.  Es  sei  daher  unrechtmäßig,  wenn  das  Urteil 
erster  Instanz  diesen  Präcedenzfall  ignoriere  und  auf  Einziehung  des 
Schiffs  sowohl  wie  der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung  erkenne. 

4.  Bezüglich  der  Behandlung  relativer  Konterbande  auf  neutralem 
Schiff  weiche  zwar  das  englische  Prinzip  von  dem  kontinentalen  in 
etwas  ab,  aber  Im  grofien  und  ganzen  sei  ihr  Sinn  doch  derselbe.  Nach 
der  englischen  Praxis  würden  Güter,  welche,  weil  für  die  feindlichen 
Kriegsschiffe  oder  Truppen  bestimmt,  als  Kriegskonterbande  anzusehen 
seien,  unter  Zahlung  einer  Vergütung  eingezogen.  Nach  dem  konti- 
nentalen Prinzip  sei,  vcie  es  die  völkerrechtlichen  Kongresse  beschlossen 
hätten,  für  Oüter,  welche  sowohl  friedlichen  als  auch  kriegerischen 
Zwecken  dienen  könnten,  «enn  sie  auf  der  Reise  nach  einem  feind- 
lichen Hafen  begriffen  seien,  bestimmt,  daß  dem  kriegführenden  Staat 
ihneti  L^ei^enüber  unter  der  Bedinp^tmg  der  Vergütung  das  BeschlnL^- 
nahmererlU  und  außerdem  da>  Vorkaufsrecht  zustehe.  Während  so  die 
n.odernc  Rechtspraxis  tnil  Be/iiLj  auf  relative  Konterbande  eine  immer 
weitherziger  werdende  Tendenz  zeige,  sei  nur  Japan  unbillig  >treng, 
indem  es  im  Gegensatz  zu  den  er\xähnten  Rechtsprinzipien  und  üevk  ohn- 
heiten  Kohle,  die  sowohl  friedlichen  als  auch  kriegerischen  Zwecken 
diene,  wenn  sie  nach  einem  Platz,  der  Handels-  und  Kriegshafen  sei^ 
bestimmt  wäre,  bedingungslos  einziehe.  Besonders  weil  die  japanische 
PrisenOTdnung  sich  auf  den  englischen  Prinzipien  aufbaue,  sei  es  wün- 

')  .Dampbchiff*'  dflffte  ein  lekhtcr  Anachronismus  sein. 
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schciLswert,  daß,  wo  es  sich  um  neutrale  relative  Konterbandegüter 
handele,  eine  billigere  Haltung  eingenommen  werde. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanwalts  beim  Prisen- 
Bericht  zu  Yolcosuka,  Uchida  Shigenari,  sind  folgende: 

Der  Reklamant  habe  dafür,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende 
Ladung  zu  friedlichem  Gebrauch  geliefert  werden  solle,  keinerlei  Be- 
weis erbracht. 

Wladiwostok  sei  nun  zurzeit  Rußlands  einziger  Kriegshafen  im 
Osten  und  der  Hauptstützpunkt  für  seine  Motte.  Seit  dem  Kriege 
mit  Japan  habe  die  russische  Regierung  diesen  Platz  711  einem  Haupt- 
etappenort gemacht,  und  sei  mit  allen  Kräften  bestrebt,  Jort  Kohle, 
Kricgsvcaffcn  und  -gerät  und  tson-^tige  Ki itL;>,bedarfsgc^en>tände  an- 
zuhäufen. Es  sei  htkannt,  daß  der  gewöhnliche  Handelsverkehr  dort 
fast  gän/lich  aufgehört  habe.  Wenn  daher  Kohle  und  dergleichL^n 
Güter,  deren  Konterbandeeigenschaft  von  be>.ondercn  Ln.. standen  ab- 
hängig sei,  nach  \\  ladiw  ohiok  befördert  würden,  so  sei  es  billig,  man- 
gels klaren  üegenbevteises  anzunehmen,  daß  dieselben  für  den  Kriegs- 
gebrauch geliefert  werden  sollten.  Dies  gelte  besonders  auch  bezüg- 
lich der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung,  welche  aus  doppelt  ge- 
siebter Cardiff kohle  bestehe,  wie  sie  im  Osten  ausschließlich  zum  Kriegs- 
^brauch  diene.  Auch  habe  der  Dampfer  „Siam",  um  der  Aufbringung 
durch  die  japanische  Marine  zu  entgehen,  die  List  angewandt,  seinen 
Bestimmungsort  /u  verheimlichen.  Daraus  könne  man  mit  Recht  fol- 
gern, daß  die  Kohle  wirklich  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  zu 
liefern  gewesen  und  daher  Konterbande"  sei.  Das  Volkerrecht  erkenne 
aber  an,  daß  Konterbande,  \x  enn  auch  unter  neutraler-  Hagge  fahrend, 
der  Einziehung  niclit  entgehen  könn.-. 

Die  übrigen  Beruiungspunkie  seien  nur  eine  Erweiterung  des 
■ersten  Punktes  und  bedinlteii  daher  keiner  Erw  itlerung. 

Aus  diesen  Gründen  werde  W-rwertnng  der  Ikruiung  beantragt. 

Das  vorliegende  Urteil  w'wd.  wie  folgt,  begründet: 
E  Es  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  l^uüland^  ichtig»ter  Kriegs- 
halen ist.  Seit  dem  Kriege  mit  Japan  hat  Rußland  es  zum  Stützpunkt 
für  seine  Kriegsflotte  und  Hauptetappenort  gemacht.  Es  hat  dort  in 
ausgedehntem  Maße  VC^affen,  Lebensmittel,  Kohle  und  sonstige  Kriegs- 
bedarfsartikel aufgespeichert.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  nach 
dorthin  hat  fast  ganz  aufgehört.  Es  ist  daher  durchaus  begründet,  wenn 
das  Gericht  erster  Instanz  angenommen  hat,  daß  die  nach  diesem  Hafen 
bestimmten  Steinkohlen  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  geliefert 
werden  sollten  und  daher  Konterbande  seien.  Dies  um  so  mehr,  als 
die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  ausgewählte  Cardiffkohle  ist  und 
die  I-*reise  für  solche  im  Osten  so  außerordentlich  hoch  sind,  daß  außer 
für  den  Gebrauch  auf  Kriegsschiffen  zur  Kriegszeit  keine  Nachfrage  dafür 
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vorhandt-n  und  es  somit  iin/\x  L-ifelhalt  ist,  dnß  die  Kohk  sicher  für  den 
russischen  Krit.K'^k'^'h'"''U(  h  geliefert  vcerden  sollte. 

Der  Rcklaniaiit  saift,  es  müsse  nach  der  Art  der  Präcedjnz- 
entscheidung,  betrcllcnd  die  Neptun us"  auch  in  diesem  Falle  an- 
genommen werden,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  für  fried» 
liehe  Zwecke  bestimmt  gewesen  sei.  Aber  die  Ladung  im  „Neptunus"- 
Fall  und  die  des  vorliegenden  Falles  sind  ihrer  Art  nach  von  Grund  aus 
verschieden,  und  auch  die  Verhältnisse  der  Bestimmungsorte  sind  ganz 
andere.  Es  ist  daher  unfraglich,  da6  jener  Fall  nicht  als  Präcedenz 
auf  den  vorliegenden  angewandt  werden  kann. 

Daher  sind  Punkt  1  und  2  der  Berufung  unbegründet. 

2.  Der  Reklamant  bringt  vor,  der  Kapitän  des  Dampfers  „Siam",. 
auf  den  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  verschifft  sei,  habe  er- 
kannt, daß  das  Passieren  der  Soyastraße  unmöglich  sein  würde  und  habe 
daher  die  Reise  nach  Wladivcostok  aufgegeben.  Hr  habe  dann,  wie 
sich  aus  den  hintra<T'uni^en  in  d?m  Tns^ebiich  i-rn[<,-bf,  die  Rout  *  mrh 
der  Tsu.[Tarustraße  eingeschlaj^jen,  um  den  neutrait-n  Haten  vt>n 
Kiants''h<ju  zu  erreichen.  Deshalb  seien  das  Schiff  und  die  l.aduiiLj.  ini- 
sprec  hcnd  der  hiitscheidung  in  dem  ,  Iiiiina"-!  all,  frci/.ugeben.  Das 
Schiff  hat  aber  von  der  Abreise  an  nacii  Wladiwostok  fahren  wollen. 
Wenn  es  nun  auch  bei  dem  Versuch,  die  Soyastraße  zu  passieren,  er- 
kannte, daß  dies  nicht  möglich  war,  und  daher  die  Route  nach  d^^r 
Tsugarustraße  einschlug,  so  liegt  doch  diese  Straße  auch  auf  dem  Weg- 
nach  Wladiwostok  und  das  Schiff  hatte  daher  seinen  Kurs  nachWladi* 
wostok  noch  nicht  ganz  verlassen. 

Der  Kapitän  beruft  sich  auf  seine  Eintragungen  im  Tagebuch  und 
behauptet,  er  habe  nach  Kiautschou  fahren  wollen.  Wenn  man  aber 
in  Betracht  zieht,  daß  die  Mehrzahl  der  Schiffspapiere  falsche  Ein- 
tragungen enthält,  so  kann  man  dem  Tagebuch  nicht  ohne  weiteres 
Oiauben  schenken.  Auch  liegen  sonst  keinerlei  Beweise  vor,  Vielehe 
zu  der  Annahme  twrechtigen,  .daß  die  Reise  nach  Wladivcostok  auf- 
gegeben worden  sei  Dagegen  kann  die  eingeschlagene  Route  nicht 
als  die  für  die  Wiiitirszeit  geeignete  Route  nach  Kiautschou  bezeichnet 
werden,  und  es  liegt  auch  kein  Cirund  V(jr,  weshalb  da«i  Schiff,  wenn 
es  nach  Kiauts(  hon  fahren  wollte,  die  Tsugarustraße  \x  ahkn  sollte,  wo 
es  am  uicistcn  den  StoruuiL^en  durch  Visitierung  und  Durtdisuc  h ung 
seitens  japanibchci  Kriegsschiffe  ausgesetzt  sein  niülUe.  Es  muß  daher 
vielmehr  angenommen  werden,  daß  das  Schiff  nach  wie  vor  nach 
Wladiwostok  zu  fahren  vorhatte.  Auch  die  Tatsache,  daß  andere  Schiffe, 
welche  in  gleicher  Charter  standen  und  gleiche  Ladung  hatten,  als 
sie  die  Soyastraße  nicht  passieren  konnten,  die  Route  durch  die  Tsugaru- 
straße nahmen,  um  nach  Wladiwostok  zu  gelangen,  spricht  für  die 
Vermutung,  daß  auch  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff,  als  es  die 
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Soyastraße  nicht  passieren  konnte,  in  gleicher  Weise  versucht  hat,  durch 
die  Tsujjarustraße  nach  Wladiw  ()^t()k  /u  gelangen.  Der  vorHegendo 
l  all  kann  daher  mit  dem  der  „Iiiüiia",  welche  ihre  aiiiangliche  Reise- 
route gänzlich  geändert  hatte,  nicht  auf  eine  Stufe  gestellt  werden. 

Daher  ist  auch  Punkt  3  der  Berufung  unbegründet. 

3.  Es  ist  völkerrechtliches  Prinzip,  daß  Konterbande  schlechthin 
konfisziert  werden  kann.  Wünsche  bezüglich  Vorkaufs,  Einziehung  gegen 
Entgelt  oder  Beschlagnahme  unter  der  Bedingung  der  Entschädigungr 
wie  sie  der  Reklamant  äußert,  sind  nur  verwirklicht,  wo  besondere  ver- 
tragliche  Abmachungen  vorliegen.  Im  Übrigen  finden  sich  diese  Er- 
scheinungen in  Praxis  und  Theorie  nur  vereinzelt.  Keinenfalis  können 
sie  jedoch  als  völkerrechtliche  Regel  anerkannt  werden.  Man  kann 
daher  nicht  sagen,  daß  das  Urteil  erster  Instan?:  es  in  etxx'as  xcrsehen 
habe,  wenn  es  diesem  Ansuchen  des  Reklainant  'n  nicht  Folge  leistete.. 

Daher  ist  auch  Punkt  4  der  Berufung  unbegründet. 

Es  wird  daher,  wie  foiirt.  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  26.  August  1905  im  Oberprisengerichi 

(Unterschriften.) 

■ 


In  Sachen  des  am  7.  Februar  1Q0S,  3  Uhr  nachmittags  in  der  Straße 
von  Tsugaru  von  dem  Kaiserlich  japanischen  Kriegsschiff  „Matsushima" 
beschlagnahmten  Dampfers  „Eastry"  wird  nach  stattgehabter  Unter- 
suchung, wie  folgt,  entschieden. 

Urteilsform  el: 

Der  englische  Dampfer  „Eastry"  und  seine  gesamte  Ladung  von 
3725  Tons  Steinkohlen  werden  freigegeben. 

Tatbestand  und  Gründe: 
Der  HeimatshatVn  des  i^feiiannten  Dampfers  ist  >X^est  Hartlepool,. 
es  stellt  im  1- ii^rentuni  des  in  i^urhaui,  West  1  iartlepol,  wohnhaften  eng- 
lischen Staatsangehörigen  William  John  S  i  v  e  w  r  i  g  h  t  und  ist  ein 
Stahidauipier  von  1  fi  i  iT  Register  Tons,  tr  ist,  ausgerüstet  mit  falschen 
Papieren,  mit  einer  Ladung  von  Cardiffkohlen  in  dem  letzten  Drittel 
des  November  1904  nach  Wladiwostok  gefahren  und  wurde  auf  seiner 
Rückfahrt  von  dort  am  8.  Dezember  desselben  Jahres  in  der  Nähe  der 
Straße  von  Tsushima  von  dem  Kaiserlich  japanischen  Kriegsschiff 
„Tsushima"  visitiert.  Danach  fuhr  er  über  Moji  und  Wusung  nach 
Hongkong.  Während  er  dort  lag,  wurde  er  von  der  Firma  D  od  well 
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^  Co.  in  Yokohama  am  20.  Januar  1905  für  eine  Reise  von  Muroran 
nach  Singapore  gechartert.  Er  fuhr  am  21.  desselben  Monats  von  Hong- 
kong ab  und  traf  am  1.  Februar  in  Muroran  ein.  Dort  nahm  er 
3725  Tons  von  der  Hokkaido Tanko  Tetsudo  Kaisha  furPeterson,  Si- 
mons &  Co.  in  Singaporee  und  560  Tons  ffir  den  Reiseverbrauch  des 
Dampfers  bestimmte  Yubari-Kohlen  an  Bord.  Am  7,  Februar  um.  8  Uhr 
vormittags  fuhr  er  mit  Bestimmung  nach  Singapore  von  Muroran  ab, 
\xurde  jedoch  in  der  Nähe  der  Tsugarustraße  auf  41»  43'  n.  Br.  und 
141  "  5'  ö.  I  .  von  dem  Kaiserhch  japanischen  Kriegsschiff  „Matsushima" 
visitiert  und  am  selben  Tai^e  3  Uhr  nac  hmittags  unter  dem  Verdacht, 
Konterbande  nach  Wladiwostok  zu  führen,  mit  Bcm  IiIic:  bele*^. 

Diese  Tatsachen  werden  bevc-ie<;en  durch  die  vua  dem  steU- 
vertreteiiden  Ol'ti/.icr  des  Koniinaiidanten  der  „Matsushima",  Kapilan- 
leutnant  l  aira  Saneo,  eingereichte  Aussageschrifi  über  die  Auf- 
bringung des  Dampfers  „Eastry",  die  Vernehm ungsprotokolle  des  Ka- 
pitäns der  „Eastry",  W.  T.  Horsfield,  und  des  O.  M.  Poole  von 
der  Firma  DodwellficCo.  in  Yokohama,  ein  von  dem  Kommandanten 
der  „Matsushima"  an  den  mit  dem  Fall  beauftragten  Rat  des  Prisen- 
gerichts  gerichtetes  Telegramm,  das  Schiffszertifikat,  das  Schiffsjournal 
und  den  Chartervertrag  des  genannten  Dampfers. 

Der  Kommandant  der  „Matsushima"  hat  den  zur  Verhandlung 
stehenden  Dampfer  beschlagnahmt,  vteil  derselbe  früher  mit  falschen 
Papieren  Konterbande  nach  Wladiwostok  geführt  hatte  und  vceil  er 
daraus,  daß  der  Dampfer  nicht  den  mittleren,  sondern  einen  an  der 
Ivi'lstt  entlang  führenden  Kiu's  dureli  die  Straße  von  Tsugaru  nahm, 
schloß,  daß  das  Reiseziel  Singapore  nur  vorgegeben  sei  und  der  Dampfer, 
wie  das  vorii^e  Mal,  mit  gefälschten  Schiffspapieren  nach  Wladiwostok 
zu  fahren  vorhabe. 

Die  genaue  Prüfung  der  an  Bord  befindlichen  Schiffspapiere  sowie 
die  Vernehmung  der  Intere^nten  durch  das  Prisengericht  hat  jedoch 
ergeben,  daß  die  Charterer  für  die  frühere  und  ffir  diese  Reise  ver- 
schiedene Personen  sind.  Dazu  ist  es  unzweifelhaft  erwiesen,  daB  die 
an  Bord  befindliche  Ladung  von  Kohlen  von  der  Hokkaido  Tanko 
Tetsudo  Kaisha  fGrPeterson,Simons&Co.  bestimmt  sind  und  daß 
auch  der  Bestimmungshafen  des  Dampfers  Singapore  ist.  Die  dies- 
n  alige  Reise  des  Dampfers  kann  also  nicht  als  zum  Z\xecke  von  Konter- 
bandetMti>p<)t  t  unternommen  angesehen  werden,  und  es  wird  daher 
wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Oegegelien  am  12.  Februar  1<)0=>  im  l^risengerieht  zu  Vokosuka  nach 
Einsichtnahme  des  Schriftsatzes  des  Staatsan>xalts  beim  Prisengericht 
in  Yokosuka. 

(Unterbchritlen.) 
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Reklamanteii:  Deutsche  Levante -Linie  A.  Oes.  zu  Hamburg, 
Deutschland,  vertreten  durch  die  Dlrektionsmitgtieder  Charles  Ed- 
vard John  Campbell  und  Georg  Christian  Dressen, sowie 
die  Firma  Kunst  &  Albers  zu  Hamburg,  Deutschland. 

ProzeBvertreter :  Rechtsanwalt  NagashimaWashitarozu 
Totno.  Kyobashiku,  Tsukiji  Ichome  Nr.  14. 

In  der  Prisensache,  betreffend  den  deutschen  Dampfer  „Faros" 
und  seine  Ladung  wird,  nach  Beendigung  der  Untersuchung,  wie  folgt, 
entschieden : 

Urteilsforniei: 

Ms  wird  auf  Wegnahme  des  deutsciRii  Üanipiers  „Faros"  sowie 
der  nachstehend  aufgeführten,  zur  Ladung  des  Dampfers  gehörigen 
Güter  erkannt: 


Eisensplinte  . 

387  Kisten 

Hindfadcn 

43 

Eisendraht    .  . 

»    230  Fafi 

580  Rollen 

1  inolpiim      *    *  * 

L^B-l  1  K-f\  V_  LA  III.                       %  A 

25  Kisten 

Fensterc^las  . 

(>00 

bescbfldigt) 

wagen.  .... 

•     mU  ivisien 

T  ft|.M..iLtml1jL. 

fit 

Ol  » 

I  .rSt^Tiv.  .11  rP     .      .  p 

vjuininiwdrcri 

DU  „ 

raonKaie  .... 

IVOIU 

Pumpen  .... 

37  Kisten 

Feldschmieden  .  . 

.      51  „ 

Kupfer  

.  5842  Barren 

Zinkblech .... 

92  Faß 

.    132  Kisten 

Verzinkter  Stahl  . 

16  , 

Dani|^nickin«»er. 

1  p 

Schlösser  .... 

13  . 

Sägen   

2  , 

Hanfschlittche  .  . 

100  . 

Bratspiils  .... 

.     300  Stück 

Eisennägcl    .    .  . 

.  5300  Kisten 

Eisenschrauben  .  . 

34 

Ptttzbaumwolle  .  . 

\    739  KoUt 

Hammer  .... 

10  Fafi 

Spaten,  Hammer  . 

.      53  „ 

Kupfer\itriol .    .  . 

660  Kisten 

Soda  

öOüKannen 

Teertuch  .  .  .  .  . 

17  Koni 

Kupferrohre  .   .  . 

12  Kisten 

Kupferblech  .  .  .  • 

.      15  „ 

*        »  »  • 

52  Stack 

Kupfer-  und  Messing- 
blech   49  Stack 

Messingblech    ...  18  , 

Milch   300  Kisten 

Chokolade    ....  1  Kiste 

Kindemahrungsmehl  .  20  Kisten 

Butter   40 

Käse   41 

Sardinen   100  „ 

Gelatine   3  » 

Ciganen   5  , 

Wurzel  von  Stemone 

sessilifolia    ...  10  , 

Gesalzene  Gemüse    .  226  « 

Champagner.   .   .   .  583  . 

Likör   120 

Cognac   150  » 

Rum   30 

Lukentransportvor- 

richtung  ....  1  Kiste 

Stutzpfeiler  ....  2  Stfick 
Treppenstufen  und Ge- 

Under   33  Kolli 

Rotationstfiren  ...  5  Kisten 

Porzellan   8  « 

Photographische  Che- 
mikalien .....  1  Kiste 
Kaffeemflhlen  ...  1  » 
Muster  von  Ptttzbaum- 
wolle   1  „ 

Muster  von  Katalogen  2  Kisten 
Pelze  und  Muster.  .  1  Kiste 
Verschiedenes  (Bei- 
packwaren) ...  1  « 

LiDoleum-Pioben  .  .  1  >, 
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Milchpulver  .  .  .  . 

3  Kisten 

OIUU  OaCK 

Mineralwasser  .   .  . 

5  „ 

Leere  oECKC« 

1  09I1CII 

1  Kanister 

OinuidUtrll  UilU  A^aUCIll 

1 

Hafermehl    .   .   .  , 

5  Kisten 

niscnuiccii    •    •    •  « 

HU  „ 

25 

1  aiKUuipBCKungen  .  < 

901 

13  „ 

ASDesipiancn  ... 

ivisieii 

Kartoffelmehl  '.  .  . 

13  „ 

■     s  1  <  «  f 

^  f» 

Kirschen  

3 

rarDSione  .... 

IW  ,, 

10  Ballen 

iiiscnronrc  .... 

tiA)l  OUilU 

Pflanzenhaar    .   .  . 

100  „ 

1»  .... 

77ß7  CSfArk 
t ivt  OtUvK 

50  Knlli 

Ron  Faß 

Getrocknete  Äpfel.  , 

50  Kisten 

195  Kisten 

65  Ballen 

20  „ 

Tatbestand  und  Gründe: 

Der  r);inipftr  „Faros"  steht  im  tigeiituni  des  Reklamanten,  der 
AkliengcscUbchait  Deutsche  I.evante-I.inie  in  Hamburg,  sein  iieinuts- 
hafen  ist  Hamburg  in  Deutschland.  Er  ist  ein  Handclsdampfer  und 
führt  die  deutsche  Magge.  Der  Dampfer  hatte  auf  Grund  eines  am 
26.  Oktober  1904  zu  Hamburg  zwischen  dem  Reklamanten,  Deutsche 
Levante-Linie,  einerseits  und  der  Firma  P i n k e r n e II e  als  Vertreter  der 
Reklamanten  Kunst  ^  Albers  anderseits  abgeschlossenen  Charter- 
vertrags die  in  der  Urteilsformel  angegebenen,  der  Firma  Kunst&AI- 
bers  gehörigen  Waren  in  Hamburg  geladen,  um  dieselben  nach  Wladi- 
wostok  zu  befördern.  In  dem  Charter\ ertrag,  im  Ladungsverzeichnis,  im 
Kontjossement  und  auf  der  Außenseite  einer  großen  Anzahl  der  zur  Ladung 
gehörigen  Kisten  ist  Hongkong  als  Reiseziel  angegeben.  Als  Empfänger 
ist  im  Konnossement  die  Eirma  Melchers  in  Honr^kong  angegeben. 
Der  Dampfer  brach  am  24.  Novtinber  1QÜ4  von  HamburL,'  nui  und  traf 
am  15.  Januar  1905  zu  Labuaii  im  englischen  (lebiet  der  Insel  Borneo 
ein.  Den  dortigen  Behörden  gab  der  Dampfer  fälschlich  Hongkong 
als  Reiseziel  an  und  erhielt  ent^precliende  Ausklarierung  sowie  einen 
Oesundheitspaß.  Am  19.  Januar  verließ  der  Dampfer  den  Hafen  von 
Labuan  und  nahm  absichtlich  einen  Umv(eg,  fuhr  durch  die  StraSe 
von  Surigao  und  versuchte,  im  Privatschiffsjournal  und  in  dem  Tage- 
buch immer  fälschlich  Hongkong  als  Reiseziel  angebend,  durch  die 
Soyastraße  heimlich  nach  Wladiwostok  zu  kommen.  Auf  dieser  Fahrt 
wurde  der  Dampfer  am  10.  Februar  1905  am  frühen  Morgen  in  der 
Nähe  der  Insel  Etorup  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Hongkong 
Maru"  gesichtet  und  am  Nachmittag  desselben  Tages  von  dem  ge- 
nannten Kriegsschiff  aufgebracht. 

Diese  Tatsachen  ergeben  sich  aus  der  Aussageschrift  des  Vertreters 
des  Koinniandanten  der  „HouL^kong  Maru".  Kapitänleutnants  A  be  Sa  ni  - 
pei,  aas  den  VeriiehmungsprotuküUen  des  Genannten,  des  Kapitäns  des 
Dampfers  „Faros",  Paul  Niemann,  des  ersten  Oltiziers  Ernst 
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Junge,  des  Prokuristen  der  Filiale  der  Firma  Kunst  &  Albers  zu 
Nagasaki,  A  u  u  s  t  Oese,  aus  den  Abschriften  der  von  (k  r  Firma 
Kunst  &  Alhcrs  nn  den  vorgennnntcn  A  u  u  s  t  Ci  v  s  c  j^erichtt'ten 
Briete,  aus  dem  Scliiitszertil'ikat,  dem  Privat>ch!ft>j()iiitial,  dem  Tagebuch, 
dem  Chai  tci  vertrag,  der  Musterrolle,  dem  Koinio^t  mcnt,  dem  Aus- 
klarierungsschein des  Mafens  von  Fabuan  und  ckni  CJc^u^dheltspaß. 
Die  Hauptpunkte  der  Reklamation  sind  folgende : 
Der  Dampfer  „Paros"  stehe  im  Figentum  der  deutschen  Aktien- 
gesellschaft Deutsche  Levante-Linie  zu  Hamburg,  die  Ladung  gehöre  der 
ebenfalls  zu  Hamburg  ansässigen  deutschen  Firma  Kunst  &  Albers, 
Empfänger  der  Ladung  sei  die  Filiale  der  genannten  Firma  in  Wlodiwostok 
gewesen.  Diese  Firma  habe  über  20  Zweigniederlassungen  und  im- 
portiere außer  nach  Rußland  auch  nach  China  und  Japan  Waren.  Die 
Ladung  des  Schiffes  habe  aus  Waren  bestanden,  wie  sie  die  1  Irma  all- 
jährlich in  den  verschiedenen  Plätzen,  wo  sie  Handel  treibe,  einzuführen 
pflege  Die  Firma  habe  nicht  die  Absicht  gehabt,  durch  die  Waren- 
zufuhr die  Kriegsbereitschaft  de^^  Fcind.'S  zu  erhöhen,  es  handele  sich 
auch  bei  der  überw  ict^cndi-n  Mefir/alil  (!?r  Güter  nicht  uir-  l<rif»i^v;konter- 
hande,  und  selbst  wenn  man  aniu  liin  \  dali  auch  die  (.iiir  odL-i'  andt.-re 
Wnre  dabei  gewesen  sei.  welche  al^  Kriegskonterbande  betrachtet  «  cnien 
könne,  so  fehle  es  doch  an  einem  Grund  zur  Wegnahme,  wi.il  der 
Zweck  der  Liniuhr  nicht  die  /utulir  von  Kriegskonterbande  gewesen 
sei,  vielmehr  diese  Einfuhr  ledigUch  im  Verlauf  des  regelmäßigen  Handels- 
betriebes der  Gesellschaft  bewirkt  worden  sei. 

Nacii  den  Bestimmungcii  der  Artikel  2  und  3  der  Pariser  See- 
rechtsdekiaration  vom  Jahre  1856  müßten  Schiff  und  Ladung  freigegeben 
werden  Dazu  komme,  daß  Wladiwostok,  seit  es  1865  zum  Freihafen 
erklärt  worden  sei,  einen  doppelten  Charakter  als  Kriegs-  und  als  Handels- 
hafen habe.  Es  entspreche  den  völkerrechtlichen  Präcedenzfällen,  wenn 
die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter,  welche  auf  der  Reise  nach  dem 
genannten  Hafen  begriffen  gewesen  seien,  den  BestiiniinniL^en  über  re- 
lative Konterbande  unterstellt  und  von  der  Beschlagnahme  befreit  w  ürden. 
Auch  würde  geltend  gemacht,  daß  die  Eigentümer  des  Schiffes  mit  den 
Eigentümern  der  i  adung  nichts  gemein  hätten.  Das  Schiff  hätte  bei 
der  Abfahrt  \ori  liarnbur^  von  dem  Reklamanten  und  Reeder  den 
Befehl  erhalten,  wenn  angängig,  seine  Ladung  nach  Wladiwostok  /u 
bringen,  wenn  aber  über  Wladiwostok  die  Blockade  erklart  sein  solle, 
sich  nach  HcMigkong  zu  begeben.  Aus  diesem  Grunde  sei  im  Charter- 
vertrag, in.  1  jdungsverzeichnis,  im  Konnosb.emcnt  und  auf  den  Kisten 
der  Güter  Hongkong  als  Bestimmungshafen  angegeben  worden,  nicht 
etwa,  weil  man  schon  bei  der  Abreise  von  Hamburg  in  böser  Absicht 
oder  vorsätzlich  betrügerische  Mittel  angewandt  habe.  Wenn  der  Ka- 
pitän des  Dampfers  im  Hafen  von  Labuan  unter  der  Angabe,  das  Reiseziel 
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des  Dampfers  sei  Hongkoijg,  sich  seinen  Ausiclarierungsschein  und  seinen 
Gesundheitspaß  habe  ausstellen  lassen,  wenn  er  femer  während  21  Tagen 

vom  Tage  seiner  Abfahrt  von  I.abuan  bis  zum  Tage  seiner  Aufbringung 
im  Privatschiffsjournal  und  im  Tagebuch  Hongkong  als  Reiseziel  an- 
gegeben habe,  »^o  sei  das  alles  für  den  Fall  geschehen,  daß  Wladiwostok, 
\x'ic  erwartet,  blockiert  sein  \x'ürde,  und  man  könne  hierin  nicht  ein 
betrügerisches  Vorgehen  c-rblicken,  auf  Orund  dessen  man  tiic  Be-,chlag- 
nahme  des  zur  Verhaiuilung  stellenden  Schiffes  al^  t^rereeiitfertigt  er- 
klären könne.  Kur?,  die  I.ndung  des  zur  VerhandUitiu;  stellenden  Schiffes- 
besiehe  dci  l  luupt^che  nach  mcht  aus  Kriegskonterbande,  der  Higen- 
tümer  des  Schiffes  sei  mit  dem  Eigentümer  der  Ladung  nicht  identisch, 
das  Sdiiff  habe  sich  k»n  betrQgerisches  Vorgehen  zu  Schulden  Kommen 
lassen,  aus  welchem  sich  die  Beschlagnahme  rechtfertigen  ließe.  Aus 
diesen  Gründen  werde  Freigabe  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes 
und  seiner  Ladung  beantragt. 

Das  Gericht  bt  folgender  Ansicht: 

Die  Ladung  des  Schiffs  war  nach  Wladiwostok  bestimmt.  Unter 
der  Ladung  befanden  sich  Güter  wie  Zement,  Feldschmiedegeräte,  welche 
als  Kriegsausrüstung  aufzufassen  sind»  eiserne  Platten  von  1  mm  bis 
4  mm  Starke,  eiserne  Nägel,  Asbestplatten,  Lagermetall '  (white  metal), 
Talkumpackung  für  Maschinen,  Gummiwaren  (Packung),  Lötmetalt, 
Stahltrossen,  Linoleum,  Kupferröhren,  Eisenröhren,  welche  als  Material 
zum  Bau  und  zur  Ausrüstung  von  Kriegs-  und  sonstigen  Schiffen  dienen, 
ferner  Kupfervitriol,  Zinkbleche,  Messingbleche  usw.,  welche  sämtlich 
Arsenalmaterialien  sind.  Alle  diese  Waren  sind  absolute  Kriegskonter- 
bande und  CS  bedarf  L(ar  keiner  Au^fülirung  darüber,  dai^  die>e  nach 
dem  Völkerrecht  echte  Prisenobjekte  suid.  Aber  auch  Fisendraht  ( I  ele- 
phondraiit),  Steinsalz,  Milch,  Butter,  Kase,  Cierste  und  dertrlt-iehen  ^ind 
unter  den  obwaltenden  Umstünden  al>  Kriegskonterbande  aufzufassen. 
Denn  Wladivtüstuk  ist  Rußlands  bedeutendster  Kriegshafen  im  Osten 
und  zurzeit  der  Hauptstützpunkt  seiner  Motte.  Seit  dem  Kriege  mit 
Japan  ist  es  zu  einem  Hauptetappenorte  und  zentralen  Stapelplatz  für 
die  Kriegsvorräte  gemacht  worden.  Da  die  Güter  nach  einem  Platz, 
in  dem  der  gewöhnliche  Handelsverkehr  fast  gänzlich  zum  Stillstand 
gekommen  ist,  befördert  werden,  so  muß,  mangels  klaren  Gegenbeweises, 
angenommen  werden,  daß  dieselben  zum  Kriegsgebrauch  geliefert  werden 
sollten.  Der  Lmpfänger  dieser  Güter,  die  Firma  Kunst  ßc  A Ibers,  ist 
in  gewöhnlichen  Zeiten  eine  Lieferantin  der  russischen  Regierung,  es 
darf  also  mit  Sicherheit  angenommen  werden,  daß  diese  Waren  nach 
ihrer  Ankunft  in  Wladiwostok  an  die  russische  Regierun.cf  pfeliefert  werden 
sollten.   Die  Waren  sind  also  als  Kriegskonterbande  aufzufassen.^) 


>)  II.  Ziffer  1  und  2. 

692 


Digitized  by  Gc) 


PrlMiigariditttiitfclialdiuioeii:  ..Pinn*'. 


Abschnitt  VI*'* 


Der  Vertreter  der  l^cklaiiiatiun  lial  behauptet,  Wladiwostok  sei 
gleichzeitig  Kriegs-  und  Handelshafen  und  es  entspreche  den  völker- 
rechtlichen PräcedenzßÜlen,  wenn  die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter, 
welche  auf  der  Reise  nach  dem  genannten  Hafen  begriffen  gewesen 
seien,  den  Bestimmungen  über  relative  Konterbande  unterstellt  und  von 
der  Beschlagnahme  befreit  würden.  Diese  Behauptung  entbehrt  aber 
jeder  glaubwürdigen  Unterlage.  Nach  völkerrechtlicher  Theorie  und 
Praxis  ist  vielmehr,  wenn  O fiter,  die  in  die  Kategorie  der  sogenannten 
bedingten  Kric<,^skonterbande  fallen,  nach  Plätzen  eingeführt  werden, 
die  sich  in  denselben  Umständen  befinden  wie  gegenwärtig  Wladiv  tnk, 
regelmäßig  angenommen  \x  orden,  daß  dieselben  Kriegskonterbande  seien 
und  eingezogen  werden  könnten. 

Was.  nun  die  Waren  wie  Wagen  und  Kuchen  anbelangt,  so  sind 
sie  freilich  ihrer  Art  nach  keine  Konterbande,  sie  gehören  aber  dem 
Reklamanten,  welcher  Kit^H-ntünier  der  oben  besprochenen  Krieg^konter- 
bandeguter  ist,  und  es  sxird  von  der  völkerrechtlichen  I  heorie  und  Praxis 
anerkannt,  daß  in  Fällen,  wo  Güter,  die  nicht  Konterbande  sind,  mit 
Konterbandegütern  auf  demselben  Schiff  sind,  wenn  auch  das  Schiff 
die  neutrale  Flagge  führt,  die  ganze  Ladung  eingezogen  werden  kann, 
wenn  der  Eigentümer  der  NichtkonterbandegOter  und  der  der  Konter- 
bandegüter derselbe  ist.')  Die  vom  Vertreter  der  Reklamation  angezO' 
genen  Bestimmungen  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  vom  Jahre  1856 
passen  nicht  auf  den  vorliegenden  Fall.  Was  nun  den  Umstand  an- 
t}eiangt,  daß  im  Chartervertrag,  im  Ladungsverzeichnis  und  im  Kon- 
nossementsowieauf den  Kisten  der  Ladung  Hongkong  als  Bestimmungs- 
ort angegeben  ist,  so  hat  der  Vertreter  der  Reklamation  behauptet, 
die  Schiffseigentümer  hätten  dem  Schiff  Nor  der  Abfahrt  von  Hamburg 
die  Instruktion  gegeben,  falls  Wladiwostok  blockiert  '^eiii  sollte,  nach 
Hongkong  zu  gehen.  Damit  hiii^e  diese  Maßregel  zu.saininen,  keines- 
wegs seien  dagegen  von  Anfani^r  an  in  böser  Absicht  oder  vorsätzlich 
betnigerische  Mittel  angewandt  worden.  Daü  aber  das  Schiff  von  An- 
fang nach  Wladiwostok  bestimmt  gewesen  ist,  ergibt  sich  aus  der  Ab- 
schrift eines  vor  Abfahrt  des  Schiffs  von  Hamburg  an  den  Vertreter 
der  Firma  Kunst  8e  Albers  in  Nagasaki,  August  Oese»  gerich- 
teten Briefes  der  Reklamanten  Kunst  &  Albers  in  Hamburg.  Auch 
aus  den  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation  ergibt  sich,  daß 
das  Schiff,  aufier  im  Falle,  daß  über  Wladiwostok  die  Blockade  ver« 
hängt  wäre,  sich  nach  Wladiwostok  zu  begeben  hatte.  Das  Schiff 
\x  ar  also  nach  gev(  öhnlichem  Seehandelsbrauch  verpflichtet,  dieses  wahre 
Reiseziel  in  den  oben  genannten  Papieren  anxugeben  und,  wenn  an- 
statt dessen  in  allen  diesen  Doktinienten  Hongkoni:^  als  Bestimmungs- 
hafen angegeben  wurde,  so  kann  dies  nur  damit  erklärt  werden,  daß 
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man  absichtlicli  den  \xirklichen  Bestimmungshafen  verheimlichen  woihe. 
Der  Vertreter  der  Reklamation  hat  geltend  gemacht,  wenn  der  Kapitän 
des  Dampfers  in  1  ihuan  unter  der  Anc^abe,  das  Reise/it  l  si-i  Hongkong, 
sich  ciiRii  Aui.klaricruiiL(»(  hein  und  einen  üesundheilbpaß  habj  auf- 
stellen lassen;  \xenn  er  drei  Wtx-hen  lang  vom  läge  sciiK  r  Abfahrt 
von  Labuan  bis  zum  läge  seiner  Aufbringung  nn  l'rivatselHtf?.juurnal  und 
im  l  agcbuch  Hongicong  als  Reiseziel  angegeben  habe,  so  sei  dies  alles 
für  den  Fall  geschehen,  daß  Wladiwostok,  wie  erwartet,  blockiert  sei, 
man  könne  hierin  nicht  ein  betrügerisches  Vorgehen  erblicken,  auf  Grund 
dessen  man  die  Beschlagnahme  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes 
als  gerechtfertigt  erklären  könne.  I>emgegenüber  ist  geltend  zu  machen, 
daß  der  Kapitän  dem  mit  dem  Fall  beauftragten  Rat  gegenüber  aus- 
gesagt -hat,  er  hätte  das  getan,  weil  er  hoffte,  daß  ihm  die  japanischen 
Kreuzer  und  überhaupt  jedermann  glauben  würden,  daß  er  nach  Hong- 
kong ginge,  und  daß  er  auf  diese  Weise  der  Aufbringung  \x  ürdc  ent- 
gehen können.  Wenn  er  glücklich  aus  der  Etorup-Straße  heraus  in 
den  Stillen  Ozean  gelanL^t  wäre,  so  hätte  er  seinen  Kurs  in  grobeni 
Bogen  von  der  Kü^le  vteg  gciioii  inen  und  hatte  dann  versucht,  abends 
im  Schutz  der  Dunkelheit  /uriic  k/ukehren  und  die  Tsugarustraße  ohne: 
Lichter  zu  passieren..  Und  dann  wieder,  er  hätte  sich,  soviel  in  seinen 
Kralteii  gestanden  hätte,  ben.üht,  der  Aufbringung  zu  eiitgjlien,  aber 
als  man  ihm  in  der  ttorup-Straße  das  Messer  an  die  Kehle  gesetzt 
hätte,  habe  er  sich  gesagt,  jetzt  sei  es  aus,  und  habe  daher  der  „Hong- 
kong Maru"  sogleich  signalisiert,  er  wolle  nach  Wladiwostok.  Aus  den 
Äußerungen  des  Kapitäns  ergibt  sich,  daß  die  vorher  besprochenen 
betrügerischen  Mittel  alle  den  Zweck  hatten,  den  heimlichen  Transport 
der  Kriegskonterbande  zu  ermöglichen.  Schiffe  aber,  die  solche  be« 
trüi^rrischen  Mittel  anMienden,  sind  nach  völkerrechtlicher  Theorie  und 
Praxis  einzuziehen,  einerlei,  ob  der  Schiffseigentümer  etwas  mit  dieser 
Handlungsweise  zu  tun  gehabt  hat  oder  nicht,  und  einerlei,  ob  die 
Kriegskonterbandeladung  dem  Reeder  gehört  oder  nicht. 

Aus  diesen  (jründen  sind  das  Schiff  und  die  in  der  Urteilsformel 
angegebenen  üüter  einzuziehen. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteiisformel  entschieden. 

Verkündet  am  10.  Mai  1905  im  Prisengericht  zu  Yokosuka,  im 
Beisein  des  Staatsanvt  alts  Y  a  ii  a  g  i  t  a  K  u  n  i  o. 

(Unterschriften.) 


«)  V.  §  44. 
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Reklamanten s  Deutsche  Levante-Linie  A.Ges.  zu  Hamburg, 
Deutschland,  vertreten  durch  die  Direktionsmitglieder  Charles  Ed- 
ward John  Campbell  und  Georg  Christian  Dressen  so- 
wie dii  I  irma  Kunstö:  Albers  zu  Hamburg,  Deutschland. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  N a gas hima  Washitaro  zu 
Tokio,  Kyobashiku,  T'^iikiji  Ichome  Nr.  14. 

Am  10.  iMai  IQOi  hat  das  Prisrnqt-i  icht  xu  Vokosuka  in  der  Prisen- 
Sache,  betreffend  den  am  10.  I  rbriiar  1<M)^  von  dem  Kaisirlu  hen  Kriegs- 
schiff „Hongkong  Maru"  in  der  Niilit-  der  Ftorup-Straßc  aiitVr (.brachten 
dLUt.schcii  Dainplcr  „I'aros"  und  sciiu*  l.adung,  ein  Urteil  gefällt,  in 
uelchem  auf  Wegnahme  des  deutstlicn  Dampters  „Paros"  und  der  auf 
ihm  verschifften  Eisensplinte  und  87  andä%n  Warensorten  erkannt 
worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  haben  die  Reklamanten,  die  Deutsche  Levante- 
Linie,  Aktiengesellschaft,  vertreten  durch  Charles  Edward  John 
Campbell  sowie  durch  Oeorg  Christian  Dressen  und  die 

Pirm.i  Kunst  &  Albcrs,  durch  den  Rechtsanwalt  N  a  a  s  h  i  m  a 
Wa.shitaro  als  Prozeßvertreter  die  Berufung  eingelegt,  welche  im  Bei- 
sein der  Staatsanwälte  TsutsukiKeiroku  und  Dr.  jur.  1  s  h  i  w  a  t  a  r  i 
Bin  ich  i  beim  Oberprisengericht  geprüft  worden  i^t. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation, 
Nagashima  Washitaro,  sind  folgende : 

Fs  werde  auf  Aufhebung  des  Urteils  erster  Instanz  und  Freigabe 
des  Dampfers  „Paros"  und  seiner  Ladung  beantragt,  und  zwar  aus  fol- 
genden Gründen : 

1.  Das  Urteil  der  ersten  Instanz  habe  anerkannt,  daß  nur  das 
zur  Verhandlung  stehende  Schiff  Eigentum  der  deutschen  juristischen 
Person,  der  Aktiengesellschaft  „Deutsche  Levante-Linie"  sei  und  daB 
dieselbe  mit  dem  Eigentümer  der  Ladung  nicht  identisch  sei.  Der 
§  43,  Absatz  2  der  japanischen  Seeprisenordnung*)  bestimme,  daß  ein 
Schiff,  welches  Konterbande  an  Bord  habe,  einzuziehen  sei,  wenn  der 
Reeder  und  der  Eigentümer  der  Konterbande  dieselbe  Person  seien. 
Daraus  folge,  daß,  wenn  sich  auch  unter  der  zur  Verhandlung  stehenden 
Ladung  Kriegskonterbande  befinde,  das  Schiff  doch  nicht  eingezogen 
werden  dürfe,  da  der  Fi^^entümer  des  Schiffes  und  der  Eigentümer 
der  Kriegskonterbandc  nicht  dieselbe  Person  seien. 

2.  Das  (icricht  er>ter  Instanz  habe  erklärt,  um  das  Vorbringen 
des  Punkten  1  um/ustürzen, 

es  sei  ein  von  der  Theorie  imd  der  Praxis  des  Völkerreehts 
anerkannter  Grundsatz,  daß  Schifte,  welche  sich  eines  be- 
trügerischen Vorgehens  schuldig  machten,  einzuziehen  seien, 
einerlei,  ob  der  Schiffseigentümer  etwas  damit  zu  tun  gehabt 
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habe  oder  nicht  und  einertei,  ob  der  Schiffseigentumer 
Eigentümer  der  Kriegskonterbandeguter  sei  oder  nicht. 
Die  Reklamanten  erkennten  eine  solche  Theorie  und  Praxis  nicht 
an.  Sowohl  nach  dem  Sinn  der  §§  43  und  44  der  japanischen  See- 
prisenordnung als  auch  nach  der  völkerrechtlichen  Praxis  könne  ein 
Schiff  bei  Verschiedenheit  der  Eigentümer  des  Schiffes  und  der  Konter- 
bandce,n"iter  nur  eingezoq;en  werden,  vtenn  der  SchiffseicfentOmer  an  dem 
betrü|^^L^ris;rhen  Vorgehen  beteiligt  gewesen  sei.  Denn  e«;  sei  eine  all- 
gemeine Reeht->regel,  daß  denjenigen,  der  in  Unkenntnis  sei,  keine  Strafe 
treffen  könne.  Auch  das  Völkerrecht  dürfe  aus  diesem  (ieleise  nicht 
heraustreten,  ujid  es  sei  klar,  daß  die  japanische  Prisenordnung  diesen 
Grundsatz  auch  befolge.  Im  Chartervertrag  sei  ausdrücklich  Wladi- 
wostok als  Bestimmungsort  angegeben.  Nur  ffir  den  Fall,  daß  es  blockiert 
sei,  habe  das  Schiff  seine  Ladung  in  Hongkong  löschen  sollen.  Da  das 
Völkerrecht  die  Blockade  anerkenne  und  zu  der  damaligen  Zeit  der 
japanisch-russische  Krieg  immer  größere  Dimensionen  angenommen  habe, 
so  se?  es  ein  durchaus  berechtigtes  Vorgehen  gewesen,  wenn  die  Be- 
stimmungen des  Chartervertrages  mit  Berücksichtigung  dieser  Umstände 
festgesetzt  worden  seien.  Irgendwelcher  Dohis  oder  Betrug  habe  dabei 
nicht  vorgelegen.  Angenommen  aber,  daß  bei  dem  späteren  Vorgehen 
etvcas  nicht  ganz  in  Ordnung  ge>xesen  sei,  so  könne  man  doch  darauf- 
hin noch  nicht  behaupten,  daß  bei  der  Befrachtung  des  Schiffe;  be- 
trügerische JUittel  angexx  antit  seien,  \x  enn  man  sehe,  daß  in  dem  Charter- 
vertrag, der  den  Bestimnningsort  klar  erkennen  la>sc,  absolut  nichts 
verheini Heilt  worden  sei.  Die  yon  dem  Gericht  t-rster  Instanz  zum 
Nachteil  der  Reklamanten  angezogenen  Aussagen  des  Kapitän^  gaben 
im  Grunde  nichts  wieder  ajs  Maßnahmen,  welche  zur  Erreichung  des 
Zwecks  des  genannten  Chartervertrags  gebraucht  worden  seien,  und  es 
dürfe  aus  ihnen  noch  nicht  die  Folgerung  gezogen  werden,  daB  eine 
böse  Absicht  zur  Zeit  der  Verladung  bestanden  hätte. 

3.  Nach  Artikel  2  der  Pariser  Seerechtsdeklaratton  vom  Jahre  1856- 
dürften  Güter,  die  auf  einem  Schiffe,  das  neutrale  Flagge  führe,  verschifft 
seien,  mit  Ausnahme  von  Kriegskonterbandegütern  nicht  beschlagnahmt 
werden.  Daraus  folge,  daß  diese  Deklaration  die  der  Beschlagnahme 
unterworfenen  Güter  auf  Kriegskonterbandegfiter  beschränkt  habe.  Die 
zur  Verhandlung  stehenden  Güter  seien  nun  neutrale  Güter,  \\\Iehe  auf 
einem  neutralen  Schiff  verkufen  <;eien.  Wenn  daher,  wie  das  Gericht 
erster  Instanz  annehme,  unter  der  I^adun^  Kriegskonterbandegüter  vor- 
handen seien,  so  seien  doch  selbstverständlich  dieicnigen  Waren,  die 
keine  Ki  iei^skonterbande  darstellten,  in  (iemaßhett  der  Pariser  Dekla- 
ration trei/ugeben.    Das  Gericht  erster  Instan?  führe  üeilicti  aus, 

es  sei  von  der  völkerrechtlichen  Theorie  und  Praxis  anerkannt, 
daß  in  l  allen,  wo  Güter,  die  nicht  Konterbande  seien,  mit 
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Konterbandegütern  auf  demselben  Schiff  seien,  vienn  auch 
das  Schiff  die  neutrale  Flagge  führe,  die  ganze  Ladung  ein- 
gezogen werden  könne,  wenn  der  Eigentümer  der  Nicht» 
konterbandeguter  und  der  der  Konterbandegfiter  derselbe 
sei.  Die  vom  Vertreter  der  Reklamation  angezogenen  Be- 
stimmungen der  Pariser  Seerechtsdeklaration  vom  Jahre  1856 
paßten  nicht  auf  den  vorliegenden  Fall. 

Aus  verschiedenen  neuen  Entscheidungsbeispielen  nach  Ausbruch 

des  russisch-japanischen  Krieges  gehe  jedoch  ganz  klar  hervor,  daß 
die  völkerrechtliche  Theorie  und  Praxis  nicht  unbedingt  maßgebend 
seien.    Da  ferner  das  moderne  Völicerrecht  sich  dahin  ent\xickele,  den 

Schaden,  der  dem  Privatei.ij^entuni  durch  den  Krieg  er\x-:ich«;c,  möglichst 
zu  \erringern,  so  sei  es  außer  Frage,  daß  der  Inhalt  der  Pariser  See- 
rechtsdeklaration mit  Recht  auf  den  vorliegenden  Fall  anzurxenden  und 
daß  die  üüter,  soweit  sie  nicht  Kriegskonter  bände  seien,  freizugeben 
seien. 

4.  Wladiwostok  sei  ein  Handelshafen,  welcher  seit  dem  Jahre  18öO 
zum  Freihafen  erklärt  w  ordt;n  sei.  Fs  müßten  daher  auf  Ciüter,  w  ie  die 
in  Verhandlung  stehenden,  die  Bestimmungen  über  das,  w  as  das  Vcilkt-r- 
recht  als  bedingte  Kriegskotiterbande  bezeichne,  Anwendung  iiudcn. 
Denn  wenn  ein  Mafen  den  doppelten  Charakter  eines  Kriegs-  und 
Handelshafens  besitze,  so  müßten  die  Bestimmungen  über  bedingte 
Konterbande  Anwendung  finden,  und  die  Beschlagnahme  sei  nicht  auf- 
recht zu  erhalten.  Das  Gericht  erster  Instanz  weise  die  BegrQndimg 
der  Reklamanten  über  diesen  Punkt  zurück,  indem  es  behaupte,  daß 

die  Ausführung  jeder  glaubwürdigen  Unterlage  entbehre. 
Nach  völkerrechtlicher  Theorie  und  Praxis  sei  vielmehr,  wenn 
Güter,  die  in  die  Kategorie  der  sogenannten  bedingten  Kriegs- 
konterbande fielen,  nach  Plätzen  eingeführt  würden,  die  sich 
in  denselben  Umständen  befänden  wie  gegenwärtig  Wladi- 
wostok, regelmäßig  angenommen  worden,  daß  dieselben 
Kriegskonterbande  seien  und  eingezogen  werden  Könnten. 

Es  sei  aber  selbstverständlich,  daß,  solange  keine  völkerrechtliche 
Blockade  vorliege,  die  Freiheit  des  neutralen  Handels  keine  Störung  er- 
fahren dürfe  und  daß  eine  Firma,  wie  die  der  Reklamanten,  welche  viele 
Filialen  im  Innern  Sibiriens  besit/e  und  alljährlich  die  gleichen  Waren 
dorthin  importiere,  vielmehr  eine  zu  ihren  (iunsten  -.j)ret  liendc  Ver- 
mutung genießen  müsse.  (Offenbar  finde  das  i  ntschcidungsbt  ispie!  in 
dem  „Neplunus"-Falle  aus  dem  englisch-ho!ländii>clien  Kriege  vom  Jahre 
1798  auf  den  vorlicL^cnden  Fall  Anuendung. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanwalts  beim  Frisen- 
gericht  zu  Yoküsuka,  Kobayashi  Yoshio,  sind  folgende: 
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Im  Chartervertrag  sei  einfach  Hongkong  und  nicht  Wladiwostok 

als  Reiseziel  angegeben.  Daß  diese  tiintragung  betrügerisch  sei,  sei,  wie 
das  Urteil  erster  Instanz  dartue.  offeMb;ir.  Ks  sei  danach  uißer  allem 
Zweifel,  daß  auch  der  SchiffseiijeniiiiiuT  an  (1t.rn  «fan/fn  bctrüi:^crischen 
Vorhahi-n  hrteiliL,'!  ljcwcsch  Daher  >ei       /ur  l' in/ic luiriL^  des  zur 

V'erhaiulliini;  stehenden  Schiffes  auf  Grund  von  i-yetriii^iTischem  Vor- 
gehen nicht  nötig,  die  Krage  zu  lösen,  ob  es  dazu  der  leiinahnie  de» 
Heeders  bedürfe  oder  nieht. 

Daß  elie  i'arist-i  recht^deklaiation  vorn  Jahre  1856  die  Finziehung 
von  Gütern,  welche  keine  absolute  Konterbande  seien,  nicht  ohne  Be- 
rücksichtigung der  besonderen  Umstände  habe  untersagen  wollen,  gehe 
hervor  aus  der  Instruktion,  die  Frankreich,  welches  die  Anregung  zu 
jener  Deklaration  gegeben  habe,  im  Jahre  1870  Ober  das  Prisen wesen 
erlassen  habe;  ferner  aus  dem  von  Ortolan  vertretenen,  als  normale 
wissenschaftliche  Ansicht  zu  bezeichnenden  Standpunkt;  der  Prisen- 
rechtspraxis Englands,  welches  im  wesentlichen  der  Pariser  Deklaration 
beigetreten  sei,  und  seiner  modernen,  all^meinen  wissenschaftlichen 
Doktrin. 

hs  sei  daher  zutreffend,  wenn  das  Urteil  erster  Instanz  ausführe, 
daß  die  Pariser  Seerechtsdektaration  auf  den  vorliegenden  Fall,  wo  die 
Ladung,  ek  lie  keine  Konterbande  ^ei,  dem  higentümer  der  Konterbande- 
güter  gehöre,  nicht  zutreffe  und  daß  es  von  der  völkerrechtlichen  \\'is5,cn- 
srhaft  und  Praxis  anerkannt  sei,  daß  in  solchem  halle  die  Nichtkonter- 
bandegüter  mit  eingezogen  w  erden  könnten. 

Die  Entscheidung  erster  Instanz  auf  liin/iehung  sei  deninacli  richiig 
und  die  Berufung  unbegründet. 

Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  umfasse  drei  Arten  von 
Gütern,  nämlich  absolute  Kriegskonterbandegüter,  dem  Eigentümer  dieser 
gehörige,  beziehungsweise  Kriegskonterlsandegüter  und  Nichtkonterbande- 
güter. Der  Eigentümer  und  Reklamant  dieser  Güter  habe  am  Bestim- 
mungsort derselben,  Wladiwostok,  eine  Filiale  und  beschäftige  sich  mit 
Lieferungen  für  die  russische  Regierung.  Wladiwostok  sei  die  einzige 
Etappenbasis  Rußlands  im  Osten.  Alles  dies  gehe  aus  den  Darlegungen 
des  Urteils  erster  Instanz  klar  hervor.  Selbst  vcenn  daher  Wladiwostok, 
wie  dci  Vertreter  der  Reklamation  behaupte,  daneben  auch  die  Eigen- 
schaft eiiie>  Hantlelshafens  besitze,  könne  diese  FiL^en^chaft  auf  die  An- 
nahme, cla[5  die  unter  der  Ladunt;  befindliche  absohite  Konterbande  und 
auch  daß  die  als  beziehungsweise  Konlerbande  anzuNciienden  Güter  zum 
russischen  Kriegsgebrauch  hätten  geliefert  werden  sollen,  keinerlei  Ein- 
fluß aui>üben. 

Aus  diesen  Gründen  sei  das  Urteil  erster  Instanz  zutreffend  und 
die  Berufung  unbegründet. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
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1.  Die  ganze  Ladung  des  Schiffes  war  nach  Wladiwostolc  bestimmt. 
Sie  enthielt  Zement,  Feldschmiedegeräte,  welche  als  Kriegsausrustung 
aufzufassen  sind,  eiserne  Platten,  eiserne  Nägel,  Linoleum  zum  Bau  und 
zur  Ausrüstung  von  Kriegsschiffen  und  anderen  Schiffen,  Zinkblech, 
Kupfer,  Kupferblech,  Messingblech  usw.,  welche  als  Arsenalniaterialien 
dienen,  hs  bedarf  keiner  Ausführung,  daß  solche  >X'^aren  absolute  Kriegs- 
kontcrhnnde  sind  und  daher  weggenommen  \xerden  können.  Ahcv  auch 
bezüglich  von  Steinsalz,  Milch,  Butter,  Kasc,  Konserviri,  (icistr  und 
dergleichen  l.eben>niittLln  erkennt  das  Völkerrecht  ohiu-  /.\\\Mfi'l  an, 
d.iB  sie  als  Kricgskonterbandc  angesehen  und  w cygenoninien  weiden 
können,  wenn  sie  nach  einem  Halen  wie  Wladi>X'oi>tok  bctördcrt  werden. 
Denn  Wladivtosiok  ist  der  bedeutendste  Kriegshafen  Rußlands  und  zu 
gleicher* Zeit  ein  Hauptetappenort.  Der  gewöhnliche  Handel  ist  dort 
fast  ganz  zum  Stillstand  gekommen.  Die  Reklamanten  haben  zwar 
geltend  gemacht,  daß  Wladiwostok  zugleich  Handeis-  und  Kriegshafen 
sei  und  behauptet,  daß  die  dahin  bestimmte  Ladung  nach  dem  Präce- 
denzfall  des  „Neptunus"  freizulassen  sei.  Die  Verhältnisse  der  Bestim- 
mungsorte in  jenem  und  dem  vorliegenden  Fall  sind  aber  verschieden, 
so  daß  jener  Fall  keineswegs  als  Präcedenz  für  den  vorliegenden  dienen 
kann. 

2.  Die  ganze  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes 
^3[•ar  von  dem  Charterer,  der  Firma  Kunst  ^  .Mbers,  an  ihre  l  iliale 
in  XX^adiveostok  versandt.  Da  der  größte  leii  der  Ladung  Kriegskonter- 
bande ist,  so  muß  man  sagen,  daß  der  Keisezweck  des  Schiffes  der 
Transport  von  Konterbande  gexxesen  ist,  und  es  ist  völkerrechtlich  an- 
erkaum,  daß  solche  Schiffe  eingezogen  werden  können.-^)  Dies  gilt 
um  so  mehr,  als  in  dem  Chartervertrag  und  in  den  anderen  Schiffs- 
papieren, obwohl  bereits  bei  der  Ausfahrt  von  Hamburg  Wladiwostok 
als  Reiseziel  feststand,  ein  falscher  Bestimmungsort  angegeben  wurde, 
d.  h.*also,  Anwendung  betrügerischer  Mittel  zum  Transport  von  Konter- 
bande vorliegt.  Die  Reklamanten  bringen  freilich  vor,  in  dem  Charter- 
vertrag sei  deutlich  Wladiwostok  als  Bestimmungsort  angegeben,  ebenso 
sei  klar  ausgesprochen,  daß  die  Ladung  nur  in  dem  Fall,  daß  Wladiwostok 
blockiert  sei,  in  Hongkong  gelöscht  vc erden  solle.  Der  Bestimmungsort 
sei  demnach  nicht  gefälscht  In  dem  Chartervertrag  heißt  es  jedoch 
nur,  daß  das  Schiff,  vcenn  es  nach  dem  Passieren  des  Suezkanals  nicht 
in  Hongkong  einfahren  könne,  nacli  einem  sicher  zu  erreichenden 
benachbarten  IMat/  gehen  solle.  Ls  ist  demnach  ganz  ollenbar,  daß  der 
Bestimmungsort  gefälscht  worden  ist. 

3.  Wenn  sich  auch  unter  der  Ladung  vereinzelte  Nielitkriegskonter- 
bandcgütcr  finden,  so  gehören  sie  doch  demselben  l.igerUümer,  der  die 

*)  Anders  die  Japanische  Seeprisenordnung.  43,  H  (V)  und  ihre  Grundlage, 
das  englische  Manual  of  Naval  Prize  Law,  Art.  m2— 85. 
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Beförderung  der  Kriegskonferbandegüic^r  plant  hat,  und  es  ist  wiederum 
ein  Grundsatz  des  Völkerrechts,  daB  solche  Güter  zusammen  eingezogen 
werden  können.  Die  Behauptung,  daß  dies  im  Widerspruch  mit  der 
Pariser  Seerechtsdeklaration  vom  Jahre  1856  stehe,  entt>ehrt  der  Be- 
gründung. 

Demnach  ist,  >x'ie  ausgeführt,  die  Entscheidung  des  Gerichts  e  rster 
Instanz  auf  Wegnahme  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  und  seiner 
Ladung  gerechtfertigt  und  die  Berufung  unbegründet. 

ts  >x'ird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  2.  November  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamanten:  Die  deutsche  Levante-Linie  A.  G.  in  Hamburgs 
Deutschland,  vertreten  durch  die  Prokuristen  CharlesLdwardJohn. 
Campbell  und  (ieorgChristian  Dressen 

und  Kunst  &  Albers  in  Hanibiirg,  Deutschland  und 
Eduard  Schultz  in  W'lactiw üt>tok,  RiiRlancl. 
Prozeßvertreter:  N  a  g  a  s  h  i  ni  a  W  a  s  h  i  t  a  r  o ,  loiiio,  K>  obas- 
hikü.  Isukiji  Nr.  14. 

In  der  Prisensache,  betreffend  Ladung  des  Dampfers  „Paros"  wird 
nach  Beendigung  der  Untersuchung,  wie  folgt,  entschieden. 

Urteilsformel: 

Die  an  Bord  des  Dampfers  „Faros"  verschifften,  zum  Privat- 
gebrauch bestimmten  GGter,  nämlich  je  eine  Kiste  Bücher  und  .^Aetall- 
waren,  werden  freigegeben.  * 

Tatbestand  und  Gründe: 
Die  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  stehen  im  Eigentum  des 
Reklamanten  Eduard  Schulz.  Sie  wurden  auf  dem  durch  Vertrag 
zwischen  der  reklamierenden  Deutschen  Levante-Linie  A.  G.  und  der 
reklamierenden  Firma  Kunst  ik  Albers,  vertreten  durch  die  Lirma 
Pinkernelle,  am  2(^.  Oktober  1904  gecharterten  Dampfer  ..Paios" 
mit  Bestimmung  nach  Wladiv; oslok  verladen  und  fuhren  am  24.  No- 
verr.hcr  d.  J.  von  Hamburg  ab.  Als  das  Schiff  am  10.  Februar  l'X)5. 
frtili  morgens,  durch  c^ie  Straße  von  Ltoruit  fuhr,  wurde  es  von  dem 
Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Hongkong  Alaru"  gesichtet  und  am  selben 
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Tage  nachmittags  zusammen  mit  seiner  verschiedenen  Ladung  von  dem 
S^nannten  Kriegsschiff  beschlagnahmt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  schriftliche  Aussage 
des  Vertreters  des  Kommandanten  der  „Hongkong  Maru",  des  Offi- 
ziers Abe  Sempei,  die  Vemehmungsprotokolle  des  genannten  Offi- 
ziers und  des  Kapitäns  der  „Faros",  Paul  Niemann,  das  Schiffs- 
zertifikat, den  Chartervertrag,  die  Konnossemente  und  den  Brief  des 
Reklamanten  tduard  Schultz  an  den  Prokuristen  der  Filiale  der 
Firma  Kunst&Albersin  Nagasaki,  AugustOese,  vom  1.  Februar 
1905  russischen  Stils. 

iJic  Hauptpunkte  ck-r  Ri-klamation  sind  folgende: 

Die  zur  Veriiandluny;  sttht-ndcn  (jüter  seien,  wie  au5  ihrer  Art 
selbst  hervorgehe,  gewöhnliche  Privateftekten,  insbesondere  seien  die 
in  der  niil  Nr.  lül  bezeichneten  Kiste  enthaltenen  Pnvaletiektv.'ii  Hinter- 
lassenschaften des  verstorbenen  Vaters  des  Reklamanten,  Eduard 
Schultz.  Ihrer  Natur  nach  könnten  diese  Güter  nicht  beschlag- 
nahmt werden.  Es  werde  daher  ein  Urteil  auf  Freigabe  derselben 
beantragt. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Der  Dampfer  „Paros",  auf  welchem  die  zur  Verhandlung 
stehenden  Güter  verschifft  waren,  hat  unter  falschen  Angaben  Zement 
und  sonstige  Konterbandeartikel  geladen  gehabt,  um  sie  heimlich  nach 
W'ladivi  ostok  zu  befördern.  Auf  dieser  Reise  wurde  er  von  einem  Kaiser- 
lichen Kriegsschiff  beschlai^nahnit.  Da  aber  die  7ur  Verhandlung 
5tehcnden  (iüter  auf  einem  neutralen  Schiff  verladen  waren  unti  keine 
Konterbande  sind,  auch  erwiesenermaßen  nicht  dem  Figeiitümer  des 
genaruuen  Schittes  oder  der  Konterbandegüter  gehören,  so  sind  sie 
freizugeben. 

Es  u  ird  daher  w  ic  in  der  Urteiislürmel  entschieden. 

Verkündet  am  22.  .Mai  19U3  im  Priseagericht  zu  Yokosuka,  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  beim  Prisengericht  zu  Yokosuka,  Yanagita 
K  unio. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  The  Cornhill  Steamship  Company,  London,  Grace 
Church  Street  Nr.  81,  vertreten  durch  den  Kapitän  des  Dampfers 
„Apollo",  John  W'iseman. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Akiyama  Genzo,  Tokio, 
Kyobashiku,  Unemecho  Nr.  15. 
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In  der  Prisensache,  betreffend  den  englischen  Dampfer  „Apollo" 
und  seine  Ladung  wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung,  wie  fo\g^ 
entschieden. 

Urteilsformel: 

Ks  wird  auf  Wegnahme  des  englisthcii  Dampfer«;  ,, Apollo"  und  der 
auf  ihm  verladenen  ungefähr  56ÜÜ  Tons  Carditlkohle  erkannt. 

r  a  t  b  e  s  t  a  n  d  und  ü  r  (i  n  d  c : 
Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  ,, Apollo"  steht  im  Kig.^n- 
tum  des  ReklnmantLii,  sein  Heimatshafen  ist  London  und  er  ist  tin 
Handelsschiff,  welclies  die  englische  Flagge  führt.    Der  Reklamant  ist 
zugleich  der  Absender  der  Ladung.    Kr  hat,  um  sie  nach  Wladivcostak 
zu  befördern,  in  Barry  Dock,  Liigland,  ihm  gehörige  ungctahr  5770  Ions 
doppelt  gesiebte  Cardiffkohle  geladen  (auf  der  Reise  ist  hiervon  ver- 
braucht worden,  so  daß  zurzeit  etwa  5600  Tons  vorhanden  sind).  Der 
Empfanger  sollte  sich  nach  Order  bestimmen.  Als  Bestimmungsort  wurde 
Bangkok  angegeben  und  ein  dementsprechender  Ausklarierungsschein  ' 
und  Gesundheitspaß  erwirkt.  ■ 
Am  7.  Dezember  1904  fuhr  der  Dampfer  von  dem  genannten  ^ 
Hafen  ab  und  lief  unterwegs  Port  Said,  Colombo  und  Singapore  an.  In  j 
Singapore  gab  er  an,  er  führe  nach  Shanghai,  und  erhielt  entsprechende  i 
Ausklarierung  und  Leuchtturmsteuerquittung.   I'r  nrihm  indes  vorsätz-  j 
lieh  einen  Umweg  und  versuchte  Wladivsostok  durch  die  Soyastraße  ^ 
zu  erreichen,  w  urde  jedoch  am  15.  Februar  1005  bei  der  Straße  von 
Etorup  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  ,,Honi^kong  Maru"  aufgebracht. 

Diese  Tatsachen  wciciiii  bcvciesen  diirt  h  die  Aussageschrift  des 
Stellvertrett-rs  des  Koniniandanlen  der  „MouL^knng  Maru",  Kapitän- 
leutnants Nagashinia  Denzo,  die  Vernehnuingsprotokolle  des  (it- 
nannteii  und  des  Kapitäns  der  „Apollo",  john  Wiseman,  das.Schiffs- 
zertitikat.  das  Konnossement,  die  Ausklarierungsbescheiniguiig,  den  Ge- 
sundheitspaß und  die  Leuchtturmsteuerquittung. 

Die  Hauptpunkte  der  Rekkuuation  sind  folgende: 
Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  stehe  im  Eigentum  der 
Firma  Harris  and  Dixon  in  London  und  sei  von  dem  Reklamanten 
als  Absender  befördert  worden.  Ihre  Beförderung  nach  Wladiwostok, 
einem  Hafen  einer  der  kriegführenden  Mächte,  sei  eine  öffentliche  Handels- 
transaktion, welche  unter  den  Freiheiten  des  neutralen  Handelsverkehrs 
stehe  und  unbestreitbar  eine  völkerrechtlich  nicht  anfechtbare  Hand- 
lung sei. 

Aber  selbst  einmal  angenommen,  die  zur  Verhandlung  stehende 
Ladung  sei  feindlichen  Charakters,  weil  sie  nach  feindlichem  Gebiet  ver- 
schifft worden  sei,  so  könne  sie  doch,  weil  unter  neutraler  Flagge  fahrend, 
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nnch  Artikel  2  der  Pariser  Seerechtsdeklaratiün  vom  Jahre  18^0  nicht 
beschlai^tiahmt  erden. 

Diiß  in  ckn  im  Ausp^antrshafcn  und  den  Anlaufshäfen  erhaltenen 
Ausltlarierungcii  und  üebundheitspässen  Bangkok  und  Shanghai  als  Be- 
stimmungsort bezeichnet  seien  und  der  endgültige  Bestimmungshafen 
Wladiwostok  nicht  aufgeführt  sei,  habe  nur  den  Zweck  gehabt,  den 
Schwierigkeiten  zu  entgehen,  welche  die  zuständigen  Behörden  bei  Aus- 
händigung dieser  Schriftstücke  gemacht  haben  würden,  wenn  ihnen  die 
Wahrheit  gesagt  worden  wäre.  Daß  es  keinenfalls  in  der  bösen  Absicht 
geschehen  sei,  sich  dadurch  der  Aufbringung  zu  entziehen,  könne  man 
daraus  entnehmen,  daß  das  Konnossement  klar  angebe,  daß  die  l^dung 
fijr  Wladiwostok  bestimmt  sei.  Die  Ausklaricrungsbescheinigunir -n  seien 
keine  \xichtigen  Schiffspapiere,  sondern  besc  lu  inigten  lediglich  eine  For- 
malität. Wenn  daher  auch  in  ihrem  Inhalt  Auslassungen  vorgekommen 
seien,  so  könne  das  nicht  als  Material  zur  Begründung  der  Einziehung 
des  Schiffes  geltend  m-macht  x'^crden. 

Wenn  ferner  der  Kapitän  bei  seinem  Verhör  durch  den  mit  dem 
Fall  beauftragten  Rat  geant\xortet  habe,  Wladiwostok  sei  in  die  Aus- 
klaricrungspapier.'  ni'^ht  als  Reiseziel  cingeiragon  w  jrcini,  um  auf  dies^ 
Weise  der  Aufbringung  zu  entgehen,  so  sei  das  nur  euie  in  dem  Moment 
gegebene  Ausrede,  auf  Grund  deren  man  nicht  anzunehmen  berech- 
tigt sei,  daß  die  Schiffspapiere  gefälscht  worden  seien. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Es  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegshafen 
im  Osten  und  zurzeit  der  Hauptstützpunkt  für  seine  Marine  ist.  Seit 
dem  Kriege  mit  Japan  hat  die  russische  Regierung  den  Platz  zu  einem 
Hauptetappenort  gemacht,  und  sie  ist  mit  allen  Mitteln  bestrebt,  dort 
-große  Kriegsvorräte  nn?iihäufen.  Der  gevcöhnliche  Handelsverkehr  hat 
dort  fast  ganz  aufgehört.  Wenn  daher  Kohle,  Lebensmittel  oder  der- 
gleichen Güter,  deren  Konterbandeeigensrhaft  von  besonderen  Ifm- 
ständen  abhängig  isl,  nach  Wladivco>tt)k  befördert  werden,  so  muß, 
lnangel^>  klaren  Gegenbeweises,  angenommen  werden,  daß  diesv-lben  für 
den  Kriegsgebrauch  zu  liefern  waren.  Besonders  kann  i's  be/üi;lirh  der 
zur  Verhandlung  stehenden  Ladung,  welche  aus  ausgewählter  Cardift- 
kohle  besteht,  vtie  sie  ausschließlich  zum  Gebrauch  auf  Kriegsschiffen 
dient,  nicht  bezweifelt  werden,  daß  sie  wirklich  für  den  Kriegsgebrauch 
bestimmt  war.  Sie  ist  daher  mit  Recht  als  Konterbande  anzusehen.') 

Was  das  von  dem  Reklamanten  angezogene  Urteil  in  dem  „Nep- 
tun us"-Fall  angeht,  so  deckt  sich  jener  Fall,  in  dem  Tierfett  nach 
Amsterdam  befördert  werden  sollte,  nicht  mit  dem  vorliegenden.  Im 
Clegenteil  kann  man  die  «Begriindung  jenes  Urteils  vielmehr  zur  Be- 
kräftigung der  Annahme,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung 

»)  IL  Ziffer  2. 
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Konterbande  ist,  geltend  machen.  Denn  Amsterdam  hatte  damals  einen 
vorwiegend  kommerziellen  Charakter.  Die  gegenwärtigen  Verhältnisse 
von  Wladiwostok  sind  aber,  wie  oben  dargetan,  wesentlich  verschieden. 
Das  in  dem  Urteil  er\i  ähnte  Brest  kommt  den  gegenwärtigen  Verhält- 
nissen Wladiwostoks  vielmehr  gleich. 

Wenn  der  Dampfer  sich  Ausklarierungen  und  Gesundheitspässe 

nach  den  neutralen  Häfen  Bangkok  und  Shanghai  geben  ließ  und  vor- 
sätzlich einen  Umweg  machte,  um  Wladiwostok  durch  die  Soyastraße  zu 
erreichen,  so  ist  das  unzweifelhaft  nicht,  wie  der  Reklamant  sagt,  ge- 
schehen, um  das  betreffende  Verfahren  uni^ehindert  vor  sich  [rehcn  zu 
la>sen,  auch  liegt  darin  keine  entschuldbare  Nachlässigkeit.  Vielmehr 
niiiß  man  annehmen,  daß  der  Bestimmungshafen  mit  voller  \b>ichl 
vcrhciiiilicht  w mtie.  mn  durch  diese  Li>t  der  Aufbrini^uni^  /ii  ;-niLrehen. 
Wenn  sich  auch  zufällig  in  dem  Konnosäcnient  der  wahre  Bcstiiiununga- 
ort  findet,  so  kann  man  doch  nicht  daraufhin  allein  die  oben  enxähnte 
List  übersehen  und  annehmen,  daS  das  Schiff  sich  nicht  betrügerischen 
Vorgehens  schuldig  gemacht  habe. 

Da  es  ferner  aus  der  Aussage  des  Kapitäns  klar  hervorgeht,  daß 
die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  dem  Reeder  der  „Apollo'*  und 
Reklamanten  in  dieser  Sache  gehört,  so  kann,  solange  nicht  ein  Gegen- 
beweis erbracht  wird,  der  diese  Annahme  umstößt,  der  Ausführung 
des  Vertreters  der  Reklamation,  daß  die  Ladung  der  Firma  Harris 
6c  D  i  X  o  n  gehöre,  nicht  beigepflichtet  werden. 

Kurz,  der  Dampfer  „Apollo"  hat  unter  Anwendung  betrügerischer 
Mittel  seinem  Reeder  gehörige  Konterban  l  !  etördert,  und  es  ist  von 
der  Wissenschaft  und  Praxis  des  Völkerrechts  anerkannt,  daß  in  der- 
artigen Fällen  Schiff  und  Ladunq;  eingezof^en  werden  können."-) 

Ha  aus  diesen  Gründen  der  zur  Verhandlung;  stehende  Dampfer 
und  seine  Ladung  einzuziehen  sind,  so  erübrigt  es  sich,  die  übrigen 
Punkte  des  Reklamanten  zu  eröriern. 

t.s  VI  ird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  1.  Juni  1905  im  Prisengericht  zu  Vokosuka,  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  beim  Prisengericht  zu  Vokosuka,  Vanagita 
Kunio. 

(Unterschriften.) 


')  V.  g§  43.  44. 
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Rekfamant:  The  Conihill  Steamship  Cunipany,  London,  Iing- 
land,  Grace  Gliurch  Street  Nr.  Sl^nertreten  durch  den  Kapitän  des  eng- 
Uschen  Dampfers  „Apollo*',  JohnWiseman. 

ProzeB Vertreters  Rechtsanwalt  Akiyama  Qenzo,  Tokio, 
Kyobashiku,  Unemecho  Nr  15. 

Am  1.  Junf  1905  hat  das  Prisengerichi  zu  Yokosuka  in  der  Prisen- 
sacfae,  betreffend  den  am  14.  Februar  1905  in  der  StraBe  von  Etorup 
von  dem  Kiaiserfichen  Kriegsschiff  „Hongkong  Maru''  beschlagnahmten 
eng^chen  Dampfer  „Apollo"  und  dessen  Ladung  ein  Urteil  gefällt, 
in  weichem  auf  Wegnahme  des  englischen  Dampfers  „Apollo"  und 
der  auf  demselben  verladenen  ungefähr  5600  Tons  Cardiffkohle  er- 
kannt worden  ist 

Gegen  dieses  Urteil  hat  John  Wiseman  in  Vertretung  des 
Reklamanten,  der  Cornhill  Steamship  Company,  durch  den  Rechtsanwalt 
Akiyama  OenzoaJs  Prozeßvertreter  die  Berufung  einsäe  legt,  ^xelche 
im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku  und  Ishiwatari 
Bin  ich  1  beim  Oberprisengericht  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation, 
Akiyama  ü  e  n  z  o ,  sind  folgende : 

Das  Urteil  des  Prisengerichts  zu  Yokosuka  riiif  Wegnahme  des 
iJanipiers  „Apollo*'  und  der  auf  ihm  verschifften  Steinkohlen  sei  un- 
zutreffend. F-s  \x-erde  Aufhebung  desselben  und  hrciijalx'  des  zur  Ver- 
handiuni,^  stehendvn  Dampfers  und  seiner  Ladung  beantragt,  und  zvcar 
aus  tolgeuck-n  Cjriuuien: 

1.  Dtr  1  JL^entümer  des  zur  X'crhandlung  stehenden  Schilfs  und 
der  der  Ladung  seien  verschieden.  Bei  der  Verladung  und  Beförderung 
der  letzteren  liege  keiniiki  betrügerisches  Vorgehen  vor.  Auch  sei  die 
Ladung  nicht  als  Konterbande  an/cu^ehen.  Daher  sei  es  unzutreffend, 
daß  das  Gericht  erster  Instanz  die  Ladung  als  Konterbande  angesehen 
und  bezüglich  des  Schiffs  betrügerisches  Vorgehen  angenommen  und 
für  beide  auf  Einziehung  erkannt  habe. 

2.  Das  Urteil  erster  Instanz  besage, 

es  gjehe  aus  den  Aussagen  des  Kapitäns  hervor,  daß  die  zur 
Verhandlung  stehende  Ladung  dem  Eigentümer  des  zur  Ver- 
handlung stehenden  Schiffes  gehöre. 
Eine  gjenaue  Prüfung  des  Vernehmungsprotokolls  des  Kapitäns  tue  dies 
indes  ketnesvcegs  dar,  sondern  liefere  reichlichen  Bevieis  dafür,  daß  das 
Gegenteil  der  tall  sei.  Denn  der  Kapitän  sage  in  diesem  Vemehmungs- 
protokolL: 

Der  Ljidungsherr  der  Steinkohlen  sei  die  Cornhill  Sicnmship 
Company.  Kr  ginnbe,  daß  der  I  atiuiigsherr  .i,'f\\  ul5t  habe, 
daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  von  Japan  als 
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Konterbande  betrachtet  werde,  weil  der  Eigentümer  der  Kohle 
ihm  dies  selbst  gesa^  habe. 

Wenn  der  Kapitän  „Ladungsherr"  gesagt  habe,  so  habe  er  „Ab- 
sender" gemeint,  und  das  genüge,  um  darzutun,  daß  außer  diesem 
noch  ein  Eigentümer  vorhanden  sei.  Daß  der  Reklamant  und  EigentQmer 
des  Schiffes  die  Ladung  Im  Auftrag  des  LadungseigentQmers  versandt 
hal>e,  lasse  sich  auch  daraus  ohne  weiteres  entnehmeui  daß  es  zur  Ver> 
schiff ung  von  GQtem  des  Schiffseigentömers  eines  Konnossements  nicht 
bedurft  haben  würde.  Das  Vorhandensein  eines  solchen  beweise  da- 
her, daß  ein  anderer  der  Eigentümer  der  Ladung  sei.  Wenn  dieser 
seinen  Namen  nicht  angegeben  habe,  so  sei  das  vielleicht  aus  kauf- 
männi?;chen  Rücicsichten  geschehen.  Das  neue  Beweisstück  A  tue  indes 
dar,  daß  Harris  &  Dixon  die  Ligentümer  seien.  Daher  sei  die 
Annahme  des  Gerichts  erster  Instanz,  daß  das  zur  Verhandhing 
stehen(ie  Schiff  und  seine  Ladung  im  gleichen  Eigentum  stünden,  un- 
zutreffend. 

3.  Das  Urteil  erster  Instanz  besage : 

Obwohl  es  bereits  bei  der  Abfahrt  bestimmt  ^esxesen  sei, 
daß  das  Schiff  nach  \Vladi\xostük  ^eheri  sollte,  sei  doch  den 
Behörden  des  Aii^p^anj^shafens  und  der  Anlautshäfen  keine 
Anzeige  darüber  gemacht  worden.  Der  Dampfer  habe  sich 
Auskiarierungen  und  (iesundheitspässe  nach  den  neutralen 
Häfen  Bangkok  oder  Shanghai  geben  lai>scn  und  vor:*atz- 
lieh  einen  Umweg  gemacht,  um  Wladiwostok  durch  die 
Soyastrade  zu  erreichen.  Diese  vorsätzliche  Verheimlichung^ 
des  Bestimmungsorts  sei  geschehen,  um  durch  diese  List 
der  Aufbringung  zu  entgehen. 

Da  abei'  in  dem  Konnossement,  dem  nichtigsten  der  Sehiflspapiere, 
der  wahre  Bestimmungsort,  Wladiwostok,  klar  angegeben  sei,  so  würde 
das  Schiff  dadurch,  daß  es  in  den  Ausklarierungspapieren  und  dem 
Oesundheitspaß  nur  die  Anlaufshäfen  angegeben,  den  letzten  Be- 
stimmungsort aber  verschwiegen  habe,  doch  schließlich  der  Aufbringung 
nicht  hat>en  entgehen  können.  Was  die  Annahme  angehe,  daß  es  ein 
unrechtmäßiges  Vorgehen  siei,  in  dem  Ausklarierungsschein  den  wahren 
Bestimmungsort  nicht  angegeben,  sondern  Bangkok  und  Shanghai  ein- 
getragen zu  haben,  obwohl  eine  At)sicht,  dort  anzulaufen,  von  vorn- 
herein nicht  bestanden  habe,  so  gehe  aus  den  Tatumständen  ohne 
weiteres  von  selbst  hervor,  daß  der  Reeder  bzvc.  der  Kapitän  den  Be- 
hörden gegenüber  talsche  Angaben  gemacht  habe,  lediglich  mit  Rück- 
sicht auf  [lie  Anheuermig  der  Mannschatt  und  auf  die  lieuerbeträge, 
und  daß  diesem  Vorgehen  keineswegs  die  Absicht  zugrunde  gelegen 
habe,  dadurch  die  Kaptoren  zu  täuschen. 
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Was  femer  die  Tatsacht;  an<^ehf,  dnR  dpr  Kurs  durch  dir  Soya- 
stralk  ge\s  ;lh  I  u  urden  sei,  so  könne  «iarin,  selbst  \cenn  man  als  Zw  Ork 
den  nnnehnu-,  der  Visitierung  und  Durchsuchung  durch  die  krieg- 
führende Marine  7U  enti^ehen,  kein  unrc^litmäüiges  Verhalten  erblickt 
Vierden.    Denn  da  im  Kriege  jedes  Handelsschiff  der  Visitierung  und 
Durchsuchuias  unterliege,  so  sei  es  natürlich,  wenn  die  Schiffe  ihren 
Kurs  änderten,  um  dieser  Belästigung  zu  entgehen.  Was  die  Täuschung- 
der  KapteftB  angehe,  so  könne  diese  erst  anfangen,  nachdem  ein  auf -der 
Fahrt  b^riffenes  SchSff  von  dem  Kaptor  gesichtet  und  gestoppt  worden 
sei.  Sohagt  es  noch  nicht  gesichtet  sei,  stehe  es  dem  Schiff  frei,  jeden 
beliebigen  Kms  zn  nehmen,  und  eine  Änderung  Icdnne  nicht  ohne; 
weiteres  ab  bctrj^erisches  Mittel  angesehen  werden. 

4.  Das  Urteil  erster  Instanz  wende  die  von  dem  Reklamanten 

angezogenen  Entscbeidungsgrfinde  des  „Neptuntis^-Falls  zur  Be- 
gründung der  gegenteiligen  Behauptung,  daß  die  zur  Verhandlung 
stehende  Ladung  Konterbande  sei,  an  und  sage,  der  in  den  Klnt- 
scheidungf^^TTiinden  erKähnte  Hafen  Brest  sei  den  q^egenvi  artigen  Ver- 
hältnissen Wladiwostoks  sehr  gleich.  Das  müs«;e  indes  eine  durch- 
aus verkehrte  An\\endiJTT^  der  Präcedenz  bezeichnet  werden.  Denn 
Brest  sei  ein  hollaiKlischri  )  Kiiegshafen  inid  habe  nicht  \x  ie  Wladi- 
wostok auch  die  higeiischatt  eines  Handeishafens.  Es  sei  daher  selbst- 
ver.stiindlich,  daß  bedingungsweise  Konterbande,  welche  nach  iinern 
solchen  Hafen  befördert  werde,  ohne  weiteres  als  für  den  Kj  iegsgebrauch 
bestimmt  angesehen  werde.  Dagegen  habe  Wladiwostok  gerade  wie  das 
:in  dem  Urteil  des  genannten  Falls  vorkommende  Amsterdam  zu  gleicher 
^Zeit  die  Eigenschaft  eines  Kriegs-  und  eines  Handelshafens.  Daher 
mfisse  unter  Anwendung  der  erwähnten  Präcedenz  angenommen  werden, 
•daß  die  zur  Verhandlung  stehende,  nach  Wladiwostok  bestimmte  I^dung 
nicht  für  den  Marinegebrauch  bestimmt  sei.  Da  so  dies  gleiche  Gut, 
je  »ach  dem  Bestimmungshafen,  einen  ganz  anderen  juristischen  (-ha- 
ralcter  gewinnen  könne,  so  sei  es  unzutreffend,  zu  behaupten,  daß  die 
zur  Verhandlung  stehende  Ladung  Konterbande  sei. 

Die  Hauptpunkte  der  Frviiderung  des  Staatsanwalts  beim  Prisen- 
gertdoi  zu  Vokosuka,  UchidaShigenari,  sind  folgende : 

1.  Da  man  sehr  wohl  annehmen  könne,  daß  die  gegenwärtigen 

Verhältnisse  in  Wladiwostok,  dem  Bestimmungsort  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Schiffes,  so  seien,  wie  das  Urteil  erster  Instanz  sie  darstelle, 

so  sei  es  zutreffend,  vcenn  man,  mangels  klaren  Oegenbevteises  in  einer 
Kohlenladung,  die  dorthin  bestimmt  sei,  Kriegst>edarf  erblicke.  Auch 
lasse  in  dem  vorliegenden  Falle  die  (Qualität  der  verschifften  Cardiffkohle 
keinen  Zweifel  darüber,  daß  sie  >xirklich  zum  Kriegsgebrauch  habe  ge- 


*)  Der  Veitiefcr  Ist  offenbar  kein  großer  Geograph. 
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liefert  werden  sollen.  Es  sei  daher  Recht,  sie  als  Konterbande  m- 
zusehen. 

Daß  femer  diese  Konterbande  im  Eigentum  des  Reklamanten  und 
Reeders  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  stehe,  sowie  daß  das 
Schiff,  um  der  Aufbringung  zu  entgehen,  die  List  angevcandt  habe, 
den  Bestimmungsort  zu  verheimlichen,  lasse  sich  gleichfalls  aus  den 
Darlegungen  des  Urteils  erster  In^tnnz  entnehmen.  Da  daraus  folge, 
daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  betrügerische  Mittel  zum 
Zwecke  der  Beförderung  von  Konterbande,  die  dem  Reeder  des  Schiff».*s 
gehöre,  angewandt  habe,  so  habe  das  Urteil  erster  Instanz  zu  Recht 
in  IJbereinstimmurii;  mit  den  (jrundsätzcn  des  Völkerrechts  dahin  ent- 
schieden, daß  das  Schiff  mitsamt  seiner  Ladung  eingezogen  wcrücn 
müsse. 

.  2.  Das  Kreuzverhör  des  Kapitäns  in  dessen  Vernehmung^protokolle 
beschäftige  sich,  wenn  man  es  von  vorn  bis  hinten  durchlese,  in  allen 
seinen  Fragen  und  Antworten  damit,  wer  der  Eigentumer  der  Steinkohle 
sei.  Man  könne  daher  nur  annehmen,  daft  in  Frage  und  Antwort  das 
Wort  „Ladungsherr"  als  „Eigentümer"  und  nicht  als  „Absender"  der 
Ladung  verstanden  worden  sei.  Aber  selbst  angenommen,  der  Kapitän 
habe,  wie  der  Reklamant  e^  auslege,  weiter  nichts  sagen  wollen,  als  daß 
die  C  o  r  n  h  i  1 1  S  t  e  a  m  s  h  i  p  C  o  m  p  a  n  v  der  Absender  sei,  so  sei  für 
die  Annahme,  daß  die  Kohle  in  jemandes  anderen  Eigentum  als  des  Ab- 
senders stehe,  ein  stichhaltiger  Beweis  durch  einen  zu  der  Zeit  errichteten 
Vertratr  oder  dergleichen  nötig.  Die  Herstellung  eines  Konnossements 
genüge  nicht,  um  daraus  vermuten  zu  können,  daß  der  Ligeniümer 
jemand  anders  sei.  Denn  ein  Konnossement  diene  einmal  als  Bevieis- 
instrumeiit  dafür,  daß  der  Kapitän  das  Ladung<q;ul  erhalten  !iabe.  So- 
tlaini  ziele  aber  >cin  Hauptz>xeck  auf  den  Ciüteruuisalz  ab,  indem  es  zum 
Ankauf  und  Verkauf  derselben  diene  und  die  Rechtsverhältnisse  zwischen 
Reeder  und  Empfänger  festsetze.  Was  seine  Fähigkeit  zur  Zirkulation 
angehe,  so  sei  es  eine  Urkunde,  die  wie  ein  Wechsel  auf  Indossament 
hin  oder  durch  Behändigung  frei  fibertragen  werden  könne.  Daher 
sei  auch  für  einen  Reeder,  der  auf  seinem  eigenen  Schiff  seine  eigene 
Ware  verschiffe  und  befördere,  die  Ausstellung  eines  KfMinossements 
selbstverständlich  erforderlich. 

Was  die  als  Beweisstück  A  eingereichte  Vollmacht  angehe,  so  sei 
sie  nach  der  hier  in  Frage  stehenden  Aufbringung  ausgestellt  und,  wenn 
man  ihren  rechtlichen  Bestand  anerkennen  mü^'^e,  reiche  sie  doch  nicht 
aus,  um  ohne  vceiteres  das  Fi[jLnttim  der  l  Irina  Harry  öt  Dixon  an 
der  zur  Verhandlung  stehenden  Steinkohle  /u  beweisen. 

3.  Hs  sei  ganz  klar,  daß  das  .Sehiif  eine  Route,  die  einen  be- 
schwerliehen Umfang  darstelle,  L^enonunen  und  von  der  Soya-straße  aus 
Wladiwostok  zu  erreichen  nur  aus  dem  ürunde  versucht  habe,  weil  es 
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befürchtet  habe,  daß  es  wegen  seiner  Konterbandeladung  von  der  ja- 
panischen Marine  aufgebracht  werden  würde  und  weil  es  dieser  Auf- 
bringung habe  entgehen  wollen. 

Wenn  das  Schiff,  obwohl  Wladiwostok  schon  zur  Zeit  der  Abfahrt 
von  Cardiff  als  Bestimmungsort  festgesetzt  gewesen  sei,  den  Behörden 
des  Ausfahrtshafens  und  der  Auslaufshäfen  gegenüber  falsche  Meldungen 
gemat  ht  und  sich  so  Ausklaricrungen  und  Gesundheitspaß  für  Bangkok 
und  Shanghai  beschafft  habe,  so  habe  dafür  ein  Bedürfnis  mit  Rücksicht 
auf  die  Anheuerung  und  die  Heuerbeträge  der  Mannschaft,  >x  ic  der  Re- 
klamant es  geltend  mache,  nicht  vorgelegen.  Nach  dem  Sarhvcrhnit 
müs-^e  vielmehr  angenommen  werden,  daß  die  falschen  MrUlungen  und 
tiii-  1  iwirkung  falscher  Papiere  lediglich  den  Z>x-eck  gehabt  hätten,  der 
Authringung  /u  entgehen.  Wenn  lunreiclundor  (inmd  vorliege  an- 
zunehtiien,  daß  die  falschen  Papier^-'  ausgestellt  uurden  ^eien,  jm  den 
Kaplor  zu  täusctien,  so  weide  keinerlei  Nachsicht  geübt,  gleichviel  ob 
samtliche  l-*apiere  oder  nur  ein  leil  derselben  gefälscht  scfen. 

Es  sei  daher  zutreffend,  wenn  das  Urteil  erster  Instanz  auf  Grund 
dieser  Tatsachen  entschieden  habe,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff  dadurch,  daB  es,  um  der  Kontrolle  durch  die  japanische  Marine 
zu  entgehen,  vorsätzlich  einen  Umweg  gemacht  habe,  sich  des  Konter- 
bandetransports unter  'Anwendung  betrügerischer  Mittel  schuldig  ge- 
macht habe. 

Punkt  4  der  Berufung  laufe  darauf  hin,  zu  sagen,  das  Urteil  erster 
Instanz,  welches  entschieden  habe,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende 
],adunc  Konterbande  sei,  sei  un/iitreffend.  Die  l hihaltbarkeit  dieser  Be- 
hauptung sei  indes  bereits  in  Punkt  I  dargetan  worden,  so  daß  eine 
erneute  Erwiderung  nicht  gemacht  werde. 

Ans  ciioen  ( ii  iuiden  sei  die  Berufung  in  allen  Punkten  unbegründet 
und  niüsj.e  abge\x lesen  werdrn. 

Das  vorliegende  l  rteil  werde,  wie  folgt,  begründet: 
1.  Es  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegs- 
halen ist.  Seit  dem  Krieg  mit  Japan  hat  Rußland  es  zum  Stützpunkt 
für  seine  Kriegsflotte  und  Hauptetappenort  gemacht.  Es  hat  dort  in  aus- 
gedehntem MaBe  Waffen,  Lebensmittel,  Kohle  und  sonstige  Kriegs- 
bedarfsariikel  aufgespeichert.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  nach 
dorthin  hat  fast  ganz  aufgehört.  Es  ist  daher  durchaus  begründet, 
wenn  das  Gericht  erster  Instanz  angenommen  hat,  daß  die  nach  diesem 
Hafen  bestimmten  Steinkohlen  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  ge- 
liefert  werden  sollten  und  daher  Kriegskonterbande  seien  Dies  um  so 
mehr,  als  die  Kohlenladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers 
ausgewählte  Cardiffkohle  ist  und  die  Preise  für  solche  im  Osten  so  außer- 
ordentlich hoch  gi-stiegen  sind,  daß  außer  für  den  ücbrauch  auf  Kriegs- 
schiffen zur  Kriegszeit  keine  Nachfrage  dafür  vorhanden  und  es  somit 
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unzweifelhaft  ist,  daß  die  Kohle  fQr  den  russischen  Kriegsgebranch  ge* 
liefert  werden  sollte. 

Der  Reklamant  sagt,  es  müsse  nach  Art  der  Präcedenzentscheidung 

im  „Neptun us"-Fall  auch  in  diesem  Falle  ang^enommen  werden,  daß  die 
zur  Verhandlung'  stthrndt-  Ladung  für  friedliche  Zwecke  bestimmt  ge- 
U'esen  sei.  Aber  die  l.adLintr  im  ,,Neptimiis"-hall  und  die  des  vor- 
liegenden Falls  sind  ihrer  Art  nach  von  (irimd  aus  verschieden,  und 
auch  die  Verhältnisse  der  Bestimm unL^sortc  sind  i^nn?  andere.  l:s  i>t 
daher  unfraglich,  daß  jener  Fall  nicht  als  Präccdenz  aut  den  vorliegendv^n 
angewandt  werden  kann. 

2.  Das  Völkerrecht  erkennt  an,  daß  Schiffe,  wie  das  zur  Verhand- 
lung stehende,  deren  Rei^e/weck  der  Transpurt  von  Konterbande  ist, 
eiii|^e/ogea  werden  können.  Das  Oberprisen^ericht  ist  der  Ansicht, 
daß  dies  den  Verhältnissen  gerecht  wird.  Besonders  im  vorliegendi^n 
Fall»  wo  die  ganze  Ladung  des  Schiffs  Konterbande  ist  und  obwohl 
erwiesenermaßen  schon  sdt  der  Abfahrt  von  Fngland  Wladiwostok  das 
Reiseziel  war,  die  Ausktarierungspapiere  und  andere  Schiffspapiere  einen 
falschen  Bestimmungsort  angeben  und  das  Schiff  demnach  zur  Beförde> 
rung  von  Konterbande  unter  Anwendung  betriigerischer  Mittel  ge- 
dient hat. 

Wenn  man  zudem  die  Aussage  des  Kapitäns,  daß  der  Eigentümer 
der  zur  Verhandlung:  >tehi  ncien  Ladung  und  des  Schiffs  derselbe  sei, 
sowie  die  Tatsache,  daß  weder  in  den  Schiffspapieren  noch  auch  sonst 
ein  Anhalt  dafür  geliehen  ist,  daß  ein  von  dem  Reeder  verschiedener 
Ladungseigentümer  vorhanden  ist,  vergleicht,  so  muß  man  annehmen, 
daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  demselben  Ligentümer  gehört 
wie  die  Ladung, 

Da  schon  nach  dem  in  Punkt  1  und  2  fu  Nai^tcn  die  Fntsrheidung 
auf  Linzichung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schilfs  und  seiner  Ladung 
unfraglich  gerechtfertigt  ist,  so  liegt  keine  Notwendigkeit  vor,  auf  die 
einzelnen  Punkte  der  Berufung  noch  besonders  einzeln  einzugehen. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden : 

Die  Berufung  wird  abgewiesen. 
Am  26.  August  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  F  u  r  n  e  s  s  W  i  t  h  v  tt:  C  o.  Ltd.,  englische  juristische 
Person,  West-Hartlepuol,  England,  (:ount\  Durham,  vertreten  durch  die 
Geschäftsführer  S.  W.  Furness  und  K.  W.  Wiek. 
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PmeBvertreter:  Rechtsanwalt  Akiyama  Qenzo,  Kana- 
j^avaken,  Yokohama,  Yamashitacho  Nr.  75. 

In  der  Prisensache,  betreffend  den  ens^lischen  Daropfer  „Sylviana" 
-wird,  wie  folgt  entschieden: 

Urteilsf  ormel: 
Der  englische  Dampfer  „Sylviana"  wird  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „Sylviana''  steht  im  Eigen- 
tum des  Reklamanten,  der  Rrma  FurnessWhithy&Co.  Ltd.,  sein 
Heimatshafen  ist  Westhartlepooi,  er  führt  die  engUsche  Flagge  und  ist  ein 
Handelsschiff,  das  ausschliefilich  zum  Oütertransport  dient,  fcr  hat  6534 
Tons  Cimbrische  Kohle  in  Harry,  hngland,  e^eladen.  um  sie  nach  Wladi- 
wostok in  Rußland  einzuführen.  Dir  q^cnanute  Hrmn  ist  seihst  Ab- 
sender. Der  Dampfer  fuhr  am  \A.  De/embn  ]<)04  mit  einen)  Konnosse- 
ment, nach  welchem  der  i  inptänger  sich  nach  Order  riclitcii  xjllte, 
von  Barry  ab  und  gelangte  über  Sabang  am  4.  Februar  IQ05  in  Honirkong 
an.  Dort  erhielt  er  auf  Grund  seiner  Angabc,  er  gthc  nach  Shanghai, 
entsprechende  Ausklarierung,  obwohl  er  vorhatte,  direkt  nach  Wladi- 
wostok zu  fahren.  Am  1 1.  desselben  Monats  fuhr  er  von  Hongkong 
ab,  trug  in  seinem  Privatschiffsjournal  fälschlicherweise  Shanghai  als 
Reiseziel  ein,  änderte  jedoch  auf  der  Höhe  von  Shanghai  plötzlich  .seinen 
Kurs  und  wurde  auf  der  Fahrt  nach  Wladiwostok  am  IQ.  Februar  1005 
In  33«  35'  n.  Br.  und  128  •  45'  ö.  L.  von  dem  Kaiserlichen  Kriegs- 
schiff „Nikko  Maru",  weil  er  Konterbande  fQhrte,  aufgebracht. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Vertreters  des  Kommandanten  der  „Nikko  JMaru'^  Marineunterleutnants 
Nikuta  Hitoshi,  die  Vernehmungsprotokolle  des  Kapitäns  der  „Syl- 
viana",  P.  ü  i  b s o n  ,  des  ersten  Offiziers  John  Edwards,  des  ersten 

Maschinisten  H.  S.  Dixon  und  des  zweiten  Offiziers  D  J.  Davis,  das 
Schiffszertifikat,  das  Tagebuch,  das  Privatschiffsjournal,  das  Konnosse- 
ment und  die  Ausklarierungsbescheinigung  des  Hafenamts  in  Hongkong. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation 
sind  folgende: 

Die  I  jdung  des  zur  Verhandlung  stein  luim  Schiffs  sei  keine  Konter- 
bande. Selbst  wenn  man  sie  aber  als  solche  betrachte,  so  könne  doch 
das  Schiff  nicht  das  Schicksal  der  I.adung  teilen  und  eingezo<]^en  vc  erden, 
weil  dieselbe  nicht  im  f  is^entum  des  Reeders  und  Reklamanten  stehe. 

Da  das  Konnossement  Wladiwostok  klar  als  Bestimmungsort  an^c  he. 
so  könne  darin,  daß  /utalliL:  in  Hnnq;kong  eine  Ausklarierung  für 
Shanghai  genommen  sei,  und  dab  in  dem  Privatschiftsjournal  der  Be- 
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stimm ungsort  nicht  angegeben  sei,  keine  betrügerische  Handlung  erblickt 
werden    Daher  müsse  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  schleunig 

wieder  freigegeben  vcerden. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanvcalts  sind  folgende: 
Da  der  Eigentümer  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  und 

der  auf  d""mselben  verschifften  I  aduns^  ditselhe  PtM^son  sei  und  da^  Schiff 
untn  \  t  rw  riuiung  falscher  Schiitspapiere  Konterbande  betördert  habe, 
so  müsse  es  mit  Recht  eingezogen  werden. 
■    Das  Gericht  i?t  folternder  Ansicht: 

Die  Bestimnuini^Lii  und  die  Praxis  des  Völkcn  rchts  erkennen  :in, 
daß  Schiffe,  w  clchc  Kontt  rbande  führen,  w  vnn  der  I  iL;vj:tümer  des  Schiffs 
und  der  KoiUcrbande  dcrbclbc  i>t  und  bei  der  Bclürderuag  betrügerische 
Mittel  angewandt  vtorden  sind,  eingezogen  \xerden  müssen. 

Die  Ladung  dch  zur  Verhandlung  stehenden  Schitts  i.st  aber  Cam- 
brische  Kohle,  wie  sie  gegenwärtig  vorzüglich  von  Kriegsschiffen  ge- 
braucht wird,  und  ihr  Bestimmungsort  ist  Wladiwostok,  der  dnzige 
Kriegshafen  Rußlands  im  Osten  und  zurzeit  der  HauptstQtzpunkt  sdner 
Marine.  Daraus  geht  unzweifelhaft  hervor,  daß  sie  für  den  Kriegs- 
gebrauch geliefert  werden  sollte.  Sie  ist  deshalb  Konterbande.  ^) 

Aus  dem  Konnossement  geht  klar  hervor,  daß  der  Reeder  der  Ab- 
sender der  Ladung  ist  und  daß  der  Empfänger  durch  Order  bestimmt 
werden  sollte.  Der  Kapitän  hat  femer  ausgesagt,  daß  die  Ladung  bis 
zur  Zahlung  der  vollen  Vertragssumme  im  Eigentum  von  Withy  6t  Ca 
stehe.  Iis  ist  daher  zutreffend,  wenn  man  annimmt,  daß  die  Ladong 
und  das  Schiff  im  gleichen  Eigentum  stehen. 

Der  Vertreter  der  Reklamation  zitiert  die  Aussage  des  Kapitäns, 
daß  die  Ladung  auf  Bestellunc^  von  O  in  s  b  u  r  g  nach  Wladiwostok  habe 
eingeführt  werden  sollen,  und  behauptet,  daß  dieselbe  im  Eigentum  von 
Gins  b  u  r  g  stehe  und  der  Reeder  lediglich  .Auftrag erhalten  habe,  dieselbe 
711  trriusportierrn.  Die  Aussage  des  Kapitäns  besagt  jedoch  nur.  daß  die 
Laduni''  auf  Bestellung  habe  eingeführt  werden  sollen,  imd  da  der  Ver- 
treter der  Hekhunation  sonst  kein?  Beweise  vorgebracht  hat,  so  kann  seijie 
Behauptung  nicht  anerkannt  werden. 

Obwohl  ferner  der  zur  Verhandlung  stehende  Üanij)fer  von  Hong- 
kong duckt  naeh  Wladiwostok  hat  fahren  wollen,  hat  er  in  liongkojig 
fälschlich  Shanghai  als  Bcstiiuni ungsort  angvgebea  und  dementsprechend 
Ausklarierung  erhalten.  Auch  hat  er  während  der  Reise  im  Privatschiffs- 
journal Shanghai  als  Reiseziel  eingetragen,  hat  dann  aber  auf  der  Höhe 
von  Shanghai  plötzlich  seinen  Kurs  geändert  und  ist  nach  Wladiwostok 
gefahren.  Er  hat  sich  demnach  zum  Transport  von  Konterbande  betrüge^ 
rischer  Mittet  bedient. 

^li~zmt  2. 
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\)fr  Vertreter  der  Reklamation  briiii^t  hicr/ii  vor,  da  da^  Koniiüs.^c- 
ment  Wiadiwo^tuk  offen  als  Reiseziel  bezciciiue,  so  bcdcutv'  die  l.r- 
wirkung  einer  Ausklarierung  nach  Shanghai  nur  eine  lausch ung  der 
eigenen  Landesbehörden.  Und  wenn  in  dem  Privatschiffsjournal  Wladi- 
wostok nicht  als  Bestimmungsort  verzeichnet  sei,  so  sei  der  Grund  der, 
dafi  dafür  noch  immer  Zeit  da  gewesen  sei.  Auf  keinen  Fall  könne  aber 
angenommen  werden»  dafi  dies  betrügerische  Mittel  seien»  mit  denen 
man  der  Aufbringung  habe  entgehen  wollen.  Aus  dem  Geständnis  des 
Kapitäns  geht  aber  klar  hervor,  daß  die  Eintragung  von  Shanghai  als 
Bestimmungsort,  bis  er  auf  die  Höhe  von  Shanghai  gekommen,  und 
späterhin  die  Unterlasse ni::  der  Eintragung  eines  Bestimmungsorts  ge- 
srht  Ilm  seien,  um  bei  dei  \'isitierung  durch  die  Kaiserliche  Marine  die. 
Gefahr  der  Autbrinq;itng  ^'u  xcrmeiden. 

Auch  daraus,  daß  der  Dampfer,  obwohl  er  von  Hongkong;  direkt 
nach  Wladi\xostok  fahren  w  ollte,  ab>i(  liilic  h  erst  den  Umweg  bis  in  die 
See  von  Shanghai  nalmi,  ergibt  sich  im/w eiielhaft,  daß  alle  diese  Maß- 
nahmen getroffen  worden  sind,  um  auf  diese  betrügerische  Art  der 
Beschlagnahme  zu  entgehen.  Wenn  daher  auch  das  Konnossement 
Wladiwostok  als  das  Reiseziei  angibt,  so  kann  d^haib  doch  nicht  be> 
hauptet  werden,  daß  das  Schiff  nicht  zum  Transport  von  Konterbande 
unter  Anwendung  betrügerischer  Mittel  verwandt  wcH'den  sei. 

Kurz  die  Behauptungen  des  Vertreters  des  Reklamanten  sind  alle 
unl)egrundet,  und  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  muß,  weil  es 
eine  dem  Reeder  gehörige  Ladung  von  Konterbande  unter  Anwendung 
betrügerischer  Mittel  befördert  hat,  eingezogen  werden.  *) 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  15.  Mai  1005  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  Mizukami  Chojiru. 

» 

(Unterschriften.) 


Reklamantt  FurnessWithy&Co.,  Ltd.,  West  Hartlepool, 
England,  County  Durham,  vertreten  durch  die  Geschäftsführer  S.  W. 
Furncss  und  R.  W.  Wyck. 

ProzeBvertreter:  Rechtsanvi  alt  A  k  i  >  a  m  a  G  e  n  z  o ,  Regie- 
rungsbezirk Kanagavc  a.  Yokohama,  Yamashitacho  Nr.  75. 

Am  n.  .Wal  19()t  hat  Pri'^enofericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
sache, betreffend  den  englischen  Üampfer  „Sylviana",  weicher  am 

^TV.  §§  43.  44. 
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19. Februar  1905  auf  33«  35'  n.Br.  und  128«  25*  d.L.  von  dem  Kaiser- 
lichen Kriegsschiff  i,Nikko  Maru"  aufgebracht  worden  ist,  ein  Urteil 
fällt,  in  welchem  auf  Einziehung  des  Dampfers  „Sylviana"  erkanirt 
worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hiiben  S.  W.  F  u  r  n  e  ß  und  R.  W.  Wiek  in 
Vertretung  des  Reklamanten,  der  hirma  Furneß  Withy  &  Co.,  durch 
den  Rechtsanwalt  Akivam:?  Oenzo  nis  Prozeßvertreter  die  Berufunir 
eingelegt,  wcIcIk-  im  Beisein  ck-r  Staatsanw  ;iltc  Isiitsuki  K  (.•  i  r  o  k  ii 
und  I^r.  jur.  Ishiwatari  Binichi  beim  Überprisengericht  geprütt 
wurden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  BiTiitun^'  des  Vertreters  der  Rcklanialioii, 
AkiyamaGenzo,  und  deren  Begründung  sind  folgende : 

Für  seine  Ansicht,  dafi  die  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Schiffs  Konterbande  sei,  ffihre  das  Gericht  erster  Instanz  an,  daß 

solche  Ladungen  zumit  vorzugsweise  zum  Marinegebrauch 
geliefert  würden  und  daß  der  Bestimmungsort,  Wladiwostok» 
Rußlands  einziger  Kriegshafen  im  Osten  sei. 
Wladiwostok  sei  aber  zugleich  Rußlands  einziger  Handelshafen  im 
Osten,  und  es  vcürde  der  völkerrechtlichen  Praxis  entsprechen,  veenn 
man  nach  dem  Beispiel  des  „Neptun us"-Falls  entscheide,  daß  die  zur 
Verhandlung  stehende  Kohle  zu  friedlichem  Gebrauch  nach  dem  ge- 
nannten Hafen  befördert  vtorden  und  daher  keine  Konterbande  sei. 
F*^  sei  daher  tinreehtmäßiq-,  daß  diese  Präredenz  nicht  angewandt  und 
■die  LaduiiLj  tiir  Konterbande  angei.ehen  worden  ^ei. 

Selbst  wenn  man  die  Ladung  aber  als  Ktmterbande  ansehe,  so  ^ci 
tio(  h  ciiT  Figentünier  des  zur  Verhandlung  stehenden  Sehiffs  von  dem 
Ladungseigeniümer  verschieden  und  habe  nicht  uiiler  Anwendung  be- 
trügerischer Mittel  Konterbande  geladen.  Daher  könne  das  Schiff  nicht 
der  Strafe  der  Einziehung  unterliegen. 

Das  Urteil  erster  Instanz  behaupte,  daß  es  zutreffend  sei  anzu* 
nehmen,  daß  die  Ladung  im  Eigentum  des  Reeders  stehe  und  führe 
hierfür  die  Aussage  des  Kapitäns  an,  daß  die  Ladung  bis  zur  Zahlung 
•der  vollen  Vertragssumme  im  Eigentum  des  Rektamanten  stehe.  Das 
Vernehmungsprotokoll  zeige  indes,  daß  der  Kapitän  eine  derartige  Aus- 
sage nicht  gemacht,  vielmehr  das  (jegenteil  behauptet  habe.  Fr  habe 
nämlich  ausgesagt,  daß  die  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Schiffs  auf  Ik'stellung  von  0  j  n  s  h  u  r  q-  verschifft  worden  sei.  Daraus 
ergebe  sich,  daß  die  I  adnng  (jin>bur^  gehöre  und  in  seinem  Auf- 
trag von  dem  Reklamanten  verschifft  worden  sei. 
Ferner  sage  das  Urteil. 

obwohl  der  zur  \  erhandluns^  strlieudc  Dampfer  für  Wladi- 
vcostok  bestimmt  gewesen  sei,  iiabe  er  einerseits  sich  Aus- 
klarierung für  Shanghai  verschafft  und  im  Privatschiffsjoumal 
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Shanghai  als  Reiseziel  eingetragen,  andcibciLs  aber  auf  der 
Höhe  von  Shanghai  seinen  Kurs  geändert  und  auf  Wladi- 
wostok gehatten.  Er  habe  demnach  betrügerische  Mittel  ver- 
wandt. 

Da  at>er  in  dem  wichtigsten  Schiffspapieri  dem  Konnossement,  von 
Anfang  an  Wladiwostok  als  Bestimmungsort  eingetragen  gewesen  sei, 
so  würde  das  Schiff  doch  dadurch,  daß  die  anderen  Schiffspapiere  diesen 
Bestimmungsort  nicht  enthielten,  die  kriegführende  Macht  nicht  hal>en. 
täuschen  und  der  Aufbringung  nicht  haben  entgehen  können. 

Um  annehmen  zu  können,  daß  Schiffspapiere  oder  Handlungen 
eines  Kapitäns  auf  betrügerische  Mittel  zur  Vermeiduntj  der  Aiifbrint^nnqf 
schließen  ließen,  genüge  es  nicht,  daß  nur  eine  der  Wahrheit  nicht 
tm>preeheiKle  Lintraguntf  oder  eine  Änderiinu^  des  Kuims  vorlieire; 
vieliiiehi  sei  es  auch  erforderlich,  daß  die  böse  Absieht,  die  krieg- 
führende Macht  bei  der  Visitierung  tu  täuschen  und  der  Aufbringung 
■durch  sie  zu  entgehen,  vorliege,  auch  inülJten  die  Mittel  zur  Täuschung 
geeignet  sein. 

Das  Ver  hallen  des  Kapitäns  des  /ur  Verhandluni^  stehenden  Schiffes 
und  die  Eintragung  in  dem  Ausklarierungs-schcin,  dem  lagebuch  usw. 
seien  indes  nicht  geeignet,  um  den  Erfolg  der  Täuschung  der  krieg- 
führenden  IMacht  herl>eizuffihren  und  dieselbe  in  ihrem  Recht  zu  ver- 
letzen. Denn  selbst  wenn  die  Absicht,  die  Reise  nach  Wladiwostok 
zu  verheimlichen,  vorgelegen  hätte,  so  wäre  dies  schon  aus  dem  Gründe 
nicht  möglich  gewesen,  daß  das  Konnossement  klar  von  Wladiwostok 
als  Reiseziel  von  Schiff  und  Ladung  spreche.  Wenn  daher  der  Kapitän 
auch  in  dem  Tagebuch  eingetragen  habe,  daß  er  nach  Shanghai  gehe, 
und  ausgesagt  habe,  dies  sei  geschehen,  um  bei  einer  Visitierung  durch 
japanische  Kriegsschiffe  der  Gefahr  der  Aufbringung  zu  entgehen,  so 
habe  doch  dieser  Betruif  niemals  ausgeführt  werden  können.  Daher  s^'i 
den  Aussagen  des  Kapitäns  mit  Bc711<t  auf  clie^/  Sache  kein  (lewieht 
beizulegen.  Kurz,  daraus,  daH  in  dem  lagebuch  und  der  Au^klarieru^g 
Shanghai  als  Ziel  verzeichnet  worden  sei,  und  aus  den  Aussagen  des 
Kapit.ins  könne  nicht  gefulgert  werden,  daß  bei  dem  zur  Verhandlung 
Slchendeii  Schilf  betrügerisches  VorgeJien  vorgelegen  habe. 

Aus  diesen  Gründen  werde  Aufhebung  des  Urteils  erster  Instanz 
und  ErlaB  einer  Entscheidung  auf  Freigabe  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Schiffs  beantragt. 

Die  Hauptpunkte  der  Staatsanwälte  bei  dem  Prisengericht  zu  Sasebo, 
Mizukami  Chojiro  und  Yamamoto  Tatsurokuro,  sind 
folgende : 

Das  in  dem  Schiffe  vorhanden  gewesene  Konnossement  laute  auf 
Order  und  bezeichne  den  Reeder  als  Absender.  Man  müsse  aber,  \xenn 
nicht  besondere  Umstände  vorlägen,  mit  Kecht  vermuten,  daß  die  in  dem 
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Konnossement  als  Absender  bezeichnete  Person  der  EigentQmer  seL 
Der  Kapitän  habe  außerdem,  ausweislich  des  Schlusses  des  Protokolls 
seiner  zweiten  Vernehmung^,  aus^nesagt,  die  Kohlenladung  des  zur  Ver- 
handlung stehenden  Schiffs  sei  nach  Wladiwostok  «bestimmt  und  stehe 
bis  zur  Zahlung  des  vollen  Kaufpreises  im  Eigentum  des -Reeders.  Daraus 
ergebe  sich  ohne  allen  Zweifel,  daß  die  Kohle  im  Eigentum  des  Rekla* 
manten  und  Reeders  stehe. 

Der  Reklamant  mache  geltend,  daß  in  dem  Konnossement  Wladi- 
wostok ah  Bestimm un(rc;ort  bezeichnet  sei.  I)n^  Konno^-^ement  sei  aber 
kein  unentbehrliches  Scliiffspapier.  In  h':illen,  wo  mii'  eine  Art  von 
I.adunj^  bflordrrt  ocirr  nur  dem  Rci-drr  m.-li(")ri^c  LaciuiiL;  \ iTschiitt 
komme  e>  voi,  daß  die  Auhhlcthiii;^  niu--^  l\()!IIl<»^>t■lnent^.  umeiia>^L-Ji 
Vierde.  DnjretJen  sei  (Km  Privatschitlsjuurnal  im  vorhegenden  halle,  w  o 
ein  Tagebuch  nicht  vorhanden  sei,  das  für  die  Reise  des  Schiffes  uuciit- 
behrlichste  Papier,  und  kein  Staat  gestatte  in  seinen  Gesetzen  oder 
Gewohnheiten,  daß  in  diesem  Auslassungen  gemacht  Wörden.  Vielmehr 
müßten  die  Eintragungen  in  demselben  durchaus  zuverlässig  sein.  Wenn 
daher  darin  betrügerische  oder  unwahre  Angaben  stünden,  so  könnten 
diese,  ob  sie  nun  absichtlich  gemacht  worden  seien  oder  nicht,  ein  Vor- 
haben unterstützen,  durch  welches  die  im  Kriege  begriffenen  Kriegsschiffe 
getäuscht  würden  und  die  Aufbringung  durch  dieselben  widerrechtlich 
vermieden  werde.  IJaher  könne  man,  wenn  auch  das  Konnossement 
die  Wahrheit  angebe,  nicht  sagen,  daß  betrügerische  Handlungsw  eise  nicht 
vorgelegen  habe,  um  so  weniger  als  der  Kapitän  nach  dem  Vernchmnngs- 
protokoll  klar  ausgesagt  habe,  daß  er  sich  Aiisklarierung  nach  Sliani^diai 
habe  geben  ia>Nc  n,  sei  gest  hi  lien,  zur  l  iiterstützung  seines  Vorhabens,, 
der  Aufbringung^'  durt  h  die  japanische  Krieg>llotte  zu  entgehen. 

Die  I.achniLC  clcs  zur  V  irhantlhiiii^  f^tehenden  Schiffes  sei  C^ardiff- 
kohie,  wie  sie  vorzugsweise  für  Kriegs'^c  hiifc  geliefert  werde;  ihr  Be- 
stimmungsort, Wladiwostok,  sei  der  Haupt>tüt/piinkt  drr  feindlichen 
Flotte  und  seit  dem  Krie>;  mit  Japan  hatten  che  gewöhnlichen  Handels- 
schiffe ihren  Verkehr  nach  dort  fast  gänzhch  eingestellt.  Es  sei  bekannt, 
daß  Wladiwostok  ein  Handelshafen  nur  dem  Namen  nach,  tatsächlich 
aber  seinen  Verhältnissen  nach  ein  reiner  Kriegshafen  sei.  Es  sei  von 
dem  in  dem  „Neptunus"*Fall  in  Betracht  kommenden  Amsterdam  der 
damaligen  Zeit  so  verschieden,  daß  die  beiden  Häfen  nicht  auf  eine 
Stufe  gestellt  werden  könnten.  Demnach  könne  jener  Fall  nicht  als 
Präcedenz  für  den  vorliegenden  angewandt  werden.  Das  Urteil  der 
ersten  Instanz  sei  ihm  daher  mit  Recht  nicht  gefolgt,  und  die  Berufung 
sei  in  diesem  Punkti-  unbegründet. 

Da.  wie  dargetan,  das  Urteil  erster  Instanz  zutreffend  und  die  Be- 
rufung unbegründet  sei,  müsse  sie  abgew  iesen  werden. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet; 
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1.  Es  ist  bekannt,  dali  Wladiwüslük  Rußlands  wichtigster  Krie^s- 
hafen  ist.  Seit  dem  Krieg  mit  Japan  hat  Rußland  es  zum  Stützpunkt 
für  seine  Kriegsflotte  und  Hauptetappenort  gemacht.  Es  hat  dort  in  aus- 
gedehntem  Maße  Waffen»  Lebensmittel,  Kohle  und  sonstige  Kriegs- 
bedarfsartikel aufg^peichert  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  nach 
dorthin  hat  fast  gänzlich  aufgehört.  Es  ist  daher  durchaus  begrfindet, 
wenn  das  Gericht  erster  Instanz  angenommen  hat,  daß  die  nach  diesem 
Orte  bestimmten  Steinkohlen  für  den  russischen  Kriet^si^ebrauch  ge- 
liefert werden  sollten  und  daher  Kriegskonterbande  seien.  Dies  um  so 
mehr  als  die  Kohlenladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers 
ausgew  ähltc-  Cardiffkohle  ist  und  die  Prei'^e  für  !^(>!che  im  Osten  so  hoch 
sind,  daß  außer  für  den  (icbraiu  h  auf  Kriegsschiffen  zur  Krieü^<;7eit  keine 
Nachfrage  dafür  vorhanden  und  es  somit  im/xx  eifelhafi  ist,  daß  die  Kohle 
für  den  russischen  Kriegsgebrauch  geliefert  werden  sollte. 

Der  Reklamant  sagt,  es  müsse  nach  Art  der  Präcedenzentscheidung, 

betreffend  die  „Neptunus",  auch  in  diesem  Falle  angenommen  werck-n, 
dal)  die  in  Frage  stehende  Ladung  für  frietilielie  Zw  ecke  bestimmt  ge- 
wesen sei.  Aber  die  i  adung  im  „Neptunus  '-l  all  und  die  des  vorliegenden 
Falles  sind  ihrer  Art  nach  von  Grund  aus  verschieden,  und  auch  die 
Verhältnisse  der  Be>tinirnungsorte  sind  ganz  andere.  Fs  ist  daher  un- 
fraglich, daß  jener  i  all  nicht  als  Präcedenz  auf  den  vorliegenden  ange- 
iK'andt  werden  kann. 

2.  Das  Völkerrecht  erkennt  an,  dal5  Schiffe,  vcie  das  zur  Verhand- 
lung stehende,  deren  Reise/weck  der  Iraiisport  von  Konterbandj  ist, 
tingezogen  Nxtrden  können.  Das  Oberprisengericht  ist  der  Ansicht, 
daß  dici;  den  Verhältnissen  gerecht  wird.  Besonders  im  vorliegenden 
Falte,  wo  die  ganze  Ladung  des  Schiffs  Konterbande  bt  und,  obwohl 
erwiesenermaßen  schon  bei  der  Abreise  von  Hongkong  Wladiwostok 
das  Reiseziel  war,  das  Privatschtffsjournal  und  andere  Schiffspapiere 
einen  falschen  Bestimmungsort  angetan  und  das  Schiff  demnach  zur 
Beförderung  von  Konterbande  unter  Anwendung  beta*ögerischer  JSiittel 
gedient  hat.  Wenn  man  zudem  die  Aussagen  des  Kapitäns,  daß  der 
Eigentümer  der  in  Frage  stehenden  Ladung  und  des  Schiffes  derseltM 
sei,  sowie  die  Tatsache,  daß  weder  aus  den  Schiffspapieren  noch  sonst 
ein  Anhalt  dafür  gegeben  ist,  daß  ein  von  dem  Reeder  verschiedener 
Figentnmcr  vorhanden  ist,  vergleicht,  so  ist  anzunehmen,  daß  das  zur 
Verhandlung  stehende  Schiff  und  die  Ladung  demselben  t'gentümer 
gehören. 

Da  schon  nach  dem  in  Punkt  1  und  2  Gesagten  die  Entscheidung 
der  ersten   Instanz  auf  Finziehung  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Schiffes  unfraglieh  gereehtfcrtigt  ist,  so  liegt  keine  Notwendigkeit  vor, 
.auf  die  Beruf  ungspunkte  noch  besonders  einzeln  einzugehen. 
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Es  wird  daher,  vcie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  26.  August  1005  im  Oberprisengericht 

(Unterschriften.) 


Reklamant;  F  u  rn  e s s  W i t  h  v  8^  C o.  L t d. , englische  jurisiKche 
Ftrson.  West  Hartlcpool,  England,  County  Durham,  vertiefen  durch 
P.  Gibson,  Kapitän  des  Dampfers  „Sylviana",  wohnhaft  in  Craigavad^ 
Belfast,  Irland. 

ProzeBvertreter:  Rechtsanwalt  AIciyama  Oenzo,  K^naga- 
waken.  Yokohama,  Yamashitacho  Nr.  75. 

In  der  Prisensach'e,  betreffend  die  Ladung  des  englischen  Dampfers 
„Sylviana",  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsformel: 
Die  auf  dem  Dampfer  „Sylviana"  verladenen  6534  Tons  Stein- 
kohlen werden  eingezogen. 

ratbestand  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehenden  6534  Tons  Cambrischc  Kohlt  ^ind 
von  dem  Reklamanten,  der  linna  Furness  Withy  Co.  Ltd.  in 
Barry,  England,  auf  dem  Dampfer  „Sylviana"  veischittt  vcorden,  um  si? 
nach  Wlndiwostok  einzuführen.  Die  genannte  Firnui  ist  Absender.  Hie 
Ladung  wurde  mit  einem  aut  Order  Inutcnden  K'onn()s>enieiit  vcrsiiuit. 

.^m  14.  Dezember  1004  verließ  die  l.adLin«,^  Harry  und  wurde 
auf  der  Reise  nach  Wladiwostok  über  Sabang  und  Hongkong  am 
19.  Februar  190=>  in  ^3"  35'  "n.  Br  und  128"  45'  ö.  L.  nut  dem  genannt^-n 
Schill  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Nikko  Maru"  beschlagnahmt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschtift  des 
Vertreters  des  Kommandantoi  der  „Nikko  Maru",  Marineleutnants  Ni- 
k  u  t  a  H  i  t  o  s  h  i ,  die  Vemehmungsprotokolle  des  Kapitäns  der  „SyU 
viana",  P.  G i b s o n .  des  ersten  Offiziers  John  Edwards,  des  ersten 
Maschinisten  E.  S.  D  i  x  o  n  und  des  zweiten  Offiziers  D.  J.  Davis,  das 
Schiffszertifikat,  das  Tagebuch,  das  Prtvatschiffsjournal,  das  Konnosse- 
ment und  die  Ausklarierungsbescheinigung  des  Hafenamts  in  Hongkong. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Rekla- 
mation sind  folgende: 

Da  Wladivcostok  die  beiden  FiL^enschaften  eines  HandekhafcnN 
und  eines  Kriegshafens  t>esitze,  so  könne  man  nicht  sogleich  unbedingt 
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entscheiden,  daß  Kohle,  die  dorthin  befördert  werde,  für  den  Kriegs- 
gebrauch zu  liefern  sei.  Vielmehr  gehe  aiis  dem  Urtdl  in  dem  „Nep- 
tuniis"-fall  hervor,  daß  es  billig  sei,  anzunehmen,  daß  die  Ladung  für 
friedlichen  Gebrauch  bestimmt  sei.  Daher  sei  die  zur  Verhandlung 
stehende  Kohle  keine  Konterbande. 

Selbst  wenn  man  annehme,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende 
Kohle,  weil  sie  nach  einem  feindlichen  Platz  befördert  zu  werden  im 
Begriff  gewesen  sei,  feindlichen  Charakter  habe,  so  könne  sie  doch, 
ueil  unter  neutraler  flagge  fahnnd,  nacfi  Artikel  2  der  Pariser  See- 
rechtsdcklaiation  vom  Jahre  185()  nicht  beschlagnahmt  werden. 

Datier  werde  die  Freigabe  der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung; 
t)ean  tragt. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsatuxalts  sind  folgende: 
Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  sei  Kohle  /um  Alaiine- 
gebrauch.    Ihr  Bestimmungsort  sei  der  russische  Kriegshafen  Wladi- 
wostok. Es  sei  daher  klar,  daß  sie  für  den  feindlichen  Kricgsgebrauch 
zu  liefernde  Konterbande  sei.  Daher  müsse  sie  eingezogen  werden. 
Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Wenn  Grund  für  die  Annahme  vorliegt,  daß  Kohle,  die  nach 
euiem  feindlichen  Hafen  befördert  wird,  für  den  Armee-  oder  Marine- 
gebrauch des  Feindes  geliefert  werden  soll,  so  erkennen  die  Bestimmungen 
und  die  Praxis  des  Völkerrechtes  an,  daß  sie  als  Konterbande  anzusehen 
und  einzuziehen  ist. 

Der  Bestimmungsort  der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung^ 
\Xnadi\\  ostok,  ist  seinen  Verhältnissen  nach  grundverschieden  von  dem 
in  dem  ,,Neptuniis"-hal!  vorkommenden  Am>terdam.  [  s  ist  Rußlands 
einziger  Kriegshatcn  im  Osten  und  dient  zurzeit  als  Hauptstützpunkt 
für  seine  Flotte.  Von  gewöhnlichen  Handelsschiffen  ist  dort  zurzeit 
keine  Spur  mehr  zu  sehen. 

Wenn  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung,  welche  als  Kohle, 
uie  sie  ausschließlich  für  den  Marinegebrauch  dient,  bezeichnet  werden 
muß,  nach  diesem  Platz  bestimmt  ist,  so  ist  es  zutreffend  anzunehmen,, 
daß  dieselbe  ausschließlich  zum  Kriegsgebrauch  geliefert  werden  sollte. 
Daher  ist  die  Ladung  Konterbande. 

Da  somit  die  Behauptungen  des  Vertreters  der  Reklamation  un- 
begründet sind,  so  ist  die  Ladung  mit  Recht  einzuziehen.*) 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  15.  Mai  1905  im  Prisengericht  zu  Sasebo,  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  MizukamiChojiro. 


(Unterschriften.) 
1)  II.  Ziffer  2.  -  «)  V,  §  43. 
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Reklamant:  FurneB  Withy  8c  Co.  Ltd.,  England,  County 
Durham,  West  Hartlepool,  vertreten  durch  den  Kapitän  der  „Sylviana'', 
Gibson,  England,  Belfast,  Craigavad. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Akiyama  Qenzo,  Regie- 
rungsbezirk Kanagawa,  Yokohama,  Yamashitacho  Nr.  75. 

Am  15.  Mai  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisensache, 
betreffend  die  Ladunt,^  des  en<Tli>(lu'n  Dampfers  „Syiviana",  >xelcher  am 
19.  Februar  l')i)5  auf  i3  ib '  n.  Br.  und  128  "25'  ö.  von  dem 
Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Nikko  Maru"  aufgebracht  worden  inI.  ein  Ur- 
teil gefälh,  in  >xelchem  auf  Einziehung  der  auf  dem  Dampfer  „Syiviana" 
verschifften  6534  Tons  Steinkohlen  erkannt  >xorden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  P.  üibson  als  Vertreter  des  Rcklaniaiitcn, 
der  Firma  Furness  Withy  &  Co.  Ltd.,  durch  den  Rechtsanwalt 
A  k  i  Y  a  m  a  G  e  n  z  o  als  Prozeßvertreter  die  Berufung  eingelegt,  welche 
im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku  und  Dr.  jur.  Isht- 
watari  Binichi  beim  Oberprisengericht  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation, 
Akiyama  Genzo,  und  deren  Begründung  sind  folgende: 

Es  sei  freilich  in  neuerer  Zeit  äußerst  bestritten,  ob  Kohle  Konter- 
bande sei.  In  der  japanischen  Seeprisenordnung')  sei  jedoch  als  Prinzip 
anerkannt,  daß  sie  nur  als  Konterbande  gelte,  wenn  sie  erwiesenermaßen 
zum  Kriegsgebrauch  des  Feindes  habe  geliefert  werden  sollen.  .Aber 
wenn  man  selbst  annehme,  daß  dies  Prinzip  mit  den  (jrundsätzen  des 
Völkerrechts  übereinstimme,  so  sei  doch  der  Be>timm iingshafen  der  zur 
Verhandlung  stehenden  Ladung,  Wladivto^tük,  nicht  nur  Rnlilands  ein- 
ziger Kriegshafen,  ^t)ndern  auch  sein  einziger  Handelshafen  im  ( )>teri. 
Da  an  diesem  Platz  alle  Arten  von  kaufmännischen  und  ge^*  erblichen 
Unternehmungen  betnet)en  würden  und  neutrale  Firmen  dort  Nieder- 
lassungen hätten,  so  könne  man  aus  der  Tatsache,  daß  Kohle,  welche 
nicht  absolute  Konterbande  sei,  dorthin  transportiert  werde,  nicht  ohne 
weiteres  schließen,  daß  diese  für  den  Gebrauch  der  Kriegsmacht  bestimmt 
sei.  Auch  nach  der  Präcedenzentscheidung,  betreffend  den  „Neptunus"- 
Fall  im  Kriege  zwischen  England  und  Holland  im  Jahre  1798,  sei  es  billig, 
daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung,  als  zur  Einfuhr  nach  dem 
Handelshafen  Wladiwostok  und  zu  friedlichem  Gebrauch  bestimmt,  an> 
gesehen  werde. 

I^czüglich  der  Behandlung  relativer  Konterbande  auf  neutralem 

-Sciiiff  weic  he  zwar  das  englische  I'rinzip  von  dem  kontinentalen  in  etxxas 
ab,  aber  im  großen  und  ganzen  sei  ihr  Sinn  doch  derselbe.  Nach  der 
engli.schen  Praxis  würden  (h'iler,  uclchc,  weil  für  die  feindlichen  Kriegs- 
schiffe oder  Truppen  bestimmt,  als  Kriegskonterbande  anzusehen  seien, 
unter  Zahlung  cnier  Vergütung  eingezogen.    Nach  dem  kontincnlaicn 

*)  V.  §  14. 
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Prinzip  sei,  \xic  es  die  völkerrechtlichen  Kongresse  beschlossen  hätten, 
für  Güter,  welche  sowohl  friedlichen  als  auch  kriegerischen  Zwecken 
dienen  könnlen,  wenn  sie  auf  der  Reise  nach  einem  feindlichen  Hafen 
begriffen  seien,  bestimmt  daß  dem  kriegfährenden  Staat  ihnen  gegen- 
fiber,  unter  der  Bedingung  der  Vergütung,  das  Beschlagnahmerecht  und 
außerdem  das  Vorkaufsrecht  zustehe.  Während  so  die  moderne  Rcchts- 
praxis  mit  Bezug  auf  relative  Konterbande  eine  immer  weitherziger 
werdende  Tendenz  zeige,  sei  nur  Japan  unbillig  streng,  indem  es  im 
Gegensatz  zu  den  ervuähnten  Rechtsprinzipien  und  Gewohnheiten  Kohle, 
die  sowohl  friedlichen  als  kriegerischen  Zwecken  diene,  wenn  sie  nach 
einem  Platz,  der  Handels-  und  Kriegshafen  sei,  bestimmt  \xär(*,  be- 
dingungslos einziehe.  Besonders  weil  die  japanische  Priscnortlnuiig  sich 
auf  den  englischen  l^nn/ipieii  aiitbaue,  sei  es  wünschenswert,  daß,  wo 
es  sich  um  niiitiale  relative  Konterbande  handele,  eine  billigere  Haltung 
eingenommen  \x  üide. 

Aus  diesen  Gründen  weide  Aufhebung  des  Vorteils  erster  Instanz 
und  l  reiLjabe  der  7ur  Verhandlung  stehenden  Ladung  beantragt. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  der  StaatsauNX-älte  beim  Prisen- 
genchi  zu  Sasebo,  Mi/ukami  Chojiro  und  Yamamoto  Tatsu- 
r  o  k  u  r  o  ,  sind  folgende : 

Die  zur  Verhandluni;  stehende  Ladimg  sei  (!ardiffkohle,  wie  sie 
vorzugsweise  für  Kriejj[^sschiffc  geliefert  \\erdL\  Ihr  Bestimmungsort, 
Wladiwostok,  sei  der  Haupistützpunkt  der  feindlichen  i  lotte  und  seit 
dem  Kriege  mit  Japan  hätten  die  gewöhnlichen  HandeUsrhiffe  ihren 
Verkehr  nach  dort  fast  ganz  eingestellt.  Ks  sei  bekannt,  daß  Wladi- 
wostok ein  Handelshateii  nur  dem  Namen  nach,  tatsächlich  aber  .meinen 
Verhältnissen  nach  ein  reiner  Kriegshafen  sei.  Es  sei  von  dem  in  dem 
„Neptunus"-Fatt  in  Betracht  kommenden  Amsterdam  in  der  damaligen 
Zeit  so  verschieden,  daf}  die  beiden  Häfen  nicht  auf  eine  Stufe  gestellt 
werden  könnten.  Danach  könne  jener  Fall  nicht  als  Präcedenz  für  den 
vorliegenden  angewandt  werden.  Das  Urteil  erster  Instanz  sei  ihm 
daher  mit  Recht  nicht  gefolgt  und  die  Berufung  sei  in  diesem  Punkte 
unbegründet. 

Daß  Kohle,  welche  für  feindliches  Gebiet  bestimmt  sei,  wenn  an- 
zunehmen sei,  daß  sie  für  den  feindlichen  Kriegsgebrauch  geliefert 
werden  solle,  als  Konterbande  angesehen  und  eingezogen  werden  müsse, 

sei  nicht  nur  von  der  Völkerrechtspraxis  anerkannt,  sondern  auch  in 
der  japanischen  Seeprisenordnung  klar  ausgesprochen.  i£s  sei  daher 
zutreffend,  wenn  das  Gericht  erster  Instanz,  weil  es  diese  Tatsache 
angenommen  habe,  auf  Hinziehung  der  zur  X'crhandlung  stehenden 
Ladung  erkenne.  Auch  sei  es  als  zulrettViid  zu  bezeichnen  -x mti  das 
Prisengericht  den  Ausführungen  des  Reklamanten  bezüglich  Liuziv'hung 
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unter  Leistung  einer  Vergütung,  bedingter  Beschlagnahme  und  Vorlaufs 
nicht  gefolgt  sei,  denn  diese  seien  nur  vereinzelte  Staatenpraxis  be- 
ziehungsweise Qelehrtenansichten,  könnten  aber  nicht  als  Bestimmungen 
oder  Praxis  des  geltenden  Völkerrechts  anerkannt  werden. 

Daher  sei  die  Berufung  auch  in  diesem  Punkte  unbegründet 

Da  demnach  das  Urteil  erster  Instanz,  wie  ausgeführt,  zutreffend 
und  die  Berufung  unbegründet  sei,  müsse  sie  abgewiesen  werden. 

Das  vurlicgcndf  Urteil  uird,  'aic  folgt,  bL'L,a'ündct : 

1.  Fs  i>t  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  w jchtii^sicr  Knegs- 
hafen  ist.  Seit  dini  Kri<jg  mit  Japan  hat  Rußland  es  zum  Stützpunkt 
für  seine  Kriegsflotte  und  Haupictappenort  y;eiiiacht.  F.s  hat  dort  in 
ausLicdthiitem  Maße  Waffen,  l.cbensmittei,  Kohle  und  sonstijre  Krie^- 
bcdartsartikel  aufgespeichert.  Üer  gcvxöhnlichc  iiandclsverkciir  nach 
dorthin  hat  fast  gänzlich  aufgehört.  Es  ist  daher  durchaus  begründet, 
wenn  das  Gericht  erster  Instanz  angenommen  hat,  daB  die  nach  diesem 
Orte  bestimmten  Steinkohlen  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  geliefert 
werden  sollten  und  daher  Kriegskonterbande  seien.  Dies  um  so  mehr, 
als  die  Kohlenladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers  aus> 
gewählte  Cardiffkohle  ist  und  die  Preise  für  solche  im  Osten  so  hoch 
sind,  daß  außer  für  den  Gebrauch  auf  Kriegsschiffen  zur  Kriegszeit 
keine  Nachfrage  dafür  \  orhanden  und  es  somit  unz>xeifelhaft  ist,  daß  die 
Kohle  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  geliefert  werden  sollte. 

Der  Reklamant  sagt,  es  müsse  nach  Art  der  Präcedenzentscheidung, 
betreffend  die  „Neptun us"  auch  in  diesem  Falle  angenommen  werden, 
dafi  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  für  friedliche  Zwecke  bestimmt 
gewesen  sei.  Aber  die  Ladung  im  „Neptunus"-Lall  und  die  des  vor- 
liegenden Falls  sind  ihrer  Art  nach  von  Grund  verschieden,  und  auch 
die  Verhältnisse  der  Bestimmungsorte  sind  ganz  andere.  Ls  ist  daher 
unfraglich,  daß  jener  Fall  nicht  als  Präcedenz  auf  den  vorliegenden 
angewandt  werden  kann. 

2.  Das  Völkerrecht  erkennt  als  Prinzip  an,  daß  Konterbande 
schlechthin  konfisziert  werden  kann.  Wünsche  bezüglich  Vorkaufs,  Fin- 

ziehung  gegen  Fntgelt  oder  Beschlagnahme  unter  der  Bedingung  der 
Fntsehadigung,  wie  sie  der  Reklamant  äußert,  sind  nur  \-er\\irklicht, 
VkO  besondere  vertragliche  Abniacluingen  vorliegen.  Im  übrigen  linden 
sich  diese  Erscheinungen  in  Praxis  und  Theorie  nur  vereinzelt.  Keinen- 
falls  können  sie  jcdo<h  als  völkerrechtliche  Regel  anerkannt  werden. 
Man  kann  daher  nicht  bugeii,  daß  da^»  Urleil  erster  Instanz  es  in  etwas 
versehen  habe,  wenn  es  diesem  Ansuchen  des  Reklamanten  nicht  Folge 
leistete. 

Demnach  ist  die  Berufung  in  allen  Punkten  unbegründet. 
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Es  vs  ird  daher,  wie  folgt,  entschlt-cii-n : 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  26.  August  1905.  Im  Oberprisengericht 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Powderhnm  Steamship  Company,  Ltd.,  England, 
Plymouth,  Southside  Street,  vertreten  durch  Joseph  Arthur  Bel- 
la m  y. 

Prozeßvertreter:  Rf c  hlsatiwalt    A  k  i  y  a  m  a    O  c  n  z  o,  Regie- 

ruii^sbc/irk  Kanaonwa,  \'okohama,  Vatnashitacho  Nr.  75. 

Ii)  der  Prisensache,  btlretteiid  den  englischen  Dampfer  „I'owder- 
ham"  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsformel: 
Der  Dampfer  „Powderham''  wird  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 
Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „Powderham"  steht  im 
Eigentum  der  Powderham  Steamship  Company  Ltd.  in  Plymouth,  Eng- 
land. Er  fuhrt  die  engtische  Flagge  und  ist  ein  Handelsschiff,  das  zum 

Gütertransport  dient. 

Der  Kapitän  Alfred  H.  Toms  lud  Anfang  November  1904  auf 
Order  des  Prokuristen  der  Heederei,  Joseph  A.  Bellamy  in  Cardiff, 
Knr^dand,  4000  Tons  Steinkohlen  und  verließ  diesen  Hafen  am  12.  d.  M. 
mit  BeslirnmuriL,''  für  Wladiwostok,  .^m  3.  Januar  traf  er  in  Hon^fkong 
ein,  fragte  bei  dem  Reeder  an,  ob  er  nach  Wlodivtostok  fahren  solle, 
und  erhielt  Order,  dorthin  /u  fahren.  Am  11.  d.  M.  verließ  er  Honi^kong, 
lief  Shanghai  an  und  w mcie  auf  der  hahrt  nach  Wladiwostok  am  19.  Fe- 
bruar, 11.50  Uhr  abends  auf  34«  41'  n.  Br.  und  129"  3'  ö.  L.,  weil 
er  Konterbande  führe,  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Niicko  Maru" 
aufgebracht.  Ein  Konnossement  ist  nicht  ausgestellt  worden. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Stellvertreters  des  Kommandanten  der  „Nikko  Maru'\  Marineunterleut- 
nants iMurakamiTorUfdie  Vernehmungsprotokolle  des  Kapitäns  der 
„Powderham",  Alfred  B.  Toms,  des  ersten  Offiziers  Ernest  Howe 
und  des  Obermaschinisten  David  Mi  Ine,  durch  das  Schiffszertifikat, 
das  Privatsrhiffsjoumal  und  ein  Telegramm  von  Joseph  Bellamy 
an  den  Kapitän. 

Die  Hauptpunkte  des  Vertreters  der  Reklamation  sind  folgende: 
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Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  sei  Eigentum  des  Rekla- 
manten und  sei  im  November  1904  an  die  Firma  PymanWatsonLtd. 
in  London  zum  Kohlentransport  von  Cardiff,  Engtand,  nach  Hongkong, 
Shanghai  und  Kiautschou  verchartert  worden:  Der  Charterer  habe  indes 
die  Kohle  von  Hongkoni:  aus  nach  dem  in  dem  Chartervertrig  nicht 
genannten  Wladivtostok  beordert. 

Die  l-iidung  sei  keine  absolute  Konterbande  und,  wenn  man  auch 
annehmen  wolle,  daß  der  Reeder  um  die  Bestimmung;  derselben  nach 
WIndiw  n^stf^k  i^cw  uiit  habe,  so  habe  er  doch  an  dem  Trnnsport  von 
Kontfibande  keinen  Anteil  und  könne  nicht  dafür  bestraft  werden.  Viel 
vceniger  daher  noch,  vc'o  er  von  dri  Rei'^e  des  Sehittv-s  naeli  einem  in 
dem  CiiarlcrvertrajJf  nicht  genannten  l'lat/.  keine  Keinitnis  gehabt  habe. 

Selbst  xxenii  die  Ladung  als  Konterbande  angesehen  u  erde,  so  stehe 
sie  doch  nicht  im  tiigentum  des  Reklamanten  und  daher  könne  das  Schiff 
nicht  zusammen  mit  der  Ladung  eingezogen  werden. 

Es  werde  daher  Freigabe  desselben  beantragt 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 

Die  auf  dem  zur  Verhandlung  stehenden  Schiff  verladene  Stein- 
kohle sei  nach  dem  russischen  Kriegshafen  Wladiwostok  bestimmt  und 
sei,  da  es  somit  offenbar  sei,  daß  sie  zum  feindlichen  Kriegsgebrauch 
habe  geliefert  werden  sollen,  Konterbande. 

Da  ferner  angenommen  werden  könne,  daß  die  Kohl»!  im  Eigentum 
des  Reeders  stehe,  so  sei  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  ein- 
zuziehen. 

Das  (lericht  ist  folgender  Ansicht: 

Die  Be^lininiungen  und  die  Praxis  de>  V (»Ikeri echt:s  stehen  auf  dem 
Standpunkt,  daß  ein  Schiff,  \xelches  Konterbande  führt,  im  halle  daß 
sein  Eigenlüiner  und  Eigentümer  der  Konterbande  dieselbe  i^erson  ist, 
eingezogen  werden  muß.  •) 

Die  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  besteht  aus 
Cardiffkohle,  wie  sie  zurzeit  vorzugsweise  auf  den  Kriegsschiffen  ver- 
wandt  wird.  Ihr  Bestimmungsort  ist  Wladiwostok,  der  Hauptstutzpunkt 
der  russischen  Flotte.  Danach  ist  es  unzweifelhaft,  daß  die  Kohle 
für  den  feindlichen  Kriegsgebrauch  zu  liefern  war  und  daher  Konterbande 
ist.  *)  Wenn  man  vi  eiter  uberlegt,  dafi  ein  Chartervertrag  und  Konnosse- 
ment auf  dem  Schiff  nicht  vorhanden  war,  daß  der  Kapitän  die  Kohle  auf 
Anordnung  der  Reederei  in  Cardiff  geladen  hat,  und  von  Hongkong 
nach  Empfang  einer  Order  des  Reeders  nach  Wladiwostok  abgereist  ist, 
sow  ie  daß  der  Reeder  den  Kohlenhandel  nicht  zum  (icvcerbc  hat,  «;o  kann 
nicht  bez\xeifelt  werden,  daß  die  Kohle  im  Eicjentum  des  Reeders  steht. 

Der  Vertreter  der  Reklamation  macht  ireiHch  geltend,  daß  das  zur 
Verhandlung  stehende  Schiff  von  der  Eirma  I'y  man,  Watson  &  Co. 
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gechartert  worden  sei  und  daß  die  Kohle  diesem  Charterer  gehöre.  Da 
er  aber  für  diese  Behauptung  keinerlei  Beweis  erbracht  hat,  so  kann 
sie  nicht  anerkannt  werden. 

Zwar  führt  der  Vertreter  der  Reklamation  aus:  das  Vernehmungs^ 
Protokoll  des  Kapitäns  besage  freilich,  daß  derselbe  dem  mit  dem  Falle 
beauftragten  Rjit  gegenüber  ausgesagt  habe,  er  habe  die  Kohle  auf  An- 
ordnung des  Prokuristen,  ckr  die  ReedeiLi  in  Cardiff  vertrete,  n:L'I;iden. 
Dies  sei  aber  eine  falsche  Übersetzung  durch  den  Dolmetscher.  Der 
Kapitän  habe  bei  dtr  V^ernehmung  ausgesagt,  daß  er  die  Kohle  im  Auf- 
trage des  Cb'irt'TtTs  j^t  laden  habe.  Da  c«;  aber  so  der  (^härterer  gewesen 
sei,  der  die  Kohle  habe  laden  lassen,  so  sei  der  Reeder  daran  nicht  im 
geringsten  beteiligt. 

Dil  Aussage  des  Kapitäns  bei  der  Vernehmung  ist  aber  sehr  un- 
bestimmt geuesen,  so  daß  sie  nicht  als  glaubwürdig  angesehen  Vierden 
und  der  Aussage  des  Vertreters  der  Reklamation  nicht  beigepflichtet 
werden  kann. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  11.  Juni  1905  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  Mizukami  Chojiro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Die  Po\xderham  Steamship  Company  Ltd.,  Ply- 
mouth,  bosth  Side  Street  Nr.  23. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanw  alt  A  k  i  y  a  ni  a  ( i  e  n  z  o,  Regic- 
rungsbezük  Kaiiagavta,  Yokohama,  \'aiiia>hitacho  Nr.  7^. 

Am  11.  Juni  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
sache, betreffend  den  englischen  Dampfer  „Powderham",  welcher  am 
19.  Februar  1905  auf  34«  41'  n.  Br.  und  129«  3'  ö.  L.  von  dem  Kaiser- 
lichen Kriegsschiff  „Nikko  Maru"  aufgebracht  worden  ist,  ein  Urteil  ge- 
fällt, in  welchem  auf  Einziehung  des  Dampfers  „Powderham"  erkannt 
worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Reklamant,  die  Povt  derham  Steamship 
Company  Ltd.,  durch  den  Rechtsan>x  alt  A  k  i  y  a  m  a  ()  e  n  z  o  als  Prozeß- 
vertreter die  Berufung  eingelegt,  welche  im  Beisein  der  Staatsanv;  alte 
T  s  u  t  s  u  k  i  K  e  i  r  o  k  u  und  f  >r.  jur.  IshiwatariBinichi  beim  Ober- 
prisengericht geprüft  \'?'f)rdeii  i>t. 

Die  Hauptpunkte  der  Hei  iitung  des  Vertreters  der  Reklamation, 
A  k  i  y  a  m  a  ü  e  n  z  o ,  sind  folgende : 
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Das  von  dem  Prisengericht  in  Sasebo  am  11.  Juni  1905  erlassene 
Urteil  auf  Einziehung  des  Dampfers  ,,Povderham"  sei  unzutreffend, 
es  werde  Aufhebung  desselben  und  Freigabe  des  Dampfers  „Powderham" 
beantragt,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

1.  Der  Eigentümer  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  sei  ver- 
schieden von  dem  der  Ladung  und  er  habe  sich  keiner  betrügerischen 
Handlung  schuldig  gemacht  Das  Gericht  erster  Instanz  habe  indessen 
unzutreffenderweise  entschieden,  dafi  das  Schiff  und  die  Ladung  im 

selben  Eigentum  stünden  und  daß  die  Ladung  unter  Anwendung  be- 
trügerischer Mittel  verschifft  und  befördert  worden  sei. 

2.  Die  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  stehe  nicht 
im  Eigentum  des  Reeders  und  Reklamanten,  sondern  im  Eigentum  von 
Py  m  n  n  Watson  Ltd.  I3it;s  lasse  sich  aus  der  Aussage  des  Kapitäns 
entnehmen,  in  welcher  es  heiße : 

er  wisse  nicht,  er  der  Eigentümer  der  Ladung  sei  ....  er 
glaube,  daß  die  Kohle  des  zur  Verhandlung^  stehenden  Schiffs 
nicht  dem  Reeder  gehöre,  wisse  aber  nicht,  an  wen  sie  ver- 
kauft sei.  Er  selber  glaube,  daß  sie  der  Firma  Pyman 
Watson  giehöre. 

Das  Gericht  erster  Instant  schließe  indes  daraus,  daß  der  Kapitän  die 
Kohle  auf  Anorclnunj^»^  des  den  Reeder  in  Cardilt  vertretenden  Prokuristen 
verladen  habe;  daß  dieselbe  von  Hongkong  auf  Order  des  Reeders  nach 
Wladiwostok  abge.i^ant^en  sei;  daß  auf  dem  Schiff  kein  Chartervertrag 
und  kein  Konnosstuicnt  vorhanden  gewesen  bci,  unci  aal)  der  Keedcr 
als  Gevterbe  den  Kohlenhandel  betreibe,  daß  die  Ladung  des  zur  Ver« 
handlung  stehenden  Schiffes  im  Eigentum  des  Reeders  stehe.  Dies 
sei  eine  Entscheidung,  die  sich  auf  falscher  Auffassung  der« Tatsachen 
gründe. 

Der  Kapitän  habe  im  Gerichtshof  der  ersten  Instanz  das  Protokoll 
über  seine  Vernehmung  dahin  verbessert,  daß  der  Passus,  daß  die  Ladung 
im  Auftrage  des  den  Reeder  vertretenden  Prokuristen  verladen  worden 
sei,  auf  einem  Irrtum  des  Dolmetschers  beruhe  und  daß  er  ganz  klar 
gesagt  habe,  daß  die  Kohle  im  Auftrage  des  Charterers  geladen  worden 
seL  Das  Gericht  erster  Instanz  sage  dazu,  daß  diese  Aussage  nicht 
klar  und  glaubwürdig  sei  und  daher  nicht  anerkannt  werden  könne. 
Aber  selbst  einmal  angenommen,  daß  der  Kapitän  wirklich  so  ausgesagt 
habe,  \x  je  es  in  dem  IVotokoIl  stehe,  so  berechtigte  das  noch  keineswegs 
zu  der  Annahiue,  daß  der  Reeder  der  I  igeiitümer  der  Kohle  sei.  Denn 
auch  wenn  der  Reeder  den  Kohientransport  für  Fyman  Watson 
übernommen  habe,  würde  es  für  den  Reeder  das  ganz  gewöhnhche 
Verfahren  sein,  wenn  er  dem  Kapitän  Order  gebe,  die  Kohle  in  seinem 
Schifft  zu  verladen. 
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Wenn  ferner  der  Reeder  dem  Kapitän  in  Hongkong  Order  gegeben 
habe,  nach  Wladiwostok  weiterzufahren,  so  sei  das  nur  eine  Ausübung 
seines  Rechts,  dem  Kapitän  Befehle  zu  erteilen,  und  könne  nicht  als 
Unterlage  für  die  Entscheidung  dienen,  daB  die  Ladung  im  Eigentum 
des  Reeders  stehe. 

Was  die  Tatsache  angehe,  daß  kein  Chartervertrag  und  icein  Kon> 
nossement  auf  dem  zur  Verhandlung  stehenden  Schiff  vorhanden  gewesen 
sei,  so.  sei  der  Orund  dafür  der,  daß  der  K.ipitän,  welcher  alle  diese 
Papieri  bis  zur  Ankunft  in  Hongkong  mitgehabt  habe,  dieselben,  als  er 
die  Order  bekommen  habe,  nach  Wladiwostok  zu  gehen,  alle  weggeworfen 
habe,  da  er  der  Ansicht  gewesen  sei,  daß  ein  Bcdijrfnis  für  diese  auf 
Hongkong  ausgestellten  Papiere  nicht  mehr  vorliege.  Wenn  man  dieses 
Vorgehen  vielleicht  auch  nicht  als  geringfügig  ansehen  werde,  so  könne 
man  doch  nicht  annehmen,  daß  es  vorsätzlich  mit  KucKsirhl  auf  eine 
Aufbringung  geschehen  sei,  um  durch  Zerstörung  oder  Verheimlichung 
der  Papiere  Beweis^niatcrial  zu  vernichten.  Ücnn  ob  das  Schiff,  vcelches 
nach  Wladiwostok  gegangen  sei,  die  auf  Hongkong  als  Bestimmungsort 
lautenden  Papiere  an  Bord  geführt,  oder  ob  es  keins  von  ihnen  bei  sich 
gehabt  hätte,  jeder  von  diesen  Fällen  würde  in  gleicher  Weise  ein  Ver- 
dachtsgrund für  die  Beschlagnahme  geworden  sein.  Wenn  die  Papiere 
daher  auch  weggeworfen  worden  seien,  so  habe  das  Schiff  doch  dadurch 
nicht  der  Aufbringung  entgehen  können,  so  daß  ein  derartiger  Vorsatz 
ihrer  Vernichtung  nicht  zugrunde  gelegen  habe. 

Wenn  des  \xciteren  von  dem  Gericht  erster  Instanz  vorgebracht 
■(jcerde,  daß  der  Reeder  den  Kohlenhandel  als  Gewerbe  betreibe,  und  daß 
die  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  Ware  sei,  wie  er 
sie  verkaufe,  so  betreibe  er  doch  eigentlich  ein  Seetransportgeschäft 
und  es  sei  sein  Gevcerbe,  Gütertransporte  für  andere  zu  übernehmen. 
Wenn  er  daneben  auch  gelegentlich  Kohlengeschäfte  mache,  so  sei  doch 
die  hntscheidung,  welche  daraufhin  die  Ladung  des  zur  Verhamllung 
stehenden  Schiffs  als  im  Eigentum  des  Reeders  stehend  betrachte,  mit 
dem  Sachverhalt  im  Widerspruch. 

3.  Das  Gericht  erster  Instanz  behaupte, 

die  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs»)  sei 
Cardiff-Kohle,  wie  sie  zurzeit  vorzugsweise  auf  Kriegs- 
schiffen zur  Verwendung  komme.  Ihr  Bestimmungsort, 
Wladiwostok,  sei  Rufilands  Hauptfiottenstutzpunkt.  Weil  es 
daher  außer  Zweifel  stehe,  daß  die  Kohle  für  den  feindlichen 
Kriegsgebrauch  habe  geliefert  werden  sollen,  sei  sie  Konter- 
bande. 

Da  aller  Wladiwostok  Rußlands  einziger  Handelshafen  im  Osten  sei, 

*)  Diese  Stelle  ist  f-ilschlich  zitiert  aus  dem  Urteil  Uber  die  Ladung  des  tm 
Verhandlung  stehenden  Schills.  (Vi  40b.) 
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so  sei  es  unzutreffend,  wenn  Kohle  dorthin  befördert  werde,  lediglich 
daraufhin,  daß  es  Kriegshafen  sei,  zu  entscheiden,  daß  sie  Kriegsbedarf 
sei.  Ks  sei  bekannt,  daß  in  unserer  Zeit  Cardiff-Kohle  nicht  ausschließ- 
lich für  die  Marine  zur  Verwendung  komme,  vielmehr  ganz'allgemein  im 
Industriebetrieb  und  auch  zu  sonstigem  Gebrauch  verwandt  werde. 

Daher  müsse  besonders  in  einem  Falle,  wo  eine  solche  zu  fried- 
lichem und  kriegerischem  Gebrauch  verwendbare  Ladung  Kohle  nach 
einem  Hafen  versandt  werde,  der  wie  Wladiwostok  die  Eigenschaft  eines 

ilaiideishatens  und  eines  Kriei,^sliafens  in  sieh  vereinii^c.  aii,t;enonimcn 
werdfii,  daß  es  der  Praxis  des  Völkerrechts  entspreche,  wenn  man  das 
in  anderen  Fällen  schon  häufig  arunvogcne  Urteil  des  „Neptunus"-I'alles 
aus  dem  jähre  17QÖ  zugrunde  kgv  und  annehme,  daß  die  Ladung  des 
zur  VerhaiKlluni;  stehenden  Schiffen  nach  dem  Handclshalcn  Wladi- 
wostok habe  befördert  und  zu  friedlichem  Gebrauch  geliefert  vcerden 
sollen. 

Kurz,  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  habe  keine  Konterbande 
geladen  und  könne,  da  die  Ladung  überdies  nicht  dem  Reeder  gehöre, 
nicht  eingezogen  werden. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  der  Staatsanwälte  beim  Prisen- 
gericht zu  Sasebo,  Mizukami  Chojiro  und  Yainamoto  Tatsu- 
r  o  k  u  r  o ,  sind  folgende : 

1.  Wenn  man  die  Aussage  des  Kapitäns  bd  seiner  Vernehmung 
durch  den  mit  dem  Fall  byeauftragten  Rat  des  Prisengerichts  erster  In- 
stanz und  die  Tatsache,  daß  der  Reeder  Kohlenhandel  betreibe,  zu- 
sammenhalte, so  müsse  man  zu  dem  Schluß  kommen,  daß  die  Ladung 
des  zur  Verliandlung  stehenden  Schiffs  dem  Reeder  gehöre. 

Der  Reklamant  habe  freilich  bei  der  mQndlichen  Verhandlung  Ober 
diesen  Punkt  ausgesagt,  das  zur  Verhandhing  stehende  -Schiff  sei  von 
Pj^manWatsonLtd.  gechartert  und  die  Kohle  gehöre  dem  Charterer. 

Da  aber  an  Bord  des  Schiffes  ein  Chartervertrag  und  ein  Konnossement 
nicht  vorhanden  gevcesen  seien  und  auch  sonst  keinerlei  Beweis  zur 
Bekräftigung  der  Behauptung  des  Reklamanten  vorliege,  so  sei  es  zu- 
treffend, wenn  das  (lerirht  erster  Instanz  diesen  Behauptungen  keine 
Anerkennung  geschenkt  und  angenommen  habe,  daß  Schiff  und  Ladung 
demselben  Ligentümer  gehörten. 

2.  Das  Gericht  erster  Instanz  habe  in  dieser  Sache  nicht  die  An- 
nahme gestellt,  daß  die  Ladung  unter  Anwendung  von  beirüs; .Tischen 
Mitteln  verladen  und  versandt  worden  sei.  Dies  sei  ein  gänzliches  iMiß- 
verstaiidnis  des  Keklamanten.  Daher  sei  eine  Lrwiderung  hierauf  nicht 
erforderlich. 

Aus  diesen  Gründen  werde  Verwerfung  der  Berufung  beantragt 
Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet; 
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1.  Es  ist  bekannt,  daft  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegs- 
hafen ist.  Seit  dem  Krieg  mit  Japan  hat  Rußland  es  zum  Stützpunkt 
für  seine  Kriegsfoltte  und  Hauptetappenort  gemacht.  Es  hat  dort  in  aus- 
gedehntem Maße  Waffen,  Lebensmittel,  Kohle  und  sonstige  Kriegs- 
bedarfsartikel  aufgespeichert.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  nach 
dorthin  hat  fast  ganz  aufgehört.  Es  ist  daher  durchaus  begründet,  wenn 
das  Gericht  erster  Instanz  angenommen  hat,  daß  die  nach  diesem  Hafen 
bestimmten  Steinkohlen  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  geliefert 
Verden  sollten  und  daher  Krie^skonterbande  seien.  Dies  um  so  mehr, 
als  die  Kohlenladnn^  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers  niis- 
gex^'fihlte  Cardiff-Kohle  ist  und  die  Preise  für  solche  im  Osten  so  außer- 
ordentlich hocli  sind,  daß  außer  tür  den  ücbrauch  auf  Kripj^rv,schitfen 
zur  Krietrs/eit  keine  Nachfrau^e  dafür  vorhanden  und  es  somit  iinzvceifel- 
haft  ist,  daß  die  Kohle  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  geliefert  werden 
sollte. 

Der  Reklamant  sagt,  es  müsse  nach  Art  der  Pricedenzentscheidung,. 
betreffend  den  „Neptun us"  auch  in  diesem  Falle  angenommen  werden,, 
daß  die  hier  in  Frage  stehende  Ladung  für  friedliche  Zwecke  bestimmt 
gewesen  sei.  Aber  die  Ladung  im  „Neptunu5"-Fall  und  die  des  vor- 
liegenden Falls  sind  ihrer  Art  nach  von  Grund  aus  verschieden,  und 
auch  die  Verhältnisse  der  Bestimm  ungsorte  sind  ganz  andere.  Es  ist  daher 
unfragltch,  daß  jener  Fall  nicht  als  Präcedenz  auf  den  vorliegenden  an- 
gewandt werden  kann. 

2.  Das  Völkerrecht  erkennt  an,  daß  Schiffe  wie  das  rur  Verhand- 
\nuf^  stehende,  deren  Reisezweck  der  I  ransport  von  Konterbande  ist,  ein- 
gezugeii  w  erden  können.  Das  Oberpriseni^ericht  ist  der  Ansicht,  daß  dies, 
den  Verhältnissen  t^ererht  wird,  besonders  im  vorliegenden  halle,  wo  die 
ganze  Ladung  des  Scliiffes  Konterbande  ist. 

Da  schon  nach  dem  in  den  Punkten  1  und  2  Gesagten  die  Ent- 
scheidung der  ersten  Instanz  auf  tinziehung  des  Schiffes  unfraglich  ge- 
rechtfertigt ist,  so  liegt  lonne  Nckwendigkdt  vor,  auf  die  einzelnen  Punkte: 
der  Berufung  noch  besonders  einzugehen. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden : 
Die  Berufung  wird  al^wiesen. 

Am  5.  September  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  l'yman,  Watson  di  Co.  Ltd..  h'ntjlnnd,  Wales, 
Cardiff,  vertreten  durch  den  Kapitän  des  Dampfers  „Powderhani",  Al- 
fred B.  Toms  aus  Liverpool. 
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ProzeBvertreter:  Die  Rechtsanwälte  Akiyama  Qenro  und 
Nishi  Noshun,  Regierungsbezirk  Kanagava,  Yokohama,  Yamashi- 
tacho  Nr.  75. 

In  der  Prisensache,  betreffend  die  Ladung  des  englischen  Dampfers 
„Powderham"  wird,  wie  folgt,  entschieden : 

Urteils  formel: 

Die  {Reklamation  wird  ab<Tc\x-iesen. 

Die  aui  dem  Dampfer  „Fowderham"  verschifften  4ÜÜ0  Tons  Stein- 
kohlen werden  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehende  I.ndiincf  von  40()f)  Ions  Carditt- 
kohie  ist  in  Cardiff  auf  dem  Dampfer  ,.Po\\  dcrham  verschifft  worden 
und  am  12.  November  1904  von  dort  nach  NX'ladiu  oslok  abge^^andt 
worden.  Am  19.  Februar  1905,  abends  11  Uhr  50  Minuten  wurde  sie 
auf  der  See  in  34»  41 '  n.  Br.  und  129«  3'  ö.  L.,  als  die  „Powderham", 
weil  sie  Konterbande  führe,  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Nikko 
Maru"  aufgebracht  wurde,  mit  dieser  zusammen  beschlagnahmt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Stellvertreters  des  Kommandanten  der  „Nikko  Maru",  Marineunter- 
leutnants Murakami  Toru,  die  Vernehmungsprotokolle  des  Kapi- 
täns der  „Povc  derham",  Alfred  B.  Toms,  des  ersten  Offiziers  E  r  n  e  s  t 
Howe,  des  Obermaschinisten  David  Mi  Ine,  durch  das  Schiffs- 
zertifikat  das  Privatschiffsjournal  und  ein  Telegramm  von  Joseph 
A.  Bf  1  I  a  m  y  an  den  Kapitän. 

Die  Hauptpunkte  der  Vertreter  der  Reklamation  sind  folß^ende: 

Der  Reklamant  habe  im  November  1904  den  Dampfer  „Pow- 
derham" {Tcehartert  und  die  zur  Verhandlung  stehende,  ihm  crehörige 
Ladung  darauf  verschifft.  Am  12.  d.  M.  sei  diei»elbe  von  Cardiff  in  Eng- 
land abgesandt  worden,  um  nach  Wladiwostok  in  Rußland  befördert 
zu  werden. 

Kohle  sei  ihrer  Art  nach  keine  natürliche  Konterbande,  und  ledig- 
lich daraus,  daß  sie  nach  einem  Hafen  einer  kriegführenden  Macht  be- 
stimmt sei,  könne  nicht  abgeleitet  werden,  daß  sie  zum  Kriegsgebrauch 
dienen  solle.  Da  Wladiwostok  die  doppelte  Eigenschaft  eines  Handels- 
und eines  Kriegshafens  habe,  so  könne  nicht  ohne  >xeiteres  angenommen 
werden,  daß  die  dorthin  bestimmte  Kohle  zum  Kriegsgebrauch  verwandt 
werden  solle.  Vielmehr  tue  die  Entscheidung  des  „Neptunus"-Ealls  dar, 
daß  es  billig  sei,  anzunehmen,  daß  sie  zu  friedlichem  Zweck  habe  ge- 
liefert werden  sollen. 

Daher  Vierde  hreigabe  der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung 
beantragt. 
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Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 
Die  zur  Verhandlung  stehende  Kohle  sei  nach  Wladiwostok,  dem 
Hauptflottenstfltzpunkt  RufitandSi  bestimmt  gewesen.    Sie  sei  daher, 
weil  es  offenbar  sei,  daB  sie  zum  feindlichen  Kriegsgebrauch  habe  dienen 
sollen,  Konterbande.  Deshalb  sei  sie  einzuziehen. 
Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Der  Vertreter  der  Reklamation  behauptet,  daß  der  Reklamant  der 
Eigentümer  der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladinii^  sii  und  die  „Pow- 
-derham"  gechartert  habe.  Da  er  aber  dafür  keinerlei  Beweis  erbracht 
hat.  9.0  kann  diese  Behauptuncr  nicht  anerkannt  werden.  Dagegen  hi 
kein  (^hart!"r\ertrag  und  kein  KorMiossement  auf  dem  Schiff  vorhanden 
^'ewcstn,  in  (^ardiff  hat  der  K  ii  iiin  die  zur  Verhandlung  stehende 
I  adnn^;  auf  Anordnung  des  den  Heeder  in  Cardiff  vertretenden  l^roku- 
ri::>len  verladen;  dieselbe  ist  auch  von  Hongkong  auf  Order  desselben 
nach  Wladiwostok  abgegangen ;  und  endlich  betreibt  der  Kc*edcr  als 
Gewerbe  den  Kohlenhandel.  Wenn  man  aber  dies  erwägt,  so  scheint 
^s  gerechtfertigt,  anzunehmen,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Kohle 
im  Eigentum  des  Reeders  steht. 

Demnach  ist  das  rechtliche  Interesse  des  Reklamanten  an  der  zur 
Verhandlung  stehenden  Ladung  als  nicht  erwiesen  zu  erachten,  und  die 
Reklamation  ist  abzuweisen.^) 

Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  ist  Cardiffkohle,  wie  sie 
zurzeit  vorzugsweise  auf  Kriegsschiffen  zur  Verwendung  kommt.  Ihr 
Bestimmungsort  ist  Wladiwostok,  Rußlands  Hauptflottenstützpunkt.  Von 
gevt  öhnliehLii  Handelsschiffen  ist  dort  zurzeit  fast  nichts  mehr  zu  sehen, 
ÄO  daß  man  annehmen  kann,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung 
nach  Ankimft  in  Wladivcostok  gän/lirh  /um  (iebrauch  bei  der  Marine 
gedient  haben  \xürde.  Sie  ist  daher  Konlerbande-)  und  muß  nach  den 
völkerrechtlichen  Grundsätzen  mit  Recht  eingezogen  vcerden.^) 

t>  wild  daher  wie  in  der  Urtcilsformel  entsehiecicn. 

Verkündet  am  11.  Juni  1905  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im  Beisein 
des  Staatsanwalts  Mizukami  Chojiro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  I'  y  m  n  n  W  a  t  s  o  n  1. 1  d. ,  Lngland,  Wales,  Cardiff, 
vertreten  dtirrh  Alfred  B.  I  oms  aus  Liverpool,  Lngland. 

Prozeß  Vertreter:  Die  Rechtsanwälte  Akiyama  Oenzo  und 
N  i  s  h  i  K  o  s  h  u  n,  Regierungsbezirk  Kanagaw  a,  Yokohama,  Yamashitacho 
Nr,  75. 

"  *)  IV.  §  16.2.  -  '}  II  Ziffer  2.  —  •)  V.  §  43. 
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Am  11.  Juni  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
sache, betreffend  die  Ladung  des  englischen  Dampfers  „Powderham", 
welcher  am  19.  Februar  1905  auf  34«  41'  n.  Br.  und  1291»  3'  d.  L. 
von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Nikko  Maru*'  aufgebracht  worden  istp 
ein  Urteil  gefällt,  in  welchem  auf  Abvitisung  der  Reldamation  und  üin- 
ziehung  der  auf  dem  Dampfer  „Powderham"  verschifften  4000  Tons 
Steinkohlen  erkannt  >sorden  ist 

Gegen  dieses  Urteil  hat  Alfred  B.  Toms  als  Vertreter  des  Re- 
klamanten, der  Firma  Pyman  Watson  Ltd.,  durch  die  Rechtsnn>xälte 
Akivama  (ienzo  und  Nishi  Koshun  als  Prozeßvertreter  die  l^e- 
rutung  eingelegt,  welche  im  Beisein  der  Staatsanwälte  I  sutsu  ki  K  i- i - 
rokir  und  I>r.  jiir  Ishiwatari  Binichi  beim  Oberprisengericht  go* 
prüll  wordi'ii  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  der  Vertreter  der  Reklamation,  A  k  i  - 
yani  a  (i  e  n  /  o  und  Nishi  Koshun,  sind  folgende: 

Das  von  dem  Pri^engericht  zu  Sa^^cbu  am  IL  Juni  190Ö  getällte 
Urteil  auf  Abxteisun^  der  Reklamation  und  Fin/iehuiiL^  der  auf  dem 
Dampfer  „Povicltiham"  verschifften  4000  lOns  Steinkohlen  sei  unzu- 
treffend.   Es  werde  daher  Aufhebung  desselben  und  Freigabe  der  ge- 
nannten Ladung  beantragt,  und  zwar  aus  folgenden  Ciründen : 

1.  Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  sei  nicht  Figenluin  dc:> 
Reeders  und  auch  keine  Kriegskontci  bände.  Fs  sei  unzutreffend,  wenn 
das  Gericht  erster  Instanz  angenommen  habe,  daß  sie  dem  Reeder  gehöre 
und  Konterbande  sei. 

2.  Das  Gericht  erster  Instanz  stelle  die  Tatsachen  nebeneinander^. 

daß 

die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  nicht  im  Eigentum  des 
Reklamanten,  sondern  des  Reeders  stehe;  daß  kein  Beweis 
für  die  Charterung  der  ,,Powderham"  vorhanden  sei;  daß> 
ein  Chartervertrag  und  ein  Konnossement  an  Bord  nicht  vor- 
handen gewesen  seien;  daß  der  Kapitän  auf  Anordnung  des 
den  Heeder  vertretenden  Prokuristen  die  Ladung  einge- 
nommen und  auch  von  Hongkong  auf  Order  des  (ienannten 
nach  W!adi%xnstok  xxciterhefördert  habe;  schließlich,  daß  der 
Reeder  Kohlenhandel  betreibe. 

Auf  Grund  dieser  Tatsachen  entscheide  c^.  daß  der  Reklamant  an  d?r 

zur  VerhantUung  stehenden  1  adung  kein  rechtliches  Interesse  habe  und 

daß  daher  die  Reklamation  abzuweisen  sei. 

Daß  aber  die  zur  Verhandlung'  ^frliendc  1  adun^;  drm  Reklamanten 

gehöre,  gehe  aus  der  Auj.sage  de^  Kapitän^  hei  vor,  in  der  es  IieiRe: 

die  Kühlen  gehörten  nicht  dem  Reeder  nach  .seiner 

Idee  gehörten  dieselben  der  Firma  Pyman  Watson. 
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Daß  kriicr  der  Dampfer,  auf  dem  die  zur  Verhandlung  stehende 
Ladung  verschifft  sei,  von  Pyman  Watson  Ltd.  gechartert  worden 
sei,  lasse  sich  daraus  entnehmen,  daß  der  Kapitän  ausgesagt  habe, 

in  dem  bis  Hongkong  mitgehabten  Chartervertrag  habe  gt' 
standen,  daß  Pyman  Watson  das  Schiff  von  dem  Reeder 
gechartert  hätten. 

Was  die  Tatsache  angehe,  daß  dieser  Chartervertrag  und  das  Konnosse- 
ment nicht  an  Bord  vorhanden  gevcesen  seien,  SO  sei  der  Grund  dafür 
der,  daß  der  Kapitän,  der  diese  Papiere  bis  zur  Anlcunft  in  Hongkong 
mitgehabt  habe,  dieselben,  als  er  Order  bekommen  habe,  nach  Wladi- 
\xostok  zu  efchen,  alle  >3cegge>xorfen  Iiab.',  tia  er  der  Ansicht  ge>xesen  sei, 
•daß  ein  Bediirfnis  fiir  diese  aut  Hongkong  a!';  Bestimm unn^snrt  aus- 
:gtsttllten  Papit-re  nicht  mehr  vorliege.  Wenn  man  dieses  Vorgehen  auch 
vieUcicht  nicht  als  .i^eringfütj^iL;  ansehen  verde,  so  könne  man  doch  nicht 
anni  hnun,  daß  es  xotsat/hch  mit  Rücksicht  auf  eine  Aufbringung  ge- 
schehen .sei,  um  durch  Zerstörung  oder  Verheimlichung  der  Papiere  Be- 
weismaterial zu  vernichten.  Denn  ob  das  Schiff,  welches  nach  Wladi- 
wostok gegangen  sei,  die  auf  Hongkong  als  Bestimmungsort  lautenden 
Papiere  an  Bord  geführt  oder  ob  es  keins  von  ihnen  bei  sich  gehabt 
hätte,  jeder  von  diesen  Fällen  würde  in  gleicher  Weise  ein  Verdachts- 
^und  für  die  Beschlagnahme  geworden  sein.  Wenn  die  Papiere  daher 
auch  weggeworfen  worden  seien,  so  habe  das  Schiff  doch  dadurch  nicht 
der  Aufbringung  entgehen  können,  so  daß  ein  derartiger  Vorsatz  ihrer 
Vernichtung  nicht  zugrunde  gelegen  habe. 

Der  Kapitän  halje  im  Gerichtshof  der  ersten  Instanz  das  Protokoll 
über  seine  Vernehmung  dahin  verbessert,  daß  der  Passus,  daß  die  Ladung 
im  Auftrag  des  den  Reeder  verireienden  Prokuristen  verladen  worden 
sei,  auf  einem  Irrtum  des  Dolmetschers  beruhe  und  daß  er  ganz  klar 
gesagt  habe,  daß  die  Kohle  im  Auftrage  des  Charterers  geladen  worden 
.sei.  Das  üericht  erster  in>tan/  sage  dazu,  daß  diese  Aussige  nicht  klar 
und  glaubwürdig  sei  und  daher  nicht  anerkannt  werden  könne.  Aber 
.selbst  (.  iimia!  angenommen,  daß  der  Kapitän  w  irkli(  h  so  ausgesagt  habe, 
wie  e>  in  dem  Protokolle  stehe,  so  berechtige  das  noch  keineswegs  zu  der 
Annahme,  daß  der  Reeder  der  tig^ntümer  der  Kohle  sei.  Denn  auch 
wenn  der  Reeder  den  Kohlentransport  für  Pyman  Watson  über- 
nommen habe,  würde  es  für  den  Reeder  das  ganz  gewöhnliche  Verfahren 
sein,  wenn  er  dem  Kapitän  Order  gebe,  die  Kohle  in  seinem  Schiff  zu 
verladen. 

Wenn  ferner  der  Reeder  dem  Kapitän  in  Hongkong  Order  gegeben 
habe,  nai  b  Wladiwostok  «  eiterzufahren,  so  sei  das  nur  eine  Ausübung 
seines  Rechts,  dem  Kapitän  Befehle  zu  erteilen,  und  könne  nicht  als 
L'nterlage  für  die  Entscheidung  dienen,  daß  die  Ladung  im  Eigentum 
des  Reeders  stehe, 
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Wenn  des  weiteren  von  dem  Gericht  erster  Instanz  vorgebracht 
werde,  dafi  der  Reeder  den  Kohlenhandel  als  Gewerbe  betreibe,  und  da& 
die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  Ware  sei,  wie  er  sie  verkaufe^ 
so  betreibe  er  doch  eigentlich  ein  Seetransportgeschäft,  und  es  sei  sein 
Ge>x  erbe,  Gütertransporte  für  andere  zu  ubernehmen.  Wenn  er  daneben 
auch  gelegentlich  Kohlengesrh.ifti-  mache,  so  sei  doch  die  Entscheidung,, 
welche  daraufhin  die  1  i 'ung  des  Schiffes  als  im  Eigentum  des  Reeders 
stehend  betrachte,  mit  dem  Sachverhalt  im  Widerspruch. 
3.  Das  Gericht  erster  Instanz  behaupte, 

die  zur  Verhandhing  stehende  I  riduni:;  '^ei  (!nrdiffknh!:*,  vc  it- 
sie  zurzeit  vorzuj^^^w  ci^?  auf  Kne^'>s'--nii'tf  ii  zur  Verw  t-nd  uii^; 
ivüinmc;   ihr   Bestimm iitii^sort,   Wladiwostok,   M-i  Kuülaiids 
Hauptflotti-iistiit/punkt,    Weil  es  dalu-r  außer  /weife!  stehe,, 
daß  die  Kuhle  tür  den  teiiullichen  Kriegsgebrauch  habe  ge- 
liefert werden  sollen,  sei  sie  Konterbande. 
Da  aber  Wladiwostok  Rußlands  einziger  Handelshafen  im  Osten  sei,  so 
sei  es  unzutreffend,  wenn  Kohle  dorthin  befördert  werde,  lediglich  darauf- 
hin, daß  es  Kriegshafen  sei,  zu  entscheiden,  daß  sie  Kriegsbedarf  sei. 
Es  sei  bekannt,  daß  in  unserer  Zeit  Cardiff kohle  nicht  ausschließlich  bei 
der  Marine  zur  Verwendung  komme,  vielmehr  ganz  allgemein  im  In- 
dustriebetrieb und  auch  zu  sonstigem  Gebrauch  verv;  endet  werde.  Daher 
müsse  besonders  in  einem  Falle,  wo  eine  solche  zu  friedlichem  und  kriege- 
rischem Gebrauch  verxxendbare  Ladung  Kohlen  nach  einem  Hafen  ver- 
sandt vt'crdc,  der  wie  Wladiwostok  die  Eigenschaften  eines  Handels-  uno 
eines  Krieqfshafens  in  sich  vercinicfe,  nnpfenommen  xTcrden,  daß  es  der 
Praxis  des  \  cilkei  i eehts  entspreche,  wenn  man  das  in  anderen  hallen 
schon  häufig  angezogene  Urteil  des  „Neptun us"-Falles  zugrunde  lege 
und  annehme,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  nach  dem 
Handelshafen  Wladi\!^u^tok  habe  befördert  und  zu  friedlichem  Gebrauch 
geliefert  werden  sollen. 

Kurz,  die  zur  Verhandlung  stellende  Ladung  gehöre  dem  Kekla- 
mantcn  und  sei  keine  Kriegskonterbande.  Er  habe  daher  rechtUches 
Interesse  an  der  genannten  Ladung  und  sei  befugt,  eine  Reklamation 
auf  Freigabe  derselben  zu  erheben.  Aus  diesen  Gründen  werde  Auf- 
hebung des  Urteils  erster  Instanz  und  Freigabe  der  zur  Verhandlung 
stehenden  Ladung  beantragt. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  der  Staatsanwälte  beim  Prisen- 
gericht zu  Sasebo,  Mizukami  Chojiro  und  Yamamoto  Tatsu- 
rokuro,  sind  folgende: 

Die  Ladung  des  Dampfers  „Poxxderham"  sei  rauchlose  Cardiff- 
kohle,  wie  sie  zurzeit  vorzugs>xeise  auf  den  Kriegsschiffen  gebraucht 
werde.  Ihr  Bestimmungsort  Wladiviostok  habe  freilich  in  I  riedenszeiten 
neben  seiner  Eigenschaft  als  Kriegshafen  auch  die  eines  Handelshafens. 
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Seit  dem  Krkii;  mit  Japan  sei  dieser  Platz  alvi  ckr  einzige  Flotlenstütz- 
punkl  de»  heindes  im  Osten  und  e«;  <;ei  eiiiL'  hi  kannte  Tatsache,  daß  der 
W-rkchr  mit  dem  Handelshafen  autgehört  habe.  Ks  sei  daiicr  siclitr, 
daß  die  genannte  Kohle,  wenn  sie  dorthin  gelangt  wäre,  zum  Gebrauch 
des  feindlichen  Geschwaders  giedient  haben  wfirde. '  Deshalb  sei  es  recht- 
mäßig, wenn  das  Gericht  erster  Instanz  entschieden  habe,  daß  die  zur 
Verhandlung  stehende  Ladung  als  Konterbande  anzusehen  und  einzu* 
ziehen  sei. 

Der  Reklamant  werfe  dem  Gericht  erster  Instanz  vor,  daß  es  an> 
genommen  habe,  daß  die  I^dung  dem  Heeder  gehöre.  Da  der  R^^klamant 
aber  nur  mündlich  und  ohne  Beweis  behauptet  habe,  daß  die  Ladung 
ihm  gehöre,  so  sei  die  Verwerfung  dieser  Behauptung  und  die  sich  auf 
die  in  die?(er  Sache  vorgekommenen  Beweise  gründende  Annahme^ 
daß  sie  dem  Reeder  gehöre,  rechtmäRig. 

Aus  diesen  (iründen  sei  die  Bt  i  iifung  zu  verwerfen. 

Das  vorlieL^erule  Urteil  wird,  v^ic  lolgt,  begründet: 

Es  sind  dnfür,  daß  der  Reklamant  an  der  zur  Verhandlung  stehendi-n 
Kohle  ein  rechtliches  Interesse  hat,  keine  Schiffspapiere  und  auch  son»t 
keinerlei  stichhaltige  Beweise  vorhanden.  Wenn  der  Kapitän  auch  aus- 
gesagt hat,  daß  er  glaube,  daß  die  Kohle  der  Firma  Pyman  Watson 
gehöre  und  ferner,  daß  in  dem  Chartervertrag,  der  bis  Hongkong  vor- 
handen gewesen  sei,  gestanden  habe,  daß  der  Reeder  das  Schiff  an  P  y  m  a  n 
Watson  verchartert  habe,  so  ist  das  nur  eine  mündliche  Aussage,  der 
kein  Glauben  beigemessen  werden  kann.  Es  ist  daher  durchaus  nicht 
unzutreffend,  wenn  das  Gericht  erster  Instanz  auf  Grund  anderer 
Beweise  angenommen  hat,  daß  der  Reeder  der  Eigentümer  der  zur  Ver- 
handlung stehenden  Kohle  sei,  und  die  Ablehnung  der  Reklamation  ist 
gerechtfertigt.  Daher  ist  der  erste  Teil  von  Punkt  1  und  Punkt  2  un- 
begründet. 

Selbst  wenn  man  linnial  annimmt,  der  Reklamant  habe  rechtliches 
Interesse  an  der  zur  Verhandhint;  steh.ruien  Koliie,  so  steht  doch  das 
Völkerrecht  auf  dem  Standpunkt,  dafi  tiüter  wie  Kohle,  Lebensmittel 
und  dergleichen,  im  Eaiie,  daß  sie  für  die  feindliche  Armee  oder  Marine 
bestimmt  sind  oder  nach  einem  Platz  in  Eeindesland  gehen  und  an- 
genoranien  werden  muß,  daß  sie  zum  Gebrauch  der  feindlichen  Armee 
oder  Marine  dienen  wurden,  als  Kriegskonterbande  anzusehen  sind  und 
eingezogen  werden  können. 

Es  ist  nun  aber  untiestritten,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende 
Cardiffkohle  nach  Wladiwostok  bestimmt  gewesen  und  auf  der  Reise 
dorthin  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Nikko  Maru"  beschlagnahmt 
worden  ist.  Es  ist  bekannt,  daß  Wladivx  ostok  Rußlands  ichtigster  Kriegs- 
hafen und  sein  Hauptflottenstützpunkt  ist.  Seit  dem  Krieg  mit  Japan 
hat  es  diesen  Platz  zum  Hauptetappenort  für  seine  Armee  und  seine 
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Marine  gemacht  Es  ist  mit  ganzer  Kraft  bestrebt,  dort  große  Kriegs- 
-vorräte  anzuhäufen.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  ist  in  diesem  Hafen 
fast  ganz  zum  Stillstand  gekommen.  Die  zur  Verhandlung  stehende 
Kohle  ist  ausgewählte  Cardiffkohle,  und  die  Preise  für  solche  sind  im 
Osten  so  außerordentlich  hoch,  daß  außer  fQr  den  Gebrauch  auf  Kriegs- 
schiffen  zur  Kriegszeit  keine  Nachfrage  dafür  vorhanden  ist.  Wenn  die 
Kohle  daher  einmal  in  Wladiwostok  eingetroffen  sein  würde,  so  ist  es 
unzvteifelhaft,  daß  sie  für  den  Gebrauch  des  russischen  Geschwaders 
geliefert  vcorden  wäre.  F,s  ist  daher  mit  Recht  geschehen,  daß  das 
üericht  erster  Instanz  die  Kohle  als  Kriegskonterbande  angesehen  hat. 

Der  Reklamant  es  iiiÜNse  nach  Art  der  Prnredrnzent'^chi'klLirig, 
betreffend  den  ..Neptiimis"  auch  in  diesem  Falle  .irii^enoiuiiien  werden, 
daß  die  zur  V'erhandliini^'  siehende  Ladung  für  friedliche  Zw  ecke  bestiTTiirU 
gew  esen  sei.  Aber  die  Ladung  in  dem  „N'eptunus"-!  alle  und  die  des 
vorliegenden  Falles  sind  ihrer  Art  nach  von  Grund  aus  verschieden, 
und  auch  die  Verhältnisse  des  Bestimmungsorts  sind  ganz  andere.  Es 
ist  daher  unfraglich,  daß  jener  Fall  nicht  als  Pracedenz  auf  den  vor- 
liegenden angewendet  werden  kann.  Daher  ist  auch  der  letzte  Teil  des 
Punktes  1  und  Punkt  3  der  Berufung  unbegründet. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  5.  September  1905  im  Oberprisengericht 

(Unterschriften.) 


In  der  Prisensache,  betreffend  den  deubclicu  Dampfer  „Severus", 
wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung,  \xie  folgt,  entschieden; 

Urteilsf  orme  t: 

Es  wird  auf  Wegnahme  des  deutschen  Dampfers  „Severus"  und 
seiner  aus  3845  Tons  Steinkohlen  bestehenden  Ladung  erkannt. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  steht  im  Eigentum  von 
Claus  Peter  Andersen  in  HamburiT,  Deiitsehland.  Sein  HeimatSr 
hafen  ist  Hamburg.  Er  ist  ein  Stahlschiff  mit  einem  Haumgehalt  von 
2133.42  Registertons  und  fährt  unter  deutscher  Flagge. 

L)er  Dampfer  lud  in  Cardiff,  Fngland,  '^Sli  Tons  doppelt  rresiihte 
Cai  diitkohU',  iitn  diese  nach  Wladiveostok  in  Ruliiand  zu  beiürdera.  Die 
Absender  \xaren  Powell,  Dufflin  &  Co.,  der  Ladungseigentümer 

736 


Digitized  by  Google 


PrlMDftrlditflaiittehaldimaftii:  „Savantt^, 


Abschnitt  VI«! 


ist  unbekannt.  Im  Konnossement  ist  der  neutrale  Hafen  Manila  als  Reise- 
ziel angegeben,  der  wirkliche  Bestimmungshafen  wurde  verheimlicht 
und  der  Dampfer  erhielt  einen  Ausklarierungsschein  mit  der  Angabe  von 
Manila  als  Reiseziel.  Am  24.  November  1904  brach  er  von  Cardiff 
auf  und  lief  unterwegs  die  Häfen  Algier,  Port  Said,  Sabang  und  Labuan 
an.  Nach  der  Abfahrt  von  Labuan  am  31,  Januar  1905  fuhr  der  Dampfer, 
ohne  Manila  und' andere  Häfen  anzulaufen,  durch  die  Philippinen  in  den 
Stillen  Ozean  und  versuchte,  sich  möglichst  w  eit  vom  Hokkaido  entfv.'rnt 
haltend,  Wladiwostok  zu  erreichen.  Zu  diesem  Zw^ck  >x  ollte  der  Dampfer 
nach  dem  Passieren  der  Ktorup-Straße  und  der  Sovn-StrnR?  zunächst 
in  der  Olga-Bucht  einen  l  otsen  annehmen  und  dann  nach  Wladivt  ostok 
^elan^en.  Am  23.  Februar  19Ü5,  naclitniltaij^^  um  1  Uhr  \xurde  der 
Dampfer,  nachdem  er  die  Ftorup-Stralie  bereits  pa'^siert  und  die  offene 
See  bei  dem  Shibetorü-Vorgcbirge  erreicht  hatte,  von  dem  Kaiserlichen 
Kriegsschiff  „Hongkong  Maru"  nach  seinem  Reiseziel  gefragt.  Da  er 
darauf  antwortete,  daß  er  mit  Steinkohlen  nach  der  Olga-Bucht  fahre, 
wurde  er  im  Ende  von  dem  genannten  Kriegsschiff  aufgebracht. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Leutnants  zur  See,  Nishiuchi  Yui,  und  des  Kapitäns  des  „Severus'^ 
Wilhelm  Berndt,  durch  das  Konnossement,  drei  Ausklarierungs- 
scheine, das  Schiffszertifikat,  zwei  Schiffsjournale,  die  Kladde  des  Schiffs- 
journals und  die  Abschrift  des  Vernehmungsprotokolls  des  Kapitäns  von 
dem  Dampt  r  „Romulus",  namens  Qrevenitz,  in  Sachen  der  Auf- 
bringung des  letztgenannten  Dampfers. 

Das  Gericht  ist  folc^cnder  Ansicht: 

Es  ist  bekannt,  daü  W'ladiw  ostok  RußlancU  w  irhtigster  Kriegshalen 
im  Osten  und  zurzeit  der  Hauplslüi/punki  für  scint-  .Marine  ist;  seit  dem 
Krii  i^i  mit  Japan  hat  die  russische  Regierung  di.  scn  Platz  zu  einem 
Hauptetappenort  gemacht;  ihre  ganze  Kraft  ist  dorthin  ;^c\\andt  und 
sie  ist  bestrebt,  dort  große  Kriegsvorrate  anzuhäufen;  der  gcwöliiiiiche 
Handelsverkehr  in  Wladiwostok  hat  dort  fast  gänzlich  aufgehört.  Wenn 
daher  Kohlen  und  dergleichen  Guter,  deren  Konterbandeeigenschaft  von 
besonderen  Umständen  abhängig  ist,  nach  Wladiwostok  befördert  werden, 
so  muß,  mangels  klaren  'Gegenbeweises,  angenommen  werden,  daß  die- 
selben für  den  Kriegsgebrauch  zu  liefern  waren.  Besonders  kann  es 
bezüglich  der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung,  welche  aus  aus- 
gewählter Cardiff  kohle  besteht,  >xie  sie  im  Osten  ausschließlich  iim 
Gebrauch  auf  Kriegsschiffen  dient,  nicht  bezweifelt  vxerden,  daß  sir  w  irk- 
lich für  den  Kriegsgebrauch  bestimmt  war.  Sie  ist  daher  mit  Recht 
als  Kriecfskontcrbandc  anzusehen.') 

Wenn  der  Dainj-jfer  tcriR-r,  obwohl  er  sehon  von  Anfang  an  vor 
der  Abfahrt  von  Cardiff  für  Wladiwostok  bestimmt  war,  in  den  Kon- 

ÖlT.  Ziffer  2. 
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nossementen  und  dem  Auslüarierung^hem  den  neutralen  Hafen  Manila 
als  Reiseziel  bezeichnete  und  auch  noch  bei  der  Abfahrt  von  Labuan 
unter  der  falschen  Angabe,  nach  Manila  j^ehen  zu  wollen,  einen  Aus* 
klarierungsschein  erhielt  und  wenn  er  endlich  nach  der  Abfahrt  von 
Labuan  in  einem  weiten  Bogen  Wladiwostok  durch  die  Soya-Straße  zu 
erreichen  trachtete,  so  ist  dies  alles  auf  die  betrügerische  Absicht  zu* 
rückzufuhren,  durch  eine  vorsätzliche  Verschleierung  seines  Be- 
stimmungsorts der  Aufbringung  zu  entgehen,  und  nicht  et>xa  ruif  ein 
entschuldbares  VVr'-t^hen  oder  auf  die  Absicht,  eine  für  die  Fahrt  be- 
quemere Route  711  nehmen.  Wenn  nun  auch  der  Kapitän  des  zur  Ver- 
handlung stehenden  Dampfers  ausg;esagt  hat,  die  in  dem  Ausklarierutigs- 
schein  enthaltene  Angahe  von  Manila  als  Bestimmungsort  sei  nicht 
richtig,  viehiiehr  t>d  das  wirkliche  Reiseziel,  vcie  in  dem  Schiffsjournal 
angegeben,  die  Olga-Bucht,  so  entspricht  auch  dieses  nicht  den  Tat- 
sachen. Schiff  und  Ladung  waren  vielmehr  nach  Wladiwostok  bestimmt 
Das  ergibt  sich  aus  folgendem :  in  dem  Tagebuch  des  Dampfers  ist  bd 
der  Abfahrt  von  Labuan  am  3L  Januar  1905  folgendes  eingetragen 
worden.  „Da  der  Dampfer  „Romulus"  nach  dem  gleichen  Hafen  wie 
dieser  Dampfer  fahren  soll,  so  habe  ich  den  Kohlenzieher  Brandt, 
welcher  in  Labuan  verhaftet  worden  war,  dem  „Romuius"  überlassen, 
um  ihn  nachzubringen."  Ferner  enthält  die  Al)schritt  des  Protokolls 
über  das  Verhör  des  Kapitäns  Grevenitz  vom  deutschen  Dampfer 
„Romulus",  welcher  demselben  Reeder  q;ehört  wie  der  „Severus"  und 
von  dem  gleichen  Platz  mit  gleicher  l.adun*;  abf,fetahren  ist,  folgende 
y\ussagen  des  genannten  Kapitäns:  „Ith  habe  von  l  abuan  einen  Mann 
der  Besatzung  des  „Severus"  auf  dem  ,,Romulus"  mitgenommen";  .,als 
Reiseziel  des  „Romulus"  war  Hongkong  angegeben:  in  Wirklichkeit 
aber  sollte  der  Dampfer  die  Olga-Bucht  anlaufen  und  von  dort  unter 
Führung  eines  Lotsen  nach  Wladiwostok  gehen";  „obwohl  ich  in  das 
Tagebuch  als  Bestimmungsort  die  Olga-Bucht  hätte  eintragen  müssen, 
habe  ich  es  nicht  getan  und  zwar,  weil  ich  das  Reiseziel  der  Mannschaft 
verheimlichen  zu  müssen  glaubte."  Vergleicht  man  vorstehende  Punkte 
miteinander,  so  ergibt  sich,  wie  oben  gesagt,  daß  der  Bestimmungsort 
des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  und  seiner  Ladung  ohne  allen 
Zweifel  Wladiwostok  in  Rußland  \xar.  Kurz,  der  Dampfer  „Severus" 
hat  auf  betrügerische  Wei'-e  Ki  iegskonterbande  befördert.  Schiffe  aber, 
welche  solche  betrügerischen  Mittel  anwenden,  sind  nach  völkerrecht- 
licher Theorie  und  Praxis  samt  ihrer  Ladung,  soweit  sie  aus  Kriegs- 
konterbande besteht,  einzuziehen.  2) 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urtcilsformel  entschieden. 


*)  V.  §§  43.  U. 
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Gegeben  am  28.  April  1905  im  Prisengericht  zu  Yokosuka,  nach 

Anhörung  des  Staatsanwalts  beim  Prisengericht  zu  Yokosuka. 

(Unterschriften.) 


In  der  Priscnsnche,  betreffend  den  deutschen  Dampfer  ..Rotnulus''^ 
wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung,  wie  folgt,  entschieden : 

U  r  t  e  i  1  s  f  o  r  ni  c  1 : 
Es  wird  auf  Wegnahme  des  deutschen  Dampfers  „Romulns"  <;o\xie 
Seiner  aus  etwa  3400  Tons  Cardittkolilen  bestehenden  Ladung;  ent- 
schieden. 

Tatbestand  und  G  i  li  n  d  e : 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „Romulus"  stent  im  Eigen- 
tum von  C.  Andersen  in  Hamburg,  Deutschland,  sein  Heimatshafen 
ist  Hamburg  und  er  ist  ein  Handelsschiff,  welches  die  deutsche  f-'hi^'^'e 
führt.  Er  lud  in  Cardiff,  Füit^land,  eine  dem  Reeder  gehörige  l,adung 
von  etwa  3500  Tons  dreimal  gesiebter  C-ardilfkohle.  Absender  w  aren 
Cory  Brothers,  der  Empfänper  sollte  sich  nach  Order  bestimmen. 
Im  Konnossement  und  dem  Ladungsverzeichnis  ist  Hongkong  als  Be- 
stimmungsort angegeben,  und  der  Ausklarierungsschein  lautet  auch  auf 
Hongkong.  Am  11.  Dezember  1904  verließ  der  Dampfer  Cardiff  und 
lief  unterwegs  die  Häfen  Algier,  Port  Said,  Sabang  und  Labuan  an.  Von 
dort  fuhr  er  am  1.  Februar  dieses  Jahres  nach  Wladiwostok  ab,  wobei 
er  vorsätzlich  einen  Umweg  durch  die  Philippinen  in  den  Stillen  Ozean 
hinaus  nahm.  Am  21.  Februar  fuhr  er  durch  die  Etonip-Straße  in  den 
Soyakanal,  worauf  er  jedoch  in  Treibeis  geriet  und  Schaden  an  seinem 
Schiffskörper  nahm.  Wegen  Widerstands  der  Mannschaft  änderte  er 
den  vorbestimmten  Kurs  und  fuhr  am  23.  d.  M.  wieder  in  die  Straße 
von  Etorup  zurück.  Auf  der  Fahrt  mußte  er,  zur  Sicherheit  des  Schiffes, 
un^refähr  100  Tons  Kohlen  vcerfen.  Als  er  dann  von  der  Isugaru- 
straJk'  nach  Wladiwostok  weiterfuhr,  \x  urde  er  am  '2b.  Februar  IQOö 
bei  Tagesanbruch  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Iwale"  gesichtet 
und  l>ei  dem  Shiokubi-Vorgebirge  aufgebracht. 

Diese  Tatsachen  werden  be>xiesen  durch  die  Aussageschrift  Ics 
Vertreters  des  Kommandanten  der  ,,lwate",  Knpitänlcntnant<  l '  c  h  i  k  u  r  a 
Rikichi,  durch  die  Vernehmungsprotokolle  des  üeiiarititen,  des  Kapi- 
täns des  „Romulus"  und  anderer  Leute  au»  der  Besal/unc,'  des  Schiffs, 
das  Schiffszertifikat,  das  Konnossement,  das  Ladungsverzeichnis,  den  Aus- 
klarierungsschcin  von  Cardiff,  das  iagebuch,  die  Kladde  desselben  and 
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diü  Abschrift  eines  Telegramms  der  Firma  Dreyen  &  Co.  an  den 
Kapitän  des  „Romulus". 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Es  tst  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegshafen 
im  Osten  und  zurzeit  der  Hauptstötzpunkt  für  seine  Marine  ist.  Seit 
dem  Kiicge  mit  Japan  hat  die  russische  Regierung  diesen  Platz  zu  einem 

Mauplctappenort  gemacht,  und  sie  ist  mit  allen  Kräften  bemüht,  dort 
große  Krie^^'svorräte  anzuhäufen.  Der  gcvcöhnlic  lu-  Handel  hat  fast  gänz- 
lich aufgehört.  Wenn  daher  Kohle  oder  dergleichen  üüter,  deren  Kontcr- 
bandceigenschaft  von  besonderen  rrnst:inden  abhängig  ist,  nach  >X^Iadi- 
vtostnk  befördert  vterden,  so  muß,  mangels  klaren  Ciegenbevteises.  an- 
gencjinnuii  weiden,  daß  dieselben  für  den  Kriegsgehrauch  zu  liefern 
v^'aren.  Besonders  karni  es  bezüglich  der  zur  Verhandlung  slehentiei^. 
Ladung,  uciche  au^  ausgew  ählter  (^ardllfkohle  besteht,  w  it'  sie  im  C).->lcii 
ausschließlich  zum  Oebrauci»  auf  Kriegsschiticn  dittii,  nicht  bezvceifelt 
werden,  daß  sie  wirklich  für  den  Kriegsgebrauch  bestimmt  war.  Sie 
ist  daher  mit  Recht  als  Konterbande  anzusehen. 

Der  Kapitän  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  hat  freilich 
dem  mit  dem  Fall  beauftragten  Prisenrat  gegenüber  ausgesagt,  daß  er 
zur  Zeit  der  Abreise  von  Cardiff  davon,  daß  er  nach  Wladiwostok  gehen 
solle,  nichts  gewußt  habe  und  erst«  als  er  Labuan  angelaufen  habe,  \  on 
dem  Reeder  Order  für  Wladiwostok  erhalten  habe.  Kr  >x  isse  nicht,  ob  der 
Reeder  schon  von  Anfang  an  die  Absicht  gehabt  habe»  das  Schiff  n  ich 
Wladi>xostok  gehen  zu  lassen  oder  nicht.  Bei  seiner  Vernehmung  üh.r 
die  Heuerzulage  der  .Mannschaft  hat  er  dagegen  geant\x't)rtet,  daH  er 
mit  dem  Reeder  schon  im  voraus  abgemacht  gehabt  habe,  d  !li  er,  u  .-nn 
die  Mannschaft  die  Bestimmung  des  Schiffes  nach  Wladiwostok  .-rraten 
solle,  ihr  entsprechende  Zulagen  solle  gewähren  können.  Ais  n  bA 
der  Visitieriing  \  nn  dem  Ofli/.icr,  der  die  Beschlagnahme  au.stüiirtc,  über 
den  Grund,  wesluib  Hongkong  als  Bestimmungsort  des  Schiffes  an- 
gegeben sei,  befragt  u  urde,  gab  er  an,  daß  das  Schiff  von  Wladiwostok 
aus  nach  Hongkong  gehen  solle.  Die  Aussagen  des  Kapitäns  sind  daher 
völlig  widersprechend  und,  da  kein  Beweis  vorhanden  ist,  daß  der  Reeder 
den  Bestimmungsort  des  Schiffs  während  der  Reise  zugunsten  von  Wladi- 
wostoic  geändert  habe,  so  muß  angenommen  werden,  daß  das  Schiff 
schon  von  Cardiff  aus  das.  Reiseziel  Wladiwostok  hatte.  Iis  ist  daher 
mit  Recht  zu  schließen,  daß  die  Hintragung  von  Hongkong  als  Be- 
stimmungsort in  den  Schiffspapieren  eine  t)etrügerische  tirklärung  dar- 
stellt. 

Aber  auch  angenommen,  das  Schiff  habe  bei  der  iierstcllung  der 
Schiffspapiere  zur  Zeit  der  Abreise  von  Hongkong  keine  böse  .\bsicht 
gcliabt,  so  ist  doch  auch  nach  der  Abreise  von  Labuan,  obwohl  es  da- 

^IL  ZlUet  2. 
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mals  klar  war,  daß  das  Schiff  nach  Wladiwostok  gehe,  in  dem  Schiffs- 
tagebuch am  Tage  der  Abreise  von  dort  noch  immer  Hongkong  als 
Bestimmungsort  verzeichnet  worden,  pnd  vom  folgenden  läge  ab  ist 
sowohl  im  Tagebuch  als  in  der  Kladde  desselben  überhaupt  kein  Bestim- 
mungsort mehr  angegetien  worden.  Bei  der  Weiterreise  machte  das  Schiff 
dann  einen  vorsätzlichen  Umweg  und  löschte,  als  es  in  die  Nähe  Japans 
kam,  seine  Lichter  aus.  Mit  den  Schiffspapieren  ist  eine  Ausklarierungs- 
bcscheinigung  von  Labuan  nicht  übergeben  worden.  Alles  dies  ist 
nicht  auf  entschiddbares  Versehen  oder  auf  dir  Absicht,  eine  für  die 
Pahrt  bi(iuc!nere  Route  zu  n.-hmen,  /nnU  k/ulühren,  sondern  muß  als 
einetTi  betrügerischen  Plan  entsprungen  betrachtet  werden,  der  bezweckte, 
der  Aufbringung  zu  entgehen. 

Der  Kapitän  hat  ferner  ausgesagt,  daß  er,  weil  durch  den  im  Treibeis 
erlittenen  Maschinenschaden  die  Fortsetzung  der  Reise  nach  Wladiwostok 
schwierig  gewesen  wäre,  dieselbe  aufgegeben  und  beabsichtigt  gehabt 
habt  nach  Hakodatc  yu  fahren,  weil  es  not'xcndii,'-  «gewesen  sei,  zwecks 
Reparatur  cK  ^^  S(  hadt  ns  den  nächsten  Haten  anzulaufen.  Wenn  man  aber 
dir  VtriuhmunLisprotokolle  des  ersten  Offiziers,  J.  Nielson,  'md  der 
übrigen  Hc^al/uuL:  sowie  des  Marineoberingenieurs,  Okubo  Ritsu, 
über  den  Zu^taiul  des  Schiffes  wahrend  der  ReiM.'  nach  ciiiticiiem  Schaden 
in  Betracht  zieht,  so  kann,  man  nicht  schließen,  daß  der  damals  von  dem 
Schiff  erlittene  Schaden  ein  so  erheblicher  gewesen  sei,  daß  es  die  Reise 
nach  Wladiwostok  deshalb  nicht  hätte  ausfuhren  können. 

Nach  {u'ui  Vernehmung>pr()t()koll  des  Kapitäne  und  tUr  Mannschaft 
zu  >chlicßen,  hat  der  Kapitän  in  der  Nacht  vom  25.  Februar,  also  einige 
Stunden  vor  der  Aufbringung  des  Schiffes,  einen  Heizer  aus  der  JMann- 
Schaft  gerufen  und  ihm  gesagt :  „Wenn  ihr  mit  meinem  Befehl,  durch  die 
Tsugarustrafie  nach  Wladiwostok  zu  fahren,  einverstanden  seid,  bekommt 
ihr  eine  Zulage  von  einer  Monatsheuer.  Andernfalls  lasse  ich  euch,  wenn 
wir  nach  Hakodate  kommen,  wegen  Widersetzlichkeit  gegen  den  Kapitän 
ins  Gefängnis  schaffen."  Diese  Mitteilung  ließ  der  Kapitän  der  ganzen 
Mannschaft  machen.  Auch  aus  diesem  Vorgang  muß  man  entnehmen, 
daß  der  Kapitän  noch,  als  das  Schiff  sich  der  Straße  von  Tsugaru  näherte, 
die  Absicht  nach  Wladiwostok  zu  gehen,  nicht  aufgegv.-ben  hatte,  viel- 
mehr versucht  hat.  unter  Bedrohung  der  Manu'^rhaft  die  Straße  zu  pas- 
sieren und  seinen  anfänglichen  Zweck  zu  erreichen. 

Daß  sich  gelegentlich  in  der  Kladde  des  Schiffsjournals  unter  dem 
23.  Februar  eine  Fintragung  findet,  daß  die  Matrosen  sich  widersetzt 
hätten  und  daß  da>  Schiff  unter  der  Hedingtmg,  den  ersten  Hafen  an- 
zulaufen, umgekehrt  >ei,  genügt  nicht  /uui  Heweise  dessen,  daß  die  Ab- 
sicht, nach  Wladi>xostok  zu  gehen,  nuti^i  gehv  n  worden  sei 

Kurz,  der  Dampfer  „Komuluü"  hat  :>ich  des  Konterbandetransports 
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unter  betrügerischem  Vorgehen  schuldig  gemacht  und  hat  diesen  Zweck 
auch,  nachdem  er  den  Schiffsschaden  erlitten  hatte,  nicht  aufgegeben. 

Es  ist  aber  von  Theorie  und  Praxis  des  Völkerrechts  anerkannt^ 
daß  ein  Schiff,  weiches  sich  in  dieser  Art  betrügerischen  Vorgehens 

schuldig  gemacht  hat,  mitsamt  seiner  Konterbande-Ladung  der  Ein- 
zichiinf,^  unterliegt  und  daß  Schiff  und  Ladung,  vceil  der  Eigentilmer  der 
gleiche  ist,  dem  gleichen  Schicksal  verfallen  müssen.-) 
Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

I  iiist  hicden  am  16.  Mai  1005  im  Priscngerit  ht  zu  Yokosuka  nach 
Anhörung  des  Staatsanwalts  beim  Prisengericht  zu  Yokosuka. 

(Untcrsch  ritten.) 


Reklamant:  Pyman  Watson  Ltd.,  England,  Cardiff,  ver- 
treten durch  den  Kapitän  des  Dampfers  „Easby  Abbey",  Robert 
Prideaux. 

ProzeBvertreter:  Rechtsanwalt  Akiyama  Genzo,  Tokio, 

Kyobashiku,  Unemecho  Nr.  15. 

In  der  Prisensache,  betreffend  den  englischen  Dampfer  „Easby 
Abbey",  wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung,  wie  folgt,  ent- 
schieden : 

Urteilsformel: 
Es  wird  auf  Wegnahme  des  englischen  Dampfers  Easby  Abbey" 
erkannt. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „Easby  Abbey"  steht  im 
Eigentum  des  Reklamanten,  sein  Heimatshafen  ist  Cardiff  in  England, 
und  er  ist  ein  Handelsschiff,  welches  die  englische  Flagge  führt.  Am 
24.  November  1904  schloß  der  Reklamant  mit  der  Firma  MannOeorge 

6--  Co  in  London,  Lngland,  einen  Chartervertrag  ab,  auf  Grund  dessen 
der  Dampfer  in  Cardiff  ungefähr  4005  Tons  doppelt  gesiebte  Cardiffkohle 
lud,  um  sie  nach  Wladiwostok  in  Rußland  zu  befördern.   Der  ChartiT- 

\-erfr.ic^,  der  Mcuerxcrtrag  und  das  Konnossement  hc/cirhnrn  Honnknng, 
Shanghai  oder  Kiautschou  als  Bestininnin<;sort  und  im  Konnossement  ist 
bei  hmpfänger  ,.für  Order"  eingetragen.  Am  7.  Dezember  desselben 
Jahres  fuhr  der  Dainpkr  von  lalbot  in  England  ab  und  erhielt  jm 
10.  Februar  1Q()5  in  Hongkong  unter  der  Angabe,  daß  seine  Beatinunung 
Kiautschou  sei,  eine  entsprechende  Auskiaricrung.    Von  dort  abreisend 

»)  V.      43,  44. 
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nahm  er  absichtlich  einen  Umweg,  um  durch  die  Soyastra6e  zu  fahren, 
geriet,  als  er  am  26.  d.  M.  in  der  See  südlich  von  der  Insel  Etorup  an- 
gekommen war,  in  Treibeis,  erlitt  Schaden  an  dem  Schiffskörper  und 
verlor  lange  Zeit  seine  Manövrierfähigkeit.  Als  er  so  verschlagen  war 
und  Reparaturen  zu  machen  versuchte,  >x  urde  er  am  27.  d.  M.  vormittags 
von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Nippon  Maru"  gesichtet.  Bei  der 
Visitierung  durch  den  Vertreter  des  Kommandanten  des  genannten 
Kriegsschiffs,  Korvettenkapitän  T  a  n  n  k  a  i  t  a  r  o ,  gab  der  Kapitän 
Robert  I^rideaux  als  BestimiiuiriLjsort  des  Schiffes  Shanc^hai  an, 
später  {gestand  er  aber  zu,  daß  in  Wirklichkeit  Wladiwostok  der  Be- 
stimm ungshaltn  sei.  So  wurde  der  Dampfer  schließlich  von  dem  ge- 
nannten Kriegsschiff  aufgebracht. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschi ü i  des 
Stellvertreters  des  Kommandanten  der  „Nippon  Maru Korvettenkapitäns 
Tanaka  Eitaro,  die  VemehmungsprotokoKe  des  genannten  und  des 
zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs,  Robert  Prideaux,  das  Schiffs- 
zertifikat, das  Tagebuch,  den  Chartervertrag,  den  Heuervertrag,  das  Kon- 
nossement und  den  Ausklarierungsschein  von  Hongkong. 

Die  Hauptpunkte  der  Reklamation  sind  folgende: 
Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  sei  am  24.  November 
1004  durch  Vertrag  zwischen  dem  Reklamanten  und  den  Vertretern 

von  0  r  a  b  o  s ki  in  Glasgow,  England,  der  Firma  M  a  n  n  ,  George 
&  Co.  in  London  verchartert  worden,  um  in  Cardiff,  Kngland,  Kohlen 
zu  nehmen,  und  sei  auf  der  Reise  nach  Wladiwostok  von  einem  Kaiser- 
lich Japanischen  Kriegsschiff  aufi^ebracht  worden.  Da  aber  die  Kohlen 
nicht  im  Eigentum  des  Reklamanten  stünden,  so  könne  der  Dampfer, 
wenn  auch  die  Ladung  als  Konterbande  angesehen  werden  könne,  nicht 
wie  diese  der  Strafe  der  Einziehung  verfallen. 

Da  ferner  die  Ladung  des  Schiffes  keine  absolute  Konterbande 
sei,  so  treffe  den  Reeder,  \x  tnti  er  auch  geu  ußi  haben  möge,  daß  die 
Ladung  nach  Wladiwostok  habe  befördert  werden  sollen,  doch  nicht  die 
Verantwortung  und  Strafe  ffir  einen  Konterbandetransport.  Der  Reeder 
habe  davon,  daß  der  Dampfer  nach  einem  anderen  als  den  in  dem 
Chartervertrag  verzeichneten  Bestimmungshäfen  Shanghai  oder 
Ktautschou  gehen  würde,  nicht  die  geringste  Vorkenntnis  gehabt  und 
die  nach  dem  Vernehmungsprotokoll  von  dem  Kapitän  Robert 
Prideaux  gegebene  Antwort,  er  habe  die  Order,  nach  Wladiwostok 
zu  gehen,  von  Pyman  Watson  erhalten,  beruhe  durchaus  auf  einem 
Irrtum  des  (lenannten. 

Daß  ferner  in  den  Schiffspapieren  und  Ausklarierungen  der  wahre 
Bestunnunij.;^ort  sich  nicht  \'er/eichnet  finde,  habe  seinen  ürmul  nur 
<larin,  daß  das  Schiff  I  lindernibbcn,  vit-khe  die  englischen  Behörden  seiner 
J^eise  in  den  Weg  hätten  legen  können,  habe  entgehen  \collen,  und  man 
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könne  darin  nicht  ohne  weiteres  eine  Maßnahme  erblicken,  die  getroffen 
sei,  um  der  Aufbringung  zu  entgehen.  Wenn  daher  der  genannte 
Kapitän  in  seiner  Vernehmung  erklärt  habe,  diese  Mittel  seien  alte  an>  i 

gevtandt,  um  der  Aufbringung  durch  die  japanische  Marine  zu  entgehen, 
so  sei  das  vciederum  eine  falsche  Ansicht  desselben.    Auch  die  dem 

I 

visitierenden  Korvettenkapitär!  T  a  n  a  k  a  Ii  i  t  a  r  o  bei  der  V^isite  gegebene  I 
Antw  ort,  der  Bestimiiumg&ort  sei  Shanghai,  sei  kindisch  and  verdiene 
keine  lU  rürksichtii^unt;. 

\)A  Ko\Ü€  keine  absolute  Kuiitct  bandc  >ei,  so  müsse  nii  vuriiegenden 
Falle,  wo  Kohle  naci)  \X  ladiw  osttik  ^^cUv,  vxnvm  Hafen,  der  die  lütjcn- 
schaft  sowohl  eines  Kriegs-  \x  ie  emc^  I  land^lshatens  besitze,  mangels 
Gegenbeweises  angenommen  werden,  daß  sie  nach  dem  Handelshalen 
Wladiwostok  befördert  werden  und  nicht  für  den  Kriegsgebrauch  geliefert 
werden  solle.  Dafi  dies  billig  sei,  tue  auch  die  Pricedenzentscheidung, 
betreffend  den  im  englisch-holländischen  Kriege  im  Jahre  1798  auf- 
gebrachten  „Neptun  us"  dar.  Für  den  vorliegenden  Fall  gelte  dies  auch 
um  so  mehr,  als  die  Ladung  nicht  ausschließlich  für  den  Kriegsgebraucb 
vervi  endbar  sei,  sondern  auch  ganz  allgemein  im  Industriebetriebe  ver» 
braucht  werden  könne. 

Da  so  schließlich  die  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Schiffes  keine  Konterbande  sei,  auch  betrügerisches  Vorgehen,  welchem 
die  Aufbringung  rechtfertigen  könne,  nicht  vorliege  und  der  Eigentümer 
des  Schiffs  von  dem  der  Ladung  verschieden  sei,  so  werde  eine  Lnt- 
scheidung  auf  I  teigabe  des  Schiffes  beantragt. 

Das  (Jcricht  ist  folgender  Ansicht : 

Es  ist  bekajint,  daß  Wiadiu  ustuk  Rußlands  wichtigster  Krieg^haien 
im  Osten  und  zurzeit  der  Hauptstützpunkt  für  seine  Marine  ist   Seit  dem 
Kriege  mit  Japan  hat  die  russische  Regierung  den  Platz  zu  einem  Haupt- 
etappenort gemacht,  und  sie  ist  mit  allen  Kräften  bemüht,  dort  große 
Kriegsvorrlte  anzuhäufen.   Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  hat  dort 
fast  gänzlich  aufgehört  Wenn  daher  Kohle  oder  Lebensmittel  und  der- 
gleichen Güter,  deren  Kontertiandeeigenschaft  von  besonderen  Um- 
ständen abhängig  ist,  nach  Wladiwostok  befördert  \xerden,  so  muß, 
mangels  klaren  üegenbeweises,  angenommen  werden,  dad  dieselben  für 
den  Kriegsgebrauch  zu  liefern  waren.    Besonders  kann  es  bezüglich 
der  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers,  \»;'elrhe  aus  aus- 
gewählter Cardiffkohlc  besteht,  wie  sie  nur  zum  (lebrauch  auf  Kriegs- 
schiffen dient,  nicht  bezvxeifelt  weidv  ii,  daß  sie  vcirklich  für  den  Kriegi?- 
gebrauch  bestimmt  war.   Sie  ist  daher  mit  Recht  als  Konterbande  an- 
/.usi'hen.  *) 

Was  das  von  dem  Reklamanten  angezogene  Urteil  in  dem  „Nep- 
tunus"-FaH  angeht,  so  deckt  sich  jener  Fall,  in  dem  Tierfett  nach  Amster- 

♦   ')  II.  ZHfer  2, 
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dam  befördert  weiden  sollte,  niciit  mit  dem  vorliegenden.  Im  Ciec^enteil 
kann  man  die  Begründung  jenes  Urteils  vielmehr  zur  Bekräftigung  der 
Annahme,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  Konterbande  ist^ 
geltend  machen.  Denn  Amsterdam  hatte  damals  einen  vorwiegend 
kommerziellen  Charakter.  Die  gegenwärtigen  Verhältnisse  von  Wladi» 
^'ostok  sind  aber,  wie  oben  dargetan^  wesentlich  verschieden.  Das  In 
dem  Urteil  erwähnte  Brest  kommt  den  gegenwärtigen  Verhältnissen 
Wladiwostoks  vielmehr  gleich. 

Obwohl  es  bereits  vor  der  Abfahrt  von  Cardiff  bestimmt  war,  daR 
das  Schiff  nach  Wladiwostok  gehen  sollte,  geben  doch  der  Chartervertrag, 
der  Heuervertrag  und  das  Konnossement  die  neutralen  Häfen  Hong- 
kong, Shancfhai  oder  Kiautschou  als  Bestimmungsorte  an.  Auch  noch 
bei  der  Abfahrt  von  Hongkong  gab  der  Daiitpfer  fälschlich  Shanghai 
als  Reiseziel  an  und  erhielt  demcntsprechcnde  Reisepapiere.  Von  dort 
abfahrend,  nahm  er  absichtlich  einen  rmw  eg.  um  durch  die  Sova-Straßj 
narli  \\  Luiixostok  zu  gelangen  urul  hei  der  V'isilierung  durch  den  V'er- 
ti  t  lei  des  Kommandanten  der  „Nippon  Marii",  T  a  n  a  k  a  Hitaro,  gab 
dci  Kapitän.  Kuhert  Prideaux,  als  .Antwort,  er  gehe  nach  Shang- 
tiai.  Aüe«;  dies  kann  nicht,  \s  ie  öi^r  Vertreter  der  Reklamation  hrh  iiinki, 
als  mit  dem  Zweck  ge^eheiieii,  liindeiungjn  der  Rei>e  durch  die  eng- 
lischen Behörden  zu  entgehen,  odjr  als  kindisches  Verhalten  bezeichnet 
werden.  Vielmehr  dient  es  alles  dem  Plan,  absichtlich  den  Bestimmungs- 
hafen zu  verheimlichen  und  der  Aufbringimg  durch  die  japanische 
Marine  zu  entgehen.  Das  genügt,  um  anzunehmen,  daß  der  Kapitän 
dem  mit  dem  Fall  beauftragten  Prisenrat  gegenüber  die  Wahrheit  gesagt 
hat,  als  er  aussagte,  daß  alle  diese  Mittel  angewandt  worden  seien,  um  der 
Aufbringung  durch  die  japanische  Marine  zu  entgehen. 

Kurz,  der  Dampfer  ,;Easby  Abbey"  hat  unter  Anwendung  be- 
trügerischer Mittel  Kriegskonterbande  befördert,  und  daß  solche  Schiffe, 
bei  denen  betrügerisches  Vorgehen  vorliegt,  zusammen  mit  der  Konter* 
bandeladung  eingezogen  werden  können,  gleichgültig,  ob  der  Reeder 

an  diesem  Vorgehen  beteiligt  ist  oder  nicht,  wird  von  der  völker- 
rechtlichen Wissenschaft  und  Praxis  in  gleicher  Weise  anerkannt.*) 

Überdies  geht  aus  der  eigenen  Aussage  des  Kapitän'^  hervor,  daß  das  zur 
Verhandlung  stehende  Schiff  von  dem  Eigentümer  selb>t  Order  be- 
kommen hat,  nach  Wladiwostok  7U  getu  n,  imd  die  Behauptung  des  Ver- 
treters der  Reklaniaiion,  daß  der  Kapitän  sich  hierin  irre,  enibclirt  völlig 
jeder  Begründung. 

f>a  aus  den  nhigen  Oründen  die  Einziehung  des  Schiffes  erfolgen 
muß.  so  eriibngt  es  sich,  auf  die  weiteren  Reklamationspunkte  des  Re- 
klamanten noch  besonders  einzugehen. 

V.  §  44. 
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Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 


ViTk findet  am  4.  Mai  1905  im  Prisengericht  zu  Yokosuka,  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  beim  Prisengericht  zu  Yokosuka,  UchidaShi- 
genari. 

(Unterschritten.) 


Reklamant:  Pyman  Watson  Ltd.,  Cardiff,  tngiand,  ver- 
treten durch  John  William  Pyman. 

Prozeßvertreters  Rechtsanwalt  Akiyama  Genzo,  Tokio, 
Kyobashiku,  Unemecho  Nr.  15. 

Am  4.  Mai  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Yokosuka  in  der  Prisen- 
sache, betreffend  den  englischen  Dampfer  „Easby  Abbey",  welcher  am 
27.  Februar  1005  bei  der  Insel  Elorup  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff 
,,Nippon  Maru"  beschlagnahmt  worden  ist,  ein  Urteil  gefällt,  in  weichem 
auf  Wegnahme  des  englischen  Dampfers  „Easby  Abbey"  erkannt 
worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  John  William  Pyman  in  Vertretung 
i\c^  Reklamanten,  der  Firma  Pyman  Watson  Ltd.,  durch  den  Rechts- 
anwalt Akiyama  Oenzo  als  Prozeßvertreter  die  Berufung  eingelegt, 
wrlche  im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku  und  Dr. 
jur.  I  s  h  i  w  a  t  a  r  i  B  i  n  i  c  h  i  beim  Uberprisengericht  geprüft  \xordcn  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Keklamaüon, 
Akiyama  (j  e  n  z  o ,  und  deren  Gründe  sind  folgende : 

1.  Der  Eigentümer  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffe  sd 
.von  dem  Ladungseigentümer  verschieden  und  habe  nicht  unter  An- 
wendung betrügerischer  Mittel  Konterbande  geladen.  Wenn  daher  auch 
die  Ladung  als  Konterbande  angesehen  werde,  so  könne  doch  das 
Schiff  nicht  eingezogen  werden. 

2.  Die  Strafe  für  Konterbandetransport  sei,  wenn  die  Kontert)ande- 
ladung  nicht  im  Eigentum  des  Reeders  stehe,  lediglich  der  Verlust  an 
Zeit,  bracht  und  Kosten,  die  Strafe  der  Einziehung  könne  indes  nicht 
auferlegt  werden.  Auch  sei  es  ein  Grundsatz  des  modernen  Völker- 
rechts, daß,  vuenn  die  Konterbande  unter  An>xendung  betrüc^crischer 
Mittel  verschifft  ^ei,  auch  das  Schiff  nur  eingezogen  wercien  konni-,  \xenn 
es  klar  erviiesen  daß  der  Reeder  Mittäter  bei  dem  betriiiL^'enschen 
Vorgehen  sei.  NMrht  nur  England  erkcnnr  dies  an,  sondern  auch  die 
japanische  Pri^enorcliiung  stehe  auf  dicsmi  Standpunkt.  In  dem  vor- 
liegenden Fall  sei  aber  der  Reeder  ganz  sicher  nicht  Mittäter  bei  dem 
betrügerischen  Vorgehen,  und  es  sei  unrechtmäßig,  wenn  das  Urteil 
erster  Instanz,  ohne  zu  untersuchen,  ob  der  Reeder  bei  dem  beta'üge- 
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rischen  Vorgehen  beteiligt  gewesen  sei  oder  nicht,  entschieden  habe,  dafi 
das  Schiff  zusammen  mit  der  Konterbandeladung  einzuziehen  sei. 

3.  Um  auf  Grund  von  Anwendung  betrügerischer  Mittel  die  Strafe 
der  Einziehung  verfügen  zu  können,  genüge  es  nicht,  daß  in  den  Schiffs- 
papieren lediglich  der  letzte  Bestimmungsort  nicht  angegeben  sei,  es 
sei  vielmehr  erforderlich,  daß  die  Papiere  mit  der  Absicht  hergestellt 
seien,  der  Aufbringung  durch  die  im  Kriege  begriffene  Marine  /u  ent- 
gehen, und  daß  diese  Marine  auch  wirklich  dadurch  getäuscht  werden 
könne.  Wie  aber  unten  des  vxcit  rcn  dargetan  sei,  sei  kein  (irund  vor- 
handen für  die  Annahme,  daß  dk  Papiere  des  zur  Verhandiunij  stehenden 
Schiffs  mit  dieser  bösen  Absicht  hergesteilt  worden,  noch  aiu  h  daß  sie 
geeignet  seien,  um  mit  ihrer  Hülfe  der  Aufbringung  zu  entgehen. 

Hall  sage: 

Wenn  falsche  Schiffspapiere  angefertigt  würden,  um  die  auf* 
bringende  kriegführende  Macht  zu  täuschen,  so  könnten  sie 
nur  in  den  Fällen  als  schädlich  betrachtet  werden,  wo  da* 
durch,  da8  sie  als  echte  passierten,  die  Rechte  der  Kaptoren 
schließlich  zunichte  gemacht  werden  könnten.  Andernfalls 
seien  sie  im  allgemeinen  milde  zu  beurteilen. 
Danach  betrachtet,  stellten  die  Papiere  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Dampfers  keinen  ausreichenden  (iracl  von  Täuschung  dar,  um  Einziehung 
des  Schiffes  nach  sich  ziehen  zu  können. 

4.  Der  Reeder  habe  dem  Ladungseigentümer  den  Dampfer  zum 
Kohlentransport  vermietet,  und  in  dem  Chartervertrag  sei  Hongkong, 
Shanghai  oder  Kiautschou  als  Bestimmungsort  festgesetzt  worden.  Der 
Reeder  habe  daher  nicht  gewußt,  tiaß  die  f  ahrt  nach  einem  anderen 
Ort  gerichtet  worden  sei.  f)er  Chartervertrag  habe  nach  dem  Rechte 
England.s,  wo  er  abgeschlossen  sxorden  sei,  den  Charakter  eines  Sach- 
mietvertrages, und  man  müsse  daher  annehmen,  daß  der  Besitz  und 
die  Verfügungb.ge\\  all  über  das  Sehitf  damit  lür  die  Zeil  auf  den  C.harlerer 
übergegangen  seien.  Aber  auch  wenn  man  in  dem  vorliegenden  Charter- 
vertrag lediglich  einen  gewöhnlichen  Transportvertrag  erblicke,  so  sei 
es  doch  offenbar,  daß  der  Wille  des  Reeders  über  die  in  dem  Vertrag 
bezeichnete  Reise  nicht  hinausgegangen  sei.  Wenn  daher  der  Charterer 
heimlich  dem  Kapitän  Order  gegeben  habe,  nach  Wladiwostok  zu  gehen, 
und  der  Kapitän  diesen  Befehl  ausgeführt  habe,  könne  man  nicht  be- 
haupten, daß  der  Reeder  an  diesem  Vorhaben  beteiligt  gevcesen  sei  und 
bei  dem  Konterbandetransport  in  Mittäterschaft  stehe.  Auch  könne 
nach  den  gewöhnlichdi  Rechtsbegriffen,  wenn  auch  der  Kapitän  als 
der  Stellvertreter  drs  Keedets  Ite,  dieser  doch  für  willkürliche  Hand- 
lungen des  Kapitän^,  \xelrhe  außerhalb  von  dessen  ijew-öhidichen  Be- 
fugni'^'ien  lagen,  nicht  h;ittbar  L;cniaclit  \xerden.  Uni  m)  mehr  müsse 
dies  gelten,  wo  es  sich  um  einen  Kriegskonterbandetransport  unier  An- 
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Wendung  betrügerischer  Mittet  handele,  da  eine  solche  Handlung  eine 
Verletzung  des  Völkerrechts  sei. 

Aus  diesen  Gründen  könne  dem  Reeder  dafür,  daß  die  Schiff 
papiere,  den  Chartervertrag  ausgenommen,  falsche  Eintragungen  ent- 
hielten, solange  nicht  Beweis  für  die  ^Mittäterschaft  des  Reeders  vor- 
liege, die  Verantwortung  nicht  auferlegt  \xerden. 

5.  Der  Chartercr  habe  dem  Kipitän  bei  d^T  Abreiße  d 's  Schiffs 
Order  gegeben,  wenn  hei  Ankunft  in  Honcrkong  andere  Order  nicht  ein- 
gehe, mit  beliebigem  Kurs  nach  \X  l.uiiw ostok  711  fahren.  VX-^ladiwostcik 
sei  demnach  zur  Zeit  der  Abreise  noch  nicht  als  Beslinunungsurt  fest- 
gesetzt gewesen,    trst  nach  Ankunft  in  Mon^kong,  als  keine  andere 
Order  vorgelegen  habe,  sei  Wladisx  u.-.tuk  zum  Bestimmungsort  gemacht 
worden.  Daher  sei  darin,  daß  in  dem  im  Ausfahrtshafen  hergestellten 
Konnossement  und  den  Ausklarierungspapieren  Shanghai  oder  Kiau- 
tschou  als  Bestimmungsort  verzeichnet  worden  sei,  durchaus  nichts  Ver- 
dächtiges zu  erblicken.   Ebenso  sei  in  Hongkong  eine  Ausklarierungr 
für  Shanghai  erwirkt  worden,  weil  es  zu  befürchten  gewesen  sei,  daß 
die  englischen  Behörden  die  Reise  nach  Wladiwostok  verweigern  xcürden. 
Die  unwahre  Angabe  sei  dieser  I?.  hörde  gegenüber  also  nur  gemacht 
worden,  um  die  Abfahrt  zu  erleichtern.    Es  sei  von  s.  Ib->t  klar.  da& 
die  Handlungen  alle  nicht  der  Absicht  entsprungen  seien,  dadurch  der 
Aufbringung  durch  japanische  Kriegsschiffe  zu  entgehen. 

Da  ferner  die  Au<k!ariernngspnpiere  unter  den  Schiffspapieren  nur 
eine  unbedeutende  Rfilk-  spielten,  so  könne  es  nicht  als  ein  (irundsatz 
des  modernen  Völkerrei  hts  jnei  kannl  werden,  daß  die  Eintragung  eines, 
falschen  Be^tinimungsorts  in  diese  Papiere  die  Strafe  der  Einziehung 
bew  irken  solle. 

6.  Da  die  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  nach 
Rußlands  einzigem  Handelshafen  im  Osten,  nach  Wladiwostok,  zu  be- 
fördern gewesen  sei  und  zu  friedlichem  Gebrauch  dienen  könne,  so  sei 
die  Entscheidung,  daß  sie  Konterbande  sei,  unzutreffend.  Denn  die 
japanische  Prisenordnung  stehe  auf  dem  Standpunkt,'}  da&  Kohle  nur 
in  dem  Falle  als  Konterbande  gelte,  wenn  es  erwiesen  sd,  daß  sie  zum 
feindlichen  Knegsgebrauch  geliefert  werden  solle. 

Einmal  nnr^nommen,  dieser  Standpimkt  entspreche  den  völker- 
rechtlichen Grundsätzen,  so  sei  doch  Wladiwostok,  der  Bestimmungsort 
der  in  Erage  stehenden  Ladung,  nicht  nur  RuRlands  einziger  Kriegshafen 
im  Osten,  sondern  auch  sein  ein/icfer  Handeishafen.  Es  sei  d:iher  un- 
rechtmäßig, ohne  weiteres  anzunehmen,  daß  dorthin  bestimmte  Kohle, 
Vielehe  keine  absolute  Konterbande  sei,  für  den  Kriegsgebrauch  be- 
stiiiiiiit  M/i,  I  s  müsse  vielmehr  entsprechend  dem  Urteil  in  dem  „Nep- 
tunus"-!  all  im  englisch-holländischen  Kriege  im  Jalue  17%  angenommen 

~~     ^)  V.  §  14. 
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vt-erden,  daß  di>  in  Fra^i-  stehende  l.adung  für  den  I  laiutclsliakii  Wladi- 
^^u^lok  bestirnint  ->ci  und  Jür  friedlichen  Gebrauch  ^eli.:'teri  werden  solle. 

Das  Urteil  erster  Instanz  übersehe,  daß  auch  h^'ute  noch  der  ge- 
wöhnliche Handelsverkehr  mit  Wiadiwostok  in  Ausübung  begriffen  sei, 
und' sage,  es  sei  eine  bekannte  Tatsache,  daß  der  Handelsverkehr  des 
genannten  Hafens  gesperrt  sei.  Auch  darin  entstelle  das  Urteil  die 
Tatsachen,  daß  es  behaupte,  daß  Cardiffkohle,  welche  uberall  auf  der 
Erde  sowohl  für  den  Kriegsgebrauch  als  für  den  Industriegebrauch 
verwandt  werde,  im  fernen  Osten  ausschließlich  auf  Kriec^sschiffen  zur 
Verwendung  komme.  So  stehe  das  Urteil  mit  dem  Sachverhalt  im  Wider- 
spruch. Auch  darin  .sei  es  unbillig,  daß  es  die  einseitigen  Einbildungen 
des  Kapitäns  Robert  Prideauxats  Material  für  seine  Entscheidung 
angenommen  habe. 

Aus  diesen  Oiiindcn  wird  Authebung  des  Urteils  tr^icr  Instanz 
und  Kriaß  einer  I ntschcidung  auf  hreigabe  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Schiffes  heantrai^t. 

Die  Hauptpunkte  der  hrwiderung  des  Staatsanwalts  beim  Priscn- 
gerirht  zu  Yoko^nka,  Uchida  Shigenari,  sind  folgende: 

1.  Schon  vor  der  Abreise  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes 
von  Cardiff  sei  Wladi>xostok  als  Bestimmungsort  festgesetzt  gewesen. 
Obwohl  die  Oesellschaft,  der  das  Schiff  gehöre,  dem  Kapitän  Robert 
Prtdeaux  Order  gegeben  habe,  nach  Wladiwostok  zu  fahren,  lauteten 
das  Konnossement,  der  Chartervertrag  und  der  Heuervertrag  auf  die 
neutralen  Häfen  Hongkong,  Shanghai  oder  Kiautschou  als  Bestimmungs- 
ort. Auch  bei  der  Abreise  von  Hongkong  habe  der  Kapitän  auf  Grund 
seint  r  fälschlichen  Angabe  Ausklarierung  für  Shanghai  erhalten,  habe 
jedoch  absichtlich  einen  Umweg  gemacht,  uro  durch  die  Soyastraße 
nach  Wladi\xostok  zu  gelangen,  wobei  er  von  dem  ersten  Offizier  in 
das  Privats'  hiffsjournal  Shanghai  habe  eintragen  lassen.  Auch  habe 
der  Kapitän  bei  der  Visitieruni.,^  diu'  h  den  Stellvertreter  des  Kom- 
mandanten der  „Hippon  Maru",  den  Offizier  Tanaka  Eitaro,  ge- 
antwortet, er  führe  na'li  Shani^^hai.  1  >  offenbar,  d'jß  alles  dieses 
dem  wohlüberlegten  Plane  enispriuii^en  >ei,  durch  V'erheiniliehung  des 
Bestimmungsorts  der  Aufbringung  durch  die  japanisciien  Kriegsschiffe 
zu  entgehen. 

Die  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers  sei  aus- 
gewählte Cardiffkohle,  wie  sie  im  Osten  ausschließlich  bei  der  Kriegs- 
marine Verwendung  finde.  Außerdem  sei  ihr  Bestimmungsort,  Wladi- 
wostok, wie  bekannt,  Rußlands  wichtigster  Kriegshafen  im  Osten  und 
zurzeit  der  Hauptsammelplatz  für  seine  Marine.  Seit  dem  Kriege  mit 
Japan  habe  die  russische  Regierung  den  Platz  zu  einem  Hauptetappenort 
gemacht.  Sie  sei  mit  allen  Kräften  bemüht,  dort  große  Kriegsvorrätc 
anzuhäufen.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  habe  dort  fast  gänzlich 
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aufgehört.  Die  nach  dort  bcstiiiinitt;  Kolilcniaduiij^f  des  zur  Verhand- 
lung stehenden  Schiffs  sei  daher  mit  Recht  als  Konterbande  zu  t>etrachten. 

Es  entspreche  daher  den  völkerrechtlichen  Bestimmungen,  das  zur 
Verhandlung  stehende  Schiff,  weil  es  unter  Anwendung  betrügerischer 
Mittel  Konterbande  befördert  habe,  mitsamt  seiner  Konterbandeladung 
einzuziehen. 

2.  Es  sei  bereits  von  Anfang  geplant  gewesen,  das  Schiff  nach 
Wladiwostok  fahren  zu  lassen.  Wenn  man  erwäge,  daß  auch  der  Reeder 
dem  Kapitän  Order  gegeben  habe.  \  on  Hongkong  sogleich  nach  Wiadi- 
\xostok  zu  fahren,  so  sei  es  unbegründet,  anzunehmen,  daß  der  Reeder 
nicht  darum  gewußt  habe,  daß  in  dem  Chartervertrag,  der  doch  mit 
seiner  Betei!if,nmi,f  abgeschlossen  sei,  der  >xahre  Bestimmuni^^ori  \er- 
sch\xiegen  untl  ein  falscher  angegeben  sei.  Aber  auch  angenijninun. 
der  Reeder  habe  an  den  1  alschungeii  in  den  Schiffspapieren  keinen  Anteil, 
so  habe  doch  nach  der  völkerrechtlichen  Wissenschaft  und  Praxis  das 
Vorliegen  oder  Nichtvorlicgcn  solcher  Beteiligung  auf  die  Besuafung  des 
Schiffes  keine  Einwirkung. 

3.  Die  Fälschung  des  Bestimmungsorts  trage  die  größte  Schädi- 
gung  in  sich,  und  der  Umweg,  den  das  Schiff  von  Hongkong  aus  ge- 
nommen habe,  sei  eine  Täuschung,  mit  deren  Hilfe  das  Schiff  der  Auf- 
bringung habe  entgehen  wollen.  Es  sei  daher  recht,  das  Schiff  einzu- 
ziehen. 

4.  Punkt  4  und  5  der  Berufung  seien  nur  Erweiterungen  der 
Punkte  2  und  3.  Punkt  6  behaupte  lediglich,  die  Ladung  sei  keine 
Konterbande.  Es  erübrige  sich,  noch  einmal  darauf  zu  erwidern. 

Aus  diesen  Gründen  sei  die  Berufung  in  allen  Funkten  unbegründet 
und  zu  verwerfen. 

Das  vorliegende  1  rteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
1.  Es  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  wi'^htigster  Kriecjs- 
hafen  ist.  Seit  dem  Kriege  mit  Japan  hat  Rußhuul  es  zum  Siüizpunkt 
für  seine  Kriegsflotte  und  Hauptetappenort  gemacht.  Es  hat  dort  in 
ausgedehntem  Maße  W.iffen,  Lebensmittel,  Kohlen  und  sonstige  Kriegs- 
bedarfsartikel  aufgespeichert.  Der  ge>xöhnliche  Handelsverkehr  nach 
dorthin  hat  fast  ganz  aufgehört.  Es  ist  daher  durchaus  begründet,  wenn 
das  Gericht  erster  Instanz  angenommen  hat,  daß  die  nach  diesem  Hafen 
bestimmten  Steinkohlen  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  geliefert 
werden  sollten  und  daher  Kriegskonterbande  seien.  Dies  um  so  mehr, 
als  die  Kohlenladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers  aus^ 
gewählte  Cardiffkohle  ist  und  die  Preise  für  solche  im  Osten  so  auBer- 
ordentlich  hoch  sind,  daß  außer  für  den  Gebrauch  auf  Kriegsschiffen  zur 
Krieiis/eit  keine  Nachfrage  dafür  vorhanden  und  es  somit  unzweifelhaft 
ist,  daß  die  Kohle  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  geliefert  tierden 
sollte. 
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Der  Reklamant  sagt,  es  niiissc  nach  Art  der  Präceden/cntsi  heidung, 
betreffend  den  „Neptunus",  auch  in  diesem  hall  angenommen  werden, 
daß  die  hier  in  Frage  stehende  Ladung  für  friedliche  Zwecke  bestimmt 
gewesen  sei.  Aber  die  Ladung  im  „Neptunus^-Fall  und  die  des  vor- 
liegenden Falles  sind  ihrer  Art  nach  von  Grund  aus  verschieden,  und 
auch  die  Verhältnisse  der  Bestimmungsorte  sind  ganz  andere.  Es  ist 
daher  unfraglichi  dafi  jener  Fall  nicht  als  Präcedenz  auf  den  vorliegenden 
angewandt  werden  kann. 

2.  Das  Völkerrecht  erkennt  an,  daß  Schiffe  wie  das  zur  Verhandlung 
stehende,  deren  Reisezweck  der  Transport  von  Konterbande  ist,  ein- 
gezogen werden  können.*)  Auch  das  Oberprisen gericht  hält  dies  für  den 
Verhaltnissen  gerecht  \x-erdend.  Besonders  im  vorliegenden  rall,  wo  die 
ganze  Ladung  des  Schiffes  Konterbande  ist.  w  o  der  Reeder  dem  Kapitän 
bei  der  Abfahrt  des  Schiffes  Order  gegeben  hat,  nach  Wlacliviostok 
zu  gehen,  während  der  Chartervertrag  und  die  sonstigen  Schitfspapiere 
eiiicii  gefälschten  Bestimmungsort  anhalten;  also  das  Schiff  sich  des 
Transports  von  Konterbande  unter  Anwendung  betrügerischer  Mittel 
schuldig  gemacht  hat 

Da  schon  nach  dem  in  den  Punkten  1  und  2  Gesagten  die  Ent- 
scheidung der  ersten  Instanz  auf  Einziehung  des  zur  Verhandlung- 
stehenden  Schiffs  unfraglich  gerechtfertigt  ist,  so  liegt  kein  Bedürfnis  vor^ 
auf  die  einzelnen  Punkte  der  Berufung  besonders  einzugehen. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden : 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  8.  August  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamant!  M,a nn,Oeorge6tCo.  in  London,  England,  ver- 
treten durch  den  Kapitän  der  „Easby  Abbey",  Robert  Prideaux. 

ProzeBvertrciteri  Rechtsanwalt  Akiyaroa  Genzo,  Tokio, 
Kyobashiko,  Unemecho  Nr.  15. 

In  der  Prisensache,  betreffend  die  Ladung  des  englischen  Dampfers 
„Easby  Abbey",  wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung,  wie  folgt, 
entschieden: 

U  r  t  e  i  1  s  f  o  rm  e  1 : 
Es  wird  auf  Einziehung  der  auf  dem  engli  '  fi  -n  Dampfer  „Easby 
Abbey"  verladenen  etwa  4005  Tons  Cardiffkohien  erkannt. 

*)  Andcts  die  japanische  Seepriscnordnung  §§  49i  44  (V)  und  ihre  Gntndlage,. 
das  engtisdie  Manual  of  Naval  Pilze  Law,  Artikel  82--85. 
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Tatbestand  und  Grunde: 
Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  ist  von  dem  Reklamanten, 
mit  der  Absicht,  sie  nach  Wladiwostok  in  Rußland  zu  befördern,  am 
24.  November  1904  auf  dem  gecharterten  englischen  Dampfer  „Easby 

Abbcy"  verladen  >xorden.  Der  Dampfer  ist  am  7.  Dezember  des  Jahres 
von  Talbot  in  tngland  abgefahren,  über  verschiedene  Häfen  gereist  und 
bei  dem  Versuch,  durch  die  Soyastraße  nach  Wladivtostok  zu  gelangen, 
in  der  See  südlich  von  Ftorup  in  Treibeis  geraten,  wodurch  er  Schaden 
an  seinem  Schiffskörpir  nahm  und  lange  seine  H;'vc  egiiniTsfähi^^keit  ein- 
büßte. Am  27  Februar  1905  vormittn^s  \x  iirclc  der  Dampier,  vvahtcud 
er  so  vetsrhlai^cn  und  mit  Reparatur  lusc  haftii^n  viar,  von  dem  Kaiser- 
lichen Kriegsschiff  „Nippon  Maru"  mit  der  zur  Verhandlung  stehenden 
Ladung  beschlagnahmt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussagesrhrift  des 
Vertreters  des.  Kunmiaucianu  ti  der  „Nippon  Maru",  des  Korvellenkapitäns 
Tanaka  Eitaro,  die  Vernehmungsprotokollc  des  Qenanntcn  und 
des  Kapitäns  RobertPrideaux  des  genannten  Dampfers,  das  Schiffs* 
Zertifikat,  das  Tagebuch,  den  Chartervertrag,  den  Heuervertrag  und 
das  Konnossement 

Die  Hauptpunkte  der  Reklamation  sind  folgende: 

Die  von  dem  Reklamanten,  einem  neutralen  Staatsangehörigen, 
unternommene  Beförderung  von  Steinkohle  nach  Wladiwostok,  einem 
Hafen  einer  kriegführenden  Macht,  sei  eine  öffentliche  Handelstrans- 
aktion, welche  unter  den  Freiheiten  des  neutralen  Handelsverkehrs  stehe 
und  unhcstreitbar  eine  völkerrechtlich  nicht  anfechtbare  Handluni^  sei. 

Da  Kohle  keine  absolute  Konterbande  sei,  so  müsse  im  vorliegenden 
Falle,  >x-o  Kohle  nach  Wladiwostok  .L,a'he,  einem  Hafen,  der  .lie  Ltgcn- 
schaften  sowohl  ciin:-,  Krieg»-  als  eines  Handelshalens  besit/e,  mangels 
Gegenbeweises,  angenommen  werden,  daß  sie  nach  dem  Handelshafen 
WLadivcostok  habe  befördert  und  nicht  für  den  Kriegsgebrauch  ge- 
liefert werden  sollen.  Daß  dies  billig  sei,  tue  auch  die  Fräcedenz-Ent- 
scheidung,  betreffend  den  im  englisch-holländischen  Krieg  im  Jahre 
1798  aufgebrachten  „Neptun us"  dar.  Für  den  vorliegenden  Fall  gelte  dies 
auch  um  so  mehr,  als  die  Ladung  nicht  ausschließlich  für  den  Kriege 
gebrauch  verwendbar  sei,  sondern  solche  auch  ganz  allgemein  im  In- 
dustriebetriebe verbraucht  werde.  Daher  sei  es  zutreffend,  die  zur  Ver- 
handlung stehende  Ladung  nicht  als  Konterbande  anzusehen. 

Ferner  einmal  angenommen,  daß  die  zur  Verhandlun;^  »stehende 
Ladung,  obwohl  keine  Konterbande,  feindlichen  Charakter  habe,  weil  sie 
nach  feindlichem  üebiet  habe  befördert  w  erden  sollen,  so  könne  sie  doch, 
weil  sie  unter  neutraler  Flagge  fahre,  nach  der  F*ariser  Seerech t>dekla- 
ration  vom  Jahre  18Sb  nicht  eingezogen  werden.  F.s  werde  daher  eine 
Fntbcheidung  auf  Freigabe  der  Ladung  beantragt 
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Das  Gericht  ist  der  folgenden  Ansicht: 

Es  ist  bekannt,  daft  Wlodiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegs- 
hafen im  Osten  und  zurzeit  der  Hauptstutzpunkt  für  seine  Marine,  ist. 
Seit  dem  Kriege  mit  Japan  hat  die  russische  Regierung  den  Platz 'zu 
einem  Hauptetappenort  gemacht  und  sie  ist  mit  allen  Mitteln  bestrebt, 
dort  gro&e  Kriegsvorräte  anzuhäufen.  Der  gewöhnliche  tiandelsv  erkehr 
hat  dort  fast  gänzlich  aufgehört.  Wenn  daher  Kohle,  Lebensmittel  oder 
dergleichen  Güter,  deren  Konterbandeeigenschaft  von  besonderen  Um- 
ständen abhängig  ist,  nach  Wladiwostok  befördert  \xcrden,  so  muß, 
mangels  klaren  Gegenbe>xeises,  angenommen  >xerden,  daß  dieselben  für 
den  Krierrsgebrauch  zu  liefern  waten.  H.-^nnders  kann  es  be/ügtuli 
der  zur  \'erhandlung  stehenden  1  adung,  >*elciie  aus  ausgevt  ähitcr  Cardiit- 
kohle  besteht,  wie  sie  im  wesentlichen  nur  zum  Gehrauch  auf  Kriegs- 
schiffen dient,  nicht  bezweifelt  werden,  daß  sie  wirklich  zum  Kriegs- 
gebrauch bestimmt  war.  Sie  ist  daher  mit  Recht  als  Konterbande 
umzusehen.  ^) 

Der  Kapitän  Robert  Prideaux  hat  durch  seine  Aussage, 

er  glaube  wohl,  daB  die  Kohle  in  Wladiwostok  der  russischen 
Regierung  hätte  geliefert  werden  sollen,  doch  wisse  er  es  nicht 
sicher, 

■den  wahren  Charakter  der  Ladung  enthüllt. 

Was  das  von  dem  Reklamanten  angezogene  Urteil  in  dem 
„Neptunus"-Fall  angeht,  so  deckt  sich  jener  Fall,  in  dem  Tierfett  nach 
Amsterdam  befördert  >x erden  sollte,  nicht  mit  dem  vorliegenden.  Im 
Gegenteil  kann  man  die  Begründung  jenes  Falls  viel  eher  zur  Bekräfti- 
gung der  Annahme,  daR  die  hier  zur  Verhandlung  stehende  I  adimg 
Konterbande  ist,  geltend  machen.  Henn  Amsterdam  hatte  damals  einen 
vorxxiegend  konnner/icilcn  Charakter.  Die  gegen>xärtigen  \''erhältnisse 
von  Wladiwostok  sind  aber,  wie  oben  dargetan,  veescntlieh  .ind.'rc. 
Das  in  dem  Urteil  ermahnte  Brest  komuU  den  gegen  war  ligeii  Verhall- 
nissen Wladiwostoks  viel  mehr  gleich. 

Da  so  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  Konterbande  Ist, 
so  kann  sie,  obwohl  unter  neutraler  Flagge  fahrend,  eingezogen  werden.  *) 
Dies  ist  von  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  vom  16.  April  1856  und 
der  völkerrechtlichen  Wissenschaft  und  Praxis  anerkannt. 

Daher  ist  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  einzuziehen  und 
CS  wird  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  4.  Mai  1^)05  im  Prisengericht  zu  Yokosuka  im  Bci- 
^in  des  Staatsanwalts  Uchida  Shigenari. 

« 

(Unterschritten.) 
Ziffer  2.  -     V.  §  42. 
)lAr«lr»ii4>M«elilsBbnrv,  Dm  JaptnlMfa*  Prfaearwtat.  (48) 
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Reklamant:  Wann,  (Kori^c  &  Co.  in  London,  England,  ver- 
trckn  clurch  den  Kapitän  des  Dampfers  „hasby  Abbey",  Robert 

P  r  i  d  t.  a  u  X. 

Prozeßvertreter I  Rechtsanwalt  Akiyarna  Cienzo,  Tokio, 
Kyobashiku,  Unemecho  Nr.  15. 

■  Am  4.  Mai'  1905  hat  das  Prise ngt  rieht  zu  Yokosuka  in  der  Prisen- 
sache, l>etreffend  die  Ladung  des  englischen  Dampfers  „Easby  Abbey' V 
welcher  am  27.  Februar  1905  bei  der  Straße  von  Etorup  von  dem  Kaiser« 
iichen  Kriegsschiff  „Nippon  Maru"  beschlagnahmt  worden  ist,  ein  Urteil 
gefällt,  in  welchem  auf  Wegnahme  der  auf  dem  englischen  Dampfer 
„Easby  Abbey"  verladenen  etwa  4005  Tons  Cardiffkohle  erkannt 
worden  ist. 

Oe!::fen  dieses  Urteil  hat  Robert  Prideaux  als  Vertreter  des 
Reklamanten,  der  hirma  Mann,  (ieori^e  8:  Co.  durch  den  Rechts- 
anwalt Akiynma  Cjen;'o  als  Pi o/cBvertreter  die  Berufung  eingelegt, 
welche  im  Bci>cin  der  Staatsanwälte  I'sutsuki  Keiroku  und  Dr. 
jur.  I  s  h  i  VC  a  t  a  r  i  B  i  n  i  c  h  i  h(  im  ( )bcrprisengeri(  ht  geprüft  worden  ist. 

Die  HauptbLiutLiiigspunkle  des  Vertreters  der  Reklamation, 
AkiyamaOenzo,  und  deren  Gründe  sind  folgende : 

1.  Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  sei  nach  Wladiwostok, 
dem  einzigen  Handelshafen  Rußlands  im  Osten,  befördert  worden  und 
zu  friedlichem  Gebrauch  bestimmt.  Daher  sei  es  eine  ungerechte  Ent- 
scheidung, sie  als  Konterbande  anzusehen. 

2.  Die  japanische  Prisenordnung  stehe  auf  dem  Standpunkt,  daß 
Kohle  nur  als  Konterbande  gelte,  wenn  es  erwiesen  sei,  daß  sie  für  den 
feindlichen  Kriegsgebrauch  geliefert  Vierden  solle. 

Einmal  angenommen,  dieser  Standpunkt  entspreche  den  völker- 
rechtlichen Orund'iätzen,  so  sei  doch  Whdiw  o'^tok,  der  Bestimmungsort 
der  in  Krage  kommenden  1  adung,  nicht  nur  Rußlatids  einziger  Kriegs- 
hafen, sondern  auch  .'^ein  einziger  Handelshafen  im  Osten,  hs  sei  flaher 
unrechtmäßig,  ohne  weiteres  anzunehmen,  daß  dorthin  bestiuinUc  Kohle, 
welche  keine  absolute  Konterbande  sei,  für  den  Kriej^^sgchrauch  bestunmt 
sei.  Es  müsse  vielmehr  entsprechi^nd  dctn  Urteil  in  dem  .,Neptunus"- 
Fall  im  engli$ch>holländischen  Kriege  vom  Jahre  179S  angenommen 
werden,  daß  die  hier  in  Frage  stehende  Ladung  fOr  den  Handelshafen 
Wladiwostok  bestimmt  sei  und  für  friedlichen  Gebrauch  geliefert  werden 
solle. 

Wenn  das  Urteil  erster  Instanz  Wladiwostok  als  einen  reinen  Kriegs- 
hafen ansehe  und  es  mit  dem  in  dem  „Ncptunus"-Urteil  erwähnten 
Kriegshafen  Brest  auf  eine  Stufe  stelle,  so  sei  das  eine  falsche  Auffassung 
der  Tatsachen.  Folglich  sei  auch  die  Präcedenzrntscheidung  nicht  richtig 
angezogen.  Das  Urteil  erster  insUinz  üisersehe,  daß  auch  heute  noch  der 
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gewöhnliche  Haiidelsvtrkf  hr  mii  NX'  ladivc  ostok  in  Ausübung  begriffen  sei, 
und  sage,  es  sei  eine  bekannte  Tatsache,  daB  der  Handelsverkehr  des 
genannten  Hafens  gesperrt  sei.  Auch  darin  entstelle  das  Urteil  die  Tat- 
sachen, daß  es  Ixhaupte,  daß  Cardiffkohle,  welche  überall  auf  der  Erde 
sowohl  für  den  Kriegs«  als  für  den  Industriegebrauch  verwandt  werde, 
im  fernen  Osten  ausschließlich  auf  Kriegsschiffen  zur  Verwendung, 
komme  So  stehe  das  Urteil  mit  dem  Sachverhalt  in  Widerspruch.  Auch 
darin  sei  es  unbillig,  daß  es  die  einscitig^^n  Einbildungen  des  Kapitäns 
Robert  Prideaux  als  Material  für  seine  Entscheidung  angenommen 
habe. 

'i.  y^eni^Vich  der  Behandlung  relativer  Konterbande  aut  neutralem 
Sehitt  stehe  die  englische  Praxis  auf  dem  Standpunkt,  daß  Kin/iehung 
gegen-  Leistung  einer  Entschädigung  erfolgen  könne.  Das  k<  ntinentale 
Prinzip,  welches  mit  den  Beschliisst  ii  des  internationalen  Völkn  rechts- 
kongresses  übereinstimme,  erkenne  mit  Bezug  aul  derartige  Cjüter  unter 
der  Bedingung  der  Entschädigung  nur  ein  Recht  der  Beschlagnahme, 
oder  des  Vorkaufs  für  den  kriegführenden  Staat  an.  Japan  weiche  von 
diesen  Prinzipien  und  Gewohnheiten  ab  und  bestimme  in  unbilliger 
Strenge  bedingungslose  Einziehung.  Besonders  auch  da  die  japanische 
Seeprtsenordnung  sich  auf  den  englischen  Prinzipien,  aufbaue,  sei  es 
wünschenswert,  daß,  wo  es  sich  um  neutrale  relative  Konterbandegüter 
handele,  eine  billigere  Haltung  eingenommen  werde. 

Aus  diesen  Gründen  werde  Aufhebung  des  Urteils  erster  Instanz 
und  Erlaß  einer  Ent>chcidung  auf  t-reigat)e  der  zur  Verhandlung 
stehenden  Ladung  beantragt. 

Hie  Hauptpunkte  der  Er\xiderung  des  Staatsanwalts  beim  Prisen- 
gericht /u  Yokosuka,  Uchida  Shigenari,  sind  folgende : 

1.  Der  Reklamant  habe  dafür,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende 
Ladung  zu  friedlichem  üebrauch  geliefert  werden  solle,  keinerlei  Be- 
weis erbracht. 

>X'ladi\\ (jstok  sei  nun  zurzeit  f^ußlands  einziger  Krieg^haten  im 
Osten  und  der  1  iaupthlützpunki  der  russischen  Flotte.  Seit  tiem  Ki  iege 
mit  Japan  habe  die  russische  Regierung  diesen  Platz  zu  einem  llaupt- 
etappenort  gemacht,  dort  seine  ganze  Kraft  zusanuncngezogen  und  sei 
bestrebt,  dort  Kohle  und  sonstige  Kriegsbedarfsgegenstände  anzuhäufen. 
Es  sei  bekannt,  daß  der  gewöhnliche  Handelsverkehr  dort  fast  gänzlich 
aufgehört  habe.  Wenn  daher  Kohle  und  dergleichen  Güter,  deren 
Konterbandeeigenschaft  von  besonderen  Umständen  abhängig  sei,  nach 
Wladiwostok  befördert  wurden,  so  sei  es  billig,  mangels  klaren  Gegen- 
beweises anzunehmen,  daß  dieselben  für  den  Kriegsgebrauch  geliefert 
werden  sollten.  Dies  gelte  besonders  auch  bezüglich  der  zur  Verhand- 
lung stehenden  Ladung,  welche  aus  ausgewählter  Cardiffkohle  bestehe, 
wie  sie  im  Osten  ausschließlich  zum  Gebrauch  auf  Kriegsschiffen  diene. 
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Auch  habe  die  „Easby  Abbey",  auf  der  die  Kohle  verladen  sei, 
vorsätzlich  den  Bestimmungsort  verheimlicht  und  versucht«  dadurch  der 
Aufbringung  durch  die  japanische  Marine  zu  entgehen.  Daraus  könne 
man  mit  Recht  folgern,  da&  die  Kohle  wirklich  für  den  russischen  Kriegs- 
gebrauch zu  liefern  gewesen  und  dah.i  Konterbande  sei.  Das  Völker- 
recht erkenne  aber  an,  daß  Konterbande,  wenn  auch  unter  neutraler 
Flagge  fahrend,  der  Einziehung  nicht  entgehen  könne. 

2.  Die  Punkte  2  und  3  der  Berufung  seien  nur  eine  Prweiterung 
der  vorhcritren  ArfTtnnente,  so  daß  eine  besondere  trörterung  derselben 
über f  1  ü ssig  erst ■  1  ic i n c . 

Aus  diesen  (irüiidcii  sei  die  Berufung  in  allen  Punkten  un- 
begründet iiiul  /u  wiwerfen. 

Das  vtHlicgciidc  Urteil  >xird,  wii  lolgt,  begründet: 

1.  Es  ist  bekannt,  daß  Wladi\xostok  Rußlands  wichtigster  Ki  icgs- 
hafen  ist  Seit  dem  Krieg  mit  Japan  hat  Rußland  es  zum  Stützpunkt 
für  seine  Kriegsflotte  und  Hauptetappenort  g^^ macht.  Es  hat  dort  in 
ausgedehntem  Maße  Waffen,  Lebensmittel,  Kohle  und  sonstige  Kriegs- 
bedarfsartikel aufgespeichert.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  dorthin 
hat  fast  ganz  aufgehört.  Es  ist  daher  durchaus  begründet,  wenn  das 
Gericht  erster  Instanz  angenommen  hat,  daß  die  nach  diesem  Hafen  be- 
stimmten Steinkohlen  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  geliefert  ^xerden 
sollten  und  daher  Kriegskon tn  bande  seien.  Dies  um  so  mehr,  als  die 
zur  V'erhandlung  stehende  Ladung  ausge^5:■ählte  Cardiffkohle  ist  und  die 
Preise  für  solche  im  Osten  so  außerordentlich  hoch  sind,  daß  auB.T  für 
den  (icbiaiuii  auf  Kriegsschiffen  zur  Kriegszeit  koiiic  Nachtras^e  dafür 
vtnhaiuicn  iiiui  es  somit  un/w i lultiaft  ist,  dali  die  Kohle  für  d^'n 
russischen  Ki  ici^^ot^bi-auch  i^cliefcrt  Vierden  sollte. 

Dci  Reklamant  sagt,  (_>  müsse  nach  der  Art  der  Prac;:denz- 
entscheidung,  betreffend  den  ,,iNjptuiuis",  aueii  in  diesem  Falle  an- 
genommen werden,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  für  fried- 
liche Zwecke  bestimmt  ge\x'esen  sei.  Aber  die  Ladung  im  „Neptunus"- 
Fall  und  die  des  vorliegenden  Falls  sind  ihrer  Art  nach  von  Grund  aus 
verschieden,  und  auch  die  Verhältnisse  der  Bestimmungsorte  sind  ganz 
andere.  Es  ist  daher  unfraglich,  daß  jener  hall  nicht  als  Präcedenz  auf 
den  vorliegenden  angewandt  werden  kann. 

Daher  sind  Punkt  1  und  2  der  Berufung  unbegründet. 

2.  Es  ist  völkerrechtliches  Prinzip,  daß  Konterbande  schlechthin 
konfisziert  vcerden  kann.  Wünsche  bezüglich  Vorkaufs,  hänziehung 
gegen  Entgelt  oder  Beschlagnahme  unter  der  Bedingung  der  Fntschädi' 
gung,  wie  sie  der  Reklamant  äußert,  sind  nur  verwirklicht,  \co  besondere 
vertragliche  Abmachungen  vorliegen.  Im  übrigen  finden  sich  diese  tr- 
scheinungcn  in  Praxis  und  Theorie  nur  vereinzelt.  Keiiienfalls  können 
sie  jedoch  als  völkerrechtliche  Kegel  anerkannt  werden.  Man  kann  daher 
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nicht  sagen,  daß  das  Urteil  erster  Instanz  es  in  etwas  versehen  habe, 
wenn  es  diesem  Ansuchen  des  Reklamanten  nicht  Folge  leistete. 

Demnach  ist  auch  Punict  3  der  Berufung  unbegründet. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden : 

Die  Berufung  wird  abgewiesen. 
Am  8.  August  1905  im  OlKrprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Die  „Vegga"  -  Dampfschiffahrt  -  Aklicngcscllsciiait, 
Reederei  des  Dampfers  „Vegga",  Schweden,  Limnham,  vertreten  durch 
Charles  Francis  Benson,  Kapitän  des  Dampfers  „Vegga"  aus  Var- 
berg  in  Schweden. 

Pnmfivertreter;  Die  Rechtsanwälte  Akiyama  Cenzo  und 
Nishi  Noshun,  Regierungsbezirk  Kanagawa,  Yokohama,  Yamashi- 
tacho  Nr,  75. 

In  der  Prisensache,  betreffend  den  schwedischen  Dampfer  „Vegga," 
wird,  wie  folgt,  entschieden : 

U  r  t  e  i  1  s  t  o  r  m  e  1 : 
Der  Dampfer  „Vegga"  wird  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „Vegga"  steht  im  Eigen- 
tum des  Reklamanten,  der  „Vegga"-Dampfschiffahrt-Aktiengesellschaft, 
führt  die  schwedische  Elagge  und  ist  ein  Handelsschiff,  das  zum  Outer- 
transport  dient.  Im  Auftrage  der  Agentur  der  Reederei  in  W'e^i-Hartle- 
pool,  England,  der  Aktiengesellschaft  Jacob  H  e  s  s  I  e  r ,  wurden  in  Barry 
von  der  dortigen  Ai^entiir  der  Reederei,  Watts  Watts  8:  o. 
Tons  rauchloser  Cardiifkohle  igelnden,  um  nach  Wladiwostok  in  Ruß- 
land befördert  zu  werden.  Der  Dampfer  fuhr,  ohne  ein  Kuiuto>:.cinvnt 
zu  besitzen,  am  10.  September  1Q()4  unter  der  Vorgabe  nach  Sabang 
auf  der  Insel  Puloway  zu  gehen,  von  Barry  ab.  Als  Bestimmungsorte 
wurden  Sabang,  Labuan  und  Hongkong  bezeichnet.  In  Hongkong  an- 
gekommen, ließ  der  Dampfer  sich  Ausklarierung  nach  Shanghai  geben, 
fuhr  aber  von  dort,  wie  auch  im  Tagebuch  und  Maschinenjournal  von 
da  ab  richtig  eingetragen  wurde,  ohne  Shanghai  anzulaufen,  direkt  nach 
seinem  Bestimmungsort.  Auf  dieser  Fahrt  v(  urde  er  am  3.  März  1905 
auf  34"  10'  n.Br.  und  127"  43'  ö.  L.,  weil  er  Konterbande  führe,  von 
dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Nikko  Maru"  aufgebracht. 
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Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Stellvertreters  des  Koitimandanten  der  „Nikko'  Maru",  Marineleutnants 
Nikuta  Hitoshi,  die  Vemehmungsprotokolle  des  Kapitäns  der 
fiVegga",  Charles  Francis  Benson,  des  ersten  Offiziers 
Christian  Nordstrom,  des  zweiten  Offiziers  C arl  Larson  und 
des  Obermaschinisten  Berndt  Fredcrikson,  das  Schiffszertifikat, 
das  Tagebuch,  das  Maschinenjournal,  den  Ausklarierungsschein,  den  Ge- 
sundheitspaß, eine  Tonssieuerbescheintgung  und  eine  Leuchtturmsteuer- 
quittung. 

f^ie  H  niptpunkte  der  Ausführungen  der  Vertreter  der  Reklamation 
sind  foi^cndc: 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  sei  ein  neutrales  Fahrzeug, 
und  die  auf  ihm  verschiffte  Kohle  gehöre  der  Firma  Harris,  Dixon 
&  Co.  Ltd.  in  London.  Lngland,  und  sei  von  der  Firma  Furness 
Withy  &  Co.  Ltd.  in  West-1  lartlcpuol  als  Absender  verschifft.  Daher 
seien  Schiffseigentfimer  und  Ladungseigentümer  verschieden. 

Der  Bestimmungsort  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes, 
Wladiwostok,  sei  in  dem  Tagebuch  offen  angegeben.  Wenn  daher 
auch  in  den  anderen  Papieren  ein  falsches  Reiseziel  verzeichnet  sei, 
so  könne*  man  deshalb  nicht  behaupten,  da6  das  Schiff  auf  betrflgierische 
Weise  der  Aufbringung  durch  die  japanische  Marine  zu  entgehen  ver- 
sucht habe. 

Selbst  W4'nn  man  demnach  annehme,  daß  die  Kohienladung  des 
Schiffs  Konterbande  sei,  könne  doch  das  Schiff  nicht  eingezogen  «erden. 

Viel  vc-eni^er  daher,  ■«•()  die  Kohle  keine  Konterbande  sei,  «sondern  als  eine 
gcw öhniirtie,  zum  Iransport  nach  dem  Handelshafen  Wladiwostok  be- 
stimmte- I  adung  an^i-^cht-n  Vierden  müsse. 

Aii>  diesen  Gründen  sei  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff 
freizugeben. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 
Es  stehe  außer  Zweifel,  daß  die  auf  dem  zur  Verhandlung  stehenden 
Schiff  verladene  Kohle  Konlerbande  sei.  Auch  habe  das  Schiff  sich 
bei  der  Beförderung  derselben  betrügerischer  Mittel  bedient,  und  es 
könne  nicht  angenommen  werden,  daß  der  Eigientümer  des  Schiffes  und 
der  Kohle  derselbe  sei. .  Daher  müsse  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff  eingezogen  werden. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Die  Bestimmungen  und  die  Praxis  des  Völkerrechts  stehen  auf 
dem  Standpunkt,  daß  Schiffe,  welche  unter  Anwendung  betruirti  i^cher 
Mittel  Konterbande  führen  und  bei  denen  der  Eigentümer  des  Schiffs 
und  der  Ladung  derselbe  ist,  eingezogen  werden  müssen. 

Die  auf  dem  zur  Verhandlung^  stehenden  Schiff  verladene  Kohle 
ist  nach  Wladiwostok  bestimmt,  dem  emzigen  Flottenstützpunkt  RuÜ- 
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lands  im  Osten.   Ihrer  Qualität  nach  ist  sie  rauchlose  Cardiff kohle, 

wie  sie  so  gut  \x  ie  ausschließlich  bei  der  Kriegsmarine  zur  Vervt  endung 
kommt.  Weil  sie  somit  für  den  feindlichen  Kriegsgebrauch  bestimmt 
war,  ist  sie  Konterbande.  ^) 

Die  Firma  Jacob  Hessler  &  Co.  in  West-Hartlepool  trug  dem 
Kapitän  auf,  im  Bestimmungsort  in  Verbindung  mit  Qinsburg  über 
die  Kohle  zu  verfügen,  und  der  Kapitän  sagt  aus,  daß  er  nach  Ankunft 
in  Hongkong  erfahren  habe,  daß  Qinsburg  in  Wladiwostok  sei. 
Danach  zu  schließen,  hat  es  schon  vor  V-'erschiffuntf  der  Kohle  fest- 
gestanden. daR  >if  nach  Wladiwostok  gehen  sollte.  Irotzdem  hat  der 
Dampfer  nach  meiner  Abfahrt  von  Barry  während  der  Heise  andauernd 
fälschiicherw  eise  neutrale  Häfen  als  Be>tininiuiigsorl  angegeben.  Ins- 
besondere hat  er  in  Hongkong  sich  Auskiarierung  nach  Shanghai  geben 
lassen,  welches  er  gar  nicht  anzulaufen  beabsichtigte,  und  ist  direkt 
nach  Wladiwostok  abgefahren. 

Da  dies  unfraglich  t{eschehen  ist,  um  der  Aufbrini,ain^  liurch 
die  japanischen  Kriegsschilte  zu  entgehen,  so  ist  es  klar,  daß  das  Schiff 
sich  des  Konterbandetransports  unter  An\xendung  betrügerischer  Mittel 
schuldig  gemacht  hat  Wenn  auch  seit  der  Abreise  von  Hongkong 
im  Tagebuch  und  Maschinenjournal  Wladiwostok  als  Reiseziel  ein- 
getragen worden  ist,  so  kann  doch  das  Schiff  um  dieses  unbedeutenden 
Punktes  willen  nicht  dem  Vorwurf  des  Konterbandetransports  unter 
'Anwendung  betrügerischer  Mittel  entgehen. 

Da  femer  die  Kohle  im  Auftrage  einer  Agentur  des  Reeders 
von  einer  anderen  Agentur  desselben  verladen  worden  ist,  so  muß 
vermutet  werden,  daß  sie  im  Eigentum  des  Reeders  steht.  Weder 
aus  den  Aussagen  der  Besatzung  noch  den  auf  dem  Schiff  vorgefundenen 
Papieren,  noch  auch  sonst  ergibt  sich  ein  Beweis  für  das  Vorhandensein 
eines  anderen  Eigentümers. 

Die  Vertreter  der  Reklamation  haben  eine  Vollmacht  der  Firma 
Harris,  Dixon  &  Co.  und  eine  Abschrift  des  Konnossements  ein- 
gereicht und  behaupten,  das  Schiff  und  die  L.aduriL^  stiniden  in  ver- 
schiedenem Eigentum.  Aber  in  der  Volhiiacht  bezeichnen  sich  Harris, 
Dixon  8c  Co.  einfach  selbst  als  Eigentümer  der  Ladung,  ohne  dafür 
irgendu  ie  Bew  eist-  bei/ubrini^en. 

Was  ferner  die  Abschrift  des  Konnossements  angeht,  so  ist  sie 
weder  auf  dem  Schiff  voriianden  i^ewe^en,  noch  trägt  sie  t^iie  ciL^n'n- 
händige  Unterschrift  der  betreffenden  Einiia.  Deshalb  kann  ihr  keine 
Anerkennung  zuteil  werden;  es  muß  vielmehr  angenommen  werden, 
daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  im  gleichen  Eigentum  steht 
wie  die  auf  ihm  verladene  Konterbande. 

»)  II.  Ziffer  2. 
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Das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  ist  daher  mit  Recht  ein- 
zuziehen,') und  es  wird  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  10.  Juni  1905  im  Prisengericht  zu  Sasebo,  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  Mizukami  Chojiro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Die  „ Vegga' '  -  Dam pfschif fahrt  -  Aktiengesellschaft^ 
Schweden,  Umnham,  vertreten  durch  den  Kapitän  des  Dampfers 
»Vegga",  Charles  Francis  Benson,  aus  Varberg  in  Schweden. 

ProzeBvertreter:  Die  Rechtsanwälte  Akiyama  Gen zo 'und 
Nishi  Koshun,  Regierungsbezirk  Kanagawa,  Yokbhama,  Yama- 
shitacho  Nr,  75. 

Am  10.  Juni  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
sache, betreffend  den  schwedischen  Dampfer  „Vegga",  welcher  am 
3.  März  1005  auf  34  «  10 '  n.  Br.  und  127  M3  '  ö.  I  .  von  dem  Kaiscrhchen 
Kriegssrhilf  „Nikko  Alaiii"  aufgebracht  worden  ist.  ein  Urteil  f^efSllt, 
in  welciieni  auf  bünzit  liunL,^  des  Dampfers  „Vegga"  erkannt  worden  ist. 

Qfvjren  dieses  Urteil  hat  ('haries  h  rnnris  Ben  so  n  ils  V^er- 
treter  des  Reklamanten,  der  ,.V'ej.,'^Lra"-Dampfschit fahrt- Aktiengesellschaft, 
dureh  die  RechtsanwäUe  A  k  i  y  a  ni  a  O  e  n  /  o  und  Nishi  K  os  h  u  n  die 
Berufuii*^  eint^ele^^t,  welche  im  B.isoin  der  Staatsanwälte  Tsutsuki 
K  e  i  r  o  k  u  und  Dr.  jur.  I  s  h  i  w  a  t  a  r  i  B  i  n  i  c  h  i  beim  Ubcrpriscngcricht 
geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptt>erufungspunkte  der  Vertreter  der  Reklamation,  Aki- 
yama Oenzo  und  Nishi  Koshun,  sind  folgende: 

Die  am  10.  Juni  1005  vom  Prisengericht  zu  SaselH)  gefällte  Ent- 
scheidung auf  Einziehung  des  Dampfers  „Vegga"  sei  unzutreffend.  Es 
werde  Aufhebung  des  Urteils  und  Freigabe  des  genannten  Dampfers  be- 
antragt, und  zwar  aus  folgenden  Gründen : 

1.  Der  Eigentümer  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  sei 
verschieden  von  dem  der  Ladung  und  er  habe  sich  keiner  betrügerischen 
Handlungen  schuldig  gemacht.  Das  Gericht  erster  Instanz  habe  indessen 
un/utreffender\xeisr  entsehirden,  daß  das  Schiff  und  Laduni;"  iui  ^elheIl 
higentuni  stünden  und  dali  die  I  uluiii;  unter  Anwendung  betrügerischer 
Mittel  verschillt  und  befördert  wurden  sei. 

2.  Das  Urteil  erster  Instanz  behaupte,  die  Ladung  des  zur  Ver- 
haiuiUmg  .stehenden  Schiffs  sei  nach  Whidiwostuk  besliuunt.  dem  ein- 
zigen Flottenstützpunkt  Rußlands  im  Osten,  und  ihrer  Qualität  nach  sei 

V.  §  u. 
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sie  C^ardiff kühle,  wie  sie  fast  ausschließlich  bei  der  Ki iei4>niarine  zur 
Verw  endunt^  komme.  Sie  sei  demnach  als  zum  fcindhchen  Kriegsgebrauch 
bestimmt  und  als  Konterbande  anzusehen. 

Wladiwostok  sei  aber  nicht  nur  ein  Kriegshaten  Rußlands,  sondern 
auch  sein  einziger  Handelshafen  im  Osten.  Handel*  und  Qewerbe- 
treibende  tller  Länder  hätten  an  diesem  Handelsplatz  Niederlassungen 
eröffnet  und  übten  zurzeit  ihre  Geschäfte  dort  aus.  Es  könne  daher  nicht 
als  zutreffend  erachtet  werden,  wenn  man  Kohle,  die  dorthin  befördert 
werde,  lediglich  mit  der  Begründung,  da&  Wladiwostok  Kriegshafen  sei, 
ohne  weiteres  als  Kriegsbedarfsgegenstand  betrachte.  Es  sei  bekannt, 
daß  in  unserer  Zeit  Cardiffkohle  nicht  ausschließlich  hei  der  .Marine 
zur  Verwendung  komme,  vielmehr  ganz  allgemein  im  Handelsr  und  In- 
dustriebetrieb und  auch  zu  sonstigem  Gebrauch  vervcandt  «erde. 

In  einem  Falle,  w  o  eine  zu  kriegerischem  und  friedlichem  Gebrauch 
verw  endbare  L:idunL^,  \x  ie  Kohle,  nach  einem  Hafen  versandt  werde,  der 
wie  Wladiwostok  die  Eigenschaft  eines  Handels-  und  eines  Kriet^shafens 
in  sich  vereinige,  müsse  angenommen  werden,  daß  es  den  Sat/uniren 
und  der  Praxis  des  Völkerrechts  entspreche,  wenn  man  in  Nachachtung 
des  Urteils  im  „Neptun us" -hall  vom  Jahre  1798  entscheide,  daß  die 
Kohle  nach  dem  Handelshafen  Wladiwostok  habe  brfördert  und  zu  fried- 
llcbem  Gebrauch  geliefert  werden  sollen. 

3.  Das  Urteil  sage,  daß  ^ 
der  Dampfer  nach  seiner  Abfahrt  von  Barry  während  der 
Reise  andauernd  fälschlicherweise  neutrale  Häfen  als  Bestim* 
mung  angegel)en  habe.  Insbesondere  habe  er  in  Hongkong 
sich  Ausklarierung  nach  Shanghai  geben  lassen,  welches  er 
gar  nicht  anzulaufen  beabsichtigt  habe,  und  sei  direkt  nach 
Wladiwostok  abgefahren.  Da  dies  unfraglich  geschehen  sei, 
um  der  Aufbringung  durch  die  japanischen  Kriegsschiffe  zu 
entgehen,  so  sei  es  klar,  daß  das  Schiff  sich  des  Konterbande- 
transports unter  Anwendung  betrügerischer  Mittel  schuldig 
gemacht  habe. 

Wenn  aber  der  Danipter  nach  der  Abfahrt  von  Barry  als  BestiiiiuiutiLj 
neutrale  Häfen  angegeben  habe,  su  .sei  das  geschehen,  um  die  .Waiin- 
schaft,  welche  keine  Neigung  gehabt  habe,  nach  ^'1  uiiw  ostnk  zu  gehen, 
den  Bestimmungsort  nicht  wissen  zu  lassen.  Als  in  Labuan  der  Mann- 
schaft gesagt  worden  sei,  daß  das  Schiff  nach  Wladiwostok  bestimmt 
sei,  habe  dieselbe  sofort  auf  ihre  Abmusterung  gedrungen,  so  daß  diese 
bei  ihrer  Ankunft  in  Hongkong  unvermeidlich  geworden  und  eine  neue 
Mannschaft  angemustert  worden  sei. 

Daß  ferner  das  Schiff  sich  in  Hongkong  Ausklarierung  für  Shanghai 
habe  geben  lassen,  habe  seinen  Grund  darin,  daß  es  bei  seiner  Agentur 
gehört  habe,  daß  es  schwierig  sein  würde,  Ausklarierung  für  Wladiwostok 
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zu  erhalten.  Daher  sei  der  betreffenden  Behörde  eine  falsthe  Angabe 
gemacht  und  Ausklanerung  für  Shanghai  genommen  worden. 

DaB  diese  Handlungen  nicht  in  böser  Absicht  begangen  seien,  um 

dadurch  der  Aufbringung  durch  die  japanische  Marine  zu  entgehen, 
\serde  daraus  offenbar,  daß  in  dem  Ta<^^cbuch  und  dem  jMaschinenjoumal 
des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  Wladiwostok  als  Bestitiimungsort 
einjzetragen  sei.  NX'enn  man  annehmen  vtolle,  daß  die  Absicht,  die  Kap- 
torcii  zu  täuschen,  vori^cleq^cn  habe,  so  hätten  doch  auch  falsche  Hin- 
traguiigen  in  das  Tat^cbuch  Ljcniacht  werden  müssen.  Denn  es  >oi  klar, 
daß,  >X'o  die;,  nicht  i^a-Nchehen  sei,  vielmehr  nur  in  der  Au>klarr.^runi^f  der 
Bestimmungsort  vcrhciailiclit,  in  den  übrigen  Schiffspapieren  aber  ds^r 
vahre  Bestimmungsort  angegeben  sei,  ein  möglicherweise  beabsichtigter 
Betrug  nicht  hätte  erreicht  werden  können.  Denn  es  könne  nicht  ab- 
genommen werden,  daB  die  Kaptoren  auf  diese  unmögliche  Weise  hätten 
getauscht  werden  können.  Diese  Handlungen  könnten  daher  nicht  als 
das  angesehen  werden,  was  das  Völkerrecht  als  betrügerische  Mittel  be- 
zeichne. 

4.  Das  Urteil  erster  Instanz  habe  entschieden,  daß 

die  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  im  Auf- 
trag der  Agenten  der  Reeder  verschifft  worden  sei  und  daher 
im  Fa'cfentum  der  letzteren  stehe. 

In  ciem  Bericht  des  Ofti/iers,  der  die  Beschla_L;;nahm€  ausgeführt  habe, 

betreffend  die  Umsiände  derselben,  heiße  es  indes, 

daß  die  Frau  des  Kapitäns,  ohne  gefragt  zu  sein,  Cf^sagt  habe, 
daß  die  Kohlen  demselben  Eigentümer  gehürtcu,  wie  der  ,,S)I- 
viana".^)  Als  dann  der  Kapitän  darüber  gehört  worden  sei, 
habe  er  anfangs  gesagt,  er  wisse  nichts  darüber,  später  aber 
diese  Tatsachen  zugestanden  Da  unter  den  Schiffe- 
papieren  kein  Frachtbrief  vorhanden  gewesen  sei,  so  habe  er 
angenommen,  daß  dieser  wohl  verborgen  worden  sei.  Nach 
vielen  Vernehmungen  habe  der  Kapitän  endlich  gesagt,  daß 
er  von  dem  Ladungseigentümer  mündlich  beauftragt  >x'orden 
sei,  nach  Ankunft  in  Wladiwostok  M.  üinsburg  Mitteilung 
zu  machen. 

Daraus  müsse  man  entnehmen,  daß  die  Ladung  nicht  dem  Reeder 
gehöre,  sondern  daß  ein  anderer  Ligentümer  vorhanden  sei.  Da  eine 
ErörteruHi^^  über  die  Beziehungen  von  M.  Ginsburg  und  Harris  & 
D  i.xon  be/üylich  der  Ladung  überflüssig  sei,  so  >xerde  darauf  hier  nicht 
eingegangen.  Schon  daraus  aber,  daß  Harris  &  Dixon  auf  eigenen 
Antrieb  die  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  als  ihr 
Eigentum  bezeichnet  und  dem  ProzeBvertreter  die  von  diesem  einge- 
reichte Vollmacht  geschickt  hätten,  könne  man  vermuten,  daB  die  Ladung 

^  VI.  39a  und  b. 
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flicht  im  Eigentum  der  Reeder  stehe,  da5  vielmehr  ein  anderer  richtiger 
EigentQmer  vorhanden  sei. 

Was  femer  die  Tatsache  angehe,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende 
Ladung  im  Auftrag  der  Agentur  der  Reeder  verschifft  worden  sei,  so 
habe  der  Reklamant  als  Seetransportfirma  einen  Gütertransport  für  eine 
andere  Person  übernommen,  und  in  solchem  Fall  sei  es  ein  ganz  natür- 
liches'geschäftsmäßiges  Vorgehen,  die  Verschiffung  entweder  so  zu  be- 
>xerkstelligen,  daß  der  Reeder  selbst  dem  Knpitän  Order  gebe  oder  durch 
seinen  Vertreter  stehen  lasse.  Wenn  aui  (iruncl  dieser  Tatsnchen  an- 
genomincn  w ordt  n  sei,  daß  die  Ladung  dem  Heeder  gehöre,  so  sei  das 
eine  verfehlte  Vermutung. 

Kurz,  das  zur  Verhandlung  steheiido  Schiff  sei  nicht  schuldiiT, 
Kohle,  die  als  Konterbande  angesehen  werden  müsse,  unier  Anwendung 
betrügerischer  Mittel  verladen  zu  haben.   Auch  könne  es  aus  dem 
Grunde,  daO  die  Ladung  nicht  dem  Reeder  gehöre,  nicht  eingezogen 
"werden. 

Auch  einmal  angenommen,  die  Ladung  sei  Konterbande,  so  könne 
das  Schiff  doch  nicht  die  Strafe  der  Einziehung  mit  der  Ladung  teilen, 
da  der  Reeder  darum  nicht  gewußt  habe  und  bei  dem  Transport  nicht 

im  Einverständnis  gewesen  sei. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  der  Staatsanwälte  beim  Prisen- 
£,nrirht  zu  Saseho,  M  i  z  u  kami  Chojiro  und  Yamamoto  Tatsu- 
r o  k  u  r  o  ,  sind  folgende  : 

1.  Nach  dem  Inhalt  der  Aussage  des  Reklamanten,  d.  h.  des 
Kapitäns,  in  der  Vernehmunjr  durch  den  mit  dem  hall  beauftragten 
Kat  und  daraus,  daß  kein  Konnossement  au  Bord  gewesen,  noch  irgend- 
welcher Beweis  dafür  vorhanden  sei,  daß  tin  anderer  der  l:igentünicr 
der  Steinkohle  sei,  müsse  man  annehmen,  daß  die  Kohle  im  Eigentum 
von  Jacob  Hessler  8c  Co.,  d.  i.  der  Agentur  der  Reederei,  stehe 
und  daß  Schiff  und  Ladung  denselben  EigentOmer  hätten.  Freilich 
habe  der  Reklamant  bei  der  mündlichen  Verhandlung  über  diese  Re- 
klamation die  Vollmacht  von  Harris  &'Dixon,  welche  sich  selbst  als 
Eigentümer  der  Kohle  br/eicfinet  hätten,  und  eine  Abschrift  des  Kon- 
nossements vorgelegt.  Es  sei  aber  zutreffend,  wenn  das  Gericht  cr>ter  In- 
stanz dieselben  nicht  als  be>xeiskräftig  anerkannt  habe,  da  solche  Schrift- 
stücke unter  den  F^eteilii^en  jederzeit  hergestellt  werdc^n  könnten,  und  sich 
lediglich  an  die  Au»ai;e  des  Kapitäns  gehalten  und  angenommen  habe, 
daß  Schiff  und  Ladung  deni>elbcn  Ijgcntilnier  gehörten. 

2.  Das  Cierieht  erster  Instanz  habe  freilieh  angenonnnen,  daß  das 
Schiff  sich  bei  der  Beförderung  der  Konterbande  betrügcrisciier  Mittel 
bedient  habe,  f  >  habe  aber  nieht  angenommen,  daß  es  dies  bei  der 
Verschiffung  derbtlben  getan  habe. 

Der  Kapitän  habe  von  JacobHessler  Order  bekommen,  über  die 
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ei  haltrni-  Kohle  am  Bc5lininuingsort  im  iiinveriitrhrncn  imi  O  i  n  «i  b  ii  r  ^ 
zu  verfügen.  Danach  sei  Wladiwostok  von  vornherein  als  Bestimmungs- 
ort festgesetzt  gewesen.  Das  Schiff  habe  aber  seit  seiner  Abfahrt  von 
Barry  vorsätzlich  während  setner  Reise  neutrale  Häfen  als  Bestimmungs- 
orte vorgegeben.  Besonders  habe  es  sich  auch  in  Hongkong  einen  Aus- 
klarierungsschein nach  Shanghai  ausstellen  lassen,  obwohl  dort  anzu- 
laufen  gar  nicht  beabsichtigt  gewesen  sei;  und,  obgleich  das 'Schiff 
mit  dii  sLi  Ausklarierung  versehen  vcorden  sei,  sei- es  tatsächlich  direkt 
nach  Wladiwostok  gefahren,  so  daß  man  nicht  annehmen  könne«  daR 
die  Ausstellung  unbeabsichtigt  geschehen  sei.  Fs  sei  vielmehr  gar  nicht 
zu  verdecken,  daß  dies  eins  der  gewöhnlichsten  Mittel  gewesen  sci^ 
um  der  Aufbringung  durch  die  japanische  Marine  zu  entgehen. 

Die  von  dem  Urteil  erster  Instanz  angenommenen  I  ntsarhen  seien 
clahei  zutreffend  und  die  Berufung  sei,  weil  in  allem  unbegründet,  zu 
verwerfen. 

Da:>  vorliegeiule  Urteil  wird.  >xie  folgt,  begründet: 

1.  hs  ist  bekannt,  daß  Wladiu  u>tok  Rußlands  wichtigster  Kriegs- 
hafen ist.  Seit  dem  Krieg  mit  Japan  hat  Rußland  es  zum  Stützpunkt 
für  seine  Kriegsflotte  und  Hauptetappenort  gemacht.  Es  hat  dort  in  aus- 
gedehntem MaOe  Waffen,  Lebensmittel,  Kohle  und  sonstige  Kriegs- 
bedarfsartikel  aufgespeichert.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  nach 
dorthin  hat  fast  ganz  aufgehört.  Es  ist  daher  durchaus  begründet,  wenn 
das  Gericht  erster  Instanz  angenommen  hat,  daB  die  nach  diesem  Hafen 
bestimmte  SteinkohK-  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  geliefert  Vierden 
sollte  und  daher  Kriegskonterbande  sei.  Dies  um  so  mehi;,  als  die  Kohlen- 
ladung des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers  ausgewählte  Cardiff- 
kohle  ist,  und  die  Preise  für  solche  im  Osten  so  außernrdeinlirh  hoch 
sind,  daß  außer  für  cien  Ciebrauch  auf  Ki iei;sschiffen  /ur  Kneg.szcit  keine 
NaehfraL,H  ciafür  \  tn  lianden  und  es  soniil  unzw  eifelhaft  ist,  daß  die  Kohle 
für  den  russiselu  n  Kriegsgebrauch  geliefert  werden  sollte. 

Der  Reklaujant  sagt,  es  müsse  n k  h  .\i  t  der  Präcederi/etit>cheidung. 
betreffend  den  ..Neptunus"  auch  in  c:ie>em  Falle  angenommen  \<erden. 
daß  die  in  1  rage  .stehende  Ladung  lür  friedliche  Zwecke  boliiimil  ge- 
wesen sei.  Aber  die  Ladung  im  „Neptun us"-Fall  und  die  des  vor- 
liegenden Falls  sind  ihrer  Art  nach  von  Grund  aus  verschieden  und 
auch  die  Verhältnisse  der  Bestimmungsorte  sind  ganz  andere.  Es  ist 
daher  unfraglich,  daß  jener  Fall  nicht  als  Präcedenz  auf  den  vorliegenden 
angewandt  werden  kann. 

2.  Das  Völkerrecht  erkennt  an,  daß  Schiffe  wie  das  zur  Ver- 
handlung stehende,  deren  Reisezvicck  der  Transport  von  Konterbande 
ist,  eingezogen  werden  können.«)   Das  Überprisengericht  ist  der  An- 

*)  Atiders  die  japanische  Seeprisenordnung,  §§  43,  44  (V)  und  ihre  Grondlage» 
das  englische  Manual  of  Navai  Prize  Law,  Art,  82—65. 
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sieht,  daü  dic^  den  Verhältnissen  gerecht  vMrd.  Bc^onder.^  iai  vor- 
liegenden Falle,  >so  die  ganze  Ladung  des  Schiffs  Konterbande  ist. 
Auch  wur^e,  obwohl  von  Anfang  der  Reise  in  Barry  an  Wladiwostok  als 
Bestimmungsort  festgesetzt  war,  zunächst  Sabang  als  solcher  angeget>cn» 
•dann  des  öfteren  der  Bestimmungsort  gewechselt,  immer  aber  fälsch- 
licherweise ein  neutraler  Hafen  vorgegeben.  Insbesondere  tiefi  sich  das 
.  Schiff  in  Hongkong  auf  Grund  seiner  Angaben  Ausklarierunj^'  für 
Shanghai  geben,  vcelches  es  anzulaufen  gar  nicht  beabsichtigte,  und  fuhr 
dann  direkt  nach  \Viadi>x<)stok.  Da  das  Schiff  demnach  von  Anfang  an 
vorh.ttte.  dir  auf  ihm  wrsrhiffte  Kontcrbandeladung  von  Cliardiffkohle 
nach  \Vladi\x()stük  zu  schatten,  so  sind  die  falschen  Eintragungen  in  den 
Schitf^papieren  mit  der  Absicht  gemacht  worden,  für  den  l'all  einer 
Authi  iiimms^^  auf  der  Reise  durch  japanische  Kriegssc  hiffe  der  Weg- 
nahme de>  Sclullcs  vorzubeugen,  hs  liegt  demnach  nichts  anderes  vor, 
als  die  Anwendung  betrügerischer  Mittel  zur  Ausführung  eines  Konter- 
bandetransports. 

Da  schon  nach  dem  in  den  Punkten  1  und  2  üesagten  die  Ent- 
scheidung der  ersten  Instanz  auf  Einziehung  des  Schiffs  unfraglich  ge- 
rechtfertigt ist,  so  liegt  keine  Notwendigkeit  vor,  auf  die  einzelnen 
Punkte  der  Berufung  noch  t>esonders  einzugehen. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  5.  September  1905  im  Oberprisengertcht. 

(Unterschritten.) 


Reklamant:  Furness,Withy6tCo.  Ltd.,  England,  County 
Durham,  West^Hartiepool,  vertreten  durch  den  Kapitän  des  Dampfers 
.»Vegga",  Charles  Francis  Benson  aus  Varberg  in  Schweden. 

Prozeßvertretert  Die  Rechtsanwälte  Akiyama  Genzo  und 
Nishi  Noshun,  Regierungsbezirk  Kanagawa,  Yokohama,  Yamushi« 
tacho  Nr.  75. 

In  der  l^risensache,  betreffend  die  Ladung  des  schwedischen 
Dampfers  „Vegga",  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

U  r  t  e  i  I  s  f  o  r  rn  e  1 ; 
Die  Reklamation  wird  abge\x  lesen. 

Die  auf  dem  Dampfer  „Vegga"  verladenen  3ülö  Ions  Steinkohlen 
werden  eingezogen. 
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Tatbestand  und  Gründe: 

Diu  zur  Vcrliandhins^T  stehende  Ladun.i:  von  3616  Tons  rauchlu.vcr 
Cardiffkohle  ist  auf  dem  ^ciiwedischen  Dampier  „Vegga"  ii^  Auftrag 
der  Agentur  der  Reederei  des  Dampfers,  der  Firma  Jacob  Hessler 
6c  Co.  Ltd.,  in  Weest-Hartlepool,  England,  von  der  Agentur  der  Ree- 
derei in  Barry,  Watts,  Watts  6t  Co.,  verladen  worden,  um  nach 
Wladiwostok  in  Rußland  befördert  zu  werden. 

Am  10.  Dezember  1Q04  fuhr  der  Dampfer  von  Barry  Ober  Sabang, 
Labuan  und  Hongkong  nach  Wladiwostok  ab.  Auf  dieser  Reise  vc  iirde 
die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  am  3.  März  1905  auf  14«  10' 
n.  Br.  und  127"  43'  ö.  L.  zusammen  mit  dem  genannten  Dampfer  von 
dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Nikko  iMaru"  beschlagnahmt. 

Diese  Tatsachen  werden  be>xiesen  durch  die  Aussagesehrift  des 
Stellvertreters  des  Kommandanten  der  Nikko  Maru",  Marineunler- 
leutnants Niküta  Hitoshi,  die  Veriiehmungsprüiokolle  des  Kapitäns 
der  „Vegga Ciiarle.s  Francis  Bensen,  des  ersten  Offiziers 
Christian  Nordström ,  des  zweiten  Offiziers  Carl  Larson,  des 
Obermaschinisten  Berndt  Frederikson,  durch  das  Schiffs- 
zertifikat, das  Tagebuch  und  das  MaschinenjoumaL 

Die  Hauptpunkte  der  Vertreter  der  Reklamation  sind  folgende: 

Die  zur  Verhandlung  stehende  Kohle  sei  von  dem  Reklamanten 
als  Absender  auf  dem  Dampfer  „Vegga"  verschifft  worden,  um  nach 
Wladivs  ostok  befördert  zu  werden. 

Kohle  sei  nur,  vcenn  nn/unehmen  sei,  daß  sie  für  den  feind- 
lichen Kriegsgehrauch  geliefert  vterden  sollte,  Konterbande,  und  üütcr, 
welche  nach  eim  ni  Haten,  der  wie  Wladiwostok  die  Eigenschaften  eines 
KricL^shafiiis  utul  eines  Handelshafens  in  sich  \ereinige,  geschickt 
würden,  seien  niclit  als  für  den  Kriegsgebrauch,  sondern  vielmehr  für 
friedlichen  Qebraucii  holiinmt,  daher  nicht  als  Konterbande  anzusehen. 
Daß  dies  billig  sei,  tue  die  Fräceden/entscheidung  in  der  Prisensache, 
betreffend  die  „Neptunus"  dar. 

Selbst  wenn  man  die  zur  Verhandlung  stehende  Kohle  als  feind- 
liches Gut  ansehen  wolle,  so  sei  es  doch  ein  unrechtmäBiges  Vorgehen 
gewesen,  sie  zu  beschlagnahmen,  da  sie  unter  neutraler  Flagge  ge> 
fahren  sei. 

Aus  diesen  Gründen  sei  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung 

freizugeben. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 
Die  zur  Verhandlunn;  stehende  Kohle  sei  nach  Wladiwostok,  dem 
Hauptflottenstützpunkt  Rußland*^,  be>timnit  gc\x-cscn.  Sie  sei  daher,  weil 
,    es  offenbar  sei,   daß  sie  zu  leiiidlichem  Kriegögebrauch  habe  dienen 
sollen,  Konterbande.    Deshalb  sei  sie  einzuziehen. 
Das  üericiit  ist  folgender  Ansicht: 
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Die  Vertreter  der  Reklamation  behaupten,  daß  der  Reklamant  der 
Absender  der  zur  Vcrhandlun«^  slelieiideii  Ladung  sei.  Die  als  Beweis 
hierfür  eingereichte  Absctirift  des  Konnossements  ist  aber  weder  auf 
dem  Sciiiff  vorhanden  gewesen,  noch  trage  sie  die  eigenhändige  Unter- 
schrift des  Ausstellers.  Daher  Icönne  ihr.  Iceine  Anerlcennung  gewährt 
werden.  Danach  ist  das  rechtliche  Interesse  des  Reklamanten  an 
der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung  als  nicht  erwiesen  zu  erachten, 
und  die  Reidamation  ist  abzuweisen. 

Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  ist  Cardiff kohle,  wie  sie 

zurzeit  vorzugsweise  auf  Kriegsschiffen  zur  Verwendung  kcmiint.  Ihr 
Bestimmungsort,  Wladiwostok,  ist  Rußlands  einziger  Kriegshafen  im 
Osten  und  gegenvcärtig  der  Hauptstützpunkt  seiner  Flotte.  Es  ist  da- 
her i^rrcchtfertigt  anzunehmen,  daß  die  Kohle,  wenn  sie  dort  ankommen 
würde,  sicher  zum  Kriegsgebrauch  des  Feindes  dient  n  würde. 

Sie  ist  daher  als  Konterbande  anzusehen-)  und  muß  mit  Kecht 
eingezogen  werden.  ^) 

ts  \xird  daher  wie  in  der  Ui  teilst ormel  entschieden.  » 

Verkündet  am  10.  Juni  1905  im  PHsengericht  zu  Sasebo,  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  Mizükami  Chojiro. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  F  u  r  n  c  s  s  ,  W  i  t  h  y  Fe  Co.  Ltd.,  rn^L^lnnd,  County 
Durham,  Wcst-Hartlepool,  vertreten  durch  Charles  I  ran  eis  Bcn- 
8on,  Kapitän  des  Dampfers  „Vegga"  aus  Schweden,  Varberg. 

Prozeßvertreter:  Die  Rechtsanwälte  .\kiyama  Oenzo  und 
Nishi  Koshun,  Regierungsbezirk  Kanaga\x a,  Yokohama,  Yama- 
shitacho  Nr.  75. 

Am  10.  Juni  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisen- 
sache, betreffend  die  Ladung  des  schwedischen  Dampfers  „Vegga'V 
welcher  am  3.  März  1905  auf  34»  10'  nördlicher  Breite  und  127«  43' 
östlicher  Länge  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  ,,Nikko  Maru"  be- 
schlagnahmt worden  ist,  ein  Urteil  gefällt,  in  welchem  auf  Abweisung* 
der  Reklamation  und  auf  Finziehung  der  auf  dem  Dampfer  „Vegga" 
verschifften  3616  Tons  Steinkohlen  erkannt  worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  Charles  Francis  Benson  als  \\r- 
treter  des  Reklamanten,  der  Firma  F  u  r  n  c  s  s  W  i  t  h  y  8.  C  o.  1. 1  d.,  durch 
die  Rechtsanwälte  .Ai  k  i  v  a  m  a  G  e  n  z  o  und  N  i  s  h  i  Kos  h  u  n  als  Pro- 
zeßverdetci  die  Berufung  eingelegt,  welche  im  Beisein  der  Staatsanwälte 

»)  IV.  §  16,2.  —     11.  Ziffer  2.  -  •)  V.  §  43. 
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TsutsukiKeiroku  und  Dr.  jur.  IshivatariBinichi  beim  Ober- 
prisengericht  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  der  Vertreter  der  Reklamatioiii 
Akiyatna  Oenzo  und  Nishi  Kosh un,  sind  folg^de:  * 

Am  10.  Juni  1Q05  habe  das  Prisengericht  zu  Sasebo  ein  Urteil  ge- 
fällt, in  welchem  auf  Abweisung  der  vorliegenden  Reklamation  und  Ein- 
ziehung der  auf  dem  Dampfer  „Vcgga"  verschifften  3616  Tons  Stein- 
kohlen erkannt  worden  sei.  Diese  Entscheidung  sei  unzutreffend,  es 
w  erde  AutlK-huno' derselben  und  hreii^abc-  der  zur  Verhandlung  stehenden 
Ladung  beantragt,  und  zwar  aus  folgenden  (ininden: 

1,  Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  sei  weder  Eigentum  des 
Reeders  noch  Kriegskonterbande.  Ls  sei  daher  un/utrettend,  wenn  das 
Ciericht  erster  Instanz  angent)ninicn  habe,  daii  >ic  dem  Reeder  gehöre 
und  Konterbande  sei,  und  daraufhin  auf  Einziehung  dieser  Ladung  mit- 
samt dem  Schiff  entschieden  habe. 

2.  Das  Gericht  verweigere  der  von  dem  Reklamanten  zum  Beweise 
dessen,  dafi  er  der  Absender  sei,  eingereichten  Kopie  des  Konnossements 
die  Anerkennung,  mit  der  Begründung,  daß  sie  nicht  auf  dem  Schiff 
vorhanden  gewesen  sei  und  nicht  die  eigene  Unterschrift  des  Reklamanten 
trage.  Die  darauf  gegründete  Entscheidung,  welche  dem  Reklamanten 
das  rechtliche  Interesse  an  der  Ladung  abspreche  und  die  Reklamation 
abweise,  sei  unzutreffend.  Denn  der  Grund,  weshalb  das  Konnosse- 
ment in  Kopie  eingereicht  sei,  sei  der,  den  Inhalt  des  zur  Zeit  der  Ver- 
schittung  der  Ladung  ausgestellten,  aber  \on  .Anfang  auf  dem  Schiff 
nicht  N  orhanden  gewesenen  Originals,  tkr  derselbe  gcw  cNen  >ei  w  ie  der 
der  Kopie,  darzutun.  Fs  sei  in  den  Regeln  über  die  Bew eisaulnahme 
anerkannt,  dali  im  lalle  des  Nichtvorhantknseins  des  originalen  Be- 
weisdokuments eine  Kopie  an  seiner  Stelle  dienen  könne.  Wenn  daher 
auch  die  Unterschrift  nicht  die  eigene  Unterschrift  des  Reklamanten  sd, 
so  müsse  doch  in  einem  solchen  Falle  die  Beweiskraft  der  Kopie  an« 
erkannt  werden.  Weshalb  das  Original  nicht  auf  dem  Schiff  vorhanden 
gewesen  sei,  ergebe  sich  aus  dem  Vernehm ungsprotokolt  des  Kapitäns, 
wo  es  heiße: 

der  Grund  dafür,  daß  er  kein  Konnossement  habe,  sei  der, 
■    daß  die  Verschiffung  der  Kohle  am  Sonnabend  fertig  gewesen 
und  daß  er  am  selben  Abend  abgereist  sei.  Wenn  er  bis  zum 

Montag  gewartet  hätte,  wäre  ihm  daN  KeTinosscment  aus- 
gehändigt worden.  Da  er  aber  am  Sonnabend  abgefahren  sei, 
habe  er  es  nicht  erhalten  können  und  es  habe  ihm  nach- 
geschickt werden  sollen.  Daher  habe  er  es  nicht  an  Bord 
gehabt. 

Daraus  ergebe  sich,  daß  das  Konnossement  über  die  zur  Verhandlung 
Stehende  Ladung  zur  Zeit  der  Verschiffung  ordnungsmäßig  ausgestellt 
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und  in  Händi'ii  (ki"  Ai^t-ntur  des  Schiiten  gewesen,  von  dicM-r  aber  dem 
Kapitrin  nicht  l^lsl tiirkt  wordtn  sei.  Daher  habe  das  Schilf  nirht  mit 
dem  Utij^inal  vei seilen  werden  und  dieses  nicht  bei  der  Auibringui>g 
vorgelegt  werden  können. 

Es  sei  freilich  nicht  zu  bestreiten,  daß  das  Nichtvorhandensein 
des  Konnossements  auf  dem  Schiff  den  gebräuchlichen  Regeln  zuwider 
sei.  Dem  Fehlen  des  Konnossements  liege  aber  kein  böser  Glaube  auf 
Seiten  des  Reeders  oder  des  Kapitäns  zugrunde,  insofern  als  das  Nicht- 
vorhandensein nicht  von  ihnen  ^beabsichtigt,  sondern  schliefiUch  nur 
die  Folge  einer  Versäumnis  der  Agentur  des  Dampfers  gewesen  sei.  , 
Daraufhin  dem  Absender  und  Reklamanten  die  Verantwortung  dafür 
aufzuerlegen,  und  seine  Reklamationsbefugnis  zu  leugnen,  sei  eine  Ent- 
scheidung, welche  der  Vernunft  zü\x'iderlaufe. 

3.  Das  üericht  erster  Instanz  habe  folgendes  entst  hicden : 

die  zur  Verhniulhini,^  stehende  Ladung  sei  Cardilikuiile,  wie 
sie  zurzeit  vorzugsweise  auf  Kriegsschiffen  zur  Anwendung 
koninie.  Der  Bcbliniinungsort,  Wladiwostok,  sei  Rulilands 
einziger  Kriegshafen  im  Osten  und  gegenwärtig  der  liaupt- 
stützpunkt  seiner  Flotte.  Es  sei  daher  gerechtfertigt,  anzu- 
nehmen, daB  die  Kohle,  >€nn  sie  dort  ankommen  wQrde,  zum 
Kriegsgebrauch  des  Feindes  dienen  würde.  Daher  sei  sie 
als  Konterbande  anzusehen  und  müsse  mit  Recht  eingezogen 
werden. 

Wladivcostok  sei  aber  nicht  nur  ein  Kriegshafen  Rußlands,  sondern 
auch  sein  einziger  Handelshafen  im  Osten,  in  dem  alle  Arten  von  Handels- 
und Gewerbeur:ternelun(ini:^en  betrieben  würden.  Auch  zur  Zeit  der  Be- 
förderung der  zur  N  crliaridhiriL;  stehenden  Ladnnij  hätten  Handels-  und 
Oevxerbetreibende  aller  Lander  dort  nach  \v\c  vor  ihre  (ie->chäfte  be- 
triebe!]. F.s  könne  daher  nicht  als  zutreffend  erachtet  uerdcn,  wenn 
man  Kohle,  die  dorthin  befdrdcrt  «erde,  lediglich  tiut  der  Begründung, 
daß  Wladiwostok  Krieg^hafeii  sei,  ohne  >seileres  als  Kriegsbedarfsgegen- 
stand betrachte.  Es  sei  ^bekannt,  daß  in  unserer  Zeit  Cardiff kohle  nicht 
ausschließlich  bei  der  Marine  zur  Verwendung  komme,  vielmehr  ganz 
allgemein  im  Handels-  und  Industriebetrieb  und  auch  zu  sonstigem 
Gebrauch  verwandt  werde. 

In  einem  Falle,  wo  eine  zu  kriegerischem  und  friedlichem  Gebrauch 
verwendbare  Ladung  wie  Kohle  nach  einem  Hafen  versandt  werde,  der 
wie  Wladiwostok  die  Eigenschaften  eines  Handels-  und  eines  Kriegs- 
hafens in  sich  vereinige,  müsse  angenommen  werden,  daß  es  den 
Satzungen  und  Gebräuchen  des  Völkerrechts  entspreche,  \xcnn  man 
nach  dem  schon  in  anderen  Fällen  zitierten  Urteil  des  „Neptunus"-Falles 
entscheide,  daß  die  Kohle  nach  dem  Handelshafen  Wladiwostok  habe 
befördert  und  zu  friedlichem  Gebrauch  geliefert  werden  sollen. 
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Kurz,  der  Reklamant  sei  der  Absender  der  zur  Verhandlung 
stehenden  Ladung  und  habe  somit  ein  rechtliches  Interesse  an  derselben. 
Femer  sei  die  Ladung  keine. Kriegskonterbande.  Es  werde  daher  An- 
nahme der  zur  Verhandlung  stehenden  Reklamation  und  Freigabe  der 
zur  Verhandlung  stehenden  Ladung  beantragt. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  der  Staatsanwälte  beim  Prisen- 
gericht zu  Sasebo,  Mizukami  Chojiro  und  Yamamoto  Tatsu- 
rokuroi  sind  folgende: 

1.  Da  für  die  Behauptung 'des  Reklamanten,  daß  die  zur  Verhand- 
•lung  stt  liende  Ladung  in  seinem  Eigentum  stehe,  und  daß  er  der  Ab- 
sender derselben  sei,  keinerlei  Beweis  erbracht  >5torden  sei,  so  müsse 
man  nnnehmen,  daß  der1?ek!amant  keinerlei  Beziehungen  zu  der  Ladung 
habe.  Da  ihm  demnach  keine  Reklariiationsbetugnis  zustehe,  so  sei 
die  Entscheidung  erster  Instanz  auf  Abweisung  der  Reklamation 
begründet. 

2.  Da  die  7ur  VerhandUinq:  stehende  Ladung  ausschließlich  bei 
der  Marine  zur  V'eru cndun^^  komincnde  rauchhjse  Cardiffkohle,  und  ihr 
Bestimmungsort  WladiNxostok  sei,  der  einzige  Kriegshafen  Rußlands  im 
Osten  und  Hauptstützpunkt  für  seine  Tiotie;  da  ferner  der  Empfänger 
der  Ladung  .'der  russische  Regierungslieferant,  der  bekannte  0 1  n  s  b  u  r  g , 
sei,  so  sei  es  sicher,  dafi  sie,  wenn  sie  angekommen  wäre,  zum  feind- 
lichen Kriegsgebrauch  geliefert  worden  wäre.  Daher  sd  die  Annahme 
des  Gerichts  erster  Instanz,  daB  die  Ladung  Konterbande,  und  die 
Entscheidung,  dafi  sie  einzuziehen  sei,  zutreffend. 

Demnach  sei  die  Berufung,  weil  in  allen  Punkten  unbegründet, 
abzuweisen. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  t)egrundet: 
Schiffspapiere  und  andere  Beweismittel,  welche  dartun  könnten, 
dafi  der  Reklamant  ein  rechtliches  Interesse  an  der  zur  Verhandlung 
stehenden  Kohle  hat,  sind  nicht  vorhanden.  Der  Reklamant  hat  freilich 

bei  der  mündlichen  Verhandlung  in  der  ersten  Instanz  zum  Bevieise 
dafür,  daß  Harris  8f  Dixon  die  Eigentfimcr  der  zur  Verhandlung 
stehenden  Ladung  seien,  eine  Vollmacht  und  eine  Abschrift  des  Kon- 
nosst  nients  eingereicht.  Diese  Vollmacht  beweist  indes  nichts  weiter, 
als  daß  Harris  &  Dixon,  AX'eil  sie  die  Eigentümer  der  zur  Ver- 
handlung stehenden  Kohie  seien,  dem  Rechlsan^x•alt  und  Prozeßverlreter 
der  zur  Verhandlung  stehenden  Berufung,  Akiyama  Qenzo,  zur 
Einreichung  der  Reklamation  den  Auftrag  gegeben  haben.  Sie  beweist 
aber  nicht,  daß  die  Kohle  der  Firma  Harris  6e  Dixon  gehört. 

Was  ferner  die  erw  ahnte  Kopie  des  Konnossements  angeht,  so  kann 
dieselbe  jederzeit  von  dem  Vertreter  des  Reklamaiiten,  dem  Kapitän, 
hergestellt  wwden  sein. 
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Daher  ist  es  duicluius  bcgrüiidet,  ucnn  das  (kiicht  (.Tstci-  Iii>t:inz 
unter  Verwerfung  dieser  Beweise  angenommen  iiat,  daß  auiiet  ömn  l^ttder 
ein  Interessent  an  der  Ladung  nicht  vorhanden  ist,  und  die  Reklamation 
des  Reklamanten  abgewiesen  hat. 

Demnach  ist  die  Berufung  im  Eingang  des  I^unktes  1  und  ira 
Punkt  2  unbegrfindet 

Selbst  wenn  man  einmal  annimmt,  der  Reklamant  habe  rechtlkhes 
Interesse  an  der  zur  Verhandlung  stehenden  Kohle,  so  steht  doch  das 
Völkerrecht  auf  dem  Standpunkt,  daß  Güter,  wie  Kohle,  Lebensmittel 
und  dergleichen,  im  Falle,  dafi  sie  für  die  feindliche  Armee  oder  Marine 
bestimmt  sind  oder  nach  einem  Platz  im  Feindestand  gehen  und  an- 
genommen werden  muß,  daß  sie  zum  Gebrauch  der  feindlichen  Armee 
und  Marine  dienen  würden,  als  Kriegskonterbande  anzusehen  sind  und 
eingezogen  werden  können. 

Es  ist  nun  aber  unbestritten,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende 

Cardiffkohle  nach  Wladiviostok  bestimmt  gevtesen  und  auf  der  Reise 
dorthin  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Nikko  Maru"  beschlagnahmt 
^x'orden  ist.  Es  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster 
Kriegshafen  und  sein  Hauptflottenstützpimkt  ist.  Seit  dein  Krieg;  mit 
Japan  hat  es  diesen  Platz  zuin  Hauptstützpunkt  für  seine  Armee  und 
Marine  gemacht.  Es  ist  mit  ganzer  Kraft  bestrebt,  dort  ^,'^roße  Kriegs- 
vorräte anzuhäufen.  Der  gewöhnliche  HandeUverkehr  in  diesem  Hafen 
ist  fast  ganz  /um  Stillstand  gekommen.  Es  ist  daher  durchaus  be- 
gründet, wenn  das  Gericht  erster  Instanz  angenommen  hat,  daß  die 
nach  diesem  Hafen  bestimmten  Steinkohlen  für  den  russischen  Kriegs- 
gebrauch geliefert  werden  sollten  und  daher  Kriegskonterbande  seien. 
Dies  um  so  mehr,  als  die  Kohlenladung  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Dampfers  ausgewählte  Cardiffkohle  ist  und  die  Preise  für  solche  im  Osten 
so  außerordentlich  hoch  sind,  daß  außer  für  den  Gebrauch  auf  Kriegs- 
schiffen zur  Kriegszeit  keine  Nachfrage  dafür  vorhanden  und  es  somit 
unzweifelhaft  ist,  daß  die  Kohle  für  den  russischen  Kriegsgebrauch 
geliefert  werden  sollte. 

Der  Reklamant  sagt,  es  müsse  nach  der  Art  der  Präcedenz^Ent- 

sclu  idunt^,  betreffend  den  „Neptunus",  auch  in  diesem  Eall  angenommen 
>3ierden,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  für  friedliche  Zwecke 
bestimmt  gewesen  sei.  Aber  die  I.adnni^  im  ,,\eptimus"-hall  und  die 
des  vorliegenden  Falls  sind  ihrer  Art  nach  \on  (irund  aus  verschieden 
und  auch  die  Verhältnisse  der  Bestimmungsorte  sind  ganz  andere.  Es 
ist  daher  unfraglirh,  daß  jener  Fall  nicht  als  I^räcedenz  auf  den  vor- 
liegenden angewandt  wi-rden  kann. 

Daher  sind  aiuh  tler  letzte  Teil  des  Punktes  1  und  der  l-*unkt  3 
der  Berufung  unbegründet. 
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Es  wird  daher,  wie  folgt  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  5.  September  1905  im  Überprisengericht. 

(Unteischriltcn.) 


Reklamant:  The  ComhlH  Steamship  Company,  England,  Lon- 
don, Grace  Church  Street  Nr.  81,  vertreten  durch  den  Kapitän  des 
Dampfers  „Venus"  William  Fargher. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Akiyama  Oenzo,  Tokio, 

Kjobashiku,  bnemecho  Nr.  15 

In  der  Prisensarhe,  bctreftrtui  cUn  enqlisclicn  Dampfer  Venus" 
und  seine  Ladung  wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung,  wie  foigt, 
entschieden : 

Urteilsformel: 
wird  auf  Wegnahme  des  englischen  Dampfers  „Venus"  und 
seiner  Ladung  von  etwa  5200  Tons  Cardiffkohle  entschieden. 

Tatbestand  und  Gründe: 
Der  Dampfer  „Venus"  steht  im  Figentum  dtb  Reklamanten,  sein 
Heimatshafen  ist  London  in  England  und  er  ist  ein  Handelsschiff, 
welches  die  englische  Flagge  fQhrt.  Der  Reklamant  ist  selbst  der  Be« 
frachter.  Er  hat  in  Cardiff  iif  England  ungefähr  5200  Tons  zweimal 
gesiebte  Cardiffkohle  geladen,  um  sie  nach  Wladiwostok  in  Rußland 
zu  befördern.  Der  Empfänger  sollte  sich  nach  Order  bestimmen.  Da 
als  Bestimmungsort  Saigon  angegeben  wurde,  erhielt  der  Dampfer  ent« 
sprechenden  Ausklnrierungsschein  und  Gesundheitspaß.  Am  23.  De- 
zember 100-1  fuhr  der  Dampfer  von  Cardiff  ab  und  erhielt  auch  beim 
Anlaufen  von  Port  Said  auf  seine  Anqabi  n  hin  einen  Gesundheitspaß 
für  Saigon  In  Sinq^apore  nahm  er  unter  der  Angabc,  n.T^h  Shanghai 
711  f.nhrcn,  riiu-  Mannschaft  nn  und  ließ  in  der  Ausklarierung  und  der 
Lcüciilturmstcuerquittung  Shanghai  al>  IkNtinniiungsort  eintragen.  Auch 
in  dem  Tagebuch  vt  urde  seit  der  Abreiße  \()n  Singapore,  bis  zur  Auf- 
bringung, Shanghai  ver/Lichnet.  Während  dann  der  Dampfer  mit  euicni 
großen  Umweg  einen  Kurs  fuhr,  der  ihn  durch  die  Soyastraße  nach 
Wladiwostok  führen  sollte,  wurde  er  am  4.  März  1003,  1  Uhr  nach* 
mittags  in  der  Straße  von  Etorup  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff 
„Nippon  Maru"  aufgebracht. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Vertreters  des  Kommandanten  der  „Nippon  Maru",  Kapitänleutnants 
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Taira  Saneo,  die  Vernehmungsprotokolle  des  Genannten  und  des 
Kapitäns  der  „Venus",  William  Fargher,  das  Schiffszertifikat  das 
Privatschiffsjournal,  das  Konnossement,  die  Ausklarierungsbescheinigung, 
den  Oesundheitspaß  und  die  Quittung  ^btr  die  Leuchtturmsteuer. 

Die  Hauptpunkte  der  Reklamation  sind  folgende: 

Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  stehe  im  Eigentum  der 
Firma  Harris  &  Dixon  in  London  und  sei  von  dem  Reklamanten  als 
Absender  befördert  worden.  Ihre 'Beförderung  nach  Wladiwostok,  einem 
Hafen  einer  der  kriegführenden  Mächte,  sei  eine  offenbare  Hanci^-lstrans- 
aktion,  die  unter  den  h'reihiitcn  des  neutralen  Hanckls\  erkehrs  stehe, 
und  unbestreitbar  eine  völkerrechtlich  nicht  anfechtbare  Handlung  sei. 

Da  Kohle  keine  absolute  Konterbande  sei.  «;o  rniisse  im  vorliegenden 
Falle,  wo  Kohle  nach  Wladiwostok  gehe,  ciium  Hati'n.  ticr  die  hit^fen- 
schaft  sovtohl  eines  Kriei^*s-  als  eines  l lanclelshatLns  bcvit/r,  niaiimls 
Ciegenbevceises  angenoninirn  werden,  daß  sie  nach  dem  1  lande MuitVn 
Wladiwostok  bctürdcrt,  und  nicht  für  den  Kiiegsgebrauch  geliefert  uerUeii 
sollte.  Daß  dies  billig  sei,  tue  auch  die  Präcedenzentscheidung,  betreffend 
den  im  englbch-hoHändischen  Krieg  im  Jahre  1798  aufgebrachten  „Nep- 
tunus"  dar.  FOr  den  vorliegenden  Fall  gelte  dies  um  so  mehr,  als 
die  Ladung  nicht  ausschliefilich  für  den  Kriegsgebrauch  verwendbar  sei, 
sondern  auch  ganz  allgemein  im  Industriebetriebe  verbraucht  werde. 

At)er  selbst  einmal  angenommen,  die  zur  Verhandlung  stehende 
Ladung  sei  feindlichen  Charakters,  weil  sie  nach  ftindlichera  Gebiet  l)e- 
fördert  werde,  so  könne  sie  doch,  \xeil  unter  neutraler  Flagge  verschifft, 
nach  Artikel  2  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  vom  Jahre  1856  nicht 
beschlagnahmt  werden. 

Daß  in  den  im  Au'^c^nnrrshnfen  und  den  AnlaulVliäten  erhaltenen 
AusklarierunL;en  und  ( ifsundlicU>päsM:n  Saigon  und  ShanL,diai  als  Be- 
^tiinniuni^sortc  bc/ci'-hiR't  •^cien  und  der  endgültige  Bc>-tinnnnng>liafcn, 
WladiNxostok,  nicht  autgetührt  sei,  habe  nur  den  Zweck  gehabt,  den 
Schwierigkeiten  zu  entgehen,  welche  die  zuständigen  Behörden  bei  der 
Aushändigung  dieser  Schriftstücke  gemacht  haben  würden,  wenn  ihnen 
die  Wahrheit  gesagt  worden  wäre.  Daß  es  keinenfalls  in  der  l)ösen  Ab» 
sieht  geschehen  sei,  sich  dadurch  der  Aufbringung  zu  entziehen,  könne 
man  daraus  entnehmen,  daß  das  Konnossement  klar  angebe,  daS  die 
Ladung  für  Wladiwostok  bestimmt  sei.  Die  Ausklarierungsbescheini- 
gungen seien  keine  wichtigen  Schiffspapiere,  sondern  bescheinigten  ledig- 
lich eine  Formalität.  Wenn  daher  auch  in  ihrem  Inhalt  .Auslassungen 
vorgekommen  seien,  so  könne  das  nicht  als  Material  für  die  Begründung 
der  Einziehung  des  S(  hitü'<^  geltend  gemacht  werden. 

Aus  diesen  Gründen  werde  hreigabe  des  Schiftes  und  seiner  Ladung 
tseantragt. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 
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Es  ist  bekannt,  daß  V/Iadiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegshafen 
im  Osten  und  zurzeit  der  Hauptstützpunkt  für  seini-  Marine  ist.  Seit 
dem  Kriege  mit  Japan  hat  die  russische  Regierung  den  Platz  zu  einem 
Hauptetappenort  gemacht,  und  sie  ist  mit  allen  Mitteln  bestrebt,  dort 
große  Krie^i^svorräte  anzuhäufen.  Der  gexxöhnÜche  Handelsverkehr  hat 
dort  fast  L;an/li(  h  aiifu^i-hört.  Winn  daher  Kohle  oder  Lebensmittel  und 
tlcrykiclu'ii  (iüter,  deren  Konterbaiidciii^cnsrhaft  von  besonderen  Um- 
st  indcn  ablianorjg  ist,  nach  Wladiwostok  befördert  werden,  so  muß, 
mangels  klaren  (jegenbe>xeises,  angenuininen  werden,  daß  dieselben  für 
den  Kriegsgebrauch  zu  liefern  waren.  Besonders  kann  es  bezüglich 
der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung,  welche  aus  ausgewählter  Car- 
diffkohle  besteht,  wie  sie  nur  zum  Gebrauch  auf  Kriegsschiffen  dient 
nicht  bezweifelt  werden,  daß  sie  wirklich  für  den  Kriegsgebrauch  be- 
stimmt war.  Sie  ist  daher  mit  Recht  als  Kontert)ande  anzusehen.  0 

Was  das  von  dem  Reklamanten  angezogene  Urteil  in  dem  „Nep- 
tunus"-Fall  angeht,  so  deckt  sich  jener  Fall,  in  dem  Tierfett  nach  Amster- 
dam befördert  werden  sollte,  nicht  mit  dem  vorliegenden.  Im  Gegenteil 
kann  man  die  Begründung  jenes  l'rteils  vielmehr  zur  Bekräftiguni:^  der 
Annahme,  daß  die  hier  zur  Verhandlung]^  stehende  Tadunq;  Knnterhandc 
ist,  gelte[id  machen.  IJenn  Amsterdam  hatte  damals  einen  vorwiegend 
kommerziellen  C-harakter.  Die  gegenwärtigen  Verhältnisse  von  Wladi- 
>xostok  sind  aber,  \x  ie  oben  dargetan,  \xesentlich  verschieden.  Das  in  dem 
Urteil  er\xähnte  Brest  kommt  den  gegenvt artigen  Verhältnissen  Wladi- 
wostoks viel  mehr  gleich. 

Obwohl  es  bereits  bei  der  Abfahrt  von  Cardiff  bestimmt  war,  daß 
das  Schiff  nach  Wladiwostok  gehen  sollte,  ist  doch  den  Behörden  des 
Ausgangshafens  und  der  Anlaufshäfen  keinerlei  Anzeige  über  Wladi- 
wostok gemacht  worden.  Wenn  der  Dampfer  sich  Ausklarierungen  und 
Gesundheitspässe  nach  den  neutralen  Häfen  Saigon  und  Shanghai  geben 
ließ,  das  Schiffsjournal  mit  falschen  Eintragungen  versah  und  einen  Um- 
weg nahm,  uro  durch  die  Soyasfaraße  nach  Wladiwostok  zu  i^elangen, 
so  ist  das  unzweifelhaft  nicht,  viie  der  Reklamant  sagt,  geschehen,  um 
das  betreffende  Verfahren  unijfehindert  vor  si'h  gehen  zu  lassen,  auch 
lie0  darin  keine  zu  iihersrheiide  Na'  lilasxial^cit.  Vielmehr  muß  man 
annehnun,  dil5  durchaus  nut  \<jller  Absicht  der  Bestimmungsort  ver- 
heimlicht VI  urue,  um  durch  die>e  List  der  Aufbringung  zu  entgehen. 
Wenn  sich  auch  zufällig  in  dem  Konnossement  der  ualue  Beslininiungs- 
ort  findet,  so  kann  man  doch  nicht  daraufhin  allein  die  oben  erwähnte 
List  fibersehen  und  annehmen,  daß  das  Schiff  steh  nicht  betrügerischen 
Vorgehens  schuldig  gemacht  habe. 

Der  Dampfer  „Venus''  hat  demnach  unter  Anwendung  betrüge- 
rischer Mittel  Kriegskonterbande  befördert,  und  es  ist  von  der  Theorie 

>)  II.  Ziffer  2. 
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und  der  Praxis  des  Völkerrechts  gleichermaßen  anerkannt,  daß  derartige 
Schiffe,  welche  sich  betrügerischer  Mittel  bedient  haben,  zusammen  mit 
<ler  KontertMndeladung  eingezogen  werden  können. ') 

Da  aus  diesen  Gründen  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  und 
seine  Ladung  einzuziehen  sind,  so  erübrigt  es  sich,  auf  die  übrigen  Punkte 
<les  Reklamanten  weiter  einzugehen. 

Es  wird  daher,  wie  in  der  Urteilsformel,  entschieden. 

Verkündet  am  4.  Mai  1905  im  Prisen $rericht  7U  Vokosiika  im  Bi-i- 
seiii  des  Staatsanwalts  beim  Prisengericht,  zu  V'okosuka,  Uchida  Slii- 
£enari. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  The  Cornhill  Steamship  Company,  London,  Eng- 
land, Orace  Church  Street  Nr.  81,  vertreten  durch  den  Kapitän  der 
„Venus",  William  Fargher. 

Prozeßvertreter:  Rc  htsanwait  Akiyama  Oenzo,  Tokio, 
Kyobashiku,  Unemecho  Nr.  15. 

Am  4.  Mai  190t  hat  das  Prisen^ericht  zu  Yukusuka  in  der  l^risi-n- 
sache,  betreffend  den  englischen  Dampfer  ,, Venus"  und  seine  Ladung, 
welche  am  4.  März  1905  bei  der  Stralk  von  Ltorup  von  dem  Kaiser- 
lichen Kriegsschiff  „Nippon  Maru"  beschlagnahmt  worden  sind,  ein  Urteil 
gefällt,  in  welchem  auf  Wegnahme  des  englischen  Dampfers  „Venusf" 
und  der  auf  ihm  verladenen  ungefähr  5200  Tons  Cardiffkohle  erkannt 
worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  William  Fargher  als  Vertreter  des 
Reklamanten,  The  Cornhill  Steamship  Company,  durch  den  Rechtsanwalt 

Akiyama  Genzo  als  Prozeßvertreter  die  Berufung  eingelegt,  welche 
im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku  und  Dr.  jur.  Ishi- 
watari  Binichi  i>eim  Oberprisengericht  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation, 

Akiyama  (jen7o,  und  deren  Gründe  sind  folgende: 

1.  Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladnni^  sei  nach  Wladiwostok, 
dem  einzigen  russischen  Handelshafen  im  O-^ten,  bet'(")idert  worden  imd 
zu  friedlichem  (iehraiieli  bebtnnml  ge^xe^en.  I'..s  sei  daher  uii/utretlcnd, 
sie  als  Kriegskonterbandc  zu  betrachten.  ,'\ber  einmal  afigenomnu  n,  die 
Ladung  sei  Konterbande,  so  könne  doch  das  Schiff  nicht  zusanunen  mii 
der  Ladung  eingezogen  werden,  da  der  Eigentumer  des  Schiffs  und  der 
der  Ladung  verschiedene  Personen  seien  und  kein  Beweis  daför  vor- 

V.  §§  43.  44. 
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banden  sei,  daß  bei  der  Verladung  betrügerische  Mittel  angewandt  w  orden 
seien. 

2.  Bei  Konterbandetransport  beschränke  sich,  wenn  die  Konter- 
bande nicht  im  Eigealum  des  Kceders  stehe,  die  Slralc  der  tinziciiun^ 
auf  die  Ladung,  das  Schiff  könne  als  Strafe  lediglich  der  Verlust  an 
Fracht,  Zeit  und  Kosten  treffen;  Einziehung  könne  dagegen  nicht  ver^ 
fugt  werden.  Auch  sei  es  ein  Grundsatz  des  modernen  Völkerrechts,  daß» 
wenn  die  Konterbande  unter  Anwendung  betrügerischer  Mittel  verschifft 
sei,  auch  das  Schiff  nur  eingezogen  werden  könne,  wenn  es  erwiesen 
sei,  daß  der  Reeder  Mittäter  bei  dem  betrügerischen  Vorgehen  j^ew  escn 
sei.  Nicht  nur  England  erkenne  dies  an,  sondern  auch  die  japanische 
Prisenordnun^^  stehe  auf  demselben  Standpunkt.  In  dem  vorliegenden 
Fall  sei  aber  der  Heeder  ganz  sicher  nicht  .Mittäter  bei  dem  betrügeri'^chen 
Vorgehen,  so  daß  es  unrechtmäßicf  sei,  wenn  da>  LVteil  erster  IiiNian/, 
ohne  zu  untersuchen,  ob  der  Reeder  bei  dem  beU ügerischen  Vorhaben 
beteiligt  gewesen  sei  oder  nicht,  entschieden  habe,  daß  das  Schiff  zu- 
sammen mit  der  Koiitei  bandeladung  einzuziehen  sei. 

3.  Um  auf  ürund  \on  .Anwendung  betni^eri.scher  Mittel  die  Strafe 
der  Einziehung  auferlegen  zu  können,  genüge  es  nicht,  daß  lediglich  in 
den  Ausklarierungspapieren  und  dem  Gesundheitspaß  der  letzte  Be- 
stimmungsort nicht  angegeben  sei.  Es  sei  vielmehr  erforderlich,  daft 
die  Papiere  hergestellt  seien  mit  der  Absicht,  der  Aufbringung  durch  die 
im  Krieg  befindliche  Marine  zu  entgehen,  und  in  einer  Art,  daß  diese 
Marine  auch  wirklich  dadurch  getäuscht  werden  könne.  Was  nun  die 
Schiffspapiere  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  angehe,  so  könne 
man  daraus,  daß  in  dem  Konnossement  Wladiw  ostok  als  Bestimmungsort 
angegeben  sei,  schon  entnehmen,  daß  eine  Fälschung  derselben,  um 
der  Aufbringung  zu  entgehen,  nicht  vorliege.  Daß  ferner  in  den  Aus- 
klarierungspapieren  und  dem  Gesund heitspaß  Wladiwostok  nicht  .ik 
Bestimm ung'.ort  aufgeführt  sei,  sei  Iccliglif-h  niif  eine  zur  Vermeid u;ig' 
von  formaieti  Scliw  ierigkeiten  den  Behörden  des  eigenen  L.andes  gegen- 
über abgegebene  fälschliche  Erklärung  zurückzuführen. 

Hall  sage: 

Wenn  falsche  Schiffspapiere  angefertigt  w  ürden,  um  die  auf- 
bringende kriegführende  Macht  zu  täuschen,  so  könnten  sie 
nur  in  den  Fällen  als  schädlich  betrachtet  werden,  wo  dadurch, 
daß  sie  als  echte  passierten,  die  Rechte  der  Kaptoren  schließ- 
lich zunichte  gemacht  werden  könnten.   Andernfalls  seien 
sie  im  allgemeinen  milde  zu  beurteilen > 
Danach  betrachtet,  stellten  die  in  den  Papieren  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Dampfers  vorkommenden  falschen  Eintragungen  keinen  aus- 
reichenden Grad  von  Täuschung  dar,  um  die  Einziehung  des  Schiffes 
nach  sich  ziehen  zu  können. 
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4.  Die  japanische  Prisenordnung  stehe  auf  dem  Standpunkt,  daß 
Kohle  nur  als  Konterbande  gelte,  wenn  es  erwiesen  sei,  daß  sie  für 
den  feindlichen  Kriegsgebrauch  geliefert  werden  solle.  Einmal  ange- 
rtommen,  dieser  Standpunkt  entspreche  den  völkerrechtlichen  Gruiul- 
sätzen,  so  sei  doch  Wladiwostok,  der  Bestimmungsort  der  zur  Verhand- 
lung stehenden  Ladiin^^,  nicht  nur  Rußlands  einziger  Kricgshnfen, 
sondern  mich  sein  ein/ii^'-er  Handelshafen  im  O^ten.  sei  daher  uii- 
rechtnialÜL^,  «^fine  vtciteres  an/uni-hnien,  daß  dorthin  heNünnnte  Kohle, 
welche  keine  abfohlte  Konterbande  sei,  für  den  Kriegsgebraucli  hehiiiiitnt 
sei.  1^  inü^^e  vichiiehr  entsprechend  dem  Urteil  in  dem  „Neptunus"- 
l'all  im  englisch  -  holländischen  Kriege  im  Jahre  17QS  angenommen 
werden,  daß  die  in  Frage  stehende  Ladung  für  den  Handelshafen  Wladi- 
wostok bestimmt  sei  und  für  friedlichen  Gebrauch  geliefert  werden  solle. 
Wenn  das  Gericht  erster  Instanz  Wladiwostok  als  einen  reinen  Kriegs* 
hafen  ansehe  und  es  mit  in  dem  „Neptun us''-f all  erwähnten  Kriegs- 
hafen Brest  auf  gleiche  Stufe  stelle,  so  sei  das  eine  falsche  Auffassung 
der  Tatsachen.  Folglich  sei  auch  die  Präcedenzentscheidung  nicht 
richtig  angezogen.  Das  Urteil  erster  Instanz  übersehe,  daß  auch  heute 
nocli  der  gewöhnliche  Handelsverkehr  mit  Wladiwostok  in  Ausübung 
begritten  sei  und  ^■n^,  es  sei  eine  bekannte  latsache,  daß  der  Handels- 
verkehr des  genatuiten  Hafens  gesperrt  sei.  Auch  darin  entstelle  d.is 
Urteil  die  latsachcn,  daß  es  behaupte,  daß  Cardiffkohle,  welehe  überall 
auf  der  Krde  sovcohl  für  den  Kricgsgebrauch  als  im  Indiistrii betriebe 
vcrvxandt  ui'rde,  im  fernen  Osten  ausschließüeh  auf  Krie<;sschifi'en  /ur 
Verwendung  komFUc.  So  siehe  das  Urleii  nul  dem  Sachverhalt  in 
Widerspruch, 

5.  Bezüglich  der  Behandlung  relativer  Kontert)ande  auf  neutralem 
Schiff  stehe  die  englische  Praxis  auf  dem  Standpunkt,  daß  Einziehung 
gegen  Leistung  einer  Entschädigung  erfolgen  könne.  Das  kontinentale 
Prinzip,  welches  mit  den  Beschlüssen  des  internationalen  Völkerrechts- 
kongresses übereinstimme,  erkenne  mit  Be/ng  auf  derartige  Güter  unter 
der  Bedingung  der  Entschädigung  nur  ein  Recht  der  Beschlagnahme 
oder  des  Vorkaufs  für  den  kriegführenden  Staat  an.  Japan  weiche  von 
diesen  Prinzipien  und  (icwohnheiten  ab  und  bestimme  in  imbilliger 
Strenge  bedin^imgslose  Finziehimg.  He-.onders  nnrh.  da  die  japanische 
Seepnstnordnung  sich  auf  den  enLili^rlu-n  Prin/ipieti  aufbuie,  sei  es 
wünschenswert,  daß,  wo  es  sich  um  neutrale  relative  Konterbandegüter 
handele,  eine  billigere  Haltung  eingenommen  werde. 

Aus  diesen  Gründen  werde  Aufhebung  des  Urteils  erster  Instanz 
und  Erlaß  einer  Entscheidung  auf  Freigabe  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Schiffs  und  seiner  Ladung  tieantragt. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanwalts  beim  Prisen- 
gericht zu  Vokosuka,  KobayashiYoshio,  ünd  folgende : 
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1.  Es  sei  unbestritten,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff 

im  Eigentum  des  Reklamanten,  der  Cornhill  Steamship  Compan\ ,  >tehe. 
Daß  diese  Firma  auch  der  Absender  der  Ladung  sei,  lasse  sich  daraus 
entnehmen,  daß  kein  Chartervertrag  vorhanden  sei,  und  gehe  auch  aus 
dem  Konnossement  und  der  Aussage  des  Kapitäns  hervor.  Wenn  aber 
der  Reeder  der  Absender  der  Ladung  sei,  so  sei  es  {gerechtfertigt,  so- 
lange kein  ücgen  beweis  vorliege,  anzunehmen,  daß  er  auch  der  tigen- 
tümcr  der  Ladnnq-  sei. 

Da  CS  ferner  bekannt  sei,  daß  eine  l.aduiiL:,  w  ie  die  zur  Verhandlung 
stehende,  >xelche  aus  doppelt  l^^esiebIe^  ('arditt kohle  hi>tthe,  im  Osten 
nur  auf  Kriegsschiffen  zur  Verwendung  komme,  und  .lulk'rdein  die 
Ladung  nach  Wladiwostok,  dem  einzigen  Marineslüizpunki  des  Leindes 
im  Osten,  bestimmt  sei,  so  unterstehe  es,  wenn  man  alles  dies  zusammen» 
halte,  keinem  Zweifel,  daß  die  Ladung  der  feindlichen  Marine  habe 
geliefert  werden  sollen. 

Ferner  habe  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  bei  der  Abreise 
von  England  fälschlicherweise  Saigon,  und  in  Singapore  Shanghai  als 
Bestimmungsort  der  Ladung  angeget)en  und  dementsprechende  Aus- 
klarierungspapiere erhalten.  Auch  das  Schiffsjournal  sei  mit  den  gleichen 
falschen  Eintragungen  versehen  worden. 

2.  Daß  das  betrügerische  Vorgehen  in  dieser  Sache  nicht  nur  eine 
Handlung  des  Kapitäns  sei,  sondern  auf  das  Verhalten  des  Reeders  oder 

seines  Vertreters  zurückzuführen  sei,  gehe  aus  dem  Vernehmungsproto- 
koll des  Kapitäns  hervor.  Mithin  sei  das  betrügerisch t.-  X'orgehen  in 
dieser  Sache  in  vollem  Maße  mit  dem  Einverständnis  des  Reeders  ge- 
schehen. 

3.  Die  Ausklarierungspapiere  und  Gesundheitspässe  seien  für  die 
Ermittlung  des  wahren  Bestimmungsortes  eines  Schiffes  seitens  des  Kap- 
tor? Schiffspapicre,  welche  für  die  Durchführung  der  Untersuchung  von 
größter  Bedeutung  seien.  Auch 'beschränkten  sich  die  falschen  .Angaben 
im  vnr!iro;rnden  Lnlle  ni'^ht  auf  diese  Papiere,  sondern  auch  Jas  Privat- 
schiilsjuurnal  enthalte  einen  falschen  Bestimmungsort.  Daß  dies  aus- 
schließlich geschehen  sei,  um  den  Kaplor  zu  täuschen,  liege  auf  der 
Hand. 

4.  Daß  eine  I  adung  von  /.Nxcimal  gesiebter  ausgeveählter  Cardiff- 
kohle  im  Osten  nur  auf  Kriegsschiffen  gebrauclit  werde,  sei  eine  all- 
gemein bekannte  Tatsache.  Wenn  daher  auch  Wladiwostok  zugleich 
ein  Handelshafen  sein  möge,  so  könne  man  doch,  weil  es  vor  allem 
der  Hauptstfitzpunkt  der  feindlichen  Marine  sei,  nichts  anderes  annehmen, 
als  daß  die  Ladung  für  die  feindliche  Marine  bestimmt  gewesen  sei. 

5.  Wenn  auch  ein  Gut  sowohl  zu  friedlichem  als  zum  Kriegs- 
gebrauch dienen  könne,  so  erkenne  doch  das  geltende  Völkerrecht  an, 
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daß  es,  «enn  seine  Konterbandeeigenschaft  festgestellt  sei,  von  der  krieg- 
führenden Macht  eingezogen  werden  könne. 

Präcedenzfälle,  in  welchen  bei  Einziehung  bedingungsweiser  Konter- 
bande Entschädigung  geleistet  worden  sei,  gründeten  sich  entw  eder  auf 
besonderen  Vertras?  oder  auf  besondere  politische  Rücksichten.  Das 
Völkerrecht  enthalte  dagegen  keine  allgemeine  diesbezügliche  Bestim- 
mung, Vielehe  man  zu  befolgen  verpflichtet  sei. 

f^ie  Berufung  sei  daher  unbegründet  und  müsse  abgewiesen 
werden. 

Das  vorliegende  Urte  il  w  ird,  wie  foljj;t,  bLi^TÜiulet : 

1.  Ks  ist  bekannt,  daß  Wlatiiw oslok  Ruhlands  \x itlitigster  Kricgs- 
hafcn  ist.  Seit  dem  Krieg  mit  Japan  hat  KulHand  es  zum  Stützpunkt 
für  seine  Kriegsflotte  und  Hauptetappenort  gemacht.  Es  hat  dort  in 
ausgedehntem  Mafie  Waffen,  Lebensmittel,  Kohle  und  sonstige  Kriegs- 
bedarfsartlkel  aufgespeichert.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  nach 
dorthin  hat  fast  ganzlich  aufgehört.  Es  ist  daher  durchaus  begründet, 
wenn  das  Gericht  erster  Instanz  angenommen  hat,  dafi  die  nach  diesem 
Hafen  bestimmten  Steinkohlen  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  ge- 
liefert werden  sollten  und  daher  Kriegskonterbande  seien.  Dies  um  so 
mehr,  als  die  in  Frage  stehende  Kohlenladung  ausge\xählte  Cardiff- 
kohlc  ist  und  die  Preise  für  solche  im  Osten  so  außerordentlich  hoch 
sind,  (ial;  anlicr  für  den  (iebrauch  auf  Kriegsschiffen  zur  Kriegszeit  keine 
Nachfrage  dafür  vorhanden  und  es  somit  unzweifelhalt  ist,  daß  die 
Kohle  für  den  russischen  Kriegsgehrauch  geliefert  ixerden  sollte. 

Der  Rcklaiiiant  sagt,  es  mü^M-  nach  Art  der  Präcedenzcnt.sclicidung, 
betreffend  den  „Neptunus"  auch  in  diesem  Fall  angenommen  werden, 
daß  die  in  Frage  stehende  Ladung  für  friedliche  Zwecke  bestimmt 
gewesen  sei.  Aber  die  Ladung  Im  „Neptunus"-Fall  und  die  des  vor- 
liegenden Falls  sind  ihrer  Art  nach  von  Grund  aus  verschieden,  und 
auch  die  Verhältnisse  der  Bestimm ung^rte  sind  ganz  andere.  Es  ist 
daher  unfraglich,  dafi  jener  Fall  nicht  a]s  Präcedenz  auf  den  vorliegenden 
angewandt  werden  kann. 

2.  Es  ist  völkerrechtliches  Prinzip,  daß  Konterbande  schlechthin 

konfisziert  wcrdm  kann.  Wünsche  bezüglich  Vorkaufs,  Einziehung 
gegen  Entgelt  oder  Beschlagnahme  unter  der  Bedingung  der  llntschädi- 
gung,  wie  sie  der  Reklamant  äußert,  sind  nur  verwirklicht,  wo  besondere 
vertragliche  .Abmachungen  vorliegen.  Im  übrigen  finden  sich  diese 
Erscheinungen  in  Praxis  und  Theorie  nur  vereinzelt.  Keinenfalls  können 
sie  jedoch  als  völkerrechtiithe  Kegel  anerkannt  werden.  .Man  kann 
daher  nicht  sagen,  daß  das  Urteil  erster  Inst.in/  es  in  et\\a>  ^iisrlu  n 
hätte,  wenn  es  diesen  Ansichtrii  des  ivcklanianlcii  nicht  I  ol^c  iciälcle. 

")  Anders  die  japanisctie  ScopriscnordnutiK,  4.'J,  44  (V)  und  das  ihr  zu  Grunde 
liegende  englische  Manual  uf  Navai  Frizc  Law,  Art.  ö2— 85. 
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3.  Das  Völkerrecht  erkennt  an,  daß  Schiffe,  wie  das  zur  Verhand- 
lung stehende,  deren  Reisezweck  der  Transport  von  Konterbande  ist, 
eingezogen  werden  können.  Auch  das  Oberprisengericht  hält  dies  fiir 
billig,  besonders  im  vorliegenden  Fall,  vco  die  gan/i.  T  adiing  des  Schiffs 
Konterbande  ist,  \xo  die  Agentur  dr>  Reeders  dem  Kapitän  bei  der 
Abfahrt  des  Schiffes  Order  r^egeben  hat,  nach  Wladiwostok  zu  fahren, 
währenci  (!;is  Privntsrhiflsjuiii  na!  und  die  Ausklarierungspapiere  einen 
gefäi^rlitrn  Bcsliiumung^ort  enthalten,  wo  also  das  Schiff  sich  des  Trans- 
portä  von  Konterbande  unter  Anwendung  betrügerischer  Mittel  scliuldig 
gemacht  hat. 

Da  sclion  nach  dem  in  den  I 'unkten  1,  2  und  3  Gesagten  die 
Entscheidung  der  ersten  Instanz  auf  Einziehung  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Schiffs  und  seiner  Ladung  unfraglich  gerechtfertigt  ist,  so 
liegt  kein  BedOrfnis  vor,  auf  die  einzelnen  Punkte  der  Berufung  noch 
besonders  einzugehen. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  ö.  August  1905  im  Überprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamant!  The  Cornhill  Steamship  Company,  England,  Lon- 
don, Grace  Church  Street  Nr.  81,  vertreten  durch  den  Kapitän  der 
„Aphrodite",  F.  O.  Edmund  s. 

ProzeBvertreter:  Rechtsanwalt  Akiyama  Oenzo,  Tokio, 

Kyobashiku,  Uncmecho  Nr.  15. 

In  der  Prisensnchr,  i-»i-treffend  den  eiiL,Misrhen  Dampfer  Aphro- 
dite" und  seine  Ladung  wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung,  wie 
folgt,  entschieden: 

U  r  t  e  i  1  s  f  o  r  m  c  I : 

Es  wird  auf  Wegnahme  des  englischen  Dampfers  „Aphrodite"  und 
seiner  Ladung  von  etwa  5600  Tons  Cardiffkohle  erkannt 

Tatbestand  und  Gründe: 
Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „Aphrodite"  steht  im 
Eigentum  des  Reklamanten,  sein  Heimatshalen  ist  London  und  es  ist 
ein  Handelsschiff,  welches  die  englische  Hagge  lührl.  Der  Reklamant 
ist  selbst  der  Absender.  Er  hat  in  Cardiff  in  England  ungefähr  5600  Tons 
zweimal  gesiebte  Cardiffkohle  geladen.  Der  Empfänger  sollte  sich  nach 
Order  bestimmen.   Da  als  Bestimmungsort  Saigon  angegeben  wurde, 
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erhielt  der  Dampfer  entsprechenden  Ausklarierungsschein  und  Gesund- 
heitspaß. Am  22,  Dezember  1904  fuhr  der  Dampfer  von  Cardiff  ab.  Im 
Pnvatschiffsjournal  wurde  ebenfalls  Saigon  als  Reiseziel  eingetragen. 
In  Singapore  erhielt  der  Dampfer  auf  seine  Angabe  hin  Auskiarierung 
für  Shanghai.  Am  8.  Februar  1905  fuhr  er  von  Singapore  ab.  Bis  zum 
20.  Februar  lautet  das  Privatschiffsjournal  auf  Shanghai;  vom  21.  an  ist 
Wladivxostok  als  Ziel  der  Reise  aiiifegeben.  Der  Dampfer  nahm  dann 
absichtlich  einen  Umweg,  um  durch  die  Sovastraße  nach  Wladi\xostok 
zu  gelangten.  Auf  dieser  Fahrt  \x'urde  er  am  6.  März  d.  J.  'n  der  Nähe 
von  Flor  Up  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Nippon  Maru"  beschlag- 
nahmt 

Die^jc  Tatsachen  werden  bew  iesen  durch  die  Aii<»ai;cNchi  ift  tit.s 
VeiUelcrs  des  Koiiuiiaiidaiitcn  der  „Nippon  Alaru",  Kapilanliiittiants 
N  a  k  a  s  h  i  m  a  D  e  n  z  o ,  die  VcrnchmungsprotokoUe  des  üenaiuiieii  und 
des  Kapitäns  der  „Aphrodite",  F.  O.  Edmunds,  das  Schiffszertifikat» 
das  Privatschiffsjoumai,  das  Konnossement,  die  Auskiarierungspapiere 
und  Oesundheitspässe. 

Die  Hauptpunkte  der  Reklamation  sind  folgende: 

Die  Beförderung  von  Kohlen  durch  neutrale  Staatsangehörige  nach 
Wladiwostok,  einem  Hafen  einer  der  kriegführenden  Mächte,  sei  eine 
öffentliche  Handelstransaktion,  welche  unter  den  Freiheiten  des  neu- 
tralen  Handels \  erkchrs  stehe  und  unbestreitbar  eine  völkerrechtlich  nicht 
anfechtbare  Handlung  sei. 

Da  Kohle  keine  absolute  Konterbande  sei,  so  müsse  im  vorliegenden 
F'allc.  wo  Kohle  nacfi  Wladiwostok  gehe,  einem  Hafen,  der  die  Eigen- 
schaft sow ofil  eines  Kriei^shafetis  als  eines  Fiaiulclshafens  besitze,  mani^els 
Oei^enbew  eisrs,  ani^^cnoniiiun  werden,  dali  sie  nach  dem  Handelshaten 
\V  ladiw  üstok  hetordei  l  und  niciit  für  den  Kriegsgebrauch  ^[^'elielert  werden 
solle.  Daß  dies  billig  .sei,  tue  auch  die  Fracedcnzeiilscheidung,  l->etreffend 
den  im  englisch-holländischen  Kriege  aufgebrachten  „Neptun us"  dar. 
Für  den  vorliegenden  Fall  gelte  dies  umsomehr,  als  die  Ladung  nicht  aus- 
schließlich für  den  Kriegsgebrauch  verwendbar  sei,  sondern  solche  Kohle 
auch  ganz  allgemein  im  Industriebetriebe  verbraucht  werde. 

Aber  einmal  angenommen,  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung 
sei  feindlichen  Charakters,  weil  sie  nach  feindlichem  Gebiet  befördert 
uerde,  so  könne  sie  doch,  vteil  unter  neutraler  Flagge  verschifft,  nach 
Artikel  2  der  Pariser  Seerechtsdeklaration  vom  Jahre  1856  nicht  be- 
schlagnahmt werden. 

Daß,  obwohl  Wladiwostok  der  Bestimm iini^sort  des  zur  Verhand- 
lung stehenden  Schills  L^v\\e>en  sei,  dieser  llaten  in  den  Ausklarierungs- 
papieren nicht  als  BeNliinmunqsort  an^c^tbcn,  rundem  bai^^on  bzw. 
Shanghai  verzeichnet  sei,  habe  seinen  Orund  nicht  in  der  Absicht,  da- 
durch der  Aufbringung  zu  entgehen.  Dies  könne  man  mit  hinreichender 
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Sicherheil  daraus  entnehmen,  daß  das  Konnossement  besage,  die  Güter 
seien  an  Order  in  Wladiwostok  abzuliefern,  und  daß  das  Schiffs- 
journal vom  21.  Februar  bis  zum  2.  März  d.  J.  als  Reise  „von  Singa- 
pore  nach  Wladiwostok"  angebe. 

DaO  ferner  der  Dampfer  fQr  die  Reise  nach  Wladiwostol(  keine 
Ausklarierungspapiere  besessen  habe,  erkläre  sich  lediglich  daraus,  daß 
er,  xxeil  ihm  schlieÖHch  bei  dem  betreffenden  amthchen  Verfahren 
Sch\t  ierigi<eiten  hätten  entstehen  können,  damit  die  Angelegenheit  glatt 
vonstatten  gehe,  den  Behörden  den  Bestimmungsort  nicht  offenbart  habe. 

XX'enn  des  weiteren  der  Kapitän  in  dem  Konnns'^emcnt  mit  'Blei- 
stift vermerkt  habe,  daß  die  Ladunj^  bis  zur  Abh'eferung  an  die  rnssi-^che 
Marine  noch  in  Rechnimg  des  Reeders  stehe,  so  sei  der  Bew  ei^^ijriind 
für  diesen  Vermerk  \ölli^^  Linersichtlicli.  Üenn  an  und  für  sieii  sei 
dieser  Vermerk  eine  willkürliche  und  ungeheuerliche  Kunipetenzüber- 
schreitung  des  Kapitäns.  Aber  selbst  angenommen,  er  habe  denselben 
bei  iKumalem  Verstände  ausgeführt,  so  habe  der  Vermerk  doch  kdner- 
lei  Wirkung,  und  könne  dem  Reeder  nicht  zugerechnet  werden. 

Auch  wenn  der  Kapitän  ausgesagt  habe,  die  Ladung  stehe  ini 
Eigentum  des  Reeders,  so  sei  das  nur  seine  Einbildung  und  tatsächlich 
seien  erwiesenermaßen  Harris  and  Dixon  in  London  die  Eigen- 
tümer. 

Aus  diesen  Gründen  werde  eine  Entscheidung  auf  Freilassunjf 
des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers  und  seiner  Ladung  be- 
antragt. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Ks  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegs- 
hafen im  Osten  und  zurzeit  der  Hauptstützpuiikt  für  seine  Marine  ist. 
Seit  dem  Kriege  mit  Japan  hat  die  russische  Regierung  den  Platz  zu 
einem  Hauptetappenort  gemacht,  und  sie  ist  mit  allen  Mitteln  bestrebt,, 
dort  grofle  Kriegsvorräte  anzuhäufen.  Der  gewöhnliche  Handelsverkehr 
hat  dort  fast  gänzlich  aufgehört.  Wenn  daher  Kohle  oder  Lebens- 
mittel und  dergleichen  Güter,  deren  Konterbandeeigenschaft  von  be- 
sonderen Umständen  abhängig  ist,  nach  Wladiwostok  befördert  werden^ 
so  muß,  mangels  klaren  Gegenbeweises,  angenommen  werden,  daß  die- 
selben für  den  Kriegsgebrauch  zu  liefern  waren.  Besonders  kann  es  bt- 
züglich  der  ur  Verhandlung  stehenden  Ladung,  welche  aus  ausgewählter 
Cardiffkohle  besteht,  wie  «;le  im  wesentlichen  nur  zum  Gebrauch  auf 
Kriegsschiffen  dient,  nicht  bcT-wrifrlt  werden,  daß  sie  wirklich  für  den 
Kriegsgebrauch  bestimmt  war.  Sie  ist  daher  mit  Recht  als  Kriegs- 
konterhande  anzusehen. 

Was  (las  von  dem  Reklamanten  anire/o^enc  Urteil  in  dem  ,,Nep- 
tunus"-Fall  angeht,  so  deckt  sich  jener  Fall,   in  dem  "iicrfett  nach 

>)  II  zutat  2. 
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Amsterdam  befördert  werden  sollte,  nicht  mit  dem  vorlici^crulen.  Im 
Gegenteil  kann  man  die  Begründung-  jenes  Urteils  vielmehr  /ui  Be- 
kräftigung der  Anruhiiic,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  I  aduiig 
Konterbande  ist,  geltend  machen.  Denn  Amsterdam  hatte  damals  einen 
vorwiegend  kommerziellen  Charakter.  Die  gegenvc  artigen  Verhältnisse 
von  Wladiwostok  sind  aber,  wie  oben  dargetan,  wesentlich  verschieden. 
Das  in  dem  Urteil  erwähnte  Brest  kommt  den  gegenwärtigen  Verhält- 
nissen Wladiwostoks  vielmehr  gleich. 

Obwohl  CS  bereits  vor  der  Abfahrt  von  Cardiff  bestimmt  war,  daß 
der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  nach  Wladiwostok  fahren  sollte, 
gab  der  Dampfer  in  Cardiff  an,  er  fahre  nach  dem  neutralen  Hafen 
Saigon,  und  erhielt  einen  dementsprechenden  Ausktarierungsschein  und 
Gesundheitspaß.  Auch  in  das  Schiffsjournal  wurde  diese  fälschliche  Ein- 
tragung gemacht. 

In  Singapore  erhielt  der  Dampfer  «entsprechend  seinen  Angaben  . 
eine  Ausklarierung  nach  Shanghai.  Seit  der  Abreise  von  Singapore 
am  8.  Februar  bis  zum  20.  Februar  1905  wurde  auch  in  dem  Schiffs- 
journal Shanghai  als  Ziel  angegeben.  Aber  der  Dampfer  nahm,  ohne 
nach  Saigon  oder  Shanghai  zu  fahren,  einen  Umweg,  um  durch  die 
Soyastraße  nach  Wladiwostok  zu  gelangen. 

Alles  dies  ist  nicht  anzusehen  als  ein  entschuldbares  Versehen 
oder  zur  Erleichterung  der  Reise,  und  der  dafür  von  Gesetzes  wegen  vor- 

gesciuiebenen  Handlungen  geschehen.  Vielmehr  muß  man  annehmen, 
daß  es  der  vcohlüberlegten  List  entsprungen  ist,  den  Bestimmungshafen 
zu  verheimlichen,  um  so  der  Aufbringung  zu  entgehen.  Wenn  sich 
auch  im  Konnossement  und  in  Stellen  des  Tagebuchs  der  wahre  Bc- 
stimtiiungsoit  eingetragen  findet,  so  kann  man  daraufhin  nicht  ohne 
ucitereir  zu  der  Annahme  kommen,  das  zur  Verhandlung  .stellende 
Schiff  habe  sich  keines  betrügerischen  Vorgehens  schuldig  gemacht.  Der 
zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „.Aphrodite"  hat  demnach  unter 
An\C€ndung  betrügerischer  Mittel  Kriegskonterbande  befördert. 

Die  völkerrechtliche  Wissenschaft  und  Praxis  erkennt  es  aber  an, 
daß  Schiffe,  welche  sich  derartigen  betrügerischen  Vorgehens  schuldig 
machen,  zusammen  mit  ihrer  Konterbandeladung  eingezogen  werden 
können. ') 

Da  nach  den  obigen  Gründen  der  zur  Verhandlung  stehende 
Dampfer  und  seine  Ladung  einzuziehen  sind,  so  erübrigt  es  sich,  auf 

die  weiteren  Punkte  der  Reklamation  einzugehen. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 


')  V.  §§  ia.  44. 
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Verkündet  am  4.  Mai  1905  im  Prisengericht  zu  Yokosuka,  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  beim  Prisengericht  zu  Yokosuka,  Uchida  Shi- 
genari. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  The  Cornhill  Steamship  Company,  Kncflmd,  Lon- 
don, (jrace  Church  Street  Nr.  81,  vertreten  durch  den  Kapitän  t\  O. 

Edmunds. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Akiyania  üenzo,  Tokio, 
Kyobashikii,  Unenieeho  Nr.  15. 

Am  4.  Mai  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Yokosuka  in  der  Prisen- 
sache, betreffend  den  am  6.  März  1905  bei  der  Straße  von  Etorup 
von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Nippon  Maru"  aufgebrachten  eng« 
lischen  Dampfer  „Aphrodite"  und  dessen  Ladung  ein  Urteil  gefällt, 
in  welchem  auf  Wegnahme  des  englischen  Dampfers  „Aphrodite"  und 
der  auf  ihm  verladenen  etwa  5600  Tons  Cardiffkohle  erkannt  worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  F.  O.  Edmunds  in  Vertretung  des 
Reklamanten,  The  Cornhill  Kteamship  Company,  durch  den  Rechts- 
anvxalt  Akiyama  Oenzoals  Frozeßvertrcter  die  Berufung  eingelegt, 
\\<  !.  hc  im  Beisein  der  Staatsntnvfüte  Tsut'^uki  Keiroku  und  Dr. 
jur.  Ishiwatari  Binichi  beim  Oberprisengericht  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Beruf  im  e;  des  Vertreters  der  I^ekiamation, 
Akiyama  Genzo,  und  deren  (iniiuie  sind  folgende: 

1.  Die  7nr  Verhandluni;  strlu  tuir  l  adiing  sei  nach  W'l.icüw  o>tok, 
dein  einzigen  ^u^^i^'.  hen  Handelshafen  im  Osten,  Ix  iördcrt  worden  und 
zu  friedlichem  Gehrauch  bestimmt  gewesen.  Es  sei  daher  unzutreffend, 
sie  als  Kriegskonterbande  zu  betrachten. 

Aber  einmal  angenommen,  die  Ladung  sei  Konterbande,  so  könne 
doch  das  Schiff  nicht  zusammen  mit  der  Ladung  eingezogen  werden, 
da  der  Eigentümer  des  Schiffs  und  der  der  Ladung  verschiedene  P^r- 
sonen  seien  und  kein  Beweis  dafür  vorliege,  daß  bei  der  Verladung 
betrügerische  Mittel  angewandt  worden  seien. 

_'.  IV  i  Konterbandetransport  beschränke  sich,  wenn  die  ß^onter- 
bande  nicht  im  Eigentum  des  Reeders  stehe,  die  Strafe  der  Einziehung 
auf  die  Ladung;  das  Schiff  könne  als  Strafe  lediglich  der  Verlust  an 
Zeit,  Eracht  und  Kosten  treffen.  I\inziehung  könne  dnnro;cn  nicht  ver- 
fügt w  erden.  Auch  sei  es  ein  Grundsat/  d  *s  modernen  Völkerrechts, 
daß,  wrnii  die  Konterbande  unter  Anwendung  betrügerischer  Mittel 
verschilll  >ei,  auch  das  Schiff  nur  eingezogen  werden  könne,  wenn  es 
klar  erwiesen  sei,  daß  der  Reeder  Mittäter  bei  dem  belrügen>chc'n  Vor- 
gehen sei.    Nicht  nur  England  erkenne  dies  an,  sondern  auch  die 
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japanische  Prisenordnung  stehe  auf  demselben  Standpunkt.  In  dem 
vorliegenden  Fall  sei  aber  der  Reeder  g^nz  sicher  bei  dem  betrügerischen 
Vorgiehen  nicht  Mittäter.  Daher  sei  es  unrechtmäßig,  wenn  das  Urteil 
«rster  Instanz,  ohne  zu  untersuchen,  ob  der  Reeder  bei  dem  be- 
tru^ischen  Vorgehen  beteiligt  gewesen  sei  oder  nicht,  entschieden 
habe,  daß  das  Schiff  zusammen  mit  der  Konterbandeladung  einzu« 
^hen  sei. 

3.  Um  auf  Grund  von  Anwendung  betrügerischer  Mittel  die  Strafe 
der  Einziehung  auferlegen  7U  können,  genüge  es  nicht,  daß  iedighch 
in  den  Auskiarierungs papieren  und  dem  Gesundheitspaß  der  letzte  Be- 
stimmungsort nicht  angegeben  sei.  sei  vielmehr  erforderlich,  daß 
die  Papiere  hcr^^estellt  seien  mit  der  Absicht,  der  Auibringung  durch 
die  im  Krieg  befindliche  Marine  zu  entj.;eheii,  und  in  einer  Art,  daß 
diese  Marine  aucli  wirklich  dadurch  getauscht  werden  könne. 

Was  nun  die  Schiffspapiere  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs 
.angehe,  so  könne  man  daraus,  daß  in  dem  Konnossement  Wladiwostok 
ak  Bestimmungsort  bezeichnet  sei  und  daß  auch  die  Eintragungen  in 
dem  Tagebuch  vom  21.  Februar  bis  2.  März  d.  J.  die  Absicht,  von 
Singapore  nach  Wladiwostok  zu  fahren,  klar  angäben,  schon  entnehmen, 
daß  eine  Fälschung  derselben,  um  der  Aufbringung  dadurch  zu  entgehen, 
nicht  vorliege.  Daß  ferner  in  den  Ausklarierungspapieren  und  dem 
Oesundheitspaß  Wladiwostok  nicht  als  Bestimmungsort  aufgeführt  sei, 
<;ei  lediglich  nuf  eine  zur  Vermeidung  von  formalen  Schwierigkeiten 
den  Behörden  des  eigenen  Landes  gegenüber  abgegebene  fälschliche 
Erklärung  zurückzuführen. 

Hall  saee: 

WViia  falsche  Schiffspapiere  angefertigt  uären,  um  die  auf- 
bringende kriegführende  Macht  zu  täuschen,  so  könnten  sie 
nur  in  den  Fällen  als  schädlich  betrachtet  werden,  wo  da- 
durch, daß  sie  als  echte  passierten,  die  Rechte  der  Kaptoren 
schließlich  zunichte  gemacht  werden  könnten.  Andernfalls 
seien  sie  milde  zu  beurteilen. 
Danach  betrachtet,  stellten  die  Fapiere  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Dampfers  keinen  ausreichenden  Orad  von  Täuschung  dar,  um  die  Ein- 
ziehung des  Schiffes  nach  sich  ziehen  zu  können. 

4.  Die  japanische  Prisenordnung  stehe  auf  dem  Standpunkt,  daß 
Kohle  nur  als  Konterbande  gelte,  wenn  es  cr\^iesen  sei,  daß  sie  für  den 
feindlichen  Kriegsgcbrauc  h  geliefert  werden  solle.  ■)  hinnial  ange- 
nommen, dieser  Standpunkt  entspreche  den  \ ölkern  c  htlichen  (irnnd- 
sätzen,  so  sei  doch  Wladiwostok,  der  Hc^timuiungaort  der  in  f  rage 
komnienden  l-;idung,  niclit  nur  Rußlands  einziger  Kriegshafen,  sondern 
auch  sein  einziger  Handelshafen  im  Osten.  Es  sei  daher  unrechtmäßig, 
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ohne  weiteres  anzunehmen,  daß  dorthin  bestimmte  Kohle,  vc eiche  iceinc 
absolute  Konterbande  sei,  für  den  Kriegsgebrauch  bestimmt  sei.  Es 
müsse  vielmehr  entsprechend  dem  Urteil  in  dem  „Neptunus''-Fall  im 
englisch-holländischen  Krieg  vom  Jahre  1798  angenommen  werden,  daß- 
die  hier  in  Frage  stehende  Ladung  für  den  Handelshafen  Wladiwostok 
bestimmt  sei  und  für  friedlichen  Gebrauch  geliefert  werden  solle.  Wenn 
das  Gericht  erster  Instanz  Wladiwostok  als  einen  reinen  Kriegshafen, 
ansehe  und  es  mit  dem  in  dem  „Neptunus'-Urteil  erwähnten  Kriegs^ 
hafen  Brest  auf  fjlci'^he  Stufe  stelle,  so  sei  das  eine  falsche  Auffassung  der 
Tatsachen.  Folglich  sei  aucli  die  Pracedenzentschcidung  nicht  richtig 
angezogen.  Das  Urteil  erster  Instanz  übersehe,  daß  auch  heute  noch 
der  gewöhn  Helle  Handelsverkehr  mit  Wladiwostok  in  Ausübung  beq-rifferi 
sei,  und  sage,  es  sei  eine  bekannte  Tatsache,  daß  der  Handeisverkehr 
des  genannten  Hafens  gesperrt  sei.  Auch  darin  entstelle  das  Urteil  die 
Tatsachen,  dafi  es  behaupte,  daß  Cardiffkohle,  welche  überall  auf  der 
Erde,  sowohl  für  den  Kriegs-  ab  für  den  industriegebrauch  verwandt 
werde,  im  fernen  Osten  ausschliefilich  auf  Kriegsschiffen  zur  Verwendung 
komme.  So  stehe  das  Urteil  mit  dem  Sachverhalt  in  Widerspruch. 

5.  Bezüglich  der  Behandlung  relativer  Konterbande  auf  neutralem 
Schiff  stehe  die  englische  Praxis  auf  dem  Standpunkt,  daß  Einziehung 
g^en  Leistung  einer  Entschädigung  erfolgen  könne.  Das  kontinentaJe 
Prinzip,  welches  mit  den  Beschlüssen  des  internationalen  Völkerrechts- 
kon_£Tresses  übereinstimme,  erkenne  mit  Hezuc;  auf  derartige  Güter  unter 
der  Bedingung  der  tntschädigung  nur  ein  Recht  der  Beschlagnahme 
oder  des  Vorkaufs  für  den  kriegführenden  Staat  an.  Japan  weiche  von 
diesen  Prinzipien  und  Ge>x ohnheiten  ab  und  bestimme  in  unbilliger 
Strenge  bedingungslose  Einziehung.  Besonder^  auch,  da  die  japanische 
Seeprisenordnung  sich  auf  den  englischen  Prinzipien  aufbaue,  sei  es 
wünschenswert,  daß,  wo  es  sich  um  neutrale  relative  Konterbande 
handele,  eine  billigere  Haltung  eingenommen  werde. 

Aus  diesen  Gründen  werde  Aufhebung  des  Urteils  erster  Instanz, 
und  Erlaß  einer  Entscheidung  auf  Freigabe  des  zur  Verhandlung^ 
stehenden  Schiffs  und  seiner  Ladung  beantragt. 

.  Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanwalts  beim  Prisen- 
gericht zu  Yokosuka,  Kobayashi  Yoshio,  sind  folgende: 

1.  Es  sei  unbestritten,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff 
im  Eigentum  des  Reklamanten,  The  Cornhill  Steamship  Company,  stehe^ 

Daß  diese  Firma  riw-h  der  .Absender  der  Ladung  sei,  lasse  sich  daraus 
entnehmen,  daß  kein  Chartervertrag  vorhanden  sei,  und  gehe  auch  aus 
dem  Konnossement  und  der  Aussage  des  Kapitäns  hervor.  Wenn  aber 
der  Reeder  der  .Absender  der  I  adun«;  sei.  so  sei  es  gerechtfertigt,  sck 
lange  kein  Gegenbeweis  vorliege,  anzunehmen,  daß  er  auch  der  Eigen- 
tümer der  Ladung  sei. 
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Da  es  femer  bekannt  sei,  da6  eine  Ladung  wk  die  zur  Verhandlung 
stehende,  welche  aus  doppcitgesiebter  Cardiffliohle  bestehe,  im  Osten 
nur  auf  Kriegsschiffen  zur  Verwendung  Icomme,  und  außerdem  die 
Ladung  nach  Wladiwostolc,  dem  einzigen  Marinestützpunlct  des  Feindes 

im  Osten,  t>estimmt  sei,  so  unterliege  es.  vrenn  man  alles  dieses  zusammen- 
halte, keinem  Zv(  eifel,  daß  die  Ladung  der  feindlichen  Marine  habe  ge- 
liefert  werden  sollen. 

Ferner  habe  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  bei  der  Abreise 
von  En^^d  fälsch lichervx  eise  Saigon,  und  in  Singapore  Shanghai  als  Be- 
stimniuncfsort  für  die  Ladung  angegeben  und  dementsprechende  Aus- 
klarier im  Lrs[)apiere  erhalten.  Auch  dns  Schiffsjournal  sei  mit  den  gleichen 
falschen  iiintragungen  verschen  worden. 

2.  Die  Eintragungen  eines  falschen  Bestimmungsorts  in  die  Schiffs^ 
papiere  fänden  sich  in  dem  Privatschiffsjournal  und  mehreren  Aus- 
klarici  iingsscheinen  so\x  ie  in  den  Gesundheitspaß.  Das  Schiff  gehöre 
tlciusiilKn  Ficjentiimer  \xie  der  aufgebrachte  Dampfer  ,.V<^nus".*)  Die 
Laduiit^,  ck-r  BcstJiumung.sort  und  das  beirüi,aTisrhe  Vorgehen  seien 
in  beiclLii  fällen  gldch.  Daher  müsse  angenommen  uerden,  daß  auch 
die  talhclieii  I  intragungen  in  den  Ausklarierungspapieren  dieses  Dampfers 
in  gleicher  Weise  «ie  bei  der  „Venus"  auf  falsche  Anzeigen  des  Reeders 
oder  seines  Vertreters  zurückzuführen  sei.  Es  sei  daher  unzweifelhaft, 
daß  das  betrügerische  Verhalten  in  dieser  Sache  in  vollem  Maße  mit 
Einverständnis  des  Reeders  geschehen  sei. 

3.  Die  Ausklarierungs papiere  und  Gesundheitspässe  seien  für  die 
Ermittlung  des  wahren  Bestimmungsortes  eines  Schiffes  seitens  des 
Kaptors  Schiffspapiere,  welche  für  die  Durchführung  der  Untersuchung 
von  größter  Bedeutung  seien.  Auch  beschränkten  sich  die  falschen  An- 
gaben in  diesem  Fall  nicht  auf  diese  Papiere,  sondern  auch  das  Privat- 
schiffsjournal enthalte  einen  falschen  Bestimmungsort.  Daß  dies  aus- 
schließlich geschehen  sei,  um  den  Kaptor  zu  täuschen,  liege  auf  der 
Hand. 

4.  Daß  eine  Ladung  von  doppeltgesiebter,  ausgewählter  Cardiff- 
kohle  im  Osten  nur  auf  Kriegsschiffen  gebraucht  werde,  sei  eine  all- 
gemein bekannte  Tatsache.  Wenn  ciaher  auch  Wladiwostok  zugleich 
ein  I  latulelshafen  sein  möge,  so  könne  man  doch,  weil  es  vor  allem  der 
Hauptstüt/punkt  der  feindlichen  Marine  sei.  nichts  anderes  annehmen, 
als  daß  die  Ladung  tür  die  leindli'  hc  AUuine  bestimmt  sei. 

5.  Wenn  auch  ein  Out  sovcoh!  7U  friedlichem  als  zum  Kriegs- 
gebrauch dienen  könne,  so  erkenne  doch  das  geltende  Völkerrecht  an, 
daß  es,  Axenn  seine  Konterbandeeigenschaft  festgestellt  sei,  von  der  krieg- 
führenden Macht  eingezogen  werden  könne. 
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Präcedenzfälle,  in  Vielehen  bei  tinzichun>4  btdingungsvceiser 
Konterbande  Entschädigung  geleistet  worden  sei,  gründeten  sich  eiit> 
weder  auf  besonderen  Vertrag  oder  besondere  politische  Rflcksichteii, 
das  Völkerrecht  enthalte  dagegen  keine  allgemeine  diesbezügliche  Be- 
stimmung, welche  man  zu  befolgen  verpflichtet  sei. 

Die  Berufung  sei  daher 'unbegründet  und  müsse  abgewiesen  werden. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 

1.  Es  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegs- 
hafen ist.    Seit  dem  Krieg  mit  Japan  hat  Rußland  es  zum  Stützpunkt 
für  si  in<  Kriegsflotte  und  Hauptetappenort  gemacht.  Es  hat  dort  in  aus- 
gedehntem Maße  Waffen,  Lebensmittel,  Kohlen  und  sonstige  Kriegs- 
bedarfsartikel aufgespeichert.    Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  nach 
dorthin  hat  fast  ^ixm  aiilsjjchört.  Ks  ist  daher  durchaus  begründet,  \x  enn 
das  Gericht  erster  In>taii/.  anq^i-nommen  hat,  daß  die  nach  diesem  Iiat\  ii 
bestimmten  Steiiikohk-n  für   ticn    russischen  Kriegsgehrauch  i^'clict »-rt 
ucrdcii  bolllcu  und  dalier  Kricgskonterbande  seien.    Dies  um  so  mehr, 
als  die  zur  Verhandlung  stehende  Kohlenladung  ausgewählte  Cardiff- 
kohle  ist  und  die  Preise  für  solche  im  Osten  so  außerordentlich  hoch 
sind,  daß  außer  für  den  Gebrauch  auf  Kriegsschiffen  zur  Kriegszeit 
keine  Nachfrage  dafür  vorhanden  und  es  somit  unzweifelhaft  ist,  daß 
die  Kohle  jedenfalls  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  geliefert  werden 
sollte. 

Der  Reklamant  sagt,  es  müsse  nach  Art  der  Präcedenzentscheidung, 
betreffend  den  „Neptunus",  auch  in  diesem  Falle  angenommen  werden, 
daß  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladiini:^  für  friedliche  Zwecke  be- 
stimmt gewesen  sei,  Aber  die  Ladung  im  ,,Ncptunus"-Fail  und  die  des 
vorliegenden  i  aüs  sind  ihrer  Art  nach  von  ürund  aus  verschieden,  und 
auch  die  Verh.illiiisse  der  Bestimmungsorte  sind  ganz  ändert-.  Ls  ist 
daher  untrai^li'  h,  daß  jener  hall  nicht  als  Präcedenz  auf  den  vorliegenden 
angewandt  vccrdeu  kann. 

2.  Es  ist  völkerrechtliches  Prinzip,  daß  Konterbande  schlechthin 
konfisziert  werden  kann.  Wünsche  bezuglich  Vorkaufs,  Einziehung  gegen 
Entgelt  oder  Beschlagnahme  unter  der  Bedingung  der  Entschädigung, 
wie  der  Reklamant  sie  äußert,  sind  nur  verwirklicht,  wo  besondere  ver- 
tragliche  Abmachungen  vorliegen.  Im  übrigen  finden  sich  diese  Er- 
scheinungen in  Praxis  und  Theorie  nur  vereinzelt.  Keinenfalls  können 
sie  jedoch  als  völkerrechtliche  Regel  anerkannt  werden.  Man  kann 
daher  nicht  sagen,  daß  das  Urteil  erster  Instanz  es  in  etwas  verschen 
habe,  >xenn  es  diesen  Ansichten  des  Reklnmanten  nicht  Folge  leistete. 

3.  Das  Völkerrecht  erkennt  an,  daß  Schiffe  wie  d  is  zur  Verhand- 
lung stehende,  deren  Kei.sczweck  der  Transport  von  Konterbande  ist, 
eingezogen  werden  können.  I^as  Oberpri>eni,HTicht  ist  der  Ansicht,  daß 
dies  den  Verhältnissen  gerecht  wird;  besonders  im  vorliegenden  Falle, 
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wo  die  ganze  Ladung  des  Schiffes  Konterbande  ist,  vto  die  Agcjitur  des 
Reeders  dem  Kapitän  bei  der  Abfahrt  des  Schiffes  Order  gegeben  hat, 
nach  W)adi«x>stok  zu  fahren,  während  das  Privatschiffsjoumal  und  die 
Ausklarierungspapiere  einen  gefälschten  Bestimmungsort  enthalten,  wo 
also  das  Schiff  sich  des  Transports  von  Konterbande  unter  Anwendung 
betrügerischer  Mittet  schuldig  gemacht  hat. 

Da  schon  nach  dem  in  den  Punkten  I,  2  und  3  Gesagten  die  Ent- 
scheidung der  ersten  Instanz  auf  Minziehung  des  zur  Verhandlung! 
stehenden  Schiffs  und  seiner  Ladung  unfraglich  gerechtfertigt  ist,  so 
liegt  kein  Bedürfnis  \or,  auf  die  einzelnen  Punkte  der  Berufung  noch 
besonders  cinzupfohen. 

ts  wird  daher,  wie  folgt,  entscliiccion  : 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  8.  August  1905  im  Überpriaengericht. 

(Unterschriften.) 


In  der  Prisensache,  betreffend  den  englischen  Dampfer  „Saxon 

Prince"  und  seine  Ladung  wird  nach  Einsichtnahme  von  dem  Schriftsatz 
des  Staatsanwalts  YamamotoTatsurokuro,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsformel: 

Der  Dampfer  „Saxon  Prince"  und  seine  ganze  Ladung  werden  frei- 
gegeben. 

Tatbestand  und  Gründe: 
Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  steht  im  Eigentum  der 
„Prince  Line''  A.  G.  in  England,  er  führt  die  englische  Handelsflag^ 
und  dient  vorzugsweise  zum  Gütertransport.  Er  nahm  in  New  York, 
Amerika,  gemischte  Ladung  an  Bord  und  fuhr  am  11.  Dezember  1Q04 
von  dort  über  das  portugiesische  S.  Vincente  und  D'Urban  im  englischen 
Natal  nach  Singapore  und  Shanghai.  In  diesen  beiden  Plätzen  löschte 
er  einen  Teil  seiner  Ladunpf.  Die  fibris^a-  I  aduni,^  Ixstand  aus  Fisenbahn- 
material,  welches  für  Muroraii  bcstimtnt  war.  In  Slian^hai  erhielt  der 
Dampfer  einen  Ausklarierunt^sschein  von  dem  engiisclicn  (jmcral- 
konsulat,  in  welchem  nnter  Ladung  „Ballast"  und  unter  Bostiminuno^ort 
„Muroran"  angegeben  war.  Am  7.  M.irz  dieses  Jahren  uni  die  \\ittag.>>zcit 
fuhr  er  von  dort  ab  und  \x  urdc  auf  der  Reise  nach  Muroran  am  10.  des- 
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selben  Monats  12  Uhr  45  Minuten  nachts  auf  34 13'  n.  Br.  und 
130<i  20'  ö.  L  unter  dem  Verdacht,  Konterbande  nach  Wladiwostok 
zu  fQhren,  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Akashi''  aufgebracht 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Vertreters  des  Kommandanten  der  „Akashi",  Kapitänleutnants  Miyano 
Ko j i ,  die  Vernehmungsprotokolle  des  Kapitäns  W.  S.  Jameson,  des 
ersten  Offi/icr<;  J.  R.  Gray  und  des  Maschinisten  J.  R.  Smith,  das 
Schiffszertifikat,  das  Frivatschiffsjournal,  die  Konnossemente  und  das 
Ladungsverzeichnis  des  Dampfers  „Saxon  Princc"  und  den  Aus- 
klarierungssrhein  des  englischen  Generalkonsulats  ui  Shanghai. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Staatsanwalts  sind 
folgende . 

Ks  seien  in  den  Schinspapicrcn  (Icn  7ur  V'erhandlLiiit^  siehoiiticn 
Duiuptcr^  Punkte,  vi'elche  nicht  übcrcinsUniinen.  Da  ferner  nach  dem 
Kurs  des  Schiffes  der  Verdacht,  daß  es  Muroran  nur  als  Bestimmungsort 
vorgegeben,  tatsächlicli  aber  heimlich  nach  Wladiwostok  habe  fahren 
wollen,  habe  aufkommen  müssen,  so  sei  die  Beschlagnahme  zu  Recht 
erfolgt.  Die  Untersuchung  im  Prisengericht  habe  ergeben,  daß  der 
Dampfer  tatsächlich  auf  der  Reise  nach  Muroran  begriffen  war;  daher 
sei  er  mitsamt  seiner  Ladung  sofort  freizugeben. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

In  den  zur  Zeit  der  Beschlagnahme  an  Bord  vorgefundenen,  sich  auf 
das  Eisenbahninaterial  beziehenden  Konnossementen  findet  sich  Shanghai 
als  Bestimmungsort  verzeichnet,  und  in  dem  von  dem  englischen  Gene- 
ralkonsulat in  Shanghai  ausgestellten  Ausklarierungsschein  ist  unter  La- 
dung „Ballast  "  anL^t  s^iht-n.  Als  der  Dampfer  den  Tsusliimakanal  passierte, 
leistete  er  dein  Sii^nial  (k-r  „Aka>hi",  zu  stopf>en,  keine  1  oige  und  stoppte 
erst  nach  dem  \\  anumgsschuli,  Infolgedessen  erhob  sich  aut  der 
„Akashi"  der  Verdacht,  daß  der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer 
Muroran  als  Bestimmungshafen  vorgebe,  tatsächlich  aber  Konterbande 
nach  Wladiwostok  führe.  Die  Beschlai^ahme  war  unter  diesen  Um- 
ständen gerechtfertigt.') 

Aber  die  Untersuchung  in  dem  unterzeichneten  Prisengericht  hat 
ergeben,  daß  die  Ladung  von  Eisenbahnmaterial  von  der  Mitsui  Bussan 
Kaisha  an  die  Hokkaido  Tanko  Tetsudo  Kaisha  zu  liefern  ist  und  von 
jener  bei  der  ü.  S.  Steel  Products  Export  Company  in  New  York  be- 
stellt und  für  Muroran  bestimmt  war.  Dies  vtird  bexxiesen  durch  den 
Lieferun £Ts\ ertrag  zwischen  der  Mitsui  Buss^m  Kaisha  und  der  Hokkaido 
Tanko  Itt.sudo  Kaisha  über  Lisenbahnschientii  und  Zubeliör,  den  von 
der  U.  S.  Steel  Products  h'xport  Company  aK  Ab->?nder  an  die  Mitsui 
Bussan  Kaisha  geschickten  1  rachtbrief.  T;  le[:franinie  der  ilokkakio  l  anko 
Tetsudo  Kaisha  und  der  American  Irading  Cujnpany  in  \  ükohuiua  an 

*)  V.  §  W,2.  —  *)  V.  §  37,2  und  6. 
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das  unterzeichnete  Prisengericht  und  verschiedene  Briefe  der  Reederei 
und  der  Agenturen  an  den  Kapitän  des  Dampfers,  in  welchen  derselbe 
angewiesen  wird«  nach  Muroran  zu  fahren. 

Daher  sind  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  und  seine  ge- 
samte Ladung  ungeachtet  der  Rechtmäßigkeit  der  Beschlagnahme  frei- 
zugeben. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteil&formel  entschieden. 
Am  16.  März  1905  im  Prisengericht  zu  Sasebo. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  North-Western  Steamship  Company  Ltd.,  Vereinigte 
Staaten  von  Nordamerika,  Staat  Washington,  Kings  County,  Seattle, 
vertreten  durch  den  Direktor  John  Rosen e. 

ProzeBvertreter :  Rechtsanwalt  Akiyama  Oenzo,  Tokio, 

KyobashUcu  Unemecho  Nr,  15. 

In  der  Pnscn«;achc,  betreffend  den  nordamerikanischen  Dampfer 
„laconia",  wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung,  wie  folgt,  ent> 
schieden. 

Urtei  1  s  f  orm  el: 

ts  wird  auf  Wegnahme  des  nordamerikanischen  Dampfers  „ia- 
coma"  entschieden. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „Tacoma"  steht  im  Eigen- 
tum des  Reklamanten,  sein  Heimatshafen  ist  Seattle  im  Staat  Washing- 
-ton,  Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika,  und  er  ist  ein  Handelsschiff, 
welches  die  Flagge  der  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  führt. 

Für  die  Befrachter,  Charles  Nelson  &  Co.  in  San  Francisco, 
Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika,  lud  der  Dampfer  in  Seattle  mit  der 
Bestimmung  für  Wladivtostok  in  Rußland  etwa  9000  Faß  gesalzenes 
Rindfleis'-h  (einii^c  i  aß  davon  wurden  auf  der  Reise  zur  Beköstigung 
der  Mannschaft  verbraucht),  welche  auf  ürund  eines  zwischen  dem 
in  Shanghai  ansässigen  russischen  ücneralmajor  Dessin  o  und  den 
ru>M>t  hen  Kaufleutcn  Dcnbigh  und  Fbbecke  8:  Co.  in  Shanghai 
-abgcschlusscucu  Vertrages  in  Nordamci  ika  eiuLjekautt  vcaren,  sovü'ie  ein 
KoUi  Stahlstäbe  und  eine  Kiste  .Masehuieiileile,  uclclic  im  Ligcntum 
des  Supercargos  des  Dampfers,  des  russischen  Staatsangehörigen 
Alexander  Georgiewitsch  Bollmann  stehen.  Ais  Empfänger 

791 


Abschnitt  VI«> 


PrioagwIclitSMitechalilmum ;  .Ticom*» 


des  gesalzenen  Rindfleisches  in  Wladiwostok  ist  die  dortige  russisch- 
chinestschc  Bank  genannt. 

Der  oben  genannte  Bollmann  ist  von  Denbigh  als  Ver- 
treter und  Beauftragter  für  seine  Einkäufe  von  Lieferungen  an  Behörden, 

Private  und  Firmen  bevollmächtigt  worden.  Von  der  genannten  Firma 
Ebbeckeft:  Co.  >x'ar  Bollmann  beauftragt,  das  in  Amerika  angekaufte» 
nach  Wladiwostok  zu  befördernde  s^^esalzene  Rindfleisch  zu  prüfen,  mit 
dem  gleichen  Schiff  wie  die«;es  nach  dem  Bestimmungsort  zu  fahren 
und  dort  das  Fkisrh  an  den  timptänger  abzuliefern.  Auf  Anordnung^ 
des  Reklamanten  wurde  Bollmann  dt-nuiach  als  Supercargü  luI  das 
zur  Verhandlung'^  stL-hcndc  Schiff  genoiiinien.  Der  Kapitän  erhit-lt  vor 
der  Abreise  aui  1.  Januar  1905  von  dem  Reeder  Order,  nach  Wladi- 
wostok oder,  falls  dort  infolge  einer  Blockade  oder  Frostes  Hindernisse 
seien,  nach  Shanghai  zu  fahren.  Der  Kapitän  gab  darauf  Shanghai  als 
Bestimmungsort  auf  und  erhielt  für  diesen  Hafen  Ausklarierung  und 
Gesundheitspaß.  Auch  in  dem  der  Zollbehörde  Qbergebenen  Ladungs^ 
Verzeichnis  gab  er  fälschlich  Shanghai  als  Bestimmungsort  an.  Auch  in 
einem  anderen  Ladungsverzeichnis  wurde  angegeben,  daß  das  Schiff 
über  verschiedene  Häfen  nach  Hongkong  weiter  führe.  In  der  Ladungs- 
empfangsbescheinigung ist  die  Stelle,  wo  der  Bestimmungsort  stehtr 
zerstört. 

Am  5.  Januar  IWö  fuhr  der  Dampfer  von  Seattle  ab.  Das  Prival- 
schiffsjüurnal,  das  Notizbuch,  das  Üeckjourna!  und  Maschinenjournal 
geben  alle  an,  daß  Shanghai  das  Reiseziel  war.  Unterwegs  wurde 
Dutch  Harbour  angelaufen,  K(jhlen  eingenommen  und  am  IQ.  d.  M.  von 
dort  wieder  abgefahren.  Das  Schiff  fuhr  dann  an  den  Aleuten  vorbei 
durch  die  Boussole-StraSe  in  das  Ochotsküche  Meer  und  versuchte  nach 
Wladiwostok  zu  gelangen.  Unterwegs  wurde  es  jedoch  von  Treibeis 
eingeschlossen,  verlor  seine  Bewegungsfähigkeit,  trieb  viele  Tage  hin 
und  her  und  erlangte  erst  am  13.  März  seine  Manövrierfähigkeit  wieder. 
Als  es  dann  aufs  neue  seine  Rieise  nach  dem  Bestimmungsort  fort- 
zusetzen versuchte,  wurde  es  am  14.  März,  8  Uhr  morgens  auf  dncr 
Stelle  et>x'a  40  Seemeilen  südwestlich  von  Kap  Shibetonitara  von  dem 
Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Takach iho"  beschlagnahmt. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Vertreters  des  Kommandanten  der  „Takachiho",  Kapitänleutnants 
Ugawa  Sai,  die  Vernehmung^protokolle  de«;  genannten  Offiziers,  des 
Knpitän^  der  ..laronia"  S.  S.  (.onnauton,  des  Supercargo,  russi- 
schen Staatsangeliorinvti  Alexander  Georgie  witsch  Boll- 
mann, die  bei  dem  /ulit/t  i^enannten  beschlagnahmten  Papiere,  das 
Schiffszertifikat,  die  Konnoi.>cmcntc  (der  Kapitän  behauptet,  diei»e  Pa- 
piere seien  zugleich  Konnossemente  und  Chartervertrag,  aber  ihrer  Art 
nach  sind  sie  als  Konnossemente  zu  betrachten),  die  Ausklarierungs> 
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papiere,  den  Oesundheitspaß,  zwei  Ladungsverzeichnisse,  die  Ladungs- 
empfangsbescheinigung, dasL  Privatschiffsjournat  und  Notizbuch,  das 
Deckjoumal,  Maschinenjournal  und  ein  Schreiben  des  Reeders  an  den 
Kapitän  vom  2.  Januar  1905. 

Die  Hauptpunkte  der  Reklamation  sind  folgende: 
Da  die  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  nicht  im 
Eigentum  des  Reeders  stehe,  so  könne  das  Schiff,  selbst  wenn  die  Ladung 
Konterbande  sei,  nicht  mit  dieser  zusammen  eingezogen  werden,  femer 
habe  der  Reeder  in  seinem  Schreiben  vom  5.  Februar  d.  J.  (vermutlich 
irrtümlich  für  2.  Januar)  dem  Kapitän  Order  gegeben,  nach  Wladiwostok 
oder,  wenn  er  v(egen  Blockade  oder  Eises  nicht  dorthin  kommen  (iönne, 
nach  Shanghai  zu  fahren.  Auch  daraus,  daß  die  Konnossemente  Wladi- 
wostok offen  als  Bestimmungsort  angäben,  sei  ersichtlich,  daß  der  Trans- 
port durc  haus  bona  fidc  unternommen  \x'orden  sei.  Daß  in  den  Ladung's- 
ver/cichnisscn  und  den  Ausklarierun^;spapieien  Shanghai  als  Bestim- 
mungsort angegeben  s<"i  habe  einen  (irund  darin,  daß  der  Kapitän  zu- 
gleich die  Absicht  des  Reeders  und  den  Fall,  daß  er  nicht  nach  Wladi- 
wostok werde  gehen  können,  in  Rücksieht  genonimen  habe,  und  sei 
durchaus  der  Absicht  entsprungen,  auf  diese  Weise  der  Aufbringung 
ZU  entgehen.  Da  eine  solche  Eintragung  von  zwei  verschiedenen  Be- 
stimmungsorten in  den  Schtffspapieren  sofort  habe  bemerkt  werden 
müssen  und  daher  nicht  geeignet  gewesen  sei,  um  ein  beschlagnehmendes 
Kriegsschiff  zu  täuschen,  so  könne  man  dies  nicht  völkerrechtlich  als 
ein  betrügerisches  Mittel  betrachten. 

Da  femer  gesalzenes  Rindfleisch  keine  absolute  Konterbande  sei, 
so  müsse  im  vorliegenden  Falle,  wo  solches  nach  Wladiwostok  gehe, 
einem  Hafen,  der  die  Eigenschaft  sowohl  eines  Kriegs-  als  eines  Handels* 
hafens  besitze,  mangels  Gegenbeweises  angenommen  werden,  daß  es 
nach  dem  Handelshafen  Wladiwostok  habe  befördert  werden  und  nicht 
für  den  Kriegsgebrauch  geliefert  werden  sollen.  Daß  dies  billig  sei, 
tue  auch  die  Präcedenzentscheidung,  betreffend  den  im  englisch-hol- 
ländischen Kriege  im  Jahre  17Q8  aufgebrachten  ,,Neptunu^",  dar.  tiir 
den  vorliegenden  l  all  gelte  dies  um  so  mehr,  als  die  Ladung  nicht  aus- 
schließlich für  den  Ktiegsgebrauch  verwendbar  sei. 

Was  die  Stahlstäbe  und  die  Maschinenteile  angehe,  stünden 
sie  im  Ligentum  des  russischen  Staatsangehörigen  Boll  mann  und 
seien  in  dessen  Auftrag  von  dem  Befrachter  zusammen  mit  der  an- 
deren l  adung  verladen  worden.  Sie  seien,  wie  bereits  obtn  gesagt, 
keine  Konterbande. 

Daher  werde  Freigabe  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs 
beantragt. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 
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Was  das  unter  den  zur  Verhandlung  stehenden  OQtem  befindliche 
gesalzene  Rindfleisch  angeht,  so  hat  der  gegenwärtig  in  Shanghai  an- 
sässige, an  den  militärischen  l'ntornehmungen  des  Feindes  offiziell  be- 
teiligte russische  Generalmajor  Dessin  o  mit  den  russischen  Ka.uf- 
leuten  Denbigh  und  Ebbecke  &  Co.  im  November  v.  J.  einen 
Vertrag  auf  fünkauf  desselben  in  Amerika  und  l.iefernng  nach  Wladi- 
wostok, dem  w  ichtigsten  Stützpunkt  und  Hauntet  ^ppenort,  abgeschlossen. 
Seiner  Be^liaanung  nach  w:\r  es  demnach  Kriegsbedarf  liir  den  hcmd. 

Da  ferner  der  Fmpfäiigcr  die  riisMs(  ii-ehin(,sische  Bank  in  Wladi- 
wostok w  at  ,  so  ist  cianibrr,  daß  es  für  den  Krif gsgehraiieh  des  1-eindes  zu 
licieni  war,  auch  nicht  der  geringste  Zvieilcl  iiiögiicii.  tr  ist  daher  un- 
fraglich als  Konterbande  anzusehen.  0 

Die  oben  bezeichneten»  dem  Boll  mann  gehörigen  Stahtstäbe 
und  Maschinenteile  sind  lAlaterial  für  den  Bau  von  Schiffen  und  er^ 
wiesenermaßen  nach  Wladiwostok  bestimmt  Daher  sind  auch  sie  un- 
zweifelhaft Konterbande.*) 

Aus  dem  Schreiben  des  Reeders  an  den  Kapitän  vom  2.  Januar 
dieses  Jahres  geht  hervor,  daß  die  Bestimmung  des  Schiffes  nach  Wladi- 
wostok schon  vor  der  Abreise  desselben  von  Seattle  festgesetzt  war. 
Trotzdem  ließ  der  Kapitän  sich  in  Seattle  auf  Grund  seiner  Angaben 
Au^klanerung  und  Cjesundheitspaß  für  Shanghai  geben.  In  der  Ladungs- 
eni[}tang>bes''heiniguiig  ist  die  Stelle,  wo  der  Bcbtinimungsort  stehen  soll, 
zerstört.  I)a>  I^rivalschitfsjournal.  das  Notizbuch,  das  Deckjournai  und 
Maschinenjoin  iial  geben  alle  ial>chlicher\\  eise  Shan_<;hai  an.  Das  Schiff 
iial  zur  Winler^zeit  den  wegen  der  Winde,  des  Schnees  und  Eises  ge- 
fährlichsten Weg  genommen,  um  durch  die  Soyastraße  nach  Wladi- 
wostok zu  gelangen.  Alle  diese  Tatsachen  können  nicht  auf  entschuld» 
bares  Versehen  bzw.  Erleichterung  der  Reise  oder  der  behördlichen 
Formalitäten  zurückgeführt  werden.  Es  muß  vielmehr  angenommen 
werden,  daß  sie  dem  betrügerischen  Plan,  durch  Verheimlichung  des 
Bestimmungsortes  der  Aufbringung  zu  entgehen,  entsprungen  sind. 
Auch  daraus,  daß  sich  im  Konnossement  und  dem  Briefe  des  Reeders 
an  den  Kapitän  der  wahre  Bestimmungsort  verzeichnet  findet,  kann 
ni'dit  ohne  weiteres  gefolgert  werden,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff  sich  nicht  betrügerisrhcr  jMittel  bedient  habe  Dies  um  so  \\  eniger, 
als,  wie  aus  der  schriltliehen  Aussage  und  der  Vernehmung  des  Stell- 
vertreters des  Kommandanten  der  ,,Takachiho"  hervorgeht,  der  Kapitän 
bei  der  Visitierung  die  beiden  erwähnten  Schriftstücke  unier  der  Vor- 
gabe, sie  seien  unerheblich,  beiseite  zu  schaffen  versucht  hat,  um  sie 
dem  visitierenden  Offizier  zu  verheimlichen. 

Wie  ferner  aus  dem  Vernehmungsprotokoll  des  oben  erwähnten 
Bollmann  hervorgeht,  hat  der  Reklamant  diesem,  obwohl  er  die  ihm 

»)  II.  Ziifer  2.  —  ')  Ziffer  1. 
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von  Cbbecke  6c  Co.  anvertraute  besondere  Aufgabe  kannte,')  dazu 
bestimmt,  als.Supercargo  mit  dem  Schiff  zu  fahren. 

Auch  beweist  der  erwähnte  Briefi  den  der  Reklamant  vor  Abreise 
des  Schiffs  von  Seattie  an  den  Kapitän  richtete,  nach  der  Art,  wie  dort 

die  Route,  um  nach  Wladivcostok  zu  gelangen,  festgelegt  ist,  daß  der 
Kapitän  eine  Route  wählen  sollte,  auf  der  er  der  Aufbringung  durch 
das  japanische  Geschwader  entgehen  sollte. 

Wenn  man  alles  dies  zusammenhält,  sn  kann  man  wohl  innehmen, 
daß  der  Reklamant  den  Transport  der  Ladung  mit  srinem  Schiff  unter- 
nommen hat,  obwohl  er  hinreichend  über  den  Charakter  derselben 
unterrichtet  war.  Mit  anderen  Worten,  der  Reklamant  hat  sich  der 
Unterstützung  des  Feindes  mit  seinem  Schiff  schuldig  geinachi. 

Es  ist  aber  vor  Theorie  und  Praxis  des  Völkerrechts  anerkannt, 
daß  ein  Schiff,  welches  sich  betrügerischen  Verhaltens  zur  Unterstützung 
des  Feindes  schuldig  macht,  mit  seiner  Konterbandeladung  eingezogen 
werden  kann. 

Da  aus  diesen  Gründen  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  ein- 
zuziehen ist,  so  erübrigt  es  sich,  die  weiteren  Punkte  des  Vertreters 

der  Reklama'i  in  zu  erörtern. 

ts  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformei  entschieden. 

Verkündet  am  1.  Juni  1905  im  Prisengericht  zu  Yokosuka,  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  des  Prisengerichts  zu  Yok<»uka,  Yanagita 
K  u  n  io. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  johnRosene,  Direktor  der  North  Western  Rail- 
way  Company  Ltd.  in  Seattle,  Kings  County,  Vereinigte  Staaten  von 
Nordamerika. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt   Akiyama   Oenzo,  Tokio, 

Kyobashiku  Unemecho  .\r.  15. 

Am  1.  Juni  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Vokosuka  in  der  Prisen- 
sache, betreffend  den  amerikanischen  Dampfer  „lacoma",  welcher  nm 
14.  Mär/  1905  etwa  40  Seemeilen  südvcestlich  von  dem  \'or<^rebirge 
Shibttonitara  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschift  „iakachiho"  oe^chlag- 
nahmt  worden  ist,  ein  Urteil  c^efällt,  in  welchem  auf  Wegnahme  des 
amerikanischen  Üampiers  „laconia"  entschieden  worden  'st. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Reklamant  John  Rosene  durch 
den  Rechtsanwalt  Akiyama  Oenzo  als  Prozeßvertreter  die  Berufung 

nämlich:  die  Bestellung  des  russischen  Generalmajors  Üessino  auszuführen. 
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eingelegt,  welche  im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku 
und  Dr.  jur.  Ishiwatari  Binichi  beim  Oberprisengericht  geprQft 
worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation^ 

Akiyama  Genzo,  sind  foItjLtuie: 

Am  1.  Juni  1905  habe  das  Phsengericht  zu  Yokosuka  ein  Urteil  auf 
XX'^eii^nahme  des  Dampfers  „Tacoma"  verkündet.  Dieses  Urteil  sei  un- 
/Litivlk'iul,  und  es  vcerde  Aufhebung  desselben  und  Erlaß  einer  Ent- 
scheidung auf  Freigabe  des  Dainpftrs  „Taconia"  beantragt, 
Die  Hauptpunkte  der  Lkgründung  sind  folgende: 
Wenn  dt-r  Reklamant  mit  seinem  eigenen  Schiffe  einen  Trans- 
port untcnionuncn  habe,  so  sei  das  eine  Handlung,  die  unter  den  Frei- 
heiten des  neutralen  Handelsverkehrs  stehe.  Er  habe  dabei  keinerlei 
betrügerische  Mittel  geplant,  und  es  liege  nicht  der  geringste  Orund  für 
die  Annahme  vor,  daß  er  sich  der  Unterstützung  des  Feindes  schuldig 
gemacht  habe.  Wenn  daher  das  Urteil  erster  Instanz  annehme,  daß  das 
Schiff  betrügerische  Mittel  gebraucht  und  den  Feind  zu  unterstützen  vor- 
gehabt habe,  und  zusammen  mit  der  Ladung  auf  Einziehung  des  Schiffes 
erkannt  habe,  so  sei  das  unrechtmäßig. 

Die  Hauptpunkte  der  Ervtiderurtg  des  Staatsanwalts  beim  Prisen- 
gericht zu  Yokosuka,  Yanagita  Kunio,  sind  folgende: 
Der  Reklamant  sage,  daß 

die  , Tacoma"  betrügerische  Mittel  zum  Transport  von  Konter- 
bande nach  Wladivkostok  nicht  angewandt,  auch  sich  der 
Unterstützung  dt:»  l  eindes  nicht  schuldig  gemacht  habe.  Da- 
her sei  die  Entscheidung  auf  Einziehung  des  Schiffs  un- 
rechtmäßig. 

Das  Schiff  habe  aber  einen  falschen  Bestimmungsort  angegeben.  Seine 
Papiere  seien  größtenteils  absichtlich  gefälscht.  Dies  und  auch  die  Tat- 
umstände  nach  der  Abreise  von  Seattle  liefern  klaren  Beweis  dafür, 
daß  der  Reeder  tatsächlich  an  der  Lieferung  der  Kriegsbedarfsartikel 
beteiligt  gewesen  sei  und  sich  im  Interesse  des  Feindes  bemüht  habe.  Da- 
her kdnne  denn  auch  das  Schiff  der  Verantwortung  nicht  entgehen. 

Das  vorlkgende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet : 
Es  geht  aus  dem  bei  dem  Supercargo  Alexander  Oeorgic- 
witsch  Bollmann  beschlagnahmten  Vertrag  und  einer  Vollmacht 

sowie  aus  dem  Vernehmungsprotokoll  des  Genannten  hervor,  daß  das 
unter  der  in  Frage  stehenden  Ladung  befindliche  gesni/eno  Rindfleisch 
von  dem  bei  den  militärischen  Unternehmungen  des  i  l  indes  ständig 
engagierten,  in  Shanghai  wohnhaften  Generalmajor  Dessin  o  bei  dem 
russischen  Kaufmann  Den  big h  bestellt  und  von  der  Maklerfirma  1,  b- 
b  c  c  k  e  ik  Co.  in  Amerika  eingekauft  wurden  ist.  Außerdem  \x  ird  es  durch 
das  Schreiben  des  Reeders  an  den  Kapitän  vom  2.  Januar  d.  J.,  durch  die 
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Vernehmiingsprotokolle  des  Kapitäns  S.  S.  Connauton  und  des  oben> 
genannten  Boll  mann  außer  jeden  Zweifel  gestelltr  daß  der  Bestini» 
mungsort  Wladiwostok  un<^  der  Empfänger  die  rilssisch<hinesische 
Bank  war. 

Seit  dem  japanisch^russischen  Kriege  ist  Wladiwostok  ein  Haupt- 
stQtzpunkt  för  die  Kriegsoperationen  gewesen  und  zum  Hauptetappenort 
gemacht  Morden.  Der  Empfänger  der  Güter,  die  russisch-chinesische 
Bank,  steht  in  enger  Beziehung  /u  der  russischen  Regierung  und  den 
politischen  Unternehmungen  derselben  im  fernen  Osten. 

Da  demnach  das  zur  Verhandlung  stehende  Rindfleisch  im  Be- 
stimmungsort offenbar  für  den  feindh'chen  Heeresbedarf  geliefert  werden 
sollte,  so  ist  es  unbestreitbar,  daß  es  als  Konterbande  angesehen  werden 
muß.  Das  q-eltende  Völkerrecht  erkennt  aber  an,  daß  ein  Schiff,  welches 
(iüter,  von  denen  es  xruRtc,  daß  sie  Konterbande  sind,  f^claden  und  be- 
fördert hat,  zusammen  mit  dieser  Konterbande  eingezogen  werden 
kann.  ^) 

Narh  dem  VcriiehmunL'^sproiokoll  IUj  1 1  m  a  n  n  s  und  den  zwei  er- 
uahnteu,  bei  ihm  beschlagnah imen  UokunieiUen  ist  es  erwiesen,  daß 
Bollmann  die  Aufgabe  hatte,  das  zur  Verhandlung  stehende 
amerikanische  Rindfleisch  einzukaufen  und  zu  prüfen,  und  daß  der  Re- 
klamant und  Reeder  in  Kenntnis  dieser  Tatsache  den  Boll  mann  als 
Supercargo  an  Bord  genommen  hat.  Es  muß  daher  anerkannt  werden, 
daß  der  Reeder  von  Anfang  an  die  Ladung  ab  Konterbande  befördert  hat 
und  bestrebt  gewesen  ist,  der  feindlichen  Armee  zu  helfen. 

Ferner  hat  der  Reeder  den  Bestimmungsort  der  Güter  verheimlicht 

und  sich  bemüht,  die  Löschung  derselben  in  Wladiwostok,  einem  Haupt- 
stützpunkt R  :R1  in  1  ins  Werk  zu  setzen.  Zu  diesem  Zweck  hat  er, 
während  er  dem  Kapitän,  wie  oben  gesagt,  schrieb,  der  Bestimmungs- 
ort sei  Wladiwostok,  hei  der  Ahreise  von  Seattle  angegeben,  der  Dampfer 
ginge  nach  Shanghai,  und  hat  dementsprechend  Ausklarierungs- 
bescheinigung imd  Ciesundheitspaß  erhalten.  In  der  Ladungs- 
empfangsbescheinigung, welche  von  dem  Fmpfänger  gezeichnet  werden 
muß,  hat  er  ausdrücklich  die  Stelle,  wo  der  Bestimm ung^ort  steht,  zer- 
stört und  sie  so  unleserlich  gemacht.  In  das  Privatschiffsjournal,  Notiz- 
buch, Deckjournal  und  Maschinenjournal  wurde  Shanghai  eingetragen. 
Auch  wenn  man  die  Zeit  der  Abreise  in  Ervi  ägung  zieht,  so  ist  es  be- 
zeichnend, daß  das  Schiff  ohne  Rücksicht  auf  die  größere  Bequem- 
lichkeit der  Route,  welche  es  durch  die  Tsugarustraße  nach  seinem 
Ziel  führte,  den  bei  der  Winterszeit  wegen  der  Winde,  des  Schnees 
und  Eises  allergefährlichsten  Weg  einschlug  und  versuchte,  Wladiwostok 
durch  die  Soyastraße  zu  erreichen. 

Anden  die  japanische  Sccpriscnordnung,      4;^,  44  (VJ. 
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teiligte  russische  Generalmajor  Dessino  mit  den  russischen  Kaufleuten 
Denbigh  und  Ebbecke&Co.  im  November  vorigen  Jahres  einen 
Vertrag  auf  Einlcauf  desselben  in  Amerika  und  Lieferung  nach  Wladi* 
vostok,  dem  wichtigsten  Stützpunkt  und  Hauptetappenort  des  Feindes» 
abgeschlossen.  Seiner  Bestimmung  nach  war  demnach  das  f^ebch 
Kriegsproviant  für  den  Feind.  Da  ferner  der  Empfänger  die  russisch- 
chinesische Bank  in  Wladi\xostok  vcar,  so  ist  darüber,  daß  es  für  den 
Kriegsgebrauch  des  Feindes  zu  liefern  war,  auch  nicht  der  gering>te 
Zweifci  möglich,  und  es  ist  unfraglich  als  Konterbande  anzusehen.  ^) 
Die  oben  verzeichneten,  dem  B  o  II  m  a  n  n  gehörigen  Stahlstäbe  und 
Mnsrhinenteile  sind  Schiffsbaumaterini  und  sind  erwiesenermaßen  nach 
Wladiwostok  bestimmt.  Daher  sind  auch  sie  unzweifelhaft  Konter- 
bande. 2} 

He/ÜL,di'  h  von  Konterbande,  wenn  auch  auf  einem  Schiff  unier 
neutraler  Flas^L^e,  ist  es  aber  in  der  Pariser  Seererhtsdeklaration  vom 
Jahre  1856  sowie  in  Theorie  und  Praxis  des  Völkerrechts  anerkannt, 
daß  dieselbe  eingezogen  \xerden  kann. 

Da  sclion  aus  diesen  Gründen  die  zur  Verhandlung  .stehenden 
Güter  einzuziehen  sind,  so  erübrigt  es  sich,  auf  die  weiteren  Punkte 
der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation  erörternd  einzugehen. 

ts  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  1.  Juni  1905  im  Prisen gericht  zu  Yokosuka  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  Yanagita  Kunio. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Harland  &  Bartlett  Steamship  Company,  Fngland, 
London,  St.  .Mary  Axe,  vertreten  durch  den  Kapitän  des  Dampfers 
„Harberion"  William  Duncombe. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Shigefuji  Tsui  utaro,  .Na- 
gasaki, Hikijitnachi  Nr.  33. 

In  der  Prisensache,  betreffend  den  englischen  Dampfer  ,, Harber- 
ton", wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsformel: 

Es  wird  auf  M  e^inahme  des  Dampfers  „Harberton"  entschieden. 

')  II.  Ziffer  2.  —  -J  11.  Ziffer  1. 
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T  a  t  b  c  b  t  a  11  cl  u  n  d  ü  i  "  ü  n  d  t' : 
Der  zur  VcrhaiullLing  stehende  Dampfer  „Harlxrton"  stellt  im 
Eigentum  der  Reklamanten,  sein  Meiiiiaibhafcti  ist  London  in  Lngland 
und^r  ist  ein  Handelsschiff,  welches  die  englische  Magge  führt.  Auf  Grund 
•eines  zwischen  dem  Reklamanten  und  der  Pinna  Mann,  George 
de  Co.  in  London  am  11.  November  1904  abgeschlossenen  Charterver- 
trages lud  der  Dampfer  in  Car,diff,  England,  mit  der  Bestimmung  für  Wla* 
djwostok  ungefähr  5000  Tons  zweimal  gesiebte  Steinkohle,  von  denen 
für  die  Reise  des  Schiffs  100  Tons  verbraucht  v;  örden  sind,  so  daß  zur- 
zeit ungefähr  A^)00  Tons  vorhanden  sind,  im  Chartervertrag  ist  als  Be- 
stimmungsort Hongkong,  Shanghai  oder  Kiautschou  angegeben.  Das 
Konnoss<^*rrH*nt  lautet  auf  Kiaiitsrhou  und  der  Fmpfänger  sollte  durch 
Order  bestimmt  werden.  Am  JÜ.  November  fuhr  der  Dampfer  von 
Cardiff  ab,  fuhr  über  Malta,  Port  Said  und  Colomho  nach  Hons^^kong 
und  erhielt  dort  aut  Ciruiiii  sciiu-r  Angaben  AiisklaiiiTimg  für  KiaiitM'h(ni 
als  Ik  ^tininiung.sort.  Am  10.  I  i-hrii.ir  l'Hln  fuhr  er,  obw  ohl  ^cin  lai^cbiich 
noch  iiuincr  fälschlicherweise  auf  Kiautschou  lautete,  von  dort  mit  absicht- 
lichem Umweg  nach  der 'Straße  von  Etorup,  von  wo  er  jedoch  am  1.  März 
d.  J.  wegen  Schneesturms  umkehren  mußte.  Am  3.  März  beim  zweiten 
Maie  passierte  er  die  Straße  und  gelangte  in  das  Ochotskische  Meer, 
wo  er  jedoch  am  4.  in  Treibeis  geriet  und  nicht  weiter  fahren  konnte. 
Er  änderte  daher  notgedrungen  seinen  Kurs  und  fuhr  wieder  in  die  Straße 
von  Etorup  zurück.  Als  er  aufs  neue  nach  Wladiwostok  zu  fahren  ver- 
suchte, wurde  er  am  18.  März  1905,  2  Uhr  nachmittags  auf  45«  13  '  n.  Br, 
und  149  ö  ö'  ö.  L.  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Akitsushima"  ge- 
sichlet und  von  dem  Kapitänleutnant  Takarura  Shoji  als  Vertreter 
des  Konuiiandanten  der  „Akitsushima"  visitiert.  Dabei  gab  der  Kapitän 
William  Dtinrombe  an,  das  Schiff  jj^chc  nach  Kiaut>rhou.  Nach 
seiner  bisherigen  Reise  >xurde  jedoch  ani^rnoiniiK-n,  dali  es  nach  Wladi- 
wosiük  fahre,  und  es  wurde  daher  schließlich  von  dem  genannten  Kriegs- 
schift"  aufgebracht. 

Diese  Tatsachen  \xerden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Vertreters  des  KtJiuuiaHdantcü  der  „Akitsushiiiia  Kapilänleutnants  Ta- 
kakura  Shoji,  die  Vemehmungsprotokolle  des  genannten  Offiziers, 
des  Kapitäns  der  „Harberton",  WiniamDuncombe,des  ersten  Offi- 
ziers Daniel  Burns,  des  ersten  Maschinisten  William  Thomp- 
son Brown,  das  Schiffszertifikat,  den  Chartervertrag,  das  Kon- 
nossement, das  Privatschiffsjoumal  und  die  Ausklarierungsbescheinigung 
von  Hongkong. 

Die  Hauptpunkte  der  Reklamation  sind  folgende: 
Der  Reklamant  habe  mit  M  a  n  n  ,  O  e  o  r  ge     C  o.  in  London  einen 
Chartervertrag  geschlossen,  auf  Crund  dessen  das  Schiff  /um  Transport 
von  Steinkohle  von  Cardiff  in  Lngland  nach  Hongkong,  Shanghai  oder 
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Kiautschou  überlassen  werden  sollte.  Wenn  das  Schiff  nach  Wladi- 
wostok, einem  in;  dem  Chartervertrag  nicht  benannten  Bestimmungs- 
hafen beordert  worden  sei,  so  sei  das  «ine  Handlung  des  Charterers  oder 
des  Ladungseigentümers,  die  ohne  Beteiligung  und  Wissen  des  Reeders 
vorgenommen  sei. 

Aber  selbst  einmal  zugegeben,  der  Reklamant  sei  an  diesem  Vor* 
haben  beteiligt  gevcesen,  so  werde  doch  Kohle  auch  außer  zum  Kriege 
vervcandt  und  könne  nicht  unbedingt  als  Konterbande  betrachtet  vc  erden. 
Der  Kohlentransport  sei  eine  dem  Völkerrecht  nicht  zu>xiderlaufende 
Transaktion.  Zudem  sei  W!.Tdi\xf)stok  /u  der  Zeit  nirht  unter  Blorknde 
;^ewesen  und,  vtenn  es  auch  ein  echter  KncL^shafen  sei,  so  vx-rlortn  darum 
Neutrale  nicht  das  Recht,  freie  (iiitt  i  ,  die  Handel>/\x  ecken  d'eiuen,  einzu- 
führen. Das  Vülkenec  ht  crkiTiiu-  nur  ein  Mitte!  an,  dessen  sieh  ein  kheg- 
i'ühretidcr  Staat  bedienen  dürlc,  um  den  neutralen  tinluhrhandcl  zu 
unterbrechen,  nämlich  die  Blockade.  (^b«ohl  nun  Japan  seit  Januar  dieses 
Jahres  in  der  Uge  gevcesen  sei,  Wladiwostok  zu  blockieren,  habe  es  doch 
keine  Blockade  erklärt.  Damit  habe  es  stillschweigend  anerkannt,  daß 
Wladiwostok  noch  fQr  den  neutralen  Handel  offen  sei.  Dafi  Japan  so, 
ohne  eine  Blockade  erklärt  zu  haben,  den  neutralen  Handel  tatsächlich 
blockiere,  heiße  nichts  anderes,  als  neutrale  Schiffe  in  eine  Falle  locken. 
Da  ferner  Wladi>xostok  im  Winter  der  einzige  Hafen  in  Ostsibirien  und 
neben  einem  Kriegshafen  auch  ein  Handelshafen  sei,  so  könne,  viena 
Wladiwostok  auch  vorzugsweise  von  Truppen  innegehabt  werde,  Stein- 
kohle, die  dorthin  befördert  \xerde,  ni<"ht  ohne  vt  eiteres  als  an  die  feind- 
liche Streitmacht  zu  liefernde  Kohle  bezeichnet  werden. 

Da  die  Ladung  des  nir  Verhandlung  stehenden  Schiffs  nicht  im 
Figentum  des  Reeders  stehe  und  nicht  Konterbande  sei,  könne  das  Schiff 
nicht  eingezogen  werden. 

Daß  in  den  Schiffspapieren  Wladiw  (jstok  nieht  als  Bestininuingsort 
verzeichnet  sei,  kouune  daher,  daß  das  Schiff  von  Cardifl  bii>  Hongkong 
10  Wochen  brauche  und  daß  der  Ladungseigentümer  und  Absender  mit 
Rücksicht  auf  ungewöhnliche  lEreignisse  während  der  Reise  und  in  Erwar- 
tung einer  Blockadeerklärung  es  ffir  vorteilhaft  gehalten  hätten,  mit  Bezug 
auf  die  Ladung  noch  keine  definitive  Entscheidung  zu  treffen.  Als  dann 
nach  Ankunft  in  Hongkong  es  sich  erwiesen  habe,  daß  noch  keine 
Blockade  über  Wladiwostok  verhängt  gewesen  sei,  hätten  sie  Order  ge- 
geben, nach  dort  weiter  zu  fahren.  Wenn  die  Ladungseigentümer  von 
vornherjein  erklärt  hätten,  die  Ladung  sei  für  Wladiwostok  bestimmt, 
imd  wenn  dieser  Hafen  nachher  unter  Blockade  gestellt  worden  vcäre, 
so  hätten  sie  durch  Anderiincf  des  Bestimmungsortes  große  Unbequcm- 
Üclikeil  nnd  Verluste  haben  missen.  Auch  h.ittc  der  IXunptcr, 
wenn  xon  Anfang  an  \X'ladi>x()sl()k  als  Be>tiinniungsort  erklärt  worden 
sei,  Hl  Carditf  und  in  Häfen  auf  seiner  Reise  seitens  der  engüschen 
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Behörden  allerhand  Hindernisse  erfahren  müssen.  Auch  dadurch,  daß 
die  Mannschaft  in  Hongkong  vielleicht  nicht  wütig  gewesen  sein  wurde, 
nach  einem  Hafen  einer  kriegführenden  Macht  zu  reisen,  hätten  zwischen 

dem  Kapitän  und  der  Mannschaft  Schwierigkeiten  heraufbeschworen 
werden  können.  Daher  sei  es  ein  guter  Plan  gewesen,  daß  der  Kapitän, 
um  allen  diesen  Schwierigkeiten  aus  dem  Weg  zu  gehen,  bis  nach 
Abfahrt  von  Hongkong  den  wahren  Bestimmungshafen  verheimlicht 
habe,  tine  Absicht,  die  Marinen  der  knetet ührenden  Staaten  zu  täu- 
schen, habe  nicht  \ ori^a^U-t^t-n.  Die  Autoritäten  des  Völkmcrlits  sUiiulon 
aber  auf  dem  Standpunkt,  daß  das  Vorhancit-n^ciii  von  gcläli»chten 
Papieren  auf  einem  Schiff  nur,  ucnti  es  klar  -,ci,  daß  sie  zum  Zweck 
der  Täuschung  der  im  Krieg  begriffenen  Staaten  gefälscht  seien,  Strafe 
nach  sich  ziehen  könne. 

Daher  werde  eine  Entscheidung  auf  Freigabe  des  zur  Verhand- 
lung stehenden  Schiffs  t)eantragt. 

Obwohl  dem  Verfahren  entsprechend  geladen,  ist  der  Verfa'eter 
der  Reklamation  ohne  irgendwelche  Mitteilung  nicht  erschienen. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht : 

Es  ist  bekannt,  daß  WIndivcostok  Rußlands  wichtigster  Kriegs- 
hafen Im  Osten  und  zurzeit  der  Hauptstützpunkt  für  seine  Marine 
ist.  Seit  dem  Kriege  mit  Japan  hat  die  russische  Regierung  diesen  Platz 
zu  einem  Hauptetappenort  gemacht.  Sie  ist  mit  allen  Kräften  bemüht, 
dort  große  Kricg^svorräte  anzuhäufen,  und  der  gt'vi;öhn licht-  Handels- 
verkehr hat  dort  fast  gänzlich  aufj^chört.  Wenn  daher  Kohlen  oder 
dergleiclien  üüter,  deren  Konterbandeeigenschaft  von  besoncicren  Um- 
ständen abhängig  ist,  nach  Wladiwostok  befördert  werden,  so  muß, 
mangels  klaren  Gegenbeweises,  angenommen  werden,  daß  dieselben  für 
den  Kriegsgebrauch  zu  liefern  waren.  Besonders  kann  es  bezüglich  der 
Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs,  wekhe  aus  aus- 
gewählter Cardiffkohle  besteht,  wie  sie  im  Osten  ausschließlich  zum 
Gebrauch  auf '  Kriegsschiffen  dient,  nicht  bezweifelt  werden,  daß  sie  wirk- 
lich für  den  Kriegsgebrauch  bestimmt  war.  Sie  ist  daher  mit  Recht 
als  Konterbande  anzusehen. 

Der  Reklamant  führt  aus,  daß 

da«;  Völkerrecht  nur  ein  Mittel  anerkenne,  dessen  ^ich  ein 
kriegt ührender  Staat  bedienen  dürtu,  uni  den  neutralen  Ein- 
fuhrhandel zu  unter  brechen,  nämlich  die  Blockade.  Daß 
Japan,  ohne  eim-  RIo'  kade  erklärt  zu  haben,  den  neutralen 
Handel  nach  VX'ladivt  osluk  tatsächlich  blockiere,  heiße 
nichts  anderes,  als  die  neutralen  Schiffe  in  eine  Falle  locken. 
Da  aber  die  Beschlagnahme  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs 
durch  ein  japanisches  Kriegsschiff  geschehen  ist,  weil  es  Knegs- 
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konterbande  beförderte,  so  liegt  darin  keine  Unterbrechung  des  berech- 
tigten neutralen  Einfuhrliandels  nach  Wladiwostok,  und  es  Ist  Völker» 
rechtlich  in  Theorie  und  Praxis  anerkannt,  daß  ein  kriegführender 
Staat  auch,  wo  keine  Blockade  erklärt  ist,  Schiffe,  welche  Konterbande 
führen,  aufbringen  kann. 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  ist  wie  zwei  etwa  zur  selben 
Zeit  auf  der  Reise  nach  Wladiwostok  von  der  Kaiserlichen  Ma- 
rine aufgebrachten  Schiffe,  nämUch  >xie  der  englische  Dampfer  „Easby 
Abbey" -)  und  der  österreichisch-ungarische  Dampfer  „Burma"  ^)  von 
der  englischen  Firma  .Mann,  George  Co.  in  Inndon  gechartert 
uorden;  der  Kapitän  des  zur  Verhandlung  stehenden  S  hiffs,  William 
Dun  cum  be  hat  ausgesagt,  daß  sein  Schiff  genau  .^o  verfahren  sei 
wie  die  „hasby  Abbey";  der  Kapitän  dieses  S' hiffes,  Robert  Fri- 
deaux,  hat  erklärt,  er  habe  gewußt,  daß  die  L,4dung  nacli  Wladi- 
wostok gehen  ^lle,  er  habe  vor  Abreise  von  England  die  mündliche 
Order  erhalten,  nach  Wladiwostok  zu  fahren,  und  er  vermute,  daß  dies 
auch  bei  anderen  Schiffen  der  Fall  sei;  die  „Easby  Abbey"  ist  inzwischen 
auf  der  Reise  von  Wladiwostok  aufgebracht  und  von  dem  unterzeich- 
neten Prisengericht  zur  Wegnahme  verurteilt  worden.  Wenn  man  alle 
diese  Tatsachen  nebeneinander  hält,  so  wird  es  klar,  daß  Wladiwostok 
schon  vor  der  Abreise  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  von 
Cardiff  als  Bestimmungsort  festgesetzt  war.  Trotzdem  lautet  der  Charter- 
vertrag auf  Hongkfin!^,  Shanghai  oder  Kiautschou  als  Bestimmungsort, 
und  das  Konnossement  bezeichnet  Kiautschou  als  solchen.  Obwohl 
der  Kapitän  vor  der  Abfahrt  von  Hongkong  klare  Order  für  Wladi- 
wostok voti  dem  Reeder  erhielt,  gab  er  doch  wieder  fälschlicherweise  als 
Besliniiuuugsort  Kiautschou  an  und  erhielt  entsprechende  Ai;>klarici migs- 
papiere.  Von  dort  abfahrend  nahm  er  absichtlich  einen  Lnivxeg  und 
versuchte,  während  das  Journal  &ui  Kiautschou  lautete,  nach  Wladi- 
wostok zu  gelangen.  Als  er  von  dem  Vertreter  des  Kommandanten 
der  „  Akitsushima",  Kapitänleutnant  TakakuraShoji,  visitiert  wurde, 
gab  der  Kapitän  bis  zuletzt  an,  daß  er  nach  Kiautschou  führe  und  erst, 
als  er  von  dem  mit  dem  Fall  beauftragten  Rat  vernommen  wurde,  gab  . 
er  an,  daß  der  wahre.  Bestimmungsort  Wladiwostok  gewesen  sei.  Alles 
dies  ist  nicht  aus  entschuldbarer  Nachlässigkeit  oder,  um  die  Reise 
zu  erleichtern,  geschehen,  vielmehr  ist  von  vornherein  mit  größter 
Überlegung  t^eplant  worden,  durch  Verheimlichung  des  Bestimmungsorts 
der  Aufbringung,  wvun  möglich,  zu  entgehen. 

Kurz,  der  Daiuplrr  ,, Harberton"  hat  unter  Anwendung  betrügeri- 
scher Mittel  Krieg^koiiUrbande  befördert,  und  es  ist  von  lIct  völk^-r- 
rechtlichcn  Theorie  und  Praxis  anerkannt,  daß  ein  solche^  Schiff,  >x  clches 
sich  betrügerischen  Vorgehens  schuldig  gemacht  hat,  gleichgültig  ob 

VI.  43a  uad  b.  —  ')  V  1.  i'2a  und  b. 
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der  Reeder  an  dickem  Verjjciuii  IxtcilijG^t  ist  oder  nicht,  mitsamt 
seiner  Konterbandeladung  eingezogen  vc  erden  tiiuß.  ♦) 

Da  aus  diesen  Orfinden  der  Dampfer  einzuziehen  ist,  so  erübrigt 
es  sich,  auf  die  anderen  Punicte  des  Vertreters  der  Reldamation  be- 
sonders einzugehen. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteikformel  entschieden. 

Verkündet  am  7.  Juni  1005  im  Prisengericht  zu  Yokosuka,  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  beim  Frisengericht  zu  Yokosuka,  Kobayashi 
Y  o  s  h  i  o. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Harland  di  Barlett  Stcan.ship  Company  Ltd.,  Lon- 
don, St.  Mary  Axe  Nr.  43,  vertreten  durch  den  Kapitän  des  englischen 
Dampfers  „Harberton",  William  D  u  n  c  o  m  b  e. 

Prozeßvertretcr:  Rechtsanwalt  Shigefuji  Tsurutaro,  Na- 
gasaki, Hikijimachi  Nr.  33, 

Am  7.  Juni  1905  hat  das  Prisen^^crictit  zu  Yokosuka  in  der  Prisen- 
sache, betreffend  den  englischen  Dampfer  „Harberton",  vi  elcher  am 
18.  März  1905  auf  45»  13'  n.  Hr.  und  U«;»  6'  ö.  L.  von  dem  Kaiser- 
lichen Kriegsschiff  „Akitsushima"  aufgebracht  worden  ist,  ein  Urteil  ge- 
fällt, in  welchem  auf  Wegnahrae  des  englischen  Dampfers  „Harberton" 
erkannt  worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  William  Duncombe  in  Vertretung 
des  Reklamanten,  der  Harland  &  Barlett  Steamship  Company  Ltd., 
durch  den  Rechtsanwalt  Shigefuji  Tsurutaro  als  Prozeßvertreter 
die  Berufung  eingelegt,  welche  im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki 
Keiroku  und  Dr.  jur.  Ishiwatari  Binichi  beim  Oberprisengericht 
geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation, 
Shigefuji  Tsurutaro,  und  deren  Begründung  sind  folgende : 

Der  Reklamant  habe  mit  Mann,  George  &  Co.  in  London 

einen  Chartervertrag^  i^'schlossen,  auf  Grund  dessen  das  Schiff  zum 
Transport  von  Steinkohle  von  ('ardiff  in  Fngland  nach  Hongkong, 
Shanghai  oder  Kiautschoii  überlassen  werden  sollte.  Wenn  das  Schiff 
nach  Wladiwostok,  einem  in  dem  Chartervertrag  nicht  genannten  Be- 
stimmungshafen, beordert  worden  sei,  so  sei  das  eine  Handlung  des 
Ciiarterers  oder  des  l-adungseigentümers,  die  ohne  Beteiligung  und 
Wisen  des  Reeders  vorgenommen  worden  sei. 
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Aber  selbst  eiiunal  zugegeben,  der  Reklamant  sei  an  diesem  Vor- 
haben beteiligt  ge>xescn,  so  werde  doch  Kohle  auch  außer  zum  Kriege 
verwandt  und  könne  nicht  'unbedingt  als  Konterbande  betrachtet  werden. 
Der  Kohlentransport  sei  eine  dem  Völkerrecht  nicht  zuwiderlaufende 
Transaktion.  Zudem  sei  Wladiwostok  zu  der  Zeit  nicht  unter 
Blockade  gewesen  und,  wenn  es  auch  ein  echter  Kriegshafen  sei.  so 
verlören  darum  Neutrale  nicht  das  Recht  freie  Guter,  die  Handels- 
zwecken dienten,  einzuführen.  Das  Völkerrecht  erkenne  nur  ein  Mittel 
an,  dessen  sich  ein  kriegführender  Staat  bedienen  dürfe,  um  den  neu- 
tralen Kinfuhrhandel  zu  unterbrechen,  nämlich  die  Blockade.  Obwohl 
nun  Japan  seit  Januar  dieses  Jahres  in  der  Lage  gewesen  sei.  Wladi- 
wostok zu  blockieren,  hab<-  es  doch  keine  Blockade  erklärt.  Damit 
habe  es  stilisch \xeigend  anerkannt,  daß  Wladiwostok  noch  für  den  neu- 
tralen Handelsverkehr  otkn  >ei.  Daß  Japan  so,  ohne  eine  Blockade  zu 
erklären,  dtii  neutralen  Mandel  tatsächlich  blockiere,  heiße  nichts  an- 
deres, als  die  neutralen  Schiffe  in  eine  Falle  locken.  Da  femer  Wladi- 
wostok im  Winter  der  einzige  Hafen  in  Ostsibirien  und  neben  einem 
Kriegshafen  auch  ein  Handelshafen  sei,  so  könne,  wenn  Wladiwostok 
auch  vorzugsweise  von  Truppen  innegehabt  werde,  Steinkohle,  die  dort- 
hin befördert  werde,  nicht  ohne  weiteres  als  der  feindlichen  Streitmacht 
zu  liefernde  Kohle  t)ezdchnet  werden. 

Da  die  Ladung  des  zur  Verhandung  stehenden  Schiffs  nicht  im 
Eigentum  des  Reeders  stehe  und  nicht  Konterbande  sei,  könne  das 
Schiff  nicht  eingezogen  werden. 

Daß  in  den  Schiffspapieren  Wladiwostok  nicht  als  Bestimmungs- 
ort verzei'^hnet  sei.  komme  daher,  daß  das  Schiff  von  Cardiff  bis 
Hongkong  10  XXo'  htn  brauche  und  daß  der  l-adungseigentümer  und 
Absender  nut  Rücksicht  auf  ungewöhnliche  Ereignisse  während  der 
Reise  und  auf  eine  Blockadeerklänmg  es  für  vorteilhaft  gehalten  hätten, 
mit  Bezug  auf  die  Ladung  noch  keine  detinitive  Entscheidung  zu  trctten. 
Als  dann  nach  Ankunft  des  Schiffs  in  Hongkong  es  sich  erwiesen  habe, 
daß  noch  keine  Blockade  über  Wladiwostok  verhängt  gewesen  sei,  hätten 
sie  Order  gegeben,  nach  dort  weiter  zu  fahren.  Wenn  die  Ladungs- 
eigentümer von  vornherein  erklärt  hätten,  die  Ladung  sei  für  Wladi- 
wostok t)estimmt,  und  wenn  dieser  Hafen  nachher  unter  Blockade  ge- 
stellt worden  wäre,  so  hätten  sie  durch  Änderung  des  Bestimmungs- 
ortes große  Unbequemlichkeiten  und  Verluste  haben  müssen.  Auch 
hätte  der  Dampfer,  >xenn  von  Anfang  an  Wladivcostok  als  Be- 
stimmungsort erklärt  worden  sei,  in  Cardiff  und  den  Häfen  auf  seiner 
Rei'^e  seitens  der  englischen  Behörden  allerhaiui  Hindernisse  erfahren 
müssen.  Auch  hätten  dadurch,  daß  die  Mannschalt  in  lloiiq-kong  nicht 
>xillig  ijevxe.scn  sein  vc  ürde,  nach  cjueni  llafen  einrr  kncL^führenden 
Macht  zu  reisen,  zwischen  dem  Kapitän  und  der  Mannschalt  manche 
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Schwierigkeiten  heraufbeschworen  werden  Icönnen.  Daher  sei  es  ein 
^ter  Plan  gewesen,  daß  der  Kapitän,  um  all  diesen  Schwierigkeiten 

-nu^  dem  Weg  zu  gehen,  bis  nach  Abfahrt  von  Hongkong  den  wahren 
Bcstimmmungshafen  verheimlicht  habe.   Eine  Absicht,  die  Marinen  der 

krietjführcndcn  Staaten  7U  täuschen,  habe  nicht  vorge!eQ:en.  Die  Auto- 
ritäten des  Völkerrechts  stünden  aber  auf  dem  Standpunkt,  daß  das 
Vorhandensein  von  L^etäls(  hten  i'apieren  auf  einem  Schiff,  nur  vienri 
€S  klar  sei,  da  Ii  sie  zum  Z\xeekc  der  Täusch  uii*^  der  im  Krieg  bt- 
^rittciien  Marinen  gefälscht  seien,  Strafe  nach  sich  ziehen  könne. 

Das  Ijrteil  erster  Instanz  besage: 

Ks  sei  bekannt,  daß  Wladivc  ostok  Rußlands  wichtigster  Kriegs- 
hafen im  Osten  und  zurzeit  der  Hauptsammelplatz  für  seine 
Marine  sei.  Seit  dem  Kriege  mit  Japan  habe  die  russische 
Ret^'erun[^  diesen  Plat?  zu  einem' Etappenort  ijemarht  und 
sie  sei  nnt  allen  Kraft^-n  betTiüht.  dort  irroße  Krieg>\<)rräte 
anzuhäufen.  Der  geu uhnliche  Handelsverkehr  habe  dort 
fast  gänzlich  aufgehört.  Wenn  daher  Kohle  und  dergleichen 
Güter,  deren  Konterbandeeigenschafl  von  besonderen  Um- 
ständen abhängig  sei,  nach  Wladiwostok  befördert  werde, 
so  müsse,  mangels  klaren  Gegenbeweises,  angenommen 
werden,  daß  dieselben  für  den  Kriegsgebrauch  zu  liefern 
gewesen  seien. 

Das  niüs>e  als  eine  unzutreffende  Darstellung  der  Verhältnisse  be- 
zeichnet vxerdeii.  Denn  vcenn  Wladixxostok  auch  ein  russischer  Kriegs- 
hafen sei,  so  sei  es  doch  auch  zu  gleicher  Zeit  ein  Handelshafen,  der 
für  den  neutraloi  Einfuhrhandel  nicht  gesperrt  sei.  Was  daher  relativ«^ 
Konlerbandegüter,  wie  die  zur  Verhandlung  stehenden,  angehe,  die 
ab  Konterbande  nur  in  dem  Fall  zu  betrachten  seien,  wenn  sie  für 
den  Gebrauch  der  feindlichen  Armee  oder  Marine  bestimmt  seien,  so 
könne  man  lediglich  daraus,  daß  sie  nach  einem  feindlichen  Kriegs- 
hafen gingen,  nicht  sogleich  schließen,  daß  sie  der  feindlichen  Armee 
oder  Marine  geliefert  werden  sollten.  Wie  auch,  wenn  der  Bestimmungs- 
ort nicht  ein  Kriegshafen  sei,  die  Frage,  oh  die  (j fiter  für  die  Armer 
oder  die  Marine  bestimmt  seien,  nach  den  be^oIuie^en  Umständen  de> 
Falls  betrachten  würden  und  lalle  tnoL;licli  seien,  vco  sie  als  Konter- 
bande anzusehen  seien,  so  >ei  es  au!  der  anderen  Seite  ein  Ichl  -r, 
\xenn  der  Bestinimung.slialen  ein  Kriegshaten  sei,  einlach  ubiiihni  an- 
zunehnieii,  daß  die  üüter  für  die  feindliche  Armee  oder  .Manne  zi: 
liefern  seien.  Es  sei  daher  unrechtmäßig,  daß  das  Urteil  erster  In- 
stanz die  Konterbandeeigenschaft,  der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter 
einfach  danach  l)estimmt  habe,  daß  Wladiwostok  ein  russischer  Kriegs- 
hafen sei,  ohne  den  Tatbestand  über  die  Frage,  ob  die  Guter  für  dir 
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russische  Armee  oder  Marine  bestimmt  gewesen  seien,  im  geringsten 
klarzustellen. 

Im  übrigen  gehe  die  Tatsache,  daß  der  gewöhnliche  Handels- 
verkehr in  Wladiwostok  zu  der  fraglichen  Zeit  nicht  aufgehört  ge- 
habt habe,  aus  folgendem  ganz  offenbar  hervor.  Die  „Wilhelmina'' 
und  viele  andere  neutrale  Schiffe  seien  mit  Steinkohlen,  Petroleum 

und  sonstiger  verschiedener  Ladung  nach  dort  gefahren  und  Firmen 
wie  Hermann  Kobritz  und  viele  andere  hätten  dort  wie  früher 
ihr  Handelsgewcrbe  betrieben. 

Wenn  daher  Cardiffkohle,  die  auch  außer  dem  Kriegsgebrauch 
VerAxendung  finde,  nach  Wladiwostok  beiördeit  werde,  welches  ein 
Krief^shnfen  sei,  in  dem  zugleich  ge\x  öhnliciier  Handelsverkehr  stattfinde,, 
so  müsse  nach  der  Präcedenzentscheidun«^  in  dem  Neptun Lis"-hall  an- 
j^enommen  werden,  daß  die  Ladung  nach  dem  Handelshafen  und  zu 
lYicdcnsgcbrauch  bestimmt  sei.  Das  Urteil  erster  Instanz  behaupte  da- 
gegen, daß,  mangels  klaren  Gegenbeweises,  angetjotiuiitn  vt erden  müsse, 
sie  solle  für  den  Kriegsgebrauch  geliefert  werden,  und  drehe  so  die 
Beweislast  um. 

Es  werde  daher  Verwerfung  des  Urteils  erster  lubtanz  In  allen  » 
seinen  Punkten  und  Erlaß  einer  Entscheidung  auf  Freigabe  des  eng- 
lischen Dampfers  „Harberton"  beantragt. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanvcalts  beim  Prisen- 
gericht zu  Yokosuka,  Kobayashi  Yoshio,  sind  folgende: 

Die  zur  Verhandlung  stehende  l  aciun«,^  sei  doppelt  gesiebte,  aus- 
gewählte Cardiffkohle,  welche  im  Osten  nur  auf  Kriegsschiffen  ver- 
wandt werde.  Ihr  Bestimmungsort  sei  Wladiwostok,  welches  zurzeit  den 
Hauptstützpunkt  der  russischen  Marine  bilde.  Daher  sei  es  zutreffend^ 
daß  das  Urteil  erster  Instanz  angenommen  habe,  daß  die  zur  Ver- 
handlung stehende  Ladung  für  die  feindliche  Marine  habe  geliefert 
werden  sollen;  und  wenn  die  Berufung  behaupte,  die  Verhältnisse 
seien  unrichtig  dargestellt,  so  sc!  das  völlig  unbegründet.  Es  liege 
t>ei  Beurteilung  der  Frage,  ob  die  Ladung  Konterbande  sei  oder  nicht, 
kein  Bedürfnis  vor  zu  entscheiden,  ob  der  gewöhnliche  Handelsverkehr 
ihres  Restimmuns^sorts  ^X1adiwostok  seit  dem  Kriege  mit  Japan  auf- 
gehört habe  otler  nicht.  Da,  wie  bi-reits  besaL^t,  eine  I.adunt^  nx  ie  die 
zur  Verhandlung  stehende  im  Osten  nur  auf  Kriegsschilten  zur  Ver- 
wendung komme  und  der  ^r^enanntc  Hafen  ein  russischer  Marinestutz- 
punkt sei,  welcher  von  einem  Stocken  des  gewöhnlichen  Handelsverkehrs 
nicht  berührt  werde,  so  könne  man  gar  nicht  zu  einer  anderen  An- 
nahme kommen,  als  daß  die  Ladung  für  die  Marine  habe  geliefert 
werden  sollen.  Kurz,  die  Behauptung  des  Reklamanten,  der  gewöhn- 
liche Handelsverkehr  in  Wladiwostok  habe  seit  der  Eröffnung  des  Krieges 
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nicht  aufgehört,  stehe  zu  der  Frage,,  ob  die  zur  Verhandlung  stehende 

Ladung  Konterbande  sei  oder  nicht,  in  keiner  Beziehung. 

Was  ferner  die  Anwendung  betrügerischer  Mittel  angeht*,  so  sei 
die  Beteiligung  des  Reklamanten  und  Reeders  an  derselben  dadurch 
ervtiesen,  daß  in  dem  Chartervertrag  ein  falscher  Bestimmungsort  an- 
gegetxrn  sei  und  daß  der  Kapitän  nach  sciiier  eigenen  Aussage  von 
dem  Reeder  Orticr  für  Wladi\x-ostok  erhalttii  habe.  Daher  sei  die  Be- 
rufung in  der  Behauptung,  der  Reeder  habe  an  dem  betrügerischen 
Vorgellen  keinen  Anteil  gehabt,  unbegründet. 

Ferner  liege  es  auf  der  Hand,  daß  in  dem  Chartervertrag  und  den 
anderen  auf  die  Ladung  Bezug  habenden  Schiffspapieren  der  falsche 
Bestimmungsort  nur  deshalb  eingetragen  worden  sei,  um  dadurch  der 
Aufbringung  durch  die  japanische  JMarine  zu  entgehen.  Das  zur  Ver- 
handlung stehende  Schiff  habe  den  Bereich  der  seerechtlichen  Befug- 
nisse Japans  durchquert,  um  nach  Wladiwostok  zu  gelangen.  Wenn 
es  dabei  in  die  Schiffspapiere,  welche  zur  Entscheidung  über  die  Konter- 
bandeeigenschaft seiner  Ladung  von  der  größten  Bedeutung  seien,  einen 
falschen  Bestimmungsort  eingetragen  habe,  so  h.ittcn  der  Rc  der  und 
der  1  .adun^seigcntümer  \ oraussehen  müssen,  daß  das  Schil'i  damit  der 
japanischen  .Marine  habe  im  höchsten  Grade  verdächtig  werden  und 
sich  den  größten  Belästii^ungen  aussetzen  müssen.  Niemand  vuerde 
bei  gesundem  jWenschenvcr^tand,  um  ideincn  Unb>equeinhchkeiten  bei 
der  Auskiarierung  zu  entgehen,  sich  eine  so  große  Gefahr  auiladen. 
Wenn  dabei  wirklich  die  Vorstellung  einer  Blockierung  Wladiwostoks 
vorgelegen  hätte,  so  wäre  es  ausreichend  gewesen,  diesen  Gedanken: 
aufrichtig  in  den  genannten  Papieren  zu  verzeichnen. 

Der  in  dieser  Sache  ausgeführte  Betrug  sei  demnach  ein  schweres 
Vergehen,  für  das  sich  keinerlei  Entschuldigung  finden  lasse,  und  es 
sei  durchaus  zutreffend,  wenn  das  Urteil  erster  Instanz  auf  Grund 
dieses  schweren  Vergehens  auf  Einziehung  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Schiffes  erkannt  habe. 

Die  Berufung  sei  daher  als  unbegründet  zu  verwerfen. 

Das  vt>rliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
1.  Es  ist  bekannt,  daß  Wladi^xostok  Rußlands  wichtigster  Kriegs- 
hafen ist.  Seit  dem  Krieg  mit  Japan  hat  Rußland  es  zum  Stützpunkt 
für  seine  Kriegsflotte  und  Hauptetappenort  gemacht.  Es  hat  dort  in  aus- 
gedehntem Maße  Waffen.  Lebensmittel,  Kohlen  und  sonstige  Kriegs- 
bedarfsartikel aufgespeichert.  Der  gewöhnliche  HandeUvcrkehr  nach 
dorthin  hat  fast  ganz  aufgehört.  Es  ist  daher  durchaus  begründet, 
wenn  das  Gericht  erster  Instanz  angenommen  hat,  da6  die  nach  diesem 
Hafen  bestimmten  Steinkohlen  für  den  rtissischen  Kriegsgebrauch  ge- 
liefert, werden  sollten  und  daher  Kriegskonterbande  seien.  Dies  um  so 
mehr,  als  die  Kohlenladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfers 
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ausgewählte  Cardiffkohle  ist  und  die  Preise  für  solche  im  Osten  so 
aufterordentlich  hoch  sind,  daß  aufier  für  den  Gebrauch  auf  Kriegs* 
schiffen  zur  Kriegszeit  keine  Nachfrage  dafür  vorhanden  und  es  somit 
unzweifelhaft  ist,  dafi  die  Kohle  für  den  russischen  Knegsgebrauch 
geliefert  werden  sollte. 

Der  Reklamant  sagt,  es  müsse  nach  Art  der  Präcedenzentscheidung, 

betreffend  den  „Neptunus",  auch  in  diesem  Falle  anL^enommen  \xerdcn, 
daß  die  in  Frage  stehende  Ladung  für  friedliche  Zwecke  bestimmt 
gewesen  sei.  Aber  die  Ladung  im  „Neptunus"-Fall  und  die  des  vor- 
liegenden halles  sind  ihrer  Art  nach  von  Clnind  aus  verschieden,  und 
auch  die  Verhältnisse  dir  Bestimmungsorte  sind  ganz  atidt-re.  Ps  ist 
daher  unfraph'  h,  daß  jcrur  Fall  nicht  als  Präcedenz  auf  den  vorliegenden 
angewandt  wcrck-n  kann. 

2.  Das  Völkerrecht  erkennt  an,  daß  Schiffe,  wie  das  zur  Ver- 
handlung stehende,  deren  Reiseizweck  der  Transport  von  Kontcibande 
ist,  ein^a^zocfen  werden  können.*)  Das  Obcrprisiiiocricht  ist  der  An>icht. 
daß  dicb  den  Verhaltnissen  gerecht  uiid.  Besonders  ist  es  billig  im 
vorliegenden  Falle,  wo  die  ganze  Ladung  des  Schiffs  Konterbande  ist, 
wo  der  Reeder  dem  Kapitän  Order  gegeben  hat,  nach  Wladiwostok  zu 
fahren,  während  das  Privatschiffsjournal  und  andere  Schiffspapiere  einen 
gefälschten  Bestimmungsort  enthalten,  wo  also  das  Schiff  sich  des 
Transports  von  Konterbande  unter  Anwendung  betrügerischer  Mittel 
schuldig  gemacht  hat. 

Da  schon  nach  dem  in  den  Punkten  t  und  2  Gesagten  die  Ent- 
scheidung der  ersten  Instanz  auf  Einziehung  des  zur  Verhandlunjg 
stehenden  Schiffs  unfraglich  gerechtfertigt  ist,  so  liegt  kein  Bedürfnis 
vor,  auf  die  einzelnen  Punkte  der  Berufung  noch  besonders  ein- 
zugehen. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  8.  August  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  I'viikhi  NXalson  Stcani^lu])  Company  Ltd.,  Fjigland, 
Wales,  Cardiff.  \(  trn  tt n  durch  den  Kapitän  des  I>ampters  „Harberton", 
William  1)  u  n  r  o  in  b  c. 

*)  Anders  die  japanische  Seeprlsenordniing.  43,  44  (V)  und  ihre  Grundlage, 
das  englische  Manual  of  Naval  Hrize  Law,  Art.  S2—bb. 
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Prozeß  Vertreter:  Rechtsanwalt  Shigefuji  Tsurutaro,  Na- 
gasaki, Hikijimachi  Nr.  33.  . 

In  der  Prisensache,  betreffend  die  Ladung  des  englischen  Dampfers 
„Harberton"  wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung»  wie  folgt,  ent- 
schieden ; 

U  r  t  e  i  1  s  f  o  rm  e  1 : 

Es  wird  auf  Wegnahme  der  auf  dem  engtischen  Dampfer 
f^Harberton"  verladenen  etwa  4900  Tons  Steinkohlen  erkannt. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Die  zur  Verhandlung  stehende  1-adung  von  etw  a  4900  Tons  doppelt- 
gesiebter Cardiffkohle  (zur  Zeit  des  Ladens  in  Cardiff  vcaren  etwa  'SOOÜ 
'\on^  vorhanden,  von  denen  jedorh  für  die  Reise  des  Dampfers  „Har- 
brrton"  1(K)  Tons  verbraucht  worden  sind,  so  dali  zur/tit  etwa  490t) 
Ions  übrig  sind)  ist  von  dem  Reklamanten  als  Absender  auf  dem  am 
11.  November  1004  von  der  Firma  Mann,  Oeori^e  C^o.  in  London  ge- 
charterten englischen  Dampfer  „Marbcrton"  verladen  worden,  um  nach 
Wladiwostok  befördert  zu  werden.  Der  Dampfer  ist  am  30.  November 
d.  J.  von  Cardiff  in  lEngland  abgereist  und  Qber  Malta,  Port  Said,  Colombo 
und  Hongkong  auf  der  Reise  nach  Wladiwostok  am  1.  März  1905  bis 
nach  der  Straße  von  Etorup  gelangt»  von  wo  er  jedoch  wegen  Schnee- 
sturms wieder  nach  Süden  abwenden  mußte.  Am  3.  März  passierte  er 
zum  zweiten  Male  die  Straße  und  gelangte  in  das  Ochotskische  Meer, 
\x  o  er  jedoch  am  4.  in  Treibeis  geriet  und  nicht  weiter  fahren  konnte. 
Er  änderte  daher  notgedrungen  seinen  Kurs  und  fuhr  ^x■ieder  in  die 
Straße  htonip  zurück.  Als  er  aufs  neue  nach  Wladiwostok  zu  fahren 
versuchte,  w  urde  er  am  18.  Mär.^  100=)  auf  4t"  1'3'  n.  Hr.  und  14Q<^  6' 
ö.  L.  von  detn  Kaiserhchen  Kriegsschiff  „Akitsushima"  mit  seiner  Ladung 
beschlagnahmt. 

Üie^c  Tatsachen  vcerden  hevciesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Vertreters  des  Kommandanten  der  ,„\kitsushima",  Kapitänleutnants 
Takakura  Shoji,  die  Vernehmungsprotokolle  des  genannten  Offi- 
ziers, des  Kapitäns  der  „Harberton"  William  Duncombe,  des 
ersten  Offiziers  Daniel  Burns,  des  ersten  Maschinisten  WHIiam 
Thompson  Brown,  das  Schiffszertifikat,  den  Chartervertrag  und 
das  Konnossement. 

Die  Hauptpunkte  der  Reklamation  sind  folgende: 
f3er  Reklamant  und  Eigentumer  der  zur  Verhandlung  stehenden 
Ladung  sei  ein  neutraler  Staatsangehöriger.  Lr  habe  die  Steinkohle 
nach  einem  nicht  blockierten  Hafen  einer  der  kriegführenden  .Mächte 
.  befördern  wollen,  Dies  sei,  da  man  Knhle  .ak  eine  zu  allgemeinem 
Gebrauch  theneiidc  Ware  anzusehen  halx',  iHcht>  l  nieehttnaßitjcs.  Kohle 
sei  nur,  \xenn  sie  der  feindlichen  Kriegsmacht  geliefert  werden  solle, 
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nicht  aber  schon  an  und  für  sich  Konterbande.  Es  liege  aber  keinerlei 
Beweis  dafür  vor,  dafi  der  Reklamant  beabsichtigt  habe,  die  Kohle  der 
feindlichen  Kriegsmacht  zu  liefern. 

Zudem  sei  Wladiwostok  /u  der  /lit  nicht  unter  Blockade  ge- 
wesen, und,  wenn  es  auch  ein  echter  Krie^shafen  sei,  so  verlören  darum 
Neutrale  nicht  das  Recht,  Güter  wie  die  zur  Verhandlung  stehende 
Ladung,  die  Handelszwecken  dienten,  einzuführen.   Das  Völkerrecht 
erkenne  nur  ein  Mittel  an,  dessen  sich  ein  kriegführender  Staat  bedienen 
dürfe,  um  den  neutralen  Einfuhrhandel  zu  unterbrechen,  nämlich  die 
Blockade.  Obwohl  nun  Japan  seit  Januar  dieses  Jahres  in  der  Lage 
gewesen  sei,  Wladiwostok  zu  blockieren,  habe  es  doch  keine  Blockade 
erklärt  Damit  habr  es  stillschweigend  anerkannt,  daß  Wladiwostok  noch 
für  den  neutralen  Handelsverkehr  offen  sei.  Daß  Japan  so,  ohne  eine 
Rlorkade  erklärt  zu  haben,  den  neutralen  Handel  tatsächlich  blockiere, 
heiße  nichts  anderes,  als  die  neutralen  Schitte  in  eine  halle  locken.  Da 
ferner  Wladiv^u^tok  im  Winter  der  einziire  Hafen  in  OsLsibirien  und 
neben  einem  Kriegsfiafen  auch  ein  iiandeUhafen  sei,  so  könne,  wenn 
Wladiwostok  auch  vorzugsweise  von  Truppen  innegehabt  werde,  Stein- 
kohle, die  dorthin  befördert  werde,  nicht  ohne  weiteres  als  der  feind- 
lichen Streitmacht  zu  liefernde  Kohle  betrachtet  werden. 

Daß  in  den  Srhiffspapioren  Wladiwostok  nicht  als  Bestiininungsort 
verzeichnet  sei,  komme  daher,  daß  das  Schiff  von  Cardiff  bis  Hongkong- 
10  Wochen  brauche  und  daß  der  l^ndungseigentümer  und  Absender 
mit  Rücksicht  auf  ungewöhnliche  Ereignisse  während  der  Reise  und 
in  Erwartung  einer  Blockadeerklärung  es  für  vorteilhaft  gehalten  hätten^ 
mit  Bezug  auf  die  Ladung  noch  keine  definitive  Entscheidung  zu  treffen. 
Als  dann  nach  Ankunft  des  Schiffes  in  Hongkong  es  sich  erwiesen  habe, 
daß  noch  keine  Blockade  über  Wladiwostok  verhängt  gewesen  sei,  hätten 
sie  Order  gegeben,  nach  dort  weiter  zu  fahren.  Wenn  die  Ladungs> 
eigentünier  von  vornherein  erklärt  hätten,  die  1  adung  sei  für  Wladiwostok 
bestimmt,  und  wenn  dieser  Hafen  nachher  unter  Blockade  gestellt  worden 
wäre,  so  hätten  sie  durch  Anderini,!.,'-  des  Bestimmungsorts  große  Un- 
bequemlichkeit und  Verluste  haben  nHi»en.  .Auch  hätte  der  Dampfer, 
wenn  von  Anfang  an  Wiadiwo?,lok  al>  Bestimmungsort  erklärt  worden 
sei,  in  Cardiff  und  in  Häfen  auf  scuier  Reise  seitens  der  englischen 
Behörden  allerhand  Hindernisse  erfahren  müssen. 

Ans  diesen  Oründen  veerde  eine  I  ntscheidung  auf  hreigabe  der 
zur  Verhandlung  stehenden  l  adung  beantragt. 

Der  Vertreter  der  Reklamation  ist  auf  die  dem  Verfahren  ent- 
sprechende Ladung,  ohne  irgendwelche  Mitteilung  zu  machen,  nicht 
erschienen. 

Das  üericht  ist  folgender  Ansicht: 
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Es  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  RuBlands  wichtigster  Knegshafen 
im  Osten  und  zurzeit  der  HauptstQtzpunkt  für  seine  Marine  ist.  Seit 
dem  Kriege  mit  Japan  hat  die  russische  Regierung  diesen  Platz  zu  einem 

Hauptetappenort  gemacht  und  ist  b  ->trebt,  dort  große  Krle^vorräte 
anzuhäufen.  Der  ge\x*öhnliche  Handelsverkehr  hat  dort  fast  gänzlich 
aufgehört.  Wenn  daher  Kohlen  oder  dergleichen  Güter,  deren 
Konterbandeeigenschaft  von  besonderen  l/tnständen  abhängig  ist,  nach 
Wiadivcostok  bdordirt  >xerden,  so  niuH,  mani^Lls  klaren  Gegenbevc-eiscs, 
angenomimii  wirdeii,  daß  dieselben  für  den  Kricgsgebrauch  zu  liefern 
viaren.  Bcbondeis  kann  es  be/üglich  der  zur  Verhniullung  stehenden 
J_adung,  >xelche  aus  ausgc^üiiUcr  Lardilfkohle  besteht,  >xic  sie  im  Osten 
ausschlieBUch  zum  üebrauch  auf  Kriegsschiffen  dient,  nicht  bez>xeifelt 
werden,  daß  sie  wirklich  für  den  Krieg^ge  brauch  bestimmt  war.  Sie  ist 
daher  mit  Recht  als  Konterbande  anzusehen. 

Der  Keklainanl  füiirl  auj.,  daß 

das  Völkerrecht  nur  ein  Mittel  anerkenne,  dessen  sich  ein 
kriegführender  Staat  bedienen  dürfe,  um  den  neutralen  Ein« 
fuhrhandel  zu  unterbrechen,  nämlich  die  Blockade.  Daß 
Japan,  ohne  eine  Blockade  erklärt  zu  haben,  den  neutralen 
Handel  nach  Wladiwostok  tatsächlich  blockiere,  heiße  nichts 
anderes,  als  die  neutralen  Schiffe  In  eine  Falle  locken. 
Da  aber  die  Bcschlagnahiiu-  des  Dampfers  „Harberton"  durch  ein  japa- 
nisches Kriegsschiff  geschehen  ist,  >xeil  es  Kriegskonterbande  beförderte, 
so  liegt  darin  keine  Unterbrechung  des  berechtigten  neutralen  Einfuhr- 
handels nach  Wladi>x-ostok.  und  es  ist  völkerrechtlich  m  l'heorie  und 
Praxis  anerkannt,  daß  ein  ki  irgtUhreiider  Staat,  auch  wo  keine  j3lockade 
erklärt  ist,  Schiffe,  \xekhe  Konterbande  führen,  aufbringen  kann. 

Demnach  ist  die  zur  \  erhaiidlung  steMentle  1  adung  als  Konter- 
bande, welche  auf  der  Kciise  nach  Wladiu  ostuk  begriffen  \xar,  anzusehen. 
Die  Pariser  Seerechtsdeklaration  vom  Jahre  1856  sowie  die  Theorie 
und  Praxis  des  Völkerrechts  erkennen  aber  an,  daß  Konterbande,  wenn 
auch  unter  neutraler  Flagge  fahrend,  eingezogen  werden  kann.') 

Da  aus  diesen  Gründen  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung 
einzuziehen  ist,  so  erübrigt  es  sich,  die  anderen  Punkte  des  Vertreters 
der  Reklamation  noch  besonders  zu  erörtern. 

Iis  wird  daher  wie  in  der  ürteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  7.  Juni  1W5  im  Priscngerirht  zu  Yokosnka  im 
BeiNi  in  des  Staatsanwalts  beim  Prisengericht  zu  Yokusuka  Koba}  ashi 
\  o  s  h  i  o. 

(Unterschriften.) 


')  II.  Ziffer  2.  -   -)  V.  §  13. 

813 


oiy  ii^uo  uy  Google 


Abschnitt  VI«*» 


PrissngerlcbttaateelwfdiuiiMi:  .Hartwrtim*. 


Reklamant t  Pyinan  Watson  Steamship  Company  Ltd.  in  Eng^ 
land,  Wales,  Cardiff,  vertreten  durch  den  Kapitän  des  englischen 
Dampfers  ,»Harberton",  William  Duncombe. 

ProzeBvertreMr :  Rechtsanwalt  Shigefuje  Tsurutaro,  Na- 
gasaki, Hikijimachi  Nr.  33. 

Am  7.  Juni  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Yokosuka  in  der  Prisen- 
sache, betreffend  die  Ladung  des  am  18.  März  1905  auf  45  13'  n.  B. 
.  und  149*  6'  d.  L.  voh  dem  Kaiserilchen  Kriegsschiff  „Akitsushinia" 
aufgebrachten  englischen  Dampfers  „Harberton'',  welche  aus  ungefähr 
4900  Tons  Kohlen  besteht,  ein  Urteil  erlassen,  in  welchem  auf  Ein- 
ziehung dieser  Ladung  erkannt  worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  William  Duncombe,  der  Vertreter 
des  Reklamanten,  Pyman  Watson  Steamship  Company,  durch  den  Rechts^ 

an walt  Shigefuji  Tsurutaroals  Prozeßvertreter  die  Berufung  ein- 
gelegt, vceUhf  im  Reisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku  und 
Dr.  jur.  ishiwatari  Binichi   beim   Oberprisengericht  geprüft 

worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation, 
Shigefuji  Tsurutaro,  und  deren  Gründe  sind  folgende: 

Der  Reklamant  und  Eigentümer  der  zur  Verhandlung  stehenden 
Ladung  sei  ein  neutraler  Staatsangehöriger.  Er  habe  die  Steinkohle  nach 
einem  nicht  blockierten  Hafen  einer  der  kriegführenden  Mächte  h;  fördern 
wollen.  Dies  sei,  da  man  Kohle  als  eine  zu  alljj^cmeincm  üebrauch 
dienende  Ware  betrachten  müsse,  nichts  unrechtmäßiges.  Kohle  sei 
nur,  vtenn  sie  der  feindlichen  Kriegsmacht  geliefert  werden  solle,  nicht 
aber  schon  an  und  für  sich  Konterbande.  Ks  Wc^v  aber  keinerlei  Beweis 
dafür  vor,  daß  der  Reklamant  beabsichtigt  gehabt  habe,  die  Kohle  der 
feindlichen  Kriegsmacht  zu  liefern.  Zudem  sei  Wladiwostok  zu  der  Zeit 
nicht  unter  Blockade  gevtesen  und,  wenn  es  auch  ein  echter  Kriegshafen 
sei,  so  verlören  darum  Neutrale  nicht  das  Recht,  die  zur  Verhandlung 
stehende  Ladung,  die  Handelszwecken  diene,  einzuführen.  Das  Völker- 
recht erkenne  nur  ein  Mittel  an,  dessen  sich  ein  kriegführender  Staat 
bedienen  dürfe,  um  den  neutralen  Einfuhrhandel  zu  unterbrechen,  näm- 
lich die  Blockade.  Obwohl  nun  Japan  seit  Januar  dieses  Jahres  in  der 
Lage  Seewesen  sei,  Wladiwostok  zu  blockieren,«  habe  es  doch  keine 
Blockade  erklärt.  Damit  habe  es  stillschweigend  anerkannt,  daß  Wladi- 
wostok norfi  für  den  neutralen  Handelshafen  offen  sri.  Daß  Japan 
so.  ohne  eine  Blockade  erklärt  7u  haben,  den  neutralen  Mandel  tatsärhlirh 
blockiere,  heiße  nichts  anderem,  als  die  neutralen  Schiffe  in  eine  lalle 
locken.  Da  ferner  Wladiwostok  im  Winter  der  einzige  Hafen  in  Ost- 
sibirien und  neben  einem  Kriegshafen  auch  ein  Handelshafen  sei, 
so  könne,  wenn  Wladiwostok  auch  vorzugsweise  von  Truppen  Innegehabt 
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werde»  Steinkohle,  die  dorthin  befördert  verde,  nicht  ohne  weiteres 
als  der  feindlichen  Streitmacht  zu  liefernde  Kohle  bezeichnet  werden. 

Daß  in  den  Schiffspapieren  Wladiwostok  nicht  als  Bestimmungsort 
verzeichnet  sei,  komme  daher,  daß  das  Schiff  von  Cardiff  bis  Hongfkong 
.10  Wochen  brauche  und  daß  die  LadungsdgentQmer  und  Absender  mit 
Rücksicht  auf  unge>x'öhn]iche  .Ereignisse  vcährend  der  Reise  und  auf 
eine  Blockadeerklärung  es  für  vorteilhaft  gehalten  hätten,  mit  Bezug 
ntif  die  Ladung  noch  keine  definitive  Entscheidung  zu  treffen.  Als  dann 
nacli  Ankunft  des  Schiffs  in  Honirkong  es  sich  er\xiescn  hahe.  daß  noch 
keim-  Blof^kadc  über  Wladiwostok  verhängt  gewesen  sei,  liatlL-n  sie  Order 
gegeben,  narh  dort  weiter  zu  fahren.  Wenn  die  i.adnngseigentümer  von 
vornherein  erklärt  hätten,  die  Ladung  sei  für  Wladiwostok  hestimmt, 
und  \xenn  dieser  liafcn  nachher  unter  Blockade  gestellt  worden  wäre, 
SO  hätten  sie  durch  Änderung  des  Bestimmungsortes  große  Un- 
bequemlichkeit und  Verluste  haben  müssen.  Auch  hätte  der  Dampfer, 
wenn  von  Anfang  an  Wladiwostok  als  Bestimmungsort  erklärt  worden 
sei,  in  Cardiff  und  Häfen  auf  seiner  Reise  seitens  der  englischen. 
Behörden  allerhand  Hindernisse  erfahren  miissen. 

Das  Urteil  erster  Instanz  l)ehaupte: 

Es  sei  bekannt,  daß 'Wladiwostok  Rußlands  wichtigster  Kriegs- 
hafen im  Osten  und  zurzeit  der  H'auptsammelplatz  für  seine 

Marine  sei.  Seit  dem  Kriege  mit  Japan  habe  die  russische 
Regierung  diesen  Platz  zu  einem  Etappenort  gemacht,  und 

sie  sei  mit  allen  Kräften  bemüht,  dort  große  Kriegsvorräte 
anzuhäufen.  Der  gewöhnliche  Handt-Isvrrkehr  habe  dort  fast 
gänzlich  aufgehört.    Wenn  daher   Kohle   und  dergleichen 
(jüter,  deren  Konterbandeeigenschaft  \on  besonderen  Urn- 
stiinden  abhängig  sei,  nach  Wladiwostok  befördert  würden, 
so   müsse,    mangels    klaren    Ciegenbew  eises,  aiigcuoHiiaeu 
werden,  daß  dieselben  für  den  Kriegsgebrauch  zu  liefern 
gewesen  seien.  • 
Das  müsse  als  eine  unzutreffende  Darstellung  der  Verhältnisse  bezeichnet 
werden.  Denn  wenn  Wladiwostok  auch  ein  russischer  Kriegshafen^  sei, 
so  sei  es  doch  zu  gleicher  Zeit  auch  ein  Handelshafen,  der  für  den 
neutralen  Einfuhrhandel  nicht  gesperrt  sei.  Was  daher  relative  Konter- 
bandegüter, wie  die  zur  Verhandlung  stehenden,  angehe,  die  als 
Konterbande  nur  in  dem  Falle  zu  betrachten  seien,  wenn  sie  für  den 
("icbraurh  der  feindlichen  Armee  oder  Marine  bestimmt  seien,  so  könne 
man  Irdigli'-h  daraus,  dafi  sie  nach  einem  feindlichen  Kriegshafen  gingen, 
nicht  sogleich  schlielien,  daß  sie  der  femdiichen  Armee  oder  Marine 
geliefert  ^xe^dell  sollten.   Wie  auch,  wenn  der  Bestimmungsort  nicht  ein 
Ki  icgshafen  sei,  die  Frage,  ob  die  üüler  lür  die  Armee  oder  die  Marine 
bestimmt  seien,  nach  den  besonderen  Umständen  des  Falls  betrachtet 
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vfürUcn  und  Fälle  möglich  seien,  wo  sie  als  Konterbande  an/uschcn  seien, 
so  sei  es  auf  der  anderen  Seite  ein  Fehler,  wenn  dn  Bistiniinungshafen 
ein  Kriegbhaten  sei,  einfacli  obenhii»  anzunthnien,  daß  die  üüter  für 
die  feindliche  Armee  oder  Marine  zu  liefern  seien. 

Es  sei  unrechtmäßig,  daß  ^ das  Urteil  erster  Instanz  die  Konterbande- 
eigenschaft der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung  einfach  danach 
bestimmt  habe,  daß  Wladiwostok  ein  russischer  Kriegshafen  sei,  ohne 
den  Tatbestand  über  die  Frage,  ob  die  Outer  an  die  russische  Armee 
oder  Aiarine  bestimmt  geuesen  seien,  im  geringsten  klarzustellen. 

Außerdem  gehe  die  Tatsache,  daß  der  gewöhnliche  Mandrls\ n  kehr 
in  Wladiwostok  zu  der  fraglichen  Zeit  nicht  aufgehört  habe,  aus  Fol- 
gendem ganz  offenbar  hervor:  Die  „Wilhelmina"  und  viele  andere  neu- 
trale Schiffe  seien  mit  Steinkohlen,  Petroleum  und  sonstiger  verschiedener 
Ladung  nach  dort  gefahren,  und  Firmen  wie  Hermann  Kobritz 
*'*  und  viele  andere  hätten  dort  wie  früher  ihr  Handelsgewerbe  betrieben. 

Wenn  daher  Cardiükulilc,  die  auch  außer  zum  Kricgsgebrauch 
Verwendung  finde,  nach  Wladiwostok  befördert  vterde,  welches  ein 
Kriegshafen  sei,  in  dem  zugleich  gewöhnlicher  Handelsverkehr  statt- 
finde, so  müsse  nach  der  Präcedenzentscheidung  in  dem  ,,Neptunus"- 
Fall  angenommen  werden,  daß  die  Ladung  nach  dem  Handelshafen 
und  zum  Friedensgebrauch  bestimmt  sei.  Das  Urteil  erster  Instanz 
behaupte  dagegen,  daß,  mangels  klaren  Gegenbeweises,  angenommen 
\\tT(ien  müsse,  sie  sollte  für  den  Kriegsgebrauch  geliefert  werden,  und 
drehe  so  die  i^weislast  um. 

Wenn  nun  so  Wladiv^ostok  als  Handelshafen  anzusehen  sei,  und 
CS  auf  der  anderen  Seite  nicht  bewiesen  sei,  daß  die  Ladung  an  die 
feindliche  Streitmacht  hätte  abgeliefert  \xerden  sollen,  so  müsse  die 
i-adung  als  Ni'  htkonterbande  unter  neutraler  Flagge  freigegeben  Vierden. 

V<  daher  Aufhebung  des  Urteils  erster  Instanz  in  allen 

PiinkU'n  inu!  I'rlnß  einer  I'ntscheidunc^  auf  Freilnssnng  der  auf  dem 
eni^lisrlun  Dampfer  „Harberton"  verladenen  etwa  49ÜÜ  Tons  Kohlen 
beantragt. 

Die  Haujjtpunktc  der  l.rwiderung  des  Staalban\\  alt->  beim  Prisen- 
gericht zu  Yükosuka,  Kobayashi  \  oshio,  sind  lulgciide: 

Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  sei  doppelt  gesiebte  Cardiff> 
kohle,  welche  im  Osten  nur  bei  der  Kriegsmarine  zur  Verwendung 
komme.  Ihr  Bestimmungsort  sei  Wladiwostok,  zurzeit  der  Haupt- 
stützpunkt der  russischen  Flotte.  Danach  sei  es  offenbar,  daß  die  Ladung 
der  feindlichen  Marine  hätte  geliefert  werden  sollen.  Wenn  daher  das 
Urteil  erster  Instanz  dies  angenommen  habe,  so  sei  die  Behauptung 
des  Reklainantrn,  es  habe  die  Verhältnisse  unzutreffend  dargestellt,  völlig 
unbegründet.  Fs  liege  bei  Beurteilung  der  Frage,  ob  die  Ladung  Konter- 
bande sei  oder  nicht,  kein  l:kdürfnis  vor,  zu  entscheiden,  ob  der  ge- 
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wohnliche  Haiuk-Isverkehr  ihres  Besliinnuingsorts  Wladiw  ostok  s«?it  dem 
Krict^e  mit  Japan  aufgehört  habe  oder  nicht.  Da,  vic' btreits  gesagt,  eine 
Lachm^  wie  die  zur  Verhandlung  stehende  im  Osten  nur  auf  Kriegs- 
schiffen zur  Vcrueiuiiing  komme  und  der  genannte  Hafen  ein  russischer 
Marinestützpunkt  sei,  welcher  von  einem  Stocken  des  gewöhnlichen 
Handelsverkehrs  nicht  berührt  werde,  so  könne  man  gar  nicht  zu  einer 
anderen  Annahme  kommen,  ab  daß  die  Ladung  fflr  die  Marine  habe 
geliefert  werden  sollen.  Kurz,  die  Behauptung  des  Reklamanten,  der 
gewöhnliche  Handelsverkehr  in  Wladiwostok  habe  seit  der  Eröffnung 
des  Krieges  nicht  aufgehört,  stehe  zu  der  Frage,  ob  die  zur  Verhandlung 
-Stehende  Ladung  Konterbande  sei  oder  nicht,  in  keinerlei  Beziehung. 

Es  müsse  daher  auf  Verwerfung  der  Berufung  entschieden  werden. 

Das  vorlic<Tcnde  Urteil  v;ird,  \x'ie  folgt,  begründet: 

Es  ist  bekannt,  daß  Wladiwostok  Rußlnnds  wichtirrster  Kriegshafen 
ist.  Seit  dem  Krieg  mit  Japan  hat  Rußland  es  zum  Stützpunkt  für  seine 
Kriegsflotte  und  Hauptetappenori  gemacht.  Ks  hat  dort  in  ausgedehntem 
Maße  Waffen,  Lebensmittel,  Kohle  und  sonstige  Kriegsbcdarfsarlikel  auf- 
gespeichert. Der  gewöhnliche  Handelsverkehr  nach  dorthin  hat  fast 
gänzlich  aufgehört  Es  ist  daher  durchaus  begründet,  wenn  das  Gericht 
erster  Instanz  angenommen  hat,  daß  die  nach  diesem  Hafen  bestimmten 
Steinkohlen  für  den  russischen  Kriegsgebrauch  geliefert  werden  sollten 
und  daher  Kriegskonterbande  seien.  Dies  um  so  mehr,  als  die  zur  Ver- 
handlung stehende  Kohtenladung  ausgewählte  Cardiffkohle  ist  und  die 
Preise  für  solche  im  Osten  so  aufierordentlich  hoch  sind,  daß  außer 
für  den  Gebrauch  auf  Kriegsschiffen  zur  Kriegszeit  keine  Nachfrage 
dafür  vorhanden  und  es  somit  unzweifelhaft  ist,  daß  die  Kohle  für  den 
russischen  Kriegsgebraurh  geliefert  werden  sollte. 

Der  Reklamant  sagt,  es  müsse  nach  Art  der  Präcedenzentscheidung, 
betreffend  den  „Neptunus"  auch  in  diesem  Falle  angenommen  werden, 
daß  die  zur  Verhandlung  stehende  L;idung  für  friedliche  Zwecke 
bestimmt  gewesen  sei.  Aber  die  Ladung  im  „Neptun us"-hall  und  die 
des  vorliegenden  Falles  sind  ihrer  Art  nach  von  Grund  aus  verschieden 
und  auch  die  Verhältnisse  der  Bestimmungsorte  sind  ganz  andere.  Es 
ist  daher  unfraglich,  daß  jener  Fall  nicht  ab  Präcedenz  auf  den  vor- 
liegenden angewandt  werden  kann. 

Demnach  sind  die  Ausführungen  des  Reklamanten  sämtlich  un- 
I>egründet,  und  es  wird,  >x'ie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Im  August  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschrillen.) 
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Reklamant:  Der  in  Tsingtau  In  China  ansässige  deutsche  Kauf- 
mann Jürgen  Block. 

Prozeßvertretcr:   Rt^chtsanvcalt    Ishibashi  Tomokichi, 

Regierungsbezirk  Nagasaki,  Nagasaki,  Togiyamachi  41. 

In  der  Prisensache,  betreffend  <icn  deutschen  Dampfer  „Industrie'V 
wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsformei: 
Der  Dampfer  „Industrie"  wird  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Der  D.'unpfer  „Industrie"  ist  Eigentum  des  Reklamanten,  hat  den. 

Heimatshafeii  Hamburg,  führt  die  deutsche  Flagc^e  und  ist  ein  Hcri:^iin<rs- 
und  Schleppdampfer.  Am  8.  hcbruar  des  Jahres  1Q05  ^nirde  der  Dampfer 
in  Shanghai  von  dem  in  Tschifu  ansässigen  Zeitnngseigentümer,  dem 
Amerikaner  R.  R.  Mar  Dermid  für  eine  monatliche  Summe  von 
IdÜÜ  Shanghai- laels  als  Zeitungskorrespondenzboot  für  drei  Monate 
gemietet  und  der  deutsche  Keiciisangehörigc  Adolf  Baiinier  mit 
einem  Oehalt  von  $  400  monatlich  als  Zeitungskorrespondent  auf  den- 
selben gesetzt. 

Am  {'•).  desselben  Monats  fuhr  der  Dampfer  von  Shanghai  ab  mit 
der  Aufgabe,  unter  Leitung  B  a  n  n  i  e  r  s  die  Bewegungen  der  japanischen 
flotte  auszuspüren  und  dieselben  durch  Vermittlung  von  MacDermid 
an  die  russische  Regierung  zu  berichten.  Am  3.  März  war  der  Dampfer 
bereits  über  Saddle  Islands  bis  zu  einem  Punkte  40  Seemeilen  südwestlich 
von  Tsushima  gelangt,  kehrte  aber  am  13.  desselben  Monats  wieder 
nacli  Shanghai  zurück,  von  wo  er  am  15.  wieder  abfuhr.  Am  23.  war 
er  bei  North  Seen  Island,  Korea,  angelangt  und  ging,  nachdem  er  bis 
zum  27.  Quelpart  Island,  Anderson  Island  und  die  benachbarten  Ge- 
wässer rekogno'^ziert  hatte,  bei  Anbruch  diese*;  Tages  noch  weiter  vor, 
^x'o  er  einem  Punkte  5  Seemeilen  östlich  von  der  insel  Katok  die 
Konzentration  unserer  Hotte  beobachtete,  hr  stellte  die  Typen  und 
Namen  der  Schiffe  fest  und  fuhr  mit  der  Absicht,  dies  an  Mac  Der- 
m  i  d  lü  telegraphieren,  nach  I  usan  ab.  Zu  dieser  Zeit,  um  3  Uhr 
nachmittags  desselben  Tages,  wurde  der  Dampfer,  unter  dem  Verdacht, 
im  Interesse  des  Feindes  zu  spionieren  und  demselben  Nachrichten 
zu  liefern,  2  Seemeilen  südlich  von  der  Insel  Katok  von  dem  japanischen 
Kriegsschiff  „Kasuga"  aufgebracht. 

Diese  Tatsachen  gehen  klar  hervor  aus  der  Aussageschrift  des 
Stellvertreters  des  Kommandanten  der  „Kasuga",  Kapitänleutnants 
Oimikado  Shigetaka,  dem  Vemehmungsprotokoll  des  Kapitäns 
der  „Industrie",  Udden,  des  ersten  Offiziers  Sjöstedt  und  des 
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Korrespondenten  Bannier  sovtie  aus  dem  Schiffs/ertifikat,  der 
Schiffsverkaufsurkunde  und  dem  Schiffsjournal  des  Dampfers. 

Dit  Hauptpunkte  der  Ausführungen  des  Vertreters  der  Reklamation 
sind  folnendc: 

Dri  Staat^ainxnlt  behaupte,  der  Dampfer  sei  von  Mac  Dermid, 
dem  tigentüiiRT  der  von  der  nissischt-n  Rt-i^nciinig  unterstützten,  in 
Tschifu  erscht'inenden  „Chefoo  Daily  News"  gechartert,  um  jnter  Leitung 
des  als  Korrespondenten  engagierten  Bannier  nach  dem  Sainnielplatz 
unserer  Motte  zu  fahren  und  im  hiteresse  des  Feindes  zu  spionieren 
und  demselben  Meldungen  zu  machen. 

1.  Die  Behauptung,  daß  die  „Daily  News"  ein  Blatt  sei,  welches 
mit  Unterstützung  der  russischen  Regierung  herausgegeben  würde^  sei 
grundlos  und  könne  nicht  anerkannt  werden. 

2.  Der  Korrespondent  Bannier  sei  nur  ein  von  JVfac  Dermid 
für  einige  Zelt  engagierter  gewöhnlicher  Kriegskorrespondent,  der  die 
Aiifq^abe  gehabt  hätte,  die  Bewegungen  der  Flotten,  sowohl  Japans  als 
Kußlands,  9hne  irgendwelche  Parteinahme  zu  beobachten,  und  er  sei 
kein  russischer  Spion,  welcher  im  Interesse  des  Feindes  die  Bewegungen 
der  japanischen  Flotte  habe  ausforschen  sollen. 

3.  Der  Reklamant  und  Eigentümer  des  Dampfers  habe  denselben 
nicht  mit  der  Absicht,  daß  er  zum  Vorteil  Rußlands  kundsc  iiafu  n  solle, 
verchartert,  und  eben^^o  >ei  auch  die  Behauptung  des  Staatsanwalts, 
daß  zwischen  dem  Reklamanten  und  dem  russischen  Generalmajor 
Dessino  ein  Verkaufsvertrag  über  den  Dampfer  abgeschlossen  gewesen 
sei,  völlig  grundlos,  wie  aus  der  Korrespondenz  des  Reklamanten  mit 
Mac  Dermid  seit  dem  13.  Januar  und  einem  Brief  der  Kawasaki 
Dockyard  Co.  in  Kobe  vom  24.  JVlärz  ersichtlich  sei. 

4.  Die  Tätigkeit  journalistischer  Korrespondenz  geschehe  im  öffent- 
lichen Interesse  und  sei  keine  Verletzung  der  Neutralität 

5.  Neutrale  Schiffe  könnten  nicht  eingezogen  werden,  wenn  sie 
nicht  Kriegskonterbande  führten  oder  als  Blockadebrecher  handelten. 
Wenn  es  sich  darum  handele,  ein  Schiff  einzuziehen,  welches  im  Interesse 
des  Feindes  tätig  sei,  so  müsse  eine  derartiq^e  Handlim^  bereits  aus- 
geführt worden  sein,  und  es  müsse  klarer  Bevceis  hierfür  vorliegen. 
In  dem  gegen \x artigen  Falle  fehle  es  aber  an  einem  solchen  Beweise. 

Daher  müsse  der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  als  ein  harm- 
loses Schiff  eines  neutralen  Landes  freigegeben  werden. 

Der  Staatsanwalt  ist  im  wesentlichen  der  Ansicht,  daß  das  zur 
Verhandlung  stehende  Dampfschiff  nur  zum  Schein  als  ein  gewöhnliches 
Korrespondenzboot  aufgeputzt,  in  Wirklichkeit  aber  laut  einem  geheimen 
Abkommen  zwischen  Mac  Dermid  und  der  russischen  Regierung 
dazu  bestimmt  gewesen  sei,  die  Bewegungen  unserer  Flotte  auszukund- 
schaften und  dem  Feinde  zu  melden. 
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Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Es  ist  als  allgemein  anericannte  völkerrechtliche  Regel  zu  bezeichnen, 
daß  ein  Neutraler,  welcher  im  Interesse  der  einen  kriegführenden  Macht 
die  Kriegslage  betreffende  Oeheininisse  der  andern  Macht  ausforscht 

und  der  crsteren  mitteilt,  sich  eines  Neutralitätsbruches  schuldig  macht, 
unii  cia!j  ein  hierzu  benutztes  Schiff  der  Strafe  der  Einziehung  verfällt.*) 
Der  Frozeßvertreter  behauptet  freilich,  der  fragliche  Dampfer  sei  nur 
Preßboot  der  „(.hefoo  Daily  New  s"  vcosen,  vcclchc  keine  Unterstützung? 
seitens  der  nissjschen  Renieruni^f  erlahre,  und  er  sei  !cdit,dich  /iiv 
unparteiischt  n  Mitteilung  der  Bewegungen  der  Flotten  beider  Krieg- 
lülucndei!  hr^timmt  ge\xesen ;  dem  steht  aber  entget,n  n,  daH  die  ..Chefoo 
Daily  New.v  ,  welche  kuiv  narli  Bei^iim  des  japanisch-russischen  Krieges 
zuerst  litiaubkam  und  ein  kleinem  Blatt  ist,  aus  eigenen  Miltein  ein 
eigenes  PreBboot  zu  entsenden  nicht  imstande  sein  würde,  daß  es  be- 
ständig für  Rußland  gewesen  ist  und  auch  besonders  für  Japan  un- 
günstige Artikel  publiziert  hat. 

In  dem  Protokoll  der  dritten  Vernehmung  Banniers  findet  sich 
folgende  Frage  des  mit  dem  Fall  beauftragten  Richters:  „Halten  Sie 
es  für  viahr,  daß  die  „Chefoo  Daily  News"  ein  Organ  der  russischen 
Regierung  ist  oder  nicht?"  Darauf  antwortete  Bannier:  „Davon  habe 
ich  bis  jetzt  nichts  gewußt,  aber  vio  ich  jetzt  höre,  daß  es  eine  so 
kleine  Zeitunt::  ist,  ist  es  vi'oh!  möglich,  daß  die  Zeitung  russische  Unter- 
stüt7iini];  erhält.  Ich  kann  Ihre  h'rnge  be/ÜL,dich  dieser  Tatsache  nicht 
dahin  beantworten,  daß  die  Zeitung  eine  Unterstüt/ung  nicht  erhält.  " 
Auf  eint  andere  Krage  antwortete  er:  „Ich  glaube,  daß  meine  Nach- 
richten an  die  russischen  Konsuln  in  Tschifu  und  Shanghai  und  von 
dort  an  die  russische  Regierung  gesciiickt  worden  wärt-n.  Aber  zur 
Zeit  meiner  Abreise  von  Shanghai  wußte  ich  das  nicht  und  beabsichtigte, 
alles,  was  ich  von  der  japanischen  und  der  russischen  Flotte  sehen  würde, 
zu  berichten.  Ich  bin  der  Ansicht,  daß  meine  Nachrichten  alle  der 
russischen  Regierung  nützlich  gewesen  wären."  Die  Aussage  des  Kapi- 
täns U  d  d  e  n  stimmt  hiermit  im  großen  und  ganzen  fiberein. 

Hieraus  und  aus  der  Tatsache,  daß  zu  dieser  Zeit  in  den  östlichen 
Gewässern  auch  nicht  ein  einziges  russisches  Kriegsschiff  zu  sehen 
\car,  muß  geschlossen  werden,  daß  die  russische  Regierung  unter  Aus- 
nutzung der  neutralen  Nationalität  der  „Chefoo  Daily  News"  dieser 
eine  Subvention  i^ah  inid  sie  unter  dem  Oewande  eines  Kriegs- 
korrespondentcii  unsere  Krieg>geheiinnis^e  erforschen  und  berichten  zu 
lassen  \-orhatte,  und  daß  auch  der  Reklamant  von  dieser  Tatsache  Kennt- 
nis hatte. 

Es  wird  demnach  mit  der  Begründung,  daß  das  zur  Verhandlung 
stehende  Schiff  als  ein  solches  betrachtet  werden  muß,  welches  die 

V.  §  47. 
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Aufgabe  hatte,  die  Bewegungen  der  japanischen  Kriegsflotte  im  In- 
teresse des  Feindes  auszukundschaften  und  hierüber  Meldung  zu 
machen,  für  rechtens  erkannt,  daß  dasselbe  einzuziehen  ist 

Es  ist  fiberflQssig,  die  übrigen  Punkte  der  Verteidigung  des  Rekla- 
manten zu  erörtern. 

Es  wird  demnach  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  im  Prisengericht  zu  Sasebo,  im  Beisein  des  Staats- 
anwalts Yamamoto  Tatsurokuro  am  13.  Juli  1905. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Der  deutsche  Rcichsangehörige  Jürgen  Block 
in  Tsingtau,  China. 

ProzeBvertreter:  Rechtsanwalt  Ishibashi  Tomokichi, 
Nagasaki,  Togiyamachi  Nr.  41. 

Am  13.  Juli  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der  Prisensache, 
betreffend  den  deutschen  Dampfer  „Industrie",  welcher  am  28.  März 
1905  bei  der  koreanischen  Insel  Katok  von  dem  Kaiserlichen  Kriegs- 
schiff „Kasuga"  aufgebracht  wurde,  ein  Urteil  gefällt,  in  welchem  auf 
Einziehung  des  Dampfers  „Industrie"  erkannt  worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  1  r  Reklamant  Jürgen  Block  durch 
den  Rechtsanwalt  Ishibashi  1 0  in  o  k  i  c  h  i  die  Berufun^^  eingelegt, 
welche  im  Beisein  des  Staatsanwalts  Dr.  jur.  Ishiwatari  Binichi 
beim  Ohcrpri^cn^fericht  i^^t-prüft  worden  ist. 

Die  Hauptberufungsgrüntie  des  Vertreters  der  Reklamation  Ishi- 
bashi Tomokichi  sind  folgende: 

Es  werde  Aufhebung  des  Urteils  erster  Instanz  und  Freigabe  des 
Dampfers  „Industrie"  beantragt,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 
I.  Im  Urteil  erster  Instanz  sei  ausgeführt,  daß  die  „Chefoo  Daily 
News"  eine  kleine,  erst  kürzlich  gegründete  Zeitung  sei,  daß 
diesettie  nicht  in  der  Lage  gewesen  sein  könne,  selt^ständig 
ein  Nachrichtenboot  zu  entsenden,  und  daß  sie  gewohnheits- 
mäßig für  Rußland  schreibe.  Aus  diesen  drei  Gründen 
müsse  es  als  fr  *  t -hcnde  Tatsache  erachtet  werden,  daß 
das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  im  Dienste  des  Re- 
daklturs  der  mit  russischer  Unterstützung  herausgegebenen 
„Chetoo  Daily  News"  Mac  Dermid  und  unter  Führung 
des  Korrespondtuten  Bann  irr  die  He'-tiintniuig  gehabt 
habe,  im  Intcix^sc  RuRlnncis  die  Basis  der  jap.iinschen  Motte 
auszukundschallcn  und  der  russischen  Regierung  darüber 
Nachrichten  zukommen  zu  lassen. 


821 


Abschnitt  VI» 


PrisengsriclitMirtscIief düngen:  .Indattrie*. 


Die  angeführten  drei  Gründe  seien  jedoch  völlig  willkürlich  zurecht- 
gemachte Gründe,  für  die  es  in  den  Akten  des  vorliegenden  Falles 
an  jeder  Grundlage  ichle.  Das  Urteil  erster  Instanz  erkläre  diese  drei 
Cjiuüde  für  feststehende  Tatsachen,  entziehe  sich  indts  der  Bevteis- 
pflicht  für  dieselben.  Der  Reklamant  bestreite,  daß  die  genannten  Tat- 
sachen feststünden,  und  das  Urteil  erster  Instanz  gründe  sich  auf  der 
Annahme  eines  unzutreffenden  Tatbestandes. 

2.  Als  Material  fQr  die  Feststellung  der  im  vorigen  Absatz  erwähnten 
Tatsachen  habe  das  Urteil  erster  Instanz  die  Aussage  Ban  n  ie  r  s  und  die 
damit  annähernd  übereinstimmende  Aussage  des  Kapitäns  Udden  an- 
gezogen, wie  sie  sich  aus  dem  Vernehmungsprotokoll  ergäben.  Den 
Aussagen  heider  Personen  könne  jedoch  als  MatrrinI  für  die  Feststellung 
der  fraglichen  Tatsachen  nicht  dL-r  mringste  Wert  bi  iq;emessen  werden. 
Bei  dem  Verhör  vor  dem  mit  dem  Fall  beauftragten  Rat  habe  Ban  h  ier 
ausgesagt, 

bisher  habt-  er  es  nicht  gewußt,  aber  nach  dem,  vt  as  ihm  mit- 
geteilt wortlcn  sei,  könne  es  wohl  möglich  sein,  daß  usvr. 
und  Udden  hnbc  erklärt, 

er  habe  sich  bei  Blocks  Verhalten  nichts  weiter  g.'dacSit; 
aber  nachdem  er  an  Oerichtsstelle,  bei  dem  Verhöre,  die 
näheren  Umstände  erfahren  habe,  könnte  es  wohl  sein,  daß 
usw. 

Diese  beiden  Personen  hätten  somit  hinsichtlich  der  fi  aglichen  Tatsachen 
ihre  völlige  Unwissenheit  versichert  und  auf  die  Auseinandersetzungen 
und  irreführenden  Fragen  des  Prisenrats  lediglich  die  Möglichkeit  der 
fraglichen  Tatsachen  bekundet.  Sie  hätten  l>eide  ausdrücklich  gesagt, 
sie  M  üßten  nichts  darüber,  und  es  seien  Sachen,  die  ihnen  nicht  von 
selbst  in  den  Kopf  gekommen  wären.  Infolgedessen  sei  es  vollkommen 
haltlos,  diese  Aussagen  als  Material  für  eine  Entscheidung  hinsichtlich 
des  Bestehens  der  fraglichen  Tatsachen  zu  verwenden. 

3.  Der  Reklamant  habe  di  n  zur  Verhandlung  stehenden  Dampfer 
vom  17.  Februar  d.  Jahres  an  auf  die  Datier  von  zwei  und  einem  halben 
Monat  versichert  gehabt  und  der  Versicheruiig>vertrag  habe  die  Klauseln 
etühaUen,  daß  die  Versicherung  nicht  Platz  greife  auf  die  Schiffahrt 
nördlich  von  Otaru,  südlich  von  den  Philippinen  oder  östlich  von  Vezo; 
daß  auch  die  Fahrt  nicht  über  Moji  hinausgehen  solle,  und  daß  die 
Hälfte  der  Versicherungsprämie  zurückgezahlt  werden  solle,  falls  der 
Dampfer  innerhalb  eines  Monats,  von  dem  oben  erwähnten  Datum 
an  gerechnet,  verkauft  werden  solle.  Sodann  sei  in  dem  Chartervertrag 
zwischen  dem  Rektamanten  und  Mac  Dermid  der  Fall  vorgesehen,' 
daß  der  Dampfer  in  Seenot  Beistand  erhielte,  und  es  seien  in  dieser 
Hinsicht  besoii  '  •  V  :  rhungen  getroffen  worden.  Weiter  ergebe  ein 
Brief  von  Mac  Dermid  an  Bannier,  daß  das  Schiff  in  Moji  oder 
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•einem  andern  japanischen  Hafen  möglichenxcise  von  einem  eventuellen 
Käufer  besichtigt  werden  vtürde.  Als  Charter^eld  seien  ursprünglich 
für  drei  Monate  7000  Taels  festgesetzt  gewesen;  nachträglich  sei  diese 
Summe  jedoch  auf  monatlich  1500  Taels  herabgesetzt  worden.  Schließlich 
sei  es  Tatsache,  daß  Verhandlungen  mit  der  Kawasalci  Dockyard  Company 
über  den  Verkauf  des  Schiffes  geschwebt  hätten  und  daß  dem  Rekla- 
manten, als  zu  erwarten  gestanden  habe,  daß  der  größte  Teil  seiner 
Bedingungen  angenommen  werden  wurde  und  er  bereits  dem  Abschluß 
des  Kaufvertrages  entgegensah,  Mac  Dermid  da/\\i>clien  crekommen 
sei.  Er,  der  Reklamant,  habe  sich  bestimmt  in  dem  Cilauben  befunden, 
daß  die  „Industrie"  am  24.  hebruar  ds.  Jahres  nach  Moji  abgen::inq:cn 
sei;  andernfalls  würde  er  sie  haben  nacli  Süden  gehen  lassen,  da,  wie 
er  damaU  erfahren  habe,  ein  Schiff  bei  den  Pescadores  und  ein  fran- 
zösischer Kreuzer  in  der  Siam-Bay  «rewisen  seien,  mit  deren  Beiijung 
er  viel  Geld  hätte  verdienen  küinun,  AU  Hewei.s  für  seine  Absicht, 
den  Dampfer  nach  Süden  zu  senden  und  für  die  anderen  angeführten 
Tatsachen  habe  er  in  dem  erstinstanzlichen  Verfahren  Schriftstücke  vor- 
gelegt. Durch  diese  Beweisurkunden  werde  hinreichend  dargetan,  daß 

^  der  Dampfer,  weit  entfernt  davon,  für  die  Russen  Spionendienste  leisten 
zu  sollen,  wirklich  als  Zeitungskorrespondentenlxwt  verchartert  worden 
sei.  Durch  das  Protokoll  der  eidlichen  Vernehmung  des  JMac  Dermid 
4lbcr  >xerde  hinreichend  bewiesen,  daß  der  Genannte  von  mehreren 
.amerikanischen  Zeitungen  mit  der  Kriegsberichterstattung  beauftragt 
worden  sei  und  aus  dieser  Tätigkeit  gute  Einnahmen  und  Barmittel 
zur  Verfügung  gehabt  habe,  und  daß  eine  böse  Absicht,  Japan  zu 
schaden,  seinerseits  nicht  vorgelegen  habe.  Da  inlolj^edessen  kein  ürund 
für  die  Annahme  vorhanden  sei,  daß  der  üenamite  von  Rußland  unter- 
stützt \Terde  und  die  Sa^-he  dieser  Macht  vertrete,  so  müßten  die  von 
der  ersten  Instanz  als  irriündich  erwiesen  angenommenen  Tatsachen  als 
irrtümlich  angesehen  werden. 

Die  Hauptpunkte  der  Lrwiderung  der  Staatsanwälte  des  Prisen- 
gerichts zu  Sasebo,  Yamamoto  Tatsurokuro  und  Mi  zukamt 
Chojiro,  sind  folgende: 

1.  Durch  die  Aussage  des  Kapitäns  sei  einerseits  erwiesen,  daß 
der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „Industrie"  am  3.  März  dieses 
Jahres  etwa  40  Seemeilen  südlich  von  Tsushima  gekreuzt  habe,  am 
13.  März  nach  Shanghai  zurückgekehrt  und  am  15.  wieder  in  See  ge- 
gangen sei,  am  23.  die  koreanischen  North  Seen  Islands  passiert  und 
danach  bis  zum  27.  morgens  die  Gewässer  bei  Quelpart  Island  und 
Anderson  Island  rckorrnos/iert  habe.  Betrachte  man  andererseits  die 
in  dem  dritten  Vernehniun^sprotoko!!  atifq'czei'"hneten  Aiissaqfen  des 
Adolf  Bnnnier,  der  al>  ZeilunL^skorresfXJtKlerit  mit  tier  Betu^L,mi.s 
an  Bord  gewesen  sei,  den  Kurs  des  Schiffes  zu  bestmimen,  nänilieli 
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folgende  Aussagen  ^  „es  sei  möglich,  daß  die  „Daily  News",  eine  kleine 
Zeitung,  von  der  russisclien  Regierung  unterstützt  würde  etc.";  ,,er 
glaube,  daß  seine  Berichte  tltn  ri!<^sischen  Konsulaten  in  Tschifu  oder 

Shanghai  und  von  dort  der  russischen  Regierung  mitgeteilt  >xörden"  ; 
uiul  .^rhliilMich,  ,.cr  nehme  an,  daß  seine  Meldungen  im  allgemeinen 
wichtige  Dinge  tür  ch'c  russische  Regierung  enthielten  etc.".  so  cri^i'b<' 
sich  die  unabvceisharc  Iali.ache,  daß  e^  sich  nicht  um  bloße  Zeitung"^- 
nachrichten  gehandelt  habe,  sondern  daß  die  Absiclil  bestanden  habe, 
im  Interesse  der  russischen  Regierung  die  Bewegungen  der  japanischen 
Flotte  auszukundschaften  und  die  Beol)a£htungen  den  Russen  mit- 
zuteilen. 

2.  Oberall  in  der  Weit  würden  zu  Kriegszeiten  Dinge  wie  die- 
Basis  der  Hauptflotte  und  Schiffsbewegungen  seitens  der  kriegführenden. 
Parteien  als  niilitar»che  Geheimnisse  behandelt.  Schon  wenn  derartige- 

Dinge,  die  gewöhnlichen  Menschen  unbekannt  blieben,  durch  bloßen 
Zufall  zur  Kenntnis  von  Neutralen  kämen,  so  hätten  letztere  die  mo- 
ralische Verpflichtung,  dieselben  nicht  an  die  Öffentlichkeit  zu  bringen  ; 
um  wieviel  mehr,  wenn  sie  ausdrücklich  darauf  ausgingen,  derartige 
Dinge  ausfindig  zu  machen.  Wenn  das  zur  Verhandlung  stehende 
kleine  Schiff  von  ungefähr  100  i  onnen  RaumgehaU  Wind  und  Wellen  ge- 
trotzt und  tagelang  in  den  koreanischen  Küstengewässern  rek{)gnos/iert 
habe,  so  sei  dies  lediglich  in  der  Absicht  geschehen,  den  Verbleib 
der  japanischen  Flotte  ausfindig  zu  machen;  und  es  sei  eine  leere 
Ausrede,  wenn  Bannier  behaupte,  er  habe  Ober  die  japanische  und 
russische  Flotte  in  gleicher  Weise  Erkundigungen  einziehen  und  Zeitungs- 
meldungen machen  wollen,  da  sich  tatsächlich  zu  jener  Zeit  kein  einziges 
russisches  Kriegsschiff  in  den  östlichen  Gewässern  hatie  blicken  lassen. 
Als  diese  Angaben  nicht  durchgeschlagen  hätten,  da  habe  er  auf  die 
Fragen  des  untersuchenden  Richters  geantwortet, '  „nach  dem,  was  er 
nunmehr  erfahren  habe,  könne  es  wohi  so  sein  etc.",  und  „er  glaube,, 
daß  es  so  sei."  Da  nun  diese  Aussagen  mit  den  wahren  Tatsachen 
übereinstimmten,  so  sei  es  durchaus  nicht  rechtswidrig,  die  Aussagen 
als  Beweismaterial  zu  verblenden. 

3.  Was  die  Aussagen,  betreffend  die  Seeversicherung  und  einen 
beabsichtigten  Verkauf  des  Danjpfers  Milmge,  so  seien  sie  als  Heweis- 
material  dafür,  daß  das  Schiff  kdisjihcti  tür  die  Zwecke  der  Zeitungs- 
bcrichterstattung  tätig  gewesen  sei,  ohne  Frage  ganz  ungenügend.  Man 
habe  sich  in  diesem  Punkte  an  die  Zeugenaussagen  zu  halten. 

Die  Aussage  des  Kapitäns  des  Schiffes,  wie  sie  sich  im  Protokoll 
der  vierten  Vernehmung  finde,  laute,  „er  habe  sich  über  Blocks 
Verhalten  keine  Gedanken  gemacht,  aber  nachdem  er  an  Qerichtsstelle^ 
bei  dem  Verhöre,  die  näheren  Umstände  erfahren  und  die  Sachlage 
recht  l)etrachte,  erscheine  es  ihm  glaubhaft,  daß  die  „Daily  News'^ 
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ein  Organ  der  russischen  Regierung  sei,  daß  die  „Industrie"  zwecks 
Verkaufs  habe  nach  Wladiwostok  gebracht  ^xerden  sollen,  und  daß, 
falls  sie  auf  der  Fahrt  dorthin  aufgehrncht  werden  sollte,  von  der  russi- 
schen Regierurii^  SöOOO  'laels  c[-ezahlt  werden  sollten";  ferner,  Block 
habe  ihm  urspriinjjjüch  allerdings  Order  gegeben,  mit  der  .  Industrie" 
als  Zcitutigskorrespcjnden/boot  nach  Japan  zu  gehen,  es  Könne  jedoch 
möglich  sein,  daß  die  Absicht  bestanden  habe,  nach  Wladiwostok  zu 
gehen,  falls  das  Schiff  nicht  etwa  aufgebracht  werden  soütc;  iMock 
habe,  um  einer  etvcaigen  Aufbringung  vorzubeugen,  die  Schiffspapiere 
im  voraus  danach  angefertigt  gehabt". 

\Va>  den  Zeugen  Bannier  angehe,  so  sei  er,  ausweislich  des 
Protokolls  der  vierten  Vernehmung,  darüber  befragt  worden,  ob  Block 
mit  dem  General  Dessin  o  in  Shanghai  einen  Vertrag  abgeschlossen 
habe,  wonach  die  „Industrie"  für  135  000  Taels  verkauft  worden  sei 
und  der  Kaufpreis  nach  Ankunft  des  Schiffes  in  Wladiwostok  habe 
bezahlt  werden  sollen,  und  ob  diesem  Vertrag,  im  Hinblick  darauf,  daS 
das  Schiff  möglicherweise  von  der  japanischen  Flotte  aufgebracht  werden 
könnte,  die  Klausel  beigefügt  worden  sei,  daB  im  Falle  einer  derartigen 
Aufbringung  von  der  russischen  Regierung  an  Block  85000  Taels 
gezahlt  werden  sollten.  Auf  diese  Frage  habe  er  geantwortet, 

da  er  mit  diesen  Dingen  direkt  nichts  zu  tun  gehabt  habe^ 
so  könne  er  zwar  positiv  nichts  versichern,  er  glaube  in- 
dessen, daß  dies  der  viahrc  Sachverhalt  sei.  Vor  der  Ab- 
reise von  Shanghai  habe  Block  ihm  bezüglich  des  Reise- 
ziels der  „Industrie"  den  Befehl  gegeben,  nach  Wladivtostok 
zu  fahren  und  ausdrücklich  gesagt,  sie  müsse  nach  diesem 
Hafen  gehen.  Obwohl  er,  Bannier,  dem  Kapitän  nichts 
davon  gesagt  habe,  daß  die  Fahrt  nach  Wladiwostok  gehen 
solle,  seien  bei  der  Abfahrt  von  Shanghai  die  Seekarten 
der  Cjewäsi.er  bei  Wladiwostok  an  Bord  gebracht,  worden,, 
woraus  sowohl  er  als  auch  der  Kapitän  geschlossen  hätten, 
daß  sie  nach  Wladiwostok  fahren  sollten ;  er  nehme  an,  daß  die 
Seekarten  auf  Befehl  des  Block  an  Bord  gebracht  worden 
seien. 

Prüfe  man  diese  .Aussagen,  so  müsse  man  zu  der  Übcr/eiigung  kommen, 
daß  das  zuv  Verhandlung  stehende  Schiff  von  der  russi.schcn  Regierung 
angekauft  gewesen  sei  und  daß  überdies  zwischen  dem  Reeder  Block 
und  dem  Zeitungsredakteur  Mac  Dermid  und  Genossen  ein  ge- 
heimes Abkommen  bestanden  habe,  wonach  sie,  unter  dem  Deckmantel 
der  Preßberichterstattung,  militärische  Geheimnisse  der  jai>anischen  Flotte 
ausspionieren  und  dieselben  nach  Möglichkeit  telegraphtsch  weitergehen 
lassen  wollten.  Das  auf  den  angeführten  Gründen  beruhende  Urteil 
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der  ersten  Instanz,  das  auf  Einziehung  des  Dampfers  laute,  sei  daher 
rechtlich  zutreffend  und  die  Berufung  sei  somit  zu  verwerfen. 
Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
Der  Reklamant  behauptet,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff  an  den  Herausgeber  der  „Chefoo  Daily  News",  Mac  Dormid, 
als  Preßnachrichtenboot  verchartert  worden  sei.  Dieser  Behauptung 
stehen  jedoch  die  Tatsachen  entgegen,  daß  das  Schiff  in  der  Korea- 
Straße  gekreuzt  und  in  der  Nahe  der  (~hin-Hai-Bay  die  japanische 
Flotte  beobachtet  hai;  daß  der  Rcodcr  vorgab,  das  Schiff  solle  nach 
Moji  fahren,  vor  der  Abreise  jedoch  anordnete,  daß  es  nach  Wladi- 
wostok gehen  solle,  und  zu  diesem  Behufe  die  für  die  Reise  dort- 
hin nolucndigcn  Seckaitcij  an  Bord  bringen  licU  und  schließlich,  daß  die 
„Chefoo  Daily  Neu-s"  gewohnheitsmäßig  die  Sache  Rußlands  vertritt 
und  gegen  Japan  gerichtete  Artikel  veröffentlicht 

Zudem  hat  der  Korrespondent  Bannier  in  der  ersten  Instanz 
auf  die  Frage,  ob  Block  mit  dem  General  Dessino  in  Shanghai 
einen  Vertrag  des  Inhalts  abgeschlossen  habe,  daß  die  „Industrie"  für 
135000  Taels  verkauft  und  der  Kaufpreis  nach  Überführung  des  Schiffes 
nach  Wladiwostok  gezahlt  \xerden  solle,  und  ob  dem  Kaufvertrag  im 
Hinblick  darauf,  daß  das  Schiff  möglicherweise  von  der  japanischen 
Flotte  aufgebracht  werden  könnte,  die  Klausel  beigefügt  gewesen  sei, 
daß  im  Falle  einer  derartigen  Aufbringung  von  der  russischen  Re- 
gierung an  Block  8t()0()  Tacls  gc/ahit  werden  sollten,  geantwortet, 
da  er  selbst  direkt  mil  diesen  Dingen  nichts  zu  tun  habe,  :-.o  könne 
er  nicht  positiv  angeben,  daß  dies  der  wahre  Sachverhalt  sei,  er  glaube 
indessen,  daß  es  der  wahre  Sachverhalt  ^ci.  Als  er  weiter  zur  Sicher- 
heit befragt  wurde,  ob  er  glaube,  daß  es  Tatsache  sei,  daß  die  russische 
Kegierung  an  Block  85000  Taels  ausgezahlt  habe,  und  daB  die  „Daily 
News"  ein  Organ  der  russischen  Regierung  sei,  oder  ob  er  glaube,  daB 
«s  nicht  so  sei,  hat  er  geantwortet,  er  glaube,  daß  es  Tatsache  sei,  und 
hat  weiterhin  gesagt,  nachdem  er  soeben  erfahren  habe,  daß  die  russische 
Regierung  an  Block  85000  Taels  gezahlt  habe  und  daß  die  „Daily 
News"  eine  Zeitung  sei,  die  von  der  russischen  Regierung  Subvention 
erhalte,  glaube  er,  daß  seine  Meldungen  an  die  russischen  Konsulate 
in  Tschifu  ode;;  Shanghai  vt  eitergegeben  und  von  diesen  Konsuln  an 
die  russische  Regicruni;  berichtet  worden  seien  usw.  Daher  nehme  er 
^n,  daß  die  von  ihm  gemelditen  Dinge  für  die  russische  Regierung  im 
allgemeinen  von  Vorteil  gewesen  seien. 

Hält  man  alles  dies  mit  den  damit  im  aügenieinen  iirduvu  überein- 
stimmenden Aussagen  des  Schilbkapitans  /usaniinen,  so  muß  man  zu 
der  Überzeugung  gelangen,  daß  das  zur  V'erhandhing  stehende  Schiff 
an  die  russische  Regierung  \erkauft  war,  und  daß  es  z>xecks  Uber- 
gabe nach  Wladiwostok  fuhr,  untcrvcegs  jedoch  unter  dem  Deckmantel 
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der  Zeitungsberichterstattung  versuchte,  für  die  feindliche  Regierung 
militärische  Geheimnisse  der  Kaiscrhchcn  Flotte  zu  erforschen. 

I)ei  Reklamant  hat  zwar  behauptet,  daß  es  rechisvi;  idrig  sei,  die 
in  der  ersten  Instanz  gemachten  Aussagen  des  Bannier  und  des 
Schiffskapitäns  als  Material  für  die  Pest>tcllunL;  des  Tatbestandes  heran- 
zu/ielicii,  da  dici>c  Aussagen  den  Bctrcllcnden  lediglich  durch  die  irre- 
leitenden Fragen  des  mit  dem  Falle  beauftragten  Rats  entlockt  worden 
seien.  Da  jedoch  das  Verhör  des  beauftragten  Rats  den  Erfolg  ge- 
habt hat,  daß  die  Zeugen  die  Wahrheit  ausgesagt  haben,  so  ist  es 
durchaus  ordnungsgemäft,  derartige  Aussagen  als  Material  für  die  Fest- 
stellung des  Tatbestandes  zu  verwenden. 

Der  Reklamant  hat  schließlich  zum.  Beweise,  daß  das  zur  Ver- 
handlung stehende  Schiff  ein  Zeitungsnachrichtenboot  sei,  eine  See- 
versicherungspolice, einen  Chartervertrag  und  seine  Korrespondenz  mit 

Mac  Dermid  vorgelegt.  Keine  dieser  Urkunden  ist  jedoch  geeig- 
netes Material,  um  die  obige  Feststellung  des  Tatbestandes  hinfällig 
zu  machen. 

Vielmehr  steht  nach  den  obii^^en  Ausführun^'en  fest,  daß  das  zur 
Verhandlung^  stehende  Schiff  darauf  aus  war,  japanische  Kriegsgeheim- 
nisse zu  ertor>c  heu, -)  und  daß  e>  überdies,  da  es  im  Dienste  des  feind- 
lichen Staate  stand,  ein  fcindhches  l  ahr7eug  ist.  ^) 

Infolgedessen  i;>t  die  Fntscheidung  erster  Instanz,  die  auf  tin- 
ziehung  des  Dampfers  lautet,  zu  Recht  gefällt. 

Was  die  ü brisen  vom  Reklamanten  vorgebrachten  Punkte  anlangt, 
so  erscheint  es  nicht  notw  eiidii,',  besonders  auf  sie  einzugehen. 
Es  wird  daher,  wie  folL^t,  entschieden : 

•  Die  Berufung  wird  abgewiesen. 
Am  30.  November  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Otto  Walaas,  wohnhaft  zu  Hitterö,  Flekkefjord, 
Norwegen. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Akiyama  Qenzo,  wohnhaft 

zu  Tokio,  Kvobashiku,  Unemecho  Nr.  15. 

In  der  Prisensachc,  betreffend  den  norwegischen  Dampfer  „Henry 
J^ol'-koNx",  wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung,  wie  folgt,  ent- 
schieden : 

VV~§§  40,  47.  -     V.  §  6,1. 
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Urteilsformel: 
Es  wird  auf  Wegnahme  des  norwegischen  Dampfers  „Henry 
Bolckow"  erkannt. 

Tatbestand  und  Gründe: 

Der  Heimatshafen  des  Dampfers  „Henry  Bol'jkovi"  ist  Tönsberg 
in  Norviegen.  I  r  ist  l  in  Handelsschiff,  welches  berechtigt  ist,  vom 
29.  Oktober  1904  ab  auf  6  Monate  die  norvtegische  Hagge  zu  führen. 
Der  Reklamant  hat  als  Kapitän  des  genannten  Schiffes  am  17.  März 
1005  el\xa  18  19U  Sack  amerikanisches  Mehl  von  dem  Befrachter,  der 
hirma  Melchers  &  Co.  in  Shanghai,  China,  erhalten  und  verladen,, 
um  diescllx-n  nach  dem  Hafen  Koisakoff  auf  der  Insel  Sachalin,  Ruß- 
land, zu  befördern.  Um  den  Be^tinjmungsort  zu  verheimlichen,  gab 
der  Dampfer  dem  Zollamt  in  Shanghai  Hongkong  als  Reiseziel  an  und 
erhielt  einen  entsprechenden  Ausklarierungsschein.  Ferner  ließ  er  von 
dem  norwegischen  Konsul  in  Shanghai  die  Musterrolle  mit  einem  Aus* 
klarierungsvermerk  nach  Hongkong  versehen.  Nachdem  der  Dampfer 
von  der  Firma  Melchers  6t  Co.  den  Auftrag  erhalten  hatte,  die 
Ladung  baldigst  zu  befördern  und  den  Fahrweg  östlich  von  Japan 
7u  nehmen,  brach  er  am  18.  März  etwa  1  Uhr  nachmittags  von  Shang- 
hai auf  und  schlug,  ohne  Hongkong  anzulaufen,  eine  südöstliche  Fahrt- 
richtung ein.  Nachdem  der  Dampfer  nördlich  an  den  Ükinoerabu-Inscln 
vorbeigefahren  >x'ar,  passierte  er  z\xischen  den  Ronafidcn-lnseln  und 
den  Rockwife-Felsen  durch,  setzte  dann  die  Fahrt  in  nordöstlicher 
Richtung  fort  und  gelangte  Anfang  April  d.  J.  in  die  Nähe  von  Hok- 
kaido.  Nach  wiederholten  Versuehen,  die  Boussole-Straße,  nordöst- 
lich von  der  Insel  Ftorup,  zu  pausieren,  ^ah  sich  der  Dampfer  durch 
das  Treibeis  genötigt,  nach  Süden  zu  wenden,  um  durch  die  Etorup« 
Straße  zu' fahren.  Auf  dieser  Fahrt  wurde  er  am  7.  April,  nachmittags 
um  2  Uhr  auf  45  •>  10'  n.  B.  und  149«  29'  ö.  L.  von  dem  Kaiser- 
lichen Kriegsschiff  „Kumano  Maru"  gesichtet  und  aufgebracht,  weil 
er  Lebensmittel,  die  fflr  den  Kriegsbedarf  des  Feindes  bestimmt  waren» 
an  Bord  fQhre.  Zwar  besaß  das  Schiff  zur  Zeit  der  Aufbringung  un- 
vollständige Abschriften  der  Konnossemente,  doch  fehlten  ihm  der  Aus- 
klarierungsschein, das  Manifest  us^.  vollständig.  Außerdem  ist  der 
Dampfer,  als  er  sich  Japan  näherte,  den  gesetzlichen  Bestimmungen 
entgegen  wiederholt  ohne  Lichter  i^a-fahren. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  den  Bericht  des  Ober- 
leutnants zur  See  Toriyania  Sadayoshi,  Vertreters  des  Komman- 
danten des  Kaiserlichen  Kriegsschiffs  „Kumano  Maru",  durch  die  Ver- 
nehniungsprotokolie  des  Kapitäns  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Dampfo^  Otto  Walaas,  des  ersten  Offiziers  E.  Amundsen,  des 
ersten  Maschinisten  S.  L  e  e ,  des  Obermatrosen  ChiunChengSang, 
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der  Steaerer  Cheng  Hyong  Yuen  und  Cheong  Shu  Lok,  der 
Matrosen  Ah  Sang  und  Ah  Chiun  sowie  des  vorgenannten  Tori- 
yama  Sadayoshi,  durch  ein  Antworttelegramm  des  Ministers  der 
Auswärtigen  Angelegenheiten,  durch  das  Schiffsjournal,  das  Schiffs- 
zertifikat, das  Flaggenattest,  durch  die  von  der  Firma  Melchers&Co. 
an  den  Kapitän  gerichteten  Briefe  und  die  ihnen  beiliegenden  Tele- 
giramme,  durch  die  Musterrolle  us\x'. 

Die  Hauptpunkte  der  Reklamation  sliui  folgende: 
Der  Reklamant  habe  als  Kapitän  des  ihm  gehörigen  Dampfers 
am  17.  März  dieses  Jahres  von  der  I  irina  Me  Ichers  8:  Co.  in  Shaiiq'- 
hai  den  Auftrai^  crhaltL-ii,  IS  l'M)  Sack  ainerikanisches  Mehl  /u  laden  und 
nach  Korsakütf  aui  der  Insel  Sachalin  /ii  befördern.  Der  Dampfer 
sei  unterwegs  am  7.  April  desselben  Jahres  in  der  Nähe  der  htorup- 
Straße  von  einem  Kaiserlich  Japanischen  Knegsschitt  aulgebracht.  Die 
Ladung  hätte  aber  die  Firma  Melchers  &  Co.  im  Auftrag  der  Firma 
Det  Ostasiatislce  Compani  in  Kopenhagen  eingekauft  und  nach 
Korsakoff  auf  Sachalin  geschickt,  um  der  dortigen  hungerte<denden  Be- 
völkerung Unterstützung  zu  gewähren.  Die  Ladung  sei  nicht  für  Kriegs- 
zwecke bestimmt  gewesen  und  das  Schiff  habe  sich  also  nicht  der  Be- 
förderung von  Kriegskonterbande  schuldig  gemacht.  Daß  unter  den 
Schiffspapieren  in  der  Musterrolle  zufällig  Hongkong  als  Bestimmimgs- 
ort  angegeben  sei,  liege  daran,  daß  der  Kapitän  der  Mannschaft  das 
Reiseziel  habe  verheimlichen  >xollen.  Daß  dies  aber  nicht  in  der  Ab- 
sicht, der  .Aufbringung  zu  entgehen,  geschehen  sei,  wäre  schon  daraus 
zu  ersehen,  daß  in  den  Konnossementen  Korsakoff  als  Bestimmungs- 
hafen angegeben  sei.  Aus  diesen  Oriinden  müsse  das  Schiff  sofort 
freigelassen  uerden,  da  e^  keinerlei  i  Imdlungen  begangen  habe,  die 
seine  Aufbringung  rechtfertigen  könnten. 

Das  üericht  ist  der  folgenden  Ansicht: 

Obwohl  der  Reklamant  behauptet,  daß  die  Ladung  des  genannten 
Dampfers,  nämlich  amerikanisches  Mehl,  nach  Korsakoff  befördert 
werden  sollte,  um  der  dortigen  hungerleidenden  Bevölkerung  zu  helfen, 
so  weiß  er  selber  doch  nicht,  welche  Bevölkerung  der  Hungersnot  aus- 
gesetzt ist  und  in  welchem.  Grade.  Zwar  steht  in  dem  Briefe  der 
Firma  Melchers  &  Co.  an  den  Kapitän,  daß  die  genannte  Ladung 
nur  der  hungernden  Bevölkerung  des  Hafens  Korsakoff  auf  Sachalin 
zu  liefern  sei  und  nicht  nach  einem  Hafen  außerhalb  Sachalins  be- 
fördert \xerden  dürfe  imd  daß  der  Konsul  die  Richtigkeit  dieser  Tat- 
sachen bescheinigen  werde.  Diese  Bescheinigung  ist  aber  tatsächlich 
uniiu'it^Hch,  da  der  Konsul  ^chon  in  die  Musterrolle  eirigelragen  hat, 
<la(i  der  Bc>tiin[nuiiL;-<()rt  (.le>  Schiffes  1  loiu^koni^^  >ei.  Die  in  dem  er- 
mähnten Briete  voikunmienUcii  Worte  ..die  hungernde  Be\ ölkeruiifr" 
sind  nur  nnt  der  Absicht  der  Bemäntelung  unterstrichen,  um  dadurch 
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der  Aufbringung  zu  entgehen,  und  man  kann  nicht  annehmen,  daß  die 
dort  geschriebene  Angabe  tatsächlich  gemeint  ge\xe<;en  ist.  Auch  ist 
nicht  der  gerin i^stc  Beweis  erbracht,  w  vr  der  f  r;ichtcmplänger  ist.  ob- 
>xühl  hierfür  getiügend  Zeit  vorhanden  war.  Der  Fuiil^t,  daß  die  La- 
dung der  hungernden  Bevölkerung  geliefert  werden  sollte,  Ist  keini»- 
vcegs  glaubhaft  gemacht  worden.  Dagegen  ist  der  Hafen  von  Korsakoff 
ein  wichtiger  Verteidigungsptatz  in  dem  südlichen  Teile  von  Sachalin. 
Seit  dem  Ausbruch  des  japanisch-russischen  Krieges  hat  Rußland  nicht 
nur  die  dortige  Besatzung  verstärkt,  sondern  auch  das  System  frei- 
williger Soldaten  eingeführt  und  solche  angeworben.  Außerdem  hat 
der  Generalgouvcrneur  von  Ostaskn  erst  am  31.  März  1904  russlsrhcr 
Zeitrechnung  die  An>3cerbung  von  Freiwilligen  dadurch  befördert,  daß 
er  eine  besondere  Verordnung  erließ,  >xonnch  jedem  Verbannten,  v?nn 
er  als  Freiwilliger  eintrat,  die  Strafe  gemildert  wird.  Die  Folt:;:^  davon 
war,  daß  sich  die  Stärke  des  Militärs  dort  neuerdings  plöi/^lich  ver- 
mehrt hat.  Überdiei.  hat  di^-  s'  hon  in  der  Friedenszeit  an  und  für  sich 
^^enig  /ahlreiche  Zivilbevölkerung  nach  dem  Ausbruch  des  Krieges 
noch  bedeutend  abgenommen,  da  ein  Teil  derselben  au^  I  urcht  vor 
einem  Angriff  der  japanischen  Armee  sich  nach  anderen  Plätzen  zurück- 
gezogen hat  und  ein  anderer  Teil  als  Freiwillige  angeworben  wurde. 

Folgende  Handlungen  des  Schiffes  sind  lediglich  als  Mittel  an- 
zusehen, um  der  Aufbringung  durch  die  Marine  zu  entgehen:  erstens» 
daß  das  Schiff,  obwohl  es  schon  zur  Zeit  der  Abfahrt  von  Shanghai 
nach  dem  Hafen  von  Korsakoff  bestimmt  war,  doch  sich  durch  falsche 
Angaben  von  dem  dortigen  Zollamt  einen  Ausklarlcrungsschein  nach 
Hongkong  ausstellen  und  auch  von  seinem  Konsul  durch  eine  gleiche 
Anzeige  den  falschen  Bestimmungsort  in  die  Musterrolle  eintra,k,ren  ließ; 
zweitens,  daß  der  Kapitän,  obwohl  die  Ladung  möglich>t  .schnell  befördert 
werden  sollte,  doch  nicht  den  kürzesten  Weg  nahm,  sondern  weit  über 
den  Stillen  Ozean  durch  die  Boussole-  oder  htorup-Slraße  passieren 
wollte  und  trotz  des  Fisgangs  diese  schwierige  Fahrt  mit  aller  Kraft 
fortzusetzen  ver^suchte;  drittens,  daü  das  Schiff,  nachdem  es  sich  dem 
japanischen  Lande  genähert  hatte,  gegen  die  bestehenden  Bestimmungen 
ab  und  zu  ohne  Lichter  fuhr  und  anderes  mehr.  Oberlegt  man  nun, 
weshalb  wohl  alle  diese  betrügerischen  Mittel  angewandt  wurden,  so 
ist  es  klar,  daß  die  Ladung  des  Schiffes  nicht  im  gewöhnlichen  Handels- 
verkehr, wie  es  zum  Beispiel  die  Lieferung  für  eine  der  Hungersnot 
ausgesetzte  Bevölkerung  sein  würde,  sondern  lediglich  für  den  Kriegs- 
bedarf des  feindlichen  Landes  befördert  wurde.  Die  Ladung  muß  also 
selbstverständlich  als  Krieq^skonterbande  betrachtet  werden. ')  Die  Tat- 
sache, daß  das  Schiff  selbst,  wie  erw.ihnt,  durch  falsche  Angaben  einen 
Ausklarierungsschein  erhielt  und  einen  falschen  Bestimmungsort  in  die 

>}  n.  Ziffer  2. 
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Musterrolle  eintragen  lieft,  daft  es  ferner  absichtlich  den  weiteren  Fahrweg 
nahm  und  gegen  die  bestehenden  Bestimmungen  ohne  Lichter  fuhr,, 
sowie  endlich,  daB  es  den  Ausklarierungsschein  und  das  Ladungs- 
verzeichnis nicht  aufbewahrt  hat,  ist  der  Beweis  dafür,  daß  der  Re- 
klamant unter  Anviendiint(  betrügerischer  Mittel  zur  Vermeidung  der 
Aufbringung  Kriegskonterbande  befördert  hat.  Sc  hiffe,  die  solche  H:md* 
Inneren  begangen  haben,  sind  nach  völkerrechtlicher  Theorie  und  I^raxis 
einzuziehen.  ^) 

Dr».  aus  diesen  Gründen  das  Schiff  zu  koniis/ieren  ist,  so  braucht 
auf  die  anderen  Ausführungen  des  Reklamanten  nicht  weiter  eingegangen 
zu  werden. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  28.  Juni  1905  im  Prisengericht  zu  Yokosuka  Im 
Beisein  des  Staatsanwalts  beim  Prisengericht  zu  Yokosuka,  Kobayashi 
K  unio. 

(Untersci>rilten.) 


ReklamMit:  Otto  Walaas,  wohnhaft  zu  Hittero,  Flekkefjord, 
Norwegen. 

Prozeßvertreter :  Rechtsan\x alt  AkiyamaOenzo,  wohnhaft 

zu  Tokio,  Kyobashiku,  Unemecho  Nr.  In. 

Am  28.  Juni  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Yokosuka  in  der  Prisen- 
sache, betreffend  den  norwegischen  Dampfer  ,, Henry  Bolckow",  welcher 
am  7.  April  auf  4=i»  10'  nördlirher  Breite  und  149»  29'  ö<?tlicher 

Länge  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Kuniano  Maru"  aufgebracht 
worden  ist,  ein  Urteil  gefällt,  in  welchem  auf  W'tgn.ahmc  des  nor- 
wegischen Dampfers  „Henry  Bolckou  "  ciitschicdcn  worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Reklamant,  Otto  Walaas,  durch 
den  Rechtsanwalt  Akiyama  Qenzo  als  ProzeBvertreter  die  Berufung 
eingelegt,  welche  im  Beisein  des  Staatsanwalts  Ishiwatari  Binichi 
beim  Oberprisengericht  geprüft  worden  ist 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation,. 
Akiyama  Qenzo,  sind  folgende: 

Die  h"ntsc!ieidung  des  Prisengerichts  zu  Yokosuka  auf  Wegnahme 
des  Dampfer^  „Henry  Bolckow"  sei  unzutreffend.  Es  werde  Aufhebung 
derselben  und  Erlaß  einer  f'ntscheiciimij;^  auf  Freigabe  des  genannten 
Dampfers  beantragt,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

«)  V.  I  44. 
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1.  Fs  sei  nnch  Nachrichten  glaubu  üixliirer  europäischer  Zcitun.q:cii 
bekannt,  daß  intolgc  unzureichender  Versorgung  mit  Fischen  auf  Saclialin 
eine  große  Hungersnot  ausgebrochen  sei  und,  da  es  auch  vollständig 
an  Mehl  fehle,  viele  Todesfälle  durch  Verhungern  vorgekommen  seien. 
Der  Reklamant,  «-elcher  die  Ladung  amerikanischen  Mehls  des  zur  Ver- 
handlung stehenden  Dampfers  zur  Abhilfe  gegen  die  dort  herrschende 
Hungersnot  nach  dem  Hafen  Korsakoff  auf  Sachalin  befördert  habe, 
habe  freilich  nicht  gevc  ußt,  welcher  Teil  der.  Bevölkerung  Hungersnot 
leide  und  in  welchem  Umfange.  .\ber  der  Transport  sei  nicht  unter* 
nommen  geviesen,  um  den  russischen  Truppen  zu  helfen.  Demnach 
erkenne  das  Völkerrecht  die  Handlung  des  Reklamanten  als  eine  die- 
Freiheiten  des  neiitraien  Handels  Q^cnieRende,  rechtmäRitr,:'  Handcls- 
transaktirm  an,  in  der  kcinenfalls  ein  Kriegskonterbandetransport  erblickt 
werden  kötme. 

Das  Gericht  erster  Instanz  habe  indes  seine  Ansicht,  die  Ladung 
des  zur  VerhandliiniT  stehenden  Dampfers  sei  Kriegskonterbande  und 
der  Reklamant  habe  dies  bei  der  Verladung  gewußt,  mit  der  Ausführung 
begründet,  daß 

der  Hafen  von  Korsakoit  ein  wichtiger  Verteidigunj^splatz 
im  südlichen  Teil  von  Sachalin  sei,  an  welchem  viele  Bc- 
salzuns^struppen  und  freiwillige  Truppen  angeliautt  seien. 
Die  i^ewöhnlichc  Bevölkerung  habe  sich  in  großer  Zahl 
zurückt^e/<)t,fen  und  sei  nach  anderen  Orten  umgesiedelt. 

Selbst  einmal  angenommen,  diese  Auslührung  eiilapreche  der  Wahrheit, 
so  könne  das  doch  auf  die  Entscheidung  darüber,  ob  die  Handlung 
des  Reklamanten  recht  oder  unrecht  sei,  keinerlei  Einfluß  haben.  Denn 
da  Korsakoff  kein  Kriegshafen  sei,  so  sei  die  Übernahme  eines  Güter- 
transporls  nach  dort  seitens  des  Reklamanten  eine  durchaus  berechtigte 
Handlung,  und  man  könne  nicht  annehmen  vollen,  daß  er  seine 
anfänglich  friedliche  Absicht  mit  Bezug  auf  die  Ladung  plötzlich  nach 
den  Verteidigungsverhältnissen  des  Bestimmungsortes  dahin  geändert 
habe,  einen  Kriegskonterbandetransport  zu  unternehmen. 

Was  ferner  die  Frage,  wer  der  Empfänger  sei,  angehe,  so  würde 
der  Reklamant  die  Ankunft  in  dem  genannten  Hafen  telegraphiert  haben 
und  hätte  sodann  sofort  eine  Mitteilung  des  Absenders  hierüber  erhalten 
müssen,  hs  liege  absolut  kein  Grund  vor,  weshalb  der  Reklamant  vor 
seiner  ATikurift  über  den  lanpfänger  unterrichtet  sein  müsse,  und  da 
es  vielmehr  durchaus  natürlich  sei,  daß  er  darüber  nicht  unterrichtet 
sei,  so  müsisc  man  sagen,  daß  der  Vurw  uri"  des  (  ierichts  erster  Instanz 
deswecren,  daß  der  Reklamant  betreffs  des  Enjpfäni^ers  keinen  Bcx^eis 
erbracht  habe,  sich  getjen  etwa^  l  nniögliches  richte. 

2,  Das  Gericht  erster  Instanz  sage, 
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die  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  sei  nicht 
im  gewöhnlichen  Handelsverkehr,  wie  es  die  Lieferung  für 
eine  der  Hungersnot  ausgesetzte  Bevölkcnini::  sein  würde, 
sondern  für  den  Kriegsgebrauch  des  Feindes  befördert 

worden. 

Als  Grundlage  für  diese  Annahme  führe  es  an,  daß  das  Schiff 
in  der  Musterrolle  einen  t^efälschten  Bestininuingsort  angebe, 
dali  es  nicht  die  richtige  kürzere  F^uute  gefahren  sei,  sondern 
einen  gefährlichen  Um\x'eg  durch  den  Stillen  Üzcaa  ge- 
nonimen  habe,  und  daß  es,  gegen  die  bestehenden  Bestim- 
mungen, zeitw  eise  ohne  Lichter  gefahren  sei.  Alles  dies  sei  ge- 
schehen, um  der  Aufbringung  durch  die  japanische  Marine 
zu  entgehen  und  müsse  als  Anwendung  betrfigerischer  Mit- 
tel  zum  Transport  von  Konterbande  betrachtet  werden. 
Keine  dieser  Handlungen  könne  indes  völkerrechtlich  als  betrügerische 
Handlung,  um  die  Kaptoren  zu  täuschen,  angesehen  werden.  Dafi  das 
zur  Verhandlung  stehende  Schiff  bei  der  Abfahrt  von  Shanghai  Hong- 
kong als  Bestimmungsort  angemeldet  und  in  die  Musterrolle  dasselbe 
eingetragen  habe,  sei  geschehen,  um  zu  verhüten,  daß  die  Mannschaft 
sich  vteigere,  in  die  nördlichen  .Meere  zu  fahren,  bis  sei  nur  eine  falsche 
AruTieldung  gegenüber  der  betretteruleti  Behörde,  und  sei  nicht  in  der 
Absicht  geschehen,  der  Aufbringung  durcli  die  japanische  Marine  zu 
entgehen.  Das  gehe  daraus  klar  hervor,  daß  das  vcichtigste  der  Schiffs- 
papicre,  das  Konnossement,  deutlich  Korsakott  als  Bestimmungshafen 
bezeichne. 

Was  sodann  die  Walil  des  Kurses,  betreffe,  so  könne  in  ihr  ein 
betrügerisches  .Mittel,  um  die  Kaptoren  zu  täuschen,  nicht  gesehen 
werden.  Was  man  cigentHch  als  betrügerische  Mittel,  um  der  Aufbringung 
zu  entgehen,  bezeichne,  seien  Maßnahmen,  mittels  derer  bei  Entdeckung 
des  Konterbandetransports  der  Kaptor  getauscht  werden  könne.  Wenn 
>das  Schiff  nicht  den  richtigen  Kurs,  sondern  einen  Umweg  genommen 
habe,  so  sei  der  Plan  lediglich  der  gewesen,  den  Kaptoren  nicht  zu 
begegnen,  um  der  Belästigung  durch  die  Visitierung  und  Durchsuchung 
zu  entgehen.  Der  Plan,  durch  Täuschung  der  Aufbringung  zu  ent- 
gehen, habe  dagegen  nicht  vorgelegen. 

Wenn  femer  auch  auf  der  Fahrt  in  den  Gewässern,  in  welchen; 

der  Schiffsverkehr  nicht  sehr  lebhaft  sei,  die  Bordlaternen  nachts  zeit- 
weilig ausgelöscht  ge>xescn  seien,  so  sei  das  aus  Sparsamkeit  geschehen. 
Die  Führung  von  Lichtern  bez\xccke  vor  allem  die  Vermeidung  von 
Zusammenstößen.  In  Meeren,  wo  der  Schiffsverkehr  so  außerordentlich 
gering  sei,  daß  diese  Befürchtung  nicht  vorliege  und  daß  ein  zeit- 
weiliges Löschen  der  Lichter  der  Fahrt  keinen  Schaden  tun  köntie. 
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betrachteten  die  Schiffahrtkreise  ditN  fast  als  einen  Brauch.  Daher 
sei  es  unzutreffend,  hierin  eine  Handlung  zu  erbhcken,  durch  welche 
die  Kaptoren  hätten  i^ctäuscht  werden  sollen. 

Wenn  das  Schiff  feiner  keinen  Ausklarierungsschein  gehabt  liabe.. 
so  sei  der  (irund  dei,  daß,  vcie  das  Zollamt  in  Shanghai  besrheiniLi^e, 
dort  die  Bestiiniriung  herrsc  lie,  solche  nicht  auszui^eben.  Dali  schließlich 
ein  Ladungsverzeichnis  nicht  an  Bord  Norhanden  i^ewesen  sei.  sei  der 
fast  allgemeine  Zustand,  der  sich  nicht  nur  auf  dies  Schill  ocschranke. 
Wenn  daher  auch  ein  Ausklarierungsschein  und  ehi  Ladungsverzeichnis 
nicht  vorhanden  seien,  so  könne  daraufhin  noch  nicht  angenommen 
werden,  daß  dies  ein  betrügerisches  Mittel  zur  Vermeidung  der  Auf- 
bringung sei. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanwalts  beim  Prisen- 
gericht zu  Yokosuka,  K  o  b  a  y  a  s  h  1  Y  o  s  h  i  o ,  sind  folgende : 

In  den  von  dem  Reklamanten  und  Kapitän  des  zur  Verhandlung" 

stehenden  Schiffes  eingerichteten  Konnossementen  und  dem  Schreiben 
des  Absenders  an  den  Kapitän  sei  überall  Korsakoff  als  l^estimmiingsort 
bezeichnet  worden.  Im  besonderen  stehe  in  dem  Brief,  daß  die  1  adung 
an  keine  kriet^führenden  Parteien  geliefert  werden  und  auch  nach  keinem 
außerhalb  Sachalins  gelej^erun  Hafen  geschafft  werden  solle,  sondern 
vielmehr  für  die  hungerkidende  Bevölkerung  von  Korsakoff  auf  der 
genannten  Insel  bestimmt  sei.  Die  Worte  „die  hungerleidende  Be- 
völkerung" seien  besonders  unterstrichen.  Der  Vertreter  der  Reklamation 
behaupte,  daß  das,  was  dort  geschrieben  sei,  die  reine  Wahrheit  sei. 
Das  Urteil  erster  Instant  habe  die  Worte,  da6  Sachalin  der  Be- 
stimmungsort sei,  geglaubt,  die  Worte  dagegen,  dafi  die  Ladung  der 
hungerieidenden  Bevölkerung  geliefert  werden  solle,  als  betrügerisch 
angesehen  und  angenommen,  daß  sie  für  die  Truppen  auf  der  genannten 
Insel  bestimmt  sei.  Er,  der  Staatsanwalt,  sei  indes  überzeugt,  daß  alles, 
was  dort  geschrieben  sei,  unwahr,  und  daß  der  wahre  Bolimmungsort 
Wladiwostok  sei,  und  daß  die  genannte  Ladung  an  die  Ltappeninten- 
dantur  habe  geliefert  werden  sollen. 

Der  Vertreter  der  Reklamation  behaupte, 

es  sei  nach  Narhriehten  t;laubwürdif^tT  europäischer  Zei- 
tungen bfkannt,  daß  es  iti  Sachaliti  Nollständiir  an  Weizen- 
mehl fehle,  so  daß  viele  Todesfälle  durch  Verhungern  vor- 
gekommen seien. 

In  was  fflr  Zeitungen  dies  gestanden  habe,  sei  indes  nicht  dargetan 
worden. 

Wenn  die  Behauptungen  über  die  Hungersnot  wahr  und  die  Be- 
stimmung der  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  Sachalin 
sei,  so  fehle  es  an  jeder  Auslegung  dafür,  aus  welchen  Befürchtungen 
das  Schiff,  anstatt  sicher  den  kürzesten  Weg  durch  die  Tsushima- 
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Straße  und  das  japanische  Meer  zu  fahren,  von  Shanghai  gleich  in 
sGdöstlictier  Richtung  nördlich  von  Okinawa  in  den  Stillen  Ozean 
hinaussteuerte  und,  trotz  der  Gefahr  des  Treibeises,  diesen  gefährli'-hcn 
Um>xeg  wählte  und  dur-^h  die  Boussole-  oder  Etorup-Straßc  fuhr.  D.r 
Vertreter  der  Reklamation  behaupte  freilich,  dies  sei  geschehen,  um 
der  Belästigung  durch  die  Visiticruiig  und  Durchsuchung  zu  entgehen. 
Wenn  aber  bei  einem  rechtmäßigen  Vorgehen  der  vorgeschriebene  Pro- 
zeß sich  vollziehe,  bedeute  das  nichts  Nxcitcr,  als  daß,  vccnn  die  ver- 
schiedenen L^dungspapiere  vollständig  und  womöglich  noch  Be- 
scheinungen  zuständiger  Behörden  vorhanden  seien,  und  das  Schiff 
offen  den  richtigen  Kurs  fahre,  dem  Offizier  bei  der  Visitierung  die 
wahren  Tatsachen  darzulegen  seien.  Wenn  man  dies  als  eine  Be- 
lästigung bezeichne,  so  möge  das  seine  Berechtigung  hat)en,  man  könne 
aber  Icaum  davon  sprechen,  vcenn  man  die  Schwierigkeiten  der  viel 
weiteren  und  gefahrvollen  Schleichfahrt  daneben  stelle. 

Die  Tatsache,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  vorsätz- 
lich diesen  gefahrvollen  Im  weg  gewählt  habe,  mache  es  klar,  daß  die 
Angaben  des  Konnossements  und  des  Briefs  an  den  Kapitän  in  allem 
unwahr  seien,  und  daß  der  wahre  Bestimmungsort  ein  Hafen  außer- 
halb Sachalins  gewesen  sei. 

Außerdem  sei  bekannt,  daß  zur  Zeit,  als  das  zur  Verhandlung 
stehende  Schiff  aufgebracht  worden  sei,  der  Schleichtransport  von 
Kricgsbedarfsartikcin  zu  Schiff  nach  Wladiwostok  in  grolk-ni  Umfange 
betrieben  worden  sei,  und  daß  diese  Schiffe  inuner  cuien  Kurs  von  dem 
chinesischen  Meer  in  einem  Bogen  durch  den  Stillen  0%an  genommen 
hätten  und  durch  die  Soyastraße  gefahren  seien,  beziehungsweise  zu 
fahren  versucht  hätten.  Der  von  dem  zur  Verhandlung  stehenden  Schiff 
genommene  Kurs  sei  der  bei  Schleichtransport  von  Kriegsvorrat  nach 
Wladiwostok  üblich  gewesene.  Dahfer  sei  es  offenbar,  daB  auch  die 
Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  nach  Wladiwostok 
bestimmt  und  russischer  Kriegsbedarf  gewesen  sei. 

Da  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  bei  diesem  Transport 
von  russischem  Kriegsbedarf  nach  Wladivcostok  in  dem  Konnossement 
usw.  einen  gefälsf-hlen  Bestimmungsort  eingetragen  gehabt  habe,  so 
sei  die  Entscheidung  auf  Einziehung  zutreliend  und  die  Berufung 
unh>egründet. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  uic  folgt,  begründet; 

Der  Reklamant  behauptet,  die  Ladung  amerikanischen  Mehls  des 
zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  habe  für  die  hungerleidende  Be^ 
völkerung  nach  dem  Hafen  Korsakoff  befördert  werden,  nicht  aber 
an  russische  Truppen  geliefert  werden  sollen.  Das  Schiff  hat  dl>er  bei 
der  Abfahrt  von  Shanghai  den  falschen  Bestimmungsort  Hongkong  an- 
gegeben und  von  der  Zollbehörde  die  Abfahrtserlaubnis  erhalten.  Ob- 
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wohl  auch  in  der  Musterrolle  Hongkong  als  Bestimmungsort  verzeichnet 
war,  ist  das  Schiff  dort  nicht  angelaufen.  Obwohl  ferner  behauptet  wird, 
daß  der  Bestimmungsort  Korsakoff,  also  nicht  ein  Kriegshafen,  und 

daß  der  Zweck  der  ge>x'esen  sei,  gegen  die  Hungersnot  Abhilfe  zu 
schaffen,  hat  das  Schiff  nicht  versucht,  mit  dem  gewöhnlichen  und 

sicheren  Kurs  direkt  und  offen  dorthin  zu  fahren,  sondern  mit  einem 
Umweg  durch  den  Stillen  Ozean  die  Boussole-SfraRe,  und  nls  es  dort 
in  Treibeis  i^aTiet,  die  rtoiup-Straßc  zu  pas<,iLTc*ii.  Besonders  hat  es 
auch  entLit.'.L;cn  den  besteht nden  Bc'>tiiiimungen  zeitweise  die  Lichter 
g!;el()scht  und  hat  ciiu*n  Au^klarieruns[>s(  lirin  und  ein  Ladim^sverzeichnis 
nicht  an  lk>rd  gehabt.  Hieraus  und  nach  den  Aussagen  der  Mann- 
schaft des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  zu  urteilen,  hat  die 
Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  nicht  nach  Korsakoff 
befördert  werden  sollen,  um  der  hungerleidenden  Bevölkerung  geliefert 
zu  werden.  Vielmehr  muß  angenommen  werden,  daß  die  Ladung  zum 
Kriegsgebrauch  nach  V/ladiwostok,  dem  wichtigsten  Kriegshafen  und 
der  Hauptetappenbasis  Rußlands,  hat  befördert  werden  sollen.  Das  heißt 
also,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  einen  Konterbande- 
transport  beabsichtigt  «j^ih  ibt  hat.  Das  Völkerrecht  erkennt  aber  an, 
daß  solche  Schiffe,  deren  Rcisizwrek  der  Transport  von  Konterbande 
ist,  eincfe/oq^en  \xerden  können.-")  Das  Oberprisengericht  ist  der  An- 
sicht, daß  dies  dvn  Verhältnissen  gerecht  wird.  Dits  iini>c)nudir.  als 
die  ganze  l.adiint;  des  Sthilts  Konterbande  ist  und  dasselbe  bti  jhrem 
Transport,  u  ic  oben  ausgeführt,  sich  betrügerist  lu  r  Wittel  iK-dicnt  hat. 

Da  nach  dem  oben  Angetührtrn  dii-  Ik-riifuntj^  iinbL'<;riindet  ist, 
so  erübrigt  es  sich,  auf  die  einzelnen  Bcrutungspunkte  noch  be>v>ndcrs 
einzugehen. 

Es  wird  daher,  v<ie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  30.  November  1905  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


In  der  Prisensachc,  betreffend  die  Ladung  des  norwegischen 
Dampfers  „Henry  Bolckow",  wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung, 
wie  folgt,  entschieden : 

3)  Anders  die  japanische  Seeprisenordnung,  §§  4<3,  44  (V)  und  das  ihr  zu  ürunüc 
liegende  Maiiiial  of  Naval  Prize  Law,  Art.  SS^iSb. 
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Urteilsformel: 
t:>  wird  auf  Wegnahme  der  auf  den   riorw  cL;ischen  Dampfer 
„Henry  Bolckow"  verladenen  18190  Sack  amerikanischen  Mehls  er- 
kannt. 

Tatbestand  und  Grfinde: 

Der  Heimatshafen  des  Dampfers  „Henry  Bolckow"  ist  Tönsberg 
in  Nor>xegen,  Er  ist  ein  Handelsschiff,  welches  berechtigt  ist,  vom 
29.  Oktober  1904  ab  auf  6  Monate  die  norjcegischc  Flagge  zu  fuhren. 
Der  Reklamant  hat  als  Kapitän  des  genannten  Schiffes  am  17.  März 
lf)OT  etwa  18  100  Sack  amerikanisrhts  Mehl  von  der  Firma  Mc  lrher«; 
V<  Co  in  Shanghai,  China,  erhalten,  um  dieselben  nach  dem  Hafen 
Kors^ikotr  auf  der  Insel  Sachahn,  Kußland,  zu  befördern.  Um  den  Be- 
stimmungsort 7u  verheimlichen,  ii^ab  der  Dampfer  dem  Zollamt  in  Shang- 
hai Hongkong  als  Reiseziel  an  und  erhielt  einen  entsprechenden  Aus- 
klarierungsschein. Ferner  ließ  er  von  dem  noruegisehcn  Konsul  in 
Shanghai  die  Musterrolle  mit  einem  Ausklarierungsvermerk  nach  Hong- 
kong versehen.  Nachdem  der  Dampfer  von  der  Firma  Me Ichers 
8e  Co.  den  Auftrag  erhalten  hatte,  die  Ladung  baldigst  zu  befördern  und 
den  Fahrweg  östlich  von  Japan  zu  nehmen,  brach  er  am  18.  März 
etwa  1  Uhr  nachmittags  von  Shanghai  auf  und  schlug,  ohne  Hongkong 
anzulaufen,  eine  südöstliche  Fahrrichtung  ein  Nachdem  der  Dampfer 
nördlich  an  den  Okinoerabu-Inseln  vorbeigefahren  \xar,  passierte  er 
zwischen  den  Bonafiden-Inseln  und  den  Rockwife-Felsen  durch,  setzte 
dann  die  Fahrt  in  nordöstlicher  Richtung  fort  und  gelangte  Anfang 
April  d.  J.  in  die  Höhe  von  Hokkaido.  Nach  wiederholten  Versuchen, 
die  l^oussole-Straße  nordöstlich  von  der  Insel  htorup  zu  passieren, 
sah  sich  dci  Dampfer  durch  das  Treibeis  i^a-nötigt,  nach  Süden  zu  wendt-n, 
um  durch  die  Etorup-Strafie  zu  fahren.  Auf  dieser  Fahrt  uurde  er  am 
7.  April,  nachmittags  um  2  Uhr,  auf  45«  10'  n.  Br.  und  149^'  29'  ö.  L. 
von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Kumano  Maru"  gesichtet  und  auf- 
gebracht. Der  Dampfer  ist,  als  er  sich  Japan  näherte,  den  gesetzlichen 
Bestimmungen  entgegen  wiederholt  ohne  Lichter  gefahren. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  den  Bericht  des  Ober- 
leutnants zurSeeToriyamaSadayoshi,  Vertreters  des  K<»nman- 
danten  des  Kaiserlichen  Kriegsschiffs  „Kumano  Maru",  durch  die  Ver- 
nehm ungsprotokoile  des  Kapitäns  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Dampfers,  Otto  Valaas,  des  ersten  Offiziers  F.  Amundsen,  des 
ersten  Maschinisten  S.  I ,  e  e  ,  des  Obermatrosen  Chiun  ChengSang, 
der  Stencrer  C  h  e  n  g  Ii  y  o  n  g  Y  u  e  n  und  Cheong  Shu  Lok,  der 
Matrosen  Ah  Sang  und  Ah  Chiun  sowie  des  vorgenannten  1  ori- 
yama  Sadayoshi,  durcli  ein  Antworttelegiamm  des  iMinisters  der 
Auswärtigen  Angelegenheiten,  durch  das  Schillsjournal,   das  Schiffs- 
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Zertifikat,  das  Maggenattest,  durch  die  von  der  Firma  Melchers&Co. 
an  den  Kapitän  cferichteten  Briefe  und  die  ihnen  beiliegenden  Tele- 
gramme, durch  da-  .\\ Listerrolle  usw. 

Das  Gericht  \>\.  der  foli^ctiidcn  Ansicht: 

Nach  dem  Vernehmungsprutokoil  des  Kapitäns  zu  urteilen,  i>i 
die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung,  nämlich  amerikanisches  iWchl, 
für  die  hungerleidende  Bevölkerung  nach  Korsakoff  zu  befördern  ge- 
wesen.  Aber  der  Kapitän  weiß  selber  nicht»  welche  Bevölkerung 
Hungersnot  leidet  und  in  welchem  Grade.  Auch  sagt  er,  er  wisse  nicht 
wer  der  Empfänger  ist.  Zwar  steht  in  einem  Brief  der  Firma  M  e  1  c  h  e  r  s 
&  Co.  an  den  Kapitän,  da6  die  genannte  Ladung  nur  der  hungernden 
Bevölkerung  des  tiafens  Korsakoff  auf  Sachalin  zu  liefern  sei  und  nicht 
nach  einem  Hafen  außerhalb  Sachalins  befördert  werden  dürfe  und 
daß  der  Konsul  die  Richtigkeit  dieser  Tatsachen  bescheinigen  werde. 
Diese  Bescheinigung  ist  aber  tatsächlich  unmöglich,  da  der  Konsul  s.chon 
in  die  Musterrolle  eini^fetrairen  hat,  daß  der  Bestimmungsort  des  Schiffes 
Hongkong  sei.    Die  in  dem  er\x ahnten  Briefe  vorkommenden  Worte 
„die  hum^ernde  Bevölkerung"  sind  nur  mit  der  Absicht  der  Bemäntelung 
unterstrichen,  um  dadurch  der  Aufbringimg  '/u  entij^ehen,  und  man 
kann  nicht  aimehmen,   daß  die  dort  geschriebene  Angabe  lalsäcliiich 
gemeint  gewesen  ist.   Auch  ist  über  den  Punkt,  daß  die  Ladung  der 
hungernden  Bevölkerung  geliefert  werden  sollte,  irgend  ein  glaub- 
würdiger Beweis  nicht  erbracht  worden.  Dagegen  ist  der  Hafen  von 
Korsakoff  ein  wichtiger  Verteidigungsplatz  in  dem  südlichen  Teile  von 
Sachalin.  Seit  dem  Ausbruch  des  russisch-japanischen  Krieges  hat  Ru6* 
land  nicht  nur  die  dortige  Besatzung  verstärkt,  sondern  auch  das  System 
freivcilüger  Soldaten  eingeführt  und  solche  ange\xorhen.  Außerdem 
hat  der  Oeneralgouverneur  von  Ostasien  erst  am  31.  März  1904  russischer 
Zettrechnimg  die  Anvcerbung  von  Freixxiiligen  dadurch  befördert,  daß 
er  eine  besondere  Verordnung  erließ,  wonaci»  jedem  V^erbannten,  wenn 
er  als  hrei>xilliger  eintritt,  die  Strafe  gemildert  \xird.   Die  folge  davon 
vcar,  daß  sich  die  Stärke  des  Militärs  dort  neuerdings  plötzlich  vermehrt 
hat.   Überdies  iiat  die  schon  in  der  Friedenszeit  an  und  für  sich  wenig 
zahlreicht  Zivilbevölkerung  nach  dem  Ausbruch  des  Krieges  noch  be- 
deutend abgenommen,  da  ein  Teil  derselben  aus  Furcht  vor  einem  An> 
griff  der  japanischen  Armee  sich  nach  anderen  Plätzen  zurückgezogen 
hat  und  ein  anderer  Teil  als  Freiwilliger  angeworben  wurde. 

Folgende  Handlungen  des  Schiffes  sind  lediglich  als  Mittel  an- 
zusehen, um  der  Aufbringimg  durch  die  japanische  Marine  zu  entgehen: 
hr>len-  d  !pi  das  Schiff,  obwohl  es  schon  zur  Zeit  der  Abfahrt  von 
Shanghai  nach  dem  Hafen  von  Korsakoff  bestimmt  war,  doch  sich  durch 
falsche  Angaben  von  dem  dortigen  Zollamt  einen  .\iisklarierungsschein 
nach  Hongkong  ausstellen  und  auch  von  seinem  Konsul  durch  eine 
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gleiche  Anzeige  den  falschen  Bestimmungsort  in  die  Musterrolle  ein- 
tragen ließ.  Zweitens,  daß  der  Kapitän,  obwohl  die  Ladung  möglichst 
schnell  befördert  werden  sollte,  doch  nicht  den  kürzesten  Weg  nahm, 
sondern  weit  Aber  den  Stillen  Ozean  durch  die  Boussole-  oder  Etorup- 
•Sh-a6e  passieren  wollte  und  trotz  des  Eisgangs  diese  schwierige  Fahrt 
mit  aller  Kraft  fortzuset%n  versuchte.  Drittens,  dafi  das  Schiff,  nach- 
•dera  es  sich  dem  japanischen  Lande  genähert  hatte,  gegen  die  be- 
stehenden Bestimmungen  ab  und  zu  ohne  Lichter  fuhr  und  anderes 
mehr.  Überlegt  man  nun,  weshalb  wohl  alle  diese  betrügerischen  Mittel 
angewandt  wurden,  so  ist  es  klar,  daß  die  l.adun^^  des  Schiffs  nicht 
im  cjevc-öhnliehen  Handelsverkehr,  wie  es  /um  Beispiel  die  Lieferung 
für  eine  der  Hung;ersnot  ausgesetzte  Bevölkerung  sein  würde,  sondern 
lediglich  für  den  Kriegsbedart"  des  feindlichen  Landes  befördert  w  nrde. 
Die  Ladung  muß  also  selbstverständlich  als  Kriegskonterbande  be- 
trachtet werden.  ») 

Daß  aber  Güter,  welche  Kriegskonterbande  sind,  wenn  auch  unter 
neutraler  Hagge  fahrend,  eingezogen  werden  können,  ist  sowohl  von 
•der  Pariser  Seerechtsdeklaration  im  Jahre  1856  ab  auch  von  der  völker- 
rechtlichen Wissenschaft  und  Praxis  anerkannt  worden.*) 

Aus  diesen  Grfinden  bt  die  zur  Verhandlung  stehende  I^dung 
einzuziehen  und  es  wird  wie  in  der  Urteibformel  entschieden. 

Gegeben  am  28  Juni  1905  im  Prisengericht  zu  Yokosuka  nach 
Anhörung  des  Staatsanwalts. 

« 

(Unterschriften.) 


In  der  Prisensache,  betreffend  den  englischen  Dampfer  „Linctuden"« 
wird  nach  Einsichtnahme  des  SchriftsatKs  des  Staatsanwalts  Yama- 
meto,  wie  folgt»  entschieden. 

Urteilsformel: 
Der  Dampfer  ,^includen"  und  seine  gesamte  Ladung  werden  frei- 
gegeben. 

Tatbestand  und  Cjründc: 

Der  Dampfer  ,,f  includen"  steht  im  tigentum  der  Lincludcn- 
Dampfer-Aktiengesellschaft  in  Manchester,  Lngland.  Lr  führt  die  eng- 
lische Hajidelsflagge  und  dient  zum  Gütertransport.  Im  Auftrage  der 
Reederei  heuerte  der  Kapitän  am  11.  Januar  1905  in  Savona  in  Italien 

U.  Ziffer  2.  —  «)  V.  §  43. 
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eine  Mannschaft  an,  um  nach  dem  Schwarzen  Meere  zu  fahren  und 
von  dort  mit  Ladung  nach  Wladiwostok  zu  gehen.  Am  selben  Tag« 
fuhr  er  von  dort  ab  und  langte  am  23.  desselben  Monats  in  Nikolajew 
in  Kußland  an,  wo  er  8  078  273  Pfund  oder  3097  Tons  Oerstc  lud.  Der 
Absender  versah  ihn  mit  KonnosscinL-nttn,  in  denen  als  Empfänger 
„Order  in  Tsini^tau  in  C^hina"  ariLjegeben  war.  Am  28.  d.  M.  fuhr 
er  von  Nikolajiw  ab  und  traf  nach  einer  Fahrt  über  Konätaiitiiiopcl, 
Port  Said  und  Labuan  am  12.  Mai  in  Wusung  in  China  ein.  Dort  er- 
hielt er  von  dem  Reeder  Order  für  Strome  &  Co.  in  Kobe  und  fuhr 
am  folgenden  1age,  dem  13.,  von  dort  nach  Kobe  ab.  Auf  dieser 
Reise  wurde  der  Dampfer  am  16.  d.  M.,  9  Uhr  30  Minuten  vormittags, 
auf  33  0  10 '  n.  Br.  und  127  «  37 '  ö.  L  unter  dem  Verdacht,  Konterbande 
zu  befördern,  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „6ado  Maru"  auf- 
gebracht. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  durch  die  schriftliche  Aussage  des 
Vertreters  des  Kommandanten  der  „Sado  .Maru",  Marincoberleutnants 
Kimura  Toyokino,  die  Vernehmuncrsprotokolle  des  Kapitäns 
C.  H.  I.aing,  des  ersten  Offiziers  T.  D.  Sambrid^e,  das  Schiffs- 
zertifikat, lagebuch,  Privatschiffsjournal  der  „l.inrUuien",  die  Konnosse- 
mente, das  LadunL^sverzeichnis,  die  Auskl arieruiiyspapirre  von  Shanghai, 
die  Telegrainnic  des  Reeder^  an  den  Kapitän,  einen  Brief  der  Firma 
Do d well  &  Co.  an  den  Kapitän  und  ein  Telegramm  der  Firma 
Strome  &  Co.  in  Yokohama  an  das  Prisen gerichi' 

Die  Hauptpunkte  der  Ansieht  des  Staatsanwalts  sind  folgende: 
der  Dampfer  Gerste  geladen  gehabt  habe  und  anfangs  mit 
der  Bestimmung  nach  Wladiwostok  abgefahren  gewesen  sei,  so  sei  es 
nicht  zu  umgehen  gewesen,  daß  er  unter  dem  Verdacht,  Kriegskonter- 
bande zu  transportieren,  aufgebracht  worden  sei. 

Durch  die  Untersuchungen  im  Prisengericht  sei  es  indes  offenbar 
geworden,  daß  der  Dampfer  auf  der  Reise  den  Bestimmungsort  ge- 
wechselt habe  und  auf  der  Fahrt  nach  Kobe  begriffen  gewesen  sei.  Da 
er  demnach  keinen  Kriegskonterbandetransport  betrieben  habe,  so  sei 
er  sogleich  freizugeben. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansieht: 

Nach  dem  zviischen  dem  Kapitän  und  der  Mannschaft  ab- 
treschlossencn  Henervertrag  war  der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer 
bestimmt,  Gerste  nach  Wladiwostok,  einem  Stützpunkt  der  feindlichen 
Marine,  zu  schaffen.  Sein  anfänglicher  Zweck  war  also  offenbar  der 
Transport  von  Konterbande. 

Da  es  nun  für  Schiffe,  welche  zu  Konterbandetransport  benutzt 
werden,  gebräuchlich  ist,  einen  falschen  Bestimmungsort  in  den  Schiffs* 
papieren  anzugeben,  um  der  Aufbringung  zu  entgehen,  so  genfigtefi 
-die  Angaben  des  Privatschiffsjournals,,  der  Ausklarierungspapiere  voi» 
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Shanghai  und  der  Telegramme  und  Briefe  an  den  Kapitän  nicht,  obwohl 
sie  Kobe  deutlich  als  Bestimmungsort  bezeichneten,  um  zu  der  Ent* 
Scheidung  zu  kommen,  daR  da>  anfängliche  Ziel  geändert  worden  sei. 
Daher  war  die  Beschlagnahme  seitens  der  „Sado  jMaru"  gerechtfertigt. 

Aber  nach  der  Untersuchung  im  unterzeichneten  Prisengericht 
i<^t  unzweifelhaft  L^cvcorden,  daß  der  zur  Verhandlung  stehende 
Damptcr  wähnnd  der  Reise  seinen  Plan,  nach  Wladivcnstok  /u  gehen, 
endgültig  aufgegeben  hatte  und  nach  Kobe  zu  fahren  und  icine  Ladung 
dort  an  die  Firma  Strome  &  Co.  abzuliefern  bestimmt  war. 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  und  seine  gesamte  Ladung 
sind  demnach,  ungeachtet  der  Rechtmäßigkeit  der  Beschlagnahme,  frei- 
zugeben. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 
Am  21.  Mai  1905  im  Prisengericht  zu  Sasebo. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  .N\ottet  Cie.,  Saiijon,  vertreten  durch  den 
französischen  Staatsaiu^ehr»ri<,fen  M  a  r  c  M  o  1 1  e  t ,  ebendaseihst. 

Prozeß  Vertreter ;  Rechtsan\x  alt  M  a  g  a  k  i  J  o  c  h  o ,  Tokio,  Shi- 
baku  Akefunecho  Nr.  17. 

In  der  Prisensache,  betreffend  den  französischen  Dampfer  „Quang 
Nam"  wird,  wie  folgt,  entschieden : 

Urteilsformel: 
Die  Reklamation  wird  abgewiesen. 
Der  Dampfer  „Quang  Nam"  wird  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründer 
Der  zur  Ver^h  uidlung  stehende  Dampfer  „Quang  Nam"  steht  im 
Eigentum  der  in  I-*aris  errichteten  Gesellschaft  für  chinesische  Küsten- 
schiffahrt. Als  sein  Liegeplatz  vcar  Saigon  in  Cochinchina  bestunmt, 
er  führt  die  französische  Haggc  und  dient  zum  Gütertransport.  Im 
April  1905  lud  er  in  Saigon  800  Kisten  Spirituosen;  arn  23.  d.  Mts, 
lichtete  er  Anker  und  ijekin.L^te  am  nächsten  lafT^e,  dem  24.,  nach  der 
Kamranh-burht,  und  überliefcrlc  seine  Ladung  an  das  zurzeit  in  dieser 
Bucht  ankernde  russische  zweite  pazifische  Geschwader.  Am  26.  d.  Mts. 
fuhr  er  von  dort  ab  und  gelangte  über  Hongkong  nach  Shanghai.  Dort 
lud  er  130  Tons  Cardiffkohle  in  seine  Bunker,  ohne  sonst  Ladung 
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zu  nehmen,  und  fuhr  am  12.  d.  Mts.  von  dort  wieder  ab,  wobei  O" 
angab,  nach  Manila  zu  gehen.  Er  wählte  die  Route  zwischen  For- 
mosa  und  den  Pescadores,  fuhr  in  die  Hattan-StraBe*)  ein  und  wurde 
am  16.  d.  Mts.  nördlich  von  Toreajima  von. dem  Kaiserlichen  Kriegs- 
schiff „Bingo  Maru",  weil  er  für  den  Feind  Spiondienste  leiste,  auf- 
gebracht. 

Diese  Tatsachen  Vierden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Kommandanten  des  Kaiserlichen  Kriegsschiffs  „Bingo  Maru",  Kapitäns 
zur  See  Arigavta  Taihaku,  das  Protokoll  des  Kapitänleutnants 
Yasuniura  Kaiich  i,  das  Outarhten  des  Marinein <^emeurs  Tsu- 
bouchi  Minoru  üIkt  ck^ii  Zustand  der  Maschine  der  ,.Q)uang  Nam", 
die  Verni'hinungsprotokoUe  des  Kapitäns  der  ,,Quang  Nam",  Paul 
Bouissun,  des  Vizrkapitäns  Philippe  Antoine  Paoli,  des 
Oniziers  Ernesto  Cliarlotti,  des  ersten  Maschinisten  Antoine 
Castaldi,  des  zweiten  Maschinisten  Charles  Emile  Pierre 
Amiss  und  des  dritten  Maschinisten  Leopold  Blaz}  ,  durch  das 
Schiffszertifikat,  das  Tagebuch  und  das  Maschinenjoumal. 

Die  Hauptpunkte  der  Ausfuhrungen  des  Vertreters  der  Rekla- 
mation sind  folgende: 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „Quang  Nam"  stehe 
im  Figentum  der  in  Paris  errichteten  Gesellschaft  für  chinesische  Küsten- 
schiffahrt und  verkehre  zviischen  Saigon,  den  Philippinen.  Manila,  llo-Ilo 
und  Cebu.  Der  Reklamant  habe  mit  jener  Ocscllschaft  einen  Charter- 
vertrag abgeschlossen  und  das  Schiff  /iitn  (jütL-rlransport  hcniit/t.  Im 
April  1905  habe  er  in  SaiL^on  Kisten  mit  Spirituosen  L^eladen,  sei  nach 
der  Kamranh-Buciit  gefahren  und  habe  dort  seine  Laduni^f  abgeliefert. 
Auf  der  Reise  über  Hongkong  und  Shanghai  nach  Manila  habe  der 
Dampfer  Maschinenschaden  erlitten.  Als  er,  um  entweder  zwecks  Re- 
paraturen die  Hilfe  eines  anderen  Schiffes  zu  erhalten,  od«*  um  einen 
Hafen  anzulaufen,  in  die  Pescadores-Straße  eingefahren  sei,  sei  er  am 
16.  Mai  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Bingo  Maru"  beschlag'- 
nahmt  worden. 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  sei  ein  neutrales  Fahrzeug, 
und  auch  der  Reklamant  und  Charterer  sei  von  neutraler  Nationalität. 
In  Shanghai  habe  der  Dampfer  130  Tons  Steinkohlen  geladen  und  weder 
Konterbandepersonen,  noch  Konterbandedokumente,  noch  Konterbande- 
güter an  Bord  genommen.  Da  der  Kapitän  nicht  gewuSt  habe,  daß  für 
die  Gegend  bei  den  Pescadores  eine  Secvertcidigungsvorordnung  er- 
lassen sei,  so  könne  dies  nicht  als  Grundlage  für  die  Beschlagnahme 
angenommen  werden. 

Nach  seinem  Schriftsatz  nehme  der  Staatsanwalt  an,  daß 

»)  Offenbar  am  12.  Mai. 
Der  japanische  Name  für  die  Roveratrafie. 
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das  zur  •  Verhandlung  stehende  Schiff  von  der  russischen 
Regierung  gechartert  sei  und,  um  dem  h'etnd  zu  nützen, 
die  Verteidigung  Japans  und  die  Bewegungen  seines  Ge- 
schwaders ausijekundschaftct  habe. 
Der  Kapitän  und  dir  ihm  unterstehenden  üttiziere  hätten  vordem  immer 
nur  auf  Handelsschiffen  gedient  und  alle  anderen  an  Bord  helindlichcn 
Personen  seien  Leute,  welche  nur  die  Schiffsarbeit  verrichteten.  Daß 
sie  alle  nicht  imstande  seien,  miütärische  Kundschafterdienste  zu  leisten, 
sei  auch  für  einen  Menschen  mit  gewöhnlichem  Verstand  klar. 

Freilich  stimmten,  wenn  man  die  Akten  durchsehe,  die  Aussagen 
des  Kapitäns,  des  Vizekapitäns  und  der  Maschinisten  in  den  Haupt- 
punkten nicht  fiberein.  Aus  einem  von  dem  Kapitän  an  den  in  Na- 
gasaki ansässigen  französischen  Konsul  gesandten  Bericht  könne  man 
indes  ersehen,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  S'.  hiff  auf  der  Reise 
von  Shanghai  nach  Manila  Maschinenschaden  erlitten  habe. 

Im  §  37  Ziffer  5  der  japanischen  Seeprisenordnung*)  sei  die  Rede 

von 

„Schiffen,  von  'denen  anzunehmen  ist,  daß  sie  im  Interesse 
de*s  I  eindes  Kundschafterdienstc  leisten  oder  Nachrichten 
übermitteln  oder  sonst  offenbar  tätig  sind,  um  den  Feind 
zu  unterstützen." 

Es  sei  offenbar,  daß  Fälle  gemeint  seien,  in  welchen  die  iätigkeit 
zur  Unterstützung  klar  erwiesen  sei. 

Im  Artikel  23  der  völkerrechtlichen  Bestimmungen  Ober  Seeprisen, 
welche  der  Völkerrechtskongreß  in  Turin  im  Jahre  1862  beschl(»sen 
habe,  werde  gesprochen  von  Schiffen,  welche  am  Kriege  teilnähmen 
oder  solche  Teilnahme  beabsichtigen;  und  es  werde  bestimmt,  daß  bei 
Vorliegen  solcher  Fälle  neutrale  Schiffe  beschlagnahmt  werden  könnten. 

In  einem  Falle  jedoch,  wie  dem  vorliegenden,  wo  es  durchaus 
nicht  klar  erwiesen  sei,  ob  der  Kapitän  mit  der  Absicht,  dem  feindlichen 
Staat  zu  nützen,  gehandelt  habe  oder  nicht,  könnten  derartige  Be- 
stimmungen nicht  Platz  greifen. 

Aus  diesen  Gründen  sei  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  frei- 
zugeben. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanwalt^  sind  folcfendc: 
Der  von  dem  Reklamanten  eins^ercichte  Cliarter\ertrai^  sei  eine 

Privaturkunde,  die  sich  jeiier/eit  turstt  llen  lasse  und  keinen  ülauben 

verdiene.    Demnach  sei  der  Keklainanl  nicht  legitimiert  zur  Erhebung 

der  Reklamation  und  diese  sei  daher  abzuweisen. 

Da  ferner  .mznnehmen  sei,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende 

Schiff  von  der  russischen  Regierung  gechartert  worden  sei  und  dazu 
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gedient  habe,  für  den  Feind  unsere  Verteidigung  und  die  Bewegungen 
unserer  Flotte  auszukundschaften,  so  müsse  es  eingezogen  werden. 
Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Der  Vertreter  'der  Reklamation  behauptet,  daB  der  Reklamant 
Mottet  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  von  der  Gesellschaft 
für  chinesische  Küstenschiffahrt  gechartert  habe,  und  hat  zum  Beweise 

hierfür  einen  zwischen  Mottet  und  dem  Generalvertreter  der  fran- 
zösischen Gesellschaft  für  chinesische  Küstenschiffahrt  in  Saigon  A  s  c  o  I  i 
abgeschlossenen  Chartervertrag  einq^preicht.  Auch  bringt  er  eine  Prozeß- 
vertrctunc:svoIlmacht  hei.  Der  Chartt-rvertrag  ist  indessen  zur  /l  it  der 
AufhrinL,auig  nicht  an  I^ord  der  ,,Q)Liang  Nam"  vorhanden  .(gew  esen  und 
kann.  \\v\\  er  ein  Privatdokuiiu-nt  ist,  das  jederzeit  von  den  /t-ichncrn 
hcryibtcilt  werden  kann,  keinen  Cibuben  beanspruchen.  Was  i'enier 
die  Vollmachl  angeht,  so  wird  behauptet,  daß  bewiesen  werden  könne, 
daß  JVlüttet  den  Inhalt  vor  einem  Notar  erklärt  habe,  da  aber  die 
Wahrheit  dieser  Behauptung  nicht  bewiesen  ist,  so  kann  sie  gleichfalls 
nicht  anerkannt  werden.  Da  auch  sonst  keinerlei  Beweise  für  das  recht- 
liche Interesse«)  des  Reklamanten  in  dieser  Sache  vorliegen,  so  ist  die 
Reklamation  abzuweisen. 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  hat  am  22.  April  IQOS 
in  Saigon  800  Kisten  Spirituosen  geladen  und  ist  ohne  Ladungsverzeichnis 
und  Chartervertrag  nach  der  Kamranh-Bucht  gefahrt  n..  wo  er  die  Ladung^ 
an  das  zvteite  russische  pazifische  Geschwader  L,'^elietert  hat. 

Aus  dem  Vernehmiini^sprotokoll  des  KnpitäiiN,  in  welchem  es  heißt: 
er  gliiube,  daß  die  an  Bord  genommene  Cardittkohle  ans  einem  russi- 
schen Kohlenhit;er  stamme,  er  nehme  an,  dali  das  zur  Ver- 
handlung stehende  Schiff  von   der  russischen   Regierung  gechartert 

uordcn  sei  ergibt  >icli  Klar,  daß  das  Schiff  von  der  russischen 

Regierung  gechartert  worden  ist. 

Daß  das  Schiff,  obwohl  es  angab,  von  Shanghai  nach  Manila 
zu  gehen,  vorsätzlich  die  schwierige  Route  zwischen  Formosa  unci  den 
Pescadbres  wählte  und  unter  Kursänderung  In  die  Hattan-Straße  eindrang, 
ist  offenbar  geschehen,  weil  ihm  die  Aufgabe  oblag,  die  Verteidigungs» 
Verhältnisse  bei  den  genannten  Inseln  und  die  Bewegungen  unserer 
Flotte  auszuspionieren.  Überdies  hat  das  Schiff  in  Saigon  Cardiffkohle 
eingenommen,  \^ eiche  es  bisher  noch  nie  gebraucht  hatte.  Ferner  ist 
es  ohne  jegliche  Ladung  von  der  Kamrnnh-Bucht  über  Hon^^kong  nach 
Shanghai  geganti^en.  Dort  nahm  es  auch  wieder  keine  r.aduntr,  sondern 
130  Tons  (Cardiffkohle  ein,  obwohl  es  noch  reichlich  Kohlen  hatte 
um  narh  Manila  zu  fahren.  Alle  diese  Handlungen  sollten  offenbar 
die  Kundschafterdienste  erleichtern. 

Daß  ein  Schiff,  welches  zum  Nutzen  des  Feindes  Verteidigungs- 
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Verhältnisse  und  Bewegungen  der  Kriegsflotte  auskundschaftet,  auch 
"wenn  es  ein  neutrales  Schiff  ist,  eingezogen  werden  kann,  ist  völker- 
rechtlich allgemein  zugestanden.  Demnach  ist  das  zur  Verhandlung 
stehende  Schiff  einzuziehen.^) 

Es  vird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  28.  Novemb  r  loos  itn  Prisengericht  zu  SaseiK), 
im  Beisein  des  Staatsanwalts  Mizukami  Chojiro. 

(Unterschritten.) 


Reklamantt  Mottet  8e  Cie.,  Saigon,  Cochinchina,  vertreten 
durch  den  französischen  Staatsangehörigen  Marc  Mottet,  eben- 
daselbst 

ProzeBvertretert Rechtsanwalt  Magaki  Jocho,  Tokio,  Shi- 
baku,  Nichinokuba,  Akefunecho  Nr.  17. 

Am  28.  November  1Q05  hat  das  Frist- ni^r Glicht  zu  Sasebo  in  der 
Prisensache,  betreffend  den  französischen  Dampfer  „Quang^  Nam", 
welcher  am  16.  Mai  1905  auf  der  Reede  von  Bako  nördUch  von  'l  orca- 
jima  von  dem  Kaiserlichen  Kriegss(  liift  ,.Bingo  iMaru"  aiifsfcbracht 
vtorden  ist,  ein  Urteil  gelallt,  in  \xeiclicrn  auf  Abweisung  der  Rekla- 
mation und  Einziehung  des  Dampfers  „Quang  Nam"  erkannt  worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  Marc  Mottet  in  Vertirtiint;  de?.  Rekia- 
niatittjn,  der  Firma  Mottet  &  Cie.,  duicli  dtn  Rechtsanwalt  Magaki 
Joe  ho  als  Prozeßvertreter  die  Berufung  eingelegt;  welche  im  Ober- 
prisengericht  im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku  und 
Dr.  jur.  Ishiwiatari  Binichi  geprüft  worden  ist. 

Die  Hauptberufungspunkte  des  Vertreters  der  Reklamation  Ma- 
gaki Jocho  und  deren  Gründe  sind  folgende: 

1.  Wenn  man  die  Grunde  des  Urteils  erster  Instanz  ansehe,  so 
heiBe  es  dort: 

Der  Vertreter  der  Reklamation  behaupte,  daß  der  Reklamant 

Mottet  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  von  der  Ge- 
sellschaft für  chinesische  Küstenschiffahrt  gechartert  habe, 
und  habe  zum  Beweise  hierfür  einen  zwischen  Mottet  und 
dem  Generalvertreter  der  französischen  Gesellschaft  für 
chinesische  Küstenschiffahrt  in  Saigon,  Ascoli,  ab- 
geschlossenen Chartervertrag  eingereicht.  Auch  bringe  er 
eine  Pm/eßvertretungsx  ollmarht  bei.  Der  Chartervertrag  sei 
indessen  zur  Zeil  der  .Aufbringung  rnchi  an  Bord  der  „Quang 
Nam"  vorhanden  gewesen  und  könne,  weil  er  ein  Privat- 

»)  V."§  47. 
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dokument  sei,  das  jederzeit  von  den  Zeichnern  hcrq;e*^te!!t 
werden  könne,  keinen  (ilauben  beanspruchen.  Was  ferner  <'"• 
Vollmacht  aii;^u'he,  bü  werde  behauptet,  daß  be>)tiesen  werücii 
könne,  daß  AWj  1 1  e  t  den  Inhalt  vor  einem  Notar  erklärt 
habe;  da  aber  die  Wahrheit  dieser  Behauptung  nicht  be- 
wiesen sei.  so  könne  sie  gleichfalls  nicht  anerkannt  Verden. 
Da  auch  sonst  keinerlei  Beweise  für  das  rechtliche  Interesse 
des  Reklamanten  in  dieser  Sache  vorliege,  so  sei  die  Rekla- 
mation abzuweisen. 
Damit  werde  der  zwischen  dem  Reklamanten  und  der  Gesellschaft  für 
chinesische  Küstenschiffahrt  abgeschlossene  c:hartcrvcrtrag  lediglich  mit 
der  Beipründung,  daß  er  zur  Zeit  der  Beschlagnahme  nicht  an  Bord  vor- 
handen und  ein  privates  Dokument  sei,  welches  auch  später  hergestellt 
sein  könne,  für  nnerht  erklärt.    Demzufolj^e  sei  angenommen  worden, 
der  Reklamant  habe  keinerlei  rechtliches  interrsM-  an  dieser  Sache.  Dies, 
sei  eine  unzureichende  Lintscheidung,  weiciie  den  §  lö  der  Friseng^rirht>- 
ordnunt;  ')  außer  acht  lasse,  und  der  Reklamant  könne  sich  dabei  nicht 
bescheiden, 

2.  Es  möge  vcohl  die  Frage  entstehen,  weshalb  die  liigentümer 
des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs,  die  Gesellschaft  för  chinesische 
Küstenschiffahrt,  nicht  den  RekiamationsprozeB  führe  und  weshalb  viel- 
mehr  der  Charterer,  der  weit  geringeres  Interesse  habe,  die  Reklamation 
erhebe.  Dies  sei  indessen  nicht  schwer  zu  verstehen,  wenn  man  den  Inhalt 
des  zwischen  dem  Reklamanten  und  der  genannten  Gesellschaft  ab- 
geschlossenen Chartervertrages  ansehe.  Nach  Artikel  15  des  Vertrages 
liege  je  nac  h  den  Umständen  im  Falle  von  Seeschaden  oder  Aufbringung^ 
des  Dampfers  „Quang  Nam"  die  Verantwortung  dem  Reeder  gegenüber 
dem  Chnrterer  ob.  Wenn  ferner  der  Charterer  am  Tatre  des  Ablaufs 
des  Chartervertrags  das  Schiff  nicht  abliefere,  so  t^elie  das  Schiff  unter 
den  Beteiligten  als  verloren.  Dann  sei  no'  h  eine  weitere  Frist  von 
15  Tagen  zu  gewähren,  nach  deren  Ablniif  der  Charterer  den  Figentünicrn 
des  Schiffes  den  Preis  desselben  mit  21  UUU  Pfund  Sterling  bezahlen  solle. 
Nach  Artikel  14  desselben  Vertrags  habe  der  Charterer  für  diesen  Preis 
ein  ents|>rechendes  Pfand  zu  leisten.  Da  dies  Geld  tatsächlich  bei  einer 
Bank  in  Saigon  hinterlegt  sei,  so  habe  die  Reederei  keine  Veranlassung^ 
bezuglich  der  „Quang  Nam"  irgendwie  in  Sorge  zu  sein.  Daß  ferner 
die  Ausübung  des  Klagerechts  bezüglich  des  Schiffes  dem  Charterer  als 
Pflicht  obliege,  gehe  aus  dem  Ende  des  Artikels  15  des  Vertrages  hervor. 
Sobald  die  Oesellschaft  für  chinesische  Küstenschiffahrt  Mitteilung  er- 
halten habe,  daß  die  zur  Verhandlung  stehende  „Quang  Nam"  von 
einem  japanischen  Kriegsschiff  aufgebracht  worden  sei,  habe  sie  den 
Reklamanten  sofort  in  Klage  genommen  und  auf  Qrund  des  Charter- 
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Vertrags  beim  Landgericht  in  Saigon  einen  Prozefi  auf  Herausgabe  des 
hinterlegten  Geldes  angestrengt.  In  den  Zeitungen  Saigons  sei  zu  lesen, 
dafi  dieser  Prozeß  noch  bei  jenem  Gericht  anhängt  sd»  Auch  dadurch 
könne  der  Reklamant  beweisen,  daß  er  der  Charterer  sei,  und  es  genüge, 
um  sein  rechtliches  Interesse  zu  ersehen. 

3.  Die  Vertretungsvotlmacht  für  die  vorliegende  Reklamation  sei 
von  einem  Notar  ausgestellt  und  von  einem  Richter  cU  s  Landgerichts 
in  Saigon  beglaubigt.  Sie  sei  von  dem  Reklamanten,  \xTlcher  die  „Quang 
Nam"  von  den  Eigentümern  der  Gesellschaft  für  chinesische  Küsten- 
schiffalirt  gechartert  habe,  d.  h.  'also  in  der  Eigenschaft  eines  Charterers, 
erteilt  worden. 

Der  Reklamant  habe  in  Saigon  ein  große«;  Spirituosen-  and  I^ebens- 
mittelgeschäft  und  sei  der  Eigentümer  des  großen  Hotel  de  l'Univcrs 
und  ein  bekannter  und  reicher  Mann.  Nach  der  Stellung  des  Rekla- 
manten sei  es  daher  ausgeschlossen,  daß  derselbe  sich  riner  betrüir^- 
rischen  Handlung  schuldig  machen  sollen,  durch  vxelche  auf  üruiul 
»einer  falschen  Angaben  der  Notar,  ein  Beamter  mit  öffentlichem  Glauben, 
getäuscht  worden  sei  und  unwahre  Tatsachen  in  ein  notarielles  Dokument 
über  Rechte  und  Pflichten  des  Reklamanten  aufgenommen  habe,  xirelchem 
dann  das  Gericht  seine  Beglaubigung  erteilt  habe. 

Wenn  man  dies  vom  gesetzlichen  Stiindpunkt  beleuchte,  so  ergebe 
eine  Betrachtung  der  Artikel  des  französischen  Strafirechts,  betreffend 
Fälschung  öffentlicher  und  notarieller  Dokumente,  daß  dieses  Vorgehen 
zustande  kommt,  wenn  Jemand  einem  öffentlichen  Beamten  gegenüber 
betrügerische  Angaben  macht,  auf  Grund  deren  ein  öffentliches  Doku- 
ment aufgesetzt  werde.  Hierfür  gebe  es  Entschetdungsbeispiele  des 
französischen  Kassationshofes  und  die  Strafrechtsgelehrten  seien  darin 
einig.  Auch  im  deutschen  Strafrecht  sei  dies  wörtlich  ausgesprochen 
und  der  Strafgesetzentvcurf  von  Boissonade  und  der  dem  japanischen 
Landtag  vor'.yelegte  Abänderung^entwurf  des  Strafgesetzes  enthielten 
gleiche  Bestimmungen. 

Man  könne  doch  kaum  annehmen,  dalJ  der  Reklamant  iür  eine 
Sache,  die  außerhalb  eines  rechtlichen  Interesses  liege.  Behauptungen 
aufstellen  solle,  welche  eine  Verletzung  des  Strafrechts  darsii  lh  n  \x  üi  de. 

Wenn  man  einmal  annehme,  wie  das  Urteil  erster  Iiistan/,  dali 
der  Reklamant,  ohne  rechiliehes  Interesse  zu  besitzen,  die  vorliegende 
Reklamation  erhoben  habe,  ^o  mil:sse  man  seinen  Zweck  dabei  als 
einen  «nit  gesundem  Menschenverstand  nicht  zu  ersehenden  und  un- 
vernünftigen bezeichnen.  Denn  wenn  der  Zvteck  der  Reklamation  er- 
reicht und  die  „Quang  Nam"  freigegeben  werde,  so  würden  den  Vorteil 
davon,  wie  leicht  einzusehen,  nur  die  Eigentümer  des  Schiffes,  die  Ge- 
Seilschaft  für  chinesische  Küstenschiffahrt,  erlangen. 
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4.  Wenn  man  den  Schluß  der  Begründung  des  Urteils  erster 
Instanz  ansehe,  so  sd  dort  entschieden,  daß 

es  völkerrechtlich  aligemein  zugestanden  sei,  daß  ein  Schill, 
welches  zum  Nutzen  des  Feindes  V'erteiuigungsveriiältnisse 
und  Be>x-egungen  der  Kriegsflotte  auskundschafte,  auch  wenn 
es  ein  neutrales  Schiff  sei,  eingezogen  werden  könne.  Dem- 
nach sei  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  einzuziehen. 

Für  diese  Annahme  vcerde  ausgeführt: 

Aus  dem  Vernehmungsprotokoll  des  Kapitäns,  in  weichem 
es  heifie:  er  glaube,  dafi  die  an  Bord  genommene  Cardiff- 

kohle  aus  einem  russischen  Kohlenlager  stamme  

er  nehme  an,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  von 
der  russischen  Regierung  gechartert  worden  sei  er- 
gebe sich  klar,  daß  das  Schiff  von  der  russischen  Regierung 
gechartert  worden  sei. 

Daß  das  Schiff,  obwohl  es  angegeben  habe,  von  Shang- 
hai nach  Manila  zu  gehen,  vorsätzlich  die  schwiericfe  Route 
zvi'isrhcn  Formnsa  und  den  Pesradores  q^ewähit  habe  und 
unter  Kursandeiinii^f  in  die  liattan-Straße  eins^eclriiiii^en  sei, 
sei  offenbar  geseiiehen,  weil  ihm  die  Aut.L,fahe  obgelegen 
habe,  die  Verteidigungsverhältnisse  bei  den  genannten  Inseln 
und  die  Bevxegungen  unserer  Flotte  auszuspionieren.  Über- 
dies habe  das  Schiff  in  Saigon  Cardiffkohle  eingenommen, 
welche  es  bisher  noch  nie  gebraucht  gehabt  halie.  Ferner 
sei  es  ohne  jegliche  Ladung  von  der  Kamranh-Bucht  über 
Hongkong  nach  Shanghai  gegangen.  Dort  habe  es  auch 
wieder  keine  Ladung,  vklmehr  130  Tons  Cardiffkohlen  ge- 
nommen, obwohl  es  für  eine  Reise  nach  Manila  noch  reichlich 
Kohlen  gehabt  habe.  Alle  diese  Handlungen  hätten  offen* 
bar  die  Kundschafterdienste  erleichtern  sollen. 

Das  Gericht  erster  Instanz  habe  also  offenbar  allein  auf  eine  un- 
bestimmte Aussage  des  Kapitäns  und  die  Qualität  der  geladenen  Kohle 
ein  so  großes  Gewicht  gelegt,  daß  es  zu  jener  Entscheidung  ge- 
kommen sei. 

5.  Wie  in  der  Reklamation  gesagt,  habe  das  zur  Verhandlung 
Gehende  Schiff  keine  Konterbande  geladen.   Die  Besatzung,  Kapitän 

sowohl  \xie  die  geringe  Mannschaft,  seien  alle  Leute,  welche  nur  auf 
Handelsschiffen  gedient  hätten  und  militärische  Spionagedienste  nicht 
zti  erfüllen  imstande  seien.  Ferner  habe  das  Schiff  auf  der  Reise  von 
Shanghai  nach  Manila  .Wa^chincn-^chadcn  !:fenommen  und  sei  genötigt 
aevcesen,  7u  stoppen,  ijies  gelie  unbestreilhar  hervor  ans  dem  Bericht 
des  Kapitäns  der  „Quang  Nam"  an  den  französischen  Konsul  in  Naga- 
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saki  vom  13.  Juli  1Q05  und  aus  den  Akten  dieses  Falls.  In  ersterem 
heifie  es: 

Als  am  15.  Mai,  nachmittags  3  Uhr,  die  Insel  Agincourt 
in  Sicht  gekommen  sei,  habe  der  Ktnidensator  Schaden  ge- 
nommen, und  das  Schiff  sei  darauf  nach  der  Westseite  von 

Formosa  gefahren  usvi-. 
Nach  dem  zweiten  Vernehmiingsprotokol!  habe  der  Vizekapitän  auf 
die  Fraj^je.  \i:'as  er  für  cintn  (iriind  annehme  dafür,  daß  man  nach 
der  Kovcrstralk-  L^efahnti  sei.  in  kurzem  geant>x-ortet, 

Fr  nehme  an,  daß  man  vielleicht  zur  Reparatur  des  Maschinen- 
schadens dorthin  gefahren  sei. 
In  dem  Vernehm ungsprotokoli  des  dritten  Maschinisten  heiße  es: 
Ehe  das  Schiff  in  die  Nähe  der  Pescadores  gekommen 
sei,  habe  es  Maschinenschaden  erlitten,  infolgedessen  in 
den  Kondensator  Seewasser  eingedrungen  und  aus  der 
Soupape  Dampf  ausgeströmt  sei.  Der  Obermaschtnist  habe 
den  Kapitän  gebeten,  das  Schiff  stoppen  zu  lassen,  vorauf 
der  Kapitän  geantwortet  habe,  daß  das  Schiff  bald  vor  Anker 
^chen  werde  usvc. 
Daß  das  Schiff  ferner  bei  der  Aufhrincfuns:^  eine  andere  Flagge 
als  die  französische  grfiihrt  habe,  datür  \:\^^cn  nach  dem  Bericht  des 
Offiziers,  der  die  beschlagnahme  ausgeführt  hat)c,   keine  Anhalts- 
punkte vor. 

Daß  daher  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  vorsätzlicli  die 
schwierige  Route  zwischen  Formosa  und  den  Pc^cadorci.  ^^ewahlt  haben 
und  unter  Kursänderung  in  die  Hattan-Straße  eingedrungen  sein  solle, 
weil  ihm  die  Aufgabe  obgelegen  habe,  die  Verteidigungsverhältnisse 
bei  den  genannten  Inseln  und  die  Bewegungen  unserer  Flotte  aus- 
zuspionieren, sei  eine  Annahme,  welche  einfach  eine  Tatsache  auf- 
stelle, für  welche  keine  wirklichen  Beweise  vorlägen  und  welche  daher 
als  unzutreffend  bezeichnet  werden  mfisse. 

Wenn  man  annehme,  daß  die  „Quang  Nam"  sich  eine<^  Neutralitäts- 
bruchs durch  Unterstützung  der  Handlungen  des  Feindes  schuldig  ge- 
macht habe,  weshalb  \x  (irden  dann  der  Kapitän  und  seine  l  ^nterEfcbenen 
nicht  bestraft?  Der  (irnnd,  weshalb  man  nur  das  Schiff  einziehen 
wolle,  werde  wohl  der  sein,  daß  man  jene  nicht  bestrafen  könne. 

6.  l>er  Artikel  '2'i  der  von  dem  Völkcrrechtskongreü  von  Turin 
im  Jahre  1882  gefaßten  Beschlüsse  über  das  Seeprisenwesen  spreche 
klar  aus,  daß  neutrale  Schiffe  nur,  wenn  sie  tatsächlich  an  dem  Krieg 
teilgenommen  oder  die  Absicht  solcher  Teilnahme  gehabt  hätten,  auf- 
gebracht werden  könnten.  Wenn  der  §  37  der  japanischen  Seeprisen- 
ordnung') in  Ziffer  5  von  Schiffen  spreche,  „von  denen  anzunehmen 
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ist,  dafi  sie  im  Interesse  des  Feindes  Kundschafterdlenste  leisten  oder 
Nachrichten  fibermittetn  oder  sonst  offenbar  tätig  sind,  um  den  Feind 
zu  unterstfitzen",  so  sei  es  unzweifelhaft,  daß  der  Paragraph  solche 
Fälle  bezeichne,  in  welchen  es  bekannt  und  klar  sei,  daß  solche  Tätig- 
keit zur  Unterstüt/ung  des  Feindes  vorliege. 

Was  die  Tätigkeit  des  Kapitäns  im  vorliegenden  hall  angehe,  so 
seien  Reeder  und  Charterer  hieran  in  keiner  Weise  beteiligt,  noch  hätt  mi 
sie  danini  f,'e\X'ußt.  Da  es  überdies  nicht  khr  sei,  ob  der  Kapitän  in 
tias  japaiii--'  hc  Seeverteidigung'^gehict  L'in/Luirini,n'n  im  liegriff  gevtes^n 
sei,  um  dem  I  i  ind<»  dadurch  /ii  niit/i  n,  so  könnten  §  37,  Ziffer  5  und 
§  47  der  japanis.chefj  Sc(.pi  iscnordminLj  keine  Anvxendung  finden. 

Die  Pariser  Deklaration  vom  Jaiuc  1856  erklärt  die  Freibeuterei 
mit  Privatschiffen  für  aufgehoben.  Sie  spreche  aus,  daß  auch  feindliches 
Out,  wenn  es  auf  einem  Schiff  mit  neutraler  Flagge  verladen  sei,  ab- 
gesehen von  Konterbande,  nicht  aufgebracht  und  eingezogen  werden 
dürfe.  Das  moderne  Völkerrecht  erkenne  in  Wissenschaft  und  Praxis 
an,  daß  bezuglich  von  Seeprisen  Kriegskonterbandegfiter  sehr  schwer 
zu  beurteilen,  neutrale  Schiffe  dagegen,  welche  solche  nicht  geladen 
hätten,  nicht  so  leicht  aufzubringen  und  einzuziehen  seien. 

Da  in  dem  vorliegenden  Falle  der  „Quang  Nam",  wie  aus  den 
Akten  hervorgehe,  nur  die  >xidersprechenden  Aussagen  der  Besatzung, 
dagegen  keine  richtigen  Beweise  \orlägt*n,  so  sei  Reklamant  der  Ansicht, 
daß  das  l-rteil  erster  Instanz  völlig  unbLL,MiiruiLt  sei,  und  beantrage 
die  Freigabe  de^  zur  Verhandlung  stehenden  S':hit'ls. 

Die  Hauptpunkte  der  Lrxxiderung  des  Staat>anv:alts  beim  Prisen- 
gericht zu  Sasebo,  jM  i  z  u  k  n  m  i  Chojiro,  sind  folgende: 

1  Fs  sei  in  Schiffahrtskreisen  allgemeiner  Brauch,  d  iß  der  Charter- 
vertrag, da  er  ein  vx'ichtiges  Schiff^papicr  sei,  um  die  BcNxegungen  eines 
Schiffes  und  sonstige  Tatsachen  zu  erkennen,  an  Bord  sei.  Der  von 
dem  Reklamanten  eingereichte,  zwischen  ihm  und  der  Gesellschaft  für 
chinesische  Küstenschiffahrt  abgeschlossene  Chartervertrag  bei  indessen 
bei  der  Beschlagnahme  nicht  an  Bord  gewesen,  auch  sei  nichts  vor- 
gebracht, was  seine  Abwesenheit  hätte  begründen  können.  In  der  ersten 
Aussage  des  Kapitäns  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes,  gegen- 
über dem  mit  dem  Fall  beauftragten  Prisenrat,  heiße  r  vielmehr: 

Fr  wisse,  daß  das  Schiff  von  der  russischen  Regierung  ge- 
chartert sei    Das  Schiff  habe  keinen  Chartervertrag 

besessen:  der  (iiund  sei  wahrscheinlich  der,  daß  es  von  der 
russischen  Regierung  gechartert  sei  .... 
In  der  zweiten  Aussage  heiße  es: 

Seine  Annalnne.  daß  das  Schiff  von  der  russischen  Regierung 
■  gechartert  sei,  rühre  schon  aus  der  Zeit  vor  der  Abreise 
von  Saigon  her.   Überdies  schließe  er,  daß  das  Schiff  von  . 
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der  russischen  Regierung  gechartert  sei,  daraus,  daß  es  Kohlen 
aus  den  Kohlenlagern  der  russischen  Regierung  erhalten 

habe  

Der  Vizekapitän  habe  in  seiner  ersten  Vernehmung:  ausgesagt: 

Davon,  daß  das  Schiff  an  die  russische  Regierung  verkauft 
vtorden  sei,  habe  er  nicht?;  ji^ehört,  ^xohl  sei  aber  in  un- 
bestimmter WeisL-  davon  ^v^prochcn  \xordcn,  dnß  e-^  ver- 
chartirt  worden  sei.  iLt\xas  ge>xisses  müsse  der  Kapitän 
darüber  vcissen  .  .  . 

in  der  Vernehmung  des  ersten  Maschinisten  stehe: 

tr  habe  wohl  von  einem  Gerücht  gehört,  nach  vt  tkhcm  das 
zur  Verhandlung  stehende  Schiff  der  russischen  Regierung 
verchartert  worden  sei,  könne  das  aber  nicht  bestimmt  be- 
haupten   

Die  Mannschaft  sei  einmütig  der  Ansicht,  daß  das  Schiff  in  Charter 
der  russischen  Regierung  stehe,  und  sage  kein  Wort  darüber,  daß  das 
Schiff  von  dem  Reklamanten  gechartert  worden  sei.  Nach  diesen  Aus- 
sagen und  Tatumständen  sei  es  nicht  schvier  zu  schließen,  daß  der 
Chartervertrag  in  Wahrheit  nicht  errichtet  worden  sei,  umsoniehr,  als 
der  Chartervertrag  nur  ein  privates  Dokument  sei,  welches  jederzeit 
z\x  isrhen  den  Zeichnern  hergestellt  sein  könne  und  daher  nicht  ohne 
weiteres  glaubwürdig  sei. 

Fs  sei  dnher  /utrettend,  wenn  das  l  'rteil  erster  Instanz  den  Charter- 
vertrag abgewiesen  und  nicht  als  tatsächlich  anerkannt  habe;  und  die 
Berufung  sei  unbegründet. 

2.  Die  Gründe,  weshalb  der  von  dem  Reklamanten  eingereichte 
Chartervertrag  keinen  Glauben  verdiene,  seien  oben  dargetan.  Wenn 
man  danach  seiner  Errichtung  keinen  Glauben  schenke,  so  könne,  wenn 
der  Reklamant  auch  behaupte,  daß  auf  Grund  dieses  Chartervertrags 
ein  Prozeß  erhoben  und  tatsächlich  beim  Gericht  in  Saigon  anhängig 
sei,  diese  eine  Sache  seine  Errichtung  nicht  beweisen.  Überdies  sei 
die  Tatsache,  daß  die  Zeichner  des  Vertrages  einen  Prozeß  angestrengt 
hätten,  lediglich  eine  Behauptung  des  Vertreters  der  Reklamation,  welche 
nicht  be\x  iesen  worden  sei. 

3.  In  der  von  dem  Vertreter  der  Reklamation  eingereichten 
notariellen  Vollma'^ht  sei  der  Auftrag  des  Reklamanten  an  den  V'er- 
tieter  riiedei  i.,'ele^t,  naeh  xx-elchem  derselbe  die  Reklamation  in  der  \i)r- 
liegenden  Frisensache  erheben  und  atuiere  wichtige  Maßnahmen  er- 
greifen solle.  Der  Hauptzweck  der  Vollmacht  sei  eben  der,  die  1  in/el- 
hcitcn  der  Vulhnacht  klar  darzu.^tcUen,  und  es  sei  nach  der  An  des 
Dokuments  und  seinem  Sinn  klar,  daß  man  über  die  Frage,  ob  der  Voll- 
machtgeber der  Eigentümer  oder  der  Charterer  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Schiffs  sei  oder  nicht,  keinen  notarieilen  Akt  habe  -nehmen 
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vollen.  Wenn  daher  auch  in  der  Vollmacht  stehe,  daß  der  Reklamant 
die  Eigenschaft  eines  Charterers  besitze,  so  könne  man  darin  doch  keinen 
Beweis  für  das  Bestehen  des  Chartervertrags  erblicken.  Dies  um  so 
weniger,  als  die  Tatsache,  dafi  das  Wort  „Charterer"  dort  verzeichnet  sei^ 
wohl  beweisen  könne,  daß  der  Reklamant  dem  Notar  gegenüber  eine 
solche  Aussage  gemacht  habe,  nicht  aber,  daß  diese  Aussage  auch  wahr 
gewesen  sei. 

Der  Reklamant  führt-  für  die  Behallptuni^^  daß  seine  Aussage  ,5::^c5fen- 
über  dem  Notar  wahr  sei.  deutsche  und  andere  Kechtsbestimmunf^eii  an. 
Diese  hätten  aber  zu  der  vorliegenden  Sache  keine  direkte  Bcviehnng- 
und  außerdem  sei  die  Behauptung,  vt'ie  oben  dargetau,  offenbar  un- 
begründet und  brauche  hier  nicht  aufi.  neue  err.rtert  zu  werden. 

4.  In  der  ersten  Aussage  des  Kapitäns,  gegenüber  dem  mit  dem  Fall 
beauftragten  Prisenrat,  heiße  es: 

Er  könne  sellist  den  Orund,  weshalb  er  bis  nach  den  Pes^ 
cadores  gegangen  sei,  nicht  klar  aussprechen,  meine  aber^ 

der  Prisenrat  müsse  ihn  selber  kennen  

In  der  zweiten  Aussage  heiße  es: 

Er  glaube,  daß  die  auf  dem  zur  Verhandlung  stehenden 
Schiff  verladenen  Cardiffkohlen  aus  einem  russisriien  Kohlen- 
lager entnommen  seien   Fr  glaube,  daß  das  zur  Vcr- 

hrindlung  stehende  Schiff  von  der  russischen  Regierung  ge- 
chartert worden  sei. 
In  der  ersten  Vernehmung  des  Vizekapit.ins  heiße  es: 

f  reilich  sei  ein  Maschinensciiaden  entstanden,  da  aber  darin 
für  die  Reise  kein  Hindernis  gelegen  habe,  so  sei  die  Reise 
fortgesetzt  worden.  Es  sei  nur  ein  kleiner  Schaden  gewesen^ 
der  es  nicht  erfordert  habe,  zu  seiner  Reparatur  in  einen 
Hafen  einzulaufen  oder  die  Hilfe  eines  anderen  Schiffes  in 
Anspruch  zu  nehmen. . . . 

Der  erste  Maschinist  habe  in  seiner  ersten  Aussage  gesagt: 

Er  habe  sich  mit  niemandem  darüber  besprochen,  daß  zur 
Reparatur  des  Schadens  Kilung  angelaufen  werden  solle... 
Sie  hätten   ein   zwischen   Formosa   und   den  Pescadores 
fahrendes  Schiff  gesichtet  und  seien  demselben  etwa  einen 
halben  Ta^  i^efolgt.  Dies  sei  aber  nicht  geschehen,  um  seine 
Unterstützung  bei  der  Reparatur  /u  erbitten. . , . 
Aus  allen  diesen  Aussagen  und  der  Tatsache,  daß  das  Schiff  ohne 
irgendwelche  Ladung  von  der  Kamranh-Bucht  über  Hongkong  nach 
Shanghai  gefahren  sei,  wo  es  s^leichfalK  w  iederimi  keine  Ladung  ge- 
nommen, sondern  eine  große  Menge  Cardiflkohle  zum  eigenen  Gebrauch 
geladen  habe;  femer  aus  der  Vorgabe,  nach  Manila  zu  gehen,  während 
es  absichtlich  die  schwierige  Route  zwischen  Formosa  und  den  Pascadores 
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genommen  habe  und  unter  Kursänderung  In  die  Hattanstraße  ein- 
gedrungen sei;  sowie  aus  der  bekannten  Tatsache,  daß  auf  den  Pesca- 
dores  ein  Knegshafen  und  eine  Festung  seien,  welche  in  militärischer  Be> 

ziehuno  von  größter  Bedeutung  seien:  aus  allem  diesen  sei  es  über  jeden 
Zweitel  erhaben,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  nach  den 
Pescadores  gefahren  sei,  nicht  um  seinen  Maschinenschaden  zu  reparieren, 
sondern  um  für  Rußland  unseren  Verteidigungszustand  auf  den  ije- 
nannten  Inseln  und  die  Bcw  es^umt;en  unserer  Flotte  auszukundschaften. 
Wenn  daher  das  l^rteil  diese  latsachen  ani^enoiumen  und  auf  1  in/iehunj^ 
des  /ui  Verhandlunt^  stehenden  Srhitts  erkannt  habe,  so  sei  das  zu- 
trettcad,  imd  die  Berufunt^  imbej^ründet. 

Aus  diesen  üründeii  sei  die  Berufung  abzuuciseii. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 

Nach  dem  von  dem  Reklamanten  aufs  neue  dem  Oberprisengericht 
eingereichten,  von  dem  Landgerichtsdirektor  in  Saigon  beglaubigten 
Chartervertrag  kann  freilich  angenommen  werden,  dafi  der  Reklamant 
an  dem  zur  Verhandlung  stehenden  Schiff  rechtliches  Interesse  hat. 

Das  Schiff  ist  aber  von  Saigon  Ober  Hongkong  nach  Shanghai 
gegangen,  und  hat,  ob>xohl  es  angegeben  hat,  von  Shanghai  nach  Manila 
zu  gehen,  und  auf  dieser  Route  beL^^riffen  vear.  seine  {^anze.  bei  Abreise 
von  Shanerhai  einc^enommiiie  Ladung  in  der  Kamranh-Bucht  der  russi- 
schen baltischen  Motte  abgehefert  und  ist  danach  ohne  jede  Laduni^ 
\xcitei gefahren.  Auf  dieser  Reise  brannte  es  Cardiftkohle,  welche  weder 
dieses  Schiff  jemals  verwandt  hatte,  noch  überhaupt  im  Osicn  ge- 
wöhnliche Haadclssclniic  vervxenden.  Obwohl  es  in  Shanghai  noch 
reichlich  Kohlen  für  eine  Reise  nach  Manila  an  Bord  hatte,  nahm  es 
noch  weitere  130  Tons  Cardiff kohle  ein.  Während  es  angab,  von 
Shanghai  nach  Manila  zu  gehen,  fuhr  es  zwischen  Formosa  und  den 
Pescadores  dn,  änderte  absichtlich  seinen  Kurs  und  versuchte  in  die 
Hattan-Straße  einzudringen. 

Der  Kapitän  hat  nach  dem  Vernehmungsprotokoll  ausgesagt,  daß 
das  Schiff  ein  franzosisches  sei  und  daß  er  nicht  gehört  habe,  daß  es 
bis  zur  Abfahrt  \  on  Saigon  an  die  russische  Regierung  verkauft  worden 

sei.  Doch  habe  er  gehört,  daß  es  später  an  die  russische  Regierung  ver- 
chartert worden  sei.  Schon  vor  der  Abreise  von  Saigon  habe  er  gedacht, 
daß  das  Schiff  \on  der  russischen  Regierung  gechartert  vcorden  sei; 
dies  habe  er  auch  daraus  {beschlossen,  daß  das  Schiff  Kohlen  aus  den 
russischen  Kohlenlagern  erhalten  habe.  Da  aber  kein  Chartervertrag 
da  sei,  so  könne  er  es  nicht  bestimmt  behaupten.  könne  nicht 
deutlich  darüber  auisagea,  weshalb  er  nach  den  Pescadores  «befahren  sei. 

Aber  der  Richter  müsse  das  selber  wissen  l  reilich  bestehe  an  und  für 

sich  durchaus  kein  Hindernis,  weshalb  er  den  Grund,  aus  welchem  er 
nach  den  Pescadores  gegangen  sei,  nicht  nennen  solle,  wie  oft  er  aber  auch 
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gefragt  werde,  werde  er  ihn  doch  nicht  sagen,  weil  das  ihm  nach  seiner 
Rückkehr  in  seine  Heimat  persönlich  schaden  werde.  Wenn  ferner  das 
Schiff  keinen  Chartervertrag  gehabt  habe,  so  nehme  er  an,  daB  der  Grund 
dafür  vielleicht  der  sei,  dafi  es  von  der  nissischen  Regierung  gechartert 

Wenn  man  diese  Aussagen  und  den  Umstand  zusammenhält,  daft 
auch  der  Vizekapitän,  der  erste  Maschinist  und  der  dritte  Maschinist  aus- 
gesagt haben,  sie  hätten  unbestimmt  gehört,  daß  da«;  zur  Verhandlung 
stehende  Schiff  von  der  russischi  ii  [Regierung  gechartert  worden  sei,  so 
muß  man  zu  dem  Srhluß  komnu  n,  daß  das  Schiff  von  der  ru^Msc  hen  Re- 
gierung gechartert  worck'ii  ist  und  versucht  hat,  für  den  Feind  mihtarische 
Geheimnisse  JapaiL^  au^zuhpiuiiieren. 

Der  Reklamant  behauptet  freiHch,  daß  die  Besatzung  des  zur  Ver- 
handlung stehenden  Schiffs  nur  aus  Leuten  bestehe,  welche  nur  in  der 
Handelsschiffahrt  gedient  hätten  und  zu  militärischer  Spionage  nicht  im- 
stande seien.  Militärische  Spionage  erfordert  aber  keineswegs  unbedingt, 
daB  der  Betreffende  besondere  militärische  Kenntnisse  besitzt.  Es  ist  da» 
her  unbegründet,  daß  die  Besatzung  eines  Handelsschiffs  dazu  nicht  im» 
Stande  ist. 

Der  Reklamant  sagt  ferner,  das  Schiff  fiabe  sich  den  Pescadores 
genähert,  w  eil  es  damals  Maschinenschaden  i^ehabt  habe,  der  es  nntiirte, 
zur  Reparatur  die  Hilfe  eines  anderen  Sehitfs  in  Anspruch  zu  nehmen 
oder  einen  Hafen  anzulaufen.  h"s  geht  indes  ans  dem  Bericht  des  zur  Be- 
satzung des  Kaiserlichen  Kriei^r-ischitts  „Bingo  Maru"  gehörigen  .Marine- 
ingenieurs 1  s  u  b  n  n  e  Ii  i  Minor  u  hervor,  daß  das  zur  Verhandlung 
stehende  Schiff  ui  keiner  Weise  Reparaturen  nötig  gehabt  habe,  viegen 
deren  es  habe  vor  Anker  gehen  müssen.  Außerdem  geht  aus  der  oben 
angegebenen  Aussage  des  Kapitäns  hervor,  dafi  das  Schiff  nicht,  weil 
Reparaturen  nötig  gewesen  seien,  nach  den  Pescadores  gefahren  ist. 
Daher  kann  auch  die  Behauptung  des  Reklamanten  über  diesen  Punkt 
nicht  anerkannt  werden. 

Aus  diesen  Gründen  ist  es  durchaus  zutreffend,  wenn  das  Urteil 
erster  Instanz  angenommen  hat,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff  für  den  Feind  unseren  Verteidigungszustand  und  die  Be«cgungen 
unserer  Flotte  au-i^pioniert  hat,  und  d.Tmufhin  seine  Einziehung  ent- 
schieden hat.  Daher  ist  die  Berufung  unbegründet 

Es  \xird  demnach  \xie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  12.  März  19Uü  im  Überprisengericht, 

(Unterschriften.) 
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In  der  Prisensache,  betreffend  das  Lazarettschiff  „Orel"  des  russi- 
schen Roten  Kreuzes,  wird  nach  Einsicht  des  Schriftsatzes  der  Staats- 
anwälte Mizukami  Chojiro  und  Yamamoto  Taisuroicuro, 
wie  folgt,  entschieden : 

Urteilsformel; 
Das  Lazarettschiff  „Orel"  wird  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründe: 
Das  zur  VerliandlunL!^  stehende  l  a/arettschiff  „Orel"  steht  irn  Eigen- 
tum der  Ciescllschaft  ült  riissisclicti  frtiwillii^cn  Klotte.  Sein  Heirnrits- 
liatt-n  ist  (Jdc»a  in  Rußland,  es  tührt  die  russische  Handeisflagge  und 
ditrnt  zum  r\rs(jiun-  und  Oütertransport.  Da.s  russische  Rote  Kreuz  hat 
das  Schiff  anlalilich  des  japanisch -russischen  Krieges  als  Lazarettschiff 
gechartert,  und  am  29.  Juni  1004  hat  die  russische  Regierung  durch  Ver- 
mittlung des  französischen  Gesandten  in  Japan  für  dasselbe  um  Bewilli- 
gung der  Freiheiten  nachgesucht,  welche  in  den  Artikeln  1  bis  5  des 
Haager  Vertrages  vom  29.  Juli  1899  über  die  Anwendung  der  Grund- 
sätze der  Genfer  Konvention  vom  22.  August  1864  auf  den  Seekrieg  be- 
stimmt sind.  Auf  Grund  der  Zustimmung  der  Kaiserlichen  Regierung 
wurde  das  Schiff  in  Toulon  in  Frankreich  ausgerüstet  und  mit  der  für  ein 
Lazarettschiff  notwendigen  Einrichtung  versehen.  Es  erhielt  eine  Be- 
scheinigung von  dem  französischen  Marineoberingenieur  der  Schmiedc- 
und  Schiffsbauvcerkstätten  in  Caen  und  eine  Konzessionsurkunde  der 
russischen  Rpß^icrunL;  und  w  urde  der  zvx'citen  russischen  pazifisclicn  Motte 
zugeteilt.  |-.s  stieß  in  langer  in  französisch  Afrika  zu  dieser  Motte  und 
fuhr  mit  ihr  /u>ainnien  nach  dem  Osten.  Am  21.  November  \<-W-[  russi- 
schen Stils  befolgte  es  den  Ikfehl  des  Koniniandierendcn  des  Cicschu  aders, 
dem  zu  dem  Geschwader  gehörigen  Schiff  „Malaia"  nachzufahren  und 
ihm  Order  zu  geben,  sich  nicht  aus  dem  Signalbereich  zu  entfernen. 
Ferner  nahm  es  am  21.  Mai  1905  auf  Befehl  des  Qeschwaderchefs  den 
Kapitän  Alex  Steward  und  drei  andere  Leute  des  von  dem  zum  Ge- 
schwader gehörigen  Kriegsschiff  „Oleg"  aufgebrachten  englischen 
Dampfers  „Oldhamia",  ob>scohI  diese  ganz  gesund  waren,  mit  der  Wei- 
sung, sie  nach  Wladiwostok  mitzunehmen,  an  Bord.  Bei  Kapstadt  er- 
hielt es  von  dem  Stab  des  Geschwaders  Order,  10  000  Fuß  2  mm  starken 
und  1000  Fuß  1  mm  starken  gut  isolierten  Leitungsdraht  zu  beschaffen. 
Als  das  zweite  und  dritte  Geschwader  sich  der  Straße  von  Isushima 
nähertin,  fuhr  die  „Orel",  wie  auch  das  andere  ij^?arettschift 
„Kastroina"  bald  auf  der  Höhe  der  ersten,  bald  der  zweitm  Kriegs- 
schiffe dcä  üeschwaders,  viclches  in  Formation  von  zwei  und  drei 
Linien  vorrückte.  Die  beiden  Schiffe  standen  dabei  auf  den  Flugein 
und  bildeten  mit  dem  an  der  T#te  fahrenden  Schiff  ein  Dreieck. 
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Am  27.  A4ai  1905,  3  Uhr  30  Minuten  nachmittags,  wurde  das 

zur  Verhandlung  stehende  Schiff  10  Seemeilen  westlich  von  Oklnoshima, 
während  das  russische  Geschwader  mit  der  vereinigten  japanischen 
Kriegsflotte  in  Kampf  vtar,  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Sado 
Maru"  zu  stoppen  beordert  und  in  der  Police  nach  der  Miura-Bucht 
bei  Tsushima  i^t-fühit  und,  \neil  es  die  Operationen  des  Feindes  unter- 
stützt hatte,  mit  Beschlag  helegft. 

Diese  Tatsachen  Vierden  bew  iesen  durch  die  Aussatjcschi  iit  tic> 
Stellvertreters  des  Kommandanten  der  „Sado  Maru",  Korvctlcnkapiians 
Hashi  Kanshiro,  durch  die  Konzessionsurkunde  seitens  des  russi- 
schen aufierordentlichen  Gesandten  und  bevollmächtigten  Ministers  in 
Frankreich,  die  Bescheinigung  des  Oberingenieurs  der  Schmiede-  und 
Schiffsbauwerkstätten  in  Caen  in  Frankreich,  die  Abschrift  einer  Note 
des  französischen  aufierordentlichen  Gesandten  und  b^ollmächtigten 
Ministers  in  Japan  an  den  Kaiserlichen  Minister  der  Auswärtigen  An- 
|nelegenheiten,  die  Vernehmungsprotokolle  des  Kapitäns  der  .,Or<^V*, 
Jacob  Knpstantinowitsch  Lafmatoff,  des  ersten  Offiziers 
Alexander  Hchrmann,  des  Chefarztes  J  a  c  o  b  M  u  r  i  t  a  n  o  \x  k  i  , 
des  Rendantcri  Walter  Osten-Sacken,  den  Meßbiict  und  das 
Tagebuch  des  genannten  Dampfers,  das  Verot  liimini^sprolokoll  des 
Kapitän^  cicr  ..Oldhamia",  Alex  Steward,  und  Bi>(  luinii^ungen  die&es 
Kapitäiij-  und  der  drei  anderen  Leute  von  dcnistlbcn  Dampfer. 

Die  Hauptpunkte  der  Staatsan>xälte  sind  folgende: 

Da  das  zur  Verhandlung  stehende  Lazarettschiff  erwiesenermaßen 
von  dem  Feinde  zu  Zwecken  der  Kriegsführung  benutzt  worden  sei, 
so  müsse  es  mitsamt  seinem  Zubehör  eingezogen  werden. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Da  sich  die  Vergünstigung  der  Unverletzlichkeit  von  Lazarett- 
schiffen auf  solche  Fälle  beschränkt,  wo  das  Schiff  die  festbestimmten 
Bedingungen  erfüllt  und  ausschließlich  dem  vtohltätigen  Z\xeck  der 
Hülfeleistung  an  Verw  undete,  Kranke  und  Schiffbrüchige  dient,  so  kann 
ein  solches  Schiff,  wenn  fs  zu  Kriegszwecken  eines  der  kriegführenden 
Staaten  bt  iiiit/t  \x  ird,  der  Wegnahme  Fiirht  entgehen.  Das  erkennt  das 
Völkerrecht  allgemein  an  und  das  geht  auch  aus  dem  Wortlaut  des 
Haager  Vertrages,  welcher  die  Genfer  Konvention  für  den  Seekrieg  in 
Anwendung  setzt,  klar  hervor. 

Das  zur  Verhandlung  stehende  LazaiL-tischiff  hat  freilich  eine 
seinem  Namen  entsprechende  Ausrüstung  erhalten  und  der  Kaiserlichen 
Regierung  ist  von  der  russischen  Regierung  Mitteilung  gemacht  w  orden ; 
aber  es  hat,  während  es  dem  russischen  zwdten  pazifischen  Geschwader 
folgte,  auf  der  Fahrt  nach  dem  Osten  einem  zu  dem  Geschwader 
gehörigen  Dampfer  Befehle  des  Geschwaderchefs  übermittelt  und  den 
Kapitän  und  drei  andere  Leute  eines  von  dem  Geschwader  aufgebrachten 
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englischen  Dampfers,  obvkohl  dic^c  grsuiui  v^arcn,  an  Bord  ^cnomincn, 
um  dieselben  nach  dem  feindlichen  Kriegshafen  Wladiwostok  zu  be- 
fördern. Dadurch  hat  es  offenbar  die  feindlichen  Kriegsoperationen 
unterstützt. 

Ferner  mu6  daraus,  daB  es  von  dem  Geschwader  Befehl  erhielt, 
Kriegsbedarfsartikel  zu  besorgen  und  daß  es  während  der  Kahrt  den 

Platz,  den  ge>xöhnlich  Wachtschiffe  haben,  einnahm,  geschlossen  vcerden, 
daß  deni  zur  Verhandlung  stehenden  Lazarettschiff  stets  die  Erledigung 
von  kriegerischen  Aufgaben  für  das  feindliche  üeschvcader  oblag. 

Das  Schiff  kann  daher  die  besondere  Veri^ünstigung  des  Haager 
Vcrtrn<Tcs,  welcher  die  Genfer  Konvention  für  den  Seekrieg  in  An- 
weiuluiiL;  setzt,  nicht  t)eanspruchen  und  kann  völkerrechtlich  mit  allem 
Kecht  eingezogen  Vierden. ') 

Da  innerhalb  der  von  dem  unterzeichneten  iVi>eni,'eriLht  in  der 
Bekanntmachung  festgesetzten  J  ii^t  eine  Rcklamaiionsschrift  nicht  ein- 
gegangen ist,  so  wird  nach  Antrag  des  Staatsanwalts  auf  Grund  des 
letzten  Absatzes  des  §  16  der  Prisengerichtsordnung-)  ohne  Verband» 
lung  txie  in  der  Urteilsformet  entschieden. 

Am  25.  Juli  1905  im  Prisengericht  zu  Sasebo. 

(Unterschriften.) 


In  der  Prisensache,  betreffend  dem  Lazarettschiff  „Orel"  des 
russischen  Roten  Kreuzes  gehöriges  Geld,  wird,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsformel: 
Das  dem  Lazarettschiff  „Orel"  gehörige  Geld  im  Betrage  von 
54  569  Francs,  83  Centimes  und  2486  Rubel,  44  Kopeken  wird  ein» 
gezogen. 

Tatbestand  und  (  j  r  ü  n  d  e : 

Das  zur  Verhandlung  stehende  (ield  ist  dem  der  russischen  Ge- 
sellschaft vom  Roten  Kreuz  angehöri<;en  I  a/arettschitf  „Orel"  zur 
Bestreitunj^r  der  (iehälter  der  Aiicfestellteii  der  (jrsellschaft  auf  diesem 
ScliiJf  und  der  sonstigen  ailgenieiiien  Ausii;aben  i,H'liefert  \forden.  Das 
genannte  Lazarctlhchiff  ist  anlüßiicli  des  japanisth-ru.s^ischen  Krieges 
dem  zweiten  russischen  pazifischen  Geschwader  beigegeben  worden  und 
reiste  mit  diesem  zusammen  nach  dem  Osten.  Am  21.  November 
1904  russischen  Stils  befolgte  es  den  Befehl  des  Kommandanten  des 

«)  V.  §  47.  -  ')  IV. 
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Geschwaders,  dem  zu  dem  Geschwader  gehörigen  Schiff  „Malaia"  nach- 
zufahren und  ihm  Order  zu  geben,  sich  nicht  aus  dem  Signalbereich 

zu  entfernen.  Ferner  nahm  es  am  21.  Mai  1905  auf  Befehl  des  Qe« 
schwaderchefs  den  Kapitän  Alex  Stcw  n  d  und  drei  andere  Leute 
des  von  dem  /um  rii-' bw  Kicr  i^diörigen  Kriegsschiff  „Oleg"  auf- 
gebrachten engli^tluii  Dampfers  „Oldhamia",  ob>xühl  diese  ganz  ge- 
sund waren,  mit  der  Weisung,  sie  n;ich  \XMadi\rostok  mitzunehmen, 
an  Bord.  Bei  Kapstadt  erhielt  r>  \  on  iK  iii  St  ih  de-^  (icsrhwaders 
Order,  10000  Fuß  2  mm  starken  und  lUOO  [  1  mm  starken  gut- 
isoliftli  r'i  I  citim^sdrahl  /u  beschaffen.  Ah  das  /weite  uiki  dritte  Ge- 
schwader >ith  der  Straße  von  Tsushima  näherten,  fuhr  die  „Orel"  vtie 
auch  das  andere  Lazarettschiff  „Kastroma"  bald  auf  der  Höhe  der 
ersten,  bald  der  zweiten  Kriegsschiffe  des  Geschwaders,  welches  in 
Formation  von  zlwei  und  drei  Linien  vorrückte.  Die  beiden  Schiffe 
standen  dabei  auf  den  Flügeln  und  bildeten  mit  dem  an  der  T§te 
fahrenden  Schiff  ein  Dreieck. 

Als  am  27,  Mai  1905  das  Schiff  in  der  Miura-Bai  bei  Tsushima 
aufgebracht  w  urde,  ^nurde  auch  das  zur  Verhandlung  stehende  Geld 
mit  Beschlag  belegt. 

Diese  Tatsachen  v%erden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des 
Stellvertreters  des  Kommandanten  der  ,,Sad()  .Marii",  Kor\  cttcnkapitäns^ 
Hashi  Kanshiro,  durch  die  V'^eriu-htuungsprotokolle  des  Kapit.ins 
der  ,,Orel",  Jacob  K  u  n  i»  t  a  n  t  i  n  o  w  i  l  s  c  h  1.  a  f  m  a  t  o  f  f ,  des  ersten 
Offizier»  Alexander  Behrniann,  des  Chefarztes  Jacob  .Wuri- 
tanowski,  des  Rendanten  Walter  Üsten-Sackcn  sowie  des 
Kapitäns  der  „Oldhamia",  Alex  Steward,  und  durch  die  Bescheini- 
gungen dieses  Kapitäns  und  der  drei  anderen  Leute  desselben  Dampfers. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  der  Staatsanwälte  sind  folgende: 

Da  das  in  Frage  stehende  Lazarettschiff  von  dem  Feinde  zu 
Zwecken  der  Kriegsffihrung  benutzt  worden  sei,  so  müsse  das  zur 
Verhandlung  siehende  Geld,  welches  zur  Bestreitung  der  verschiedenen 
Ausgaben  des  Schiffes  bestimmt  gewesen  sei,  als  diesem  Lazarettschiff 
zugehöriges  Out  zusammen  mit  demselben  eingezogen  werden. 

Das  Orricht  ist  folgender  .Ansicht: 

Da  das  I  a/arcttschiff  die  hähigkeit  des  Cktiusscs  der  besonderen 
Vergünstigung  der  l  in  erletzlichkeit  verloren  hat  und  als  IVisc  zu  be- 
handeln ist,  so  muli  auch  das  gesamte  an  Bord  befindliche  Zubehör 
eingezogen  werden. 

Das  dem  riissisclien  Roten  Kreuz  angehörige  Lazarettschiff  ..Orel" 
hat,  während  es  dem  zweiten  russischen  pazifischen  üeschwader  folgte, 
auf  der  Fahrt  nach  dem  Osten  einem  zu  dem  Geschwader  gehörigen 
Dampfer  Befehle  des  Qeschwaderchefs  übermittelt  und  den  Kapitän  und 
drei  andere  Leute  eines  von  dem  Geschwader  aufgebrachten  englischen 

858 


Digitized  by  Google 


PriMigartehtMitselitfdsiioeii:  „Onf 


Abschnitt  Viu« 


Dampfers,  obwohl  cHoc  gcMiiui  waren,  an  Bord  genommen,  um  diesi  lhrii 
nach  dem  fcindlithcn  Kriegshatcn  Wladi\x  u.stok  zu  befördern.  Dadurch 
hat  es  offenbar  die  feindlichen  Kriegsof>erationen  unterstützt. 

Ferner  mufi  daraus,  daß  es  von  dem  Geschwader  Befehl  erhielt, 
Kriegskonterbande  zu  besorgen  und  daß  es  während  der  Fahrt  den 
Platz,  den  gewöhnlich  die  Wachtschiffe  haben,  einnahm,  geschlossen 
werden,  daß  dem  genannten  Lazarettschiff  stets  die  Erledigung  von 
kriegerischen  Aufgaben  für  das  feindliche  Geschwader  oblag. 

Fs  kann  daher  die  besondere  Vergünstigung  des  Haager  Vertrages 
vom  2Q.  JuM  1899,  vi  elcher  die  Grundsätze  der  Genfer  Konvention 
\om  22.  August  1ÖÖ4  auf  den  Seekrieg  zur  Anwendung  bringt,  nicht 
empfangen. 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Geld  ist  zum  Betriehe  de?  cfe- 
nannten  Lazarettschiffs  bestimmt  rrevcesen  und  muß  daher  in  gleicher 
Weise  viic  die  medizinischen  Instriiincnie  und  Materialien  als  unentbehr- 
lich notvccndiges  Zubehör  des  Schifies  mit  dicj.em  zusammen  von  rechts- 
wegen  eingezogen  «erden. ') 

Der  auf  dem  Lazarettschiff  befindliche  Generalbevollmächtigte  und 
Kassenführer  der  russischen  Gesellschaft  vom  Roten  Kreuz,  Baron 
Walter  von  Osten-Sacken,  hatte  freilich  in  dieser  Angelegen- 
heit eine  Reklamation  auf  Freigabe  der  gesamten  zur  Verhandlung 
stehenden  Gelder  eingereicht,  er  hat  dieselbe  aber  nach  Schluß  der 
mündlichen  Verhandlung  zurückgezogen. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  31.  Juli  1W()5  im  Prisengericht  zu  Sasebo,  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  Vamamoto  Tatsurokuro. 

(Unterschriften.) 


Reklamanten:  Theodor  und  F.  Eimbcke,  offene  Handels- 

gesellschaft  und  H.  Wilhelm  Dieckmann  jr.,  Kommanditgesell- 
schaft, beide  in  Hamburg,  Deutschland,  vertreten  durch  Rein  hold 
Richter,  Führer  des  Dampfers  ..Lvdia",  wohnhaft  in  Deutschland, 
Bremerhaven,  Bürgermeister-Schnudtstraße  Nr.  107. 

ProzeBvertreter:  Rechtsanv; alt  ishibashi  Tomokichi,  Na- 
gasaki, Togi,  T{)L;iyainachi  Nr.  41. 

In  der  Prisensache  betreffend  den  deutschen  Dampier  „Lydia"  wird, 
wie  folgt,  entschieden: 

')  §  47. 
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Urtcilsf  ormel: 
•Der  Dampfer  „Lydia"  wird  eingezogen. 

Tatbestand  und  Gründet 

Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  ,,Lydia''  steht  im  gemein- 
samen Eigentum  der  Reklamanten  Theodor  und  F.  Cimbcke 
(offene  Handelsgesellschaft)  und  der  Kommanditgesellschaft  Ii.  Wil- 
helm Dieckmann  jr. ,  führt  die  deutsche  Flagge  und  dient  zum 
Gütertransport.  Der  Dampfer  «'urde  von  der  im  Mitcic^cntum  stehenden 
Komnianditij^esellschafl  H.  Wilhelm  Dieckmann  j  r.  gechartert  und 
mit  Beslinmuing  für  den  russischen  Hafen  Nikoiajewsk  in  Hain  bürg 
mit  Masch  in  i  nöl,  Zylinderöl,  Wagentctt.  .Waciiatctt,  Fssigsäure,  Schniier- 
kanricn,  Zvt isclienlegscheiben.  Bandeisen,  1  rtihriemen,  Sriimirgel,  Hanf- 
seilen, Kochsalz  und  Salz  beladen.  Es  viurden  z'aeierlei  Ladungsmanifeste 
und  Konnossemente  ausgestellt,  von  denen  die  einen  Hongkong,  die 
anderen  Nikolajewsk  als  Bestimmungsort  angaben.  Das  Schiff  wurde 
jedoch  nur  mit  den  ersteren  versehen,  um  ihm  den  Anschein  zu  geben, 
als  ob  es  nach  Hongkong  bestimmt  sei. 

Am  8.  April  1905  fuhr  der -Dampfer  von  Hamburg  ab,  traf  am 
4.  Juni  in  Hongkong  ein  und  fuhr,  nachdem  der  Kapitän  das  bereits 
vor  seiner  Ankunft  in  Hongkong  von  der  Reederei  eingetroffene,  auf 
Nikolaje>xsk  lautende  Ladungsmanifest  und  die  Konnossemente  in 
Empfani^  genommen  hatte,  am  8.  Juü  nach  Nikolajewsk  ab,  \xobei  er 
Kurs  östlich  urn  Lormosa  und  südlich  von  Okinawa  nahm.  Vom  16.  des- 
selben Monats  geriet  der  Dampfer  in  einen  Taifun,  infolgedessen 
am  17.  «^ein  Ruder  brach. 

\\  alii  eud  der  Dampfer  auf  der  See  trieb,  vcurde  am  2Ü.  ein  Not- 
ruder fertiggestellt  und  beschlossen,  nach  Nagasaki  als  Nothafen  zu 
fahren.  Da  aber  das  Ruder  nicht,  wie  erwartet,  operierte  and  die 
Fahrt  nach  Nagasaki  nicht  möglich  war,  so  wurde  beschlossen,  Shanghai 
als  Nothafen  anzulaufen.  Als  der  Dampfer  am  23.  desselben  Monats 
in  die  Nähe  der  Hauptinsel  Okinawa  kam«  brach  das  Ruder  wieder 
und  das  Schiff  mußte,  weil  es  bewegungsunfähig  war,  seine  Fahrt  nach 
Shanghai  aufgeben  und  die  Signalstation  von  Kap  Kiamu  auf  der  ge- 
nannten Insel  um  Hilfe  angehen.  F.s  fuhr  alsdann  unter  Beistand  des 
japanischen  Dampfers  ,,Futami  Maru"  nach  dem  Hafen  von  Naha  und 
wurde  daselbst  am  2(>.  desselben  Monats,  weil  es  Kriepfskonterbande 
an  Bord  haben  sollte,  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Nippon  Maru" 
beschlagnahmt. 

Die  obigen  1  atsichen  gehen  klar  hervor  aus  der  schriftlichen  .Aus- 
sage des  Kommandanten  des  Kriegssclnlls  „.\ippon  Maru",  N  a  r  i  k  a  w  a 
Ki,  aus  den  Vernehmungsprotokollen  des  Kapitäns  Rein  hold 
R  i  c  h  t  e  r ,  des  ersten  Offiziers  FranzBernau,des  zweiten  Offiziers 
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Hans  Osiermann  vom  Dampfer  „Lydia",  aus  dem  Schiffszertifikat, 
dem  Ladungsmanifest  den  Konnossementen,  dem  Logbuch,  dem  Charter- 
vertrag und  dem  Gesundheitspa6  des  genannten  Dampfers. 

Die  Hauptpunkte  des  Vertreters  der  Reklamation  sind  folgende: 
L  Der  Dampfer  sei  nicht  auf  der  Fahrt  nach  Nikolajewsk  beschlag- 
nahmt worden.  Er  habe  vielmehr  seine  Reise  nach  Nikolajewsk  auf- 
gegeben gehabt  und  sei  bereits  230  Seemeilen  nach  Shanghai  zurück- 
gekehrt gcvcesen,  als  er  die  Signalstation  von  Kap-Kiamu  auf  Okinawa 
um  Hilfe  bat  und  in  den  Hafen  von  Naha  einfuhr.  Während  er  dort 
vor  Anker  lag,  sei  er  beschlaL^nahmt  worden.  Selbst  angenommen,  der 
Dampfti  habe  Kontcrbandeschiffahrt  betrieben,  so  habe  er  doch  unter- 
wegs seinen  Plan  geändert  und  sein  Ziel  aufgegel>en  und  könne  des- 
halb nicht  beschlagnahmt  \xerden. 

2.  Fine  Fntscheidung  darüber,  ob  die  Fahrt  völkerrechtlich  als 
verboten  anzusehen  sei  oder  nicht,  könne  nur  unter  Zugrundelegung 
der  gegenwärtigen  Tatsachen  und  Umstände  getroffen  werden.  Auf 
bloße  Vermutung  zukünftiger,  noch  unbestimmter  Tatsachen  hin,  wie 
z.  B.  daraufhin,  daß  der  Dampfer  nach  Fertigstellung  seiner  Reparaturen 
die  einstweilen  unterbrochene  Fahrt  wieder  aufgenommen  haben  würde, 
könne  eine  derartige  Entscheidung  rechtmäßig  nicht  gefällt  werden.  An- 
genommen aber,  die  Entscheidung  entspreche  dem  Recht,  so  wäre  es 
doch  unmöglich  gewesen,  daß  der  Dampfer,  nachdem  er  in  Shanghai 
angekommen  wäre  und  seine  Reparaturen  bewerkstelligt  hätte,  früher 
als  am  It.  Oktober  Shanghai  hätte  verlassen  können.  Da  zu  dieser 
Zeit  die  See  schon  zugefroren  gewesen  s.Mn  würde,  so  würde  der 
Dampfer  seine  Reise  nach  Nikolajewsk  erst  im  April  nächsten  Jahres 
haben  ausführen  können.  Ks  erübrige  sich,  gegen>x'ärtig.  wo  der  Frieden 
zwischen  Japan  und  Rußland  bereits  geschlossen  und  die  Ratifikation 
schon  ziemlich  sicher  sei,  darüber  Worte  zu  verlieren,  daß  eine  Beschlag- 
nahme auf  Orund  von  Tatsachen,  die  erst  nach  dem  April  nächsten 
Jahres  eintreten  könnten,  nicht  zu  rechtfertigen  sei. 

3.  Angenommen,  die  Verteidigungspunkte  zu  1  und  2  hätten  keinen 
Bestand,  so  seien  doch  die  an  Bord  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Dampfers  verladenen  Güter  vorzugsweise  landwirtschaftliche  Geräte,  also 
keine  Kriegskonterbande.  Weder  sie  noch  der  Dampfer,  der  sie  führe, 
könnten  demnach  eingezogen  werden. 

4.  Fs  befänden  sich  freilich  unter  der  Ladung  einige  Güter,  die 
nach  dem  Standpufikt  der  japani-^rhcn  Regierung  Kriegskonterbande 
wären;  ihre  Verladung  sei  aber  ohne  Uohis  oder  Pr.ämeditation  ge- 
schehen. Da  ferner  Schiffseigentünier  und  Laduiigseigentümer  ver- 
schiedene Personen  wären,  so  erscheine  es  recht  und  billig,  nur  die 
Kriegskonterbande  einzuziehen,  die  übrige  Ladung  aber  sovcie  das  Schiff 
freizulassen. 
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Aus  dioeii  Gründen  beantrage  er  die  Freilassung  des  zur  Ver- 
liandlung  stehenden  Schiffes. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Staatsanvtalts  sind  folgende: 

I^a  dis  unter  der  Ladung  des  zur  Vcrhandhincf  stehenden  Dnnipfc-rs 
befindhchc  Bandeisen.  .Maschinenöl,  die  1  ri-ihiiemen,  das  Kochsalz  usw. 
nach  Nikoiajt'w  sk  bestimmt  gewesen  seien,  so  wären  sie  Kriej^^skonter- 
bande.  Da  ferner  der  7ur  Verhandlung  stehcncK'  DampU  r  h -i  dem 
Transport  dieser  Kriegskonlci  bandcgültr  sich  falscher  .Angaben  bedient 
habe  und  Schiff  und  Ladung  derselben  I^erson  gehöre,  so  sei  das 
Schiff  einzuziehen. 

Das  Gericht  beh'achtet  6s  als  Bestimmung  und  Gebrauch  des 
VölkerrechtSi  daß  Schiffe»  welche  unter  Anwendung  die  Wahrheit  ent- 
stellender Mittel  Kriegskonterbande  führen,  einzuziehen  sind. 

Was  die  unter  der  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Damp- 
fers befindlichen  Güter,  nämlich  JWaschinenö!,  Zylinderöl,  Wagenfett, 
Madiafctt,  Essigsäure,  Schniu  i  kanncn.  Zwischenlegescheiben,  Bandeisen, 
Treibriemen,  Schmirgel  und  Hanfseile  angeht,  so  sind  sie  Materialien 
zum  Bau  und  zur  .Xusrüstung  von  Kriegs-  und  Handelsschiffen;  das 
Kochsalz  und  son>tii;i-  Salz  ist  ein  NahruiiL,^snnttel ;  der  Bestinirnungsort 
Nikolajewsk  ist  zusammen  luii  Wladiw  ostok  der  wichtigste  Vertcidigungs  - 
puukt  des  russischen  Küstengebiets;  nachdem  seit  etwa  Juni  oder 
Juli  lyOö  Wladiwostok  von  der  Kaiserlichen  Kriegsflotte  von  dem  See- 
verkehr mehr  oder  veniger  abgeschnitten  war,  diente  hauptsächlich 
Nikolajewsk  als  Tor  und  Tür  für  die  Einfuhr  von  Kriegsbedarfsartikeln. 
Aus  diesen  Tatsachen  muß  geschlossen  werden,  daß  die  genannten 
Waren  für  den  Kriegsbedarf  des  Feindes  geliefert  werden  sollten  und 
daß  sie  daher  Kriegskonterbande  sind. 

Obwohl  der  Dampfer  bereits  bei  seiner  Abreise  von  Hamburg  de- 
finitiv nach  Nikolajev(sk  bestimmt  war,  wurden  Ladungsmanifest  und 
Konnossemente,  um  der  Aufbringung  durch  das  zu  der  Zeit  zwischen 
Hongkoncf  imd  Singapore  kreuzende  Kaiserliche  Geschwader  zu  ent- 
gehen, auf  Hongkong  ausgestellt  und  das  Schilf  mit  diesen  l-*apieren 
versehen.  Weil  das  Schill  derart  unter  .\nwendung  von  Mitteln,  welche 
die  Wahrheit  entstellen  sollten,  Kriegskonterbandc  geführt  hat,  ist  das- 
selbe einzuziehen.  ') 

Der  Prozeßvertreter  behauptet,  der  zur  Verhandlung  stehende 
Dampfer  habe  seine  Reise  nach  Nikolajewsk  aufgegeben  gehabt;  an- 
genommen aber,  er  habe  sie  nicht  aufgegeben  gehabt;  so  würde  er  doch 
wegen  seiner  Reparaturen  die  Reise  nicht  vor  dem  15.  Oktober  d.  Js. 
haben  fortsetzen  können.  Zu  dieser  Zeit  sei  aber  das  Meer  bereits 
zugefroren,  so  daß  der  Dampfer  erst  nach  April  nächsten  Jahres  seine 
Reise  hätte  unternehmen  können.  Auf  eine  derartige  noch  völlig  un- 

')  II.  Ziffer  1  und  2.  —  >)  V.  §  44. 
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bestimmte  Tatsache  hin  das  Schiff  mit  Beschlag  zu  belegen,  sei  un- 
rechtroäBig.  I>ein  steht  entgegen,  daß  der  Kapitän  ReinhoIdRichter 
auf  eine  Frage  des  Untersuchungsrichters  geantwortet  hat,  daß  er  nach 
Ausfuhrung  einer  vorläufigen  Reparatur  in  Okinawa  nach  Nikolajevsk 
weitergefahren  sein  würde,  woraus  klar  hervorgeht,  daß  der  Kapitän 
zur  Zeit  der  Beschlagnahme  seinen  Plan,  nach  Nlkolajewsk  zu  fahren, 
nicht  aufgegeben  hatte.  Es  muß  als  ein  allgemeiner  Grundsatz  des 
Völkerrechts  angesehen  werden,  daß  ein  Schiff»  welches  Kriegskonter- 
bande führt,  >x'enn  es  zur  Zeit  der  Aufbrin<]^uncf  sein  Ziel  nicht  end- 
ijnltiij  aufgegeben  hat,  der  Aufbringung  unterliegt.  Daher  ist.  selbst 
\x  enn  w  ie  im  voi  lii  L,H  nden  halle  das  Schiff  nicht  in  der  l  a^n-  \x  ar. 
die  Reise  viegen  seiner  Reparaturen,  eher  als  nach  April  n.u  h>ten  Jahres 
auszuführen,  in  der  Aufbringung  eine  Unrechtmäßigkeit  nicht  zu  finden. 
Dieses  um  so  vieniger  als,  selbst  vtenrv  das  Schill  nach  Shanghai  ge- 
fahren wäre  und  dort  in  Reparatur  gegangen  wäre,  eine  so  lange  Zeit, 
wie  der  Prozeßvertreter  behauptet,  dazu  nicht  erforderh'ch  gev(  esen  wäre 
und  der  Dampfer  sehr  wohl  vor  Zufrieren  der  nördlichen  Gewässer 
In  Nikolajewsk  hätte  eintreffen  können. 

Die  Behauptungen  des  Prozeßvertreters  sind  also  untiegrändet,  und 
es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  18.  Oktober  1905  im  Prisengericht  zu  Sasebo,  im  Bei- 
sein des  Staatsanwalts  MizukamiChojiro. 

(Unterschriften.) 


Reklamanten: Theodor&F.  Eimbcke,  offene  Handelsgesell- 
schaft, und  H.  Wilhelm  Dieckmann  jr.,  Kommanditgesellschaft, 
beide  in  Hamburg,  vertreten  durch  Rein  hold  Richter,  Führer  des 
Dampfers  „Lydia",  wohnhaft  in  Bremerhaven,  Bürgermeister-Schmidt- 
straße Xr.  107. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Ishibashi  Tomokichiin 

Nagasaki,  Toqiy.nnachi  Nr.  41. 

Am  18.  Oktober  1905  hat  das  Pristn^ericht  zu  Sasebo  in  licr 
Prisensache,  betreffend  den  nm  26.  Juli  1905  im  Hafen  von  Naha  \oi\ 
dem  Kais,erlichen  Kriegssciiilt  „Nippon  jMaru"  aufgebrachten  deiiN  lun 
I3ainpler  „Lydia",  ein  Urteil  gefällt,  in  vjclciiem  aul  Linziehung  des 
Dampfers  „Lydia"  erkannt  worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  R  e  i  n  h  o  1  d  Richter,  al!>  Ver- 
treter der  Reklamanten,  der  offenen  Handelsgesellschaft  Theodor 
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8t  F.  Eimbcke  und  der  Kommanditgesellschaft  H.  Wilh.  Dieck- 
mann jr.,  durch  den  Rechtsanwalt  Ishibashi  Tomokichi  als 
Prozeßvertreter  die  Berufung  eingelegt,  vcelche  im  Beisein  des  Staats- 
anwalts Dr.  jur.  Ishiwatari  Binichi  beim  Oberprisengericht  ge- 
prüft worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation 

sind  folgende: 

F*:  werde  Aufhebung  des  IVtcils  cr«?ter  Instanz  und  hreigabe  des 
Dampfers  „Lydia"  benntraj^t,  und  zw  ar  aus  folgenden  Ciründen  : 

Der  7ur  Verhandln ui^'  stcht-iuic  Dampfer  sei  auf  di-r  Fahrt  nach 
Nikolajcvx sk  am  16.  Juli  auf  offener  See,  27"  40'  nördli'-hcr  Breite 
und  131  2'  östlicher  Länge  von  einem  schweren  Unwetter  betroffen 
worden  und  habe  bei  zunehmendem  Sturme  am  folgenden  Lage  Ruder- 
havarie erlitten.  Nachdem  der  Dampfer  drei  Tage  lang  steuerlos  ge- 
trieben sei,  sei  es  am  20.  Jult  gelungen,  ein  Notruder  fertigzustellen. 
Da  jedoch  mit  Rücksicht  auf  die  Schiffshavarie  und  die  noch  lieträcht- 
liche  Entfernung  bis  Nikolajewsk  die  Fahrt  nach  dem  ursprünglichen 
Bestimmungshafen  unausführbar  erschienen  sei,  so  habe  man  am  selben 
Tage  (die  Mittagsposition  des  Schiffes  sei  26"  45'  nördlicher  Breite 
und  131"  35'  östlicher  Länge  ge>xesen)  z>x'ischen  5  und  8  Uhr  nach- 
mittags in  einem  Schiffsrate  der  Offiziere  beschlossen,  nach  Shanghai  zu 
gehen.  In  Ausführung  diese?  Beschlusses  sei  das  Schiff  drei  weit  r. 
Tage  gt^fahren  und  habe  zirka  25Ü  Seemeilen  /urückL^cl-gi.  Als  es 
am  23.  disM-lhen  .Wonat^,  nachmittags  /wischen  1  und  4  Uhr  unvtcit 
der  Okinaxxa-Inseln  infolge  neuerdings  erlittenen  Sehadens  am  Notrude-r 
bewegungsunfähig  geworden  sei,  habe  es  durch  Signale  von  der  Signal- 
station bei  Kap  Kiamu  Hilfe  erbeten  und  sei  am  24.,  5  Uhr  nachmittags, 
von  dem  Dampfer  „Futami  JWaru*'  in  den  Hafen  von  Naha  eingeschleppt 
worden.  Während  der  Dampfer  dort  vor  Anker  gelegra  habe,  sei  er 
am  26.  dessellien  JVlonats  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Nippon 
Maru"  aufgebracht  worden.  Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer 
sei  mithin  keineswegs  auf  der  Fahrt  nach  Nikolajewsk  aufgebracht 
worden.  Vielmehr  sei  der  Verlauf  der  gewes  -n.  daß  der  Dampfer  die 
Reise  dorthin  längst  .iufL;('!:,'ebcn  gehabt,  von  der  I  ahrt  nach  Shant^hai 
bereits  250  Seemeilen  zurückgelegt,  Naha  als  Nothafen  ang  laufen  und 
daselbst  vor  Anker  gelegen  habe,  als  er  autgehraelit  worden  sei.  Nach 
völkerrechtlicher  Praxis  unterliege  jedoch  ein  Sehiff,  das  mit  der  Ab- 
sicht, dem  Feinde  K(Miterbande  zuzuführen,  ausgeiainen  .sei,  nicht  der 
F'inzichuag,  wtnn  es  während  der  1  ahn  seine  Absicht  ändere  und  den 
Transport  der  Konterbande  auf^be.  Aus  diesem  Grunde  müsse  das 
zur  Verhandlung  stehende  Schiff  ganz  fraglos  freigegeben  werden. 

Im  Urteil  der  ersten  Instanz  sei  die  im  Vernehmungsprotokoll 
aufgezeichnete  Aussage  des  Kapitäns  Rein  hold  Richter  „wenn  sich 
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<iie  Reparatur  des  Dampfers  in  Okinawa  hätte  bewerkstelligen  lassen, 
so  vcäre  er  nach  Nikolaiewsk  gefahren",  angezogen  und  auf  Orund 
derselben  die  Fahrt  nach  Shanghai  als  Ausflucht  angesehen  \xorden. 
Daß  sich  jedoch  der  Dampfer  vtirklich  auf  der  Fahrt  narh  Shmcj^hai 
befunden  habe,  dafür  spreche  die  effektive  Tatsache,  daß  er  drei  läge 
lang  den  Kurs  auf  Shanghai  genommen  und  bereit?  annähernd  250 
Seemeilen  -/urückgelcj^t  habe.  Die  als  Aussage  des  Kapitäns  in  dem 
Vcrnchmun^sprotokoll  verzeichneten  Antraben  entsprächen  nicht  den 
iaisaciicn  und  seien  nicht  von  ihm  geäußert  worden.  Der  Kapitän 
habt  gegen  diese  unsinnige  Aussage  schon  in  der  ersten  Instanz  pro- 
testiert; vermutlich  beruhe  sie  auf  einem  Mißverständnis  des  Dolmetschers. 
Aber  selbst,  wenn  der  Kapitän  ausgesagt  haben  sollte,  er  würde  nach 
Nikolajewsk  gegangen  sein,  so  müsse  man  doch  angesichts  klaren  Gegen- 
beweises» der  darin  liege,  dafi  er  tatsächlich  nach  Shangh^  umgekehrt 
sei,  nach  den  Grundsätzen  der  Beweisaufnahme  diese  Tatsachen  als 
Beweis  gelten  lassen  und  jene  Aussage  vcn«erfen.  Dies  umsomehr, 
als  auch  in  dem  Schiffsjournal,  welches  nicht  unter  dem  Verdacht  nach- 
träf^licher  Fälschung  stehen  könne,  da  es  von  dem  die  Aufbringung 
bewirkenden  Offizier  beschlagnahmt  worden  sei,  sich  ausdrücklich  die 
Autzeichnung  finde,  daß  die  Schitfsoftiziere  am  20.,  nachmittags 
zwischen  5  und  8  Uhr,  Schiffsrat  abgehalten  und  einstimniit^  beschlossen 
hätten,  nach  Shanghai  m  gehen.  Von  einem  derartigen  Beschluß  aber 
könne  der  Kapitän,  falls  nicht  neue  Hindernisse  einträten,  nicht  eigen- 
mächtig abgehen.  Jedoch  euimal  angenommen,  dafi  die  im  Vernehmungs^ 
Protokoll  aufgezeichnete  Aussage  des  Kapitäns  durchaus  beweiskräftig 
^i,  so  könne  man,  wenn  man  die  ganze  Vernehmung  genau  lese,  sie 
nur  in  dem  Sinne  interpretieren,  dafi  die  Reise  nach  Nikolajewsk  tat- 
sächlich aufgegel)en  gewesen  sei.  Es  heiße  nämlich  in  dem  Protokoll : 
Falls  sich  die  Reparatur  in  Okinawa  hätte  bewerkstelligen 
lassen,  würde  man  nach  Nikolajewsk  gegangen  sein;  da  je- 
doch an  dem  Platz  kein  Schmied  ausfindig  zu  machen  ge- 
wesen sei,  so  habe  man  beschlossen,  nach  Nagasaki  zu  gehen. 
Diese  Worte  besagten  doch,  daß.  weil  die  Reparatur  in  Okinawa  nicht 
tunlieh,  die  Reise  nach  Nikolajewsk  unmöglich  gewesen  sei.  Im  übrigen 
seien  sie  eine  Antwort  auf  die  1  raü;e  des  mit  dem  Fall  beauitragteii 
Rats:  „was  er  zu  tun  beabsichtigt  habe,  wenn  die  Reparatur  in  Okinawa 
fertiggestellt  worden-  wäre",  d.  h.,  auf  eine  Frage,  welche  einen  zu- 
künftigen Fall  annehme.  Demnach  sei  die  Aussage,  sozusagen,  eine 
bedingte  gewesen,  die  nicht  geeignet  sei,  die  Tatsache  der  wirklich 
angetretenen  FahTt<^ach  Shanghai  und  die  in  dem  Schiffsjournal  auf- 
gezeichneten Tatsachen  zu  entkräften. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanwalts  beim  Prisen- 
gericht zu  Sasebo,  Yamamoto  Tatsurokuro,  sind  folgende: 
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Der  zur  Verhandlung  stehende  Dainpier  „Lydia"  stehe  im  Eigentum 
der  offenen  Handelsgesellschaft  Theodor  &  F.  Eimbcke  und  der 
Kommanditgesellschaft  H.  Wilhelm  Dieckmann  jr.  Der  beiden 
Gesellschaften  angehörige  Dieckmann  jr.  habe»  ohne  eines  be- 
sonderen Chartervertrags  zu  bedürfen,  ausdrücklich  einen  Chartervertrag 
abgeschlossen.  Er  habe  bei  der  Ausfahrt  von  Hamburg  zwei  Ladungs- 
verzeichnisse ausgestellt,  von  denen  das  eine  auf  Hongkong,  das  andere 
auf  Nikolajevcsk  lautete,  habe  das  letztere  per  Post  nach  Hongkong 
geschickt  und  dadurch  vermeiden  w  olk  n,  daß  das  Schiff  vom  japanischen 
Oesch\x-ader  aufc^chnicht  würde.*  ür  habe  L^eplant,  Kricjjfskontrrb.itule 
nach  dem  fcindliehfri  ilak-n  Nikolajexxsk  zu  betördern,  und  wenn  er 
auch  infolge  eines  unerwarteten  liiiidn  iiisscs  seinen  Plan  nicht  habe 
ausführen  können,  so  könne  dieser  Uni>tand  dennoch  die  Tatsache  de> 
Transports  von  Krieprskonti  rbande  nicht  auslöschen.  Die  Einziehung^ 
von  Schilf  und  Ladung  im  halle  der  Zuluhr  von  Krieg.skonterbande 
an  den  Feind  beschränke  sich  kdneswegs  auf  den  Fall,  wo  anzunehmen 
sei,  daß  der  Transport  ohne  Hindemisse  hätte  ausgeführt  werden 
können.  Vielmehr  müsse  ein  Schiff,  das  zum  Zwecke  des  Transports 
von  Konterbande  ausgefahren  sei  und  in  einem  Sturm  Havarie  erleide, 
auch  während  es  umhertreibe,  oder  Zuflucht  suche,  als  auf  der  ursprüng- 
lich beabsichtigten  Fahrt  befindlich  erachtet  werden. 

Die  Reklamanten  versuchten  mit  der  Tatsache,  daß  das  Schiff, 
nachdem  es  in  einem  Sturme  Ruderhavarie  erlitten,  auf  dem  Wege 
nach  Shanghai  gewesen  sei  und  bei  Kap  Kiamu  um  Hilfe  gebeten 
habe,  darzutun,  daß  es  seine  Reise  aufgegeben  gehabt  habe.  Dies  offen- 
bare jedoch  vielmehr  die  Absicht,  den  Schaden  zu  reparieren,  be- 
ziehungsweise der  Seenot  einstweilen  zu  entgehen  und  nachher  die  Reise 
fortzusetzen.  Als  Beweis  dafür,  daß  die  Reise  aufgegeben  gewesen  sei, 
könnten  diese  Tatsachen  dagegen  nicht  angesehen  vcerden,  zumal  der 
Kapitän  klar  und  deutlich  niiscresagt  habe,  nach  Ausbesserung  der 
Schäden  hätte  er  direkt  nach  dem  ursprünglichen  Bestimmungshafen 
NikoJajewsk  gehen  wollen. 

Die  Reklamanten  argumentierten  ferner, 

wenn  man  die  Vernehmung  des  Kapitäns  genau  lese,  so  könne 

I  man  sie  nur  in  dem  Sinne  interpretieren,  daß  die  Reise  nach 

Nikolajevcsk  tatsächlich  aufgegeben  gewesen  sei.  Es  heiße 
nämlich  im  Protokoll:  „falls  sich  die  Reparatur  in  Okinawa 
hätte  bewerkstelligen  lassen,  würde  man  nach  Nikolnicvcsk 
gegangen  sein;  da  jedoch  an  dtni  Plat/c  krin  Schmied  aus- 
findic:  zu  machen  gewesen  sei,  so  habe  man  beschlossen, 
na(  Ii  Nau^a^ki  zu  gehen".  Erwäge  man  nun,  daß  die  Repa- 
ratur tatsächlich  in  Okinav.a  unniöglich  gevtesen  sei,  so  werde 
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durch  die  Aussage  die  tatsächliche  Sachlage  bestätigt,  daft 
man  bestimmt  nicht  nach  Nikolajevsk  habe  gehen  wollen. 
Indessen,  wenn  auch  der  Schaden,  den  der  Schiffskörper  erlitten  ge- 
habt habe,  noch  so  groß  gewesen  wäre,  so  daß  das  Schiff  absolut  nicht 
nach  Nikolajewsk  hätte  gehen  können,  so  könne  man  daraus  noch  nicht 
folgern,  daß  es  die  Zufuhr  von  Konterl)ande  aufgegeben  habe.  Stehe 
doch  ausdrücklich  in  den  Konnossementen,  daß  der  Kapitän,  falls  er 
infolge  von  Unwetter  oder  aus  einem  andern  Grunde  verhindert  sein 
sollte,  die  l.adung  auf  seinem  Schiffe  7ii  heffirdern,  die  i'Flicht  habe, 
dir  (ifitcr  auf  ein  anderes  Schiit  iini/uiaden,  oder  sich  mit  einem 
Schlepper  nach  dem  Bestimmungshafen  schleppen  zu  lassen,  l'brigens 
sei  auch  der  Schaden,  den  das  Schiff  genomiiitn  habe,  gerink;,  .\ic  v<ohl 
nach  Behauptung  der  Reklamanten  die  Reparatur  so  lange  Zeit  in  An- 
spruch nehmen  würde,  daß  das  Schiff  den  Bestimmungshafen  nicht 
vor  seiner  Vereisung  hätte  erreichen  können.  Was  schließlich  den  ein- 
stimmigen Beschluß  der  Schiffsoffiziere,  nach  Shanghai  zu  gehen,  an- 
lange, so  habe  dieser  Hafen  nur  als  Nothafen  angelaufen  werden  sollen; 
ebenso  habe  man  Kap  Kiamu  nur  um  Beistand  angesprochen  und 
Okinawa  angelaufen,  um  das  Ruder  zu  reparieren.  Diese  Tatsachen 
i^eien  jedoch  nicht  das  geringste  Anzeichen  dafür,  daß  die  ursprüng- 
liche Reise  des  Schiffes  aufgegeben  worden  Sv^i.  Wenn  daher  die  erste 
Instanz  in  der  l 'berzeiigung,  daß  es  sich  um  den  Transport  von  Kriegs- 
knnterbande  unter  Vorspiei^chrnp;  falscher  latsnehen  gehandelt  habe, 
das  Schitt'  einge/(),L,'en  habe,  so  sei  diese  tiusclieidung  wohl  gerecht- 
fertigt und  die  Berufung  der  Reklamanten  sei  daher  als  grundlos  zu  ver- 
sierten. 

Das  v()rlieL,rtride  Urteil  \xird,  vtie  folcft,  begründet: 
Nikolajewhk  befindet  bkh  im  MünciuiiLfsgebiet  des  Amur-1  hii»»es 
und  ist  gleichwie  Wladiwostok  einer  der  u  ichtig^.ten  Stützpunkte  im 
Rücken  der  Verteidigungslinie  der  die  Mandschurei  besetzt  haltenden 
russischen  Armee  gewesen.  Von  dem  Zeitpunkt  an,  wo  die  Kaiserliche 
Marine  den  Seeverkehr  nach  Wladiwostok  vollständig  abgeschnitten  hattet 
wurde  Nikolajewsk  zum  Einfuhrort  für  den  gesamten  russischen  Kriegs- 
bedarf. Dazu  kommt,  daß  Nikolajewsk  befestigt  war  und  daß  Kanonen- 
h(K)t{  und  Torpedoboote  dort  stationiert  waren.  Ferner  waren  in  Niko- 
lajewsk i-andtruppen  stationiert  und  es  vc  urde  tatsächlich  energisch  in 
Verteidigungszustand  gesetzt.  Unter  diesen  Umständen  i.st  es  klar,  daß 
die  I  achnig  des  Dampfers  ,,I.vdin",  nnter  weicher  sich  .Material  für 
den  Hau  und  die  Aufrüstung  von  Kriei^ssrhitfen  und  anderen  Schiffen, 
Maschinenöl,  Zvlinderol,  Wagens(  hmieröl,  .Wadiafett,  Fssiirsäure,  Schniier- 
kannen,  Zwi.schenlegeseheihen,  Handelten,  I  reibrivmen,  Sc  hinii'L,rel.  I  lanf- 
garn  -  alles  ücbrauchsviriikel  für  solche  Schiffe  —  und  Fro\iant,  w  ic 
2.  B.  Tafel-  und  anderes  Salz,  befand,  dem  Feind  für  dessen  Kriegs- 
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bedarf  zugeführt  werden  sollte  und  dementsprechend  als  Kriesskonter- 
bände  anzusehen  ist.  Wenn  ferner  die  Sache  äufierlich  so  arrangiert 
worden  ist»  daB  zur  Zeit  des  Antritts  der  Seereise  der  fX-yf^i^'*  <lcr 
H.  Wilhelm  Dieckmann  jr.  als  Charterer  des  Schiffs  und  als 
Verschiffe!  der  Ladung  erscheint,  so  ist  doch  im  Ladehafen  Hamburg 
die  ganze  Verladung  unter  der  Aufsicht  des  Faktors  Dreier  der  im 
Miteigentum  des  Schiffs  stehenden  offenen  Handelsgesellschaft 
F.  R  i  m  b  c  k  e  8:  C  o.  erfolgt  und  der  Empfänger  der  Ladung,  die  Firma 
Nobel  R:  Co.  in  Nikolaje\x'sk  ist  dns  im  Miteit^cnturu  des  Schiffs 
stehrndc,  unbeschränkt  haftende  Mitglied  der  Kommanditgcs -lUc  haft. 
Aus  dem  Umstand,  daß  der  Kapitän  den  Befehl  erhalten  hatte,  nach 
seiner  Ankunft  am  Bestimmungshafen  die  Schiffsflagge  des  Ladungs- 
empläiigers  zu  setzen,  geht  klar  hervor,  dali  die  Seereise  des  Schiffes 
mit  der  Absicht  der  Beförderung  der  Kriegskonterbande  im  gemein- 
schaftlichen Interesse  der  Miteigentümer  des  Schiffes  unternommen 
wurde.  In  einem  der  Konnossemente  steht  geschrieben,  das  Schiff 
habe  Ladung  für  Hongkong  eingenommen.  Der  Kapitän  behauptet 
zwar,  er  habe  bei  der  Abreise  aus  Hamburg  nicht  gewußt,  ob  das  Schiff 
nach  Nikolajewsk  bestimmt  sei  oder  wohin  sonst;  aber  andererseits 
hat  er  auch  erklärt,  die  beim  Eintreffen  des  Schiffs  in  Rußland  benötii^tcn 
Papiere,  nämlich  ein  Oesundheitspaß,  ausgestellt  von  den  Hamburgischen 
Poli/eihehördcn  so\xic  die  aiuloren  Konnossemente,  aus  denen  die  Ab- 
sicht, die  LadiHiL^  nach  Nikolajew sk  zu  befördern,  hervorgehe,  seien  am 
7.  April  also  vor  der  Abreise  de»  L)ampfer^,  711  Hamburg  aus- 

gestellt worden.  Hieraus  ergibt  sich,  daß  das  Schiff  vofi  Anfang  an 
nach  Nikolajevxsk  ini  russischen  Staatsgebiet  bestimmt  war,  daß  es  aber 
zunächst,  um  der  Aufbringung  durch  die  zwischen  Singapore  und  Hong- 
kong kreuzenden  Schiffe  der  Kaiserlich  Japanischen  Rotte  zu  entgehen, 
nur  Schiffspapiere  bei  sich  führte,  in  denen  Hongkong  als  Bestimmungs- 
hafen angegeben  war,  während  die  Konnossemente  und  der  Gesund- 
heitspaB,  in  denen  Nikolajewsk  als  Bestimmungshafen  angegeben  war. 
besonders  per  Post  gesandt  wurden,  um  dem  Schiff  erst  in  Hongkong 
ausgehändigt  zu  Vierden,  ein  l^bn,  der  offenbar  den  Zweck  hatte,  die 
Konterbandefahrt  zu  erleichtern.  Es  maß  daher  behauptet  werden,  daß 
das  Schiff  einen  Konterbandetransport  geplant  und  sich  dabei  betrüge- 
rischer Wittel  bedient  hat. 

Die  Reklamanten  behaupten,  das  zur  Verhandlnng  stehende  St  hiff 
sei  nicht  auf  der  Rei^e  nach  Nikolaje\xsk  aufgebracht  worden,  viehnehr 
habe  es  infolj^e  eines  laifims  einen  Schaden  am  Steuer  erlitten,  der  es 
veranlaßt  habe,  »eine  Ab.sicht,  nach  Nikolajewsk  zu  liehen,  aufzui^eben. 
Als  es  aber  auf  der  Rückfahrt  nach  Shanghai  schon  etwa  2ö()  Seemeilen 
zurückgelegt  habe,  sei  es  neuen  Schwierigkeiten  begegnet,  habe  daher 
Hilfe  angerufen,  um  den  Hafen  von  Naha  anlaufen  zu  können,  und  sei, 

m 


PilaeiigerichtmiitsclieldaBaM:  nl-yiUa". 


Abschnitt  VI«»» 


als  es  in  diesem  Hafen  veranlcert  gewesen  sei,  beschlagnahmt  worden. 
'  Selbst  wenn  daher  anzunehmen  wäre,  daß  es  ursprünglich  mit  der  Ab- 
sicht der  Beförderung  von  Kriegskonterbande  ausgefahren  sei,  so  habe 
es  doch  jedenfalls  diese  Absicht  aufgegeben,  und  die  Beschlagnahme 
des  Schiffes  nach  Aufgabe  der  Absicht  sei  rechtlich  unbegründet.  Aber 
in  dein  7iim  Be\x  eis  dieser  Behauptung  angezogenen  Schiffsjournal  steht 
nur,  das  Schiff  habe  wegen  des  Taifuns  und  >xegen  des  erlittenen  Ruder- 
schadens Shancrhai  als  Nothafen  anzulaufen  und  daher  den  Kurs  zu 
ändtin  bL^schlosscn.  hs  fehlt  aber  nicht  nur  an  irgend  einer  anderen 
Angabi-,  aus  welcher  hervorginge,  daß  das  Schiff  die  Absicht,  nach 
NikoiajcNxsIc  /u  fahren,  aufgegeben  hätte;  es  ist  vichmhr  cferadc  nach 
dieser  Eintragung  anzunehmen,  daß  das  Schiff  beabsichiigle,  seinen 
Schaden  in  Shanghai  reparieren  zu  lassen,  und  daß  es  doch  noch 
rechtzeitig  genug  aus  Shanghai  wieder  auslaufen  zu  können  hoffte, 
um  seinen  Bestimmungshafen  Nikolajewsk  noch  vor  dem  Zufrieren  zu 
erreichen.  Es  kann  also  nicht  behauptet  werden,  dafi  das  Schiff  in* 
folge  des  erlittenen  Seeschadens  seine  Absicht,  Kriegskonterbande  zu 
befördern,  aufgegeben  habe. 

Daß  auch  neutrale  Schiffe,  wenn  sie  eine  Einfuhr  von  Kriegs^ 
konterbande  vorgehabt  haben,  zusammen  nn't  der  Kriegskon terbande 
weggenomnit-n  werden  können,  ist  von  der  völkerrechtlichen  Wissen- 
schaft anerkannt.  Da  bei  der  in  Frage  stehenden  Reise  außerdem  auch 
noch  in  der  oben  dargestellton  Weise  betrügerische  Handlungen  be- 
gangen sind,  so  ist  es  gerechtfertigt,  daß  d.is  Urteil  der  ersten  Instanz 
auf  Einziehung  des  Schiffs  mit  Ladung  lautet,  und  die  Berufung  ist 
unbegründet. 

ts  vi'ird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgevciesen. 

Am  12.  März  1906  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  H.  Wilhelm  Dieckmann  jV..  Hamburg, 
Deutschland,  vertreten  durch  Rein  hold  Richter,  Führer  des 
Dampfers  „Lydia",  wohnhaft  in  Deutschland,  Bremerhaven,  Bürger- 
meister>Schmidtstraße  Nr.  107. 

P^zcBvertreter:  Rechtsanwalt  Ishibashi  Tomokichi, 
Nagasaki,  Togiyamachi  Nr.  41. 
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In  der  Prtsensache,  betreffend  die  an  Bord  des  deutschen  Dampfers 
„Lydia"  befindliche  Ladung  vird,  wie  folgt,  entschieden : 

Urteilsformel: 
Die  an  Bord  des  Dampfer«;  „Lydia"  l)efindlichen,  in  beigeheftetem 
Ladungsverzeichnis  aufgeführten  Guter  werden  eingezogen. 

Tatbestand  und  (jründe: 

Die  7iir  Verhindlung  stehenden  Güter  wurdrii  in  Hamburi:  auf 
deni  I)ani[)tcr  „Lydia"  ve^-^chlI'It,  verlicRen  am  6.  April  1Q05  dicken 
Halen  mit  Bestimmung  tür  Niivülajcu iiiul  vcurdcn  am  26.  Juü.  als 
der  Dampfer  in  Naha,  \x'eil  er  Krieo^skonterhande  führen  ->olltr,  von 
dem  japanischen  Kriegsschiff  „Nippon  Maru'  beschlagnahmt  vt'urde,  mit 
diesem  zusammen  beschlagnahmt. 

Die  obigen  Tatsachen  gehen  klar  hervor  aus  der  schriftlichen  Aus- 
sage  des  Kommandanten  des  Kriegsschiffs  ,,Nippon  Maru'^  Narikawa 
Ki,  aus  den  Vemehmungsprotokollen  des  Kapitäns  Rein  hold 
Richter,  des  ersten  Offiziers  Hans  Ostermann  vom  Dampfer 
,,Lydia",  aus  dem  Schiffszertifikat,  dem  Ladungsmanifest,  den  Konnossv-- 
menten,  dem  Logbuch,  dem  Chartervertrag  und  dem  Oesundheitspaß 
des  genannten  Dampfers. 

Die  Hauptpunkte  d^s  Vertreters  dci  Reklamation  sind  folgende: 

1.  Der  Dampfer  sei  nicht  auf  dt-r  1  ahrt  nach  Nikolajevcsk  beschlag"- 
nahmt  vcorden.  Kr  habe  vielmehr  weisen  Havarie  seine  R  -\>c  uich 
Nikolaieusk  aufgegeben  und  sei  bereit."»  2ö0  Seem  -ilen  nach  ShaiiL;tia' 
zurückgekehrt  ge\\e->en,  als  er  die  Signalstation  von  Kap-Kiamu  auf 
Okinawa  um  Hilfe  bat  und  in  den  Halen  von  N'alia  einfuhr.  Wahrend 
er  dort  vor  Anker  lag,  sei  er  beschlagnahmt  worden.  Selt>st  ange- 
nommen, der  Dampfer  habe  Konterbandeschiffahrt  betrieben,  so  habe 
er  doch  unterwegs  seinen  Plan  geändert  und  sein  Ziel  aufgegeben  und 
könne  deshalb  nicht  beschlagnahmt  werden. 

2.  Eine  Entscheidung  darüber,  ob  die  Fahrt  völkerrechtlich  als 
verboten  anzusehen  sei  oder  nicht,  könnte  nur  unter  Zugrundelegung 
der  gegen \x'ärtigen  Tatsachen  und  Umstände  getroffen  \xerden.  Auf 
bloße  Vermutung  zukünftiger,  noch  unbestimmter  Tatsachen  hin,  xcie 
z.  B.  daraufhin,  daß  der  Dampfer  nach  hertigstellunn;  seiner  Reparaturen 
die  einstweilen  unterbrochene  Fahrt  vrieder  nnft^rnommen  haben  würde, 
könne  eine  derartige  F.ntscheidunf^  rerhtni.iBiL(  nicht  gefällt  Vierden. 
Ani^enominen  aber,  die  Entscheitlung  entsprecht  dem  Rocht,  so  viärc 
cj>  doch  unmöglich  ge\xesen,  daß  der  Dampfer,  nachdem  er  in  Shanghai 
angekommen  wäre  und  seine  Reparaturen  be\x  erkstelligt  hätte,  früher 
als  am  15.  Oktober  Shanghai  hätte  verlassen  können.  Da  zu  dieser 
Zeit  die  See  schon  zugefroren  gewesen  sein  würde,  so  würde  der  Dampfer 
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seine  Reise  nach  NilcoUiewslc  erst  im  April  nächsten  Jahres  haben  aus- 
führen können.  Es  erübrige  sich,  gegenwärtig»  vo  der  Frieden  zwischen 
Japan  und  Rußland  bereits  geschlossen  und  die  Ratifikation  schon  ziem- 
lich sicher  sei,  darüber  Worte  zu  verlieren,  daß  eine  Beschlagnahme 
auf  Grund  von  Tatsachen,  die  erst  nach  dem  April  nächsten  Jahres 
.eintreten  könnten,  nicht  zu  rechtfertigen  sei. 

3.  Angenommen,  die  Vcrteidip^iingspunkte  zu  1  und  2  hätten  keinen 
Bestand,  so  seien  doch  die  an  Bord  des  zur  Verhandlung^  stehenden 
Dampfers  \erladenen  Cjüter  vorzugsvctise  landw irischattiiche  (ieräte; 
das  Bandeisen.  .Wasehinenöl,  die  Treibriemen  usw.  seien  alle  Zubehör 
der  landwirtschaftlichen  Geräte;  das  Küchi>alz  sei  für  die  Landlcutc 
besiimnit,  die  Sachen  seien  also  alle  nicht  für  den  Kriegsgebrauch  des 
Feindes  bestimmt,  daher  keine  Konterbande  und  könnten  nicht  einr 
gezogen  werden. 

4.  Es  befänden  sich  freilich  unter  der  Ladung  einige  Guter,  die 
nach  dem  Standpunkt  der  Regierung  Kriegskonterbande  wären;  ihre 
Verladung  sei  aber  ohne  Dolus  oder  Prämeditation  geschehen.  Da 
ferner  Schiffseigentümer  und  Ladungseigentümer  \  erschicdene  i^-rsonen 
wären,  so  erscheine  es  recht  unci  hillig,  nur  die  Kriegskonterbande  ein- 
zuziehen, die  übrige  Ladung  aber  freizulassen. 

Aus  diesen  Gründen  beantrage  er  die  Freilassung  der  zur  Ver- 
handlung stehenden  Ladung. 

Die  Hauptpunkte  der  Ansicht  des  Slaatäan\xalts  sind  folgende: 

Da  das  unter  der  zur  Verhandlung  stehenden  Laduns.;  betindiiehe 
Bandeisen,  Mai>ciiinenül,  die  Treibriemen,  das  Koch^alz  us«  .  nach  Niko- 
laievtsk  bestimmt  gewesen  seien,  so  wären  sie  Kriegskonterbande.  Da 
ferner  der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  bei  dem  Transport  dieser 
Kriegskonterbandegüter  sich  falscher  Angaben  bedient  habe  und  Schiff 
und  Ladung  derselben  Person  gehöre,  so  sei  die  ganze  Ladung  ein- 
zuziehen. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Was  die  unter  der  zur  Verhandlung  stehenden  Ladung  befindlichen 
Güter,  nämlich  Maschinenöl,  Zylinderöl,  Wagenfett,  Madiafett,  Essigsäure, 
Schmierkannen,  Zvcischenlegscheiben,  Bandeisen,  Treibriemen,  Schmirgel 
und  Hanfseile  angeht«  so  sind  sie  .\tatcrialien  zum  Bau  und  zur  Aus- 
rüstung von  Kriecfs-  und  Handelsschiffen;  das  Kochsalz  und  sonstige 
Salz  ist  ein  Nahrutii^^bmittel.  Der  Bestimmungsort  Nikolajevcsk  ist  zu- 
sammen mit  Wladiwostok  der  w  ichtiiif^te  Verteidigungspiinkt  des  russi- 
schen Kiistent^L-biet^ ;  naehdcni  seit  etwa  Juni  oder  Juli  IQOS  W'ladiw  o^tok 
von  der  Kaiscriieht-n  Kriegsflotte  von  dem  Seeverkehr  mehr  oder  weniger 
abgeschnitten  war,  diente  hauptsächlich  Nikolajewsk  als  Tor  und  Tür 
für  dk  Einfuhr  von  Kriegsbedarfsartiketn.  Aus  diesen  Tatsachen  mufi 
.geschlossen  werden,  dafi  die  genannten  Waren  für  den  Kriegsbedarf 
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des  Feindes  geliefert  werden  sollten  und  daß  sie  daher  Kriegskonter' 
bände  sind.^) 

Die  Güter,  welche  nicht  Kriegskonterbande  sind,  sind  ebenso  wie 
alle  andern  von  den  Reklamanten  an  die  Firma  Noebel  &  Co.  ver- 
schifft \xorden.  Da  demnach  die  Konterbandegüter  und  die  unverfäng- 
liche Ladung  demselben  Eigentümer  gehören,  so  ist  die  gesamte  Ladung 

einzuziehen.  -) 

Der  Prozeßvertreter  behaiiptel,  der  zur  Verhandhincj  stehende 
Dampfer  habe  seine  Reise  nach  Nikolaiewsk  aufgegeben  ;][Lhabt;  an- 
genommen aber,  er  habe  sie  nicht  aufgegeben  gehabt,  so  w  ürdc  er  doch 
wegen  seiner  Reparaturen  die  Reise  nicht  vor  dem  15.  Oktober  d.  J. 
haben  fortsetzen  können.  Zu  dieser  Zeit  sei  aber  das  Meer  bereits 
zugefroren,  so  daß  der  Dampfer  erst  nach  April  nächsten  Jahres  seine 
Reise  hätte  unternehmen  können.  Auf  eine  derartige  noch  völlig  un- 
bestimmte Tatsache  hin  das  Schiff  mit  Beschlag  zu  belegen,  sei  unrecht- 
mäßig. Dem  steht  entgegen,  daß  der  Kapitän  Reinhold  Richter 
auf  eine  Frage  des  Untersuchungsrichters  geantwortet  hat,  daß  er  nach 
Ausführung  einer  vorläufigen  Reparatur  in  Oldnawa  nach  Nikolajewsk 
weitergefahren  sein  würde,  woraus  klar  hervorgeht,  daß  der  Kapitän 
zur  Zeit  der  Beschlagnahme  seinen  Plan  nach  Nikolajevcsk  zu  fahren, 
nicht  aufgegeben  hatte.  Es  muß  als  ein  allgemeiner  Grundsatz  des 
Völkerrechts  angesehen  werden,  daß  ein  Schiff,  welches  Kriegskonter- 
hande  führt,  \i'enn  es  zur  Zeit  der  Aufhrini,ning  sein  Ziel  nicht  end- 
gültig aufgegeben  hat,  der  Aufbringung  unterliegt.  Daher  ist,  selbst 
wenn  wie  im  vorliegenden  halle  das  Schiff  nicht  in  der  Lage  war, 
die  Reise  wegen  seiner  Reparaturen  eher  als  nach  April  nächsten  Jahres- 
auszuführen,  in  der  Aufbringung  eine  Unrechtmäßigkeit  nicht  zu  finden. 
Dieses  um  so  weniger  als,  selbst  wenn  das  Schiff  nach  Shanghai  ge- 
fahren wäre  und  dort  In  Reparatur  gegangen  wäre,  eine  so  lange  Zeit, 
wie  der  Prozeßvertreter  behauptet,  dazu  nicht  erforderlich  gewesen  wäre 
und  der  Dampfer  sehr  wohl  vor  Zufrieren  der  nördlichen  Gewässer 
in  Nikolajewsk  hätte  eintreffen  können. 

Die  Behauptungen  des  Prozeßvertreters  sind  also  unbegründet^ 
und  es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  18.  Oktober  IQOö  im  Prisengericht  zu  Sasebo  im. 
Beisein  des  Staatsanwalts  Mizukami  Chojiro. 

(Unterschriften.) 


1)  IL  Ziffer  1  und  2.  —  V.  $  43. 

872 


PriMBgarlchtMiilieMiiiiiigeii:  „Lydli". 


AbMfanitt  Vi 


LaduDgsvcrzeichnis  des  Da^fers  „Lydia,**, 


No 

Art  der  Güter 

Anzahl  der 
Kolli 

Ablader 

EmnfMncTer 

1 

Dreschmaschinen  .    .  . 

4  Kolli 

H.  Wilh.  Dieck- 
mann^ Hamburg 

Noebel  &  Co.^ 
Nikolajewsk 

2 

Roßwerke  (Teile  von  land- 
wirtschaftl.  Maschinen) 

4  . 

II 

3 

Zahnräder  dazu   .   .  . 

4  , 

• 

4 

Eiserne  Stangen  dazu  . 

1  Veischl. 

5 

10  Kisten 

• 

6 

10 

7 

Mähmaschinenöl  .   .  . 

50  , 

» 

A 

8 

1000  Sack 

» 

9 

Zwanzig  Qetreidc- 

maschinen 

20  Kisten 

» 

• 

IQ 

m                  »        •     •  • 

2ü  verscnL 

■ 

1» 

11 

*                  •        •     »  • 

2u  Kisten 

1  o 

H                              I»              •         •  " 

lU  Hunde 

Zehn  Getreidemaschinen 

10  Kisten 

• 

14 

10  , 

• 

lO 

»  » 

10  n 

» 

1  c 

•  M 

10  , 

■ 

» 

1  / 

1»  » 

er    T>    „  J  ^ 

5  Bunde 

■ 

» 

1  ö 

"  » 

lu  Kisten 

1  o 

lü  VerscnL 

■ 

on 

•  • 

10  Kisten 

» 

Ol 

5  Bunde 

Zwei  ürasmaner  .  .  . 

2  Kisten 

» 

Zu 

o 

24 

2  Bunde 

* 

Vier  virasoianer  •  .  . 

4  K,isien 

* 

2b 

»         «        »  .  . 

27 

2  Bunde 

• 

28 

Sechs  Heurechen  .    .  . 

1  Kiste 

1» 

29 

»           j»  ... 

1  . 

>• 

»■ 

30 

•           I»        •   •  . 

6  Bunde 

»■ 

31 

»           »  ... 

6 

» 

32 

I»           •  ... 

1  Kiste 

• 

33 

n                   n             «      «  . 

1  » 

• 

34 

Eiserne  Reserveteile  .  . 

1  , 

35 

Fünfzehn  Getrcidemäh- 
und  Bundmaschlnen  . 

15  Kisten 

1^ 

36 

15  , 

15  St.  Radei 

»■ 

37 

• 

Ih 

38 

15  , 

»■ 

39 

3  Bunde 

»• 

40 

» 

2  . 

I» 

41 

m 

3  . 

» 
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No. 

Art  der  Gflter 

Anzahl  der 

Kolli 

Ablader 

Empftnger 

42 

Elf  Getieidemäh- 

11  Kisten 

if.  WiUi  Dieck- 

Noebel  &  Co  , 

maschinen 

niarin.iiarnburg 

Nikolaiewsk 

43 

P                                   0                   9          »          W  • 

11  n 

44 

P                                   •                   •          .          •  • 

11  Verseht. 

- 

45 

P                       H            •       •       »  • 

2  Bunde 

46 

fl                          ll              •        •        •  • 

1  Bund 

47 

w                       i>             •       •       »  • 

2  Bunde 

48 

»                n         •     •     •  « 

1  Bund 

49 

Sechs  Getr€ideTn3h- 

maschinen 

6  Kisten 

50 

p           II    *   *   ■  * 

6  . 

51 

ji           p    *   *   *  * 

6  Veischl. 

52 

V                          p        *        •        *  * 

1  Bund 

53 

1  , 

54 

H                        |i       •       «       »    1  • 

1  , 

65 

p                     II      *      *      *  * 

l  . 

56 

•                *     .     »     »  . 

1  • 

- 

- 

57 

1  . 

58 

Manila-Binde-Garn    .  . 

150  Ballen 

59 

Maschinenöl  .... 

300  Kisten 

60 

ZylinderOl  

49  , 

61 

62 

Kochsalz  

Treibriemen  

300  sacke 
1  Kiste 

<i3 

1  , 

64 

10  Fa6 

65 

500  Sack 

66 

Nägel  

1  Kiste 

67 

48  Kisten 

«8 

Schmirgelpapier   .   .  . 

2  Pack 

69 

1  Kiste 

70 

Putzwolle  

6  Ballen 

71 

üetr.  Pflanzen  .... 

1  Kiste 

72 

Papierbeutel  .... 

1  „ 

73 

Schmierkannen    .  .  . 

1  , 

74 

Stearinkerzen  .... 

200  Kisten 

75 

197  . 

76 

Drahtstifte  

165  , 

77 

Salz  

8943  Sack 

78 

Reservesacke  dazu  .  . 

1  Ballen 

79 

10  Kisten 

80 

81 

2  Kisten 

82 

Nlgel  

10  Fafi 

83 

Zwischenlegescheiben  . 

2  . 

84 

Kochsalz  

300  Sack 

85 

830  Bunde 

86 

SicherheltszOndiiaizer  . 

20  Kisten 

87 

Maschinenöl  .... 

100  , 

- 

• 

5^74 
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Art  der  Cfiter 

Anzahl  der 
Kolli 

Ablader 

Empfänger 

So 

50  Kisten 

H.  Wilh.  Dieck- 
niann,Haniburg 

Noebel  &  Co., 
NikolajewsK 

1000  Sack 

- 

• 

inj 

inadiaicll       •  ... 

0  Fall 

* 

Ol 

uraniDUrsien  .... 

1  Kiste 

• 

■ 

QO 

bieKinscne  1  ui|j;iocKeil  . 

0  Jxisten 

• 

Ol 

Siegellack  ...... 

1  Kiste 

y4 

ö  Kisten 

<if% 

cmaiiieg^cscnirr    .  . 

lo  f. 

hisenwaren  ..... 

1  Kiste 

• 

ü/ 

Essigsäure  

17  Kisten 

• 

• 

<lu 

^0 

Meßwcrkzeiii^^  .... 

1  Kiste 

* 

yy 

bcnmirgcliumen    .    .  . 

ö  Ballen 

• 

lfm 

1  Kisie 

iUl 

Eisenwaren  

I  II 

lUz 

n  ..... 

1  1. 

* 

J03 

3  Ballen 

IAA 

1  ivisie 

105 

1  , 

106 

Eisenwaren  ..... 

2  Kisten 

107 

Parfümerien  u.  Kataloge 

1  Kiste 

108 

Pfeifen  und  Tannenbaum- 
schmuck  usw.  .  .  . 

1  . 

Reklamant:  H.  Wilhelm  Dieckmann  in  iiamburg,  ver- 
treten durch  Rcinhold  Richter,  Führer  des  Dampfers  „Lydia", 
wohnhaft  in  Bremerhaven,  Bfir^nermdster-SchmidtstraBe  Nr.  107. 

ProzeBvertreter: Rechtsanwalt  Ishibashi  Tomoktchi  in 
Nagasaki,  Togiyamachi  Nr.  41. 

Am  18.  Oktober  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Sasebo  in  der 
Prisensache,  betreffend  die  an  Bord  des  am  26.  Juli  1905  ira  Hafen 
von  Naha  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Nippon  Maru"  aufge- 
brachten deutschen  [Kämpfers  „Lydia"  befindhche  Ladung,  ein  Urteil 
gefällt,  in  vtelchem  auf  Hinziehung  der  an  Bord  des  Dampfern  ..Lydin" 
bitiiullichcn,  in  dem  dem  IVteil  beigefügten  Ladungsverzeichnis  auf- 
geführten Güter  erkannt  w  orden  ist. 

(legen  dieses  Urteil  hat  R  e  i  n  h  o  I  d  R  i  i  h  t  c  r  ,  .als  \'ertrct  t  d  -s 
Reklamanten  H.  Wilhelm  Dieckmann,  durch  den  Kechtsanwait 
Ishibashi  Tomokichi  aU  Pro/iiU  1  rtrctr!  die  Berufung  eingelegt, 
Nxclchc  im  Hi-i>cin  des  Staat^anw aU^  l)v.  jur.  Ishiwatari  Binichi 
beim  Oberprisengericlu  ^eprült  worden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation 
sind  folgende: 

875 


Abschnitt  VI»» 


PrisenflerichtMntMbeidiuigen :  „Lydia". 


Es  verde  Aufhebung  des  Urteils  erster  Instanz  und  Freigabe  der 
gesamten  an  Bord  des  Dampfers  „Lydia"  verladen  gewesenen  Güter 
beantragt,  und  zvcar  aus  folgenden  Gründen : 

Der  iJampfer,  auf  dem  die  zur  Verhandlung  stehenden  üuur 
\erladen  c^exxcsen  seien,  sei  auf  der  Fahrt  nach  Nikolajewsk  am  16.  Juli 
100^  auf  offfncr  See,  27» 40'  nördlicher  Breite  und  131" 2'  östlicher 
Lan^c,  von  ciiieiii  schweren  IFnvtetter  betroffen  vcorden  und  habe  bei 
zuiichniciulciii  Sturme  nm  folL^i  ndcn  Tage  Ruderhavarie  erlitten.  Nach- 
dem der  Dampfer  drei   läge  lang  steuerlos  getrieben  sei,  sei  es  am 
20.  Juli  gelungen,  ein  Notruder  fertigzustellen.   Da  jedoch  mit  Rüclc- 
sicht  auf  die  Schiffshavarie  und  die  noch  beträchtliche  Entfernung  bis 
Nikolajewsk  die  Fahrt  nach  dem  ursprünglichen  Bestimmungshafen  un- 
ausführbar erschienen  sei,  so  habe  man  am  selben  Tage  (die  Mittags^ 
Position  des  Schiffes  sei  26»  45'  nördlicher  Breite  und  131«  35'  östlicher 
Länge  gevcesen)  zwischen  5  und  8  Uhr  nachmittags  in  einem  Schiffs- 
ratc  der  Offiziere  beschlossen,  nach  Shanghai  zu  gehen.  In  Ausführung 
dieses  Beschlusses  sei  das  Schiff  drei  weitere  Tage  gefahren  und  habe 
ca.  250  Seemeilen  T-urOckgeiegt.    Als  es  am  23.  desselben  Monats,  nach- 
mittags z\x  Ischen   1   und  4  ühr,  unweit  der  Okinavt  a-hisehi,  infolge 
neuerdings  erlittenen  Schadens  am  Notruder  bewegungsunfähig  ge- 
worden sei,  habe  es  durch  Signale  von  der  Signal^tation  bei  Kap  Kiamu 
Hilfe  erbeten  und  sei  am  24.,  5  Uhr  nachmittags  von  dem  Dampfer 
„I  utami  jMaru"  in  den  Hafen  von  Naha  eingeschleppt  worden.  Während 
der  Dampfer  dort  vor  Anker  gelegen  habe,  sei  er  am  26.  dessell)en  - 
Monats  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Nippon  Maru"  aufgebracht 
worden.  Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  sei  mithin  keines- 
wegs auf  der  Fahrt  nach  Nikolajewsk  aufgebracht  worden.  Vielmehr 
sei  der  Verlauf  der  gewesen,  daß  der  Dampfer  die  Reise  dorthin  längst 
aufgegeben  gehabt,  von  der  Fahrt  nach  Shanghai  bereits  250  Seemeilen 
zurückgelegt,  Naha  als  Nothafen  angelaufen  und  daselbst  vor  Anker  ge- 
legen habe,  als  er  aufgebracht  worden  sei.  Nach  völkerrechtlicher  Praxis 
unterliege  jedoch  ein  Schiff,  das  mit  der  Absicht,  dem  Feinde  Konter- 
bande zuzuführen,  ausgefahren  sei,  nicht  der  1  iii?'iehung,  wenn  es 
während  der  hahrt  seine  Absicht  ändere  und  den  Iransport  der  Konter- 
bande aufgäbe. 

Aus  dieseui  (irurule  müs;.e  die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung^ 
ebenso  \\  ic  da>>  Schiff  selbst,  freigegeben  Vi  erden. 

Im  Urteil  der  ersten  Instanz  sei  die  im  Vernehm ung^protokoU  auf- 
gezeichnete Aussage  des  Kapitäns  Reinhold  Richter  „wenn  sich 
die  Reparatur  des  Dampfers  in  Okinawa  hätte  bewerkstelligen  lassen, 
so  wäre  er  nach  Nikolajewsk  gefahren"  angezogen  und  auf  Grund  der- 
selben die  Fahrt  nach  Shanghai  als  Ausflucht  angesehen  worden.  Daft 
sich  jedoch  der  Dampfer  wirklich  auf  der  Fahrt  nach  Shanghai  be- 
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furtdeti  habe,  dafür  spreche  die  effektive  Tatsache,  daß  er  drei  Taj^e 
lang  den  Kurs  auf  Shanghai  genommen  und  bereits  annäliL-rnd  250 
Seemeilen  7uiiirkj^ek-g;t  habe.  Die  als  Aussage  des  Kapitäns  in  dem 
Vernehm iin^sprütokoll  ver/cichnek-n  Angaben  entsprächen  nicht  den 
Tatsachen  und  seien  nicht  von  ihm  geäußert  worden.  Der  Kapitän 
habe  gegen  diese  unsinnige  Aussage  schon  in  der  ersten  Instanz  pro- 
testiert; vermutlich  beruhe  sie  auf  einem  MiBverständnis  des  Dol- 
metschers.  Aber  selbst  wenn  der  Kapitän  ausgesagt  haben  sollte,  er 
würde  nach  Nikolajewsk  geg;angen  sein,  so  müsse  man  doch  angesichts 
klaren  Gegenbeweises,  der  darin  liege,  daB  er  tatsächlich  nach  Shanghai 
umgekehrt  sei,  nach  den  Grundsätzen  der  Beweisaufnahme  diese  Tat- 
sachen als  Beweise  gelten  lassen  und  jene  Aussage  verwerfen.  Dies  um 
n  mehr,  als  auch  in  dem  Schiffsjournal,  welches  nicht  unter  dem  Ver- 
dacht nachträglicher  Fälschung  stehen  könne,  da  es  von  dem  die  Auf- 
bringung bewirkenden  Offizier  beschlagnahmt  worden  sei,  sich  aus- 
drücklich die  Aufzeichnung  finde,  daß  die  SchiffsoffiTiiere  am  20.,  nach- 
mittags 7wischen  5  und  8  Uhr,  Sehiffsrat  abgehalten  und  einstimmig 
beschlossen  hätten,  nach  Shanghai  zu  gehen.  Von  einem  derartigen 
Beschluß  aber  köni  i;  ctr  Kapitän,  falls  nicht  neue  Hindernisse  einträten, 
nicht  eigenmächtig  abgehen;  jedoch  einmal  angenommen,  dafi  die  im 
Vemehmungsprotokotl  aufgezeichnete  Aussage  des  Kapitäns  durchaus 
beweiskriftig  sei,  so  könne  man,  wenn  man  die  ganze  Vernehmung  ge- 
nau lese,  sie  nur  in  dem  Sinne  interpretieren,  daß  die  Reise  nach  Niko- 
laiewsk  tatsächlich  aufgegeben  .gewesen  sei.  Es  heiße  nämlich  in  dem 
Protokoll: 

falls  sich  die  Reparatur  in  Okinawa  hätte  l>ewerkstelligen 

lassen,  würde  man  nach  Nikolajevt^k  gegangen  sein;  da  je- 
doch an  dem  Platz  kein  Schmied  ausfindig  zu  machen  ge- 
wesen sei,  so  habe  man  besrhiossen,  nach  Nagasaki  zu  gehen. 
Diese  Worte  besagten  jedoch,  daß,  \xeil  die  Reparatur  in  Okinawa  nicht 
tunlich,  die  Reise  nach  Nikolajewsk  unmöglich  gewesen  sei.  Im  übrigen 
seien  .sie  eine  Antwort  auf  die  hragc  ues  mit  dem  Fall  beauftragten 
Rats:  „was  er  zu  tun  beabsichtigt  habe,  wenn  die  Reparatur  in  Okinawa 
fertiggestellt  worden  wäre",  d.  h.  auf  eine  Frage,  die  einen  zukünftigen 
Fall  annehme.  Demnach  sei  die  Aussage,  sozusagen,  eine  bedingte  ge- 
wesen, die  nicht  geeignet  sei,  die  Tatsache  der  wirklich  angetretenen 
Fahrt  nach  Shanghai  und  die  in  dem  Schiffsjournal  aufgezeichneten 
Tatsachen  zu  entkräften. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanwalts  beim  Prisen- 
gericht zu  Sasebo,  Yamamoto  Tatsurokuro,  sind  folgende: 

Die  Angaben  des  Kapitäns  auf  die  Frage  des  mit  der  Untersuchung 
beauftragten  Rates  der  ersten  Instanz,  wie  er  bcweiNcn  könne,  daß  die 
Fahrt  nach  Nikolajewsk  aufgegeben  gewesen  sei,  erbrächten  diesen  Be- 
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weis  nicht  im  geringsten;  vielmehr  täten  sie  dar,  daß  die  Absicht  be> 
standen  habe,  den  Bestimmungshafen  Nikolajewsk  auf  die  eine  oder 
andere  Weise  zu  erreichen.  Was  die  Rückfahrt  nach  Shanghai  an-^ 
gehe,  so  sei  es  iclar,  daß  man  vcegen  schweren  Un>x'etters  diesen  Hafen 
lediglich  vorübergehend  als  Nothafen  anlaufen,  nach  Ankunft  sofort  das 
Ruder  reparieren  und  die  Reise  haben  fortsetzen  \xolien.  Demnach  sei 
die  Behauptung,  die  Rei^e  sei  aufges^ahen  gewesen,  hinfällig. 

Der  Reklnnumt  behaupte  ferner. 

das  erstitislanzliche  L'rteil  sei  uni^eset/Iich,  da  es  sich  auf 
die  im  Vernehm ungsproiokoll  auf>^e/eiehnete  Au>sai,H-  (i  -> 
Kapitäns  Rciuhüld  Richter  .,\\enn  sich  die  Reparatur 
des  Dampfers  in  Okinawa  halte  bewerkstelligen  lassen,  so 
wäre  er  sogleich  nach  Nikolajewsk  gefahren''  stütze,  die  Tat- 
sache jedoch,  daß  das  Schiff  bereits  auf  dem  Wege  nach 
Shanghai  gewesen  sei,  völlig  außer  acht  lasse. 
Die  erste  Instanz  habe  jedoch  die  Tatsache,  daß  das  Schiff  nach  Shang- 
hai umgekehrt  sei,,  nicht  verneint.  In  dem  Tatbestand  des  Urteils  heiße 
es  vielmehr: 

Vom  16.  desselben  Monats  aei  der  Dampfer  in  einen  Taifun 
ijeraten.  infolgedessen  er  am  17.  sein  Ruder  gebrocherr 
habe.  Während  der  Dampfer  auf  der  See  umhergetrieberi 
sei,  habe  man  am  20.  ein  Notruder  fertiggestellt  und  be- 
schlossen, nach  Nagasaki  als  Nothafen  zu  fahren.  Da  aber 
das  Ruder  nicht,  \\  ie  erw  artet,  operiert  habe,  und  die  hahrt 
nach  Nikolaje>xsk  nicht  möghch  gewesen  sei,  so  habe  man 
beschlossen,  Shanghai  als  Nothafen  anzulaufen.  Als  der 
Dampfer  am  23.  d.  M.  in  die  Nähe  der  Hauptinsel  Okinawa 
gekommen  sei,  habe  er  das  Ruder  wieder  gebrochen,  und 
das  Schiff  habe,  weil  es  bewegungsunfähig  gewesen  seir 
seine  Fahrt  nach  Shanghai  aufgegeben  und  die  Signalstation. 
von  Kap  Kiamu  auf  der  genannten  Insel  um  Hilfe  angehen 
müssen  usw. 

Danach  habe  das  Urteil  wohl  anerkannt,  daß  das  Schiff  nach  Shang- 
hai umgekehrt  gewesen  sei.  Nicht  dagegen  habe  es  angenommen,  da5 
die  Fahrt  nacfi  Nikolajewsk  aufgetrieben  gewesen  sei,  derui  der  Kapitän 
habe  über  diesen  Punkt  klar  ausgesagt,  daß  er.  wenn  die  Reparatur  des 
Ruders  aufgeführt  ge\\"e.sen  wäre,  sogleich  nach  Nikolajewsk  weiter- 
gelahren  wäre.  Man  könne  nicht  sciilechthin,  wenn  ein  Schiff  auf  der 
Reise  einem  Taifun  begegne,  vorübergehend  wegen  Seenot  nach  dem 
nächsten  Hafen  umkehre  oder  von  einem  anderen  Schiffe  Beistand  er- 
bitte, unmöglich  die  Absicht  unterstellen,  daß  es  damit  die  Reise  nach 
I  seinem  Bestimmungshafen  aufgebe.  Im  Oegenteil  müsse  man  ganz  natur- 
gemäß die  Absicht  unterstellen,  daß  das  Schiff  nach  Beseitigung  der 
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Hindernisse  seine  Reise  wiederum  aufnehmen  wolle.  Infolgedessen  sei 
auch  dieser  Punkt  der  Berufung  hinfällig.  • 

Der  Reklamant  behauptet  ferner, 

wenn  man  die  Aussage  dcb  Kapitäns  „falls  sich  die  Reparatur 
in  Okinawa  hätte  bewerkstelligen  lassen,  würde  man  nach 
Nikolajewsk  gegangen  sein;  da  jedoch  an  dem  Platze  kein 
Schmied  ausfindig  zu  machen  gewesen  sei,  so  habe  man  be- 
schlossen,  nach  Nagasaki  zu  gehen",  prüfe,  und  erwäge,, 
daß  die  Reparatur  in  Okinawa  tatsächlich  unmöglich  ge» 
wesen  sei,  so  besagten  die  Worte  des  Kapitäns,  daß  man 
nicht  nach  Nikolajewsk  habe  gehen  können.    Die  Aussage 
könne  daher  nur  in  dem  Sinne  interpretiert  werden,  dafi  die 
Reise  nach  Nikolajewsk  tatsächlich  auff^eiL;:eben  irexxesen  sei. 
Nach  den  Aufzeichnuncjcn  itii  Schiffstacrebnrhe  und  tk-n  Aussagen  des 
Kapitäns  und  der  Schiffsotti/iere  sei  dagegen  die  Sachlage  folgende  ge- 
wesen: Man  habe  in  einem  Sturme  Ruderhavarie    -rlitten  und  nach 
Anbringuntif  eines  Notruders  im  nachstrn  Hafen,  nanilieh  .Nagasaki,  Zu- 
flucht suclien  w  ulleii,  habe  jedoch  infolge  der  Wetterverhältnisse  diese 
Absicht  aufgegeben.   Sodann  habe  man  beschlossen,  nach  Shanghai 
zu  gehen,  habe  jedoch  untenx  egs  von  neuem  an  dem  Ruder  Havarie 
erlitten  und  infolgedessen,  da  man  weder  vorwärts  noch  rückwärts  weiter 
konnte,  nunmehr  auch  diese  Reise  aufgegeben.  Darauf  habe  man  bei 
Kap  Kiamu  um  Beistand  gebeten,  sei  von  der  „Futami  Maru"  in  den 
Hafen  von  Naha  eingeschleppt  \c  orden  und  habe  beabsichtigt,  nach 
Reparatur  des  Ruders  nach  Nikolajewsk  zu  gehen.  Da  jedoch  an  dem 
genannten  Platze  ein  für  die  Ruderreparatur  geeigneter  Schmiedehand- 
werker nicht  ausfindig;  zu  machen  (gewesen  sei,  so  habe  der  Kapitän 
erwo|^'en,  ob  er  nach  Nagasaki  gehen  und  dort  die  Reparatur  vornehmen 
lassen  solle.  Während  er  sich  mit  diesem  Plane  L^etragen  habe,  sei  das 
Schiff  autVebracht  worden.    In  AnsehiuiL,'  dieser  Tatsachen  stehe  es 
ganz  außer  Zweifel,  dali  das  Schiff  unverzüglich  die  ursprünglich  beab- 
sichtigte Reise  fortgesetzt  hatien  würde,  wenn  es  gelungen  wäre,  in 
Nagasaki  das  Ruder  reparieren  zu  lassen.  Von  welcher  Seite  man  auch 
immer  die  Sache  ansehe,  so  müsse  man  doch  als  feststehende  Tatsache 
erkennen,  daß  zur  Zeit  der  Aufbringung  des  Dampfers  die  Absicht 
bestanden  habe,  die  ursprünglich  geplante  Reise  auszuführen,  und  daß 
diese  Reise  nur  vorübergehend  unterbrochen  gewesen  sei.  Wenn  da- 
her die  erste  Instanz  entschieden  habe, 

daß  ein  bei  dem  Transport  von  Kriegskonterbande  betroffenes 
Schiff,  falls  es  zur  Zeit  der  Aufbringung  seine  Absicht  nicht 
absolut  aufcfci^eben  habe,  einzuziehen  sei,  und  zwar  zufolge 
einer  allgemein  anerkannten  ReL,'cl  d^-^  XOlkcrrechts  usw., 
so  besteht  diese  tntscheidung  völlig  zu  Recht.  Da  somit  die  Berufung 
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auch  in  diesem  Punkte  der  Begründun^r  entbehre,  so  beantrage  er 
Abweisung  derselben. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  >x'ie  folgt,  begründet: 
Nikolajevt'sk  befindet  sich  im  Mündungsgebiet  des  Amur-Flusses 
und  ist  gleich  xxie  Wladivc  ostok  einer  der  wichtigsten  Stützpunkte  im 
Rücken  der  VcrtLidif^uiiiTslinie  der  die  Mandschurei  besetzt  haltenden 
russischen  Armee  ge\\■e^en.  Von  dcni  Zeitpunkt  an,  wo  ilic  Kaiser- 
liche Marine  den  Seeverkehr  nach  Wladiw  o^tok  volistiiiidiiT  abijjc»chnitten 
hatte,  wurde  Nikolaje\)k zum  tintuiirorl  für  den  gesamten  russischen 
Kriegsbedarf.  Dazu  kommt,  daß  Nikolajewsk  befestigt  war  und  daß 
Kanonenboote  und  Torpedoboote  dort  stationiert  waren.  Femer  waren 
in  Nikolajewsk  L^ndtruppen  stationiert  und  es  wurde  tatsächlich  energisch 
in  Verteidigungszustand  gesetzt.  Unter  diesen  Umständen  ist  es  klar, 
dafi  die  Ladung  des  Dampfers  „Lydia",  unter  welcher  sich  Material  für 
den  Bau  und  die  Ausrüstung  von  Kriegs-  und  anderen  Schiffen,  Ma- 
schinenöl,  Zylinderöl,  Wagenschmieröl,  Madiafett,  Essigsäure,  Schmier- 
kannen, Zwischenlegescheiben,  Bandeisen,  Treibriemen,  Schmirgel,  Hanf- 
garn —  alles  Gebrauchsartikel  für  solche  Schiffe  —  und  Proviant,  \^ie 
z.  B.  Tafel-  und  anderes  Salz,  befand,  dem  Feind  für  dessen  Kriegsbedarf 
zugeführt  Vierden  sollte  und  dementsprechend  als  Kriegskonterbande 
anzusehen  ist.  Was  die  übrigen  Waren  anlangt,  so  sind  sie  zwar  nicht 
Kriegskonterbande,  da  sie  jedoch,  ausweislich  des  liidetnanifestcs,  ebenso 
wie  die  oben  angeführte  Konterbandt:,  im  lagentum  der  Firma  Noebel 
6e  Co.  stehen,  so  unterliegen  die  sämtlichen  zur  Verhandlung  stehenden 
pcter  der  Wegnahme. 

Der  Reklamant  behauptet,  das  Schiff  „Lydia",  das  mit  den  frag- 
lichen OÖtem  befrachtet  war,  sei  nicht  auf  der  Reise  nach  Nikolajewsk 
aufgebracht  worden,  vielmehr  habe  es  infolge  eines  Taifuns  einen  Schaden 
am  Steuer  erlitten,  der  es  veranlaßt  habe,  seine  Absicht,  nach  Niko- 
lajewsk zu  fahren,  aufzugeben.  Als  es  aber  auf  der  Rückfahrt  nach 
Shanghai  schon  etwa  250  Seemeilen  zurückgelegt  gehabt  habe,  sei  es 
neuen  Schwierigkeiten  begegnet,  habe  daher  Hülfe  angerufen,  um  den 
Hafen  von  Naha  anlaufen  zu  können,  und  sei,  als  es  in  diesem  Hafen 
verankert  gewesen  sei,  beschlagnahmt  worden.  Selbst  wenn  daher  an- 
zunehmen wäre,  daß  es  ursprünglich  mit  der  .Absicht  der  Beförderung 
von  Kriegskonterbande  ausgefahren  sei,  so  habe  es  doch  jedenfalls  diese 
Absicht  aufgegeben  und  die  Beschlagnahme  des  Schiffes  nach  Auf- 
gabi; der  Absicht  sei  rechtlicli  unbegründet.  Aber  in  dem  zum  Beweise 
dieser  Behauptung  eingezogenen  Schiffsjournal  steht  nur,  das  Schiff  habe 
wegen  des  Taifuns  und  wegen  des  erlittenen  Ruderschadens  Shanghai 
als  Nothafen  anzulaufen  und  daher  den  Kurs  zu  ändern  beschlossen. 
Es  fehlt  aber  nicht  nur  an  irgend  einer  anderen  Angabe,  aus  welcher 
hervorgeht,  dafi  das  Schiff  die  Absicht,  nach  Nikolajewsk  zu  fahren, 
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aufgegeben  hätte;  vielmehr  ist  gerade  nach  dieser  Eintragung  an- 
zunehmen, da6  das  Schiff  beabsichtigte,  seinen  Schaden  in  Shanghai 
reparieren  zu  lassen,  und  da&  es  doch  noch  rechtzeitig  genug  aus 

Shanghai  wieder  auslaufen  zu  können  hoffte,  um  si  inen  Bestimmungs- 
hafen Nikolajewsk  vor  dem  Zufrieren  zu  erreichen.  Ks  kann  also  nicht 
behauplel  werden,  claß  da^  Schiff  infolge  erlittenen  Seeschadens  seine 
Absicht,  Kriegskonterbande  zu  befördern,  aufgegeben  hat. 

Daß  auch  neutrale  Schilfe,  wenn  sie  eine  hinfuhr  von  Kriegskonter- 
bande vorgehabt  haben,  zusammen  mit  der  Kricg>i<onterbande  weg- 
genommen werden  können,  i5;t  von  der  völkerrechtlichen  Wissenschaft 
anerkannt.  ^)  Da  bei  der  in  I  rage  stehenden  Reise  außerdem  auch  noch  in 
der  oben  dargestellten  Weise  betrügerische  Handlungen  begangen  sind, 
so  ist  es  gerechtfertigt,  daß  das  Urteil  der  ersten  Instanz  auf  Einziehung 
der  zur  Verhandlung  stehenden  Güter  erkannt  hat,  und  die  Berufung 
ist  unbegründet. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden : 

Die  Berufung  wird  al>gewiesen. 
Am  12.  März  1906  im  Oberprisengericht 

(Unterschritten.) 


Reklamanten  I  Oceanic  Steamship  Company,  Vereinigte  Staaten  von 
Nordamerika,  San  Francisco,  vertreten  durch  den  Kapitän  des  Dampfers 
„Australia",  James  Rennie,  und  Lloyd,  England,  London,  vertreten 
durch  A.  O.  Morey  Weale,  Angehörigen  der  Firma  Cornes  6cCo., 
Yokohama,  ^'n^^'^^hitacho  Nr.  40. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Sato  Hakuai,  Yokohama, 
Honcho,  Sanchonio  Nr.  40. 

In  der  Prisensache,  betreffend  den  nordanurikanischcn  Dampfer 
„AustraUa",  wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung,  wie  ioigt,  ent- 
schieden: 

U  r  t  e  i  1  s  f  ()  r  m  e  1 : 
Ks  wird  auf  Wejjnahme  des  nordanierikanischen  Dampiers  „Au- 
stralia"  und  der  auf  ihm  verschifften  Ladung  (ungefähr    1400  Sack 
\Xreizenmelil  und  200  Kisten  sonstige  Lebensmittel  und  Webwaren  so- 
wie gemischte  Güter)  erkannt. 

Anders  die  japanlsclic  Seeprisenordnung,  §§  43.  44  (V)  und  ihre  Grundlage, 
d»  englische  Mannal  of  Navai  Prize  Uw.  Art  82  bis  81 

Mar«tr  And- M«o Ulenburg,  Dm  J*piuii8cb«  PriisnrtNsht.  (^)  BSX 
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Tatbestand  und  Gründe: 
Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  ,,Australia"  hat  seinen. 
Hemiatshafen  in  San  Frandsco,  Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika, 

und  ist  ein  Handelsschiff,  welches  die  Flagge  dieses  Staates  führt.  Er 
wurde  am  10.  April  1905  auf  Grund  eines  auf  den  Namen  der  russischen 
Kamtschatka-Handels-  und  Industriegesellschaft  abgeschlossenen  Miets- 
vertrnrjs  für  et\x-a  1  Monate  vermietet,  um  dazu  zu  dienen,  di.'^  Auf!:::-abc 
der  rus;.iselieii  Rt'L,ncrunt;  aus/uführcn,  wi-lche  darin  K-stand,  für  das 
Etatjahr  IQO'S  die  amtlichen  und  privaten  Bedarfsgegenstände  nach  den 
verschiedenen  Küstenplätzen  des  Ochotskischen  Meers  und  des  IJering- 
meers  zu  schaffen. 

Zur  Ausführung  der  Lieferung  der  genannten  Bedarfsgegenstände- 
vurde  der  Rat  des  Ministeriums  des  Innern,  Nikolai  Alexandro- 
witsch  Grebnitzki,  zum  Oberlieferungskommissar  ernannt.  Dieser 
Beamte  übernahm  die  Lieferungsgeschäfte  und  das  allgemeine  offizielle 
und  private  Nachrichtenwesen  an  der  Küste  des  fernen  Ostens.  Daneben 
erhielt  er  Befehl,  die  Lage  der  Küsten plätze  zu  untersuchen.  In  San 
Francisco  schaffte  er  über  100  Kolli  Lebensmittel,  Schießpulver,  Blei- 
stangen und  -Barren,  Webwaren  unc!  andere  gemischte  Güter  zusammen,, 
verlud  dieselben  auf  dem  zur  Verhandlung^  stehenden  Schiff,  auf  dem 
er  sich  auch  selber  einschiffte,  und  fuhr  am  25.  Mai  d.  J.  von  Son^ 
Francisco  ab.  Der  Dampfer  Hef  unter  Leitung  des  genannten  Beamten 
über  die  Commandorski-lnsi  In  und  den  Hafen  Petropau lowsk  die  ver- 
schiedenen liafen  des  Ochotskischen  Meeres  an,  verteilte  cinon  groüeii 
Teil  seiner  Ladung  und  kehrte  nach  Ausübung  der  Nachriehlengeschäfte 
wieder  nach  Petropawlowsk  zurück.  Als  er  dort  im  Begriff  war,  zur 
Erledigung  der  noch  übrigen  Geschäfte  Vorbereitungen  zu  e»ner  neuen 
Reise  nach  den  Küstenplätzen  des  Ochotskischen  Meeres  zu  treffen, 
wurde  er  am  13.  August  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Suma"  be- 
schlagnahmt. 

Zui  Zeit  der  Beschlagnahme  befanden  sich  an  Bord  außer  den  der 
russischen  Regierung  gehörigen  Sachen  feindliche  Güter,  welche  von 
der  in  Fetropavilo>xsk  niederlässigen  Kamtschatka  Handels-  und  Indu- 
striegesellschaft nach  verschiedenen  Küstenplätzen  des  Ochotskischen 
Meeres  versandt  werden  sollten. 

Diese  Tatsaclien  werden  bewiesen  durch  die  Aussageschrift  des. 
Vertreter'^  des  Kommandanten  des  K'  icsj^sschiffs  ,,Suma",  Kapitän leutnants 
Omiuatü  Naotaro,  die  VernelHnungsprotokolle  des  üenaiuiten,  des 
Kapitäns  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs,  James  Rennie, 
des  mitreisenden  Rats  des  russischen  Ministeriums  des  Innern,  Nikolai 
Alexandro witsch  Grebnitzki,  der  Angestellten  den.  Kamt- 
schatka-Handeb-  und  Industriegesellschaft  A.  Kantor  und  Peter 
Upman  und  des  ersten  Offiziers  H.  Caughell,  durch  die  Abschrift 
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des  Vernehmungsprotokolls  mit  Qrebnitzki  in  der  Prisensache,  be- 
treffend den  Dampfer  „Montara",^)  die  Abschrift  der  Instruktion  der 
russischen  Regierung  an  den  Kommbsar  für  die  Lieferungen  an  die 

Küsslenplätze  des  Ochotskischen  und  Beringmeers  im  Re-chnungsjahr 
i905,  das  Schiffszertifikät,  den  Chartervertrag,  das  Tagebuch,  das  l^ivat- 
schiffsjournal,  das  I^dungsverzeichnis  und  das  Verzeichnis  der  vor- 
gefundenen Güter. 

Die  Hauptpunkte  der  Rekhiniation  sind  t"()l<j;c'nde : 

1.  Der  Dampft  r  ,,Australia  '  gehöre  dem  RekkTiiianten,  der  Occanic 
Steamship  Company,  und  mm  ein  neutrales  Schiff,  welches  am  Ort  der 
Niederlassung  der  Oesellschaft,  San  hrantistu,  ordnungsmäßig  ein- 
getragen sei.  Der  Reklamant  habe  im  April  dieses  Jahres  mit  der 
Kamtschatka-Handels^  und  Industriegesellschaft  einen  Chartervertrag  at>- 
geschiossen,  nach  welchem  das  Schiff  derselben,  zur  Fahrt  bei  Kam- 
tschatka und  der  Umgegend  davon,  für  ungefähr  4  Monate  vermietet 
worden  sei.  Die  Bestimmungen  dieses  Vertrages  entsprächen  alle  dem 
Gebräuchlichen.  Femer  seien  während  der  Ausübung  des  genannten 
Vertrages  keine  falschen  Schiffspapierc  angefertigt  oder  falsche  F.in- 
tragungen  vorgenommen  vcorden.  Diese  Tatsachen  bewiesen  mehr  als 
genug,  daß  vcedcr  der  Reeder  noch  der  Kapitän  eine  Verletzung  der 
Neutralität  geplant  hatten. 

In  Fällen  wie  dem  vorlieoeiulcn,  wo  das  Schiff  im  ganzen  der 
ütgcnstand  des  (-h.irtervcrtra^as  ^ei,  entspr.The  es  dem  nllgemeinen 
Brauch,  daß  während  der  Reise  die  Bebliinniung  über  Löschen  und 
Laden  von  üütcrn  dem  Vertreter  des  Charterers  zustehe,  hs  sei  daher 
natürlich,  dafi  der  Kapitän  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  da- 
von, daß  unter  der  Ladung,  der  russischen  Regierung  gehörige,  Güter 
gewesen  seien,  keine  Kenntnis  gehabt  halte.  Da  ferner  der  mitgereiste 
russische  Beamte  ihm  als  Passagier  vorgestellt  sei,  so  liege  kein  Grund 
vor,  weshalb  er  über  die  Amtsbefugnis  des  Genannten  hätte  unterrichtet 
sein  sollen.  Es  könne  demnach  nicht  angenommen  werden,  daß  der 
Reeder  oder  der  Kapitän  die  Absicht  gehabt  hätten,  das  Schiff  unter  die 
Order  dei  russischen  Regierung  zu  stellen  und  daß  folglich  der  neu- 
trale Charakter  des  Schiffs  eine  Veränderung  erfahren  habe. 

Überdies  sei  der  in  lYage  stehende  I  ratisport  durehaus  (  "'nc  Handels»- 
transaktion  des  Charterers,  und  wenn  auch  ein  Feil  dicker  Transaktion 
sich  auf  einen  Transportkontrakt  von  Rei,MerunL,'>s^ütern  beziehe,  so  iim:>se 
doch  eine  Lntichcidung,  daß  dadurch  das  Schilf  ehi  im  Dienste  der 
Regierung  stehendes  Schiff  werde,  als  unberechtigt  erklärt  werden.  Eine 
solche  Entscheidung  könne  nur,  wenn  man  annehme,  daß  der  vor- 
liegende Chartervertrag  nur  ein  Scheinvertrag  und  daß  in  Wahrheit 
der  eine  der  kontrahierenden  Teile  die  russische  Regierung  selbst  sei,  all- 
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gegeben  werden.  Da  ferner  der  auf  dem  Schiff  mitgereiste  Beamte 
sich  nur  eingeschifft  habe,  ueil  er  die  Aufgabe  gehabt  habe,  dafür  zu 
sorgen,  daß  ein  Teil  der  Ladung  des  zur  Verhandhing  stehendf^n  Schiffs 
nach  versrhirdrncn  Plätzen  Ljeschaftt  und  verttilt  ^xvrde,  so  könne  das 
nicht  zum  Beweis  bei  Entscheidung^  über  die  hrage  dien.-n,  ob  def 
Chartervertrag  \xahr  oder  unwahr  sei;  dies  um  so  weniger,  als  dor 
Genannte  seine  Auigabe  bereits  erfüllt  gv?habt  und  wegen  Krankheil 
im  Hospital  in  Petropawlowsk  gelegen  habe,  wo  er  auf  die  Rückkehr 
des  Schiffs  von  einer  Reise  nach  verschiedenen  Plätzen  gewartet  habe, 
um  auf  demselben  in  die  Heimat  zurückzukehren.  Daraus  gehe  hervor, 
daß  die  Beziehungen  zwischen  dem  Genannten  und  dem  zur  Verhandlung 
stehenden  Schiff  schon  vollständig  abgebrochen  gewesen  seien. 

2.  Wenn  ein  Schiff  in  einen  ausländischen  Hafen  einlaufe,  so  ent- 
spreche es  einem  bei  Handelsschiffen  allgemeinen  Gebrauch,  daß  im 
Vormast  die  Hagge  des  betreffenden  Landes  geheißt  werde.  Wenn 
daher  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  bei  seiner  Einfahrt  in  Petro- 
paxxlowsk  im  Vormast  die  russische  Flagge  geführt  habe,  so  habe  es 
sich  darin  nur  nach  den  allgemeinen  Gebrauchen  gerichtet.  Man  könne 
daher,  da  das  Schiff  die  von  ihm  zu  führende  Llagge,  nämlich  die 
amerikanische  Landest lagge,  nicht  gestrichen  gehabt  hab.:',  nicht  auf 
Grund  der  obigen  Talsathe  behaupten  wollen,  daß  das  zur  Vernaiiuiung 
stehende  Schiff  unter  russischer  Flagge  gefahren  sei. 

3.  Der  von  dem  Charterer  übernommene  Transport  von  Lebens- 
mitteln stehe  weder  direkt  noch  indirekt  in  Beziehung  zu  den  Zwecken 
des  Krieges.  Die  Bevölkerung  von  Kamtschatka  habe,  weil  es  an  Wegen 
zur  Versorgung  mit  Lebensmitteln  gefehlt  habe,  in  entsetzlicher  Weise 
Hunger  gelitten.  Es  sei  von  völkcrreclithchen  Präzedenzen  anerkannt, 
daß,  wenn  eine  Reise  dem  Zweck  der  Wohlfahrt  der  Menschheit  diene 
und  keine  Beziehung  zu  den  Zwecken  der  Kriegsführung  habe,  selbst 
ein  feindliches  Regieriingsschiff  von  der  Aufbringung  frei  sein  müsse. 
Auch  .Schitfe,  welche  wissenschaftliche,  w  ohltätige  oder  religiöse  Zwecke 
verfolgten,  fielen  alle  unter  dies('  Ausnahmebestimmung,  Wieviel  mehr 
müsse  das  gelten  von  dem  in  1  ra^c  stehenden  Vorhaben,  welches  eine 
hungei  leidende  Hevölfverung  mit  Lebensmitteln  habe  versorgen  wollen 
und  mit  welchem  sich  die  gewöhnliche  Wohltätigkeit  an  humanitärer  Be- 
deutung nicht  vergleichen  könne. 

4.  Die  Charterer  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  hätten 
von  jeher  die  Proviantversorgungstätigkeit  nicht  ausschließlich  mit  Schif- 
fen ihres  eigenen  Landes  l)etrieben,  vielmehr  lägen  eine  Menge  Bei- 
spiele vor,  wo  sie  ausländische  Schiffe  gechartert  hätten.  Einmal  an* 
genommen,  es  sei  wahr,  wie  Qrebnitzki  ausgesagt  habe,  daß  auf  den 
Commandorski-Inseln  schon  seit  lange  der  Handelsverkehr  mit  aus- 
ländischen Schiffen  aufgehört  habe,  so  sei  das  nur  das  Resultat  der 
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Monopolisierung  der  Geschäfte  durch  dit  Kanilschalka-HandcU-  und 
Industriegesellschaft;  mit  anderen  Worten:  es  gründe  sich  auf  einem 
speziellen  Vertrafr,  der  nur  die  Beziehungen  der  russischen  Regierung 
und  der  genannten  Oesellschaft  berühre;  habe  indes  nicht  seinen  Orundi 
darin,  dafi  der  KOstenhandel  durch  russisches  Gesetz  verboten  sei.  Wenn 
man  femer  einmal  eine  derartige  Abmachung  beziehungsweise  Instruk- 
tion für  die  Kamtschatka-Handels-  und  Industriegesellschaft  als  russisches 
Gesetz  ansehe,  so  betreffe  dies  doch  nur  die  Beziehungen  zviischeil 
der  Respierung  und  der  Gesellschaft,  und  wenn  auch  die  russische  Re- 
gierung die  alten  Bedingungen  abgeändert  habe  und  die*  Gesellschaft 
ausländische  Schiffe  brauchen  lasse,  so  könne  man  deshalb  doch  nicht 
annehmen,  daü  gecharterte  ausländische  Schiffe  mit  spezieller  lirlaub- 
nis  der  russischen  Regierung  führen. 

Was  der  §  6  der  gegenwärtigen  japanischen  Seeprisviiüi  dnuiiL^ -) 
als  „Schiffe,  welche  mit  besünderer  Erlaubnis  des  feindlichen  Staats 
fahren"  bezeichne,  sei  dasselbe,  was  die  alte  Seeprisenordnung  als 
„Schiffe,  welche  einen  Reisepaß  des  feindlichen  Staats  besitzen  oder  auf 
Grund  einer  Erlaubnis  des  feindlichen  Staats  fahren"  bezeichne.  Es 
seien  also  Schiffe  gemeint,  welche  selbst  eine  besondere  Erlaubnis  er- 
halten hätten.  Wenn  man  demnach  diese  Bestimmung  auf  den  gegen- 
wärtigen Fall  anwenden  wolle,  so  sei  das  nicht  nur  eine  Verletzung 
des  Sinnes  der  Seeprisenordnung,  sondern  stehe  auch  mit  den  Präce- 
denzen  und  dem  Sinn  des  Völkerrechts  nicht  im  Einklang.  Man  könne 
daher  nicht  behaupten,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  mit 
einer  besonderen  hrlaubnis  der  russischen  Regierung  fahre. 

5.  Die  Wegnahme  von  Privateigentum  zur  See  sei  ein  Überbleibsel 
aus  barbarischen  Zeiten  Europas,  welches  man  im  Einklang  mit  dem 
Fortschritt  der  Zivilisation  ausschließlich  auf  Fälle,  wo  ihre  Vornahme 
im  Kriegsinteresse  des  Staats  noluendig  sei,  zu  beschränken  und  von 
der  Seeräuberei  zu  unterscheiden  bestrebt  sei.  Daher  mflsse  das  See- 
prisenwesen mit  Wiederherstellung  des  Friedens  sein  Ende  nehmen, 
und  es  sei  selltstverständlich,  daß  Prisen,  welche  noch  nicht  abge- 
urteilt seien,  freigegeben  werden  mußten.  Das  bezeugten  auch  die  Bei- 
spiele des  französisch-mexikanischen  Kriegs  vom  Jahre  1856  (wahr- 
scheinlich  irrtümlich  für  1865),  der  Kriege  zwischen  Osterreich  gegen 
Frankreich  und  Piemont  vom  Jahre  1859,  zwischen  Dänemark  und 
Preußen  und  Österreich  vom  Jahre  1864  und  des  letzten  Teils  des 
preußisch-französischen  Krieg*; 

l^c/üglich  der  gei^n-nscitii^en  l'risen  der  kriegführenden  Staitten  könn- 
ten ciiisc  Fragen  rnt\\(  (lrr  durch  Vertrag  od^^r  nach  dem  Prinzip  der 
üegcnhcitigkeit  i^tHM^a  lt  w  i  rd^'n ;  neutrale  Schilfe  niul  (iüter  brauchten 
sich  jedoch  von  Wiederherstellung  des  Friedens  an  nicht  mehr  der  Fnt- 
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Scheidung  der  Prisengerichtshöfe  der  kriegführenden  Staaten  zu  unter* 
werfen.  Daher  müsse  in  dem  vorliegenden  Falle  unfragtich  auf  Frei- 
gabe entschieden  werden. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Nach  der  obengenannten  Instruktion  der  russischen  Regierung  an 
den  Oberkommissar  O  r  e  b  n  i  t  z  k  i  und  nach  dem  Vernehmungsprotokoll 
mit  demselben,  hat  die  russische  Regierung  früher  durch  die  Gou- 
verneure der  Küstcnprovin'/  jährlich  auf  Schiffen  der  frei\xi!Iiof?n  Hotte 
oder  direkt  von  der  Regierung  gecluutcttcn  hahrzeugen  Lebt  iisniittd 
uufi  'Herhand  Waren  nach  dem  Ochot^kisrlicn  und  dem  Beriii^smctr 
gcsrliu  kt.  Die  Regierung^gütcr  wurden  dire  kt  an  die  R  •trit  runrrsciL'pots 
der  verschiedenen  Plätze  ausgtaritu  ortet.  Die  Privatartikci  lieli  die  Re- 
gierung in  der  Regel  durch  die  Landräte  an  die  Kaufleute  und  die 
allgemeine  Bevölkerung  verkaufen.  Infolge  des  japanisch-russischen 
Kriegs  hörte  jedoch  der  Verkehr  nach  den  verschiedenen  Küstenplätzen 
auf,  und  man  konnte  schließlich  die  Verteilung  von  Bedarfsgegenständen 
durch  die  Gouverneure  nicht  mehr  durchführen  lassen.  Daher  ent- 
sandte die  Zentralregierung  direkt  den  obengenannten  Oberkommissar 
für  die  Lieferung  von  Bedarfsartikeln  nach  dem  fernen  Osten.  Das 
zur  Verhandlung  stehende  Schiff  erfüllte  dicM-  Aufgaben  und  erledigte 
die  Obliegenheiten,  welche  früher  den  Schitfen  der  frpixxüliiT^en  Flotte 
oder  den  direkt  von  der  Regierung  gecharterten  hahr/eugen  zuge- 
fallen w  aren.  Ls  ist  daher  klar,  daß  der  wirkiit  he  /w  eck  des  zur  Ver- 
handlung stehenden  Schiffen  der  war,  zum  ücbraueh  russischer  Be- 
hörden zu  dienen.  I)a>  Sellin  i^t  speziell  von  der  ru^sisehen  Regierung 
durch  die  Kanilschalka-Handels-  und  Industriegesellschalt  gemietet 
worden,  und  Grebnitzki  hatte  selbst  die  Vollmacht,  über  dasselbe 
zu  bestimmen,  und  wenn  auch  der  Versicherungsvertrag  über  das  Schiff 
zwischen  einer  Londoner  Versicherungsgesellschaft  und  der  Kamtschatka- 
Handels-  und  Industriegesellschaft  abgeschlossen  worden  ist,  so  hat 
doch  Grebnitzki  gesagt,  dafi  die  russische  Regierung  die  Versiche- 
rungsprämie bezahle.  Wenn  man  nur  die  Abfassung  des  Charter- 
vertrags über  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  betrachtet,  so  ist 
freilich  der  Charterer  des  Schiffes  die  Kamtschatka-Handels-  und  Industric- 
gefiell^chaft  und  es  hat  den  Anschein,  als  ob  diese  Gesellschaft  auf 
eirund  eines  besonderen  Vertrat^^es  mit  der  russischen  Regieruiii;  die 
Beförderung  der  Regierungsgüler  ühei noitinien  habe  und  als  oh  ^ic 
das  Sehiff  für  ihre  eigenen  HandeisL^esrhälte  benutze.  Tatsächlich  i>t 
es  aber  un/.v». citelhaft,  daß  man  das  Sehitf  als  ein  im  Dienst  der  russi- 
schen Regierung  stehendes  Filu/eug  aji?.elien  muß. 

Der  Reklamant  iülut  au>: 

Weder  der  Reeder  noch  der  Kapiun  habe  einen  NeutraUtäts- 
bruch  vorgehabt.  Sie  hätten  nicht  gewußt,  daß  es  sich  um 
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einen  Transport  von  Regier ungsgütern  handele  und  daß  der 
mitreisende  russische  Beamte  die  Aui^abe  gehabt  habe,  die 
Bedarfsartikel  zu  verteilen.  Daher  hätten  sie  nicht  die  Ab- 
sicht gehabt,  das  Schiff  unter  die  Order  der  russischen  Re- 
gierung zu  stellen; 

lerner: 

Der  Oberfcommissar  habe  seine  Aufgabe  bereits  erfüllt  ge- 
habt und  habe  vegen  Krankheit  im  Hospital  in  Petropaxclovi-sk 

gelegen.  Daraus  gehe  hervor,  daß  die  Beziehungen  zw  ischen 
dem  Genannten  und  dem  zur  Verhandlung  stehenden  Schiff 
schon  vollständig  abgebrochen  gewesen  seien. 
Dif  Fratre,  ob  das  Schiff  zum  Oebraueh  drr,i^chörden  gedient 
"hat,  muß  nai  h  der  Art  der  tntsärhli';hen  Verw endunL,^  entsehieden  ^xvrden 
und  hat  niclits  mit  der  Absicht  des  Reeders  »der  des  Kapitäne  zu 
tun.   Als  das  Schiff  aufgebracht  wurde,  vcar  die  (^harterfrist  noch  nicht 
abgelaufen,  und  Gründe,  welche  darauf  schlielkn  lassen,  daß  eine  Ände- 
rung gegen  die  bisherige  Verwendung  eingetreten  war,  liegen  nicht 
vor.  Da  es  zudem  schon  bestimmt  war,  da6  das  Schiff,  um  die  noch 
übrigen  Aufgaben  zu  erledigen,  noch  eine  Reise  an  der  Küste  des 
Ochotskischen  Meeres  machen  sollte,  so  kann  auch  die  Landung  des 
Oberkommissars  auf  die  Eigenschaft  des  Schiffs  als  eines  Regierungs- 
lahrzeugs keinerlei  Wirkung  haben. 

Der  Reklamant  behauptet  weiter: 

Es  habe  zurzeit  an  Mitteln  und  Wegen  zur  Versorgung  von 
Kamtschatka  mit  Lebensmitteln  gefehlt,  und  die  Bevölkerung 
habe  schon  schrecklich  von  Hungersnot  gelitten.  Hei  Fr- 
wägung  der  Humanität  und  Wohltätis^keit  müs>e  das  zur 
Verhandlung  stehende  Schiff  von  der  Wegnahme  befreit 
werden. 

Nach  der  oben  erwähnten  Instruktion  der  russischen  Regierung  kann 
jnan  aber  nicht  behaupten,  daß  die  Reise  zu  Zwecken  der  Hilfeleistung 
und  Wohltätigkeit  unternommen  worden  sei.  In  russischen  offiziellen 
Schriftstücken,  welche  das  Kaiserliche  Kriegsschiff  „Suma^'  im  Hafen 
von  Petropawlowsk  beschlagnahmt  hat,  heißt  es,  dafi  die  Dorfbewohner 
jener  Gegend  der  Einberufung  von  Freiwilligenabteilungen  eifrig  nach- 
gekommen seien  und  daß  am  20.  Mai  russischen  Stils  Grebnitzki  mit 
Lohn  und  Prc>\iatit  für  300  Freiwillige  für  3  Monate  eingetroffen  sei. 
Das  deutet  an,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  Proviant  usw. 
an  die  in  den  verschiedenen  Küsten  platzen  lächernden  Truppen  und 
f  reixx  illi^en  geliefert  hat.  Daher  ist  die  Argumentation  des  Reklamanten 
4inbe.L:riiudet. 

Weiler  bringt  der  Reklamant  vor, 

das  Seeprisen wesen  müsse  mit  der  Wiederherstellung  des 
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Friedens  sein  Ende  nehmen.  Datier  sei  es  selbstverständ- 
tich,  daß  Prisen,  welche  noch  nicht  abgeurteilt  seien,  frei- 
gegeben werden  müßten.  Neutrale  Schiffe  und  Güter  brauch- 
ten sich  von  Wiederherstellung  des  Friedens  an  nicht  mehr 

der  tntscheid ung  der  Prisengerichtshöfe  der  kriegführenden 
Staaten  zu  unterwerfen.  Daher  müsse  unfra^^lich  auf  Freigalie 
entschieden  Ax-erden. 
Was  die  hierfür  angeführten  Beispiele  angeht,  so  haben  dort  entweder 
die  Itrieglührenden  Staaten  in  einem  besonderen  Vertrag  die  geijen- 
seitigen  Beziehungen  >^cre}xelt  oder  es  handelt  sich  nur  um  Freigabe 
einer  bestinnnten  Art  feindlicher  Schiffe  auf  Grund  besonderer  c^esetz- 
licher  Vorschriften^  Als  Präcedenzeii  auf  den  vürliegenden  Fall  können 
sie  indes  nicht  angesehen  werden. 

Wenn  auch  im  allgemeinen  das  Recht,  Prisen  zu  nehmen,  mit 
der  Wiederherstellung  des  Friedens  aufhört,  so  werden  doch  bereits 
geschehene  Aufbringungen  dadurch  nicht  annulliert.  Die  Handiun^^ 
der  Aufbringung  und  die  Handlung,  welche  über  die  Rechtmäßigkeit 
der  Aufbringung  entscheidet,  sind  zwei  ganz  verschiedene  Sachen.  Daher 
können  die  Prisengerichte,  abgesehen  wo  sie  durch  besonderen  Ver- 
trag oder  durch  Oesetz  gebunden  sind,  gleichviel  ob  es  sich  um  neu- 
trale Schiffe  handelt  oder  nicht,  auch  nach  Wiederherstellung  dos  Frie- 
dens die  Untersuchung  fortsetzen  und  entscheiden,  ob  Wegnahme  er- 
folgen soll  oder  nicht.  Dies  ist  von  der  Präcedenzentscheidiing  be- 
treffend die  „Veesung"  aus  dem  japanisch-chinesischen  Krieg  der  Jahre 
18Q4/95  und  von  der  sonstigen  völkerrechtlichen  Praxis  und  Wissen- 
schaft in  gleicher  Weise  anerkannt. 

Kurz,  wenn  auch  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  ein  neu- 
trales ist,  so  hat  es  doch,  weil  es  zurzeit  zum  Gebrauch  der  russischen 
Regierung  gedient  hat,  feindlichen  Charakter*)  und  kann  nach  dem 
Völkerrecht  der  Einziehung  nicht  entgehen.*)  Da  ferner  die  Ladung 
des  Schiffes  der  russischen  Regierung  und  feindlichen  Personen*)  ge- 
hört, so  muß  sie  das  Schicksal  des  Schiffes  teilen. 

Da  aus  den  obigen  Gründen  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff 
und  seine  Ladung  einzuziehen  sind,  so  erübrigt  es  sich,  auf  die  wei- 
teren Ausführungen  des  Reklamanten  einzugehen. 

Es  wird  daher,  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

» 

Verkündet  am  4.  November  1905  im  Prisengericht  zu  Vokosuka 
im  Beisein  des  Staatsanwalts  beim  Prisengericht  zu  Yokosuka,  U  c  h  i  d  a 
Shigenari. 

(Unterschriften.) 


»)  V.  §  6,1.  -  «)  V.  §  40. 1,  -  »}  V.  §  40.2. 

888 


Digitized  by  Googl 


IMimgwIcUMiitieMdiMgM:  JMiilla''.  Abidinltt  VI» 

Reklamanten:  Oceanic  Steamship  Company,  Vereinigte  Staaten  von 
Nordamerika,  San  Francisco,  vertreten  durch  den  Kapitän  des  Dampfers 
„Australia'S  James  Rennie,  und  Lloyd,  England,  London,  vertreten 
durch  A.  D.  Morey  Weale,  Angehörtgen  der  Firma  Cornes  8c 
Co.  in  Yokohama,  Yamashitacho  Nr.  50. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Sato  Hakuai,  Yokohama» 
Honcho,  Sanchome  Nr.  40. 

Am  4.  November  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Yokosuka  in  der 
Prisensarhc,  betreffend  den  nordamenk:ini>chen  Dampfer  „Australia"  und 
seine  I  :u!i;nt,'  (etwa  1400  Sack  Weizenmehl,  etwa  200  Kisten  sonstige 
LebenMiiitttl  und  Webwaren  sowie  gemischte  (n'iter),  welche  am 
n.  August  100=)  im  Hafen  von  Petropawlow  sk  von  dem  Kaiserlichen 
Kricifsschift  ..Sutna"  bescliiagnahmt  worden  <;ind,  ein  Urteil  gefällt,  in 
welchem  auf  Wci;ii.ilimc  des  nordaincnkanischen  Dampters  „Au^tralia" 
und  seiner  Ladung  entschieden  worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  haben  James  Rennie  als  Vertreter  des 
Reklamanten,  der  Oceanic  Steamship  Company,  und  A.  D.  Morey 
Weale  als  Vertreter  des  Reklamanten,  Lloyd,  durch  den  Rechtsanwalt 
Sato  Hakuai  als  Prozefivertreter  die  Berufung  eingelegt,  welche  im 
Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki  Keiroku  und  Dr.  jur.  Ishi- 
watari  Binichi  beim  Oberprisengericht  geprüft  worden  ist 

Die  Hauptberufungspunkte  des  Vertreters  der  Reklamation,  Sato 
Hakuai,  und  deren  Gründe  sind  folgende: 

1.  Die  reklamierende  Oceanic  Steamship  Company  habe  ihr  Haupt- 
geschäft in  San  Francisco,  Anurika.  Durch  Vermittlung  der  Firma  Ros- 
bram  &  Co.  daselbst  sei  der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer 
,,Australia"  von  der  russischen  Kamtschatka-Handels-  und  hulustrie- 
gesellschaft  gemietet  worden.  Dies  sei  v  ine  ganz  alltägliche, n  t,rt\\  öhn- 
liche  Handelstransaktion  gewesen,  die  selber  in  keiner  direkten  Be- 
ziehung zu  der  russischen  Regierung  stehe.  Daß  die  von  Rosbram 
&  Ca  vertretene  KamtschatkarHandels-  und  Industriegesellschaft  mit 
der  russischen  Regierung  irgendwelchen  Vertrag  abgeschlossen  habe, 
sei  durchaus  unbekannt  gewesen.  Sowohl  nach  dem  Willen  wie  den 
Handlungen  des  Reklamanten  sei  der  andere  Teil  bei  dem  Vertrag  die 
Kamtschatka-Handels-  und  Industriegesellschaft  und  nur  ihr  gegen- 
über sei  der  Vertrag  ausgeführt  und  die  X'erbindlichkeit  übernommen. 
Nach  Ankunft  des  Schiffes  in  Petropawlowsk  habe  der  Generalprokurist 
der  Kamtschatka-Handels-  und  Industriegesellschaft  den  A.  Kant  o  r 
sich  auf  demselben  einschiffen  lassen  und  ihm  die  allijfm  ine  lAitunjj^ 
beim  Sammeln  und  Verteilen  der  I  adung  übertragen.  Die  unmittelbare 
Hantierung  der  Ladung  brim  hinnehmen  und  I  ns(  Ik  ii  habe,  wie  aus 
dessen  Vernehmvmgspi otokolle  hervorgehe,  dem  Lpman  obgelegen, 
der  unter  Order  von  Kantor  zu  handeln  gehabt  habe.    Da  so  die 
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Charterer  ihre  Rechte  als  solche  selbst  ausgeübt  hätten,  so  habe  das 
Urteil  erster  ln^taIlz,  \x eiche  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  als 
im  Gebrauch  der  russischen  Regierung  stehend  betrachtet  habe,  den 
Tatbestand  falsch  aufgefaßt.  Wenn  auch  der  Oberkommissar  für  die 
Lebensbedürfnisse  und  Rat  im  russischen  Ministerium  des  Inneren, 
Qrebnitzki,auf  dem  Schiff  mitgefahren  sei,  so  könne  man  doch  aus 
den  Vernehm ungsprotokoUen  des  Kapitäns  und  Kantors  entnehmen, 
dafi  Grebnitzki  dem  Kapitän  als  Passagier  und  Gouverneur  der 
Koinmandorski-Inselgruppe  vorgestellt  xiorden  sei  und  daß  die  Kamt- 
schatka-Handels-  und   Industricgesellschaft  ihn   gegen   Zahlung  der 
Passage  an  Bord  genommen  habe.   Danach  sei  es  offenbar,  daß  Greb- 
nitzki das  Schiff  nicht  in  der  Stellung  eines  Ctuirterers  unter  seinem 
Befehl  gehabt  habe.    Wenn  auch  die  russiscfie  Regierung  die  Char- 
tcrer  dei.  zur  X'erhaiullung  stelu  nden  Schiffes  mit  d 'in  Transport,  dein 
Ansammeln  und  der  \  i  rtcilung  von  Lebenihetliirfnis^o'n  zur  Versorgung 
ihrer  Untertanen  im  feriien  Osten  beauftragt  habe  und  \xenn  auch 
tatsächlich  die  der  russischen  Regierung  gehörigen  Guter  unter  der 
von  den  Charterern  verschifften  Ladung  mehr  als  die  Hälfte  ausgemacht 
hätten,  so  könne  man  doch  deshalb  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff  nicht  als  im  Gebrauch  der  russischen  Behörden  stehend  an- 
sehen. Dies  um  so  vpentger,  als  die  andere  Hälfte  unzweifelhaft  Handels« 
waren  der  Oeseilschaft  sei  und  dir^e  so  zugleich  neben  der  Ausführung 
ihrer  Aufgabe  gerreniiber  der  russischen  Regi  .rung  ihre  eigenen  Handels- 
geschäfte betrieben  habe.    Freilich  habe  Grebnitzki  \xirklich,  mit 
Hc/ug  auf  das  Ansammeln  und  die  V'^erteilung  der  amtlichen  Handels- 
güter, die  Anordnungen  getroffen.    Indes  hätten  sich  die  Anordrum^en 
auf  den  Vertreter  der  Charterer  beschränkt  und,  vcie  schon  i^^esa^t, 
habe  dei-  Kapitän  seine  Weisungen  nur  von  dem  Vertreter  der  (diarti  rer 
erhallen.     In  einem  lalle,  vio  viele  Güter  einem  Schifte  übergeben 
\xürden,  um  an  verschiedenen  Orten  verteilt  zu  >xerden,  sei  es  ganz 
alltagliche  Regel  und  gebe  zu  keinerlei  Verdacht  Grund,  daß  ein  Ver- 
treter des  Ladungseigentümers  zur  Erteilung,  der  nötigen  Anweisungen 
an  Bord  sei.  Die  Charterer  hätten  nach  ihrem  Lieferungskontrakt  die 
Pflicht  gehabt,  bezuglich  des  Ansammeins  und  Verteilens  der  Re- 
glerungswaren den  Anordnungen  des  Regierungsvertreters  Grebnitzki 
7U  folgen;  und  der  Kapitän  habe  in  trfüllung  des  Chartervertrngs  sich 
den  Ordrrs  Kantors  zu  unter\x'crfcn  gehabt.    So  habe  es  äußerlich 
den  Anschein  gehabt,  als  ob  Grebnitzki  bezüglich  der  Ansammlung 
und  Verteilung  der  Regierungsgüter  an  Bord  die  W'^eisung^n  erteilt 
habe.    Dies  habe  sich  aber  nur  zufällii,'  durch  die  Ausführung  des 
Vertrags  ergeben,  und  man  könne  deshalb  nicht  annehmen,  daß  Greb- 
nitzki das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  unter  seiner  Order  gehabt 
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habe.  Auch  könne  man  es  nicht  so  auslegen,  als  ob  die  Keedv-r  oder 
der  Kapitän  das  Schiff  unter  seine  Order  gestellt  hätten. 

Die  Ansammlung  und  Verteilung  sei  bereits  vollendet  gewesen; 
nur  ein  venig  Tabak  und  Zucker  sei  nachgeblieben,  deren  Verteilung 
Qrebnitzki  jedoch  gänzlich  dem  Vertreter  der  Charterer  fiberlassen 
gehabt  habe.  Während  er  selbst  von  Bord  und  zur  Pflege  in  das  Hospital 
von  Petropawlovsk  gegangen  sei,  hätten  die  Charterer  die  Verteilung 
ihrer  eigenen  und  der  noch  übrigen  Regierungsw ar  n  beendigt.  Greh- 
nitzki  habe  die  Rückkehr  des  Dampfers  und  seine  tinschiffung  auf 
demselben,  um  nach  San  Francisco  zurückzufahren,  abgewartet.  Dies 
gehe  aus  seinen  Aussagen  klar  hervor,  und  es  widerspreche  daher  noch 
mehr  den  iatsachen,  wenn  angenommen  worden  sei,  dnß  das  Schiff 
zur  Zeit  der  Reschingnnhme  ein  im  Gebrauch  der  russischen  Behörden 
steiiendc.N  1  alir/eug  gcwrsi-n  i.ci. 

Das  Urteil  erster  Instanz  führe  ans,  daß, 

als  das  Schiff  aufj^cbracht  worden  sei,  die  Charterfrist  noch 
nicht  abgelaufen  gewesen  sei  und  daß  Gründe,  v^elciie 
darauf  schließen  ließen,  daß  eine  Änderung  in  der  bisherigen 
Verwendung  eingetreten  sei,  nicht  vorgelegen  hätten.  Da 
es  zudem  schon  bestimmt  ge Viesen  sei,  daß  das  Schiff,  um 
die  noch  übrigen  Aufgaben  zu  erledigen,  noch  eine  Reise 
an  der  Küste  des  Ochotskischen  Meers  habe  machen  sollen, 
so  könne  die  Landung  des  Oberkommissars  auf  die  Eigen- 
schaft des  Schiffes  als  eines  Regierungsfahrzeugs  keinerlei 
Wirkung  haben. 
Qrebnitzki  habe  aber  ausgesagt,  daß 

7ur  7iMt  seines  Verlasscns  des  Schiffs  die  Verteilung  der  Re- 
riini^ss^nitcr  fast  \'ollt'iicii-t  l^cw  cscii  und  die  Vertcihnig  des 
wenigen    noch    übrii^cn    i  abaks    und    WVizcninehls  dem 
Charierer  ganz  überlassen  worden  sei.    iJn   Güter,  iiiRer 
diesem  Tabak  und  \X  ei/enniehl,  seien  1  IaiideL>>\\arcn  der 
Charterer  gewesen. 
Der  Genannte  habe  bei  der  Vernehmung,  obwohl  er  an  der  Aufbringung 
des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  in  keiner  Weise  interessiert  ge- 
wesen sei,  von  selbst  die  Instruktion  für  ihn  als  Oberkommissar  gezeigt 
und  ausgesagt,  daß  die  Versicherung  für  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff  der  russischen  Regierung  obgelegen  habe.  Man  müsse  annehmen, 
daß  er  dies  nur  in  dem  Wunsche  getan  habe,  den  Fortgang  der  Unter- 
suchung durch  den  mit  dem  Fall  beauftragten  Rat  zu  unterstützen  und 
dadurcli  schnell  von  der  Detention  frei/ukomnuri.    Daher  könne  man 
die  Wahrheit  der  Aussagen  des  (irnaiiiitcn  über  diese  Punkte  nicht 
an/\\.  citeln.  Sclb^i  wtnn  man  daher  eininal  mnehme,  daß  das  mr 
Verhandlung  stehende  Schiff  anfangs  ein  im  Gebrauch  der  russisclun 

m 


üigiiizeü  by  GoOglc 


Atachnttt  VI« 


PrltengtrieMatiittclMidiimm:  JUntnlia'*. 


Behörden  stehendes  Fahrzeug  gewesen  sei,  so  könne  man  bezuj^Hch 
der  Zeit  der  Beschlagnahme  doch  nur  annehmen.  daB  es  damals  vöUig^ 
den  Anordnungen  der  Charterer  unterstanden  habe. 

Wenn  auch  zur  Zeit  der  Beschlagnahme  die  Charterfrist  noch 
nicht  abgelaufen  gewesen  sei,  so  sei  doch  der  Mietsvertrag  von  An- 
fang an  ein  Vertrag  zwischen  den  Charterern  und  dem  Reeder  gewesen, 
und  wenn  man  auch  einmal,  wie  das  l'rteil  erster  Instanz,  annehme,  da6 
das  Schiff  zum  Gebrauch  H<  r  russsichen  Behörden  gedient  habe,  so 
beruhe  das  auf  einer  Handlung  der  Charterer  und  es  sH  selbst- 
verständlich, daß  das  Schilf  von  dcv  Zeit  an,  wo  die  Charterer  auf- 
gehört hätten,  es  den  russischen  Behörden  zum  Gebrauch  tu  stellen, 
nicht  mehi  ein  im  Ocbrauch  der  russischen  Behörden  stehendes  Pahr- 
zeutj  gewesen  sei.  Die  Frage,  ob  die  Charterfrist  abgelaufen  gewesen 
sei  oder  nicht,  sei  daher  ohne  Belantr. 

Wenn  es  auch  wahr  sei,  daß  die  eigentlich  dem  Charter>T  ob- 
liegende Verpflichtung  zur  Zahlung  der  Versicherung  der  russischen 
Regierung  auferlegt  worden  sei,  so  berühre  das  nur  interne  Verhält- 
nisse, welche  auf  einem  Oberdnkommen  zwischen  den  Charterem  und 
der  russischen  Regierung  beruhten.  In  Fällen,  wo  der  Reeder  den 
Versicherungsvertrag  abschließe,  werde  die  Versicherungsprämie  beim 
Chartergeld  in  Anrechnung  gebracht  und  falle  so  dem  Charterer  zur 
Last.  Außerdem  gebe  es  auch  Fälle,  wo  der  Charterer  die  Versicherung 
trage  und  das  Chartergeld  sich  um  einen  dementsprechenden  Betrag 
verringere.  Diese  Erwägung  gelte  auch  für  die  Beziehungen  dieser 
Art  zwischen  Charterer  und  I.adungseicrentümer.  Da  über  die  Hälfte 
der  Ladung  der  russischen  Ret,neruni;  gehöre,  so  müsse  der  größte 
Teil  der  V'ersicherunt^sprämie,  welche  die  Charterer  bezahlt  hätten,  in 
der  Fracht  eingeschl()s>en  sein  und  somit  der  russischen  Regierung 
als  Ladun^'-.^eigentümer  zur  I  ast  fallen.  Wenn  dai^osren  die  russische 
Regierung  die  Versicherungsprämie  gezahlt  habe,  so  könne  man  das 
nur  ab  «nen  Abzug  von  der  Fracht  auffassen.  Auch  sei  es  ganz 
natürlich,  daß  die  russische  Regierung  im  Kriege,  wo  der  Seetransport 
schwierig  sei,  einen  für  die  Charterer  günstigen  Vertrag  habe  schließen 
müssen.  Man  kdnne  daraus,  daß  der  Ladungseigentümer  für  den 
Charterer  die  Versicherung  trage,  nicht  ableiten  wollen,  daß  der  wahre 
Kontrahent  bei  dem  Chartervertrag  der  Ladungseigentümer  sei. 

Wenn  man  übrigens  annehmen  wolle,  daß  die  russische  Regierung 
selber  der  wahre  Charterer  und  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff 
ein  im  (Jebrauch  dieser  Ret^ierung  stehendes  Fahrzeui^  sei,  so  könne 
man  die  Stellun[j  der  Kamtschatka  -  Handels-  und  IndustrieL^eselischaft 
\ioh\  kaum  erklären,  welche  neben  den  Regierungsgütern  auf  ihre  eigene 
Rechnung  das  Geschäft  betrieben  habe. 

Kurz,  es  fehle  an  ausreichenden  Beweisen  dafür,  daß  das  zur  Ver- 
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handtung  stehende  Schiff  als  ein  im  Gebrauch  der  russischen  Behörden 
stehendes  Fahrzeug  anzusehen  sei. 

2.  Die  von  den  Charterern,  der  Kamtschatka -Handels-  und 
Industriegesellschaft,  der  russischen  Regierung  gegenüber  übernommenen 
Proviantlieferungsgeschäfte  hätten  weder  mittelbar  noch  imrniit -Ibar  mit 
dem  Krieg  etwas  zu  tun.  Da  der  Dampfer  „Maniola",  welcher  im  Juni 
1Q04  zwecks  Lieferung  von  Lebensmitteln  nach  Kaiiitschatita  .ibfrcfahren 
sei;  unterwegs  Schiffbruch  erlitten  halx-,  wobei  die  ganzv?  Ladung  ver- 
loren gegangen  sei,  so  hätten  die  I. andiente  und  ri^cher  auf  Kamtschatka 
tatsächlich  Hungersnot  gelitten.  Als  das  zur  Verhandlung  steilende 
Schiff  seine  Ladung  an  den  verschiedenen  Plät/en  g .  löscht  iiabe,  seien 
die  dort  zusammengekommenen  Landleute  und  I  ischcr  durch  den 
Mangel  an  Lebensmitteln  sehr  entkräftet  gewesen,  bei  vielen  habe  die 
Sehkraft  fast  bis  zur  Blindheit  abgenommen  gehabt,  und  ihre  Pelz- 
kleider  seien  zerlöchert  und  Arme  und  Beine  entblößt  gewesen.  Es 
habe  Platze  £;egeben,  welche  schon  seit  zwei  Jahren  keine  Lebensmittel 
geliefert  erhalten  hätten.  (Die  von  dem  Reklamanten  in  der  ersten 
Instanz  zur  Klarstellung  dieser  Tatsachen  beantragte  Aufnahme  von 
Beweisen  sei  abgewiesen  worden.  Es  sei  daher  billig,  das  anzunehmen, 
was  zugunsten  des  Reklamanten  sein  u  ürde.) 

Die  Warenlieferung  des  /ur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  habe 
das  Bedürfnis,  das  in  jenen  (legenden  bestanden  habe,  noch  nicht  be- 
friedigen können.  Auch  noch  zur  Zeit  des  am  18.  September  1Q05 
zwischen  der  russi>chen  und  japanischen  Marine  abgeschlossen.'n  Waffen- 
stillstands habe  der  Kontcraüniiral  Kssen  als  Vertreter  Huiiiaiids  die 
dringendt  Bitte  gestellt,  man  möge,  da  nach  zwei  Wochen  der  See- 
verkehr nach  Petropawlowsk  aufhöre,  die  Entsendung  eines  Transport- 
schiffs von  Wladiwostok  nach  dorthin  aus  Menschlichkeit  gestatten,  da 
sonst  die  Bevölkerung  an  Hunger  $tert>en  müsse.  Diesem  Gesuch  habe 
der  Konteradmiral  Shimamura  als  Vertreter  des  Oberstkomman- 
dierenden der  vereinigten  Hotte,  Togo,  weil  die  Umstände  sehr  drängten, 
zugestimmt  und  er  habe  einen  besonderen  Paß  erteilt.  Die  völker- 
rechtlicht Praxis  stehe  auf  dem  Standpunkt,  daß  auf  einer  Reise,  welche 
I'^flichten  der  humanen  Wohltätigkeit  diene  und  mit  den  Zwecken  des 
Krieges  nicht  in  lie/iehung  stehe,  aueh  ein  f.'indliches  Regierungsschiff 
nicht  w  eggenotntnen  \x  erden  könne,  sondern  unter  die,  für  vcissen- 
schaftliche,  w  ohltätige  und  religi()se  Zwecke  bestehende  allirenieine  Aus- 
nahme falle.*)  Wiexiel  mehr  müsse  da^  für  dub  /in  Verhandlung 
stehende  Schiff  gelten,  \xelches  die  Aufgabe  gehabt  habe,  an  die  Land- 
leule  und  Fischer  auf  Kamtschatka,  welche  während  des  Winters  keine 
Kleidung  und  Nahrung  erhalten  könnten,  wenn  nach  1  bis  2  Monaten  der 
Seeverkehr  aufgehört  habe,  und  welche  dann  dem  Hungerstode  ver- 
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fallen  müßten,  Lebensmittel  zu  Hefern.  Mit  diesem  Akt  der  Mensch- 
lichkeit könne  sich  die  gewöhnliche  Wohltätigkeit  gar  nicht  vergleichen. 

Wenn  die  russische  Regierung  unter  Darlegung  der  dortigen  Ver- 
hältnisse offiziell  mit  der  japanischen  Regierung  verhandelt  hätte,  so 
vürdc  die  japanische  Regierung,  vcelche  in  jeder  Ekziehung  dfc  völker- 
rechtlichen und  menschlichen  Grundsätze  achte,  auch  einv^m  russischen 
Schiff,  welchem  die  Aufgabe  dieser  Versorgung  obgelegen  hätte,  gerade 
wie  der  Vertreter  ihrer  Marine  entschieden  habe,  zweifellos  die  Erlaubnis 
erteilt  haben. 

Der  Reeder  und  der  Kapitän  des  zur  V'^erhandlung  stoheiiden 
Schiffes  hätte  dasselbe  nicht  unter  die  Order  der  russischen  Regierung 
gestellt,  auch  selbst  nicht  eine  solche  Absicht  gehabt.  Der  von  den 
Chartererni  der  Kamtschatka-Handels*  und  Industriegesellschaft,  über- 
nommene Auftrag  des  Transports  von  Regierungsgütern  sei  eine  An- 
gelegenheit, welche  die  russische  Regierung  aus  Menschlichkeit  auch 
nicht  einen  Tag  lang  habe  vernachlässigen  dürfen.  Aucji  stehe  es  zu 
den  Kriegsinteressen  des  japanischen  Staats  in  keiner  Beziehung,  daft 
die  Bevölkerung  Kamtschatkas  Hungers  sterbe.  Daher  müsse  der  zur 
Verhandlung  stehende  Fall  unbestreitbar  unter  die  Ausnahmen  von  der 
Beschlagnahme  feindlicher  Schiffe  fallen. 

1.  Das  Urteil  erster  Instanz  habe  angenomiiieii,  daß  in  den  \on 
dein  Kaiserlichen  Kriensschit't  ,,Suma"  im  Hafen  von  IV-ti  opaw  luw  ^k 
besclilagtiahinten  1  elegrammentwürfen  Spuren  dafür  vorhancion  -•eien, 
daß  das  zur  Verhandlung  stehende  St  hiff  iliii  itei\,x iiiigen  I  ruppen 
Lebensmittel  geliefert  habe,  ts  gehe  indes  aus  dem  Geschriebenen 
hervor,  daß  es  der  Entwurf  zu  einem  am  12.  Mai  russischen  Stils, 
also  am  25.  Mai,  von  dem  Provinzialchef  von  Petropawlowsk  irgend- 
wohin abgesandten  Telegramm  sei.  Da  indes  der  25.  Mai  der  Tag 
gewesen  sei,  an  welchem  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  von  San 
Francisco  abgefahren  sei,  so  könne  der  Inhalt  des  Telegramms  nicht 
geglaubt  werden.  Wahrscheinlich  habe  die  russische  Behörde,  um  ihren 
Vorgesetzten  zu  gefallen,  wie  das  ihre  Art  sei,  einen  ül)ertriebenen 
Bericht  gemacht  oder  das  Telegramm  nur  in  dieser  Form  abgeschickt, 
weil  sie  genötigt  gewesen  sei,  die  auft^^ehrachte  Bevölker^mg  zu  bertihif^^on. 

4.  Die  Wegnahme  von  Privateigentum  zur  See,  w  elches  zum  Kriegv- 
in  keiner  Beziehung  stehe,  sei  dasselbe  wie  das  Beutew  cscn  des  L.md- 
kricgs  in  aller  Zeit,  und  eine  solche  Plünderung  des  tigentuins  von  i'rivat- 
personen  sei  eine  Scliädigung  der  eigenen  Staatsehre.  Man  behaupte 
dabei  freilich,  dies  sei  ein  vom  Völkerrecht  zugestandenes  Recht  Aber 
nach  ge(v(  öhnlicher  Vernunft  stimme  es  mit  echter  Humanität  nicht 
zusammen.  Mit  dem  Fortschritt  der  Zivilisation  seien  daher  allerhand 
Beschränkungen  und  Ausnahmen  entstanden,  und  es  werde  jetzt  viel 
verfochten,  daB  die  bei  }X^iederherstellung  des  Friedens  noch  nicht 
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abgeurteilten  Prisen  freizugeben  seien  und  dafi  die  Befugnisse  der 
Prisengerichtshöfe  mit  dem  Schluß  des  Krieges  ihr  Ende  finden 
müßten.  Unter  den  großen  Gelehrten  des  europäischen  Kontinents 
seien  nicht  venige,  welche  auf  selten  dieser  Ansicht  ständen.  Ais 

Präc  ecknzen  hierfür  seien  die  Vorfälle  bei  Beendigung  des  Krieges 
zwischen  Frankreich  und  Mexiko  im  Jahre  1865,  z>xischen  Österreich 
einerseits  und  Frankreich  und  Pieinont  andererseits  im  Jahre  185Q, 
zwischen  Dänemark  einerseits  und  l'rcußcn  und  Öst-rreich  anderer- 
seits im  Jahre  lSö4  sowie  zwischen  Preußen  und  Frankreich  zum  Ver- 
gleich anzu/ichcn. 

Das  Urteil  erster  Insbnz  behaupte  freilich,  daß 

solche  Vorfälle  sich  auf  hesoiulcicn  Vertrag  oder  besondere 
(iesct/c  i^n  üiuietcii  und  keine  Beispiele  für  den  vorliegenden 
Fall  abgeben  könnten. 
Daß  aber  bei  Anwendung  eines  so  dehnbaren  Rechts  wie  des  Völker- 
rechts das  Bedürfnis  empfunden  worden  sei,  das,  was  die  Vernunft 
oder  die  Praxis  anerkenne,  vertraglich  festzulegen  oder  gesetzlich  zu 
fixieren,  sei  ganz  natürlich  und  das  Vorhandensein  solcher  Verträge 
oder  Gesetzesliestintniungen  könne  nicht  zur  Unterstützung  der  gegen- 
teiligen  Ansicht  des  Gerichts  dienen.  Auch  sei  es  der  gewöhnliche 
Verlauf,  daß  Rechtsgrundsätze,  welche  zuerst  in  Verträgen  oder  gesetz- 
lichen Bestimmungen  erschienen,  durch  nachfolgende  Anerkennung 
mehrerer  Staaten  sich  zum  natürlichen  Rechtsq^rundsatz  des  Völker- 
rechts uini,'estalteten.  Dies  sei  der  Grund,  \\\^shalb  mit  der  Ent\xicklung 
der  menschlichen  Zivilisation  auch  tlas  Völkerrecht  sich  fortent\x  ickle. 

Im  Jahre  1897  habe  ein  italienisches  PriseiiLiericht  in  der  „Doel- 
wyck"-Sache  entschieden,  daß  das  Recht,  Prisen  zu  machen,  auf  dem 
Recht  beruhe,  Handlungen  zu  verbieten,  durch  welche  der  feindliche 
Staat  in  seiner  WidersUndfähigkeit  verstärkt  werden  würde.  Daher  stehe 
ein  nach  Wiederherstellung  des  Friedens  abgegebenes  Urteil  auf  Ein- 
ziehung in  Widerspruch  zu  der  Herstellung  der  friedlichen  Beziehungen. 
Das  Urteil  habe  es  für  unrecht  erklärt,  fremdem  Eigentumsrecht 
Schranken  aufzuerlegen,  welche  nicht  als  durch  die  tatsächliche  Not- 
wendigkeit gerechtfertigt  anerkannt  werden  könnten  und  habe  daher 
auf  Freisprechung  entschieden. 

Da  es,  {gleichviel  ob  dies  im  Oesetz  ausgesprochen  sei  oder  nicht, 
ein  alli;enieiner  Grundsatz  des  Strafrechts  der  zivilisierten  Staaten  sei, 
daß,  wenn  nach  einem  nach  Begehung  einer  strafbaren  Handlung  er- 
lassenen üesetz,  die  Strafe  aufgehoben  werde,  das  Recht  der  öffent- 
lichen Klage  erlösche,  so  müsse  man  sagen,  daß  das  Entscheidungs- 
beispiel des  italienischen  Frisengerichts  in  Übereinstimmung  mit  diesem 
Grundsatz  vernunftgemäß  entschieden  habe.  Wenn  es  Staaten  gäbe, 
welche  nach  Aufhebung  einer  Strafe  eine  vor  dieser  Aufhebung  be- 
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gehabt.  Da  Orebnitzki  das  Schiff  bereits  verlassen  ge- 
habt habe,  so  könne  man  doch  vohl  nur  annehmen,  daß  es 
völlig  den  Anordnung^en  der  Charterer  unterstanden  habe. 
Denn  venn  das  Schiff  den  russischen  Behörden  zum  Oe- 

brauch  zur  Verfügung  gestellt  worden  sei,  so  müsse  das 
eine  Handlung  der  Charterer  sein,  und  es  sei  selbstverständ- 
lich, daß  das  Schiff  von  der  Zeit  an,  wo  die  Charterer  auf- 
gehört hätten,  es  den  russischen  Behörden  zum  Ochrauch  zu 
steilen,  nicht  mehr  ein  im  Gebrauch  der  Behörden  siehendcs 
Schiff  gev^cäcn  sei.    Die  Frage,  ob  die  Charterfrist  abge- 
laufen gewesen  sei  oder  nicht,  sei  daher  ohne  Belang,  und 
es  widerspreche  aus  dickem  Grunde  noch  mehr  den  Tat- 
sachen, wenn  angenommen  worden  sei,  daß  das  Schiff  zur 
Zeit  der  Beschlagnahme  ein  im  Gebrauch  der  russischen 
Behörden  stehendes  Fahrzeug  gewesen  sei. 
Wie  aber  oben  ausgeführt,  sei  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff 
tatsächlich  von  der  russischen  Regierung  gemietet  worden,  und  nach 
den  eigenen  Aussagen  des  Oberkommissars  Orebnitzki  stehe  es  außer 
Zweifel,  daß  die  Bewegungen  des  Schiffes  durchaus  nach  seinen  An7 
Ordnungen  zu  erfolgen  gehabt  hätten.    Wenn  auch  anzunehmen  sei, 
daß  Orebnitzki  hin  und  wieder  die  Bewegungen  durch  den  Ver- 
treter der  Gesellschaft  habe  anordnen  lassen,  so  sei  das  nur  geschehen, 
um  formell  die  Anordnungen  durch  den  angeblichen  Charterer  ge- 
schehen zu  lassen.    Darum  könne  man  aber  nicht  sagen,  daß  Oreb- 
nitzki nicht  das  Schiff  unter  seiner  Order  gehabt  habe. 

Auch  dafür,  daß  zur  Zeit  der  Beschlagnahme  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Schiffs  die  Beäehungen  der  russischen  Regierung  und  der 
Handels"  und  Industriegeselischaft  bezüglich  des  Schiffs  als  bereite  auf- 
gehoben zu  betrachten  gewesen  seien,  lägen  keine  Gründe  vor.  Da. 
vielmehr  tatsächlich  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff,  wie  vorher,, 
als  Charterschiff  der  russischen  Regierung  im  Begriff  gewesen  sei,  sich 
zur  Ausführung  der  Lieferungsgeschäfte  für  die  Küstenplätze  des- 
Ochotskischen  Meers  zu  einer  zweiten  Reise  zu  rüsten,  so  könne  man 
daraus,  daß  Orebnitzki  wegen  Krankheit  vorübergehend  an  Land 
gegangen  ii^ewcsen  sei,  nicht  folgern,  daß  das  Schiff  aufgehört  gehabt 
habe,  im  Dienst  der  Behörden  zu  stehen. 

i\ur/,  die  Rehaiiptimg  des  Reklamanten,  es  lagen  keine  aus- 
reichenden Be\\ei>e  vor,  daß  das  zur  Verhandlung  stellende  Schirt  im 
Dienst  der  russiischen  Behörden  gestanden  habe,  sei  unbegründet. 

2.  Aus  der  Instruktiun  des  russischen  Ministeriums  des  Inneren 
an  Orebnitzki  als  Oberkommi^vsar  der  l,icierungcn  für  das  Etats- 
jahr 1905  und  aus  den  Aussagen  Orebnitzkis  ergebe  sich  folgendes : 
Die  Lteferungsgeschäfte  für  die  Kflstenplätze  im  fernen  Osten  seien 
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derart,  dafi  die  Regierungsgüter  (Weizenmehl,  gequetschte  Oerste,  Salz, 
Schießpulver  und  Blei)  direkt  an  die  amtlichen  Magazine  abgeführt, 
die  übrigen  privaten  Güter  an  dortige  Kaufleute  gegen  bares  Geld  oder 
gemäß  den  Zahlungsbestimmungen  gegen  Tierpelze  geliefert  würden. 

Wenn  ein  Gegenwert  nicht  vereinnahmt  werden  könne,  so  würden  sie 
an  die  Landräte  überwiesen,  welche  sie  an  die  Kaiifleute  iind  die  all- 
gemeine BeNÖIkeriing  verkauften.  Der  erstliche  Verkaufspreis  werde^ 
wvnn  die  l.andrätc  cüi'  Ciütcr  übernommen  hätten,  um  erhöht 
uncl  je  nach  den  I  allen  in  bar  ein<Tenommen  oder  unter  der  Ver- 
anlwortnnij  der  L^ndräte  /.ahlunt,'  in  Pei/en  erlaubt. 

herner  habe  detn  ( )berkoniinissar  ally;emein  das  Nachrichtenvx  esen 
für  die  Küstenplätze  ob^ele^en,  und  daneben  habe  er  Auftrag  gehabt, 
die  Lage  der  Küstenplätze  zu  untersuchen. 

Danach  könne  man  schließen,  daß  das  Schiff  der  Aufgabe  habe 
dienen  sollen,  den  an  den  Küsten  des  fernen  Ostens  befindlichen  Militär* 
behdrden  die  von  ihnen  gebrauchten  Güter  zu  liefern,  und  daß  es 
daneben  der  Beförderung  und  dem  Verkauf  von  privaten  Materialien 
obgelegen  und  außerdem  die  allgemeine  amtliche  und  private  Post* 
beförderung  und  Untersuchung  verschiedenartiger  Verhältnisse  /u  er- 
ledigen gehabt  habe.  In  seinen  Aufgaben  seien  wohltätige  Zwecke 
durchaus  nicht  zu  ersehen.  Vielmehr  lasse  sich  aus  der  im  Urteil 
erster  Instanz  angezogenen,  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Suma" 
in  Petropa\vlo\xsk  beschlai^m ahmte  Abschrift  eines  Tele^amms  des  Pro- 
vin/ialgouverneurs  an  den  Militärgouverneur  der  Küstenprovinz  ent- 
nehmen, daß  das  zur  Verhandlung'  .stehende  Schiff  den  in  den  Küsten- 
plät/eti  lagernden  re,L,ailaren  und  freiw  illicfen  Truppen  Lclx-nsmittel  ge- 
liefert habe.  Daü  das  Iclegranim  am  Ii.  A\ai  russischen  Stils  abge- 
schickt sei,  stehe  in  dem  russischen  Original  nicht.  Dies  sei,  wie  aus 
dem  urtextiichen  Entwurf  des  Telegramms  hervorgehe,  nur  eine  Be^ 
merkung  des  Obersetzers,  welche  dieser  nach  seiner  Vorstellung  von 
dem  Sinn  des  Originals  hinzugefugt  habe.  Da  in  dem  Telegramm 
stehe,  'daß  Grebnitzki  am  29.  Mai  die  Löhnung  von  300  freiwilligen 
Mannschaften  für  3  Monate  und  eine  gleiche  Menge  Lebensmittel  ein- 
geführt habe,  so  könne  man  daraus  sehen,  dafi  es  nac  h  dem  2Q.  Mai 
abgesandt  sei.  Demnach  sei  die  Behauptung  des  Reklamanten,  das 
zur  Verhandlung  stehende  Schiff  müsse  ak  ein  zu  wohltätigen  Zwecken 
reisendes  Fahrzeug  von  der  Beschlagnahme  frei  sein,  unbegründet. 

3.  Es  sei  von  vielen  Gelehrten  sovcie  von  der  völkerrechtlichen 
Praxis  anerkannt,  daß  die  Prisengerichte  auch  nach  W^iederherstellung 
de«;  Friedens  das  Untersuchungsverfahren  fortsetzen  und  in  ihren  Ur- 
teilen auf  Lin/iehung  erkennen  könnten.  Wenn  auch  mit  Wieder- 
herstellung de8  briedens  das  Prisenrecht  aufhöre  und  es  daher  un- 
rechtmäßig sei,  danach  Aufbringungen  auszuführen,  so  sei  es  doch  im 
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Interesse  der  Unparteilichkeit  recht  und  nötig,  die  Rechtmiftiglceit  von 
fräher  ausgefflhrten  Aufl>ringungen  zu  untersuchen  und  zu  entscheiden. 
Das  Recht  der  Beschlagnahme  und  das  der  gerichtlichen  Aburteilung 

seien  durchaus  zu  unterscheiden.  Das  Recht  einer  Icriegffihrenden. 
Macht,  Prisen  abzuurteilen  und  einzuziehen,  sei  schon  mit  der  Zeit 
der  Aufbringung  entstanden  und  die  Aburteilung  und  Finziehung  sei 
nur  eine  Formalität,  durch  welche  die  Wirkung  der  Beschlagnahme 
realisiert  vcerde.  Diese  Formalität  sei  keine  Kriegs  hau  dl  im  ^,  sondern 
eine  Maßnahme  zur  Ausführutis^'  eines  durch  eine  Kri  ■trshandlung  er- 
worbenen Rechtes.  Wenn  daher  hei  Beendigung  des  Krieges  gelegent- 
lich die  Zeit  zur  VolleiRiuii^  dieser  Formalität  nicht  gereicht  habe, 
so  küiHie  das  nicht  als  üruiid  liir  den  Untergang  des  schon  ent- 
standenen Rechts  geltend  gemacht  werden.  Die  von  dem  Reklamanten 
ffir  die  Freigabe  von  Prisen  bei  Wiederherstellung  des  Friedens  vor- 
gebrachten Beispiele  beschränkten  sich  auf  Fälle,  wo  die  kriegführenden 
Parteien  im  Friedensvertrag  die  gegenseitigen  Beziehungen  so  festgelegt 
hätten  oder  wo  aus  politischen  Gründen  auf  Grund  besonderer  gesetz* 
lieber  Bestimmungen  eine  bestimmte  Art  von  feindlichen  Schiffen  frei- 
gelassen worden  sei.  Das  reiche  indes  nicht  aus,  um  daraus  eine  all- 
gemeine Bestimmung  oder  Praxis  zu  konstruieren. 

Was  ferner  die  vom  Reklamanten  angezogene  Fntscheidunc^  eines 
italienischen  l'riscngcrichts  über  die  ,,Dod\\yck"  aus  dem  Jahr  1807 
angehe,  so  sei  sie  allerdings  ein  Heispiel,  welches  die  Freigabt'  des 
anf^ehrachtcn  S(hitte>  mit  der  Henründung,  daß  der  Frieden  vxi.Lier 
hergestellt  sei,  lüi  rcchln.aßii;  erklare;  dies  Urteil  sei  indes  vernuan- 
widrig,  wie  auch  der  Präsident  der  ücsellschaft  für  Völkerrecht  Brusa 
&  in  vorzuglicher  Weise  angegriffen  und  als  eine  V^letzung  sowohl 
des  Völkerrechts  als  auch  der  Verfassung  verschrieen  habe.  Danach 
könne  dieses  Urteil  keinenfalls  als  ein  zu  befolgendes  rechtmäßiges  Bei- 
spiel anerkannt  werden. 

Kurz,  das  Urteil  erster  Instanz  sei  in  seiner  Formel  und  seinen 
Orfinden  zutreffend  und  die  Berufung  in  allen  Punkten  unbegründet 
und  zu  verwerfen. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 

Die  russische  Regierung  hat  seit  langer  Zeit  jährlich  durrh  die 
Gouverneure  der  Küstenprovinz  auf  Schiffen  der  freiwilligen  Flotte  oder 
auf  Fahr/eiu^en,  >xelche  direkt  von  der  Regierung  gechartert  wurden, 
Fe  bc  iisinittel  und  f^emischte  (ititer  nach  den  Küsten  de-^  f  )'~hotskischen 
und  de^  Hei iiignieers  '^ehntteii  lassen.  Die  R "gierungsgüler  wurden 
direkt  in  die  Regierungsdepots  der  vei^(  hi .  ciriien  Plät/e  ibgeführt  und 
in  der  Regel  wurden  die  zum  Privalt^ehraueh  be>liininuu  (iüter  durch 
die  I-andräte  entsprechend  dem  Bedarf  an  die  Kaufleute  und  die  all- 
gemeine Bevölkerung  verkauft.   Da  aber  seit  dem  japanisch-russischen 
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Krieg  der  Verkehr  mit  den  Kü>.k'npläizen  zum  Stillstand  kam,  so  ent- 
sandte die  Zentralregierung  einen  besonderen  Oberkommissar  für  die 
Lieferung  von  Bedarfsartikeln  nach  den  Küsten  des  fernen  Ostens  und 
hierzu  würde  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  verwandt.  Daß 
dasselbe  so  zum  Gebrauch  der  russischen  Behörden  gedient  hat,  geht 
hervor  aus  der  dem  Oberkommissar  für  die  Lieferungen  von  Bedarfs- 
artikeln von  der  russischen  Regierung  gegebenen  schriftlichen  Instruk- 
tion und  dem  Protokoll  über  die  Vernehmung  des  Genannten  durch  den 
mit  diesem  Fall  beauftragten  Rat  des  Prisengerichts  zu  Vokosuka. 

Dei  Reklamant  behauptet  im  Punkt  1  der  Berufung,  daß  das 
zur  Verhandlung  stehende  Schiff  von  der  Kamtschatka-Handels-  und 
Industriegcselischaft  gemietet  sei  und  daß  ein  Vertreter  dieser  Gesell- 
schaft an  Bord  gevcesen  sei  und  die  ganzen  Anordnungen  bei  der 
Ans:;niinlunf,'-  und  Verteilung  der  Ladung:  in  der  Hand  3'h;iht  habe. 
Der  ( )h(.'rkoiiimi"^snr  für  die  Lieferung  der  Hcdarlsartikel,  Cj  re  ii  i  t  /  ki , 
sei  I  .ihiga>i  luitgtUihren,  habe  aber  nicht  die  Order  übv-r  das  bchiff 
gehabt.  Selbst  vcenn  man  nbt-r  annehme,  das  Sthitt  sei  anfangs  zum 
Gebrauch  der  Behörden  beicugestellt  worden,  so  sei  es  doeh  zur  Zeit 
der  Beschlagnahme  durchaus  in  Order  der  Charterer  gewesen.  Wenn 
ferner  auch  der  größte  Teil  der  Ladung  des  Schiffes  der  russischen 
Regierung  gehöre,  so  hätten  doch  die  Charterer  auch  eigene  Handels- 
waren verladen  gehabt  und  durch  ihren  an  Bord  befindlichen  Ver<* 
treter  auf  eigene  Rechnung  Handelsgeschäfte  Wtrieben.  Danach  sei 
das  Schiff  nicht  zum  Gebrauch  der  russischen  Behörden  gestellt  worden. 

In  dem  Vernehm  ungsprotokoll  Orebnitzkis  steht  folgende  Aus- 
sage:  die  Regierung  habe  das  Schiff  durch  die  Gesellschaft  gechartert, 
daher  habe  ihr  das  Verfugungsrecht  und  die  Bestimmung  der  Plätze, 
wo  die  Ladung  verteilt  werden  sollte,  und  die  Anordnung  bei  Verteilung 
derselben  selber  zugestanden. 

Wenn  auch  Grebnitzki  zur  Zeit  der  Beschlagnahme  im  Hospital 
war,  so  waren  doch  seine  Geschäfte  bei  der  Lieferung  der  Bedarfs- • 
artikel  noch  nicht  erledigt,  so  daß  er  dieselben  einem  Vertreter  der 
Charterer  anvertraute.  Nach  diesen  Tatsachen  sowie  dem  Inhalt  der 
oben  genannten  Instruktion  der  russischen  Regierung  ist  der  erste  Teil 
des  Punktes  1  der  Berufung  unbegründet. 

Die  Tatsache,  daß  neben  der  Veru'endung  dvs  zur  Verhandlung 
stehenden  Schiffs  für  die  Proviaritlieferungsgeschafte  der  russischen  Re- 
gierung die  Charterer  eigene  Handv-Isgüter  gehiden,  einen  V^ertreter  an 
Bord  '^u  haht  und  ihre  eigenen  (ieschäfte  bv'trieben  haben,  andt  rt  nichts 
an  drin  Charakter  des  Schiffes  als  eines  im  (iebrauch  der  Bciiorden 
stehenden  l  ahr/eugs.  Daher  ist  auch  der  letzte  Teil  des  ersten  Be- 
rufungspuiiktes  unbegründet. 

901 


oiy  ii^uo  uy  Google 


AbKhiütt  VI«  PritengericlitMiittclwidiiiigw:  „Aiittralla". 

Im  zweiten  Punkte  der  Berufung  heißt  es,  die  Lieferung  der  Lebens» 
mittel  habe  weder  direkt  noch  indirekt  mit  dem  Kriege  zu  tun,  sondern 
sei  lediglich  ein  Akt  der  Wohltätigkeit  gewesen.  Daher  müsse  das 
5chiff,  welches  dabei  verwandt  sei,  unter  die  für  feindliche  Schiffe  be- 
:stehende  Ausnahme  von  der  Beschlagnahme  fallen.  Ein  feindliches  Fahr- 
zeug kann  aber  auch,  wenn  es  zu  dem  Kri^e  nicht  in  Bc;?iehung 
steht,  trotzdem  weggenommen  vcerden.  Überdies  geht  es  aus  der  oben 
genannten  Instruktion  der  russischen  RcLricrung  hervor,  daß  das  zur 
Verhandlung  stehende  Schiff  keine  Aiiti^^abi-n  der  Wohkati^kcit  hatte, 
lind  ein  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  ..Sutna"  in  Petropavx  low  >k 
bt  schlairiiahiiiter  TVlegrammentw  Lirf  heret  htii;!  /u  der  Annahme,  daß 
das  Scliiff  Pru\iaiit  und  dergleichen  an  die  I  ruppen  gehelerl  hat.  Sunacli 
ist  Punkt  2  der  Berufung  unbegründet. 

Der  Reklamant  sagt,  dieses  Telegramm  sei  nicht  glaubwfirdig,  weil 
es  am  12.  Mai  russischen  Stils  abgeschickt  sei,  d.  h.  am  Tage,  wo  das 
zur  Verhandlung  stehende  Schiff  von  San  Francisco  abgefahren  sei.  Aber 
in  dem  russischen  Originalentwurf  des  Telegramms  steht  das  Abgangs- 
datum gar  nicht  verzeichnet  Da  in  dem  Telegramm  steht,  daß  Oreb- 
aitzki  am  29.  Mai  Löhnung  für  300  Frei\xillige  für  3  Monate  und 
eine  entsprechende  Menge  Proviant  gebracht  habe,  so  ist  es  klar,  daß 
das  1  clei^ramm  nach  dem  2Q.  Mai  abgesandt  worden  ist,  und  der  dritte 
Punkt  der  Berufung  ist  grundlos. 

Im  Punkt  4    ird  fbehauptet,  daß  die  zur  Zeit  der  Wiederherstellung 

dc^  Friedens  noch  nicht  abgeurteilten  Prisen  freizugeben  '^eien.  F-^ 
ist  aber  von  völkerrechtlichen  Priicedenzcn  anerkannt,  daß  Prisengerieiite 
auch  nach  Wiederherstellung  des  Friedens  Prisenuntersuchungen  vor- 
nehmen und  Fnt^(  hi  itluns:,u  n  auf  I  in/iehung  erlassen  können.  Das 
Obcrpri^engerieht  i>^t  der  Ansicht,  daß  die^  den  Verhältnissen  gerecht 
wird.   Demnach  ist  auch  Punkt  4  der  Berufung  unbegründet. 

Nach  dem  oben  Ausgeführten  ist  es  somit  zu  recht  geschehen, 
daß  das  Gericht  erster  Instanz  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  als 
feindlich  angesehen  und  seine  sowie  seiner  feindlichen  Ladung  Weg- 
nahme verfügt  hat. 

wird  daher,  wie  folgt,  entechieden : 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  13.  Februar  1906  im  Oberprisengericht. 

(Unterschriften.) 
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Reklatnafiten:  R.  C  Brook,  Vtzedirekior  der  Reederei  Barque 
Antiope  Company  Ltd.  in  Victoria,  Britisch  Columbien,  Canada,  Nord- 
amerika,  Wharf  Street  Nr.  63,  vertreten  durch  P.  Q.  R.  Matheson, 
Kapitän  des  Segelschiffes  „Antiope"  und  das  Seetransportgeschäft  Barne- 
son,Hibbard8cCo.  in  San  Francisco,  California,  Nordamerika,  Mont- 
gomery  Street  Nr.  456,  vertreten  durch  den  Direktor  John  Barneso n. 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Deiira  Rikio,  Regierungs- 
bezirk Kan3(^a\x-a,  Yokohama,  Yamashitacho  Nr.  193. 

in  der  Prisensache,  betreffend  das  en.L;lischc  SesTfelschiff  „An- 
tiope" wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung,  wie  folgt,  entschieden: 

Urteilsformel: 
F,s  w  ird  auf  Freigabe  des  en^dischen  Segelschiffs    .Antiope"  und 
auf  Wegnahme  der  Ladung  von  etwa  1800  Tons  Salz  erkannt. 

Tatbestand  und  Gründe: 
Das  zur  Verhaiulluntr  stehende  Segelschiff  „Antiope"  steht  im 
Eigentum  des  Reklamanten,  der  Barque  Antiope  Company  in  Victoria, 
Britbch  Columbien,  sein  Heimatshafen  ist  Victoria  und  es  ist  ein  Handels- 
schiff, welches  unter  britischer  Flagge  fährt. 

Es  lud  auf  Grund  eines  zwischen  dem  Reklamanten  der  Firma 
Barneson,  Hibbard  8e  Co.  in  San  FrancKco  und  dem  Vertreter 
der  Reederei,  Charles  Nelson  6c  Co.  in  San  Francisco,  ab- 
geschlossenen Chartervertrags  etwas  mehr  als  1800  Tons  halb  raffi- 
niertes Steinsalz,  einen  Teil  von  ungefähr  9000  Tons,  welche  von 
M.  Ruri  in  Nikolajewsk  eingekauft  waren,  um  sie  an  diesen  und  an 
«die  am  gleichen  Orte  niederiässige  Filiale  der  russisch-chinesischen  Bank 
zu  befördern.  Das  Schiff  verließ  am  21.  Juni  d.  J.  San  Francisco  und 
wurde  auf  seiner  Reise  nach  dem  Bestimmungsort  am  13.  August,  9  Uhr 
vormittan^s,  auf  53»  52'  n.  Br.  und  141"  20'  ö.  L.  von  dem  Kaiser- 
Ii«  heii  KricEfssrhiff  ,,Tainan  Maru"  gesichtet  und,  weil  es  Kriegs- 
konterbandc  beförderte,  aufgebracht. 

Diese  Tatsachen  werden  hcviicsen  durch  die  Aiissageschritt  des 
Vertreters  des  Kommandanten  der  ,.  lainan  .Warn",  Kapitanleutnarits  Abc 
Ts  u  neu,  die  Vernehniungsprotükolle  des  ücnainüen,  des  Marine- 
leutnants Ohara  Shunji,  des  Kapitäns  der  „Antiope"  P.  ü.  R. 
Matheson  und  des  ersten  Uinziers  R.  M.  Reed,  das  Schiffszertifi- 
kat, da>  Inventar,  die  Musterrolle,  das  Konnossement,  den  Ausklarierungs- 
schein von  San  Franctsco,  das  Ladungsverzeichnis,  einen  Brief  von 
Charles  Nelson  an  den  Kapitän,  das  Tagebuch  und  das  Privat- 
schiffsjournal. 

Die  Hauptpunkte  der  Reklamation  sind  folgende: 
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Das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  stehe  im  Eigentum  des  vor- 
erwähnten Reklamanten,  der  englischen  Firma  Barquc  Antiope 
Company  und  sei  ein  englisches  Handelsschiff.  Es  habe  auf  Grund 
eines  zwischen  den  Vertretern  der  cf^nnnnten  englischen  Firma,  der  ameri- 
kanischen Firma  1  h  e  (>  h  a  r  1  e  s  N  e  1  s  o  n  (Company  und  dem  üben 
crw  ;i hnten  Reklamanten,  der  Firma  B a r  n  e s o n  ,  1 1  i  b  h  a  r  ti  &  Co., 
abgeschlossenen  Chartervertrai^  in  San  Francisco  18Ü0  Ions  halbraffi- 
niertes Stein^al/  geladen,  einen  1  eil  \  nu  4000  Tons,  >x-clche  der  rn^^ische 
Staatsangehörisfe  M.  R  ur  i  eingekauft  gehabt  habe,  um  sie  naeh  Niko- 
lajewsk  in  Sibiiien  zu  bciördcrn.  Am  20.  Juni  d.  J.  sei  das  Schiff  von 
San  Francisco  abgefahren  und  auf  der  Reise  nach  Nikolajewsk  von  dem 
Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Taiwan  Maru"  unter  dem  Verdacht,  Konter- 
bande zu  befördern,  aufgebracht  worden.  Es  habe  aber  durchaus  keine 
Konterbande  an  Bord  genommen,  sondern  nur  Salz  für  das  Fischerei- 
gewerbe befördert  Daher  könne  es  nicht  mit  der  Ladung  zusammen 
weggenommen  werden,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

1.  Das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  sei  ein  neutrales  Fahr- 
zeug,  und  weder  die  Reederei,  noch  deren  Vertreter,  The  Charles 
Nelson  Company,  noch  der  Kapitän  und  die  sonstige  Besatzung 
des  Schiffes  hätten  Kenntnis  davon  gehabt,  daß  die  I-adung  des  zur 
Verhandlung  stehenden  Schiffs  von  der  russischen  Regierung,  bzw.  von 
der  Armee  oder  Marine  einc^ckauft  worden  sei,  noch  davon,  daß  sie 
befördert  worden  sei,  um  ziJim  üebrauch  der  russischen  Truppen  ge- 
liefert zu  werden. 

Selbst  einmal  zugegeben,  der  Finkfuiter  M.  Ruri  habe  nur  das 
Fischet eigcu erbe  vorgeschützt  und  in  NX- irklichkeit  die  Ladung  zum 
Zwecke,  sie  an  die  russischen  Truppen  zu  liefern,  einführen  wollen, 
so  falle  doch  dem  Schiff  nicht  die  Verantwortung  für  den  Konterbande- 
transport zu. 

2.  Weder  der  Kapitän  noch  sonst  jemand  von  der  Besatzung  habe 
sich  der  Aufbringung  widersetzt,  noch  Fluchtversuch  gemacht 

3.  Die  an  Bord  befindlichen  Schiffspapiere  seien  vollständig  und 
erhielten  keinerlei  betrügerische  Angaben.  Auch  habe  die  Besatzung 
keine  der  erforderlichen  Papiere  vernichtet  oder  \erborgen. 

4.  iJa  der  Bestimmungsort  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes, 
Nikolajcw'^k  in  Rußland,  nicht  von  japanischen  Kriegsschitien  öffent- 
lich bloi  kieri  worden  sei,  so  liege  in  der  beabsichtigten  Reise  dorthin 
kein  Blockadcbruch. 

5.  Die  Ladung  bestehe  nur  au^  Salz,  und  außerdem  seien  keine 
Konterbandegüter  noch  Konlei  bandepersonen  an  Bord  govcesen. 

Daß  die  Ladung  keine  Konterbande  sei,  werde,  wie  folgt,  begründet: 
1.  Das  in  Frage  stehende  Salz  sei  halbraffiniertes  amerikanisches 
Steinsalz,  welches  ohne  weitere  Bearbeitung  durch  Menschenhand  nicht 
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als  Speisesalz  verwandt  werden  könne.  Da  es  so  seiner  Art  nach  Salz 
sei.  wie  es  zum  Salzen  oder  Einlegen  von  Fischen  diene,  so  falle  es 
nicht  unter  die  Nahrungsmittel.  Freilich  sei  es  für  gewöhnliche  ge- 
salzene Fische  etwas  zu  gut,  man  könne  aber  mit  einem  so  vortrefflichen 
Material  auch  wiederum  einen  schmackhaften  Salzfisch  herstellen  und 
einen  höheren  Preis  für  denselben  erzielen.  Daher  sei  es  natürlich, 
daß  die  betreffenden  Gewerbetreibenden  Hebi  r  eine  gute  Qiiah'tät,  wie 
das  hiei  in  Frage  stehende  Salz,  wählten.  Man  könne  daher  daraus, 
daß  das  Salz  für  das  FisrhcrciL^^rwerbe  zu  gut  sei,  nicht  schließen,  daft 
es  nicht  dazu  habe  tlietieii  sulleii. 

Die  Ziffer  2  der  Instruktion  des  .Marineministeriums  Nr.  1  *)  meine 
mit  dem  Ausdruck  Nahrungsmittel,  (iüicr,  welche  direkt  als  Speisen 
ciitiica  könnten.  Da  aber  das  in  l  rage  stehende  Salz  von  der  Art  sei, 
wie  es  zum  Salzen  oder  Einlegen  von  Fischen  verwandt  \scrde,  nicht 
aber  ohne  weiteres  als  Speisemitte]  dienen  könne,  so  falle  es  nicht  unter 
den  Ausdruck  „Nahrungsmittel"  der  genannten  Instruktion.  Es  sei  daher 
klar,  daß  das  Salz  selbst  im  Falle,  daß  es  für  die  feindliche  Armee  oder 
Marine  bestimmt  sei  oder  nach  einem  Platz  in  Feindesland  gehe,  nach 
dessen  Verhältnissen  angenommen  werden  müsse,  daß  es  zum  Gebrauch 
der  feindlichen  Armee  oder  Marhie  di  neu  würde,  keine  Konterbande  sei. 
Dieses  müsse  um  so  mehr  gelten  in  dem  vorliegenden  Falle,  wo  es  nicht 
für  die  feindliche  Armee  oder  Marine  bestinwnt  sei,  sondern  nach  dem, 
frciljf  h  feindlichen,  Plat;'  Nikolajewsk  gehe,  nach  dessen  Verhältnissen 
nicht  ans^enoinnu  [1  wn  den  könne,  daß  CS  zum  Gebrauch  der  feindlichen 
Armee  oder  .Marine  dtenen  wi-rde. 

2.  Fs  möge  den  Aiiseiiem  haben,  daß  das  Salz  zur  Verwendung 
im  Fischerei  betriebe  der  Gegend  des  Amur  in  Sibirien  naeii  seinef"  .Menge 
nach  viel  zu  viel  sei.  Dem  sei  aber  nicht  so.  Fs  sei  erstaunlich, 
welche  Mengen  von  Salz  jährlich  im  Fischereibetrieb  jener  Gegenden 
benötigt  werde.  Besonders  seitdem  durch  den  japanisch«russischen  Krieg 
die  Einfuhr  von  Japan  völlig  gefehlt  habe,  sei  es  nicht  zu  verwundern, 
daß  man  gezwungen  gewesen  sei,  einen  großen  Import  von  Amerika 
zu  beziehen.  Wenn  man  dagegen  einmal  die  Frage  betrachte,  ob  das 
Salz  zum  Gebrauch  der  russischen  Truppen  habe  dienen  sollen,  so  sei  im 
Gegenteil  seine  Menge  viel  zu  bedeutend.  Denn  mit  4000  Ions  Speise- 
salz könne  man  mehr  als  600  000  Mann  6  Monate  lang  versorgen.  Weder 
in  Nikolajewsk  noch  in  seiner  Umgegend  hätten  aber  so  viele  nt^si^che 
Truppen  L^ele^en.  Auch  könne  man  ^ieh  «;<"h1ießlich  nicht  vorsteilen,  daß 
die  ru^^i^elu■  Rri^ierung,  obwolil  ihr  der  inland^weg  zur  Verfügung  ge- 
standen habe,  viel  (ield  wcgvxerfen  und  die  teure  1  rächt  be/.ahlea  und 
noch  dazu  die  Gefahr  laufen  würde,  welche  einem  Kriegskon tcrbandc- 
transport  durch  Aufbringung  seitens  der  japanischen  Kriegsschiffe  ge« 

')  II.  " 

905 


.Digitized  by  Go  ^v,i^ 


Abschnitt  VI« 


PrtaeigerichtMiitaclwlduHI*n:  ABttopi 


droht  habe.  Also  wenn  man  mit  der  Menge  argumentiere,  könne  das 
Salz  keine  Krie;gskoafterbande  sein. 

3.  Nikolajewsk,  der  Bestimmungsort  des  In  Frage  stehenden  Salzes, 

sei  vteder  Kriegshafen  noch  Festung,  noch  gebe  es  dort  Kasernen,  noch 
sei  es  ein  Bereich,  welcher  von  den  japanisclit-n  Kriegjsschiffen  blockiert 
sei.  Daher  sei  in  der  Kinfuhr  gewöhnlicher  Handelsware  nach  dorthin 
durchaus  nichts  Verdächtic^es  7U  ersehen.  Das  Salz  diene  aber  keinem 
anderen  Zwecke  als  eine  gewöhnlic  he'  Handelsware  tue. 

4.  Freilich  sei  es  erwiesen,  daß  die  russisch-chinesische  Hank  bei 
<ii.i'  IraiNaktion  des  Salzes  beteiligt  sei,  ihre  Teiiiiahnie  sei  indes  nur 
veranlaßt,  um  die  Zahlung  des  Preises  sicherzustellen,  herner  erscheine 
freilich  die  genannte  Bank  als  Käufer  von  600  Tons  der  Ladung.  Da 
aber  die  Bank  niemals  Warenhandel  treibe,  so  sei  sie  tatsächlich  nicht 
der  Käufer,  und  selb^  wenn  man  annehme,  die  Bank  habe  Auftrag 
von  der  russischen  Regierung  gehabt,  so  könne  man  daraus  nicht  ohne 
weiteres  schließen,  da6  die  Ware  von  der  russischen  Regierung  ein- 
gekauft sei. 

5.  Der  Qrund,  weshalb  die  Fracht  für  die  in  Frage  stehende  Ladung 
.so  hoch  sei,  liege  darin,  daß  Schiffe,  welche  Güter  nach  Nikola'ew  <k 
beförderten,  keine  Rückfracht  bekämen,  vielmehr  in  der  unvorteilhaften 
Lage  seien,  dort  für  die  Rückreise  Ballast  zu  kaufen. 

6  Selbst  wenn  man  annehme,  der  Käufer  der  Ladunq-,  M.  Ruri, 
habe  offenbar  das  Fisehereiy;ewerbe  nur  vortj^esrhüt/t,  tatsächlich  aber 
einen  Veruag  gehabt,  nach  v^clchem  er  Sa!/  /um  Verkauf  an  die  russische 
Regierung  oder  die  russischen  Truppen  einkaufen  sollte,  so  habe  doch 
der  Reklamant  und  Ladungsherr  hieran  keinen  Anteil  gehabt  und  auch 
nicht  därum  gewußt,  so  daß  er  an  der  Verantwortung  hierfür  nicht  mit 
zu  tragen  habe.  Auch  habe  der  Reklamant  und  Ladungsherr  klar  aus- 
gesprochen, daß  er  die  Ladung  in  der  Überzeugung  abgesandt  habe, 
daß  sie  keine  Konterbande  sei. 

Das  Gericht  ist  folgender  Ansicht: 

Die  Einfuhr  von  Salz  nach  Nikotajewsk  in  Friedenszeiten  außer  von 
Japan  beträgt  nach  der  Statistik  der  letzten  Jahre  (Nummer  2  der  monat- 
lichen Statistik  der  statistischen  Vereinigung  der  Küsten provinz  vom 
Februar  1903)  nicht  mehr  als  jährlich  140000  bis  170000  Pud.  (Das 
von  japan  einj^eführtc  s^esamtc  Salz  wird  nach  Aussage  des  Zeugen 
itani  Ichijiro  /ur  labtikation  der  nach  Japan  gehenden  c^esalzenen 
Fische  verbraucht;  es  trete  wohl  i;elei^  iitlich  em  Mangel  auf,  doch  koninie 
ein  CherM-huIi  nicht  vor.  Heute  aber,  wo  die  Fin-  und  Ausfuhr  fehlt, 
hraiulit  das  japanische  Salz  nicht  in  Rechnung  gezogen  zu  \xcrden.) 
Wenn  trot/cieni  AI.  Kuri,  der  Luiptänger  der  auf  dem  zur  Verhandlung 
Stehenden  Schiff  beförderten  Ladung,  für  sich  allein  einen  so  großen 
Import  wie  4000  Tons  (1  Ton  =  63  Pud)  macht  und  man  femer  die 
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-Menge  zusammenzieht,  welche  die  „Barracouta"  (ungefähr  1000  Tons 
Salz),  die  „Centennial"  (ungefähr  1200  Tons  Salz)  und  andere  Schiffe  zu 
befördern  vorhatten,  so  kann  man  schon  aus  dem  tatsächlich  von  der 
japanischen  Marine  aufgebrachten  Schiffe  allein  den  auBerordentlichen 
Betrag  erkennen. 

Das  Verhältnis  des  zum  Einsalzen  von  Fischen  gebrauchten  Salzes 
ist  das,  daß  auf  5  Pud  Fisch  1  Pud  Salz  gebraucht  vcird.    Dies  wird 
■erviiesen  durch  die  von  dem  russischen  Finanzministerium  am  20.  Juh 
lOOn  veröffentHchte  Zeitschrift  für  Handel  und  Industrie.    Xa'.h  der 
i^rnlkti  Menq'e  Finfuhrsalzcs  mu(5  man  annehmen,  daß  die  verarhiiu-ten 
_gt>alzenen  Fische  eine  enorme  Menge  erreichen.    Bisher  ist  aber  die 
Möglichkeit,  die  verarbeiteten  Salzfische  in  Rußland  selbst  zu  verkaufen, 
sehr  gering  gewesen.    Der  einzige  Markt  für  den  Konsum  de>  grölUen 
Teils  der  gesalzenen  Fische  ist  Japan,    in  letzter  Zeil  iiat  Ireilicli  der 
Wunsch  (»estanden,  die  Fische  nach  dem  europäischen  Rußland  zu 
exportieren.  Dies  ist  jedoch  noch  nicht  zur  Ausführung  gelangt.  Das 
«rgibt  sich  aus  den  Angaben  der  Verhandlungsprotokolie  der  vierten 
Stadtversammlung  von  Chabarowsk  vom  Jahre  1903  und  deren  Material- 
quellen 

Nachdem  heute,  infolge  des  japanisch-russischen  Krieges,  die  Aus- 
fuhr nach  Japan  vollkommen  aufgehört  hat,  so  ist  es  eine  von  selbst  klare 
Tatsache,  daß  das  Salz  in  der  dünn  bewohnten  Küstenprovinz  als  ge- 
wöhnliche Handelsware  unmöglich  aufgebraucht  werden  kann.  Ebenso 
ist  es  allgemein  bekannt,  daß  von  jeher  die  Hauptkonsumenten  in  Ruß- 
land selbst  die  in  Wladiwostok  und  der  Mandschurei  lagernden  Truppen 
gcvtcsea  sind.  Auch  ergibt  sich  dies  aus  dem  Bericht  der  statistischen 
Kommission  für  die  Küstenprovinz  aus  dem  Etatsjahr  1901,  \\u  ver- 
zeichnet ist,  daß  das  Intendanturamt  des  Amurschen  Armeebezirks  im 
Etatsjahre  1900  zur  Verpflegung  der  sibirischen  Truppen  und  der 
mandschurischen  Besatzungstruppen  von  den  Fischern  der  Kösten- 
provinz  direkt  114500  Pud  gesalzenen  Lachs  eingekauft  hat.  Daß  be- 
sonders auch  im  Kriege  die  Menge  des  Bedarfs  für  die  Truppen  noch 
gestiegen  ist,  bevieisen  auch  die  oben  genannten  „Neuen  Mitteilungen 
über  Handel  and  Industrie",  in  welchen  es  heißt:  wenn  auch  im  Kriege 
der  Verkehr  mit  dem  Auslande  mehr  oder  weniger  zum  Stillstand  ge- 
kommen sei.  so  nehme  deshalb  die  Nachfrage  nach  gesalzenem  Lachs 
nicht  nui  nicht  ab,  sondern  steige  vielmehr  in  hervorragendem  Maße. 
Die  iruppen  kauften  diesen  für  hohe  Preise  

Da  gewöhnlich  Kaufleute,  deren  Zweck  der  \^j'rdien'^t  ist,  kaum 
planen  w  i-rdeti,  be-^onders  wo  noch  da>  Kriei^srisiko  vorliegt,  eine  '.größere 
Menge  Salzfisch  herzustellen,  als  die  Hevolk  lun^  der  Kii^tenprovinz 
nötig  hat,  so  entspricht  es  nicht  den  gew  öhnlielien  Zw  ecken  des  Handels, 
daß  M.  Ruri(?)  selbst  nach  Amerika  gehen  und  für  sich  allein  eine  den 
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Friedensbedarf  fibersteigende  Menge  Salz  einkaufen  sollte,  um  es  zur 
Fabrikation  von  Salzfisch  zu  verwenden.  Man  muB  daher  annehmen, 
daß  er  es  den  russischen  Truppen  als  Nahrungsmittel  hat  liefern  wollen. 

Der  Vertretw  der  Reklamation  behau ptc?t,  daß  das  Wort  „Nahrungs- 
mittel" nur  Gfiter  andeute,  welche  direkt  als  Speisemittel  dienen  könnton. 
Man  kann  dni^cpen  als  Nahrungsmittel  alle  Sachen  bezeichnen,  so\xohI 
solche,  w  ri(  he  schon  von  Natur  allein  genossen  und  daher  ohne  >xeiteres 
verwandt  werden  können,  als  auch  solche,  vcelche  erst  mit  anderen 
gemischt  und  zubereitet  Vierden  müssen.  Wenn  daher  auch  das  in 
Krage  stehende  Salz  nicht  direkt  als  Speise  dient,  so  steht  doch  nichts, 
entgegen,  es.  wenn  es  zur  Zubereitung  von  Salzfisch  vcrvüandt  'Ä  ird,  als 
Lebensmittel  zu  betrathlen. 

Ob  ein  Out  Konterbande  ist  oder  nicht,  bestimmt  sich  nach  setner 
Natur  und  Verwendungsart.  Ob  der  Absender  dies  weiß  oder  nicht,  ist 
ohne  Belang.  Wenn  auch,  wie  otten  gesagt,  die  in  Frage  stehende 
Ladung  nach  dem  Hafen  von  Nikolajewsk  abgesandt  worden  ist,  so  ist 
doch  klar,  daß  sie  zum  Gebrauch  der  feindlichen  Truppen  gedient 
haben  würde.  Sie  i<t  daher  als  Kriegskonterbande  zu  bezeichnen.*) 
Da  sie  aber  Konterbande  ist,  so  ist  sie  nach  übereinstimmender  An- 
erkennung der  Wissenschaft  und  der  Praxis  des  Völkerrechts  einzu- 
ziehen und  die  übrigen  Punkte  des  Reklamanten  bedürfen  keiner 
Erörterung. 

Der  Staatsaimall  >agt  bezüglich  des  Schiffs,  daß  die  Vertreter  der 
I\\(iierei  (KsMihin  die  Kigenschaft  der  Ladung  al-^  Konterbande  ge- 
kamiij  abci  Uutzdeiii  den  Transport  derselben  übei  iiuiiini .  n  hätten.  Da 
die  ganze  Ladung  Konterbande  sei,  so  sei  das  Schiff  einzuziehen. 

Es  bt  indes  nach  den  obigen  Tatsachen  schwer  anzunehmen,  daft 
die  Reeder  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  oder  deren  Ver- 
treter gewußt  haben,  daß  es  sich  um  einen  Konterbandetransport  han- 
delte. Ferner  kann  ein  Schiff,  selbst  wenn,  wie  im  vorliegenden  Falle, 
die  ganze  Ladung  Kriegskonterbande  ist,  wenn  nicht  Anwendung  be- 
trügerischer Mittel  oder  sonst  irgendwelche  Gründe  dafür  vorhanden 
sind,  nicht  eingezogen  werden.  Freilich  lieq  ti  \  ölkerrechtliche  Theorien 
und  (jebräuche  vor,  nach  denen  lediglich  aus  dem  einen  Grunde,  daft 
die  ganze  Ladung  Konterbande  i'st,  nnrh  das  Schiff  einzuziehen  ist. 
Ls  gibt  aber  tatsächlich  viele  Stimtiu-u  cl.im  t^vn,  und  auch  unsere  Sce- 
priscnordinmg  hat  dieses  Prinzip  nicht  angenommen.*)  Das  unter- 
zeitliiu  ti  I'ri-i  iiL;rri(  hl  hält  dies  gleirhfalls  nicht  für  der  Billigkeit  ent- 
sprcclicnu  und  hat  es  auch  niemals  anerkannt.  Daher  kann  es  dem 
letzten  Satze  der  Argumentation  des  Staatsan,\valts  nicht  beipflichten. 
Das  Schiff  ist  daher,  weil  auch  sonst  keine  Gründe  für  seine  Ein- 
ziehung vorliegen,  freizugeben. 

II  Ziffer  2.  —  ")  V.  §  43.  —  *)  §  U.  44. 
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Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformel  entschieden. 

Verkündet  am  30.  November  190S  im  Prisengericht  zu  Yoko- 
suka  im  Beisein  des  Staatsanwalts  beim  Prisengericht  zu  Yokosuka, 
Yanagita  Kunio. 

(Unterschriften.) 


Reklamanten:  R.  C.  Brook.  Vizedircktor  der  F^ccdcrci  Barque 
Aiuiopc  Company  Ltd.  in  Victoria,  Britisch  Columbien,  (Kanada,  Wharf 
Street  Nr.  63,  vertreten  durch  P.  ü.  R.  Alatheson,  Kapitän  des 
^egels'jhittes  ,,Anti<jpe". 

Prozeßvertreter:  Rechtsanwalt  Deura  Kikio,  Regierungs- 
bezirk Kangawa,  Yokohama,  Vamashitacho  Nr.  193. 

Am  30.  November  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Yokosuka  in  der 
Prisensache  betreffend  das  am  13.  August  1905  auf  53^52'  n.  Br. 
und  14H29'  ö.  L.  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  ,,Tainan  Maru" 
aufgebrachte  englische  Segelschiff  „Antiope"  ein  Urteil  gefällt,  in  wel- 
chem auf  Freigabe  des  engtischen  Segelschiffs  .^Antiope"  erkannt 
worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  haben  die  Staatsanwälte  beim  Prisengericht  zu 

Yokosuka.  KobayashiVoshio.UchidaShigenari  und  Yana- 
gita Kunio,  die  Berufung  eingelegt,  weiche  im  B.-isein  der  Staats- 
anwälte Isutsuki  Keiroku  und  Dr.  jur.  Ishiwatari  Binichi 
beim  Uberprisengericht  geprüft  vcorden  ist. 

Die  Hauptpunkte  der  l^erufuug  (.1er  Staai>:in\\  ;ilte  beim  Prisengericht 
zu  \'okoi.uka,  Kobayashi  Vu.shio,  Uchida  Shigeuari  und 
Yanagita  Kunio,  sind  fv>lgende : 

tis  werde  Aulhebung  des  Urteils  erster  Instanz  aul  i  reigabe  des 
englischen  Segelschiffs  „Antiope"  und  Erlaß  einer  Entscheidung  auf 
Einziehung  desselben  beantragt,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 

1.  Obwohl  das  Gericht  erster  Instanz  die  Ladung  des  zur  Ver- 
handlung stehenden  Schiffes  deutlich  als  Konterbande  ansehe,  sage  es, 
daß  dies  die  Einziehung  des  Schiffes  nicht  begründen  könne,  weil  man 
nicht  annehmen  könne,  daß  die  Reeder  des  Schiffes  oder  deren  Ver- 
treter gew  ußt  hatten,  daß  es  sich  um  einen  Kontv'rbandetransport  handele. 

a)  Nach  dem  Charter\  ertrag  hatten  die  Vertreter  licr  Reeder  genau 
gewußt,  zu  welchem  Zweck  das  Schiff  gechartert  vxfircicn  i. 

b)  Auf  Wunsch  des  l.adungseigentiimers  seien  zwei  geiretuite  Kön- 
nt-emenie  hergestellt  worden,  l  ür  das  Salz  des  einen  derselben  sei 
von  dem  Kontrahenten  des  Charlervertiags  eine  I  racht  von  3  Dollar 
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empfangen  worden,  und  dieses  Salz  babe,  ohne  durch  die  Hände  des 
in  den;  Chartervertrag  erscheinenden  Käufers  M.  Ruri(?)  zu  gehen^ 
direkt  an  die  russisch-chinesische  Bank  abgeliefert  werden  sollen.  Wenn 
man  annehmen  wolle,  daß  die  Reeder  von  den  Tatsachen,  welche  nicht 

in  den  Schiffspapieren  verzeichnet  seien,  keinerlei  Kenntnis  gehabt  hätten^ 
weshalb  hätte  der  Ladungseigentümer  sich  dann  die  Last  aufladen  sollen, 

noch  über  den  VertraL^  hinaus  Fracht  zu  zahlen?  Danach  /u  urteilen, 
sei  sicher  zwischen  cU  ni  Reeder  und  dem  Lndiinir^einjentümer  eine  be- 
sondere AbiiiachnnL^  vorhanden  e;e>X'esen,  und  der  Reklamant  habe 
schließlich  nicht  den  Nachweis  erbringen  können,  daß  die^^o  Abinaciiung 
nicht  bestanden,  noch  daö  dieselbe  eine  offene  und  rechtmäßige  ge- 
wesen sei. 

c)  Die  Reeder  hätten  selbst  dem  amerikanischen  Ministerium  für 
Handel  und  Industrie  angezeigt,  sie  beförderten  jährlich  ^Iz  nach  Niko- 
lajcwsk  und  hätten  eine  Bescheinigung  erhalten,  daß  derartiges  Salz  nach 
Ansicht  der  japanischen  Regierung  nicht  als  Konterbande  gelte.  Wenn 
ein  derartiges  Verfahren  für  notwendig  erachtet  werde,  so  hätte  der 
LadungseigentOmer  es  zu  machen.  Die  Reeder  hätten  aber  ihrerseits- 
diese  Aufgabe  übernommen  und  dem  Ladungseigentümer  bei  dieser  Dar- 
legung geholfen.  Außerdem  >x'erde  tatsächlich  nicht  jährlich  Salz  von 
Amerika  nach  Nikolajevisk  befördert.  Fs  habe  auch  kein  Grund  vor- 
gelegen, weshalb  die  Reeder  dies  hätten  glauben  sollen.  Trotzdem  hätten 
sie  sich  schleunig  auf  telej^naphischem  Wege  eine  öffentlich  beglaubigte 
Bescheinigung  verschafft,  um  im  voraus  auf  einen  anderen  lag  vor- 
bereitet zu  sein. 

Wenn  man  alles  dies  zusammenhalte,  so  könne  man  schließen, 
daft  sie  nicht  nur  von  einem  Vorhaben,  das  Salz  zu  befördern,  ge- 
hört hätten,  sondern  auch  über  die  beabsichtigte  Verwendung  wohl 
unterrichtet  gewesen  seien  und,  um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  Aber 
ihre  Pflicht  hinaus  ihre  Unterstützung  gewährt  hätten. 

Alle  diese  Tatsachen  habe  das  Gericht  erster  Instanz  nicht  in 
Erwägung  gezogen  und  demgemäß  die  sich  daraus  ergebenden  richtigen 
Vermutungen  außer  acht  gelassen.  Daher  könne  das  Urteil  auf  keinen 
Fall  gutgeheißen  werden. 

2.  Das  Gericht  erster  Instanz  habe  weiter  gesagt,  daß 

obwohl  im  vorliegenden  Lall  die  ganze  Ladung  Konterbande 
sei,  ledicjlich  daraufhin  nicht  auf  Wegnahme  des  Schiffes  ent- 
schieden werden  könne. 
Es  finde  Mi-h  aber  in  der  \ (■)lkerrechtlichen  i^raxis,  daß  nicht  nur,  wenn 
die  fjan/c  I  acluriL:  Konterbande  sei,  sundern  wenn  auch  ein  Teil  Nicht- 
koiiterbande  darunter  genH>cht  sei,  das  betreuende  Schiff  eingezogen 
■werden  könne,  \xcnn  es  klar  er\xiescn  sei,  daß  der  Zvceck  der  Reise 
der  Transport  von  Konterbande  sei.  Wenn  auch  zufällig  in  der,  eine 
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Instruktion  für. das  Ressort  der  Marine  darstellenden  Seeprisenordnung 
dies  nicht  aufgestellt  sei,  so  könne  man  doch  nicht  behaupten,  daft 
Japan  diesen  Grundsatz  verneint  habe,  wie  aus  Beispielen  des  dies» 
maligen  Krieges  wie  der  „Powderham"-^}  und  „Scotsman">*)Sache  hin« 
reichend  erviesen  verde.  Es  müsse  daher  als  unrechtmäßig  bezeichnet 
werden,  wenn  das  Gericht  erster  Instanz  allein  diesen  Grundsatz  ver- 
neint und  auf  Freigabe  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  er* 
kannt  hat)e. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Vertreters  der  Reklamation, 
Deura  Rikio,  sind  folgende: 

Es  werde  Verwerfung  der  eingelegten  Berufung  beantragt,  und  zwar 

aus  folgenden  Gründen: 

1.  Da  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  keinen  Konterbande- 
transporl  ausgeführt  habe,  so  sei  es  rechtmäßig,  daß  das  Urteil  erster 
Instanz  seine  hYeigal>e  verfügt  habe. 

Selbst  wenn  man  annehme,  daß  die  Ladung  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Schiffs  Konterbande  sei,  so  hätten  doch  die  Reeder  und  die 
Vertreter  derselben  keine  Kenntnis  davon  t^ehabt,  daß  e^^  sich  um  einen 
Kriegskonterbandetransport  gehandelt  habe  und  brauchten  daher  die 
Strafe  der  Einziehung  nicht  zu  tragen.  Da  ferner  auch  sonstige  üriintle, 
welche  es  unmöglich  machten,  dieser  Strafe  zu  entgehen,  wie  bös- 
gläubige, ungesetzliche  oder  unrechlmauige  Handlungen,  nicht  vorlägen, 
so  bestehe  kein  Grund  für  die  Einziehung,  und  an  der  Entscheidung  auf 
Freigabe  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  sei  nichts  auszusetzen. 
Trotzdem  hätten  die  Staatsanwälte  das  Urteil  für  unrechtmäßig  an- 
gesehen  und  die  Berufung  eingelegt.  Die  Gründe  derselben  icönnten  zwar 
alle  nicht  anerkannt  werden,  sollten  aber  der  Sorgfalt  halber  hier  noch 
einmal  besprochen  werden. 

a)  \\  ie  in  dem  Chartervertrag  klar  angegeben  sei,  hätten  die  Ver- 
treter der  Reeder  das  Schiff  zum  Transport  von  ungefähr  18(XJ  Tons 
Salz  von  San  Francisco  nach  Nikolajev?-sk  verchartert  und  nur  gewußt, 
daß  das  Salz  zum  Fischereibetricb  und  Handel  an  den  Küsten  d^*; 
Amurdistrikts  geliefert  werden  sollte.  Selbst  wenn  man  aber  aritiehuie, 
daß  der  Chartervertrag  gtbchlussen  sei  mit  der  Absicht,  Salz  zu  befördern, 
welches  für  die  russische  Regierung  oder  die  russischen  I'ruppen  be- 
stimmt gewesen  sei  oder  ihnen  zum  Gebrauch  habe  geliefert  werden 
sollen,  oder  welches  zur  Fabrikation  von  Salzfischen  habe  dienen  sollen, 
welche  den  Truppen  zu  liefern  gewesen  seien,  so  hätten  doch  die  ge- 
nannten Vertreter  davon  keine  Ahnung  gejiabt  Es  sei  aber  unmög- 
lich, auf  Einziehung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  zu  er- 
kennen mit  der  Begründung,  daß  sie  gewußt  hätten,  daß  das  Schiff  zum 

*)  VI.  40a.  —  ^)  VI.  28a. 
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für  die  Lachsfischerei.  Seit  jeher  ist  mehr  als.  die  Hälfte  des  produ- 
zierten gesalzenen  Lachses  in  Japan  konsujniiert  worden.  Unter  den 
Russen  hat  seit  vielen  Jahren  der  Wunsch  bestanden,  die  Nachfrage 
danach  im  europäischen  Rußland  zu  steigern;  dies  ist  aber  noch  nicht 
gelungen.  Trotzdem  nun  seit  dem  japanisch-russischen  Krieg  der  Ver- 
kehr zwischen  dort  und  Japan  vollständig  aufgehört  hat  und  die  Nach- 
frage nach  I^chs  verloren  gegangen  ist,  hat  sich  das  Bedürfnis  da- 
nach für  die  Truppen  gesteigert.  Daß  diese  außerordentliche  Lebhaftig- 
keit der  dortigen  Nachfrage  bestand,  >xird  dargetan  durch  die  Zeit- 
schrift für  Handel  und  Industrie  des  russischen  Finan^jnini^teriums  \  om 
2f).  }nh  sowie  durch  die  Sitzunc^sprotokoUe  der  vierten  Stadt- 

vers;iinnilung  von  Chabarowsk  im  Jahre  1903. 

Wenn  nun  zu  der  hier  in  Frage  stehciulen  Zeit  ein  für  ein  Mal 
so  großer  Transport  nach  dorthin  stattgefunden  hat,  so  muß  man  an- 
nehmen, daß  dieses  Salz  zur  Fabrikation  von  gesalzenen  Fischen  dienen 
sollte,  welche  zur  Verpflegung  der  feindKchen  Truppen  bestimmt  waren^; 
Es  ist  daher  zutreffend,  wenn  das  Gericht  erster  Instanz  angenommen 
hat,  daß  die  Salzladung  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  nach 
dem  feindlichen  Gebiet  biestimmt  war  und  als  Nahrungsmittel  für  die- 
feindliche  Armee  oder  Maring  dienen  sollte  und  daher  Kriegskonter- 
bande ist. 

2.  Es  kann  aus  den  obigen  Gründen  nicht  angenommen  werden, 
daß  das  nach  Nikolajevtsk  verschiffte  Salz  im  gewöhnlichen  Handels- 
verkehr verschifft  worden  ist.  Wenn  man  dazu  die  Tatsache  in  Be- 
tracht zieht,  daß  die  ganze  Ladung  des  zur  Verhandlung  stehoiiden 
Schifies  Kriegskonierbande  ist,  so  muß  man  zu  der  Annahme  gelangen, 
daß  der  Zweck  dtr  Reii»e  dts  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffes  der 
Transport  von  Konterbande  gewesen  ist. 

Das  Völkerrecht  erkennt  aber  an,  daß  Schiffe,  deren  Reisezweck, 
wie  im  vorliegenden  Falle,  der  Transport  von  Konterbande  ist,  eingezogen 
werden  können.  Das  Oberprisengericht  ist  der  Ansicht,  daß  dies  den 
Verhältnissen  gerecht  wird.') 

Nach  dem  in  den  obigen  Punkten  1  und  2  Ausgeführten  ist  das 
Urteil  erster  Instanz,  welches  die  Freigabe  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Schiffes  ausgesprochen  hat,  unzutreffend. 

Es  wird  daher,  wie  folgt,  entschieden: 

Das  Urteil  erster  Instanz  >jtird  aufgehoben. 
Das  Segelschiff  ,,Antiope"  wird  \x-eggenommen. 

Am  12.  März  1906  im  Oberprisengericht. 

  (Unterschriften.) 

')  ^weichend  von  den  Bestimmungen  der  §§  43,  44  der  japanischen  Seeprisen- 
ordnung (V)  und  der  Artikel  82  bis  85  d«s  ihr  ta  Grunde  lie^iuleii  englischen  Manual 

of  Naval  Prizc  Law. 
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Reklamantt  Barneson,Hibbard8iGo.,  Verein  igte  Staaten- 
von  Nordamerika,  Californien,  San  Francisco,  Montgomery  Street  456,- 
vertreten  durch  den  Direktor  John  Barneso n. 

ProzeBvertreter:  Rechtsanwalt  Deura  Rikio,  Regierungs- 
bezirk Kanagavca,  Yokohama,  Yamashitacho  Nr.  193. 

Am  30.  November  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Yokosuka  in  der 
Prisensache,  betreffend  die  Ladung  des  englischen  Segelschiffs  „Anti- 
ope",  welches  am  13.  August  1905  auf  53'»  52'  n.  Br.  und  141»  29' 
Ö. !  .  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  „Tainan  Mnru"  aufgebracht 
w oidt n  ist,  ein  Urteil  sfefällt.  in  welchem  auf  WcL^iiahme  der  auf  dem 
englischen  Segelschiff  „Antiope"  verladenen  ungefähr  18ÜÜ  Tons  Salz 
erkannt  worden  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  John  Barneson  in  Vertretung  des 
Reklamanten,  der  Firma  Barneson,  Hibbard  8c  Co.,  durch  den 
Rechtsanwalt  Deura  Rikio  als  Prozeßvertreter  die  Berufung  eingelegt, 
welche  im  Beisein  der  Staatsanwälte  beim  Öberprisengericht,  Tsut- 
suki  Keiroku  und  Dr.  jur.  Ishiwatari  Binichi,  geprüft 
worden  ist 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation, 
Deura  Rikio,  sind  folgende: 

Es  werde  Aufhebung  des  Urteils  erster  Instanz  auf  Wegnahme 
der  Ladung  von  1800  Tons  Salz  und  Erlaß  einer  Entscheidung  auf 
Freigabe  derselben  beantragt,  und  zwar  aus  folgenden  Gründen: 
1.  Das  Urteil  erster  Instanz  behaupte,  daß 

das  zur  Verband hinjCf  stehende  S;il/  eintjekauft  xxordcn  sei, 
um  zur  HerstelluH!'^  \  on  eingeNal/enetii  l.aehs  zu  dienen, 
welcher  an  die  rus>is(:hcn   Iruppcn  habi-  geli;_*k-rt  ucrden 
sollen.    Wenn  der  Lachs,  zu  dessen  Herstellung^  das  Salz 
habe  gebraucht  werden  sollen,  ein  Nahrungsmittel  sei,  so 
stehe  nichts  im  Wege,  auch  das  hierzu  verwandte  Salz  als 
Nahrungsmittel  zu  bezeichnen.  Da  das  Salz  dem  gesalzenen 
Lachs  den  Geschmack  gebe,  so  müsse  das  zu  diesem  Zweck 
eingekaufte  Salz  als  Kriegskonterbande  gelten  und  aus  diesem 
Grunde  eingezogen  werden. 
Das  Salz,  >xelchcs  zum  Einsalzen  von  Lachs  verwandt  werde,  sei  kein 
erstklassiges  Tafelsalz,  sondern  ein  ganz  gewöhnliches  Sal/   Der  Zvieck, 
weshalb  man  den  Lachs  in  Salzwasser  einlege  oder  dem  Lachs  Salz  bei- 
füge, sei  nicht  der,  durch  das  Salz  dem  I.a'  hs  einen  salzigen  Geschmack 
zu  geben,  sondern  dies  diene  nur  da/n,  uitt  das  Verfaulen  des  Eleisches 
zu  verhüten.  Mit  anderen  Worten,  ^e^al/et^■r  1  ac     sei  nicht  ein  Lachs, 
dem  durch  das  Salz  Geschmack  gegeben  werde,  sondern  ein  Lachs, 
welcher  dadurih  \ or  dem  Verfaulen  geschützt  werde.    Wenn  die  Ab- 
sicht die  sei,  Geschmack  zu  geben,  so  werde  wohl  niemand  das  amerika- 
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nische  Steinsalz  oder  ein  Salz  schlechter  Qualität  verwenden,  welches 
die  Zunge  rdzc  und  bitter  schmecke.  Tatsächlich  >x^crdc  selbst  der  in 
Japan  hergestellte  gesalzene  l^chs  erst  nach  Entfernung  des  Salzes 
als  Nahrungsmittel  genießbar.  Das  njs«;isrhe  Fabrikat  aber,  so  wie  es 
in  Tokio  verkauft  werde,  müsse  erst  drei  oder  vier  Mal  mit  heißem 
Wasser  übergössen  oder  7\xei  bis  drei  Tacfe  in  reines  W.T^ser  gelegt 
wcrckn,  um  das  Salz  zu  entfernen  und  selbst  dann  werde  es  erst  ge- 
nießbar, wenn  man  ihm  einen  andcien  Geschmack  zusetze.  Da  dtrii  •-o 
sei,  so  sei  es  klar,  daß  das  zur  \  rrhaiulhing  stehende  Salz  nicht  den 
Zweck  habe,  mii  dem  Lachs  zusammen  aU  Nahrung?.iiiitlcl  zu  dienen, 
sondern  nur  bezwecke,  das  Verfaulen  eines  Nahrungsmittels  zu  ver- 
hindern. Das  sei  dasselbe,  als  wenn  man  Spirituosen  mit  Salizylsäure 
mische,  um  ihr  Verderben  zu  verhüten.  Niemand  werde  t)ehaupten 
wollen,  daß  Salizylsäure,  welche  befördert  werde,  um  geistigen  Oe-^ 
tränken  zugesetzt  zu  werden,  ein  Getränk  sei. 

Daher  könne  solches  Salz  keincnfalls   unter  den   Begriff  der 
„Nahrungsmittel"  der  Instruktion  des  Marineministeriums  fallen. 

2.  Das  Urteil  erster  Instanz  habe  angenommen,  daß 

das  zur  Verhandlung  stehende  Salz,  weil  es  zur  Fabrikation 
von  t^es-Tlzcnem  I  achs  dienen  solle,  welcher  an  die  russischen 
Truppen  gelieiert  «erden  solle  und  so  mit  dem  Lachs  zu- 
sammen gebraucht  werde,  ein  Nahrungsmittel,  d.  h.  Kriegs- 
konterhande  sei. 

Wenn  man  so  argumentiere,  dann  komme  man  dahin,  daß  auch  das 
zur  Herstellung  von  geräuchertem  Lachs  in  Sibirien  eingeführte  Brenn- 
material oder  der  zum  Ackerbau  eingeführte  Dünger  als  Nahrungs- 
mittel betrachtet  und  als  Kriegskonterbande  eingezogen  werden  könne. 
Denn  dann  würde  das  Brennmaterial,  welches  verbrannt  werde,  um  den 
Lachs  zu  räuchern,  zusammen  mit  dem  Lachs  verbraucht.  Ebenso  werde 
mit  dem  Dünger  Weizen  kultiviert,  aus  dem  Brot  gemacht  werde,  so 
daß  also  der  Dünger  mit  dem  Weizenmehl  zusammen  verbraucht  werde 
und  so  als  Nahrung  bezeichnet  werden  könne. 

Selbst  aber  einmal  zugegeben,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende 
Salz  mit  dem  Lachs  zu^^ammen  als  Nahrung  lienutzt  werde  und  so 
ein  Nahruni;sniitt('l  ciarstclU',  so  beschranke  sich  doch  der  Konsum  d  > 
mit  diesem  Salz  /ubereitetcn  I^ch^c^  nicht  unbedingt  auf  die  russibthcn 
Truppen,  sondern  er  könne  auch  nach  Rußland  uiui  in^  Ausland  ex- 
portiert werden.  Die  Annahme  des  Urteils  erster  Instanz,  daß  der  Lachs 
nur  zum  Truppengebrauch  habe  geliefert  werden  sollen,  sei  gänzlich 
unbewiesen  und  unzutreffend. 

3.  Das  Gericht  erster  Instanz  sage, 

nach  der  monatlichen  Statistik  des  statistischen  Vereins  der 
russischen  Küstenprovinz  sei  die  Menge  des  von  den  Uschern 
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der  Köstenprcn in/  in  einem  Jahre  verbrauchten  Salzes  fest- 
gestellt worden,  und  damit  vergHchcn  sei  die  .Wenge  des- 
zur  Verhancihmu;  stehenden  Salzes  üherniaßi^  grüß.  Daher 
sei  an/unehtneii,  daü  es  zur  HerstelUins:^  von  gcsal/enem 
Laehs  habe  dienen  sollen,  weieher  an  die  I  ruppcn  zu  lieterrv 
gewesen  sei. 

Diese  Statistik  sei  jedoch  unglaubwürdig  und  wertlos,  da  sie  in  Ruü^ 
land  erschienen  sei,  einem  Land,  wo  die  Beamten  ganz  offen  Geld 
empfingen  und  die  gesetzliche  Disziplin  sehr  in  Unordnung  sei.  Man 
könne  daher  nicht  wissen,  ob  nicht  der  Verbrauch  von  Salz  seitens 
der  Fischer  der  Küstenprovinz  in  Wirklichkeit  ein  Mehrfaches  des  dort 
Berichteten  betrage.  Der  Reklamant  sei  daher  im  höehsten  Orade  em- 
pört, daß  er  ein  Urteil  erhalte,  welches  sich  auf  einer  derartigen 
Publikation  gründe. 

Überdies  h  ibe  die  Abreise  des  frni^h'chen  Schiffes  von  Amerika 
nach  Vernichtung  der  baUischen  Flotte  in  der  Straße  von  Tsushima 
stattgefunden.  Wenn  geplant  worden  sei,  7\\  dieser  Zeit  das  Salz  mit 
einem  lan^vun  fahrenden  Segelschiff  zu  befördern,  dann  nach  und 
nach  den  iridis  einzusalzen  und  ihn  an  die  rus^i^chen  Iruppen  zu 
liefern,  so  würde  zur  Zeit  seiner  Fertigstellung  Wladiwostok  schon  ge- 
fallen und  die  ganze  Mandschurei  von  den  japanischen  Truppen  be- 
setzt gewesen  sein.  Wenn  die  Russen  auch  dumm  seien,  so  mfisse  doch 
jeder  diese  Verhältnisse  haben  fibersehen  können.  Wer  wisse,  ob  nicht 
die  Russen  nach  dem  Tage,  wo  die  Japaner  die  Besetzung  ausgeführt 
hätten,  ihre  nach  und  nach  beigestellten  gesalzenen  Fische  an  die  japa- 
nischen Truppen  verkauft  und  versucht  hätten,  so  einen  großen  Ver« 
dienst  zu  erzielen? 

Wenn  man  nach  dem  Urteil  erster  Instanz  rechne,  so  betrage  dos 
zur  Prise  gemachte  Salz  über  680()  Tons,  d.  h.  über  428  400  Pud,  {>o 
daß  man  also  2  142  000  Pud  gesiil/enen  Lach«  h.itte  hersteilen  können. 
Im  Ftalsjahr  l^^ü  habe  die  Meni,^'  des  von  den  russisehen  Truppen  in 
Sibirien  und  dem  niandschurischen  Okkupationsgebiet  gekauften  ge- 
salzenen Lachsen  114  500  Pud  betragen.  Wenn  man  nun  die  Oesamt- 
stärke  der  damaligen  russischen  ITuppen  als  100  000  annehme,  so  könne 
man  mit  dem  zur  Verhandlung  stehenden  Salz  soviel  Lacte  herstellen» 
dafi  man  ein  Jahr  lang  2  Millionen  russische  Truppen  damit  versorgen 
könne.  Ein  solches  Vorhaben  müsse  man  doch  wohl  als  zu  töricht  be- 
zeichnen. 

Die  Hauptpunkte  der  Erwiderung  des  Staatsanwalts  beim  Prisen- 
gericht zu  Vökosuka,  Vanagita  Kunio,  sind  folgende: 

1.  Es  stimme  nicht  mit  der  Wirklichkeit,  wenn  der  Reklamant 
behaupte,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Speisesalz  minderwertiges 
Salz  sei,  welches  nicht  zum  Essen  dienen  könne.  Das  Salz  sei  von 
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erster  Qualität  und  könne  durch  Zerkleinerung  zum  Speisegebrauch 
hergerichtet  werden.  Wenn  daher  der  Reklamant  behaupte,  daß  schon 
nach  seiner  großen  Menge  beurteilt  das  Salz  zur  Herstellung  von  ge* 
salzenen  Fischen  habe  dienen  müssen,  so  könne  das  nur  für  einen  Teil 
desselben  anerkannt  werden. 

Daß  Speisesalz  neben  der  Aufgabe,  daß  es  Geschmack  verleihen 
solle,  zugleich  auch,  wie  der  Reklamant  sage,  dem  Zwecke  der  Kon« 
set\  ierung  diene,  sei  eine  Tatsache,  welche  die  Staatsanwälte  aus  der 
täglichtn  Küche  selber  sehr  >x-ohl  kannten  und  die  sich  keines-wegs 
auf  die  Fabrikation  von  Salzfisch  beschränke.  iMan  könne  atier  nicht 
dic<;e  eine  Seite  herausgreifen  und,  weil  es  zum  Konservieren  diene,  be- 
hau|3ten,  daß  das  Salz  kein  Speisemittel  sei. 

2.  Wenn  auch  Brennmaterial  und  Dünger  indirekt  zur  Herstellung 

von  Speisevcaren  dienten,  so  müsse  man  es  doch  als  v  rkehrt  luvt  ichncn, 
■wenn  »^if  mit  Speist  iiiitttln  verijlirhen  würden.  Wenn  man  aber  schon 
dns  ckr  ..Antiope"  vcrhiciciu  Speisesalz  als  eine  Art  Nahrungsmittd 
anstlu-,  so  sei  es  selbstver>täiidlich.  daß  man  an  diesem  x-iru'ii  natür- 
lirlit'i!  Charakter  eines  Nahriiiit^'MnittcIs  nirht  ändern  könne,  ä.-lhst  w  rnn 
nian  iiniiial  annehme,  daß  durch  seine  Verbindung  mit  einem  andc-reii 
Nahrungsmittel  ein  für  hohen  Preis  verkäufliches  neues  Nahrungs- 
mittel hergestellt  werde. 

3.  Die  Behauptung  de>  Keklaniantcn,  daß  die  monatliche  Siaiistik 
unglaubwürdig  sei,  sei  überaus  grob. 

Bezüglich  der  Abreise  der  „Antiope''  behaupte  der  Reklamant, 
daß  sie  nach  dem  großen  Seesieg  im  Japanischen  Meer  stattgefunden 
habe,  aber  sowohl  die  Zeit  der  Abreise  M.  Ruris  von  seiner  Heimat, 
um  das  Salz  einzukaufen,  wie  auch  der  Abschluß  des  Kaufvertrags  in 
Amerika  lägen  vor  der  Seeschlacht  im  japanischen  Meer.  Außerdem  sei, 
nachdem  die  Russen  die  Herrschaft  zur  See  verloren  und  die  Verkehrs- 
schwierigkeiten sich  sehr  gesteigert  gehabt  hätten,  das  Bedürfnis  nach 
der  Ansammlung  solcher  Kriegsbedarfsai  tikel  norh  viel  dringender  rr-- 
\xorden.  Diese  Tatsachen  seien  also  durchaus  nicht  geeignet,  um  als 
Begründung  zugunsten  des  Reklamanten  dienen  zu  können. 

Aus  diesen  Gründen  müßten  die  netien  Streitpunkte,  die  der  Re- 
klamant anführe,  auch  \\  jeder  alle  für  unzutreffend  angesehen  und  die 
Berufung  abgewiesen  ui  rcien. 

Das  vorlicii^ende  l  ateil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
!^er  Reklamant  saLjt :  Salz  wie  da'^  /tir  V^erhnndlung  stehende  sei 
nunderw  ertii,n'  Ware,  \x  eiche  zum  SpciN.\L:ehraurh  nicht  dienen  könne, 
l.s  sei  Icdiglicli  tla/u  bestimmt,  Lachs  ein/u^ai/en  oder  in  Salzlake  ein- 
zulegen, um  ihn  vor  dem  Verderben  zu  bevxahren.  Da  es  demnach 
den  Lachs  nicht  schmackhaft  zu  machen  und  so  als  Nahrungsmittel 
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Jzu  dienen  bestimmt  sei,  so  falle  es  nicht  unter  den  Ausdruck  „Nahrungs- 
tnittel"  der  Instruktion  des  japanischen  Marineministeriums. 

Die  Frage,  ob  Salz  Nahrungsmittel  ist  oder  nicht,  bestimmt  sich 
<.^ber  nicht  nach  der  Feinheit  der  Qualität  Der  Hauptsache  »ach  ist 
-alles  das  Kochsalz,  was  wegen  seines  charakteristischen  Geschmacks 
verwandt  wird.   Wenn  daher  auch  das  zur  Verhandlung  stehende  Salz 
aninderwertige  Ware  wäre,  so  würde  das  seiner  Eigenschaft  als  Koch- 
salz nicht  entgegenstehen;  wieviel  >xeniger,  wo  nach  sachverständigem 
Urteil  erwiesen  ist,  daß  es  nach  Trocknen  und  Zerkleinern  t*ine  erst- 
klassiq^t  Ware  abgeben  «;ürde,  welche  sehr  wohl  als  Kochsalz  disnen 
-könnte. 

Wenn  es  aber  Kochsalz  ist,  so  verliert  es  diesen  seinen  eigenen 
(Charakter  als  Nalnungsmittel  nicht  dadurch,  daß  es  mit  uiideren 
Nahrungsmitteln  vermischt  wird.  Man  kann  es  nicht  uiil  richtigen 
Konservierungsmitteln  von  Getränken  oder  mit  Brennmaterial  zum  Fisch^ 
räuchern  oder  mit  Dünger  ffir  Weizen,  welche  keine  Nahrungsmittel 
■sind,  auf  eine  Stufe  stellen.  Dies  besonders,  weil  Kochsalz  nicht  nur  bei 
der  Zubereitung  von  Fischen,  sondern  auch  in  der  täglichen  Küche  neben 
^ler  würzenden  auch  eine  konservierende  Wirkung  hat  Nur  die  eine 
Seite  seiner  Wirkung  ins  Auge  zu  fassen  und  zu  behaupten,  es  sei  kein 
Nahrungsmittel,  da  es  zur  Konservierung  diene,  kann  nur  ab  imbillig 
bezeichnet  werden. 

Der  Bestimmungsort  des  zur  Verhandlung  stehenden  Salzos,  Niko- 
lajewsk,  Uegt  in  der  Nähe  der  Amurmündung  und  nimmt  in  der  Küsten- 
provinz eine  sehr  wichtige  Stellung  ein.  Durch  Vermittlung  d.'s  am 
Oberlauf  des  Armir  ,k,'elegencn  C^habarovtsk  steh*  auf  dem  Wasser- 
wege oder  durch  die  hist  nbahn  mit  militärisch  w  ichtigen  l'läizen  in  Ver- 
bindung. Diese  Oegtnd  i>t  die  bedeutendste  für  die  I  nc  h>tischerei. 
Seit  jeher  ist  mehr  als  die  Hälfte  des  produzierten  gcsal/i  iuti  1  achses 
in  Japan  konsumiert  worden.  Unter  den  Küssen  hat  seit  vielen  Jahren 
<l£r  Wunsch  bt^tanden,  die  Nachfrage  danach  im  europäischen  RuBland 
zu  steigern;  dies  ist  aber  noch  nicht  gelungen.  Trotzdem  nun  seit  dem 
japanisch-russischen  Krieg  der  Verkehr  zwischen  dort  und  Japan  voll- 
ständig aufgehört  hat  und  die  Nachfrage  nach  Lachs  verloren  gegangen 
ist.  hat  sich  das  Bedürfnis  danach  für  die  Truppen  gesteigert.  Daft  diese 
außerordentliche  Lebhaftigkeit  der  Nachfrage  bestand,  wird  dargetan 
•durch  die  Zeitschrift  für  Handel  und  Industrie  des  russischen  Finanz- 
ministeriums vom  20.  Juli  1905  sowie  auch  durch  die  Sitzungsprolokolle 
<lcr  vierten  Stadtversnmmlung  von  Chahnro\^sk  im  Jahre  10U3. 

Wenn  nun  zu  der  in  l'rai^e  stehenden  Zeit  ein  für  einmal  so  großer 
Transport  von  Salz  nach  dorthin  .statts^ef iinden  hat,  so  muß  man  an- 
nehmen, daß  dieses  Salz,  zur  Fabrikation  von  L;e>al/enen  Fischen  dienen 
sollte,  welche  zur  Verpflegung  der  feindlichen  iruppcn  bestimmt  waren. 
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Das  zur  Verhandlung  stehende  Satz  ist  demnach,  weil  es  nach  feind- 
lichem Gebiet  bestimmt  war  und  als  Nahrungsmittel  ffir  die  feindliche 
Armee  oder  Marine  dienen  sollte,  Kriegskonterbande. 

Es  ist  aber  völkerrechtlicher  Grundsatz,  daß  Konterbande  schlecht- 
hin eingezogen  werden  kann.  Da  es  danach  durchaus  rechtmäßig  ist; 
wenn  das  Urteil  erster  Instanz  es  für  gute  Prise  erklärt  hat,  so  er- 
übrigt es  sich,  auf  die  einzelnen  Punkte  der  Berufung  besonders  ein- 
zugehen 

Es  wird  daher,  wie  folij;t,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Am  12.  Mirz  1906  im  Qberprisengericht. 


Reklamant:  Pacific  Coast  Steamship  Company.  Vcrcitiit^e  Staa- 
ten von  Nordamerika,  San  Frnnrisco,  vertreten  durch  den  Kapitän  des 
Dampfers  ,,Montara",  F  h  o  in  a  s  Reillv,  uiiil  Lloyd,  f'ni'lanci,  Londun, 
vertreten  durch  A.  ü.  Mo  r  e  y  \V  c  a  1  c  ,  Angehörigen  der  i  inua  C  o  rn  e  s 
&  Co.,  Yokohama,  Yamashitacho  Nr.  50. 

ProzeBvertreters  Rechtsanwalt  Sato  Hakuai,  Yokohama, 
Honcho  Sanchome  Nr.  40. 

In  der  Prisensache,  betreffend  den  nordamerikanischen  Dampfer 
„Montara",  wird  nach  Beendigung  der  Untersuchung,  wie  folgt,  ent- 
schieden : 


Es  wird  auf  Wegnahme  des  nordamerikanischen  Dampfers  „Mon> 

tara"  und  der  auf  diesem  verschifften  Güter,  nämlich  25  Sack  Tabak- 
blätter; 11  Kisten  Tabak;  17  Kisten  Zucker;  1  Dampf boot;  2  kleine 
Leuchter:  ein  Quantum  Brennholz:  ungefähr  4000  gesalzene'  Sechunds- 
felle;  Robbenfellc,  schwarze  Dachsfellc,  Rotfuchsfelle,  Fischottertclle, 
Vielfraßfclle,  Hcrmclinfelle  und  Bärenfelle,  zusammen  etwa  30  Stück, 
erkannt. 


Der  zur  Verhandlung  stehende  Dampfer  „.Montara"  steht  im  Eigen- 
tum des  Reklamanten,  der  Pacific  Coast  Steamship  Company,  sein  Hei- 
matshafen ist  San  I  rancisco  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika, 
und  er  ist  ein  Handelsschiff,  welches  die  nordamerikanische  Flagge 
führt.  Der  Bampfer  wurde  durch  den  Chartei>rertrag,  welcher  am 
22.  März  1905  zwischen  dei*  Agentur  der  Kamtschatka-Handels-  und  In- 
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dustriegesellschaft  Rosbram  8:  Co.  und  der  Reederei  ab<Te<;rhlosscii 
wurde,  um  die  von  der  genannten  (ieselLsthaft  der  russischen  Regierung 
^ci^cnüber  übtraonimene  Auft^abe  cK  r  I  ieferunef  von  Lebensbedürf- 
nissen nach  den  Commandorski-Inscln  zu  erlülltn,  für  ungefähr  5  Mo- 
nat« vom  1.  Mai  d.  J.  ab  an  die  genannte  Handels-  und  Industrie- 
Gesellschaft  vermietet.  Der  genannte  Dampfer  lud  demgemäß  als  Lebens- 
bedarf für  die  Bevölkerung  der  Commandorski-Inseln  Lebensmittel,  land- 
wirtschaftliche Geräte  und  den  obengenannten  Zucker  und  Tabak,  im 
ganzen  etwa  200  Tons.  Am  9.  Juli  1905  fuhr  der  Dampfer  von  San 
Francisco  ab  und  reiste  direkt  nach  Kamtschatka  in  Rußland.    Er  lief 
die  Koppe-Inset,  Berin<,-Inscl,  Petropawlowsk  und  West-Kamtschatka  an, 
löschte  an  den  verschiedenen  Plätzen  gewisse  Mengen  seiner  Ladung, 
lud  dort  Güter  der  Gesellschaft  und  ein^^ekaufte  Pelze,  und  ^am  wieder 
nach  der  Bering-lnsel,  wo  er,  als  er  den  Rest  der  beförderten  Ladunir 
löschte,  am  16.  August  1905  nach  2  L^hr  nnciiniittni^s  auf  seinem  Anker- 
platz bei  Nikolsk  auf  dieser  Insel  von  dem  Kaiserliehen  Kriegsschiff 
.    „Izumi"  gesichtet  wurde.  Als  Ergebnis  der  Visitierung  wurde  der  Damp- 
fer, weil  im  Gebrauch  der  russischen  Regierung  stehend  und  weil  er 
Konterbande  befördere,  beschlagnahmt. 

Für  gewöhnlich  können  auslandische  Schiffe  auf  den  Comm  indorski- 
Inseln  nicht  verkehren  und  Handel  treiben.  Aber  seit  dem  japanisch- 
russischen Krieg  hat  die  russische  Regierung  für  Schiffe,  welche  vorf 
der  Kamtschatka-Handels-  und  Industriegesellschaft  und  der  Ostsibi* 
Tischen  Compagnie  gechartert  würden,  eine  besondere  Erlaubnis  zum 
Verkehr  in  den  genannten  Gegenden  erteilt.  Daraufhin  verkehrte  das 
zur  Verhandlung  stehende  Schiff,  obwohl  es  ein  ausländisches  Fahr- 
zeug ist,  unto*  der  Vergünstigung  jener  Erlaubnis  auf  den  Commandorski- 
Inseln.  Die  in  der  l^rteilsformel  aufgeführten  Güter,  nämlich  die  noch 
zu  löschenden  Waren,  die  neueingeknuften  Pelze,  das  Dampfboot  usw. 
gehören  der  musischen  Kamtschatka-Handels-  und  Industrie^^eseüschaft. 

Diese  Tatsachen  werden  bewiesen  diireh  die  Aui.sageschrift  und 
das  Gülerverzeichnis  des  Vertreters  des  Koni  man  dantcn  des  Kiiserlichen 
Kriegsschiffs  „Izumi",  Oberleutnants  zur  See,  Ikaku  Kizo,  die  Ver- 
nchmungsprotokoUe  des  Kapitäns  der  „Montara",  Thomas  Reilly, 
des  ersten  Offiziers  James  Bowen,  des  Bootsmanns  M.  Büke,  des 
genannten  Ikaku  Kizo,  des  Vertreters  der  russischen  Kamtschatka- 
Handels-  und  Industriegesellschaft  Nikolai  Brüggen,  des  Ober- 
kommissars ffir  die  Lieferungen  nach  den  Plätzen  des  Ochotskischen 
Meers  und  des  ßeringsmeers  für  das  Etatsjahr  1905,  Rats  des  JMinbtcriums 
des  Inneren,  Nikolai  Alexan dro wi tsch  Grebnitzki,  das 
Schiffszertifikat,  den  Chartervertrag,  6  Konnossemente,  die  Aus- 
klarierungsbeschcinigung  von  San  Francisco,  das  Privatschiffsjournal,  das 
Tagebuch,  die  Abschrift  des  Vernehmungsprotokolls  mit  dem  genannten 
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Orebnitzkiaus  den  Akten  der  Prisensache  betreffend  den  amerika-  | 
nischen  Dampfer  „Australia"  und  die  Abschrift  der  Instruktion  der 

russischen  Regierung  an  den  Oberlieferungskommissar. 
Die  Hauptpunkte  der  Reklamation  sind  folgende: 
Der  Dampfer  „Montara"  c^fhöre  schon  seit  der  Zeit  vor  dem 
japanisch-russischen  Krieg  dem  Reklamanten,  der  Pacific  Coast  Steam.-hip 
Company,  sei  in  San  Francisco  eingetragen  und  ^ci  ein  neutrale:»  Haiidcl»- 
srliiff  amerikanischer  Nationalität.    Im  März  l^'Oö  habe  die  o-enannte 
Dainplergc^ciischaft  mit  der  Kanit-^chatka-Handels-  und  Industricg^csell- 
schaft  einen  Chartervertrag  abgeschlossen,  nach  \jtelchcni  Jas  Schiff 
zur  Fahrt  in  dem  Ochotskischen  Meer  bei  Kamtschatka  und  der  Um- 
gegend  davon,  fQr  ungefähr  5  Monate  vermietet  worden  sei.  Der  Charter- 
vertrag entspreche  den  gewöhnlichen  Gebräuchen,  und  das  verwandte 
Dokument  sei  von  der  allgemein  verwandten  gedruckten  Art.  Während 
Ausübung  des  Vertrages  seien  weder  falsche  Schiffspapfere  angefertigt 
noch  falsche  Eintragunt,^en  vorgenommen  worden.     Das   ze'ge,  daß 
weder  der  Reeder  noch  der  Kapitän  eine  Verletzung  der  Neutralitat 
geplant  hätten.    Der  Dampfer  habe  in  San  Francisco  T:!bik  Zucker, 
landwirtschaftliche  Geräte,  Eisen,  andere  Lehensmittel  und  derc^leichen, 
alles  Bedarfsartikel,  \x'e1che  für  die  Bevolkerimt:  von  Kamtschatka  und 
den  benachbarten  Ingeln  nutwendig  seien,  geladen.    Am  9.  Juli  d.  J. 
sei  der  Dampter  von  dem  genannten  Hafen  ni'»gereist,  habe  Kopj^e- 
Insel,  Petropavi  lowsk  und  West-Kanilbchaika  angckwfcn,   dort  »eine 
Ladung  gelöscht  und  solche  zur  Beförderung  nach  San  Francisco  ein- 
genommen.  Auf  der  Rackfahrt  sei  er  wieder  bd  der  Beringinsel  an- 
gekommen und  habe  auf  dem  Ankerplatz  von  Nikolsk  geankert.  Am 
16.  August  d.  J.,  nachmittags,  als  bereits  die  dort  zu  löschende  Ladung 
von  Bord  des  zur  Verhandlung  stehenden  Schiffs  genommen  gewesen 
sei,  und  das  Schiff  vorgehabt  hat,  denselben  Abend  seine  Reise  nach 
San  Francisco  anzutreten,  sei  das  Schiff,  weil  ein  Teil  seiner  Ladung 
als  Kriegskonterbande  und  das  Schiff  mit  der  Begründung,  daß  die 
Charterer  unter  der  Cicvialt  und  dem  Schutz  der  russischen  Re.fTjcrunc: 
stünden,  als  ein  im  Gebrauch  dieser  Regierung  stehendes  Schiff  angeschen 
worden  sei,  beschlat^nnhmt  worden. 

1.  Das  Schiff  habe  durchaus  keine  Konterbande  an  Bord  gehabt. 
Wenn  man  aber  seine  I  aduncf  für  solche  halte,  so  sei  doch  die  Aiif- 
[■»l  iiiijunp  erst  nach  Löschun^^  derselben  <j;eschehen  und  die  \öikerrecht- 
liclie  WiK.sensehaft  und  Praxis  \  erböten  Wegnahme  de^  Scliifls. 

2.  Die  Chartercr  hätten  freilich  von  der  russischen  Regierung  das 
JVlonopol  des  Pelzeinkaufshandels  auf  den  Commandorski-Inseln  ein- 
geräumt erhalten.  Dadurch  sei  aber  ihre  Eigenschaft  als  einer  privaten 
Gesellschaft  nicht  verändert  worden,  und  man  könne  folglich  das  zur 
Verhandlung  stehende  Schiff  nicht  nur  daraufhin,  daß  es  von  der  ge> 
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iiannlcn  (je^L-llschaft  gemietet  vxorden  sei,  als  ein  im  Gebrauch 
der  russischen  Regierung  stehendes  Schitt  betrachten. 

3.  Wenn  der  Verkehr  ausländischer  Schiffe  im  nördlichen  Kam- 
tschatka verboten  würde,  so  würde  das  Rußland  nur  zum  Nachteil 
gereichen  und  daher  hätten  auch  vor  dem  japanisch-russischen  Krieg 
auslandische  Schiffe  dort  verkehren  können.  Aber  selbst  angenommen, 
<lies  sei  besonders  für  die  Kriegszeit  erlaubt  worden,  so  sei  diese  Erlaub- 
nis» doch  nicht  nur  den  Charterern  des  zur  Verhandlung  stehenden 
Schiffes  bewiHigt,  sondern  das  Verbot  sei  vielmehr  allgemein  aufgehoben. 
Aber  auch  wenn   man   diese   Erlaubnis  als  ein   vereinzeltes,  außer- 
ordentüches  V^orrerht  ansehen  wolle,  so  berühre  sie  doch  die  recht- 
lichen Be/iehiin^^en  der  genannten  O.^sellschaft  mit  der  russischen  Ke- 
>^ierung  und       keitic  be>onciere  \ori  dickem  Schiff  erhaltene  Erlaubnis. 
Die  in  der  Sei-pri^enordninig     int  §  6  genannten  „Schiffe,  '*elehe  mit 
besonderer  triaubnih  de^  feindlichen  Staats  fahren",  seien  notvtendig 
solche,  welche  für  sich  selbst  die  besondere  trlaubnis  erhalten  hätten. 
At>er  selbst  wenn  eine  solche  besondere  Erlaubnis  vorliege,  so  könne  doch 
das  Schiff,  nachdem  es  bereits  die  Löschung  seiner  Lad.ung  vollendet  ge- 
habt habe,  nicht  wegen  Neutralitätsbruchs  zur  Verantwortung  gezogen 
werden. 

4.  Die  japanische  Seeprisenordnung  sei  nur  für  die  betreffenden 

militärischen  Behörden  erlassen,  und  könne,  soweit  sie  nicht  mit  den 
Präcedenzen  und  dem  Sinne  des  Völkerrechts  übereinstimme,  außer  auf 
die  Schiffe  des  eigenen  Landes  und  den  Bereich  der  eigenen  Hoheits- 
gewässer keine  Anxtendnng  finden. 

5.  Die  zur  Verhandlung  stehende  Ladung  sei  dazu  bestimmt  gc- 
Axesen,  die  hungerleidcnde  Bevölkerung  entlegener  Inseln  zu  unter- 
stützen.   Der  I  ransport  diene  also  der  Menschlichkeit.-) 

6.  Das  Frihcnvt esen  habe  als  Grundlage  das  militäribche  Bedürf- 
nis und  müsse  daher  mit  Wiederherstellung  des  Friedens  vollständig 
aufhören.  »Es  sei  daher  selbstverständlich,  daß  Prisen,  welche  noch 
nicht  abgeurteilt  seien,  freigegeben  werden  müßten.  Das  bezeugten 
auch  die  Beispiele  des  französisch^mexikanischen  Kriegs  vom  Jahre  1856 
(wahrscheinlich  irrtümlich  für  1865),  der  Kriege  Österreichs  gegen  Frank- 
reich und  Piemont  vom  Jahre  18^9,  Dänemarks  gegen  Preußen  und 
Osterreich  \om  Jahre  1864  und  des  letzten  Teils  des  französisch- 
preußischen Krieges. 

Bezüglich  der  gegenseitigen  Prisen  der  kriegführenden  Staaten 
könnten  diese  Fragen  entweder  durch  Vertrag  oder  nacli  dc-ni  i'rinzip 
der  Gegenseitigkeit  geregelt  werden;  neutrale  Sehitte  uiui  üüter  brauch- 
ten sich  jedoch  von  Wiedcrher>tel!ung  des  hVi.  dl■n^  an  ni' ht  mehr 
der  EntNcheidiuii;  der  Prisengerichtshöte  der  kriegführenden  Staaten  zu 

I)  V.  -  •)  V.  §  35,2. 
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unterwerfen.  Daher  müsse  in  dem  vorliegenden  Falle  unfra^rUch  auf 
Freigabe  entschieden  werden. 

Zum  Beweis  der  Behauptungen  des  Punktes  3  der  Reklamation 
ist  der  japanische  Staatsanzeiger  vom  12.  März  1902:  Verkehr  Japa* 

nischer  Schiffe  in  Wladiwostok;  desgleichen  vom  14.  Oktober  1003: 
Schiffsverkehr  in  Wladiwostok;  und  das  Beiblatt  8  der  Monatsschrift 
des  Zollamts:  Bericht  der  Beamten  Yashiro  und  Kuraoka  vor- 
gelegt worden. 

Dns  Gericht  ist  folcfcnder  Ansicht: 

Wenn  der  ttindlichc  Staat  für  Orte,  wo  in  i-riedcns/>'iten  der 
Handelsverkehr  ausländischer  Schiffe  scrbotcn  ist.  diesen  V  erkehr  vi^äh- 
rend  der  Kriegszeit  für  gevcisse  Schisic  besonders  erlaubt,  so  erNxerben 
auch  neutrale  Schiffe,  die  auf  ürund  dieser  besonderen  Erlaubnis. 
Handelsverkehr  betreiben,  ffdndlichen  Charaktar')  und  unterliegen  der 
>X  tgiiahme.^)  Auch  die  auf  solchen  Schiffen  verladenen,  feindlichen 
Personen  gehörigen  Güter  sind  einzuziehen.*)  Das  ist  von  der  Wissen- 
schaft und  Praxis  des  Völkerrechts  anerkannt. 

Die  Commandorski-Ii^n,  wohin  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff  gereist  ist,  sind  von  jeher  von  dgni  Handelsverkehr  ausländischer 
Schiffe  ausgeschlossen  gewesen.  Da  aber  seit  dem  Krieg  mit  Japan 
die  russische  Regierung  die  Versorgung  dieser  Inseln  auf  eigenen  Scliiffon 
nicht  mehr  durchführen  konnte,  so  erteilte  sie  ausschließlich  der  Kam- 
tschatka-Haii  icis-  und  Industriegesellschaft  und  der  ostsibirischcn  Com- 
payiiie  die  triaubnis,  von  ihnen  gecharterte  ausländische  Schiffe  dort 
verkehren  zu  lassen. 

Da  sich  aus  den  Aussagen  des  oben  genannten  ürebnitzki 
ergibt,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  auf  Grund  des  Vor* 
zugs  dieser  besonderen  Erlaubnis  bei  den  Commandorski*Inseln  ver- 
kehrt hat,  und  da  das  Schiff  tatsachlich,  während  es  auf  dem  Anker> 
platz  von  Nikolskauf  der  Coimmandorski-Insel  lag,  beschlagnahmt  worden 
ist,  so  muß  es  als  feindliches  Schiff  betrachtet  werden. 

Da  ferner  die  ganze  Ladung  den  Charterern  des  Schiffs,  der  russi- 
schen Kamtschatka-Handels-  und  Industriegesellschaft,  gehört,  so  ist  sie 
als  Feindesgut  anzusehen  und  zusammen  mit  dem  Schiff  wegzunehmen. 

1.  T^er  Reklamant  macht  als  Cirimd  für  die  I  rcigabe  geltend,  daß 
weder  der  Reeder  noch  der  Kapitän  einen  Neutraiitätsbruch  geplant 
hal)e.  Da  aber  die  Frage,  ob  das  ?ur  \''erhnndhing  stehende  Schiff  auf 
Orund  einer  besoiuicrcn  Frlaubnis  Handcisschitfahrt  i,'ctri?ben  hat,  sich 
nach  den  tatsächlichen  Handlungen  des  Schills  entscheidet,  so  kommt 
die  Absicht  des  Reeders  oder  des  Kapitäns  dafür  nicht  in  Betracht. 

2.  Der  Reklamant  behauptet,  daß  auch  vor  dem  japanischnrusstschen 
Krieg  Verkehr  ausländischer  Schiffe  in  der  Gegend  von  Commandorskl 

VVr  §  6.2.  "  *)  V.  §  40.1.  ~     V.  §  40.2. 
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^»tatti^ef iMidLri  hat  und  hat  /um  liexx'eis  hierfür  /wi-i  Noli/cn  aus  dem 
•Sta-atsan/fit,fcr  und  eine  Beilage  cicr  jMonatsschriti  üo»  /.ollaiius  ein- 
:gereichi.  Daraus  kann  man  aber  nicht  die  Tatsache  folgern,  daß  aus- 
ländische Schiffe  ohne  Erlaubnis  der  russischen  Regierung  frei  Haftdels* 
Schiffahrt  in  der  Gegend  von  Commandorski  getrieben  haben;  und  die 
Aussagen  des  früheren  Gouverneurs  von  Commandorski  und  Ober- 
Iteferungskommissars  für  die  Küsten  des  Beringmeers  für  das  Etats- 
jahr  1905,  Grebnitzki,  können  dadurch  nicht  widerlegt  werden. 

3.  Der  Reklamant  führt  aus,  wenn  man  auch  annehme,  daß  die 
Handelsschiffahrt  fremder  Schiffe  in  der  Gegend  von  Commandorski 

für  die  Kriegszeit  besonders  gestattet  worden  sei,  so  sei  das  doch  nicht 
eine  besondere  Erlaubnis  für  die  Charterer  des  zur  Verhandlung 
stehenden  Schiffes,  sondern  das  Verbot  sei  vielmehr  allgemein  aufgehoben 
worden;  und  seihst  x^enn  man  dic'^e  Hrlaubnis  als  ein  vereinzeltes  außer- 
ordentliches Vorrecht  ansehen  wolle,  so  stehe  dies  doch  der  Kam- 
tschatka-Handels- und  Industriegesellschati,  nicht  aber  dem  zur  Ver- 
handlung stehenden  Schiff  zu. 

Es  geht  indessen  aus  den  Aussagen  Orebnitzkis  klar  hervor, 
daß  diese  Erlaubnis  nur  der  Kamtschatka-Handels-  und  Industriegesell- 
schaft und  noch  einer  Handelsgesellschaft  für  die  von  ihnen  gecharterten 
Schiffe  erteilt  worden  ist  und  daß  andere  ausländische  Schiffe,  wenn 
sie  die  in  Frage  stehenden  Plätze  anlaufen  würden,  sich  der  Verletzung 
eines  russischen  Staatsverbots  schuldig  machen  würden.   Daher  kann 
man  von  einer  allgemeinen  Aufhebung  des  Verbots  nicht  sprechen.  Und 
auch  wenn  man  annimmt,  die  Erlaubnis  sei  den  Charterern  des  zur  Ver- 
handlung stehenden  Schiffes  und  nicht  dem  Schiff  selbst  erteilt,  so  hat 
doch,  wie  oben  ausgeführt,  das  Schiff  auf  Cirund  dieser  Erhuihnis  in 
dem  verbotenen  Bereich  Handelsschiffahrt  betriet)en  und  damit  feind- 
lichen Charakter  erworben. 

4.  Wenn  der  Reklamant  \ orl-jringt,  die  Reise  de.->  zur  Verhandlung 
steheiulen  Sr  hitt\->  sei  aus  Menschlichkeit  gemacht  vtorden  und  daher 
könne  da>  Schilt  nicht  ^x■egge^^)Iu^len  werden,  so  steht  dem  entgegen, 
daß,  wie  oben  gesagt,  die  Reise  nur  in  Ausführung  der  gewöhnlichen 
Lieferungsaufgaben  als  eine  t>esondere  Art  von  Handel  seitens  der  Kam- 
tschatka Handels'  und  Industriegesellschaft  gemacht  worden  ist  und  in 
keiner  Weise  auf  Zwecke  der  Wohltätigkeit  und  Menschlichkeit  hindeutet. 

5.  Der  Reklamant  behauptet  unter  Anführung  von  Betspielen,  daß 
Prisen  nach  Wiederherstellung  des  Friedens  nicht  mehr  gemacht  \x erden 
könnten,  daß  weder  das  Schiff  noch  seine  Ladung  von  Wiederherstellung 
des  Eriedens  an  sich  der  Entscheidung  des  Prisengerichts  zu  unter- 
"vicrfen  brauchten.  Daher  seien  sie  selbstredend  freizugeben.  Was  die 
angeführten  Beispiele  an^n-ht,  so  haben  dort  entweder  die  kriegführenden 
Staaten  in  einem  besonderen  Vertrag  die  gegenseitigen  Beziehungen 
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geregelt  oder  es  handdt  sich  nur  iim  Freigabe  einer  bestimmien  Art 
feindlicher  Schiffe  auf  Grund  besonderer  gesetzlicher  Vorschriften.  Als 
Präcedenzen  auf  den  vorliegenden  Fall  können  sie  indes  nicht  ange- 
sehen werden. 

Wenn  auch  im  allgemeinen  das  Recht,  Prisen  zu  machen  mit  der 

Wiederherstellung  des  Friedens  aufhört,  so  werden  doch  bereits  ge- 
schehene Aufbringun|^(  n  dadurch  nicht  annulliert.  Die  Handlung  der 
Aufbringung  und  die  Handlung,  welche  über  die  Rechtmäßigkeit  der 
Aufbringung  entscheidet,  sind  zwei  ganz  verschiedene  Sachen.  Daher 
können  die  Prisengerichte,  außer  wo  sie  durch  X  crtrag  oder  Oe^rtz 
gebunden  sind,  gleichviel  oh  es  sich  um  niutnik-  Schiffe  handelt  oder 
nicht,  auch  tuich  Wiederherstellung  des  rriedeiis  dii'  Untersuchung  fort- 
setzen und  entscheiden,  ob  Wegnahme  erfulgcn  soll  oder  nicht.  Dies 
ist  von  der  Präcedenzentscheidung,  betreffend  die  „Yeesung"  aus  dem 
japanischKrhlnesischen  Krieg  der  Jahre  1894/95  und  von  der  sonstigen 
völkerrechtlichen  Praxis  und  Wissenschaft  in  gleicher  Weise  anerkannt. 

Da  aus  den  obigen  Grfinden  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff 
und  seine  Ladung  einzuadehen  sind,  so  erübrigt  es  sich,  auf  die  wei- 
teren Ausführungen  des  Reklamanten  besonders  einzugehen. 

Es  wird  daher  wie  in  der  Urteilsformei  entschieden. 

Verkündet  am  4.  November  1905  im  Prisengericht  zu  Yokosuka  im 
Beisein  des  Staatsanwalts  beim  Prisengericht  zu  Yokosuka»  Uchida 
Shigenari. 

(Unterschriften.) 


Reklamant:  Pacific  (^oast  Steamship  Company.  Vereinigte  Staa- 
ten von  Nordamerika,  San  1  ranci^co,  vertreten  durch  den  Kapitän  der 
„Montara",  Thomas  Reilly,  und  Lloyd,  England,  London,  ver- 
treten durch  A.  O.  MoreyWeale,  Angehörigen  der  Firma  Com  es 
6i  Co.,  Yokohama,  Yamashitacho  Nr.  50. 

Prozefivertreter: Rechtsanwalt  Sato  Hakuai,  Yokohama^ 
Honcho,  Sanchome  Nr.  40. 

Am  4.  November  1905  hat  das  Prisengericht  zu  Yokosuka  in  der 
Prisensache,  t)etreffend  den  amerikanischen  Dampfer  „Montara"  und 
seine  Ladung,  welche  am  16.  August  IQ05  auf  dem  Ankerplatz  von 
Nikolsk  auf  der  Beringinsel  von  dem  Kaiserlichen  Kriegsschiff  ,,1/umi" 
beschhp;riahnU  worcien  sind,  ein  l'rtcil  gefällt,  in  welchem  auf  Lin- 
ziehung  des  nordarnerikanischen  Dampfers  Montara"  und  der  auf  ihm 
verladenen  25  Sack  Blattabak,  11  Ki>ten  labak.  17  Kisten  Zucker,  eines 
Dampfboots,  zwei  kleiner  Leichter,  eines  Quantums  Brennholz,  unge- 
fähr 4000  gesalzener  Seehundsfelle,  Robbenfelle,  schwarzer  Dachsfelle, 

926 


Digitized  by  Google 


PrlMngtrielitNiiticlialdiiiigeii:  „Montufm". 


Abschnitt  VII» 


Rotf üchsfellc,  hiscliotterfelle.  X'irilraHtcüe,  Hermclinfeile  und  Bärentelle, 
zusaiiuiien  etwa  30  Stück,  erkannt  \x  oidtn  ist. 

Gegen  dieses  Urteil  hat  der  Vertreter  der  Pacific  Steamship  Com- 
pany, Thomas  Reilly,  und  der  Vertreter  des  Lloyd,  A. G.  Morey 
.Weale,  durch  den  Rechtsanwalt  Sato  Hakuai  als  Prozeßvertreter 
die.  Berufung  eingelegt,  welche  im  Beisein  der  Staatsanwälte  Tsutsuki 
K e i ro k u  und  Dr.  jur.  Ishiwatari  Binichi  beim  Oberprisengericht 
gepräft  worden  Ist. 

Die  Hauptpunkte  der  Berufung  des  Vertreters  der  Reklamation,. 
Sato  Hakuai,  und  deren  Gründe  sind  folgende : 

1.  Daß  Rußland  auch  vor  dem  Kriege  in  der  Küstenprovinz  und  an 
der  Küste  von  Kamtschatka  den  Verkehr  japanischer  und  sonstii^er  aus- 
ländi^rher  Schiffe  sfestattet  habe,  gehe  hervor  aus  den  von  dem  Rekla- 
manten dem  Gericht  erster  Instanz  vorgelegten  Beweisstücken  AI,  dem 
Staatsanzeiger  vom  \2.  März  1Q02  (Bericht  des  Handelsat^cnten  Ka\x  a- 
kami  in  Wladiwostok);  A 2.  dem  Staatsanzeiger  vom  14.  Oktober  10(i3 
(Bericht  des  tjenannten  Beamten);  A3,  Beiblatt  8  der  Monatsschrift  des 
Zollamts  zu  Yokohama  {Berieht  der  Beamten  Vashiro  und  Kuraoka 
über  ihre  Dienstreise  nach  Kamtschatka).  Wenn  man  einmal  annehme, 
daß  die  Aussage  Orebnitzkis,  daß  auf  den  Commandorski4n$eln 
der  Verkehr  ausländischer  Schiffe  verboten  sei,  wahr  sei,  so  ergebe  sich 
das  doch  nur  aus  dem  der  Kamtschatka-Handels-  und  IndustriegesflU 
Schaft  eingeräumten  Monopolrecht.  Man  könne  dagegen  die  Sache  nicht 
so  ansehen,  als  ob  der  Küstenhandel  verboten  sei. 

Da,  wie  der  Vertreter  der  Kamtschatka-Handels-  und  Industrie- 
gesellschaft, Brüggen,  ausgesagt  habe,  diese  Oesellschaft  von  der 
Regierung  das  ausschließliche  Recht  erhalten  habe,  die  Jagdbeute  der 
Commandorski-Inseln  allein  anzukaufen  und  den  !nselbe"w ohnerii  die 
täglichen  Lebensbedarfsartikel  zu  liefern,  >o  köntie  man  daraus  ent- 
nehmen, dnß  keine  Schiffe,  einerlei  ob  russische  oder  ausländische,  so- 
fern sie  nicht  im  Ligentum,  bz>x'.  in  Charter,  der  Kamtschatka-Handels- 
und Industriegesellsehaft  stünden,  auf  den  Commandorski-Inseln 
Handelsverträge  treiben  dürften.  Wenn  daher  auch,  wie  Grebnitzki 
ausgesagt  habe,  die  genannte  Oesellschaft  vor  dem  Kriege  zum  Handels- 
verkehr auf  den  Commandorski-Inseln  ausländische  Schiffe  nicht  habe 
mieten  können,  so  sei  das  doch  nur  eine  Bedingung  der  russischen  Re- 
gferung  in  ihrer  Instruktion  gegenüber  dieser  Gesellschaft.  Diese  Be- 
dingung sei  indessen  nach  der  Kriegseröffnung  >xeggcfallen,  und  die 
Gesellschaft  habe  dann  die  Freiheit  zur  Aliet  •  und  zum  Gebrauch  aus- 
ländischer Schiffe  erhalten.  Aber  darum  koniv  m:\n  «gecharterte  aus- 
ländische Schifte  nicht  als  soldie  bezeichnen,  uieielie  mit  besonderer 
Erlaubnis  der  russi^chen  Rei;ierung  führen.  Denn  die  Handels-  und 
Industriegesellsehaft  könne  jede  Art  von  Schiffen,  gleichgültig  welcher 
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Nationalität^  chartern.  Daß  diese  Gesellschaft  diese  Freiheit  erhalten 
habe,  gleichgültig  was  für  Schiffe  und  welcher  Nationalität  chartern 

zu  können,  könne  man  nicht  als  die  „Besondere  Erlaubnis"  *^)  auffassen. 
Um  diesem  Ein.>xurf  zu  entgehen,  habe  das  Urteil  erster  Instanz  ab- 
sichtlich die  dunkle  Frklärung  gegeben,  daß  das  Schiff  auf  (jrund  des 
Vorzugs  der  besonciert'n  Frlaubnis,  >xe!che  die  Kamtschatka-Iiandels- 
und  Industriegcsellsrh.ift  erhalten  habe,  gefahren  ,-,ei.  Die  .n  der  In- 
struktion der  genannten  Gesellschaft  enthaltene  „Aufhebunt^  der  lie- 
scluaiikung"  oder,  wie  das  Urteil  erster  Instanz  sage,  „besondere  F.r- 
laubnts'S  könne  man  nicht  als  die  für  ein  bestimmtes  Schiff  besonders 
^währte  „besondere  Erlaubnis"  auffassen.  Da  femer  ein  Vorzug, 
welchen  jedes  Schiff  haben  könne,  nicht  den  Charakter  des  Besonderen 
habe,  so  stimme  auf  ihn  nicht  die  im  Eingang  der  Urteilsbegründung 
gegebene  Voraussetzung,  nämlich,  daß 

wenn  der  feindliche  Staat  für  Orte,  wo  in  Friedenszeiten  der 
Handelsverkehr  ausländischer  Schiffe  verboten  sei,  diesen 
Verkehr  fijr  die  Kriegszeit  für  gewisse  Schiffe  besonders  er» 
laube,  auch  neutrale  Schiffe,  die  auf  Orund  dieser  besonderen 
Erlaubnis  Handelsverkehr  betrieben,  feindlichen  Charakter 
erwürben  und  der  Wei^mahme  unterlägen. 
Kurz,  die  besondere  Erlaubnis,  auf  Orund  deren  man  neutralen 
Schiffen  feindliehen  Charakter  beilegen  könne,  bedinge,  dall  ein  Schiff 
eine  Erlaubnis  \ün  dem  feindlichen  Staat  erhalten  habe,  uder  die  Er- 
laubnis erhalten  habe,  die  Flagge  desselben  zu  führen,  oder  Steuerfreiheit 
oder  sonstige  Unterstützung  genieße;  auf  alle  Fälle  sei  es  nötig,  daß 
ein  besonders  bestimmtes  Schiff  eine  besondere  Vergünstigung  oder  Be- 
handlung empfange. 

Einfach  aus  dem  geringfügigen  Gründe,  daß  es  einen  zur  Friedens- 
zeit verbotenen  Handel  getriel>en  habe,  einem  Schiff  eines  befreundeten 
Staats  feindlichen  Charakter  beizulegen,  sei  eine  zu  strenge  Entscheidung, 
welche  in  der  Neuzeit  keine  Beispiele  finde.  Dieses  sei  ein  Qrund, 
aus  welchem  dem  Urt(  11  widersprochen  werde. 

2.  Oa  die  Kamtschatka-Handels-  und  Industriegesellschaft  jedes 
ausländische  Schiff  zu  chartern  die  1  reiheil  habe,  so  sei,  wie  schon 
im  vorigen  Punkt  dargelan,  das  zur  Verhandlunif  stehende  Schiff  m 
Charter  der  genannten  Cicsellschaft  auf  den  Connnandoi  ski-Inseln  ver- 
kehrt, ohne  daß  es  dazu  \on  der  russischen  Regierung  irgendwelche 
besondere  Vergünstigung  oder  Behandlung  erfahren  habe. 

Daß  ein  neutrales  Schiff  auf  Qrund  dessen,  daß  es  Handel  getrieben 
habe,  den  der  feindliche  Staat  zur  Friedenszeit  verbiete,  weggenommen 
werde,  erscheine,  soweit  der  Reklamant  wisse,  nicht  in  den  Bestimmungen 
der  Prisenordnungen  irgend  eines  modernen  Staats.  Zum  Beispiel  be- 

•)  V.  §  6,2. 
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schränkten  die  am  27.  Juni  des  Jahres  1900  von  dorn  Marincm'nistiiium 
der  V'ereinicjten  Staaten  von  Nordamerika  erlassenen  Bestimmungen  über 
den  Srrkncy  die  Wegnahme  neutraler  Schiffe  auf  die  Fälle,  daß  ein 
Schiff  iiü  Dienst  der  feindlichen  Armee  oticr  Marino  oder  unter  der  Auf- 
sicht des  h'eindes  stehe  (Art,  H));  daß  es  Konterbande  führe,  daß  es 
Blockadebruch  veisuche  (Art.  19);  oder  daft  es  zurzeit  im  Dienste  des 
Feindes  stehend  ab  Nachrichtenboot  fahre  (Art  20).  Obwohl  ferner 
die  Vereinigten  Staaten  die  Pariser  IDeldaration  nicht  gezeichnet  hätten, 
erklärten  sie  doch,  daß  ein  neutrales  Schiff,  welches  feindliches  Out 
führe,  mit  seiner  Ladung  der  Aufbringung  entgehen  müsse  (Art.  19).  Die 
Staaten  hätten  den  Artikel  2  der  Pariser  Deklaration  anerkannt,  ohne 
indes  seine  Ausnahme  anzunehmen.  Wenn  der  vorliegende  Fall  sich 
bei  den  Vereinigten  Staaten  ereignet  hätte,  so  sei  es  unzweifelhaft,  daß 
er  keine  Entscheidung  auf  Wegnahme  erhalten  haben  würde. 

In  der  russischen  Seeprisen(3rdnung  vom  27.  März  1895  be- 
schränkten sich  die  Fälle,  in  w  eichen  neutrale  Hand  Isschiffe  eingezogen 
vtcrden  könnten,  auf  solche  Schifte,  welche  Kriv(^>konterhande  oder 
feindliche  Truppen  transportierten  (Art.  11,  Absatz  1,  2,  und  3);  welche 
vorsätzlich  in  einen  blockierten  Hafen  einzudringen  versuchten;  welche 
sich  dem  Anhalten,  der  Besichtigung  und  der  Beschlagnahme  mit  Waffen- 
gewalt widersetzten;  und  welche  im  Interesse  des  Feindes  gegen  Ruß- 
land handelten  (Art  11,  Ziffer  2,  3,  und  4).  Der  Fall,  daß  ein  Schiff 
nach  einem,  im  Frieden  nicht  geöffneten  Hafen  des  feindlichen  Staats 
Handel  getrieben  habe,  sei  außer  Frage  gelassen.  Dieses  könne  mit  einem 
tatsächlichen  Beispiel  belegt  \ierden,  nämlich  dem  Urteil  des  Prisen- 
gerichte zu  Wladiwostok  vom  24.  Juli  1904,  in  welchem  auf  Weg- 
nahme des  enp^Iischcn  Dampfers  „Alanton"  erkannt  worden  sei.  Das 
Schiff  habt  Cardiffkohle  f^^eladcn  und  als  Bestimmungsorte  MoniLjkong 
oder  Sasfbo  an^e^a-ben  ^^^chabt.  .'\m  21.  Februar  1904  sei  es  von  C^ar- 
ditt  abgefahren  und  um  das  Kap  der  (iuien  Hoffnung  und  über  Hong- 
kong nach  Sasebo  5j;ekinj,'t.  Dort  habe  es  die  Ladung  gelöscht,  sei  nach 
Muroran  auf  llokkaido  gefahren,  habe  \xieder  Kohlen  geladen  und 
Singapore  zum  Bestimmungshafen  gemacht.  Auf  der  Fahrt  nach  dem 
Westen  sei  es  bei  Okinoshima  von  dem  gewalttätigen  russischen  Ge- 
schwader aufgebracht  worden.  Freilich  sei  Sasebo  Kriegshafen  und 
Muroran  iKin  geöffneter  Hafen,  ^)  und  die  japanische  Regierung  habe 
auch  während  des  Krieges  niemals  allgemein  das  Einfahren  für  aus- 
ländische Schiffe  gestattet.  Auch  habe  sie  nicht  einigen  einzelnen  Ge- 
sellschaften den  Gebrauch  ausländischer  Schiffe  freigestellt  und  den 
Verkehr  in  nicht  geöffneten  Häfen  gestattet,^)  sondern  für  jedes  ein- 

')  Tatsächlich  ist  jMuroran  unter  anderem  für  Kohlcnausfuhr  geöffnet. 

Tats.ichllcli  wurde  ^anz  al!j.|cmein  den  bereits  bestellenden,  in  Küstenschiff- 
fahrt  engagierten  japanischen  Reedereien  die  Verwendung  auslandischer  Charterschiffe 
hlenu  freigegeben. 
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zelne  Schiff  besonders  die  Erlaubnis  erteilt.  Wenn  es  möglich  wäre,  ' 
daraufhin,  daß  ein  St  liiff  auf  Grund  einer  Hrlaiibnis  des  Feindes  nach 
einem  im  hriL-tlt-n  verbotenen  Hafen  gciahrcn  sei,  demselben  feindlichen 
Charakter  bei/uk-L^en,  >(>  wäre  es  nicht  so  schucr  gewesen,  die  l.ni- 
Scheidung  auf  NXr'cgnahnie  de»  Dampiers  „Alanton"  zu  begründen.  Üa 
aber  ein  solcher  Grund  von  der  russischen  Prisenordnung  nicht  an- 
erkannt sei,  so  habe  das  Prisengericht  von  Wladiwostok  sehr  viel  MÖhe 
r  gehabt^  eine  Begründung  für  die  Wegnahme  aufzubauen  und  sich  haupt« 
sachlich  darauf  gestützt,  daß  das  Schiff  seine  ausschließlich  aus  Konter« 
bände  bestehende  Ladung  in  Sasebo  gelandet  habe,  obwohl  die  Haftung 
mit  der  Landung  aufhöre.  Wenn  die  ..Alanton"  aber  nicht  Konter- 
bande befördert  gehabt  hätte,  so  würde  offenbar  das  Prisengericht  keinen 
Vorwand  für  die  Entscheidung  auf  Wefjnnhme  haben  finden  können. 
Wieviel  mehr  mü'^se  das  für  die  zur  Wrhandlung  stehende  „iMontara" 
gelten,  welche  für  sich  selbst  keinerlei  besondere  Erlaubnis  von  der 
russischen  Regierung  erhallen  habe. 

Auch  in  der  am  20.  Juni  18ö4  veröffentiichlen  preußischen  See- 
prisenor  Jnung  .sei  unter  den  im  §  7  aufgeführten,  als  Prisen  zu  be- 
handelnden Gegenständen  der  vorliegende  ball  nicht  enthalten. 

Nach  dem  Handbuch  des  englischen  Prisenrechls  von  Holland, 
Abschnitt  9,  Artikel  141,  habe  nian  bis  zum  Anfang  des  vorigen  Jahr- 
hunderts nach  den  Kriegsbestimmungen  vom  Jahre  1756  neutrale  Schiffe, 
welche  zu  einem,  im  Frieden  anderen  als  feindlichen  Schiffen  verbotenen, 
Handel  dienten,  aufbringen  können.  Wenn  auch  der  Handel  nach 
den  Kolonien  und  der  Küstenhandel  während  einer  Zeit  gebräuchlicher- 
weise verboten  gewesen  sei,  so  sei  dieser  Handel  doch  zurzeit  für  aus- 
ländische Schiffe  allgemein  freigegeben,  so  daß  jene  Kriegsbestimmungen 
ihre  praktische  Anwendbarkeit  verloren  hätien.  Nach  Ziffer  2  der  Pariser 
Seerechtsdeklaration  vom  Jahre  1856  hätten  jene  Bestimmungen  in  dem 
Sinne  eine  Einschränkung  erfahren,  daß  dort  bestimmt  sei,  daß  die 
neutrale  Flagge  feindliches  Gut,  ausii:enonimefi  Kriegskonterbande, 
schütze.  Aus  diesen  beiden  Rechtsqueilen  ergehe  si(  h  klar,  daß  ein 
englischer  Kreu/.erkommandant,  wenn  er  nicht  besoiuiv-re  fnstruktiun 
habe,  jene  Kriegsbestimmungen  nicht  in  Ausführung  ^etzen  dürlc.  Die 
Kriegsbestimmungen  aus  dem  Jahre  1756,  welche  Schiffen,  die  Handel 
nach  Plätzen  trieben,  die  im  Frieden  für  ausländische  Schiffe  verboten 
seien,  feindlichen  Charakter  beilegten,  seien  eine  Gewohnheit,  welche 
nur  bis  zum  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts  in  Übung  gestanden 
habe.  Das  sei  der  Grund,  weshalb  in  den  seit  Mitte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts bis  zur  Gegenwart  erlassenen  preußischen,  amerikanischen  und 
russischen  Prisenordnungen  jene  Bestimmung  nicht  mehr  zu  finden  sei. 
Ob  die  am  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts  in  Kraft  gewesenen  Kriegs- 
bestimmungen heutzutage  vollkommen  aufgehoben  seien,  sei  eine  Frage, 
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über  die  man  in  ensTjIischen  Juristenkreisen  noch  im  /x^eifel  sei.  In  dem 
bei  dem  Obtrgericht  in  Mont^konir  vorEfekomnient-n  ,,Prom."theiis"-Fall 
sei  dieser  Punkt  in  Streit  gewesen  und  d  -r  Klasj:or  habt'  behauptet,  daß 
diese  Bestimmungen  in  Kraft  seien;  der  BckUgte  iiabe  dies  bestritten. 
Der  Vorsitzende  Richter  H.  S.  Berkeley  sd  der  Entscheidung  über 
diesen  Streitpunkt  aus  dem  Wege  gegangen  und  habe  entschieden,  daß, 
w€nn  man  selbst  annehme,  daß  diese  Bestimmungen  noch  in  Kraft  seien, 
nach  den  anderen  Punkten  die  Forderung  des  Klägers  abzuweisen  sei. 
Wenn  der  Richter  aber  diese  Kriegsbsstimmungen  als  dem  Recht  ent- 
sprechend mit  der  völkerrechtlichen  Praxis  in  Einklang  stehend  und  als 
geltendes  englisches  Recht  habe  behandeln  vollen,  so  w  ürde  er  das  Be- 
stehen dieses  Gesetzes  klar  haben  anerkennen  und  danach  entscheiden 
müssen.  Wenn  er  dagegen  durch  die  oben  cr>xähnte  Wendung  das 
Bestehen  desselben  nicht  klar  gest  Hi  habe,  so  könne  daraus  der  Wert 
dieser  Bestimm unL,'en  ermes«;cn  \x\Tden. 

Selbst  aber  wenn  man  annehiiK-,  e^  lägen  keine  Ikw  ei^e  Jafür  vor, 
daß  jene  Bestimmungen  in  Kni^land  völlig  aufgehoben  ^ei^u,  so  habe 
doch  ihre  Anwendung  notwendigerweise,  wie  Holland  ausführe,  seitdem 
England  die  Pariser  Deklaration  gezeichnet  habe,  eine  Beschränkung 
erfahren.  Denn  da  sie  offenbar  mit  Artikel  2  der  Deklaration  kollidierten, 
so  könnten  sie  nur  im  Falle  eines  Kriegs  mit  einem  Staat,  welcher  der 
Deklaration  nicht  beigetreten  sei,  zur  Anwendung  kommen.  Heutzutage 
seien  diejenigen  unter  den  zivilisierten  Staaten,  welche  der  Deklaration 
nicht  beigetreten  seien,  nur  einige  veenige.  Die  Vereinigten  Staaten 
hätten  in  ihren  Verordnungen  über  den  Seekrieg,  wie  schon  ingeführt, 
die  gleichen  Bestimmungen  getroffen,  >x  ie  die  Pariser  Deklaration.  iMan 
könne  daher  in  den  Bezieh imi^en  zwischen  den  modernen  zivilisierten 
Staaten,  Bestimm umjcn  oder  (n  brau'  he  wie  die  alten  englischen  Kriegs- 
bestimmungen,  tatsäcidich  nichi  ausfindig  machen. 

Die  als  der  wahre  Ausdruck  dt^  Völkerrechts  zu  bezeichnende, 
von  Itiii  internationalen  Völkerreehtbkongreli  l>eschlossene  Seeprisen- 
ordnung sei  auch  natürlich  frei  von  solchen  veralteten  Ideen  (Art.  23). 

Der  Ausdruck  der  neuen  japanischen  Seeprisenordnung (§  6, 
Ziffer  2):  „Schiffe,  welche  mit  einer  besonderen  Erlaubnis  des  feind- 
lichen Staats  fahren"  beziehe  sich  nur  auf  den  Fall,  wo  das  betreffende 
Schiff  selbst  die  besondere  Vergfinstigung  und  Behandlung  seitens  der 
feindlichen  Regierung  geniefie.  Diese  abstrakte  Bestimmung  sei  nur 
eine  Zus.imm nfassung  und  Vereinfachung  des  §  2,  Ziffer  2  und  Ziffer  3 
der  alten  Frisenordnung,  wo  es  heiße:  „Schiffe,  welche  einen  Reisepaß 
des  feindlichen  Staats  besitzen"  hzw.  „Schiffe,  wci-^he  auf  Grund  eines 
Erlaubnisseheins  der  feindlichen  Regierung  tahren".  Die  alte  Be- 
stimmung habe  offenbar  nur  Anwendung  finden  können  auf  Schiffe, 
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welche  etilen  Reisepaß  des  feindlichen  Staats  besessen  hätten  od«'  mit 
einem  Erlaubnisschein  der  feindlichen  Regierung  gereist  wären  oder  eine, 
möglicherweise  nach  Auslegung,  noch  hervorragendere  besondere  Ver- 
günstigung genossen  hätten.  Wenn  man  aber  daraus,  daß  in  der  neuen 
Bestimmung  jene  abstrakte  Wendung  gebraucht  sei,  schließen  wolle, 
daß  sie  auch  hoch  in  leichteren  Fällen,  als  die  alte  Bestimmung  vor> 
sehe,  angewendet  werden  könne,  so  heiße  das  sich  dem  Strom  der 
zivilisierten  Welt  entgegenstemmen,  Axelche  in  Wissenschaft  und  Praxis 
jahraus  jahrein  den  Schutz  des  Privateigentums  zur  See,  soweit  es  mit 
dem  Kriege  nicht  in  Beziehung  <;tehe,  7u  fördern  suche.  Dies  sei  aber 
selbstredend  nicht  die  Absicht  bei  Abänderung  der  alten  Bestimmung 
gewesen,  denn  die  japanische  Regierung  strebe  danach.  Menschlichkeit 
und  Zivilisation  in  ihrer  reinsten  Ftirni  darzustellen  und  zu  verwirklichen. 

Freilich  könne  man  die  I^risenordnungen  der  verschiedenen  Staaten 
nicht  ohne  \x  eiteres  ai>  \  ölkerrecht  ansehen  (die  allen  englischen  Kriegs- 
bcstimniungen  ^eien  natürlich  kein  jetzt  gültigem  Völkerrecht),  ihre  Quel- 
len seien  aber  die  Ideen  und  die  Praxis  des  Völkerrechts  und  sie  .könnten 
daher  selbst  wiederum  als  eine  Quelle  des  Völkerrechts  gelten,  so  daß 
man  in  ihnen  dem  Bestehen  eines  völkerrechtlichen  Prinzips  nachspQren 
könne.  Was  aber  die  Begründung  des  Urteils  erster  Instanz  angehe, 
so  würde  es  wohl  schwer  sein,  die  Wurzeln 'derselben  in  ihnen  zu  finden. 

Dies  sei  der  zweite  Grund,  weshalb  der  Reklamant  sich  mit  dem 
Urteil  erster  Instanz  nicht  bescheiden  könne. 

3.  Mit  dem  Fortschritt  der  Zivilisation  seien  die  Fälle,  in  welchen 
Privateigentum,  welches  zu  dem  Krieg  in  kein.T  Beziehung  stehe,  weg- 
genommen uerden  könne,  mehr  und  mehr  eingeschränkt  worden.  Wenn 
aber  die  letzten  Spuren  davon  noch  nicht  verschwunden  seien,  so  seien 
die  Reste  nur  aUe  historische  Überlieferungen,  \xelche  in  ihrer  Cjrau- 
samkcit  von  dem  Bcutewesen  des  Landkriegs  alter  Zeit  nicht  verschieden 
seien.  Eine  solche  Plünderung  des  Eigentums  von  Privatpersonen  sei 
eine  Schädigung  der  eigenen  Staatsehre.  Daß  sie  aus  den  Kriegen  der 
zivilisierten  Welt  verschwinden  werde,  sei  nur  eine  Frage  der  Zeit. 

Es  sei'  ein  Grundsatz  der  Auslegungslehre,  daß  Strafgesetze  streng 
ausgelegt  und  daß  ihr  Anwendungsbereich  eng  gezogen  werde.  Da 
das  Prisenrecht  dne  Art  des  Strafrechts  und  seine  Existenz  nur  schwach 
begründet  sei,  so  widerlaufe  eine  allzuweit  greifende  Anwendung  des^ 
selben  dem  Oedanken  des  Rechts  und  der  Menschlichkeit  und  es  sei 
richtig,  lassell->e  streng  auszulegen  und  seine  Anwendung  zu  beschranken. 
Wenn  daher  das  Urteil  erster  Instanz  bei  .Auslegung  des  Prisenrechts 
vielmehr  allzu  frei  vorgegangen  sei  und  sein -n  (ieltungsbereich  er- 
weitert habe,  so  habe  es  jene  ürun  ll  dire  der  Auslegung  nicht  beob- 
achtet und  sich  mit  den  Bestrebungen  der  lortschreitenden  Zivilisation 
in  Widerspruch  gesetzt.  Auch  sei  es  zu  bedauern,  daß  die  Entscheidung 
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sich  nicht  eigne,  um  als  modernste  Präcedenz  für  die  zivilisierten  Mächte 
dienen  zu  können. 

Das  sei  der  dritte  Orund,  aus  dem  der  Reklamant  dem  Urteil  wider- 
spreche. 

Aus  diesen  Gründen  werde  Aufhebung  des  Urteils  erster  Instanz 
und  «ine  Entscheidung  auf  Freigabe  des  zur  Verhandlung  stehjenden 
Dampfers  ,,Mont'ir:i"  und  seiner  Ladung  beantragt. 

Die  Hauptpunkte  der  hrwiderung  des  Staatsanwalts  beim  Prisen- 
gcricht  zu  Yokosuka,  K  a  b  a  s  h  i  V  o  s  h  i  o  ,  sind  folgende : 

Seit  langer  Zeit  habe  die  russische  Regierung  die  Ausübung  der 
Haudtlsschiftahrt  zwischen  den  russischen  Commandorski-Insclu  und 
den  verschiedenen  in  der  Nähe  liegenden  Häfen  nur  der  Kamtschatka- 
Handels^  und  Industriegesellschaft  und  der  Ostsibirischen  Compagnie, 
und  zvar  ausschliefilich  mit  russischen  Fahrzeugen  konzessioniert  Als 
seit  dem  japanisch-russischen  Krieg  Mangel  an  russischen  Schiffen  ein- 
getreten sei,  sei  es  den  beiden  Gesellschaften  gestattet  worden,  aus- 
ländische Schiffe  zu  chartern  und  die  ihnen  konzessionierte,  oben  ge- 
nannte Handelsschiffahrt  mit  diesen  auszuüben.   Auf  Grund  dieser  Er- 
laubnis sei  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  von  der  Kamtschatka- 
Handels-  und  Industriegesellschafl  gecliartert  worden  und  es  sei  in  Aus- 
übung dieser  Tätigkeit  beschl  1171  ihmt  worden.    Diese  Tatsachen  er- 
gäben sich  aus  der  Aussage  de.s  Uberkommissars  für  die  Lieferungen  an 
die  genannten  fiäfen,  des  Rats  im  iWinisterium  des  Inneren  Grebnitzki. 

Das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  habe  also  Geschäfte,  deren 
Ausübung  neutralen  Schiffahrtsunternehmern,  ja  sogar  russischen  Staats- 
angehörigen, streng  untersagt  sei,  auf  ürund  einer  besonderen  Erlaub- 
nis der  russischen  Regierung  ausgeführt.  Es  sei  daher  zutreffend,  wenn 
die  erste  Instanz  angenommen  habe,  daß  das  zur  Verhandlung  stehende 
Schiff  eine  besondere  Erlaubnis  der  russischen  Regierung  gehabt  habe. 
Das  Völkerrecht  verleihe  einem  kriegführenden  Staat  das  Recht,  Schiffe, 
xvetche  auf  Orund  einer  besonderen  Erlaubnis  der  feindlichen  Regierung 
reisten,  als  feindliche  Schiffe  einzuziehen.  Daß  dies  Recht  auch  nach  der 
Pariser .  Seerechtsdeklaration  vom  Jahre  1856  keine  Beschränkung  er- 
leide, gehe  aus  dem  Artikel  19,  Ziffer  2  des  von  dem  Vertreter  der 
Reklamation  angeführten  Handbuchs  des  englischen  Prisenrechts  von- 
Holland  hervor. 

Kurz,  die  hnt^cheidung  der  ersten  Instanz  auf  hinzichung  des  zur 
Verhandlung  stehenden  Schiffs  sei  zutreffend  und  die  Berufung  un- 
begründet.   Daher  sei  dieselbe  abzuweisen. 

Das  vorliegende  Urteil  wird,  wie  folgt,  begründet: 
Die  russische  Regierung  hat  seit  langer  Zeit  die  liandelsschif fahrt 
auf  den  Commandorski-Inseln  für  ausländische  Schiffe  nicht  gestattet 
Da  aber  seit  dem  japanisch-russischen  Krieg  Mangel  an  eigenen  Schiffen 
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berichtet  wurde,  so  erteilte  die  russische  Regierung  der  Kamtschatka- 
Handels-  und  Industriegesellschaft  sowie  der  Ostsibirischen  Conipagnic 
die  besondere  Erlaubnis,  ausländische  Schiffe  zu  chartern  und  in  der 
genannten  Gegend  verkehren  zu  lasson,  um  den  frennnntcn  Cicsoll- 
schaflen  die  Ausführung  der  von  ihntn  der  Regierung  gv^gcnüber  ühcr- 
noniiiienen  lieferuni^rn  von  Bedarfsartikeln  zu  erleichtern.  Das  zur 
Verhandlung  stehende  Schiff  ist  auf  Grund  dieser  besondcTen  Erlaub- 
nis gereist.  Das  geht  hervor  aus  dem  Verneiniiungsprotokoll  des  mit 
diesem  Fall  beauftragten  Rats  des  Prisengerichts  zu  Yokosuka  mit  dem 
Oberlieferungskommissar  für  die  Bedarfsartikel  Orebnitzki. 

Das  Völkerrecht  erkennt  in  Praxis  und  Theorie  an,  daß  neutrale 
Schiffe,  welche  so  auf  Grund  einer  besonderen  Erlaubnis  des  feindlichen 
Staats  fahren,  feindlichen  Charakter  erwerben  und  zusammen  mit  der 
feindlichen  Ladung  weggenommen  werden  können.  Das  Oberprisen- 
gcricht  i>t  Jcr  Ansicht,  daß  dies  den  Verhältnissen  gerv.*cht  '*ird. 

Der  Reklamant  behauptet,  daß  Rußland  auch  vor  dem  Krieg  in 
der  Küstenprovinz  und  dem  Gebiet  von  Kamtschatka  den  Handels- 
verkehr von  ausländischen  Schiffen  erlaubt  habe  und  hat  zum  Be- 
weise hierfür  Abschrifiin  aus  zwei  Nummern  des  Staatsanz'iq^er';  und 
eines  Beiblatts  der  Monatszeitschrift  des  Zollamts  eingvieicht.  Au^  diesen 
Beweisstücken  kann  indes  nicht  ergehen  \\  Tden,  daß  ausländische  Schiffe 
in  der  Gegend  der  Coniinandorski-lnseln  zur  Handelsschiflaiu l  verwandt 
worden  sind.  Daher  ist  der  Aussage  des  oben  genannten  Qreb- 
nitzki  Glauben  zu  schenken»  welche  in  seinem  Vernehm ungsprotokoll, 
wie  folgt,  erscheint:  Im  allgemeinen  könnten  nur  russische  Schiffe 
gechartert  werden,  um  nach  den  Commandorski>InseIn  zu  fahren.  Aus 
Anlaß  des  jetzigen  Krieges  seien  jedoch  die  russtechen  Schiffe  un> 
zureichend  gevcorden,  SO  daß  der  Gesellschaft  die  Charterung  von  aus- 
ländischen Schiffen  gestattet  worden  sei.  Wenn  man  von  besonderer 
Vergünstigung  reden  könne,  so  sei  dies  eine  besondere  Vergünstigung. 

Ferner,  sagt  der  Reklamant,  wenn  man  einmal  annehme,  die  Aus- 
sage Orebnitzkis,  daß  die  Handelsschiffahrt  für  ausländische  Schiffe 
in  den  bezeichneten  (iorFrnden  verboten  gewesen  sei  und  daß  die  Kam- 
tschatka-Handels- und  liuhistrictTrsellschaft  für  den  dortigen  Verkehr 
ausländische  Schitie  nicht  hätte  chartern  können,  sei  vcnhr,  so  sei  das 
doch  nur  eine  Bedinii^nniTf  der  russischen  Regierung  Liege-niiber  dieser 
Gesellschaft.  Diese  Bedingung  sei  indessen  nach  der  Kriegseröftnung 
aufgehoben  und  die  Charterung  ausländischer  Schiffe  sei  möglich  ge- 
worden. Da  jedes  ausländische  Fahrzeug  demnach  gechartert  werden 
könne,  so  könne  man  das  nicht  als  besondere  Erlaubnis  bezeichnen.  Die 
besondere  Erlaubnis  erfordere  unbedingt,  daß  ein  besonders  t)estimmtes 
Schiff  eine  besondere  Vergünstigung  oder  Behandlung  empfange,  und  daß 
man  ein  neutrales  Schiff  aus  dem  Grunde,  daß  es  einen  vom  Feinde  im 
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hritden  verbotenen  Handel  betrieben  habe,  vcegnehme,  finde  sieii  in 
keiner  der  Prisenordnungen  der  modernen  Staaten  ausgesj^rochen.  Frei- 
lich könne  man  die  Prisenordnungen  der  verschiedenen  Staaten  nicht 
ohne  weiteres  als  Völkerrecht  ansehen;  da  sie  aber  selbst  als  Quellen 
des  Völkerrechts  dienen  könnten,  so  könne  man  in  ihnen  dem  Be- 
stehen eines  völkerrechtlichen  Prinzips  durch  vergleichende  Forschung 
nachspüren.  Die  Wurzeln  der  Begriindung  des  Urteils  der  ersten  In- 
stanz seien  in  ihnen  nicht  zu  finden. 

Zu  einer  besonderen  Erlaubnis  ist  es  indes  nicht  nötig,  daß  si«."* 
jedem  besonderen  Schiff  einzeln  erteilt  werde.  Eine  besondere  Fr!:iubnis 
für  die  Schitie  einer  besonders  benannten  Gesellschaft,  eine  allgemein 
verbotene  Eahrt  zu  machen,  ist  eine  besondere  Erlaubnis  für  di^  diese 
Fahrt  unternehmenden  Schiffe.  Die  Handelsschiffahrt  nach  d.^r  Gegend 
der  Cüinmandorski-Inseln  vtar  im  allgemeinen,  wie  oben  gesagt,  den 
ausländischen  Schiffen  verboten  und  war  nur  für  die  von  der  Kam- 
tschatka-Handels- und  Industriegesellschaft  und  noch  einer  anderen  Firma 
gecharterten  Schiffe  giestattet.  Es  ist  daher  außer  Zweifel,  daß  das  zur 
Verhandlung  stehende  Schiff,  welches  von  der  genannten  Gesellschaft 
gechartert  war,  auf  Grund  der  besonderen  Erlaubnis  der  russischen 
Regierung  gefahren  ist. 

Wie  aber  oben  schon  gesagt,  können  völkerrechtlich  neutrale  Schiffe, 
\)celche  auf  Grund  einer  besonderen  Erlaubnis  der  feindlichen  Regierung 
fahren,  ■^•cil  sie  fein.llichcn  Charakter  haben,  wvggenommen  werden. 
Da  nun  das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  auf  Grund  einer  besonderen 
Erlaubnis  der  feindlichen  Regierung  gefahren  ist,  so  kann  es  nicht 
der  Wegnahme  entgehen,  weil  in  den  Prisenurdnungen  Amerinas. 
Preußens  und  Rußlands  nicht  brstinimt  sei,  daß  Schiffe,  \xelche  zu 
einem  im  Frieden  von  dem  feindlichen  Staat  untersagten  Handelsverkehr 
gedient  hätten,  eingezogen  werden  könnten. 

Aus  diesen  Gründen  ist  es  zutreffend,  wenn  das  Urteil  erster  In- 
stanz das  zur  Verhandlung  stehende  Schiff  als  ein  Schiff  mit  feind- 
lichem Charakter  angesehen  und  auf  seine  sowie  seiner  feindlichen 
Ladung  Wegnahme  erkannt  hat  Demnach  erübrigt  es  sich,  auf  die 
übrigen  Punkte  der  Berufung  noch  weiter  einzugehen. 

Es  wird  daher,  «ie  folgt,  entschieden: 
Die  Berufung  wird  abgewiesen. 

Im  Oberprisengericht  am  13.  Ecbruar  1906. 

(Unterschriften.) 
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Pfite 

17.  „Aggi",  norwegisch  265 

6.  i^lexandci",  nustidi  199 

57.  .^ntiope",  eQgUsch  903 

46.  .Aphrodite",  englisch  780 

38  ,w\pollo",  englisch  701 

4.  „Argun".  russisch  129 

56.  „Austfalla«',  amerikanisch  881 

30.  „Bawtr>",  englisch   .  569 

13.  ,.Bobrlk'\  russisch  231 

32.  ,3uxina".  Österreichisch-ungarisch  625 

33.  S.  Dollar,  engllaeh  640 

43.  „Easby  Abbey",  englisch  742 

36  „Easm-,  englisch  .687 

1.  ,,Hk,Herinoslav",  russisch   48 

22.  „i  upiny",  deutsch  439 

20.  „Oeorge".  franaOslsch  432 

19.  „Harberton",  englisch  800 

51.  „Henry  Bolckow",  norwegisch  827 

11.  „Hermes",  norwegisch  228 

18.  „Hsl.Ping englisch  266 

50.  „Industrie",  deutsch  818 

14     fuHade".  russisch  240 

25.  „King  Arthur",  englisch  494 

9.  „Kotik",  russisch  219 

10.  „Lcsnik",  nuslach  225 

27.  ..Lethington".  englisch  S\9 

52.  „Llncluden",  englisch  839 

55.  „Lydia",  deutsch   859 

&  ,JMaiischuria*',  ninslch  140 

15.  .JVtanschuria",  russisch  '  242 

7.  „Michael",  russisch  205 

58.  „Montara",  amerikanisch   920 

2.  „Mukden",  russisch  67 

12.  „Nadeschaa",  russisch  230 

8.  „Nikolai",  russisch  212 

23.  „Nigretia",  englisch    .  •  454 

31.  „Oakley '.  englisch   612 

54.  „Orel'S  russisch   8S& 
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37.  „Paros*\  deuUcli  689 

19.  „Pei-Ping".  chinesisch  ,  354 

40.  „Powderham".  englisch  723 

53.  ,,Quang-Nam".  französisch  841 

42.  .Jtomnlut",  deutsch  739 

26.  ..Roseley**,  englisch  305 

3.  „Rossla".  msslsch  122 

47.  „Saxon  Prince",  englisch  789 

28.  „Scotiman",  englisch  533 

41.  „Sevcfus^*,  dciitscli  736 

35.  „Slam",  österreichisch-un^rlsch  668 

21.  „Sl-Shan",  englisch  437 

39,  ,3ylvlana",  englisch  710 

48.  „TeoooM**»  amerikanlscli  791 

16.  ..Thalia«,  russisch  ?46 

44.  „Vegga".  schwedisch  757 

45.  „Venus",  englisch  772 

24.  „Veteran",  deutsch   474 

29.  „Wllhelnlna",  hollindisch  558 

34.  „WyefIeld^  englisch  655 
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